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VI  Vorrede. 

Iftsst  uns  im  Stich.  Es  geht  hierbei ,  wie  bei  vielen  und  gerade 
den  wichtigsten  Punkten  der  Alterthumskunde:  die  Gewährs- 
männer setaen  diejenigen  Verhältnisse ,  in  welchen  sie  selbst  und 
alle  ihre  Mitbürger  leben,  als  bekannt  voraus  und  fühlen  das 
Bedürihiss  einer  Erläuterung  nicht  Bei  den  neueren  Gelehrten 
sucht  man  ebenfalls  vergeblich  nach  Auskunft.  Sie  erwähnen 
allerdings  jenen  durch  ein  bestimmtes  Gesetz  ausgesprochenen 
Grundsatz,  erzählen  von  der  Berufung  an  das  Volk  und  stel- 
len die  darauf  bezüglichen  Nachrichten  zusammen ;  aber  wie  die- 
selbe thatsächlich  geübt  und  neben  der  Freiheit  des  Bürgers  die 
Ordnung  des  Staates  gewahrt  worden  sei,  darüber  sprechen  sie 
nicht 

Schwierigkeiten  anderer  Art  bietet  das  spätere  Römische 
Recht,  das  hauptsächlich  in  den  Schwurgerichten  gehandhabt 
wurde.  Die  Bruchstücke  von  Gesetzen ,  welche  wir  übrig  haben, 
so  wie  die  Giceronischen  Reden  sind  eine  reiche,  fast  uner- 
schöpfliche Quelle  für  Untersuchungen,  welche  erst  tfaeilweise 
begonnen,  überall  ungelöste  Räthsel  darbieten.  Von  ihnen, 
welche  am  Meisten  unmittelbare  Belehrung  gewähren ,  ging  ich 
aus  und  stieg  allmälig.  Früheres  und  Späteres  mit  einander  ver- 
knüpfend und  Eines  durch  das  Andere  erläuternd,  zu  den  älte- 
sten Zeiten  des  Staates  auf.  So  kam  ich  dazu,  eine  Darstellung 
des  gesammten  Criminalrechtes  und  Criminalprocesses  der  Römi- 
schen Republik  zu  versuchen,  welche  ich  der  wohlwollenden  Be- 
urtheüung  der  Leser  empfehle. 

Gegen  Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  gab  (7ar2  Sigo-- 
nius  als  Schluss  seiner  Schilderung  des  Römischen  Staatslebens 
drei  Bücher  de  judiaia  heraus ,  von  denen  das  zweite  de  judioüa 
publicis^  das  dritte  de  judicüa  populi  handelte.  Es  war  ein 
f&r  jene  Zeit  ausgezeichnetes  Werk  und  ist  in  vielüacher  fiezie- 
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hung  bis  jetzt  die  Grundlage  aller  Untersuchungen  geblieben. 
Sigonius  beschäftigte  sich,  seinen  sonstigen  Studien  gemäss, 
ausschliesslich  nüt  dem  Criminalrechte  der  Republik  und  gewann 
neuen  StoiF  für  dasselbe  durch  Benutzung  der  uns  erhaltenen 
Bmchstücke  eines  republic^nischen  Gesetzes.  Seine  Darstellung 
ist  kurz  und  entbehrt  meist  der  Beweise,  oft  auch  oberflächlich, 
weil  sie  in  die  Einzelheiten  nicht  eingeht;  aber  sie  ist  klar  und 
verräth  eine  bewundernswürdige  Anschauung  der  Römischen  Ver- 
bältnisse.  Unter  den  Gelehrten,  welche  nach  ihm  denselben 
Gegenstand  in  seiner  Gesammtheit  umfasst  haben,  ist  keiner, 
der  mit  ihm  wetteifern  könnte. 

In  neuerer  Zeit  sind  zwei  hierher  gehörige  Werke  erschienen, 
fon  Ghisiav  Oeib  die  Geschichte  des  Römischen  Üriminalprocesses 
bis  zum  Tode  Justinians  (Leipzig  1842)  und  von  Wilhelm  Bein 
das  Criminalrecht  der  Römer  von  Romulus  bis  auf  Justinianus 
(Leipzig  1844).  Beide  haben  bedeutende  Verdienste  und  ich  bin 
ihnen,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Sammlung  des  Stoffes,  zu 
grossem  Danke  verpflichtet  Indessen  der  Verfasser  des  ersten 
Werkes  hat  selber  nicht  die  Hoffiiung,  eine  befriedigende  Bear- 
beitung des  Römischen  Griminalprocesses  zu  liefern :  sein  Zweck 
ist  nur,  ein  höheres  und  allgemeineres  Interesse  für  seinen  Ge- 
g^istand  zu  erwecken ,  er  will  den  Weg  zeigen ,  auf  dem  künf- 
tige Bearbeiter  fortschreiten  können.  Das  zweite  Werk  ist  eine 
höchst  sehätzenswerthe  Zusammenstellung,  entbehrt  aber  der 
nöUugen  Schärfe  und  Anschaulichkeit.  Der  Fortschritt  der 
Wissenschaft  v^langt  eine  neue  Bearbeitung  des  Römischen 
Criniinalrechtes. 

Fehlte  es  nur  am  Zusammenfassen  des  uns  überlieferten 
8t(^  und  an  der  Durchdringung  desselben  durch  leitende  Ge- 
danken  und  Grundsätze,  so  wäre  die  Aufgabe  eine  leichtere  als 
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sie  jetzt  ist  Indessen  es  sind  zwar  viele  Arbeiten  fiber  ein- 
zelne Punkte  erschienen:  sie  haben  die  Erkenntniss  gefßrdert 
und  zum  Theil  sichere  Ergebnisse  geliefert.  Die  älteste  Ge- 
schichte Roms  bildet  sogar  seit  lange  einen  Lieblingsgegenstand 
für  den  Scharfeinn  der  Gelehrten.  Dennoch  sind  wir  von  einer 
befriedigenden  Erkenntniss  der  Einzelheiten  weit  entfernt:  über- 
all begegnen  Zweifel  und  Unklarheiten  und  wer  sie  vermeiden 
will,  darf  eine  fortlaufende  Kette  von  selbstfindigen  Untersuchun- 
gen nicht  scheuen.  Ja  die  Erfolge  in  der  Untersuchung  der 
Römischen  Yer&ssungsgeschichte  sind  oft  unglücklich  gewesen  : 
die  Forschungen  waren  einseitig,  die  Ergebnisse  in  Hauptpunk- 
ten unrichtig.  Es  ist  unmöglich ,  dass  wer  ihnen  folgt ,  zu  einer 
klaren  und  mit  der  Ueberlieferung  übereinstimmenden  Anschau- 
ung gelangt.  Unter  den  neuem  Büchern  sind  nur  J.  Bvbinos 
Untersuchungen  über  Römische  Verfassung  und  Geschichte  (Gas- 
sei  1839)  zuverlässig,  gleich  ausgezeichnet  durch  critische 
Schärfe  wie  durch  philosophische  Entwickelung  der  schwierig- 
sten Punkte  in  der  Römischen  Geschichte :  sie  sind  für  diejenigen 
Zeiten,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  ein  sicherer  Fuhrer  und 
liefern  eine  noch  nicht  gebührend  gewürdigte  Grundlage  für  wei- 
tere Untersuchungen.  Für  das  Uebrige  bedarf  es  erneuter  For- 
schung, zum  Theil  der  AufBndung  eines  neuen,  an  die  Ueber- 
lieferung sich  anschliessenden  Weges,  wenn  man  nicht  in  Unklar- 
heiten oder  Gebilde  der  Phantasie  verfallen  will. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit 
einer  geschichtlichen  Darstellung  des  Criminalrechtes.  Jede  Er- 
scheinung musste  da  besprochen  werden,  wo  sie  zuerst  auftritt, 
auch  bei  der  Schilderung  der  Schwurgerichte ,  ihre  Entwickelung 
nach  den  einzelnen  Gesetzen,  welche  sie  hervorriefen,  gegeben 
werden.    Oft  war  grössere  Ausführlichkeit  über  die  Gestaltung 
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des  gesammten  Öffentlichen  Lebens  nöthig.  Wenn  ich  dabei 
Ansichten  ausspreche,  welche  den  jetzt  herrschenden  entgegen- 
eresetzt  sind,  so  bitte  ich  die  meinigen,  auch  wenn  sie  nicht 
begründet  werden,  deshalb  nicht  2u  verwerfen.  Sie  beruhen 
auf  besonderen  Untersuchungen ,  die  ich  nur  an  der  betreffenden 
Stelle  nicht  geben  konnte.  Ich  werde  anderswo  Gelegenheit 
haben,  sie  wissenschaftlich  auszufuhren. 

Meine  Arbeit  betrifft  ein  Juristen  und  Philologen  gemein- 
sames Feld;  die  letztem  haben  an  demselben  mehr  Theil,  als 
sie  an  dem  Criminalrechte  der  Kaiserzeit  in  Anspruch  nehmen 
dürfen.  Denn  in  der  Republik  war  dasselbe  wenig  durch  ge- 
lehrte Thätigkeit  ausgebildet,  überdem  so  eingerichtet,  dass  die 
oberste  Entscheidung  in  streitigen  Fällen  dem  Volke  zufiel.  Zu 
seiner  Auffassung  musste  der  Verstand  des  gewöhnlichen  Man- 
nes, wie  er  durch  das  öffentliche  und  politische  Leben  geschärft 
'  war,  hinreichen,  ich  habe  deshalb  absichtlich  öfters  juristische 
Ausdrücke  gemieden:  es  kam  mir  hauptsächlich  darauf  an,  das 
thatsächliche  Verfahren,  wie  es  sich  im  Leben  gestaltete,  zur 
Anschauung  zu  bringen.  Meine  Absicht  war  femer,  zur  Er- 
klärung der  alten  Schriftsteller  beizutragen  und  die  Processe, 
welche  von  ihnen  erwähnt  werden,  verständlich  zu  machen.  Ich 
habe  deshalb  einige ,  durch  die  besten  Denkmäler  der  Römischen 
Literatur  bekannte,  Processe  ausfuhrlich  behandelt  und  gedenke 
dasselbe  namentlich  bei  denen  zu  thun,  über  welche  wir  Reden 
von  Cicero  besitzen.  Meine  Darstellung  vermeidet,  wenngleich 
sie  auf  selbständigen  Untersuchungen  beruht  oder  diese  enthält, 
doch  den  äussern  Schein  der  Gelehrsamkeit  Finzelne  Ausfüh- 
rungen ,  Widerlegung  entgegenstehender  Ansichten  und  andere 
Bemerkungen  ähnlicher  Art  habe  ich  an  das  Ende  des  Buches 
verwiesen:    dort  stehen  sie  dem  weiter  Forschenden  zu  Gebote, 
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Das    vorliegende   Buch    handelt    über    das   Criminalrecht    der 
Römischen  Republik:  es  soll  in  der  einleitenden  Betrachtmig  den 
Zustand  desselben  nnter  den  Königen  schildern,  dann  die  Yer- 
ändenmgen,  welche  mit  ihm  bei  der  Errichtung  des  Freistaates 
stattfanden ,  darstellen  und  seine  weitere  Entwickelung  verfolgen 
bis  zu  Kaiser  Augnsf  s  Auftreten ,  wo  der  Staat  nach  langen  und 
blutigen  Parteikämpfen  sich  wiederum  zu  einer  Monarchie  um- 
bildet«.   Meine  Arbeit  soll  also  diejenigen  Zeiten  des  Römischen 
Volkes  umfassen,   welche  verdienter  Massen  das  Interesse  von 
Gelehrten  und   üngelehrten  vorzugsweise  in  Anspruch  nehmen.' 
Ohne  Zweifel   ist  auch   die  Kaiserregierung  'der    gründlichsten 
Untersuchung  werth :  es  galt  in  ihr,  den  Staat,  der  in  beispiellosem 
Wachsthum  die  ganze  bekannte  Welt  unterworfen  hatte ,  zu  einem 
wohlgeordneten  Ganzen  zu  vereinen,  die  inneren  Verhältnisse  zu 
gestalten,    die  Ungleichheiten,  welche  der  rasche  Siegeslauf  ge- 
schaffen, zu  verwischen  und  in  der  gesammten  Bevölkerung  eine 
neue    Gliederung  herbeizufuhren.      In   dieser  Beziehung  zeigen 
auch  die  sonst  traurigen  Zeiten  einen  stetigen  und  ffir  die  Mensch- 
heit  segensreichen  Fortschritt.     In   den  Einzelheiten  entfaltete 
sich  sogar  während  der  Kaiserzeit  das  Leben  reicher  und  viel- 
!*eitiger:    die  Rechtspflege  zumal  erhielt  erst  in  ihr  jene  feine 
wissenschaftliche  Durchbildung,  die  ihr  abgesehen  von  bestimm- 

tcD  Formen   und   Gesetzen  einen  dauernden  Werth  verleiht  und 
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sie  zur  Grundlage  eines  jeden  tieferen  Rechtsstudiums  macht. 
Dennoch  erscheinen  uns  die  Verhältnisse  des  Freistaates  anzie- 
hender. In  ihm  bilden  sich  die  eigenthümlichen  Tugenden  des 
Römischen  Volkes  aus,  in  ihm  tritt  seine  Thatkräftigkeit  auf 
das  Gläudzendste  hervor  und  gewann  das  Uebergewicht  über  ge- 
sittete und  ungesittete  Nationen.  Eine  Darstellung  also,  in 
welchen  Formen  und  Grundsätzen  sich  die  Rechtspflege  während 
dieser  Blüthe  des  Römischen  Volkes  entwickelte ,  darf  auf  allge- 
meines Interesse  Anspruch  machen.  Andere  mögen  die  Geschichte 
des  Criminalrechtes  während  der  Kaiserregierung  verfolgen:  sie 
werden,  wenn  anders  die  hier  entwickelten  Ansichten  richtig 
sind ,  einen  desto  sicherem  Grund  für  ihre  Untersuchungen  haben. 
Zudem  sind  die  Quellen  für  ^ie  Kaiserzeit  verschieden  von  denen 
der  Republik,  die  Rechtsginndsätze,  welche  sich  alsbald  geltend 
machten,  andere:  wie  in  allen  Verhältnissen,  so  auch  im  Cri- 
minalrecht,  besteht  ein  durchgreifender  Unterschied  zwischen  dem 
Freistaate  und  dem  Kaiserreich  und  wer  nur  einen  Theil  des 
Römischen  Strafrechtes  behandeln  will ,  kann  keinen  passenderen 
Abschnitt  als  den  bei  Kaiser  Augusfs  Alleinherrschaft  finden. 

Geschichtsforscher  und  Rechtsgelehrte  haben  ein  gleiches 
Interesse  an  einer  Geschichte  des  Römischen  Criminalrechtes. 
Die  alten  Politiker  unterscheiden  in  jeder  Staatsverfassung  drei 
TheHe,  deren  Verschiedenheit,  wie  sie  lehren,  eine  Verschieden- 
heit der  Verfassung  selber  zur  Folge  hat ,  den  berathenden ,  dem 
nach  Innen  die  Gesetze,  nach  Aussen  die  Verträge  anheim  fallen, 
den  auf  die  Beamten  bezüglichen,  von  dem  die  Vollziehung  des 
Beschlossenen  ausgeht,  drittens  den  richtenden.*)  Diese  drei 
Theile  mag  man  in  philosophischer  Betrachtung  sondern;  thatr- 
sächlich  sind  sie  so  mit  einander  verwachsen,  dass  das  Ver- 
ständniss  des  einen  ohne  den  andern  nicht  möglich  ist  Von 
den  Gerichten  aber  sind  es  vorzugsweise  die  Criminalgerichte, 
welche  sich  der  gesanmiten  Staatsverfassung  anschliessen:  je 
nachdem  diese  sich  ändert,  werden  auch  die  Fonnen  des  Ver- 
fahrens, die  Bestimmungen  über  Verbrechen  und  Strafen  andere. 
In  den  Staaten  des  Alterthums  zeigt  sich  die  Zusanmiengehörig- 
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keit  dieser  drei  Theile  in  noch  höherem  Grade  als  in  den  mo- 
dernen. Dorch  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Rechtes 
haben  die  Gerichte  jetzt  eine  Selbst^digkeit  gewonnen,  dass 
sie  auch  bei  verschiedenen  Staatsformen  unverändert  bestehen 
können:  dieselbe  Einrichtung  der  Criminalgerichte  findet  sich  in 
Monarchien  und  in  Freistaaten.  Dagegen  im  Alterthimi  war  dies 
unmöglicL  Der  Uebergang  Roms  vom  Königthum  zur  Republik 
fiährte  unmittelbar  eine  Umgestaltung  der  Gerichte,  welche  über 
das  Leben  und  Vermögen  der  Bürger  zu  entscheiden  hatten, 
herbei,  und  als  das  Kaiserthum  sich  bildete,  noch  keinesweges 
YoDständig  abgeschlossen  war,  wurden  dem  neuen  Monarchen 
Befugnisse  eingeräumt,  welche  einen  wesentlichen  Einfluss  auf 
Handhabung  der  Criminalgerichtsbarkeit  ausübten.  Es  werden 
ak)  Geschichtsforscher  in  der  Erkenntniss  des  Römischen  Cri- 
nünalrechtes  nicht  nur  eine  Darstellung  finden,  wie  menschliche 
Verhältnisse  geordnet  und  die  Leidenschaften  gezügelt  wurden, 
sondern  auch  Erläuterungen  über  die  wichtigsten  Vorgänge  in 
der  Römischen  Verfassung.  An  die  Einsetzung  derConsuln,  der 
Volkstribunen,  der  Zehnmänner  knüpfen  sich  unmittelbare  Ver- 
änderungen in  der  Strafrechtspflege  und  der  politische  Theil  die- 
ser Ereignisse  lässt  sich  ohne  gleichzeitige  Betrachtung  ihrer 
Folgen  im  Strafrechte  nicht  richtig  auffassen.  Die  Einsetzung 
der  Schwurgerichte ,  die  Schwankungen  im  Stande  der  Geschwo- 
renen stehen  im  genauesten  Zusanmienhange  mit  den  Wechsel- 
ten des  Staatslebens:  die  Processe  von  Goriolan,  von  Man- 
ilas Capitolinus,  von  Cicero  sind  nicht  nur  merkwürdig,  weil 
sie  nns  ein  Bild  von  dem  Strafverfahren  geben ,  sondern  bezeich- 
nen auch  Abschnitte  in  der  politischen  Entwickelung. 

Bei  den  Rechtsgelehrten  hat  das  Römische  Privatrecht  von 
jeher  ein  bei  weitem  grösseres  Interesse  erweckt  als  das  Crimi- 
nalrecht:  jenes  wurde  von  Vielen  und  mit  ausserordentlichem 
Scharfeinne  erforscht ,  dieses  nur  von  Einzelnen  behandelt.  Den- 
noch ist  es ,  wenn  man  von  der  Nützlichkeit  für  practische  Zwecke 
absieht,  der  Erkenntniss  nicht  weniger  wertb.  Schon  die  Be- 
trachtung, wie  bei  einem  weltbehen*schenden  Volke  die  allgemeinen 
Recht8b^[riffe  über  die  höchsten  menschlichen  Güter  ins  Leben 
getreten  sind,  verdient  Beachtung;  aber  das  Römische  Strafrecht 
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hat  ausserdem  noch  einige  besondere  Eigenthümlichkeiten.  Man 
kann  bei  ihm  die  Entwickelung  wenigstens  in  allgemeinen  Zügen 
von  seinem  Ursprünge  an  verfolgen,  wie  das  Criminalreeht  an- 
fänglich ungetrennt  vom  Privatrechte  bestand  und  von  denselben 
Personen,  in  denselben  Formen,  nach  denselben  Gesetzen  ge- 
übt wurde,  wie  es  sich  allmälig  trennte  und,  wenig  gestört 
durch  fremde  Einflüsse,  seinen  eigenen,  naturgemässen  Ent- 
wickelungsgang  nahm.  Die  Tugenden  des  Volkes,  welche  seine 
Ueberlegenheit  über  andere  Völker  begründeten,  zeigen  sich  in 
ihm  eben  so  deutlich  wie  in  den  politischen  Ereignissen.  Dahin 
gehört  vor  Allem  eine  wunderbare  Stetigkeit,  die  trotz  der  hef- 
tigsten Parteikämpfe  alle  Sprünge  der  Entwickelung  vermeiden 
und  nur  schrittweise  vorwärts  gehen  liess.  Derselbe  Grundsatz, 
der  im  Beginne  der  Republik,  ja  selbst  unter  den  Königen  für 
das  Criminalreeht  aufgestellt  wurde,  bestand  noch  am  Ende  des 
Freistaates,  wo  schon  Alles  zu  monarchischer  Gestaltung  neigte; 
die  Einsetzung  der  Schwurgerichte  geschah  nicht  plötzlich ,  nicht 
durch  ein  einziges  Gesetz,  sondern  in  verschiedenen  Abstufun- 
gen und  in  naturgemässem  Gange.  Gewisse  Rechtsformen  finden 
sich  unter  den  Königen  wie  in  der  Blüthe  des  Staates ,  sie  gehen 
durch  die  ganze  Römische  Geschichte.  Dabei  wurde  das  Alte 
bei  dem  Eintreten  des  Neuen  nie  aufgehoben,  sondern  Zeit  und 
Sitte  bewirkte  das  Verschwinden  des  einen  und  die  volle  Gel- 
tung des  andern.  Bewundemswerth  ist  femer  die  Geschicklich- 
keit in  practischer  Gestaltung  des  Vorhandenen,  wie  z.  B. 
Rechtsformen,  welche  für  eine  kleine  Stadt  und  far  beschränkte 
Verhältnisse  erfunden  waren,  den  grössten  angepasst  und  mit 
den  Bedürfiiissen  eines  Weltstaates  in  Einklang  gebracht,  wie 
die  KradBt  der  Regierung  gewahrt  und  doch  die  Freiheit  des  Bür- 
gers geschützt  wurde.  Hätte  man  diese  Eigenthümlichkeiten  deß 
Römischen  Criminalrechtes  erkannt,  so  würde  es  grössere  Aner- 
kennung gefunden,  regeren  Eifer  zur  Erforschung  der  vielen 
schwierigen  und  dunkeln  Punkte,  welche  es  darbietet,  erweckt 
haben. 

Die  Quellen  der  Erkenntniss  sind  für  das  Römische  Crimi- 
nalreeht eben  dieselben,  welche  es  für  die  Römische  Geschichte 
überhaupt  giebt     Sie  sind  leider  weder  vollständig  noch  mannig- 
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&ch,  80  dass  selbst  far  das  Verständniss  der  wichtigsten  Ein- 
richtangen  Schwierigkeiten  genug  zu  überwinden  sind.  Diese 
hat  das  Crinmialrecht  mit  der  allgemeinen  politischen  Geschichte 
gemeinsam«  Eigenthümlich  ist  ihm  der  Umstand,  dass,  wo  wir 
scheinbar  die  glaubwürdigsten  unmittelbaren  Zeugen  in  den  bei 
Criminalprocessen  gehaltenen  Reden  haben,  die  durch  sie  über- 
lieferte Kunde  eine  parteiische,  durch  alle  Mittel,  welche  poli- 
tische Leidenschaft  oder  die  Erfindungskraft  geschickter  Advo- 
caten  an  die  Hand  gab,  entstellte  ist:  es  bedarf  des  schärfsten 
Drth^es,  um  aus  solchen  rednerischen  Darstellungen  den  wirk- 
lichen Thatbestand  zu  ennitteln.  Dadurch  wird  unsere  Einsicht 
in  die  Voi^ftnge  selbst  der  blühendsten  Zeit  des  Staates,  aus 
der  wir  die  Berichte  gepriesener  Schriftsteller  übrig  haben,  un- 
sicher. Denn  ein  Geschichtsschreiber,  mag  er  auch  noch  so  ein- 
seitig sein,  bekämpft  !dennoch  seine  Parteilichkeit:  ein  Redner 
und  Advocat  folgt  nur  seiner  Pflicht,  der  Anklage  oder  Verthei- 
digong  zu  dienen.  Dazu  kommt,  dass  das  Criminalrecht  am 
häufigsten  seine  Anwendung  findet  in  den  gewöhnlichen  Fällen 
des  büi^erlichen  Lebens,  und  über  sie  ist  unsere  Ueberlieferung 
sehr  dürftig.  Es  liegt  in  der  Natur  solcher  Fälle,  dass  sie,  so 
grosses  Aufeehen  sie  auch  für  den  Augenblick  erregen,  doch 
rasch  vei^essen  werden:  und  Schriftsteller,  welche  eine  Zusam- 
nienstellung  der  wichtigsten  von  ihnen  oder  überhaupt  die  Dar- 
stellung des  Criminalrechtes  zu  ihrem  besondem  Zweck  gemacht 
hätten,  besitzen  wir  aus  der  Zeit  der  Römischen  Republik  nicht. 
Ke  Geschichtsschreiber  aber  hielten  es  unter  ihrer  Würde,  sich 
um  dergleichen  zu  künunem:  sie  richteten  ihr  Augenmerk  einzig 
auf  die  grossen  Thaten  im  Kriege  und  im  Frieden.  Also  über 
poMsdie  Vergehen  und  Processe  haben  wir  einige,  wenngleich 
unsichere,  Kunde;  über  den  Verlauf  der  gewöhnlichen  Griminal- 
ßUe  sind -wir  auf  einzelne  Bemerkungen,  welche  gelegentlich 
g^naeht  werden ,  beschränkt 

Für  eine  wichtige  Zeit  der  Römischen  Republik,  wo  ihre 
Weltherrschaft  entschieden  war ,  aber  innere  Zerwürfnisse  began- 
nen und  immer  hartnäckigere  Bürgerkriege  herbeiführten,  fehlt 
es  bekanntlich  an  zusammenhängenden  Berichten  ausfuhrlicher 
Geschichtsschreiber:    über  die  Bestrebungen  der  Gracchen,  den 
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Marianischen  Bürgerkrieg,  L.  Sulla's  Einrichtungen  besitzen  wir 
überaus  dürftige  Kunde.  Wie  T^ürden  wir  anders  urtheilen ,  wie 
viel  richtiger  die  vorhergehenden  und  nachfolgenden  Ereignisse 
erkennen,  wenn  uns  z.  B.  Livius'  grosses  Geschichtswerk  für 
diese  Zeit  erhalten  wäre!  In  sie  fallen  die  bedeutendsten  Ver- 
änderungen des  Strafrechtes.  Die  Volksgerichtsbarkeit  blühte 
in  zahlreichen  und  wichtigen  Processen,  daneben  entstanden  die 
Schwurgerichte  und  gewannen  allmäJig  die  Gestalt  und  Ausbil- 
dung, welche  uns  in  den  späteren  und  bekannteren  Verhält- 
nissen entgegen  tritt.  Der  Verlust  ausfuhrlicher  Ueberlieferung 
über  diese  Zeit  ist  für  uns  unersetzlich:  von  ihm  kann  man  mit 
Recht  unsere  unsichere  Erkenntniss  des  Römischen  Criminalrech- 
tes  überhaupt  herleiten. 

Von  der  ältesten  Römischen  Geschichte  haben  wir  verhält- 
nissmässig  ausreichende  Kunde,  wenigstens  zwei  Geschichts- 
schreiber, Livius  und  Dionysius,  von  denen  der  eine  in  patrio- 
tischer Absicht  für  seine  Landsleute,  der  andere  für  Griechen 
und  deshalb  ausführlicher  schrieb.  Sie  haben  alle  Nachrichten, 
die  sie  zu  ihrer  Zeit  vorfanden ,  mit  Eifer  zusammengestellt  und 
wir  dürfen  annehmen,  dass  wir  in  ihren  Berichten  ungeföhr 
Alles,  was  man  am  Ende  der  Republik  über  Römische  Ge- 
schichte wusste,  besitzen.  Freilich  ist  damit  für  das  Criminal- 
recht,  soweit  es  nicht -politische  Verbrechen  betrifft,  wenig  ge- 
wonnen; denn  die  gewöhnlichen  Fälle  des  bürgerlichen  Lebens 
waren  entweder  längst  verschollen  oder  galten  geschichtlicher 
Aufeeichnung  nicht  für  werth.  Aber  für  die  politische  Entwicke- 
lung  des  Volkes  und  den  davon  abhängenden  Theil  des  Crimi- 
nalrechtes  war  damit  eine  sichere  Grundlage  der  Erkenntniss 
gegeben.  Es  wäre  wünschenswerth  gewesen,  wenn  die  Gelehr- 
ten von  ihr  nie  abgewichen  wären.  Indessen  vor  ungefähr  fünf- 
zig Jahren  begann  eine  critische  Richtung  in  der  Römischen  Gre- 
schichtsschreibung ,  deren  üble  Folgen  wir  noch  nicht  überwunden 
haben.  Sie  hatte  ohne  Zweifel  ihre  Berechtigung;  denn  die  frü- 
heren, ohne  Urtheil  und  tieferes  Verständniss  nur  Tfaatsachen 
sammelnde  Methode  hatfe  ihre  grossen  Mängel;  aber  jene  ging 
in  ihrem  Streben  über  das  Rechte  hinaus.  Sie  steckte  sich  zum 
Theil   ein  Ziel,   das  unerreichbar  ist;   sie  verliess,  indem  sie 
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Alles  bezweifelte,  den  einzig  möglichen  Weg  der  Erkeuntnias 
in  der  Geschichte;  sie  vernachlässigte  die  erste  Grundlage  der 
Untersnchong,  die  genaue  und  auf  Sprachkenntniss  gestützte  Er- 
klärung der  alten  Schriftsteller,  sie  überhob  sich  endlich  in  wun- 
derbarer Selbstverblendung  über  unverdächtige  und  vollgültige 
Zeugen.  Unter  der  Herrschaft  dieser  Richtung  hat  die  Erfor- 
schung der  Einzelheiten  einen  grossen  Aufschwung  genommen. 
Eben  durch  die  unbegrenzte  Möglichkeit  des  Erkennens,  welche 
sie  dem  Forschenden  in  Aussicht  stellte,  erregte  sie  dessen 
Eifer.  Aber  in  der  Hauptsache  hat  sie  zu  ungeschichtlichen 
Phantasien  gefuhrt,  welche  wie  durch  einen  mächtigen  Zauber 
das  Crtheil  auch  besonnener  Gelehrten  gefangen  nahmen :  sie  hat 
ein  selbstbewusstes  Absprechen  hervorgebracht,  mit  dem  nicht 
nor  in  der  Geschichte,  sondern  auch  in  verwandten  Zweigen  der 
Wissenschaft  jedes  Zeugniss,  selbst  aus  leichtfertigen  Gründen, 
verdächtigt  und  die  Auffindung ,  der  Wahrheit  erschwert  wird.  *) 
Zu  dieser  romantischen  Art  der  Geschichtsschreibimg  (so  hat 
man  sie  nicht  unpassend  genannt)  kam  in  neuester  Zeit  bei  dem 
Erwachen  des  politischen  Gefühles  eine  parteiische  Behandlung 
der  Römischen  Geschichte.  Unparteilichkeit  gilt  mit  Recht  als 
eine  Haapttugend  des  Geschichtsschreibers.  Sie  mag  bei  zeit- 
genössischen Ereignissen  oder  überhaupt  Verhältnissen,  welche 
mit  den  nnsem  Aehnlichkeit  haben,  sehr  schwer,  vielleicht  un- 
erreichbar sein.  Dennoch  ist  das  Streben  danach  nothwendig 
und  sicherlich  tadelnswerth  ist  es ,  auch  auf  die  Darstellung  ver- 
schollener Verhältnisse,  zu  deren  genauer  Erkenntmss  uns  die 
Elemente  fehlen ,  eine  den  Strömungen  unserer  Zeit  entsprechende 
Parteüärbung  zu  übertragen.  Aber  die  Leidenschaft  gewann  den 
Sieg  über  die  Besonnenheit  Die  Kämpfe  der  Patricier  und  Ple- 
bejer wurden  den  Zerwürfnissen  unserer  Tage  gleichgestellt, 
die  Sehlagwörter  der  modernen  Parteien  in  verkehrter,  wenig- 
stens schiefer  Anwendung  auf  altrömische  Vorgänge  übertragen, 
kurz  der  aagenblickliche  Beifall  der  Menge  der  gründlichen  Be- 
Idurung,  welche  die  ruhige  Betrachtung  der  Vergangenheit  ge- 
wahrt, vorgezogen.^) 

Der  Weg ,  den  eine  besonnene  Forschung  unter  diesen  Um- 
standen zu  gehen  hat,    ist  voller  Täuschungen  und  Schwierig- 
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keiten:  es  kann  sie  nur  derjenige  vollständig  würdigen,  der 
selbst  eine  ähnliche  Untersuchung  geführt  hat.  Ausgehend  von 
der  Darstellung  berühmter  Gelehrten  sucht  man  lange  die  Er- 
klärung von  Erscheinungen,  prüft  die  Berichte  der  Schriftsteller, 
erschöpft  die  verschiedensten  Möglichkeiten,  bis  man  am  Ende 
erkennt,  dass  die  Voraussetzungen,  von  denen  man  ausging,  auf 
Phantasien  beruhen,  wird  wieder  und  wieder  zurückgeführt  und 
findet  nur  im  genauesten  Anschluss  an  die  alte  Ueberlieferung 
diejenige  Klarheit  und  Uebereinstimmung,  welche  man,  geleitet 
von  den  Meinungen  der  Neueren,  vergebens  sucht  Der  erste 
Schritt  ist  hierbei  der  entscheidende:  weicht  er  auch  nur  ein 
wenig  von  dem  richtigen  Pfade  ab,  so  fuhrt  er,  natnrgemässer 
Weise,  je  weiter  die  Untersuchung  geht,  um  so  weiter  abseits 
und  lässt  den  Forscher  zu  vollständiger  Abweichung  von  der 
Wahrheit  gelangen.  In  der  ältesten  Römischen  Geschichte  zu 
einer  genauen  Erkenntniss  des  Geschichtlichen  und  zu  wissen- 
schaftlichen Beweisen  dafür  zu  kommen  ist  vielleicht  nicht  mög- 
lich: nach  den  bisherigen  unglücklichen  Versuchen  muss  man  es 
bezweifeln.  Indessen  bei  der  Untersuchung  über  das  Criminal- 
recht  war  eine  solche  Sonderung  des  Geschichtlichen  und  Fabel- 
haften nicht  nöthig;  denn  Rechtsgrundsätee  und  Processe  sind 
bei  fabelhaften  Personen  und  Verhältnissen  eben  so  beweisend 
wie  bei  geschichtlichen.  Sie  zeigen,  was  die  Römer  selbst  über 
ihre  Vorgeschichte  dachten.  Ueber  dieses  werden  wir  auch  durch 
die  scharfsinnigsten  Vermuthungen  nicht  hinaus  konunen  können ; 
zudem  war  die  Stetigkeit  des  Römischen  Rechtes  so  gross,  dass 
die  Nachkommen  aus  den  Einrichtungen  ihrer  Zeit  mit  Recht 
Schlüsse  auf  die  ihrer  Vorfahren  machen  durften.  Aber  Eines 
ergab  sich  im  Gegensatz  zu  der  bisherigen  Geschichtsschreibung 
als  besonders  zu  beachten,  an  dem  von  den  alten  Schriftstellern 
Ueberlieferten  festzuhalten,  mag  es  sich  um  Thatsachen,  weldie 
man  als  fabelhaft  und  ungeschichtlich  verwerfen  möchte,  oder 
um  Nachrichten  von  sonst  sicheren  Einrichtungen  oder  Gesetzen 
handehi.  Ohne  Zweifel  sind  Irrthümer  der  Berichterstatter  vor- 
gekommen ;  aber  die  Fälle  9ind  so  selten ,  haben  so  bestinmite 
und  nachweisbare  Gründe,  dass  sie  die  Aufstellung  keiner  Regel 
erlauben.    Bei  scheinbaren  Widersprüchen  in  der  Ueberlieferung 
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ist  68  das  Leichteste,  einen  Irrthmn  in  der  einen  oder  andern 
Nachricht  anzunehmen,  nnd  man  hat  viel  über  die  grossere  oder 
geringere  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  gesprochen;  aber  richtig 
ist  dieser  Weg  sehr  selten.  Meist  gehen  die  Berichterstatter  von 
verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  und  unsere  mangelhafte  £r- 
keimtmss  des  Einzelnen  macht,  dass  wir  ihre  Ansichten  nicht 
richtig  auffassen:  sehr  oft  beruhen  die  Anschuldigungen  wegen 
Irrthums  auch  auf  unserm  MissverstlLndniss  der  fierichte.  Keinen 
Zeugen  filr  die  alte  Römische  Geschichte  hat  man  mehr  ge- 
schmlUit  als  Dionysius:  man  hat  ihm  theils  als  Griechen,  theils 
als  absichtlichen  Verfälscher  alle  Glaubwürdigkeit  abgesprochen. 
Indessen  diese  Beschuldigungen  sind  ungerecht.  Er  ist  ein  si- 
cherer und,  eben  weil  er  aus  einem  fremden  Volke  stammte  und 
ßr  Fremde  schrieb,  überaus  lehrreicher  Führer:  was  man  als 
Missverständnisse  von  ihm  ausgab,  beruht  aufMissverst&ndnissen 
der  Neueren. 

Die  nachfolgenden  Untersuchungen  umfassen  Strafrecht  und 
Stralprocess  gemeinsam.  Zwar  die  heutige  Wissenschaft  sondert 
beide,  nicht  nur  in  unsem  Zeiten,  sondern  auch  in  der  Römi- 
schen. Schon  unter  den  Königen  lassen  sich  bestimmte  Process- 
fiinnen  nachweisen,  welche  sich  während  der  ganzen  Republik 
erhalten:  sie  kehren  in  allen  Gerichten,  bei  gänzlich  verän- 
dertem Strafrecht ,  wieder.  Dennoch  fehlte  den  Römern  das  Be- 
wusstsein  von  der  Trennung  beider  Rechtselemente,  und  je  hö- 
her wir  in  ihrer  Geschichte  aufsteigen,  desto  geringer  ist  die 
Sondemng  zwischen  den  Formen  und  dem  Inhalte  des  Rechtes. 
Ihre  Gesetze  bezogen  sich  auf  Beides  zusammen,  oder  vielmehr 
sie  machten  gesetzliche  Bestimmungen  meist  nur  über  die  Pro- 
eessfonnen,  indem  sie  die  Fortbildung  des  Rechtes  selbst  der 
Zeit  und  der  Gewohnheit  überliessen.  Mit  der  Gerichtsbarkeit 
der  Volksversammlung  und  später  der  tribunicischen  wurde  nicht 
anr  äne  neue  Processform  geschaffen ,  sondern  es  bildete  sich 
auch  wirklich  ein  neues  Recht,  und  man  würde  Zusanunenge- 
böriges  trennen,  wenn  man  von  diesen  Einrichtungen  nur  eine 
Seite  ausschliesslich  betrachten  wollte.  Bei  Einsetzung  der 
Sefawnrgeriehte  kam  es  zunächst  nur  darauf  an,  einen  neuen 
Geficfatshof  zu  gründen;  aber  die  Gesetze,  wodurch  sie  ausge- 
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bildet  wurden,  bezogen  sich  auf  die  Fonn  und  den  Inhalt  des 
Rechtes  gleichmässig.  Deshalb  war  es  unzweckmässig,  den  Cri- 
minalprocess  allein  zu  behandeln  oder  eine  Darstellung  nur  des 
Criminalrechtes  zu  versuchen ,  dessen  Entwickelung  ohne  beglei- 
tende Betrachtung  der  Formen,  in  welchen  es  geübt  wurde, 
nicht  begriffen  werden  kann.  Denn  die  Untersuchung  soll  eine 
vorwiegend  geschichtliche  sein,  das  Recht  na)ch  allen  Seiten  hin 
nicht,  wie  es  gewesen,  sondern  wie  es  geworden  ist,  erläutert 
werden,  weshalb  auch  auf  die  politischen  Veränderungen  der 
Verfassung,  namentlich  in  der  ältesten  Zeit,  wo  das  Recht  am 
wenigsten  selbständig  war,  eingegangen  werden  muss.  Der 
Umfang  dieser  Aufgabe  ist  sehr  ausgedehnt,  die  Vorarbeiten  we- 
nig zahlreich :  es  konnte  also  nicht  meine  Absicht  oder  Hoi&mng 
sein.  Alles  zu  erschöpfen.  Viele  Fragen  werden  zweifelhaft, 
viele  unerörtert  bleiben,  und  ich  bitte  die  Aufimerksamkeit  nicht 
sowohl  auf  das,  was  fehlen  möchte,  sondern  auf  das,  was  aus- 
führlich erläutert  und  zu  einem  gewissen  Abschlüsse  gebracht 
wird,  zu  richten. 

Für  die  Eintheilung  des  Stoffes  war  es  unzweckmässig ,  Zeit- 
abschnitte zu  machen  und  dann  in  den  einzelnen  das  Strafrecht 
darzustellen.  Bei  den  Römischen  Alterthümem  überhaupt  ist 
diese  Methode  nicht  zu  billigen.  Die  Eigenthümlichkeit  des  Rö- 
tnischen Volkes  besteht,  wie  wir  schon  angegeben,  darin,  dass 
es  nicht  alte  Einrichtungen  abschafft  und  neue  an  deren  Stelle 
setzt ,  sondern  mit  bewunderungswürdiger  Zähigkeit  an  dem  ein- 
mal Hergebrachten  festhält.  Selbst  jener  grosse  Abschnitt,  den 
die  Einrichtung  der  Monarchie  in  dem  Verfassungsleben  macht, 
unterbricht  nicht  die  naturgemäss  fortschreitende  Entwickelang. 
Der  Senat  der  Kaiserzeit  ist  in  jeder  Hinsicht  eine  Fortsetzung 
des  Senates  der  Republik:  man  darf  weder  seine  Einrichtung 
noch  seine  Befugnisse  in  gesonderten  Zeitabschnitten  darstellen. 
Die  alten  Beamten  der  Republik  bestanden  auch  unter  den  Kai- 
sem ,  und  nur  allmälig  verminderte  sich  ihre  Bedeutung  bei  der 
wachsenden  Macht  der  neuen  kaiserlichen  Beamten.  Aehnlich 
erging  es  in  dem  Rechtsleben  der  Römer.  Wie  viel  weniger 
würde  ein  Abschnitt  während  der  Republik  selbst  statthaft  sein  I 
Die  Einsetzung  der  Zehnmänner,  die  ersten  Schwurgerichte,  die 
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nracehen,  Sulla's  Gesetzgebung  bilden  gewissermassen  Unter- 
abtheilungen und  gleichsam  Ruhepunkte  in  der  Geschichte;  aber 
die  Veränderungen,  welche  sie  herbeiführten,  waren  gering 
gegen  das,  was  sie  beibeliielten.  Dagegen  bietet  sich  ein  genü- 
gender Eintheilungsgrund  dar  in  sachlicher  Vers(*hiedenheit.  Die 
>T)äteren  Schwurgerichte  beruhen  in  Form  und  Inhalf  des  Rech- 
tes auf  wesentlich  andern  Grundsätzen  als  die  früheren  Criminal- 
gerichte:  sie  werden  somit  naturgemäss  den  zweiten  Theil  un- 
serer Untersuchungen  bilden.  Der  erste  Theil  umfasst  die  vom 
Beginn  der  Republik  an  bestehenden  Gerichte  der  Beamten  und 
der  Volksversamndung:  die  Wirksamkeit  beider  vermindert  sich 
durch  die  Gründung  der  Schwurgerichte ,  die  der  letzteren  in  ge- 
ringerem Grade  als  die  der  ersten.  Aber  rechtlich  bestehen 
beide  bis  zum  Ende  der  Republik  und  haben  thatsächlich  eine 
Zeit  lang  gleiche  Thätigkeit  mit  den  Schwurgerichten.  Diese 
Eintheilung  ist,  wie  gesagt,  eine  sachliche;  mit  der  Zeit  steht 
sie  insofern  in  Verbindung,  als  der  erste  Theil  die  uns  nur  aus 
den  Berichten  der  Geschichtsschreiber  bekannte  Zeit  des  Stasr 
te^,  der  zweite  dagegen  die  classische  Zeit  der  Republik  behan- 
delt, über  die  wir  in  den  Ciceronischen  Reden  und  andern 
Schriftwerken  ausfuhrliche  Kunde  haben.  Ausserdem  war  es 
zweckmässig,  in  besonderem  Abschnitte  eine  Darstellung  des 
Rdmischen  Straljprocesses  zu  geben.  Dies  bei  beiden  Theilen 
einzeln  zu  thun  ist  nicht  nöthig.  Denn  sehr  Vieles  in  Gewohn- 
heiten und  Gmndsätssen  ist  beiden  gemeinsam,  kann  überdem 
erst  in  der  classischen  Zeit,  wo  eine  grössere  Menge  von  Bei- 
spielen zu  Gebote  steht,  nachgewiesen  werden.  Ich  habe  des- 
halb diesen  Abschnitt  dem  zweiten  Theile  zugewiesen:  der  erste 
wird  dafür  mehr  auf  die  Entwickelung  der  gesammten  Römi- 
schen Verfassung  eingehen  müssen,  auch  als  Vorbereitung  eine 
Darstellung  der  Königszeit  geben. 


Erster  Abschnitt. 

Die  Zeit  der  Könige. 


Erstes  Capitel. 

TorrOmlsche  TerbiltBlsse. 

üis  ist  eine  bisher  noch  nicht  versuchte  Aufgabe,  die  Ent- 
stehung des  Römischen  Rechtes  zu  untersuchen,  die  Elemente, 
aus  denen  es  sich  bildete,  zu  sondern  und  von  ihren  ersten 
Quellen  herzuleiten.  Latiner,  Etrusker  und  andere  Italische 
Stämme  haben  die  Bestandtheile  geliefert,  aus  denen  der  Rö- 
mische Staat  selbst  sich  gestaltete  und  somit  auch  sein  Recht: 
auch  Griechische  Sitte  und  Bildung  ist  auf  Rechtsgrundsätze, 
noch  mehr  vielleicht  auf  die  Darstellung  des  Rechtes  von  Ein- 
fluss  gewesen.  Für  diese  Untersuchung  giebt  es  Vorarbeiten  ge- 
nug und  der  besondere  Eifer ,  mit  dem  in  neuester  Zeit  die  Vor- 
geschichte Roms  behandelt  worden  ist,  würde  befruchtend  dar- 
auf einwirken.  Indessen  sie  lässt  sich  nicht  unternehmen ,  ohne 
auf  sprachliche  und  geschichtliche  Forschungen  verschiedener  Art 
einzugehen  und  ihre  Ergebnisse  würden  inuner  einzeln  und  un- 
sicher bleiben,  wie  es  bei  der  Erkenntniss  so  wenig  geschicht- 
lich überlieferter  Zeiten  nothwendiger  Weise  der  Fall  sein  muss.') 
Ich  habe  mich  deshalb  solcher  Untersuchungen  enthalten.  Ich 
betrachte  das  Römische  Griminalrecht,  wie  es  beim  Beginn  des 
Staates  erscheint,  ohne  zu  fragen,  woher  es  kommt:  bei  seiner 
allmäligen  Entwickelung  werden  ohnehin  Bemerkungen  über 
fremde  Einflüsse  nöthig  sein. 

Die  Ueberlieferung  ninmit  als  Gründer  des  Römischen  Staa- 
tes Romulus  an :  ihm  schreibt  sie  die  Einrichtung  des  Senates , 
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der  VoUcsTeTsammlang,  der  nothwendigsten  Beamten,  Icurz  der 
ganzen  Staatsver&ssnng  zu ,  insofern  dieselbe  nicht  auf  spfttere , 
bestinunte  Urheber  zurückgefohrt  werden  konnte.   Also  auch  das 
Römische  Recht  und   mit  ihm  das  Criminalrecht  soll  Romnlos 
begrnndet  haben.    Diese  Ueberliefenmg  ■  kann  indessen  nicht  so 
verstanden  werden,  als  ob  vor  Romnlus  bei  den  Volkerbestand- 
tbeUen,  die  durch  ihn  zu  einem  neuen  Reiche  geeinigt  wurden, 
kein  Recht  oder  ein  von  dem  späteren  wesentlich  verschiedenes 
bestanden  habe.    Das  ist  undenkbar.   Ein  Recht  wird  nicht  von 
einem  einzelnen  Menschen  geschaffen,  und  der  hohe  Grad  poli- 
tisdier  Bildung,  der  sich  in  den  ersten  Einrichtungen  des  neuen 
Staates  zeigt ,  spricht  gegen  einen  früher  rechtlosen  Zustand.  Es 
moss  eine  Anzahl  von  Rechtsgrundsätzen  und  Rechtsformen  bei 
d^  Stämmen,  aus  welchen  Rom  geschaffen  wurde,  vorhanden 
gewesen  sein;  namentlich  muss  es  ein  Strafrecht  gegeben  haben, 
in  dem  die  Verbrechen  nach  ihren  Gattungen  geschieden  und  mit 
versdiiedenen  Strafen  belegt,  nach  dem  femer  auch  einige  be- 
stimmte Formen  für  das  Sprechen  des  Urtheils  beobachtet  wur- 
den.    Die  Schriftsteller,  welche  die  Anfänge  Roms  dargestellt 
haben,  äussern  sich  nicht  recht  deutlich:^)   sie  haben  die  Nei- 
gung, alle  Römischen  Einrichtungen  auf  Romulus  zurückzufOh- 
ren,  sind  aber  doch  genöthigt,  wo  sie  auf  ausführlichere  SchU- 
denmg  Torrömischer  Zustände  eingehen,  ein  wohlgeordnetes,  dem 
spätem  Römischen  gleichartiges  Recht  anzuerkennen.    Am  weit- 
läofiigsten  hat  bekanntlich  Dionysius  über  diese  Vorzeit  Roms 
gesprochen,  ohne  Zweifel  Vieles  nach  den  geringen  Zügen,  welche 
die  Ueberliefenmg  melden  konnte,  ergänzend:  seine  Darstellung 
oiacht  im  Einzelnen  auf  keine  historische  Sicherheit  Anspmch ; 
aber  seine  allgemeine  Ansicht  muss  die  zu  seiner  Zeit  herrschende 
gewesen  sein.  Es  musste  den  Römern  selbst,  wenn  sie  sich  ein 
Bild   von   der  Urzeit  ihres  Volkes  machen  wollten,  unmöglich 
erscheinen ,  dass  der  erste  König  ein  neues ,  nicht  auf  früheren 
Zuständen  beruhendes   Recht  geschaifen   habe.    Dionysius  also 
:icfareibt  den  Arcadem  die  Einführung  der  Gesetze  zu,*)   d.  h., 


ix  -nu  h^Mo'j^  iid  icXtlorov  cU  i^^fAcpön^xa  puTayaicIv. 
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wie  sich  aus  der  Zusammenstellung  mit  den  Religionsgebräuchen, 
den  Künsten  und  Einrichtungen  des  gesitteten  Lebens  ergiebt, 
nicht  solcher  Gesetze,  durch  welche  die  Staatsverfassung  geord-' 
net. wurde,  sondern  der  Gesetze  im  engeren  Sinne,  hauptsächlich 
wohl  derer,  welche  sich  auf  Verbrechen  und  ihre  Bestrafung 
beziehen.  In  dem  Gerichte,  das  er  den  König  Amulius  über 
die  Vestalin  Rhea  Silvia  abhalten  lässt,  nimmt  er  dieselben 
Rechtseinrichtungen  der  Vorzeit  an,  die  später  galten.  Der  König 
selbst  richtet,  aber  er  hat  neben  sich  einen  Beirath,  jene  eigen- 
thümUch  Römische  Einrichtung.  Er  beruft  in  den  Beirath ,  wen 
er  will:  er  fragt  seine  Beisitzer  um  ihre  Meinung,  stinmit  der- 
selben aber,  als  sie  abgegeben  wird,  nicht  bei,  und  erzwingt 
am  Ende  ihre  Beistimmung  zu  seinen  eigenen  Ansichten.  Der 
Vater  der  Angeklagten  bietet  seine  Sclavinnen  an,  um  durch 
ihre  Aussagen  die  Wahrheit  au&ufinden.  Es  besteht  ein  Gesetz 
über  die  Bestrafung  der  Yestalischen  Jungfrauen,  wenn  sie  die 
Keuschheit  verletzen.  Dies  Gesetz  ist  zwar  von  dem  später  gel- 
tenden, wie  ausdrücklich  bemerkt  wird,  verschieden;  aber  sein 
Bestehen  beweist,  dass  die  Bestrafung  der  Verbrecher  nicht  von 
der  Willkür  des  Richters  abhing,  dass  die  Verbrechen  selbst  in 
ihrer  Eigenthümlichkeit  mehr  oder  minder  bestimmt  und  durch 
Verschiedenheit  der  Strafen ,  welche  auf  ihnen  standen ,  getrennt 
waren.  •)  Auch  die  Ueberlieferung  von  Remus'  Process  trägt  die 
characteristischen  Züge  der  spätem  Zeit :  er  wird  vor  den  König 
Amulius  geführt,  die  Beschädigten  klagen  an.**) 

Aus  dieser  Kunde,  so  gering  sie  auch  ist,  ergiebt  sich,  dass 
zu  der  Zeit,  in  welche  die  Gründung  des  Römischen  Staates 
fällt,  bei  den  Stämmen,  welche  die  neue  Stadt  bildeten,  eine 


a)  Dionys.  I,  78  über  den  Beirath  (consilium):  o{>t6c  5i  xaX<o«c  tov 
dScX^iv  tU  To  ouv^Spiov,  was  sich  auf  VcNrfuhrung  vou  Numitor  vor  das 
consilium  bezieht  Ferner  xauTa  Xiyovxoc  a^ToO  (als  Numitor  zur  Verthei- 
digong  seiner  Tochter  sprach)  t6  fxiv  ouv^Spwv  ttXtjOo;  iizil^zro  und  u»c  hi 
T^v  fvcbiJLTjv  Tou  ßaaiX^oic  Ifxat^ov  ol  o6ve8poi  dicapacn^Tw  öpy^  yptDfiivou,  ^^txafw- 
oav  xal  a^Tol ,  xa%di:tp  ixtlvo«  i^^fou.  üeber  das  Anbieten  der  Sclavinnen : 
iropeSfSou  hi  xaX  xdc  cpoXarcoucoc  t^v  xeJprjv.  Endlich  über  die  Bestrafung 
der  Vestalinnen:  i^ixaitooav...  yprjo^ai  xiji  vdfxü)  xcXcuovxt  x^v  fxfcv  «{ay«- 
vaoav  x6  oä>p.a  ^dßfioic  a{xto(^ctaav  dico(^avcTv. 

b)  Siehe  z.  B.  Dionys.  I,  81. 
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Art  Strafreeht  und  Formen  far  die  Ausübang  desselben  bestan- 
den :  beides  war  im  Wesentlichen  übereinstimmend  mit  den  Ver- 
hätnissen  der  Römischen  Zeit^  Damit  ist  der  Zusammenhang 
dieser  mit  der  Vorzeit  festgestellt.  Dies  Strafrecht  war,  wie  man 
femer  erkennt,  theils  durch  Gewohnheit,  theils  aber  durch  ge- 
setzliche Bestimmungen  entstanden:  auf  gleiche  Weise  bildete  es 
sieh  nach  der  Gründung  Roms  durch  die  Könige  fort:  nur  er- 
folgte die  Fortbildung  zunächst  rascher,  da  es  auf  die  Einigung 
and  Kräftigung  des  neuen,  aus  verschiedenen  ßestandtheilen  zu- 
sanmiengesetzten,  Gemeindewesens  ankam. 


Zweites  Capitel. 

Begrif  der  Gesetxe.   Die  gesetzgebeide  Gewalt  der  K5iiige  durch  die 

TelksTergaimnlimg  besehr&iikt. 

Ueber  den  Einihiss  der  Sitte  auf  das  Recht  kann  erst  nach 
längerem  Zeiträume  Rechenschaft  gegeben  werden:  bei  den  Ge- 
usetzen  fragt  es  sich  zuerst,  wer  dieselben  gegeben  habe.  Dabei 
sind  für  das  Römische  Königthum  nur  zwei  Fälle  denkbar:  ent- 
weder hatte  der  König  die  gesetzgebende  Gewalt  selbstständig 
oder  er  war  bei  ihrer  Ausübung  an  die  Volksversammlung  ge- 
bunden. Denn  dass  der  König  überhaupt  dabei  eine  wesentliche 
Thätigkeit  hatte  und  nicht  etwa  nur  ausführender  Beamter  war, 
idt  bei  der  hohen  Stellung  des  Königthums  und  der  eigenthüm- 
lichen  Einrichtung  der  übrigen  Staatsgewalten,  denen  jede  selbst- 
8chaffende  Wirksamkeit  fehlte,  nothwendig,  auch  von  Nieman- 
den bezweifelt,  und  wiederum,  wenn  irgend  ein  Staatskörper 
dabei  mitwirkte ,  konnte  es  nur  die  Volksversammlung  sein. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  besteht  in  der  Befugniss ,  Gesetze 
(leges)  zu  erlassen.  Der  Name  lex  ist  im  Lateinischen  sehr 
neldentig :  er  bezeichnet  nicht  nur  eine ,  von  den  Staatsgewalten 
ausgegangene,  allgemeine  Vorschrift,  wonach  Handlungen  und 
Verhältnisse  der  Büi^erschaft  geregelt  werden,  sondern  auch  von 
Privatpersonen  für  Privatverhältnisse  aufgestellte  Regeln  und 
yonebriftem  Wir  sprechen  hier  natürlich  nur  von  jenen  erste- 
ren,  den   öffentlichen  Gesetzen,  die  auch  von  den  Römern  zu- 
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weilen  als  leges  public«  bezeichnet  werden.^)  Indessen  auch  un- 
ter den  öflFentlichen  Gesetzen  ist  ein  Unterschied.  Die  einen  be- 
ziehen sich  auf  Einsetzung  und  gegenseitige  Abgrenzung  der 
Staatsgewalten;  es  sind  Yerfassungsgesetze :  die  andern  regeln 
das  eigentlich  so  genannte  Recht,  sowohl  Civil-  als  Criminal- 
recht  Die  Römer  haben  bis  in  späte  Zeiten  diese  beiden  Gat- 
tungen nicht  unterschieden:  es  überwog  bei  ihnen,  da  sie  das 
höchste  Interesse  für  den  Staat  und  politisches  Leben  hatten, 
durchaus  die  Bedeutung  der  Verfassungsgesetze.  Einen  merk- 
würdigen Beleg  dafür  giebt  Tacitus,*)  der  an  einer  classischen 
Stelle  voi^  der  lex  Papia  Poppaea,  also  einem  auf  das  eigentliche 
Recht  bezüglichen  Gesetze,  spricht,  durch  dessen  strenge  Durch- 
fuhrung bekanntlich  zu  seiner  Zeit  grosse  Uebel  herbeigeführt 
wurden.  Dabei  macht  er  eine  Abschweifung,  um  überhaupt  den 
Ursprung  des  Rechts  und  die  Entstehung  der  Gesetze  zu  erläu- 
tern. Er  geht  also  von  Criminalgesetzen  aus  und  bleibt  anfangs 
auch  bei  ihnen : .  „  Die  ältesten  unter  den  Sterblichen  lebten,  da 
es  noch  keine  böse  Lust  gab,  ohne  Vorwurf,  ohne  Verbrechen, 
und  deshalb  ohne  Strafe  oder  Zwang:  weder  Belohnungen  waren 
nöthig,  da  das  Gute  um  seiner  selbst  willen  erstrebt  wurde,  noch 
brauchte,  da  sie  nichts  wider  die  Sitte  begehrten,  ihnen  irgend 
etwas  mittelst  Furcht  verboten  zu  werden.^^  Aber  bald  kommt 
Tacitus  auf  jene  Griechischen  Gesetzgeber,  Minos,  Lycui^us, 
Solon,  deren  Hauptverdienst  in  ihren  politischen  Gesetzen  be- 
stand, und  wo  er  dann  von  den  Römern  spricht,  hebt  er  nur 
das  Verfassungsleben  hervor.  „Uns  hatte  Romulus,  wie  es  ihm 
beliebte,  geboten :  dann  fesselte  Numa  das  Volk  durch  Religions- 
gebräuche und  göttliches  Recht,  und  auch  von  Tullus  und  Ancus 
wurde  Einiges  erfunden;  aber  der  hauptsächlichste  Stifter  von 
Gesetzen,  denen  auch  die  Könige  gehorchen  sollten,  war  Servius 
Tullius."     Darauf  werden  die  Streitigkeiten  der  Patricier  und 


a)  Tac.  Ann.  m,  25  Relatam  deinde  de  moderanda  Papia  Poppaea. 
Ea  res  admonct,  ut  de  principiis  iuris  et  quibus  modis  ad  hanc  moltitudi- 
nem  infinitam  ac  varietatem  legum  perventum  sit,  altius  disseram.  Vetn- 
stissiini  mortaliam  nulla  adhuc  mala  libidine  sine  probro,  soelere,  eoque 
sine  poena  aut  correctionibus  agebant;  neque  praemiis  opus  erat»  cum  ho- 
nesta suopte  ingeuio  peterentur  et  ubi  nihil  contra  morem  cuperent,  nihil 
per  metum  vetabantar,  u.  s.  w. 


Arten  der  Gesetze.  17 

Plebejer,  die  Zehrnnfinner,  die  Gracchen,  Satuniiniis,  Drusus, 
Sulla  und  AogoBtus  erwähnt  So  sehr  betrachtete  er  die  politi- 
schen Gesetze  nnd  diejenigen,  durch  welche  das  eigentliche  Recht 
fortgebildet  wurde,  als  zu  derselben  Gattung  gehörig:  die  erste- 
ren  hatten  nach  der  Anschauung  eines  Römers  nur  die  grössere 
Wichtigkeit 

Sicherlich  indessen  wären  die  Römer  zu  dem  Bewusstsein 
des  Unterschiedes  gekommen,  der  zwischen  denjenigen  Gesetzen 
besteht;,  auf  welchen  die  Staatsverfassung  beruht,  und  denen, 
welche  den  Schutz  des  Eigenthums  und  die  Verbrechen  betreffen, 
wäre  dieser  Unterschied  irgend  wie  thatsächlich  hervorgetreten. 
DavoD  hören  ^ir  jedoch  in  der  Römischen  Geschichte  nichts.  Es 
wird  niemals  berichtet,  dass  z.  fi.  der  Erlass  eines  Gesetzes, 
welches  die  Macht  des  Senates  einschränkte,  oder  die  Form  von 
Vidksbeschlfissen  änderte,  auf  eine  andere  Art  erfolgt  wäre,  als 
der  eines  Gesetzes  über  Mord  oder  über  Regelung  von  Eigen- 
thnmsverhältnissen.  Die  Staatsgewalten,  welche  über  beide  Gat- 
tungen von  Gesetzen  entschieden,  waren  dieselben,  die  Formen, 
in  den^i  sie  entschieden,  gleich.  Natürlich  also,  dass  die  Römer 
diesen  Unterschied,  der  für  sie  höchstens  ein  wissenschaftliches 
Interesse  haben  konnte,  vernachlässigten.  Als  Cicero  sein  Werk 
über  die  Gesetze  schrieb,  behandelte  er  im  zweiten  Buche  die 
über  die  Religion,  im  dritten  die  auf  die  Verfassung  bezüglichen ; 
in  den  folgenden,  die  zum  Theil  verloren  gegangen,  zum  Theil 
nicht  vollendet  worden  sind,  die  über  das  Criminal-  und  Privat- 
reefatf):  er  erkannte  das  Wesen  aller  dieser  Gesetze  als  ein  und 
dasselbe  und  schied  nur  Unterabtheilungen  derselben  Gattung. 

Der  Schluss,  den  man  aus  dieser  durchgehenden  Betrach- 
tungsweise der  Römer  ziehen  muss,  ist  der,  dass  die  Könige 
eben  so  wenig  wie  später  die  an  ihre  Stelle  getretenen  Beamten 
eine  andere  Befugniss  über  die  Verfassungsgesetze  als  über  die 
auf  das  Privat-  oder  Criminalrecht  bezüglichen  gehabt  haben 
können.  Und  doch  hat  man  eine  solche  Verschiedenheit  der  kö- 
niglichen Gewalt  für  die  beiden  Gattungen  der  Gesetze  ange- 
nommen.^} Man  hat  unterschieden  zwischen  der  sogenannten 
„CDDstitnireiiden^  Gewalt  der  Könige,  die  man  ihnen  im  vollsten 

Masse   nnd    ihnen  allein  zuschrieb,   und   ihrer  gesetzgebenden 
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Gewalt,  bei  der  man  eine  Mitwirkung  der  Volksversammlung 
für  nothwendig  erachtete.  An  sich  ist  ohne  Zweifel  jenes  die 
höhere  Gewalt:  wer  die  Befugnisse  der  Volksversammlung  er- 
weitem oder  verringern,  wer  den  Senat  oder  die  Ritter  umge- 
stalten kann,  übt  ein  höheres  Recht  aus  als  derjenige,  welcher 
ein  Civil-  oder  Criminalgesetz  giebt.  Man  würde  also  geneigt 
sein,  eher  das  letztere  als  das  erste  in  die  alleinige  Machtvoll- 
kommenheit des  Königs  zu  stellen:  es  ist  auffallend,  dass  der 
umgekehrte  Fall  stattfinden  soll.  Als  Beweise  für  die  uneinge- 
schränkte „constituirende"  Macht  der  Könige  werden  folgende 
zwei  angegeben.  Erstlich,  sagt  man,  finde  sich  niemals  die  Er- 
wähnung einer  solchen  durch  Volksbeschluss  erfolgten  Bestäti- 
gung, weder  in  Dionysius'  weitläuftiger  Darstellung,  noch  bei 
Römischen  Autoren,  die  im  Gegentheil  Ausdrücke  brauchten, 
welche  auf  eine  selbständige  „constituirende^'  Befugniss  der 
Könige  schliessen  Hessen.  Dieser  Beweis  ist  also  vom  StiU- 
schweigen  der  Schriftsteller  hergenommen :  man  darf  demselben 
keine  Bedeutung  beilegen.  Zuerst  über  Romulus'  Einrichtungen 
können  wir  solche  Kunde  nicht  verlangen.  Er  galt  als  Gründer 
des  ganzen  Staates  und  somit  auch  des  Senates  und  der  Volks- 
versammlung: er  wies  ihnen  die  Grenzen  der  Gewalt,  die  sie 
stets  inne  gehalten  haben,  an.  Der  übrigen  Könige  Macht  wird 
auf  Wahl  und  ein  darauf  folgendes  Guriatgesetz  zurückgeführt 
Beides  fällt  bei  Romulus  fort  und  nicht  minder  als  seine  Macht 
galten  die  von  ihm  geschaffenen  Grundeinrichtungen  des  Staates 
als  ursprünglich.  Auch  bei  Numas  religiösen  Anordnungen  darf 
man  bezweifeln,  ob  nach  den  Anschauungen  der  Römer  Bestftti* 
gung  durch  das  Volk  nöthig  oder  auch  nur  möglich  war.  Der 
König  war  zugleich  oberster  Priester  und  durfte  als  solcher  die 
Ceremonien  des  Gottesdienstes  festsetzen:  er  gab  überdem  dabei 
göttliche  Befehle  vor  und  ersetzte  dadurch  eine  bei  weltlichen 
Angelegenheiten  nöthige  Theilnahme  des  Volkes.  Von  den  übri- 
gen Königen  traf  Servius  Tullius  die  wichtigsten  Staatsverände- 
rungen: bei  ihm  berichtet  die  Ueberlieferung  von  Beistimmung 
und  Bestätigung  durch  das  Volk.  Dionysius  erzählt  von  einem 
Gesetze  jenes  Königs,  dass  die  Freigelassenen  das  Bürgerrecht 
erhalten  sollten.    Die  Patricier,   wie  er  sich  ausdrückt,  waren 
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damit  unzufrieden:  der  König  berief  eine  Volksversammlung  nnd 
der  Erfolg  einer  Verhandlung  in  derselben  war,  dass  mit  Be- 
willigang  der  Patricier  jene  Sitte  als  Grandsatz  des  Staates  an- 
genommen wurde.*)  Dies  Gesetz  war  ein  Verfassungsgesetz  der 
wichtigsten  Art  Hag  Dionysius  zu  seinem  Berichte,  es  sei  vom 
Volke  angenommen  worden,  auch  nicht  durch  ausdrückliche  un- 
mittelbare  Ueberlieferung  bewogen  worden  sein,  so  musste  er 
doch  entweder  durch  mittelbare  Nachrichten  oder  durch  einen 
ähnlichen  Vorgang  bei  gleicher  Veranlassung  geleitet  werden, 
und  wir  sind  nicht  berechtigt,  uns  über  sein  Zeugniss  hinweg- 
zusetzen. Indessen  auch  Lirius,  wo  er  von  dem  Census  dessel- 
ben Königs  spricht,  erwähnt  ein  gegen  die  ihren  Census  Ver- 
heimlichenden beantragtes  Gesetz,  in  denjenigen  Ausdrücken, 
welche  für  die  Berathung  und  Bestätigung  durch  die  Volksver- 
sammlung hergebracht  sind.^)  Für  den  Census  selbst,  welchen 
Servius  vornahm,  war  wahrscheinlich  nach  Römischem  Recht 
Befragung  und  Beistimmung  des  Volkes  nicht  nothwendig:  der 
Köaig  unternahm  ihn  zunächst  als  oberster  Heerführer  und  in 
militärischer  Hinsicht ;  die  politischen  Folgen  der  neuen  Einthei- 
inng  traten  erst  später  hervor.  Dennoch  mussten  auch  bei  einer 
neuen  militärischen  Gliederung  manche  allgemeine  Staatsfragen 
anger^  werden ,  und  dass  bei  ihrer  Lösung  die  Volksversamm- 
lung eine  bestimmte  Thätigkeit  hatte,  ergiebt  sich  durch  das 
Zeugniss  zweier  Berichterstatter.^ 

Der  zweite  Beweis  für  die  Macht  der  Könige  über  die 
Staatsverfassung  soll  darin  liegen^  dass  wir  weder  bei  den  ari- 
sloeratisch,  noch  bei  den  volksthümlich  gesinnten  Königen  jemals 
vcm  einem  erfolgreichen  Widerstände  gegen  ihre  Neuerungen  hö- 
ren. Er  ist  schon  durch  das  angeführte  Beispiel,  wo  vonWider- 


a)  Dionys.  IV,  22  *0  hk  T6XXtoc  xal  xoTc  £Xcu&cpoo|A^voic  tüv  Ocpandv- 
t»^  —  {ACT^yciv  TTj«  {«oiroXtTtfac  initpi^t,  c.  23  *Ax^O(a^vü)V  hi  täv  naTpi- 
xiiov  i'sä  Tcj»  rpdfyjjiaTi  xal  JucavaoycTO'ivTov ,  arjyxaXioa^  t6  irX^doc  e(c 
izxXr|9fav  -  ^^tj  ;  nachher  als  Erfolg  'ioiauTa  X^yovxoc  a6Tou  auve^tupTjaav  ol 
zvr^xtot  r6  lioz  tk  t^^v  roXtTEtav  napcXl^cTv.  In  des  Königs  Rede  selbst 
hd»t  es:  tl  Ik  xal  toütov  xaToar^aovTai  xdv  v^pi^ov,  «oXX^v  o6toIc  IXcftv 
(L  a.  w.,  wo  also  dem  Volke  ein  Einsetzen  der  Gesetze  zugeschrieben  wird. 

b)  Liv.  I,  44  Censu  perfecto,  quem  matoraverat  metu  legis  de  incensis 
latae  com  vinculonun  minis  mortisque,  ediüt  u.  s.  w. 
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stand  gegen  den  König  gesprochen  wird,  widerlegt  Dass  derselbe 
erfolgreich  gewesen,  ist  nicht  nöthig.  W&re  er  es  gewesen^  so 
wurde  die  betreffende  Massregel  nicht  zu  Stande  gekommen  sein 
und  in  der  Ueberlieferung  keine  Stelle  gefunden  haben.^ 

Auf  der  andern  Seite  giebt  man  zu,  dass  die  „oonstitui- 
rende"  Gewalt  der  Könige  nicht  mit  der  übrigen  königlichen 
Macht  auf  die  Consuln  übergegangen  sei.  Gewiss  ist,  dass  die 
Gonsuln  sie  nicht  gehabt  hab^;  aber  dies  ist  ein  Beweis,  dass 
auch  die  Könige  sie  entbehrt  haben.  Denn  es  heisst,  wie  wir 
später  sehen  werden,  ausdrücklich,  die  ganze  königliche  Macht 
sei  auf  die  Gonsuln  übergegangen;  nur  die  Lebenslänglichkeit 
habe  einen  Unterschied  gemacht.  Erst  die  Gestattung  der  Pro- 
Yocation  schmälerte  ihre  Macht,  und  die  Dictatoren,  von  denen 
anfänglich  keine  Berufang  an  das  Volk  stattfand,  hatten  wie- 
derum zeitweise  die  VoUgewalt  der  Könige.  Wäre  bei  Errich- 
tung der  Republik  ein  so  wichtiger  Theil  der  bisherigen  Re^e- 
rungsgewalt  den  Consuln  genommen  worden,  so  wäre  eine  Gleich- 
stellung derselben  mit  den  Königen  unmöglich  gewesen:  in  ihr 
liegt  der  stärkste  Beweis  für  eine  Beschränkung  der  königlichen 
Macht. 

Wir  haben  die  Gründe,  welche  für  eine  unumschränkte 
„constituirende^  Gewalt  der  Könige  angeführt  worden  sind,  wi- 
derlegt und  andere  Beweise  beigebracht,  aus  denen  sich  ergab, 
dass  die  Könige  bei  dem  Erlass  von  Yerfassungsgesetzen  an  die 
Einwilligung  der  Volksversammlung  gebunden  waren.  Ohne  wei- 
tere Zeugnisse  wird  man  geneigt  sein,  eben  dieselbe  Beschränkung 
für  Civil-  und  Criminalgesetze  anzunehmen.  Denn  diese  unter- 
scheiden sich,  wie  erwähnt,  nach  der  Anschauung  der  Römer 
nicht  von  Verfassungsgesetzen.  Wir  haben  nun  die  bestimmtesten 
Nachiichten  darüber,  dass  unter  den  Königen,  unmittelbar  von 
Gründung  der  Stadt  an,  die  Volksversammlung  eine  Mitwirkung 
bei  dem  Erlassen  von  gewöhnlichen  Gesetzen  hatte:  nicht  so, 
dass  sie  dabei  selbständig  aufgetreten  wäre,  sondern  die  Kö- 
nige waren  nur  bei  ihrer  Theilnahme  im  Stande,  ein  förmliches 
Gesetz  zu  erlassen.     Dionysius*),  wo  er  von  der  Romulischen 


a)  Dionys.  ü,  14  Ttp  li  Iri^koxixv^  itkiflti  Tp(a  rauta  inixpi^ty,  ^PX^^* 
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Ver&s8iiDg  spricht,  giebt  die  Befdgnisse  der  drei  Staatsgewalten 
genau  an.  Er  legt  dem  Könige  den  Schutz  der  Gesetze  und 
Täterlich^i  Sitten,  nicht  das  Recht,  neue  zu  schaffen,  dagegen 
der  Volksversammlung  drei  Befugnisse  bei,  die  Wahl  der  Beam- 
ten, die  Bestätigung  der  Gesetze,  die  Entscheidung  über  Krieg 
und  Frieden,  und  zwar  setzt  er  bei  der  letzten  Befugniss  hinzu, 
das  Volk  habe  sie  nur,  wenn  der  König  sie  ihm  gestatte,  ein  Zu- 
satz, der  die  Ueberlegung  des  Schriftstellers  und  sein  Bewnisst- 
sein  Yon  der  Bedeutung  seiner  Worte  anzeigt.  Diese  Erklärung 
wiederholt  Dionysius  bei  der  Schilderung  von  Servius  Tullius' 
Verfassung :  „Ich  habe  schon  früher  gesagt,  dass  nach  den  alten 
Gesetzen  das  Volk  über  drei  Sachen  Herr  war,  die  Beamten  zu 
erwählen,  Gesetze  theils  zu  bestätigen,  theils  au&uheben,  und 
ober  Krieg  und  Frieden  zu  entscheiden."»)  Er  erweitert  hier  so- 
ffs  dessen  Befugniss,  indem  er  das  Aufheben  der  Gesetze  er- 
wähnt; aber  diese  Erweiterung  ist  nur  scheinbar.  Denn  mit  dem 
Geben  eines  neuen  Gesetzes  ist  das  Aufheben  eines  alten  noth- 
wendiger  Weise  verbunden,  und  wer  die  Befugniss  zu  dem  einen 
hat,  der  hat  sie  auch  zu  dem  andern. 

Dionysius  spricht  von  Gesetzen  im  Allgemeinen,  ohne 
zwischen  Ver&ssungsgesetzen  und  den  auf  das  Recht  bezüglichen 
zu  untCTScheiden :  er  nimmt  also  für  beide  gleichmässig  die  Be- 
willigung durch  das  Volk  als  nothwendige  Bedingung  an.  Da 
dies,  wie  er  hinzusetzt,  von  Gründung  der  Stadt  an  der  Fall 
war,  so  denkt  er  sich,  nachdem  Romulus  den  Staat  eingerichtet 
und  die  Gewalten  in  demselben  abgegränzt  habe ,  sei  später  jede 
^setzliche  Veränderung  in  irgend  einem  Theile  desselben  mit 
Bdstimmung  des  Volkes  erfolgt  Er  führt  auch  ein  Beispiel  an, 
wo  das  Volk  beim  Erlass  von  Gesetzen,  welche  sich  auf  das 


pcotdCtcv  TC  %a\  v^(AOUC   incxupouv  xa\  ircpl  noX^ftou   Sia^iyvciioxciv,   ^xav    6 

a)  Dionys.  IV,  20  ctjpTjxat  5^  {iioi  xaX  irp^xepov^  Hxi  rpiwv  itpa^fidTcov  6 
%M>c  ix  Tiöy  icaXaiwv  v<S{ii(üv  x6p(0c  ^jv  —  ^PX^C  dicoScUai  —  xa\  v^piouc 
i»^c  |Uv  toxupmoai  Tobc  ^i  dvcXelv,  xaX  iccpl  fcoX^fiou  —  (laTvwvat.  Vergl. 
¥1,  ^  (ort  S^icou  vtfpLOv  i^jjilv  bntipxovTa,  i^  oG  t^vS'  otxoOpiiv  x^v  ictfXiv, 
stfvtov  civtft  xupfav  T^^v  ßouX^v,  nX^v  ^px^C  ditfthtX^ai  xaX  vöfjiouc  <pT)«p(oai 
Mt  cdXcfLOv  iityvfxtX"*  —  xo6'(uv  hi  xi&v  xptdjv  x6v  S^p^ov  ijtv^  '^^  i^ouafav. 
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Recht  bezogen,  mitgewirkt  habe:  Servius  Tullius,  sa^  er,  habe 
fimfidg  Gesetze  über  Privat-  und  CriminaJrecht  durch  die  Curien 
bestätigen  lassen. ")  Dies  ist  allerdings  das  Zeugniss  eines  Grie- 
chischen Schriftstellers  und  eines  spät  lebenden,  der  einen  gros- 
sen Theil  seiner  Erzählung  rhetorisch  ausschmückte.  Indessen 
wird  es  schwerlich  zu  ver^^erfen  sein.  Eine  Ueberlieferung, 
welche  die  Rechte  der  Volksversammlung  und  der  übrigen  Staats- 
gewalten auseinander  setzte ,  gab  es  kaum :  nur  Thatsachen  wusste 
man  aus  der  Königszeit.  Also  Lateinische  Schriftsteller  würden 
eine  solche  Nachricht  eben  so  wenig  aus  unmittelbarer  Ueber- 
lieferung haben  schöpfen  können  als  Griechische,  und  mittelbar 
sie  aus  Thatsachen  abzuleiten,  waren  diese  eben  so  geschickt 
als  jene,  vieUeicht  noch  geschickter,  da  sie  den  Römischen 
Staat  als  einen  fremden  betrachteten.  Dionysius'  Bericht  über 
Servius  Tullius  gewinnt  überdem  an  Glaubwürdigkeit,  weil  er 
die  Bestätigung  von  Gesetzen  durch  das  Volk  nur  in  diesem  einen 
Falle  erwähnt ;  er  muss  dazu  Veranlassung  in  seinen  Quellen  ge- 
funden haben;  sonst  würde  er  überall,  wo  er  von  gesetzlichen 
Einrichtungen  spricht,  ihre  Bestätigung  durch  das  Volk  erwähnt 
oder  angedeutet  haben.  Zu  Dionysius'  Zeugniss  kommt  aber 
noch  die  Nachricht  eiiies  Lateinischen  SchriftsteUers ,  der  zwar 
nicht  die  Geschichte  Roms  geschrieben,  aber  seine  Ver&ssung 
in  kurzem  Abriss  dargestellt  hat  Pomponius  über  den  Ursprung 
des  Rechts  in  den  Digesten  erwähnt  die  Einrichtung  der  Curiat- 
comitien  durch  Romulus  und  setzt  hinzu:  „und  so  brachte  er 
ebenfalls  einige  Curiatgesetze  an  das  Volk:  es  haben  dies  auch 
die  folgenden  Könige  gethan,  welche  Gesetze  sich  verzeichnet 
finden  in  dem  Buche  von  Sex.  Papirius^.^)  Man  hat  jedoch  auch 
dieses  Zeugniss  verdächtigt,  und  zwar  aus  zwei  Gründen. 
Erstens,  sagt  man,  es  stamme  aus  später  Zeit.  Freilich:  Ha- 
drians  Zeit  liegt  weit  ab  von  den  Anfängen  Roms;  aber  unsere 


a)  Dionys.  IV,  18  Inetta  touc  v^fji^uc,  to6c  xt  ouvaXXaxT(xov»c  %al  '^ouc 
iitpl  Td>v  dfttXT2H>^T(itv ,  £xupu>ac  xoxq  ^pdxpaic. 

b)  Pompoo.  de  orig.  ior  (Dig.  I,  2)  2,  2  Postea  —  ipsom  Romulum 
traditar  populum  in  trigiDta  partes  divisisse,  qoias  partes  cnrias  appellavit 
—  et  ita  leges  quasdam  et  ipse  cnriatas  ad  populum  talit  Tuleront  et 
sequentes  reges,   quae  omneB  conscriptae  extant  in  libro  Sex.  Papirii 
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Zeit  noch  viel  weiter.  Damals  gab  es  viele  QueUen  and  Mittel 
der  Erkennüiiss,  welche  wir  jetzt  nicht  haben,  und  Pomponius 
hatte  Roms  Yerfessimg  zum  Stadium  und  zum  Gegenstande 
seiner  Schriften  genoacht:  es  wäre  eine  wunderbare  Selbstver- 
blendung, nicht  sein  Zeugniss  der  Ansicht  jedes  neueren  Gelehr- 
ten vomehen  zu  wollen.  Femer  fuhrt  man  an,  es  fänden  sich 
viele  Irrtfaumer  bei  Pomponius.  Dies  hat  man  allerdings  geglaubt, 
bewegt  sich  aber  dabei  in  einem  Zirkel  der  Beweisführung. 
Man  beruft  sich  immer  von  einer  Stelle ,  die  man  falsch  auslegt, 
and  in  der  man  deshalb  einen  Irrthum  findet,  auf  die  andere. 
Wu  werden  im  Verlaufe  dieser  Untersuchungen  auf  manche 
solcher  angeblichen  Irrthümer  von  Pomponius  konmien  und  er- 
weisen ,  dass  alle  seine  Nachrichten  richtig  sind.'^  Diese  über  die 
Coriatgesetze  wird  durch  das  bestimmte ,  aus  früherer  Zeit  stam- 
mende, Zeugniss  von  Dionysius  bestätigt 

£s  ergiebt  sich,  dass  seit  der  Gründung  Roms  ein  eigent- 
liches Gesetz,  mochte  es  sich  auf  die  Verfassung  oder  auf  das 
engere  Recht  beziehen,  nur  unter  Mitwirkung  des  Volkes  erlas- 
se werden  konnte.  Dies  war  ein  Hauptgrundsatz  des  Römischen 
Staatelebens  und  num  hat  ihn  festgehalten,  so  lange  überhaupt 
ein  Rest  von  Römischem  Geiste  übrig  war.  In  der  Republik  erhob 
sich  die  Macht  der  Plebs  und  man  musste  ihr  eine  selbständige 
Gewalt  im  Staate  zugestehen.  Deshalb  legte  man  den  Beschlüs- 
sen der  Plebs,  h-otzdem  dass  dabei  nicht  alle  Theile  des  seit 
uralter  Zeit  berechtigten  Volkes  mitwirkend  auftraten,  die  Kraft 
von  Gesetzen  bei:  den  Namen  von  Gesetzen  im  eigentlichen 
Sinne  gab  man  ihnen  aber  nicht  Ebenso  machte  man  es  in 
der  Kaiserzeit,  als  die  Versanmüungen  des  Volkes  oder  auch 
der  Plebs  ausser  Gebrauch  kamen:  die  Senatsbeschlüsse,  die 
Anordnungen  der  Kaiser  erhielten  Gesetzeskraft,  aber  den  Namen 
von  Gesetzen  gab  man  ihnen  nicht  So  sehr  galt  auch  damals 
noch ,  als  alle  thatsSchliche  Gewalt  auf  Einen  übergegangen  war, 
die  Sitte  der  VorEahren. 

Die  Könige  waren  also  in  Bezug  auf  die  Gesetzgebung  be- 
sdiränkt:  und  für  diese  Beschränkung  spricht  Roms  ganze  Ver- 
fiissung  in  der  königlichen  Zeit  Es  war  keine  erbliche  Herr- 
seher&milie,   die  an  der  Spitze  des  Staates  stand,  sondern  ein 
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Wahlkönigthum,  und  das  Volk  hatte  bei  der  Wahl  unzweifelhaft 
die  höchste  Bestätigung.  Ueber  Krieg  und  Frieden  wurde  die 
Volksversammlung  befragt:  sie  durfte  bei  der  Gesetzgebung, 
durch  welche  der  Zustand  der  Gesammtheit  wie  des  Einzelnen 
verändert  werden  konnte,  nicht  übergangen  werden.  Bei  der 
Gerichtsverfassung  endlich,  wo  der  Einfluss  des  Königs,  als 
Staatsoberhauptes,  am  grössten  sein  musste,  war  der  König 
eben  so  wenig  unumschränkt.  Uralte  Sitte  gab  ihm  einen  Bei- 
rath,  dessen  Urtheil  für  ihn  massgebend  war.  Dieser  Vergleich 
indessen  mit  der  Gerichtsverfassung  giebt  eine  Andeutung  dar- 
über, wie  man  sich  die  Einschränkung  der  Könige  in  der  Ge- 
setzgebung zu  denken  hat:  man  darf  nicht  moderne  Anschauun- 
gen auf  die  ganz  verschiedenen  Römischen  Verhältnisse  übertra- 
gen. Bei  der  Gerichtsbarkeit  war  der  König  trotz  seines  Beirathes 
gewissermassen unumschränkt,  sein  Ausspruch  allein  entscheidend, 
und  selbst  wenn  er  ohne  Beirath  oder  gegen  dessen  Meinung 
erfolgte,  gültig.  Aehnlich  ist  es  in  der  Gesetzgebung.  Der 
König  nämlich  ist  ohne  Verantwortung,  wie  sich  schon  aus 
seiner  lebenslänglichen  Gewalt  ergiebt:  es  findet  gegen  ihn  kein 
gesetzlicher  Widerstand  Statt.  Der  Senat  wird  nur  von  ihm  be- 
rufen, entscheidet  nur  über  die  ihm  vorgelegten  Fragen:  seine 
Entscheidung  ist  nur  vorhanden,  in  so  fem  der  König  sie  billigt 
und  annimmt.  Die  Macht  des  Volkes  ist  noch  beschränkter: 
es  tritt  nur  auf  Befehl  des  Königs  zusammen,  beräth  nur  über 
die  ihm  vorgelegten  Fragen,  entscheidet  nur  mit  Ja  oder  Nein, 
kurz  es  existirt  nur  durch  den  Willen  des  Königs.^^)  Daraus 
folgt,  dass  derselbe,  so  wenig  er  auch  im  Stande  ist,  ohne  die 
Mitwirkung  des  Volkes  ein  Gesetz  zu  erlassen ,  dennoch  in  allen 
Handlungen  unbeschränkt  und  über  die  Gesetze  erhaben  ist 
Nehmen  wir  an,  dass  der  König  eine  Verordnung  vom  Volke 
bestätigen  Hess  und  dadurch  zum  Gesetz  erhob ,  so  war  es  natür- 
lich, dass  er  sie  selbst  beobachtete.  Denn  ohne  seine  ausdrück- 
liche, nicht  bloss  Einwilligung,  sondern  Veranstaltung  konnte 
sie  nicht  bestätigt  werden.  Aber  seinen  Nachfolger  konnte 
Niemand  im  Staate  anhalten,  sie  ebenüedls  zu  beobachten,  und 
er  beobachtete  sie  nicht  immer.  Z.  B.  Tarquinius  Superbus  hob  die 
von  Servius  Tullius  über  das  Recht  gegebenen  Gesetze  auf,  sicher- 
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lieh  nicht  durch  Volksbeschluss ,  sondern  er  beobachtete  sie  nicht 
ojid  liess  die  Tafeln,  auf  denen  sie  standen,  vom  Markte  ent- 
fernen.*) Niemand  konnte  ihn  daran  hindern,  seine  neuen  Ver- 
fagungen  waren  vollkonmien  gültig:  er  zog  sich  nur  dadurch 
üble  Nachrede,  den  Ruf  eines  Tyrannen,  am  Ende,  als  er  Alle 
gegen  sich  erbittert,  die  Verbannung  zu,  in  der  Niemand  eine 
gesetzliche,  die  Mehrzahl  vielleicht  eine  durch  die  Noth  gerecht- 
fertigt«,  aber  gewaltsame  Massregel  erblickte.  Moralisch  war 
der  König  verpflichtet,  die  von  dem  Volke  angenommenen  Ge- 
setze zu  beobachten,  eben  so  gut  me  die  Sitte  der  Vorfahren: 
man  konnte  ihm  Vorstellungen  machen,  ähnlich  wie  sie  der 
AoguT  dem  König  Tarquinius  machte,  aber  es  stand  in  seinem 
Belieben,  ob  er  denselben  nachkommen  wollte.  Rechtlich  war 
er  unumschränkt 

Das  Gesetz  bestand  nicht  des  Königs,  sondern  des  Volkes 
halber.  Dies  prägt  sich  in  den  Lateinischen,  bei  der  Gesetz- 
gebung beigebrachten.  Ausdrücken  deutlich  aus.  Von  dem,  der 
das  Gesetz  beim  Volke  beantragt,  dem  Könige  also,  später  dem 
an  seine  Stelle  getretenen  Beamten,  heisst  es  legem  fert^  von 
dem  Volke  dagegen  legem  accipit  „es  nimmt  das  Gesetz  an'', 
d.  b.  es  übernimmt  die  Verpflichtung,  demselben  zu  gehorchen 
and  im  Falle  es  nicht  gehorcht,  sich  der  im  Gesetze  ausge- 
sprochenen Strafe  zu  unterwerfen.  Femer  heisst  es  vom  Volke 
tenetur  lege^  es  ist  durch  das  Gesetz  gebunden:  der  König 
wird  nicht  dadurch  gebunden.^^)  Als  nach  Vertreibung  der 
Könige  ein  Wechsel  der  Regierenden  und  Regierten  eintrat, 
waren  denmach  auch  die  Beamten,  trotzdem  dass  sie  die  Gewalt 
der  Könige  ungeschmälert  überkommen  hatten,  gebunden:  denn 
nach  Ablauf  ihres  Amtes  traten  sie  unter  die  Regierten  zurück 
und  konnten  dann,  unter  den  allgemeinen  Gesetzen  stehend,  für 
Nichtbeachtung  derselben  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 
Der  König  also  konnte,  daran  ist  kein  Zweifel,  auch  gegen  die 
bestehenden  Gesetze  Anordnungen  treifen,  sowohl  indem  er 
neue  Einrichtungen  im  Staate  machte,  als  auch  indem  er  in 
einzelnen  Fällen  gegen  die  Gesetze  entschied.    Aber  er  musste 


a;  Dionys.  IV,  43. 
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darauf  achten,   dies  im  Geiste   der  Römischen  Verfassung  zu 
thun  und  nicht  die  Neigungen  des  Volkes  zu  verletzen. 

Es  ist  ein  eigenthümliches  Bild,  das  sich  aus  diesen  Ver- 
hältnissen des  Konigthums  zusammensetzt  Auf  der  einen  Seite 
die  höchste  Beschränkung  desselben  durch  Mangel  an  Erblich- 
keit, durch  religiösen  Aberglauben,  der  das  einmal  unter  Zu- 
stimmung der  Götter  Eingeführte  nicht  zu  ändern  oder  aufzu- 
heben gestattete,  durch  die  Sitte,  welche  Befragen  des  Senates, 
bei  gewissen  Sachen  des  Volkes,  überall  einen  Beirath  aus  den 
Vornehmen  des  Staates  gebietet :  auf  der  andern  Seite  die  höchste 
Unbeschränktheit,  die  Alles  vom  Könige  ausgehen  lässt,  ihn  an 
die  Spitze  der  Religion  stellt,  keinen  gesetzlichen  Widerstand 
erlaubt,  keine  Verantwortung  vorschreibt  Aber  ein  ähnliches 
Bild  gewährt  die  Römische  Verfassung  überhaupt ,  auch  während 
des  Freistaates,  so  dass  der  grosse  Bewunderer  derselben,  Po- 
lybius,  erklären  konnte,  sie  vereinige  in  sich  alle  drei  möglichen 
Staatsformen:  wenn  man  auf  die  Beamten  sehe,  erscheine  sie 
monarchisch,  wenn  auf  den  Senat,  aristocratisch,  wenn  auf 
die  Volksversammlung,  als  Democratie. 

Drittes  Capitel. 

iammlmig  der  köiigUchen  GeMtxe.    Dur  allgniieiier  bdialt.  Ihre  A•^^ 

helt.      Yermuthiiiig  ftbar   ihre  Eintheiliuig.     Art   der  UeborlieferuiK. 

Iftdurichten  der  CrescUchtsschreiber  ttber  die  Cresetxe  der  KOalge. 

Gewinn  fllr  die  ErkenntiiisB  des  Straflrechts. 

Wir  haben  über  die  eigentlich  so  zu  nennenden  Gesetze  der 
Königszeit  und  den  Einfluss , .  welchen  die  Könige  auf  dieselben 
ausübten,  gesprochen.  Es  gab  indessen  noch  andere  Satzungen 
aus  jener  Zeit,  welche  ebenfalls  Gesetze  genannt  wurden.  Bis 
in  die  späten  Zeiten  des  Römischen  Kaiserreiches  hatte  man 
eine  Sanmüung  königlicher  Gesetze  (Ugts  regiae) :  sie  führte  den 
Namen  iu8  Papirianum.  Ihre  bestimmte  Erwähnung  geschieht 
von  dem  classischen  Juristen  Paulus,*)  der  ein  Buch  von  Gra- 

a)  Paul.  Dig.  L,  16  (de  verb.  signif.)  144  Granius  Flaccos  in  libro  de 
iure  Papiriano  scribit  pellioem  nunc  vulgo  vocari,  quae  cum  eo,  coi  uxor 
Bit,  corpus  misceat 
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nios  Flaccus  über  das  ins  Papirianum  anführt.  Es  ist  kein 
Grand,  diesen  Granius  Flaccus  für  verschieden  zu  halten  von 
jenem,  dessen  an  den  Dictator  Cäsar  gerichtetes  Buch  de  indi- 
mUoMntis  Censorinus*)  erwähnt  and  zwar  mit  der  Bezeichnung, 
er  gehöre  zu  den  alten.  Er  wird  deshalb  auch  von  Macrobius**) 
in  Verbindung  mit  Yarro,  aber  nach  demselben  als  Autorität 
fir  eine  antiquarische  Bemerkung  angefuhrt.^'^)  Es  ergiebt  sich 
aI.so,  dass  am  Ende  der  Republik  eine  Sammlung  der  königlichen 
Gesetze  unter  dem  Namen  ins  Papirianum  vorhanden  war:  sie 
wurde  von  den  Römischen  Alterthumsforschem  der  damaligen 
Zeit,  wo  man  die  Urgeschichte  Roms  mit  grossem  Eifer  zu 
ergründen  versuchte,  anerkannt  und  erklärt.  Als  ihren  Urheber 
ergiebt  ihr  Name  einen  Papirius ,  als  Zeit  der  Entstehung  muss 
die  anmittelbar  nach  Vertreibung  der  Könige  angenommen  wer- 
den. Denn  damals  blühte  das  Papirische  Geschlecht  durch  prie- 
sterliche Wissenschaft  und  die  damit  verbundene  Rechtskeimtniss. 
AU  erster  reaesacrorum  wird  bei  Dionysius*')  M'.  Papirius,  und 
etwas  später  als  Oberpriester  M.  Papirius"^)  genannt  Es  ist 
wahrscheinlich  nnd  der  Römischen  Sitte  entsprechend,  dass  sich 
mehrere  Generationen  hindurch  oder  bei  mehreren  gleichzeitig 
lebenden  Mitgliedern  desselben  Geschlechts  Rechts-  und  prie- 
^terliebe  Wissenschaft  erhielt  Ueber  die  Person  des  Sammlers 
selbst  ist  die  Ueberlieferung  unsicher.  Man  kaim  nicht  bestimmt 
entscheiden,    ob  auf  denselben  die  Nachricht  von  Dionysius") 


a)  Oensorin.  de  die  nat  3  Eondem  esse  genimn  et  larem  multi  veteres 
Bemoriae  prodidenuit,  in  quis  etiam  Granius  Flaccos  in  libro,  quem  ad 
Caesaiem  de  IndigLtamentis  scriptum  reliquit 

b)  Macrob.  Sat.  I,  18  Quod  cum  et  Yarro  et  Qranius  Flaccus  affirment 
^^.  Macrob.  Sat.  III,  11,  5  In  Papiriano  iure  evidenter  relatnm  est, 
*rae  vnm  praestare  posse  mensam  dicatam;  Serv.  ad  Yirg.  Aen.  XII,  836 
Q»)d  ait  morem  ritosque  sacrorum  adiiciam,  ipso  titulo  legis  Papiriae  usus 
^,  qoam  sciebat  de  ritu  sacrorum  publicatam. 

c)  Dionys.  V,  1. 

d)  In  Aflconias'  Gommentar  zu  Giceros  Gorael.  p.  77  Grell. 

e)  Dionys.  DI,  86  xdc  ncpl  tüiv  Up&v  auj^pa^di«»  Sc  IIofiTctXcoc  auveaT^aaxo, 
^'  o^jTwv   (den  Priestern)  Xa^uiv  dvffpa^ev   (der  König  Ancus  Marcius) 

'T,  w|t5    fff^t^a^i    hrC    dvSp^c  {epo^dvxou  Fatoy    IlaTccpfou,   t^v  dntivTcov 
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geht,  nach  Vertreibung  der  Könige  habe  C.  Papirius,  der  oberste 
unter  den  Priestern,  die  religiösen  Satzungen  Numas,  die  schon 
der  König  Ancus  Marcius  wieder  gesammelt  und  öffentlich  aus- 
gestellt hatte,  von  Neuem  öffentlich  bekannt  gemacht.  Denn 
erstlich  handelt  es  sich  in  dem  einen  Fall  nur  um  Numas  Satzun- 
gen, im  andern  um  alle  königlichen  Gesetze,  zweitens  kam  es 
bei  jenen  auf  die  öffentliche  Bekanntmachung  als  auf  etwas 
Wesentliches  an ,  und  dass  dies  bei  dem  ivs  Papirianum  Statt 
gefunden,  ist  wenigstens  nicht  bezeugt.  Dennoch  ist  es  sehr 
wohl  möglich,  ja  nach  unserer  spätem  Auseinandersetzung  wahr- 
scheinlich, dass  tn  beiden  Fällen  ein  und  dieselbe  Persönlichkeit 
gemeint  ist.  Femer  ist  es  möglich,  dass  dieser  Sammler  der 
königlichen  Gesetze  und  der  religiösen  Satzungen  Numas  eben 
jener  erste  von  Dionysius  erwähnte  reo:  sacnjrum  M\  Papirins 
sei;  denn  oberster  der  Priester  kann  der  rtx  scur&rum  eben  so 
gut  genannt  werden  wie  der  ponti/ex  maximus.  Dann  würde 
bei  Dionysius  an  einer  Stelle  eine  falsche  .Lesart  und  an  beiden 
der  Vomame  entweder  Gajus  oder  Manius  zu  lauten  haben.  In- 
dessen dies  ist  unsicher,  gewährt  auch  nur  geringen  Vortheil 
far  die  Vereinigung  der  Ueberlieferung.  Denn  dieselbe  Namens- 
Terschiedenheit  über  den  Urheber  der  Sammlung,  welche  sich 
bei  Dionysius  findet,  trifft  man  auch  bei  Pomponins,*)  der  ihn 
an  der  einen  Stelle  Sextus ,  an  der  andem  Pnblius  nennt  Diese 
Verschiedenheit  ist  so  auffallend  und  findet  in  einem  so  kleinen 
Räume  Statt,  dass  man  versucht  wird,  einen  durch  die  Ab- 
schreiber entstandenen  Fehler  anzunehmen.  Vielleicht  darf  man 
auch  an  ein  Versehen  dessen,  der  die  Excerpte  aus  Pomponius 
für  die  Digesten  besorgte,  'glauben,  wobei  man  die  Glaubwür- 


a)  Pompon.  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2)  §  2  Tulenmt  (legös)  et  sequentes 
r^es,  quae  omnes  conscriptae  extant  in  libro  Sexti  Papirii,  qui  foit  Ulis 
temporibus,  quibus  Superbus,  Demarati  Oorintbii  filius,  ex  principalibos 
viris.  Is  Über,  ut  diximus,  appdlatar  ius  civile  Papirianum,  non  quia 
Papirins  de  sno  qnicquam  adiecit,  sed  qnod  leges  sine  ordine  latas  in 
nnuni  composuit  Nachher  führt  derselbe  §  36  ihn  als  ersten  Romischen 
Rechtsgelehrten  an:  Foit  autem  in  primis  peritos  Publins  Papirins,  qui 
leges  regias  in  unum  contolit  Anffieülend  ist  übrigens  an  der  ersten  Stelle 
noch,  dass  Tarqninins  Superbns  ein  Sohn  des  Corinthiers  Demaratns  ge- 
nannt wird,  ein  Versehen,  dessen  Ursprang  ungewiss  ist 
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tigkeit  von  Pomponius  selbst  aufrecht  erhalten  kann.  Keines 
Falls  aber  darf  man  aus  dieser  Unsicherheit  des  Vornamens 
auf  die  Unsicherheit  der  ganzen  Ueberlieferuug  über  die  Samm- 
long  der  königlichen  Gesetze  einen  Schluss  machen.  Man 
wusste,  dass  das  ius  Papiricmum  von  einem  Sammler,  Namens 
Papirius,  herrühre;  man  wusste,  dass  das  Papirische  Ge- 
schlecht flieh  im  Anfange  der  Republik  durch  seine  Wissenschaft 
in  Religion  und  Recht  ausgezeichnet  habe,:  dabei  war  es  sehr 
leicht ,  dass  man  über  die  bestinunte  Person ,  der  die  Sammlung 
zuzuschreiben  sei,  schwankte J^)  Eine  noch  natürlichere  Er- 
klärung wird  die  Unsicherheit  des  Namens  finden,  wenn  die 
konischen  Gesetze,  wie  wir  es  wahrscheinlich  machen  werden, 
mefat  Yon  einem,  sondern  von  mehreren  Mitgliedern  des  Papi- 
rischen  Geschlechtes  gesanmielt  wurden. 

Ueber  den  Inhalt  des  ius  Papirianum  haben  wir  nur  wenige 
sichere  Kunde:  wir  können  nur  durch  wahrscheinliche  Ver- 
muthongen  uns  ein  ungefähres  Bild  zusanmiensteUen.  Wir  haben 
kein  bestimmtes  Citat  aus  dem  ins  Papirianum^  ausser  bei  Ma- 
crobius,*)  wo  es  heisst:  „im  Papirianischen  Recht  ist  deutlich 
berichtet,  dass  ein  geweihter  Tisch  die  Stelle  eines  Altars  ver- 
treten kann'^  und  dann  eine  längere  Auseinandersetzung  folgt, 
m  der  antiquarisch  der  Gebrauch  eines  Tisches  statt  eines  Altars 
eriiutert  wird.  Diese  Worte  stanmien,  wie  ihre  Fassung  zeigt, 
nicht  aus  einem  Gesetze,  wie  es  in  Papirius'  Sammlung  stehen 
konnte,  sondern  aus  einem  Erklärer  derselben,  wahrscheinlich 
dem  oben  genaimten  Granius  Flaccus:  im  Gesetze  selbst  war 
nur  von  irgend  einem  heiligen  Tische,  an  dem  Opfer  verrichtet 
werden  sollten,  die  Rede:  es  bezog  sich  also  auf  Opfer  und  reli- 
giöse Ceremonien.  Aber  ausser  diesem  Citat  wird  uns  der  In- 
halt vorschiedener  königlichen  Gesetze  angeführt,  ohne  Angabe 
der  Quelle,  ans  der  sie  entnommen  seien.  Es  sind  sieben  von 
Ronudns,  dreizehn  von  Numa,  eines  von  Servius  Tullius.'^) 
Die  ersten  sprechen  den  Bannfluch  der  Religion  und  die  büi^er- 
iiche  Acht  aus  über  den  Verrath  am  Clienten  und  über  Miss- 
handlnng  der  Eltern  (imd  über  den  letztem  Gegenstand  handelt 


a)  Macrob.  III,  11,  5,  welche  Stelle  S.  27  angeführt  worden  ist. 
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auch  das  einzige  uns  bekannte  Gesetz  von  Servius  TuUius);  sie 
bestimmen  das  Güterrecht  in  der  Ehe,  sprechen  von  der  häus- 
lichen Gerichtsbarkeit  über  die  Frau  und  die  Gründe  der  Schei- 
dung, endlich  von.  dem  Rechte  des  Hausvaters  über  seine  Kin- 
der. Die  Gesetze  Numas  enthalten  religiöse  Vorschriften  mit 
Ausnahme  eines ,  welches  das  väterliche  Verkaufsrecht  rücksicht- 
lich des  verheiratheten  Sohnes  beschränkt  Diese  Anfuhrungen, 
nahm  man  an,  stammen  aus  dem  iiis  Papirianum  und  indem 
man  den  Inhalt  der  Gesetze  erwog,  kam  man  zu  dem  Ergebniss, 
sie  könnten  nicht  vom  Könige  beim  Volke  beantragte  und  von 
diesem  genehmigte  Gesetze  sein.  Es  sind  entweder  Gewohn- 
heitsrechte, di^  unbestimmten  Ursprungs,  an  den  Namen  eines 
Königs,  der  sie  zur  Geltung  und  Anerkennung  gebracht  oder 
sich  sonst  durch  Erlass  ähnlicher  Verordnungen  bekannt  gemacht 
hatte ,  geknüpft  wurden ,  oder  sie  besteben  aus  religiösen  Satzun- 
gen ,  wie  sie  von  den  Königen  als  obersten  Priestern  selbständig 
erlassen  werden  konnten  und  der  Ueberlieferung  nach  erlassen 
worden  sind.  In  beiden  Fällen,  sagt  man,  sind  es  nicht  Ge- 
setze nach  der  spätem  und  eigentlichen  Bedeutung  des  Wortes, 
d.  h.  nicht  Rogationen,  vom  Könige  an  das  Volk  gebracht  und 
von  diesem  angenommen.  Es  lässt  sich  auch  ohne  Schwierig- 
keiten nachweisen,  dass  diese  angeblichen  Gesetze  von  den 
Römern  späterer  Zeit  nicht  als  eigentliche ,  vom  Volke  bestätigte, 
Gesetze  betrachtet  wurden.  Durch  diese  Gründe  kam  man  zu 
dem  Schlüsse,  dass  Pomponius'  oben  angeführte*)  Nachricht,  die 
Könige  hätten  vermittelst  der  Volksversammlung  Curiatgesetze 
gegeben  und  diese  seien  in  dem  iua  Papirianum  gesammelt, 
falsch ,  mithin  Pomponius  überhaupt  ein  unzuverlässiger  Gewährs- 
mann sei.*^) 

Man  kann  die  einzelnen  Sätze  dieser  Beweisführung  als 
richtig  anerkennen  und  dennoch  ist  der  daraus  gezogene  Schluss 
nicht  richtig.  Pomponius  sagt,  alle  Curiatgesetze  der  Könige 
fänden  sich  verzeichnet  in  dem  Buche  von  Papirius;  aber  daraus 
folgt  nicht,  dass  auch  alle  in  Papirius'  Buche  verzeichneten  Ge- 
setze nur  Curiatgesetze  sind.    Diese  Sammlung   konnte  sowohl 


a)  Siehe  S.  28  Änm.  a. 
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das  Gewobnheitereeht  und  religiöse  Satzungen,  welche  beide 
ihren  Ursprung  nicht  dem  Mitwirken  der  Volksversammlung 
Terdanken ,  als  auch  ausserdem  noch  die  auf  das  wirkliche  Recht 
bezüglichen  Curiatgesetze  enthalten.  Der  Umstand,  dass  die  uns 
erhaltenen  Bruchstücke  nur  dem  ersten  Theile  angehören,  be- 
weist nicht,  dass  sich  auch  das  Ganze  nur  auf  diesen  bezog. 
Es  konnte  blosser  Zufall  sein ,  der  uns  die  einen  Bruchstücke  er- 
hielt, von  den  eigentlichen  Rechtsgesetzen  alle  Spur  verloren  gehen 
liess :  es  konnte  dies  aber  auch  darin  seinen  Grund  haben,  dass  das 
Gewohnheitsreeht  und  die  religiösen  Gebote  dauernde  Grundsätze 
des  Römischen  Staates  bildeten  und  deshalb  auch  später  der 
Erwähnung  mehr  werth  erscheinen  als  die  auf  das  Recht  bezüg- 
lichen Gesetze,  welche  mannigjfiache  Umgestaltungen  erfuhren 
and  zum  Tbeil  ganz  abgeschafft  wurden:  die  spätere  Gesetz- 
gebung der  zw^ölf  Tafeln  machte  sie  far  das  practische  Leben 
weräilos. 

Es  lässt  sich  indessen  über  die  Verbindung  beider  Arten 
von  Gesetzen  und  das  Verhältniss,  das  sie  im  ius  Papirianum 
einnahmen,  noch  eine  weitere  Vermuthung  aufstellen.  Pomponius 
sagt  von  den  durch  die  Volksversanunlung  bestätigten  Curiat- 
g^etzen,  sie  seien  im  iua  civüe  Papirianum  enthalten,  dagegen 
MaiTobiuB  und  Paulus,  die  von  antiquarischen  Bemerkungen 
reden,  bedehen  sich  auf  das  iiis  Papirianum,  Unzweifelhaft 
können  beide  Ausdrücke  gleichbedeutend  sein,  der  eine  nur 
etwas  aosfuhrlieher  als  der  andere.  Aber  es  ist  nicht  nothwen- 
dig,  dass  sie  es  sind  und  wer  genau  erklärt,  wird  bemerken, 
daäs  die  Verschiedenheit  des  Namens  mit  der  des  Inhaltes  zu- 
sammenfillt  und  daraus  auf  einen  tiefer  liegenden  Grund  der 
Namensverachiedenheit  schHessen.  In  diesem  Falle  würde  ius 
Piqnrianum  das  allgemeine,  ius  civile  Papirianum  das  beson- 
dere sein.  Nun  haben  wir  femer  bei  Servius  die  früher  ange- 
fiUute,  allerdings  nicht  ganz  klare  Bemerkung  übei;  den  Titel 
einer  lex  Papiria^  der  de  rüu  sacrorum  gelautet  habe.  Der 
Ausdruck  lex  Papiria  kann  nur  missbräuchlich  sein;  denn  an 
eine  eigentliche,  aus  Volksbeschluss  hervorgegangene,  lex  kann 
wegen  des  Inhaltes  nicht  gedacht  werden,  da  das  Volk  über 
retigi^e    Ceremonien   keinen    Beschluss   fassen    konnte.    Auch 
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wissen  wir  von  keinem  Papirischen  Gesetz ,  das  hierauf  bezogen 
werden  könnte:  ein  bei  Cicero  und  Livius*)  erwähntes  enthält 
nur  das  Verbot,  ohne  Volksbeschluss  einen  Grundbesitz  den 
Göttern  zu  weihen,  aber  nichts  über  die  Art  der  Weihe  selber. 
Ich  finde  keine  andere  Möglichkeit  als  diese  lex  Paplria  auf  das 
in  andern  Quellen  so  genannte  itis  Papirianum  zu  beziehen: 
damit  stimmt  selbst  die  Gelegenheit,  bei  der  es  Servius  an- 
fuhrt Es  war  ganz  passend ,  wenn  er  Virgil's  Worte  durch  den 
Titel  einer  uralten  Römischen  Gesetzsammlung  erläuterte:  viel 
weniger  passend,  wenn  er  den  gleichen  Ausdruck  aus  einem 
einzelnen  Gesetze  anführte:  dergleichen  hätte  er  vieles  anf&hren 
können.  War  aber  ein  Titel,  d.  h.  ein  Abschnitt,  des  ius  Papi- 
rianum „über  die  Gebräuche  der  Opfer",  so  konnte  das  Ganze 
nicht  über  diese  allein  handeln:  es  musste  andere  Titel  geben 
mit  anderm  Inhalt  und  andern  Benennungen.  Danach  kommt 
man  auf  die  Vermuthung,  dass  der  allgemeine  Name  dieser 
königlichen  Gesetze  ius  Papirianum  war.  Dasselbe  zerfiel  in 
Abtheilungen,  von  denen  eine  iu8  civile,  eine  andere  de  ritu 
eacrorum  hie«s.  So  vereinen  sich  die  zwei  verschiedenen  An- 
gaben, welche  wir  über  seinen  Inhalt  haben,  die  von Dionysius, 
dass  nach  Vertreibung  der  Könige  ein  Papirius  die  religiösen 
Vorschriften  Numas  von  Neuem  zusammengestellt  habe,  und  die 
von  Pomponius,  dass  ein  Papirius  die  Curiatgesetze  der  Könige 
gesammelt  habe.  Möglich,  ja  sogar  sehr  wahrscheinlich,  dass 
die  Sammlungen  der  verschiedenen  Arten  von  Königsgesetzen 
nicht  durch  eine  Person  erfolgten:  ein  Mitglied  des  Papirischen 
Geschlechtes  konnte  die  religiösen,  ein  anderes  die  weltlichen 
Vorschriften,  noch  ein  anderes  das  Gewohnheitsrecht  sammeln. 
Dennoch  konnten  diese  vereinten  Sammlungen  den  gemeinsamen 
Titel  Papirisches  Recht  fuhren  und  es  würde  sich  zugleich  er- 
klären, wie  die  Ueberlieferung  in  Bezug  auf  die  Vornamen  der 
Sammler  auseinandergehen  konnte ,  je  nachdem  die  eine  oder  die 
andere  Art  von  Gesetzen  berücksichtigt  wurde. 

Nehmen  wir  also  die  eben   aufgestellte  Vermuthung,    bei 
der  sich  alle  scheinbaren  Widersprüche  der  Berichterstatter  lösen, 


a)  Cic.  de  dorn.  49  und  50;  Liv.  IX,  46. 
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ao.  Das  Papirianische  Recht  oder  Gesetzbuch,  mochte  es  von 
emem  oder  mehreren  Sammlern  ausgegangen  sein,  zerfiel  in 
mehrere  Abschnitte  nach  den  Materien ,  die  abgehandelt  wurden : 
wie  die  Anordnung  innerhalb  dieser  Absclmitte  wai*,  kann 
zweifelhaft  sein.  Denn  Pomponius'  Bemerkung  über  die  Thätig- 
keit  TOD  Papirius:  ,,er  stellte  die  ohne  Ordnung  gegebenen  Ge- 
setze in  eins  zusanunen"  ist  gerechtfertigt ,  weim  nur  die  Haupt, 
t'intheilang  eine  sachliche  war:  über  die  weitere  Yertheilung  des 
Stoffes  beweist  sie  nichts.  Auch  wenn  Festus»)  z.  B.  ein  Ge- 
setz des  Königs  Pompilius  über  spolia  opima  anföhrt,  so  folgt 
daiaos  nur,  dass  bei  jedem  einzelnen  Gesetze  der  Name  des 
beulenden  Königs  Yorangesetzt  war.  Aber  dennoch  scheint  es, 
üa2»  die  Gesetze  nach  den  Königen  in  den  Abtheilungen  zusammen- 
gestellt waren.  Festus^)  sagt,  ,,in  den  Gesetzen  des  Königs 
Xoma  Pompilius^  stände  etwas  und  ähnlich  Paulus^)  in  seinem 
Auszöge  aus  Festus;  derselbe  Festus"^)  fuhrt  auch  die  Gesetze 
des  RomuliLS  und  Tatius,  sowie  die  von  Servius  Tullius  an. 
Daraus  muss  man  den  Schluss  ziehen,  dass  die  Gesetze  von 
Romulus  und  Tatius,  von  Romulus  allein,  von  Numa  imd  der 
fieibe  nach  von  den  übrigen  Königen  die  UnterabtheUungen  der 
sarijich  geordneten  Abschnitte  bildeten. 

Ueber  das  Yerhältniss,  das  zwischen  der  Bearbeitung  durch 
Granius  Flaccns  und  der  ursprünglichen  Sammlung  des  Papiri- 
^ben  Geschlechtes  statt&nd,  lässt  sich  nur  ein  unsicheres  Ur- 
theü  fillen.    £s  war  natürlich,  dass  man,  als  Granius  Flaccus' 


a)  Festos  s.  v.  opima  spolia  p.  189:  esse  etiam  Pompili  regis  legem 
opünorom  gpoliomm  talem:  Guius  auspicio  classe  procincta  opima  spolia 
capiimtar,  lovi  Feretrio  darier  oporteat  etc.,  wo  die  Worte  PompUi  regis 
aof  sieheier  Verbessenmg  berohen.  Aehnlich  s.  v.  parrici(di)  quaestores 
p.  221. 

b)  Festus  s.  V.  occisum  p.  178:  Itaqae  in  Numae  Pompili  regis  legi- 
bus scriptum  esse:  si  hominem  folmen  lovis  occisit,  ne  supra  genua  tol- 
litor,  et  alibi:  bomo  si  fubnine  occisus  est,  ei  iusta  nulla  fieri  oportet 

e}  Paulus  Exe.  Fest  s.  v.  aliuta  p.  6:  Hinc  est  illad  in  legibus  Numae 
E^ompifi:   Si  quifM[uam  aliuta  faxit,  ipsos  lovi  sacer  esto. 

d)  Festus  ft.  V.  plorare  p.  230:  In  regis  Romuli  et  Tatii  legibus:    si 

mmis sacra  divis  parentom  estod.  in  Servi  Tulli  haec  est:  si  pa- 

Tätern  paer  verberit,  ast  ille  plorassit,  puer  divis  parentum  sacer  esto. 
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neues,  verständlicheres  Werk  existirte,   dieses  gebrauchte  und 
nicht  auf  die  uralte  Arbeit  der  Papirier  zuräckgiüg.    Fast  alle 
Erwähnungen  königlicher  Gesetze,  welche  wir  haben,  bei  Dio- 
nysius,  Festus,   Pomponius,  stammen  aus  einer  Zeit,'  wo  Gra- 
nius'  Sammlung  benutzt  werden  konnte  und  es  wahrscheinlich 
auch  wurde.    Nur  Cicero   erwähnt  zweimal")    die  Gesetze  des 
Königs  Numa.  und  zwar  nicht  aus   Granius*^);  aber  seine  Er- 
wähnungen sind  so  kurz,   dass  sie  keinen  Anhalt  geben,  über 
den  Zustand  derselben  zu  seiner  Zeit  auch  nur  eine  Yermuthung 
aufeustellen.    In  zwei  Beziehungen  jedoch  können  wir  eine  Ver- 
änderung der  alten  ursprünglichen  Sammlung  nachweisen.   Erstens 
ist  es  nicht  glaublich,  dass  man  im  Anfange  der  Republik  von 
einem  ius  Papirianum  gesprochen  habe:  diese  Ausdrucksweise 
kam   anerkanntermassen   erst  zur  Zeit  Caesars  auf.    Man  wird 
daher  diesen  Namen  auf  Granius  Flaccus  zurückfähren  müssen 
und  damit  erscheint  auch  die  ganze  Gliederung  der  Sammlung, 
wie  wir  sie  oben  dargestellt  haben,  als  ein  Werk  eben  desselben 
Granius.     Vor  ihm  gab  es  wolil  nur  einzelne  Sammlungen  von 
verschiedenen  Papiriem  abgefasst  und  über  verschiedene  Mate- 
rien handelnd,   in  denen  die   betreffenden  Gesetze  der  Könige 
zusammengestellt  waren.    Vielleicht  deutet  Servius'  oben  ange- 
führter Titel  lex  Papiria  auf  den  ursprünglichen  Namen  einer 
Sammlung:  er  konnte  sich  auch  in  Granius^  Ueberarbeitong  er- 
halten haben.    Zweitens  die  Anführungen,  welche  sich  beiFeatus 
aus  den  königlichen  Gesetzen  finden,  machen  darauf  Ansprach 
wortgetreu  zu  sein,    nicht  bloss  den  Sinn  derselben  wiederzu- 
geben.   Indessen  es  bedarf  keines  Beweises,   dass  wir  in  ihnen 
nicht  die  Worte  der  Papirier,  viel  weniger  die  der  Könige  selbst 
haben.    Die  Römer  haben  in  dergleichen  Sachen  diplomatische 
Treue  nicht  beobachtet  und  die  Gesetze,  die  ein  Gemeingut  des 
Volkes  sein  sollten,   als  etwas  betrachtet,*  das  sich  in  seinem 
Ausdrucke  mit  dem  Volke  fortbilden  müsste.    Man  mochte  in 


a)  Gic.  de  rep.  V,  2,  3  lUa  autem  diutuma  pax  Numae  mater  hulc 
urbi  iuris  et  religionis  fiiit,  qui  legum  ctiam  scriptor  fuit,  quas  scitis  ertare; 
de  rep.  11,  14,  26  Numa  animos  propoBitis  legibus  bis,  quas  in  monumentis 
habemus,  mitigavit. 
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der  Wortstellimg  und  einzelnen  besondem  Ausdrücken  den  alten 
Text  beibehalten:  im  Uebrigen  scheute  man  sich  nicht,  eine 
förmliche  Art  von  Uebersetzung  vorzunehmen,  um  verständlich 
zu  sein.  £s  bildete  sich,  wie  man  aus  Ciceros  Büchern  von 
den  Gesetzen  sieht,  eine  eigene  Sprache,  welche  Altes  und 
Neues  mischte.  So  mögen  zuerst  die  Papirier  mit  den  Satzun- 
gen der  Könige  verfahren  sein:  sicherlich  verfuhr  so  Granius 
Flaceus,  aus  dessen  Sammlung  die  uns  erhaltenen  Bruchstücke 
stammen.  ^^  Wie  viel  aber  beide  Sammler  sich  bei  der  Umfor- 
mung erlaubt  haben,  ist  uns  zu  bestimmen  unmöglich. 

Unsere  Darstellung  ergiebt,  was  man  über  die  Verdächti- 
gongen  zu  urtheilen  hat,  die  in  neuester  Zeit  gegen  das  Papi- 
rianische  Gesetzbuch  erhoben  worden  sind.  Während  man  M- 
ber  AUes,  was  den  Namen  der  ältesten  Geschichte  trug,  gläubig 
hinnahm,  ja  noch  anderes  hinzudichtete,^^)  ist  man  jetzt  in  der 
Kritik  zu  weit  gegangen  und  vermuthet  überall  Fälschung  und 
Betiug.  Ein  klares  Bild  darüber,  wie  eine  Täuschung  stattge- 
funden haben  könnte,  und  eine  bestimmte  Meinung,  was  man 
von  den  uns  erhaltenen  Bruchstücken  und  den  Nachrichten  über 
das  Papirianische  Recht  denken  solle ,  habe  ich  bei  keinem  Neueren 
gdimden:  man  begnügt  sich,  allgemeine  Verdächtigungen  aus- 
zusprechen.^ Dass  es  auch  zur  Zeit  der  ältesten  Könige  Mit- 
tel zum  Aufischreiben  und  Bekanntmachen  gab,  bezeugt  Diony- 
8108,*)  der  von  eichenen  Tafeln  spricht:  sie  waren  allerdings 
vergänglich,  konnten  aber  von  Zeit  zu  Zeit  erneut  werden. 
Unter  Servius  Tullins  grub  man  schon  in  £rz.^)  £s  konnten 
also  die  Papirier ,  als  sie  im  Anfange  der  Republik  ihre 
Sammlungen  machten,  bestinunte  Denkmäler  benutzen.    Selbst 


ft)  Dionyv.  III,  96  Tele  mpl  tAv  Upmv   aujipa^dc,  de  \lo\t,itfXto^  ouvt- 
9ti^9crco,   "xap    aördöv  Xaßoiv    dv^ypa<|;ev   Iq  ^^Xtouc  %a\  npo&^xev  Iv  djopf 

Tip  nfpiütt   oSnio    x&zt   ^j«av,    dXX'    Iv   8pu(vaic   ix"?^*"®^"^®   aavCotv    ot  te 
>^aM  xai  sd  tnpl  xw^  Upiov  (taypaopaC. 

b)  Dtionjs.  IV,  26  tva  di  {krfigU  XP^^'O«  aitouc  d<pav{q),  on^XTjv  xata- 
9Uiid9ai  yctXx^y  f^p^^ev  iv  tau'qQ  xa  xc  ddfavTa  xoU  ouv^Spoic  xal  xdc  p.e- 
"^^/»^i  rn<  ouvd^ou  ic^ic*  aöxi]  Sti{uivcv  fj  oxi^Xi)   pt>^XP^  "^^   ^(^^^  4^^' 
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wenn  sie  dabei  mit  sehr  geringer  Kunst  verfuhren,  mussten  sie 
Besseres  leisten  als  mr  jetzt  mit  der  höchsten  zu  erreichen  im 
Stande  sind.  Auch  der  Gallische  Brand  zerstörte  nicht  alle 
Denkmäler  der  früheren  Zeit:  unter  den  geretteten  werden  aus- 
drücklich königliche  Gesetze  genannt.*)  Wenn  sie  diesen  Sturm 
überdauert^  werden  sie  auch  noch  später  sich  im  Original  er- 
halten haben,  die  übrigen  in  Abschriften  mehr  oder  minder  treu 
den  Nachkommen  überliefert  worden  sein.  Ob  Cicero  unter  den 
Denkmälern,  die  e^  bei  einem  Gesetze  Numas  erwähnt,*»)  die 
Pontificalbücher  oder  wirkliche  Denkmäler  in  Holz  oder  Erz  ver- 
steht ,  ist  unsicher.  ^^)  Danach  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Papirier 
mannigfache  Verordnungen  der  Könige  vorfanden,  aus  denen 
sie  eine  das  Leben  nach  allen  Seiten  hin  umfEissende  Sammlung 
zusammenstellten :  femer  auch  dass  Granius  Flaccus  zur  Zeit  des 
Dictator  Cäsar  sich  auf  bestimmte  Urkunden  und  Zeugnisse 
stützte.  Sein  Werk  hat  sich  bis  spät  in  die  Kaiserzeit  erhalten. 
Ein  Theil  der  königlichen  Gesetze  mag  überdem  in  den  priester- 
lichen Büchern  aufbewahrt  worden  sein.^) 

Man  findet  indessen  einen  Widerspruch  in  der  Ueberlieferung 
selbst,  der  gegen  die  Sammlung  und  Geltung  wenigstens  der- 
jenigen Gesetze  zu  zeugen  scheint,  welche  sich  auf  das  eigent- 
liche Privat-  und  Criminalrecht  bezogen.  Wo  Dionysius*')  von 
dem  Zustande  Roms  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln 
spricht,  erzählt  er:  „damals  war  noch  nicht  alles  Recht  schrifb- 
lieh  bestimmt,  sondern  in  alten  Zeiten  bestimmten  die  Könige 
aus  eigener  MachtvoUkonmienheit  den  Hülfesuchenden  das  Recht 
und  das  von  ihnen  als  Recht  Ausgesprochene  war  Gesetz.^  Aber 
dabei  hat  Dionysius  das  Recht  der  Volksversammlung  in  Bezug 
auf  die  Gesetzgebung  schon  unter  den  Königen  anerkannt,  hat 
die  Gesetzsammlung  von  Papirius  erwähnt,  hat  ausdrücklich  bei 
den  Königen  Gesetze  angeführt  und  zwar  solche,  die  vom  Volke 


a)  Liv.  VI,  1   In  primis  foedera   et  leges  (erant  autem  eae  dacdecim 
tabulae  et  quaedam  rcgiae  leges)  conquiri  quae  comparerent  ioBsermit 

b)  Cic.  de  rep.  II,  14,  26  an  der  froher  angeführten  Stelle. 

c)  Dionys.  X,  1  oöiccd   ydp  ....   o6J*  Iv  ypacpalc  tfitavta  t4  ({xotia  Tt- 
Tttyiiiva'  iX}s6.  xi  p.^v  dpyatov  ol  ßaotXeTc  i^'  a&Ttüv  IrarTOv    toT«  ^cofji^votc 
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bestätigt  worden  waren:  er  kann  also  hier  unmöglich  den  Zu- 
stand vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  als  einen  gesetz- 
losen bezeichnen  wollen.  Denn  an  einen  Irrthum  von  ihm  bei 
einer  der  beiden  Behauptungen  darf  man  doch  auch  nicht  glau- 
ben. Er  kann  demnach  nur  meinen,  was  eine  genaue  Erklärung 
seiner  Worte  besagt,  nicht  alles  Recht  sei  damals  durch  schrift- 
liche Gesetze  bestimmt  gewesen.  Die  Römer  betrachteten  den 
Zustand  vor  der  Gründung  Roms  als  gesetzlos:  die  ganze  Ge- 
setzgebung begann  erst  mit  den  Königen.  Dieselbe  hätte  sehr 
umfangreich  sein  müssen,  hätte  sie  alle  Theile  des  Staates  um- 
fassen und  alles  ungeschriebene  Herkommen  in  geschriebenes 
Recht  verwandeln  sollen.  Sie  war  aber,  wie  die  Geschichts- 
schreiber selbst  andeuten,  nicht  bedeutend.  Daher  mussten  die 
meisten  Rechtsbändel  von  den  Königen  nach  dem  Herkommen 
entschieden  werden,  oder  vielmehr  nach  Grundsätzen,  welche  sie 
selbst,  aber  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Herkommen  bei  dem 
einzelnen  Falle  aufisteilten.  Ueberdem  ist  der  Zustand  vor  der 
Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  nicht  mit  dem  unmittelbar  nach 
Vertreibung  der  Könige  gleich  zu  setzen.  Wir  werden  später 
sehen,  dass  bei  dem  Kampfe  der  Stände  eine  Art  von  Gesetz- 
lodgkeit  eintrat,  der  erst  durch  die  Zehnmänner  abgeholfen 
wurde. 

Auch  Tadtus  hat  bei  den  neuem  Gelehrten  Bedenken  er- 
regt An  der  schon  früher  angeführten  Stelle  ^),  wo  er  bei  der 
Sehliderung  der  Gesetzgebung  den  Begriff  eines  Gesetzes  in  dem 
weitesten  Sinne  fasst,  schreibt  er  Tullus  Hostilius  und  Ancus 
Mareius  Gesetze  za\  sagt  auch  von  Numa,  er  habe  das  Volk 
dnidi  religiöse  Gebräuche  und  göttliches  Recht  gebunden,  von 
Romulus  aber  berichtet  er:  „Ueber  uns  hatte  Romulus,  wie  es 
ihm  gut  dünkte,  geherrscht  Daraus  zu  folgern,  Romulus  habe 
kän  Gesetz  g^eben,  die  Erwähnungen  von  Gesetzen  des  Romu- 
hs  oder  des  Romulus  und  Tatius  seien  falsch,  die  Nachricht 
von  Pomponius  ein  Irrthum,  wäre  nicht  richtig.  Denn  Tacitus^ 
Ausdruck  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  Verfassungsgesetze  zur 
Besduränkung  der  königlichen  Macht,   und  dann  hat  Romulus 


a)  Tac.  Ann.  III,  26.  S.  oben  S.  16. 
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auf  jeden  Fall  nur  wenige  Gesetze  erlassen,  durch  deren  Beob- 
achtung auch  seine  richterliche  Gewalt  nicht  wesentlich  beschränkt 
wurde.  Damit  besteht  sehr  wohl  Pomponius'  Bericht,  Anfangs 
habe  Romulus  unumschränkt  geherrscht ,  später  nach  dem  Wach- 
sen des  Staates,  d.  h.  nach  der  Vereinigung  mit  den  Sabinem, 
sei  die  Einsetzung  des  Senates,  die  Eintheilung  des  Volke«  in 
Curien  erfolgt  und  einige  Curiatgesetze  seien  erlassen  worden. 
Von  Servius  TuUius  erzählt  Tacitus:  „ein  hauptsächlicher  Stif- 
ter von  Gesetzen  war  Servius  Tullius,  denen  auch  die  Könige 
gehorchen  sollten.'  Dies  darf  man  nicht  so  verstehen,  als  habe 
dieser  König  eine  besondere  Art  von  Gesetzen  zur  Einschränkung 
der  königlichen  Macht  gegeben.  Denn  die  Centurienverfassung, 
welche  die  zur  Regierung  berufene  Classe  etwas  umformte,  trat 
erst  nach  der  Vertreibung  der  Könige  in  politische  Wirksamkeit: 
wir  wissen  durch  ausdrückliches  Zeugniss,  dass  die  Centurien 
unter  den  Königen  kein  Gesetz  bestätigt  haben  und  hätten  sie 
es  bestätigt,  so  hätte  es,  da  die  Centurien  ebenfalls  von  den 
Königen  berufen  vmrden  und  keine  grössere  Befugniss  als  die 
Curien  besassen,  in  keiner  Weise  bindender  sein  können.  Von 
andern  Verfetösungsgesetzen  aber  wird  nichts  berichtet.  Die 
Eigenthümlichkeit  von  Servius'  Gesetzen  scheint  vielmehr  nur  in 
der  grösseren  Anzahl  derselben  bestanden  zu  haben,  durch 
welche  die  wichtigsten  Punkte  des  Privat-  und  Strafrechtes  be- 
stimmt und  so  der  willkürlichen  Entscheidung  in  den  einzelnen 
Fällen  vorgebeugt  wurde.  Damit  wird  Tacitus'  absichtlich  ge- 
suchter Ausdruck  genügend  erklärt  und  so  hat  sich  Dionysius 
das  Verhältniss  gedacht:  darin  erkannte  er  den  grossen  Fort>- 
schritt,  den  der  Staat  durch  Servius  Tullius  zur  Freiheit  machte.*^ 
Aus  demselben  Grunde  hob  Tarquinius  der  Uebermüthige,  als  er 
die  Despotie  gründen  wollte,  vor  Allem  Servius'  Gesetze  auf.*) 
Es  steht  hiemach  durch  die  fibereinstimmenden  Zeugnisse 
aller  Gewährsmänner  fest,  dass  die  Könige  von  Anfang  an  Ge- 
setze über  Privat-  und  Strafrecht  gegeben  und  durch  das  Volk 
haben  annehmen  lassen.  Der  Gewinn  indessen,  den  wir  aus 
den  uns  erhaltenen  Bruchstücken*  für  die  Kenntniss  der  einzelneu 


a)  Dionys.  lY,  43. 
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Gesetze  dieser  Art  ziehen  können,  ist  sehr  gering.  Strafrecht- 
licher Natnr  ist  unter  ihnen  kaum  eines.  Wir  können  dahin 
nicht  zählen  Romnlus'  Gesetz  über  Verrätherei«),  noch  seine  Be- 
stimmungen über  die  Ehe  und  das  Verhältniss  der  Frauen*"), 
aber  die  väterliche  Gewalt«)  und  die  Aufziehung  der  Kinder**), 
wenn^eich  bei  letzterem  als  Strafe  die  Einziehung  des  halben 
Vermögens  angefahrt  wird.  Auch  Numas  Gesetze  über  Heilig- 
baltung  der  Grenzsteine*)  und  über  den /^arricida,')  wenngleich 
sie  die  wichtigsten  Folgen  für  das  Strafrecht  hatten ,  gingen  zu- 
nächst von  religiösen  Anordnungen  aus.  Von  Tullus  Hostilius 
werden  religiöse  Gesetze  erwähnt  ;s)  die  Einrichtung  der  Bem- 
fong  an  das  Volk  scheint  nicht  durch  ein  Gesetz  erfolgt  zu  sein. 
Von  Ancus  Marcius  hören  wir  nur,  dass  er  Numas  Gesetze 
wieder  sammelte  und  öffentlich  ausstellte.^)  Den  beiden  Tar- 
qainiem,  welche  in  Rom  regierten,  werden  nirgends  Gesetze 
beigelegt  Dies  ist  bei  dem  altern  Tarquinius  um  so  bemerkens- 
werther,  als  er  Vieles  in  der  Staatsverfassung  geändert  haben 
soll;  bei  dem  jungem  lag  der  Grund  darin,  dass  er  allein  herr- 
sehen wollte  und  auf  Beseitigung  aller  Schranken,  durch  welche 
da-  königliche'  Wille  gebunden  werden  konnte,  ausging.  Dagegen 
Senrius  Tullius  soll  im  Anfange  seiner  Regierung,  um  die  Nei- 
gung der  Menge  zu  gewinnen,  Anordnungen  zum  Besten  der 
Verachnldeien  und  zur  gerechteren  Vertheilung  des  Staatsackers 
getroffen  baben :  zu  diesem  Zwecke  erneute  er  theils  früher  von 
Romains  und  Numa  gegebene  Gesetze,   welche  mit  der  Zeit  in 


a)  Diixiys,  II,  10  spricht  über  das  Verhältniss  der  dienten  und  Patrone, 
and  lagt  hinza,  wer  dasselbe  verletzt  habe,  sei  nach  Romalas*  Gesetz 
über  Verrfillierei  bestraft  wordea ,  c(  hi  xi«  ^ScXsyx^s^i)  TO'iTuiv  xi  (laicparctf- 
^ucvo^y  ivo'j^oc  fjy  T(^  vö|ji({»  TTjC  i7poSoo{ac ,  fiv  £x6pa>asv  6  'P(ofi.6Xo^.  Yer- 
rttherei  im  militärischen  Sinne  scheint  er  darunter  nicht  zu  verstehen. 

b)  Dionys.  II,  25;  Plut.  Rom.  22;  Plin.  nat  bist  XIV,  89. 

c)  Dionys.  II,  2G. 

d)  IMonys.  II,  15.  ^ 

e)  Dionys.  II,  74;  Paul  Diac.  Exe.  p.  368  s.  v.  termino. 

f)  PaoL  Diac.  Exe.  p.  221  s.  v.  parrici(di)  quaestores. 

g)  Bei  Tac  Ann.  XII,  8,  wo  Kaiser  Claudius  nach  einem  Incest  Sühn- 
ofrfier  ex  legibus  Tulli  darbringt 

h)  Dionys.  Hl,  36. 
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Vergessenheit  gerathen  waren,  theils  fugte  er  neue  hinzu.»)  Es 
waren  also  Anordnungen  über  die  Schuldverhältnisse,  die  er  traf 
und  als  Grundsätze  für  seine  richterlichen  Entscheidungen  auf- 
stellte. Als  er  später  durch  die  Volksversammlung  förmlich  zum 
Könige  ernannt  war,  erhob  er  sie  zu  Gesetzen:  er  Hess  sie,  er- 
weitert und  vermehrt,  durch  die  Curiatcomitien  annehmen.  Sie  be- 
trafen nun  nicht  mehr  nm*  die  Schuldverhältnisse ,  sondern  über- 
haupt den  ganzen  Verkehr:  es  waren  ungeÄhr  fünfzig  anZahl.*') 
Wenngleich  sie  durch  Servius'  Nachfolger  aufgehoben  und  sogar 
die  Tafeln,  auf  denen  sie  standen,  vom  Markte  entfernt  wurden, 
waren  sie  doch  noch  am  Ende  der  Republik  bekannt:  Dionysius 
deutet  an,  er  könne  über  ihren  Inhalt  ausführlicher  berichten. 

Das  Ergebniss  der  über  die  königlichen  Gesetze  geführten 
Untersuchung  ist  folgendes.  Von  der  Gründimg  der  Stadt  an  ha- 
ben die  Könige  theils  mannigfache  Anordnungen,  durch  welche 
sie  das  Herkommen  feststellten  oder  über  religiöse  Gebräuche 
Vorschriften  gaben,  erlassen,  theils  unter  Mitwirkung  der  Cu- 
riatcomitien eigentliche  Gesetze  gegeben..  Beide  zusammen  heis- 
sen  im  weiteren  Sinne  königliche  Gesetze.  Als  man  nach  Ver- 
treibung der  Könige  das  Bedürfiiiss  fühlte,  die  willkürliche  Re- 
gierung eines  Einzelnen  abzustreifen,  veranstalteten  Mitglieder 
des  durch  Rechtskunde  und  Priesterweisheit  ausgezeichneten  Pa- 
pirischen  Geschlechtes  eine  Sammlung  aller  königlichen  Gesetze, 
der  eine  diese,  der  andere  jene  Gattung  derselben  zusammen- 
stellend. Ueber  die  Einrichtung  dieser  Sammlung  haben  wir  keine 
Nachricht :  sie  war  während  der  ganzen  Zeit  der  Republik 
bekannt  und  wurde  in  dem  Theile,  welcher  die  religiösen  Ge- 
bräuche betraf,  nicht  nur  von  Alterthumsforschem  benutzt  Zur 
Zeit  des  Dictator  Caesar  unternahm  Granius  Flaccus  eine  Ueber- 
arbeitung  der  Papirischen  Sammlungen:  er  nannte  sie  nach  dem 
Gebrauche  seiner  Zeit  iv^  Papirianum,  Dies  hatte  sachliche  Ab- 


a)  ttoDjs.  IV,  10  vdfAOoc  Tc  ouv^ypatpev  i%  täv  dp^a(u)v  xaX  TCap7]|xeXT}(&<. 
vttiv  dvaveo6|x«voc ,  o^c  'PwfjiuXoc  Tt  tUTif/iavto  xaX  Nofji5c  nofAii{Xioc9  o^c 
81  aMi  xadtordfAcvoc    Vergl.  c.  9. 

b)  Dionys.  IV,  13  Cicccxa  to^c  vdj*ouc  to6c  xe  ouvaXXaxtixobc  xal  touc 
it«pl  xÄv  dSixY](jLdTU)v  lirex6pcoat  Tale  «ppc^xpaic.  V^^  ^*  itevrVjxov-Mj  wou  fiöE- 
Xtora  t6v  dpi0(A6v ,  ujv  o6(iv  S^ofiat  (jLe{jiv^oOat  xaxd  t6  naptfv. 
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tbeiluiigeii ,  von  denen  die  eine  ins  civüe^  eine  andere  de  ritu 
mcrorum  hiess:  innerhalb  derselben  waren  die  betreffenden  Ge- 
(iftze  der  Könige  zusanunengestellt  Ueber  die  Grandsätze  dieser 
Bearbeitnng  sind  wir  nicht  unterrichtet:  nur  dies  eine  wissen 
wir,  dass  Granius  durch  Umbildung  der  Sprache  das  allgemeine 
Verständniss  der  alten  Satzungen  förderte.  In  dieser  Gestalt  er- 
hielten sieh  die  königlichen  Gesetze  bis  in  die  späte  Kaiserzeit, 
imd  ans  ihr  sind  alle  uns  erhaltenen  Anfuhrungen  von  Gesetzes- 
worten entnommen.  Der  Gewinn  aus  diesen  letztem  für  die  Er- 
kenntniss  des  Römischen  Strafrechtes  ist  nicht  bedeutend:  er 
besehrinkt  sich  auf  einige  religiöse  Anschauungen,  welche  auf 
die  Bekaehtong  und  Bestrafung  der  Verbrechen  von  Einfluss 
gewesen  sind. 

Viertes  Capitel. 

Bit  ricbtorllcbt  Gewalt  der  Könige.  AeBdemng  dvrch  Serflus  Tvllliis  ud 
ünpnig  des  Criminalreclites.   Gehfllfen  des  Königs  beim  Rechtspreehen. 

• 

üeber  die  älteste  Gerichtsverfessung  des  Römischen  Staates 
finden  wir  bei  Livius  keine  unmittelbare  Nachricht  und  auch  die 
von  ihm  erzählten  Thatsachen  gestatten  nur  unsichere  Schlüsse. 
Dagegen  giebt  Dionysius  da,  wo  er  von  den  Befugnissen  der 
Staatsgewalten  in  der  Königszeit  überhaupt  spricht,  folgende 
Bestimmungen :  der  König  habe  über  die  Gesetze  und  väterlichen 
Sitten  die  Aufeicht  zu  fuhren  und  für  alles  natürliche  oder  ver- 
tragsmässige  Recht  Sorge  zu  tragen,  und  von  den  Verbrechen 
(he  wichtigsten  selbst  als  Richter  zu  entscheiden,  die  geringeren 
den  Senatoren  zu  überlassen,  dabei  jedoch  Fürsorge  zu  tragen, 
dass  in  den  Processen  kein  Versehen  vorfiele.»)  Wir  können 
hierbei  von  der  Frage  absehen,  ob  die  Persönlichkeit  von  Romu- 
1ns,  dem  Dionysius  jene  Begrenzung  der  königlichen  Macht  zu- 
sclireibt,  wirklich  so  zu  denken  ist,  wie  sie  in  der  üeberlieferung 


a)  Dionjs.  II,  14 :  ßaoiXel  fiiv  oi»v  i£^pi}To  xdht  td  yipa '  —  liccita  v^- 
K«'«  zt  xal  tiaTpCmv  ^dta^&v  ^u^axi^v  noidadat  xa\  TcavTOc  xou  xatd  cp6otv 
^1  zati  ouvt^xac  ftixafou  Ttpovoctv  xd>v  ^t  di5(XT]fidT<uv  rd  \xiyivza  piiv  a^xiv 
^iUtv,  td  hk  ^^Tcova  xoXc  ßouXcuxaU  Imtpiicciv,  icpovoo6picvov,  tva  [krfiks 
T^tae  lapl  td«  Hxa^  nXi^fApieX^g. 
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erscheint,  ob  die  richterliche  Befagniss  der  Könige  wirklich  eine 
Einrichtung  von  Romulus  war  oder  auf  dem  Herkonunen  der  zur 
Stadt  Rom  vereinigten  Stämme  beruhte:  jeden  Falls  sollen  Dio- 
nysius'  Worte  die  Stellung  bezeichnen,  welche  der  König  seit 
Gründung  der  Stadt  als  oberster  Richter  einnahm.  Ob  diese 
Nachricht  sich  auf  bestimmte  Ueberlieferung  gründet  oder  das 
Ergebniss  von  Schlüssen  und  eigener  Meinung  ist,  wissen  wir 
nicht.  Das  Letzte  ist  allerdings  wahrscheinlich;  denn  Livius, 
welcher  sich  der  Ueberlieferung  treuer  anschliesst,  berichtet 
nichts  derartiges.  Dennoch  haben  wir  keinen  Grund,  Dionysius' 
Ansicht  zu  verwerfen.  Es  standen  ihm  aus  uns  unbekannten 
Quellen  und  Thatsachen  so  viele  Folgerungen  zu  Gebote,  dass 
wir  mit  ihm  nicht  wetteifern  dürfen :  er  hatte  Roms  Geschichte 
eifrig  studirt  und  wollte  ihre  Entwickelung  seinen  Lesern  schil- 
dern. Zudem  bleibt  er  sich  in  seiner  Ansicht  gleich,  wie  sich 
später  aus  seinem  Berichte  über  König  Servius'  Neuerungen  er- 
geben wird,  und  findet  endlich  seine  Bestätigung  durch  den  voll- 
gültigsten Römischen  Zeugen.  Cicero  in  seiner  Schrift  über  den 
Staat  spricht  sich  so  aus:  nichts  sei  so  sehr  die  Pflicht  der 
Könige  als  das  Auffinden  ber  Billigkeit,  wozu  die  Erklärung  des 
Rechts  gehöre,  und  dieses  Recht  hätten  die  Privatleute  von  den 
Königen  zu  holen  gepflegt.  —  „Und  es  gab  keinen  Privatmann  als 
Entscheider  oder  Schiedsrichter  über  einen  Process,  sondern  Al- 
les wurde  durch  die  Gerichte  der  Könige  abgemacht"*)  Die 
Ueberzeugung  also  von  der  oberrichterlichen  Gewalt  der  Könige 
war  im  Alterthum  eine  aUgemeine.  Demgemäss  schildert  Diony- 
sius die  Regierungsweise  von  Romulus  so:  er  hätte  die  Urtheile 
über  die  Vergehungen  der  Bürger  gegen  einander  nicht  lange 
anstehen  lassen,  sondern  schnell  gefällt,  theils  selbst  entschei- 
dend, theils  Anderen  es  überlassend;  auch  die  Strafen  für  die- 


a)  Cicero  de  rep.  V,  2,  3  (Nihil  esse  tam)  regale  quam  explanationem 
Sßquitatis,  in  qua  iuris  erat  interpretatio,  quod  ins  privaü  petere  solebant 
a  regibus  ob  easque  caosas  agri  arvi  et  arbusti  et  pascui  lati  atqne  uberes 
definiebantar,  qai  eesent  regii  colerentarque  siae  regum  opera  et  labaie, 
ut  eo8  nulla  privati  negotii  cnra  a  populorom  rebus  abdneeret.  Nee  vero 
quisquam  privatos  erat  dificeptator  aut  arbiter  litis,  sed  omnia  conficiebaii- 
tor  iudiciis  regiis. 
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selben  nach  der  Grösse  der  Schuld  bemessen.  Ferner,  um  vom 
Unrechtthun  abzuschrecken  und  seinen  richterlichen  Entschei- 
dungen Würde  zu  verleihen,  hätte  er  sich  auf  dem  Markte  ein 
Tribunal  eingerichtet  und  mit  den  zwölf  Lictoren,  die  Ruthen- 
böndel  und  Beile  trugen,  umgeben,  als  Vollstreckern  der  von  ihm 
Terhängten  Strafen.  ■)  Also  nach  der  allgemeinen  Anschauung 
vereinte  sich  vom  Ursprünge  des  Staates  an  alle  richterliche  Ge- 
walt im  Könige.  Wie  er  Anführer  im  Kriege,  Vorsteher  des 
Staates,  Leiter  der  Volksversanmilung  war,  so  besass  er  auch 
die  richterliche  Gewalt  und  besass  sie  allein,  ohne  Verantwor- 
tung. Er  übte  sie  natürlich  dem  Herkonomen  folgend ;  aber  es 
blieb  ihm  bei  der  Entscheidung  der  einzelnen  Fälle  ein  weiter 
Spielraum,  ein  desto  weiterer,  je  weniger  Gesetze  es  gab.  Je 
mehr  diese  zunahmen,  je  mehr  sie  im  Bewusstsein  des  Volkes 
Wnrzel  iassten,  desto  mehr  wurde  seine  Gewalt  beschränkt 

Zwei  Bestandtheile  unterscheidet  Dionysius  in  dem  richter- 
lichen Amte  des  Königs.  Der  erste  ist,  dass  er  persönlich  rich- 
tet, in  Privatfitreitigkeiten  eben  so  wohl  wie  über  Verbrechen. 
Von  Romulos  wird  erzählt,  er  habe  die  Einwohner  Laviniums, 
welche  den  König  Tatius  getödtet  hatten,  vor  sein  Gericht  gezo- 
gen, aber  freigesprochen'*),  femer,  er  habe  angesehene  Männer, 
die  wegen  Räuberei  angeklagt  wurden,  von  einem  Felsen  stürzen 
lassen.*)  Dem  Könige  Numa  schreibt  Cicero**)  ganz  besondere 
Sorg&lt  bei  der  Entscheidung  von  Privatstreitigkeiten  zu.  Die 
Ennordung  des  altem  Tarquinius  erfolgte,  während  er  über  das 
Eigenthum  an  Ziegen  zu  Gerichte  sass.^)  Horatius,  der  seine 
Schwester  getödtet  hatte,  wurde  vor  den  König  geschleppt,  um 
von  ihm  seine  Strafe  zu  erhalten.  Servius  Tullius  sprach,  als 
Tarquinius  schon  todt  war,  in  seinem  Namen,  mit  den  könig- 


a)  DioDys.  II,  29  Twv  l*  s{c  dXXi^Xouc  diSix7)(j.cEx(ov  ob  ^pov^ouc,  dXXd 
tT/ew5  iiroulTO  Tdc  xpfatic,  td  (xiv  «6x6«  SicXdiiv,  xd  T  dXXotc  iitiTpiiraiv, 
wi  TB«  Tifunplcki  aiTWv  wpÄc  td  [ktyi%ri  '^^^  dfJi«pT7)|jidT0)v  inotitTO  u.  8.  W, 
Aocfa  liriiifl  I,  8  schreibt  schon  Romulos  Lictoren  zu. 

b)  Dionys.  U,  53. 

c)  Diooys.  n,  56. 

d)  ac  de  rep.  V,  2,  8. 

e)  Lir.  1,  40 ;  Dionys.  DI,  73 ;  Zon.  VU,  8. 
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liehen  Abzeichen  angethan,  über  Privatstreitigkeiten  und  Ver- 
brechen Recht.*)  Dasselbe  wird  von  Tarquinius  dem  üebermü- 
tliigen  berichtet.*') 

Zweitens  besteht  des  Königs  richterliehe  Gewalt  in  der  Auf- 
sicht über  die  Gesetze  und  väterlichen  Sitten,  so  wie  in  der 
Fürsorge,  dass  in  den  Processen  kein  Unrecht  geschehe.  Diese 
Ausdrücke  können  nur  verstanden  werden  bei  der  Annahme,  die 
Könige  hätten  nicht  alle  Processe  selbst  in  eigener  Person  ent- 
schieden, sondern  an  ihrer  Stelle  Andere  zu  Richtern  eingesetzt 
Dass  dies  geschehen,  davon  haben  wir  eben  ein  Beispiel  von 
Servius  Tullius  angeführt,  der  bei  der  angeblichen  Krankheit 
von  Tarquinius  dessen  Stelle  vertrat:  dies  musste  in  den  mei- 
sten Fällen  Statt  finden.  Man  denkt  sich  die  Verhältnisse  des 
Römischen  Königthumes  zu  einfach:  der  König,  wenngleich  er 
die  Macht  dazu  hatte,  konnte  nicht  alle  Streitigkeiten  persönlich 
schlichten,  nicht  alle  Verbrechen  selbst  strafen,  und  je  mehr  der 
Staat  zunahm,  je  häufiger  die  Kriege  wurden  und  die  politischen 
Geschäfte  wuchsen,  desto  mehr  musste  der  König  die  ihm  zu- 
stehende Gewalt  Andern  übertragen.  Deshalb  sagt  auch  Diony- 
sius,  der  König  entschied  die  grössten  Verbrechen  selbst,  die 
kleineren  überliess  er  der  Entscheidung  der  Senatoren.  Dieser 
Unterschied  ist  nicht  wissenschaftlich  ausgedrückt:  was  grössere, 
was  kleinere  Verbrechen  sind,  weiss  man  nicht.  Dionysios 
scheint  ihn  sich  selbst  erdacht  zu  haben :  seine  Meinung  ist  wohl 
nur,  nach  seinem  Belieben  habe  der  König  Einiges  selbst  ent- 
schieden. Anderes  an  stellvertretende  Richter  überlassen.  Es  ist 
ein  durch  die  ganze  Römische  Geschichte  gehender  Grundsatz, 
dass  der  Inhaber  einer  von  dem  Volke  übertragenen  Gewalt  die- 
selbe einem  Stellvertreter  übertragen  darf:  er  findet  sich  bei  den 
republicanischen  Magistraten  und  kam  zu  ausgedehntester  An- 
wendung bei  dem  Kaiser  und  seinen  Beamten.^)  Auch  die  k5- 
nigliche  MsxM  ist  trotz  ihrer  Unumschränktheit  von  dem  Volke 
übertragen:  sie  kann  in  ihrer  Gesammtheit  oder  in  einzelnen 
Theilen  Anderen  aufgetragen  werden,  und  zwar,  wie  es  scheint. 


a)  Liv.  I,  41;  Cic.  de  rep.  11,  21 ;  Dionys.  IV,  5. 

b)  Dionys.  IV,  42, 


Bestellimg  von  Stellvertretern.  45 

ohne  besondere  Förmlichkeit.  Als  nach  der  Ermordung  des  Site- 
ren  Tarquinins  Servius  TuUius  die  königliche  Macht  an  sich  zu 
reissen  beschlossen,  erschien  er  in  königlichem  Schmucke,  mit 
den  Lictoren,  nahm  den  Sitz  des  Königs  ein,  und  auf  die  münd- 
liche Erklärung  der  Tanaquil,  Tarquinius  habe  ihn  während 
seiner  Krankheit  zu  seinem  Stellvertreter  ernannt,  fand  er  wil- 
ligen Gehorsam.  Er  berief  den  Senat,  lud  die  Mörder  des  Königs 
vor  sm  Gericht,  bestrafte  sie,  entschied  Processe  aller  Art:  es 
gab  keinen  Theil  der  königlichen  Gewalt,  den  er  nicht  unbe- 
stritten geübt  hätte,  bis  der  Tod  dessen,  der  ihm  den  Auftrag 
ertheüt  hatte,  bekannt  wurde.^) 

Aus  diesem  Grundsatze  erklären  sich  nicht  nur  die  Beam- 
ten der  Könige,  von  denen  wir  später  sprechen  werden,  sondern 
anch  die  Möglichkeit,   wie  einzelne  Processe  besondern  Richtern 
überwiesen  werden  konnten.    Dionysius  nennt  als  Stellvertreter 
des  Königs  die  Senatoren.    Es  scheint,  dass  er  damit  zweierlei 
gemeint  hat,  einmal,  der  König  habe,  wenn  er  einzelne  Processe 
nicht  selbst  entscheiden  konnte,  sie  einzelnen,  von  ihm  ausge- 
wählten Senatoren  zur  Entscheidung  übertragen,  und  dann  auch, 
er  habe  die  Richter,  denen  er  ganze  Gattungen  von  Processen 
überwies,  die  er  also  zu  seinen  richterlichen  Gehülfen  und  Beam- 
ten machte,   aus  den  Senatoren  gewählt.    Darüber,  in  welchen 
Fällen  das  eine,  in  welchen  das  andere  geschah,  spricht  sich 
Dionysins  nicht  aus.  Indessen  wir  werden  später  finden,  dass  es 
schon  unter  den  ersten  Königen  Beamte  für  die  Aburtheilimg 
Ton  Verbrechen  gab,  während  fftr  die  Entscheidung  von  Privat- 
processen  solche  nicht  erwähnt  werden.  Danach  nehmen  wir  an, 
dass  der  König,  wo  er  nicht  selbst  entscheiden  konnte,  in  ihnen 
emzeln  aus  den  Senatoren  Privatrichter  ernannte :  es  stimmt  dar 
mit  das   Yer&hren,    das,   wie  wir  wissen,   später  angewendet 
wurde.    Aber  in  allen  Fällen  wahrte  der  König  seine  oberrich- 
teriiche  Gewalt :  er  sorgte,  wie  Dionysius  sagt,  dafar,  dass  beim 
Rechtsprechen  ordentlich  verfahren.  Recht  und  väterliche  Sitte 
beobachtet  würde.  Daraus  folgt,  dass  er  bei  jedem  Processe  ein- 
greifen konnte,  dass  er  nicht  nur,  wo  er  selbst  das  Recht  ver- 
ktzt  glaubte,  sondern  auch  wo  eine  der  Parteien  mit  dem  Ur- 
tkeilsspruehe    nicht    zufrieden   war,    ein    neues   Urtheil  fällen 
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konnte:  an  ihn,  als  an  die  Quelle  alles  Rechtes,   ging  die  Ap- 
pellation. 

Hiemach  können  wir  uns  wenigstens  ein  allgemeines  Bild 
von  der  Gerichtsverfassung  unter  den  ersten  Königen  machen. 
Der  König  war  der  Idee  nach  alleiniger  Richter;  wo  er  es  in  der 
Wiiklichkeit  nicht  sein  konnte,  stand  es  ihm  frei,  in  jedem  Au- 
genblicke einzugreifen:  Privat-  und  Criminalrecht  waren  nicht 
geschieden,  beide  wurden  nach  denselben  Gesetzen  und  Gebräu- 
chen geübt  und,  wenn  sie  auch  auf  einer  niedem  Stufe  vielleicht 
nach  den  Personen  der  Richter  verschieden  waren,  vereinten  sie 
sich  doch  auf  einer  höhern  in  dem  Könige,  als  der  alleinigen 
Quelle  alles  Rechtes. 

£ine  Aeuderung  in  diesen  Verhältnissen  nahm  Servius  Tul- 
lius  vor :  sie  ist,  wenngleich  sie  unmittelbar  keinen  Bestand  hatt«, 
dennoch  von  den  bedeutendsten  Folgen  fiir  die  Zukunft  gewesen. 
Dionysius,  der  einzige  Berichterstatter  darüber,  erzählt  so:   die 
früheren  Könige  hätten  den  Grundsatz  gehabt,  alle  Processe  vor 
sich  selbst  zu  bringen  und  über  alle  Klagen,  sowohl  Privat-  als 
öffentliche,   nach  ihrem  Gutdünken  gerichtlich   zu  entscheiden. 
Jener  habe  die  öfienüichen  von  den  Privatklagen   getrennt  und 
über  die  auf  das  Gemeinwohl  bezüglichen  Vergehen  selbst  die 
Entscheidung  geföllt,  für  die  Privatsachen  aber  Privatrichter  ein- 
gesetzt, denen  er  als  Regel  und  Richtschnur  die  von  ihm  abge- 
fassten  Gesetze  gab.")  Servius  nahm  also  die  grosse  Veränderung 
vor,   dass  er  das  Verfahren   in   öffentlichen  und  Privatklagen 
trennte.  Was  er  unter  diesen,  was  unter  jenen  versteht,   giebt 
Dionysius  nicht  an  und  die  Begriffe  haben  sich  im  Laufe  der 
Zeiten  geändert;  im  Ganzen  aber  werden  wir  jene  als  Criminal- 
klagen  ansehen  können.     Früher  konnte  der  Begriff  unmöglich 
schon  existiren,  da  die  Behandlung  aller  Processe  die  gleiche  und 


a)  Dionys.  lY,  25:   hri^LOxixb^  2»v    i^Xaiat  —  xal  iv  ofc  t>jv  ßaoiXix^v 
dpXl^  2(i.e{a)9ev  aüx^c  a^TOu  t^v  if)(i.(9iiav    xijc  ^Sou9{ac  dl<peX^{Jievoc.  xäiv    ja^ 

itdvxa  Td  ifK.Xiiika'za  rd  tc  thta  xal  xd  xotvd  icp^c  x6v  ionixuiv  xpöicov  ht- 
xaC^vxoiv  ixctvoc  SieXoiv  dnh  xwv  {Siuixtxuiv  xd  ^T^fidota,  xwv  (liv  i^  xo  xoi- 
v6v  Qpcpdvxwv  d8ix7)p.dxa)v  abx^^  iicoiclxo  xdc  (laYvtLocic,  xwv  h*  {Siu>xtxu>v 
ifti<S>xac  Ixa^cv  clvat  (ixocoxdc,  ^pouc  a6xotc  %a\  xovtfvac  xdf^ac  o^  aiiToc 
ilf^a^t  vtffAOuc.    Vergl.  Dionys.  IV,  86. 
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für  aUe  gemeinsam  der  König  einziger  Richter  war :  es  gab  keinen 
thatsächlichen  Unterschied,  der  zu  einer  Trennung  hätte  fuhren 
köQüen.    Jetzt  machte  Servius  TuUius  die  Privatprocesse  vom 
Könige  unabhängig.    Er  setzte,  wie  Dionysius  sagt,  Privatleute 
als  Richter  in  denselben  ein,  d.  h.  wie  es  früher  gewesen  war 
und  auch  später  blieb,  Senatoren.   Unter  Richtern  aber  hat  man 
oicht  Beamte  zu  verstehen  oder  eine  Art  von  Beamten,  welchen 
die  Leitung  und  Entscheidung  der  Processe  übertragen  worden 
sei:  von  ihnen  hat  man  durchaus  keine  Spur  und  sie  waren  zu 
dem  Zwecke,  den  der  König  verfolgte,   die  Rechtspflege  unpar- 
teiisch zu  machen,  weder  nöthig  noch  auch  zweckmässig.    Unter 
Richtern  muss  man  sich  also  nach  dem  eigeuthümlichen  Römi- 
schen Begrüfe  des   Wortes  einzelne   Senatoren  denken,  welche 
für  jeden  Fall  ernannt  wurden  und  zwar  nach  Uebereinkunft  der 
Parteien.    Um  sie  in  ihren  Entscheidungen  selbständig  zu  mar 
cheo,  gab  der  König  Gesetze  und  stellte  Rechtsregeln  auf,  nach 
(leDen  genrtheilt  werden  sollte.  Er  selbst  hatte  daher  fortan  nichts 
weiter  zu  thun,   als,   wenn   eine  Streitigkeit  vor  ihn  gebracht 
wurde,  nach  Anhörung  der  Parteien  den  Richter  zu  bestimmen 
und  mit  den  nöthigen  Anweisungen  zu  versehen.  Natürlich  hörte 
d^mit  auch  die  Möglichkeit  der  Appellation  an  den  König  in 
Privatsachen  auf:  derselbe  konnte  nur  eingreifen,  wenn  es  sich 
um  die  Verletzung  der  von  ihm  aufgestellten  Gesetze,  um  Be- 
»tralung  eines  ungerechten  Richters  handelte.  Kurz,  Servius  Tul- 
Uus  ist  damit  der  ErlSnder  des  Römischen  Privatprocesses  gewe- 
sen, folglich  mittelbar  auch  der  des  Criminalprocesses,   der  sich 
von  jetzt  an  trennte  und  seinen  eigenen  Entwickelungsgang  nahm. 
£s  blieb  für  ihn  das  alte,  seit  den  früheren  Königen  hergebrachte 
Ver&hren  bestehen :  entweder  entschied  der  König  selbst  oder 
die  dafür  eingesetzten  Beamten  oder  auch  natürlich  für  den  ein- 
zelnen Fall  ernannte  Stellvertreter;  aber  dabei  blieb  die  Appel- 
\a&(m  an  den  König  und  bei  ihm  war  die  höchste  Entscheidung. 

Die  Wichtigkeit  dieser  Aenderung  imd  die  Beschränkung 
der  königlichen  Macht,  welche  in  derselben  lag,  ist  ersichtlich. 
Als  Tarquinius  der  Uebermüthige  zur  Regierung  kam  und  eine 
Despotie  gründen  wollte,  war  eine  seiner  ersten  Massregeln, 
düiii  er  denjenigen  Theil  der  königlichen  Macht,  welchen  sein 
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Vorgänger  freiwillig  aufgegeben  hatte,  wieder  zurücknahm.  Er 
hob  die  von  Servius  gegebenen  Gesetze  auf  und  entfernte  selbst 
die  Tafeln,  auf  denen  sie  standen,  vom  Markte.*)  Die  Folge  da- 
von war,  dass  er  oder  die  von  ihm  Beauftragten  nieder  die  ein- 
zigen Richter  im  Staate  waren  und  dass  die  höchste  Entschei- 
dung in  allen  Processen  in  seinem  Belieben  stand.  ^)  Die  Form 
der  öiFentlichen  Prooesse  brauchte  er  nicht  zu  ändern ;  dass  er 
aber  auch  in  ihnen  von  der  hergebrachten  Sitte  abwich  und  ty- 
rannisch verfuhr,  werden  wir  später  erwähnen.^) 

Die  richterlichen  Pflichten  der  Könige  waren  sehr  ausge- 
dehnt und  konnten  von  ihnen  nicht  persönlich  besorgt  werden. 
Sie  bedurften  also  der  Unterstützung  Anderer,  denen  »ie  ihre 
ganze  Gewalt  oder  Theile  derselben  übertrugen.  Insofern  sie  die 
Entscheidung  einzelner  Processe  Senatoren,  welche  sie  entweder 
selbständig  oder  nach  üebereinkunft  der  Parteien  ernannten, 
überwiesen,  lassen  sich  Beispiele  nicht  anfuhren ;  denn  die  Ueber- 
lieferung  hielt  diese  der  Aufzeichnung  nicht  für  werth.  üeber 
diejenigen  aber,  mit  denen  sie  dauernd  ihr  Richteramt  theilten, 
muss  eine  besondere  Untersuchung  angestellt  werden.  Es  giebt 
von  ihnen  zwei  Classen.  Die  erste  enthält  diejenigen  Beamten, 
welche  neben  andern  Pflichten  auch  richterliche  Befugnisse  ha- 
ben, die  andern  diejenigen,  welche  ausschliesslich  oder  vorzugs- 
weise auf  die  richterliche  Gewalt  beschränkt  sind. 

Zu  den  erstem  gehört  der  trihunus  ceUrum^  der  Befehls- 
haber der  Reiterei,  der  unter  der  Benennung  magister  equitmn 
auch  in  republicanischer  Zeit  fortdauerte;  denn  wie  der  Dictator 
zeitweise  die  königliche  Macht  in  vollem  Umfange  besass,  so 
hatte  der  „Reiteroberst"  die  des  tf^unns  celerum.*')    Er  wurde 


a)  Dionys.  IV,  44  tou«  re  ydp  v<S(j.ouc  louc  hizh  TuXX(ou  ypa^^vTac, 
%oAt*  o^c  iE  toou  TGt  hiikaia  icap'  dXXi^Xaiv  dXtfpißttvov  xal  odS^v  {j/izh  tüv  ica- 
Tp(x{(uv,  (i)c  rptfrepov,  ißXdirrovxo  nepl  Td  ouptßdXaia»  Tcdvtac  dveiXc  xal  o6$i 
xdc  oavfSac«  ^v  atc  ^oav  Yc^papipL^voi,  xaT^Xmev,  dXXd  xal  tautac  xadatpe- 
^vat  xeXe*jOac  i%  t^c  dyopac  it^cp^tpev. 

b)  Dionys.  lY,  41  xat  xdc  ircpl  Td>v  dfi.<ptoß7)Ti}(AdTa>v  aufj-ßoXaffov  ^nt- 
xp{aetc  o^x  iitl  Td  6{xaia  xal  touc  vd|j.ouc,  dXX'  ivX  toi>c  iauT(}t>  TpcSicouc 
dvacpipwv  £icoielTO. 

c)  Pompon.  Dig.  I,  2  (de  orig.  iur.),  19:  Et  his  dictatoribus  magistri 
equitam  iDiungebaatur  sie,  quomodo  regibus  triboni  celenim. 
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Yon  dem  Könige  auf  beliebige  Zeit  ernannt ;  daher  in  der  Repu- 
blik das  Amt  des  maxister  equitum  zugleich  mit  dem  des  jedes- 
maligen Dictators,  der  ihn  sich  erwählt  hatte,  erlosch  und  der 
Dictator  Cäsar,  als  er  seine  Macht  auf  Lebenszeit  erhalten  hatte, 
daran  dachte,  seine  moffistri  equitum  jährlich  wechseln  zu  las- 
sen.^ Aber  das  Amt  des  tribunus  celerum  war  ein  beständiges 
imd  ebenso  der  „Reiteroberst**  zu  einem  Dictator  nothwendig. 
Daher  einmal,  als  der  moffiater  equitum  während  der  Amtszeit 
seines  Dictators  gestorben  war,  ein  neuer  moffister  ernannt 
wurde,*)  und  jeder  Dictator'  sich  ordnungsmässig  sogleich  nach 
deinem  Amtsantritte  einen  magister  equitum  ernannte.**)  Von 
Tarquinius  Priscus  erzählt  Dionysius*')  bei  zwei  verscliiedenen 
Kriegen,  er  sei  Reiteroberst  gewesen,  gerade  so  als  ob  er  in  der 
Zwischenzeit  dies  Amt  nicht  bekleidet  habe,  und  Dio  Cassius*') 
sagt,  er  hätte  sich  das  Vertrauen  von  Ancus  Marcius  in  so  ho- 
hem Grade  erworben,  dass  er  von  demselben  öfters  zum  Anfuh- 
rer im  Kriege  ernannt  worden  sei.  Auch  Servius  TuUius  soll 
Tor  seinem  Regierungsantritt  öfters  Reiteroberst  gewesen  sein.«) 
Es  war  das  nächste  Amt  nach  dem  Könige,  ebenso  wie  der 
magister  equitum  später  den  zweiten  Rang  im  Staate  einnahm.') 
Es  ist  kein  Zweifel,  dass  das  Amt  des  tribunu^  celerum 
zunächst  ein  militärisches  war;  dennoch  war  es  aber  auch  ein 
politiscbes  und  man  hat  dies  mit  Unrecht  in  Frage  gestellt.^ 
Es  ist  eine  unrömische  Anschauung,  die  militärische  und  poli- 
tische Gewalt  in  deii  höchsten  Staatsbeamten  zu  trennen:  der 


a)  Liv.  DC,  23. 

b)  Trotz  einzelner  Ausnahmen  spricht  dies  als  Grundsatz  aus  Dionys. 
V,  75. 

c)  Dionys.  DI,  40  und  41. 

d)  Dio  Ga^sius  fragm.  22,  1  o5tu>  töv  M^pxiov  Sti^xev,  &vn  axpoTT]- 

e)  Dionys.  FV,  3  £v  Tcjl  Ttp6c  Saßivouc  iroX^fJup  xtj)  irpwxip  oyordvTi  twv 
trotten»  iroSet/OeU  V^xejAcuv  hpi^a'zo  to'JC  täv  itoXcfx{o>v  kirelc  (ibid.  III, 
36)  —  roTi  /*i"v  iiziz£ü>y  i^yo^)\kt>^oi,  nork  U  iceCöv. 

0  Pompon.  Dig.  I,  2  (de  orig.  iur.)  15  (tribunus  ceiemm)  equitibus 
merat  et  velati  secundum  locum  a  regibus  obtinebat;  Flut  Anton,  c.  8: 
in  f  r  äpyh   Zfjripa  toO  8ixTäTu>poc  icap<5vT0f  5v  li  fi^  TrapJ»  itp^jT?)  xal 
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König,  sowie  später  die  Consuln,  Prätoren  und  Dictatoren 
haben  ein  imperium,  das  nicht  minder  zu  Hause  wie  im  Felde 
gilt.  Es  ist  aber  die  politische  Gewalt  des  tribunua  celerum  auch 
ausdrücklich  bezeugt.  L.  Brutus  hatte  unter  Tarquinius  Superbus 
diese  Würde  und  als  unter  den  Verschworenen  Bedenken  dar- 
über entstanden,  dass  keiner  von  ihnen  die  Volksversammlung 
berufen  könne,  erklärte  Brutus,')  er  könne  dies  als  tribuntis  ce- 
lerum thun.  Auch  von  dem  späteren  magister  equüum  ist  es 
sicher,  dass  er  politische  Befugnisse  aller  Art  übte,  welche  z.  B. 
bei  den  Reiterobersten,  die  der  Dictator  Cäsar  hatte,  auffallend 
hervortreten.  Wahrscheinlich  war  auch  die  Stellvertretung,  die 
Servitts  Tullius  für  den  getödteten  König  Tarquinius  führte, 
leichter  und  erschien  dem  Volke  glaublicher,  weil  derselbe  tri- 
bunua  celerum  war.  Wenn  aber  das  Amt  eines  solchen  auch  zu 
andern  als  militärischen  Pflichten  befähigte,  so  gehörte  dazu  auch 
die  Gerichtsbarkeit:  der  tribunua  celerum  übte  dann  die  ganze 
richterliche  Gewalt,  wie  sie  dem  Könige  selbst  zustand:  so  Ser- 
vius  Tullius  in  dem  schon  angegebenen  Falle. 

Eine  etwas  verschiedene  Bewandtniss  hat  es  mit  dem  zwei- 
ten königlichen  Beamten,  der  hier  zu  erwähnen  ist,  dem  Stadt- 
präfecten.   Er  ist  kein  stehender  Beamter,  sondern  wird,  wenn 
es  nöthig  ist^  von  dem  Könige  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit 
von  Rom  ernannt,  so  dass  sein  Amt  mit  der  Rückkehr  desselben 
von  selbst  erlischt:   der  König,  so  ist  der  ordnungsmässige Aus- 
druck, lässt  einen  Präfecten  zurück.^®)    Sein  Amt  erhielt  sich 
während  der  Republik  lange  als  wichtig:    später  und  in   der 
Kaiserzeit  dauerte  es  fort  in  dem  Schattenbilde  des  Stadtpr&fe- 
cten,  der  für  die  Dauer  des  Latinerfestes  ernannt  wurde.  Tacitus  **) 
führt   solche  Stadtpräfecten  unter  den  Königen  namentlich   an, 
unter  Romulus  den  Denter  Romulius,  unter '  Tullus  Hostilius  den 
Numa  Marcius,  unter  Tarquinius  Superbus  den  Sp.  Lucretins; 
aber  bei  den  fortwährenden  Kriegen,  welche  die  meisten  Könige 
führten,  gab  es  ihrer  wahrscheinlich  viel  mehr  und  nur  jene 


a)  Man  sehe  die  aasfabrlicbe  Erzählung  bei  Dionys.  lY,  71.  Auch  Liv. 
I,  59  deatet  dasselbe  Yerhältniss  ao. 

b)  Tacitus  Ann.  VI,  11. 


Seine  Amtfigewalt.  5]^ 

Namen  haben  sich  in  der  üeberliefenmg  erhalten.  Ueber  die 
Amtsbefagnisse  des  Stadtpräfecten  kann  kein  Zweifel  sein:  er 
hat  far  die  Sicherheit  der  Stadt  bis  zur  Rückkehr  des  Königs 
m  sorgen*)  und  ist  in  der  Zwischenzeit  sein  vollständiger  Stell- 
vertreter. Er  führte,  wenn  es  nöthig  war,  den  militärischen  Ober- 
befehl in  der  Stadt,  berief  den  Senat,  auch,  wie  es  scheint,  die 
Völksversammlung.  Ganz  besonders  wird  die  Rechtspflege  als  in 
der  Befogniss  des  Präfecten  liegend  hervorgehoben*»)  und  sie 
bh'cb  es  stets,  nicht  bloss  bei  jenen  alten,  die  wirklichen  Be- 
dürfiüsses  halber  ernannt,  Geschäfte  fuhren  sollten,  sondern  auch 
bei  den  Schattenpräfecten  des  Latinerfestes,  zu  denen  man  junge 
Männer  vornehmen  Standes,  aber  nicht  senatorischen  Alters 
wählte.  Als  der  spätere  Kaiser  Nero  Präfect  am  Latinerfest  war, 
wetteiferten  die  Anwalte  Roms,  trotz  des  entgegenstehenden 
Edietes  des  Kaisers,  bei  ihm  die  wichtigsten  Rechtsf&lle  vorzu- 
bringen,**) und  unter  Tiberius  bemerkt  Tacitus**)  zum  Jahre  25 
n.  Chr.,  die  Anklagen  seien  so  zahlreich  gewesen,  dass  als  Dru- 
sus,  Germanicus'  Sohn,  das  Amt  eines  Stadtpräfecten  bekleidete 
and,  um  es  feierlich  zu  beginnen,  das  Tribunal  bestiegen  hatte, 
Calpnmius  Salvianus  bei  ihm  eine  Anklage  gegen  Sex.  Marius 
anbrachte.  Der  Kaiser  tadelte  und  strafte  dies  zwar,  der  blosse 
Versuch  beweist  indessen  die  Hauptbeschäftigung  des  Präfecten. 
Also  es  ist  kein  Zweifel,  die  Stadtpräfecten  unter  den  Königen 
hatten  Gerichtsbarkeit;  aber  der  Umfang  derselben  richtete  sich 


a)  Darauf  beziehen  sich  die  Worte  bei  Tacitns  a.  a.  0.  snbitis  mede- 

retur. 

b)  Tac.  L  1.  in  tcmpns  deligebatur,  qni  ius  redderet  ac  subitis  mede- 
rftoT;  Pompon.  Dig.  I,  2  (de  orig.  iur.)  33  quotiens  —  proficiscuntur  (ma- 
gistraftos),  nnns  relinquitor,  qni  ins  dicat  Is  vocatnr  praefectus  nrbi:  qni 
prxfeetns  olim  constituebatur,  postea  fere  Latinamm  feriarum  causa  intro- 
dodos  est  et  quotannis  observatur. 

c)  Suet  Ner.  7  Auspicatus  est  et  inrisdictionem  prasfectus  nrbi  sacro 
Lannanon,  celeberrimis  patronis  non  translaticias,  ut  assolet,  et  breves,  sed 
mazimas  plnrimasque  postulationes  certatim  ingerentibus,  quamvis  inter- 
dietom  a  Clandio  esset 

d)  Tac  Ann.  IV,  36  Cetemm  postnlandis  reis  tarn  continuus  annns 
6ttt  nt  feriamm  Latbamm  diebns  prsefectnm  nrbis  Dmsnm,  anspicandi 
gratia  tribonal  ingressom,  adierit  Calpnmins  Salvianns  in  Sex.  Marium, 
^od  a  Gsesare  psJam  increpitum  causa  exüii  Salviano  fiiit. 

4* 
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nach  dem  Character  des  Königs  und  dem  Zutrauen,  das  er  in 
den  von  ihm  Erwählten  setzte:  bald  wird  er  endgültig  entschie- 
den, bald  nur  ein  vorläufiges  Urtheil,  von  dem  Berufung  an  den 
König  stattfand,  gesprochen  haben. 

Fünftes  Capitel. 

Die  köiilglicheii  da&storeii.  —  Ursprung  viid  Art  der  Wahl,  die  eine  dop- 
pelte war.  Amtsdaaer.  Schatsqa&storen  der  Repablik.  Geschichte  ihrer 
Entstehniig.    Amtsgesch&fte  der  üa&storeii  und  die  Yerlndenuigeii  daria. 

Zasammenftssnng  der  Ergebnisse. 

Die  beiden  erwähnten  Beamten  vereinten  mit  ihren  rich- 
terlichen Pflichten  noch  ausgedehnte  militärische  und  politische 
Thätigkeit.  Ausser  ihnen  gab  es  andere  königliche  Beamte,  de- 
ren ausschliesslicher  Amtskreis  die  Rechtspflege  und  zwar  das 
Strafrecht  war.  Es  sind  die  Quästoren.  Wir  haben  über  sie  zahl- 
reiche, aber  mit  einander  scheinbar  nicht  übereinstunmende  Be- 
richte, welche  eine  grosse  Verschiedenheit  in  den  Ansichten  und 
Vermuthungen  der  neuern  Gelehrten  hervorgerufen  haben.  Dies 
nöthigt  uns  zu  einer  längeren  Untersuchung,  die  wir  sogar  über 
die  Grenzen  der  Königszeit  hinaus  ausdehnen  müssen. 

Die  allgemeine  Ueberlieferung  setzt  den  Ursprung  der  Quä- 
storen in  die  Zeit  der  Könige.  Ulpian  sagt:  „der  Ursprung  für 
die  Wahl  von  Quästoren  ist  sehr  alt  und  liegt  beinahe  vor  allen 
Beamten.  Gracchanus  Junius  berichtet  im  siebenten  Buche  von 
den  Amtsgewalten,  auch  Romulus  selbst  und  Numa  Pompilias 
hätten  je  zwei  Quästoren  gehabt,  welche  sie  nicht  selbst  durch 
ihre  Stimme,  sondern  durch  die  Abstimmung  des  Volkes  erwählt 
hätten.  Aber  wenngleich  es  zweifelhaft  ist,  ob  es  unter  der  Re- 
gierung von  Romulus  und  Numa  einen  Quästor  gegeben  hat,  so 
ist  es  doch  sicher,  dass  unter  dem  Könige  Tullus  Hostilius 
Quästoren  dagewesen  sind.  Die  häufigere  Meinung  bei  den  Alten 
ist  in  der  That,  Tullus  Hostilius  habe  zuerst  in  die  Staatsver- 
fassung Quästoren  eingeführt."*)   Dies  ist  eine  sehr  genaue,  auf 


a)  Ulpian.   de  off.  qwestor.  (Dig.  I,  13):   Origo  qoestoribus  creandis 
antiquissima  est  et  ptene  ante  omnes  magistratus.   Gracchanus  denique  -lu- 
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soi^tiges  Studium  namhaft  gemachter  Quellen  begröndete  Na(*h- 
riebt  eines  Gelehrten,   dem  man  weder  die  Fähigkeit,  noch  den 
TfiUen,  die  Wahrheit  zu  erforschen,  absprechen  darf.    Indessen 
wir  haben  noch  eine  andere,   eben   so  sorgfältige  Nachricht  bei 
Tacitos,    Er   erzählt  von  dem  Versuche,  den  man  im  Jahre  47 
n.  Chr.  unter  Kaiser  Claudius  machte,  die  Quästur,   d.  h.   den 
Eintritt  in  die  Staatslaufbahn  überhaupt,  an  ein  bestimmtes  Ver- 
mögen und  an  Spiele,  die   dem  Volke  daraus  gegeben  würden, 
m  knüpfen«  Dies  veranlasst  ihn,  die  Geschichte  der  Quästur  von 
ihrem  Anfange  an  zu  berichten.*)    üeber  die  Zeit,  wann  die 
Qaästoren  entstanden  seien,  stimmen  diese  beiden  Berichterstat- 
ter überein.  Ulpian  sagt,  ihr  Amt  wurde,  sicherer  Ueberlieferung 
Mfh,  unter  Tullus  Hostilius  geschaffen,  vielleicht  aber  gab  es 
deren  schon  unter  den  ersten  Königen :  Tacitus,  die  Einzelheiten 
übergehend  und  den  sicheren  Nachrichten  folgend,  sagt,  sie  seien 
„Doch  unter  den  Königen"  entstanden,  d.  h.  nicht  zu  Anfang  der 
Königszeit  Auf  die  Meinung  von  Junius  Gracchanus,   schon  die 
ersten  Könige  hätten  Quästoren  gehabt,  werden  wir  später  zu- 
rückkommen und  ihre  Begründung  und  die  Art,  wie  sie  verstan- 
den werden  muss,    aus  anderweitiger  Ueberlieferung  darthun. 
Aber  über  die  Wahl  der  Quästoren  besteht  scheinbar  zwischen 
llpian  und  Tacitus  ein  gerader  Widerspruch:  der  erste,  auf  Ju- 
nias  Gracchanus  sich  bemfend,  meldet,  das  Volk  habe  sie  er- 
wählt, Tacitus  sagt  oder  deutet  wenigstens  an,  die  Könige  und 
später  in  der  Republik  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  die 


n-m  libro  septimo  de  potestatibus  etiam  ipsiun  Romulnm  et  Numam  Pom- 
pOhim  binos  qasestores  habuisse,  qnos  ipsi  non  sua  voce,  sed  popnli  suf- 
fragio  crearent,  refert.  Sed  sicuti  dubium  est,  an  Romulo  et  Numa  regnan- 
tibas  quaestor  fuerit,  ita  Tullo  Hostilio  rege  quaestores  fiiisse  certum  est. 
Saae  crebrior  apud  vetere»  opinio  est,  Tullum  Hostilium  primum  in  rem- 
puUicam  indoxisse  qusestores.  Et  a  genere  quasrondi  qua^stores  initio  dictos 
et  Iimios  et  TrebaÜns  et  Fenestella  scribnnt. 

a)  Die  ganze  Stelle,  auf  welche  wir  öfters  znrückkommen  werden, 
kniet  bei  Tacitus  Ann.  XI,  22  so:  Sed  quasstores  regibus  etiamtum  impe- 
nmtibtts  isstitati  sunt,  quod  lex  curiata  ostendit  ab  L.  Bruto  repetita, 
BaDsitque  consulibns  potestas  deligendi,  donec  emn  quoque  honorem  popu- 
Ins  mandaret.  Creatique  priraom  Yalerius  Potitus  et  Aemilius  Mamercus, 
tiTtio  et  aexagesimo  anno  post  Tarquinios  exactos,  ut  rem  militarem  co- 
Bütamttor;  dein  gliscentibus  uegotiis  duo  additi,  qui  Romas  curarent. 
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Consuln,  die  Erben  der  königlichen  Macht.  Der  Widerspruch 
scheint  nicht  lösbar  und  er,  sowie  andere  Unsicherheiten  in  der 
üeberlieferung  über  die  Quästoren  haben  einen  der  neuesten 
Forscher,  dem  es  sonst  an  Selbstvertrauen  und  entschiedener 
üeberzeugung  auch  auf  gewagte  Vermuthungen  hin  nicht  fehlte 
zu  dem  Entschlüsse  gebracht,  keine  eigene  Behauptung  aufeu- 
stellen,  sondern  nur  die  Gründe  zu  entwickeln,  welche  für  die 
eine  und  für  die  andere  Ansicht  vorgebracht  worden  sind  und 
geltend  gemacht  werden  können.**)  Man  hat  aber  auch  den  Wi- 
derspruch unserer  Gewährsmänner  über  die  Wahl  der  Quästoren 
so  zu  heben  versucht,  dass  man  dem  einen  derselben  Mangel  an 
Glaubwürdigkeit  zuschrieb.  Entweder  verwarf  man  Ulpians  Nach- 
richt, indem  man  dessen  Quelle  Junius  Gracchanus  als  leicht- 
gläubig oder  gar  als  absichtlichen  Fälscher  darstellte,  oder  die 
von  Tacitus,  indem  man  ihm  zwar  für  die  Geschichte  seiner 
Zeit  volles  Vertrauen  zu  schenken  erklärte,  aber  ihm  Unkennt- 
niss  in  der  früheren  Geschichte  seines  Volkes  Schuld  gab.^) 
Keine  von  diesen  beiden  Ansichten  kann  den  Beifall  besonnener 
Critiker  erhalten:  sie  heben  sich  sogar  gewissermassen  gegensei- 
tig auf.  Weder  Ulpian  noch  Tacitus  können  geirrt  haben :  es  muss 
eine  Verständigung  gefunden  werden,  zu  deren  Behufe  eine  ge- 
naue Erklärung  der  beiden  Nachrichten  nöthig  ist 

Tacitus  erwähnt  zuerst  die  Einsetzung  der  Quästoren  unter 
den  Königen,  dann  fügt  er  hinzu:  „es  blieb  den  Consuln  das 
Recht  der  Auswahl,  bis  auch  diese  Ehrenstelle  das  Volk  über- 
trug." Es  ist  also  ersichtlich,  dass  die  Befugniss,  welche  früher 
die  Consuln  und  vor  ihnen  die  Könige  hatten,  später  an  das 
Volk  überging :  diese  Befugniss  aber  bezeichnet  Tacitus  mit  dem 
Ausdruck:  „auswählen"  (deligere).  Möglich  wäre  es,  dass  dieser 
ungenau  ist  und  überhaupt  so  viel  wie  „wählen"  bedeutet;  aber 
nothwendig  ist  es  nicht.  Er  kann  mit  Absicht  gebraucht  sein, 
um  eine  Auswahl,  welche  der  Consul  traf,  zu  bezeichnen,  neben 
der  noch  eine  Thätigkeit  des  Volkes  zur  vollkommenen  Ein- 
setzung des  Qaästors  in  sein  Amt  bestehen  konnte.  Die  Worte 
von  Junius  Gracchanus,  welche  Ulpian  an  der  oben  erwähnten 
Stelle  anführt,  lauten:  „die  Quästoren,  welche  sie  selbst  (die 
Könige)  nicht  durch  ihre  Stimme,    sondern   durch  die  Abstim- 
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mang  des  Volkes  wählten."  Soll  in  ihnen  nur  der  Gedanke  lie- 
gen, die  Qoästoren  seien  vom  Volke  erwählt  worden,  so  sind 
sie  unpassend  und  beinahe  unverständlich;  ja  es  ist  sogar  ein 
^Rderspruch  zwischen  dem  Selbstwählen  nnd  der  Abstimmung 
durch  das  Volk.  Auch  konnte  Gracchanus  nicht  meinen,  die 
Könige  hätten  selbst  die  Wahlversanmilung  des  Volkes  gehalten. 
Denn  das  war  natürlich,  da  die  Könige  allein  das  Recht  der 
Volksversamndung  hatten  oder  es  ihren  Stellvertretern  übertrugen. 
Man  erwartet  vielmehr:  „die  sie  nicht  selbst  durch  eigene 
Stinmie,  sondern  durch  die  Abstinunung  des  Volkes  wählten'': 
dann  erst  tritt  der  vermeintliche  Gegensatz  zwischen  der  Wahl 
durch  das  Volk  und  der  durch  die  Könige  hervor.  Ueberhaupt 
ab^  ist  es  auch  ein  eigenthümlicher  Ausdruck  ,,durch  eigene 
Stimme.'''  Man  kann  ihn  nur  verstehen,  wenn  zur  Vollziehung 
der  Wahl  die  Stimme,  das  Aussprechen  gewisser  feierlicher 
Worte  gehörte,  welches  Aussprechen  der  König  nicht  selbst, 
nicht  eigenmächtig,  sondern  nach  Abstinmiung  des  Volkes  vor- 
nahm. Das  Ei^ebniss  einer  genauen  Erklärung  der  beiden  frag- 
lichen Stellen  ist  also,  dass  Tadtus  die  Möglichkeit  lässt,  es 
habe  neben  der  Auswahl  durch  die  Consuln  bei  der  Wahl  der 
Qnästoren  noch  eine  Thätigkeit  des  Volkes  bestanden,  und  Grac- 
chanus nicht  eine  Thätigkeit  der  Consuln  ausschUesst,  sondern 
nur  die  des  Volkes  erwähnt.  Hierin  liegt  der  Vereinigungspunkt 
der  beiden  Zeugnisse:  jedes  von  ihnen  bezieht  sich  auf  einen 
verschiedenen  Vorgang  bei  der  Wahl  und  der  scheinbare  Wider- 
sprach entstand  nur  durch  die  neueren  Forscher,  welche  ent- 
weder die  ganze  Wahl  als  nur  aus  einem  einzigen  Vorgange  ber 
stdiend  annahmen  oder  die  Worte  der  Berichterstatter  auf  ein 
und  denselben  Vorgang  bezogen. 

Nqd  wissen  wir,  dass  nach  uralter,  aber  bis  spät  in  die 
Kaiserzeit  hineinreichender  Römischer  Sitte  zur  vollständigen 
Wahl  eines  Beamten  zweierlei  gehörte,  erstens  die  Auswahl, 
mochte  dieselbe  durch  das  Volk  oder  irgend  einen  Andern  ge- 
sdkdben,  zweitens  eine  Bestätigung  des  Ausgewählten  durch  das 
in  uralter  Versammlung  dargestellte  Volk.  Dies  Letztere  geschah 
durch  eine  lex  cvriata^  durch  welche  das  Volk  dem  Erwählten 
boUigte,  d.  h.  ihm  Gehorsam  gelobte  und  ihn  als  Beamten  an- 


5()  Bestätigong  der  Quästoren  durch  das  Volk. 

erkannte.  Z.  B.  der  König  Numa*)  wurde  zuerst  in  seiner  Ab- 
wesenheit durch  den  Senat,  dem  die  Volksversammlung  diesen 
Auftrag  ertheilt  hatte,  zum  König  erwählt;  als  er  dann  nach 
Rom  gekommen,  Hess  er  sich  durch  ein  Curiatgesetz,  das  er 
selbst  beantragte,  vom  Volke  huldigen.^)  Ebenso  geschah  es 
später  bei  den  folgenden  Königen  und  in  der  Republik  bei  den 
Beamten,  welche  die  königliche  Macht  ganz  oder  theilweise  er- 
erbten. Ein  ähnliches  Verhältniss  fand  bei  den  Quästoren  Statt. 
Die  erste  Wahl,  die  Auswahl,  wie  Tacitus  sich  ausdrückt,  die 
Bestinunung  der  geeigneten  Persönlichkeit,  geschah  durch  den 
König,  später  durch  die  Consuln:  die  zweite  Wahl,  die  eigent- 
liche creatio,  geschah  durch  das  Volk  in  Curiatcomitien.  Dass 
diese  letztere  durch  eine  lex  curicUd  bei  den  Quästoren  beob- 
achtet worden  sei,  fand  Gracchanus  für  nöthig  zu  bemerken: 
er  wollte  damit  beweisen,  dass  die  Quästoren  unter  den  Königen 
wirklich  den  Character  von  Beamten  gehabt  hatten,  nicht  bloss 
den  von  Stellvertretern,  welche  der  König  selbständig  ein-  und 
absetzen  konnte. 

Somit  ist  der  Widerspruch,  der  zwischen  den  beiden  Zeug- 
nissen über  die  Wahl  der  ältesten  Quästoren  zu  bestehen  schien, 
gehoben  und  dabei  zugleich  eine  bemerkenswerthe  Einsicht  in 
die  Vorgänge  bei  der  Wahl  der  Könige  und  der  republikanischen 
Beamten  gewonnen.  Für  diese  war,  wie  sich  durch  viele  Bei- 
spiele darthun  lässt,  die  Einbringung  eines  Cuiiatgesetzes  ausser 
der  durch  das  Volk  geschehenen  W^ahl  zur  vollständigen  Ein- 
setzung in  ihr  Amt  nothwendig.  Die  son§t  unverständlichen 
Ausdrücke  von  Gracchanus  und  Ulpian  sind  gerechtfertigt  und 
Tacitus'  Worte  erklärt :  er  sprach  für  seine  Zeitgenossen  deutlich 
genug  und  gebrauchte  die  Worte:  „auswählen"'  und  „wählen 
(deligere  und  äreare)  in  ihrem  engsten  und  eigenthümlichsten 
Sinne.  Tacitus  sagt,  die  Einsetzung  der  Quästoren  unter  den 
Königen  würde  bewiesen  durch  das  Curiatgesetz ,  das  von 
L.  Brutus  wiederholt  worden  sei:  er  deutet  zugleich  an,  es  er- 
gebe sich  daraus ,    dass  die  Könige  und  später  die  Consuln  die 


a)  Liv.  I,  17 ;  Cic.  de  rep.  II,  13,  25. 
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Aaswahl  der  Qnastoren  gehabt  hätten.  Der  Ausdruck  ist  kurz 
and  fOr  uns,  die  wir  den  Inhalt  eines  Curiatgesetzes  nur  im 
Allgemeinen  ahnen  können,  etwas  undeutlich.  Die  Frage  ist, 
was  man  sich  unter  dem  „wiederholten''  Curiatgesetz  zu  denken 
hat.  Das  einfache  und  natürliche  Yerständniss  fuhrt  darauf,  an 
ein  Gesetz  zu  denken,  das  zum  zweiten  Male  gegeben  war.  Die 
Könige  pflegten  sich  nach  ihrer  Ernennung  ein  Curiatgesetz  zu 
holen  und  beantragten  dann,  so  oft  sie  Quästoren  ernannten, 
ein  neues  für  diese.  Ebenso  machte  es  Brutus.  Als  er  durch 
Centoriateonütien  erwählt  war,  beantragte  er  für  sich  und  seinen 
CoUegen ,  da  sie  jetzt  gemeinschaftlich  die  früher  einem  Einzigen 
fibeftragene  Regierungsgewalt  fahrten,  das  Curiatgesetz.  Ehe 
sie  Quästoren  ernennen  konnten ,  wurde  Collatinus  zur  Abdankung 
and  freiwilligen  Verbannung  bewogen :  so  kam  es ,  dass  Brutus 
allein  die  ersten  Quästoren  erwählte  imd  dann  for  sie  ein  zwei- 
tes Cniiatgesetz,  worin  vielleicht  auch  wieder  seines  eigenen 
Imperium  gedadit  wurde,  einholte.^  In  diesem  Gesetze  wurden 
die  neuen  Quästoren  namentlich  angeführt  und  das  Volk  ver- 
pflichtete sich,  ihnen  eben  so  gehorsam  und  ergeben  zu  sein, 
wie  es  fi^er  den  königlichen  Quästoren  gewesen  wäre.  Neh- 
men wir  diesen  Inhalt  des  Curiatgesetzes,  wie  wir  es  nach  wahr- 
scheinlicher Vermuthung  thun  dürfen,  an,  so  ergiebt  sich,  in 
wie  fem  ein  von  Brutus  erlassenes  Gesetz  die  Existenz  von 
Quästoren  unter  den  Königen  beweisen  konnte.  Dass  sich  aber 
dies^  sei  es  im  Originale  oder  in  Abschriften,  bis  auf  Tacitus' 
Zeit  oder  auch  nur  auf  die  classische  Zeit  der  Römischen  Lite- 
ratur, in  der  man  die  Denkmäler  der  Vorfahren  zu  sammeln 
and  soi^fältig  au&ubewaluren  begann,  erhalten  habe,  braucht 
man  aus  seiner  Erwähnung  nicht  zu  folgern.  Wie  Brutus  in  sei- 
nem Curiatgesetze  der  königlichen  Quästoren  Erwähnung  that, 
ebenso  erwähnten  die  folgenden  Consuln,  welche  alljährlich  für 
die  Quästoren  zugleich  mit  den  übrigen  Beamten  ein  gemein- 
^^ames  Curiatgesetz  beantragten,  ihrerseits  wiederum  des  Brutus 
and  der  Könige:  es  gab  also  über  den  ungefähren  Inhalt  und 
auch  wohl  über  die  ungefähren  Worte  eine  fortlaufende,  jährlich 
erneuerte,  üeberlieferung  von  den  ältesten  Zeiten  her.  Denn 
dasj»  noch  am  Ende  der  Republik  und  somit  auch  in  der  Kaiser- 
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zeit  ein  jährliches  Curiatgesetz  für  die  Beamten  erlassen  wurde, 
wissen  wir  durch  die  bestimmtesten  Zeugnisse.^) 

Es  deuten   aber  die  angeführten  Worte   von  Tacitus  auch 
die   abhängige    Stellung   des   Quästors    zimi    Consul    an.      Die 
Könige  hatten,  wenn  sie  erwählt  waren,   das  Curiatgesetz  über 
ihre  Gewalt  selbst  beantragt;  später  beantragten  es  die  Consuln  für 
sich  ebenfalls  in  eigener  Person,  und  als  die  königliche  Gewalt 
weiter  getheilt  wurde,  jedesmal  die  Beamten,  welche  einen  Theil 
derselben  erhielten.     Selbst  bei  ausserordentlichen  Beamten  be- 
antragten es  die  ihnen  an  Gewalt  gleichstehenden.    Dagegen  für 
die    ersten  Quästoren   beantragte   es   der   Consul   Brutus,    ein 
Zeichen,   dass  derselbe  jene  gleichsam  in  seiner  Gewalt  und  in 
Abhängigkeit  hatte.    Daher  schliesst  Tacitus  daraus ,  der  Consul 
und  früher  der  König  habe  sie  „ausgewählt,"  und  die  Nachricht 
von  der  Auswahl  durch  die  Könige  und  Consuln  gewinnt  allein 
durch  diese  überlieferte  Thatsache  die  höchste  Wahrscheinlich- 
keit   Indessen  änderte  sich  das  Amt  der  Quästoren  wesentUch 
durch  die  Einsetzung  jährlicher  Consuln.    Wir  sehen  von  den 
Quästoren  der  ersten  beiden  Könige  ab:  als  Tullus  Hostilius  sie 
schuf,   war  ihr  Amt  sicherlich  nicht  ein  jährliches.    Denn  wir 
wissen   von   keinem   jährlich  wechselnden  Beamten   unter   den 
Königen  und  eiui  solcher  Wechsel  selbst  entspricht  nicht  dem 
Begriffe   einer  königlichen  Regierui^.     Die  Quästoren    wurden 
also  erneut ,  so  oft  es  dem  Könige  beliebte ,  und  für  jedes  Paar 
(denn  dass  hmner  zwei  zusammen  das  Amt  führten,  beweisen 
Gracchanus'  Worte)  wurde  ein  besonderes  Curiatgesetz  erlassen. 
Dagegen  unter  den  Consuln  wurde  ihr  Amt  nothwendiger  Weise 
jährlich,  weil  diejenigen,  welche  sie  ernannt  hatten,  in  diesem 
Zeitraum  zu  wechseln  pflegten:  ihr  Amtsantritt  fiel  mit  dem  der 
Consuln  zusammen.^) 

Wir  haben  über  die  Wahl  und  Amtsdauer  der  Quästoren 
gesprochen.  Bei  der  Schilderung  ihrer  Amtsgewalt  müssen  wir 
ebenfalls  in  die  republicanischen  Zeiten  übergreifen  und  Unklar- 
heiten und  scheinbare  Widersprüche  der  Ueberlieferung  zu  heben 
suchen.  Zonaras,  der  bekanntlich  die  Geschichte  von  Dio  Gas- 
sius  im  Auszuge  erhalten  hat,  erzählt  von  P.  Valerius  Publicola, 
dem  Consul  des  ersten  Jahres  der  Republik,  und  seinen  Eimich- 
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tnD^en ,  welche  die  unumschränkte  Macht  der  höchsten  Beamten 
ermässigten  und  so  der  neuen  Verfassung  die  Neigung  des  Vol- 
kes gewinnen  sollten.  Er  sagt  Folgendes  :•)  „die  Verwaltung  der 
Gelder  wies  er  Andern  zu,  damit  nicht  die  jedesmaligen  Con- 
suId,  als  Herren  über  diese,  grosse  Macht  hätten.  Zu  dieser 
Zeit  Zuerst  fingen  Schatzmeister  an  erwählt  zu  werden:  man 
Dannte  sie  Quästoren.  Sie  pflegten  zuerst  in  Capitalprocessen 
ZQ  richten,  woher  sie  auch  diese  Benennung  erhalten  haben 
wegen  der  Untersuchungen  und  der  Erforschung  der  Wahrheit 
durch  die  Untersuchungen.  Später  aber  bekamen  sie  auch  die 
Verwaltung  der  Gemeindegelder  und  den  Beinamen  Schatzmeister. 
Daranf  wurden  Andern  die  Gerichte  anvertraut ,  jene  aber  waren 
Verwalter  der  Gelder.''  So  ausführlich  dieser  Bericht  scheint, 
so  bedarf  er  doch  der  Ergänzung  und  diese  findet  sich  bei  Plu- 
tarch,  der  ebenfalls  von  jenen  Anordnungen  Publicolas  und  seiner 
Beförderung  der  allgemeinen  Freiheit  spricht:**)  „Gelobt  wurde 
er  auch  wegen  des  Gesetzes  über  die  Schatzbeamten.  Denn  da 
die  Bürger  von  ihrem  Vermögen  Geld  for  den  Krieg  steuern 
mausten,  wollte  er  weder  selbst  die  Verwaltung  davon  anrüh- 
ren noch  es  seinen  Freunden  erlauben ,  noch  überhaupt  öflFent- 
iiches  Geld  in  ein  Privathaus  gelangen  lassen.  Er  bestimmte 
also  den  Satumustempel  als  Schatzhaus,  das  man  noch  bis 
beute  gebraucht,  und  gab  dem  Volke  das  Recht,  zwei  von  den 
jüngeren  zu  Schatzmeistern  zu  ernennen.    Und  es  wurden  er- 


a}  Zonaras  VJI,  13  xal  t^v  töv  '^prj(j.d(TU)v  ^to^xr^otv  dfXXoic  dTr^vcificv, 
!v«  jiij  TO'JTiüv  i'(xpaxtXi  Ävtcc  ol  ünoTc^ovTec  fA^yo  öuvoiVTaf  Stt  itpÄxov 
■^  '^iai  yb^z9%ai  fjpSctvTO,  xoaforopac  S'  ^xdXouv  adtouc.  61  Tcpuitov  piv 
ti;  ^ovaaCftouc  ^^xac  ^({xaCov,  jdev  xal  t^v  irpocTjYOp{av  ta^Sir^v  (id  Tdc 
^szf^octc  iayJixaai  xal  -rijv  t^c  6Xrfiiiai  ix  xwv  dvaxpioewv  C^^^rijaiv  •  öorepov 
?i  TTjV  TÄv  xotvdiv  )^pT]fic{Tü>v  Sio^XTjaiv  EXa^ov  xal  Ta|i{ai  Trpo(U)vofi.d(a^aav* 
(Uta  tsGra  l'  it^potc  fUv  i?teTpd7C7)  xd  Sixaaxi^pia ,  ixcivoi  Ik  xu)v  )(pT)fidx<i>v 

b)  Plut.  Pabl.  c.  12  'ETTjjvi^Tj  li  xal  5cd  x6v  xafxicuxixov  vöfjiov.  'Eirel 
7«p  Bit  jf.p^ii-axa  tli  x6v  TcÄtfxov  e^cevcpceTv  iizb  xöv  c^otuiv  xou;  TCoX{xac, 
^/rz'  aM^  ^^ao^at  xf^c  oixovofiifac  o5xe  ^{Xouc  idaat  ßouX^fiievoc  oW  SXo)« 
ik  oixov  idttt»xou  napeX^etv  $i){A^9ia  ^p^axa,  xafi.(iTov  {i,iv  dnihti^t  x6v  xou 
Kp^vou  vadv,  tp  \Uy(j^t  vOv  ^p(ii{uvo(  SiaxeXoüat,  xafii(ac  hi  xtp  Si^jAif)  86o  xwv 
**&«»•«  fötoxev  dnoStt^ar  xal  dreScf^^joav  ol  icpwxot  IlouicXioc  00cxo6pioc 
mI  Mivt)6xtoc  Mdpxoc  xal  ^i^jiaxa  ouvi^)(07)  icoXXd. 
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nannt  als  die  ersten  P.  Veturius  und  M.  Minucius  und  viel  Geld 
zusammengebracht."  Von  diesen  Zeugnissen  verräth  das  von 
Zonaras  zwar  durch  seine  abgerissene  Ausdrucksweise  deutlich, 
dass  es  nur  Auszug  eines  ausfuhrlicheren  Berichtes  ist,  stimmt 
aber  im  Wesentlichen  mit  Plutarch  überein.  Durch  beide  ge- 
meinsam steht  fest,  dass  Publicola,  um  die  Macht  des  Volkes 
zu  heben  und  die  der  Consuln  zu  verringern,  im  ersten  Jahre 
der  Republik  die  Verwaltung  des  durch  ein  Tributum  gesam- 
melten Geldes  an  Andere  überliess  und  deswegen  das  Amt  von 
öiFentlichen  Schatzmeistern,  Quästoren,  schuf.  Ueber  die  Zahl 
derselben  giebt  Zonaras  keine  Auskunft,  schweigt  auch  über  die 
Art  ihrer  Wahl.  Denn  wenn  er  sagt.  Andere  hätten  die  Ver- 
waltung des  Tributum  erhalten,  so  kann  man  daraus  nicht 
schliessen,  diese  Andern  hätten  nicht  von  dem  Consul  erwählt 
oder  bestimmt  werden  können.  Diese  beiden  Punkte  ergänzt 
Plutarch.  Indem  er  die  Namen  der  beiden  zuerst  ernannten 
Quästoren  nennt,  giebt  er  die  Zahl  derselben  überhaupt  auf  zwei 
an.  Femer  sagt  er,  Publicola  hätte  weder  selbst  noch  durch 
seine  Freunde  das  Geld  verwalten  wollen:  er  hätte  also  dem 
Volke  das  Recht  gegeben,  die  zwei  neuen  Quästoren  zu  bestim- 
men ,  und  zwar  aus  den  jüngeren  Patriciem.  Danach  muss  man 
annehmen,  die  Wahl  sei  frei  gewesen,  d.  h.  das  Volk  habe, 
wenn  es  wollte  zu  Quästoren  ernennen  dürfen,  und  für  die  Er- 
nannten sei  dann ,  vielleicht  vom  Consul ,  das  Curiatgesetz  be- 
antragt worden. 

Hier  tritt  indess  der  Widerspruch  mit  ülpians  und  Taci- 
tus'  Nachrichten,  die  wir  im  Früheren  beleuchtet  haben,  zu 
Tage.  Dieser  Widerspruch  besteht  erstens  darin,  dass  jene  die 
Quästoren,  wie  sie  später  bestanden,  aus  der  Königszeit  her- 
leiten ,  zweitens  darin ,  dass  sie  die  Wahl  derselben  ausdrücklich 
dem  Consul  zuschreiben:  erst  63  Jahre  nach  Vertreibung  der 
Könige,  sagt  Tacitus,  d.  h.  447  v.  Chr.,  wurde  das  erste  Quä^ 
storenpaar,  das  er  ebenfalls  mit  Namen  nennt,  vom  Volke  er- 
wählt. Man  hat  diesen  Widerspruch  zu  lösen  versucht  durch 
die  Annahme,  die  erstem  sprächen  von  den  Quästoren  als  rich- 
terlichen Beamten,  Zonaras  und  Plutarch  dagegen  von  Schatz- 
quästoren:  diese  beiden  Aemter  seien  von  einander  verschieden. 
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könnten  also  auch  einen  verschiedenen  Anfang  genommen  haben, 
d^  eine  schon  unter  den  Königen,  das  andre  zugleich  mit  der 
Republik;  auch  die  Art  der  Wahl  könne  dann  verschieden  ge- 
wesen sein.  Man  übersieht  dabei,  dass  Ulpian  sowohl  wie  Ta- 
(itas  die  Qoästoren  ihrer  Zeit ,  wo  sie  nur  Schatzbeamten  waren? 
Ton  den  Königen  herleiten  und  einen  ununterbrochenen  Zusam- 
menbang dieses  Amtes  annehmen :  die  Lösung  ist  also  keine 
Lösong.  Umgekehrt  hat  man  auch  versucht,  die  Autorität  von 
Hpiau  und  Tacitns  aufrecht  zu  erhalten  und  die  Zeugnisse  von 
Zonaras  und  Plutarch  zu  verwerfen:  man  behauptete  den  Zu- 
sanunenhang  der  königlichen  mit  der  republicanischen  Quästur, 
nahm  aber  dabei  eine  Veränderung  der  amtlichen  Pflichten  an, 
and  legte  damit  das  Geständniss  ab,  dass  man  eine  Lösung 
der  Frage  nicht  wüsste. 

Es  kommen  andere  Widersprüche  hinzu,  welche  die  Ent- 
schddung  noch  verwickelter  machen.  Pomponius,  jener  viel- 
geschmähte Darsteller  der  Römischen  Verfassung,  spricht  von 
der  Einsetzung  derCensoren,  Dictatoren,  Reiterobersten,  Volks- 
tribunen,  plebejischen  Aedilen  und  sagt  dann:  „Darauf  als  der 
Staatssehatz  des  Römischen  Volkes  sich  zu  mehren  angefangen 
hatte,  wurden,  um  ihm  vorzustehen,  die  Quästoren  eingesetzt/' ') 
Die  Aedilen  wurden  nach  übereinstimmender  Ueberlieferung  etwa 
gl^fazeitig  mit  den  Volkstribunen  eingesetzt :  spräche  also  Pom- 
ponius von  den  Beamten  in  derselben  Reihenfolge,  wie  sie  der 
Zeit  nach  gegründet  sind ,  so  würde  er ,  da  er  nach  den  Quästo- 
ren  die  Decemvim  erwähnt,  die  Errichtung  der  Quästur  zwi- 
schen 494  und  450  v.  Chr.  setzen.  Indessen  er  beobachtet  diese 
Reihenfolge  nicht  durchgängig;  denn  die  Censur,  welche  er  an 
die  Spitze  stellt,  wurde  als  stehendes  Amt  bekanntlich  erst  443 
V.  Qir.  eingeführt.  Er  befolgt  also  einen  andern  Grundsatz  der 
Aufzählung.  Aber  dennoch  kann  er  an  eine  Einsetzung  der 
Qoastur  durch  Publicola  nicht  denken:  seine  Bezeichnung:  „als 


a)  Pompon.  Dig.  I,  2  (de  orig.  iur.)  22  Deinde  cum  aerarium  populi 
aoctins  esse  coepisset ,  ut  essent  qui  illi  praeessent ,  constituti  sunt 
<r>Bntorea,  dicti  ab  eo,  quod  inqoirendae  et  conservandae  pecuniae  causa 
creati  erant 
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der  Staatsschatz  reicher  za  sein  angefangen  hatte  ^\  passt  weder 
auf  den  Anfang,  noch  auf  die  ersten  Jahre  der  Republik.     Stande 
dieses  Zeugniss  von  Pomponius  allein  da,  so  würde  man  es  bei 
der  Missachtung,  welche  man  gegen  diesen  Berichterstatter  hat^ 
alsbald  bei  Seite   geworfen  haben,  indessen  es  wird  unterstützt 
durch  eine  ähnliche    Nachricht    bei  Livius*)    in  der   Rede  des 
Volkstribunen  Canulejus.    Derselbe  schildert  die  Veränderungen, 
welche  die  Römische  Verfassung  allmälig  erlitten  hat,  und  führt 
als  Beispiele  an  die  Einsetzung  der  Priester  und  Augum  durch 
Numa,  die  Einführung  der  Censur  durch  Servius  Tullius,  die 
der  Gonsuln ,  der  Dictatoren ,  dann  zusammen  in  einem  Satz  die 
der  Volkstribunen,  der  Aedilen,  der  Quästoren,   den  Beschluss 
bilden  die   Zehnmänner   zm-  Abfassung    von  Gesetzen.     Diese 
Stelle  liefert  dasselbe  Ergebniss,   wie  die  von  Pomponius.     Sie 
schliesst  eine  Einsetzung  der  Quästur  durch  Publicola  aus,  ver- 
legt sie  auch  nicht  vor  die  Zehnmänner.    Denn  diese  letztem 
werden  besonders  und  ausser  der  Reihe  behandelt  und  nicht  nur 
ihre  Einführung ,  sondern  auch  ihre  Aufhebung  angegeben.    Dies 
Sichere  folgt  aus  ihr,  dass  im  Jahre  445  v.  Chr.,  als  Canulejus 
seine  Rede  hielt,  die  Quästur  schon  im  Staate  bestehen  mosste. 
Also   drei   Anfangspunkte  der  Quästur  haben  wir   in   der 
Ueberliefemng  gefunden,   nämlich   erstens   unter  den  Künigen, 
zweitens  unter  Publicola  im  ersten  Jahre  der  Republik ,  drittens 
um  die  Zeit  der  Zehnniänner.    Dieser  letzte  lässt  sich  näher 
bestinmien.    Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  auf  ihn  sich  die 
früher  angeführten  Worte  von  Tacitus,    mit  denen  er  eine  be- 
deutende Veränderung  der  Quästur  andeutet,  beziehen:  ,,und  es 
vnirden  zum  ersten  Male  erwählt  Valerius  Potitus  und  Aemilius 
Mamercus  im  63.  Jahre  nach  Vertreibung  der  Tarquinier'',  d.  h. 
447  V.  Chr.    Dieser  Zeitpunkt  erfüllt  alle  Bedingungen,   welche 


a)  Liv.  IV,  4  Pontifices,  augures  Romulo  regnante  duIU  erant:  ab 
Numa  Pompilio  creati  suut.  Censos  in  civitate  et  descriptio  centnriaram 
classinmqae  non  erat:  ab  Servio  Tullio  est  &cta.  Consoles  nunquam  faerant : 
regibus  exactis  creati  sunt  Dictatoris  nee  imperium  nee  nomen  faerat: 
i^ud  patres  esse  coepit  Tribuni  plebis,  aediles,  quaestores  nolli  erant: 
institatom  est  ut  fierent  X  vires  legibus  scribendis  intra  decem  hoa  annas 
et  creavimus  et  e  republica  sustulimus. 
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mit  den  Zeugnissen  von  Pomponins  und  Livius  nöthig  sind: 
die  Volkstribnnen  und  Aedilen  bestanden  längst,  Canulejus  hält 
seine  Rede  bei  Livius  zwei  Jahre  später  und  dass  diese  Yerän- 
denmg  mit  den  Quästoren  nach  der  Herrschaft  der  Zehnmänner 
fallt,  lassen,  wie  wir  gesehen,  Pomponius'  und  Livius'  Erzählun- 
gen ZD.  An  den  zwei  letzten  von  diesen  Zeitpunkten  sollen 
K^heinbar  dieselben  Einrichtungen  in  Bezug  auf  die  Quästoren 
getroffen  worden  sein.  Es  handelt  sich  an  beiden  um  Beamte 
für  den  Staatsschatz:  das  sagen  für  die  Zeit  von  Publicola  aus- 
dracklieh  Zonaras  und  Plutarch ,  für  das  Jahr  447  v.  Chr.  folgt 
w  ans  Tacitus'  Worten :  „die  Quästoren  hätten  das  Heer  beglei- 
ten sollen",  auch  aus  Pomponius  und  Livius,  welche  sie  den 
2ip4teni,  gewöhnlich  so  genannten  Quästoren  gleichstellen.  An 
beiden  Zeitpunkten  werden  sie  frei  erwählt,  an  beiden  sind  es 
zwei ,  an  beiden  heissen  sie  zum  ersten  Male  erwählt ,  an  beiden 
werden  sie  namhaft  gemacht.  Es  scheint  schwer  mOglich,  dass 
bier  kein  Irrthum  der  Ueberlieferung  vorwalte,  sondern  dass 
wirklieh  im  ersten  Jahre  der  Republik  und  447  v.  Chr.  zum 
ersten  Male  zwei,  Quästoren  genannte,  Schatzbeamte  vom  Volke 
i^eirählt  worden  seien.  Dennoch  muss  es  möglich  sein:  die 
Ueberlieferung  ist  so  genau,  dass  sie  beide  Male  die  Namen  der 
Gewählten  angiebt,  ein  Beweis,  dass  sie  sich  auf  bestinmite ,  bis 
ZQ  ihrer  Zeit  erhaltene,  Documente  stützt 

Ich  muss  hier  auf  eine  eigenthümUche  Sitte  der  Römer  bei 
Aemtem  und  Beamten  aufinerksam  machen.  Wenn  ein  neues 
Amt  gegründet  wird,  so  pflegen  diejenigen,  welche  es  zuerst  er- 
balten, es  als  etwas  Besonderes  hervorzuheben,  dass  sie  es  zü- 
rnt erhalten  haben  und  in  den  öifentUchen  Beamten -Verzeich- 
aissen  wird  bei  den  Namen  der  zuerst  Erwählten  bemerkt: 
<,weldie  zuerst  erwählt  worden  sind^'.^)  Aber  dies  geschieht 
nicht  nur,  wenn  ein  neues,  noch  nicht  vorher  dagewesenes  Amt 
geschaffen,  sondern  auch,  wenn  irgend  eine  Veränderung  mit 
dem  Amte  vorgenommen  wird.  Z.  B.  von  den  Consuln  wurd 
bestimmt,  es  solle  künftig  wenigstens  einer  derselben  ein  Ple- 
bejer sein:  dann  wird  zu  dem  Namen  des  zuerst  erwählten  Ple- 
bejers in  den  Fasten  hinzugesetzt:  y,der  zuerst  aus  der  Plebs 
erwählt  wurde";  und  später  als  zuweilen  beide  Consuln  Plebejer 
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ZU  sein  anfingen   „die  zuerst  beide  aus  der  Plebs  waren".    Prä- 
toren gab  es  zuerst  einen,  dann  zwei,   vier,  acht:   alle  diese 
Veränderungen  ^Tirden  auf  die  angegebene  Weise  in  den  öffent- 
lichen Beamten -Verzeichnissen   bemerkt   und   die    zuerst    nach 
jeder  Veränderung  Gewählten  hatten  ein  Recht,  sich  „erste''  zu 
nennen.     So  konnte  es  also  auch  bei  den  Quästoren  mehrere 
„erste"  geben,   die  einen  zu  dieser,   die  andern  zu  jener  Zeit, 
und  die  Frage  entsteht,    ist  im  Jahre  447  v.  Chr.  eine  Verän- 
derung  mit   der  Quästur    vorgenommen   worden,    welche    von 
Neuem  zur  Bezeichnung  „die  ersten"  berechtigte.    Zonaras  und 
Plutarch,  indem  sie  von  Publicolas  Quästoren  berichten,  sprechen 
über  ihre  Amtspflichten,  ihre  Wahl,  ihre  Anzahl;  aber  sie  sagen 
nicht,  dass  ihr  Amt  jährlich,  nicht  dass  es  ein  stehendes  gewe- 
sen wäre.    Im  Gegentheil  deutet  Plutarch  an,  die  Veranlassung 
sie  zu  wählen,  sei  eine  ausserordentliche  gewesen.    Es  handelte 
sich  um  den  Krieg  gegen  die  vertriebenen  Tarquinier,  zu  dessen 
Führung  ausserordentlicher  Weise  Geld  von  den  Büi^em  beige- 
steuert werden  musste,   gewiss  keine  geringe  Last.    Um  sie  zu 
erleichtem  und  dem  Volke  Theil  an  der  neuen  Freiheit  zu  geben, 
schuf  Publicola  das  neue  Amt;  aber  es  zu  einem  stehenden  zu 
machen  und  die  gewöhnliche  Verwaltung  des  Staatsschatzes,  die 
regelmässigen,  ordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Auf- 
sicht der  Consuln  zu  entziehen  und  einer  vom  Volke  unmittelbar 
eingesetzten  Behörde  zu  übertragen,  dazu  war  keine  Veranlas- 
sung.   Das  geschah  erst  nach  dem  Sturze  der  Decemvim,  als 
in  Folge   der  eben  beendeten  Umwälzung  eine  weitere,  überall 
sichtbare  Verminderung  der  consularischen  Gewalt  und  Erweite- 
rung der  Volksrechte  stattfand.    Einen  unmittelbaren  Beweis  oder 
ein  bestinmites  Zeugniss  dafür,  dass  Publicolas  Quästoren  ausser- 
ordentliche Beamte  waren,  giebt  es  allerdings  nicht:   es  ist  nur 
eine  Annahme,  aber  eine  nothwendige.    Ihre  Begründung  findet 
sie  in  der  Möglichkeit,   auf  diese  Weise  eine  Vereinigung  der 
scheinbar   widersprechenden   Angaben   der  zuverlässigsten  Ge- 
währsmänner zu  bewerkstelligen.    Einen  weitem  ähnlichen  Be- 
weis für  ihre  Wahrscheinlichkeit  werden  wir  später,  wo  wir  von 
dem  Namen  und  der   Amtsthätigkeit  der  Quästoren  sprechen 
anführen. 
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Es  ist  kein  Zweifel,  dass,  als  man  nach  dem  Sturze  der 
Zeimmänner  die  QaSshir  als  stehendes  Amt  einrichtete,    man 
sich  auf  den  Vorgang   des    volksfreundlichen  Cousuls  Yalerius 
berief  und  wie  in  den  übrigen  Punkten  der  Staatsverfassung, 
so  auch  in  diesem,  seine  Anordnungen  erweiterte  mid  befestigte. 
Es  war  ein  und  dasselbe  Amt  vom  Beginn  der  Republik  an  und 
(l»h  auch  wieder  verschieden,  weil  es  Anfangs  ausserordentlich, 
erst  seit  447  v.  Chr.  ein  ordentliches  geworden  war:  mit  Recht 
konnte  der  eine  Schriftsteller  es  von  Publicola,  der  andere  von 
den  Zehnmännem  an  beginnen  lassen :  mit  Recht  konnten  in  den 
Fasten  zu  verscliiedenen  Zeiten  zwei  verschiedene  Quästorenpaare 
ab  die  ersten  hervorgehoben  werden.    Mau  kaim  annehmen ,  dass 
in  den  einen  Fasten  nur  die  regelmässigen  jälu"lichen  Beamten 
verzeichnet  waren:    in    diesen  fanden  sich   die  Quästoren  von 
447  V.  Chr.  als  die  ersten.    Dagegen  andere  Fasten  enthielten 
auch  die  ausserordentlichen  Beamten:    in  ihnen  fanden  sich  die 
Quästoren  Publicolas  mit  dem  Beisatz  „die  ersten  '\  die  von  447 
mit  dem  Beisatze:    „die  ersten  jährlichen".    Bei  Livius  erschei- 
oen  Quästoren  als  Schatzbeamte  nicht  vor  den  Zehmännem :  erst 
446  V.  Chr.  werden  sie  als  Vorsteher  des  Staatsschatzes ,  welche 
die  Fahnen  in  Verwahrung  haben,  genannt,»)  also  eben  diesel- 
ben, welche  im  Jahre  vorher  als  die  ersten  ordentlichen  Beam- 
ten der  Art  erwählt  waren.    Dagegen  Dionysius  erwähnt  schon 
vor  den  Zehnmännem  öfters  Quästoren ,  zuerst  507  v.  Chr. ,  die 
Schatzbeamten  hätten  die  vom  Könige  Porsena  zurückgelassenen 
Zelte   verkauft,^)   dann  493  v.  Chr.,   beim*  Leichenbegängnisse 
von  Menenius  Agrippa   hätte   der  Senat  die  Kosten   aus  dem 
Staati^sehatze  zu  tragen  beschlossen  und  Quästoren  den  Auftrag 
zur  Besorgung  desselben  gegeben,*)   femer  491  v.  Chr.,  wo  es 
\m  der  Anklage  von  Marcius  Coriolanus  heisst,  die  Kriegsbeute 
mtsgte  von  Quästoren  verkauft  werden,  Coriolan  aber  hätte  sie 
weder  einem  Quästor  überliefert  noch  selbst  verkauft;^)   dann 


a)  Liv.  ni,  69. 

b)  DioDjs.  V,  34.    Er  nennt  sie  za^iiau 

c)  Diwijs.  VI,  96. 

d)  IKonj».  VU,  63. 
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485,   wo  der  Consul  Q.  Fabius  Quästoren  befiehlt,   die  Kriegs- 
beute zu  verkaufen  und  den  Erlös  an  Geld  nach  Rom  zu  schaf- 
fen*); 459  V.  Chr.,  wo  der  Consul  L.  Cornelius  nach  der  Erobe- 
rung von  Antium   die  Beute  an   Gold,   Silber  und  Erz  in  den 
Schatz  abliefert,   die   an  Sclaven   und  sonstigen   Sachen  durch 
Quästoren  verkaufen  lässt;**)  endlich  449  v.  Chr.  beim  Processe 
der  gestürzten  Zehnmänner,  deren  Vermögen  von  Quästoren  für 
das  Aerarium  eingezogen  wird.'')     Die  Beurtheilung  dieser  Er- 
wähnungen ist  zweifelhaft  erschienen.    Bei  Dionysius'  Streben, 
die   älteste  Geschichte  in  allen  Einzelheiten  auszumalen,    hielt 
man  es  für   glaublich,   dass  er  die   Quästoren  nicht  in  seinen 
Quellen  erwähnt  fand,    sondern  nach  eigener  Erfindung  hinzu- 
setzte, weil   er  wusste,   dass  sie  später  in  den  von  ihm  ange- 
führten Fällen  thätig  gewesen  sein  würden.^)    Dafür  spricht  auch 
der  Umstand,   dass  er  nirgends  den  Namen  eines  solchen  Quä- 
stors  anführt.    Wenn  er  den  Tribunen  in  seiner  Anklage  Corio- 
lans  sagen  lässt,    es  sei  Gesetz,  dass  kein  Privatmann,  selbst 
nicht  der  Feldherr  über  die  Beute  verfüge,  sondern  der  Quästor 
habe  sie  zu  übernehmen,  zu  verkaufen  und  in  den  Staatsschatz 
abzuliefern,  so  klang  das,   als  sei  es  des  Schriftstellers  eigene 
Erwägung,  aus  den  spätem  Verhältnissen  in   die  frühere  Zeit 
übertragen.    Endlich  Livius**)  sagt  z.  B.  von  dem  Vermögen  der 
verurtheilten    Decemvirn,   die  Güter  von  Claudius  und  Oppius 
hätten  die  Tribunen,  dieselben  welche  sie  angeklagt  hatten,  für 
den  Staatsschatz  eingezogen.    Dies  kann  nur  ein  kürzerer  Aus- 
druck sein,  statt  zu  sagen,  sie  hätten  beim  Volke  auf  Einziehung 
des  Vermögens    angetragen,   dieselbe   durchgesetzt   und   durch 
Quästoren  ausführen  lassen;  aber  freilich  kann  auchLivius  wirk- 
lich an  einen  Verkauf  durch  die  Tribunen  denken  und  das  An- 
dere Ausschmückung  von  Dionysius  sein.     Aehnlich  kann    bei 
Livius  zum  Jahre  485  v.  Chr.«):  »Alles,  was  den  Feinden  ab- 


a)  Dionys.  Vffl,  83. 

b)  Dionys.  X,  21. 

c)  Dionys.  XI,  46. 

d)  Liv.  in,  68  Bona  Glaudii  Oppiique  tribuni  publicavere. 

e)  Liv.  ü,  42  quicquid  captum  ex  hostibus  est,  vendidit  Fabius  con- 
sul ac  redegit  in  publicum. 
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genommen  wurde,    verkaufte  der  Consul  und  brachte  es  in  den 
Staatäschatz^\  an  ausdrückliche  Ausschliessung  der  Quästoren, 
aber   auch    an   unabsichtliches   Stillschweigen   gedacht   werden. 
Dennoch  ist   die  Annahme  einer  Ausschmückung  der  Geschichte 
durch  Dionysius  voreilig  und  seine  Nachrichten  sind  wahrschein- 
lich wohlbegründet:   er  wird  auch  vor  den  Zelmmännern  in  den 
Geschichtsquellen  Quästoren  erwähnt  gefunden  haben ;  ihre  Namen 
gab  er  nicht  an,  weil  er  sie  in  den  gewöhnlichen  Verzeichnissen 
der  stehenden  Beamten  nicht  fand.     Hatte  einmal  Publicola  bei 
ausserordentlicher  Veranlassung  das  Beispiel  zur  Wahl  von  Quär 
stören   gegeben,   so   kamen  öfters   ähnliche  Gelegenheiten  vor. 
Erwartete  man  die  Eroberung  einer  feindlichen  Stadt  oder  stand 
sonst  eine  ausserordentliche  Einnahme  bevor,    wie  beim  Lager 
des  Königs  Porsena  oder  dem  Vermögen  der  Zehnmänner,  selbst 
bei  besoudern  Ausgaben^  lag  es  nahe,  ein  ähnliches  Verfahren 
zu  beobachten,   durch  das  der  Hass  der  Plebs  und  üble  Nach- 
rede vermieden  wurde.    Ja  es  ist  nothwendig ,  dass  dies  geschehen 
sei:    sonst  würde  kein  Zusammenhang  zwischen  den  späteren 
jährlichen  und  den  früheren  ausserordentlichen  Quästoren  bestehen, 
nicht  die  Scliriftsteller  diesen  anerkennen,  nicht  die  von  Publi- 
cola eingesetzten  als  erste  bezeichnet  werden.    Das  häufiger  wer- 
dende BedürfiiisB  führte  allmälig  von  selbst  auf  die  Einrichtung 
eines  stehenden  Amtes. 

Aehnlich  wie  die  Zeugnisse  der  Schriftsteller  über  die  Grün- 
dung und  allmälige  Einführung  der  republicanischen  Schatz- 
quä8toren  zu  erklären  sind,  muss  eine  früher*)  erwähnte  Nach- 
richt über  die  Entstehung  der  königlichen  Quästoren  verstanden 
werden.  Junius  Gracchanus  sagt  bei  Ulpian:  es  habe  schon 
unter  fiomulus  und  Numa  Quästoren  gegeben ;  gewiss  sei  es ,  dass 
Tolliis  Hostilius  Quästoren  gehabt  habe.  Nämlich  die  beiden 
etaien  Könige  wählten  gelegentlieh  Quästoren ,  für  besondere 
FäDe  und  ohne  sie  durch  die  Curiatcomitien  des  Volkes  bestäti- 
gen zu  lassen:  Tullus  machte  daraus  ein  stehendes  Amt,  bei 
dessen  Besetzung  er  dem  Volke  eine  bestinmite  Rolle  zuertheilte. 
Daher  die  Unsicherheit  und  der  scheinbare  Widerspruch  der  Ueber- 


a)  8.  oben  S.  52  Anm.  a. 
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lieferung.  Eine  Spur  von  diesen  ältesten  Quästoren  findet  sich 
bei  Plutarch,  der  schon  unter  Romulus  Beamte  über  todeswür- 
dige Verbrechen  erwähnt.*) 

Einen  Theil  der  Ueberlieferung  über  die  Quästoren   haben 
wir  mit  einander  in  Uebereinstimmung  gebracht  und  daraus  wich- 
tige Ergebnisse  für  die  Geschichte  der  Quästur  sowohl  unter  den 
Königen  als  auch  unter  der  Republik  gewonnen.    Um  so  schär- 
fer tritt  der  Gegensatz  in  dem  andern  Theile  der  Ueberlieferung 
hervor.     Die  Quästoren  der  spätem  Republik  waren,    wie  be- 
kannt, nur  Beamte  des  Staatsschatzes.     Diese  Schatzquästoren 
leiten  ihrem  Ursprünge  und  ihrer  Einsetzung  nach  Zonaras  und 
Plutarch ,    ferner  Pomponius  und  Livius  aus  der  Republik   her. 
Damit  scheinen  unvereinbar  die  Zeugnisse  von  Tacitus  und  Ul- 
pian,  von  denen  jener  sie  aus  der  Königszeit  überhaupt,  dieser 
sogar  von  Romulus  und  Numa  ableitet.    Sie  deuten  keine  Ver- 
schiedenheit des  Amtes  an,   sondern  ihre  Darstellung  gewährt 
den  Eindruck,   als  habe  die  Quästur  in  ununterbrochener  Folge 
von   den  Königen  an  bis  in  die  spätesten  Zeiten  der  Kaiser  be- 
standen.    Um  hierüber  zu   einem   richtigen   Urtheil,    das   die 
Glaubwürdigkeit  keines  Zeugen  verwirft,  sondern  nur  eines  jeden 
Standpunkt  und  Anschauungsweise   klar  macht,    zu   gelangen, 
gehen  wir  von  dem  Namen  der  Quästoren  und  ihrem  Amte  aus. 

Es  giebt  in  der  classischen  Zeit  der  Republik  zwei  Aus- 
drücke, quaestor  und  qtiaesitor.    Sie  werden  durch  den  Sprach- 
gebrauch so  geschieden,    dass  die  Beamten  des  Staatsschatzes 
qiKUstarea   Wessen,   diejenigen,     welche   strafrechtliche    Unter- 
suchungen und  die  Gerichte  leiten,  quaesitores  genannt  werden. 
Indessen  dieser  Sprachgebrauch  ist  nicht  fest :  auch  die  richter- 
lichen Beamten  heissen  quaeatarea^  umgekehrt  aber  die  Schatz- 
beamten nie  quaesitores.    Es  ist  ein  und  dasselbe  Wort,  bei  dem 
nur   die    Gewohnheit  für    gewisse  Fälle  eine  bestimmte  Form 
wählte.*^    Das  Amt  eines  Schatzbeamten  heisst  quaestura^  das 
Geschäft  des  richterlichen  quiiestiox  eine  Vertauschung  dieser  bei- 
den Ausdrücke  findet  nicht  statt    Es  ergiebt  sich  aus  diesem 


a)  Plutarch.  Rom.  20  I^jxyjv  cpeu^tiv  irapd  toTc  ^irl  xtiiv  ^ovtxotv  xct8^e^ 

9TÜ>91. 


Erklärung  des  Namens.  g9 

Sprachgebraache,   dass  die  Quästoren  der  Kftnigszeit,  wenn  sie 
TOD  den  erst  beim  Beginn  der  Republik  eingesetzten  Scbatzbe- 
amten  ihren  Amtspflichten  nach  verschieden  waren,  eine  richter- 
liche Behörde   gebildet   haben    können.     Der  Name   quaestores 
kommt,    wie  allgemein  anerkannt  wird,    von  quaerere  her  und 
Varro»)  sagt:    „die  Quästoren  haben  ihren  Namen  vom  Suchen, 
wefl    sie   öffentliches    Geld    und  Verbrechen   zusammensuchen, 
welche  jetzt  die  III  inri  capüalea  zusammensuchen.    Von  diesen 
»nd  später  diejenigen  Quästoren   benannt  worden,  welche  die 
üntersuchungsgerichte  leiteten.''    Diese  Erklärung  ist  in  doppelter 
Beziehung   von  neuem    Gelehrten   angegriffen   worden.^)     Der 
Name  Quästor,  sagt  man,  kann  nur  herkommen  vom  Aufsuchen 
der  Verbrechen:  er  mochte  später  uneigentlicher  und  ungeschick- 
ter Weise  auf  die  Schatzbeamten  übertn^en  werden,  als  man 
far  sie  einen  Namen  suchte  und  keinen  passenderen  fand;  aber 
es  sei  onnatörlich  und  gezwungen,  ihn  von  dem  Aufsuchen  von 
Geldern  herzuleiten.    Damit  verwirft  man  auch  die  Erklärung, 
welche  Pomponius^)  von  dem  Namen  der  Schatzquästoren  giebt. 
Wie  wenig  dieser  Tadel  gegründet  ist,  ergiebt  sich  aus  der  von 
ans  geschilderten  Entstehung  der  Schatzbeamten  unter  Publicola. 
In  der  spätem  Zeit  der  Republik  mochte  der  Name  „Aufsucher'' 
for  die  Quästoren  nicht  passen,  fBr  Publicolas  Zeit  war  er  der 
richtige.    Es  wurde  eine  neue  Steuer  ausgeschrieben,  es  war  Beute 
gemacht  oder  wurde  erwartet ,  es  sollten  um&ngreiche  Güter  für 
den    Staatssehatz   eingezogen  werden:    in   allen    diesen   Fällen 
kommt  es  auf  das  Au&uchen  von  Geld  an.    Man  denke  an  die 
ältesten  Zeiten,  wo  der  Staat  klein  und  die  Verhältnisse  einfach 
waren,  wo  diese  Beamten,  mit  Absicht  aus  jungen  Leuten  beste- 
hend, vieUeicht  von  Haus  zu  Haus  umhergingen  und  persönlich 
aDe  Geschäfte  ihres  Amtes  verrichteten:  dann  wird  man  finden, 
das8  der  Name  überaus  richtig  und  passend  war.    Man  behielt 


a)  VaxTo  de  ling.  lat  Y,  14  Quaestores  a  qaaerendo,  qni  conquirerent 
fioblicas  pecnnias  et  maleficia,  quae  III  viri  capitales  nunc  conqmrunt. 
Ab  bis  poetea,  qui  quaestionom  iudicia  exercerent,  quaestores  dicti. 

b)  Pompon.  de  orig.  ior.  (Dig.  I,  2)  §  22  quaestores  dicti  ab  eo,  quod 
InquireDdae  tu  conservandae  pecuniae  causa  creati  sunt. 
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ihn  später  bei,  als  die  Verhältnisse  sich  erweitert  und  die  Ge- 
schäfte geändert  hatten.  Zweitens  fand  man  es  undenkbar,  dass 
man  zwei,  ihrem  Wirkungskreise  nach  ganz  verschiedenen,  Be- 
amten einen  und  denselben  Namen  in  verschiedener  Bedeutung 
beigelegt  habe.  Dies  Bedenken  ist  nur  scheinbar  begründet. 
Viele  Namen  der  Römischen  Beamten  besteheü  aus  zwei  Thei- 
len,  einem  gleichsam  allgemeinen,  z.  B.  II vir ^  III vir  u.  s.  w., 
prae/ecttis,  curator^  und  einem  andern,  welcher  den  besondem 
Amtskreis  anzeigt.  Aehnlich  ist  quaestor  der  allgemeine  Name. 
Er  genügt,  sobald  es  nur  eine  Art  von  Quäfitoren  im  Staate 
giebt:  sind  mehrere  vorhanden,  so  wird  entweder  bei  allen  ver- 
schiedenen Arten  oder  bei  mehreren  die  besondere  Beschäftigung 
durch  einen  Zusatz  bezeichnet. 

In  der  aus  Varro  angefiihrten  Stelle  werden  drei  Arten  von 
Quästoren  angegeben.  Die  jüngsten  sind  die  Vorsteher  ordent- 
licher imd  ausserordentlicher  Gerichte,  eigentlich  qiuiesüarea  ge- 
nannt: sie  haben,  wie  er  bemerkt,  ihren  Namen  erhalten  von 
den  früheren  richterlichen  Beamten.  Dies  sind  diejenigen,  welche 
„die  Verbrechen  aufsuchen",  die  dritte  Art  endlich  sind  die, 
welche '„öffentliche  Gelder  aufsuchen".  Damach  müssen  sich  die 
Vorsteher  der  Gerichte  und  die  richterlichen  Quästoren  der  Zeit 
nach  berühren,  aber  dergestalt,  dass  die  ersten  später  sind  und 
bei  ihrem  Eintritt  die  andern  entweder  verschwanden  oder  schon 
verschwunden  waren.  Nun  wissen  wir  von  einer  besondem  Gat- 
tung von  Quästoren,  welche  die  Leitung  von  Criminalgerichten 
hatten  und  später  eingesetzt  wurden.  Pomponius*)  hat  von  der 
Errichtung  der  Volkstribunen,  der  Aedilen,  der  Schatzquästoren 
gesprochen,  und  zwar,  wie  wir  früher  gesehen,  die  geschicht- 
liche Reihenfolge  beobachtend.  Demnächst  berichtet  er  von 
quaeatores  parrieidii^  deren  Amt  die  Leitung  von  Criminalpro- 
cessen  gewesen  sei.  Sie  müssen  also  nach,  höchstens  gleich- 
zeitig mit  den  Schatzquästoren,  447  v.  Chr.,  eingesetzt  worden 


a)  Pompon.  Dig.  de  orig.  iuris  (I,  2)  §.  23  Et  quia,  ut  diximufi,  de 
capite  civis  Romani  iniussu  populi  non  erat  lege  permissam  consulibiis  itis 
dicere,  propterea  quaestores  constituebantur  a  populo ,  qui  capitalibos  rebus 
praeessent.  Hi  appellabantur  quaestores  parricidü ,  qnorum  etiam  meminit 
lex  Xn  tabularom. 
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seiiL    Damit  stimmt  auch  die  von  Pomponius  angegebene  Ver- 
anlassmig  zur  Einsetzung,    das  Gesetz  über  den  persönlichen 
Schutz  der  Romischen  Bürger,   das  ungeföhr  um  jene  Zeit  er- 
lasen wurde;  es  widerspricht  auch  nicht  die  Ermahnung  dieser 
Quästoren  in  den  zwölf  Tafeln.    Man  kann  dieselbe  allerdings 
m  auffiissen ,    als  ob  sie  schon  vor  dieser  Gesetzgebung  bestan- 
den hätten  und   in  ihr  als  bestehend  erwähnt  wurden.    Allein 
eine  Nöthigung  zu  solcher  AuiTassung  ist  nicht  vorhanden.    Eine 
Enrähnung  der  quaestorea  parricidii  fand  auch  statt,   wenn  es 
in  den  zwölf  Tafeln  hiess ,  sie  sollten  in  Zukunft  erwählt  werden 
und  bestinmite  Befugnisse  haben,  und  so  hat  Pomponius  seinen 
Ausdruck   sicherlich  gemeint;   denn    er  führte   diese  Quästoren 
nach  den  Schatzquästoren  auf  und  wir  sind  nicht   berechtigt, 
einen  andern  Sinn   in  seine  Worte  zu  legen  als  er  selbst  wollte. 
Um  die  angegebene  Zeit  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln 
berührten    sich    also  drei  Gattungen  von  Quästoren,    die  alten 
ehemals  königlichen ,  die  447  v.  Chr.  errichteten  Schatzquästoren 
and  die  quoMtores  parricidii.    Jedoch  die  zuerst  genannten  hörten 
auf,    so  dass  nur  die  beiden  letzten  neben  einander  bestanden. 
Von    diesem  gleichzeitigen   Bestehen    giebt  auch   der   Umstand 
Zeugniss,  dass  man  es  für  nöthig  erachtete,  durch  Hinzuffigung 
ein^  Beinamens  die  beiden  Arten  der  Quästoren  zu  scheiden: 
die  letzten  hiessen  parricidii  quasstores.     Selbst  dies  ist  bemer- 
kenswerth,  dass  man  nur  der  einen  Art  einen  Beinamen  gab, 
die  andere  schlechtweg  mit  dem  allgemeinen  Namen  als  Quästo- 
ren bezeichnete.    Daraus  darf  man  folgern ,  dass  sie  die  gewöhn- 
lieheB,  die  wichtigeren  waren,  an  die  Jedermann,  sobald  er  von 
Quästoren  hörte ,  von  selber  dachte.    Die  Richtigkeit  dieser  Fol- 
gerung ergiebt  sich  aus  einer  Betrachtung  des  Amtes  der  qua>e- 
Hores  parrieidü.    Wenn  es  nach  Varro  seinen  Namen  von  dem 
der  früheren  königlichen  Quästoren  erhielt,  musste  es  mit  dem- 
selben eine  gewisse  Aehnlichkeit,  aber  auch  eine  Verschieden- 
heit haben.    Diese  Verschiedenheit  in  der  Zeit  und  der  Veran- 
lassung der  Entstehung  haben  wir  schon  bemerkt.    Aber  auch 
die  Art  der  Wahl  war  verschieden.    Denn  die  königlichen  wur- 
den von  den  Königen ,    später  von  den  Consuln ,  dagegen  diese 
quaeatares  parricidii  frei  und  selbständig  von  dem   Volke  er- 
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wählt.  Auch  die  Zahl  war  wahrscheinlich  nicht  dieselbe.  Denn 
der  königlichen  gab  es  immer  zwei,  die  letztem  wurden  ein- 
zeln erwählt,  konnten  es  wenigstens  werden.  Endlich  bildeten 
die  quaestores  parricidii  kein  stehendes,  jährliches  Amt,  son- 
dern wurden  gelegentlich  und  für  bestimmte  Zwecke  erwählt, 
nach  deren  Erfüllung  ihr  Amt  erlosch.  Dies  zeigt  unzweifelhaft 
der  Ausdruck  bei  Pomponius**)  und  beweist  auch  die  Nachricht 
über  sie  im  Auszuge  vonFestus:*)  „Pa7Ttdc£ü  ^oe^tore«  Messen 
diejenigen,  welche  zur  Untersuchung  von  Capitalsachen  erwählt 
zu  werden  pflegten''.  Man  kann  fragen,  weshalb  Tacitus  an 
der  oben**)  angeführten  Stelle,  wo  er  die  Geschichte  derQuästo- 
ren  von  ihrem  Ursprünge  an  schildert,  diese  quaestores  parrici- 
dii nicht  erwähne.  Auch  die  königlichen  Quästoren  waren  von 
den  spätem  durch  ihren  Wirkungskreis  verschieden:  in  seinem 
Stillschweigen  über  jene  andern  richterlichen  Beamten,  die  mit 
den  Schatzquästoren  gleichzeitig  bestanden,  kann  man  einen  Feh- 
ler, eine  Art  von  Irrthum,  wenigstens  Mangel  an  Genauigkeit 
finden.  Ich  glaube ,  er  liat  den  Gmnd  gehabt,  weil  die  quaeHo- 
res  parricidii,  wie  wir  eben  gesehen,  nicht  stehende  Beamte, 
sondern  ausserordentlich  für  bestimmte  Geschäfte  vom  Volke 
Beauftragte  waren:  damit  fehlt  ihnen  das  wesentliche  Merkmal, 
das  zu  einem  Beamten  gehört.  Die  Schatzquästoren  zu  Tacitus^ 
Zeit  waren  regelmässig  und  jährlich  erwählt,  sie  hatten  eine  be- 
stimmte und  dauemde  Stellung  im  Staate:  sie  konnten  mit  den 
quaestores  parricidii,  welche  zufällig,  für  kurze  Zeit  und  mit 
fest  bestimmtem  Auftrage  eingesetzt  wurden,  nicht  verglichen 
werden.  Wenn  aber  Tacitus  diesem  Grundsatze,  die  ausser- 
ordentlichen Beamten  nicht  zu  erwähnen,  folgte,  so  war  es  natür- 
lich, dass  er  auch  die  Schatzquästoren  von  Publicola  bis  447  v. 
Chr.  und  eben  so  die  frühesten  königlichen  Quästoren  überging. 
Denn  beide  waren  nicht  dauemde,  nicht  jährliche,  sondern 
ausserordentliche  Beamte. 

Die  Aehnlichkeit ,  welche  nach  Varros  Andeutung  zwischen 


a)  Paul.  Diac.  p.  221  Parrici(di)  quaestores  appellabantur,  qui  solebant 
creari  causa  renxm  capitalium  quaerendarum. 

b)  S.  oben  S.  ö3  Anm.  a. 
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den  konischen  Qufistoren  und  den  quaestores  parricidn  bestand, 
lag  in  dem  gleichen  Geschäftskreise,  in  der  gemeinsamen  rich- 
terKchen  Tbätigkeit  und  es  bezeichnet  sie  Varro,  indem  er  von 
den  ersteren  sagt,  ihr  Amt  sei  gewesen,   die  Verbrechen  aufeu- 
sachen.    Zu  demselben  Ergebniss  fuhrt  auch  folgende  Erwägung. 
Quästoren  können,  wie  ihr  Name  besagt  und  die  Schriftsteller 
bei  dessen  Erklärung  angeben,  nur  ein  zwiefaches  Amt  haben, 
entweder  Schatzbeamte  sein  oder  „Aufsucher '  von  Verbrechen. 
Wären  die  königlichen  Quästoren   Schatzbeamt«  gewesen    oder 
hätten  sie  nur  irgend  eine  Beziehung  zur  Verwaltung  öfFentlicher 
Gelder  gehabt,  so  wäre  es  von  Publicola  thöricht  gewesen,  neue 
Beamte  dieser  Art  zu  gründen:  er  hätte,  wenn  er  jede  Betheili- 
^ang  an  den  öffentlichen  Geldern  ablehnen  wollte ,  die  Wahl  der 
Quästoren  von  den  Consuln  auf  das  Volk  übertragen  und  diesem 
die  volle  Selbständigkeit  bei  dem  Auffinden  der  ihm  genehmen 
Personen  lassen  können.    Dass  er  neue  Beamte   schuf,  beweist 
die  verschiedene  Amtsthätigkeit  der  früheren  Quästoren,  welche 
demnach  nur  eine  richterliche  sein   konnte.    Zur  vollen  Sicher- 
heit wird  dies  erhoben  durch  die  Nachrichten  aus  der  republi- 
caoisclien  Zeit    Bei  dem  Process  von  Sp.  Cassius ,  486  v.  Chr., 
wurden  zwei  Patricier  aus  den  vornehmsten  Geschlechtem,  K. 
Fabius  und  L.  Valerius   zu  Quästoren  ernannt:   sie  sollen  nach 
der  wahrscheinlichsten  Ueberlieferung  den  gewesenen  Consul  an- 
geklagt,   verurtheilt  und    bestraft  haben.*)     Femer    dieselben 
Quästoren  werden  erwähnt  beim  Process   des  falschen  Zeigen 
M.  Volscius,    durch  welchen  K.  Fabius  gestürzt  worden  war. 
Zuerst  459  v.  Chr.   waren  A.  Cornelius  und    Q.  Servilius   die 
Quästoren:   sie   setzen  dem    Angeklagten    einen    Termin   beim 
Volke,  können  aber,   gehindert  von  den  Volkstribunen,    nicht 


a)  LiT.  II,  41  propioB  fidem  est,  a  quaestoribus  K.  Fabio  et  L.  Vale- 
no  diem  dictam  ]>erdael1ionis  damnatomque  populi  iudicio;  Cic.  de  rep. 
II,  35,  60  Sp.  Cassixim  —  quaestor  accusavit  eumque,  ut  audistiß,  cum 
pater  in  ea  culpa  esse  comperisse  se  dixisset,  cedente  populo  morte  ma- 
<iaTit:  Dionys.  VIII,  77  Kafawv  <Pd^iOi  —  xalAcuxtoc  O^aXipioc  OoirXix^J- 
^a;  —  Tijv  TafMci>nx)2v  l^ovTtc  i£ofa{av  xaxA  t6v  aixov  ^p4vov  xal  6id 
t'-yro  lxxXi}9kv  ffuvdyetv  dvtic  x6piot,   tov  OitaTc^oavra  <v  tij)    irp^oOcv   ivi- 
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durchdringen.     Im   folgenden   Jahre    sind    M.   Valerius   und  T. 
Quinctius  Capitolinus  Quästoren  und  sie  setzen  die  Verurtheilung 
des  Angeklagten  durch.  •)    Hier  haben  wir  zweimal  zwei  Qujisto- 
ren ,    mit  richterlichen  Befugnissen :   ihr  Amt  wechselt  jäln^lieh : 
sie  vertheidigen  die  Partei  der  Patricier,  sind  also  von  denCon- 
suln  ernannt:    sie  sind  nicht  junge  Leute,  wie  es  die  Schatzbe- 
amten  xmter  Publicola  gewcvsen  sein  sollen;  der  eine  von  ihnen 
war  sogar  schon  dreimal  Consul  gewesen.    Dies  sind  also  die 
Quästoren,    von  deren  Existenz  im  Anfenge  der  Republik  Taci- 
tus  spricht,  dieselben,  welche  es  schon  unter  den  Königen  ge- 
geben, regelmässige  Beamte,  Gehülfen  der  Könige  und  Consuln 
bei  der  Criminalgerichtsbarkeit.*^)    Indessen  folgt  daraus  nicht, 
dass  sie  nicht  zuweilen  neben  ihrem  eigentlichen  Beruf  auch  an- 
dere  Geschäfte  hätten  besorgen  können.    Wie  in  späterer  Zeit 
die  Schatzquästoren,    welche    den  Consuln  beigegeben  wurden, 
nicht  nur  die  Kriegskasse  führten,  sondern  auch,  sooftesnöthig 
war,  als  militärische  Gehülfen  oder  als  Verwaltungsbeamte  auf- 
traten: ebenso  musste  es  auch  mit  jenen  ältesten  Quästoren  der 
Fall  sein.    Ein  deutliches  Beispiel  der  Art  haben  wir  im  Jahre 
459  V.  Chr.,  in  dem,  wie  wir  gesehen ,  T.  Quinctius  Capitolinus, 
ein  schon  berühmter  Feldherr,  richterlicher  Quästor  war  und  als 
solcher  sein  Amt  in  der  Stadt  führte.    Dennoch  wurde  er,  als 
der  Consul  Minucius  von  den  Aequem  eingeschlossen  war,   mit 
einer  eilig   aufgebot<enen  Heeresabtheilung  den   Bedrängten    zu 
Hülfe  gesendet.  »>)     So  werden  die  Quästoren  öfters  den  Consuln 
zu  jeder  Art  von  Hülfsleistung  gedient  haben. 

Freilich  darf  man  aus  ihren  Befugnissen  während  der  Re- 
publik nicht  unmittelbar  auf  ihre  Stellung  unter  den  Königen 
schliessen.  Denn  das  Strafrecht  wurde  im  Beginne  des  Frei- 
staates sogleich  bedeutend  geändert.  Aber  eine  Aehnlichkeit  der 
Befugnisse  ist  sicher.  Die  Könige  waren  die  obersten  und  alleini- 
gen Richter:  sie  entschieden  entweder  persönlich  oder  durch  ihre 


a)  Liv.  111,  24  A.  Cornelius  et  Q.  Servilius  quaestore«  M.  Volscio,  quod 
fedsus  band  dubie  testis  in  Kaesonem  extitisset,  diem  dixeront;  ibid.  c.  25 
Cum  M.  Valerie,  M'.  Valerii  filio,  Volesi  nepote,  quaestor  erat  T.  Quin- 
ctius Capitolinus,  qui  ter  consul  fuerat 

b)  Dionys  X,  23. 
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Beauftragten ,  indem  sie  sich  jedoch  dabei  die  Oberaufsicht  über 
die  Rechtspflege  vorbehielten.  Demnach  waren  die  Quäßtoren 
wirklich  Richter:  sie  hatten  ihren  Beirath  und  sprachen  das 
l'rtheil,  von  dem  jedoch  Berufung  an  das  höhere  Gericht  des 
Königs  frei  stand.  Ausserdem  aber  hatten  sie  eine  Art  polizei- 
licher Aufsicht  in  der  Stadt  und  die  Pflicht,  die  Verbrechen  zu 
verhüten  und  die  Verbrecher  aufeusuchen.  Dies  besagt  ihr  Name, 
der,  wenngleich  er  später  vielleicht  nicht  mehr  mit  ihrer  Thär 
n<!ckeit  in  vollkommenem  Einklang  stand ,  doch  ursprünglich  in 
«lerselben  seine  Begründung  haben  musste.  Es  beweist  es  auch 
ihre  Vergleichung  mit  den  spätem  Illviri  capvtalea^  welche  wir 
bei  Varro  gefunden  haben.  Nähere  Angaben  über  ihre  Geschäfte 
und  ihre  Stellung  unter  den  Königen  können  wir  bei  der  Unzu- 
länglichkeit der  Ueberlieferung  nicht  machen. 

Es  bleibt  noch  übrig,  auf  das  früher")  angeführte  Zeugniss 
von  Zonara«  zurückzukommen  und  zu  zeigen,  dass  es  mit  denen 
«1er  übrigen  Schriftsteller  übereinstimmt.  Er  erwälmt  die  Ent^ 
stehung  der  Schatzbeamten  unter  Publicola  mit  folgenden  Wor- 
ten: ^zu  dieser  Zeit  begannen  zuerst  die  Schatzbeamten  erwählt 
zn  werden.  Man  nannte  sie  aber  Quästoreu'".  Daran  knüpft  er 
♦•ine  Bemerkung  über  die  früheren  Quästoren:  „diese  pflegten 
anfangs  die  todeswürdigen  Verbrechen  abzuurtheilen,  woher  sie 
dach  diese  Benennung  wegen  der  Untersuchungen  bekommen 
laben"'.  Dies  bezieht  sich  auf  die  Zeit  der  Könige  und  auf  ihre 
richteriichen  Gehülfen,  welche,  wie  man  hieraus  sieht,  nur  den 
Namen  quaeatores  hatten.  „Später  aber  bekamen  sie  auch  die 
Verwaltung  der  öflentlichen  Gelder  und  erhielten  den  Beinamen 
Sihatzmeistef\  Diese  Worte  hat  man  zu  der  Behauptung  be- 
Qutzl,  ein  und  dieselben  Beamten  seien  Schatzmeister  und  Rich- 
*er  gewesen,  hätten  also  zwei  verschiedene  Befugnisse  vereinigt. 
CHine  Zweifel  kann  dieser  Sinn  in  ihnen  liegen ;  aber  nothwen- 
dig  ist  es  nicht  Sie  können  auch  bedeuten,  später  hätten, 
nicht  jene  schon  bestehenden  Quästoren,  sondern  andere,  über- 
haupt Quästoren  auch  die  Verwaltung  des  Schatzes  bekommen, 
öirht  dieselben  Beamten ,  sondern  nur  Beamten  desselben  Namens. 


a)  S.  oben  S.  59  Anm.  a. 
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Diese  Erklärung  stimmt  mit  den  aus  den  andern  Schriftstellern 
stammenden  Berichten  und  ist  deshalb  die   richtige.     Neu  ist 
nur   die  Bemerkung  von  Zonaras,    sie    hätten   den    Beinamen 
Schatzmeister  bekommen;   aber  sie  enthält  wahrscheinlich  eine 
begründete  Nachricht.    Wir  haben  oben  gesehen,   dass  seit  447 
V.  Chr.,  als  es  zwei  Arten  von  Quästoren  gab,  die  regelmässig 
gewählten   Schatzquästoren   und   die   quaeätores  parricidüj   die 
letztem,  als  die  seltnem,  einen  Beinamen  führten,  die  erstem 
dagegen  schlechtweg  Quästoren  Messen.    In  der  Zeit  von  Publi- 
cola  bis  447  v.  Chr.  gab  es  ebenfalls   zwei  Arten  Quästoren, 
ebenfalls  die  einen,  nämlich  die  alten  königliehen,  regelmässige 
Beamten,  die  andern  die  gelegentlich  gewählten  Schatzquästoren. 
Es  ist  sehr  glaublich ,  dass  auch  in  diesem  Falle  jene  nur  den 
Namen  Quästoren,  diese  einen  Beinamen  hatten,  wie  Zonaras 
angiebt    Welches    dieser  Beiname  war,    sagt   derselbe   nicht. 
Man  pflegt  sie  jetzt   quaestores  aerarii   zu  nennen;    aber  ohne 
einen  alten  Gewährsmann  und  der  Beiname,  so  sehr  er  für  die 
Tegelmässigen  Quästoren  der  spätem  Republik  passend  ist,  war 
f&r  die  Publicolas  nicht  recht  geeignet.   Denn,  wie  das  Beispiel  der 
für  das  Leichenbegängniss   von  Menenius  Agrippa  gewählten^) 
beweist,  standen  sie  zuweilen  im  Gegensatz  zu  dem  Staatsschatz. 
Wahrscheinlich  wurde  das  besondere  Geschäft,  zu  dem  sie  er- 
wählt waren,   im  Dativ  hinzugesetzt.     „Wiederum  in  späterer 
Zeit,  fährt  Zonaras  fort,  d.  h.  447  v.  Chr.,  wurden  die  Gerichte 
Andem  anvertraut'',  jene  alte,  zuerst  königliche,  dann  consula- 
rische,  mit  den  Gerichten  beschäftigte  Quästur  hörte  auf;  ^ene 
aber,  d.  h.  Publicolas  Quästoren ,  waren  Verwalter  des  Schatzes'', 
wurden  ein  stehendes  Amt  und  pflanzten  sich  zu  den  alibekann- 
ten Quästoren  der  spätem  Republik  fort^    Die  quaeätores  parri" 
cidii  erwähnt  somit  Zonaras  nicht^ 

Unsere  Untersuchung  über  die  Quästoren  ist  umfangreich 
geworden  und  hat  sich  weit  über  die  Grenzen  der  Königszeit 
ausgedehnt.  Aber  sie  war  nothwendig  bei  der  Meinungsverschie- 
denheit der  Gelehrten  und  der  Neigung  unserer  Zeit,  die  Ueber- 
lieferung,  ohne  auf  ihre  genaue  Erklärung  einzugehen,  leichthin 


a)  S.  oben  S.  67  Anm.  38. 
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nicht  glaubwürdig  zu  verwerfen.  Wir  fassen  die  Haupter- 
gebnisse kurz  zusammen.  Schon  die  ersten  beiden  Könige,  Ro- 
muiifö  und  Numa,  erwählten  als  Gehülfen  in  ihrem  Richteramte 
zuweilen  zwei  Beamte  unter  einem  uns  nicht  bekannten  Namen. 
Tullus  Hostilius  schuf  daraus  ein  stehendes  Amt  unter  dem 
Namen  Quästoren,  dessen  Dauer  indessen  nicht  jährlich  war, 
sondern  nach  dem  Belieben  der  Könige  beendet  wurde:  die  Quä- 
storen erwählte  der  König,  liess  sie  aber  dann  durch  ein  Curiat- 
gesetz  von  der  Volksversammlung  bestätigen.  Die  Consuln  nach 
Vertreibung  der  Könige  wählten  sich  ebenfalls  Quästoren  und 
liessen  sie  bestätigen:  ausser  einer  ausgedehnteren  Wirksamkeit 
als  Richter  war  der  einzige  Unterschied  gegen  früher,  dass  die 
Quästoren,  wie  die  Consuln  selbst,  jährlich  wechselten.  Daneben 
entstanden  durch  Publicola  im  ersten  Jahre  der  Republik  andere 
Quästoren,  als  Beamte  far  öflFentliche  Gelder  und  Güter:  sie 
itorden  ausserordentlich  vom  Volke  für  bestimmte  Bedürfiiisse 
erwählt  und  hatten  von  denselben  wahrscheinlich  einen  Beinamen : 
ihr  Amt  war  weder  jährlich  noch  dauernd.  So  gingen  diese 
beiden  Aemter,  da?  eine  ein  ordentliches,  das  andere  einausser- 
ordenttiches,  neben  einander  fort  bis  zur  Einsetzung  der  Zehn- 
männer,  welche  für  die  Abfassung  von  schriftlichen  Gesetzen 
ernannt  wurden.  Mit  ihnen  hörten  bekamitlich  alle  andern  Aem- 
ter  auf,  also  auch  beide  Arten  von  Quästoren.  Nach  deren  Ab- 
:^etzung  und  Bestrafung  wurde  zwar  die  alt^  Verfassung  wieder 
hergestellt,  aber  doch  die  Gewalt  der  Consuln,  namentlich  die 
richterliche,  sehr  beschränkt.  Damit  hörte  das  Bedürfiiiss  zu 
Quästoren,  als  richterlichen  Gehülfen  der  Consuln,  auf  und  dies 
Amt  wurde  nicht  wieder  hergestellt  Dagegen  die  Schatzquästur 
wurde  ein  ordentliches  Amt:  jährlich  wurden  vom  Jahre  447  v. 
Chr.  an  vom  Volke  zwei  Gehülfen  für  die  Consuln  im  Kriege 
erwählt,  welche,  weil  kein  Amt  gleichen  Namens  neben  ihnen 
bestand,  fortan  nur  quaestores  hiessen.  Für  die  Gerichtsbarkeit 
des  Volkes  aber  wurden  von  demselben  Zeitpunkte  an  ausser- 
ordentlich für  einzelne  Fälle  quaestores  parricidii  erwählt:  wir 
werden  später  über  sie  ausführlicher  zu  sprechen  haben.  Im ' 
Jahre  402  v.  Chr.  vmrde  die  Zahl  der  Schatzquästoren  verdop- 
pdt  and  sie  verblieben  am  Ende,  da  die  quaestores  parricidü 
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allmälig  eingingen,  die  einzigen  Beamten  ihres  Namens  im 
Staate,  nur  dass  derselbe  noch  als  Geschäftsname  auf  die  Vor- 
steher der  Geschworengerichte  angewendet  wurde. 

Aus  dieser  Darstellung  ergiebt  sich  unsere  Stellung  zu  den 
Zeugnissen  der  alten   Schriftsteller  über  die  Quästoren:  wir  er- 
kennen sie  selbst  bis  in  die  Einzelheiten  als  richtig  und  wohl 
begründet  an.    Auch  Tacitus  in  seiner  Geschichte  der  Quästur 
ist  genügend  erklärt.    £r  konnte  mit  vollem  Rechte  die  Quästur 
als  stehendes  Amt  von  den  Königen  bis  zu  seiner  Zeit  fortführen, 
ohne  auf  die  Verschiedenheit  der  Amtspflichten ,  welche  mit  der- 
selben vor  und  nach  447  v.  Chr.  verbunden  waren,  Rücksicht 
zu  nehmen.    Er  wusst«,  welche  Veränderungen  mit  allen  repu- 
blicanischen  Aemtem  im  Laufe  der  Zeit,   besonders  durch  den 
Uebergang  zur  Monarchie,  nicht  nur  in  Bezug  auf  ihre  Wichtig- 
heit ,  sondern  auch  in  der  Art  ihrer  Amtsthätigkeit  vorgegangen 
waren,    und  namentlich  hatte  die  Quästur  solchen  Wechsel  er- 
fahren.   Dennoch  fiel  es  keinem  Römer  ein,   die  Aemter  auch 
der  späten  Kaiserzeit  nicht  in  unmittelbarem   Zusammenhange 
von  denen  der  frühesten  Republik  herzuleiten.   Aber  mit  gleichem 
Rechte  durften  andere,   nicht  minder  zuverlässige  Schriftsteller 
die  richterliche  Quästur  von  der  Schatzquästm*  scheiden  und  für 
diese  bald  das  erste  Jahr  der  Republik,  bald  die  Zeit  der  Zehn- 
männer, für  jene  bald  die  Könige,  bald  ebenfalls  die  Zehnmän- 
ner als  Anfangspunkt  angeben.    Es  sind  verschiedene  Gesichts- 
punkte, welche  die  einzelnen  Gewährsmänner  wählen:   sie  zn 
vereinen,  nicht  den  einen  oder  den  andern  zu  verwerfen  ist  die 
Aufgabe  und  diejenige  Darstellung  ist  die  richtige,   bei  welcher 
diese  Vereinigung  vollständig  gelungen  ist^) 


Sechstes  Capitel. 

Bemfuig  an  das  Volk.   Freiwilliges  Zngesttndniss  der  Unige. 
AUgemeiaes  Terhiltniss  derselben.   Art  der  Eatstehaog. 

«  Die  Ueberlieferung  stellt  die  Römischen  Könige  als  An&ngs 
in  jeder  Hinsicht  unumschränkt  hin,  lässt  sie  dann  freiwilligr 
andere  Staatsgewalten  neben  sich  schaffen  und  freiwillig  an 
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selben  einzeliie  Zweige  ihrer  Gewalt  abtreten ,  jedoch  immer  so, 
das8  den  Königen  selber  die  höchste  Würde  und  die  Oberhoheit 
über  den  Staat   erhalten   bleibt.    Romains  gründet  den  Senat 
und  weist  ihm  bestimmte  Befugnisse  zu,  richtet  ihn  aber  dennoch 
s(j  ein,  dass  nur  der  König  ihn  beruft,   ihn  befragt,    seine  Be- 
schlösse, wenn  er  sie  billigt,    ausfuhiL    Romulus  richtet  auch 
die  Volksversammlung  ein.    Freiwillig  holen  von  ihr  die  folgen- 
defl  Könige  die  Bestätigung  ihrer  Wahl  ein:  freiwillig  legen  sie 
dem  Volke  das  Recht  bei,    Gesetze,    welche  der  König  vorlegt, 
anzunehmen,  über  Krieg  und  Frieden,  wenn  der  König  fragt, 
zu  besehliessen.    Aehnlich  ist  es,   wie  wir  gesehen»);*  mit  der 
richterlichen  Gewalt  der  Könige  gegangen.    Sie  war  unumschränkt ; 
aber  freiwillig   Hessen  die   Könige  ihre   richterlichen   Gehülfen 
durch  das  Volk  bestätigen,  freiwillig  schränkten  sie  durch  Ge- 
Ätze,  welche  sie  gaben,  die  Freiheit  ihrer  ürtheile  ein,  freiwil- 
lig gab  Senrius  Tullins  die  ganze  Civilgerichtsbarkeit  auf.    Der 
gerechtfertigte  Schluss  hieraus  ist,  dass  auf  gleiche  Weise  die 
Konige  freivrillig  die  Berufung  an  die  Volksversammlung  geschaf- 
fen und  dieselbe  so  eingerichtet  haben,   dass  sie  ihrer  W^ürde 
und  ihrer  Aufsicht  über  das  Recht  nichts  vergaben.    Von  dieser 
Bemfong  an  das  Volk,  der  Provocation,  ist  uns  unter  den  Köni- 
gen nur  ein  Fall  überliefert;  aber  dieser  Fall  ist  der  Ausgangs- 
\mki  geworden  für  die  Entwickelung  der  Provocation,  welche 
»päter  in  d^  Republik  die  höchste  Wichtigkeit  gewann;  es  ist 
deshalb  eine  ausfuhrliche  Erörterung  nöthig. 

Das  Wort  provocatio  bedeutet  die  an  den  Gegner  erlassene 
Aufforderung,  sich  zur  Entscheidung  des  Streites  vor  einen  an- 
dern Richter  zu  begeben,  unterscheidet  sich  also  wesentlich  von 
ffpeäatioj  der  Anrufung  eines  mit  der  Macht  zum  Helfen  ver- 
^henen  Richters,  den  man  wegen  erlittenen  Unrechtes  zu  Hülfe 
nifi.  Es  kann  daher  eine  provocatio  an  alle  diejenigen  stattfin- 
den, welche  die  Macht  haben  ein  entscheidendes  Urtheil  zu  er- 
lassen; vorzugsweise  indessen  wird  der  Ausdruck  von  der  Be- 
rufung an  das  Volk  gebraucht^)  Auf  ihr  beruhte  in  der  repu- 
bUeantsehen  Zeit  die  Freiheit  des  Römischen  Bürgers,  sie  wird 

a)  Vogleiche  oben  S.  42  flgd. 
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als  Schatz  gegen  Beamten  Willkür ,  als  sicherste  Gewährleistung 
einer  unparteiischen  Gerechtigkeit  gepriesen.  Sie  bestand  aber 
auch  schon  zur  Zeit  der  Könige.  Dies  war  früher  bei  den  Ge- 
lehrten bestritten*^);  seit  man  Giceros  Bücher  über  den  Staat 
aufgefunden  hat,  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein.  Cicero  erwähnt 
den  Freiheitssinn,  der  nach  Vertreibung  der  Könige  in  Rom  ge- 
heiTscht  und  den  Consul  Valerius  Publicola  theils  zu  andern 
Massregeln,  ganz  besonders  aber  zu  seinem  Gesetze  über  die 
Berufung  an  das  Volk  veranlasst  habe :  er  fahrt  dann  fort:  „Dass 
aber  eine  Berufung  an  das  Volk  auch  von  den  Königen  stattge- 
funden hat,  beweisen  die  priesterlichen  Schriften,  deuten  auch 
die  der  Augurn  an".*)  Wir  kennen  die  von  Cicero  angeführten 
Quellen  nicht  genauer,  aber  wahrscheinlich  handelten  die  prie- 
sterlichen Schriften  von  der  Berufung  an  das  Volk,  weil  sie  über- 
haupt das  alte  Gerichtsverfahren  darstellten,  und  die  Augural- 
bücher  berührten  sie,  weil  sie  über  die  Auspicien  der  Volksver- 
sammlungen, in  denen  Berufungen  vorkamen,  handelten.  Einen 
Grund,  Ciceros  Nachricht  zu  bezweifeln,  giebt  es  nicht. 

Indessen  kann  es  dessen  Meinung  nicht  sein,  die  Berofdng 
an  das  Volk  habe  unter  den  Königen  denselben  Umfang  und  die- 
selbe Bedeutung  gehabt,  wie  später  in  der  Republik.  Seine 
Worte:  „auch  von  den  Königen  habe  es  Berufung  an  das  Volk 
gegeben"  besagen  nur ,  die  Provocation  in  der  Königszeit  sei  ge- 
wissermassen  der  spätem  ähnlich  gewesen ,  ihr  Ursprung  sei  von 
jener  Zeit  herzuleiten:  er  bemerkt  dies  als  eine  Merkwürdigkeit 
mit  einer  Art  von  Verwunderung  und  hält  es  für  nöthig,  seine 
Bemerkung  durch  Anführung  von  Urkunden  zu  begründen. 
Dass  die  spätere  Berufung  an  das  Volk  unter  den  Königen  noch 
nicht  bestand,  geht  aus  andern  Zeugnissen  deutlich  hervor. 
Pomponius  s|igt  nach  Erwähnung  der  ersten  Consuln:  „damit  sie 
nicht  durchweg  eine  königliche  Macht  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men möchten,  bestimmte  man  durch  ein  Gesetz,  dass  von  ihnen 


a)  Cic.  de  rep.  II,  31,  54  Provocationem  autem  etiam  a  regibos  faisse 
declaraDt  pontificii  libri,  sigiiificant  nostri  etiam  augurales.  Aus  dieser 
Stelle  wiederholt  Seneca  cpist  108  diese  Bemerkung,  fugt  auch  die  gleiche 
Ansicht  anderer  Alterthnmsforscher  hinzu. 
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Bentfimg  stattfinden  sollte  und  dass  sie  gegen  das  caput  eines 
RöfflischeD  Bürgers  nicht  ohne  Befehl  des  Volkes  verfahren  dorf- 
ten."*)    Also  die  eonsularische  und  die  königliche  Macht  unter- 
schieden sich  dadurch,    dass  von  jener  Berufung  an  das  Volk 
stattfand,  von  dieser  nicht.    Will  man  diese  Nachricht  mit  der 
Ciceros  vereinen,    so  muss  die  Berufung  von  den  Königen  der 
Art  gewesen  sein,    dass  ihre  Macht  dadurch  nicht  eingeschränkt 
wurde.    Wie  durch  die  königlichen  Gesetze  keine  unbedingte  Be- 
schränkung der  Könige*»),  simdem  nur  eine  festgesetzte  Norm  für  ihre 
Entscheidungen  eintrat,  ebenso  muss  es  mit  der  Berufung  an  das 
Volk  gewesen  sein.    Damit  stimmt  auch  die  Ueberlieferung  über 
<lie  Dictatur.     Man  beabsichtigte  damit  eine  der  königlichen  gleiche 
Gewalt  zu  schaffen*"),  und  der  Grund,  weshalb  man  sie  schaffen 
waOte,  war,  wie  Dionysius  sagt,  das  Valerische  Gesetz  über  die 
Bemiong  an  das  Volk,   wodurch    die  Macht  der  Consuln   ge- 
>^'hwäeht  und  zur  Entfaltung  von  Kraft  nach  innen  und  aussen 
unfihig  gemacht  wurde.**)    Also  "der  Dictator  wurde  von  diesem 
Gesetze  befreit:  er  konnte  urtheilen   und  tödten,  in  der  Stadt 
Bnd  im  Felde,    den  höchsten  wie  den  niedrigsten  Bürger:   Nie- 
mand durfte  ihn  anklagen,  ihm  Widerstand  leisten,  selbst  nicht 
die  YolkäPtribunen.    Es  gab  von  ihm  keine  Berufung  und  durch 
diese  Beftigniss   stand  er  den  Königen  gleich.®)     Als  äusseres 


a)  Pompon.  de  oiig.  iur.  (Dig.  I,  2)  §.  16  Exactis  deinde  regibos  con- 
soles  conaütati  sunt  duo,  penes  quos  smninum  ius  uti  esset,  lege  rogatum 
^,  —  qui  tarnen  ne  per  omnia  regiam  potestatem  sibi  vindicarent,  lege 
lata  bctom  est,  üt  ab  eis  provocatio  esset  ncve  possent  in  caput  ci\is 
Kinnani  anunadvertere  iniussu  [)opuli. 

b)  S.  oben  S.  23. 

c)  Cic.  de  rep.  II,  31,  56  Atque  his  temporibus  dictator  etiam  est  in- 
stitutoü  —  T.  Larcius  novumque  id  genus  imperii  visuin  est  et  proximum 
similitadini  regiae. 


i^i^wf   pfbfia;  dx6pouc    ino(rjOc,   pt.))  Ttpiwpelodai  'Pwpiatwv    Tiva  npo  Hxtjz 
itir^i'^ai  u.  8.  w. 

e)  Man  sehe  die  längere  Stelle  bei  Zod.  VII,  13,  wo  die  Aehnlichkeit 
lut  der  kdnigllchen  Macht  genau  angegeben  und  die  Befugnisse  des  Dicta- 
ton  anfjgftiähK  werden. 
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Zeichen  dieser  obersten,  unbeschränkten  Gerichtsbarkeit  hatte 
der  Dictator  die  Beile  der  Fasces  in  der  Stadt  Danach  mnss 
man  annehmen,  dass  es  unter  den  Königen  keine  Berufung  an 
das  Volk  gab:  soll  es  sie  dennoch  gegeben  haben,  so  muas  sie 
anderer  Art  als  unter  der  Republik,  muss  so  gewesen  sein,  dass 
sie  die  richterliche  Macht  der  Könige  nicht  beschränkte.*^ 

Also  eine  irrige  Annahme  ist  es,  die  Berufung  an  das  Volk 
habe  vom  Anbeginn  des  Staates  eines  der  Grundrechte  der  Rö- 
mischen Bürgerschaft  gebildet^     Sie   widerspricht  den    eben 
angeführten  Zeugnissen,  welche  ausdrucküch  eine  Berufung  von 
den  Königen  in  Abrede  stellen,    und  zwar  nicht  gelegenflich, 
sondern  in  einer  nur  zu  diesem  Zweck  angesteUten  Untersuchung: 
Zeugnisse,  die,  wenn  nicht  jene  Aeusserung  Ciceros  vorhanden 
wäre,  hinreichen  würden,  die  Berufung  an  das  Volk  unter  den 
Königen  zu  läugnen.    Jene  Annahme  widerspricht  aber  auch  der 
gesammten  Ueberlieferung  über  die  Königszeit;  denn  diese  kennt 
weder  unter  den  Befugnissen  der  Volksversammlung  das  Recht, 
auf  Berufung  zu  entscheiden,   noch  bei  der  königlichen  Macht 
eine  Beschränkung  derselben  durch  die  Erlaubniss  der  Berufong.') 
Endlich  steht  es  durch  die  bestimmten  Zeugnisse  von  Dionysius, 
Cicero  und  Livius»»)  fest,  dass  unter  Tullus  Hostilius  zuerst  die 
Volksversammlung  in  einem  Gerichte  über  Leben  und  Tod  ent- 
schieden hat.    Also  von  einem  Grundrechte  des  Römischen  Vol- 
kes kann  nicht  die  Rede  sein:  unter  Romulus  und  Numa  hat  es 
keine  Berufung  an  das  Volk  irgend  einer  Art  gegeben,  von  Tul- 
lus an   bis  zur  Einfuhrung  der  Republik  konnte  es  nur  eine 
solche  geben ,  welche  die  Gewalt  der  Könige  nicht  beeinträchtigte. 
Es  entsteht  die  Frage,  wie  diejenigen  Fälle,  in  denen  Be- 
rufung an  das  Volk  stattfand ,  von  denen  gesondert  werden  konn- 
ten ,  in  welchen  sie  nicht  erlaubt  war.    Man  könnte  die  Grenzen 
annehmen  nach  der  Verschiedenheit  der  Gewalten,  welche  die 

a)  Man  sehe  die  dassische  Stelle  von  Dionys.  U,  14  über  die  Befug- 
nisse der  drei  Staatsgewalten,  des  Königs,  des  Senates,  der  Vdksv^- 
sammlung. 

b)  Dionys,  lil«  22,  welche  Stelle  wir  später  anfuhren  werden;  ebenso 
Liy.  VUI,  33.  Cic.  p.  MiL  3«  7  hi  qua  taadem  nrbe  hoc  homines  stnltissimi 
disputant?    Nenipe  in  ea,  quae  prinium  iudicimn  decapite  vidit  F.  Horatil 
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Könige  in  sich   vereinten.    Denn  z.  B.   die  Kriegsgewalt  war 
finei  von  aUer  Bemfong  und  ist  es,  so  lange  der  Staat  bestand, 
immer  geblieben.    Die  Könige  hatten  aber  nicht  nur  richterliche, 
sondern  anch  Zwangsgewalt,  vermöge  deren  sie  ihren  Befehlen 
Gehorsam  verschafften.    Zwar  werden  diese  Gewalten  nach  Römi- 
scher Anschannng  sonst  nicht   getrennt,   nehmen  wir  indessen 
di^e  Unterscheidung  an.    Die  Zwangsgewalt  wird,  wenn  auch 
immerhin  mit  einem  Beirath,  dennoch  freier  geübt  und  kann  eher 
m  Willkürlichkeiten  Anlass  geben  als  die  richterliche ,  die  nicht 
nor  an  einen  Beirath  und  feste  Formen  gebunden  ist,  sondern 
anch  Anklage,   Vertheidigung,   Abhörung  von  Zeugen,  endlich 
Beobachtung  der  für  jedes   Verbrechen  herkömmlichen  Gesetze 
Turaossetzt.    Dennoch  darf  man  sich  nicht  die  Berufung  an  das 
Volk  bei  jener  gestattet,  bei  'dieser  nicht  gestattet  denken.    Deim 
das  einzige  durch  Ueberlieferung  auf  uns   gekommene  Beispiel 
findet  sieh  gerade  bei  der  richterlichen  Gewalt  der  Könige.    Fer- 
ner Livius  erzählt  zum  Jahre  494  v.  Chr.  von  der  Widersetz- 
lichkeit der  Plebs,   welche  sich  Kriegsdienste  zu  thuii  weigerte. 
Den  Gnmd  der  Widersetzlichkeit  findet  in  der  darauf  folgenden 
Senatsdtzung  der  für  Strenge  stimmende  Patricier  Appius  Clau- 
tlius  in  der  Berufung  an  das  Volk:*)  die  Consuln  könnten  nicht 
mehr  strafen,   sondern  nur  drohen.    Es  wird,  um  diesem  Un- 
gehorsam abzuhelfen,   ein  Dictator  erwählt,  dessen  Gewalt  der 
Provocation  nicht  unterworfen  und  die  alte  königliche  war.    Hier- 
aus ergiebt  sich  mittelbar ,  dass  die  Könige  in  ihrer  Zwangsge- 
wah  nicht  durch  Berufung  an  das  Volk  beschränkt  waren.    Aus- 
drücklicher noch  lässt  dies  Dionysius^)  denselben  Appius  sagen. 
Hieraus  muss  man  den  Schluss  ziehen ,  dass  es  bei  der  Einführung 
der  Provocation  unter  den  Königen  nicht  auf  Beschränkung  etwaiger 


a)  Liv.  II,  29  lässt  ihn  so  sprechen:  Id  adeo  malum  ex  provocatioue 
natuBL  Qnippe  minas  esse  consölum,  non  impcrium,  ubi  ad  eos,  qui  una 
peecaTOiiBt,  provocare  liceat  Agedum,  inquit,  dictatorem,  a  quo  provo- 
»jatio  mm  est,  creemos.  —  Pulset  tum  mihi  lictorem,  qui  seiet,  ius  de  tergo 
vitaqne  soa  penes  unum  illum  esse,  cuius  malestaiem  violarit 

b)  Dionys.  VI,  24  Kai  ydp  vüv  —  itipa  toO  p.CTp{ou  Tpu^ö&oi  —  täv  U 

on^  Ti  t«0v  JinTarroft^vtov ,  2Xc6^tpQC  YCjovdric. 
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Willkür  ankam *^)  und  ferner,  dass  dieselbe,  da  sie  überhaupt 
die  königliche  Gewalt  nicht  mindern  sollte,  nur  bei  dem  Rich- 
teramte gestattet  war. 

Von   den   Privatstreitigkeiten    der   Bürger    unter    einander 
kann  nicht  die  Rede  sein ;  denn  über  solche  hat  das  Volk  nie 
entschieden.    Aber  auch  nicht  in  allen  strafi-echtlichen  Processen 
koimte  es  zum  Richten  berufen  werden.    Soll  man  nun  unter 
diesen  einen  Unterschied  annehmen  nach  der  Verschiedenheit  der 
Strafen,   so  dass  geringere  Strafen  ohne  Berufung  an  das  Volk 
gewesen  wären ,  Lebensstrafen  aber  derselben  uqjerlegen  hätten? 
oder   nach  der  Verschiedenheit  der  Verbrechen,   so  dass,    um 
neuere  Begriffe  anzuwenden,  gemeine  Verbrechen  nicht  vor  das 
Volk  kamen,  solche  aber,  die  sich  auf  die  Sicherheit  des  Königs 
oder  Staates  bezogen,    durch  Provocation  entschieden  wurden? 
Es  konnte  im  Interesse  des   Staates  liegen,    selbst  der  König 
konnte   der  Unparteilichkeit  halber  wünschen,    dass   öffentliche 
oder,  so  zu  sagen,  politische  Verbrechen  vor  das  Volk  gebracht 
wurden.    Dennoch  würde  dies    dem   Römischen  Geiste   wider- 
sprechen: auch  später  unter  der  Republik  ist  ein  solcher  Unter- 
schied   der   Verbrechen    nie  thatsächlich    hervorgetreten.      Der 
König,  wissen  wir,  entschied  über  die  schwersten  und  über  po- 
litische Verbrechen  selbständig,  ohne  seine  Befugnisse  zu  über- 
schreiten.   Von  Tarquinius  dem  Bebermüthigen  berichtet  Livius,') 
er  hätte  Entscheidungen  über  todeswürdige  Verbrechen  für  sich 
allein,  ohne  Beirath,  gefällt  und  auf  diese  Weise  nicht  nur  Ver- 
dächtige oder  offenbare  Widersacher ,  sondern  auch  Wohlhabende, 
deren  Güter  er  dann  einbog,  tödten,  in  die  Verbannung  jagen, 
ihrer  Habe   berauben  können.    Hier  handelt   es  sich  um   Ver- 
brechen gegen  König  und  Staat,  und  die  Ueberlieferung  tadelte^, 
dass  der  König  über  sie  allein  geurtheüt,  nicht  dass  er  die  von 
ihnen  eingelegte  Berufung  an  das  Volk  unbeachtet  gelassen  hätte. 

Noch  eine  andere  Erwägung  muss  man  anstellen.    Die  Be- 
rufung fand  an  das  Volk  statt,  das  Volk  aber  kann  sich  nach 


■ 

a)  Liv.  I,  49  cognitiones  capitaliam  rerum  sine  consiliis  per  se  solus  exer- 
cebat  perque  eam  causam  occidere ,  in  exüium  agere ,  bouis  multare  potei-at 
non  suspectos  modo  ant  invisos ,  sed  unde  nihil  aliud  quam  praedam  spe< 
rare  posset. 
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feststehender  Römischer  Sitte  nicht  anders   versammeln,   nicht 
anders  irgend  eine  Entscheidung  fassen  als  unter  Vorsitz  eines 
Beamten.    In  der  Königszeit  war  dies  der  König  selbst,    dann 
der  tribunus  celerumj  der  indess  mit  der  Gerichtsbarkeit  wenig 
zu  sdiaffen  hat.    Die  QuSstoren  haben  in  republicanischer  Zeit 
allerdings  die  Befugniss,  eine  Volksversammlung  zu  berufen,  zu 
dem  Zwecke,  nm  über  Gerichtssachen  abstimmen  zu  lassen:  dass 
8ie  dieselbe  aber  unter  den  Königen  gehabt,  ist  nicht  bezeugt, 
auch  nicht  wahrscheinlich.    Man  müsste  sonst  eine  regelmässige 
und  ausgedehnte  Berufung  an  das  Volk  annehmen,  die  es  unmöglich 
gegeben  haben  kann.    Indessen  selbst  wenn  die  Quästoren  das 
Recht  einer  richterlichen  Volksversammlung  hatten,  so  standen 
sie  doch  in  Abhängigkeit  von  den  Königen  imd  konnten  es  nur 
unter  Zustimmong  nnd  mit  £rlaubmss  derselben  ausüben.     So 
kommt  man  immer  wieder  auf  die  Erlaubniss  des  Königs  zurück. 
Von  ihr  allein,  ohne  Unterschied  der  Processe,  hing  es  ab,   ob 
and  wann  eine  Berufung  an  das  Volk  eintreten  sollte.    Tarqui- 
nins  der  üebennüthige  wird  sie  schwerlich  zugelassen  haben  und 
konnte  dennoch  deshalb  nicht  einmal  getadelt  werden.    Zu  die- 
ser Ansicht  über  die  Provocation  unter  den  Königen  sind  auch 
die  meisten  der  neuem  Gelehrten  gelangt:^  nur  einige,  welche 
Oberhaupt  der  königlichen  Macht  in  einem  Wahlreiche  eine  ge- 
ringe Ausdehnung  zuschreiben  zu  dürfen  glaubten,  haben  durch- 
gängige Berufung  an  das  Volk  als  mit  derselben  verträglich  an- 
gesehen. 

Nach  dieser  von  uns  entwickelten  und  durch  die  Zeugnisse 
der  Sehrifteteller  beglaubigten  Anschauung  von  der  Provocation 
unter  den  Königen  wird  die  früher ')  angeführte  Stelle  von  Ci- 
cero etwas  anders  aufzufassen  sein ,  als  man  nach  den  Worten  zu 
thon  geneigt  ist.  Er  sagt  „es  gab  Berufung  auch  von  den  Kö- 
nigen.^ Das  kann  nicht  heissen,  zuerst  hätten  die  Könige  ihr 
Urtiieil  gesprochen  und  dann  hätte  es  den  Verurtheilten  freige- 
standen, von  diesem  Urtheil  Berufung  an  das  Volk  einzulegen. 
Da  es  in  dem  freien  Willen  des  Königs  stand,  ob  er  die  Beru- 
fung gestatten  wollte  oder  nicht,  so  konnte  derselbe  ein  solches 


a)  S.  oben  S.  80  Note  a. 
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Verfahren,  durch  welches  seine  Macht  sehr  eingeschränkt  wurde, 
nicht  zulassen.    Ja,  es  war  sogar  an  sich  unausführbar.    Ange- 
nommen, der  König  hätte  zuerst  entschieden,   dann  hätte  die 
Volksversammlung  das  Endurtheil  abgeben  sollen.    Sie  musste 
dazu  von  einem  Beamten  berufen  und  geleitet  werden,  d.h.  vom 
Könige  selbst;   denn  ein  von  diesem  ernannter  Beamter  konnte 
doch  nicht  über  seinen  Oberen,   konnte  in  keinem  Falle  selbst- 
ständig urtheilen.    Der  Vorsitzende  einer  Volksversammlung  aber 
hat  die  ausgedehntesten  Befugnisse,  nicht  nur  in  Bezug  auf  die 
Ansetzung  des  Termines,  sondern  auch  auf  die  ganze  Führung 
des  Processes:  er  spricht  endlich  selber  das  Urtheil.    Welchen 
Sinn  hätt«  es  nun  gehabt,  wenn  bei  der  Berufung  an  das  Volk 
der  König  über  den  König  als  ersten  Richter  geurtheilt  hätte? 
Ein  solches  Verhältniss  war  unmöglich  und  findet  sich  auch  nicht 
in  dem  uns   durch   genaue  Ueberlieferung   bekannten   einzigen 
Beispiele  einer  Berufung  an  das  Volk  unter  den  Königen.    Ci- 
cero  hat  also   seinen    Ausdruck    „Berufung  von  den  Königen"" 
eben  so  gebraucht,   wie  man  in  der  Republik  von  einer  Beru- 
fung von  den  Consuln   sprach:  worin  ebenfalls  nicht  lag,  dass 
zuerst  der  Consul  und  dann  nach  ihm  das  Volk  geurtheilt  hätte. 
Demnach  geht  der  Berufung  nicht  ein  richterliches  Urtheil  vor- 
aus und  sie  hat  nicht  zum  Zweck  die  Einrichtung  einer  zweiten 
Instanz.     Unmittelbare  Rechtspflege  wird  durch  sie  geübt  und 
die  ganze  Idee  einer  Auffindung  des  Rechtes  durch  mehrere  auf 
einander  folgende  uud  über  einander  stehende  Processe  ist  dem 
Römischen  Königthum  fremd. 

Man  hat  gesagt ,  die  Erlaubniss  zur  Provocation  sei  von  den 
Königen  gewährt  worden,  wo  es  sich  um  Begnadigung  gehan- 
delt hätte:  wenn  das  strenge  Recht  die  Verurtheilung  des  Ange- 
klagten verlangte,  aber  Milderungsgründe  vorlagen,  dann  h&tte 
der  König  diesen  Weg,  um  Begnadigung  eintreten  zu  lassen, 
gewählt^^)  Gegen  diese  Ansicht  ist  eingewendet  worden,  eine 
solche  Form  der  Begnadigung  wäre  zu  weitläuftig  und,  wenn 
der  König  wirklich  so  grosse  Macht  besass,  unnütz  gewesen. 
Man  kann  auch  entgegnen,  in  republicanischer  Zeit  sei  die  Pro- 
vocation ein  Schutzmittel  gegen  Beamten  Willkür,  unmöglich  könne 
sie  unter  den  Königen  eine  Form  der  Begnadigung  gewesen  sem, 
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and  femer,  die  ganze  Idee  einer  Begnadigong  in  Fällen,  wo  die 
Entscheidung  zwischen  Recht  und  Billigkeit  schwanke,   sei  dem 
altrünoschen  Staate  fremd,  sei  viel  spätem  Rechtsbegriffen  ent- 
DODunen.    Erst  unter  den  Römischen  Kaisem  bildete  sich  all- 
mälig  die  Idee  von  der  Nothwendigkeit  einer  Ausgleichung  zwi- 
schen Recht  und  Gerechtigkeit:  unter  der  Republik  gab  es  eine 
B^oadigODg  nur  als  politische  Massregel.    Statt  dessen  stand 
es  anbezweifelt  in  der  Macht  des  Richters ,  wo  Milderungs-  oder 
Entschuldigungsgründe  sich  fanden,  Freisprechung  eintreten  zu 
la^en:  an  den  Buchstaben  des  Gesetzes  war  er  nicht  gebunden. 
Man  moss  sich  vielmehr  die  Entstehung  der  Provocation  anders 
erklären.     Die  Könige  hatten  dem  Volke   Theilnahme   an   der 
Gesetzgebung,  an  der  Wahl  der  Beamten,  an  der  Entscheidung 
über  Krieg  und  Frieden  gewährt:  es  lag  nahe,  dasselbe  auch  bei 
der  Aburtheilung  schwieriger  Rechtsfälle  heranzuziehen.    Sie  tha- 
ten  dies  im  Einklänge  mit  den  Gewohnheiten,  welche  sie  über- 
haupt beim  Rechtsprechen  beobachteten.     Wo   sie  nicht  selbst 
entscheiden  konnten  oder  mochten,  setzten  sie  Andere  als  Richter 
ein,  sowohl  Beamte  als  Privatleute :  an  die  letztem  hatte  Servius 
Tollius  die  ganze  Civilgerichtsbarkeit  abgetreten.    Selber  indessen 
behielten  die  Könige  die  Oberaufsicht  über  das  Recht.    Beides, 
die  Uebertragung  der  Verantwortlichkeit    an   Andere  und    die 
Wahrung  der  eigenen  Richterwürde,  erreichten  die  Könige  da- 
durch, dass  sie  die  Volksversammlung  zum  Richter  bestellten. 
Nienoond   konnte  mit  dem,   was   das  ganze   Volk  beschlossen 
hatte,    unzufrieden  sein  und  doch  bestätigten  und  verkündeten 
die  Könige  den  Sprach.    Auf  diese  Weise  findet  die  Provoca- 
tion selbst  bei  uneingeschränkter  königlicher  Macht  ihre  passende 
Erklirang:  es  bereift  sich  auch,  wie  sie  später,  in  bestimmten 
Fällen  zur  Nothwendigkeit  erhoben,  ein  Schutzmittel  gegen  Be- 
amtenwiUkür  und  ein  Hort  der  Freiheit  werden  konnte. 
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Der  einzige  Fall,  wo  in  der  Konigszeit  Berufiwig  an  das 
Volk  erwähnt  wird ,  ist  der  bekannte  Process  über  den  Mord  von 
P.  Horatius,  welcher  von  dem  Zweikampfe  mit  den  Cm-iatiem 
im  Triumphe  zurückkehrend  seine  Schwester,  die  über  den  Tod 
des  einen  Curiatiers,  ihres  Bräutigams,  trauerte,  erzürnt  tödtete. 
So  oft  dieser  Process  auch  von  altem  und  neuem  Gelehrten  be- 
sprochen worden  ist,  erscheint  es  doch  nöthig,  auf  densel- 
ben zurückzukommen,  theils  um  an  ihm  die  Form  der  Provo- 
cation,  wie  sie  unter  den  Königen  und  später  bestand,  so  wie 
den  von  uns  angegebenen  Ursprang  derselben  nachzuweisen, 
theils  um  einige  von  den  gangbaren  verschiedene  Ansichten  vor- 
zutragen. Etliches  hiebei  hergebrachte  werden  wir  übergeben, 
z.  B.  die  Entwickelung  des  Begriffs  der  perdueUio.  Sie  ist  nicht 
wesentlich  für  die  Erkenntniss  des  richterlichen  Verfidirens  in 
der  Volksversammlung  und  wird  später  eine  andere  Stelle 
finden.*^) 

Unter  den  Quellen  der  Erzählung  hat  geringe  Bedeutung 
die  kurze  Erwähnung  bei  Valerius  Maximus,  ■)  in  der  man  einen? 
nur  vom  moralischen  Standpunkte  aus  gemachten  Auszug  er- 
kennt :  die  Angabe ,  Horatius  sei  vom  Könige  verartheilt  worden, 
habe  sich  aber  dann  an  das  Volk  gewendet  und  sei  von  ihm 
freigesprochen  worden ,  steht  sogar  mit  der  Möglichkeit  und  den 
Zeugnissen  der  ausfuhrlicher  berichtenden  Schriftsteller  in 
Widersprach.  Sie  beraht  neben  dem  Streben  nach  Kürze  auf  dem 
früher*»)  erwähnten  Sprachgebrauche,  der,  trotzdem  dass  kein 
Urtheil  des  Königs  vorähgegangen  war,  doch  von  einer  Provo- 
cation   von   dem  Könige   spricht    Einige   Ausbeute    schätzens- 


a)  Val.  Max.  VIII,  1,  1  M.  Horatius  interfectae  sQroris  erimine  a  Tullo 
rege  damnatos  ad  populum  provocato  iadicio  absolatos  est  Auch  Flor.  I, 
3,  5;   auct  de  vir.  ill.  4  sind  nickt  zu  berücksichtigen. 

b;  S.  oben  S.  85. 
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werther  Bemerkungen  bietet  Festos  dar.*)  Er  berichtet  nämlich 
erstens,  der  Mörder  HoratiuB  sei  von  seinem  Vater  freigesprochen 
worden.  Daas  dieser  ein  förmliches  Gericht  über  seinen  Sohn 
gehalten  ^  sagt  Festas  niclit:  die  Freisprechung  konnte  in  der 
blassen  Erklärung,  dass  er  ihn  für  unschuldig  halte,  bestehen, 
auch  in  der  Weigerung,  ein  Familiengericht  über  ihn  zu  halten 
oder  als  Ankläger  vor  einem  andern  Gerichte  gegen  ihn  aufeu* 
treten.  Zweitens,  Horatius  sei  von  Zv^eimännem  wegen  Ver- 
wmdtenmordes  angeklagt  worden  und  endlich,  von  ihnen  ver- 
ortbeiit  habe  er  Berufung  an  das  Volk  eingelegt  und  sei  nach 
dessen  Entscheidung  Sieger  geblieben.  Alle  diese  Einzelheiten 
werden  sich  als  vollkommen  richtig  erweisen:  nur  in  einem 
Punkte  seheint  der  Ausdruck  nicht  genau  zu  sein.  Festus  sagt, 
Horatius  sei  wegen  Verwandtenmord,  d.  h.  in  diesem  Falle  we- 
gen Sehwestemmord,  angeklagt  worden,  und  die  Lateinischen 
Worte,  genau  grammatisch  erklärt,  besagen,  dass  die  Anklage 
darauf  gelautet  habe.  Wir  werden  aber  später  aus  einem  aus- 
fuhrlichen Zeugnisse  er&hren ,  dass  die  Anklage ,  wenngleich  sie 
in  Folge  des  Schwestemmordes  geschah,  dennoch  selbst  auf 
pentoellio  gerichtet  war.  Darin  muss  man  nicht  eine  Abweichung 
der  üeberlieferung  und  somit  einen  Irrthum  von  Festus  finden, 
smidem  eben  nur  einen  ungenauen  Ausdruck  von  ihm,  indem 
er  die  Veranlassung  der  Anklage  statt  der  wirklichen  Anklage 
nannte,  eine  Ungenauigkeit,  die  auch  sonst,  wo  nicht  mit  juristi- 
scher Schärfe  gesprochen  wird,  öfters  vorkommt.  Merkwürdig 
l<t  eine  gelegentliche  Aeusserung  von  Livius,*»)  der  den  alten 
M.  Fabins  zum  Diotator  L.  Papirius  Cursor,  welcher  seinen  Sohn 
Q.  Fabius,  damals  magister  equitunty  wegen  Ungehorsams  stra- 
fen wollte,  sagen  lässt:  „ich  rufe  die  Volkstribunen  zu  Hülfe 
und  berufe  mich  auf  das  Volk:  ich  v^ill  sehen,  ob  du  der  Be- 


a)  Festus  s.  v.  sororium  tigilloin  p.  297  Horatius  interfecit  sororem,  et 
qjuaaKjuam  a  patre  absohitas  sceleris  erat,  accnsatos  tarnen  parricidii  apud 
HriTu  damnatasque  provocaTit  ad  ^polom,  cuius  iudicio  victor  cet 

b)  Litr.  ym,  33  tribonos  plebis  appello  et  provoco  ad  popalam  eum- 
qpe  tibi  (bgienti  exercitus  toi,  fogienti  senatas  iudicium  iadicem  fero, 
(|iii  certemras  plus  quam  taa  dictatura  potest  poUetque.  Vidoro  cossarusne 
prafoeatioDi  sis,  cui  rex  Romanos  Tullus  Hostilius  cessit. 
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rufimg  an  dasselbe  nachgeben  wirst,  welcher  Tullus  Hostilius, 
der  Römische  König,  nachgegeben  hat".*3)  £g  ^g^  \^q^  Zweifel, 
^  dass  diese  Worte  sich  auf  den  Process  von  Horatius  beziehen. 
Wie  bei  ihm  der  Vater  seinen  Sohn  vom  Verbrechen  des  Schwestern- 
mordes  freispricht,  so  spricht  hier  der  alte  Fabius  seinen  Sohn, 
den  Reiterobersten,  wegen  seines  Ungehorsams  gegen  den  Dicta- 
tor  frei:  dort  und  hier  tritt  das  Volk  für  den  Strafbaren  ein, 
dort  dm*ch  wirklich  ihm  übertragenes  Richteramt,  hier  durch 
Mitgefühl,  das  im  Nothfalle  sich  auch  thätig  äussern  würde; 
dort  ist  der  Strafende  der  König,  hier  der  Dictator. 

Ausfuhrliche  Erzählungen  über  Horatius^  Process  haben  wir 
von  Dionysius*)  und  Livius^);  aber  die  Ausführlichkeit  ist  bei 
dem  einen  verschieden  von  der  des  andern.  Dionysius  fahrt  den 
Widerstreit  der  Empfindungen  und  Meinungen  rhetorisch  aus  und 
ist  also  weitläuftig  in  den  Dingen,  die  unser  Interesse  hier  we- 
niger berühren ;  Livius  erzählt  kurz ,  aber  gerade  in  den  Haupt- 
sachen juristisch  genau.  Im  Uebrigen  ist  die  Ueberlieferung  bei 
beiden  dieselbe  und  war  somit  wahrscheinlich  im  ganzen  Alter- 
thum  einstimmig.  Man  kann  vier  Theile  des  Processes  unterschei- 
den, erstens  die  Einleitui^  desselben,  zweitens  die  Vorunter- 
suchung durch  den  König,  drittens  die  eigentlich  richterlichen 
Verhandlungen  im  Volksgericht,  viertens  endlich  die  Ausfuhrung 
des  gefiQlten  Spruches.  Ueber  die  Einleitung  des  Processes  sagt 
Dionysius ,  einige  angesehene  Bürger  hätten  den  jungen  Horatius 
des  Mordes  angeklagt  und  ihn  an  die  Gerichtsstätte  zum  Könige 
gebracht,  wo  der  Vater  ihn  vertheidigte.     Die  Anklage  stützt 


a)  Dionys.  HI,  21. 

b)  Liv.  I,  26.  Die  ganze  Stelle  lautet  so:  Tarnen  raptus  ^in  ins  ad 
regem.  Hex  ne  ipse  tarn  tristis  ingratique  ad  vulgos  indicii  ac  seconduin 
indiciom  supplicii  auctor  esset,  concilio  popoli  advocato,  Uviros,  inqait, 
qui  Horaüo  perduellionem  iudicent  secundnm  legem,  facio.  Lex  horrendi 
carmlnis  erat:  Uviri  perduellionem  iudieent  Si  a  Uviris  provocarit,  pro- 
vocatione  certato:  si  vinceut,  caput  obnubito,  infelici  arbore  reste  sospendito, 
verberato  vel  intra  pomoerium  vel  extra  pomoerium.  Hac  lege  uviri  creati, 
qui  se  absolvere  oon  rebaatur  ea  lege  ne  innoxium  quidem  posse,  cum 
condemnassent,  tum  alter  ex  his,  P.  Horati,  tibi  perduellioDem  iudico, 
inquit  I,  iictor,  colligamanus.  Accesserat  lictor  iniiciebatque  laqueum.  Tum 
Horatius  auctore  Tullo,  demente  legis  interprete,  provoco,  inquit.  Ita  de 
provocatione  certatum  ad  populum  est. 
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sich  haapts&dilicb  anf  den  religiösen  Grand,  dass  die  Nichtbe- 
«trafimg  mes  Mordes  Unheil  über  den  Staat  bringe.  Livius 
sagt  über  diesen  Theil  desProcesses  nur:  „er  wurde  vor  Gericht 
2mn  Könige  gesdileppt"',  die  Ankläger  nennt  er  nicht;  aber 
dass  es  nicht  der  Vater  war,  ergiebt  sich  aus  dem  Folgenden. 
Beide  Schriftsteller  stinunen  also  in  ihrer  Erz&hlung  überein: 
de  setzen  voraus,  dass  der  Einleitung  des  öffentlichen  Processes 
dn  häusliches  Gericht  des  Vaters  vorausgegangen  sei,  wenn 
auch  nicht  iArmlich,  doch  wenigstens  in  so  fem,  als  dieser  sich 
weigerte  den  Sohn  zu  bestrafen.  Und  dies  war  nach  Römischer 
Sitte  ni^arlich,  da  beide,  Sohn  und  Tochter,  in  der  väterlichen 
Gewalt  gewesen  waren. 

Ueber  die  Voruntersuchung  beim  Könige  schreibt  Dionysius,  *) 
der  König  sei  in  Verlegenheit  gewesen  über  die  Entscheidung. 
Jener  religiöse  Grund  hielt  ihn  von  der  Freisprechung,  die  Ver- 
dienste des  Angeklagten  von  seiner  Verurtheilung  ab.  Er  überlässt 
also  die  Entscheidung  dem  Volke.  Livius  dagegen  giebt  als 
Grund,  weshalb  der  König  nicht  selbst  urtheilt,  an,  derselbe 
habe  nicht  Uriieber  eines  so  traurigen  und  beim  Volke  unbelieb- 
ten UrtheileQ  und  nach  dem  Urtheile  der  Todesstrafe  sein  wollen. 
bdess^i  diese  Verschiedenheit  in  der  Erzählung  ist  unbedeu- 
taid.  Wahrscheinlich  enthielt  die  Ueberlieferung  nur  die  That- 
sadmi:  die  Beweggründe  des  Königs  konnten  verschieden  sein 
und  der  eine  Schriftsteller  hob  diesen,  der  andere  jenen  hervor. 
Beide  aber  deuten  an,  dass  der  König  die  Befugniss  hatte,  den 
Proeess  selbständig  zu  entscheiden:  es  sind  nur  die  besonderen 
Umstände,  welche  ihn  bewegen,  nicht  das  Endurtheil  zu  sprechen 
und  im  Falle  der  Verurtheilung  die  Hinrichtung  zu  vollziehen. 
KouTsius  sagt  ausdrücklich,  der  König  habe  dem  Volke  das 
Urtkdl  überlassen :  Livius  spricht  dies  nicht  aus ,  deutet  es  aber 
an,  juAem  er  die  Art  und  Weise  der  Ueberlassung  schildert: 
beide  stimmen  also  mit  der  Erklärung  überein ,  welche  wir  oben  ^) 


a)  Dionya.  L  1.  ou^vdiv  hk  X6yms  ^T^^ivroiv  b^*  ixat^poiv  (d.  h.  den  An- 
kfifen  und  dem  Yater)  icoXX^  t6v  ^aaikia  xaTtl^^tv  dfiT^^avta,  t{  t^Xoc 
cir^fpuc  iccpl  TTfi  HxTfi  —   diropo6(&tvoc  li  t{  ^^p-^arcott  toi«  icpdj{Agt9t  tcXcu- 

b)  S.  oben  S.  87. 
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von  der  Entstehung  der  Provocation  nnd  dem  Zosaxnmenbange, 
in  dem  sie  mit  der  gesammten  damaligen  Rechtspflege  steht, 
gegeben  haben. 

Dieser  Zusammenhang  wird  noch  deutlicher  durch  die  Art 
und  Weise  der  Ueb  rlassung  und  das  Verfahren  vor  dem  Volks- 
gerichte,    das  den  dritten  und  wichtigsten  Theil  des  Processes 
bildet.    Darüber  ist  Dionysius  sehr  kurz :  ^)  er  fand  darin  keinen 
StoflF  zu  rhetorischer  Darstellung.    „Das  Volk ,  sagt  er ,  welches 
damals   zuerst  einen   strafrechtlichen  Process   über   das  Leben 
eines  Bürgers  zu  entscheiden  hatte,  stimmte  der  Meinung  des 
Vaters  bei'  und  sprach  den  Angeklagten  vom  Morde  frei".    Er 
lässt  damit  vollständig  für  die  Einzelheiten,  welche  wir  durch 
Livius'  Erzählung  kennen  lernen,  Raum.    Aus  beiden  indessen, 
aus  Livius  und  Dionysius,  ergiebt  sich,  dass  der  König,  ehe  es 
zum  Volksgericht  kam,  keinen  richterlichen  Ausspruch  that:  eben 
um  ihn  nicht  zu   thun,   sei  es  aus  politischen  oder  religiösen 
Gründen,  setzte  er  dasselbe  ein  mid  es  ist  dies  ein  wichtiges 
Merkmal   des    Provocationsverfahrens.     Es  bildet    dies  keines- 
weges  eine  zweite  Instanz  und  verlangt  nicht  den  vorausgegan- 
genen Richterspruch  des  Beamten,    sondern  nur  dessen  Erklä- 
rung, nicht  selbst  entscheiden  zu  wollen  oder  zu  können.     Wir 
werden  hierauf  später,  wo  wir  von  der  Provocation  der  Republik 
sprechen,  zurückkommen.    Livius   also  ist  bei  der  Schilderang 
des  Verfahrens,   welches  vor  dem  Volke  stattfand,  sehr  genau. 
Der  König  beruft,   als    er  sich   entschlossen  hat  das  Volk  zu 
Rathe  zu  ziehen,  die  Volksversammlung,  d.  h.  die  damals  allein 
übliche,  die  Curiatversammlung^),  und  erklärt  Zweimänner  er- 
wählen zu  wollen.    Man  fragt,  wer  sie  erwählen  soll,  der  König 
oder  die  Volksversammlung.    Allgemein  nimmt  man  jetzt  das 
Erste  an^);  indessen  in  Livius'  Worten  liegt  dazu  keine  Nöthi- 
gong.    Denn  nach  bekanntem  Römischen  Sprachgebranch  heisst : 
„ich  erwähle  Zweimänner''  (fado  II  viros)^   von   dem  gesagt^ 
welcher  die   Volksversammlung  leitet,  eben  so  gut:   ^ich  lasse 


a)  DioDys.  I.  1.    ytvfSfAtvoc     li    ftavati^^^pou   xp(9Co>c    t^ts   npärov    6 
'  Po>p.a{o>v  Stj^oc  x6pioc  t^  T^^t'K'^    ^^^  icotTpöc  irpoc^dcTO  xal   dicoXOft    xoü 
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vom  Volke  erwählen '\  und  for  diese  Auflassung  giebt  es  be- 
stimmte Gründe.  Erstlich  erwähnt  Livius  zuerst  die  Berufung 
der  Volksversammlung  und  dann  erst  den  Entschluss  des  Königs, 
Zweimänner  zu  wählen.  Wollte  er  sie  selbst  erwählen,  so  be- 
dürfte es  nicht  zuvor  des  Berufens  der  Comitien:  diese  müssen 
also  iigend  einen  Theil  an  der  Erwählung  gehabt  haben,  wenn- 
gleieh  dem  Könige  ohne  Zweifel  der  Vorschlag  und  die  Bestäti- 
gimg verblieb.  Zweitens  heissen  die  Zweimänner  nachher  „nach 
diesem  Gesetze  erwählt",  wo  der  Ausdruck  „erwählt"  (oreaH) 
eine  Thätigkeit  des  Volkes,  nicht  bloss  eine  Ernennung  durch 
den  König  andeutet.  Drittens  wissen  mr  aus  spätem  ähnlichen 
Pruvocationsprocessen,  dass  die  Erwählung  durch  das  Volk, 
nicht  durch  einen  Einzelnen  geschehen  musste.  Von  dem  Pro- 
cesse  von  M.  Manlius  Capitolinus  erzählt  Livius:^)  „Einige  be- 
richten, er  sei  durch  Zweimänner,  erwählt  um  über  perduellio 
zu  richten ,  verurtheilt  worden."  Hier  fehlt  zwar  eine  bestimmte 
Erwähnung  der  Volksversammlung,  sie  wird  indessen  durch  das 
Wort  „erwählen"  (ereare)  wahrscheinlich  gemacht.  Eine  aus- 
drückliche Erwähnung  findet  sich  bei  dem  Process  von  G.  Ra- 
birius.  Die  Zweimänner,  welche  ihn  richteten,  waren  vom  Prä- 
tor erwählt;  aber  Dio  Cassius^)  sagt,  dies  sei  gegen  die  väter- 
lidie  Sitte  gewesen ,  sie  hätten  vom  Volke  erwählt  werden  müssen. 
Auch  Cicero*')  wirft  diesen  Zweimännem  ihre  Ernennung  durch 
den  Prätor  vor  und  doch  wäre  dieselbe  gesetzlich  gewesen,  wenn 
io  Horatius'  Processe  der  König  sie  selbst  erwählt  hätte.  Dar- 
nach werden  wir  also  eine  Erwählung  der  Zweimänner  durch  die 
Curiateomitien  annehmen  müssen. 

Man  fragt,  weshalb  der  König  überhaupt  die  Vermittelung 
der  Zweimänner  wählte.  Er  .beantragte  Gesetze  beim  Volke, 
Ües^  durdi  dasselbe  Beamte  wählen  und  über  Krieg  und  Frie- 


a)  Lir.  VI,  20  Sunt  qui  per  Jlviros  qui  de  perduellioue  anquirerent, 
<^T?atos,  auctores  sint  danmatum. 

b)  Dio  Cass.  XXXVÜI,  27  xaxt^r^t^loa^xo   aOxoO ,  xot^Toi   yJ^i  7cp6c  toO 
H{M9  xm  -d  cdErpta,  dXXd  ;cp6;  aOxoO  toO  arpaTT^fOu,  o6x  ^(ov,  alpt^ivtec. 

e)  (Sc.  p.  Rab.  4,  12  hie  popnlaris  a  Ilvlris  iniussu  vestro  non  iudi- 
^  de  dre  Romano ,    sed  indicta  caasa  civem   Romanam  capitis  conde- 
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den  entscheiden :  es  erscheint  als  das  natürlichste,  dasser,  wenn  er 
dasselbe  in  diesem  Falle  zu  Rathe  ziehen  wollte,  die  Sachlage 
vortrug  und  dann  gemäss  der  Entscheidung  durch  die  Gurien 
den  Spruch  that.  Indessen  dann  hätte  er  selbst  thätig  auftreten 
müssen:  es  lag  ihm  dann  ob,  die  Zeugen  zu  verhören,  das  Ver- 
fahren zu  leiten,  ein  Urtheil  vorzuschlagen:  er  hätte  Partei  er- 
griffen und  wäre  die  religiösen  oder  politischen  Bedenken  nicht 
los  geworden.  Deshalb  beauftragte  er  das  Volk,  wie  er  vermöge 
seiner  oberrichterlichen  Gewalt  jeden  Process  einem  beliebigen 
Richter  zuweisen  konnte  und  wie  Servius  Tullius  die  Civilpro- 
cesse  einzelnen  Senatoren  zur  Entscheidung  übertrug.  Das  Volk 
in  seiner  Gesammtheit  kann  keine  Untersuchung  fuhren:  er 
musste  zugleich  Organe  für  dasselbe  schaffen  und  dies  sind  die 
Zweimänner,  welche  demgemäss  auch  aus  Volkswahl  hervor- 
gehen mussten.  Von  ihnen  lässt  Livius  den  König  sagen :  „ich 
erwähle  Zweimänner,  welche  das  Urtheil  über  perduellio  f&llen 
sollen  nach  dem  Gesetz^'.  Was  dies  für  ein  Gesetz  ist,  wird 
nicht  hinzugesetzt  Man  hat  es  also  für  ein  Gesetz  erklärt,  das 
zur  Zeit,  wo  der  Process  von  Horatius  geführt  wurde,  schon 
bestand.^)  Romulus  und  Numa  können  nicht  dessen  Urheber 
gewesen  sein ;  denn  Cicero ,  *)  welcher  den  Inhalt  desselben  an- 
führt, erklärt,  es  rühre  von  ihnen  nicht  her.  Es  müsste  also 
von  Tullus  Hostilius  und  zwar  im  Anfange  seiner  Regierung 
erlassen  worden  sein.  Gegen  diese  Auffassung  erheben  sidi  be- 
deutende Bedenken.  Man  müsste  annehmen,  Tullus  habe  im 
Anfange  seiner  Regierung  ein  Gesetz  gegeben  über  das  Perduel- 
lionsverbrechen  und  darin  den  Fall  vorgesehen,  dass  er  nicht 
selbst  richten  wolle ,  sondern  die  Provocation  gestatte :  er  müsste 
die  besondem  Eigenthümlichkeiten  des  Processes  vorher  gesehen 
haben.  Von  einem  solchen  Gesetze  wissen  wir  nichts :  es  be- 
ruht nur  auf  Vermuthung.  Im  Gegentheil  sprechen  die  Schrift- 
steller so,  als  ob  bei  Horatius'  Verbrechen  zuerst  die  Provoca- 
tion erfunden  worden  sei.    Sodann  bedurfte  es  keines  Gesetzes« 


a)  Cic  p.  Rab.  4,  13  Namque  haec  tua  —  I,  lictor,  coUiga  manus, 
non  modo  huius  libertatis  maiwaetadinisque  non  sunt,  sed  ne  Romoli  qiü- 
dem  aut  Numae  Pompilii. 
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Der  König  war,  wie  unzweifelhaft  feststeht,  der  oberste  Richter 
and  konnte  auch  über  Horatius  entscheiden,  auch  eine  Form  der 
Entscheidung  wählen,  wie  er  sie  wollte:  weshalb  sollte  er  also 
für  diesen  Fall,  dessen  Möglichkeit  er  in  seiner  Hand  hatte,  ein 
allgemeinem  Gesetz  geben?  Es  wäre  selbst  kaum  ein  Gesetz  ge- 
wesen, wenn  es  geheissen  hätte,  der  König  solle,  wenn  er  es 
für  gut  halte,  nidit  selbst  zu  richten,  ein  bestimmtes  Provoca- 
tioDsverfELhren  einschlagen  dürfen.  Auch  Livias  selbst  wider- 
spricht dieser  Aufiassong.  Als  die  Zweimänner  geurtheilt  hat- 
tHi,  sagt  er,  „darauf  hätte  Horatius  auf  Veranlassung  des  Kö- 
nigs Tullus,  des  gnädigen  Erklärers  des  Gesetzes,  provocirt.*' 
Soll  hier  „auf  Veranlassung  des  Königs  Tullus"  bedeuten  „nach 
dem  früher  gegebenen  Gesetze  *\  so  ist  eine  gnädige  Auslegung 
des  Gesetzes  nicht  denkbar.  Heisst  aber  das  Letztere,  der  Kö- 
nig habe  das  allgemeine  Gesetz  über  Mord  gnädig  ausgelegt, 
SM)  kann  jenes  nur  bedeuten  „wie  er  für  den  beson^dem  Fall  ge- 
^ttet  hatte''  und  dann  existirte  kein  allgemeines  Gesetz  über 
das  Feniuellionsverfiahren.  Demnach  ist  ein  eigentliches,  vom 
Könige  Tullus  Hostilius  über  die  Provocation  erlassenes,  Gesetz 
nicht  anzunehmen,  sondern,  was  Livius  Gesetz  nennt,  ist  der 
Auftrag,  den  der  König  dem  von  ihm  beauftragten  Richter  giebt 
So  wie  im  Privatprocesse  der  Beamte  dem  Richter  den  Punkt 
anhebt,  auf  den  er  seine  Entscheidung  zu  richten  hat,  ebenso 
muss  der  König  den  von  ihm  eingesetzten  Criminalrichter  die 
Fonnel,  auf  welche  sein  Urtheil  gehen  soll,  vorschreiben  und 
das  Verfahren,  das  in  diesem  Falle  ein  zusammengesetztes  war, 
bestimmen.  Dass  eine  solche  Vorschrift  Lateinisch  Gesetz  (leof) 
genannt  werden  kann,  ist  kein  Zweifel.  Von  ihr  heisst  es  „sie 
tfei  in  furchteriiche  Ausdrücke  gefasst'^  gewesen  (horrmdi  cor-' 
»mmjy  was  sich  auf  die  in  ihr  angedrohte  Art  der  Todesstrafe 
Nzieht,  femer  „mit  dieser  Vorschrift,  dieser  Formel  seien  die 
Zweimänner  erwählt  worden'';  auf  sie  beziehen  sich  auch  die 
Worte  „wie  Tullus  erlaubt  hatte"  (auctore  TuUo)^  der  in  gnä- 
diger Auslegung  des  allgemeinen  Gesetzes  über  Mord  für  diesen 
Fall  dem  Angeklagten  die  Berufung  an  das  Volk  gestattet  hatte, 
b  diesem  vom  Könige  gegebenen  Auftrage  werden  die  Zwei- 
minner  angewiesen,   die  That  des  Horatius  aus  dem  Gesichts- 
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punkte  der  perdueUio  zu  betrachten.     Unzweifelhaft  hatte  der- 
selbe eingenüich  ein  parricidium  begangen,  als  er  seine  Schwe- 
ster tödtete,    ein  Verbrechen,  das  auch  schon  bei  den  ältesten 
Römern  bekannt  war  und  unter  seinem  eigentlichen  Namen  be- 
straft  ^iirde:    der  König  aber  heisst  die  von  ihm  beauftragten 
Richter  entscheiden,    ob  er  als  perdueüis  gehandelt  habe  oder 
nicht.    Nämlich  über  die  That  als  parricidium  hatte  nach  Römi- 
schem Brauche  zunächst  der  Vater  zu  urtheilen :  der  Thäter  war 
sein  Sohn,   die  Getödtete  seine  Tochter.    Der  Vater  aber  hatte 
den  Sohn  freigesprochen,  wenigstens  für  nicht  strafbar  erklärt. 
In  dieser  Beziehung  konnte  sich  der  König  damit  einverstanden 
erklären.    Aber  eine  andere  Beziehung  war  die  Frage ,   ob  der 
Thäter  nicht  durch  Ermordung  einer  Bürgerin  ohne  vorangegan- 
genes Urtheil  sich   sls  perduellis ^  als  Staatsfeind,  gezeigt  habe 
und  als  solcher  zu  bestrafen  sei.    Diese  Frage  ging  den  Staat 
an,  sie  hatte  der  König  nicht  entscheiden  wollen,  sie  sollte  jetzt 
von  dem  Volke  beantwortet  werden.    Ueber  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Zweimänner  sich  über  den  Thatbestand  unterrichten  soll- 
ten, war  in   dem  „Gesetze'^  des  Königs  nichts  enthalten;  Ab» 
war  ihnen  theils  selber  überlassen,    theils  durch  die  damals  üb- 
liche Gerichtssitte  vorgeschrieben.    Livius  bemerkt  „die  Zwei- 
männer hätten  Horatius  verurtheilt,  weil  sie  geglaubt,  nach  der 
ihnen  gegebenen  Formel   auch   einen  Unschuldigen   nicht  frei- 
sprechen zu  dürfen  \    Daraus  hat  man  den  Schluss  gezogen,  die 
Zweimänner  hätten  überhaupt  nur  die  Befugniss  zu  verurtbeilen, 
nicht  auch  die,   freizusprechen,   gehabt ^^)    Damit  zerstört  man 
überhaupt   ihren  Character   als  Richter;    denn  Richter  können 
Beides,  freisprechen  und  verurtbeilen:  Untersuchung  von  ihrer 
Seite  wäre  sonst  unnütz  gewesen.     Selbst  die  spätem  Beamten, 
welche   die  Befugniss   zu  urtheilen,    verloren  hatten,    behielten 
dennoch,    weU  sie  die  Voruntersuchung  leiteten,   die  des  Frei- 
sprechens.   Und   auf  die  durch  die  Untersuchung  der  Zweimän- 
ner ans  Licht  gebrachten  Thatsachen  musste  sich  das  Urtheil  de:^ 
Volkes  gründen ,  da  es  selber  sonst  keine  Möglichkeit  hatte,  sieh 
über  die  Verhältnisse  auCmklären.    Also  die  Thätigkeit  der  Zwei- 
männer wäre  unnütz,   die  des  Volkes  unmöglich  geworden.     Es 
liegt  aber  in  Livius'  Worten  nicht  der  Sinn ,  welchen  die  neuem 
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Gelehrten  darin  gefanden  haben.  Unschuldig  kann  nicht  nur 
derjenige  heissen,  welcher  ein  Verbrechen  nicht  begangen  hat, 
äöodem  auch  deijenige,  welcher,  trotzdem  er  es  begangen,  den- 
noch scholdlos  ist,  für  den  EntschuldigungsgrOnde  sprechen.  Die- 
sen, sagt  Livios,  glaubten  die  Zweimänner  nicht  freisprechen  zu 
dürfen,  weil  sie  eine  Formel  f&r  das  Processverfahren  vom  Kö- 
nige erhalten  hatten,  nach  der  es  dem  Verurtheilten  frei  stand, 
^ch  auf  das  Volk  zu  berufen.  Sie  nahmen  an,  sie  selbst  sollten 
das  strenge  Hecht  wahren,  dem  Volke  sei  Berücksichtigung  der 
Billigkeit  vorbehalten.  Auch  in  Rabirius^  Process  konnten  die 
Zweimänner  freisprechen.  Dio  Gassius  *)  sagt  von  ihnen,  sie 
hatten  den  Angeklagten  verurtheilt,  Sueton  ^),  Caesar  als  einer 
der  Zweimänner  hätte  in  so  parteiischer  Weise  verurtheilt,  dass 
dem  Verurtheilten  bei  der  fiemfüng  an  das  Volk  nichts  so  sehr 
genutzt  hätte,  als  daa  ungerechte  Verfahren  des  Richters.  Beide 
Bericht«  sind  unverständlich,  wenn  es  den  Zweimännem  nur 
freistand  zu  verurtheilen.^ 

Bei  dem  Verfahren  vor  den  Zweimännem  führten  die  An- 
klage eben  jene  Bürger,  welche  früher  den  Angeklagten  vor  den 
König  gebracht  hatten,  die  Vertheidigung  der  Angeklagte  und 
s»ein  Vater.  Dies  kann  man  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit 
aoDefamen.  Im  Falle  der  Verurtheilung  standen  den  Zweimän- 
nem die  königlichen  Lictoren  zu  Befehl,  um  sogleich  die  Kreu- 
zigung zu  vollziehen.  Die  Verurtheilung  wurde  ausgesprochen 
und  der  Befehl  zur  Todesstrafe  gegeben,  als  der  Verurtheilte 
Bemfimg  an  die  Volksversammlung  einlegte.  Vor  dieser  also 
&nden  weitere  Verhandlungen  statt,  es  wurde  vor  ihr,  wie  Li- 
vios sich  ausdrückt,  über  die  Provocation  „gestritten^.  Es 
sohmt,  dass  der  König  die  Versammlung  leitete.  Dies  schlies- 
sen  wir  aus  dem  Verfahren,  wie  es  bei  dem  Process  von  C.  Ra- 
birios  statt&nd,  wo  nicht  die  Zweimänner,  sondern  der  Prätor 
den  Vorsitz  in  den  Comitien  führte,  so  wie  daraus,  dass  der 
König  bei  der  Bestätigung  des  Volksurtheils  Bedingungen  hin- 


a)  Dio  Cass.  XXXYII,  27. 

b)  SueL  Gae&  12  Borte  iudex  in  renm  ductos  tarn  cupide  condemnavit, 
^  ad  populnm  provocanti  nihil  aeque  ac  iudicis  aeerbitas  profderit 
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zufügte.  Die  Vertheidiger  waren  dieselben  wie  bei  der  ersten 
Verhandlung,  wohl  auch  die  Ankläger,  nur  dass  auch  den  Zwei- 
männem,  welche  die  erste  Verurtheilung  ausgesprochen,  das  Wort 
verstattet  werden  musste. 

Der  vierte  Theil  des  Processes,  die  Verhandlungen  nach  dem 
vom  Volke  gefällten  Urtheilsspruch,  wird  ausfuhrlicher  von  Dio- 
nysius  ^)  geschildert :  der  König  sei  mit  dem  Urtheile  des  Volkes 
nur  unter  der  Bedingung  zufrieden  gewesen,  dass  eine  öffentliche 
Sühne  des  Mordes   durch  die  Priester  veranstaltet   würde  und 
diese  Sühne  wird  demnächst  beschrieben.    Livius**)  drückt  sich 
kürzer  aus:   „man  befahl  dem  Vater,  den  Sohn  auf  öffentliche 
Kosten  zu  sühnen,"  wobei  er  die  Mitwirkung  des  Königs  nur 
mittelbar  dadurch,  dass  er  die  Sülmung  auf  Staatskosten  gesche- 
hen lässt,  andeutet.    Der  König  bildet  also  das  Ende  des  Pro- 
cesses, wie  von  ihm  der  Anfang  desselben  ausgeht,   ein  vollgül- 
tiger Beweis,   dass  die  Zweimänner  und  das  Volk  in  seinem 
Auftrage  und  nach  seinen  Anweisungen  gehandelt  hatten,  und 
somit  trotz  gestatteter  Bemfimg  an  das  Volk  des  Königs  Stel- 
lung als  oberster  oder  vielmehr  einziger  Richter  im  Staate  ge- 
wahrt worden  war.    Er  giebt  die  Erlaubniss  zur  Provocation  und 
bestinmit  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren,  er  schreibt  die 
Formel  vor,  auf  welche  das  Gericht  sein  Augenmerk  zu  rich- 
ten hat,  er  verordnet  im  Falle  der  Verurtheilung  im  Voraus  die 
Strafe,  er  bestätigt  endlich  das  gef^te  Urtheil  und  kann  an  des- 
sen  Aufrechthaltung   Bedingungen  knüpfen.     So    wenig  entwi- 
ckelt war  unter  den  Königen  die  richterliche  Gewalt  des  Volkes. 
Dennoch  ging  von  diesen  Anfängen  dessen  spätere,  Alles  um- 
fassende, Gerichtsbarkeit  aus  und  wer  deren  Entwickelung  ver- 
folgen wollte,  musste  bis  zu  den  Königen  aufsteigen. 


a)  Dionys.  III,  21  06  fjiljv  B  ye  ßaotXeuc  diro^pfjvai  uniXaße  toIc  ßouXo- 
fji^vou  xdt  Trpoc  öeou«  ^010  ^üXctTteiv  tt^v  üttä  dv9p(i>ir(i>v  ouvTeXcaOelaov  {*tc^> 
a^TOu  xp{9tv,  dXXd  fj.eTaice{A^dfp.evoc  touc  Upoopd'VTac  Iw^Xeuoev  ^(tXaoaa&at 
Oeo6c  TC  xai  5a{fA.ovac. 

b)  Liv.  I,  26  Non  tulit  populus  nee  patris  lacrimas  nee  ipsius  parem 
in  omni  periculo  anhnum  absolveruntque  admiratione  magis  virtatis  quam 
iure  causae.  Itaquc  ut  caedes  manifesta  aliqno  tarnen  piacolo  lueretar, 
imperatom  patri,  ut  filiuin  expiaret  pecunia  piü)lica. 
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Die  Frage,  in  welchem  Verhältniss  die  in  Horatius'  Process 
erHrälmten  Zweimänner  zu  den  königliehen  Quästoren  stehen,  ist 
durch  unsere  obige  Darstellung  entschieden.    Jene  werden  vom 
Volke  er^'ählt^  diese  von  den  Königen,  jene  sind  für  den  einzel- 
nen Fall,  diese  stehende  Beamte,  von  jenen  findet  ßenifung  an 
das  Volk,  von  diesen  an  den  König  statt.     Ob   die  Provoeation 
an  das  Volk  auch  in  andern  Processen  als  in  denen  über  per- 
dudHo  geschehen  sei,  wissen  wir  nicht  durch  die  Ueberlieferung, 
welche  eben  nur  dies  eine  Beispiel  aufbewahrt  hat ;  aber  an  sich 
ist  es  wahrscheinlich.    Denn  war  einmal,  olme  Beeinträchtigung 
der  Könige,  eine  Form  gefunden,  um  das  Volk  zu  richterlicher 
Thäligkeit  heranzuziehen  und  ihm  die  Verantwortlichkeit  für  un- 
liebsame ürtheile  zuzuschieben,  so  wird  man  sie  öfter  angewen- 
det haben ,  zumal  da  das  Streben  der  Könige  dahin  ging ,  die 
Reehte  des  Volkes  allmälig  zu  erweitem.    Nur  der  letzte  Tar- 
quinins,  der  überhaupt  die  Tyrannei  gründete,  wird  sicherlich 
diese  Entwickelung,  soweit  sie  auch  fortgeschritten  war,  gehin- 
dert haben.     Von  der  perduellio  aber  wissen  wir   durch  viele 
nns  bekannte  Fälle,  dass  sie  auch  durch  eine  andere  Processform 
vor  Gericht  gezogen   werden  konnte.    Die  von   Tullus  Hostilius 
eiioDdene  Form  veraltete,  die  darin  festgesetzte  Strafe  galt  für 
barbarisch :  es  war  eine  gesuchte  Absonderlichkeit,  als  sie  gegen 
C.  fiabirius  aus  uralter  Vorzeit  wieder  hervorgesucht  wurde. 


Achtes  Capitel. 

ItiDag  des  Seiates  tu  den  frericMen.  Geistliche  Gerichtsbarkeit,  imter 
te  Uiigeii  Biit  der  weltlichen  vereint  Trennnng  derselben  in  der  Re- 
fiUilL  Stdilnng  des  Oberpriesters  tu  seinem  Colleginai.  AUmUige  Un- 
tnwertag  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  nnter  die  des  Volkes.  An- 
wendnng  der  weltlichen  Gerichte  auf  geistliche  Verbrechen. 

Wir  haben  die  Theilnahme,  welche  der  Volksversammlung 
an  der  Gerichtsbarkeit  in  königlicher  Zeit  gewährt  wurde ,  be- 
trachtet :  die  Frage  ist,  ob  dieselbe  auch  dem  Senate,  der  dritten 
Gewalt  im  Staate,  zugestanden  worden  ist.  Die  Möglichkeit  dazu 
i^t  in  der  Römischen  Gerichtsverfassung  gegeben.  Der  König 
^^um  das  Uriheil,  wie  er  es  den  Comitien  überträgt,  so  auch 
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dem  Senate  auftragen:  er  hat  femer  nach  alter  Sitte  als  Richter 
seinen  Beirath,  in  den  er  wählen  kann,  wen  er  will.  Es  ist  ihm 
also  unbenonunen,  statt  einzelner  Senatoren,  die  er  in  gewöhn- 
lichen Fällen  wählt,  in  besonders  wichtigen  Processen  den  ge- 
sammten  Senat  als  Beirath  zu  nehmen.    Aber  dadurch  verliert 
der  Senat  seinen  Character  als  Senat:  er  wird  gleichsam  in  seine 
einzelnen  Bestandtheile  aufgelöst  und   die   einzelnen  Mitglieder 
als  ein  neues  CoUegium  zusammengesetzt.    Unter  den  Senatoren 
sind  in  königlicher  Zeit  eben  so  wohl,  wie  in  repubUcanischer 
bestimmte  Rangunterschiede,  welche,  wenn  auch  die  Stimmen 
sonst  gleich  viel  gelten,  doch  in  der  Ordnung  des  Stimmens  her- 
vortreten: diese  Unterschiede  fallen  in  dem  königlichen  Beirathe 
fort    Der  König  femer  hält  öffentlich  auf  dem  Markte  Gericht, 
die  Sitzungen  des  Senates  sind  weder  öffentlich,  noch  finden  sie 
auf  dem  Markte  statt.    Der  Senat   als  solcher  kann  also  nicht 
den  richterlichen  Beirath  des  Königs  bilden.  Er  konnte  sich  bei 
wichtigen  Sachen  mit  dem  Senate  berathen,  welchen  Sprach  er 
als  Richter  fällen  wollte;  aber  beim  ürtheilssprechen  selbst  ver- 
fuhr er  auf  die  herkömmliche  Art    So  machte  es  nach  Diony- 
sius  •)  der  König  Tullus  Hostilius  bei  der  Verrätherei  des  Alba- 
ners Mettus  Fufetius.  Er  versauunelte  vorher  den  Senat,  berieth, 
nachdem  er  die  Zeugen  verhört,  mit  ihm,  wie  er  den  Verr&ther 
strafen,  wie  die  Strafe  ausführen,  wie  Alba  selbst  für  die  Zu- 
kunft unschädlich  machen   sollte.     Nachdem  er  für  alle   seine 
Massregeln  im  Voraus  die  Billigung  des  Senates  erhalten  hatte, 
sitzt  er  dann  zu  Gericht  und  fuhrt  das  Beschlossene   aus.    Ein 
ähnliches  Verfahren  fand  in  demjenigen  Falle  statt,  den    man 
allein  für  die  Verwendung  des  Senates  als  richterlicher  Behörde 
unter  den  Königen  anführt.*®)    Der  König  Tarquinius  war    auf 
Anstiften  der  Söhne  von  Ancus  Marcius  durch  Hirten  getödtet 
worden;  aber  man  hatte  den  Tod  des  Königs  verheimlicht   und 
Servius  TuUius  als  dessen  Stellvertreter  die  Macht  an  sich   ge- 
rissen.   Livius^)   berichtet  nicht  über  die  Strafe  der  Mörder, 
von  den  Anstiftern  des  Mordes  nur,  sie  seien  nach  Suessa  Po- 


a)  Dionyg.  m,  26  und  27  und  90. 

b)  Liv.  I,  41. 
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metia  in  die  Verbannimg  gegangen.  Zonaras  erzählt,  ^)  Servius 
habe  die  Mörder  vor  den  Senat  geführt:  sie  seien  yerortheilt  und 
hingeriehtet  worden.  Aber  er  sagt  damit  nicht,  sie  seien  im  Se- 
nate verurtheilt  worden.  Servius  mochte  im  Senate  die  Sache 
erzählen,  auch  die  Mörder  und  andere  Zeugen  dort  vernehmen ; 
aber  die  förmliche  Verurtheilung  geschah  ohne  den  Senat  an  or- 
dentlicher Gerichtsstätte.  Aus  Dionysius'  Erzählung  ergiebt  sich 
über  die  Mitwirkung  des  Senates  nichts^);  im  Gegentheil  die 
Verurtheilung  der  Söhne  von  Ancus  Marcius  (und  auch  über  sie 
musste,  wemi  überhaupt  eine  Verhandlung  im  Senate  stattfand, 
dort  gesprochen  worden  sein)  geschah  auf  dem  Markte :  sie  vnir- 
dea  durch  den  Herold  vor  Gericht  geladen  und  als  sie  nicht 
erschienen,  ihre  Verbannung  als  gesetzmässig  ausgesprochen, 
ihre  Güter  eingezogen. 

Also  der  Senat  hatte  unter  den  Königen  keinen  Theil  an 
der  richterlichen  Gewalt.  Aber  den  Priestern  hat  man  Theil- 
uahme  daran  zugeschrieben  imd  von  geistlichen  Gerichten  ge- 
sprochen, denen  Bestrafung,  ja  sogar  in  gewissen  Fällen  die 
Hinrichtung  Römischer  Bürger  und  Bürgerinnen,  ohne  Zuziehung 
der  weltlichen  Gerichtsbarkeit,  zugestanden  hätte.  Die  Frage  ist 
interessant  und  von  den  Gelehrten  auf  verschiedene  Weise  be- 
antwortet worden:  einige  haben  sie  bejaht,  andere  wenigstens 
ßr  die  Königszeit  verneint  Auch  wir  müssen  sie  hier  behan- 
deln, wollen  aber,  nm  nicht  Zusammengehöriges  zu  trennen,  die 
königliche  mit  der  republicanischen  Zeit  verbinden  und  über  die 
^)genamite  geistliche  Gerichtsbarkeit  bei  den  Römern  überhaupt 
sprechen. 

Freilich  ist  dieser  Ausdruck,  wenn  man  ihn  im  heutigen 
Sinne  nimmt,  nicht  passend.  Denn  es  hat  in  Rom  niemals,  was 
wir  sagen,  einen  geistlichen  Stand  gegeben.  Die  niedem  Priester- 
ämter mögen  zum  Theil  von  Leuten  verwaltet  worden  sein, 
welche  daraus  eine  Beschäftigung  machten  und  ihren  Lebens- 


a)  Zonaiaa  VII,  9  touc  a6T^}^cipac  xou  Tapxuvfou  icp6c  tt^v  "jt^oMalv* 
s^oc^aye,  hia  tJjv  iirtßouX^v  xdy(a'  Iti  ydp  pj^  ixelvov  TcpocciroietTO  xal  ol 
{ttv  xvn^^ta^tm^  dir^0avov,  ot  H  xou  Mapxfou  ulol  cpoß7)^<vTec  e(c  O60X06- 
nvjq  xax^^uf ov. 

b)  Dionya.  m,  73  und  IV,  5. 
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unterhalt  zogen:  sie  beanspruchten  aber  deshalb  nie,  einen  be- 
sondern, oder  gar  einen  vor  den  übrigen  ausgezeichneten  Stand 
zu  bilden.  Die  hohem  Priesterämter  waren  stet«  Elirenauszeich- 
nungen  von  Staatsmännern,  welche  deshalb  nicht  aufhörten, 
Staatsmänner  zu,  sein.  Es  konnte  daher  auch  keine  geistliche 
Gerichtsbarkeit  geben,  vermöge  welcher  die  Mitglieder  des  geistr 
liehen  Standes  bei  allen  Vergehungen  vor  geistliche  Gerichtshöfe 
gezogen  worden  wären:  es  kann  nur  die  Frage  sein,  ob  und  in 
wie  weit  die  Priester  (pontifices)  in  Sachen,  welche  die  Religion 
angingen,  eine  Gerichtsbarkeit  gehabt  haben.  Die  neuere  An- 
sicht**^) darüber  ist  folgende.  Unter  den  Königen,  nimmt  man 
an,  habe  keine  Gerichtsbarkeit  der  Priester  über  Religionsverge- 
hen bestanden:  die  Ma(*htfülle  der  Könige  sei  im  Rechtsprechen 
unbeschränkt  und  gleicherweise  über  Religions-  und  weltliche 
Verbrechen  ausgedehnt  gewesen.  Dagegen  in  der  republicanischen 
Zeit  hätten  die  Priester  freier  gestanden :  sie  hätten  eine  umfang- 
reiche, selbst  bis  zur  Todesstrafe  sich  erstreckende,  Gerichtsbar- 
keit auch  über  Personen  nicht  priesterlichen  Standes  gehabt.  Diese 
Verschiedenheit  in  den  Rechten  der  Priester,  welche  in  der  kö- 
niglichen und  republicanischen  Zeit  bestehen  soll,  ist  bemerken^-, 
werth.  Sie  ist  an  sich  nicht  wahrscheinlich,  so  sehr  die  Priester 
auch  durch  die  Vertreibung  der  Könige  thatsächlich  einen  unab- 
hängigeren Einfluss  auf  den  Staat  gewinnen  mochten.  Es  herrscht 
bei  den  Römern  durch  alle  Zeiten  hindurch  solche  Gleichmässig- 
keit  der  Rechtsanschauungen,  dass  eine  so  starke  Veränderung 
in  einem  der  wichtigsten  Theile  des  Staatslebens  schwerlich  ein- 
getreten sein  wird. 

Dass  in  der  königlichen  Zeit  keine  abgesonderte  geistliche 
Gerichtsbarkeit  irgend  einer  Art  bestand,  ist  sicher.  Der  Ueber- 
lieferung  nach  schuf  der  König  die  Priester,  wies  ihnen  ihre  Ob- 
liegenheiten an  und  war  nicht  minder  kundig  des  geistlichen, 
wie  des  weltlichen  Rechtes.  Unter  seinen  ersten  Pflichten  wird 
die  Sorge  für  die  Religion  genannt  •*)  und  in  deren  Ausübung 
war  er  nicht,  wie  in  seinen  weltlichen  Pflichten,  an  die  Mitwir- 
kung der  andern  Staatsgewalten  gebunden.    Dionysius,  wo   er 


a)  Dionys.  II,  14. 
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von  der  Eiiisetzung  der  Priester  durch  Nmna  erzählt,  sagt  aus- 
drüctlich : •)  „sie  sind  Herren  über  die  wichtigsten  Sachen. 
Denn  sie  richten  über  alle  religiösen  Fälle  sowohl  für  Privat- 
leute, als  für  die  Beamten,  als  für  die  Diener  der  Götter  **,  und 
später:  „sie  sind  unverantwortlich  gegen  jedes  Gericht  und  jede 
Strafe,  weder  dem  Senate  Rechenschaft  gebend  noch  dem  Volke  ^. 
Also  die  Könige  verpflichtete  nicht  das  Herkommen,  bei  ihren 
Entschlüssen  über  religiöse  Sachen  den  Ratli  des  Senates  einzu- 
holen, noch  dachten  sie  je  daran,  in  dieser  Beziehung  ihre  Macht 
mit  dem  Volke  zu  theilen.  Es  war  ein  durchgehender  Grundsatz 
des  Römischen  Staates,  die  Kenntniss  der  Religion  und  der  Ce- 
rimonien  als  besondere  Wissenschaft  anzusehen,  und  sie  dem- 
gemäss  der  Aufeicht  der  weltlichen  Behörden  zu  entziehen.  Un- 
ter den  Königen  gab  es  noch  keinen  Oberpriester  (pontifeoi  mor- 
ximusj:  der  König  fahrte  als  solcher  die  Aufsicht  über  daa 
Colleginm  der  Pontifices,  *^)  und  war  zugleich  das  erste  Mitglied 
desselben.  Somit  lag  in  ihm  die  höchste  richterliche  Gewalt  mit 
der  höchsten  geistlichen  vereinigt  und  von  der  Frage,  ob  die 
eine  die  andere  beherrscht  habe,  kann  in  königlicher  Zeit  eigent- 
lich nicht  die  Rede  sein. 

Bei  Errichtung  der  Republik  trat  eine  Trennung  ein:  die 
weltliche  Macht  ging  auf  die  Consuln  über,  die  geistliche  auf 
denjenigen,  welcher  nicht  sogleich,  aber  allmälig  den  Namen 
Oberpriester  erhielt.  Denn  der  für  die  Opfer  an  des  Königs 
Stelle  ernannte  rea  sacrificulus  wurde  ausdrücklich  von  der  Aus- 
itbong  aller  politischen  Macht  ausgeschlossen.  Der  Zusammen- 
hang der  Staatsgewalten  begründet  die  Vermuthung,  dass  der 
oeue  Oberpriester  zu  dem  Collegium  der  Pontifices  eben  so  wie 
einst  der  König  gestanden  habe.  Die  Erben  der  weltlichen 
Macht,  die  Consuln,  änderten  auch  nicht  die  Stellung,  welche 
ehemals  die  Könige  zu  dem  Senate,  als  einer  berathenden  Körper- 
schaft, eingenonmien  hatten.  Frühere  Gelehrte  stellten  sich  das 
Verhältniss  anders  vor :  sie  meinten,  der  Oberpriester  habe  nach 


*)  Dionys.  II,  73  tioi  hi  [Aryiotuiv  itpaYfx^Tuiv  x'jptof   xai  ^dp   8tx<iCoo- 


104  I^cr  Oberpriester  und  sein  Collegium. 

nothwendiger  Zuziehung  des  nach  Stimmenmehrheit  entscheiden- 
den  Collegiums    gleich    dem    Vorsitzenden   eines   Gerichtshofes 
seine  Entscheidungen  gefallt.    Indessen  ein  solches  Verhältoiss 
zwischen    einem  Beamten   und  einer  Versammlung  gab  es   zu 
Anfang  der  Republik  noch  nicht  im  Römischen  Staate:   es  bil- 
dete sich  erst   später  in  den  Geschworengerichten.    Daher  hat 
man  in  neuerer  Zeit  jene  Ansicht  verworfen.®)  Der  Hauptgrund 
gegen  dieselbe  liegt  in  dem  Umstände,  dass  keine  Anzahl  von 
Pontifices  bestimmt  war,  welche  zum  Fassen  einer  gültigen  Entr 
Scheidung  nöthig  gewesen  wäre,  eine  Bestimmung,   ohne  welche 
das  Collegium  nicht  nach  Art  eines  RichtercoUegiums  entschei- 
den konnte.  Zw^ar  findet  sich  bei  Cicero  ^)  die  Aeusserung,  die^ 
jenigen  religiösen  Entscheidungen,  welche  drei  Priester  getroffen 
hätten,  seien  immer  vom  Römischen  Volke  und  allen  Staatsge- 
walten geachtet   worden.     Diese  Sitte  ist   entstanden  aus   der 
Beobachtung  der  Mehrheit;  denn  das  älteste  Collegium  der  Pon- 
tifices bestand  aus  fanf  MitgUedem.    Dass  es  aber  eben  nur  eine 
Sitte,  ein  GebraucTi  ist,  beweist  Ciceros  Ausdruck  selbst,  wenn 
er  sagt,   die  Ansicht  von  drei  Mitgliedern  sei  dem  Römischen 
Volke    immer  „hinreichend  ehr^^ürdig  und   heilig"  erschienen; 
darin  liegt  nicht  die  Bezeichnung  einer  festen  Regel,  einer  gesetz- 
lichen Bestimmung.    Auch  an   sich    war  eine  Festsetzung  der 
Mehrheit  auf  drei  zu  Ciceros  Zeit  unmöglich ;  denn  die  Zahl  der 
Mitglieder  war  seit  dem  Ogulnischen  Gesetz  bis  auf  Sulla  acht, 
später  fanfzehn,   unter  den   Kaisem  unbestimmt.    Hätten  auch 
damals  drei  Priester  endgültig  entscheiden  können  und  musste 
der  Oberpriester  diese  Entscheidung  annehmen,   so  hätte  eine 
sehr  geringe  Zahl  alle  Gewalt  gehabt  und  die  Urtheile  des  Col- 
legiums wären  zufällig  geworden.    In  den  Worten  Ciceros  kann 
daher  nur  der  Sinn  liegen,  drei  Pontifices  genügten,  um  das 
Collegium  darzustellen;   aber  die   gültige  Entscheidung  konnte 
nicht  in  den  Händen  eines  solchen  Collegiums,  sondern  nur  bei 
dem  Erben  der  königlichen  Macht,  dem  Oberpriester  selbst,  lie- 


a)  Cicero  de  har.  respons.  6,  12  quod  tres  pontifices  statoissent,  id 
semper  popolo  Romano,  semper  senatai,  semper  ipsis  dis  immortalibus  satis 
sanctum,  satis  augustam,  satis  religiosum  esse  visiun  est. 
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geiL    Diesem  Verhiltniss  widerspricht  auch  nicht  die  Erzählung 
Yon  dem  Oberpriester  Licinius  bei  Livius. »)    Es  handelte  sich 
im  Senate  darum,   dstös  ein  Staatsgelübde  in  der  Höhe  einer 
nicht  bestimmten  Geldsumme  (ex  pecunia  incerta)    geschehen 
sollte:   der  Oberpriester,    der  zugegen  war,   erklärte,  dies  sei 
nach  religiösen  Grundsätzen  nicht  erlaubt.    Darauf  bekonmit  der 
Consol  den  Auftrag,   das   CoUegium  der  Pontifices  zu  fragen: 
dieses  entscheidet  gegen  den  Oberpriester,   das  Gelübde  wird 
j^than  und  der  Oberpriester  selbst  vollzieht  dabei  die  religiösen 
Cerimonien.    Müsste  man  dies  so  verstehen,  als  ob  der  Ober- 
priester zuerst  seine  Meinung  abgegeben  und  dann  das  CoUe- 
gium gegen  ihn  entscMeden  habe,    so   käme  man  in  der  That 
ZQ  dem  Ergebniss,  dass  die  Entscheidung  nicht  von  dem  Ober- 
priester,   sondern    nur  von  seinen  Collegen   abgehangen  habe, 
dass  die  Stimmenzahl  das  Massgebende  gewesen  sei:  man  ver- 
misste  dann  eine  Nachricht  über  die  zu  einem  Beschlüsse  nöthige 
Zahl  der  Anwesenden,  man  schriebe  dem  CoUegium  der  Ponti- 
fieeif  einen  richterUchen  Charakter  zu.     Indessen  Livius'  Bericht 
kann  man  auch  als  abgekürzt  betrachten.    Bei  den  Verhandlun- 
gen im  Senate  machte  der  Oberpriester  den  Einwurf,  ein  Staats- 
gelübde könnte  nur  auf  eine  bestimmte  Smnme  gerichtet  werden : 
er  machte  ihn  in  der  Sitzung  selbst,    ohne  die  Sache  und  das 
Herkommen  untersucht  zu  haben.    Ohne  Zweifel  widersprachen 
^«ogleich  Einige  und  der  Senat,   aus  Achtung  vor  der  Aeusse- 
nmg   des  Oberpriesters,   trug  dem  Consul  auf,  die  Sache  den 
«mdmmgsmässigen  Weg  gehen  zu  lassen  und  der  Begutachtung 
der  Pontifices  und  des  Oberpriesters  zu  überweisen:  das  Resul- 
tat ihres  Gutachtens  war,  dass  Beide,   das  CoUegium  und  der 
Oberpriester  selbst,  sich  for  die  Zulassung  des  Gelübdes  ausspra- 
chen.   Wnr  haben  also  bei  Livius  nicht  eine  Nachricht  über  die 
Art  der  Beschlussfassung  oder  die  Abstimmung  des  CoUegiums 
der  Pontifices,  sondern  über  eine  Uebereilung  des  Oberpriesters 
und  die  Rücksicht,  welche  man  demselben  von  Seiten  der  übri- 
g€si  Staatsbehörden  zeigte. 

Die  Steflung  des  Oberpriesters  war  demnach  dieselbe,  wie 


a)  Uv.  XXXI,  4 
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diejenige  der  übrigen  Beamten,   der  Consuln  und  der  Prätoren. 
Diese  entscheiden  selbständig;   aber  die  Sitte  ^ebt  ihnen  einen 
selbstgewäJüten  Beirath,  auf  den  sie  hören  und  in  dem  sie  nach 
Stinmienmehrheit  entschriden  lassen.    Der  Oberpriester  entschei- 
det auch  selbständig,  hat  aber  seinen  stehenden  Beirath  in  dem 
Collegium  der  Pontifices,  das  ihm  durch  R^^ligion  und  Sitte  bei- 
geordnet ist.    Die  übrigen  Beamten  sind  für  ihre  Entscheidungen, 
selbst  wenn  sie  dieselben  nach  dem  Gutachten  ihres  Beirathes 
gegeben  haben,  persönlich  verantwortlich,  der  Oberpriester  ist  in 
keinem  Fall  weder  dem  Volke  noch  dem  Senate  Rechenschaft 
schuldig.  In  seiner  eigenen  Sache,  erzählt  Cicero  ^),  hätten  sehr 
viele  Pontifices  der  Sitzung  beigewohnt  und  ihre  Stimme  zu  seinen 
Gunsten  abgegeben.     „Ueber  keine  Sache,  sagt  er,  hat  jemals 
eine  so  zahlreich  besuchte  Sitzung  der  Pontifices  stattgefunden, 
nicht  einmal,  wo  es  sich  um  Leben  und  Tod  von  Vestalischen 
Jungfrauen  handelte.    Und  doch,  ist  es    bei  der  Untersuchung 
eines  Verbrechens  wichtig,    dass  so  viele  als  möglich  zugegen 
sind ;  denn  dabei  haben  die  Pontifices  die  Macht  nicht  bloss  von 
Auslegern   des  Herkommens,  sondern  auch  von  Richtern.    Die 
Auslegung  des  religiösen  Rechtes  kann  selbst  von  einem  einzigen 
erfahrenen  Priester  richtig  geschehen;   aber  es  wäre  hart  and 
unbillig,    wenn  dies  auch  bei  einem  Gerichte  über  Leben  und 
Tod  geschähe."    Hier  erklärt  Cicero  ausdrücklich,    wenngleich 
in  seiner  Sache  das  zahlreich  versammelte  Collegium  geurtlieilt 
hätte ,  reichten  doch  sonst  wenige ,  ja  selbst  ein  Pontifex  hin  und 
dieser,   wahrscheinlich  der  Oberpriester,    dürfe  sogar  über  das 
Leben  einer  Vestalischen  Jungfrau  absprechen  —  ein  vollkom- 
mener Beweis ,    dass   coUegialische  Behandlung  der  unter    den 
Spruch  der  Pontifices  fallenden  Gegenstände ,  wenn   gleich  viel- 
leicht herkömmlich,  doch  nicht  nothwendig  war.    Herkönmüich 


a)  Cic.  de  har.  resp.  7,  13  an  der  schon  oben  angefahrten  Stelle: 
Nego  nnqnam  post  sacra  constituta,  quorum  eadem  est  antiquitas  quae 
ipsins  urbis,  ulla  de  re,  ne  de  capite  quidem  viiginum  Vestaliom,  tarn  fre- 
qaenB  collegium  indicasse:  quamquam  ad  facinoris  disquisitionem  interest 
adesse  quam  plurimos;  ita  enim  est  interpretatio  illa  pontificom,  at  eidem 
potestatem  habeant  iudicam.  Religionis  explanatio  vel  ab  uno  pontifice  pe> 
rito  recte  fieri  potest,  quod  idem  in  iudicio  capitis  darum  atqae  iniquum  est. 
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war  es  auch,  dass  eine  förmliche  Untersuchung  stattfand;  es 
i^prachen  Anwälte  von  beiden  Seiten,  die  Verhandlung  war 
öffentlich.*)  Also  der  Oberpriester  sprach  die  Entscheidung, 
aber  nach  der  Ansicht  des  Collegiums  (de  coUegii  senterUia), 
nach  ordentlich  untersuchter  Sache :  er  selbst  vertrat  den  Spruch, 
mochte  derselbe,  wie  es  gewöhnlich  war,  von  der  Mehrheit  sei- 
ner Collegen  ausgehen,  oder,  wie  es  ohne  Zweifel  auch  öfter 
geschah,  von  ihm  allein  herrühren.®) 

Demnach  kann  man  bei  der  Untersuchung  über  die  geist- 
liehe Gerichtsbarkeit   das   Collegium    der   Pontifices  unerwähnt 
lai^en:  es  kommt  nur  auf  die  Amtsgewalt  des  Oberpriesters  an. 
Di^e  war,  wie  die  der  andern  Beamten,  eine  doppelte,  erstlich 
eine  Zwangsgewalt,    welche  ihm  die  Mittel  darbot,   um  seinen 
Befehlen  Gehorsam  zu  verschaffen,  zweitens  die  richterliche  Ge- 
walt, vermöge  deren  er  über  bestimmte  Verbrechen  entschied. 
Das  erste  ist  das  geringere.    Wenn  der  Oberpriester  in  ihm  be- 
schrankt und  einer  höheren  Gewalt  unterworfen  ist,  so  darf  man 
oiit  Sicherheit  eine  noch  grössere  Beschränkung  bei  seiner  rich- 
terlichen Gewalt  annehmen.    Freilich  machen  vrir ,  wie  wir  aus- 
drücklieh  bemerken,  dies.en  Unterschied  in  der  Amtsgewalt  des 
Oberpri^ters  nach  der  Anschauung  unserer  Zeit,  nicht  nach  der 
Ansicht  des  Römischen  Alterthums.    Dieses  naimte  das  Entschei- 
den in  beiden  Fidlen  „urtheilen'\  ^) 

Die  Zwangsgewalt  also  konnte  geübt  werden  entweder  ge^ 
gen  die  Mitglieder  des  eigenen  Collegiums  oder  gegen  ausser- 
halb desselben  stehende  Priester,  Beamte  und  Privatpersonen. 
Es  wird  uns  von  vier  Fsilen  berichtet,  in  denen  der  Oberprie- 
"iter  gegen  Mit^eder  seines  Collegiums  wegen  Ungehorsam  Stra- 
fen verhängte.    Alle  Fälle  sind   aus  der  besten  Zeit  der  Repu- 


^  Cic  L  1.  6,  12  causa  cognita,  duobus  iocis  dicta,  maxima  frequentia 
4tpli8äimoram  ac  sapientissimoram  civium  astante. 

b)  Dionys.  n,  73  thX  hk  täv  fAey^aTcov  itpaypiaTwv  xupiof  xai  ydp  Äixrf- 
,vj«'»  ovToc  xi«  lepas  8(xa€  ^rAaai  ihtih'zaiz  Tf  xotX  «Ifpyouoi  xaX  XeiTOupyotc 
•«*^;  Paul,  fixe  Fest  p.  126  maximus  pontifex  dicitur,  quod  maximus 
'^^nan^  qoae  ad  sacra  et  religiones  pertincnt,  iudex  »it  viiidexque  conta- 
^^ciae  privatorum  magistrataumque.  Cicero  an  der  angefahrten  Stelle 
"^  bar.  re»p.  7,  13  sagt  von  der  Entscheidung  der  Priester  über  sein  Haus : 
^^^-ulla  de  re-tam  frequens  consilium  iudicasse. 
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blik.    In  drei  derselben  handelt  es  sich  darum,  dass  der  Ober- 
priester  einem  Flamen,    dem  Martialis    and    Quirinalis,  nicht 
gestatten  will,  in  die  Provinz  zu  gehen.    Der  erste  Fall  ist  vom 
Jahre  242  v.  Chr.,  des  Oberpriesters  Q.  Caecilius  Metellas  gegen 
den  Consul  A.  Postumios  Albinus»);  der  zweite  von  189  v.  Chr. 
des  Oberpriesters  P.  Licinius  gegen  den  Prätor  Q.  Fabius  Pi- 
ctor;  **)  der  dritte  von  131  v.  Chr.  des  Oberpriesters  P.  Licinius 
Grassus,  der  seinem  CoUegen  im  Consolat  L.  Yalerios  Flaccus 
nicht  erlauben  will,   den  Krieg  gegen  Aristonicus  zu  fahren.®) 
Der  vierte  Fall  endlich  vom  Jahre  180  v.  Chr.  ist  ähnlich.    Der 
Oberpriester  C.  Servilius  wollte  den  zum  rex  aacrorum  bestimm- 
ten L.  Cornelius Dolabella  nicht  anders  einweihen,  als  wenn  der- 
selbe ein  von  ihm  bekleidetes  Amt  (er  war  Ilvir  navalia)  nie- 
derlegte. In  allen  diesen  Fällen  legte  der  Oberpriester  denen,  die 
seinem  Befehl  nicht  nachkommen  wollten,  eine  Geldstrafe  auf,  die 
mit  Strafe  Bedrohten  riefen  die  Volkstribanen  zu  Hälfe  und  legten 
Berufung  an  die  Volksversammlung  ein.      Das   Volk  entsdiied 
am  Ende,  durch  religiöse  Gründe  bewogen,   immer  zu  Gansten 
des  Oberpriesters,  erliess  aber   die  Geldstrafe.     Dies  Letztere 
sagen  ausdrücklich  Cicero  und  Livius.  '^)    Es  war  also  des  Ober- 
priesters Gewalt  in  dieser  Beziehung  nicht  unumschränkt:    es 
konnten  die  Volkstribunen  eingreifen,  es  konnte  von  ihr,   ^wie 
von  dein  Urtheil  jedes  andern  Beamten,  Berufung  an  das  Volk 
eingelegt  werden  und  dieses  hatte  die  höhere  Entscheidung.     Tu 
dem  einem  Falle,  wo  der  rea^  sacrarum  sein  weltliches  Amt  nicht 
hatte  niederlegen  wollen,  war  die  Sache  eigen  gegangen.  Es 
bei  der  Volksversammlung  der  Antrag  gestellt  w<Htlen,   der 
Weihende  solle  sich  dem  Oberpriester  fügen  und  dafür  die  Geld- 
strafe erlassen  bekommen:   die  Mehrzahl  der  Tribos  hatte  dies 
genehmigt,  als  die  Comitien  wegen  Unwetters  aufgehoben  ^rux*— 
den.    Eine  neue  Volksversammlung  fand  nicht  statt  and     d^r 
Oberpriester  weihte  nicht  den  Anfangs  dazu  Bestimmten,  sondei-x] 


a)  Liv.  ep.  XIX;  Val.  Max.  I,  1,  2. 

b)  Liv.  XXXVn,  51. 

c)  ac.  PhU.  XI,  8,  18. 

d)  Liv.  XL,  42. 
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einen  Andern.  Er  wieh  also  von  der  Entscheidung  des  Volkes 
ab,  aber  nor  deshalb,  well  dieselbe,  wenngleich  thatsächlich 
vorhanden,  dennoch  nicht  in  der  gehörigen  Form  erlassen  und 
gesetzlich  nicht  abgegeben  war  —  ein  bemerkenswerthes  Bei- 
spiel, dass  das  Urtheil  der  Volksversammlung  von  der  durch 
den  Vorsitzenden  erlassenen  Bekanntmachung  abhing.  Der  Se- 
nat hatte  in  allen  diesen  Fällen  keine  Entscheidung.  Er  konnte 
allerdings  sein  Gutachten  abgeben  und  Vermittelung  versuchen: 
io  80  weit  wird  er  bei  dem  Streite  des  Prätor  Q.  Fabius  mit 
dem  Oberpriester  erwähnt  Aber  die'  endgültige  Entscheidung 
ging  vom  Volke  aus. 

Wenn  die  Zwangsgewalt  des  Oberpriesters  gegen  die  Mit- 
gfieder  seines  eigenen  Collegiums  und  in  unzweifelhaft  religiösen 
Fragen  auf  diese  Weise  beschränkt  war,  so  konnte  sie  nicht 
grösser  sein  gegen  andere  Priester  oder  gar  gegen  Beamte  und 
Privatpersonen:  immer  musste  es  den  Betroffenen  frei  stehen, 
die  Volkstribunen  zu  Hülfe  zu  rufen  und  sich  des  Rechtsmittels 
der  Provocation  zu  bedienen.  Der  Oberpriester  konnte  thatsäch- 
lich mehr  Einfluss  haben  auf  niedrig  stehende  Bürger,  denen 
es»  nicht  leidit  war ,  die  Hülfe  der  Tribunen  zu  gewinnen.  Aber 
ges^zlicb  musste  seine  Gewalt  am  meisten  in  der  Leitung  seines 
eigenen  Collegiums  hervortreten.  Wir  finden  einen  Fall  erwähnt, 
wo  der  Oberpriester  einem  Augur  eine  Geldstrafe  auferlegte: 
dieser  l^te  Berufimg  an  das  Volk  ein.  *)  Für  Einwirkung  auf 
Beamte  und  Privatpersonen  fehlte  es  dem  Oberpriester  selbst 
an  ftossem  Mitteln:  er  hatte  nicht  Lictoren  oder  andere 
Diener,  denen  Zwang  erlaubt  gewesen  wäre.  Er  musste  sich 
daher  auf  Beschlüsse  beschränken  und  zu  ihrer  Ausführung  die 
weHliehe  Macht  in  Anspruch  nehmeiL  Diese  folgte  ihm  in  der 
Regel  willig,  wie  vrir  denn  auch  in  den  schon  angeführten  Bei- 
spielen gesehen  haben,  dass  die  Volksversammlung,  trotzdem 
die  selbstsüchtigen  Absichten  der  Oberpriester  nicht  zu  verken- 
nen waren,  dennoch  ihr  Ansehen  sorgfältig  schonte,  aus  religi- 
öser Scheu,  nicht  aus  gesetzlichem  Zwange.  Gleicherweise  hol- 
tai  die  Beamten,  wo  religiöse  Fragen  vorkamen,  das  Gutachten 


a)  Festos  p.  343  s.  v.  Satomo. 
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der  Pontifices  ein,  schalteten  aber  sonst  unumschränkt  nicht 
minder  in  geistlichen  Sachen  als  in  der  weltlichen  Regierung  des 
Staates.«*) 

Die  richterliche  Gewalt  der  Pontifices,  vne  wir  sie  genannt 
haben,  beschränkt  sich  auf  diejenigen  Fälle,  in  denen  über  reli- 
giösen Incest  Vestalischer  Jungfrauen  zu  entscheiden  war.  Dass 
die  Stellung  des  Oberpriesters  seinen  Collegen  gegenüber  hierbei 
dieselbe  war,  wie  bei  der  Ausübung  der  Zwangsgewalt,  ist  na- 
türlich: es  wird  ausdrücklich  bestätigt  durch  die  oben*)  ange- 
führte Stelle  Ciceros,  in  der  er  keinen  Unterschied  zwischen 
sonstigen  Entscheidungen  des  Collegiums  und  den  Urtheilen  über 
Vestalische  Jungfrauen  macht  und  nur  bemerkt,  es  ^nürde  hart 
und  unbillig  sein,  wenn  die  letztem  nur  von  einem  einzigen  Priester 
gefällt  würden.  Daher  wurde,  als  in  einem  Falle  das  Volk  mehr 
religiösen  Aberglauben  als  die  Pontifices  selber  zeigte  und  mit 
der  Freisprechung  von  Vestalinnen  unzufrieden  war,  der  Ober- 
priester, trotzdem  dass  er  seinen  Spruch  in  Uebereinstimmung 
mit  seinem  CoUegium  gefällt  hatte,  ganz  besonders  getadelt  und 
angegriffen:^)  diese  Angriffe  wären  unmöglich  gewesen,  w^nn 
er  an  das  Urtheil  seiner  Collegen  gebunden  war:  er  musste  ge- 
setzlich unumscliränkt  und  allein  verantwortlich  sein,  lieber  das 
richterliche  Verfahren  vor  den  Pontifices  haben  wir  wenig  Nach- 
richt: es  scheint  dem  sonst  bei  weltlichen  Vergehen  geltenden 
nachgebildet  gewesen  zu  sein.  Es  fand  ein  Verhör  und  Foltern 
der  Sclaven,  die  der  Vestalin  angehörten,  statt,  ^)  auch  die  aus- 
reichendste Vertheidigung  der  Angeklagten:  der  Termine  gab  es 
so  viele,  als  nöthig  waren.  **) 

Indess  die  Hauptfrage  ist,  ob  die  Gerichtsbarkeit  des  Ober- 
priesters mit  seinem  Beirath  von  Pontifices  eine  unumschränkte 


a)  S.  oben  S.  106. 

b)  Ascon.  in  Mil.  p.  i6  Sex.  Peducaeus  tribonus  plebis  criminatus  est 
L.  Metellum,  pontificem  maximom,  totomque  collegium  pontificum  male  ia- 
dicasse  de  incesto  virginum  Vefitalium. 

c)  Lfv.  VIII,  15;  Dionys.  Vlfl,  89;  IX,  40. 

d)  Liv.  lY,  44  vom  Jahre  420  v.  Gbr.  Ampliatam,  deinde  absolutam 
pro  collegii  sententia  pontifex  maximns  abstinere  iocis  colique  sancte  potius 
quam  scite  iussit. 
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war  oder  ob  es  eine  höhere  Instanz  über  ihr  gab.    Die  Berichte 
der  Schriftsteller  sind  schwankend  und  liefern  kein  sicheres  Er- 
gebnis«.   Die  königliche  Zeit,  wo  der  oberste  Richter  auch  ober- 
ster Pontifex  und  die  höchste  weltliche  Macht  mit  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  in  einer  Person  vereinigt  war,  kann  für  die  Ver- 
hältnisse der  Republik  nicht  massgebend  sein.    Wo  Dionysius*) 
TOD  der  Einsetzung  der  Vestalischen  Jungfrauen  durch  Numa 
berichtet,  sagt  er,  bei  Vergehungen  derselben  seien  Untersucher 
imd  Vollzieher  der  Strafe  die  Pontifices :  er  besclireibt  dann  den 
Hergang  bei  Bestrafung  der  wegen  ünkeuschheit  Verurtheilten, 
die  lebendig  begraben  wurden.   Er  meint  nicht,  diese  Strafe  sei 
TOQ  Numa  eingesetzt  worden:  er  hat  nur  die  Beschreibung  der 
Strafe,  wie  sie  später  und  überhaupt  wäiirend  der  längsten  Zeit 
des  Römischen  Staates  bestand,  sogleich  mit  der  Erzählung  von 
der  Einsetzang  der  Vestalinnen  verbunden.  Denn  dass  eine  Ver- 
änderung in  der  Strafe  der  Jungfrauen  eingetreten  sei,  berichtet 
er  selbst,  *»)  wo  er  von  dem  Vergehen  der  Rhea  Silvia  erzählt, 
welche  ihr  Oheim  Amulius  mit  Ruthen  peitschen  und  hinrichten 
bisen  wollte:  das,  sagt  er,  wäre  damals  die  Strafe  der  Vestar 
linnen  für  verletzte  Keuschheit  gewesen.  Femer  erwähnt  er  spä- 
ter von  Tarquinius  Priscus,  ^)  derselbe  habe  die  Zahl  der  Vesta- 
linnen vermehrt  und  für  ihre  ünkeuschheit  eine  andere  Bestra- 
fiiDg  durch  die  Pontifices  angeordnet,  sie  auch  alsbald  selber  an 
der  Pinaria  vollzogen.    Denselben  Fall  erzählt  Zonaras,  ^)  eben- 
&Ils  mit  der  Bemerkung,  diese  Strafe  hätte  damals  Tarquinius 
zuerst  angewendet    Also  der  König  ändert  die  Strafe,  er  ver- 
mehrt die  Zahl  der  Vestalinnen:  es  heisst,  er  selbst  habe  eine 
Yestalin  verurtbeilen  lassen  und  doch  auch  wieder,  die  Pontifices 


a)  Dionys.  II,  67  J>v   iivzaTxai  xc  xal  xoXaoxal  xard  v^(a,ov   tkh   ol 

b)  Dionys.  I,  78  vOv   {i£vto(   C<uoac  xaropuTTCodai  xaurac  6  tu>v  lep^oiv 

c)  Dionys.  III,  67  hoxtl  hi  %o\  rdc  Ti{i.ti>p{ac,  aU  xoXdCovTai  itpöc  tü>v 
^«^"S^vcÄv  al  |iTj  9uXdfo9Guaai  t>^v  icap&cv^av,  ^xetvoc  i^eupelv  irpuiTOC  —  Tp4- 
*X  Ik  tip.a>p{flic  ^onc  iorlv,  t{>  xoXdfCouoi  xac  8ta^i^ape(oac,  £v  v^  Tipo  Tauri)« 

d)  Zon.  Vn,  8. 
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hätten  Beides  gethan.  Alles  dies  ist  erklSrlich,  wenn  man  fest- 
hält, dass  der  König,  wie  wir  auseinandergesetzt  haben,  der 
höchste  Priester  war  und  das  Collegium  der  übrigen  Pontifices 
zu  seinem  Beirath  hatte.  ^)  Ganz  besonders  bemerkenswerth  ist 
es,  dass  unter  den  Jiönigen  eine  doppelte  Art  der  Strafe  für  die 
Vergehen  der  Vestalischen  Jungfrauen  bestand.  Die  eine  Art, 
die  in  der  vorrömischen  Zeit  und  unter  den  ersten  Königen  galt, 
war  eine  weltliche.  Sie  wurde  von  dem  Könige  als  weltlichen 
Herrscher  verhängt  und  ausgeführt,  und  war  derjenigen  gleich, 
welche  bei  vielen  Verbrechern  gegen  das  weltliche  Recht  ange- 
wendet wurde.  Die  zweite  geistliche  Art  der  Bestrafung,  von 
Tarquinius  erfunden,  wurde  von  den  Pontifices  ausgesprochen 
und  vollzogen:  sie  findet  sich  nur  bei  diesem  religiösen  Incest«. 
Dieselbe  Vertauschung  der  weltlichen  und  geistlichen  Strafe,  nur 
in  umgekehrter  Ordnung,  fand  während  der  Republik  statt:  sie 
wird  durch  die  Vorgänge  der  ältesten  Zeit  erklärt 

Es  ist,  wie  gesagt,  zweifelhaft,  in  welches  Verhältniss  die 
geistlichen  Gerichte  traten,  als  nach  Vertreibung  der  Könige  eine 
Trennung  der  weltlichen  und  geistlichen  Macht  stattfand.  Livius*} 
erwähnt  bei  der  Anklage  der  Postumia  ein  geistliches  Gericht 
der  Pontifices  mit  dem  Oberpriester  als  Vorsitzenden,  Dionysius^) 
bei  der  Verortheilung  der  Opimia  und  Orbilia  ebenfalls  ein  geist- 
liches Gericht  und  als  Vollzieher  der  Strafe  die  Pontifices,  Li- 
vius  ®)  später  bei  der  Verurtheilung  der  Minucia  und  Sextilia  ein 
gerichtliches  Verfahren,  femer  bei  der  Verurtheilung  der  Opimia 
und  Floronia,  die  Ausführung  der  Strafe  sei  durch  die  Pontifices 
geschehen.  **)  Bei  zwei  andern  Vestalinnen,  der  Oppia*)  und 
Tucda'),  heisst  es  nur,  sie  seien  verurtheilt  worden.  Nirgends 
finden  sich  Ausdrücke  oder  Nachrichten,  welche  eine  Abhängig- 
keit oder  Unabhängigkeit  des  geistlichen  Gerichtes  der  Pontifi- 
ees  von  den  weltlichen  Behörden  beweisen.  Die  neueren  Gelehr- 


a)  Liv.  IV,  44. 

b)  Dionys.  Vni,  89  und  IV,  40. 

c)  Liv.  Vm,  15  und  ep.  XIV. 

d)  Liv.  XXU,  57. 

e)  Liv.  n,  42. 

f)  Liv.  ep.  XX. 
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ten  haben  angenommen,  die  Gewalt  des  Oberpriesters  über  die 
Vestalinnen  sei  unmnscbränkt   gewesen:   die   Vestalin,  welche 
durch  die  Weihe  ans  der  väterlichen  Gewalt  trat,  sei  in  die  vJL 
teriiehe  Gewalt  des  Oberpriesters  gekommen,  und  wie  der  Vater 
das  Recht  hatte,   seine   Tochter   zu  bestrafen  und  namentlich, 
wenn  er  sie  im  Ehebruch  ertappt  hatte,  zu  tödten,   so  habe  der 
Oberpriester  dasselbe  Recht  gegen  die  Vestalinnen   geübt.     Ja 
man  geht  noch  weiter  in  der  Annahme  dieser  Aehnlichkeit.    Der 
Vater  hatte   in  gewissen  Fällen  das  Recht,  den  Buhlen   seiner 
Tochter  zu  strafen:  ebenso  soll  der  Oberpriester  den  Buhlen  ei- 
ner Vestalin  haben  strafen  können.  ^    Ausser  der  Erwähnung 
der  alten  Schriftsteller,  dass  und  wie  der  Buhle  einer  Vestalin 
bestraft  werden  sollte,  finden  wir  drei  Fälle  in  der  altem  Römi- 
schen Geschichte  überliefert,  wo  die  Verführer  auf  barbarische 
Weise  bestraft  worden  sein  sollen,  bei  den  Processen  der  Opimia, 
der  Orbinia  und  der  Floronia:  das  alte  Gesetz  des  Königs  Tar- 
qtünios  ist  also  in  geschichtlicher  Zeit  ausgeführt  worden.    Die 
Ausdrücke  von  Livius  und  Dionysius  sind  die  gleichen  bei  den 
Veifnhrem ,   wie    bei    den  Vestalinnen    selbst :     die   Pontifices 
sollen  auch  bei  jenen  die  Strafe  bestimmt  und  ausgeführt  haben. 
Demnach    kann   man   uimiittelbar   aus   der   Ueberlieferung 
weder  für  noch  gegen  die  Abhängigkeit  der  geistlichen  Gerichts- 
höfe Gründe  anfuhren.   Indessen  an  sich  ist  es  wenig  glaublich, 
dass  der  Oberpriester  in  seiner  Criminalgerichtsbarkeit  selbstän- 
dig und  unnmschränkt  gewesen  sein  soll,  während  die  Gerichts- 
Wkeit  der  weltlichen  Beamten,  welche  ebenfalls  als  Erben  der 
königlichen  Macht  galten,  seit  Einführung  der  Republik  beschränkt 
BDd  der  Aufsicht  des  Volkes  unterworfen  wurde.    Freilich  ist  es 
nicht  wahrscheinlich^  dass  das  Volk,  welches,  in  dem  Vergehen 
einer  Vestalin  ein  Staatsunglück  sah,    sich   für  eine  von  den 
Priestern  für  schuldig  erklärte  verwendet  haben  sollte:  es  war 
eher  zu  grösserer  Strenge  geneigt  und  daraus  ist  zu  erklären, 
dass  sich  kein  Beispiel  einer  durch  das  Volk  bewirkten  Straf- 
milderung findet.    Aber  auch  in  anderer  Beziehung  konnte  sich 
die  Unselbständigkeit  des    geistlichen  Gerichtes   zeigen,   z.  B. 
darin,  dass  das  Volk  und  seine  Tribunen  auf  die  Führung  des 
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Macht  dazu  hatten.     Sonst  müsste  man  annehmen,  bei  den  Ge- 
setzen,  welche  die  Tödtmig  eines  Römischen  Bürgers  ohne  die 
Genehmigung    des   Volkes  untersagten,  und  denen,  welche  den 
Tribunen  die  Hülfeleistung  an  Bedrängte  gestatteten,  sei  mit  den 
Vestalinnen  und  deren  Verführern  eine  Ausnahme  gemacht  wor- 
den: von  einer  solchen  Ausnahme  aber  wird  nicht  berichtet.    Im 
Gegentheil,  wie  w^enig  man  der  geistlichen  Macht  Vorrechte  vor 
der  weltlichen  bewilligte,  beweist  die  oben  erläuterte*)  Stellung 
der  Oberpriester  in  Ausübung   ihrer  Zwangsgewalt.     War  sie 
beim  Auflegen  von  Geldstrafen  wegen  religiöser  Vergehen  an  die 
EinvrtUigung   des  Volkes  gebunden,    so  konnte   die  richterliche 
Gewalt  nicht  nur  über  die  Vestalinnen,  sondern  auch  über  deren 
Verfuhrer    nicht   selbständig  sein,   eine  verhängte  Strafe  nicht 
ohne   Mitwirkmig  der  weltlichen  Behörden   ausgeführt  werden. 
Dass  die  Pontifices  der  übereinstimmenden  Ueberliefenmg  zufolge 
die  Vollziehung  der  Strafe  leiteten,  ist  kein  Beweis  für  die  Un- 
abhängigkeit ihrer  Entscheidung.    Denn  z.  B.    auch    bei    dem 
Process  des  Horatiers   wurden  nach   der  Freisprechung  Priester 
hinzugezogen**)  und  Aehnliches  geschah  in  vielen  Fällen,  wo  die 
Pontifices  auf  Veranlassung  oder  wenigstens    mit  Einwilligung 
der   Staatsbehörden    auftraten.    Die  väterliche  Gewalt,   welche 
der  Oberpriester  über  die  Vestalinnen  hatte,  reicht  nicht  aas, 
um  die  Bestrafung  nicht  nur  der  Vestalinnen  selbst,   sondern 
auch  ihrer  Verführer  zu  erklären.    Denn  nur  beim  Elrgreifen  auf 
frischer  That  hatte  der  Vater  ein  Recht,  den  Verführer  seiner 
Tochter  zu  strafen.    Die  Pontifices   aber  verfolgten  die  Spuren 
des  religiösen  Incestes   ganz  wie  andere  Gerichte:  sie  verhörten 
Zeugen,  folterten  Sclaven,  suchten  alle  Beweise  auf,  um  längst 
geschehene  Verbrechen  ans  Licht  zu  bringen. 

Es  wird  aber  auch  durch  die  Ueberliefenmg  bezeugt ,  dass 
das  Volk  sich  in  die  Gerichtsbarkeit  des  Oberpriesters  über  die 
Vestalinnen  einmischen  durfte  und  eingemischt  hat  Cioero 
spricht  von  seinem  Hause,  das  in  Folge  des  Clodischen  Gesetzes 
den  Göttern  geweiht  worden  war  und  ihm  wieder  zum  Privat- 


a)  S.  oben  S.  109. 

b)  S.  oben  S.  98. 
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eigenthom  g^ebeu  werden  sollte:  er  sagt,  das  Römische  Volk, 
welche«  die  höchste  Macht  über  alle  Sachen  hesässe,  habe  in 
Centariatcomitien  erklärt,  es  solle  ihm  wieder  gehören  und  die  re- 
ligiöse Weihe  gelöst  sein,*)    Er  erkennt  selbst  in  einer  nur  reli- 
giösen Frage  des  Volkes  Hoheit  an  und  schreibt  ihm  ohne  Aus- 
naiuDe  m  allen  Sachen  die  höchste  Gewalt  zu.    Demgemäss  hat 
sich  das  Volk  in  das  Urtheil  der  Pontihces   über  Vestalinuen 
eingemischt  im  Jahre  114  v.  Chr.    Damals  wurden  drei  Vesta- 
lionen,  Aemilia,  Licinia  und  Marcia  auf  Anzeige  eines  Sclaven 
der Unkeuschheit  beschuldigt:^)  die  Sache  wurde  von  demOber- 
priester  L.  Metellus  und  dem  Collegium  der  Pontifices  verhan- 
delt und  Aemilia  im  Monat  December  verurtheilt,^)  die  beiden 
andern  in  darauf  folgenden  Processen  freigesprochen.    Indessen 
der  Volkstribun  Sex.  Peducaeus   beschuldigte  den  Oberpriester 
zu  grosser  Milde  und  setzte  beim  Römischen  Volk  ein  Gesetz 
dardi,  in  Folge  dessen  der  seiner  Strenge  wegen  berühmte  L. 
Cassios  als  Vorsitzender  mit  einem  besondem  Gerichtshofe  ein- 
ge^tzt  wurde,   um  von  Neuem  die  Untersuchung  de  incestu  zu 
fohtea,  und  zwar  nicht  nur  gegen  Bürger,  welche  bei  dem  In- 
cest  betheiligt  gewesen  wären,   sondern  auch  gegen  die  Vestar 
linnen,   selbst  gegen  die  von  den  Pontifices  schon  freigesproche- 
oen.    Dieser  Gerichtshof  bestand    ohne  Zweifel  aus  Römischen 
Rittern  als  Richtern,  die  Formen  der  Verhandlung  waren  die- 
selben wie   bei    andern   Geschworengerichten    damaliger   Zeit. 
Wir  wissen,  dass  die  Vertheidigung  der  Licinia  von  dem  be- 
Tahmten  Re^er  L.  Crassus  geführt  wurde,  ^)  dass  Folterung  der 
Sclaven    zur  Beweisführung  statthnd,*)    dass   für  die  des  In- 
ceätes  angeklagten  Verführer  die  allgemein  gesetzliche  Vorschrift, 
wonach  im  Dienste  des  Staates  Befindliche  nicht  angeklagt  wer- 
den durften,  galt: ')  der  Redner  M.  Antonius  wurde  angeklagt, 

a)  Cic.  de  har.  resp.  6,  11  deinde  eandem  doinum  populus  Romanus, 
otiii»  est  fionuna  potestas  omniom  renun,  comitiis  centuria^|.oimiium  aeta- 
^QiB  ordinimuiae  »uffiragiis  eodem  iure  esse  iussit,  quo  fiiisset 

b)  Dio  Cass.  fragm.  91,  92;    Übseq.  97;  Liv.  ep.  LXIII. 

c)  Macrob.  Sat.  I,  10. 

d)  Cic.  Brut.  48. 

e)  Val.  Max.  VI,  8,  1. 

f)  Val.  Max.  III,  7,  9. 
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aber  freigesprochen.  Ueber  die  Strafe,  welche  dieser  Gerichts- 
hof verhängte,  wird  nichts  ausdrücklich  gemeldet  Es  war  aber 
sicherlich  nicht  dieselbe,  welche  der  Oberpriester  aussprach  und 
vollzog,  dass  die  Vestalinnen  lebendig  begraben,  ihre  Verfuhrer 
zu  Tode  gegeisselt  wurden.  Sie  hätte,  da  die  Ponüfices  ein 
freisprechendes  Urtheil  gefällt  hatten,  selbst  nicht  ausgeführt 
werden  können.  Es  war  also  wohl  nur  die  härteste ,  welche  ein 
Geschworengericht  damals  verhängen  konnte,-  Aechtung,  Unter- 
sagung von  Wasser  und  Feuer ,  aber  mit  der  Erlaubniss ,  durch 
freiwillige  Verbannung  dem  bösesten  Theile  der  Strafe  zu  ent- 
gehen. Denn  es  wurden  jetzt  nicht  nur  jene  beiden  Vestalinnen, 
welche  vom  Oberpriester  freigesprochen  waren,  verurtheilt,  son- 
dern noch  mehrere  andere.  ■)  Welche  Berichte  würden  wir  haben^ 
wäie  an  ihnen  allen  die  alte,  grausame  Strafe  vollzogen  wor- 
den! Wir  hören  aber  nichts  von  ihrer  Bestrafung,  ein  deut- 
lieber  Beweis,  dass  nichts  ausserordentliches  geschah,  sondern 
nur  eine  Strafe,  wie  sie  vielfach  vorkam,  verhängt  wurde. 

Nach  diesem  sicher  überlieferten  Eingriffe  der  Volksversamm- 
lung in  die  von  dem  Oberpriester  und  den  Pontifioes  entschie- 
denen Processe  lässt  sich  nicht  zweifeln,  dass  dem  Volke  über- 
haupt eine  oberrichterliche  Aufsicht  über  die  geistlichen  Gerichte 
zustand.  Trotz  der  ausserordentlichen  Scheu ,  mit  der  es  jeden 
religiösen  Anstoss  vermied  und  trotz  des  allgemeinen  Aberglau- 
bens, der  die  Wohlfahrt  des  Staates  an  die  gewissenhafte  Beob- 
achtung der  hergebrachten  Cerimonien  knüpfte,  musste  es  die 
Macht  haben,  die  Bürger  vor  der  Willkür  einzelner,  noch  dazu 
lebenslänglicher  und  unverantwortlicher  Pontifices  zu  schütz^i, 
mussten  die  Tribunen  das  Verfahren  des  geistlichen  Gerichts 
beaufsichtigen  und  nöthigen  Falls  nach  Befragung  der  Volksver- 
sammlung ändern  können.  Wie  die  Wahl  der  Pontifices  auf  die 
Volksversammlung  überging,  ohne  dass  dabei  die  eigenthüm- 
lichen  Förmlichkeiten  der  Cooptation  und  die  sonstigen  religiö- 
sen Gebräuche  verletzt  vmrden,  so  gab  es  auch  eine  Möglichkeit 
für  die  weltlichen  Behörden  und  das  Volk,  etwaige  Ungerechtig- 
keiten und  Härten  des  geistlichen  Gerichtes  zu  mildem.    Das 


a)  Ascon.  ad  Cic.  p.  Mil.  p.  46  Orell. 
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Pedncaiscbe  Gesetz ,  welches  wir  so  eben  erwähnt  haben ,  scheint 
in  dieser  Beziehung  eine  weitgreifende  Aenderung  herbeigeführt 
zu  haben.     Ich    vermuthe,    es    ist    nicht  eine  vorübergehende 
Massregel  gewesen  und   hat  sich  nicht  allein  anf  den  einzelnen 
Fall  jener  drei  Vestalinnen  bezogen.    AUmälig  war  die  grausame 
Strafe,  welche  das  geistliche  Gericht  seinem  Gesetze  nach  über 
Vestalinnen   und  deren  Verführer  verhängen  musste,   mit  den 
Gewohnheiten  und   Rechtsanschauungen   des  Volkes  in  Wider- 
^raeb  gerathen:  es  erschien  barbarisch,    dass,  während  alle 
übrigen  Verbrechen  durch  die  leichteste  Art  der  Todesstrafe  oder 
durch  Verbannung  geahndet  wurden,  bei  den  Vestalinnen  allein, 
die  noch   dazu  den  vornehmsten  Geschlechtem  angehörten,  die 
Rohbeit  der  ältesten  Zeit  beibehalten  wurde.    Eine  Abhülfe  da- 
gegen gab  es  nicht,  ausser  in  der  Milde  des  geistlichen  Gerich- 
tes selbst,   das  wo  möglich  die  Angeklagten  freisprach:    so  ist 
die  Freisprechung   der   beiden  Vestalinnen,   welche    das  Volk 
nachher  rückgängig  machte ,  zu  erklären.    Zudem  war  die  geist- 
liche Bestrafimg  der  Vestalinnen  erst   durch  Tarquinius  einge- 
fohrt;  früher  gab  es  nur  eine  weltliche  und  von  weltlichen  Be- 
hörden  YollzogMie.  •)    Wahrscheinlich   ging  Sex.  Peducaeus   in 
seinem  Gesetze  auf  dieses  Beispiel  zurück.    Er  behandelte  den 
religiösen  Incest  der  Vestalinnen  überhaupt  und  führte  ein  neues, 
mit  der  übrigen  damaligen  Rechtspflege  übereinstimmendes  Ver- 
Sabren  vor  weltlichen  Gerichten  ein:   dadurch  wurde   das  alte 
geistliche  Verfahren  vor  den  Pontifices,  an  dem  die  barbarische 
Strafe  haftete,  zwar  nicht  aufgehoben,    aber  thatsächlich  abge- 
schafit    Zwar  haben  wir  keine  weiteren  Nachrichten  über  das 
PedDcäische  Gesetz ,  aber  wohl  über  das  Verfahren  bei  religiösem 
Inceste.    Freilich  von  dem  Process  von  Servius  Fulvius ,  den  der 
fitere  C.  Seribonius  Curio  in  einer  hochberfihmten  Rede  verthei- 
digte,  wissen  wir  nichts  Näheres^);  aber  einige  Zeit  nach  jenem 
Gesetz  (das  Jahr  ist  unbekannt)  wurde  M.  Crassus ,  der  spätere 
Triomvir,    angeklagt   wegen   unerlaubten  Umganges   mit  einer 


a)  S.  oben  &  111. 

b)  Oku  Brat  32:  Schol.  Bob.  p.  330  Orell.;    ein  kleines  Fragment  der 
Rede  bei  Cic.  de  invent  1,  48  und  auct  ad  Heren.  U,  20. 
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Vestalin  Licinia,  auch  die  Vestalin  selbst :  beide  wurden  freige- 
sprochen.   Es  ist  nicht  wahrscheinlich,   dass  Crassus   damit  in 
die  Gefahr  kam,    die  alte  Strafe  der  Verfuhrer  von  VestaJinnen 
zu  erleiden  oder  dass  die  Vestalin  selbst  hätte  lebendig  begraben 
werden  sollen:  Verbannung  und  Geldstrafe  hätte  beide  getroflFen. 
Zudem  wissen  wir,  dass  das  Gericht  ein  weltliches  war;  denn 
Plutarch  •)  berichtet,  Crassus  sei  von  den  Richtern  freigesprochen 
worden  und  so  können  die  Pontifices  nicht  heissen.    Femer  Ci- 
ceros  Schwägerin  Fabia,  eine  Vestalin,  wurde  wegen  verbotenen 
Umganges  mit  dem  berüchtigten  Catilina  verdächtig :  Asconius  **) 
sagt,  sie  sei  wegen  Incestes  angeklagt^  aber  freigesprochen  wor- 
den.   Aber  deswegen  war  sie  nicht  in  Gefahr  gewesen,  lebendig 
begraben  zu  werden :  es  war  ein  Judicium  publicum  der  gewöhn- 
lichen Art.;   sonst  wäre  darüber  weitere  Nachricht  auf  uns  ge- 
kommen. 

Am  Ende  der  Republik  gab  es  also  ein  doppeltes  Verfah- 
ren über  die  Vergehungen   der  Vestalinnen  und  ihrer  Buhlen. 
Das  alte  vor  dem  geistlichen  Gerichte  des  Oberpriesters  stand 
durch  die    barbarische  Strafe,    welche  es  verhängte,    in  Wi- 
derspruch mit  der  milderen  Sitte  der  Zeit :  es  wurde,  wenngleich 
gesetzlich  nicht  aufgehoben,  doch  nicht  mehr  angewendet    Statt 
seiner  war  ein  neues  Verfahren  nach  dem  Peducäischen  Gesetze 
eingetreten  mit  den  sonst  für  Verbrechen  üblichen  Strafen.    Die 
Kaiser  fanden    demnach   beide  Arten  des  Verfahrens   vor  und 
konnten,  da  sie  die  oberste  geistliche  und  weltliche  Macht  ver- 
einten,  beide  beliebig  anwenden.     Indess  erst   unter  Domitian 
wird  uns  von  vier  Fällen  berichtet.  Er  verurtheilte  zuerst  durch 
weltliches  Gericht  drei  Vestalinnen;  denn  er  erlaubte  ihnen,  sich 
selbst  ihren  Tod  zu  wählen:  ihre  Verfuhrer  strafte  er  mit  Ver- 
bannung.   Später,  um  seine  Regierung  zu  verherrlichen,   zog  er 
die  älteste  der  Vestalinnen  Cornelia  vor  sein  geistliches  Gericht 
als  Oberpriester,  hielt  eine  Berathung  mit  den  übrigen  Pontifi« 
ces,  verurtheilte  die  Vestalin  als  schuldig  und  liess  sie  nach  al- 


a)  Flut.  Grass.  1;  de  capienda  ex  inimicis  utilitate  p.  89. 

b)  ÄscoD.  in  orat  in  tog.  cand.  p.  93  causam  incesti  dixerat  eratquc^ 
absoluta.    Vei^l.  Sali.  Oat  15 ;  Cic.  Brat.  67. 
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kT  Sitte  mit  Hülfe  der  Poatifices  lebendig  begraben.  Grausam 
zeigte  er  sich  dabei  auch  insofern,  als  er  die  Vestalin  selbst  nicht 
vorforderte  und  hörte.  An  dem  einen  ihrer  Verf&hrer  Hess  er 
ei)eQ£äll8  die  alte  Strafe  durch  die  Pontifices  vollziehen:  der  an- 
dere, Valerius  Licinianus,  ein  gewesener  Praetor,  der,  wenngleich 
er  nur  Hehler  und  Mitwisser  gewesen  war,  dennoch  dasselbe 
Schicksal  fürchtete,  gestand  seine  Schuld,  flehte  die  Gnade  des 
Kaisers  an  und  kam  mit  Verbannung  davon.  Denn  Anfangs 
hatte  auch  ihn  Domitian  vor  sein  geistliches  Gericht  als  Ober- 
priester ziehen  und  mit  grausamen  Tode  strafen  wollen.  Von 
den  Schriftstellern,  •)  welche  diese  Vorgänge  erzählen,  tadeln 
Phnius  und  Dio  Cassius  den  Kaiser  wegen  seiner  tyrannischen 
Grausamkeit,  und  mit  Recht;  denn  sein  Beweggrund  war  Eitel- 
keit Sueton  dagegen  lobt  ihn,  dass  er  die  von  seinem  Vater 
und  Bruder  vernachlässigten  Verbrechen  streng  geahndet  hätte. 
Ueb^retung  des  Gesetzes  wirft  ihm  Niemand  vor. 

Es  ist  interessant,  mit  diesem  Verfahren  gegen  die  Vesta.- 
linnen  die  Nachrichten  von  dem  bekannten  Inceste  beim  Feste 
der  guten  Göttin,  den  P.  Qodius  im  December  des  Jahres  62 
V.  Chr.  sich  zu  Schulden  kommen  liess,  zu  vergleichen.^  Der 
bcest  war  begangen  und  das  allgemeine  Gerücht  der  Stadt  be- 
zeichnete als  Uebelthäter  den  so  eben  zur  Quästur  erwählten 
P.  Godius,  der  sich  aus  Liebe  zur  Pompeja  verkleidet  in  das 
Haas  des  Praetor  und  Oberpriesters  Caesar  geschlichen  hatte. 
Q.  Comifidus,  ein  gewesener  Praetor,  brachte  die  Sache  im  Se- 
nate zur  Sprache*»)  und  die  Folge  davon  war  der  Auftrag  des 
Senates  an  die  Consuln,  das  CoUegium  der  Pontifices  zu  befra- 
gen, ob  eine  Religionsverletzung  vorliege.  Die  Entscheidung 
war,  sie  liege  vor,  ein  ne/aa  sei  begangen.  ^)  Hätten  die  Pon- 
tifices eine  geistliche  Gerichtsbarkeit  über  religiöse  Vergehen 
besessen,  so  hätten  sie  jetzt  gegen  Clodius  einschreiten  müssen. 
Indessen  geschah  nichts  der  Art.  Zwar  stand  der  Oberpriester 
Cäsar  nicht  feindlich  mit  Clodius  und  griff  denselben  auch  spä- 


9i  Dio  CasB.  LXVU,  3 ;  Plin.  epist.  IV,  11 ;  Suet.  Dom.  8. 

b)  Gic.  ad  Att  ],  13,  3. 

c)  Oc  L  L 
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ter  vor  Gericht  als  Zeuge  nicht  an,  vielleicht  würde  er  ihn  also 
aus  Parteilichkeit  auch  vor  dem  geistlichen  Gerichtshofe  geschützt 
haben.  Indessen  würde  dann  diese  Parteilichkeit  von  Cicero,  der 
auf  Clodius'  Verbrechen  vielfach  und  in  den  gehässigsten  Aus- 
drücken zurückkommt,  sicherlich  getadelt  werden.  Da  dies  nicht 
geschieht,  ist  der  Schluss   gerechtfertigt,  dass  für  diesen  Fall 
eine  geistliche   Gerichtsbarkeit  entweder   nicht   existirt«,   oder, 
wenn  sie,  wie  waltfscheinlich,   früher  existirt  hatte,   durch  die 
Sitte  aufgehoben  war.    Der  Senate   nach  Anhörung  des  Gutach- 
tens der  Pontifices,  beauftragte  die  beiden  Consuhi,  M.  Piso  und 
M.  Valerius  Messala,  ein  besonderes  Gesetz  über  den  vorliegen- 
den Incest  zu  erlassen,  d.  h.  es  sollte  ein  besonderer  Gerichtshof 
über  den  Fall  niedergesetzt,  ein  Prätor  als  Vorsitzender  erwählt 
und  von  diesem  dann  die  Richter  in  bestimmter  Anzahl  erloost 
werden.    Aus  diesem  Vorschlage  ergiebt  sich,  dass  kein  beson- 
derer Gerichtshof  für  incest  bestand  und  dass  auch  das  Pedu- 
cäische  Gesetz,  dessen  dauernde  Geltung  wir  angenommen  haben, 
sich  nicht  auf  Entweihung  des  Festes  der  bona  denj  wahrschein- 
lich nur  auf  die  Vestalinnen  bezog.    Sonst  würde  die  mächtige 
und  gewaltthätige  Partei,  welche  Clodius  in  Rom  besass,  darauf 
gedrungen  haben,  denselben  vor  diesen  stehenden  Gerichtshof  zu 
verweisen.  Das  Streben  derselben  ging  aber  nur  dahin,  den  con- 
sularischen  Gesetzesvorschlag  zu  hindern;  dadurch  glaubte  sie 
eine  Verurtheilung  von  Clodius  überhaupt  zu  hintertreiben.    Es 
gelaug  ihr,  dies  zu  bewirken:  die  für  das  Zustandekommen  des 
Gesetzes  anberaumten  Centuriatcomitien  wurden  nicht  zu  Ende 
gefuhrt.     Bei  neuon  Verhandlungen  im  Senate  machte  Q.  Hor- 
tensius  den  Vermittelungsvorschlag,  durch  ein  tribunicisches  Ge- 
setz den  Incest   vor  die  gewöhnlichen  Gerichte   zu  verweisen. 
Q.  Fufius  Calenus  brachte  dies  Gesetz  ein,  das  einen  von  den 
Prätoren  zunr  Vorsitzenden  des  Gerichtshofes  ernannte  und  ihm 
die  gewöhnlichen,   aus  dem  Richterverzeichnisse  erloosten  Ge- 
schworenen beigab.    Es  ist  bekannt,  dass  vor  diesem  Gerichts- 
hofe Clodius  von  L.  Cornelius  Lentulus  Crus   und  seinen  Ge- 
nossen angeklagt,   aber  durch  offene  Bestechung  freigesprochen 
wurde. 

Das  Ergebniss  unserer  Untersuchung  ist  hiemach,  dass  die 
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geistliche  Gerichtsbarkeit  in  Rom  niemals  selbständig  mid  von 
der  weltlichen  Macht  miabhängig  gewesen  ist.  Sie  ging  ans 
AQ&Dgs  von  dem  Konige,  später  von  dem  Oberpriester,  der  aber 
der  Sitte  nach  den  Beirath  der  übrigen  Pontifices  hinzuzog.  In 
den  Königen  vereinte  sich  die  höchste  weltliche  mit  der  höchsten 
geisäichen  Macht  nnd  deshalb  waren  ihre  Urtheile  auch  in  geistr 
liehen  Sachen  unwiderruflich.  Nach  der  Gründung  der  Republik 
Würde  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  von  demselben  Schicksale, 
wie  die  weltliche,  betroffen:  sie  kam  unter  die  Oberhoheit  des 
Volkes,  welches  die  Gewalt  des  Oberpriesters,  Geldstrafen  zu 
verhängen,  mannigfoch  beschränkte  und  auch  gegen  seine  son- 
^ge  richterliche  Macht  einschreiten  konnte,  wenngleich  es  das- 
i^lbe  aus  religiösem  Aberglauben  meist  unterliess.  Gegen  Ende 
des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.  war  die  geistliche  Gerichtsbar- 
keit und  ihre  Strafen  in  offenen  Widerspruch  mit  dem  Geiste  der 
Zeit  gerathen :  sie  musste  weichen.  Zwar  wurde  sie  gesetzlich 
nicht  abgeschafft,  aber  neben  ihr  eine  weltliche  Gerichtsbarkeit 
ober  religiöse  Verbrechen  eingerichtet,  die  allein  thätig  blieb. 


Neuntes  Capital. 

nnf^rocess   uter  den  Uaigeii.     Aikltgs.     Beirath.    OellnitUdiMt. 
KiaffM.   ttnfredit    ReUgUtoat  Deaieat.    RechtH^eleUidt  der  Btrger 

litvl€keliBg  der  Reehtsbegriff». 

Wir  haben  oben,  *)  wo  wir  von  der  vorrömischen  Zeit  spra- 
<^:hen,  aus  den  geringen  Spuren  der  üeberlieferung  als  Form  des 
«trafrechtlichen  Verfahrens  den  Anklageprocess  erwiesen.  Unter 
den  Königen  erscheint  derselbe,  sei  es  weil  er  sich  mit  der  Zeit 
entwickelt  hatte,  sei  es,  weil  wir  genauere  Nachrichten  haben, 
ziemlich  aasgebildet  Bei  dem  Process  des  Horatiers,  den  wir 
aosfohrlich  dargestellt  haben,  treten  zuerst  einige  Bürger  als 
Ankläger  vor  dem  Könige  auf  und  fuhren  nachher  den  Process 
^or  den  vom  Volke  ernannten  Zweimännem,  ^)  vielleicht  auch 


a)  Siebe  &  14 

b)  Siebe  S.  97  ilgd. 
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noch  weiter  vor  der  Volksversammlung.    Das  Amt  der  Anklage 
erscheint  hier  als  ein  allgemeines,  allen  Römischen  Bürgern  zu- 
kommendes: es  sind  nicht  die  Beschädigten  allein,  die  sich  mit 
ihrer  Klage  an  den  Ri(*hter  wenden,  sondern  Jeder  hat  das  Recht 
und  die  Pflicht,  den  üebelthäter  vor  Gericht  zu  bringen,   durch 
Bestrafung  desselben  den  göttlichen  Zorn  von  der  Gemeinde  ab- 
zuwenden.   Daher  wird  auch  bei  der  Schilderung  des  Patronats- 
verhältnisses,  welches  auf  eine  Einrichtung  von  Romulus  zurück- 
geführt- wird,  erwähnt,  Clienten  und  Patrone  dürften  gegen  ein- 
ander keine  Klage  erheben,   kein  Zeugniss  ablegen.  •)    Weitere 
Folgen  des   Anklageprocesses  iwerden  bei  Tarquinius  Superbns 
berichtet.    Er  liess,  wie  es  heisst,  *»)  die  mit  seiner  Regierung 
Unzufriedenen  durch  seine  Anhänger  bei  sich  anklagen  und  ver- 
urtheilte  sie  dann  zum  Tode  oder  zur  Verbannung.    Von  den 
Gütern  der  Verurtheilten  gab  er  den  Anklägern  nur  einen  kleinen 
Theil  als  Belohnung,  das  übrige  behielt  er  selbst  und  sammelte 
dadurch  Schätze.  Also  wie  in  späterer  Zeit  die  Ankläger  Ehren 
und  namentlich  Antheil  an  den  Gütern  der  Verurtheilten  hatten, 
und   auf  diesem  Systeme  von  Belohnungen  die  Sicherheit  des 
Staates  gegen  Verbrechen  gegründet  war,   ebenso  soll  es  schon 
unter  den  Königen  gewesen  sein.    Denn  Tarquinius  mag  inso- 
fern tyrannisch  gewesen  sein,   als   er  selbst  falsche  Ankläger 
aufstellte,  ungerecht  verurtheilte,  kärgliche  Belohnungen  gab :   die 
Form  des  Verfahrens  an  sich  wird  nicht  als  ungerecht  oder  un- 
gesetzlich geschildert.    Keinesweges   indessen  gab  es  unter  den 
Königen  nur  den  Anklageprocess :  auch  der  Staat  als  solcher  hat 
das  Recht  und  die  Verpflichtung,  unmittelbar  gegen  Verbrecher 
einzuschreiten.  Dies  beweisen  die  Quästoren,  eigens  vom  Könige 
zum  Aufsuchen  von  Verbrechen  ernannte  Beamte.  *')    Je  mehr 
allraälig  die  Verhältnisse  mannigfach  wurden,  desto  mehr  musste 
der  Anklageprocess  überwiegen,  namentlich  in  wichtigeren  Fal- 
len;  dennoch  bestand  immer   das  Recht  des  Königs  und    der 
königlichen  Beamten  zu  selbständigem  Einschreiten. 


a)  Dionys.  11,  10. 

b)  Dionys.  IV,  42. 

c)  S.  oben  S.  68. 
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Die  den  Römern  eigenthfimliche  Einrichtung  eines  Beiratlies 
{coimlium),  den  der  richtende  Beamte  hat,  haben  wir  schon  in 
rorrömischer  Zeit  angedeutet  gefunden.  Unter  den  Königen  wrd 
er  bestimmter  er\*'ähnt :  die  Könige  selbst  haben  ihn.  Von  Ro- 
malus  erzählt  Dionysius  *') ,  er  habe  einige  Räuber  hinrichten  las- 
sen, ^selbst  allein  das  ürtheil  sprechend",  d.  h,  ohne  Zuzie- 
lnuig  eines  Beirathes,  mit  der  Andeutung,  dass,  wenngleich 
don-h  das  Fehlen  desselben  der  Richterspruch  nicht  ungültig 
(rfier  ungesetzlich  wurde,  doch  das  Herzuziehen  Sitte  gewesen 
m.  Daher  wird  bei  dem  tyrannischen  Verfahren  des  jungem  Tar- 
qniuius  vonLivius**)  angeführt:.  „Die Entscheidungen  überCapi" 
talsachen  pflegte  er  ohne  Beirath  allein  für  sich  zu  f&llen'',  dasselbe 
mvb  von  Dionysius  angedeutet.^  Wenn  aber  der  König  einen 
Beirath  von  Senatoren  zu  haben  pflegte,  so  mussten  ihn  sicher- 
liVh  in  noch  höhenn  Grade  des  Königs  Stellvertreter,  die  Quä- 
jätoren,  haben,  wenngleich  die  Ueberlieferung  uns  davon  keinen 
Fall  aufbewahrt  hat  Dais  Verhältniss  des  Königs,  der  die 
bwliste  richterliche  Gewalt  und  die  Aufsicht  über  die  gesammte 
Rechtspflege  hatte,  muss  in  bestinmaten  Formen  geregelt  gewe- 
sen sein.  Von  welcher  Ausbildung  zeugt  das  Verfahren  beim 
Processe  des  Horatiers,  wo  der  König  zuerst  die  Berufung  an 
da«  Volk  gestattete  imd  damit  das  Vorbild  schuf,  nach  dem  spä- 
ter in  der  Republik  die  Gewalt  der  Consuln  beschränkt  wurde ! 
Der  König  giebt  den  Zweimännem  die  Formel ,  nach  der  sie  das 
Crthea  sprechen  sollen:  die  Ausdrücke,  in  denen  die  Verurthei- 
hng  ausgesprochen,  die  Bestrafong  anbefohlen  wird,  sind  genau 
dorch  Gesetz  oder  Herkommen  bestinmit.  Eben  dasselbe  wird 
der  Fdl  gewesen  sein,  wenn  den  Quästoren  das  Richten  aufge- 
tragen und  die  Berufung  an  da«  höhere  Gericht  des  Königs  ge- 
^^tattet  wurde.  Femer  Clienten  und  Patronen  war,  wie  schon 
erwähnt,  da«  Ablegen  von  Zeugniss  gegen  einander  verboten: 
dies  setzt  ein  bestinuntes  Herkommen  über  die  Pflicht  der  Zeu- 
genaussage voraus.    Denn  das  Patronatsverhältniss  ist  in  dieser 


a)  Bionys.  n,  26. 

b)  Liv.  I,  49  cogoitiones  d^italium   renim  sine  consiliis  per  se  solos 
^ercebat;  Dionys.  IV,  42. 
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Hinsicht  nach  dem,  welches  zwischen  Mitgliedern  derselben  Fa- 
milie bestand,  geregelt.    Ein  Herold  wird  erwähnt,  welcher  den 
Angeklagten  vor  Gericht  ladet»):  erscheint  dieser  nicht,  so  wird 
gegen  den  Abwesenden  erkannt    Der  Ort  der  Verhandlung  ißt 
der  Markt.    Dort  öffentlich  vor  allem  Volke,   von  seinen  Licto- 
ren  umgeben,   mit  den  Zeichen '  seiner  Würde  angethan,    sitzt 
der  König  zu  Gericht,  wie  Servius  TuUius  es  bei  seinem  Regie- 
rungsantritte thut.^)    Wenn  es  heisst,*  Tarquinius  Priscus  Bei 
von  Hirten,   die  bei  ihm  Recht  zu  suchen  vorgaben,  in  seiner 
Wohnung  ermordet  worden®),  so  handelte  es  sich  nicht  um  ein 
förmliches  Urtheil,   sondern  um  die  Einleitung  des  Processes; 
auch  mochte  der  Ort  der  Gerichtsverhandlungen  damals    noch 
nicht,  wie  später,   gesetzlich  bestimmt  sein.     Von  Tarquinios 
Superbus  wird  es  als  Beweis  von  Tyrannei  angeführt,  dass  er 
nicht  auf  dem  Markte,  sondern  in  seinem  Hause  Staatsgeschftfte 
verhandelt,  d.  h.  Recht  gesprochen  habe.^)    Bei  dem  Processe 
über  die  Ermordung  des  Königs  Tarquinius  wird  die  Folter  er- 
wähnt*"), welche  gegen  die  Thäter  des  Verbrechens  angewendet 
worden  sei:  ob  dieselbe  aber  gegen  Freie  ebenso  gut  wie  gegen 
Sdaven,  und  ob  bei  jedem  Verbrechen  gebraucht  werden  konnte, 
darüber  fehlen  Nachrichten. 

Die  Strafen,  welche  gegen  die  Verurtheilten  verhängt  wer- 
den, sind  mannigfach,  aber  nicht  zufilllig,  sondern  von  Gesetz 
oder  Herkommen  für  jedes  Verbrechen  bestinunt  und  in  ihrer 
Ausfuhrung  hergebracht.  In  wie  festen  und  bestinunten  Ans- 
dräcken  wird  bei  dem  Processe  des  Horatiers  die  Strafe  des 
Kreuzigens  beschrieben!  Man  sieht,  dass  sie  nicht  aus  Laune 
oder  Willkür,  sondern  in  gesetzlichen  Formen  vollzogen  zu  wer- 
den pflegte:  es  zeigt  sich  in  den  Worten  so^  das  Bestreben, 
durch  Milde  des  Ausdrucks  die  Grausamkeit  der  Hinrichtung  zn 
verdecken.    Es  wird  femer  als  Strafe  erwähnt  die  Gutereinzie- 


a)  Dionys.  IV,  5. 

b)  Dionys.  ibid.;  Liv.  I,  41. 

c)  Dionys.  III,  73. 
^  Dionys.  IV,  41. 
e)  Dionys.  lU,  73. 
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bnog,  in  Verbmdung  mit  andern  Strafen,   bei  dem  Process  der 

Söhne  Ton  Ancas  Marcias,  welche  den  König  hatten  ermorden 

lassen/)  imd  der   von   Tarqmnius   Superbus  Verurtheilten.  *») 

VieDeicht  fand  sie  also  nur  bei  Anklagen  wegen  Hochverrath 

statt    Die  Verbannung  erscheint  theils  an  sich  als  Strafe  gegen 

ätaatsgeftfarliche  Verbrecher®),  theils  wird  sie  gegen  diejenigen 

aasgesprochen,  welche  sich  dem  Gerichte  durch  Flucht  entzogen 

liaben.^)    Was  die  Todesstrafen  anbetrifft,  so  ist  zu  bemerken, 

(kss  sie  im  Anfange  der  königlichen  Zeit  gelinder  gewesen,  aber 

allm&lig  grausamer   und  strenger   geworden  zu  sein  scheinen. 

Z.  ß.  die  Strafe  gegen  Vestalische  Jungfrauen  war  ursprünglich 

Tod^strafe    durch  Geisselung;   erst    durch  Tarquinius  Priscus 

wurde  die  spätere  Strafe,   dass   sie  lebendig  begraben  wurden, 

eiogefohrt*)     Der  jüngere  Tarquinius  wandte    die  Strafe  der 

Fatomörder,  welche  in  einen  Sack  eingenäht  und  in  das  Meer 

geworfen  wurden,    auf  einen  der  Zweimänner  fBr  die  Sibylli- 

nkthen  Bucher  an.')    Derselbe  Tarquinius®)  erfand  die  später 

j^ebrättchliche  Hinrichtungsart,    dass  die  Verurtheilten  auf  dem 

Markte  an  einen  Pfahl  gebunden  und  mit  Ruthen  zu  Tode  ge- 

pdtecht  worden.«)    Dies  war  nicht  ein  Beweis  seiner  besondem 

Tyrannei,    wie  andere  Grausamkeiten,    welche  ihm  namentlich 

Ton  spätem  Schriftstellern  zugeschrieben  wurden**) :  diese  Ver- 

i^häifimg  der  Strafen  muss,  da  sie  in  der  Republik  beibehalten 

wnrde,  in    dem  Entwickelungsgange   des  Strafrechtes    gelegen 

haben. 

IMese  wenigen  und  zerstreuten  Züge,    welche  wir  aus  der 


a)  Dionjs.  lY,  5. 

b)  Dionys.  IV,  42. 

c)  Dionya.  ibid. 

d)  Dionys.  IV,  5. 

e)  Dionys.  I,  78  und  III,  67.  Yer^.  oben  S.  112. 

f)  Dionys  IV,  62. 

g)  Dio  Cass.  fraguL  23. 

h)  So  Hieron.  Ghron.  p.  340  idem  Tarquinius  Superbus  excogitavit 
ymeoisL^  tanreas,  fästes,  lantoinias,  carceres,  exilia,  metalla,  compedes  et 
^akztts.  Cliron.  Vindob.  ed.  Monunsen  p.  645;  Jo.  Lydus  de  mens.  IV,  24; 
lador.  Ori«.  V,  27,  23;  Joann.  Antioch.  fr.  36  (Müller  fragm.  bist  gr.  IV 
p.  5&3);  Soid.  8.  V.  £o6it(pßoc. 
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üeberlieferung  zusammengestellt  haben,  geben  zwar  ein  unvoll- 
kommenes Bild  von  dem  Strafverfahren  der  Königszeit:  sie  be- 
weisen indessen,  dass  es  einen  gesetzlich  geordneten  Zustand 
desselben  gab,  dass  Willkür  fem  und  bestimmt«,  geregelte  For- 
men vorhanden  waren,  welche  auf  bedeutende  Ausbildung  uud 
Civilisation  schliessen  lassen.  Zu  demselben  Ergebuiss  gelangt 
man  bei  einer  Betrachtung  des  Strafrechts  selbst. 

Bei   allen  Völkern   erscheint  als  älteste  Stufe  der  Rechts- 
ent^ickelung   die   Privat-   oder  Blutrache.    Die  innerhalb   des 
Staates  bestehenden  Genossenschaften  der  Familie  und  am  Ende 
der  Staat  selbst  schützen  sich  in  der  Art,   dass  sie  im  Fall  der 
Verletzung  oder  Beeinträchtigung  eines  ihrer  Mitglieder   irgend 
einem  Mitgliede  derjenigen  Genossenschaft,  zu  welcher  der  Vei^ 
letzende  gehört,    eine  gleiche  Verletzung   oder  Beeinträchtiguug 
zufügen.    Dieser   Grundsatz    hat  im  Römischen  Staate  niemals 
gegolten:    er  war  schon  im  Anfange  desselben  überwunden.''^) 
Nur  in  drei  Erscheinungen  des  spätem  Rechts  hat  man  Sporeu 
desselben  entdecken  wollen,  in  der  gesetzlichen  Erlaubniss,  deu 
nächtlichen  Dieb   zu  tödten,   in  der  Befugniss  des  Ehemannes, 
den  Verfaln:er  seiner  Ehefrau  zu  strafen,   endlich  in  dem  Vor- 
zuge,  der  nach  Römischer  Rechtssitte  beim  Anklagen  von  Ver- 
brechem  den  Angehörigen  des  durch  dieselben  Verletzten  oder 
überhaupt    den  Privatfeinden    des   Angeklagten   gegeben   wird. 
•Sind  dies  wirklich  üeberbleibsel  der  Privatrache,    so  sind    es 
sehr  unbedeutende:    sie   sind  auch  in   der  Königszeit  niemals 
bedeutender  gewesen.    Aber  es  lässt  sich  bezweifeln,  ob  sie   es 
sind.    Die  unmittelbare  Bestrafung  des  Diebes  und  Ehebrechers 
kann  sehr  wohl  aus  der  Nothwehr  erklärt  werden ,  welche  ge- 
setzlich gestattet  war,    um  der  Beschädigung  des  Eigenthums 
vorzubeugen:  der  Vorzug  beim  Anklagen  ergiebt  sich  aus  dem 
Grandsatz   des    Anklageverfahj^ens   mit    Nothwendigkeit     Dem 
Staat  lag  daran,   den  besten  Ankläger  zu  gewinnen,  er  setzte 
ihm  Belohnungen  aller  Art  aus :    der  Richter  hat  also  die  Aus- 
wahl unter  den  zur  Anklage  sich  Meldenden  und  zog  natarlich 
denjenigen   vor,   welcher  vermöge  seiner   äussern  Verbältxusse 
und  seiner  durch  menschliche  Rücksichten  bestimmten  Gesinnung 
die  sicherste  Gewähr  für  eine  strenge  Anklage  darbot    l^ligeu- 
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thumlieh  ist  dabei  dem  Römischen  Staatswesen  der  Begriff  der 
inimici  und  inimiciti(Me ^  der,  wenn  auch  nicht  gesetzlieh,  doch 
thatsachlich  don'h  Sitte  und  Gesinnung  der  Bürger  anerkannt 
war.    Indessen  er  verdankt  seinen  Ursprung  nicht   der  Privat- 
rache,  sondern  der  Leidenschaft  der  politischen  Parteien,  welche 
üitli  Familienweise  fortzupflanzen    pflegten:    er  verbreitete   sich 
am  bo  mehr,  je  stärker  diese  sich  entwickelte.    Wäre  die  Privat- 
nclie  vorhanden  gewesen,  so  müssten  sich  im  Römischen  Staate 
bebr  deutliche  Spuren  derselben  zeigen.    Denn  in  keinem  Staate 
war  die  Familie  in  sich  so  streng  abgeschlossen ,  durch  die  väter- 
liebe  Gewalt,  durch  die  unbedingte  Herrschaft  des  Mannes  über  die 
Frau,  durch  die  tief  im  Römischen  Leben  wurzelnde  Sitte  derFa- 
miiieogericbte,  welche  nicht  nur  über  die  Vergehen  der  Familienmit- 
glieder unter  einander,  sondern  auch  über  die  gegen  andere  Familien 
uudgegen  den  Staat  entschieden.  Es  musseine  starke  Gewalt  gewesen 
sein,  die  trotz  der  strengen  Familienbanden,  welche  sie  vorfand  und 
bestehen  liess ,  dennoch  die  Privatrache  unterdrückte ;   aber  diese 
l aterdrücknng  war  vollzogen,  als  die  Römische  Geschiclite  begann. 
Eine  weitere  Stufe  der  Rechtsentwickelung  ist  es,    wenn 
der  Bescliädigte  seinen  Beschädiger  vor  den  Richter  ladet  und 
von  diesem  als  Strafe  erkannt  ^ird,    es  solle  dem  Beschädiger 
Gleiches  mit  Gleichem  vergolten    werden.    Dies   ist   die  talio^ 
wekhe  im  Romischen  Recht  bei  der  körperlichen  Beschädigung, 
der  tfiiurür,    erscheint,    indessen  nicht  in  ilu'er  ursprünglichen 
Fonn,    sondern  nach    hohem  Rechtsansichten    ausgebildet.    In 
den  zwölf  Tafeln  wird  für  die  Verletzung  eines  Gliedes,  so  wie 
far  andere  Beschädigung  eine  bestimmte  Geldsumme  angesetzt 
Dies  ist  keine  materielle  Wiedervergeltung,  sondern  ein  Abkau- 
fen derselben,  wie  es  erst  bei  weiterer  Rechtsentwickelung  statt- 
finden konnte.    Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  dies  ein  neu 
erfbndenes  Gesetz  der  Zehnmänner  war,  sondern  älteres,   viel- 
leicht gar  nicht  oder  nur  wenig  verändertes   Recht.    Für  den 
Mord  eine  Entschädigung  in  Geld  festzusetzen  ist  nicht  Römisch, 
auch  nicht  in  der  ältesten  Zeit.    Das  zeigt,  deutlich  der  Process 
des  Uoratiers,  wo,  wenn  es  überhaupt  ein  Blutgeld  im  Römi- 
schen Rechte  gegeben  hätte,  kein  Process  nöthig  gewesen  wäre ; 
denn  der  Vater  selbst  war  mit  der  Bestrafung  seiner  Tochter 


128  Religiöses  Element  des  Rechtes. 

Zufrieden  und  sprach  den  Sohn  los.    Aber  dagegen  standen  re- 
ligiöse Grande  und  die  Furcht  vor  der  Strafe  der  Götter. 

Dies  fuhrt  auf  dasjenige  Element,  durch  welches  die  roheren 
Rechtsansehauungen  von  Blutrache  und  materieller  Wiederver- 
geltung überwunden  worden  waren,  das  religiöse  Element,  ver- 
möge dessen  man  im  Verbrechen  eine  Sünde,  eine  Schuld  gegen 
die  Götter  erblickte,  welche!  durch  Opfer  und  die  Busse  des  Ver- 
brechers gesühnt  werden  musste.    Dies  religiöse  Element  war 
in  der  Kön  gszeit  nicht  mächtiger  als  später.    Ein  Beweis  dafür 
liegt  darin,  dass  der  Ueberliefenmg  zufolge  der  Staat  bestanden 
haben  soll,  ehe  es  durch   Numa  gesetzlich  geregelt  wurde:  es 
war  also  etwas,  das  hinzukam,  das,  so  grossen  Einfluss  es  auch 
haben  mochte,    dennoch  nie   über  das    Interesse   des    Staates 
herrschte.    Daher  bestanden  die  geistlichen  Gerichte  nie  selbst- 
ständig, hatten  ohne  die  Hülfe  der  weltlichen  Macht  keine  Mög- 
lichkeit, sich  zur  Geltung  zu  bringen.    Beim  Processe  des  Ho- 
ratiers  ist  es  der  König,  welcher  religiöse  Bedenken  hat,  und 
auf  seine  Anordnung  wird  die  Entsühnung  vorgenommen,  ähn- 
lich wie  noch  der  Kaiser  Claudius  nach  einem  entdeckten  Inceste 
besondere   Sühnopfer  anstellen  liess,  „nach  den   Gesetzen  des 
Königs  Tullus",  wie  es  heisst.  •)    Bei  der  sacroHo  capitis^  der 
Strafe  der  schwersten  Verbrechen,  steht  die  Religion  im  Dienste 
des  Staates:  so,  sagt  Dionysius*»),   sei  es  nach  einem  Gresetze 
von  Romulus  mit  demjenigen   geschehen,   welcher  gegen  das 
Clientel-    oder   Patronatsverhältniss   gefrevelt  hatte:    er  musste 
zuerst  von   dem  weltlichen  Gerichte  überfahrt  und   verurtheilt 
sein.    Es  ist  also  ersichtlich,  dass  die  Ueberwindung  der  rohe- 
ren Rechtsansichten  durch  das  religiöse  Element  in  die  vorr^mi- 
sehe  Zeit  fiillt    Die  Stämme,  welche  die  Stadt  Rom  bildeten, 
brachten  weit  vorgeschrittene  Rechtsideen  mit:  der  Staat  um- 
fiasste  von  seinem  Entstehen  an  jede  Art  von  Privatrache   iind 
die  gesammte  Religion:  die  Veränderungen  darin  sind  im  Laufe 
der  Geschichte  verhältnissmässig  gering  gewesen. 

Man  kann  die  Frage  aufwerfen,  ob  in  der  Königszeit  unter 


a)  Tac.  Ann.  XU,  8. 

b)  Dionys.  II,  10. 
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den  Rdmischen  Bürgern  eine  Rechtsnngleichheit  bestanden  hat 
Eine  solche  ist  für  die  Republik  nicht  nachzuweisen.    So  gross 
anch  die  thatsächlichen  Unterschiede  der  Bürger  sein  mochten, 
die  gesetzliche  Gleichheit  Aller  war  anerkannt  und  auch  in  viele 
V^ältnisse  des  bürgerlichen  Lebens  auf  eine  für  uns  befremd- 
liche Weise  übergegangen.  Nur  unter  Bürgern  und  Nichtbürgem 
kennt  das  spätere  Gesetz  eine  Ungleichheit;  die  Bürger  behandelt 
es  in  allen  Verhältnissen  gleich :  erst  die  Kaiserzeit  fing  allmälig 
an,  einen  Unterschied  zwischen  Hoch-  und  Niedrigstehenden  zu 
machen  und  bildete  denselben   vielfältig  aus.    Man  konnte  in- 
dei^sen  diese  Gleichheit  für  das  Ergebniss  der  freieren,  republi- 
canischen  Staatsform  halten  und  demgemäss  unter  den  Königen 
eine  gesetzliche  Ungleichheit  der  Bürger  annehmen,    im  Allge- 
meinen  konnte  eine  solche  Rechtsungleichheit  doppelter  Art  sein. 
Erstlich  steht  es  fest,  dass  die  Bevölkerung  Roms  sich  aus  ver- 
schieden«!  Stämmen  bildete.     Zu  der  Stadt,   welche  Romulus 
gegründet  hatte,  kamen  zuerst  die  Sabiner,  dann  theils  einzelne 
Ankömmlinge,  theils  ganze  Staatsgenosöenschaften  der  Latiner, 
der  Etrusker:  es  war  der  Grundsatz  der  KOnige,  die  Einwande- 
Tong  auf  alle  Weise  zu  erleichtem.    Unter  diesen  verschieden- 
artigen Bestandtheilen  der  Bürgerschaft  konnte  eine  Rechtsun- 
gieichheit  bestehen:  jeder  brachte  seine  Sitten  und  Gebräuche 
mit,   welche   erst  allmälig  sich   verwischen  konnten.     Deshalb 
finden  wir  im  An&nge  der  Republik  Spuren,  welche  auf  eine 
Verschiedenheit  nicht  nur  des  Privat-,  sondern  auch  des  Crimi- 
nalredites  innerhalb  der  Bürgerschaft  deuten :  unter  den  Königen 
fehlen  auch  solche  Spuren  und  es  ist  nur  eine  durch  den  Ver- 
lauf der  Verhältnisse  gerechtfertigte  Vermuthung,  dass,  je  kür- 
zere Zeit  die  Vereinigung  gedauert  hatte,  desto  stärker  die  Be- 
sonderheiten der  einzelnen  Bestandtheile  hervortraten.  Jedenfalls 
war  es  das  Streben  der  Regierung ,  sie  zu  verwischen  und  na- 
noentlich  im  Strafrecht  eine  Gleichheit  aller  Bürger,  welches  Ur- 
sprungs  sie  auch   sein  mochten,  herbeizuführen.    Unterstützt 
wurde  diese  Rechtsgleichheit  dadurch,   dass  die  Bestandtheile 
grossten  Theils  stammverwandt  waren  und  in  ihren  allgemeinen 
Seehtsanschauungen  nicht  auseinander  gingen,  femer  durch  die 

königliche  Macht,  welche,  über  dem  ganzen  Staate  stehend,  das 
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Hervortreten  der  Besonderheiten  verhüten  und  doch  dabei  ein- 
zelnen Eigenthümlichkeiten  Rechnung  tragen  konnte.  Ganz  be- 
sondere Aufmerksamkeit  widmete  diesem  Punkte  Servius  Tullius: 
alle  seine  politischen  Einrichtungen,  namentlich  auch  seine  Ge- 
setze über  das  Privatrecht,  bezweckten  ein  Umfassen  des  ge- 
sammten  Volkes,  und  was  er  aiif  verfassungsmässigem  Wege 
erstrebt  hatte,  förderte  nicht  minder  der  letzte  Tarquinier  durch 
seine  Despotie. 

Indessen  an  diese  Unterschiede  in   der  Bevölkerung  Roms 
dachte  man  nicht,  wenn  man  eine  Reehtsungleichheit  in  dersel- 
ben annahm:  sie  sollte  unter  den  verschiedenen  Ständen  dersel- 
ben, d.  h.  unter  Patriciem  und  Plebejern,  bestanden  haben.    Es 
ist  schwer  möglich,  an  eine  solche  zu  glauben:  niemals  war  bei 
dem  einen  Stande  strafbar,  was  bei  dem  andern  erlaubt  war, 
die  Strafen  waren  bei  beiden  dieselben,  der  Process  hatte  die- 
selben Formen.    Nur  in  einem  Punkte  glaubte  man  in  neuerer 
Zeit  eine  Verschiedenheit  zu  entdecken.    Die  Berufung  an  das 
Volk,  d.  h.  an  die  Curien,  als  an  die  Versammlung  ihrer  Standes- 
genossen, sagte  man,  sei  von  jeher  nur  den  Patriciem  gestattet 
gewesen.    Diese  Meinung  war  aber  nur  die  Folge  der  falschen 
und  mit  der  Ueberlieferung  im  Widerspruche  stehenden  Vennu- 
thung  über  die  Curien  und  Curiatcomitien,   ist  auch  von   den 
neuesten  Gelehrten  aufgegeben  worden. ''')  Etwas  anderes  ist  für 
jene  vermeintliche  Rechtsungleichheit  weder  angeführt  worden, 
noch  lässt  es  sich  anführen.  Dagegen  Vieles  steht  mit  derselben 
in  Widerspruch.     Z.  B.   in  den  Mord  des  Königs  Tarquinios 
Priscus   waren   Leute  verschiedenen  Standes  verflochten.      Die 
eigentlichen  Urheber  waren  die  Söhne  des  Königs  Ancos  Mar* 
cius,  also  Patricier,    die  Thäter   für  Geld   gedungene  Mörder, 
Hirten,  also  Plebejer.    Kein  Schriftsteller  giebt  eine  Andeutung 
darüber,  dass  Gericht  oder  Strafe  bei  ihnen  verschieden  gewesen 
sei  oder  hätte  sein  müssen.    Die  Thäter  wurden  ergrüFen,   die 
Söhne  von  Ancus  Marcius  flüchteten.    Servius  Tullius  befragte 
allerdings  den  Senat,  aber  wegen  der  ergriffenen  Thäter  *) :    sie 
wurden  vor  Gericht  gestellt  und  hingerichtet,   die  Söhne   von 


a)  Zon.  VII,  9.  S.  oben  S.  100. 
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Aiicas,  als  sie  nicht  erschienen,  mit  Verlust  der  Güter  bestraft 
nod  ihre  Verbannung  for  rechtmässig  erklärt    Bei  den  Hinrich- 
tm^en,  welche  Tarqninius  Superbus  zur  Sicherung  seiner  Herr- 
ächaft  vornahm,  werden  mächtige  Männer,  d.  h.  Patricier,  und 
auch  Plebejer  erwähnt ,  •)   aber  ohne  dass  in  Bezug  auf  Process 
oder  Strsde  der  geringste  Unterschied  zwischen  ihnen  angedeutet 
wird.    Den  einen  der  Zweimänner,  welche  die  Sorge  fBr  die 
Sibyllinischen  Bücher  hatten,  M.  Attilius,  einen  Patricier,  belegte 
derselbe  König  mit  der  Strafe  der  Vatermörder,  liess  ihn,  in 
eine  Ochsenbaut  genäht,  ins  Meer  werfen.  ^)    Jener  P.  Horatius, 
bei  dessen  Process  Tullus  Hostilius  die  besondere,  mit  Berufung 
an  das  Volk  verbundene,  Form  des  Perduellionsgerichtes  erfand, 
rar  ohne  Zweifel  Patricier.    Dennoch  wurde  zu  Ciceros  Zeit  die- 
selbe Processform  mit  derselben  Strafe  auf  C.  Rabirius,  einen 
Plebejer,  angewendet  und  unter  den  ausfuhrlichen  Nachrichten, 
welche  wir  über  den  Letztem  haben,  findet  sich  keine  Andeutung, 
dads  die  Verschiedenheit  des  Standes  einen  Unterschied  mache. 
Wo  Dionysius^)  von  dem  Verhältniss  zwischen  Patronen  und 
Clienten  spridit,  zählt  er  die  Pflichten  der  einen  und  der  andern 
anf  und  setzt  hinzu,  wer  dieselben  verletzt  habe,  sei  für  8€U)er 
erklart  worden:  es  fällt  ihm  nicht  ein,  dem  Patron,  der  doch  in 
der  Regel  ein  Patricier  war,  mehr  Recht  oder  geringere  Strafe 
zazQscbreib^i  als  dem  Clienten:  ja  ein  Berichterstatter'')  fährt 
ausdrücklich  als  Worte  des  Romulischen  Gesetzes  an:  „der  Pa- 
tron, welcher  seinem  Clienten  Schaden  zugefägt  hat,  soll  aacer 
mxk\    Wo  von  der  väterlichen  Gewalt  der  Römischen  Bürger, 
von  der  richterlichen  Befngniss  des  Hausvaters  über  seine  An- 
gehörigen erzählt  wird,  nirgends  wird  ein  Unterschied,  der  zwi- 
schen Patriciem  und  Plebejern,  zwischen  Reichen  und  Armen 
bestanden  hätte,  angedeutet     Daraus  muss  man  den   ScUuss 
ziehen,  dass  es  in  Bezug  auf  Gesetz,  auf  Process,  auf  Strafe 
(hzrdiaas  keinen  Standesunterschied  unter  den  Römischen  Bfir- 


a}  Dionys.  lY,  42  und  43. 

b)  IMonjB.  IV,  62. 

c)  Dionys.  II,  10. 

d)  Serv.  ad  Virg.  Aen.  VI,  609. 
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gern  gegeben  hat.  Freilich  in  einer  Hinsicht  war  ein  Unter- 
schied in  der  Lage  der  Patricier  und  Plebejer,  in  so  fem  nÄm. 
lich  jene  die  Regierenden,  diese  die  Regierten  waren,  das  Rich- 
teramt aber  gehörte  zur  Regierung.  Demnach  wurden  die  Patri- 
cier von  ihren  Standesgenossen  gerichtet,  die  Plebejer  nicht 
Denn  der  König  war  Patricier,  seine  Quästoren  waren  Patricier, 
zum  Beirath  wurden  Patricier  berufen.  Dies  brachte  eine  thatr 
sächliche  Ungleichheit  in  den  Ständen  hervor,  ohne  dass  sich  in 
den  Gesetzen  und  Prozessformen  irgend  eine  gefunden  hätte. 
Und  doch  ging  später  das  Streben  der  Republik  dahin,  diese 
aufzuheben:  mit  der  Gleichstellung  der  Stände  traten  die  Sena- 
toren an  die  Stelle  der  Patricier  und  mit  G.  Gracchus'  Gesetz- 
gebung gelangten  auch  die  Regierten  zum  Richteramt 

Einen   bedeutenden  Fortschritt   machte    das    Criminalrecht 
unter  den  Königen  durch  Servius  Tullius,   der  es  vom  Privat- 
rechte schied:  es  wurde  dadurch  eigentlich  erst  geschaffen  und 
ihm  die  Möglichkeit  einer  selbständigen  Entwickelung  gegeben.*) 
Mochte  auch  Servius'  Nachfolger  diese  Unterscheidung   wieder 
aufheben,  sie  trat  dennoch  nach  Vertreibung  der  Könige  aufis 
Neue  hervor  und  befestigte  sich  durch  die  spätere  Gesetzgebung. 
Es  ist  der  bedeutendste  Schritt,  den  die  Ausbildung  des  Rechtes 
bis  auf  Sulla  gethan  hat:  die  Republik  beschäftigte  sich  zonädist 
damit,  beim  Criminalrecht,  das  in  der  Befugniss  der  Beamten, 
der  Erben    der  königlichen  Macht,   geblieben  war,   die  neuen 
Ideen  der  Freiheit  zum  Schutze  der  Bürger  auszufuhren   und 
dem  Volke  einen  geregelten  Einfluss  auf  die  Entscheidung  aller 
schweren  Processe  zu   verschaffen.     Die  Auffassung  der    Ver- 
brechen   selbst    zeigt   schon    unter   den  Königen  eine   bemer- 
kenswerthe  Entvrickelung   der  Begriffe.     Es   kann  z.  B.    kein 
Zweifel   sein,   dass  P.  Horatius,   der  seine  Schwester  tödtete, 
sich  damit  eines  parricidium  schuldig  madite  ^) :  dies  war  die 
natürliche  Betrachtung  seiner  That    Indessen  der  König,    der 
die  Milderungsgründe  für  die  Beurtheilung  derselben  erkannte 
und  den  Verklagten  zu  retten  wünschte,  erklärte  das  Verbrechen 


a)  Vergl.  oben  S.  46. 

b)  Vei^l.  S.  96. 
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&r  perdueUio^  d.  L  far  die  That  eines  perduellis,  in  so  fem 
der  Horatier  eine  Bürgerin  ohne  gerichtliche  Verurtheilung  ge- 
todtet  hatte.  ^  Man  hatte  also  schon  die  Verbrechen  in  ver- 
schiedene Gmppen  abgetheilt,  die  Begriffe  und  Namen  dersel- 
ben aufgestellt  und  konnte,  indem  man  juristische  Erklärung 
anwendete  und  von  den  Verbrechen  bald  die  eine,  bald  die  an- 
dere Seite  hervorhob,  dieselbe  That  auf  verschiedene  Weise  auf- 
fassen —  ein  Verfahren,  das  eine  Eigenthümlichkeit  des  spar 
tem  Rtaiischen  Rechtes  bildet  Schon  unter  Romulus  wird  ein 
Gesetz  über  Verrath  erwähnt^),  unter  Tullus  Hostilius  ein  an- 
deres gegen  Ausreisser.^)  Von  Tarquinius  Superbus  heisst  es, 
er  habe  einen  der  Zweimänner  für  die  Sibyllinischen  Bücher 
mit  der  Strafe  der  Vatermörder  belegt*'),  eine  arge  Willkür, 
wie  die  Schriftsteller  sagen,  welche  aber  die  Sitte,  nach  den 
Beweggründen  der  That  die  Verbrechen  in  Classen  zu  theilen 
und  ihre  Strafen  zu  bestimmen,  beweist  Von  Numa  wird  ein 
Gesetz  angefahrt:  „wenn  Jemand  einen  freien  Mann  in  böser 
Absicht  wissentlich  zu  Tode  bringt,  so  soll  er  ein  Vatermörder 
seht''')  Wie  man  dasselbe  auch  betrachten  mag,  ob  als  An- 
gabe, wer  „Vatermörder"  sei,  oder  als  Vorschrift,  welche  den 
gewöhnlichen  Mord  vor  das  Gericht  über  Vatermord  verweist, 
es  «giebt  sich  daraus,  dass,  der  Ueberlieferung  zufolge,  schon 
unter  den  ersten  Königen  eine  Sonderung  der  Verbrechen  stattr 
fiuul,  ihre  Begriffe  bestimmt  waren  und  die  Thätigkeit  des 
Rechtsprechens  sidi  darauf  wendete,  die  einzelnen  Fälle  den 
Bestinmrangen  der  Gesetze  unterzuordnen.  Femer  geht  daraus 
hervor,  dass  ,yböse  Absicht"  als  Merkmal  des  Verbrechens  an- 
erkannt, endlich  aus  dem  Zusatz  „vrissentlich",  dass  der  Unter- 
sehied  zwischen  dolus  und  seiene  zum  Bewusstsein  gekommen 
war.  Selbst  ausgebildetere  juristische  Ideen  müssen  der  Römi- 
sehen  Königszeit  nicht  fremd  gewesen  sein. 


a)  Dionys.  n,  10.    Vergl.  El,  30. 

b)  Dionjs.  HI,  30. 

c)  Dionys.  IV,  62;  Zon.  VII,  11. 

d)  Festus  s.  V.  parr.  qnaest  p.  221  Si   qnis   hominem    libemm   dolo 
Kiens  morti  duit,  parridda  esto.  * 


Zweiter  Absclmitt. 

Von  der  Vertreibung  der  Könige  bis  zur  Gesetz 

gebung  der  zwölf  Tafeln. 


Erstes  Capitel. 

Md  Yertreibiug  der  Köilge  md  ihre  mmitteUNuren  Folgen  flbr  das  Stnf- 
recbt   Tbeilvng  der  höchsten  Gewalt  nnter  lehrere.   JUirlicher  Wachscjl 

der  Beamten. 

Die  Vertreibung  der  Könige  bildet  einen  natürlichen  Abschnitt 
in  der  Geschichte  des  gesammten  Römischen  Staates  und  fahrte 
auch  far  das  Strafrecht  alsbald  die  bedeutendsten  Veränderungen 
herbei:  sie  ist  ein  nothwendiger  Ruhepunkt,  von  dem  aus  man 
einen  neuen  Lauf  der  Darstellung  beginnen  muss.  Dagegen  die 
Zeit  der  Republik  selber  zu  zerlegen  empfiehlt  sich  nicht  Zwar 
treten  in  ihr  einzelne  Punkte  besonders  hervor,  die  Geset^e- 
bung  der  Zehnmänner,  das  Tribunat  Ton  C.  Gracchus,  am  mei- 
sten Sullas  Dictatur:  sie  bezeichnen  Anfangspunkte  für  be- 
stimmte Erscheinungen  im  Criminalrecht.  Aber  gemäss  dem 
Charakter  des  Römischen  Volkes  erwarb  sich  das  Neue  erst  all- 
mälig  Geltung,  das  Alte  wurde  nicht  sogleich  ganz  verdrängt: 
eine  Weile  bestand  Beides  neben  einander.  Wollte  man  bei 
einem  bestimmten  Zeitpunkte  abschliessen,  so  käme  man  in 
Gefahr,  das  Alte  über  denselben  hinausfuhren,  das  Neue  vor 
demselben  beginnen  zu  müssen.  Wir  haben  also  eine  sachliche 
Abtheilung  i^  zwei  Theile  gemacht  Der  erste  soll  das  ältere, 
von  der  Königszeit  her  überkommene,   aber  eigenthümlich  ent- 
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wickelte  Strafrecht,  der  zweite  die  Schwurgerichte  umfassen.  *) 
Für  das  erste  bildet  die  Gesetzgebung  der  Zehnmänner  einen 
Buhepunkt;  denn  sie  brachte  das  frühere,  auf  schriftlichen  Ge- 
setzen und  dem  Herkommen  beruhende  Strafrecht  zu  einem  Ab- 
sehhiss.  Selbst  der  Strafprocess  vor  den  Zehnmännem  war  in 
einem  wichtigen  Theile,  der  uns  noch  dazu  fast  allein  durch  die 
Ueberliefemng  bekannt  ist,  wesentlich  von  dem  später  geltenden 
ferschieden.  Deshalb  wird  der  nächste  Abschnitt  die  Zeit  bis 
m  den  Zehnmännem  behandeln  und  sowohl  die  Gesetzgebung 
and  die  politischen  Veränderungen ,  welche  auf  das  Strafrecht 
?on  Einfluss  waren,  als  auch  die  während  dieses  Zeitraumes 
bekannten  Strafprocesse  um&ssen.  Die  beiden  übrigen  Ab- 
schnitte sollen  über  die  Zeit  von  den  Zehnmännem  bis  zum 
Untergänge  der  Republik  handeln  und  zwar  dergestalt,  dass  der 
dritte  die  Gesetzgebung  und  die  auf  das  Strafrecht  bezüglichen 
politischen  Anordnungen ,  der  vierte  die  verschiedenen  Arten  des 
alfaümischen  Strafprocesses  und  das  Verfahren  in  demselben, 
soweit  es  nicht  der  Zweckmässigkeit  halber  mit  der  Schilderung 
der  Schwurgerichte  verbunden  werden  soll ,  darstellt 

Als  noian  die  Könige  aus  Rom  v^rieb  und  den  Entschluss 
fiisste,  die  königliche  Macht  nicht  wieder  herzustellen,  beabsich- 
tigte man  nidit  einen  Bruch  mit  der  Vergangenheit:  nicht  eine 
neue  Regierung,  nicht  neue  Gesetze  sollten  geschaffen  werden. 
Nur  die  Despotie  des  letzten  Tarquiniers  wollte  man  vertilgen. 
Er  hatte  mit  Verletzung  der  hergebrachten  Sitte ,  auf  ungesetz- 
liche Weise  die  Königsgewalt  an  sich  gerissen,  die  von  früheren 
Königen  zugestandenen  Rechte  des  Senates  und  der  Volksver- 
sammlung missachtet,  eigenmächtig  und  mit  eigennützigen  Ab- 
sichten Recht  gesprochen,  seinen  Thron  auf  fremde  Söldner  ge- 
stützt Diese  Tyrannei  sollte  aufhören.  Daher  knüpfte  man  mit 
lebergehung  der  Regierungszeit  von  Tarquinius  an  Servius  Tul- 
lios  an:  nach  seinen  Verfügungen  wurden  in  Centuriateomitien 
die  beiden  ersten  Consuln  erwählt  ^) ,  man  führte  Alles  auf  den 


a)  VeigL  oben  die  Einleitung  S.  11. 

b)  Liv.  I,  eO  dao  oonsales  inde  comitiis  centuriatia  a  praefecto  urbis 
^x  commentariis  Servii  Toliii  crcati  sunt. 
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Zustand,  wie  er  bei  seinem  Tode  gewesen  war,  zurück.  Die 
Erben  also  der  königlichen  Macht,  wie  er  sie  besessen,  waren 
die  Consuhi:  es  wird  öfter  von  den  alten  Schriftstellern  ausge- 
sprochen, dass  deren  Gewalt  eine  königliche  war  und  sein  sollte.*) 
Selbst  in  späterer  Zeit  blieb  diese  Vorstellung  bei  den  Römern 
gewöhnlich,  als  die  consularische  Macht  durch  Gesetze  und  die 
Gründung  des  Tribunats  geschwächt,  auch  durch  die  Wahl  an- 
derer Beamten  getheilt  worden  war.  Einen  Ausdruck  der  An- 
erkennung fand  diese  Idee  von  dem  Uebergange  der  alten  könig- 
lichen Macht  auf  die  consularische  der  Republik  in  dem  Curiatr 
gesetz  über  das  imperium.  Es  war  Sitte  gewesen,  dass  die 
Könige  bei  ihrem  Regierungsantritt  ein  Gesetz  bei  dem  Volke 
beantragten,  wodurch  dieses  sich  verpflichtete,  dem  Könige  und 
seinen  Beamten  gehorsam  zu  sein.  Diese  Sitt«  wurde  von  der 
Republik  beibehalten,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass,  da  die 
königliche  Gewalt  jährlich  auf  andere  Personen  überging,  jähr- 
lich ein  solches  Gesetz  von  den  jedesmal  erwählten  (Konsuln 
beantragt  wurde.  Als  später  die  königliche  Macht  unter  mehrere 
Beamten  vertheilt  wurde  und  neben  den  Consuln  auch  Prätoren 
und  Aedilen  entstanden,  wurden  auch  diese,  d.  h.  alle  curuli- 
schen  Beamten,  namentlich  in  das  jährliche  Curiatgesetz  aufge- 
nommen; ebenso,  wenn  einzelne  Zweige  der  nach  Römischer 
Anschauung  einigen  Staatsgewalt  auf  besondere,  ausserordentliehe 
Beamten  zeitweise  übertragen  wurden,  gab  man  diesen  durch  ein 
einzelnes  Curiatgesetz  den  ihnen  gebührenden  Antheil  an  dem 
Gehorsam,  den  man  der  königlichen  Gewalt  schuldete.  So  suchte 
man  auch  äusserlich  die  Macht  der  republicanischen  Beamten  in 
ununterbrochener  Folge  von  der  durch  den  Willen  der  Götter 


a)  Liv.  II,  1  Libertatis  autem  originem  inde  magis,  quia  annuum  im- 
perium  consulare  factum  est,  quam  quod  deminutum  qoicquam  sit  ex  regia 
potestate,  nomeres:  omnia  iura,  omnia  insignia  primi'consules  tenuere.  Id. 
IV,  3  consules  in  locum  regum  successisse?  nee  aut  iuris  aut  maiestatis 
quicquam  habere,  quod  non  in  regibus  ante  fiierit?  Cic.  de  rep.  II,  32,  56 
consules  potestatem  habebant  tempore  duntaxat  annuam,  genere  ipso  ac 
iure  regiäm;  Cic.  de  leg.  III,  3,  8  regio  imperio  duo  sunto.  Pompon.  de 
orig.  iur.  (Dig.  I,  2)  16  (consules)  ne  per  omnia  regiam  potestatem  sibi 
vindicarent,  lege  lata  factum  est,  ut  ab  eis  provocatio  esset  Vergl.  Liv. 
m,  9;  IV,  2;  VIU,  32;  Dionys.  VI,  65;  VII,  35;  IX,  41;  X,  34 
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gegröndeten  Königsgewalt  herzuleiten,  und  mochten  auch  die 
Fonnen,  durch  welche  dies  geschah,  in  späterer  Zeit  ein  leerer 
Schein  sein,  so  dass  man  selbst  das  Fehlen  des  Curiatgesetzes 
kmistlich  ersetzte,  es  sprach  sich  doch  in  ihnen  auf  das  Bestimm* 
k^e  die  Idee  aus,  dass  das  Königthum  nur,  insofern  es  in  einer 
Person  äusserlich  dargestellt  wurde,  untergegangen  war,  insofern 
es  eme  bestimmte  Summe  von  Rechten  und  Pflichten  umfasste, 
fortdauerte.  ^ 

Indessen  es  lag  nicht  im  Interesse  weder  des  regierenden 
Standes,  der  Patrider,  noch  der  regierten  Plebejer,  den  Consuln, 
welche  man  nach  Vertreibung  der  Patricier  zu  wählen  beschloss, 
die  ganze  Machtfulle  der  Könige  zu  übertragen.  Man  benutzte 
zunächst  den  religiösen  Aberglauben  und  trennte  davon  die  geist- 
lirbe  Macht :  man  übertrug  sie,  wie  oben  gezeigt  worden  ist,  •) 
demjenigen  Priester,  welcher  später  Oberpriester  genannt  wurde. 
S4*ine  Stellung  zu  dem  Collegium  der  Pontifices  war  gesetzlich 
dieselbe,  welche  der  König  zu  ihnen  gehabt  hatte,  thatsächlich 
eine  ganz  andere.  Da  er  nicht  mehr  in  seiner  Person  auch  die 
veitliehe  Macht  vereinte  und  mit  deren  Hülfe  seinen  Beschlüssen 
unbedingte  Geltung  verschaffen  konnte,  musste  er  sich  an  die 
Meinung  der  Pontifices  halten  und  mit  ihnen  vereint  Einfluss 
aoßzaüben  suchen.  Die  Einbusse,  welche  die  Consuln  durch  den 
Varlust  der  geistlichen  Gewalt  erlitten,  war  nicht  unbedeutend; 
denn  sie  verioren  denjenigen  Theil  der  Macht,  der  grundsätzlich 
stets  von  jeder  Verantwortung  "frei  gewesen  ist.  Der  Erfolg  der 
Trennung  im  Allgemeinen  war,  dass  die  geistliche  Gewalt  trotz 
aller  Achtung,  die  man  ihr  zollte,  an  Einfluss  verlor  und  Diene- 
rin der  weltlichen  Beamten  und  der  Volksversammlung  wurde. 

Noch  wichtiger  jedoch  war  es,  dass  die  weltliche  Macht  der 
Könige  nicht  wieder  auf  eine  Person,  sondern  auf  zwei  Consuln 
übertragen  wurde.  Den  Grund  davon  schreibt  die  allgemeine 
teberlieferung  der  Befürchtung  zu,  wenn  ein  einziger  Beamter 
an  die  Spitze  des  Staates  gestellt  würde,  möchte  derselbe  seine 
Macht  missbrauchen,  um  von  Neuem  eine  Tyrannis,  wie  der 
l^irtzte  Tarquinier,    zu   gründen.''*)     Unter  den  beiden  Consuln 


a)  Siehe  oben  S.  103. 
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wechselte  zwar  die  Amtsfahrang,  (L  h.  hauptsächlich  der  Vorsitz 
in  den  regelmässigen  Senats-  und  Volksversammlungen,  monat- 
lich,  sie  waren  aber  an  Macht  in  jedem  Augenblicke  gleich ^^): 
beide  hatten  dieselben  Befugnisse,  dieselben  Ehren.    Sollte  trotz 
dieser  Spaltung  eine  Regierung  möglich  sein,  so  musste  deijenige 
Grundsatz  zur  Anwendung  konmoien,  welcher,  ohne  durch  ein 
besonderes  Gesetz  ausgesprochen  zu  sein,  dennoch  vom  Beginn 
der  Republik  an  in  der  Römischen  Verfassung  von  dem  höchsten 
Einfluss  gewesen  ist :  far  maiorve  potestas  plus  valeto.  *)    Nur, 
was  beide  CoUegen  gemeinschaftlich  bestimmten,  oder  der  eine 
mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Zustimmung  des  an- 
dern, hatte  Gültigkeit:  beim  Widerspruch  seines  CoUegen  konnte 
der  Gonsul  keine  Massregel  ausfuhren,  keine  Strafe  vollziehen. 
Als  später  einzelne  Theile  der  königlichen,  von  den  Consuln  er- 
erbten, Macht  abgezweigt  und  besondem  Beamten  übertragen, 
auch  diese  aber  theils  sogleich,  theils  allmäfig  in  der  Mehrzahl 
geschaffen  wurden,  so  fand  auch  auf  sie  derselbe  Grundsatz  An- 
wendung, nur  mit  der  Erweiterung,  dass  von  den  höher  stehen- 
den Beamten  jeder  einzelne  die  Amtshandlungen  jedes  niedriger 
stehenden  aufheben  konnte.    Also  der  Prätor  z.  B.  war  an  die 
Einwilligung  nicht  nur  seiner  CoUegen,  sondern  auch  der  Con- 
suln gebunden.    Ein  coUegialisches  Zusammenwirken  der  Beam- 
ten, wobei  die  Mehrheit  der  Stimmen  entschied,  war  im  Allge- 
meinen der  Römischen  Verfassung  fremd.  Es  konnte  anfeuigs  bei 
den  curuUschen  Beamten,  deren  es  nur  zwei  gab,  nicht  stattfin- 
den, und  war  auch  später  nur  zuweUen,  ^nach  besonderer  frei- 
wiUiger  Uebereinkunft  mögUch.  Jeder  handelte  selbständig,  musste 
es  sich  aber  gefaUen  lassen,  durch  den  gleich  berechtigten  Wil- 
len seines  CoUegen  gehindert  zu  werden. 

Welche  Gewähr  in  diesem  Verhältniss  gegen  WiUkür,  wie 
sie  alle  Könige  üben  konnten  und  der  jüngere  Tarquinios  wirk- 
Uch  geübt  hatte,  lag,  ist  ersichtlich.  Cicero  spricht  sich  in  sei- 
ner Schilderung  der  allgemeinen  Grundsätze  der  Römischen  Ver- 
fassung folgendermassen  aus  ^) :  „  der  Beamte  soll  den  ungehor- 


a)  Oic.  de  leg.  m,  4,  11. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  3,  6  magistratus  nee  obedientem  et  Dozimn   civem 
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Samen  und  schfidlicben  Bürger  durch  Geldstrafe,  Geftngniss  oder 
körperliche  Zächtigang  im  Zaum  halten,  wenn  nicht  eine  gleiche 
oder  höhere  Gewalt  oder  das  Volk  ihn  hindert,  an  welche  Be- 
ndimg  stat^den  soll/'  Hierin  lie^  das  Recht  der  Appellation, 
d^  jeder  von  einem  Ausspruche  der  Beamten  Betroffene  hat^^: 
es  gewährt  zunächst  Auüschub,  im  Falle  der  Gewährung  Auf- 
bebang  der  drohenden  Strafe.  Dionysius  *)  erzählt  unmittelbar 
nach  Einsetzung  der  Consuln  einen  Fall,  in  dem  dasselbe  bei 
einem  Griminalprocesse  zur  Anwendung  kam.  Zu  denen,  welche 
sich  zur  Wiedereinsetzung  der  vertriebenen  Könige  verschworen 
hattoi,  gehörten  auch  die  Aquilii,  Schwestersöhne  des  Consnls 
CoUatinus.  Brutus,  der  andere  Consul,  hatte  die  Verschwörung 
entdeckt,  seine  eigenen  Söhne,  welche  Theil  daran  genommen, 
mit  dem  Tode  bestraft  und  zog  dann  die  Aquilier  vor  sein  Ge- 
riehi  Die  Beweise  waren  offenbar,  er  verurtheilte  sie  und  wollte 
fk  ZOT  Hinrichtung  fuhren  lassen.  Die  Verurtheilten  wandten 
ikh  um  Schutz  an  den  andern  Consul,  ihren  Oheim,  der  zuerst 
seinen  GoDegen  bat,  die  Strafe  nicht  zu  vollziehen  oder  zu  mil- 
dern, dann^  als  die  Bitten  nichts  fruchteten,  erklärte,  er  mache 
von  s^er  Gewalt  als  Consul  Gebrauch  und  verbiete  die  Bestra- 
fimg der  Verschworenen.  Brutus,  so  erzürnt  er  auch  über  sei- 
nen CoUegen  ist,  muss  doch  seinem  Einspruch  weichen :  er  ver- 
sdiiebt  die  Hinrichtung  und  lässt  die  Verurtheilten  in  das  Ge- 
fingniss  fuhren.  Dort  wurden  sie  später,  als  auch  CoUatinus 
fertrieben  und  P.  Valerius  zum  Consul  gewählt  war,  hingerich- 
tet^) Idi  spreche  nicht  von  den  abweichenden  Darstellungen 
anderer  Schriftsteller,  lasse  auch  die  Frage  bei  Seite,  ob  die 
Ueberlieferung  diese  Einzelheiten  über  den  Process  der  Ver- 
bchwomen  erhalten  oder  Dionysius  selbst  sie  ausschmückend 
kmzagef&gt  hat:  selbst  wenn  sie  ersonnen  sind,  müssen  die 
Vorgäage  dem  Gerichtsverfahren  entsprechen.  Die  Appellation 
hob  das  ürtheil  des  Consuls  auf:  es  war  nur  mit  Einwilligung 


nmita  Tincolis  verberibnave  coerceto,  ni  par  majorvo  potestas  populnsve 
prr>hibe8sit)  ad  quos  provocatio  esto. 

a)  Dionjs.  V,  9. 

b)  Dionys.  V,  13. 
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des  Collegen  ausführbar.  Auch  Livius  *)  erwähnt  schon  zum 
Jahre  495  v.  Chr.  die  Wirkung,  welche  die  Theilung  der  ober- 
sten Richtergewalt  hatte:  diejenigen,  welche  von  dem  einen 
Consul  Ap.  Claudius  zur  Schuldknechtschaft  verurtheilt  wurden, 
wandten  sich  um  Hülfe  an  dessen  Collegen  Servilius.  Er  hätte 
sie  durch  seinen  Einspruch  retten  können,  wenn  er  nicht  vor 
dem  offenen  Bruche  mit  den  Patriciem  zurückgewichen  wäre. 
Als  die  ersten  Decemvirn  gewählt  waren,  bezeugte  das  Volk 
keine  UnzuMedenheit  darüber,  dass  von  ihrem  Urtheil  keine  Be- 
rufung an  das  Volk  stattfand.  Denn  die  höchste  Gewalt  war 
unter  zehn  Personen  getheilt  und  die  Appellation  von  einem  an 
den  andern  ersetzte  die  Hülfe,  welche  sonst  bei  den  Tribunen 
und  der  Volksversammlung  zu  finden  war.  *^) 

Die  zweite  Verminderung,  welche  die  königliche  Gewalt  bei 
ihrem  Uebergange  auf  die  Consuln  erfuhr,  war  die  Beschränkung 
auf  den  Zeitraum  eines  Jahres.    Sie  verhinderte  die  Rückkehr 
zur  Monarchie,  erhöhte  die  Machtstellung  des  Senates  und  der 
Volksversammlung,    der  bleibenden  Gewalten  gegenüber  den  in 
kurzen  Zwischenräumen  wechselnden  Beamten,   sie  führte  end- 
lich auch,  indem  sie  in  gleicher  Weise  auf  alle  spätem  Beam- 
ten angewendet  wurde,   zu  einem    ausgedehnten  Systeme    der 
Verantwortlichkeit,  ohne  deshalb;  die  Kraft  der  jedesmal  Regie- 
renden zu  lähmen.    Dieser  letzte  Punkt  war  auch  von  Einflass 
auf  das  Strafrecht.    Mochte  ein  Beamter  noch  so  sehr  in  seinem 
Amtsjahr  alle  seiae  Collegen  gewinnen,  so  dass  er  von  Nieman- 
den  in    der  Ausführung  seiner  Massregeln   gehindert    wurde; 
mochte  er  'sich  selbst  die  Volkstribunen  sei  es  durch  Furcht  oder 
durch  andere  Mittel  befreunden:  er  war  dennoch  bei  keiner  Ge- 
setzesübertretung,   bei  keiner  Staatshandlung  sicher.    Mit  dem 
Ablaufe  des  Jahres  trat  ein  vollständiger  Wechsel  der  Beamten 
und  für  ihn  selbst  die  Möglichkeit  ein,  wie  jeder  andere  Bürger 
vor  Gericht  gezogen  zu  werden.    Beispiele  dieser  Art,  die  we^en 
des  Verhaltens  in  der  Rechtspflege  stattfanden,  sind  in  der  trü- 


a)  Liv.  n,  27. 

b)  Liv.  in,  34  lam  plebs  praeterqnam  quod  omsalum  nomen  band 
Becos  quam  regnum  perosa  erat,  ne  tribunicium  quidem  anxilinm  cedenti> 
bus  invicem  appellationi  XviriB  quaerebat 
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beren  Geschichte  der  Republik  die  Strafen,  welche  die  abgesetz- 
ten Decemvini  trafen,  in  der  spätem  die  Verurtheilung  Ciceros 
wegen  der  Hinrichtung  der  überführten  Genossen  Catilinas. 
Aber  noch  andere  Folgen  für  die  Haudliabuug  des  Strafreohtes 
mossten  sich  an  den  jähiüchen  Wechsel  der  Beamten  knüpfen, 
wenngleich  wir  dieselben  mehr  durch  Schlüsse  aus  den  Verhält- 
msen  auffinden,  als  durch  geschichtliche  Thatsachen  belegen 
können.  In  so  fem  die  Beamten  Ankläger  waren  (und  wir  wer- 
den später  sehen-,  dass  sie  es  in  vielen  und  in  den  wichtigsten 
Fällen  waren)  hing  das  Schicksal  eines  Processes  davon  ab,  dass 
derselbe  von  dem  betreffenden  Beamten  innerhalb  seines  Amts- 
jahres zu  £nde  gefuhrt  wurde:  sonst  war  es  Zufall,  ob  die  neu 
eintretenden  Beamten  denselben  wieder  aufiiehmeu  wollten  oder 
nicht;  jeden&lls  musste  er  von  Neuem  beginnen,  in  so  fem  die 
Beamten  Richter  waren,  galt  ein  ähnliches  Verhältniss.  Auch 
m  mussten  das  Streben  haben,  alle  begonnenen  Processe  inner- 
halb ihres  Amtsjahres  zu  Ende  zu  fuhren.  Konnten  sie  es  nicht, 
sfi  hörte  der  angefiEmgene  mit  dem  Ende  des  Jahres  zwar  nicht 
auf,  musste  doch  aber,  da  ein  anderer  Richter  da  war,  um  die- 
sem bekannt  zu  werden ,  gewisse  Stadien  von  Neuem  durchma- 
fhen,  konnte  auch  in  vieler  Beziehung  einen  andern  Verlauf  neh- 
oieD.  Die  Unsicherheit  der  so  von  einem  Jahre  in  das  andere 
ibergeleiteten  Processe  musste  um  so  grösser  sein,  je  lücken- 
hafter das  geschriebene  Recht,  je  zweifelhafter  das  Herkonmien 
war,  also  im  Anfange  der  Republik.  Es  ist  uns  nicht  möglich, 
aoch  nur  annähernd  anzugeben,  wie  viele  Processe  aus  diesem 
L'nurtande  entweder  nicht  unternommen  oder  mit  geringerer 
Sorgfalt  zu  Ende  geführt  worden,  wie  viele  Verbrechen  unge- 
ahndet geblieben  oder  bald  strenger  bald  milder  bestraft  worden 
sind  Denn  da  das  Uebel  der  gesammten  Republik  gemeinsam 
war,  betrachteten  es  die  Schriftsteller  als  natürlich  und  schwie- 
gen darüber:  wir  können  auf  dasselbe  nur  aus  Vergleichung  mit 
unflem  Zuständen  schliessen.  Auf  der  andern  Seite  ging  aber 
hieraus  auch  im  Allgemeinen  eine  rasche  Beendigung  der  Pro- 
cesse hervor:  jeder  Beamte,  mochte  er  freisprechen  oder  verur- 
tlieüen  wollen,  hatte  das  Interesse  die  von  ihm  begonnenen  Ge- 
schäfte zu  Ende  zu  bringen. 
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WiedereinflUmug  der  Gesetze  von  Servins  Tnllins.    Einbrechende 
Gesetilosigkelt.   Hachrlchten  von  Pomponins. 

Wir  haben  erwähnt,  dass  die  Consuln  durch  die  Beschran- 
kung ihrer  Amtsdauer  auf  ein  Jahr  der  Verantwortlichkeit  un- 
terworfen wurden:    ihre  Stellung  zu  den  Gesetzen  musste  dem- 
nach eine  andere  sein  als  es  die  der  Könige  gewesen  war.    Diese 
standen  thatsächlich   über   den   Gesetzen.    Niemand  konnte  sie 
zur  Beobachtung  derselben  zwingen,  Niemand  wegen  ihrer  Ver- 
letzung zur  Strafe  ziehen:  Tarquinius  Superbus  wurde  nicht  ver- 
jagt,, weil  er  die  Gesetze  seiner  Vorgänger  umgestossen  hatte, 
sondern  als  er  wegen  seiner  Despotie  vertrieben  war ,  wurde  ihm 
dieses    unter    vielem  andern  vorgeworfen..  Höchstens   war  ein 
König  an  diejenigen  Gesetze  gebunden,   welche  er  selbst  bean- 
tragt hatte.  *)    Dagegen  die  Anzahl  der  Gesetze,  welche  ein  Con- 
sul  während  seines  Amtsjahres  geben  konnte,  war  im  günstig- 
sten Falle  gering:   es  wäre  unerträgliche   Willkür  ^getreten, 
wenn  nicht  jeder  Nachfolger  verpflichtet  gewesen  wäre,  die  An- 
ordnungen seiner  Vorgänger  zu  beobachten.    Die  Consuln  selbst 
hatten,  um  sich  vor  Verantwortlichkeit  zu  schützen ,  ein  Interesse 
an  der  Bewahrung  und  Mehrung  der  Gesetze.    Bei  der  Wahl 
der  Consuln  war  man ,  wie  die  Schriftsteller  bemerken ,  anf  die 
Staatsverfassung  von  Servius  Tullius  zurückgegangen:  auf  eben- 
dieselben ging  man  bei  der  Gesetzgebung  zurück.    Jener  KOnig 
hatte  zuerst  das  Privat-  vom  Criminalrecht  getrennt,  jenes  an 
feste  Gesetze  gebunden  und  die  Entscheidung  der  Processe  un- 
parteiischen Richtern,  welche  namentlich  auch  eine Uebervorthei- 
lung  der  Plebejer  durch  die   Patricier  verhüteten,   übertragen: 
das  Criminalrecht  hatte  er  sich  selbst,  wie  es  die  früheren  Könige 
gehabt  hatten ,  vorbehalten ;  er  entschied  die  Processe  theils  per- 
sönlich, theils  durch  die  von  ihm  eingesetzten  Quästoren.    Diese 
ganze  Einrichtung  hatte  Tarquinius ,  der  alle  Macht  in  seiner 


a)  Yergl.  oben  S.  24. 
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Pers(m  za  Tereinigen  sachte,  aufgehoben,  Criminal-  und  Privat- 
recht  ^eder  auf  aUe  Weise  von  sich  abhängig  gemacht,  die  von 
Servius  gegebenen  Gesetze  abgeschalR ,  die  eichenen  Tafeln ,  auf 
denen  sie  standen,  vom  Markte  entfernt»)  Unter  den  ersten 
Mässregeln,  welche  man  nach  Vertreibung  desselben  ergriff,  wird 
auch  die  angefahrt,  man  habe  die  von  Servius  Tullius  gegebenen 
Gesetze  erneuert  und  somit  die  Trennung  von  Privat-  und  Gri- 
DÜBakecht  wieder  anerkannt.*^)  Dabei  mag,  wie  es  heisst,  die 
Absicht  gewesen  sein,  durch  unparteiische  Verwaltung  desjeni- 
gen Theiles  der  Rechtspflege,  welcher  die  Interessen  jedes,  auch 
lits  geringsten  Bürgers  unmittelbar  berührte,  die  Neigung  des 
Volkes  für  die  neue  Regierung  zu  gewinnen:  sicherlich  erkannte 
man  aber  auch ,  dass  bei  den  jährlich  wechselnden  Beamten  eine 
^gesetzliche  Grundlage  des  Rechtes  nothwendig  sei.  Man  musste 
noch  weiter  gehen  und  auch  für  das  Criminalrecht,  welches 
nach  des  Königs  Servius'  Anordnungen  in  der  Gewalt  der  Con- 
soln  verblieb,  die  Willkür  verbannen  und  einen  gesetzlichen 
Zustand  schaffen.  Die  Ueberlieferung  hat  ihren  guten  Grund  da- 
für, dass  sie  das  ju8  Papirianum  um  diese  Zeit  entstehen  lässt 
Es  mussten  nicht  nur  die  eigentlich  so  zu  nennenden  Gesetze, 
welche  aof  Volksbeschlüssen  beruhten,  sondern  auch  das  Herkom- 
men und  die  religiösen  Anordnungen  der  Könige  gesammelt  wer- 
den. Alle  diese  Bestandtheile  enthielt  das  Gesetzbuch,  welches 
VCD  dem  P^irischen  Geschlechte  zusammengestellt  wurde.  °)  Die 
Veranlassang  daza  gab  nicht  die  gelehrte  Liebhaberei  eines  Pri- 
Tatmaimes,  sondern  das  Bedürfiiiss  des  Staates  und  es  ist  wahr- 
scheinlich ,  dass  die  Sammlung  für  die  damalige  Zeit  selbst  eine 
gesetzUch  anerkannte  Geltung  hatte. 

Wenn  einmal  das  Streben  nach  gesetzlicher  Regelung  der 
Staatsverbältnisse  vorhanden  war,  so  scheint  es,  musste  sich 
die  Zahl  der  Gesetze  mehren,  zumal  da  bei  der  neuen  Verfos- 
song  die  früheren  auf  die  königliche  Gewalt  berechneten  Satzun- 


a)  DioDys.  lY,  43.    Yergl.  oben  S.  47. 

b)  Dionys.  Y,  2  xal  ^dp  xou^  v^|jiouc  toi»c  Tctpl  xwv  au|jiß^X(uv  toOc  bn6 
IWJUo'j  ypa^vrac,  ^iXav^pfuicouc  xoil  Srjfioxixouc  elvat  ioxoOvxac,  o&c  £icav- 
T8{  xaxOM9t  Tapxuvioc,   dvcveiiiaavxo. 

e)  Yergl.  oben  S.  40. 
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gen  nicht  ausreichen  konnten.     Dennoch  hören  wir   nicht  von 
solchen.    Zunächst  hinderte  der  lange  andauernde  Kampf  mit 
der  vertriebenen  Königsfamilie,  später  innere  Streitigkeiten  der 
Stände  die  weitere  Ausbildung  der  auf  die  Rechtspflege  bezüg- 
lichen Gesetze.    Es  soll  sogar  ein  Rückschritt  in  dieser  Bezie- 
hung geschehen  sein.    Wir  haben  darüber  eine  bemerkenswerthe 
Nachricht  bei  Pomponius  •) :  „Drauf  nach  Vertreibung  der  Kö- 
nige kamen  durch  ein  tribunicisches  Gesetz  alle  diese  Gesetze 
ab  und  zum  zweiten  Male  fing  das  Römische  Volk  an  mehr  nach 
unbestimmtem  Recht  und  Gewohnheit  zu  leben  als  nach  ange- 
nommenem Gesetz  und  dies  hielt  es  beinahe  zwanzig  Jahre  aus.'' 
Vorher  hatte  er  von  den  Gesetzen  der  Könige  und  ihrer  durch 
Papiritts  veranstalteten  Sammlung  gesprochen :  unmittelbar  nac*h- 
her  erzählt  er  von  der  Gesetzgebung  der  Zehnmänner.    Diese 
Nachricht,   so  merkwürdig  sie  auch  ist,   steht  doch  einzeln  da: 
sie  wird  durch  keinen  ähnlichen  Bericht  eines  andern  Schrift- 
stellers bestätigt    Darin  liegt  indessen  kein  Grund,   an   ihrer 
Richtigkeit  zu  zweifeln;  es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  Pompo- 
nius, der   beim  Ab&ssen  seines  Handbuches  besondem  juristi- 
schen Gesichtspunkten  folgte,  Bemerkungen  gemacht  hat,  welche 
die  Geschichtsschreiber  u^d  andere  Schriftsteller,  die  der  Gesetze 
nur  gelegentlich  Erwähnung  thun,   nicht  der  Mühe   für  werth 
achteten.  ^    Zwanzig  Jahre  also  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf 
Tafeln  soll  eine  Veränderung  in  dem  Rechtszustande  eingetreten 
sein ,  welche  eine  allmälige  Abschaffung  der  königlichen  Gesetze.^ 
die  beim  Beginne  der  Republik  wieder  hergestellt  und  von  den 
Papiriem  gesammelt  worden  waren,  zur  Folge  hatte:  diese  Ver- 
änderung  soll  durch  ein  tribunicisches  Gesetz,  d.  h.  durch  das 
eines  Volkstribunen,   geschehen  sein.    Die  Zehnmänner   began- 
nen ihr  Amt  451  v.  Chr.:  wir  konunen  somit  auf  das  Jahr  471 
V.  Chr.,  dasselbe,  in  welchem  das  berühmte  Gesetz  des  Volks- 
tribunen Publilius  Volero  vom  Volke  angenonunen  wurde.     Wenn 
durch   dieses   jene   Veränderung  geschehen  ist,    so  würde  der 


a)  Pompon.  de  orig.  iur.  (Dig.  I,  9  §  2  und  3  Exactis  deinde  regibus 
lege  tribunicia  omnes  leges  hae  exoleverunt  itenunque  coepit  populos  Rio 
'lanus  iiiceilo  niagis  iure  et  cousuetudine  uti  quam  per  latam  legem  idqufs 
rope  viginti  aouis  passua  est. 
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Ausdraek  von  Pompopins  ganz  genau  sein.  Es  wäre  das  Gesetz 
eines  Tribunen,  dais  die  Rechtsansicherheit  verursacht  hätte  und 
der  Staat  wäre  in  derselben  beinahe  zwanzig  Jahre,  d.  h.,  wenn 
die  Annahme  des  Gesetzes  etwa  in  der  Mitte  des  Jahres  erfolgte, 
ungefähr  neunzehn  und  ein  halbes  Jahr  geblieben. 

Die  Frage  ist,  ob  sich  eine  solche  Wirkung  des  Publilischen 
Gesekes  erweisen  oder  wahrscheinlich  machen  lässt.  Das  erstere 
kann  man  nicht :  es  jfehlt  an  Zeugnissen,  welche  dem  Publilischen 
Gesetze  diesen  Erfolg  zusehreiben.  Aber  man  darf  sie  auch  nicht 
verlangen.  Unsere  Nachrichten  über  dasselbe  sind  überhaupt 
dorftig,  und  dass  in  ihnen  von  einer  Wirkung,  welche  nur  zwan- 
zig Jahre  dauert«,  erzählt  werden  sollte,  ist  nicht  glaublich :  wir 
können  zufrieden  sein,  wenn  die  Ueberlieferung  Kunde  von  dem- 
jenigen Einfluss  erhalten  hat,  den  es  auf  die  Gesanmitgestaltung 
der  Römischen  Verfassung  übte.  Indessen  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  durch  dasselbe  hervorgebrachten  Rechtsunsicherheit  lässt 
sieh  nachweisen.  Livius  ^)  giebt  als  Inhalt  des  Publilischen  Ge- 
setzes an,  die  plebejischen  Beamten  sollten  in  Tributcomitien 
i-rwählt  werden,  und  setzt  hinzu,  eine  nicht  unbedeutende  Sache 
sei  unter  diesem  unscheinbaren  Namen  beantragt  worden;  denn 
dadoreh  hätten  die  Patricier  allen  Einfluss  auf  die  Wahl  der 
Volksfaibunen  verloren,  den  sie  bis  dahin  durch  die  Abstimmung 
ihrer  Qienten  ausgeübt  hätten.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  dies 
der  Hauptinhalt  des  Gesetzes  war,  der  zumal  in  der  Entwicke- 
loii^  der  Verfassung  allmälig  als  der  bedeutendste  hervortrat 
Dass  es  indessen  sein  einziger  war,  ist  an  sich  höchst  unwahr- 
seheinlieh :  es  war  die  Nator  Römischer  Gesetze,  viele  und  selbst 
scheinbar  verschiedenartige  Gegenstände  zu  umfassen  und  nicht 
nur  allgemeine  Grundsätze  aufzustellen,  sondern  auch  die  Ein- 
zelheiten mit  höchster  Genauigkeit  auszuführen.  Deshalb  haben 
schon  andere  Gelehrte  auch  for  das  Publilische  Gesetz  eine  gleiche 
Mannigfaltigkeit  des  Inhaltes  vermuthet.  ^  Darauf  fuhren  selbst 


a)  Liv.  n,  56  rogationem  tolit  ad  populum,  ut  plebeii  magistratos  tri- 
bot»  oonitüs  fierent.  Hand  panra  res  sab  titulo  prima  specie  minime 
atroct  ferebatnr,  sed  quae  patriciis  omnem  potestatem  per  clientium  suffra- 
eia  creaadi,  qaos  vellent,  tribunos  auferret. 
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bestimmte  Zeugnisse.  Dionysins ")  erzählt,  im  ersten  Jahre  sei- 
nes Tribunates  hätte  Publilius  Volero  nur  beantragt,  dass  die 
Volkstribunen  in  Tributcomitien  erwählt  würden;  als  er  damit 
nicht  durchgedrungen,  hätte  er  in  seinem  zweiten  Tribunate  den 
Zusatz  gemacht,  auch  die  plebejischen  Aedilen  sollten  in  Tribut- 
comitien erwählt  und  in  gleicherweise  alles  üebrige,  was  beim 
Volke  an  Verhandlungen  und  Hülfeleistungen  vorkäme,  von  die- 
sen Comitien  beschlossen  werden:  darin  hätte  eine  offenbare  Ver- 
nichtung des  Senates  und  Herrschaft  des  Volkes  gelegen.  Dio- 
nysius  erwähnt  nicht,  dass  von  diesen  Anträgen  etwas  nicht 
angenommen  worden  sei;  wäre  indessen  Alles  angenommen  wor- 
den, so  hätten  nicht  später  noch  andere  ähnliche  Gesetze,  von 
denen  wir  wissen,  gegeben  werden  können.  Wahrscheinlich  ging 
ein  Theil  von  Publilius'  neuen  Forderungen  durch  und  wir  ha- 
ben somit  ein  Zeugniss  dafür,  dass  in  seinem  Gesetze  ausser 
der  Wahl  der  Volkstribunen  noch  andere  Bestimmungen  getroffen 
wurden,  welche  eine  Rechtsunsicherheit  erzeugen  konnten.  Einen 
genaueren  Bericht  haben  wir  von  Zonaras,  *»)  der  ohne  das  Ge- 
setz von  Publilius  mit  Namen  zu  nennen,  doch  nach  dem  Zu- 
sammenhange seiner  Erzählung  dieses  meint,  wenn  er  sagt,  ei- 
nige der  Volkstribunen  hätten  theils  andere  Bestimmungen  gegen 
die  Patricier  durchgesetzt,  theils  besonders  folgende,  die  Tribus 
sollten  für  sich  und  ohne  die  Patricier  zusammentreten  und 
über  Alles,  worüber  sie  wollten,  Beschlüsse  fassen  dürfen  und 
wenn  Jemand  wegen  einer  Schuld  von  den  Consuln  bestraft 
würde,  so  sollte  über  diese  das  Volk  in  zweiter  Instanz  richten. 
Die  volle  Bedeutung  dieser  Bestimmungen  werden  wir  erst  spän 


a)  Dionys.  IX,  43  o\  U  irepl  tov  ll(57tXiov  8i^ji.ap)^oi  o6^iv  Ixi  (tafjicXX^- 
oavTec  TÖv  iv  TfjX  Tcpdo^ev  iviauTcjT  06  ÄuvT^^ivTO  iitixupwOf^vai  vdpiov  ic(£>av 
e^c^^epov,  Tcpocxpdtpavxec  aOTtp  xa\  t6  tüv  d^opav^ficov  dp^clov  <v  Tat^'o^* 
xatc  ^r/tpo^opeio^at  ixvXr^Qlm  xal  icdfvxa  xd  dXX«,  ä^aa  h  xt^  ^|A<f)  icptfrr«- 
aOat  xe  xal  irctxoupelodai  Sei^oei,  Ü716  xd>v  ^uXextüv  im^r^^l^tabai  xaxd  xai>x<^ 
^Ttep  ^v  apct  xfjc  fiiv  ßouXf/C  xaxdXuoic  ^avepd,  xoü  hk  ^piou  5uva9xe(ou 

b)  Zonaras  VII,  17   xa(  xivec   Si  xwv   ^piti^p^uiv  dfXXa  xe  xaxd  xwv  c6- 
iraxpi^Äv  cuv<ypa»|;ov   xal  x6  ^Setvai  xtp  irXy^dct    xal   x«y    fcauxi  o\>vUvat  xai 
(2vtu  ixe{v(uv  ßouXficaftai  xal  jfiTUkaxlQgvt  wdv^   Saa  dfv  ilkXi^q),  xdv  xic  in 
akicf,  xivl  irapd  xäv  oxpaxrjYoüv  7:pocTi|i.«>pi|^,  IxxXijxov  in\  xo^ic  xiv  ft^piov 
8ixdC«iv  cxagav. 
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ter,  wo  wir  bei  der  Schildemng  des  Einflusses  der  Verfiissangs- 
äDderangen  auf  das  Reditsverfahren  zom  Publilischen  Gesetze 
kommeD,  erläatem  können:  für  jetzt  bemerken  wir  nur,  dass 
dieses  eine  ganze  Reihe  von  Vorscbriften  über  die  Einrichtung 
und  Befugnisse  der  Tributcomitien  enthalten  hat,  von  denen  Li- 
vius  nur  die  eine,  welche  die  Wahl  der  Volkstribunen  betraf, 
erwähnte.  Namentlich  gab  Publilius  Anordnungen  über  die  Hülfe- 
kistung,  welche  den  Plebejern  gegen  die  patrieischen  Strafgerichte 
gewährt  werden  sollte:  er  schuf  eine  Beschwerdeinstanz  über 
alle  Strafen,  welche  von  den  Consuln  gegen  einen  Plebejer  ver- 
hängt wurden.  Darin  liegt  die  Wahrscheinlichkeit,  ja  die  Noth- 
wendigkeit  einer  solchen  Wirkung,  wie  sie  Pomponius  zwanzig 
Jahre  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  aus  einem  tribu- 
nieisehen  Gesetze  hervorgehen  lässt.  Bis  auf  Publilius  war  die 
gesetzgebende  Gewalt  in  den  Händen  der  Patricier  und  patrid- 
ächen  Beamten  gewesen,  und  mochten  dieselben  auch  auf  die 
Plebejer  Rücksieht  nehmen,  so  mussten  sie  doch  ebenso  sehr  wie 
die  Könige,  welche  den  Staat  gründeten,  darauf  sehen,  die  Ein- 
l)dt  des  Rechtes  zu  erhalten.  Jetzt,  als  die  Volkstribunen  und 
die  Tributcomitien  eine  richtende  Gewalt  über  die  Plebejer  er- 
iiielten,  war  es  natürlich,  dass  sie  die  früheren  Rechtsgrundsätze 
and  Gesetze  mannigfach  verletzten  und  veränderten.  In  jedem 
emzelnen  Falle  konnten  die  Tributcomitien  das  von  dem  Gonsul 
aber  einen  Plebejer  gesprochene  Urtheil  aufheben.  Das  alte  ko- 
nische Recht  wurde  nicht  durch  ein  Gesetz  beseitigt,  sondern 
indem  man  einzelne  Ausnahmen  machte  und  neue  Rechtsgewohn- 
beiten  bildete,  erlosch  es  allmälig.  Es  fand  nicht  die  Schöpfung 
eines  neuen  Rechtes  statt:  dies  hätte  sich  erst  im  Verlauf  län- 
gerer Zeit  und  bei  vollkommener  Einigung  zwischen  den  Con- 
t»ttln  und  Volkstribunen  bilden  können.  Es  entstand,  wie  Pom- 
ponius sich  richtig  ausdrückt,  ein  Zustand  der  Rechtsunsicherheit, 
wo  der  Gonsul  nicht  wusste,  ob  und  wie  ein  Verbrecher  bestraft 
werden  sollte.  Denn  bei  der  Schärfe  des  Gegensatzes  zwischen 
Patridem  und  Plebejern,  wie  sie  damals  bestand,  war  die  Be- 
rechnung der  Entscheidungen,  welche  das  Volk  flUlen  würde, 
unmöglich.  Bis  zum  Publilischen  Gesetze  gab  es  for  den  Rö- 
miäcben  Staat  ein  einziges  Gesetz,  das  vielleicht  durch  die  Form 
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des  Processes  den  Stand  der  Plebejer  gegen  die  Patricier  zurück- 
setzen mochte,  aber  die  Einheit  der  Rechtsgrandsätze  unter  allen 
Bürgern  wahrte.  Das  Publilische  Gesetz  gewährte  den  Tribut- 
comitien  nicht  das  Recht,  neue,  für  Patricier  und  Plebejer  ge- 
meinschaftlich geltende  Bestimmungen  zu  treffen,  sondern  nur 
die<»Befugniss,  in  einzelnen  Fällen  für  die  Plebejer  das  Recht 
aufzulösen. 

Wir  knüpfen  an  diese  Rechtfertigung  eines  für  die  Geschichte 
des  Strafprocesses  wichtigen  Zeugnisses  eine  andere  Nachricht 
eben  desselben  Schriftstellers,  welche  zwar  das  Criminalrecht 
nicht  unmittelbar  angeht,  aber  doch  für  den  Privatprocess  und 
für  den  Verlauf  der  Streitigkeiten  zwischen  Patriciem  und  Ple- 
bejern von  Bedeutung  ist.  Pomponius*)  spricht  nach  der  eben 
erläuterten  Bemerkung  von  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln, 
dann  von  der  juristischen  Erklärung  derselben,  aus  welcher  das 
sogenannte  ms  civile  hervorging,  endlich  von  den  Ugis  acHones, 
Diese,  sagt  er,  entstanden  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  „Und  so, 
fährt  er  fort,  entstanden  fast  um  ein  und  dieselbe  Zeit  folgende 
drei  Rechte,  die  Gesetze  der  zwölf  Tafeln:  aus  diesen  fing  das 
ins  civile  hervorzugehen  an:  nach  eben  denselben  wurden  die 
legis  actiones  zusanunengestellt  Bei  allem  diesen  indessen  hatte 
das  CoUegium  der  Pontifices  die  Wissenschaft  der  Erklärung  und 
die  Actionen:  aus  ihm  wurde  alljährlich  einer  aufgestellt,  um 
den  Privatprocessen  vorzustehen  und  im  Allgemeinen  blieb  das 
Volk  beinahe  hundert  Jahre  bei  dieser  Gewohnheit"  Diese 
Nachricht  versteht  man  jetzt  so,  dass  man  die  erwähnten  hun- 
dert Jahre  rechnet  von  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln,  d.  h, 
etwa  451  v.  Chr.,  bis  zur  Einsetzung  der  Prätur,  367  v.  Chr. 
Von  diesem  Zeitpunkte  an  hätte  der  Prätor  die  Abfassung   der 


a)  Pompon.  de  orig.  iur.  §  6  Deinde  ex  his  legibus  eodem  fere  lempore 
legis  actiones  compositae  sunt,  quibus  inter  se  homines  disceptarent.  —  £t 
ita  eodem  paene  tempore  tria  haec  iura  nata  sunt:  leges  duodecim  taba- 
larum:  ex  his  iluere  coepit  ios  civile:  ex  eisdem  legis  actiones  compoeitae 
sunt  Omnium  tarnen  harum  et  interpretandi  scientia  et  actiones  apad 
coliegium  pontiiicum  erant,  ex  quibus  constituebatiir,  quis  quoqne  anno 
praeosset  privatis.  Et  fere  populus  annis  prope  ceutum  hac  oonsuetudine 
usus  est.. 
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Klagfotmolare  in  Gemässheit  der  legis  actianea  zu  besorgen  ge- 
habt, während,  als  noch  den  Consuln  die  Jurisdiction  zugestan- 
den, einem  Pontifex  dies  Geschäft  übertragen  gewesen  wäre.^^ 
Diese  Annahme  erscheint  jedoch  nicht  begründet  Denn  die  Zeit 
TOD  den  zwölf  Tafeha  bis  zur  Einsetzung  der  Prätur  beträgt  nur 
84  Jahre,  also  bedeutend  weniger  als  hundert  Jahre;  so  unge- 
luiu  konnte  Pomponius,  dessen  Angabe  im  vorigen  Falle  sich 
als  genaa  erwies ,  hier  nicht  sprechen.  Ja  dieser  Zeitraum  muss 
noch  verringert  werden.  Es  heisst,  in  Folge  der  zwölf  Tafeln 
seien  die  legis  aetiones  zusammen  gestellt  worden,  beinahe  zu 
derselben  Zeit:  diese  können  also  nicht  aus  dem  ersten  Jahre 
des  Deeemvirates  stammen,  sondern  müssen  einige  Jahre  nach 
Vollendung  jener  entstanden  sein:  erst  nach  ihrer  Aufstellung 
konnte  die  jährliche  Wahl  eines  Pontifex  für  die  Leitung  der 
Privatprocesse  geschehen.  Daraus  folgt,  dass  diese  Wahl  auch 
nicht  mit  den  Verfessungsveränderungen,  welche  unmittelbar 
nadi  dem  Sturz  der  Zehnmänner  bei  Wiederherstellung  der  alten 
Ver&ssung  geschahen,  zusanunenhängen  kann:  ebenso  wenig 
kann  in  den  acliones  selbst  die  Nothwendigkeit,  jährlich  einen 
Pontifex  für  die  Privatstreitigkeiten  zu  ernennen ,  gelegen  haben. 
Denn  dieselben  bestanden  später,  als  kein  Pontifex  mehr  ernannt 
wurde,  in  gleicher  Weise  fort.  Und  dennoch  müssen  Verfassungs- 
änifenmgen  den  Anlass  zur  Einsetzung  des  jährlichen  Pontifex 
gegeben  haben.  Ein  solcher  bot  sich  bald  nach  den  Zehnmän- 
nem  dar,  als  der  Yolkstribun  Canulejus  das  Consulat  auch  den 
Plebejern  zugängKeh  machen  wollte  und  es  durchsetzte ,  dass  im 
J^re  444  Kriegstribunen  und  unter  ihnen  ein  Plebejer  gewählt 
wurde.  Damals,  als  die  höchste  Wurde  im  Staate  und  mit  ihr 
die  höchste  richterliche  Gewalt  den  Plebejern  geöffnet  wurde, 
war  eine  passende  Gelegenheit,  denjenigen  Theil  der  Rechts- 
p6ege,  welcher  auf  patridscher  Wissenschaft  beruhte,  einem 
Pontifex  zu  übertragen;  denn  die  priesterlichen  Würden  erhiel- 
ten sidi  am  längsten  im  Alleinbesitze  der  Patricier.  Wenn  dies 
aber  der  An&ng  jener  von  Pomponius  erwähnten  hundert  Jahre 
ist,  so  kann  das  Ende  derselben  noch  viel  weniger  die  im  Jahre 
366  erfolgte  Wahl  eines  Prätors  sein.     Dieselbe   erfolgte  auch, 
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wie  Pomponius'*)  ausdrücklich  bemerkt,  nur  deshalb,  nCeil  die 
Consuln  in  Kriegen  abwesend  waren,  und  nichts  berechtigt  zu 
der  Annahme,  dass  des  Prätors  Stellung  im  Civilprocess  an- 
faags  eine  andere  gewesen  ist  als  es  die  der  Consuln  gewesen 
war.  £s  ist  indessen  nicht  möglich,  das  Ereigniss,  durch  wel- 
ches das  Aufhören  der  jährlichen  Wahl  eines  Pontifex  veran- 
lasst wurde,  sicher  anzugeben:  es  muss  imi  344  v.  Chr.  fallen. 
Vielleicht  hängt  es  mit  den  etwas  räthselhaften  Plebisdten, 
welche  Livius**)  zum  Jahre  842  v.  Chr.  erwähnt,  zusammen: 
durch  sie  wurden  in  Folge  einer  Empörung  des  Heeres  in  Ca- 
pua  den  Patriciem  neue  Zugeständnisse  abgenöthigt,  darunter 
dies,  Niemand  solle  zwei  Aemter  in  einem  Jahre  bekleiden 
und  es  solle  freistehen,  auch  zwei  plebejische  Consuln  zu  er- 
wählen. 

Wir  kehren  zur  ersten  von  uns  erläuterten  Nachricht  von 
Pomponius  zurück:  es  ergiebt  sich  aus  ihr  mit  der  höchsten 
Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Gesetzgebung  von  der  Vertreibung 
der  Könige  bis  zu  den  zwölf  Tafeln  in  Bezug  auf  das  Griminal- 
recht  unthätig  gewesen  ist.  Anfänglich  nahm  man ,  um  die  will- 
kürliche Rechtspflege ,  welche  unter  dem  letzten  Tarquinius  ge- 
herrscht hatte,  los  zu  werden,  die  ganze  Gesetzgebung  von  Ser- 
vius  Tullius  und  den  früheren  Königen  an}:  man  sammelte  sie 
und  suchte  mit  ihr  den  Process  auszubilden.  Es  folgten  die  aus- 
wärtigen Kriege,  daan  der  Kampf  der  Stände :  dadurch  wurde  alle 
Aufmerksamkeit  von  der  Verbesserung  der  Rechtspflege  abge- 
wendet. Seit  dem  Gesetze  von  Publilius  Volero  wurde  überdem 
far  die  Plebejer  die  Möglichkeit  geschaffen ,  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  Meinung  der  Plebs  einzuholen  und  Abhülfe  zu  schaffen:  es 
bildeten  sich  mannigfache  neue  Rechtsgrundsätze,  ohne  dass  die 
alten  königlichen  Gesetze  aufgehoben  wurden,  und  es  entstand 
eine  Ungleichheit  und  Unsicherheit  im  Rechte ,  welche  der  Staat 
zwanzig  Jahre  aushielt,  welche  dann  aber  wesentlich  dazu  bei- 
trug ,  die  neue  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  hervorzurufen. 


a)  Pomp,  de  orig.  iur.  §  27. 

b)  Liv.  Vn,  42. 
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Drittes  Capitel. 

Ml  Tolksf  maauüug  als  richterlidie  Behörde.    Itelling  der  Beemtea. 

taetz  fon  P.  Tilertu.  Ee  handelt  von  der  Benfting  an  daa  Tolk  nnd 

m  dem  Scbnti  der  Pleb^er  gegen  die  Patrlder.   Beine  Wichtigkeit. 

Wir  haben  oben  bei  der  Schilderung  der  Königszeit  gesellen,  *) 
dass  BchoD  in  ihr  dem  Volke  ein  gewisser  Antheil  nicht  nur  an 
den  höchsten  politischen  Entscheidungen  des  Staates,  welchen 
68  von  der  Gründung  der  Stadt  an  gehabt  haben  soll,  sondern 
aoeh  an  den  richterlichen  Urtheilen  eingeräumt  wurde,  ein  An- 
tbeil,  der,  so  gering  nnd  unsicher  und  abhängig  er  auch  an- 
fangs war,  doch  nach  Entfernung  der  höchsten  lebenslänglichen 
Behörde  nnd  bei  dem  jährlichen  Wechsel  der  Gonsuln  beträcht- 
lich wachsen  mnsste.  Fortan  nimmt  die  Volksversammlung  un- 
ter den  richterlichen  Gewalten  des  Staates  die  höchste  Stelle 
ein:  die  wichtigsten  Entscheidungen  über  die  Einzelnen  gehen 
?on  ihr  aas,  die  Berufung  an  dieselbe  gilt  als  ein  Hort  der 
Freiheit,  sie  ist,  wie  die  Römischen  Staatsmänner  lehren,  allein 
Herrin  über  Tod  und  Leben  der  Bürger.  Unsere  nächste  Auf- 
gabe wird  smn,  die  Art  und  Weise,  wie  dieselbe  zu  solcher 
Madit  gekommen  ist,  und  die  Formen,  in  welchen  sie  ihre 
Macht  geübt  hat,  zu  betrachten.  Diese  Aufgabe  ist  sehr  schwie- 
rig, besonders  deshalb,  weil  die  alten  Schriftsteller,  nur  für 
ihre  Zeitgenossen  und  Mitbürger  schreibend,  von  einer  Einrich- 
tang,  welche  von  unsem  Rechtsgewohnheiten  gänzlich  abweicht, 
ans  nur  geringe  Konde  überliefert  haben.  Es  fanden  aber  auch 
mftfmigfiii*hft  Veränderungen  statt,  welche  sich  theils  auf  die  Be- 
amten ,  welche  das  Volk  leiteten ,  theils  auf  die  Versammlungen 
desselben  bezogen,  und  somit  auf  die  Formen  der  Verhandlung 
und  die  Handhabung  des  Rechtes  überhaupt  von  Einfluss  waren. 
Die  neueren  Geehrten  waren  alle  gezvningen  über  die  Provoca- 
tion  zu  sprechen,  aber  sie  thaten  es  in  allgemeinen  Schilderun- 
gen, ohne  auf  die  Einzelheiten  einzugehen,  und  haben  deshalb 
vielfiuh  das  Rechte  verfehlt 


a)  S.  oben  S.  78  flgd. 
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Man  hat  gesagt,  nach  Abschaffung  der  königlichen  Gewalt 
sei  im  Römischen  Staate  die  Souveränetät  auf  das  Volk  über- 
gegangen und  hat  von  dieser  Ansicht  aus  die  Entstehung  und 
Entwickelung  der  Provocation ,  d.  h.  der  Berufung  an  das  Volk, 
als  höchste  richterliche  Behörde,  auszufuhren  versucht.^)  Es 
steht  dies  mit  Römischer  Auffassungsweise  im  Widerspruch  und 
kann  nur  dazu  dienen,  die  Begriffe  zu  verwirren.  Gab  es  über- 
haupt eine  Souveränetät  des  Volkes  bei  den  Römern,  so  hat  sie 
unter  den  Königen  ebenso  bestanden  wie  unter  der  Republik. 
Denn  auch  die  Könige  wurden  von  dem  Volke  gewählt,  auch 
unter  ihnen  hatte  das  Volk  ungefähr  dieselben  Rechte  wie  spär- 
ter:  selbst  unter  den  Kaisem  wurde  seine  in  dem  Wesen  des 
Staates  liegende  Stellung  äusserlich  .lange  nicht  geändert  Man 
muss  viebnehr  den  ganzen  Begriff  der  Volkssouveränetät  als  für 
den  Römischen  Staat  unpassend  abweisen.  Es  geschah  Alles 
für  das  Volk,  Alles  in  seinem  Namen,  es  wurde  seine  Hoheit 
hervorgehoben,  sein  Ansehen  gepriesen:  durch  dasselbe  geschah 
im  Grunde  sehr  wenig.  Die  Volksversammlung  Griechischer 
Staaten  mag  man  als  souverän  im  modernen  Sinne  des  Wortes 
hinstellen:  sie  war  selbständig,  sie  konnte  handeln.  Die  Römi- 
sche darf  man  zu  keiner  Zeit  so  betrachten  und  den  Römern 
diese  Idee,  welche  sie  niemals  hatten,  beilegen  und  sie  in  Aus- 
prägung derselben  Gesetze  geben  und  Einrichtungen  für  die 
Rechtspflege  treffen  lassen,  kann  nur  zu  fiEdschen  Folgerungen 
fuhren. 

Die  Meinungen  der  Gelehrten  über  die  Gerichtsbarkeit  der 
Römischen  Volksversammlung  sind  sehr  verschieden.  Einige 
hielten  dieselbe  nur  für  eine  mittelbare:  jeder  Volksprocess, 
sagten  sie ,  sei  ein  Process  in  zweiter  Instanz  gewesen.  Andere 
trennten  eine  mittelbare  von  einer  unmittelbaren.  Einige  legten 
nur  den  Centuriatcomitien,  Andere  auch  den  Tributcomitien  die 
höchste  richterliche  Gewalt  bei,  noch  Andere  machten  in  dieser 
Beziehung  mannigfache  Unterschiede.  Wir  werden  im  Verlaufe 
unserer  Untersuchungen  auf  die  Verschiedenheit  dieser  Ansichten 
wenigstens  in  so  fem  eingehen  müssen,  als  wir  die  durch  die- 
selben betroffenen  Punkte  einer  genauen  Besprechung  unterziehen. 
Darin  aber  sind  Alle  einig  und  ihre  Ansicht  wird  durch   die 
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ükreinstimmende  üeberlieferung  bestätigt,  dass  die  Gerichtsbar- 
keit übet  Leib  und  Leben,  über  das  sogenannte  caput  Römischer 
Bürger  nur  dem  Volke  zustand,  da^s  ohne  dessen  Einwilligmig 
eine  Vollziehung  der  höchsten  Strafen  nicht  stattfinden  konnte. 
Es  wird  nirgends  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  den  Ver- 
brechen, die  begangen,  nirgends  zwischen  den  Verbrechern,  die 
Vor  Gericht  gezogen  werden;  sondern  alle  Römischen  Bürger, 
Ii»^LS8t  es,  aus  welchem  Grunde  sie  auch  vor  Gericht  erscheinen, 
dürfen  nur  mit  Einstimmung  des  Volkes  an  Leib  imd  Leben  ge- 
rJThtet  werden.  Also  jeder  gemeine  Verbrecher  musste,  ehe  er 
t^:i(traft  werden  konnte,  vor  dem  Volke  erscheinen:  es  musste 
^inetwegen  namentlich  mit  dem  Volke  verhandelt  werden.  Dies 
Gesetz  soll  nicht  blos  zu  Anfang  der  Republik,  als  die  Stadt 
klein  and  die  Zahl  der  Bürger  gering  war,  sondern  auch  später, 
aL?  das  Reich  schon  ganz  Italien  umfasste,  bis  in  die  Mitte  des 
zweiten  Jahrhunderts  oder  bis  zu  den  Gracchen  oder  in  noch 
spaterer  Zeit  gegolten  haben :  es  soll  selbst  da  noch  das  beson- 
dere Vorrecht  des  Römischen  Bürgers  gebildet  haben.  Dies 
dauben  hei^  eine  Unmö^chkeit  annehmen.  In  der  ältesten 
Zeit,  da  die  Verbältnisse  beschränkt  und  damit  die  Theilnahme 
der  Borger  an  den  gegenseitigen  Schicksalen  rege  war ,  mag  es 
ausfahrbar  gewesen  sein,  dass  das  Volk  selbst  über  alle,  politi- 
<eh&  wie  unpolitische,  Verbrechen  entschied;  aber  dies  musste 
sieh  ändern  als  Rom  wuchs.  Es  ist  undenkbar,  dass  bei  der 
Mei^  von  Büi^em,  welche  nach  der  Besiegung  von  Italien  und 
Äfn^  aueh  nur  die  Bevölkerung  der  Stadt  Rom  ausmachte,  alle 
schwereren  Verbrechen  durch  Provocation  vor  das  Volk  gekom- 
men seien.  Wenn  man  sich  die  Römer  jener  Zeit  auch  noch 
so  moralisch  vorstellt,  wenn  man  die  Zahl  der  Sclaven  und 
Frond^  aus  denen  die  untersten  Schichten  der  Bevölkerung 
bestanden,  in  Anschlag  bringt,  dennoch  ist  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren unm{^lich,  nach  dem  die  Menge  der  gewöhnlichen,  kei- 
nen Zweifel  veranlassenden  und  auf  Politik  nicht  bezüglichen, 
Criminaliälle  vom  Volke  entschieden  worden  wäre. 

indessen  auch  angenommen,  die  Volksversammlung  hätte 
aber  alle  Criminalverbrechen  Römischer  Bürger  in  nothwendiger 
Instanz  riditen  müssen,  so  ist  es  sehr  die  Frage,  ob  dies  Ver- 
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fahren  für  den  Angeklagten  ^und  far  den  Staat  die  nöthige  Si- 
cherheit darbot.    Für  jenen  soll  der  Ueberliefenmg  zufolge  in 
ihm  der  grösste  Schutz   gegen  Beamtenwillkür  gelegen  hab^. 
Ich  vermag  denselben  darin  nicht  zu  finden.  In  der  ältesten  Zeit 
mochte  vielleicht  ein  schwereres  Verbrechen  so  sehr  das  allg^ 
meine  Interesse  erregen,  dass  die  Mehrzahl  der  Bürger  zur  Ver- 
sammlung erschien  und  die  Versammelten  die  Meinung  des  Vol- 
kes darstellen  konnten.    Aber  man  bedenke  die  späteren  Zeiten. 
Zum  Erscheinen  in  der  Volksversammlung  war  Niemand  gezwun- 
gen,  wenigstens  thatsächlich  nicht.     Zu  den  Centuriateomitien 
befahl  allerdings  der  Beamte,  der  sie  hielt,  das  Volk,  wie  zum 
Erscheinen  als  bewaffnetes  Heer;  aber  wir  hören  niemals  von 
einem  Zwange,  den  er  geübt,  oder  davon,   dass  die  Gültigkeit 
der  Beschlüsse  von  einer  bestimmten  Anzahl  der  Anwesenden 
abhängig  gewesen  sei.     Das  freiwillige  Interesse   der  Bürger 
musste  dies  ersetzen.    Es  war  der  Zufall ,  der  bald  mehr  bald 
weniger  Leute  zusammenführte  und   Volksversammlungen,    in 
denen  das  Schicksal  von  Verbrechern  entschieden  vmrde,  gehör- 
ten in  den  seltensten  Fällen  zu  den  zahlreich  besuchten.    Wir 
haben  zwar  aus  älterer  Zeit  keine,  aus  späterer  sehr  geringe 
Andeutungen  über  den  Besuch  der  Volksversammlungen;  indessen 
Cicero  *)  erwähnt  doch,  es  würden  oft  viele  Gesetze  gegeben,  bei 
denen  kaum  fünf  Leute  und  noch  dazu  aus  einer  fremden  Tribns 
sich  zum  Abgeben  ihrer  Stinune  ein&nden.    Und  doch  war  das 
so  Beschlossene  ein  für  Alle  bindendes  Gesetz.  Wie  leicht  konnte 
bei   solchen  Verhältnissen  der  Angeklagte  durch  seine  Freunde 
eine  Volksversammlung  zusammenbringen,   die  ihn  freisprach! 
Wie  leicht  der  Beamte,  von  dessen  Urtheil  Berufung  eingelegt 
war,  dasselbe  vom  Volke  bestätigen  lassen!    An  und  für  sich 
also  lag  in  der  Nothwendigkeit,  dass  die  höchsten  Strafen  nur 
durch  das  Volk  ausgesprochen  werden  durften,  weder  eine  grös- 
sere Sicherheit  für  den  Angeklagten,   noch  für  den  Staat   die 
Gewähr,  dass  Gerechtigkeit  gehandhabt  würde.    Bei  den  politi- 


a)  Cic.  p.  Seat  51,  109  Venio  ad  comitia  sive  magistratuum  placet 
sive  legam.  Leges  videmos  saepe  fern  multas.  Omitto  eas  quae  fenmtur 
ita,  vix  ut  quini  et  ii  ex  aliena  tribu  qui  soffiragiaD]  faraDt,  Teperiaator« 
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sch»i  Hassregeln  gab  es  vielfache  Vorkehnmgen  gegen  den 
Missbranch  der  Volksversammlungen;  auch  bei  richterlichen  ür- 
tbeilen  waren  sie  nothwendig:  wenigstens  f&r  die  spätere  Zeit 
der  Republik  muss  der  Schwerpunkt  des  Provocationsverfahrens 
oidit  in  der  Volksversanunlung,  sondern  in  anderen  Einrichtung 
c:en  g^ucht  werden. 

Er  kann  nur  liegen  in  dem  Systeme  der  Beamten,  wie  es 
sieh  bei  dem  Kampfe  der  Stände  aUmälig  entwickelte.  Man 
moss  den  Charakter  der  Römischen  Volksversammlung,  der  wäh- 
rend der  ganzen  Republik,  ja  während  der  ganzen  Römischen 
Geschichte  unverändert  blieb,  festhalten;  wir  haben  denselben 
seh^  als  wir  dessen  Souveränetät  läugneten,  angedeutet  Das 
Volk  tritt  nur  zusammen  auf  fierufung  des  dazu  befugten  Beam- 
ten und  nur  deijenige,  welchem  derselbe  das  Wort  verstattet, 
darf  vor  ihm  reden.  An  sich  ist  das  Volk  ein  leerer  Begriff,  der 
nur  durch  den  Beamten  eine  Wirklichkeit  erhält  und  ins  Leben 
tritt  Daher  gehen  die  Beschlfisse,  welche  von  der  Volksver- 
sammlung ge£asst  werden,  formell  von  dem  leitenden  Beamten 
was:  wie  bei  den  Wahlversammlungen  die  Wahl  in  der  Hand 
des  Vorsitzenden  liegt  und  erst  seine  Verkündigung  des  Gewähl- 
ten den  nothwendigen  Abschluss  der  Handlung  bildet  und  die 
Gäti^eit  der  Widü  bedingt,  so  ist  bei  der  zu  richterlichen  Ge- 
aehäfken  berufenen  Volksversammlung  der  Beamte  Herr  der  Ver- 
handlung, das  gefällte  Urtheil  wird  erst  durch  ihn  zum  Urtheil. 
Wiien  nun  die  Beamten  so  geblieben,  wie  sie  zu  Anfang  der 
Republik  bestanden,  so  hätte  die  Provocation  an  das  Volk  bei 
dem  Wachsen  des  Staates  nicht  als  oberster  Grundsatz  des  Straf- 
redits  beibehalten  werden  können :  es  hätten  sich  wahrscheinlich 
frühzeitig  Stellvertreter  des  Volkes,  Geschworene,  gebildet  Es 
genügte  nicht,  dass  eine  Beschränkung  der  Fälle,  in  denen  sie 
zoläfisig  war,  eintrat :  unter  den  Beamten  selbst  musste  ein  Ge- 
gensatz gesch^en  werden,  der  die  nöthige  Gewähr  far  Gerech- 
tigkeit darbot  und  es  möglich  machte,  dass,  so  selten  auch  die 
Volksversammlung  wirklich  zur  Entscheidung  gelangte,  dennoch 
der  Grundsatz  von  ihrer  alleinigen  Befugniss,  die  höchsten  Stra- 
fen über  Burger  auszusprechen,  festgehalten  werden  konnte. 

Das  erste  Provocationsgesetz  stammt  allgemeiner  Ueberlie- 
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fenrng  zufolge  aus  dem  ersten  Jahre  der  Freiheit,  509  v.  Chr., 
und  wurde  gegeben  vom  Consul  P.  Valerius,  der  hauptsächlich 
durch  dieses  sich  den  Beinamen  Publicola  erwarb.    Der  Bericht 
davon  bei  Livius  •)  ist  sehr  kurz :  „Vor  allem  waren  seine  Ge- 
setze über  die  Berufung  an  das  Volk  gegen  die  Beamten  und 
über  die  Verfluchung  des  Hauptes  und   der  .Güter  desjenigen, 
der  Pläne  fasste,    um  die  Königsherrschaft  an  sich  zu  reissen, 
beim  Volke  beliebt."     Etwas  ausführlicher  spricht  Cicero*)  in 
seiner  Erzäldung  von  der  Entwickelung  der  Römischen  Verfassung : 
„Ebenderselbe  brachte  (und  darin  war  er  am  meisten  volksfreund- 
lich) dasjenige  Gesetz  an  das  Volk ,  welches  zuerst  in  Centnriat- 
comitien  gegeben  worden  ist,    kein  Beamter  solle  einen  Römi- 
schen Bürger  der  Provocation  entgegen  tödten  noch  geissein." 
Er  fogt  also  hinzu ,  dies  Gesetz  sei  das  erste  in  Centuriatcomi- 
tien  gegebene  gewesen,   es  habe  den  Schutz  der  Bürger  gegen 
Hinrichtung  und  Geisselung  enthalten.    Ganz  besonders  ist  fer- 
ner zu  beachten,   dass   er  die  durch  Valerius^  Gesetz  angeord- 
nete Provocation  mit  der  früher  unter  den  Königen  bestehenden 
in  Verbindung  setzt,  auch  die  weitere  Entwickelung,  welche  sie 
durch  die  zwölf  Tafeln  und  das  spätere  Valerische  Gesetz  er- 
hielt, andeutet    Er  betrachtet   also,   so  sehr  er  auch  fernere 
Veränderungen  anerkennt,    dennoch  die  ganze  Einrichtung  als 
ein  und  denselben  Character  habend  und  auf  denselben  Grund- 
sätzen beruhend.    Am  genauesten  giebt  Dionysius^)  den  InhaH  des 
Gesetzes  an:  „Wenn  ein  Beamter  einen  von  den  Römern  tOdten 
oder  geissein  oder  an  seinem  .Vermögen  strafen  will,  so  steht 
es  dem  Privatmanne  frei,  den  Beamten  vor  das  Gericht  des  Vol- 


a)  Liv.  II,  8  Ante  omnes  de  provocatione  adversos  magistratos  ad  po- 
pttlum  sacrandoque  cum  bonis  capite  eius,  qui  regni  occupandi  consilia 
inisset,  gratae  in  vulgus  leges  faere. 

b)  Gic.  de  rep.  II,  31,  53  Idemque,  in  quo  fuit  publicola  maxime, 
legem  ad  populum  tulit  eam ,  quac  centuriatis  comitiis  prima  lata  est ,  ne 
quis  magistratas  civem  Romanom  adversos  provocationem  necaret  neve 
verberaret 

c)  Dionys.  V,  19  'E^v  xtc  ^X^^  ^Pm\Lalm>t  Ttvd  dicoxtt(vttv  fi  iibaorrfoiiv 

T^jV    TOU    SVjfAOU    Xp{9tV,     ndO)^etV    S^lv   Tlfi    fJLCTQE^V)   XP^^H'    fATi^iv   &1l6   T^C     ^^'/Ji^^ 
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kes  zu  rufen  mid  in  der  Zwischenzeit  nichts  von  dem  Beamten 
zu  leiden ,  bis  das  Volk  über  ihn  abgestimmt  hat."  Das  sind, 
wie  der  Augenschein  lehrt,  nicht  die  Worte  des  Gesetzes  selbst, 
sondern  der  Schriftsteller  wollte  in  ihnen  den  Hauptinhalt  des- 
selben wiedergeben.^*) 

Indessen  wie  mangelhaft  ist  auch  sein  Bericht!  Wir  wer- 
den später  den  Punkt  berühren,  worin  Dionysius  ausführlicher 
ist  als  Liyins  und  Cicero  bei  ihren  kurzen  Erwälmungen :  in  der 
Hauptsache  stimmen  die  drei  Gewährsmänner  überein.  Es  sinU 
die  Beamten,  welche  durch  das  Provocationsgesetz  beschränkt 
werden  sollen:  ihnen  wird  die  Befugniss,  selbständig  an  euiem 
Komischen  Burger  die  höchsten  Strafen  zu  vollziehen ,  genommen, 
ludessen  so  einfach,  so  kurz,  wie  es  nach  diesen  Nachrichten 
s«'beiDt,  konnte  das  Gesetz  nicht  sein.  Das  passt  weder  zu 
dem  Character  Römischer  Gesetze  überhaupt,  welche  ausfuhrlich 
bis  in  das  Einzelne  einzugehen  pflegten,  noch  insbesondere  zu 
diesem  Gesetze ,  welches  nicht  nur  des  letzten  Königs  tyrannische 
Regierangsweise,  sondern  die  ganze  Allgewalt  der  königlichen 
Macht  fortan  unmöglich  machen  sollte :  es  wäre  nicht  für  alle 
Zeit  der  Grundstein  der  FreUieit  gewesen ,  wenn  es  nur  jene 
eine  Bestinounang  enthalten ,  wenn  es  diese  nicht  wenigstens  wei- 
ter ausgeführt  hätte.  Die  Dürftigkeit  der  angegebenen  Berichte 
ist  Zufall  oder,  wenn  man  will,  Schuld  der  Schriftsteller,  welche 
üljer  eine  ihren  Zeitgenossen  bekannte  Einrichtung  jede  weitere 
Erörterung  für  überflüssig  erachteten.  Die  Ueberlieferung  meldete 
v«>n  dem  Yalerischen  Gesetze  mehr.  Dies  beweisen  Bemerkun- 
gen, welche  gelegentlich  in  Bezug  auf  dasselbe  gemacht  werden. 

Wir  wählen  zum  Ausgange  unserer  Untersuchung  eine  von 
Dionyäus.  Er  lässt  im  Jahre  493  v.  Chr.  MTalerius,  Publicolas 
&iid&,  eine  Bede  im  Senate  halten  zur  Versöhnung  der  Patri- 
össr  and  Plebejer.  Dieser  erwähnt  die  Leiden  der  Plebs,  dann 
besonders  die  Einsetzung  der  Dictatnr  *) :  durch  sie  sei  jenes  die 

^  Dionys.  VI,  58  xaxaXtXüoOai  p.iv  ydp ,  i^  ou  irap^X^cv  ^^  toü  SixxdE- 
zna^io^  ^^1  ^^^  ^SXaxa  t^c  iXtudepfac  a^rou  v(S|aov,  8c  oiSt^  diroxte{vtiv 
-sfnkrzwff  ^pcTov  c&ft^va  ouve^oiptt  toTc  TOtO'itotc,  o5ts  yc  icapd  xdc  xpfacic  ikax* 
•»»p^o««  iMco  TÄv  7caTptx{u)v  Si^fjLOTtxouc  icapa8(6ooOai  toI«  xaxa^ixaaap.^- 
x^Cs  i^oivii  tote  ßouXopLivoic  i8(&ou  fi.eTa«pipttv  xäc  xp{9Ctc  dirö  tüv  irarpt- 
i^i  TÄv  dfjfMv^  xal  5ti  Y«  «V  i  ftr|fi.o<  Yv<ji,  toOt   eTvat  x^piov. 
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Freiheit  schützende  Gesetz  aufgehoben  worden,  welches  weder 
erlaubte  einen  Bürger  ohne  Process  zu  tödten,  noch  gestattete, 
dass-  in  Processen  die  Plebejer,  von  den  Patriciera  überwunden, 
denen,  welche  sie  verurtheilt ,  überliefert  würden,  sondern  Jedem, 
der  es  wollte,  Berufung  gewährte,  so  dass  die  Entscheidung  von 
den  Patriciem  an  das  Volk  übertragen  würde  und  was  das  Volk 
entschieden  hätte,    gültig   wäre.    Dionysius    spricht  hier,    wie 
seine  Zeitangaben  und  auch  die  Erwähnung  der  Dictatur  beweist, 
von   dem   ersten   Valerischen  Provocationsgesetz  und   es  muss 
hiemach  weit  ausführlicher  gewesen  sein  als  die  frühereu  Be- 
richte andeuten.    Es  werden  zwei  verschiedene  Wirkungai  des- 
selben angegeben.    Die  erste  derselben  ist,  es  dürfe  gegen  einen 
Bürger  keine  Todesstrafe  ohne  Gericht  erfolgen.    Es  kann  frag- 
lich sein,    was  unter  Gericht  zu  verstehen  sei,  ob  das  Volksge- 
richt,  welches  neu  angeordnet  wird,  oder  ein  vor  dem  Beamten 
allein  anzustellendes  Verfahren.     Vergleicht   man  indessen  die 
folgenden  Worte,  in  denen  von  den  Gerichten  vor  den  Patriciem 
und  der  Verurtheilung  der  Plebejer  durch  dieselben,  sowie  von 
der  erst  dann  zu  bewilligenden  Berufung  an  das  Volk  die  Rede 
ist,    so  kann  man  nicht  zweifeln,  dass  hier  von  einem  gericht- 
lichen Verfahren,    das  vor  dem  Beamten  stattfinden  soll,   die 
Rede  ist^)     Denmach  war  die  erste  Bestimmung  des  Valeri- 
schen Gesetzes ,  ein  Bürger  dürfe  von  dem  Beamten  nicht  ohne 
vorhergehendes  gerichtliches  Verfahtjen   mit  dem  Tode  bestraft 
werden,  eine  Bestimmung,  von  der  sich  in  den  früheren  Berich- 
ten  von  Livius  und  Cicero  und  Dionysius  selbst  keine  Erwäh- 
nung findet    Dennoch  ist  sie  an  sich  sehr  wahrscheinlich.    Die 
Künige,  besonders  der  letzte,  welchem  eine  tyrannische  Herr- 
schaft zugeschrieben  wird ,  hatten  bei  der  unumschränkten  Macht, 
welche  ihnen  zu  Gebote  stand ,  vielfach  die  herkömmlichen  For- 
mm  der  gerichtlichen  Verhandlung  vernachlässigt:  sie  mioditeii 
Widerspenstigkeit   selbst  mit   augenblicklicher  Strafe   geahndet 
haben.    Einen  Fall  der  Art,  wo  sie  ohne  den  üblichen  BeiratU 
von  Senatoren  Urtheile  gesprochen,  haben  wir  nach  den  Berich- 
ten der  Schriftsteller   früher*)    angeführt:  ähnliche  Rechtsver— 


a)  S.  oben  S.  123. 
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letzuDgen  m5gen  oft  vorgekomiDeD  seizL  Der  erste  Schritt  zur 
Freiheit  war,  diese  Möglichkeit  einer  Nichtbeachtung  der  richter- 
lichen Formen  aufzuheben.  Die  Könige  waren  frei  gewesen, 
ihre  Handlungen,  wie  sie  auch  geschehen  mochten,  waren  ge- 
setzlich, nur  die  Scheu  vor  der  Sitte  und  das  Streben  nach 
gutem  Rufe  hatte  sie  gebunden.  Fortan  mussten  die  Beamten 
gesetzlich  verpflichtet  werden,  gewisse  Formen  bei  ihren  Entr 
Scheidungen  inne  zu  halten ,  ebenso  wie  sie  durch  die  Beschrän- 
kung auf  einjährige  Amtszeit  und  die  dadurch  ei*zeugte  Noth- 
wendigkeit,  sich  nach  Ablauf  derselben  zu  rechtfertigen,  an  die 
Bec^baehtung  der  Gesetze  selbst  gebunden  waren.  Die  Form  der 
Provocation ,  von  der  wir  später  sprechen  werden ,  setzt  einen 
siildien  über  die  Beachtung  bestimmter  Formen  auferlegten  Zwang 
sogar  nothwendig  voraus.  Patrider  und  Plebejer  hatten  gleich- 
massig  unter  der  uneingeschränkten  Allgewalt  des  letzten  Königs 
gelitten,  sie  hatten  ein  gleichmässiges  Interesse  an  genauer  Ge- 
setzmässigkeit auch  in  dieser  Hinsicht 

Worin  diese  durch  Valerius'  Gesetz  vorgescliriebenen  For- 
men and  das  fortan  nothwendige  richterliche  Verfahren  bestan- 
den hat,  wissen  wir  nicht  durch  bestinunte  Ueberlieferung.  Man 
darf  jedoch  wohl  annehmen,  dass  es  die  später  bei  Entschei- 
«hmgen  von  Beamten  üblichen  waren.  Gestattung  der  Yerthei- 
digung,  förmliches  Aussprechen  des  Urtheils  waren  die  haupt- 
sächlichsten Theile  desselben,  wahrscheinlich  auch  Zuziehen  eines 
Beiratbes,  ohne  den  von  jetzt  an  schwerlich  jemals  ein  Beamter 
vefhandelt  hat,  vor  allen  Dingen  aber  OeiTentlichkeit  auf  dem 
Markte,  damit  das  ganze  Volk  Zeuge  des  Verfahrens  sein  könnte. 
SdiOD  unter  den  Königen  war  dies  Sitte  gewesen,  jetzt  wurde 
es  Noüiwendigkeit,  welche  für  alle  Verhandlungen  der  Beamten, 
gaoiz  besonders  fSr  diejenigen,  in  denen  es  sich  um  Bestrafung 
▼Ol Bürgern  handelte,  gegolten  hat®)  Es  ist  einleuchtend ,  wie 
viele  Vorschriften  das  Valerische  Gesetz ,  wenn  es  die  neue  Ord- 
nung auch  nur  nothdürftig  sichern  wollte,  umfassen  musste. 
JDcQDoch  darf  es  nicht  auffallend  erscheinen,  dass  eine  solche 
^^etzhdie  Bestimmung  trotz  ihrer  Wichtigkeit  in  der  Ueberlie- 
^fXVDg  bis  auf  Dionysius^  gelegentliche  Erwähnung  keine  Stätte 
ge&nden  hat    Es  war  nichts  Neues,  das  eingeführt  wurde,  son- 
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dem  nur  die  gesetzliche  Regelung  einer  schon  früher  üblichen 
Sitte,  die  sich  zudem  fortan  im  Römischen  Leben  so  festsetzte, 
dass  die  Schriftsteller  sie  als  ursprünglich  betrachteten.  Es  liegt 
in  der  Gestattung  der  Provocation  gewissermassen  die  Nothwen- 
digkeit  eines  mit  bestimmten  Förmlichkeiten  verbundenen  rich- 
terlichen Verfahrens  vor  dem  Beamten.  Wenn  ein  höchstes  Ge- 
richt vor  dem  Volke  eingerichtet  wurde,  so  übte  dies  ohne 
Weiteres  Einfluss  auf  das  niedere:  der  Beamte  selbst  hat  ein 
Interesse  daran,  das  Verfahren,  welches  er  leitet,  zweckmässig 
anzuordnen  und  dem  Volke  ein  Urtheü  darüber  zu  ermöglichen. 
Mittelbar  also  berichten  die  Schriftsteller,  wenn  sie  über  die 
Volksgerichtsbarkeit  sprechen,  auch  über  das  richterliche  Ver- 
fahren vor  den  Beamten:  wir  würden  die  Nothwendigkeit  dessel- 
ben annehmen  müssen ,  auch  wenn  wir  keine  Nachricht  von  des- 
sen Einführung  durch  das  Valerische  Gesetz  hätten. 

Die  zweite  Wirkung  desselben,  welche  Dionysius  den  Bruder 
des  Gesetzgebers  an  der  angeführten  Stelle  erwähnen  lässt,  war 
die ,  dass  bei  den  Processen  die  Plebejer  von  den  Patridem  nicht 
ohne  Einwilligung  des  Volkes  bestraft  wurden ,  sondern  von  ihnen 
an  dieses  Berufung  einlegen  durften.  Diese  Nachricht  über  das 
Valerische  Gesetz  ist  abweichend  von  denen,  welche  uns  die 
andern  Schriftsteller  geben.  Jene  sprechen  nur  von  Vorkehrun- 
gen gegen  die  Urtheile  der  Beamten,  hier  erwähnt  Dionysius 
das  Gesetz  als  einen  Schutz  gegen  die  Patricier  überhaupt. 
Ganz  ähnlich  sind  seine  Ausdrücke  an  einer  andern  Stelle.  Im 
Jahre  491  v.  Chr.  bei  der  Darstellung  von  Coriolans  Process 
lässt  er  einen  zur  Nachgiebigkeit  rathenden  Redner  so  sprechen:^) 
„Auf  Vorschlag  des  einen  Gonsuls  P.  Valerius  nahmt  ihr  das 
Gesetz  an,  es  sollte  den  von  den  Patridem  bedrängten  Plebe- 
jern erlaubt  sein,  sich  über  die  Entscheidung  auf  das  Volk  zu 
berufen,  und  durch  kein  anderes  Mittel  so  sehr  als  durch  die- 


a)  Dionys.  VII,  41  (ACiovexTouvtac  iv  ralc  fiCxaic  touc  8i}(AOTt)coi»^  6pdffv- 
ttc,  h'K6xz  oup.ßa{i2  Tt  Sitie^opov  a^xoTc  Kp6c  touc  fcatpixCouc  (icoXXd  V  ^v  Taüra) 
vtf(iov  lxup<S>9aTK  iloirX(ou  06aXtp{ou  dar^pou  t&v  bitdtvny  yvdift^  )rpi)od(f&cvoi 
i^elvai  roU  xaxio^^uofi^voi«  uni  täv  icarpix^üiv  firjfi^atc  icpoxaXElo^at  xri^ 
xpCacic  M  Tov  S^fjiov  xai  ttap  odJiv  outojc  frepov,  (»c  xov  vtfpiov  t^&t, 
■*  Te  ndXiv  Iv  l^o^olcf,  Stt^uXcigaTt  xal  toi>c  ßaaiXctc  int^vrac  iiriboaoftc. 


Schutz  der  Plebejer  gegen  die  Patricier.  161 

ses  Gesetz,   hieltet  ihr  den  Staat  in  Eintracht  und  wehrtet  die 
Angriffe  der  Könige  ab."    Auch  hier  spricht  Dionysius  ^on  dem 
Drucke  der   Patricier,   gegen    sie  hätten  die   Plebejer  bei  den 
Processen  den  Kürzeren  gezogen  und  deshalb  sei  das  Provoca- 
tionsgesetz  erlassen  worden.    Es  wäre  möglich,  dass  an  diesen 
beiden  Stellen   der  Ausdruck   ungenau   imd  Patricier  statt  der 
Beamten  genannt  sind.    Denn  alle  Beamten  waren  damals  Pa- 
tricier.   Indessen   dies  würde  noch  nicht  berechtigen,  den  Na- 
men Patricier,  der  weit  umfassender  ist,  für  die  Beamten  zu 
gebrauchen.    Es  gab  an  ordentlichen  Beamten  nur  die  beiden 
Coosuln,    allenfalls  auch  die  beiden  Quästoren,  zusammen  vier 
Beamte  jährlich,  für  deren  geringe  Anzahl  Dionysius  unmöglich 
den  allgemeinen  Ausdruck  anwenden  konnte.     Man  mag  noch 
auijserordentliche,  ebenfalls  aus  den  Patriciern  gewählte,  Beamte 
hinzunehmen,    z.  fi.  die  Schatzquästoren,    von   denen  wir  ge- 
sprochen,*) auch  andere  Conmiissarien ,  welche  zur  Besorgung 
besonderer  Geschäfte  mannigfach  ernannt  werden  konnten  und 
wohl  auch  ernannt  worden  sind,  man  mag  endlich  die  Mitglie- 
der des  Beirathes ,    den  Consuln   und  Quästoren   und  ausser- 
ordentliche Beamte  aus  den  Patriciern  sich  zu  wählon  pflegten, 
mitzählen:    immerhin  wird  man  sich  Dionysius'  Ausdruck,   der 
Patricier  statt  Beamte  nennt,  nicht  erklären  können.    An  einen 
Inthom  aber  wird  man  deshalb  nicht  denken  dürfen,  da  er  ihn 
zweimal  braucht  und  hinzusetzt,  wegen  der  Unterdrückung  der 
Plebejer  durch  die  Patricier  hätte  Valerius  jenen  gegen  diese 
sein  Gesetz  als  Schutz  gegeben.    Wir  haben  überdem  ein  Bei- 
^?piel,  welches  beweist,    dass  Patricier,   ohne  Beamte  zu  sein, 
nach  dem  Provocationsgesetze  angeklagt  werden  konnten.    Corio- 
lan  war  nach  einstimmiger  Ueberlieferung  ein  junger  Patricier 
ohne  Amt:    sein  Zorn  gegen  die  Plebs  stammte  zum  Theil  da- 
her, dass  er  nicht  zu  einem  Amte  gewählt  worden  war.    Den- 
noch behauptete  bei  den  Verhandlungen  über  seinen  Process  ein 
den  Plebejern  günstiger  Redner ,  er  müsse  wegen  der  den  Volks- 
tribunen zugefügten  Beleidigungen  nach  dem  Valerischen  Provo- 
cationsgesetze  bestraft  werden^):    in  diesem  würden  zwar  nur 

a)  S.  oben  S.  65. 

b)  Dionys.  VD,  41. 
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die  Plebejer  im  Allgemeinen,  nicht  namentlich  die  Tribunen  ge- 
nannt; indessen  diese  seien  in  jenen  inbegriffen  und  dürften  in 
Hinsicht  auf  Rechtsschutz  nicht  schlechter  als  die  Masse  der 
Bürger  stehen.  Die  Ansicht  dieses  Redners  dringt  zwar  am 
Ende  wegen  des  Widerstandes  der  Patricier  nicht  durch;  sie 
muss  aber  doch  m  dem  Gesetze,  wenigstens  in  den  Worten  des- 
selben, ihre  Berechtigung  gehabt  haben. 

Das    Römische   Staatsrecht  zeigt  eine   wunderbare  Gleich- 
förmigkeit in  Erscheinungen  und  Grundsätzen:  die  Verhältnisse 
der  spätem  Republik  und  die  unmittelbar  nach  Vertreibung  der 
Könige  dürfen  unbedenklich  zur  gegenseitigon  Erklärung  ange- 
wendet werden.    Wir  finden  aber  in  der  Gesetzgebung  der  Folge- 
zeit eine  ganz  ähnliche  Erscheinung,   wie  liier  beim  Valerischen 
Gesetz,  das  gegen  die  Willkür  der  Beamten  erlassen  sein  soll 
und  von  dem  es  zugleich  durch  Zeugnisse  und   ein  glaubhaftes 
Beispiel   festgestellt  ist,   dass  es  den  Unbilden  aller  Patricier 
steuerte.   Die  Gesetze  über  Erpressungen,  welche  den  Ausgangs- 
punkt für  die   spätem   Schwurgerichte  bildeten,  waren   gegen 
Beamtenwillkür  gegeben;  dennoch  mnfassten  ihre   Strafbestim- 
mungen nicht  nur  die  Beamten,  sondcm,  wie  bekannt,  alle  Per- 
sonen senatorischen  Standes:   es  wurden   in  ihnen   zuerst   alle 
Beamten  namentlich  angeführt,  am  Ende  aber  die  Senatoren  im 
Allgemeinen  angegeben.   Die  Senatoren  nämlich  standen  damals 
in  einem  ähnlichen  Verhältnisse  zu  den  Beamten,  wie  zu  Vale- 
rius'  Zeit  die  Patricier:    die  Gründe,   weshalb  man  zu  beiden 
Zeiten  den  ganzen  Stand,  aus  dem  die  Beamten  hervorgingen, 
nidit  die  jedesmaligen  Beamten  allein  umfasste,  werden  ungefalur 
dieselben  gewesen  sein.    Es  ist  schwer,  alle  Aemter,  weldie  ge- 
schaffen werden  können,  aufzuzählen,   alle  Fälle,  in  denen  die 
zur  Regiemng  Berufenen  zur  Ausübung  der  Gewalt  gelangen 
können,  anzugeben:  es  war  zweckmässig,  durch  Nennung  des 
ganzen  Standes  jeder  Möglichkeit  einer  missbräuchlichen  Gewalt 
vorzubeugen.    Die  Hauptsache  jedoch  ist ,   dass  sich  bei  jedem 
bevorzugten  Stande,  der  ausschliesslich  die  Regierung  in  Besitz 
hat,  der  überdem  durch  verwandtschaftliche  Bande  in  sich    ab- 
geschlossen ist,  ein  Hochmuth  bildet,  welcher  willkürliche  Unter- 
drückung der  Regierten  zur  Folge  hat.     Die  Macht  der  Könige 
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hatte  in  gleicher  Weise    auf  Patricier  und  Plebejer   gedrückt: 
nach  ihrer  Vertreibung  wäre  der  Zustand  der  Plebejer  ohne  das 
Valerische   Gesetz  unerträglich  geworden.     Wir  hören   ohnehin 
ge&Qg  von  dem  Uebennuthe  der  Patricier,   namentlich  der  jün- 
geren Mitglieder  unter  ihnen:  wenngleich  er  in  seinen  rohesten 
Ausbrachen  durch  die  neuen  Strafen  beschränkt  wurde,  trat  er 
doch  vielfach  "hervor  und  verschonte  selbst  die  Führer  der  Plebs, 
die  Volkstribunen  nicht.    Coriolan  und  Kaso  Quinctius  werden 
oamentlich  angeführt,  aber  wir  werden  bei  den  Processen,  welche 
g&gtn  Patricier  in  den  ältesten  Zeiten  geführt  wurden,  n^cb  an- 
dern Beispielen  begegnen.    Erst  allmälig  mit  dem  Wachsen  des 
politischen  Einflusses  der  Plebejer  verschwand  der  Uebermuth 
des  einzekien    Patriciers    den    Plebejern    gegenüber   und    nach 
Gleichstellung  der  Stände  hören  wir  nichts  mehr  davon.    Damit 
waren  die  Bestimmungen    des  Valerischen  Gesetzes   gegen  die 
Patricier  als  Stand  überflüssig  geworden,  während  die  gegen  die 
Beamten  gerichteten  in  Geltung  bleiben  und  durch  spätere  An- 
ordnungen ausgebildet  und  erweitert  fortwährend  die  Grundlage 
des  Strafrechtes  bildeten.  Es  ist  demnach  zu  entschuldigen,  dass 
die  Schriftsteller  von  den  letztem  allein  sprechen:  sie  erzählen, 
was  ihnen  als  das  Bleibende,   als  das  Bedeutendste  erschien. 
Selbst  der  Griechische  Geschichtsschreiber,  welcher  die  meiste 
Veranlassung  hatte,  auf  eine  Darstellung  der  Provocationsgesetze 
einzugehen,  verschweigt  die  eine,  für  die  Erkenntniss  der  dama- 
ligen Zustände  so  wichtige  Bestinmnmg,  wo  er  den  Inhalt  des 
Valerischen  Gesetzes  kurz  angeben  will:  nur  beiläufig  erwähnt 
er  Züge,  welche  uns  ein  ungefähres  Bild  desselben  gewinnen 
lassen. 

Wir  machen  in  seiner  gelegentlichen  Bemerkung  noch  auf 
einen  Punkt  aufmerksam,  welcher  für  die  Bedeutung  der  Volks- 
geridite  und  die  Stellung  der  Beamten  zu  ihnen  von  Wichtigkeit 
ist  Das  Gesetz,  sagt  er,  hätte  bestimmt,  die  Entscheidung  des 
Volkes,  wenn  es  auf  Berufung  urtheilte,  sollte  gültig  sein.  Diese 
Bestimmung  war  wesentlich  und  änderte  den  Character  der  Pro- 
voeation,  wie  sie  unter  den  Königen  bestanden  hatte.  Es  war 
natürlich,  dass  die  Entscheidung  der  Volksversammlung  von  dem 
höelwten  Gewichte  war:  jeder,  welcher  dieselbe  berufen  hatte, 
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musste  sich  ihr  fugen,  wenn  er  sich  nicht  der  öffentlichen  Mei- 
nung  entgegen   stellen,    nicht   die    öffentliche  Ruhe  gefährden 
wollte.     Dennoch  ist  ein   rechtlicher  Unterschied,   ob  der  Vor- 
sitzende verpflichtet  ist^  sich  der  Meinung  des  Volkes  zu  fugen 
oder  nicht.    In  des  Horatiers  Process  wird  ausdrücklich  erzählt, 
der  König  habe  sich  dem  Urtheile  des  Volkes  gefugt,   aber  mit 
der  Bedingung,   es  sollte  für  den  Mord   eine  Sühne,  von  Seiten 
des  Volkes  eintreten.    Darin  liegt,  dass  er  nicht  nöthig  hatte, 
sich  der  Entscheidung  der  Volksversammlung  zu  fQgen,  und  diese 
Ungebundenheit  des  Königs  steht  mit  seiner  sonstigen  Stellung 
in  vollkommenem  Einklänge.  Dagegen  die  Stellung  der  Beamten 
in  der  Republik  war  gebunden  und  musste  es  sein,   wenn  nicht 
bei  den  leidenschaftlichen  Streitigkeiten  der  Stände  das  Provo- 
cationsreclit  und  die  Entscheidung  des  Volkes  nur  dem  Nameu 
nach  bestehen  sollte.    Die  Beamten  waren  gezwungen,  das  ür- 
theil  der  Volksversanmilung  anzunehmen  und  als  endgültig  zu 
verkünden:   wir  müssen  nach  Dionysius'  Bericht  glauben,  dass 
diese   ihre  veränderte  Stellung  auf  ausdrücklichen  Worten  des 
Gesetzes  beruhte,  wie  sie  denn  auch  allein  zu  dem  ganzen  da- 
maligen Streben,  das  Gesetz  an  die  Stelle  der  persönlichen  Ent- 
scheidung treten  zu  lassen,  passt 

Also  zu  Gunsten  der  Plebejer  und  um  ihre  Neigung  für  die 
neue  Regierungsform  zu  gewinnen,  hatte  Valerius  sein  Gesetz 
gegeben:  das  beweist  der  geschichtliche  Zusammenhang,  in  dem 
es  erlassen  wurde,  und  die  ganze  Ueberlieferung  spricht  es  mit 
der  grössten  Entschiedenheit  aus.  ^)  Aber  deshalb  darf  man  nicht 
annehmen,  es  sei  nach  ihm  nur  den  Plebejern  die  Provocation 
gestattet  worden.  Dies  widerlegt  schon  des  Horatiers  Beispiel, 
der  unter  den  Königen  zuerst  die  Provocation  benutzt  haben  soll. 
Aber  die  Schriftsteller  erzählen  auch  sämmtlich,  sie  sei  den  Ro- 
mischen Bürgern  gestattet  gewesen  und  darunter  sind  beide 
Stände,  Patricier  und  Plebejer,  zu  verstehen.  Der  erste  Fall, 
wo  der  Ueberlieferung  nach  ein  Patricier  Provocation  einlegt, 
ist  der  des  Decemvim  Ap.  Claudius*)  und  vnr  hören  bis  zu. 
seiner  Zeit  von  keinem  Gesetz,   durch  welches  das  Recht  der 


a)  Liv.  m,  56. 
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Proyocation  auf  die  Patricier  hätte  ausgedehnt  werden  können, 
wenn  es  dieselben  nicht  gleich  anfangs  umfasst  hätte.  Deshalb 
hat  aaeh  kein  neuerer  Gelehrter,  wenngleich  manche  eine  erst 
aUmälig  erfolgte  Ausdehnung  der  Provocation  auf  die  Plebejer 
annahmen,  umgekehrt  die  Behauptung  aufgestellt,  den  Patriciern 
sei  sie  jemals  verschlossen  gewesen.  Das  Valerische  Gesetz 
hatte  zwei  Theile:  der  eine  verbot  im  Allgemeinen  eine  Bestra- 
fang  der  Römischen  Bürger  ohne  Entscheidung  der  Volksver- 
i^ammlnng,  der  andere  gewährte  den  Plebejern  besondem  Schutz 
ge^en  die  Patricier.  Der  erstere  allein  fand  sich,  wenngleich 
unentwickelt ,  in  dem  Pro vocations verfahren  der  Königszeit,  wo 
die  beiden  Stände  in  gleichmässiger  Abhängigkeit  von  einem 
lebenslänglichen  Oberhaupte  neben  einander  lebten.  Als  nach 
Veränderung  der  Verfassung  das  Gesammtvolk  in  Regierende 
nnd  fieberte  sich  trennte,  wurde  der  zweite  Theil  des  Gesetzes 
Bothwendig. 

Sonach  erscheint  die  Bedeutung  des  Valerischen  Provoca- 
tioQsgesetzes  als  eine  weit  grössere,  wie  man  bisher  angenom- 
men hat  Wäre  in  ihm  nur  das  Recht  enthalten  gewesen,  gegen 
die  Entscheidungen  der  Consuln,  auch  der  Quästoren  und  ande- 
rer ausserordentlichen  Beamten  das  Urtheil  des  Volkes  zu  Gun- 
sten aller  Bfirger  anrufen  zu  dürfen,  so  bliebe  es  unerklärt,  wie 
Valerius  sich  durch  eine  solche  Massregel  den  Beinamen  Publicola 
verdient  habe,  me  durch  sie  die  Liebe  der  Plebs  far  die  ver- 
triebenen Könige  vernichtet  worden  sei.  Jetzt  sehen  wir,  war  es 
virklicli  der  grosse  Freibrief  des  Römischen  Volkes :  es  verord- 
nete Gesetzmässigkeit  und  Gericht  statt  der  früheren  Willkür, 
es  schuf  einen  höchsten  Gerichtshof,  dem  sich  Alle  beugen 
muBsten  nnd  der  die  Möglichkeit  einer  zeitgemässen  Fortbildung 
des  Strafrechtes  bot,  es  gewährte  endlich  dem  regierten  Stande 
der  Plebejer  besonderen  Schutz,  durch  welchen  es  dessen  Selbst^- 
gefähl  weckte  und  die  Ausgleichung  der  Stände  anbahnte,  wel- 
cher sich  das  Staatsleben  der  nächsten  Zeit  zuwendete. 
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« 

UBlkng  der  Beroftiiig  an  das  Volk,  Zwangsgewalt  der  Considii.   Strafe 
gegen  Dawiderbandelnde.    Welche  Yolksversammiimg  entschied. 

Den  Hauptunterschied  zwischen  der  Provocation  der  Königs- 
zeit und  derjenigen  der  republicanischen  Zeiten  haben  wir  an- 
gedeutet ■) :  in  jener  war  sie  von  dem  Ermessen  des  Richters  ab- 
hängig, in  diesen  gesetzlich  gestattet.  Unter  den  Königen  be- 
durfte es  deshalb  keiner  Bestimmung,  wo  sie  erlaubt,  wo  nicht 
erlaubt  sein  sollte ;  dagegen  Publicola  musste  eine  Vorschrift 
darüber  erlassen,  in  welchen  Fällen  sie  stattfinden  sollte.  Diese 
Vorschrift  traf  er  auf  doppelte  Weise. 

Erstlich  wenn  der  Angeklagte  sein  Verbrechen  eingesteht 
und  sich  auf  die  Frage  des  Beamten  für  schuldig  erklärt,  kann 
von  Provocation  eben  so  wenig  die  Rede  sein,  wie  von  einer 
gerichtlichen  Untersuchung  und  von  einem  Urtheil,  das  der  Be- 
amte zu  erlassen  hätte:  das  Gesetz  ist  da,  die  Strafe  in  ihm 
bestimmt  Es  wäre  ein  Widerspruch,  wenn  Jemand,  der  seine 
Schuld  bekennt,  dennoch  sich  auf  die  Entscheidung  des  Volkes 
berufen  w^ollte.  Aber  das  Gesetz  ist  auch  nicht  dazu  da,  um 
dem  verstockten  Verbrecher  ein  muthwillig  zu  gebrauchendes 
Mittel  zur  Straflosigkeit  oder  zu  ungehörigem  Aufschub  der 
Strafe  zu  gewähren.  Also,  wenn  die  Schuld  offenbar,  der  Ver- 
brecher auf  der  That  ergriffen  ist,  kann  ebenfalls  Provocation 
nicht  stattfinden.  Wir  werden  im  Verlaufe  unserer  Untersuchun- 
gen**) zeigen,  dass  diese  Begriffe  des  geständigen  und  auf  der 
That  ertappten  Verbrechers  im  spätem  Römischen  Recht  herrsch- 
ten imd  von  entscheidendem  Einfluss  auf  Process  und  Strafe 
waren:  es  gab  in  diesen  Fällen  kein  Urtheil,  kein  Gericht.  Wir 
werden  auch  nachweisen*'),  dass  in  den  spätem  Provocations- 
gesetzen,  welche  zur  Ausfuhrung  dieses  ersten  von  Publicola 
dienten,  diese  Bestimmungen  über  die  Erlaubniss  zur  Provoca- 


a)  Vergl.  oben  S.  85. 

b)  S.  unten  Abschnitt  4  Cap.  3. 

c)  S.  unten  Abschnitt  3  Cap.  8. 
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tion  ?orkommen.    Man  ist  also  berechtigt,  dieselben,  zumal  da 
rfe  in  der  Natur  der  Sache  begründet  sind,  schon  für  das  erste 
ProYocationsgesetz  Publicolas    anzunehmen   und    sie  als  Haupt- 
gnmdsatz  desselben  au&ustellen.    Ueberall,   wo  der  Angeklagte 
seine  Schuld  eingestand  oder  dieselbe  offenbar  war,  konnte  Be- 
rufang  an  das  Volk  nicht  möglich  sein:  von  Gericht  war  nicht 
die  Bede,  es  kam  nur  auf  die  Anwendung  der  gesetzlich  fest- 
stehenden Strafe  an,  mochte  dieselbe  hoch  oder  niedrig  sein,  in 
Geld  oder  in  körperlicher  Züchtigung  oder  Hinrichtung  bestehen. 
Demnach  kamen  nur  Fälle,  wo  die  Entscheidung  über  die 
Schuld  oder  Unschuld  des  Angeklagten  zweifelhaft  war,  vor  das 
Volk,  aber  auch  von  diesen  nicht  alle:  es  musste  eine  gewisse 
Befugniss  über  die  Regierten  bleiben,  eine  gewisse  Zwangsgewalt, 
mt  der  die  Beamten  für  ihre  Befehle  Gehorsam  erwirken  konn- 
ten.   Wo  wir  von  der  Provocation  unter  den  Königen  sprachen, 
imterschieden  wir  zwischen  der  richtertichen  und  der  Zwaugs- 
^evalt:  es  ergab  sich,  dass  die  Provocation  nur  bei  jener  vor- 
kommt *)  Dies  war  natürlich,  da  die  Beschränkung  damals  eine 
ffei^iillige  war;    aber  von  Valerius   heisst  es  ausdrücklich,  er 
habe  die  Hoheit  der  Volksversammlung  anerkannt  und  die  Ab- 
ädit  gehabt,  die   Gewalt  der  Consuln  zu  beschränken.    Dazu 
trog  ohne  Zweifel  die  früher^)  erwähnte  Anordnung  bei,  dass 
fortan  keine  Bestrafung  irgend  einer  Art  ohne  ein  bestimmtes 
und  zwar  öffentliches  Verfahren,  bei  welchem  das  ganze  Volk 
Zenge  sein  konnte,  eintreten  durfte ;  aber  dies  genügte  nicht.  Die 
Könige  mochten  zum  Theil  jeden  Ungehorsam  gegen  ihre  Be- 
fehle mit  den  härtesten  Leibesstrafen  geahndet  haben;  dass  dies 
Dach  dem  Valerischen  Gesetze  nicht  mehr  möglich  war,  beweist 
die  Entfernung  der  zum  Bestrafen  nöthigen  Werkzeuge  aus  den 
Fajjces  der  Lictoren :  die  Zwangsgewalt  der  Consuln  musste  ver- 
ringert werden.    In  früherer  Zeit  war  dieselbe  mit  der  richter- 
lichen zuBammengefallen ,  von  jetzt  an  wurde  sie  von  derselben 
Wenigstens  thatsächlich  getrennt     Man  kann  bei  den  Consuln 
eine  drei£ache  Gewalt  unterscheiden,  erstens  diejenige,   vermöge 


a)  Man  sehe  oben  S.  83. 

b)  a  S.  159. 
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deren  sie  über  geständige  und  offenbare  Verbrecher  die  gesetz- 
liche Strafe  aussprachen,  zweitens  diejenige,  vermöge  deren  sie 
Gehorsam  gegen  ihre  Befehle  erzwangen,  die  Zwangsgewalt,  drit^ 
tens  diejenige  beim  Entscheiden  von  Criminalprocessen ,  welche 
der  Provocation  unterworfen  war.  Die  Grenze  der  beiden  letz- 
teren war  nicht  nach  der  Art  und  Weise  der  zu  strafenden  Ver- 
gehen bestimmt,  sondern  nach  der  Höhe  der  anzuwendenden 
Strafe:  sobald  diese  ein  bestimmtes  Mass  überschritt,  sollte  das 
ürtheil  der  Volksversammlimg  zustehen.  Dies  war  bei  der  da- 
mals schon  ausgebildeten  juristischen  Erklärung,  welche  ein 
und  dieselben  Verbrechen  von  verschiedenen  Seiten  zu  betrach- 
ten und  verschiedenen  Begriffen  unterzuordnen  lehrt«,  das  wirk- 
samste Mittel,  um  jeden  Missbrauch  zu  verhüten. 

Freilich  ist  die  üeberlieferung  hierüber  nicht  gleichlautend. 
Cicero»)  sagt:  „kein  Beamter  dürfe  einen  Römischen  Btirger  gegen 
die  Provocation  weder  tödten  noch  schlagen";  ebenso  Valerius 
Maximus.*»)  Beide  berichten  also,  es  sei  die  Tödtung  und  die 
körperliche  Züchtigung  eines  Römischen  Bürgers ,  mochte  die- 
selbe zum  Tode  führen  oder  nicht,  verboten  worden:  ebendas- 
selbe scheint  auch  Pomponius  zu  meinen ,  der  den  aus  dem  spä- 
tem Staatsrecht  entnommenen  Begriff  von  dem  caput  eines  Bür- 
gers erwähnt.  °)  Dagegen  Dionysius  fuhrt  als  Inhalt  des  Gesetzes 
an,  ein  Beamter  solle  gegen  die  Provocation  nicht  tödten  oder 
geissein  oder  um  Geld  strafen  können^)  und  erwähnt  als  Folge 
davon  die  Sicherheit,  welche  die  Büi^er  mit  ihrem  Körper  und 
ihrem  Vermögen  gehabt  hätten.«)  Diesen  Widerspruch  löste 
man,  indem  man  einen  Irrthum  von  Dionysius  annahm,  der  als 
Grieche  kein  Gewicht  gegen  zwei  oder  drei  Römer  haben  könnte.*) 


a)  Gic.  de  rep.  n,  31  ne  quis  magistratus  civem  Romanum  adversus 
provocationem  necaret  neve  verberaret. 

b)  Val.  Max.  IV,  I,  1  ne  quis  magistratus  civem  Romanum  adversus 
provocationem  verberare  aut  necare  vellet  Die  SteUe  bei  Liv.  X,  9  scheint 
sich  auf  das  jüngere  Valerische  Gesetz  zu  beziehen. 

c)  Pompon.  de  orig.  iur.  §  16  neve  possent  in  caput  civis  Romani  ani- 
madvertere  iniussu  populi. 

d)  Dionys.  V,  19  dnoxTs^vctv  i)  p.aaTtYouv  tJ  C^jiiouv  U  xP^iH-^Ta. 

e)  id.  y,  70  ouip.aTi  xai  ß^oic  da^aXic  ly(€i^' 
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lodessen,  genauer  besehen,  ist  es  kein  Widerspruch:  es  ist  nicht 
Qötbig,  dass  Cicero  Alles  anfahrt,  was  sich  hei  Dionysius  findet 
Jener  wollte   nur  die  Haaptsachen  angeben,  in  denen  die  Ent- 
sheidimg  des  Volkes  nothwendig  war;  dieser  setzt  etwas  Neues 
bioza,  ist  aber  vielleicht  ebenfalls  nicht  vollständig:  beide  müs- 
sen vereint  werden ,  um  die  möglichst  vollständige  Ueberlieferung 
ab^r  den  Inhalt  des  Valerischen  Gesetzes  zu  gewinnen.    An  sich 
L4  es  nicht  wahrscheinlich,  dass  die  Provoi*.ation  nur  bei  Hinrich- 
tQQg  und  körperlicher  Züchtigung  von  Bürgern  gestattet  gewe- 
sen sei.    Unter  den  Königen   bestand    die  Strafe  der  Verban- 
Qnog*)  und  Geldstrafen  waren  seit  Gründung  der  Stadt  in  ge- 
vöhnlicbem  Gebrauche.^)    Es  ist  nicht  denkbar,  dass  man  den 
Consuln  gestattete ,  diese  beliebig  zu  erhöhen ,  und  dadurch,  wenn 
aoi'h  nicht  unmittelbar,  doch  mittelbar  eine  Einziehung  der  Gü- 
ter zu  verhluigen:  noch  viel  weniger  konnte  es  ihnen  freistehen, 
die  Verbannung   gegen   einen  Bürger  auszusprechen.     Dadurch 
würde  sogar  das  caput  desselben  vernichtet  worden  sein  und 
:4)weit  ging,  wie  Pomponius  bemerkt,  die  Macht  der  Consuln 
fim  Zuäehung  der  Volksversammlung  nicht   Es  bestände  also 
ein  Widerspruch   auch   zwischen  Pomponius   und   Cicero,   von 
denen  jener  jede  Verletzung  des  caput  der  Provocation  unter- 
viift,  dieser  nur  die  Leibes-  und  Lebensstrafen.   Es  muss  die 
Pn)?ocation  sich  weiter  erstreckt  haben  als  dieser  angiebt:  er 
kann  nicht  die  Absicht  gehabt  haben,  sie  vollständig  zu  schil- 
dern, sondern  war  damit  zufrieden,  einen  einzigen  Fall,  welcher 
i^^^cmders  hervortrat,  namhaft  zu  machen,  seine  Nachricht  muss 
tigänzt  werden  zuerst  durch  Pomponius',  dann  durch  Dionysius' 
Ajigabe. 

Es  ^ebt  aber  auch  bestimmte  Zeugnisse,  welche  auf  eine 
^far  ausgedehnte  Erlaubniss  zur  Provocation  schliessen  lassen. 
Dazu  gehören  selbst  die  früher  von  uns  angeführten  Nachrichten 
von  Dionysius,  welche  zu  der  Annahme  veranlassen,  nicht  die 
Beamten  allein ,  sondern  alle  Patricier  seien  von  dem  Valerischen 


a)  S.  obeo  S.  125. 

b)  Von  RonraluB  sagt  Gic.  de  rep.   II,  9,  16   mnltae  dictione  oviom  et 
X'TUB  —  non  vi  et  suppliciia  coercebat 
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Gesetze  betroffen  worden.  Zwar  an  der  ersten  von  diesen  Stel- 
len*) spricht  er  nur  von  den  Plebejern,  welche  bei  einer  Ver- 
urtheilung  nicht  den  Patriciem  überantwortet  werden  sollten: 
man  könnte  dies,  wenngleich  dann  der  Ausdruck  nicht  zweck- 
mässig wäre,  allenfalls  von  einer  Verurtheilung  nur  zur  Todes- 
strafe verstehen.  Aber  die  zweite  Stelle**)  lässt  eine  solche, 
selbst  gezwungene,  Erklärung  nicht  zu.  Bei  den  Streitigkeiten, 
heisst  es ,  der  Plebejer  und  Patricier  (und  dergleichen  seien  viele 
vorgekommen)  hätte  das  Valerische  Gesetz  den  von  den  Patri- 
ciem überwundenen  Plebejern  gestattet  die  Entscheidung  der 
Volksversammlung  anzurufen.  Von  vielfachen  Streitigkeiten 
konnte  unmöglich  die  Rede  sein,  wenn  es  sich  nur  um  Todes- 
strafe oder  derselben  gleichkommende  Leibesstrafe  handelte:  die 
Provocation  an  das  Volk  muss  den  Plebejern  auch  bei  geringe- 
ren Strafen  gestattet  gewesen  sein  und  da,  wie  wir  gezeigt,  die 
Plebejer  darin  kein  Vorrecht  besassen,  sondern  nur  die  that- 
sächliche  Anwendung  des  Gesetzes  auf  sie  häufig,  auf  die  Pa- 
tricier selten  geschah,*')  allen  Bürgern  auch  bei  niedrigeren 
Strafurtheilen,  namentlich  bei  den  auf  Geldbusse  lautenden, 
frei  gestanden  haben.  Auch  Cicero  deutet  dies  an.  An  dersel- 
ben Stelle,  wo  er  vcm  dem  Valerischen  Gesetze  spricht,  das 
Tödtung  oder  körperliche  Züchtigung  eines  Römischen  Bürgers 
gegen  die  Provocation  verboten  habe ,  fährt  er  fort  von  der  Pro- 
vocation zu  sprechen  und  erklärt,  die  zwölf  Tafeln  zeigten  durch 
mehrere  Gesetze  an,  dass  dieselbe  von  jedem  Strafnrtheile  frei 
stehe.**)  Zwischen  den  zwölf  Tafeln  aber  und  Publicola  ist  uns 
von  keinem  Gesetze  überliefert,  das  eine  Ausdehnung  der  Pro- 
vocation angeordnet  haben  könnte.  Ebensowenig  können  dies 
die  zwölf  Tafeln  selbst  gethan  haben,  wie  wir  später  bei  der 
Schilderung  derselben  darthun  werden:  selbst  Ciceros  Worte, 
genau  erklärt,  sprechen  gegen  eine  solche  Annahme.  Sie  besa- 
gen,  aus  den  Gesetzesworten    der  Decemvim  ergebe  sich  die 


a)  Dionys.  VI,  58.  S.  oben  S.  157. 

b)  Dionys.  Vn,  41.    S.  oben  S.  160. 

c)  S.  S.  164. 

d)  Gic.  de  rep.  II,  31,  54  itemque  ab  omni  iudicio  poenaque  provocari 
licere  indicant  XII  tabulae  compluribus  legibus. 
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Eiianbmss,  gegen  jedes  Strafartheil  zu  provociren:  gelegentlich 
also  wird  die^e  Erlanbniss  erwähnt,  nicht  durch  neue  Verord- 
nung eingeführt  Aus  diesen  Umstanden  folgte  dass  Valerius 
in  seinem  ersten-  Provocationsgesetz  bei  jeder  Strafe,  mochte  sie 
Teiles-  oder  Leibes-  oder  Geldstrafe  von  irgend  einer  Höhe  sein, 
die  Bemfong  an  das  Volk  gestattete. 

Diese  Ausdehnung  des  Provocationsrechtes  wird  auch  ander- 
weitig bestätigt.  Pomponius  giebt,  wie  wir  kurz  vorher  bemerkt, 
al^  Grenze  der  Provocation  das  Verfahren  gegen  das  capiU  eines 
Römischen  Bürgers  an.  Er  fährt  fort,  in  Folge  davon  sei  den 
CoQsuki  nur  das  Recht  geblieben,  Zwangsgewalt  zu  üben  und 
in  das  öffentliche  Gefängnlss  zu  setzen.  *)  Also  gar  keine  selbst^ 
jitandige  Richtei^ewalt  behielten  sie,  alle  Strafen,  welche  sie  ver- 
langten, unterlagen  der  Bestätigung  durch  das  Volk.  Das  stimmt 
vortreffieh  mit  den  eben  angeführten  Worteh  Ciceros,  sowie  mit 
<ler  Nachricht  von  Dionysius,  welcher  solche  ProvocationsfäJle 
bäafig  vorkommen  lässt  und  von  dem  Recht  der  Provocation  die 
Freiheit  der  Plebejer  im  AUgemeinen,  nicht  bloss  ihre  Sicherung 
ge^en  ungesetzmässige  Hinrichtung,  herleitet.  Ebenfalls  stimmt 
mit  der  Römischen  Sitte  die  Nachricht,  den  Consuln  sei  das 
Keeht  des  Gefangensetzens  geblieben.  Dies  ist  durchgehendes 
Recht:  Ge&ngnisshaft  ist  nicht  Strafe,  sondern  dient  nur  zum 
Festhalten  des  Angeklagten  bis  zum  Urtheil ;  nur  missbräuchlich 
i^aon  sie,  ohne  gesetzlich  angeordnet  zu  sein,  die  Stelle  der 
Strafe  vertreten.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  die  Gesetzgebung 
nie  darauf  ausgegangen,  sie  zu  beschränken  oder  aufeuheben: 
nian  erfand  andere  Mittel,  um  ihren  Missbrauch  zu  verhüten. 

Auch  von  der  Zwangsgewalt,  welche  den  Consuln  frei  von 
jder  Provocation  verblieb,  wird  uns  berichtet  und  damit  mittel- 
bar von  den  Grenzen  der  Provocation.  Plutarch  erzählt  von  den 
Maggregeln,  welche  Publicola  nach  Vertreibung  der  Könige  traf, 
vm  das  Volk  zu  gewinnen  und  die  Freiheit  der  Bürger  zu  be- 
iden: er  fuhrt  unter  denselben  vier  Gesetze  an,  zuerst  das- 


a}  Pompon.  de  orig.  iur.  §  16  unmittelbar  nach  den  froher  angefahr- 
tes Porten:  Bohim  relictom  est  illis,  ut  coercere  possent  et  in  vincula  pu- 
blica dod  ioberent 
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jenige,  welches  die  Provocation  gestattete.    Er  giebt  seinen  In- 
halt allgemein  an,  es  hätte  dem  Angeklagten  erlaubt,  sich   von 
den  Consuln  auf  das  Volk  zu  berufen.  Ausdrücke,  welche,  wenn- 
gleich sie  nach  keiner  Seite  hin  einen  sichern  Schluss  gestatten, 
doch  bei  genauer  Erklärung  eher  für  die  Nachricht  derjenigen, 
welche   eine   möglichst  grosse  Ausdehnung  der  Provocation  an- 
nehmen, sprechen.  *)  Als  zweites  Gesetz  führt  er  das  unmittelbar 
zur  Verhütung  der  Monarchie  erlassene  an,  als  drittes  ein  Finanz- 
gesetz, welches  den  Armen  Erleichterung  verschaffte,  als  viertes 
endlich  eines,  das  gegen  die  den  Consuln  Ungehorsamen  gegeben 
worden  sei:  es  wäre  volksfreundlich  gewesen  undabgefasst  mehr 
zu  Gunsten  der  grossen  Menge  als  der  Mächtigen.    Denn  ids 
Strafe  für  den  Ungehorsam  hätte  er  bestimmt  'eine  Geldbasse 
von  fünf  Ochsen  und  zwei  Schafen.  *»)    Es  ist  bemerkenswerth, 
dass  Plutarch  diese  Gesetze  einzeln  aufführt  und  namentlidi  tritt 
dies  bei  dem  ersten  und  vierten  hervor;  aber  man  würde  irren, 
wenn  man  daraus  schliessen  wollte,  sie  seien  abgesondert  von 
einander  erlassen  worden.    Vielleicht  konnte  man  zu  Plutarchs 
Zeit  die  Frage,  wie  viele  einzelne  Gesetze  Publicola  erlassen 
habe,  gar  nicht  oder  nur  nach  weiüäuftigen  Forschungen   ent- 
scheiden :  sicherlich  kam  es  ihm  nur  darauf  an ,  die  einzelnen 
gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  Valerius  für  das  Volk  traf, 
ohne  Rücksicht  auf  deren   äussern  Zusammenhang  anzugeben, 
und  wir  dürfen  deshalb  unbedenklich  die  von  ihm  an  vierter 
Stelle  angeführte  mit  der  ersten,  dem  eigentlichen  Provocations- 
gesetze,  in  Verbindung  bringen.  Zwar  wird  sie  von  einigen  Ge- 
lehrten als  Irrthum  angesehen  und  als  ungeschichtlich  verworfen, 
indessen  in  critischem  Uebermuthe,  ohne   besondere  Gründe.^ 
Es  ist  kein  Zweifel,  dass  Plutarchs  Angabe  von  der  Bestrafung 
der  Ungehorsamen  auf  die  Zwangsgewalt  (coercitio)^  welche  nach 
Pomponius  den  Consuln  geblieben  sein  soll,  bezogen  werden 


a)  Plut  Publ.  11  lACtd  hl  TaOxa  vdfAouc  l^pa^cv,  div  p.dX(OTa  fiiv  ioy^j^ 

iTcixaXcTo^ai  iiSo6c. 

b)  Plnt  1.  1.  h  H  7pa<pelc  xaxd  Tiöv  dirci^ouvrcuv  toIc  tm^ttoic  ou-y 
^Tcov  iho^t  Srjp,OTixoc  elvat  xat  icpoc  tiöv  iroXXdiv  piSXXov  ^  Suvotuv  ye^pd- 
tp^ai*  C^pL^av  Y^p  ^T^ti%ia^  Ixa^e  ßoiuv  it^vxc  %a\  Suolv  itpoßdxcuv  d({av. 
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moss.  Denn  es  war  uralte,  von  den  guten  Königen  hergebrachte 
Sitte,  die  Zwangsgewalt  durch  Geldbussen,  welche  in  Vieh  auf- 
erlegt wurden,  zu  üben  •) :  der  letzte  Tarquinier  mochte  davon 
abgewichen  sein,  ein  um  so  grösserer  Grund,  nach  dessen  Ab- 
setzung zum  alten  Brauche  zurückzukehren.  Plutarch  bemerkt 
ao-sdrücklich,  Valerius  hätte,  um  die  Plebejer  zu  gewinnen,  die 
Sätze  der  dem  Consul  selbständig  erlaubten  Geldstrafen  niedrig 
bestimmt  Es  waren  natürlich  damit  die  höchsten  Multen,  wel- 
f-be  der  Consul  verhing,  angegeben.  Es  scheint,  dass  zwei  Stufen 
lM'^tanden;  für  kleinere  Vergehungen  konnte  die  Strafe  steigen 
kb  auf  zwei  Schafe,  gleich  zwanzig  As,  wie  Plutarch  bemerkt: 
daraus  ging  später  durch  eine  Erhöhung  das  sogenannte  sucra-- 
m^rnn  mmiis  von  50  As  hervor.  Für  stärkere  Vergehen  durfte 
die  Busse  steigen  bis  auf  5  Ochsen,  gleich  500  As,  den  Betrag 
jlfji  späteren  sacramenttfhi  niaius.  üeber  die  Fälle,  in  denen 
daä  eine  oder  das  andere  Mass  angewendet  wurde,  ist  uns  nichts 
äberüefert 

Hiernach  war  das  Verhältniss  seit  dem  Valerischen  Provo- 
i^ionsgesetz  folgendes :  die  Consuln  waren  selbständig  und  un- 
f^nKrhiänkt  nur  in  der  Ausübung  der  Zwangsgewalt,  d.  h.  in 
dem  Auferlegen  von  Geldbussen,  welche  500  und  20  As  nicht 
äberechreiten  durften.  Diese  verfugten  sie  zwar  in  einem  öffentr 
Ik'ben,  bestimmten  Verfahren,  aber  frei.  Für  alle  übrigen  Stra- 
to, mochten  dieselben  in  Geld  bestehen,  oder  in  Leibes-  und 
Lebensstrafen,  waren  sie  der  Berufung  an  das  Volk  unterworfen, 
vorausgesetzt,  dass  das  Vergehen  nicht  offenbar  und  die  Schuld 
(mzweifelhaft  war.  Geschichtliche  Beispiele  von  der  Ausübung 
der  Zwangsgewalt  durch  die  Consuln  sind  nicht  überliefert ; "  die 
uns  berichteten  Fälle,  in  denen  Widerstand  gegen  deren  Befehle 
and  in  Folge  davon  Bestrafung  stattfand  oder  stattfinden  sollte? 
^ind  anders  zu  beurtheilen.  Es  sind  diejenigen,  wo  bei  Soldaten- 
aushebungen  die  Plebs  sich  weigerte,  sich  zu  stellen,  zuerst  im 
Jahre  494  v.  Ghr.,^)  dann  öfter,  z.  B.  damals,  als   Publilius 


a)  Man  sehe  Cic  de  rep.  II,  9,  16,  welche  Stelle  S.  169  angeführt  wor- 

b)  Liv.  U,  29. 
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Volero  zuerst  hervortrat  ■)    Ohne  Zweifel  konnten  die  Consuln 
den  Widerspenstigen  auch  in   diesem  Falle  jene  Geldbusse  auf- 
erlegen, welche  sie  selbständig  einziehen  durften;  sie  hätten  da- 
durch Viele  zum  Kriegsdienste  gezwungen,  aber  nicht  Alle,  aucli 
mochten  politische  Freunde  den  Gestraften  ihre  Busse  ersetzen 
oder  die  Tribunen  dazwischen  treten.    Die  Consuln  sahen  sich 
also  veranlasst,  die  gegen  Ven^-eigerung  des  Kriegsdienstes  ge- 
setzlich bestimmten  Vermögens-  und  Leibesstrafen  zu  verhängen, 
und  da  die  Vergehen  der  Säumigen  offenbar  waren,  konnte  Pro- 
vocation  und  Volksurtheil  nicht  stattfinden.  So  hielten  im  Jahre 
455  V.  Chr.   die  Consuln  T.  Romilius  und  C.  Veturius,  um  den 
innem  Aufruhr  zu  dämpfen,  eine  besonders  strenge  Aushebung: 
sie  nahmen  keine  Entschuldigung  an,  sondern  wandten,  wie  Diu- 
nysius  sagt,  die  gesetzlichen  Strafen  gegen  den  Körper  und  das 
Vermögen  der  Ungehorsamen  an.**)    ¥on  Provocation   ist  dabei 
nicht  die  Rede,  nur  von  dem  Widerstände,  welchen  die  Volks- 
tribunen  leisteten.     Anders  waren    die  Consuln  im  Jsüire  483 
V.  Chr.  verfahren.    Die  gesetzlich  bestimmte  Strafe  gegen  Ver- 
weigerung des  Kriegsdienstes  war,  wie  gesagt,   eine  doppelte, 
Leibes-  und  Vermögensstrafe.  ^)    In  jenem  Jahre  zogen  die  Con- 
suln, an  der  Aushebung  in  der  Stadt  von  den  Tribunen  gehin- 
dert, vor  die  Stadt^  wohin  die  tribunicische  Gewalt  nieht  reichte, 
und  beschieden  die  Kriegspflichtigen  dorthin.    Körperliche  Strafe 
an  den  Ungehorsamen  konnten  sie  nicht  vollziehen;  denn  diese 
erscliienen  nicht;  aber  sie  hielten  sich  an  die  Grundstücke  und 
das  Vieh  der  Vorgeforderten  und  brachten  auf  solche  Weise  ein 
Heer  zusammen.  *^)  Provocation  war  auch  hier,  da  die  Säumigen 
auf  der  That  ertappt  wurden  und  ihr  Vergehen  offenbar  war, 


a)  Liv.  II,  55. 

b)  Dionys.  X,  33  inX  t6  ßfa  TrpocavayxdCeiv  xou;  d-ciBouvTac  £Tpa::ovTo, 
oÖre  icopa(T7)aiv  o(>t€  auyY><ofAT]v  oöSevl  SiSdvTcc  o68ep.{av,  dXXd  xaTc  ix  täv 
v^fittiv  Ti|AU>p{ai;  tU  Tt  xd  oiofAaTa  xac  xdc  o(»o{ac  a6xü)V  irtxpmc  ypiofjicvot. 

c)  Man  vergleiche  auch  Diouys.  X,  43  vob  der  Aushebung  des  Jalirvl 
464  V.  Chr.,  die  von  den  Tribunen  gehindert  wurde:  ^vovxtoufj.^v«ov  xj  xo« 
xa^pa^^  xüiv  fir^pLäEp^oiv  xal  xdc  i%  xüiv  v6p,u>v  xipLQ)p{ac  oC^  auYya»po>ivTui'^ 
icoicladat  xaxd  xwv  dneidouvxiuv. 

d)  Dionys.  VIII,  87. 
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ausgeschlossen.    Anders  war  die  SteDnng  der  Decemvim:  auch 
sie  hielten  sich  bei  einer  Aushebung  an  das  Vermögen  der  Wi- 
derspenstigen ■) ;   aber  ihre  Gewalt   war  der  Provooation   nicht 
unterworfen.    Diese  Beispiele  geben  also  keinen  Anhalt,  um  die 
Aasdehnong  des  Provocationsrechtes  aufzufinden;  aber  die  von 
UDS  angeführten  Beweise   sind  dafür  entscheidend.    Nur  wenn 
alle  Strafen  ausser  den  geringen  Geldbussen  der  Zwangsgewalt 
der  Provocation  unterworfen  waren,  ist  verständlich,  was  Livius  ■*) 
eineD  strengen  Patricier  noch  vor  der  Gründung  des  Volkstribu- 
uhle^  sagen  lässt:  „die  Consuln  könnten  nicht  mehr  befehlen, 
yjüdem  nur  drohen,  wenn  es  freistehe,  sich  auf  diejenigen  zu 
berufen,  welche   zusammen   gefehlt   hätten."     Wäre   ihnen   die 
selbständige  Auferlegung  von  Geldstrafen  gestattet  gewesen,  so 
hätten  sie  Mittel  genug  gehabt,  um  sich  Gehorsam  zu  verschaffen. 
Aber  die  kleinen  Geldbussen,  welche  ihnen  ihr  Zwangsrecht  auf- 
zaerl^en  erlaubte,  konnten  keinen  Widerstand  bezwingen. 

Man  wird  den  Fortschritt  in  der  Rechtsentwickelung,  so 
Meotend  er  auch  ist,  natürlich  und  den  Fortschritten  des  Rö- 
mi^ifaen  Lebens  überhaupt  entsprechend  finden.  Servius  Tullius 
legte  den  ersten  Grund  zum  Strafrecht  dadurch,  dass  er  die 
Privatstreitigkeiten  von  den  Processen  wegen  Vergehungen  trennte, 
jene  seiner  unmittelbaren  Einwirkung  entzog,  diese  theils  per- 
»«iiilich,  theils  durch  seine  Beamten  entschied.  Aber  er  sonderte 
Dicht  den  Ungehorsam  gegen  seine  Befehle  von  den  wirklichen 
^'riimnalYerbrechen  und  Gesetzesübertretungen:  die,  so  zu  sa-- 
?eij,  polizeiliche  Gewalt  war  mit  der  Strafgewalt  vereint,  die 
Begriffe  für  beide  noch  nicht  gefunden.  Einen  Rückschritt  machte 
üe  Rechtaentwickelung  unter  Tarquinius  dem  Uebermüthigen, 
welcher,  am  die  Despotie  zu  gründen,  die  Verwaltung  des  Private 
ttöd  Strafrechtes  wieder  in  seiner  Hand  vereinte.  Mit  der  Er- 
richtung der  Republik  trat  der  schon  erfundene  Unterschied 
wieder  hervor:  Servius'  Gesetze  wurden  wieder  hergestellt,  das 


a)  Dionys.  XI,  22. 

b)  Liv.  n,  29  Id  adeo  malam  ex  provocatione   ortum :  quippe   minas 
^>e  coDsaluni,  noD  imperiam,  nbi  ad  eos,  qui  una  peccaver^it,  provocare 
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Privatrecht  wiederum  geschaffen.    Einen  Schritt  weiter  ging  das 
Valerische    Provoc^tionsgesetz:     es    sonderte    die   consularische 
Zwangsgewalt,    welche   selbständig  verblieb.    Damit  war  es  der 
eigentliche  Schöpfer  des  Strafrechts  und  Strafprocesses  und  be- 
stimmte den  Character,    den  es  dem  obersten  Grundsatze  nach 
während  der  ganzen  Zeit  des  Freistaates  beibehielt    Alles,  was 
mit  Strafe  irgend  einer  Art  über  eine  bestinmite  Geldbusse  hin- 
aus geahndet  wird,   ist  fortan  ein  Criminsd verbrechen :  die  Pro- 
cesse  darüber  heissen  öffentliche  (iudicia  publica)^  weil  sie ,  so- 
bald es  überhaupt  bei  zweifelhafter  Schuld  eines  ürtheils  bedarf, 
vom  Volke   entschieden  werden.    Es  ist  bemerkenswerth ,  wie 
gering  das  den  Beamten  selbständig  überlassene  Strafinass  war. 
Den  Anlass   dazu  mag  die  unter  den  guten  Königen  herkömm- 
liche Milde  gegeben  haben;  aberValerius  scheint  ausserdem  eiue 
bestimmte  Entwicklung  des  Strafrechtes    im  Auge   gehabt  zu 
haben.    Hätte  er  sich  damit  begnügt  anzuordnen,  dass,  wer  zur 
Hinrichtung  oder  körperlicher  Züchtigung  oder  harter  Geldstrafe 
verurtheilt  wäre,  an  das  Volk  provociren  dürfe,  so  würde  bei 
der   Schwierigkeit,    welche    das    Einholen   eines  Volksurtheiles 
machte,  die  thatsächliche  Folge  nur  die  Herabsetzung  der  Str^e 
für  viele  Verbrechen  gewesen  sein. 

Ueber  die  Strafe,   welche  das  Valerische  Gesetz  gegen  die 
dawider  Handelnden  bestinmit  habe,    giebt  es   scheinbar   eine 
doppelte,  sich  widersprechende  üeberlieferung.    Livius  und  Dio- 
nysius*),  wo  sie  von  der  Einfahrung  des  Gesetzes  reden,  er- 
wähnen keine  in  demselben   enthaltene  Strafandrohung  und  ihr 
Stillschweigen  ist  um  so  bemerkenswerther,  als  beide  bei  dem 
zweiten  Valerischen  Gesetze  zur   Verhütung   des  Königthumes, 
das  sie  an  derselben  Stelle  erwähnen,    die  höchste  Strafandro- 
hung, welche  es  geben  konnte,  die  öffentliche  Aechtung,  hinzu- 
fügen.   Dagegen  an  einer  andern  Stelle,  wo  Dionysius  von  der  Ein- 
setzung der  Dictatur  spricht,  welche  zur  Umgehung  dieses  Va- 
lerischen Pro vocationsgesetzes  geschaffen  wurde,**)  setzt  er  hinzu. 


a)  Liv.  II,  8;   Dionys.  V,  19. 

b)  Dionys.  V,  70  t6v   II  itapd  tböt«  ti  notetv  iia^^npouvrot  vijicotvt  tc^ 
^dvai  xeXcuuiv.  Yergl.  die  AnfohruDg  unten  S.  179. 
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es  hätte  bestimmt,'  dass,  wer  etwas  dagegen  zu  thun  yersuchte, 
angedtraft  getödtet  werden  könnte,    nennt  also  genau  dieselbe 
Strafe,  welcher  er  früher  bei  demjenigen,  der  eine  Tyrannis  in 
fiom  Tersachen  würde,  angegeben  hatte.    Gegen  die  Richtigkeit 
dieser  einzigen  unmittelbaren  Nachricht  über  die  Strafbestinunmig 
des  ersten  Provocatiimsgesetzes  erheben  sich  bedeutende  Beden- 
ken,   fan  Jahre  300  v.  Chr.  wurde  bekanntlich  das  dritte  Val&- 
risehe  Gesetz  über  ProYOcation  gegeben,  mit  genaueren  Bestim- 
nnmgen  im  Einzelnen,    wie  Livius  sagt*):  in  diesem  Gesetze 
hiess  es  aber  nur,  wer  gegen  dasselbe  handele,  handele  schlecht; 
UmB  selbst  drückt  seine  Verwunderung  über  diese  Milde  der 
Stiafbestimmung  aus.    Wenn  aber  mehr  als  zweihundert  Jahre 
später  die  Consuln  durch  keine  andere  Strafe  als  durch  den 
Ausdruck   der  öfFenÜichen   Missbilligung   zur  Beobachtung  der 
Pit>YOcation  verpflichtet  wurden,   so  ist  es  undenkbar,  dass  im 
eisten  Jahre  der  Republik  die  consularische  Gewalt,  die  Erbin 
des  unbegränzten  Königthums,    durch  die   höchste  auffindbare 
Strafe  beschränkt  worden  sei.    Femer  war  ein  bedeutender  Un- 
terschied zwischen  dem  Gesetze  zur- Verhütung  des  Königthums 
und  dem  über  die  Provocation.    Jenes  lag  im  Interesse  der  ge- 
sammten  Patricier  und  es  ist  erklärlich,  dass  sie  die  Aufirecht- 
erhaltoDg  desselben  mit  der  höchsten  Strafe  zu  sichern  suchten« 
Dieses  war  ein  Zugeständniss  an  die  Plebejer  und  dass  bei  die- 
)»m  die  höchsten  patridschen  Beamten  dem  Tode  und  zwar  dem 
Tode  durch  die  Plebejer  ausgesetzt  worden  wären,  ist  nicht  glaub- 
lich.   Selbst  die  Ausführung  einer  solchen  Strafbestimmung  wäre 
in  der  ersten  Zeit  der  Republik  ohne  gewaltsame  Erschütterung 
des  Staates  unmöglich  gewesen.    Später  gab  es  allerdings  die 
Volkstribunen,  welche  auf  gesetzliche  Weise  die  Missachtung  der 
IWocation  hätten  strafen  können ;  aber  als  Valerius  sein  Gesetz 
^e^,  gab  es  ausser  den  Consuln  keine ,  weder  patricischen  noch 
I^ebgiseben  Beamten:  bei  der  Gefahr  der  Tyrannis  konnte  man 
die  Mög^chkeit  eines  Aufruhrs  zulassen ,  bei  der  Verletzung  eines 


a)  Liir.  X,  9  Eodem  aimo  M.  Yaleriiu  consol  de  provocatione  legem  ta- 
ut diligentias  sanctam.  —  Yaleria  lex  cum  eum,  qui  provocasset,  virgis 
'-sedi  secmique  necari  vetuisset,  si  quis  adversus  ea  fecisset,  nihil  ultra 
9[uiii  improbe  factum  adiectt 
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eben  erst  zugestandenen,  und  immer  noch  eingeschränkten  Volks- 
rechtes nicht    Deshalb  ist  es  wahrscheinlich,  dass  jede  Straf- 
bestimmung gegen  die  Consuln  fehlte;   vielleicht,  dass  es,  wie 
im  dritten  Valerischen  Gesetze,  hiess,  eine  Verletzung  der  Pro- 
vocation   sei  schlecht  (improhe  factum).    Wie  der  Consul  durch 
keine  Strafe  gezwungen  war,  den  Senat  zu  berufen  oder  dessen 
Rath   zu  befolgen,    ebensowenig  konnte  er  durch  Strafen  ange- 
halten werden,  eine  Mitwirkung  des  Volkes  bei  der  Rechtspflege 
eintreten  zu  lassen.    Zu   diesem  Ergebniss  fuhrt  auch  eine  Be- 
trachtung der  historischen  Entwickelung  des  Provocationsverfäh- 
rens  seit  den  Königen.    Diese  hatten  in  jedem  einzelnen  Falle 
nach  eigenem  Ermessen  bestimmt,  ob  das  Urtheil  des  Volkes 
eingeholt  werden  sollte  und   das  eingeholte  bestätigt  oder  ver- 
worfen: die  Consuln  versprachen  freiwillig,  in  bestimmten  Fäl- 
len,   welche  sie   namhaft  machten,  dem  Volke  das  Urtheil  zu 
überlassen  und   sich    diesem  Urtheil   zu  fugen.    Das  ist  Fort- 
schritt genug  und  an  Hinzufogung  6iner  Strafbestimmung  braucht 
man  nicht  zu  denken. 

Indessen  ist  es  schwerlich  erlaubt,  aus  diesen  Gründen 
Dionysius^  Nachricht  ganz  zu  verwerfen,  sie  einem  Irrthum  oder 
einer  Verwechselung  zuzuschreiben :  sie  muss  einen  thatsdchlichen 
Grund  haben,  und  es  muss  zugleich  erklärlich  werden,  wie  er 
und  Livius  an  der  Hauptstelle ,  wo  sie  den  Inhalt  des  Provo- 
cationsgesetzes  angeben,  einen  so  wesentlichen  Theil  desselben, 
wie  es  die  Strafandrohung  ist,  mit  Stillschweigen  übei^ehen 
konnten.  Das  Gesetz  war,  wie  wir  gesehen,  umfangreich:  es 
bezog  sich  nicht  nur  auf  die  Consuln  und  die  von  ihnen  er- 
wählten Quästoren,  sondemr  auch  auf  den  ganzen  Stand  der 
Patricier,  den  es  von  Gewaltthätigkeiten  gegen  die  Plebejer 
schrecken  wollte.  Deshalb  setzte  es  für  Criminalverbrecfaea 
Verfahren  ein ,  dessen  Spitze  die  Volksversammlung  bildete ;  fiur 
andere  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  für  Ungebox-- 
sam  gegen  die  Beamten  ein  verschiedenes  Verfahren,  an  desaeix 
Spitze  der  Consul  stand:  er  allein  hatte  das  Recht,  eine  Greld— 
busse  au&uerlegen  und  das  Mass  dieser  Geldbusse  war  bestimmt.. 
Es  ist  wahrscheinlich,  dass  das  Valerische  Gesetz  gegen  diej^^ 
nigen  Patilcier,  welche  ohne  die  gerichtlichen  Formen  zu 
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arhten,  sich  Gewaltihätigkeiten  gegen  Plebejer  erlauben  wurden^ 
Strafen  bestimmte  and  zu  diesem  Zwecke  war  die  Strafe,  welche 
auch  den  Tyrannen  treffen  sollte ,  angemessen  und  natürlich :  es 
war  tyrannischer  Uebermuth,  der  gezügelt  werden  sollte.  Die- 
ser herrschte  aber,  der  üeberlieferung  zu  Folge,  zur  Zeit  der 
Gründung  der  Freiheit  unter  denPatriciem,  besonders  dem  jün- 
geren Theile  derselben:  das  beweist  die  Verschwörung,  die  zur 
Zurückfohrong  der  Könige  angezettelt  wurde.  Gerade  über  die-  ' 
sen  Punkt  waren  die  Verschworenen  erzürnt:  bei  dem  Schutze 
des  Gesetzes ,  der  Allen  auf  gleiche  Weise  gewährt  wurde ,  ver- 
missten  sie  die  frühere  Zügellosigkeit  ^) 

Dieser  ÄufiEassung   fügen  sich  Dionysius'  Worte  ungezwun- 
£[ea  und  vollkommen;  denn  er  berichtet  keinesweges,  gegen  die 
CoDSuln  oder  andern  Beamten  sei  bei  Verletzung  des  Provoca- 
tioD^esetzes  öffentliche  Aechtung  verhängt  worden.    Er  will  die 
Nothwendigkeit  der  Dictatur  begründen.    Hauptsächlich,  sagt  er, 
lüg  dieselbe  in  dem  Valerischen  Gesetz:    dieses  verordnete  die 
Bemfung  von   den  Consuln  an  das  Volk  und   hob  damit  den 
Gehorsam  der  Bürger  gegen  diese  damals  einzigen  Beamten  auf. 
£ä  war  nicht  nöthig,  dass  die  Beachtung  der  Provocation  bei 
Strafe   geboten  war:    auch  die  sittliche  Verpflichtung,    welche 
Valorius  ffir  sich  und  seine  Nachfolger  eingegangen  war ,  musste 
die  Consuln  und  den  Senat  an  einer  Aufhebung  der  Provocation 
der  consulariscben  Gewalt  gegenüber  hindern.    Hätte  sich  nun 
(ia$  Gesetz  nur  auf  die  Consuln  oder  bestimmte,  namhaft  ge- 
machte, Beamten  bezogen,  so  wäre  es  dem  Senate  möglich  ge- 
wesen, andere  Beamten,    von  denen  dann  keine  Berufung  statt- 
&ad,  zu  ernennen.    Es  umfasste  aber  alle  Patricier,  indem  es 
är  Jeden,  der  gegen  dasselbe  handelte,  d.  h.  der  einen  Bürger 
ohne  Volksurtheil  an  Leib  und  Leben  beschädigte ,  die  härteste 
Strafe  verordnete.    Dies  meint  Dionysius,   wenn  er  sagt:  „das 
Gesetz  hätte   bestimmt,  wer  dagegen  handele,  solle  ungestraft 
getödtet  werden."    Somit  blieb  dem  Senate  nichts  übrig,  als  für 


a)  Liv.  II,  3  aequates  sodalesque  adolescentinm  Tarquiniorum ,  assaeti 
fiore  regio  vifere.  Eam  tanc  aeqüato  iure  onmium  iiceatiam  quaerentes 
^^natabsm  alionun  in  suam  vertisse  servitatem  inter  se  conquerebantur. 
VergL  DioDys.  V,  6. 
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die  von  ihm  zu  diesem  Zwecke  geschaffene  Dictatur  durch  ein 
besonderes  Gesetz  Befreiung  von  der  Provocation  an  das  Volk 
festzusetzen.  Man  darf  ferner  annehmen,  dass  die  vonDionysius 
erwähnte  Bestimmung,   wer  gegen   das  Provocationsgesetz  han- 
dele,   solle  der  Aechtung  verfallen,  eigentlich  nicht  dem  Provo- 
cationsgesetz im  engem  Sinne  angehörte ,  sondern  jenem  andern, 
welches  mit  ihm  zu  gleicher  Zeit  und  ebenfalls  zum  Schutze  der 
Plebs  und  des  Volkes  überhaupt  erlassen  worden  war.    Livius*) 
erwähnt  zwei  von  Valerius  erlassene  Gesetze:  das  erste  sei  das 
Provocationsgesetz  gewesen,  das  zweite  habe  den  Tod  und  Aech- 
tung gegen  denjenigen  ausgesprochen,  der  Pläne  zur  Erlangung 
der  Königswürde  fasste.    Das  letztere  ging  indessen  nicht  gerade- 
zu gegen  das  Königthum:  das  war  auch  nicht  nöthig,  da  schon 
früher  ein  besonderes  Gesetz  dagegen  erlassen  war,  sondern  es 
traf  Massregeln,  um  jede  tyrannische  Regierung,  welche  zum 
Königthum  fuhren  konnte,  zu  verhüten.    Denn  Dionysius    und 
Plutarch*)  geben  übereinstimmend  als  seinen  Inhalt  an,  wer  ein 
Amt  führe ,  ohne  es  vom  Volke  erhalten  zu  haben ,  solle  geäch- 
tet  sein.    Es    scheint,  dass  Livius  nur  einen  etwas  kürzeren 
Ausdruck    gewählt  hat,    in  der  That  sind  die  Berichte  gleich- 
lautend.   Denn  nach  antiker  Anschauung  ist  derjenige,  welcher 
ohne   Volkswahl   die  Regierung  fährt,   König.    Zu  dem  Inhalte 
dieses  Gesetzes  passt  vortrefflich  jene  von  Dionysius  angeführte 
Bestimmung,  dass,  wer  gegen  die  Provocation  handele,  geäch- 
tet sein  solle:   nicht  nur,  wer  ein  Amt  ohne  Volkswahl  fahrt, 
sondern  ein  Jeder,  der  ohne  vom  Volke  ermächtigt  zu  sein,  die 
Handlung  eines  Beamten  übt  und  namentlich  einen  fiüi^r  an 
Leib  und  Leben  oder  Vermögen  beschädigt,  sollte  geächtet  sein. 
Ferner  passt  hierzu  jene  allgemeine,   gegen  alle  Patricier  gerich- 
tete Bestimmung,    welche  den  Plebejern  gegen  sie  Schutz  ver- 


a)  Liv.  n,  8 .  aote  ornnes  de  provocatione  adversus  magistratos  ad  po- 
piilum  sacrandoque  com  bonis  capite  eius,  qui  regni  occupandi  consüia 
inisset,  gratae  in  vulgus  leges  fiiere. 

b)  Dionys.  V,  19  Eva  (jl^v  ^vÖ|jlov  E^cto).  Iv  cp  SiappyjSrjv  dircTntv,  ^pyo\' 
xa  yLffihoi  elvat  *P(i>p.a{(ov ,  8c  dv  p.^  icapck  tou  Si^jjlou  Xdß^  tt^v  dpxV ,  lh£va- 
Tov  ini^clc  C^|jL{av ,  idv  Tic  Ttapd  tauTa  itoi^ ,  xal  tAv  dicoxTcNavra  toutu^n 
Ttvd  iroiÄv  d4^u>ov ;  Plut.  Pabl.  11  fieirepoc  (vtJpioc)  6  tou«  dp^^^v  XoPcS^rra^, 
5jv  6  S^fAOc  oux  eSuixtv,  dTto^^oxetv  xeXrScuv. 
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lieh;  denn  natürlicher  Weise  wurden  damals  unter  denen,  welche 
eine  ungesetzmässige  Regierungsgewalt  ausüben  konnten,  nur 
Patrider  gedacht.  Wir  hätten  also  zwei  Gesetze,  das  eine  über 
die  Provocation,  wodurch  das  gerichtliche  Verfahren  geregelt 
wurde,  das  andere  gegen  alle  Patricier  gerichtet,  über  Verhü- 
tung ungesetzmässiger  Regierungsgewalt  und  damit  mittelbar  der 
Wiederkehr  des  Königthums:  das  erste  enthielt  gegen  den  da- 
wider Handelnden  keine  Strafandrohung ,  das  zweite  die  höchste, 
welche  denkbar  war ,  die  öffentliche  Acht  Beide  Gesetze  stan- 
den mit  einander  in  der  engsten  Verbindung:  vielleicht  waren 
es  nur  verschiedene  Abschnitte  ein  und  desselben  Gesetzes, 
sicherlich  von  ein  und  demselben  Consul  zu  gleicher  Zeit  und 
m  gleichem  Zwecke  gegeben.  Bei  dieser,  mit  der  Ueberlieferung 
Tolikommen  übereinstimmenden  Annahme  erklärt  es  sich,  wie 
Livius  und  Dionysius  bei  ihren  Berichten  über  das  Valerische 
Provocationsgesetz  von  keiner  Strafandrohung  erzählen  und  wie 
dennoch  später  Dionysius,  wo  er  von  der  durch  Valerius'  Ge- 
setz geschmälerten  Regierungsgewalt  spricht,  die  darin  gegen 
Zawiderhaiidelnde  bestimmte  höchste  Strafe  erwähnen  kann. 

Jedenfalls  beweisen  auch  die  geschichtlichen  Beispiele  der 
Ueberlieferung,  dass  Missachtung  der  Provocation  von  Seiten  der 
gesetzmässigen  Obrigkeit  ohne  Strafe  blieb.  Wir  fuhren  einen 
berahmten  Fall  an«^)  Bei  der  Aushebung  von  473  v.Chr.  wollte 
äch  Publilins  Volero  nicht  zum  Soldaten  stellen  und  legte,  als  die 
Uetoren  im  Begriff  waren  ihn  zu  strafen,  Berufung  an  das  Volk 
ein.  Indessen  Consuln  und  Lictoren  beachten  diese  nicht,  er 
befrät  sieb  durch  eigene  Kraft  und  die  Hülfe  des  Volkes.  Hätte 
Dim  für  die  Consuln  eine  Strafe  auf  Verletzung  der  Provocation 
bestanden,  so  hätte  jetzt  irgend  ein  Verfahren  gegen  sie  begin- 
ne müssen;  aber  davon  wird  nichts  erzählt,  im  Gegentheil  kla- 
get sie  über  die  Gewaltthätigkeit  des  Volkes.  Der  ganze  Cha- 
nicter  der  Provocation,  wie  wir  ihn  später  erläutern  werden, 
bricht  gegen  eine  Strafe,  die  den  Beamten  bei  ihrer  Missach- 
tong  getroffen  hätte.  Dagegen  ebenso  bestätigt  die  Ueberlieferung, 
dass  andere  Patricier,  welche  das  Provocationsgesetz  übertraten, 

^  Liv.  U,  Ö5. 
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d.  h.  ohne  Volksartheil  einen  Bürger  beschädigt  hatten,  mit  der 
härtesten   Strafe  belegt  wurden:    dies  erhellt  aus  dem  Processe 
Coriolans,  über  den  wir  später  ausführlich  sprechen  werden.^) 
Zweifelhaft  ist  es  erschienen,    in  welcher  Art  von  Volks- 
versammlungen die  Entscheidung  über  Provocationsprocesse  er- 
folgte:  die  Ueberlieferung  nennt  bei  Valerius'  Gesetz  keine  be- 
stimmte Art  derselben.    Für  den  Anfang  der  Republik  kann  es 
sich   nur  um  die  Curiat-   und  die  Centuriatcomitien  handeln; 
denn  die  Tributcomitien   kamen  erst  später  zur  Geltung.    Bei 
jenen  beiden  aber  muss   man   festhalten  im  Gegensatz  zu  den 
Vermuthungen  der  Neueren,  was   die  alten  Schriftsteller  über- 
einstinmiend  berichten,   dass  die  Curienversammlung  diejenige 
ist,  in  der  die  Menge,  also  die  Plebejer,  das  Uebergewicht  hat, 
dagegen  bei  der  Abtheilung  nach  Centurien  die  Wohljiabenden, 
also  im  Allgemeinen  die  Patricier,  die  Entscheidung  haben.    Es 
ist  an  sich  wahrscheinlich,   dass,    als  die  ersten  Consuln  sich 
entschlossen,   einen  Theil  der  von  den  Königen  ererbten  Macht 
aufzugeben,    sie  dies  nicht  thaten,  um  den  Einfluss  der  Menge 
zu  vergrössem,    das  Volk  aber  wird  zufrieden  gewesen  sein, 
überhaupt  nur  eine  Gewähr  gegen  Willkür  zu  erhalten.    Femer 
waren  die  Centuriatcomitien,   wenngleich  schwerfälliger  als  die 
spätem  Tributcomitien,     doch    kürzer   als  die    Guriatcomitien, 
welche  wegen   der  dabei  nöthigen  religiösen  Cerimonien  nicht 
an  einem  Tage  beendet  werden  konnten,  ein  Umstand,  der  die 
Rechtspflege  nicht  nur  erschwert,   sondern  in  den  hergebrachten 
Formen  unmöglich  gemacht  hätte.     Wenig  Gewicht  ist  darauf 
zu  legen,    dass  die  Consuln  selbst  in  Centuriatcomitien  erwählt 
und  das  Valerische  Gesetz  in  solchen  angenonmien  war,    dass 
überhaupt  im  An&nge  der  Republik  das  Streben,    die  Einrich- 
tungen des  Königs  Servius  Tullius  durchzuführen,   hervortritt; 
denn  demungeachtet  fanden  bei  wichtigen  Massregeln  Cmiatco- 
mitien  statt ,  wie  z.  B.  die  Rückgabe  der  Güter  des  Königs  Tar- 
quinius  in  solchen  beschlossen  wurde.»)    Aber  von  entscheiden- 
der Bedeutung  ist  der  Umstand,   dass  in  späterer  Zeit  die  Cen- 
turiatcomitien für  diejenigen  gelten,    die  allein  zu  richterliehen 


a)  Dionys.  V,  6. 


in  Proyocationsprocessen  zu  entscheiden.  Igg 

Eotscheidimgen  über  Leib  und  Leben  der  Bürger  berechtigt  sind. 
Schon  bei  Coriolans  Process,  der  in  Tributcomitien  geführt 
wurde,  nennt  Dionysins*)  die  Centuriatcomitien  nach  väterlicher 
Sitte  allein  dazu  berechtigt  and  lässt  den  Venirtheilten  später 
in  der  Versammlung  der  Volsker  klagen  •*),  sein  Process  sei 
nicht,  wie  es  das  Herkommen  gefordert  habe,  in  Centuriatcomi- 
tien geführt  worden.  Wenngleich  also  aus  der  frühesten  Zeit  der 
Republik  kein  Beispiel  eines  von  Centuriatcomitien  entschie- 
denen Criminalprocesses  überliefert  ist,  werden  wir  doch 
ihnen  allein  von  Anfang  an  die  Berechtigung  dazu  zuschreiben 
missen  und  den  Grund  davon  in  dem  Valerischen  Provocations- 
gesetze  finden.®) 


Fünftes  CapiteL 

Foni  ier  ProvocatiOB.    Znaainmeiihaiig  mit  der  unter  den  KönlgeB  und 
TerseUedeDhelt  davon.   Bttrachtiuigeii  darftber. 

Die  Form  der  Berufung  an  das  Volk  ist  in  ihren  wesent- 
Behen  Grandzügen  zu  allen  Zeiten  dieselbe  gewesen;  diejenige, 
welche  der  König  Tullus  Hostilius,  als  er  zuerst  dem  Volke 
Thdlnahme  an  der  Rechtspflege  gewährte,  erfand,  erhielt  sich 
auch  während  der  Republik  und  es  findet  sich  bei  den  Schrift- 
stdlem  keine  Andeutung,  dass  damit  eine  Aenderung  vorge- 
nonunen  worden  sei 

Wo  Dionysius'')  von  der  Einsetzung  der  Dictatur  erzählt, 
welche  zur  Umgehung  des  Provocationsgesetzes  geschah,  sagt 
er  von  diesem,  es  hätte  die  Entscheidungen  der  Consuln  ungül- 
tig gemacht  und  nicht  erlaubt,  einen  Römischen  Bürger  vor 
stattgefondenem  Gerichte  zu  bestrafen,  sondern  verstattet,  dass 
sie,  während  sie   zur  Bestrafung  abgeführt  wurden,    von  den 


a)  Dionys.  VH,  59. 

b)  Dionys.  Vm,  6. 

c)  Dio&ys.  V,  70  ^ti  t4c  twv  {»icd^Toiv  ptbfjiac  dx6pouc  eirofrjae,  jjlt]  ti. 
(^»pcislbt  *  Faifjt^Coiv  tivd  icpo  hlxr^^*  iizixpi^ai  toTc  di^opk^votc  iid  xäi  xo- 
a49ii;  hrt^  o&tmv  icpoxaXttc^ai  ti}v  SidTvtooiv  inX  tov  Sf){i.ov  xal  Ecoc  &v  -^  tcXt)- 
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Consuln  auf  die  Entscheidung  des  Volkes  sich  beriefen  und  bis 
die  Menge  über  sie  abgestimmt,  Sicherheit  for  ihr  Leb^i  und 
Vermögen  hatten.  Also  der  Spruch  des  ersten  Richters  mnsste 
gefällt  sein;  er  musste  femer  den  Befehl  gegeben  haben,  die 
Strafe  zu  vollziehen:  während  der  Abfahrung  zu  derselben 
wurde  die  Provocation  eingelegt.  Deshalb  ist  Dionysins'  Aus- 
druck, mit  dem  er  das  Verfahren  der  Provocation  an  einer  an- 
der Stelle  beschreibt  *),  genau  zu  nehmen :  ,,  Wenn  ein  Beamter 
einen  Römer  tödten  oder  geissein  oder  um  Geld  strafen  will, 
steht  es  dem  Privatmann  frei,  den  Beamten  vor  die  Entschei- 
dung des  Volkes  zu  rufen'',  d.  h.  wenn  der  Beamte  nach  ge- 
sprochenem Urtheil  im  BegriflF  steht,  eine  jener  Strafen  zu  voll- 
ziehen. Und  so  finden  wir  in  den  uns  geschichtlich  von  den 
ältesten  Zeiten  an  überlieferten  Beispielen,  dass,  wo  es  sich  um 
Leibesstrafen  handelte,  der  Diener  des  Beamten  herangetreten 
war,  um  die  Bestrafung  zu  beginnen,  wo  um  Geldstrafen,  die 
Pfander  genommen  waren,  um  aus  ihnen  den  Erlös  der  Strafe 
zu  zahlen,  als  die  Provocation  von  den  Verurtheilten  erhoben 
wurde.®)  So  sehr  war  bei  den  Römern  die  Idee  der  unmittel- 
bar bevorstehenden  Hinrichtung  oder  Bestrafung  mit  dem  Pro- 
vocationsverfahren  verbunden,  dass,  als  dasselbe  zur  Zeit  Ciee- 
ros  gegen  G.  Rabirius  wieder  hervorgesucht  wurde,  damit  auch 
die  Fesseln,  das  Kreuz,  der  Nachrichter  erschien.  Wenngleich 
sicherlich  damals  auch  im  Falle  der  Verurtheilung  nicht  eine 
so  grausame  Strafe  vollzogen  worden  wäre,  so  gehörte  doch  die 
Gegenwart  jener  Werkzeuge  der  Hinrichtung  nothwendiger  Weise 
zu  den  Formen  des  Processes.*») 

Die  Berufung  selbst  wurde  von  dem  Verurtheilten  eingelegt 
mit  dem  Worte  provoco  oder  vollständiger />rot;oco  adpopultim,  ^ 
Indessen    das   Aussprechen  dieses   Wortes   genfigte  nidit  zum 


a)  Dionys.  V,  19  'Edv  xt«  apx«»»v  Toifxafoiv  xivd  dTroxte^eiv  ij  fiaoriYoov 
•H)v  ToO  Si^pLOu  xp{atv,  ictiEo^etv  ^iv  x^f  (Aexa^ü  XP^^M*  M-'i^^v   {»«6  xijc  ^ipvf.«, 

b)  Gic.  p.  G.  Rab.  4,  11  Quam  ob  rem  uter  nostrmn  tandem,  Labiene, 
popularis  est?  tune,  qui  civibos  Romanis  in  contione  ipsa  camlficem,  qni 

'ncula  adhiberi  putas  oportere,  qni  in  campo  Martio,  comitiis  oentoriatis, 
picato  in  looo  cracem  ad  civinm  supplicium  defigi  et  oonstitoi  iubea? 
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Darehsetzen  der  Piovocation;  der  VerurtheOte  proTOcirte  natfir- 
lici)  stets,    sobald  er  nicht  sein  Vergehen  eingestand  und  sich 
als  schuldig  bekannte.    Es  konnte  aber  nicht  die  Absicht  des 
Gesetzes  sein,  offenbaren  Uebelthätem  Vorschub  zu  leisten.    Wir 
haben  oben*)  bemerkt,  dass  bei  offenbaren,  bei  den  auf  der  That 
eitappten  Verbrechern  (der  Lateinische  Ausdruck  daf&r  war  mar- 
nif€$huf)  die  ProTOcation  grundsätzlich  ausgeschlossen  war,  weil 
es  keiner  Entscheidung  über  die  Schuld  bedurfte.    Wäre  dieser 
Begriff  des  offenbaren  Verbrechens  in  seinen  Einzelheiten  genau 
b^timmt  gewesen,  so  hätten  weniger  Zweifel  entstehen  können. 
Aber  dies  war  er  nicht  und  selbst  bei  genauen  Bestimmungen 
musst^i  zweifelhafte  Fälle  vorkommen.    Zudem  mochte  es,  nar 
mentUch  bei  den  politischen  Streitigkeiten,  vielfach  vorkommen, 
dass  der  Angeklagte  die  Thatsache  des  Vergehens  zugab,  aber 
die  Schuld  dabei  läugnete.    Hier  entstand  eine  rechtliche  Un- 
jdt4ierheit,    ein  Streit  zwischen  dem  Angeklagten  und  dem  Be- 
amten.   Der  Letztere  war,  wenigstens  zu  Anfang  der  Republik, 
oicbt   geneigt,    die   Gerichtsbarkeit  des   Volkes   öfters    als  er 
musste,  eintreten  zu  lassen ,  besonders  da  er  im  Falle  der  Miss- 
aefatong  des  Provocationsrechtes  keine  Strafe  zu  furchten  hatte: 
es  kam  ihm  darauf  an,  sein  Urtheil,  das  öffentlich  geffillt  und  voll- 
zogen wurde,  durchzusetzen.    Man  fragt,  wer  die  Entscheidung 
darfiber  hatte,   ob  ein  Fall  far  das  Volksgericht  geeignet  war 
oder  nicht,  wer  zwischen  dem  Beamten,  der  ohne  gerichtliches 
Urtheil  die  gesetzliche  Strafe  anwenden  wollte,  und  dem  Ange- 
klagten ,  der  sich  auf  das  Volk  berief,  vermittelte.    Es  war  das 
Volk,    und  zwar  in  der  ungeordneten  und  formlosen  Versamm- 
lang, wie  es  den  öffentlich  geführten  Verhandlungen  des  Proces- 
ses  beiwohnte:  das  Provocationsrecht  enthielt  das  gesetzlich  an- 
erkannte Recht  des  Volkes,  demjenigen,  der  sich  auf  seine  Ent- 
scheidung berief,   thäüich  gegen  die  Diener  des  Beamten  bei- 
z  asteben.    Der  Verurtheilte  rief  die  Hülfe  seiner  Mitbürger  an 
and  that  Alles,  was  in  Bedrängniss  Befindliche  thun,  um  das 
Mitleid   der  Anderen  zu  erregen  und  dadurch  Aufschub  oder 
Straflosigkeit  zu  erlangen.    Beim  Process  des  Horatiers  war  dies 


a)  S.  oboi  S.  166. 
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nicht  nöthig  gewesen,  weil  die  oberste  Macht  im  Staate,    der 
König,    selbst  die  Erlaubniss   zur  Provocation  gegeben  hatte; 
aber  Publilius  Volero,  den  die  Consuln  mit  Gewalt  zum  Solda- 
ten ausheben  wollten,  lässt  Livius,  als  die  Beamten  auf  die  Pro- 
Tocation  nicht  achten,  den  Schutz  der  Plebs  anflehen,  dann  diese 
ihm  thätlich  Hülfe  bringen  und  die  Lictoren  der  Consuln  mit 
Gewalt  abwehren.  ■)    Dies  wird  nicht  als  ungesetzlicher  Wider- 
stand, sondern,  wenngleich  sich  Gewaltthätigkeit  daran  knüpfte, 
als  im  Wesen  der  Provocation  liegend,  dargestellt    Man  ver- 
gleiche den  Bericht,  welchen  derselbe  Livius  von  der  Aushebung 
giebt,  die  der  patricisch  gesinnte  Consul  Ap.  Claudius  495  v.  Chr. 
halten  wollte:  „der  Consul  befahl  einen  besonders  kenntlichen 
Führer  der  Aufstände  zu  ergreifen.    Jener  berief  sicji,  als   er 
schon  von  den  Lictoren  fortgeschleppt  wurde,  auf  das  Volk,  und 
der  Consul  hätte  der  Berufung  nicht  nachgegeben,  weil  die  Ent- 
scheidung des  Volkes  nicht  zweifelhaft  war,  wenn  nicht   seine 
Hartnäckigkeit  mit  Mühe  überwunden  worden  wäre,  mehr  durch 
den  Rath  und  Einfluss  der  Vornehmen   als  durch  des  Volkes 
Geschrei."  *»)    Der  Verurtheilte  legt  Berufung  an  das  Volk  ein : 
kein  Beamter  würde  sich  um  diese  Provocation  gekümmert   ha- 
ben, hätte  er  bei  dem  umherstehenden  Volke  Theilnamlosigkeit 
bemerkt    Ein  volksfreundlicher  Consul  hätte  der  Stimmung  des 
Volkes  nachgegeben,  Ap.  Claudius  wollte  eben  deshalb  von  einem 
Aufschübe  der  Strafe  nichts  wissen:  er  widi  erst  bei  den  Vor- 
stellungen der  angesehenen  Patrider.  Zur  Wirksamkeit  der  Pro- 
vocation  gehört    also    wesentlich  die   Theilnahme  des   Volkes. 
Zeigt  sich  dieses  gleichgültig,  so  hat  der  Beamte  keinen  Grand, 
mit  der  Strafe  zu  warten;  äussert  es  dagegen  sein  Mitgefohl, 
so  ist  er  verpflichtet,  durch  Ansetzung  eines   Gerichtstermines 


a)  Liv.  n,  55  Tum  Volero  repulso  lictore  —  se  in  tuibain  oonfertissi- 
mam  recipit,  clamitans:  Provoco  et  fidem  plebis  imploro,  adeste  cives,  ad- 
este  commilitones  —  Ooncitati  bomines  velati  ad  proeliam  se  expedinnt. 

b)  Liv.  n,  27  Cum  circmnstaret  cotidiana  moltitado  licentia  accensa, 
arripi  miam  insignem  ducem  seditioniun  iussit  Die  cum  a  Uctoribns  iaxn 
traheretar,  provocavit  nee  cessisset  provocationi  consol.  qnia  non  dubi\uxi 

rat  populi  iadichim,  nisi  aegre  vkta  pertinaeia  forel,   consilio  ma^s    et 
Ttoritate  principom  qaam  populi  damore. 
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die  ümstimmimg  desselben  zu  Tersuchen:  nöthigen  Falls  wird 
er  durch  thätliches  Einschreiten  der  Menge  dazu  gezwungen. 

Aus  dieser  eigenthümlichen  Mitwirkung  des  Volkes  bei  der 
PiDTOcatioii  entsprang  die  Sitte,  dass  mit  Strafe  Bedrohte  über- 
haupt den  Schutz  des  Volkes  anriefen,  auch  wenn  sie  zur  Pro- 
Tocation  kein  Recht  hatten:  sie  suchten  die  Gefahle  der  Menge 
zu  err^en  nnd  dadurch  entweder  den  Beamten  zu  schrecken 
oder  durch  Widersetzlichkeit  einstweilige  Befreiung  zu  erzwingen, 
eine  Sitte,  die,  so  sehr  sie  auch  mit  Gesetzlichkeit  in  Wider- 
spruch steht,  doch  von  der  gesetzlich  gestatteten  Provocation 
ausging.  Als  Sp.  Maelius  von  dem  Reiterobersten  C.  Servilius 
vor  den  Dictator  geladen  wurde,  konnte  er  nicht  provociren; 
denn  er  wurde  erst  vor  Gericht  geladen  und  ein  Spruch  war 
noch  nicht  gefällt :  es  heisst  auch  nicht,  dass  er  provocirte ;  aber 
er  flüchtete  unter  das  Volk  und  rief  die  Hülfe  desselben  an.  *) 
Als  im  dritten  Jahre  der  Decemviralherrschaft  L.  Valerius,  der 
Verthddiger  der  alten  Freiheit,  von  den  Zehnmännem  verhin- 
dert wurde,  im  Senate  zu  sprechen,  wandte  er  sich  auf  den 
Markt  und  rief  den  Schutz  der  Quiriten  an.  ^)  Als  M.  Fabius 
seinen  Sohn,  den  Reiterobersten,  gegen  den  Zorn  des  Dictator 
L  P]q>irio8  schützte,  wurde  der  Streit,  wenngleich  keine  Provo- 
cation gestattet  war,  doch  am  Ende  in  der  Volksversammlung 
Terhandelt :  ihre  Hülfe  rief  der  Vater  an  und  durch  ihr  Mitgefühl 
besiegte  er  zuletzt  die  Strenge  des  Dictators.  ^)  Dies  muss  viel 
häufiger  voi^ekonmien  sein,  als  uns  berichtet  wird.  Es  bildete 
sidi  daraus  das  Wort  quirüarej  d.  h.  die  Hülfe  der  Quiriten 
anrufen,  das  später,  als  die  Provocation  abgekommen  war,  in 
die  allgemeine  Bedeutung  „schreien,  um  Hülfe  rufen^'  überging. ') 


a)  Liy.  IV,  13  fbgieiuique  fidem  plebis  Romanae  implorare. 

b)  Liv.  III,  d9  L.  Valeriom  Petitum  proditum  memoriae  est  postulando 
nt  de  repnbUca  liceret  dicere  prohibentibus  mioaciter  Xviris  prodituram  se 
ad  plebem  denuntiantem  tanmltum  excivisse.    Vergl.  c.  41. 

c)  Liv.  Vm,  33  und  36. 

d)  Astn.  PolL  bei  Oic.  epist  X,  32,  3  cum  quidem  —  inambularet  et 
miaero  iUi  qidritanti  civis  Romanus  sum  (deun  so  muss  es  heissen)  respon- 
6afi:  Abi  duoc,  populi  fidem  implora.  Varro  de  ling.  Lat  VI,  7  §  68 
quixitare  dicitnr  is,  qui  Quiritnm  fidem  clamans  implorat 
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Fand  sich  in  Folge  dieses  Mitgefühles  des  Volkes   der  Be- 
amte bewogen,   die  Vollziehung  des  ürtheils  aufenschieben ,  so 
sagte  man  von  ihm:   „er  weicht  der  Provocation"  (cedit  provo- 
cationi)^  ein  Ausdruck,  in  dem  die  Anerkennung  von  der  Hoheit 
des  Volkes  mit  der  von  der  Machtlalle  des  Beamten  verbanden 
ist.»)    Drauf  wurde  die  Volksversammlung  berufen  imd  es  fand 
zwischen  dem  Beamten,  welcher  das  Urtheil  gefällt,  und   dem 
von  ihm  Verurtheilten  eine  certaüo  statt,  ein  Wettstreit  darüber, 
wer  beim  Volke  Recht  behalten  sollte.  **)    Wem  das  Volk  durch 
seine  Abstinmiung  Recht  gab,   der  siegte.     Entweder  gab  das 
Volk  nach  und  der  Beamte  vollzog  die  von  ihm  ausgesprochene 
Strafe  *»)  oder  der  Beamte  wich  von  Neuem  dem  Willen  des  Vol- 
kes.   Diese  Ausdrucke  werden  dem  Könige  Tullus,  welcher  die 
Provocation  erfand,  zugeschrieben:  sie  werden  gleicherweise  in 
den  Processen  der  Republik  angewendet,  ein  deutlicher  Beweis, 
dass  die  der  Volksgerichtsbarkeit  zu  Grunde  liegende  Rechtsan- 
schauung ein  und  dieselbe  blieb.     Das  Wesentliche  unter  den 
Königen  war  gewesen,  dass  sie,  wo  die  Stimmung  des  Volkes 
hervortrat,  ihr  Richteramt  auf  die  Volksversammlung  übertragen 
und  deren  Entscheidung  als  Vorsitzende  derselben   annahmen: 
die  Consuln  versprachen  in  allen  das  Leben  und  Vermögen   der 
Bürger  angehenden  Fällen,  wenn  das  Volk  es  verlangen  würde^ 
sein  Urtheil  einzuholen  und  sich  demselben  zu  fugen.  So  wurde^ 
ohne  der  Würde  des  Beamten  zu  nahe  zu  treten,  thatsächlich  seine 
Entscheidung  an  die  des  Volkes  gebunden. 

Die  Provocation  beruht,  vne  vnr  gesehen,  auf  der  unmittel- 
baren Hülfe,  welche  das  Römische  Volk  einem  aus  seiner  Mitte 
leistet :  sie  ist  also  nur  denkbar,  wo  es  das  Römische  Volk  giebt 
und  dieses  giebt  es  nur  in  der  Stadt  Rom:  sie  kann  also  nnr 
innerhalb  derselben  gelten,  ausserhalb  ist  sie  unmöglich.  Es 
liegt  dies  so  sehr  in  der  Natur  der  ganzen  Einrichtung,  dass  es 
deshalb  keiner  gesetzlichen  Vorschrift  bedurfte,  und  es  lässt  sich 


a)  Liv.  II,  27,  welche  Stelle  S.  186  angeführt  ist;  Liv.  VHl,  33  Videro, 
cessurnsDe  provocationi  sis,  cui  res  Romanus  Tullus  Hostilins  cessit 

b)  So  soll  es  nach  der  Ueberliefening  Einiger  geschehen  sein  beim 
Process  von  Sp.  Gassios:  Cic.  de  rep.  n,  35,  60  qnaestor  accnsavit  eaiiM|iie 
—  cedente  populo  morte  mactavit.  ' 
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bezweifeln,  ob  es  eine  solche  gegeben  hat  Dass  aber  dennoch 
der  Grandsatz  galt,  tausend  Seh  itt  von  der  Stadt  höre  die  Pro- 
vocation anf,  d.  h.  da,  wo  auch  die  Gewalt  der  andern  rein 
städtischen  Obrigkeit,  des  Volkstribunates ,  erlosch ,  bezeugt  Li- 
rios,  der  im  Jahre  460  v.  Chr.,  als  das  Gerücht  ging,  die  Con- 
s^uIq  würden  mit  dem  Heere  eine  VolksversammluDg  am  See 
Regillus  halten,  das  Volk  die  Befürchtung  aussprechen  lässt: 
„AUe  würden  gutheisscD,  was  die  Consuln  wollten;  denn  die 
ProTocation  gebe  es  nicht  weiter  als  tausend  Schritt  von  der 
Stadt  und  die  Tribunen  würden ,  wenn  sie  dorthin  kämen ,  mit 
dem  andern  Haufen  der  Quinten  dem  Befehle  der  Consuln  un- 
terworfen sein."  ■)  Die  fenge  Verbindung,  in  der  hier  die  Pro- 
TocaHon  mit  dem  Tribunat  erwähnt  wird,  scheint  anzudeuten, 
dass  die  Beschränkung  der  ersteren  nur  wegen  der  gesetzlich 
ausgesprochenen  Beschränkung  der  letztem  angenommen  wird, 
hn  Grunde  hätte  eine  solche  räumliche  Einengung  des  Provoca- 
tionorechtes  nichts  genutzt;  denn  es  setzt  nicht  nur  die  Stadt, 
sondern  auch  den  Markt  als  Ort  voraus,  an  dem  es  geübt  werden 
kann:  eine  Menschenmenge,  welche  das  Römische  Volk  darstel- 
leo  kann,  ist  zu  ihr  nothwendig.  Hätten  die  Beamten  in  ihrem 
Hause  oder  an  irgend  einem  einsamen  Orte  der  Stadt  ihre  Ent- 
scheidungen geftllt,  so  hätte  das  Volk  sich  nicht  äussern,  die 
Beamten  sich  nicht  von  dessen  Stimmuirg  unterrichten  können : 
die  ganze  Einrichtung  wäre  vergeblich  gewesen.  Es  war  daher 
fulgerichtig,  dass  Valerius  in  seinem  Provocationsgesetze  zugleich 
Bestimmungen  über  die  Formen  des  Processes  gab  und  nament- 
hrh  die  Oeifentlichkeit  des  Verfahrens  auf  dem  Markte,  welche 
schon  von  den  gesetzmässig  regierenden  Königen  beobachtet 
worden  war,  fortan  als  Nothwendigkeit  aufstellte.  ^) 

Noch  eine  weitere,  wenigstens  thatsächliche,  Einschränkung 
des  Provoeationsrechtes  war  nothwendig:  es  konnte  unmöglich 
auf  den  Krieg  ausgedehnt  werden.    Das  Heer  war  das  Volk  in 


a)  Liv.  in,  20  Ornnes  id  iussuros,  quod  oonsnies  vellent;  neque  enim 
proTocatioDCTi  esse  longins  ab  urbe  mille  passunm  et  tribunos,  si  eo  ad- 
veniaaeot,  io  alia  torba  Quiritium  sabieotos  fore  consulari  imperio. 

b)  Yergl.  oben  S.  160. 
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Waffen  und  es  hat  lüeht  an  Versuchen  gefehlt,  dasselbe  zur 
Darehbringong  politischer  Massregeln  zu  berufen:  die  Provoca- 
tion aber  in  demselben  zu  gestatten  konnte  selbst  den  Plebejern 
niemals  einfallen.  £s  wäre  eine  Auflösung  der  Kriegszueht  ge- 
wesen, wenn  die  Soldaten  dem  Feldherm  gegenüber  ihre  Nei- 
gungen hätten  geltend  machen,  wenn  sie  einem  VerurtheilteD 
hätten  beistehen  dürfen.  Deshalb  hat  Cicero*)  in  seinem  Gesetz- 
entwurf für  den  Römischen  Staat  folgende  Bestimmung:  ,,lm 
Kriegsdienst  soll  von  dem,  welcher  den  Oberbefehl  fuhrt,  keine 
Provocation  stattfinden^';  aber  dass  diese  in  dieser  Form  sich  in 
den  Provocationsgesetzen  gefunden  hat,  ist  nicht  wahrscheinlich. 
Lehrreich  ist  dafür  der  Streit  zwischen  dem  Dictator  L.  Papi- 
rius  und  seinem  Reiterobersten  Q.  Fabius  im  Jahre  325  v.  Chr.  ^), 
den  jener  wegen  militärischen  Ungehorsams  strafen  wollte.  Der 
Verurtheilte  flüchtet  sich  nach  Rom:  er  gewinnt  die  Hülfe  der 
Volkstribunen  und  versucht,  da  ihm  das  Volk  seine  Gunst  offen 
zeigte,  die  Berufung  an  dasselbe:  es  entstand  die  Frage,  soll 
diese  gelten.  Das  Vergehen  war  ausserhalb  Roms,  wo  sie  nicht 
galt,  begangen,  der  Schuldige  befand  sich  zur  Zeit  in  Rom. 
Wäre  die  gesetzliche  Bestimmung  gewesen ,  dass  für  den  Kriegs- 
dienst keine  Provocation  gelten  sollte,  so  hätte  davon  auch  in 
Rom  selbst  nicht  die  Rede  sein  können:  aber  es  ist  davon  die 
Rede,  der  Dictator  setzt  auseinander,  dass,  wenn  die  Tribunen 
bei  ihrer  Hülfeleistung,  das  Volk  bei  seinem  Dazvdschentreten 
verharre,  die  Kriegszucht  zu  Grunde  gehen  würde  und  dieser 
Schlussfolgerung  geben  Tribunen  und  Volk  am  Ende  nach. 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  der  von  Cicero  ausgesprochene  Grund- 
satz nicht  in  einem  Gesetze,  sondern  nur  mittelbar  entweder  in 
der  Beschränkung  der  Provocation  auf  die  Bannmeile  um  die 
Stadt  oder  in  irgend  einer  ^andern  Bestinmiung  enthalten  war. 

Wir  haben  schon  früher'')  darauf  auänerksam  gemacht,  dass 
die  Gerichtsbarkeit  der  Volksversammlung  zu  unbehulflich  war, 


a)  Cic  de  leg.  III,  d,  6   Militiae  ab  eo,  qui  imperabit,  provocatio  ne 
esto  quodque  is  qui  bellum  geret,  imperassit,  ins  ratumque  esto. 

b)  Bei  Liv.  YIU,  31.  Veigl.  S.  187. 

c)  S.  obeu  S.  155. 
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am  bei  dem  Wachsen  der  Stadt  und  des  Reiches  lange  bestehen 
zu  können:  noch  mehr  tritt  diese  Unbehülfliehkeit  hervor,  wenn 
in  der  Provocaüon  eine  Art  gesetzlicher  Gewaltthätigkeit,  ein 
thätliehes  Eingreifen  in  die  Handlungen  der  Beamten  lag.  Ab- 
gesehen von  den  anlautem  Elementen ,  welche  sich  in  die  Volks- 
menge mischten  und  eine  ordentliche  Rechtspflege  erschwerten 
—  auch  für  das  Volk  selbst  lag  in  der  Provocation  keine  Ge- 
währ gegen  WiUkür.  Denn  es  blieb  der  Beurthidlung  des  Be- 
amten überlassen,  ob  sich  das  Mitgefühl  des  Volkes  zeige,  und 
die  oben  angefahrten  Beispiele  beweisen,  wie  verschieden  das 
Urtheil  nach  den  verschiedenen  politischen  Standpunkten  ausfal- 
len konnte.  Wäre  die  Provocation  so  eingerichtet  gewesen ,  dass 
bei  jedem  Criminalurtheil  der  Hülferuf  des  Verklagten  erhört 
werden,  bei  jedem  die  Entscheidung  der  Volksversammlung  er- 
()Ig^  mosste,  so  hätten  alle  Bedrückungen  durch  die  Beamten 
si)furt  aoj^ehört;  wir  hören  aber  auch  nach  Valerius'  Gesetz  von 
fortwährenden  Klagen  darüber,  ja  dieselben  wurden  so  stark  und 
M)  häufig,  dass  sie  die  Auswanderung  der  Plebs  und  in  Folge 
davon  andere  Massregeln  veranlassten,  um  den  Regierten  einen 
deichmässigen  Rechtsschutz  zu  gewähren. 

Die  Provocation  der  Republik  stand  mit  der  des  Königthums 
io  goiauer  Verbindung  durch  den  Rechtsgrundsatz ,  dass  in  zwei- 
felhaften Fällen  über  die  höchsten  Güter  der  Bürger  nur  die 
Geaamaitheit  der  Bürger  zu  entscheiden  hätte,  sowie  durch  die 
Form,  in  der  sie  eingelegt  wurde:  das  Verfahren  selbst  war  ein 
versddedenes.  Bei  dem  Process  des  Horatiers,  das  der  König 
TqUqs  üostilius  einrichtete,  £uid  eine  doppelte  Instanz  statt, 
die  Instanzen  waren  in  den  Personen  des  Richters  und  des  An- 
idägers  verschieden.*)  Dieses  Verfahren  wurde  nicht  beibehal- 
ten, wenigstens  nicht  als  das  gewöhnliche.  Es  wurde  ab  und 
zu  angewendet,  aber  als  Ausnahme,  verscholl  allmälig  und 
wurde  erst  am  Ende  der  Republik  als  alterthümliche  Absonderheit 
for  einen  einzelnen  Fall  wieder  hervorgesucht.  Das  Verfahren  seit 
Valerins'  Gesetz  hatte  nicht  zwei  Instanzen,' sondern  nur  eine:  es 
ist  nur  von  einer  einzigen  gerichtlichen  Untersuchung,  nur  einem 


a)  VeigL  obeo  S.  97  flgd. 


192  Nicht  doppelte  Instanz  bei  der  Provocation.   * 

gerichtlichen  Urtheil  die  Rede.    Dies  ergiebt  sich  mit  voller  Gre- 
wissheit  aus  den   uns    überlieferten  Rechtsftllen.     Sp.  Cassius 
und  der  falsche  Zeuge  Volscius  Fictor   hatten   zu  Sichtem  die 
Quästoren*):  diese  fiülten  das  erste  vorläufige  Urtheil  und  leite- 
ten nachher   die  Volksversammlung,    welche  die  Entscheidung 
gab.    Bei  andern  Straifällen,  z.  B.  Aushebungen,  waren  es  die 
Gonsuln,  welche  zuerst  die  Strafe  verhängten  und  es  ist  un- 
möglich ,  dass  sie  nachher  ihre  Quästoren  die  Volksversammlung 
über  das  von    ihnen  verhängte   Urtheil   hätten   halten   lassen. 
Dies  gesammte  Verfahren  bildet  nur  eine  Instanz,   wie  wir  es 
nennen:    man  darf  höchstens  ein  vorläufiges  Ver&hren  vor  den 
Beamten  von   dem    vor    dem   Volke    scheiden.      Die   Consuln 
haben   durch  das  Valerische  Gesetz  alle  eigentlich  richterliche 
Thätigkeit  verloren:    diejenigen  Fälle,   in  denen  sie  selbständig 
eine  Strafe  verhängen  konnten,  waren  eben  solche,  in  welchen 
es  wegen  des  Geständnisses  des  Verbrechers  oder  seiner  Ergrei- 
fung auf  frischer  That  keines  Urtheiles ,  sondern  nur  der  An- 
wendung der  gesetzlich  feststehenden  Strafe  bedurfte.    Die  Be- 
amten haben  fortan  in  Criminalprocessen  nur  ein  Verfahren  in 
iure^  nicht  in  ittdicio,    wie  wir  später,   wo  wir  von  dem  Pro- 
cesse  handeln  ^) ,   ausfuhrlicher   darthun   werden.    Wie  Servius 
TulUus  beim  Civilprocesse  diese  beiden  Theile  geschieden  und 
den  in  iudicio  Privatrichtem  überwiesen  hatt^  so  trennte  Pabli- 
cola  den  Criminalprocess  auf  gleiche  Weise,   indem  er  die  Elnt- 
scheidung  in  iudicio,  wo  dieselbe  nöthig  war,  dem  Volke  über- 
trug.   Es   ist  ein  und  derselbe  Grundsatz,   der  auf  beide  Arten 
des  Processes  angewendet  wird  und  in  der  Gleichheit  desselben 
zeigt  sich  die  Zusammengehörigkeit  des  Privat-  und  Criminal- 
rechts. 

Die  Römische  Ansicht  ist  durchgehends  die,  dass  nur  der 
vor  dem  Volke  geführte  Process  für  einen  Process  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes  gilt:  wer  von  den  Beamten  allein  ver- 
urtheilt  und  bestraft  wird,  der  wird  ohne  Process  bestraft^  Dies 
schliesst  ein  Verfahren,  ehe  es  zum  Volksgerichte  kommt,  ni<dlit 


a)  Dionys.  VUI,  77  j  Liv.  U,  41  j  Liv.  Vül,  2i  und  26. 

b)  YergL  unten  Abschn.  4  Gap.  1  und  3. 
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ans:  es  konnten  Zengen  verhört,  Vertheidigong  gefBhrt,  andere 
gerichtliche  Formen  beobachtet  werden.  •)  Dennoch  erschien  die 
Yor  dem  Volke  gefahrte  Verhandlung  als  der  eigentliche  Process. 
h  den  meisten  FlQlen  hatte  der  Beamte  selbst  das  grösste  Inter- 
efise,  schon  Tor  Bemfdng  der  Volksversammlung  den  Fall  auf  das 
Geimueste  zu  untersuchen,  damit  sein  Urtheil  richtig  wäre  und 
vom  Volke  gebilligt  würde :  ebenso  musste  dem  Angeklagten  daran 
liegen,  sich  sobald  als  möglich  zu  rechtfertigen;  aber  ein  ge- 
setzlicher Zwang  dazu  konnte  von  beiden  Seiten  nicht  stattfin- 
den. Diese  Ansicht  ging  später  auf  die  Gerichtsbarkeit,  welche 
die  Tribunen  übten,  über  und  dauerte  bis  in  die  spätesten  Zei- 
ten der  Republik,  wo  nur  die  im  Namen  des  Volkes  richtenden 
Geschworenen  noch  den  Vorzug  hatten,  dass  ihre  Urtheile  als 
gerichäiche  Urtheile  angesehen  wurden.  Einen  Instanzenzug, 
dass  dieselbe  Sache  zu  wiederholten  Malen  gerichtlich  behandelt 
woide,  haben  die  Römer,  so  lange  ihr  Staat  frei  war,  nicht  ge- 
kannt oder  vielmehr  nicht  haben  wollen:  es  kam  darauf  an, 
dass  der  Beamte  seine  Entscheidung  dem  Volke  annehmbar 
madite  und  dessen  Gefühl  nicht  verletzte.  Einer  späteren  Zeit, 
als  die  Ausbildung  der  Rechtswissenschaft  fiberwog,  war  es  vor- 
behalten, durch  erneutes  richterliches  Verfahren  die  Auffindung 
des  juristisch  Richtigen  zu  versuchen.  *^) 

Und  doch  hatten  die  Römer,  wie  man  aus  dem  Processe 
des  Horatiera  und  der  ganzen  Einrichtung  des  Gerichtswesens 
BDter  den  Königen  sieht,  von  Anbeginn  an  die  Elemente,  um 
ein  durdi  verschiedene  Instanzen  gehendes  richterliches  Verfah- 
ren auszubilden:  man  kann  fragen,  weshalb  sie  dies  nicht  ge- 
tfaan,  sondern ,  trotzdem  dass  sie  die  höchste  richterliche  Gewalt 
dem  Volke  zusprachen,  dennoch  nur  eine  Instanz,  ein  richter- 
liches Ver&hren  beibehalten  haben.  Der  Hauptgrund  scheint  in 
der  Analogie  mit  dem  Privatprocesse  zu  liegen,  welchen  der 
Kbaig  Servius  Tullius  geordnet  hatte.  Das  ganze  Streben  im 
Anfange  der  Republik  ging  dahin,  nach  Vernichtung  der  Tyran- 
nei des  letzten  Tarquiniers  zu  den  Einrichtungen  von  Servius 
zurückzukehren,  sie  auszufuhren  und  zu  erweitem.    Bei  derEin- 


a)  Vergl.  oben  8.  159. 
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Setzung  verschiedener  Instanzen  hätte  man  die  richterliche  Ge- 
walt von  der  verwaltenden  trennen,  jede  verschiedenen  Beamten 
anvertrauen  und  den  richterlichen  eine  unabhängige  Stellung  ge- 
ben müssen :  ein  Gedanke,  welcher  der  Römischen  Republik  fremd 
geblieben  ist.  Man  nehme  an,  Ungehorsam  gegen  den  Consnl 
hätte  bestraft  werden  sollen,  so  hätte  der  Consul,  auch  wenn 
ihm  selber  die  zweite  Instanz  geblieben  wäre ,  doch  in  der  ersten 
vor  einem  andern  Richter  als  Ankläger  und  demselben  gewisser- 
massen  untergeordnet  auftreten  müssen.  Zudem  hätte  die  Zahl 
der  Beamten  vermehrt  werden  müssen.  Die  Quästoren  als  Ge- 
hulfen bei  der  Rechtspflege  hatten  schon  die  Könige  gehabt •): 
vielleicht  nahm  man  mit  ihnen  die  Veränderung  vor,  dass  man 
ihnen,  um  den  Consuln  die  Geschäfte  zu  erleichtem  und  eine 
häufigere  Befragung  des  Volkes  möglich  zu  machen,  das  Recht, 
Volksversammlungen  zum  Behuf  richterlicher  £ntficheidungen  zu 
halten,  übertrug.  Denn  dieses  Recht  hatten  sie  später*),  wäh- 
rend man  nicht  weiss,  ob  sie  es  früher  gehabt  haben.  Aber 
weiter  wollte  man  nicht  gehen:  die  königliche  Gewalt  ei'schi^ 
noch  zu  sehr  als  Einheit,  um  sie  unter  mehr  Beamten  zu  zer- 
splittern. Oder  man  hätte  die  Zwangsgewalt  der  Consuln  unan- 
getastet lassen,  dagegen  alle  andern  Verbrechen  zuerst  etwa 
den  Quästoren,  dann  in  höchster  Instanz  den  Consuln  überwei- 
sen können.  Aber  dann  wäre  ein  Theil  der  consularischen 
Macht  und  zwar  gerade  derjenige,  welchen  man  am  meisten 
fürchtete,  ungeschmälert  geblieben,  es  hätte  mannigfacher  Be- 
griffsbestimmungen, Vielehe  noch  nicht  geläufig  waren,  bedurft 
Kurz,  man  begnügt«  sich  dem  thatsächlichen  Uebelstande,  dass 
die  Macht  der  Consuln  den  Bürgern  gefährlich  sein  konnte,  ab- 
zuhelfen und  liess  die  Anfänge  zu  dner  andern  Entwickelung, 
welche  man  ebenfalls  in  der  früheren  Geschichte  hatte,  unbe- 
achtet Hätte  man  sie  ausgebildet,  so  hätte  man  auch  für  den 
Begriff  des  Cnminalrechts  einen  festeren  Halt  gewonnen.    Man 


a)  S.  oben  S.  62  flgd. 

b)  Dionys.  VIII,  77  ti^v  xapkteuTixTjV  l^^ovre«  l£oua(av  xaxct  -rov  auxiv 
)^p(5vov  xal  fiid  toOto  £xxXr^a(av  axi^dytiy  ^vte?  x6p(0( ;  Varro  de  ling.  lat  VI, 
90  sed  ad  comitia  tarn  vocatur  popolus  ideo,  quod  alia  de  causa  hie  uui- 
gistratus  non  potest  exercitom  urbaaum  convocare.    Vergl.  oben  S.  74. 
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hätte  die  Zwangsgewalt  der  Gonsoln  vielleicht  weniger  einengen 
können,  aber   dafür  durch  Bestimmong  der  dem  richterlichen 
Verfahren  zu  überweisenden  Verbrechen  einen  festen  Umfang  far 
das  Criminalrecht  selbst  erhalten:  jetzt  kann  man  nur  sagen, 
e$  gehörten  zu  ihm  alle  Handlungen,  welche  mit  Strafen,  bei 
deneo  eine  Berufung  an  das  Volk  erlaubt  war,  gebüsst  wurden. 
Von  den  ältesten  Zeiten  her  bestand,  wie  wir  früher  be- 
merkt»), der   Anklageprocess  bei  den  Römern,    aber  daneben 
aacb  die  Befugniss  des  Beamten,  wo  er  Straffälliges  bemerkte, 
einzuschreiten  und  ohne  Anregung  von  Privatpersonen  zu  ver- 
Lihreo.    Beide  Processweisen  entwickelten  sich,  ohne  einander 
äosznschliessen.    Das  Einschreiten  von  Ämtswegen  kam  noth- 
weadiger  Weise  zur  Anwendung,  wo  es  sich  um  Ungeliorsam 
■^'%m  die  Beamten,  z.  B.  bei  Aushebungen,  handelte,  fand  aber 
aoch  in  andern  Fällen  statt    In  den  beiden  uns  überlieferten 
Beispielen,  in  denen  die  Quästoren  richteten,   ist  es  bei  dem 
etoen,  dem  des  falschen  Zeugen  Volscius  Fictor,  möglich,  dass 
der  Process  auf  die  Anklage  der  Freunde  des  durch  ihn  ver- 
bannten Käso  Quinctius  erfolgte,  dagegen  bei  Sp.  Cassius  ist  es 
wahrscheinlich,,  dass  der  Process,  wenn  er  überhaupt  von  den 
<^aästoren  geführt  wurde,  ohne  Privatanklage  von  Amts  wegen 
begann.    In  beiden  Fällen  war  das  Verfahren  ein  gleiches.    Die 
TOQ  dem  Beamten  gegebene  Entscheidung,  bei  welcher  sich  der 
.angeklagte  beruhigen  konnte  und  oft  musste,   war  kein  richter- 
liehes  Urtheil:   dies   wurde  von  den  Consuln  auf  die  Volksver- 
sammlung übertragen.    Deshalb  drücken  sich  alle  Schriftsteller, 
wdehe  über  die  Provocation  sprechen,  so  aus,   sie  sei  den  Bür- 
etni  „von  den  Consuln"  oder  »gegen  die  Consuln"  gegeben  wor- 
'fen**),   und  dieser  Ausdruck  ist  genau:  von  ihm  kam  es  her, 
diiÄS  man  auch  von  einer  Provocation  „von  den  Königen"  sprach, 


a)  S.  ob^  S.  121. 

b)  Pompon.  de  orig.  iur.  §  16  lege  lata  feu^tum  est,  ut  ab  eis  (consu- 
)ba5)  provocatio  esset;  Flor.  I,  9  ins  provocationis  adversus  consules;  Plut 

I*ubL  11  v^fxo'^c  lypa^'ev,  ojv  ^idkivza  \Lis  {o^^upouc  iirofijaf  tob;  noXXouc  6 
Tt-»  2f||&ov  diro  tüiv  bicdTcuv  T«jX  ^euyovTi  8{xt)v  iicixaXela^at  5i(^o6c.  Vergl. 
^^h  Liv.  II,  29  Ageduin,  inquit,  dictatorem,  a  quo  provocatio  non  est, 
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wenngleich  damals  das  Verhältniss  anders  gewesen  war  und  die 
Könige  freiwillig  die  ihnen  zustellende  Entscheidung  der  Volks- 
versammlung überlassen  hatten.  ■)  ßemerkenswerth  ist  es  übri- 
gens, dass  die  Beamten  meistentheils  in  den  Centuriatcomitien 
ihre  Entscheidung  durchgesetzt  zu  haben  scheinen.^)  Ich  will 
nicht  Sp.  Cassius  anfuhren,  der  nach  anderer  üeberliefenmg 
durch  seinen  eigenen  Vater  verurtheilt  worden  sein  soll;  aber  auffal- 
lend ist  der  Process  des  eben  erwähnten  falschen  Zeugen  Volscius 
Fictor.  Er  muss  unter  der  Plebs  und  deren  Vorstehern,  den 
Tribunen,  einen  grossen  Anhang  gehabt  haben  und  deshalb  be- 
stand die  Schwierigkeit  für  die  Quästoren,  welche  ihn  anklagten, 
darin,  die  Centuriatversammlung,  in  der  sein  Process  verhandelt 
werden  sollte,  zu  Stande  zu  bringen;  aber  als  sie  nach  einiger 
Zeit  mit  Hülfe  eines  Dictators  zu  Stande  gekommen  war,  wurde 
er  verurtheilt  und  bestraft  So  grosser  Einfluss  war  den  Con- 
suln  geblieben. 

Sechstes  CapiteL 

Me  Tolkstribunen.    Das  Recht  der  Httfeleistiuig.   Auch  die  Patrider  be- 
nntieii  es.   Wie  Httfo  geleistet  wird.   Das  CeUegimn  der  Tolkstriiuiem. 
Mehrheit  und  Underheit    Wie  der  Widerstand  Einielfier  beseitigt  wer- 
den kann.  Berathnngen  nnd  Entscheidungen  des  CoUeginnis. 

Ein  wie  bedeutendes  Zugestandniss  die  Regierenden  gegen- 
über den  Regierten  durch  das  Valerische  Provocationsgesetz  ge- 
macht hatten,  ergiebt  sich  aus  den  von  uns  geschilderten  Be- 
stimmungen desselben.  Der  durch  dasselbe  aufgestellte  Grund- 
satz, dass  über  den  Leib  und  das  Vermögen  eines  Römischen 
Bürgers  die  Gemeinde  der  Bürger  entscheiden  müsse,  hatte  das 
Selbstgefühl  der  Plebejer  geweckt  und  die  nächsten  Folgen  ^^areu 
für  die  Regierenden  entmuthigend.  Die  an  die  Strenge  der  kö- 
niglichen Regierung  und  den  pünktlichen  Gehorsam  der  B^rgei^ 
gewöhnten  Bürger  sahen  mit  Befremden  den  neuen  Geist,  dei; 
sich  in  dem  Widerstände  gegen  die  Befehle  der  Consuln  zeigte  i 


a)  Vergl.  oben  S.  85. 
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sie  zweifelten,  ob  die  Regierung  unter  schwierigen  äussern  Ver- 
bältnissen  auf  diese  Weise  fortgehen,  könnte.  Livius  lässt  bei 
d'?o  Cnruhen  der  Plebejer,  welche  sich  nicht  zum  Kriegsdienste 
stellen  wollten,  Ap.  Claudius,  den  Vertheidiger  alter  Sitte,  so 
sprechen:  „Dieses  üebel  sei  aus  der  Provocation  entstanden. 
Nämlich  Drohungen  gebe  es  von  den  Consuln,  nicht  Befehle, 
wenn  man  sieh  auf  diejenigen,  welche  sich  mit  einem  vergangen 
hätten ,  berufen  dürfe.'' »)  Mochte  der  Consul  immerhin  die 
Macht  haben^  theils  durch  die  Geföngnissstrafe ,  durch  die  er 
Angesehene  schrec"ken  konnte,  theils  durch  die  geringen,  in  sei- 
ner eigenen  Befugniss  stehenden  Geldbussen,  welche  gegen 
Aennere  genügten,  theils  endlich  durch  seinen  Einfluss  auf  die 
Vulksversammlungen,  welche  er  leitete  und  für  welche  er  die 
rnterstützong  der  Wohlhabenden  in  Anspruch  nehmen  konnte, 
<lie  Ungehorsamen  zu  zügeln:  es  entstand  dennoch  oft  ein  län- 
zrrer  Verzug,  der  die  Ausführung  beschlossener  Massregeln  hin- 
d»^rte  und  die  Regierung  lähmte.  Dies  war  der  hauptsächlichste 
Gmnd,  der  im  Jahre  501  v.  Chr.  die  Einsetzung  der  Dictatur 
T^ranlasste :  von  ihr  gab  es  keine  Provocation  und  die  Zwangs- 
j^ewalt  wurde  von  ihr,  wie  ehedem  von  der  königlichen  Macht, 
wieder  nrit  der  eine^  obersten  Richters  vereinigt.  *) 

So  war  die  Ansicht  des  regierenden  Standes,  der  Patricier, 
die  der  Regierten  war  entgegengesetzt.  Jene  suchten  durch 
häufige  Anwendung  der  Dictatur  das '  alte,  ungeschmälerte  tm- 
pmum  in  der  Stadt  wieder  herzustellen,  diesen  erschien  die 
sreschindlerte  Macht  des  Consulates  noch  zu  drückend.  Es  ent- 
stand im  Jahre  493  v.  Chr.  da«  Volkstribunat  und  zur  Unter- 
?tütziiiig  desselben  die  Aedilitftt  des  Volkes,  welche  letztere  nach 
eingetiolter  Bewilligung  der  Patricier  sogleich  nach  der  Wahl  der 
ersten  Tribunen  geschaffen  wurde.**)  Die  Veranlassung,  welche 
dif  Plebs  zunächst  zur  Einsetzung  des  Tribunates  bewog,  lag  in 
df^n  druckenden  Schuldverhältnissen;  die  Folgen  aber  waren  für 


a)  Liv.  II,  29  Id  adeo  malam  ex  provocatione  natum.    Quippe  minas 
f^se  eonsulum,  non  imperium,  ubi  ad  eos,  qui  una  peceaverint,  provocare 


b)  Dionys.  VI,  90. 
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die  ganze  Staatsverfassung  und  auch  für  das  Criminalrecht  sehr 
bedeutend.  Indem  ich  mich  anschicke,  über  diese  Bedeutung 
eine  Untersuchung  anzustellen,  bin  ich  mir  bewusst,  einen  der 
schwierigsten  Punkte  der  Römischen  Alterthumskunde  zu  berüh- 
ren, der  nicht  nur  wegen  mangelhafter  Ueberlieferung  dunkel 
ist,  sondern  auch  bei  den  Römern  selbst  vielfach  bestritten  war. 
Er  hat,  wie  natürlich,  in  hohem  Grade  auch  die  Aufmerksamkeit 
der  neuem  Gelehrten  erregt  und  es  ist  eine  grosse  Aufgabe,  die 
verschiedenen  Meinungen  nur  zusammenzustellen.  Die  Einwir- 
kung der  Volkstribunen  auf  das  Recht  ist  seltener  ins  Auge  ge- 
fasst  worden:  sie  wird  uns  hier  vorzugsweise  beschäftigen,  wo- 
bei es  aber  nöthig  sein  wird,  auch  auf  die  allgemeine  Stellung 
der  Tribunen  im  Staate  Rücksicht  zu  nehmen. 

Die  Tribunen  erhielten  nach  übereinstimmender  Nachricht 
bei  ihrer  Einsetzung  das  ius  auxüii^)^  d.  h.  das  Recht,  den 
von  dem  Imperium  der  Consuln  Betroffenen  Hülfe  zu  bringen. 
Um  sie  wirksam  leisten  zu  können,  wurden  sie  während  ihrer 
Amtszeit  von  dem  Imperium  ausgenommen^,  waren  also  damit 
für  die  Consuln  und  die  Patricier  unerreichbar,  wurden  femer 
ihren  eigenen  Standesgenossen  gegenüber,  den  Plebejern,  far 
unverletzlich  erklärt.  So  übten  sie,  während  sie  selbst  sowohl 
während  ihres  Amtes  unantastbar  waren  als  auch  nach  demsel- 
ben nicht  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  konnten*),  den 
grössten  Einfluss  auf  die  Wirksamkeit  der  übrigen  Beamten  ans. 
Die  Tribunen  waren  eingesetzt  zur  Beschränkung  des  Imperium, 
eonsulare.  Das  sagt  am  bestimmtesten  Cicero*);  aber  auch  alle 
übrigen  Schriftsteller  geben,  wo  sie  von  der  Gründung  ihrer  Ge- 
walt sprechen,  dasselbe  an.  Somit  ersclüen  trotz  des  Provoca- 
tionsrechtes  den  Plebejern  die  Ma<5ht  der  Consuln  zu  gross ,  ihr 
eigener  Schutz  gegen  Willkür  zu  gering.  Es  kam  dies  nicht  nur 
daher,  dass  die  Consuln  als  Leiter  der  Volksversammlungen  die 
Möglichkeit  hatten,  in  den  meisten  Fällen  ihren  Willen  durch- 
zusetzen, sondern  aus  der  Form  der  Provocation  selbst,  die,  wie 
wir  gesehen,*»)  auf  einer  selbstthätigen  und  fest  gewaltsamen 

a)  Cic.  de  rep.  II,  93,  58  contra  coDSulare  imperium  tribuni  plebis  — 
coDstituti. 

b)  S.  oben  S.  186. 
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iMitwirknng  des  Volkes  beruhte.  Wie  oft  mochte  das  Volk  nicht 
in  genügender  Anzahl  yersammelt  sein  oder  sein  Mitgef&hl  nicht 
laut  genug  bezeugen,  um  denConsul  zum  Nachgeben,  zum  Auf- 
M'bab  der  Bestrafung,  zum  Berufen  der  Volksversammlung  zu 
bewegen!  Darin  lag  das  Fehlerhafte  der  ganzen  Einrichtung, 
die  in  einem  kleinen  Kreise  und  bei  Erregung  der  Leidenschaf- 
ten Schutz  gewähren  mochte,  aber  in  dem  gewöhnlichen  Laufe 
des  Staatswesens  unwirksam  war.  Man  muss  denmach  in  der 
Einsetzung  des  Volkstribunates  das  Geständniss  finden,  dass  die 
ProTocation  zur  Sicherung  der  Regierten  nicht  ausreichte:  es 
mußsten  andere  Vorkehrungen  getroffen  werden,  um  sie,  wenn 
sie  nöthig  war,  ohne  Erregung  der  Leidenschaften  zu  erzwingen, 
wo  sie  onnöthig  war  und  zur  nutzlosen  Aufregung  oder  Belästi- 
gimg des  Volkes  führte,  die  Möglichkeit  dazu  aufeuheben.  Die 
Einsetzung  der  Tribunen  ist  der  erste  Schritt,  den  man  that. 
Hin  den  Schwerpunkt  der  Provocation  in  die  vom  Volke  gewähl- 
ten Beamten  zu  legen«  Denn  die  genaue  Verbindung,  welche 
zwischen  der  Provocation  und  der  Hülfeleistung  der  Volkstribu- 
oen  bestand,  ergiebt  sich  leicht  und  wird  durch  die  überliefer- 
ten Fälle,  in  denen  Beides  regelmässig  zusammen  auftritt,  be- 
stätigt 

Das  consularische  imperium  warde  durch  Einsetzung  der 
tribnnicischen  Gewalt  beschränkt,  mit  Ausnahme  des  militäri- 
schen, das  auch  der  Provocation  nicht  unterworfen  war.  Denn 
der  Tribunen  Gewalt  reichte  nicht  über  die  Bannmeile  Roms 
hinaus.*)  Aber  das  städtische  imperium  der  Consuln  wurde 
ToUständig  und  in  seinem  ganzen  Umfange  von  der  tnbunici- 
^en  Gewalt  getroffen.  Dies  wurde  beim  Entstehen  des  Tribu- 
nates  dargestellt  durch  die  beiden  jährlich  aus  den  Patriciem 
erwählten  Consuln ,  verzweigte  sich  aber  durch  die  beiden  jähr- 
liehen Qoästoren  und  durch  die  von  den  Consuln  oder  dem  Se- 
nate oder  auch  dem  Volke  mit  einzelnen  Verrichtungen  beauf- 
tragten Patiicier.  Später  wurde  das  consularische  imperium 
weiter  getheilt:  es  entstanden  Prätoren,  Censoren,  Aedilen: 
alle  diese  Beamten  wurden  auf  gleiche  Weise  durch  die  Hülfe- 


a)  Liv.  m,  20;  IHonys.  VIII,  87.    Vergl.  oben  S.  189. 
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ieistuDg  der  Tribanen  beschränkt  und  es  ist  wahrscheinlich,  dass 
die  Ausdrücke  der  lex  sacrata,  welche  das  Tribonat  schuf,  der- 
artig waren,   dass  bei  dem  Entstehen  der  spätem  Aemter  da^ 
selbe  ohne  Weiteres  seine  Hülfe  aach  gegen  sie  leisten  konnte. 
Wir  hören  wenigstens  nichts  von  einer  durch  besonderes  Gesetz 
verfügten  Ausdehnung  der  tribunicischen  Gewalt  auch  auf  sie. 
Ursprünglich  erstreckte  sich   die  Hülfe,  welche  die  Tribur 
nen  brachten,  nur  auf  die  Plebejer:  um  sie,  die  Regierten,  zu 
schützen  war  das  Amt  geschaffen.    Indessen  war  dies  eine  that- 
sächliche,   in   der  Natur   der  damaligen  Verhältnisse  liegende 
Beschränkung.    Die  Patricier  bedurften  der  Hülfe  nicht :  sie  hat- 
ten gleiche  Standesinteressen  mit  den  Regierenden  und  fugten 
sich  im  üebrigen  den  Anordnungen,    welche  aus  ihrer  eigenen 
Mitte  hervorgingen,   konnten  auch  etwaige  Beschwerden  im  Se- 
nate geltend  machen,  der  zwar  nicht  das  unmittelbare,    gesetz- 
liche Recht   der  Abhülfe,    aber  das  nöthige,    stets  wachsende. 
Ansehen  dazu  hatte.    Die  Worte  in  dem  Vertrag  der  Stände, 
welcher  die  Gewalt  der  Volkstribunen    gründete,    berechtigten, 
wie   es  scheint,   jeden  Römischen  Bürger,   bei  ihnen  Hülfe  zu 
suchen:  wir  hören  nichts  von  Ausdehnung  eines  Anfangs  nur 
den  Plebf'jem  zustehenden  Rechtes  auf  die  Patricier.    Es  mag 
indessen  lange  gedauert  haben,  ehe  sich  die  Patricier  entschlos- 
sen,   was  ihnen  gesetzlich  frei  stand,  auch  wirklich  zu  benu- 
tzen.  Die  erste  geschichtliche  Erwähnung  finde  ich  325  v.  Chr., 
wo  M.  Fabius  gegen   das  imperium  des  Dictators  den  Schatz 
eines  Tribunen  anrief  oder  anrufen  wollte.*)     Davon  war  es 
freilich  verschieden,    wenn  die  Patricier  sich  durch  die  Hülfe 
des  einen  Tribunen  gegen  die  Angriffe  des  andern  zu  schützen 
suchten:  dies  geschah  frühzeitig  und  musste  sogleich  eintreten, 
als  die  Tribunen  das  Recht  Patricier  vor  Gericht  zu  ziehen^  er- 
langten.   Schon  im  Jahre  471  v.  Chr.,  heisst  es,  versuchte  ein 
Tribun  seine  Amtsgewalt  an  Patriciem.^)    Damals  lesen  wir 
noch  nicht  von  einer  Berufung  an  die  andern  Tribunen;  aber 
beim  Processe  von  K.  Quinctius^)  schützen  die  andern  Tribunen 

a)  Liv.  Vm,  33. 

b)  Liv.  n,  56. 

c)  Liv.  m,  13. 
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^egen  die  Gewaltthat  des  einen,  Verginins,  der  den  Angeklag- 
ten ins  Gel&ngniss  werfen  will ,  und  Appins  Claudios ,  der  ab- 
gesetzte Deeemvir,  ruft  gegen  seinen  Ankläger,  den  Tribunen 
Vergmias,  die  Hälfe  der  übrigen  Tribunen  vergeblich  an.^) 

Ebenso  allmälig  und  ohne  besonderes  Gesetz  vollzog  sich 
eine  andere  Erweiterung  der  tribunicischen  Macht.  An&ngs  war 
die  Form  ihrer  Hülfeleistung  die,  dass  sie  persönlich  Beistand 
gewährten:  dadurch  dass  sie  den  Bedrohten  in  ihren  unmittel- 
baren Schutz  nahmen,  ihn  anfassten,  wurde  dieser  der  Unver- 
letziichkeit,  w^elche  sie  selbst  dem  imperium  gegenüber  hatten, 
theilhaftig.  So  sagt  es  ausdrücklich  Gellius.*")  Deshalb  wurde 
iiineo  verboten,  mit  Ausnalune  des  Latinerfestes ,  einen  ganzen 
Tag  lang  ausserhalb  der  Stadt  zu  sein,  deshalb  standen  die 
Thören  ihrer  Häuser  Tag  und  Nacht  oifen,  damit  jeder  Hülfe- 
!^Behende  sie  für  sich  und  die  Seinen  in  Anspruch  nehmen 
körnte.  Noch  im  Jahre  455  v.  Chr.  machen  die  Patricier  in 
einer  plebejischen  Volksversammlung  die  tribunicische  Hülfe  un- 
wirksam, indem  sie  zwar  den  Tribunen  selbst  ausweichen  und 
aoeb  diejenigen,  welche  von  ihnen  angefasst  waren,  nicht  be- 
lästigten, aber  das  ihnen  nachfolgende  Volk  zurückstiessen  und 
sich  so  an  verschiedenen  Stellen  eindrängten,  dass  die  Tribu- 
nea  mdit  überall  erscheinen  konnten. '')  Allmälig  indessen ,  als 
die  Tribunen  an  den  Senatssitzungen  Theil  nahmen  und  Viel- 
ehe Geschäfte  bekamen,  überdem  ihr  Einfluss  so  gewachsen 
war,  dass  aus  dem  Rechte  der  Hülfeleistung  ein  allgemeines, 
politisches  Recht  des  Einschreitens,  der  bitercession ,  geworden 
war,  g^iügte  es  sie,  auch  wenn  sie  abwesend  waren,  um  Hülfe 
anzugehen,  um  dadurch  Sicherheit  der  Person  und  des  Eigen- 
thmns  zu  erlangen.  Dies  bezeugt  in  bestimmten  Worten  Zona- 
/as.')    Dennoch  scheint  dies  nur  in  Bezug  auf  das  imperium 


a)  Liv.  III,  56. 

b)  GelL  Xin,  12,  9  Triboni  plebis  antiquitas  creati  videntur  Don  imi 
dkwaäa  nee  causis  qaerelisque  de  absentibos  noscendis,  sed  intercessioni- 
bos  fEunendlB,   quibos  praesentes  faissent,  ut  iniuria,    quae  coram  fieret, 


c)  Dionys.  X,  41  &9t  dvio^tX^c  9jv  Tip  ^(&<p  ii  tuv  dp^dvTcov  ßoVJ^tia. 

d)  Zon.  Vn,  15  ei  hi  ti«  xal  ditövxac  «utou«  iictxoXiffoto. 
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der  curulischcD  Beamten  Geltang  gehabt  zu  haben.     Denn  sie 
konnten  nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  wegen  Missachtung  der  In- 
tercession  und  Provocation  angeklagt  werden.    Dagegen  andern 
Tribunen  gegenüber,    die  unverantwortlich  waren,  galt  immer 
nur  das  persönliche  Dazwischentreten  eines  Tribunen.     Dies  er- 
kennt  man   aus   der  Erzählung  vom  Volkstribunen  C.  Atinius 
Labeo  im  Jahre  130  v.  Chr.,  der  den  Censor  Q.  Metellus  Mace- 
donicus,  weil  er  von  demselben  nicht  in  den  Senat  aufgenom- 
men  worden    war,  beinahe   vom   Tarpejischen  Felsen  gestürzt 
hätte.    Er  traf  ihn  um  die  Mittagszeit,    als  alle  Beamten   sich 
schon  entfernt  hatten,   auf  dem  Markte  und  schleppte  ihn  nach 
dem  Capitol,    um  ilm  hinabzustürzen:  es  sammelte  sich  rwar 
eine  Menge  Menschen,    aber  Niemand  wagte,    an  die  geheiligte 
Person  des  Tribunen  Hand  ^  legen  und  auch  ein  Hülferof  an 
die  abwesenden  Tribunen  mnss  dem  in  Todesgefahr  Schweben- 
den nichts  geholfen  haben.    Es  musste  Jemand  aus  der  Menge 
zu  einem  Volkstribunen  eilen  und  dieser  persönlich  herbeikom- 
men, um  dem  unsinnigen  Beginnen  seines  Collegen  Einhalt  zu 
thun.*)    Indessen  dies  war  eine  seltene  Ausnahme,  die  Miss- 
bUligung  fand:  es  mag  auch  hier  der  Brauch  gewesen  sein,  dass 
eine  Provocation  an  die  Collegen  dem  Verfahren  eines  Tribunen 
Einhalt  that 

Der  Volkstribunen  gab  es  von  ihrer  Einsetzung  an  mehrere, 
seit  457  v.  Chr.  regelmässig  zehn.^)  Indessen  hatte  man  sie  aus 
einem  andern  Grunde  in  der  Mehrzahl  geschaffen  als  die  andern 
Beamten.  Zu  Consuln  erwählte  man  zwei,  um  die  Macht  des 
einen  durch  den  andern  zu  beschränken  und  dadurch  die  Einzel- 
herrschaft  zu  verhüten:  dagegen  Tribunen  setzte  man  mehrere 
ein,  damit  die  Menge  der  Plebejer  desto  leichter  durch  das  per- 
sönliche Dazwischentreten  derselben,  dessen  es  anüänglich  be- 
durfte*'), vor  den  Unbilden  der  Patricier  geschützt  werden 
könnte.  Jedoch  der  Erfolg  war  derselbe.  Wie  jeder  der  beiden 
Consuln  die   volle  consularische  Macht  besass,  so  hatte  jeder 


a)  Ansfohrlich  erzählt  von  Plin.  nat  bist.  YIl,  143.    Vergl.  Liv.  ep.  59. 

b)  Liv.  m,  30;  Dionys.  X,  25. 


c)  S.  oben  S.  201. 
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einzelne  der  fünf  oder  später  der  zehn  Tribunen  die  ganze  tri- 
banieisfhe  Macht  Von  Mehrheit  kann  also  bei  dem  CoUegium 
der  Volkstribunen  eben  so  wenig,  wie  bei  den  übrigen  CoUegien 
der  curulischen  Beamten  die  Rede  sein:  sie  kann  nur  bei  be- 
rathenden  Versammlungen  gelten,  dem  Senate,  dem  Volke,  den 
RichtercoUegien,  bei  denen  die  Gesammtheit,  nicht  der  Einzelne 
eine  bestimmte  Macht  hat.  Man  hat  allerdings  früher  angenom- 
men, in  der  ersten  Zeit  des  Tribunates  habe  nur  die  Meinung 
der  Mehrheit  gegolten  und  bei  Intercessionen,  sowie  Beschlüssen, 
die  Minderheit  sich  fügen  müssen ;  indessen  diese  Ansicht  wider- 
spridit  dem  Wesen  der  Römischen  Beamten  überhaupt  und  dem 
Zwecke  des  Tribunates  insbesondere,  wird  durch  Beispiele  wi- 
deriegt,  durch  ausdrückliche  Zeugnisse  verworfen*)  und  wird 
jetzt  auch  unter  den  Gelehrten  wohl  kaum  mehr  Vertheidiger 
finden.*')  Jeder  einzelne  von  den  Tribunen  kann,  auch  wenn 
er  allein  steht,  die  volle  Macht  des  Tribunates  geltend  machen 
and  besteht  er  auf  seiner  Meinung,  ebenso  wie  seine  etwaigen 
Gegner  unter  den  Tribunen,  so  entsteht  ein  Verfassungsstreit, 
der  die  ganze  Staatsmaschine  zum  Stehen  bringen  kann..  Z.  B. 
im  Jahre  410  v.  Chr.  will  der  Consul  eine  Aushebung  halten^), 
wird  aber  daran  von  dem  Volkstribunen  M.  Maenius  gehindert. 
Da  kommt  die  Nachricht  von  dem  Anrücken  der  Feinde  und 
neun  Tribunen  fassen  den  Beschluss,  sie  wollten  den  Consul 
C.  Valerius  bei  dem  Bestrafen  der  den  Kriegsdienst  Verweigern- 
den schützen.  Auf  diesen  Beschluss  gestützt,  straft  der  Consul 
diejenigen,  welche  sich  weigern  in  das  Heer  zu  treten,  und 
bringt  dadurch  die  Aushebung  zu  Stande.  So  lautet  die  Erzäh- 
lung; aber  es  ist  ersichtlich,  dass  jener  eine  Tribun,  der  zuerst 
die  Aushebung  gehindert  hatte,  durch  freiwilliges  Nachgeben  die 


a)  Die  beiden  hauptsächlichen  sind  bei  Liv.  II,  44,  wo  Appins  Glau- 
äius  spricht:  Neqae  enim  nnquam  defiiturum,  qui  et  ex  collega  victoriam 
sibi  et  gratiam  melioris  partis  bono  publico  velit  quaesitam.  Et  plures,  si 
pioribas  opus  sit,  tribunos  ad  auxilium  coDsalum  paratos  fore  et  unuin  vel 
adversus  onmes  satis  esse ;  id.  II,  56  Haie  actioni  (dem  Gesetzesvorschlag 
des  Pablilias  Yolero)  gratissimae  plebi  com  summa  vi  resisterent  patres, 
aec  qoae  mia  ria  ad  resistendum  erat,  ut  intercederet  aiiquis  ex  coUegio 
aoctoritate  aat  consolmn  aut  principum  addaci  posset 

b)  Siehe  Liv.  IV,  53. 
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verfassungsmässige  Regierung  ermöglichte.  Hätte  er  nicht  nach- 
gegeben und  die  Widerspenstigen  in  seinen  Schutz  genommen, 
so  musst«  entweder  die  Aushebung  unterbleiben  oder  der  Con- 
sul  sich  an  dem  Tribunen  vergreifen  und  darin  hätte  eine  Ver- 
letzung des  „geheiligten  Gesetzes'  gelegen,  die,  selbst  wenn  sie 
an  dem   Urheber  nicht  geahndet  wurde,  einer  Aufhebung  des 
staatlichen  Rechtslebens  gleichkam.    Ein  Nachgeben  mass  von 
einer  Seite  stattfinden  und  dieses  wird  veranlasst  durch  die  öf- 
fentliche Meinung,  durch  die  zu  Tage  tretende  Stimme  des  Vol- 
kes.   Dieses  hört,  da  alle  Verhandlungen  auf  dem  Markte  ge- 
schehen, zu  und  wohin  sich  seine  Meinung  neigt,  das  müssen 
auch  seine  Vertreter,    die  Volkstribunen,   entweder  thun  oder 
geschahen  lassen.    Es  kommt  auch  hier,  wie  bei  der  Provocation, 
auf  ein  thätiges  Eingreifen  des  Volkes  selbst  an :  es  muss  deut- 
lich und  vernehmbar  seinen  Willen  äussern,   dadurch  bestimmt 
es  die  eine  oder  die  andere  Partei  zum  Nachgeben.    Es  ist  er- 
sichtlich, dass  auch  die  Einrichtung  des  Tribunates,  wie  die  der 
Provocation,   ursprünglich  für  eine  kleine  Gemeinde  berechnet 
war,  in  der  die  Einzelnen  fortwährend  den  lebhaftesten  Antheil 
an  den  öiFentlichen  Angelegenheiten  nahmen.    Als  der  Staat  ge- 
wachsen war,   bedurfte  es  grosser  Klugheit  der  Leiter  und  pa- 
triotischer Hingebung,  um  Zwietracht  und  Aufruhr  zu  vermeiden 
und  diese  brachen  nngescheut  hervor,  als  bei  den  Staatsmännern 
Leidenschaft,  bei  dem  Volke  Mangel  an  Vaterlandsliebe  überwog. 
Aehnliche  Fälle  von  offen  einander  gegenüber  tretendem  Wi- 
derstreit der  Volkstribunen  ereigneten  sich  bei  der  Truppenaus- 
hebung des  Jahres  481  v.  Chr.  und  des  folgenden.  *)    Es  setzte 
hier  die  Mehrheit  ihren  Willen  durch,  nicht  weil  sie  die  Mehrheit 
war,  sondern  weil  die  Minderheit,  durch  den  Umschwung  der  öf- 
fentlichen Meinung  bewogen,   am  Ende  nachgab.     Dagegen  im 
Jahre  294  v.  Chr.  siegte  die  Minderheit.**)  Der  Consul  L.  Postu- 
mius  konnte  vom  Senate  nicht  die  Erlaubniss  zum  Triumphe 
erhalten  und  wollte  ihn  ohne  dieselbe  feiern.  Die  Volkstribnnen 
theilten  sich:  die  übrigen  stimmten  dem  Senate  bei,  wollten  also 


a)  Liv.  n,  43  und  44;  Dionys.  IX,  2. 

b)  Liv.  X,  37. 
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die  Feier  stören ;  drei  aber  sagten  dem  Consul  ihre  Hülfe  zu  nnd 
dieser  trinmphirte.    Auch  hier  wäre  ein  unlösbarer  Widerstreit 
entätandeo,  wenn  jene  sieben,  Einspruch  thuenden  Tribunen  bei 
ihrem  Vorsatz  verharrt  wären,  weim  sie  ihre  Erklärung,  den 
Triomph  hindern  zu  wollen,  wahr  gemacht  hätten:  es  wäre  eine 
geheiligte  Macht  auf  die  andere  geheiligt«  Macht  gestossen  und 
Gewaltthat  oder  StiUstand  des  Staates  die  Folge  gewesen.  Aber 
die  Mehrtieit  gab  nach,  als  ihre  Absicht,  die  Gegner  zu  schrecken, 
misslangen  war,  ohne  Zweifel,  weil  sie  erkannte,  dass  das  Volk 
Dicht  auf  ihrer  Seite  war.    Leichter  gestaltete  sich  die  Ausglei- 
chung im  Jahre  310  v.  Chr.,  als  sechs  Tribunen  den  Gensor 
Ap.  Claudius  hindern  wollten ,  sein  Amt  nach  achtzehn  Monaten 
weiterzufoliren.    Unmittelbar  konnten  sie  ihn  nicht  zur  Nieder- 
l^img  desselben  zwingen;  mittelbar  versuchten  sie  es  dadurch, 
dass  sie  ilm  ins  Gefängniss  zu  führen  befahlen.    Indessen,  wäh- 
rend ein  Tribun  unentschieden  blieb,   leisteten  drei  dem  Gensor 
Hülfe  und  die  Gefängnissstrafe  konnte  nicht  vollzogen  werden. 
Aber  man  erneuerte  auch  nicht  die  Versuche,  den  Gensor  zur 
Abdankung  zu  bringen,  ohne  Zweifel,  weil  das  Volk  für  ihn 
war:  dies  deutet  yvius  selbst  an.*)    Ich  führe  noch  einen  Fall 
Tom  Jahre  169  v.  Ghr.  an^*)f  weil  derselbe  Bedenken  erregt  hat 
Die  Gensoren  hatten  dem  Freigelassenen  eines  Volkstribunen, 
P.  Rutilios,  befohlen,  eine  Mauer  niederzureissen ,  weil  sie  auf 
öffentlichem  Grund  und  Boden  erbaut  sei.     Der  Freigelassene 
rief  P.  Rutilius  um  Hülfe  an;   da  aber  nur  jener  eine  Tribun 
widersprach,  die  übrigen  wahrscheinlich  den  Gensoren  beistimm- 
t<;D,  kehrten  sich  diese  nicht  an  den  Einspruch,  sondern  erzwan- 
gen durch  Geldstrafen  die  Ausf&hrung  ihres  Befehls.    So  erzählt 
che  Ueberlieferung,  auf  die  Einzelheiten  nicht  eingehend.    Ohne 
Zweifel   beruhigte  sich  der  Tribun,   als  er  vergeblich  versucht 
hatte,    die  Gensoren  durch  seinen  Widerspruch  zu  schrecken. 
Halte  er  seinem  Freigelassenen  wirklich  Hülfe  gebracht,  so  hät- 
ten die  Gensoren  vor  der  Hand   zurückweichen  müssen.    Denn 
auch  einen  leisen  Widerstand  gegen  seine   tribunicische  Hoheit 


a)  Liv.  IX,  33  flgd. 

b)  Liv.  XLUI,  16. 
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rächt  eben  derselbe  Tribun  später  auf  das  Stärkste:  in  diesem 
Falle  gab  er,  der  öffentlichen  Stimme,  nicht  der  Mehrheit  seinet 
CoUegen  weichend,  nach. 

Wir  haben  bisher  Beispiele  angeführt,  wo  die  tribmiicische 
Macht  sich  gegen  curulische  Beamten  wendete  und  in  sich  ge- 
theilt  war.    Bald  siegt  die  Mehrheit,  bald  die  Minderheit.   Giebt 
keine  von  beiden  nach,    so  entsteht  ein  unlösbarer  Widerstreit, 
an   dem  die  öffentliche  Stimme,  das  Volk,  Antheil  nimmt  und 
der  demgemäss   selbst  zu  Gewaltthätigkeiten  fuhren  kann.    In 
der  Regel  jedoch  behielt  die  Aeusserung  des  Volkswillens  die 
Oberhand  und  brachte  den  einen  Theil  zum  Nachgeben.     Ganz 
ähnlich  ist  das  Verhältniss,  wenn  die  Volkstribunen  bei  Mass- 
regeln, welche  sie  nicht  zum  Hindern  anderer  Beamten,  sondern 
selbständig  zum  Durchfuhren  von  Anklagen,  Gesetzen  oder  zu 
andern  politischen  Zwecken  unternehmen,  getheilter  Ansicht  sind. 
Wie  ein  Consul  nichts  durchsetzen  kann,   wenn    sein    College 
ihm  entgegen  steht,  eben  so  ist  es  bei  den  Volkstribunen:   nur 
ist  es  bei  ihrer  grossen  Anzahl   schwieriger,  Uebereinstimmung 
Aller  hervorzubringen,  ein  Umstand,  in  dem  die  hauptsächlichste 
Gewähr  gegen  Ueberstürzung  und  Umwälzuni"  lag.    Deshalb  be- 
stand die  Kunst  der  Patricier  und  »später  der  Optimaten   darin, 
stets  einen  oder  mehrere  aus  dem  Collegium  der  Volkstribuhen 
zu  gewinnen :  gelang  es  auch  nur  mit  einem ,   der  entschlossen 
auf  ihrer  Seite  stand,  so  waren,  wenn  die  Gegner  auch  einstim- 
mig handelten,  alle  Neuerungsversuche  vergeblich.  Diesen  Grand- 
satz lässt  Livius  *)  den  Vertreter  der  Patricier,  Appius  Claudias, 
schon  frühzeitig  aussprechen  und  äe  Richtigkeit  desselben  wird 
durch  die  Geschichte  aller  Streitigkeiten  zwischen  Patriciem  und 
Plebejern  bestätigt.     Dabei  lässt  sich  die  moralische  Wirkung, 
welche  die  Mehrheit  ausübte,  nicht  läugnen ;  aber  gesetzlich  hatte 
sie  nicht  mehr  Macht  als  ein  einziger.    Als  Publilius  Volero  bei 
dem  ersten  Einbringen  seines  Gesetzes  über  die  Wahl  der  Tri- 
bunen in  Tributcomitien  die  Mehrheit  seiner  CoUegen  auf  seine 
Seite  gebracht  hatte  ^),  gelang  es  ihm  dennoch  nicht,  den  Wider- 


a)  Liv.  II,  44  an  der  oben  S.  203  angefahrten  Stelle. 

b)  Dionys.  IX,  41. 
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stand  der  Patrider  za  brechen:  das  ganze  Collegium  musste 
einstinunig  sein.  Fortgesetzte  Einstinunigkeit^der  Tribunen  er- 
zwang Alles,  aber  hartnäi^kiger  Widerstand  auch  nur  eines  ein- 
zigeu  anter  ihnen  hinderte  alle  Massregeln  der  Uebrigen.  So 
war  68  oaeh  dem  Stui'ze  der  Zehnmänner:  die  übrigen  Tribunen 
wöüten,  nachdem  zwei  der  abgesetzten  Gewalthaber  bestraft  wa- 
ren, in  ihrer  Rache  weiter  gehen:  M.  Duilius  allein  erklärte:  „ich 
werde  nicht  leiden,  dass  in  diesem  Jahre  irgend  ein  Anderer 
äDs^eklagt  oder  ins  GefSngniss  geführt  werde  ^\  ')  und  damit 
war  die  Bestrafimg  der  übrigen  gestürzten  Zelmmänner  nn- 
mogiicL 

Freilich  gab  es  ein  Mittel,  um  den  Widerstand  eines  Volks- 
tribiinen  zu  brechen,  den  Volkswillen.  Wir  haben  schon  er- 
wilmt,^)  dass  die  lebhafte  Aeusserung  desselben  in  der  Regel 
durch  die  Nachgiebigkeit  der^ Widersprechenden  die  Entscheidung 
iierbeifubrte :  das  war  nicht  etwas  Ungesetzliches,  nicht  Aus- 
nahme, sondern  der  in  der  ganzen  Einrichtung  liegende  Zweck. 
Das  Volk  hatte  die  Tribunen  nicht  zu  Veilretern  gewählt,  die 
dann  nach  ihrer  eigenen  Ansicht  handeln  sollten,  sondern  nur, 
um  in  ihren  Personen  .äusserlich  die  Gesammtheit  der  Plebs 
ilargesteUt  zu  haben  und  jeden  Augenblick  benutzen  zu  können: 
t^  hatte  sich  seines  eigenen  Rechtes,  Massregeln  zu  seinem 
^'botze  za  treffen  und  jeden  andern  beliebigen  Beschluss  zu 
iis^jL,  nicht  begeben.  Insofern  standen  die  Volkstribunen  anders 
als  die  curnlischen  Beamten,  die  Erben  der  königlichen,  dem 
Volke  gleich  berechtigten  und  von  ihm  unabhängigen  Macht  So 
Eiulen  wir  bei  den  Tribunen  als  eigenthümliches  Merkmal  ein 
wunderbares  Nachgeben  gegen  die  öffentliche  Meinung:  sie  stell- 
ten dieselbe  in  aUen  ihren  Schwankungen  dar.  Dadurch  war 
{rote  der  Gleichberechtigung  der  Einzelnen  aus  dem  vielköpfigen 
C<jUegnim  doch  eine  gewisse  Eimnüthigkeit  in  demselben ;  da- 
darch  geschah  es  aber  auch,  dass  einzelne  charactervoUe  Tribu- 
ten, weMe  die  Kunst  besassen,  die  Menge  zu  fesseln  und  mit 


a)  LiT.  in,  59  hoc  anno  nee  diem  dici  cuiquam  nee  in  vincala  duci 
qoernqnam  som  paBSuras. 

b)  Siehe  S.  201 
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sich  fortzureissen,  eine  fast  tyrannische  Macht  erlangten.    Wenn 
aber   ein  Tribun    sich   offenbar    dem   deutlich    hervorti'etenden 
Volkswillen  entgegenstellte,  so  hatte  das  Volk  das  Recht,  den- 
selben abzusetzen,   und  dies  Recht  war  nicht  ein  Missbraach, 
sondern  eine  Nothwendigheit,  da  die  Tribunen  nicht  verantwort- 
lich waren.")    Durch  diese  Betrachtungen  werden  manche  Vor- 
gänge der  Römischen  Geschichte,   welche  noch  nicht  genügend 
aufgeklärt  sind ,  verständlich :  am  berühmtesten  ist  das  Beispiel 
von  Ti.  Gracchus,   dem   bei  seinem  Ackergesetze  einer  seiner 
GoUegen  M.  Octavius  hartnäckigen  Widerstand  entgegen  stellte. 
Weder  Bitten  noch  der  oflen  zu  Tage  tretende  Wille  des  Volkes 
konnten  ihn  besiegen:    da  wählte  Gracchus  das  ihm  gesetzlich 
zustehende  Mittel,    dem  keiner  seiner  CoUegen  oder  der  andern 
Beamten  widersprechen  konnte,  und  trug  beim  Volke  auf  Ab- 
setzung von  Octavius  an.    Die  Schriftsteller  sagen  nicht,   dies 
wäre  ungesetzlich  gewesen;  aber  freilich  war  es  gegen  die  Sitte, 
gegen  die  Religion  und  brachte  dem,    der  es  wagte,    Unglück. 
Gesetzlich  stand  auch  kein  Hinderniss  im  Wege,   dass  ein  Tri- 
bun auf  die  Absetzung  mehrerer  seiner  Gollegen,  nOthigen  Falls 
der  Mehrzahl,   antrug;   naturlich  aber  wäre  bei  dem  Nachgeben 
gegen  die  öffentliche  Meinung,  das  den  Character  der  tribunici- 
schen  Gewalt  bildet,    ein  solcher  Antrag  ohne  Erfolg  geblieben. 
Wo  möglich ,  beseitigte  man  den  Widerspruch  im  CoUegium  durch 
Unterhandlungen,  sonst  hinderte  er,  mochte  er  von  Vielen  oder 
von  Wenigen  ausgeben,  die  beantragten  Massregeln. 

Die  Volkstribunen  selbst  hatten,  wie  man  erkennt,  ein  In- 
teresse daran,  Uebereinstimmung  in  ihrem  Auftreten  herbeizu- 
fuhren :  sie  mussten  in  Berathung  mit  einander  treten  und  durch 
gegenseitiges  Nachgeben  ihren  Entschlüssen  diejenige  Einstim- 
migkeit zu  geben  suchen,  welche  allein  ihnen  Wirkung  verlieh. 
So  entstand  eine  Art  von  Staatsrath ,  der  im  ganzen  politischen 
Leben  der  Römer  den  bedeutendsten  Einfluss  übte  und  aach  für 
alle  Processe  von  der  höchsten  Wichtigkeit  war.  Denn  es  gab 
keinen  Gegenstand,  auf  den  er  nicht  einwirken  konnte.  Bei 
den  Processen  bildete  er   nicht   eine  neue  Instanz:    er  konnte 


a)  Siehe  oben  S.  198  und  Anm.  98, 
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weder  ein   geffilltes  Urtheil  aufheben,    noch  ein    neues  fällen. 
Aber  er   konnte  überall  der  Ausführung  entgegen  treten  —  so 
lange   er  nämlich  selbst  bestand.    Denn  er  wurde  mit  jedem 
Jahre  gänzlich  erneuert  und  es  war  von  Bedeutung,   dass  der 
Amtsantritt  der  Yolkstribunen   (10.  December)    nicht  mit  dem 
der  andern,  der  cumlischen,  Beamten  zusammenfiel:  es  wurde  die- 
sen dadurch  die  Möglichkeit  gegeben,  wenn  sie  bei  einem  Tri- 
tiimencoUegium  Schwierigkeiten  gefunden  hatten,  es  mit  einem 
andern  zu  versuchen  und  für  Fälle,    in  denen  sieh  persönliche 
Rücksichten  geltend  gemacht  hatten,    lag  in  diesem  Umstände. 
die  beste  Abhälfe.    Fühlte  sieh  ein  Römischer  Bürger  durch  einen 
Beamten  gekränkt ,  so  rief  er  die  Hülfe  der  Tribunen  an ,  trUni^ 
nos  appeUaboL    So  heisst  es  immer  in  der  Mehrheit;   denn  der 
Anrufende  weiss  nicht,   ob  und  wer  von  den  Angerufenen  ihm 
belfen  wird:  er  wendet  sich  also  nicht  an  einen  Einzelnen,  son- 
dern an  Alle.^^    Demgemäss  wird  die  Bitte  um  Hülfe  vor  das 
CoU^um   gebracht,    das    sich  täglich  zu  bestimmten  Stunden 
an  einer  bestimmten  Stelle  des  Marktes  zu  »versammeln  pflegt : 
bei  Platarch*)  wird  die  Porcische  Säulenhalle  als  Versammlungs- 
'Ct  angegeben. ^^)    Dort  wurde  die  Frage,   ob  Hülfe  geleistet, 
«b  die  tribunicische  Macht  in  Bewegung  gesetzt  werden  sollte, 
trbenso  verhandelt,  wie  sonst  eine  Staatssache  oder  wie  ein  Pro^ 
«ess  Tor  einem  Gerichtshöfe.^®)    Es  erschien  der  Hülfesuchende 
and  der  Beamte,  g^en  den  die  Hülfe  nachgesucht  vmrde:  selbst 
«rin  Consnl,  der  eine  Aushebung  veranstalten  wollte,  stellte  sich 
vor  dem  CoUegium  der  Tribunen.^)    Beide  Parteien    konnten 
Beden  halten,  Beweise  vorlegen,  Zeugen  anführen:  selbst  Advo- 
«.'aten  konnten  sie  mitbringen,  wie  denn  Cicero'')  erzählt,  er  habe 
aber  die  Frage,  ob  eine  durch  Verres  geschehene  Verurtheiiung 
Gültigkdt  haben  sollte,  vor  dem  CoUegium   der  Tribunen  ge- 
!«prodien.     Wer  den  Vorsitz  fahrte,   wird   nirgends  berichtet: 
wahrscheinlich    wechselte    er.     Indessen,    abgesehen  von    der 
Nichtgültigkeit  der  Stimmenmehrheit,  war  doch  ein  wesentUcher 


a)  Flut  Gat  min.  5. 

b)  üv.  HJI,  83. 

c)  Ck.  in  Verr.  H,  41. 
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Unterschied  zwischen  dem  Collegiom   der  Tribunen  und  einem 
Richtercollegium.    Dieses   galt  nur  als  consüium  und  der  Vor- 
sitzende, als  wirklicher  Richter,  verkündete  das  Urtheil  in  sei- 
nem  Namen  und  unter  eigner  Verantwortlichkeit,    leitete  auch 
die  Untersuchung   nach  seinem  Ermessen.    Dagegen  im  CoUe- 
gium  der  Tribunen  standen  alle  gleich  und  von  einander  unab- 
hängig.   Herrschte  Einstimmigkeit,   so  wurde  ein  gemeinschaft- 
licher Beschluss  (^d«<jre<uwi^  abgefasst,  den  Alle  unterschrieben*): 
war  Meinungsverschiedenheit,  so  üassten  beide  Theile,  jeder  sei- 
nen besondem  Beschluss  ab^):  wer  nicht  wollte,  entschied  sich 
natürlich  auch  gar  nicht.    Man  bewilligte  die  nachgesuchte  Hülfe 
oder  schlug  sie  ab  oder  knüpfte  sie  an  Bedingungen.    Der  schriftr 
lieh  abgefasste  Beschluss  enthielt  in  der  Einleitung  die  Gründe 
desselben.    Eine  juristische   Streitfrage  war  es,   ob  die  Volks- 
tribunen das  Recht  hätten,   Jemanden  vor  ihr  Gericht  rufen  zu 
lassen,  d.  h.   ob   sie  die  vocatio  hätten.     Antistius  Labeo,  der 
berühmte  Jurist,  läugnete  es,  mehr  in  theoretischer  Conseqnenz 
als  mit  thatsächlicliem  Resultate.'')     Denn  es  hatten   die  Par- 
teien das  eigene  Interesse  zu  erscheinen  und  ihre  Sache  so  gut 
wie  möglich  zu  fahren:  das  Urtheil  wurde  gefällt,  mochten  sie 
zugegen  sein  oder  nicht    Die  Entscheidungen  der  Tribunen,  so- 
wohl einzelner,    als  des  gesummten  CoUegiums,   wurden  nicht 
minder  als  die   Verhandlungen  aller  Beamten  aufbewahrt  und 
waren  wichtige  Urkunden  für  die  Geschichte^    Durch  Vermitte- 
luug  der  Jahrbücher  kannte  noch  Gellius"^)  den  Wortlaut  der 
Entscheidungen,  welche  von  den  Tribunen  im  Processe  der  Sei- 
pioueu  abgefci^sst  worden  waren.  *®) 

Die  von  uns  angegebene  Form  der  Verhandlungen  des  CoUe- 
giums der  Volkstribunen  bildete  sich  in  ihren  Einzelheiten  na-« 
türHch  allmälig  aus,  in  gleidiem  Schritte  wie  die  der  übrigen 
Beamten;  aber  in  ihren  Hanptzügen  gründet  sie  sich  auf  diti 
Natur  des  Amtes  und  musste  von  Anbeginn  an  bestdien.     Lesen 


a)  Ut.  XXXVIII,  52. 

b)  Ur.  XXXVm«  GO. 

c)  Q«1L  XnL  12. 

d)  G«IL  Vn,  19.    Vei|^  Ascon.  p.  47. 
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wir  doch  in  der  Ueberliefenmg*)  schon  des  Jahres  45^  v.  Chr., 
äl^  noch  vor  der  Decemviralgesetzgebung,  die  Tribunen  hätten 
um  nicht  die  Macht  ihres  Amtes  gegenseitig  zu  schwächen ,  die 
Uebereinkunft  getroffen  und  durch  feierlichen  Eid  bekräftigt,  die 
Mehrheit  gelten  zu  lassen ,  so  dass  die  Mii^derheit  sich  freiwillig 
fügte  und  das  CoUegium  nach  Aussen  hin  einmüthig  und  als 
Ganzes  anftrat  Nahm  man  damals  schon  zu  diesem  zwar  wirk- 
samen,  aber  dem  Geiste  der  Verfassung  widerstrebenden 
Xittel  sdne  Zuflucht,  so  wird  man  die  in  der  Verfassung  lie- 
^eoden,  nothwendigen  Formen  sicherlich  gekannt  und  angewen- 
det haben. 

Siebentes  Capitel. 

Di»  Trüilfiradtlei.    UabeidiriBktor  Terk«kr  der  MbiMi  mit  dw 

Tolk0.   fatercesatoiurecht  der  Tribuneii.    Ihr  liafliss  im  Oriminil- 

procMs  «ad  auf  die  Fortbildaiig  des  Crimiaalrechtes.    Ihr 

Terhlltniss  zur  ProTocatioi. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Volkstribunen  yon  ihrer  Ein- 
^tzoRg  an  das  Recht  gehabt  haben,  Versammlungen  der  Plebs, 
deren  Vertreter  sie  waren,  zu  halten  (ju>s  agendi  cum  plebe) 
und  dass  es  also,  seit  es  Volkstribunen  gab,  auch  Tributcomi- 
tien gegeben  hat  Man  ist  sogar  noch  weiter  gegangen  und  hat 
plebejische  Volksyersammlungen  vor  der  Einsetzung  der  Tribu- 
ten angenommen.  Versteht  man  darunter  Versammlungen  ein- 
Z'^Iner  Theile  der  Plebs,  so  mag  man  Recht  haben:  denkt  man 
iber  an  Versammlungen  der  gesammten  Plebs,  so  ist  dies  we- 
der bezeugt  noch  an  sich  wahrscheinlich.^^)  Aber  seit  dem 
Vertrage  der  Stände  auf  dem  heiligen  Berge  gab  es  Tributco- 
mitien.  Nach  Römischen  BegrüFen  lässt  sich  kein  Beamter  den- 
ken, der  sich  nicht  auf  das  Volk  stfitzt,  nicht  nur  in  so  fem  er 
aas  dessen  Wahl  hervorgeht,  sondern  auch  in  so  fem  er  das- 
selbe bei  bestimmten  Sachen  zu  Rathe  zieht.  Die  Könige  hol- 
ten in  den  wichtigsten  Angelegenheiten  die  Meinung  der  Volks- 
TerBammlung  ein,   die  (Konsuln,   welche  an  ihre  Stelle  traten, 


a;  Bet  Dionys.  X,  ai. 
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hatten  sich  freiwUlig  noch  mehr  an  ihre  Beistimmang  gebun- 
den:  die  Tribunen,  welche    von  An&ng  an  mit  bedeutender 
Machtvollkommenheit  ausgestattet  wurden,    konnten  unmöglich 
dazu  bestimmt  werden,    nach   eigenem  Ermessen   zu  handeln. 
Sie  sollten  cid  ganz  eigentlich  volksthümliches  Element  bilden: 
sie  konnten  also  des  Rechtes  und  der  Verpflichtung,  die  Plebs 
zu  versammeln  und  ihren  Willen  zu  erfragen,  nicht  entbehren. 
Sie  waren  für  ihr  Amt  unverantwortlich ,   während  die  patrici- 
schen  Beamten  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  konnten:  um 
so  weniger  war  es  folgerecht,   ihnen  die  Möglichkeit  einer  fort- 
währenden Verbindung  mit  der  Plebs   zu  entziehen,    sie  nicht 
unter  die  Aufsicht  derselben  zu  stellen.    Daher  erwähnt  auch  ' 
die  Ueberlieferung  Versammlungen  der  Plebs  gleichzeitig  mit  der 
Einsetzung  der  Tribunen.    Selbst  Livius*)  trotz  der  Kürze  sei- 
ner Erzählung  deutet  dieselben  an.    Er  spricht  über  den  Zwie- 
spalt der  Ueberlieferung  hinsichtlich  der  anfänglichen  Zahl  der 
Tribunen:  einige,  sagt  er,  geben  als  ursprünglich  erwählt  zwei 
an ,  welche  sich  drei  andere  cooptirt  hätten ;  andere,  fügt  er  hin- 
zu, erzählen,  nur  zwei  Tribunen  seien  auf  dem  heU^en  Berge 
erwählt  und  das  geheiligte  Gesetz  dort  gegeben   worden.    Er 
meint,   die  Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  beziehe  sich  nur 
auf  die  Zahl  der  Tribunen:    dass  ihre  Wahl  und  die  Annahme 
der  lexsacrata  auf  dem  heiligen  Berge  geschah,  wurde  fiberein- 
stinunend  angegeben,  damit  also  auch  von  Verhandlungen  der  Plebs 
bei  und  nach  Einsetzung  des  Tribunates  berichtet.    Ausf&hrlicher 
und  bestimmter  ist  Dionysius.    Ich  erwähne  nicht  die  Versamm- 
lungen der  Plebs ,    welche  auf  dem  heiligen  Berge  vor  der  An- 
kunft der  Gesandten  des  Senates  stattfanden,  auch  nicht  dieje- 
nigen, vor  denen  die  Verhandlungen  über  die  Rückkehr  gefohrt 
wurden:  es  mögen  formlose  Versammlungen  gewesen  sein,  wie 
sie  das  Römische  Staatsrecht,   wo  es  nicht  auf  Fassen  von  Be- 
schlüssen oder  gesetzgebende  oder  richterliche  Thätigkeit  ankam^ 
stets  gekannt  hat.    Die  Versammlungen  femer,    in  denen  die 
Wahl  der  Volkstribunen  selbst  vollzogen  wurde,  waren  Cnriat* 
comitien.  ^)    Aber  der  zu  den  ersten  Tribunen  gehörige  L.  Bru- 

a)  Liv.  n,  38. 

b)  Dionys.  VI,  89. 
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tns  hielt*)  dann  eine  Volksyersammlnng  und  beantragte,  die 
Plebs  möchte  ihre  nenen  Beamten,  die  Tribunen,  für  heilig  und 
imTerletzlieh  erklären  und  sich  Tur  Haltung  dieses  Plebiscites 
durch  einen  Eidschwur  verpflichten.  Dionysius  fuhrt  darauf  die 
Worte  des  Gesetzes  an,  welches  Festus  das  erste  von  einem 
Tribunen  gegebene  Gesetz  nennt  ^)  Auf  einem  zweiten  solchen 
Gesetze,  das  ebenfells  noch  auf  dem  heiligen  Berge  gegeben  war, 
beruht  die  Einsetzung  der  plebejischen  Aedilen,  bei  der  Festus®) 
den  Ausdruck  Plebiscit  gebraucht  Von  noch  andern  auf  dem 
heüigen  Bei^e  entstandenen  Gesetzen  sprechen  Festus  und  Ci- 
oero.*) 

Also  ohne  Zweifel  hatten  die  Tribunen  von  Anfang  an  das 
Recht,  Versammlungen  der  Plebs  zu  halten:  die  Schriftsteller 
haben  es  nicht  ansdrücklich  erwähnt,  weil  es  sich  nach  Römi- 
^  ben  Begriffen  von  selbst  versteht,  dass  ein  Beamter  mit  einer 
entsprechenden  Volksversammlung  in  Verbindung  gesetzt  wird.  ^*) 
bdessen  war  es  bei  dem  Vertrage,  welcher  die  Eintracht  der 
Stände  wiederherstellte,  nicht  die  Absicht,  dass  die  Versamm- 
lungen der  Plebs  fortan  über  alle  im  Staatsleben  vorkommenden 
Fragen  entscheiden  sollten,  sicherlich  nicht  von  Seiten  der  Pa- 
tricier;  aber  auch  die  Plebejer  erstreckten  ihre  Wünsche  noch 
nicht  80  weit  Das  wäre  einer  Theilung  des  Staates  gleichge- 
kommen und  hätte  schlimmere  Folgen  gehabt  als  die  Auswan- 
derung der  Plebs.  Denn  ganz  richtig  lässt  Dionysius^)  den 
Gesandten  des  Senates  Menenius,  als  ihm  auf  dem  heiligen 
Beiige  die  Forderung  der  Plebs,  eigene  Beamte  zu  haben,  mit- 
getfaeilt  wird,  die  BefBrehtong  aussprechen,  es  möchte  dadurch 


ft)  Diooys.  a.  a.  0. 

b)  Festus  p.  318  s.  v.  sacer  mens:  nam  lege  tribunicia  prima  cavetor, 
«i  quift  eom ,  qui  eo  plebei  scito  sacer  sit ,  occiderit ,  parricida  ne  sit 

c)  Festus  p.  230  in  einer,  sonst  freilich  lückenhaft  überlieferten  Nach- 
ricbt. 

d)  Festus  p.  318  8.  V.  sacratae:  sunt,  qui  esse  dicant  sacratas,  quas 
plebs  iunta  in  monte  sacro  sciverit;  Cic.  p.  Tüll.  §  49  lex  sacrata,  quam 
toleront  annati;  id..p.  Gomel.  p.  460  Orell.  tanta  in  illis  virtus  fuit»  ut  — 
^eeederent,  leges  sacratas  ipsi  sibi  restituerent 

c)  Dionys.  VI,  88. 
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der  Staat  in  zwei  Theile  zerfallen:   deshalb  erbittet  er  sich  zur 
Ueberlegung  der  Forderung  Bedenkzeit.    Indessen  berichtet  die 
Ueberliefemng  nirgends  von  Beschränkungen,    die  den  Tribut- 
comitien  auferlegt  oder  von  Befugnissen,  welche  ihnen  anzüg- 
lich  eingeräumt  worden  seien :  wir  müssen  daraus  schliessen, 
dass  keines  von  beiden  der  Fall  war.    Es  konnte  auch  nicht  sein. 
Denn  nach  Römischen  Grundsätzen  wirkt  eine  Volksversamm- 
lung nur  passiv,  nie  activ:  sie  tritt  zusammen  nur  auf  den  Ruf 
eines  Beamten,    sie  entscheidet  nur  die  ihr  von  dem  Beamten 
vorgelegten  Fragen.  Man  konnte  also  wohl  gesetzlich  feststellen, 
ein  Beamter,  der  über  bestimmte  Sachen  entscheiden  wolle,  sei 
verpflichtet,   vorher  die  Meinung  der  Volksversammlung  einzu- 
holen und  auf  dergleichen  Gesetzen  beruhte  die  Römische  Frei- 
heit; aber  man   konnte  kein  Gesetz  der  Art  geben,  die  Volks- 
versammlung solle  nur  das  Recht  haben,    über  bestimmte  Ge- 
genstände zu  beschliessen.    Es  wäre  selbst  unmöglich  gewesen, 
die  Befolgung  eines  solchen  Gesetzes  zu  sichern :  man  konnte  der 
Volksversammlung  keine  Strafe  auferlegen.    Nothwendiger  Weise 
also  musste  man,   wenngleich  die  Befugnisse  der  Volkstribunen 
eingeschränkt  wurden,   doch   den  Verkehr  derselben    mit  dem 
Volke  freigeben.    Und  so  geschah  es,  wie  man  selbst  aus  einem 
mittelbaren  Zeugnisse  der  Ueberlieferung  schliessen  kann.     Im 
Jahre  nach  Einsetzung  der  Volkstribunen    (492  v.  Chr.)   lÄsst 
Dionysius*)  den  einen  Aedilen  L.  Brutus  zu  den  Patriciem  so 
sprechen:    „wurde  uns  nicht  von  Euch  das  Recht  zugestanden, 
wenn  die  Volkstribunen  über  irgend  einen  Gegenstand  das  Volk 
versammelten,  wollten  die  Patricier  bei  der  Versammlung  nicht 
zugegen  sein  und  sie  nicht  stören  ?''    Also  Dionysius  sagt,  über 
alle  möglichen  Gegenstände  hätten  die  Tributcomitien  von  An- 
fang an  berathen  können;  er  nimmt  an,  die  Gegenstände  ihrer 
Berathung  seien  in  dem  Ständevertrage  nicht  bestinmit  gewesen, 
und  diese  Annahme  ist  in  dem  Römischen  Staatsrecht  begründet 
Nur  durch  die  Grenzen  der  tribunicischen  Macht  selbst  konnte! 


Ivo^XiXv ; 
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eine  BeschrSnkung  der  Comitien  herbeigefahrt  werden.  Den 
Tribunen  aber  war,  wie  wir  erwähnt,  das  Recht  der  Hülfelei- 
i^^^uig  gegen  die  Consuln  und  die  Patricier  gegeben  worden: 
hierauf  also  bezog  sich  auch  ihr  Recht  mit  dem  Volke  zu  ver- 
handeln. Dies  deutet  Dionysius  an  der  eben  angeführten  Stelle 
eben£a]ls  an.  Nachdem  ßrutos  jene  Frage  an  die  Patricier  ge- 
riirhtet,  bejahen  sie  die  Consoln,  behaupten  aber,  die  gegen- 
wärtige Volksversammlung  sei  von  ihnen,  den  Consuln,  beru- 
fen ,  folglich  hätten  sie  das  Recht ,  darin  Jedem  das  Wort  zu 
Terweigem:  die  Tribunen  möchten  eine  eigene  Versammlung 
berufen,  dann  wurden  sie  nicht  von  den  Consuln  gestört  wer- 
den. Dabei  beruhigt  sich  Brutus,  da  er  die  Tribunen  zur  Be- 
rufung einer  eigenen  Versammlung  zu  veranlassen  entschlossen  ist 
.Aber  die  Patricier  sind  tber  das  Zugeständniss  der  Consuln  er- 
^'hrocken,  trösten  sich  indessen  mit  dem  Gedanken,  den  Tri- 
bunen sei  vom  Senate  nur  das  Recht  der  Hülfeleistung  zuge- 
standen^): daraus  schlössen  sie  also,  dieselben  würden  auch 
aber  keinen  andern  Gegenstand  als  diese  Fälle  mit  dem  Volke 
Terhandeln.  Nach  dieser  Darstellung  von  Dionysius  ^^,  der 
vir  zn  misstarauen  keinen  Grund  haben,  waren  demnach  die 
losdrücke  des  Ständevertrages  über  die  Tributcomitien  allge- 
ffldn  und  die  Patricier  hatten  geglaubt ,  durch  Beschränkung  der 
tribunidschen  Gewalt  auch  die  Volksversammlungen  in  densel- 
ben Grenzen  halten  zu  können.  Sie  irrten  darin  und  bedachten 
nicht,  welche  Macht  in  jeder  Volks versanmilung  liegt,  zumal 
wenn  dieselbe  gesetzlich  anerkannte  und  persönlich  unverletz- 
hi'he  Führer  hat 

Den  Tribunen  war  bei  ihrer  Einsetzung  die  Hülfeleistung 
("(ut^Uü  lado)  gegen  die  consularische  Gewalt  verliehen  worden: 
wir  müssen  die  Folgen  dieses  Rechtes  auf  das  Criminalrecht 
and  GerichtsverfEÜiren  näher  betrachten.  Unter  Hülfeleistung 
ist  zunächst  die  Hülfe  zu  verstehen,  welche  Einzelnen,  von  der 
eonralarischen Macht  betroffenen,  sei  es  Plebejer  oder  Patricier, *') 
gewährt  wird;  aber  die  Ausdrücke  des  auf  dem  heiligen  Berge 


a)  IMonys.  YIII,  17. 

b)  S.  ol)en  S.  200. 
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geschlossenen  Bündnisses  müssen  allgemeiner  gewesen  sein  und 
sich  auf  Widerstand  gegen   die  consolarische  Macht  überhaupt 
bezogen  haben.    Wir  finden  nämlich ,  dass  die  Hülfeleistong  der 
Tribunen  sehr  bald  in  das  ausgedehntere  Recht  der  Intercession 
überging,    und  zwar  ohne  ein  besonderes  Gesetz,  ohne  Kampf 
mit   den  patricischen  Beamten,  ja  vielleicht  mit  deren  bereit- 
willigem Entgegenkommen.    Da  die  Tribunen  das  Recht  besas- 
sen,  die  Amtshandlungen  der  Beamten,  sobald  sie  sich  an  Ein- 
zelnen äusserten,  unwirksam  zu  machen,  so  musste  den  Beam- 
ten selbst  daran  liegen,  sich  vor  dem  Beginn  einer  Massregel 
des  Einverständnisses  der  Tribunen  zu  vergewissem:  auch  der 
Senat,  vor  dem  alle  wichtigen  Sachen  der  Verwaltung  verhan- 
delt wurden,   suchte  ihre  Einwilligung  nach.     Wann  hiemach 
das  Intercessionsrecht  sich  entwickelte  und  anerkannt  wurde, 
ist  nicht  genau  zu  bestimmen:    Dionysius*^)   erwähnt  dasselbe 
schon  483  v.  Chr.,    wo  die   Tribunen   die  Wahlversammlungen 
gehindert  haben    sollen;   Livius**)  etwas  später,   459   v.  Chr., 
beide  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln. 

Aus  diesen  Befugnissen  der  Tribunen  erwuchs  im  Crimi- 
nalprocess  ein  neben  dem  sonstigen  Verfahren  befindlicher  Ge- 
richtshof, der  bei  jedem  Punkte  eingreifen  konnte,  auf  Anrufen 
des  Verklagten  oder  ohne  dasselbe,  der  ohne  höher  zu  stehen 
oder  die  Machtvollkonmienheit  eines  andern  Urtheils  zu  besitzen, 
doch  überall  Zögerung  und  Stillstand  herbeiführte.")  Zuvörderst 
die  eigentliche  Disciplinargewalt  der  Consuln,  soweit  sie  in 
Geldbussen,  welche  ohne  Mitwirkung  des  Volkes  auferlegt  wur- 
den, bestand,  wurde  ganz  an  die  Beistimmung  der  Tribunen  ge- 
bunden; denn  wir  hören  nirgend,  dass  ihr  Einschreiten  von  der 
Grösse  der  Strafe  abhing.  Dadurch  wurde  das  Provocationsrecht 
gleichsam  noch  weiter  ausgedehnt.  Freilich  Beispiele  von  sol- 
chen Fällen  hat  die  Ueberlieferung  als  zu  unwichtig  übei^angen. 
Aber  von  dem  Einflüsse  der  Tribunen  auf  eigentliche  Criminal- 
processe  sind  uns  Beispiele  überliefert     Im  Jahre  314  t.  Chr. 


a)  Dionys.  VUI,  90. 

b)  Liv.  ra,  24. 

c)  Yergl.  oben  S.  209. 
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war  wegen  Parteiumtriebe,  die  ausserhalb  der  Stadt  gegen  die 
Oberhoheit  Roms,  innerhalb  derselben  zur  Erlangung  von  Ehren- 
steUen  entstanden,  C.  Maenius  zum  Dictator  ernannt  worden, 
der  also  auch  in  Rom  ausserordentliche  Criminaluntersuchungen 
führte.  Die  Vornehmen,  welche  verklagt  wurden,  riefen  die 
Hülfe  der  Tribunen  an,  damit  die  Klage  gegen  sie  nicht  ange- 
nommen wurde:  sie  behaupteten,  der  Auftrag  des  Dictators 
ginge  nicht  auf  die  Parteiungen  innerhalb  der  Stadt  Die  Tri- 
bonen  gewährten  zwar  nicht  die  erbetene  Hülfe ;  aber  der  an  sie 
gerichtete  Antrag  beweist  ihre  Berechtigung  dazu.^)  Im  Jahre 
414  T.  Chr.  war  ein  Militärtribun  M.  Postumius  von  den  Solda** 
ten  im  Aufruhr  getödtet  worden:  seine  CoUegen  stellten  im  Se- 
nate den  Antrag  auf  eine  ausserordentliche  Untersuchung  des- 
halb, aber  die  Volkstribunen  verhinderten  dieselbe,  wenigstens 
ffir  einige  Zeit"»)  Im  Jahre  459  v.  Chr.  wollten  die  Quästoren 
dem  M.  Volseius  Fictor,  der  durch  sein  falsches  Zeugniss  die 
Venotheilung  von  K.  Quinctius  herbeigeführt  hatte,  den  Process 
machen.  Sie  luden  ihn  vor  und  verurtheilten  ihn ,  als  er  schuldig 
erscMen;  aber  als  sie  darauf  die  Volksversammlung  zur  endgül- 
tigen Vemrtiieilung  ansetzten,  traten  ihnen  die  Tribunen  entge- 
gen und  verhinderten  den  Process  för  jenes  Jahr.")  Diese  In- 
tereessionen  fanden  gegen  curulische  Beamten  statt;  aber  eben 
so  gut  können  die  Tribunen  natürlich  gegen  die  von  ihren  eige- 
nen Collegen  erhobenen  Anklagen  auftreten.  Als  von  den  ge- 
stürzten Zehnmännem  zwei  durch  Tribunen  verurtheilt  waren, 
erklärt  der  Tribun  M.  Duilius,  er  werde  nicht  erlauben,  dass 
Jemand  weiter  bei  dem  Volke  angeklagt  oder  ins  Ge^gniss  ge- 
worfen werde  und  damit  sind  Anklagen  gegen  die  übrigen  Zehn- 
männer unmöglich  gemacht.^)  In  dem  bekannten Processe,  den 
Tribunen  gegen  P.  Scipio  anstellten,  erliess  einer  von  ihnen, 
Ti.  Graechus,  die  Entscheidung,  er  nähme  nicht  nur  die  Ent- 
gchuldigang  durch  Krankheit,  die  Scipio  für  sein  Nichterschei- 


a)  Lhr.  IX,  26. 

b)  Uv.  IV,  ÖO. 

c)  LiY.  in,  24. 

d)  Liv.  m,  59. 


218  EiDÜuss  des  Tribunates  auf  die  Provocation. 

nen  im  Termine  anführte,  an,  sondern  er  werde  ihn  auch,  wenn 
er  sich  vor  Gericht  stelle,  schützen,  dass  er  sich  nicht  zu  vet- 
theidigen  brauche.*)    Als  C.  Caesar  in  Gallien  »den  Oberbefehl 
führte,  wurde  er  von  dem  Yolkstribunen  L.  Antistius  angeklagt, 
aber  er  wandte  sich  an  das  Collegium  der  Tribunen  und  dieses 
schützte  ihn,  weil  er  im  Staatsauftrage  abwesend  wäre,  vor  der 
Anklage.^)    Die  angeführten  Fälle  beziehen  sich  auf  die  Einlei- 
tung des  Processes,    sowohl  des  ordentlichen   als  des  ausser- 
ordentlichen: sie  war,  wenn  nicht  alle  Yolkstribunen  damit  über- 
einstimmten ,  unmöglich.    Aber  auch  beim  ferneren  gerichtlidieii 
Verfahren  können  die  Tribunen  überall  dazwischen  treten,  wie 
z.  B.  in  dem  schon  mehrfach  erwähnten  Processe  von  K.  Quin- 
ctius,  den  ein  Tribun  A.  Verginius  angeklagt  hatte,  der  Anklär 
ger  nach  der  Voruntersuchung  den  Angeklagten  ins  Gefängniss 
werfen  wollte,   die  übrigen  Tribunen  aber  durch  ihr  Einschrei- 
ten bewirkten,  dass  der  Angeklagte  gegen  Bürgschaft  auf  freiem 
Fuss  gelassen  wurde.  ^)    Selbst  nach  gefälltem  Urtheil  ist  bei 
der  Ausführung  desselben  noch  ein  Einschreiten  der  Tribunen 
möglich.    L.  Scipio  Asiaticus  war  durch  ein  Gerieht  unter  Vor- 
sitz des  Prätor  Q.  Terentius  Culleo  zu  einer  Geldstrafe  verur- 
theilt  und  dieser  wollte  den  Verurtheilten ,  der  die  Zahlung  ver- 
weigerte, ins  Gefängniss  führen  lassen.    Da  wurde  die  Hülfe 
der  Tribunen  angerufen.    Sie  konnten  den  Spruch  des  Gerichtes 
nicht  umstossen,  auch  die  Ausführung  desselben  nicht  hindern, 
aber  wohl  auf  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  einwirken. 
Nur  einer  von  ihnen,  Ti.  Gracchus,  that  es  und  verhinderte  das 
Gefängniss :  die  Güter  Scipios  wurden  eingezogen.  ^) 

Dies  führt  uns  auf  den  Punkt,  wo  die  tribunicische  Gewalt 
unwirksam  war.  Sie  wurde  bei  ihrer  Gründung  gegen  das  tm- 
perium  constdare  gerichtet,  und  hatte  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Römischen  Staatsrechtes,  weil  sie  mehreren 
inwohnte,  auch  gegen  die  Tribunen  selbst  Geltung®);   aber  sie 


a)  Liv.  XXXVm,  52. 

b)  Suet  Gaes.  23. 

c)  Liv.  m,  13. 

d)  Liv.  XXXVin,  60;  Val.  Max.  IV,  1,  8;  Flut.  Cat  mai.  15. 

e)  Vergl.  oben  S.  199  und  202. 
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vermag  nichts  gegen  das  Volk.  Wenn  die  Volksversammlung, 
sei  es  nach  Centurien  oder  nach  Tribus,  entschieden  oder  der 
TOD  dem  Volke  mit  besonderer  MachtroUkommenheit  Bekleidete 
gesprochen  hat,  so  hört  das  Recht  der  Tribunen  auf:  darauf 
gröndet  sich  später  die  Bedeutung  der  Criminalgerichtshöfe, 
welche  ihren  Auftrag  vom  Volke  erhalten  haben.  Die  Tribunen 
können  die  Berufung  an  das  Volk  hindern ;  denn  diese  geschieht 
von  den  Beamten  vermöge  desjenigen  Rechtes,  gegen  welches 
Einsprach  gestattet  ist;  aber  wenn  es  berufen  und  befragt  wor- 
den ist,  müssen  sie  seine  Entscheidung  annehmen.  Es  liegt  dies 
in  der  Natur  der  Sache  und  es  ist  kein  Fall  bekannt,  wo  die 
Tolkstribunen  sich  einem  Volksbeschlusse  widersetzt  hätten.^^) 
Der  Einfluss,  welchen  hiernach  das  Volkstribunat  auf  das 
Criminalrecht  ausübte,  war  sehr  bedeutend.  Aber  er  zeigte  sich 
nicht  nur  in  einzelnen  Fällen,  wo  die  Unrecht  Leidenden  die 
Hülfe  der  Tribunen  anriefen  und  ein  einziger  unter  ihnen  hin- 
reichte ,  um  Aufschub  und  nach  Befinden  der  Umstände  Abhülfe 
m  gewähren,  sondern  auch  in  der  Fortbildung  des  gesammten 
Rechts.  Wir  haben  z.  B.  den  Process  von  K.  Quinctius  ange- 
fährL  Er  war  wegen  eines  politischen  Vergehens  angeklagt, 
aber  als  er  durch  falsches  Zeugniss  der  absichtlichen  Tödtung 
eines  Plebejers  überfuhrt  wurde,  erklärte  der  Vorsitzende  Tri- 
bun, er  werde  ihn  bis  zur  Entscheidung  des  Processes  ins  Ge- 
ängniss  werfen  lassen:  „damit  das  Römische  Volk  die  Möglich- 
keit hätte,  an  dem  Mörder  die  Todesstrafe  zu  vollziehen'^  d.  h 
damit  er  sich  nicht  durch  Flucht  der  Strafe  entziehen  könnte. 
Ohne  Zweifel  war  es  bis  dahin  Sitte  gewesen,  dass  diejenigen, 
bei  deren  Process  es  sich  um  das  Leben  handelte,  eingekerkert 
wurden;  aber  in  diesem  Falle  hindern  die  übrigen  Tribunen,  zu 
Hülfe  gerufen,  die  vorläufige  Haft:  entweder  glaubten  sie  nicht 
der  Anschuldigung  oder  fürchteten  die  Macht  der  Patricier  oder 
wollte  übertiaupt  ein  neues  Verfahren  einführen.  Es  wurde 
bestimmt,  Kaeso  sollte  Bürgen  stellen  und  „er  war  der  erste, 
welcher  in  einem  Criminalprocesse  Bürgen  stellte".*)  Sicher- 
lidi  stand  dieser  Fall  nicht  einzeln  da,  er  diente  später  als  Vor- 


a)  Liv.  ni,  13. 
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bild,  indem  die  Beamten,  selbst  ohne  Dazwischentreten  der  Tri- 
bunen, bei  andern  Criminalprocessen  von  der  vorläufigen  Ver- 
haftung der  Angeklagten  absahen:  selbst  die  Tribunen  massten 
sich  beim  Gebrauche  des  Verhaftungsrechtes  von  Widerspensti- 
gen in  Acht  nehmen.    So  bildete  sich  eine  Rechtsregel,  bei  der 
man  doch  den  Vortheil  hatte,  jeden  einzelnen  Fall  an  sich  be- 
urtheilen  zu  können.    Härte  und  Unbilligkeit,  die  einmal  gehin- 
dert  worden  waren,   mussten  es  immer  werden,  und  an  dem 
Mitgefühl  des  Volkes ,  vor  dem  alle  richterlichen  Verhandlungen 
stattfanden,  hatten  die  Tribunen  einen  sichern  Masstab  ftu"  das, 
was  sie  zu  tiiun  hatten :  selbst  in  dem  VTetteifer  um  Volksthüm- 
lichkeit,  der  bei  ihrer  Mehrzahl  entstehen  musste,  lag  eine  Ge- 
währ  ffir  zeitgemässen  Fortschritt.    Ein  anderes  Beispiel  giebt 
Cicero ,    das  ihren  Einfluss  auf  die   Gerichtsbarkeit  selbst  über 
die  Grenzen  des  städtischen  V^Teirhbildes  hinaus  beweist  *)   Der- 
selbe erzählt,  alle  zehn  Tribunen  hätten  ein Edict  erlassen,  kein 
wegen   CapitalverlHrechen  Verurtheilter  sollte  sich  in  Rom  auf- 
halten können,  d.  h.  kein   von  den  Gerichten  ausserhalb  Roms 
Verurtheilter;  denn  von  den  in  Rom  Verurtheilten  versteht  es 
sich  von  selbst    Ausgegangen  war  die  Anordnung  von  den  cn- 
rulischen  Beamten:   die  Tribunen  hatten  nur  ihrerseits  erklärt, 
sie  würden  keinem  solchen  Verurtheilten,  wenn  er  von  den  an- 
dern Beamten  ausgewiesen  oder  bestraft  würde ,  beistehen.    Nnn 
fragte   es    sich  in  den  einzelnen   Fällen,   ob  Jemand    als  ein 
wegen  Capitalverbrechen  Verurtheilter   anzusehen  sei:  darüber 
fanden  Verhandlungen    vor   dem  GoUegium  der  Tribunen  statt 
und  in  dem  von  Cicero  angeführten  Beispiele  hatten  alle  Triba- 
nen das  Urtheil  gefiQlt,  ein  von  Verres  in  Sicilien  VenuÜieilter 
würde  nach  ihrer  Ansicht  durch  jenes  Edict  nicht  gehindert,  sich 
in  Rom  aufzuhalten.    In  diesem  Ausspruche  lag  ein  Eingriff  in 
die  Criminalgerichtsbarkeit,  eine  mittelbare  Aufhebung  des  durch 
Verres  gesprochenen  Urtheils:  mehr  konnten  die  Tribunen,  weil 
der  Process   ausserhalb  Roms  geführt  worden  war,  nicht  thun. 
Ob  dieses  tribuniciBche  Edict  von  den  Tribunen  des  Jahres  70 
V.  Chr.  oder  schon  von  früheren  herrührte,    wird  nidit  beson- 


a)  Cic.  in  Verr.  U,  41,  100. 
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ders  bezeugt:  nach  Ciceros  Ansdraek  ist  das  erstere  wahrschein- 
lich J^  Vom  Jahre  70  v.  Chr.  an  galt  also  die  erwähnte  poli- 
zeiliche Vorschrift  über  die  ausserhalb  Roms  Verurtheilten :  die 
Nachfolger  erkannten  die  Grandsätze  ihrer  Vorgänger  an  mid  man 
braucht  deshalb  nicht  anzunehmen,  dass  die  Tribunen  beim  An- 
tritte ihres  Amtes  ein  Edict  zu  erlassen  pflegten.  Denn  Ton 
einem  solchen  wissen  wir  nichts ,  es  ist  sogar  nicht  wahrschein- 
lich, da  sich  sonst  ein  eigenes  tribunicisches  Recht  gebildet 
hatte,  ähnlich  dem  prätorischen.  Dennoch  darf  man  den  £in- 
fluäs  des  Tribunates,  den  wir  bei  der  Anklage  und  der  Ausfäh- 
rang  der  Strafe  nachgewiesen  haben,  nicht  zu  gering  anschla- 
gen: es  wird  überall  mildernd  eingeschritten  sein,  um  die  Hand- 
habung der  Gesetze  den  Umständen  und  dem  Geiste  der  Zeit 
gemäss  zu  regeln  und  manche  Erscheinungen,  die  uns  plötzlich 
eotg^en  treten,  ohne  dass  wir  ihren  Ursprung  nachweisen  kön- 
n^,  werden  auf  diese  Quelle  zurückzuführen  sein. 

Einen  besondem  Einfluss  musste  die  von  uns  besprochene 
BeAigniss  des  Volkstribunates  auf  das  Provocationsverfahren  aus- 
üben: wir  haben  denselben  schon  angedeutet*),  müssen  aber 
aaf  ihn  noch  einmal  zurückkommen.  Das  Tribunat  machte  die 
Provocation  nicht  überflüssig.  Es  konnte  nur  Aufschub  in  der 
Vollstreckung  des  vom  Beamten  gefällten  UrtheUs,  auch  viel- 
fache sonstige  Milderung  hn  Verfahren  gewähren;  aber  bei  an- 
dern Tribunen  oder  einer  Veränderung  der  politischen  Verhält- 
nisse stand  es  dem  Beamten  frei,  den  durch  die  Hülfeleistung 
der  Tribunen  Befreiten  von  Neuem  vorzuladen  und  seine  Bestra- 
fung durchzusetzen,  wie  der  schon  angeführte  Process  von  Vol- 
Äciiis  Fidor  beweist*»)  Dagegen  das  durch  die  Provocation  ver- 
anhsste  Volksgeridit  konnte  Aenderung  des  Urtheils,  wirkliche 
Loflsprechung  bringen.  Daher  diente  die  Anrufung  der  Tribu- 
nen zor  Untei^tützung  der  Provocation :  sie  beseitigte  das  Auf- 
rährerisehe,  das  in  dieser  lag  und  sie  für  grossartigere  VerhiUt- 
ond  eine  geregelte  Rechtspflege  unpassend  machte.  Es 
nicht  mehr  nöthig,  dass  sich  eine  Volksmenge  um  den  Ver- 


a)  Yer^  oben  S.  193. 

b)  Liv.  in,  24.    Vergi.  oben  S.  217. 
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urtheilten  sammelte,  ihre  Theilnahme  för  denselben  ansdrfickte, 
den  Beamten  moralisch  oder  selbst  physisch  zwang,  der  Provo- 
cation  nachzugeben:   es   genügte   die  Anrufong   der  Tribunen, 
deren  Gewalt  im  Staate  so  gross  war,   dass  sie  an  jedem  Be- 
amten die  Verachtung  ihres  Namens  rächen  konnten.    Wenn  die 
Tribunen  keine  Hülfe  brachten ,  blieb  die  Provocation  noch  immer 
übrig.    So  that  es  Publilius  Yolero  bei  der  Trappenaushebuag: 
er  rief  zuerst  die  Tribunen  an  und  als  von  diesen  keiner  Hülfe 
leistete,  erzwang  er  auf  die  früher  gebräuchliche  Weise  durch 
Gewaltthätigkeit  des  Volkes ,  die  an  Aufruhr  grenzte ,  das  Durch- 
gehen der  Provocation.^)    Aehnlich  geschah  es  nach  dem  Sturze 
der  Zehnmänner,   wo  die  Consuln  L.  Valerius  und  M.  HcHratius 
sich  beeilten  Tribunat  und  Provocation  wiederherzustellen^),  und 
demgemäss  der   ehemalige  Decemvir  Ap.   Claudius  bei  seinem 
Process  zuerst  die  Volkstribunen  um  Hülfe  anrief  und  als  keiner 
derselben  sie  brachte,    ebenso  vergeblich  die  Provocation  ver- 
suchte.'')    Auch   in   andern  Fällen  finden   wir  Anrufung    der 
Tribunen  und  Provocation  vereint:  jene  ging  voraus,  diese  folgte^ 
wenn  es  nöthig  war,  nach.**) 

Aber  noch  eine  Folge  hatte  in  dieser  Beziehung  das  Tribu- 
nat:  es  hinderte  die  unnützen  Provocationen  und  machte  die 
ganze  Einrichtung  für  den  Staat  und  da»  Volk  selbst  erträglich. 
Angenommen,  die  Tribunen  verweigerten  ihre  Hülfe  und  keiner 
der  zehn  schritt  ein:  so  war  für  den  Provocirenden  keine  Aas- 
sicht auf  £rfolg  und  die  Beamten  konnten  im  Vertrauen  auf  d^ 
ren  Hülfe  und  Schutz  die  Provocation  vernachlässigen.  Es  mnss- 
ten  sich  nothwendiger  Weise  bei  dem  Collegium  der  Tribunen 
gewisse  Grundsätze  darüber  bilden,  in  welchen  Fällen  sie  ihre 
Hülfe  gewähren  wollten:  diese  Grundsätze  waren  dem  richten- 
den Beamten  bekannt  und  er  konnte,  wenn  sie  vorkamen,  trotz 
Protestationen,  Anrufen  der  Tribunen  und  des  Volkes  an  den 
Verurtheilten  die  Strafe  ohne  Weiteres  vollziehen.  Durch  das 
Entstehen  eines  solchen  Gewohnheitsrechtes  erklären  wir  ee,  dass 


a)  Liv.  n,  55. 

b)  Liv.  m,  56. 

c)  Liv.  m,  56. 
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z.  B.  der  Begriff  des  Ergreifens  auf  frischer  That  sich  allmälig 
k^tdlte,   dass  er  immer  mehr  erweitert  and  dadurch  die  Zahl 
kr  ProTOcationsprocesse  verringert  wurde.     Selbst  die  nöthige 
Sicherheit  för  die  zweckmässige  Handhabung  der  Volksversamm- 
limg  gewährte  das  CoUegium  der  Tribunen :  sagte  auch  nur  einer 
TOD  den  zehn  seine  Hülfe  zu,   so  standen  ihm  Mittel  genug  zu 
Gebote,  um   in  der  berufenen  Volksversammlung  den  Ausdruck 
des  allgemeinen  Volkswillens  erscheinen  zu  lassen.    Freilich  er- 
kennt man,  dass  bei  diesen  Verhältnissen  das  Volk  eine  sehr 
imthätige  Rolle  spielte:  der  ganze  Scliwerpunkt  der  Rechtspflege 
k^  nicht  in  ihm,   sondern  in  der  Uebereinstimmung  oder  Mei- 
Dong^sverschiedenheit   der  nach    verschiedenen  Grundsätzen   ge- 
wählten   und  in  sich  wieder  durch  ihre  Gleichberechtigung  be- 
schränkten  Beamten.    Aber  nur  unter  dieser  Bedingung  konnte 
sirh  die  Provocation  in  einem  grossen  und  wohlgeordneten  Staats- 
wesen erlialten,  und,  weil  in  gewissen  zweifelhaften  Fällen  die 
Mitwirkung,  in  allen  die  Hoheit  des  Volkes  gewalirt  wurde,  den- 
noch als  höchster  Schutz  und  schönster  Schmuck  des  Römischen 
Bürgerrechtes  hoch  geachtet  werden. 


Achtes  Capitel. 

Vmtttdtere  fierichtsbarkeit  der  TribaneiL  Sie  ist  herzaleiten  erstlich 
US  ihrer  üb? erletzlicbkeit.  Deren  Ursprung  and  Entwickelang.  6e- 
lElkchflldw  Beispiele.  Zweitens  herznleiten  ans  dem  Icilischen  Plebtsdt. 
Disscft  Urspnng  und  Bedentnng.  Form  des  darans  entsprungenen  6e- 
MlsferfUurens.  fiescUclitliche  Brtspiele.  Hur  die  Pleb^er  werden  ? on 
beiden  Arten  der  (Gerichtsbarkeit  betrof  en. 

Ausser  der  besprochenen  Hülfeleistung  an  Bedrängte  und 
der  daraas  hervorgehenden  Intercession  haben  die  Volkstribunen 
von  Anfang  an  andere  Rechte  gehabt,  welche  ihnen  eine  un- 
mittelbare richterliche  Thätigkeit  in  Griminalsachen  zuwiesen. 
1)38  erste  derselben  bezog  sich  auf  ihre  eigene  Person.  Die  Tri- 
bünea  waren  innerhalb  der  Bannmeile  Roms,  welche  überhaupt 
ihren  Amtskreis  begrenzte  *) ,  heilig  imd  unverletzlich.    Livius 


a)  Liv.  m,  20;    Die  Gas».  LI,  19. 
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erzählt  ganz  kurz ,  nach  der  Auswanderung  der  Plebs  habe  man 
auf  die  Bedingung  hin  Frieden  geschlossen,  dass  die  Plebs  ihre 
eigenen,    unverletzlichen  Beamten  haben  sollte,  indem  er  nicht 
hinzufugt,  wie  diese  Unverletzlichkeit  zu  Stande  gekommen  sei.') 
Ausführlicher  berichtet  den  Hergang  Dionysius**):  nach  demZu- 
geständniss  und   erfolgter  Wahl   der   Volkstribunen   hätte  die 
Plebs  auf  Antrag  eines  der  ei-wählten  Tribunen,  L.  Brutus,  fol- 
gendes Gesetz  beschlossen:   „Niemand  soll  einen  Volkstribunen, 
wie  einen  der  übrigen  Bürger,     etwas  wider  seinen  Willen  zu 
thun  zwingen,  noch  geissein,  noch  einem  Andern  ihn  zu  geis- 
sein  befehlen,  noch  tödten  noch  zu  tddten  befehlen.    Wenn  aber 
einer  etwas  von  diesen  verbotenen  Sachen  thut,   so  soll  er  ver- 
flucht sein  und  sein  Vermögen  der  Ceres  verfallen  und  wer  einen, 
der  dieses  gethan  hat,    tödtet,    soll   vom  Morde  rein    sein*'. 
Damit    dieses    Gesetz    immer    unverletzt    bliebe,     wurde    be- 
stimmt, dass  „alle  Römer''  es  für  sich  und  ihre  Nachkonunen 
auf  ewige  Zeiten  beschwören  sollten  mit  den   heiligsten  und 
jforchterlichsten  Formeln.      Dass    diese  Erzählung  nicht   Aus- 
schmückung von  Dionysius ,  sondern  der  Ueberlieferung  vollkom- 
men entsprechend  ist,  deutet  Livius  später,  wo  er  von  der  Er- 
neuerung der  tribunicischen  Gewalt  nach  dem  Sturze  der  Decem- 
virn  spricht,  ebenfalls  an:  die  Juristen  behaupteteia,  die  Tribu- 
nen seien  nach  dem  alten  Eidschwur  der  Plebs  zu  der  Zeit,  wo 
sie  zuerst  diese  Gewalt  schuf,   unverletzlich.^)    Wir  erkennen 
überdem   aus  seinen  Worten,    dass  Dionysius,  der  von  einem 
Eidschwur  „aller  Römer''    spricht,   darunter  nur  die  Plebejer, 
nicht  auch  die  Patricier,  versteht"®)    Wahrscheinlich  hat  Dio- 
nysius die  von  ihm  angeführten  Gesetzesworte  aus  dem  ihm  vor- 


a)  Liv.  11,  33   concessumque  in  condiciones,  nt  plebi  sui  magistratus 
esseut  sacrosancti. 

b)  Dionys.  VI,  89.    Die  Gesetzesworte  lauten:    ^tt  Hi^a^jo-^    dhcovr?« 

\i-yfii  imxazxi'zm  p.aori'jfoOv  txi^i\)  p.T]8i  diioxTivv'iTuj  \i.rfli  dTioxTctvtiv  x€Xci»^tq>' 
idv  Sixtc  Tüiv  dtn)Yopcvip.iv«av  ti  iroti^9^,  i^dytOTo^  Iotid  xaX  xä  XP^H^'^v  ^^ 
toli  AilJfjiTjTpoc  Upd,   xod    6  xtt(vac  xivd  twv  xaüxa  lipYaafJiivwy  ^övou  xa^a- 

pOC   loTtt). 

c)  Liv.  in,  55   (iuris  interpretes  dicont)    tribunos  vetere   iureiurando 
plebis,  cum  primum  eam  potestatem  creavit,  saciosanctos  esse. 
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liegenden  Texte  der  legea  acusrcxtae  entnommen.  Denn  wäre  er 
semer  Einbildimgskrafk  gefolgt,  so  hätte  er  sich  begnügt,  den 
lubalt  des  Gesetzes  anzugeben :  in  den  ausfuhrlichen  Reden  trägt 
er  nach  antiker  Sitte  seine  eigenen  Betrachtungen  vor;  aber  dass 
er  dasselbe  in  wörtlich  angeführten  Gesetzen  thnt,  ist  nicht 
glaubtich.  Zudem  tragen  die  Worte  den  Character  der  Zeit, 
welcher  sie  zugeschrieben  werden.  Es  heisst:  „Niemand  solle 
einen  Yolkstribunen  geissein  oder  geissein  lassen  '\  und  in  spä- 
terer Zeit,  als  die  Geisselung  Römischer  Bürger  längst  aufge- 
hört hatte,  wäre  Niemanden  ein  solcher  Gedanke  in  den  Sinn 
gekommen:  nur  im  Anfange  der  Republik,  wo  wirklich  die  Ple- 
bejer der  Geisselung  durch  die  Consuln  unterworfen  und  durch  die 
ProYoeation  nur  nothdürftig  geschützt  waren,  konnten  solche 
Worte  in  einem  Gesetze  vorkommen.  Ueberdem  wissen  wir  end- 
lich, dass  zu  Giceros  Zeit  die  leges  sucratae  dem  Wortlaute 
Dach  erhalten  und  bekannt  waren*):  ein  Geschichtsschreiber 
musste  sie  benutzen. 

Indessen  wie  es  auch  mit  dem  genauen  Wortlaute  jenes 
ersten  Plebiscites  sich  verhalten  mag,  der  Inhalt  desselben  steht 
auch  durch  andere  Zeugnisse"*)  fest:  die  Volkstribunen  waren 
onverletzlich.  Diese  Unverletzlichkeit  aber  besteht  unabhängig 
^om  Ständevertrage  und  von  den  religiösen  Cerimonien,  unter 
denen  derselbe  geschlossen  worden  war.  Denn  der  Vertrag  war 
der  Ueberlieferung  zufolge  von  den  Patriciem  und  Plebejern 
^*hon  angenommen  und  unter  Zuziehung  von  Fetialen  beschwo- 
ren worden ,  ehe  die  Plebs  den  von  ihr  gewählten  Tribunen  die 
Heiligkeit  zusprach  und  durch  einen 'Eid  bekräftigte:  die  Patri^ 
eier  konnten  demnach  sehr  wohl  die  Heiligkeit  des  Vertrages 
anerkennen,  ohne  damit  auch  die  der  Tribunen  anzunehmen.**^) 
Auch  wird  nicht  erzählt,  dass  sie  das  darauf  bezügliche  Plebi- 
szit angenonunen  haben,  die  Ueberlieferung  bei  Dionysius  ist 
^^  genau  und  berichtet  beim  Ständevertrage  ausdrücklich  des- 


a)  Gic.  de  leg.  II,  7,  18  sagt,  um  seinen  eigenen  Gresetzesstil  zu  ent- 
""^boldigen:  Sunt  certa  legum  verba,  Quinte,  neque  ita  prisca,  ut  in  vete- 
nbos  XQ  sacratisque  legibus,  et  tarnen  quo  plus  auctoritatis  habeant,  paulo 
aotiquioni  quam  hie  sermo  est. 
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sen  Annahme  dorch  diePatricier:  daraus  müssen  wir  schliessen, 
diese  seien  dem  Plebiscite  fremd  geblieben,  hätten  die  Unver- 
letzlichkeit der  Volkstribunen  nicht  anerkannt,  seien  auch  folg- 
lich durch  die  Strafen,  welche  gegen  die  Zuwiderhandehiden 
festgesetzt  waren,  nicht  gebunden  worden,  eine  Ansicht,  welche 
durch  die  späteren  Ereignisse  durchaus  bestätigt  wird.  Es  be- 
durfte einer  politischen  Umwälzung,  um  die  Patricier  zur  Aner- 
kennung der  von  den  Plebejern  längst  beschlossenen  und  beob- 
achteten Heiligkeit  des  Volkstribunates  zu  bewegen. 

Dennoch  aber  müssen  der  Senat  und  der  Patricierstand  das 
Plebiscit  vom  heiligen  Berge  in  Bezug  auf  die  Plebejer  gewisser- 
massen  anerkannt  haben.    Bis  dahin  war  die  Staatsverwaltung 
und  mit  ihr  die  Rechtspflege  in«  den  Händen  der  Consuln  und 
Patricier  gewesen,  auf  welche  sie  von  den  Königen  vererbt  war: 
mi  haben  keine  Spuren,  dass  es  früher  für  Processe  unter  den 
Plebejern  besondere  plebejische  Gerichtshöfe  gegeben  hätte,  und 
keine  Nachrichten  von  plebejischen  Beamten,   welche  dieselben 
l\ätten  leiten  können.    Jetzt  erklärten  die  Plebejer  jede  Belei- 
digung eines  Volkstribunen  für  ein  todeswürdiges  Verbrechen  und 
bestimmten  die  Bestrafung  desselben,   welche  ohne  Zuziehung 
der  patricischen  Obrigkeit  geschehen  sollte.    Dies  war  ein  Ein- 
griff in  die  Rechte  des  regierenden  Standes,  den  dieser,  wenn 
er  nicht  eine  Auflösung  des  Staates  herbeiführen  wollte,  als  ge- 
setzlich anerkennen  musste.    Er  mochte  einerseits  die  Noth wen- 
digkeit einsehen,  den  Tribunen  genügenden  Schutz   za  gewäli- 
ren  und  dieses  Mittel  der  förmlichen  Anerkennung  als  Beamte 
vorziehen,  andrerseits  vor  der  Entschlossenheit  der  Plebs  zurück- 
weichen; denn  der  Eidschwur,   durch  den  sich  alle  Plebejer  ge- 
genseitig verpflichteten,    deutet  eben  so  sehr  auf  eine  ausser- 
ordentliche Massregel ,  wie  auf  ihren  Entschluss ,  dieselbe  durch- 
zusetzen.   Dabei  blieb  indessen  die  sonstige  Gerichtsbarkeit  der 
Patricier  über  die  Plebejer  bestehen:  Dionysius  selbst  giebt  dies 
an,   indem  er  die  letztem  trotz  der  zugesicherten  Straflosigkeit 
furchten  lässt,    sie  möchten  einzeln  von  den  Patriciem  wegen 
ihres  Aufstandes  bestraft  werden.    Diese  mussten  also  diese  eine 
Ausnahme  ihrer  Gerichtsbarkeit  stattfinden  lassen;  aber  sich  ihr 
selber  zu  unterwerfen,    dazu   war  kein  Grund  vorhanden:    siti 
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sieh,   indem  sie  die  Tribunen  während  ihres  Amtes  von 
ilem  imperinm  der   Consiün  ausnahmen*),    aller  gesetzlichen 
Eiowirkung  anf  dieselbe  begeben,  ja  sie  hatten  wohl  noch  mehr 
^ethan.    Wahrscheinlich  war  in  dem  Sfändevertrage  eine  beson- 
dere Verwahrung  getroffen  worden,   dass  die  Tribunen  wegen 
ihrer  Amtshandlungen  nicht   von  den  patricischen  Obrigkeiten 
soUten  zur  Rechenschaft  gezogen  oder  sonst  gekränkt  werden 
dürfen:  ich  beziehe  darauf  die  besonders  bezeugte  Unverantwort- 
Wkeit  der  Tribunen  **) ,  so  wie  die  bemerkenswerthe  Thatsache, 
dass  8ich  in  der  ganzen  Ueberlieferung  keine  Spur  von  gesetz- 
licher oder  angesetzlicher  Verfolgung  abgetretener  Tribunen  fin- 
det  Freilich  entwickelte  sich  aus  dieser  einen  beim  Ständever- 
trage  Ton   den  Patriciem  zugestandenen  Ausnahme  die  weitere 
Gerichtsbarkeit  der  Tribunen,  welche  in  Folge  des  Publilischen 
Gesetzes  zu  einer  Theilung  des  Staates  und  zur  Gesetzlosigkeit 
iahrte.«) 

Nach  dem  Beschlüsse,  welchen  die  Plebejer  anf  dem  heili- 
^eQ  Berge  unter  den  grössten  Feierlichkeiten  angenommen  hat- 
ten, war  Jeder,  der  einem  Tribunen  durch  Wort  oder  That  zu 
nahe  trat,  verflucht  (sacer)^  d.  h.  er  selbst  vogelfrei,  sein  Hab 
und  Gut  der  Ceres  verfallen ;  denn  verflucht  sein  war  der  Tod,**) 
Eine  iorcbterliehe  Strafe,  die  härteste,  die  es  nach  Römischen 
%nffen  gab,  und  man  sollte  meinen,  bei  .ihr  hätte  ein  beson- 


a)  S.  oben  S.  198  raid  Anm.  97. 

b)  Vei|^L  oben  S.  198  and  Anm.  98. 

c)  llan  sehe  unsere  Aosföhrong  oben  S.  146  und  die  spätere  Schilde- 
nmg  des  Poblilischen  Gesetzes  Gap.  12. 

d)  So  sagt  ZonaraB  VIT,  15  t6  hl  Up6v  elvai  dTcoXcuX^vat  9Jv'  oGtod  ydp 
'Tt  feip  5v  d»a;ccp  ti  l^upia  tic  a^ay^v  xa^epco^,  (j[>v($ptaoTO ;  Festus  p.  318 
&  r.  sacratae  leges  snnt,  quibas  sanctum  est,  qui  quid  adversus  eas  fe- 
^^  sacer  alicui  deonun  sit  cum  familia  pecuniaque;  id.  ibid.  s.  v.  sacer: 
At  homo  sacer  is  est ,  quem  populus  iudicavit  ob  maleficium  neque  fas  est 
^n  immolari,  sed  qui  occidit,  parricidii  non  danmatur;  nam  lege  tribu- 
uida  prima  cavetor:  si  quis  enm,  qui  eo  plebei  scito  sacer  sit,  occiderit, 
^dda  ne  sit;  Liv.  III,  35  von  der  Erneuerung  dieses  Gesetzes:  ut  qui 
^nbiuiis  plebis  —  nocuisset,  eins  caput  lovi  sacrum  esset,  familia  ad  ae- 
1^  Cereris  Liberi  Liberaeque  venum  iret  Auch  Cic.  p.  Tüll.  §  47  lex 
ifitiqua  de  legibus  sacratis  iubet  impune  occidi  eum,  qui  tribunum  plebis 
paUaTcrit. 
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ders  sorgföltiges  richterliches  Verfahren  vorgeschrieben  werden 
müssen.    Der  Staat  hatte  schon  angefangen,   die  Sicherheit  des 
einzelnen  Borgers  gegen  die  Willkür  der  Beamten  zu  schützen: 
freiwillig  hatten  die  Patricier  den  Plebejern  für  alle  schwerereu 
Strafen  die  Provocation  dargebracht,  die  Plebs  selber  hatte,  we- 
nigstens zmn  Theil  wegen  solcher  Bedrückung,  das  verzweifelt« 
Mittel  der  Auswanderung  ergriffen:   es  scheint  natürlich,    dass 
dem  Uebelthäter,  der  sich  an  einem  Tribunen  vergriff,  auch  eine 
Gewähr  gegen  den  Missbrauch  der  tribunicischen  Macht  gegeben 
wurde.     Dieselbe  Strafe   der  Verfluchung  und  Aechtung  stand 
nach  uralter  Sitte  auf  Verletzung  des  Clientel-  und  Patronatver- 
hältnisses;  aber  davon  meldet  Dionysius*),  der,  welcher  dieses 
Vergehens  überfuhrt  worden,  sei  vogelfrei.    Dies  setzt  die  For- 
men eines  Processes  und  gerichtlichen  Verfahrens  voraus.     Fer- 
ner Streben  nach  der  Königsherrschaft  war  mit  Aechtung  bedroht; 
aber  auch  hier  fand,  wie  wir  aus  Sp.  Cassius'  und  Coriolans 
Processen  ersehen ,  ein  richterliches  Verfahren  statt  und  ein  form- 
liches Urtheil  wurde  gefällt:    und  wurde  der  Tyrann  ohne  ein 
solches  getödtet,    so  fand  dies  in  der  Nothwehr  seine  Entschul- 
digung.    Trotzdem  finden  wir  geg6n  denjenigen ,  der  sich  an  der 
Unverletzlichkeit  eines  Tribunen  vergriff,  kein  besonderes  ge- 
richtliches Verfahren   als  nothwendig  vorgeschrieben.     Es   galt 
dieselbe  Rechtsregel,  welche  überhaupt  bei  dem  Crimiualprocess 
Anwendung  fand^),  nämlich  die,   dass  es  bei  dem  Einge^tänd- 
niss  und  dem  Ergreifen  auf  frischer  That  keines  gerichtlichen 
Verfahrens,  keines  ürtheiles  bedürfe.    Durch  dieselbe  entstand 
in  diesem  Falle  eine  ganz  ausserordentliche  Härte.    Denn  in  den 
meisten  Fällen  konnten  wohl  die  Beleidiger  von  Tribunen  Ent- 
schuldigungsgründe anführen,    dass  sie  entweder  nicht  die  Ab- 
sicht gehabt  hätten    zu  beleidigen  oder  dass  das,  was  der  Tri^ 
bun  als    Beleidigung  auffasste,   eine   solche  nicht   wäre.      Aui 
diese  und  ähnliche  Fragen  konnte  der  Tribun  eingehen,    wenn 
er  seine  Macht  mit  Mässigung  gebrauchen  wollte,  aber  gesetzt 


a)  Dionys.  n,  10  t6v  dXdvxa  ti^  ßouXofjL^vtp  xTt{vciv  ^9cov   -i^v,  «Uc  ^j 

b)  Yeigl  oben  S.  166. 
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lieh  daza  gezwungen  war  er  nicht:  es  genügte  die  einfache 
Thatsache,  dass  er  dem  Tribunen  in  Wort  oder  That  entgegen 
getreten  war,  und  die  Entscheidung  darüber  stand  beim  Tribu- 
nen. Zudem  galt  natürlich  die  Provocation  nicht,  welche  nur 
gegen  das  consularische  imperium  erfunden  war:  das  einzige 
Häl&mittel  blieb  die  Einsprache  eines  andern  Tribunen,  die 
desw^en  nicht  immer  half,  weil  die  Tribunen  nicht,  wie  die 
andern  Beamten  bei  gewöhnlichen  Criminalprocessen ,  an  den 
Markt  als  Stätte  aller  öffentlichen  Verhandlungen  gebunden 
waren.  Der  Erfolg  war,  dass  der  verletzte  Tribun,  Partei  und 
Richter  in  einer  Person,  ohne  Weiteres  denjenigen,  der  ihm  zu 
nahe  trat,  mit  dem  Tode  bestrafen  und  sein  Vermögen  einzie- 
hen dufte.  So  gross  war  die  Furcht  der  Plebejer  vor  den  Pa- 
tridem,  so  hoch  schien  ihnen  die  aus  ihnen  selbst  hervorgegan- 
gene Beamtengewalt  erhoben  werden  zu  müssen,  dass  sie  in 
democratischem  Streben  einen  Beamten  mit  Befugnissen  schufen, 
wie  sie  kein  anderer  im  Staate  hatte  oder  in  einem  freien 
Staate  haben  durfte,  unter  dessen  Allgewalt  am  Ende  das  Volk 
selbst  am  meisten  zu  leiden  hatte. 

Der  Beweis  für  die  merkwürdige  Thatsache,  dass  die  Tri- 
bunen Jeden  ihnen  zu  nahe  tretenden  ohne  Process,  ohne  Ver- 
Qitheilung  sogleich  mit  dem  härtesten  Tode  bestrafen  durften, 
li^  in  einigen  geschichtlich  überlieferten  Beispielen,  die  zu- 
gleich zeigen,  dass  man  auch  später,  als  der  Rechtssinn  des 
föikes  sich  mehr  entwickelte  und  der  Schutz  des  Lebens  und 
der  Freiheit  Römischer  Bürger  ausgedehnter  wurde,  deimoch 
nicht  daran  dachte,  diese  gesetzliche,  aus  besonderer  Veranlas- 
sung entsprungene  Anomalie  zu  beseitigen.  Im  Jahre  456  v. 
Chr.  war  zwischen  den  Consuln  und  Tribunen  ein  Streit  entbrannt 
ober  die  Vertheilung  des  Aventinus  an  die  Plebs.  Um  in  die- 
^m  zu  siegen ,  hatten  sich  die  Tribunen  gegenseitig  durch  einen 
Eid  verpflichtet,  ihr  Amt  nach  den  Beschlüssen  der  Mehrheit 
ihres  CoQegiums  zu  fuhren  und  sich  nicht  einer  den  andern 
doreh  Einspruch  zu  hindern.*)  Da  geschah  es,  dass  der  Tri- 
bun Icilius  seinen  Viator  gegen  den  Consul  schickte  und  dieser 


a)  Veigl.  oben  S.  210. 
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seinem  Lictor  den  Befehl  gab,  den  Viator  zurückznstossen.   Dies 
erklärten  die  Tribunen  ftr  einen  ihnen  angethanenen  Zwang  und 
liessen  den  Lictor  ei^reifen  nnd  fortfahren,  um  ihn  vom  Tarpe- 
jischen  Felsen  zu   stürzen.     Die  Consnln  wagten  nicht  weiter 
gegen  die  Diener  des  Tribunen  Gewalt  zu  gebrauchen;  sondern 
wandten  sich  mit  der  Bitte  um  Hülfe  an  das  CoUegium  der 
Tribunen.    Sie  konnten  mit  Recht  den  Einwand  geltend  machen, 
der  Lictor  habe  auf  Befehl  des  Consuls  gehandelt  und  sei  per- 
sönlich ohne  Absicht  der  Beleidigung  gegen  die  geheiligte  Ge- 
walt gewesen.     Auch  erkannten  die  Tribunen  die   Unbilligkeit 
des  Verfahrens,    wiesen  indessen  das  Gesuch  um  Hülfeleistong 
wegen  der  eidlichen  Verpflichtung  Aller   ab.    Erst  den  Bitten 
der  vornehmsten  Senatoren  gelang  es,    die  Tribunen  zum  frei- 
willigen Nachgeben  zu   bewegen.    Diese    bedachten   aach,   die 
Volksstimme  könnte  sich  gegen  sie  erheben,   wenn   sie  einen 
Unschuldigen  mit   dem  Tode  straften:  es  scheint,  dass  es  der 
erste  derartige  Fall  war:    sie  fürchteten  überdem,   durch  ihre 
Unbilligkeit  Verzweiflung  und  offene  Gewaltthat  von  Seiten  der 
Consuln  hervorzurufen.*)    Dieses  Beispiel  ist  fSr  die  Allmacht 
der  Tribunen  in  diesem  Falle  entscheidend.    Wären  dieselben, 
wie  die  Consuln  in  Folge  des  Provocationsgesetzes ,  zur  Hinzu- 
ziehung der  Volksversammlung  verpflichtet  gewesen,  so  würden 
die  Consuln  sich  auf  diese  berufen  haben:  die  Tribunen  furch- 
ten sogar  die  Missbilligung  des  Volkes;  dennoch  ziehen  sie  es, 
wo  sie  einen  offenen  Bruch  ihrer  Unverletzlichkeit  sahen,  aber 
die  Verhältnisse  sonst  zweifelhaft  waren,  nicht  zu  Rathe. 

Ein  anderes  Beispiel  von  gleichem  VerSgJiren  ist  das  schon 
früher*")  erwähnte  vom  Jahre  130  v.  Chr.  Q.  MeteQus  hatte  in  seiner 
Censur  den  Volkstribunen  C.  Atinius  Labeo  nicht  in  den  Senat 
aufgenommen  und  dieses  erklärte  derselbe  für  eine  persönliche 
Beschimpfung.  Als  er  den  Censor  um  die  Hittagszeit  auf  dem 
menschenleeren  Markte  traf,  liess  er  ihm  einen  Strick  am  den 
Hals  werfen  und  ilin  so  nach  dem  Tarpejischen  Felsen  schlep- 
pen, um  ihn  hinabzustürzen.    Niemand  von  der  znsammenlau- 


a)  Auslahrlich  beschreibt  den  Heigang  Dionys.  X,  31. 

b)  VeigL  oben  &  202. 
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feodeo  Menge  wagte  dem  geheiligten  Tribunen  entgegen  zn  tre- 
ten, nur  dadurch,  dass  er  sich  am  Stricke  schleifen  liess ,  hielt 
MeteUos  die  Vollziehung  der  Todesstrafe  auf,  bis  er  am  Ende 
durch  das  Einschreiten  eines  andern,  eilig  herbeigeholten  Tribu- 
nen Ton  der  Gefahr  errettet  wurde.     Wäre  Berufung  -auf  die 
VolksTersammlung  möglich,    wäre  die  Förmlichkeit  eines  Pro- 
eesd^  nöthig  gewesen,  so  wäre  Metellus  solcher  Gefahr  entgan' 
gen:   höchstens    hätte  er  in  das   Gefängniss  geworfen  werden 
können.    Augenblicklich,  ohne  alle  Förmlichkeit  stand  es  dem 
Tribunen  frei,  an  Jedem,  der  sich  an  ihm  vergriffen,  mochte 
derselbe  auch  der  höchste  Beamte  sein,  die  Todesstrafe  zu  voll- 
ziehen. Denn  Labeo  wurde  nach  Metellus'  Rettung  nicht  etwa  zur 
Rechenschaft  gezogen :  man  schalt  sein  Verfahren  als  tyrannisch, 
als  verrückt,  aber  es  blieb,  wie  Plinius  ausdrücklich  sagt,  unge- 
straft   Ja,  der  Tribun  verharrte  in  seinem  Zorne:  da  er  die 
Hinrichtung  nidit  hatte  vollziehen  können,  weihte  er  wenigstens 
die  Güter  des  Gensors  den  Göttern ,  so  dass  derselbe  nachher 
•dweh  frendde  Wohlthat"  lebte."^) 

Es  ist  uns  schwer  zu  glauben,  dass  eine  allgewaltige,  so 
tyrannische  Macht  im  Streben  nach  Freiheit  geschaffen  wurde, 
auch  trotz  der  allmälig  in  Zügellosigkeit  ausartenden  persönlichen 
Freiheit  bestehen  blieb  und  doch  lässt  sich  nicht  daran  zweifeln. 
Ja,  sicherlich  sind  au(di  viele  Fälle  voi^ekommen,  wo  sie  vrirk- 
lieh  ausgeübt  wurde:  die  Geschichte  hat  uns  nur  diejenigen 
Beispiele  aufbewahrt,  in  denen  sie  an  hochstehenden  Beamten 
versacht  und  mit  vieler  Mühe  abgewehrt  vnirde.  Der  Schutz 
gegen  sie  lag  einzig  und  allein  in  der  Theilung  der  tribunicischen 
Gewalt  unter  zehn  Personen:  ausserdem  wirkte  in  der  guten 
Zeit  des  Staates  die  Sitte  und  die  öffentliche  Meinung  dem  Miss- 
branch  entgegen.  Aber  zu  voller  Geltung  gelangte  die  auf  dem 
hdligen  Berge  durch  das  erste  Plebisdt  geschaffene  Unverletz- 
liehkeit  der  Yolkstribnnen  bei  ihrer  Uebertragung  auf  die  Kaiser: 
immer  dauernd  und  ungetheilt  in  einer  Person  vereinigt,  be- 
rechtigte sie  dieselben,  Jeden,  der  ihnen  in  That  oder  Wort  zu 
nahe  trat,  ohne  Untersuchung,  ohne  Process,  mit  den  härtesten, 
augenblicklich  vollziehbaren  Lebensstrafen  gesetzlich  heimzusu- 


232  Das  Icilische  Plebiscit. 

eben,  "*)  und  es  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  sie  in  dieser  Um- 
wandelung  den  Schlussstein  der  kaiserlichen  Macht  bildete. 

Indessen,  wie  schon  bemerkt,  die  ganze   Unverletzlichkeit 
der  Volkstribunen  bezog  sich,  als   sie  beschlossen  wurde,  nur 
auf  ihr  Verhältniss  zur  Plebs:  sie  war  durch  ein  Plebiscit  fest- 
gestellt, das  erst  durch  vielfache  und  heftige  Kämpfe  auch  auf 
die  Patricier  und  die  patricischen  Beamten   Geltung  gewinnen 
sollte.    Dieselbe  Bewandtniss  hat  es  mit  dem  Icilischen  Plebiscit, 
das  ein  Jahr  nach  dem  Ständevertrage,  492  v.  Chr.,  erlassen 
worden  sein  soll:  es  diente  dazu,  die  Gewalt  der  Tribunen  als 
plebejischer  Beamten  zu  befestigen  und  sie  in  dem  ihnen  von 
den  Patriciem  zugewiesenen  Wirkungskreise  mit  den  nothwen- 
digen  Befugnissen  auszurüsten.     Dieses  Icilische  Plebiscit  hat 
bei  den  neueren  Gelehrten  ein  eigenthümliches  Schicksal  gehabt 
Es  ist  uns  nur  von  Dionysius "),  aber  in  ausfuhrlicher  Erzählung 
überliefert  worden,  kein  anderer  Schriftsteller  erwähnt  es  und 
trotzdem  dass  so  die  Möglichkeit  einer  Zusammenstellung  mit 
anderen  Berichten  fehlt,  hat  man  dennoch  Dionysius  vorgeworfen, 
nicht  nur,  er  habe  es  in  eine  viel  zu  frühe  Zeit  verlegt,  sondern 
auch,  er  habe  seine  Bedeutung  verkannt,  seine  Darstellung  ent- 
behre des  innem  Zusammenhanges  und  sei  mit  lächerlichen  Wi- 
dersprüchen behaftet.  "*)     Wir  wollen   uns  auf  eine  so  kühne 
und  aller  Möglichkeit  des  Beweises  entbehrende  Kritik  nicht  ein- 
lassen, sondern  Dionysius'  Erzählung,  d.  h.  der  einzigen  vorhan- 
denen, folgen  und  nachzuweisen  suchen,  dass  dieselbe  in  jeder  Be- 
ziehung wahrscheinlich  ist  und  mit  den  Ergebnissen  der  sonstigen 
Forschung  übereinstinmit.     Sie  erscheint  um  so  zuverlässiger, 
als  er  auch  hier  das  Gesetz  wörtlich  anfuhrt  und  wir  aus  dieser 
AnfQhrung  schliessen  dürfen,  dasselbe  sei  zu  seiner  Zeit  selbst 
seinem  Wortlaute  nach  bekannt  gewesen.*") 

Dionysius  also  erzählt  zum  Jahre  492  v.  Chr.  von  Streitigkei- 
ten, die  zwischen  den  Consuln  und  Volkstribunen  vorfielen.  Der 
Gonsul  T.  Geganius  hielt  eine  Volksversammlung:  man  weiss 
nicht  genau,  ob  nur  eine  eigentlich  so  genannte  eontio^  die  nicht 


a)  Dionys.  Vü,  IGflgd. 

b)  VergL  oben  S.  225. 
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in  Conen  gesondert  war,  oder  eine  wirkliche  Curiatversammliing, 
wahrscheinlich  aber  das  erstere;  denn  vom  Abstimmen  ist  nicht 
die  Rede.  Die  patricischen  und  plebejischen  Beamten  geriethen 
in  Streit:  jene  wollten  den  Tribunen  nicht  das  Wort  verstatten, 
diese  behaupteten,  die  Volksversammlung  sei  ihre  eigentliche 
Statte,  ebenso  wie  die  Consuln  unumschränkt  den  Senat  be- 
benoten.  Beinahe  wäre  es  zu  Thätlichkeiten  gekommen.  Diese 
verhinderte  indessen  der  plebejische  Aedil  L.  Brutus,  der  den 
Consnl  um  das  Wort  bat,  mit  dem  Versprechen,  die  Aufregung 
besänftigen  zu  wollen.  Er  fragte  darauf  den  Consul,  ob  nicht 
die  Pairicier  im  Ständevertrage  den  Tribxmen  erlaubt  hätten, 
Volksversammlungen  zu  halten  und  versprochen,  sie  dabei  nicht 
za  stören.  Als  der  Consul  dies  bejaht,  fragte  Brutus  weiter, 
weshalb  der  Consul  jetzt  die  Tribunen  hindere,  das  Wort  zu 
nehmen ;  der  Consul  antwortete ,  .die  *  gegenwärtige  Volksver- 
sammlung sei  von  den  Consuln  berufen  und  gehöre  ihnen:  sie 
dürften  in  ihr  Jedem  das  Wort  verweigern.  Wenn  dagegen  die 
Tribunen  fSr  sich  eine  eigene  Volksversammlung  beriefen,  sollten 
sie  darin  von  den  Consuln  oder  Patriciem  nicht  gestört  werden. 
Mit  dieser  Zusage  der  Consuln  war  Brutus  zufrieden,  beruhigte 
die  Plebs  und  veranlasste  die  Tribunen,  auf  den  folgenden  Tag 
eine  eigene  Volksversammlung  zu  berufen. 

Wahrscheinlich  ist  die  Erzählung  von  Dionysius  künstlerisch 
aosgeschmäckt:  das  Zwiegespräch  der  Consuln  und  der  Tribunen 
&nd  er  sicherlich  nicht  in  der  Ueberlieferung.  Aber  die  Motive 
seiner  Darstellung  konnte  er  sehr  wohl  in  ihr  vorfinden  und 
diese  selbst  ist  in  den  damaligen  Verhältnissen  vollkommen  be- 
gründet. Die  Patricier  hatten  den  Tribunen  das  Recht  mit  der 
Plebs  zu  verhandeln  zugestanden,  aber  die  Art  und  Weise,  wie 
diese  Verhandlungen  geschehen  sollten,  nicht  näher  bestimmt 
Vielleicht  dachten  sie,  es  würde  möglich  sein,  dass  in  den  von 
den  Consuln  berufenen  und  geleiteten  Volksversammlungen  die 
Tribunen  das  Wort  erhielten,  ihre  Einwendungen  machten,  ihre 
Anliegen  vorbrächten:  dies  war  auch  möglich,  so  lange  der 
Streit  der  Stände  und  der  beiderseitigen  Beamten  nicht  heftiger 
entbrannte.  Die  Tribunen  hatten  sich,  wie  Dionysius  andeutet, 
eingebildet,  die  Consuln  würden  sich  aus  der  Volksversammlung 
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zurückziehen,  würden  allenfalls  nur  die  Leitung  der  Abstimmim- 
gen  behalten,  sonst  aber  mit  dem  ausschliesslichen  Rechte,  die 
Senatssitzmigen  zu  leiten,  zufrieden  sein.  Aber  es  gab  noch 
eine  andere  Möglichkeit,  dass  nämlich  Consuln  und  Tribonen, 
jede  ihre  eigenen  Volksversammlungen  hielten,  ein  Verhältniss, 
das  später  im  Römischen  Staatsrechte  galt.  Es  war  viel  ge- 
eigneter, um  kleinlichen  Hader  zu  vermeiden:  deshalb  wurde 
es,  als  der  Streit  der  Stände  von  Neuem  ausbrach,  von  den 
Consuln  vorgeschlagen,  von  den  Tribunen  angenommen. 

Das  Weitere  seiner  Erzählung  konnte  Dionysius  in  seinen 
Quellen  der  Ueberlieferung  vorfinden.    Als  am  folgenden  Tage 
die  Volksversammlung   zusammen   gekonunen  war,    trat  nach 
Verabredung  mit  seinen  Collegen  der  Volkstribun  Icilius  auf  und 
beantragte  folgendes   Gesetz:  „Wenn  der  Volkstribun  vor  dem 
Volke  spricht,  soll  Niemand  etwas  entgegen  reden  noch  seine 
Rede  unterbrechen.    Wenn  aber  einer  dagegen  handelt,  soll  er 
den  Volkstribunen  auf  Verlangen  Bürgen  stellen  für  die  Bezah- 
lung der  Geldstrafe,  welche  sie  ihm  auferlegen.    Wer  aber  keinen 
Bürgen  stellt,  soll  mit  dem  Tode  bestraft  werden  und  sein  Ver- 
mögen geweiht  sein.   Das  ürtheil  über  die,  welche  wegen  dieser 
Geldstrafe  einen  Rechtsstreit  fahren  wollen,   soll    beim  Volke 
sein."»)    Dieser  Antrag  wurde  von  der  Plebs  angenommen,  von 
dem  Senate  aber,  wie  Dionysius'»)   ausdrücklich  sagt,    nicht; 
folglich  band  er  auch  nur  die  Plebejer,  nicht  die  Patricier,    Die 
Letzteren  waren  in  den  Volksversammlungen  der  Tribunen  nicht 
zugegen :  Dionysius '')  lässt  den  Aedilen  Brutus  das  in  dem  Stän- 
devertrage  gegebene  Versprechen   der  Patricier  erwähnen,    sie 
wollten,  wenn  die  Tribunen  eine  Volksversammlung  hielten,  weder 
zugegen  sein  noch  dieselben  stören.    Erst  später  wurden  die 


a)  Die  Worte  des  Gesetzes  sind  bei  Dionys.  VII,  17  folgende:  Ar,|ji4p- 
yoM  yv(opiT^v  dyopEuovTO?  iv  8yj{i.<{>  p.T]fielc  "kfjixio  [irfil^t  ivavxfov  y^rfii  fxcao- 
Xaßcfxtt)  t6v  \6foy  iiy  ^i  Tic  itapd  xauTa  Ttoii^9|Q,  SiSdrcu  tolc  Si^fiap^M« 
IjYliTfrdc  aivrfitU  «tc  Ixtiviv  ^c  g^v  a6T(j>  iitSüiai  ^r^}t.la^'   b  hk    ^t.^    ^i&o^J< 

^loßTjTOuvTiuv  itpdc  TauTttc  xdc  CTjfJttac  al  xpfacic  lortovav  ixd  tou   ("^{«.om. 

b)  Dionys,  VQ,  18. 

c)  IMonys.  VH,  17. 
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TriboneD  Beamte  des  gesammten  Volkes,  ihre  Volks versamm- 
bmgen  von  den  Patriciem  besucht,  das  leilische  Plebiscit  ein 
allgemeine«  Staatsgesetz.  Es  wird  von  Plinius  und  Cicero,  ohne 
ti  namentlich  zu  nennen  oder  seinen  Ursprung  anzugeben,  er- 
wähnt imd  man  sieht  aus  ihren  Worten,  dass  in  ihm  der  Aus- 
drack  ifOer/ari  „dazwischen  reden '^  als  eigenthümlicher  für  die 
l'oterbrechuDg  des  die  Versammlung  leitenden  Tribunen  ge- 
braucht war,*) 

Der  Zweck  des  IciUschen  Gesetzes  war  hiemach  den  Tri- 
boD€n,  welche  fortan  eigene  Volksyersammlungen  halten  sollten, 
mit  den  für  einen  Vorsitzenden  derselben  nöthigen  Rechten  aus- 
zustatten. Der  Leiter  einer  Volksversaomilung  musste  die  Be- 
fogniss  haben,  Ordnung  in  ihr  zu  erhalten:  nach  Römischen 
Gnmdsätzen  durfte  nur  deijenige  sprechen ,  dem  der  Vorsitzende 
das  Wort  g^eben,  und  nur  in  so  weit  als  er  es  ihm  gegeben: 
Niemand  durfte  den  Vorsitzenden  unterbrechen.  Niemand  dem 
Tribonen,  der  eine  Volksversammlung  anberaumt,  dieselbe  ab- 
berufen; denn  dies  Letztere  war  im  Ständeyertrage  festgesetzt 
uod  80  eben  von  den  Patriciem  neuerdings  zugestanden  worden. 
Abo  mossten  die  Tribunen  ein  unmittelbares  Strafrecht  über  die 
Mitglieder  der  Versammlung,  welche  sie  leiten  sollten,  erhal- 
ten: bisher  hatten  sie  dasselbe  nicht  gehabt,  sondem  waren 
BOT  fär  andere  Amtshandlungen  unverletzlich  gewesen.  Will 
oaan  dies  leilische  Gesetz  als  Erweiterung  des  auf  dem  heiligen 
Berge  besddossenen  Gesetzes  über  ihre  Unverletzlichkeit  an- 
^en,  so  kann  man  dies  in  so  fern  thun,  als  die  Macht  der 
Tribunen  durch  dieses  vergrössert  wurde  und  die  Strafen  des 
Idlischen  Gesetzes  sind  den  früheren  nachgebildet;  aber  unzwei- 
felhaft bestehen  beide  Gesetze  ein  jedes  for  sich,  und  der 
nächste  Zweck  des  gegenwärtigen  war  nicht  auf  Verstärkung 
oder  Ausdehnung  der  tribunidschen  Unverletzlichkeit  gerichtet 

Die  Strafe  gegen  den  Störer  einer  tribunidschen  Volksver- 
ddomüung  besteht  in  Geld :    die  Höhe  derselben  wurde  wahr- 


a)  Plin.  ep.  I,  23  tribunus,  quem  inter&ri  nefas;  Gic.  p.  Sest  37,  79 
S^stios  fretoft  sanctitate  tribonatüs  cum  se  non  modo  contra  vim  et  fu- 
f^^ran,  sed  etiam  contra  verba  et  interfationem  legibus  sacratis  armatum 
poUret 
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scheinlich  im  Gesetze  nicht  angegeben,    sondern  der  Ueberein- 
kanft  der  Tribunen   überlassen.      Sie   ist  viel  gelinder  als  die- 
jenige ,  welche  auf  Verletzung  der  Tribunen  steht,  und  sie  musste 
es  sein.    Denn  es  ist  ein  weit  schwereres  Vergehen,  dem  Be- 
amten der  Plebs  zu  nahe  zu  treten ,  als  ihn  bloss ,  vielleicht  un- 
absichtlich, während  einer  Rede  zu  unterbrechen  oder  sonst  in 
der  Volksversammlung  zu  stören.    Dennoch  lehnt  sich  das  Ici- 
lische  Plebiscit  an  das  vom  heiligen  Berge  an.    Denn  wer  nicht 
Bürgen  für  die  Geldstrafe  stellt,  wird  wie  derjenige,  der  einen 
Tribunen  verletzt  hat,   mit  dem  Tode  bestraft,    sein  Vermögen 
eingezogen,  und  zwar  ohne  weitem  Process,  ohne  Berufung  an 
die  Volksversammlung,    nur  nach  Entscheidung  der  Tribunen. 
Es   erscheint  wenigstens  zweifelhaft,   ob  Dionysius'  Ausdruck: 
„das  ürtheil  über  diejenigen,  welche  wegen  dieser  Strafen  einen 
Rechtsstreit  führen  wollen,  soll  beim  Volke  sein"  auf  die  Geld- 
strafe und   die  etwaige  Todesstrafe  oder  auf  jene  allein  zu  be- 
ziehen ist.    Die  letzte- Erklärung  ist  wahrscheinlich.    Denn  wer 
nicht  Bürgen  stellt,   erklärt  sich   damit  gegen  die  Amtsgewalt 
der  Tribunen  überhaupt,  ist  ihr  Verächter  und  demjenigen,  der 
sie  mit  Wort  oder  That  verletzt,  gleich.    Wie  der  Consul  bei 
seinen  Amtshandlungen  durch  das  imperium  geschützt  ist,  so  ist 
es   der  Tribun  durch  seine  Unverletzlichkeit,  und  er  mnss  die 
Macht  besitzen,  sich  auch  bei  Volksversanunlungen  aagenblick- 
lichen  Gehorsam  zu  verschaffen.    Die  Gewaltthätigkeiten ,  welche 
spätere  Tribunen  sich  in  Folge  des  Icilischen  Gesetzes  erlaubten, 
sprechen  ebenfalls  für  diese  Auslegung.    Fraglich  kann  es  auch 
sein,  ob  unter  denjenigen,  welche  nicht  Bürgen  stellen,  nur  die- 
jenigen verstanden  werden,  welche  Bürgen  nicht  stellen  wollen, 
also  Verächter  der  tribunicischen  Gewalt  sind,   oder  auch  die- 
jenigen, welche  es  aus  Armuth  nicht  können.    Ich  glaube,  nui 
die  ersteren;    doch  mochten  die  Worte  des  Gesetzes  zweifelhaft 
sein  und  dazu  benutzt  werden,   um  gegen  Ruhestörer  aus  dem 
niederen  Volke  rücksichtslos  und  besonders  streng  einznschrei 
ten.    Uebrigens  entsteht  hier  ein  scheinbarer  Widerspruch   mi 
der  sonstigen  geschichtlichen  Ueberlieferung.    Erst  beim  Processi 
von  Kaeso  Quinctius ,  461  v.  Chr. ,  bemerkt  Livius  •),  er  sei  de 
a)  Liv.  m,  13. 
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erste  gewesen,  der  in  einem  öffentlichen  Processe  Bärgen  ge- 
Mt  und  bis  zum  Endnrtheil  anf  freiem  Fasse  gelassen  worden 
sei.  Und  doch  werden  schon  in  diesem  Icilischen  Gesetze  Bür- 
gen erwähnt,  und  zwar  ebenfalls  in  einem  öffientlichen  Processe. 
Indessen  sie  sind  praedes^  Bargen  far  die  Bezahlang  einer  Geld- 
sQfflffle :  sie  sind  ohne  Zweifel  eine  uralte  Römische  Einrichtang 
and  m  allen  Zeiten  oft  gegeben  worden;  dagegen  die  andere 
Art  Ton  Borgen,  welche  das  Erscheinen  des  Angeklagten  yor 
Gericht  sichern  sollten  (vades)^  kamen  erst  seit  Qainctias'  Pro- 
teus auf. 

Es  entstand  durch  das  Icilische  Plebiscit  eine  neue  Art  von 
Gerichtsbarkeit  far  die  Volkstribaneu.  Das  Gesetz  auf  dem  hei- 
ligen Bei^e  hatte  ihnen  die  Befagniss  gegeben ,  jeden ,  der  ihnen 
durch  Wort  oder  That  entgegen  trat,  an  Leben  and  Gut  zu 
strafen,  hatte  auch  die  übrigen  Plebejer  eidlich  verpflichtet,  sie 
dabei  zu  unterstutzen.  Damit  war  ihnen  ein  Schutz  für  ihre 
Person  verliehen,  aber  ein  gerichtliches  Verfahren  in  den  wenig- 
Hten  Fällen  geschaffen.  Unzweifelhaft  wurde  dasselbe  in  Folge 
davon  später  häufiger,  indessen  die  nächste  Absicht  des  Gesetzes 
war  es  nicht  Dagegen  dies  neue  Plebiscit  schuf  eine  Gerichts- 
barkeit, indem  es  bestimmte,  dass  der  von  den  Tribunen  Ver- 
Qitheilte  nach  Stellung  von  Bürgen  auf  die  Entscheidung  des 
Volkes  über  die  Höhe  der  Geldstrafe  sich  berufen  durfte.  Der- 
j^e  Volkstribun,  der  beim  Abhalten  der  Volksversammlung 
geidort  worden  war  und  deshalb  die  vorläufige  Geldstrafe  fest- 
gesetzt hatte,  berief  dann  eine  neue  Volksversammlung,  leitete 
in  derselben  die  gerichtliche  Untersuchung,  veranlasste  die  Ab- 
stimmung und  spracht  endlich  nach  der  Entscheidung  der  Tri- 
bnkomitien  das  Urtheil,  welches  er  demnächst  auch  vollzog. 
Dies  Verfahren  ist  dem,  welches  die  Consuln  in  Centuriatcomi- 
tien  über  diejenigen,  welche  Provocation  an  das  Volk  einlegten, 
oaehgebildet  und  die  Volkstribunen  selbst  waren  damit,  so  viel 
an  den  Plebejern  lag,  den  Consuln  gleichgestellt :  statt  des  im- 
perium  hatten  sie  die  Unverletzlichkeit ,  welche  ihnen  augenblick- 
liche Rache  und  den  Schutz  ihrer  Standesgenossen  verlieh,  statt 
der  ordentlichen,  in  Centuriatcomitien  geübten,  Gerichtsbarkeit 
diese  neue  der  Tributcomitien ,  welche  zwar  zunächst  auf  wenige 
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Fälle  beschränkt  war,  aber  die  Möglichkeit  einer  weiteren  Aus- 
dehnung in  sich  trug.    Aas  späterer  Zeit,    als  die  Macht  der 
Tribunen  den  ganzen  Staat  umfasste,    haben  wir  ein  paar  Bei- 
spiele, welche  ihr  Verfahren  bei  einer  Verletzung  des  Icilischen 
Gesetzes   erläutern.    Im  Jahr«  169  v.  Chr.   hatte  der  Censor  C. 
Claudius  in  einer  von  dem  Tribunen  F.  Rutilius  berufenen  Volks- 
versammlung das  Wort  erhalten,  und  als  Lärmen  entstand,  durch 
seinen  eigenen  Herold  Stille   gebieten  lassen.    Dies   fasste  der 
Tribun  als  ordnungswidrig  auf:    der  Censor  hätte  sich  an  ihn 
wenden  müssen  und  er   hätte  dann  durch  seinen  Viator  Ruhe 
gebieten    können.    Der  Censor  hatte  gethan,   als   ob    es  seine 
Volksversanunlung  sei ,    hatte  sie  also  gewissermassen  vom  Tri- 
bunen abberufen.    Deshalb,  sagt  Livius,  weil  er  die  Versamm- 
lung von  ihm  abberufen  hätte ,  setzte  der  Tribun  ihm  einen  Ter- 
min in  der  Volksversammlung*):  er  hatte  ihm  also  eine  Geld- 
strafe auferlegt   undfum  diese  sollte  unter  Vorsitz  des  Tribunen 
in  einer  Tribusversammlung  gestritten  werden.    Ferner  der  Tri- 
bun M.  Drusus  liess  den  Consul  L.  Philippus,  der  ihn  in  einer 
Volksversammlung  zu  unterbrechen  gewagt  hatte,  gewaltsam  und 
unter  arger  Körperverletzung  in  das  Gefängniss  werfen.**)     Wahr- 
scheinlich hatte  sich  der  Consul  der  Aufforderung,  Bürgen  für 
eine  Geldstrafe  zu  stellen,  nicht  gefugt  oder  sonst  den  Tribunen 
erzürnt.    Der  Tribun  L.  Satuminus  ging  noch  weiter.     Als  er 
eine  Volksversammlung  hielt,  sass  der  Prätor  Glaucia  zu  Ge- 
richt    Dies    erklärte  der  Tribun  für  ein  Abberufen  der   Ver- 
sammlung und  störte   das  Gericht  mit  Gewalt:   von  verhängter 
Strafe  wird  nicht  erzählt."^)     Dies  sind  einige   wenige   Fälle, 
welche .  die  Ueberlieferung   ihrer  Merkwürdigkeit  halber  auf  be- 


a)  Liv.  XLUI,  16  C.  Claudio  diem  dixit  quod  contionem  a  se  avo- 
casset 

b)  Val.  Max.  IX,  5,  2  Parvi  enim  habuit  (M.  Drosus)  L.  Philippom 
consulem,  quia  interfieuri  se  contionantem  ausns  fderat,  obtorta  gula  et  qni- 
dem  non  per  viatorem,  sed  per  clientem  sunm  adeo  vioienter  io  carcerem 
praecipitem  egisse,  ut  moltus  e  naribus  eins  cmor  profunderetur. 

c)  Aurel.  Vict  73  Glaaciae  praetori,  quod  is  eo  die,  quo  ipse  contio- 
nem habebat,  ins  dicendo  paitem  populi  avocasset,  aellam  concidit,  ut 
magis  popularis  videretur. 
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waiirt  hat,  die  grosse  Menge  der  gewöhnlichen  Fälle  sind  ver- 
gessen. 

Indessen   diese  Anwendung   des  Icilischen  Gesetzes   gegen 
ßeiunte  gehört,  wie  ich  eben  bemerkt,  einer  späteren  Zeit  an, 
eben  so  wie  auch  das  Recht,  Jemanden  greifen  zu  lassen  (iits 
yremomg) ,  welches   die  Tribunen  unzweifelhaft  seit  ihrer  Ein- 
setzung gegen  die  Plebejer  gehabt  hatten,  erst  später  auf  die 
Patricier  ausgedehnt  wurde.    Man  könnte  sich  wundem,   dass 
bei  dem  Erlassen  dieser  die  Tribunen    betreffenden  Plebiscite, 
sowohl  des  ersten  auf  dem  heiligen  Berge  als  auch  dieses  zweiten 
Icilischen,  von  keinem  Widerstände  der  Patricier  berichtet  wird. 
Ich  halte  das  nicht  für  eine  Schuld  der  Ueberlieferung,  sondern 
^läabe,  dass,  so  au&nerksam  auch  dieselben  die  Fortschritte  der 
tribunicischen  Macht  verfolgten,  dennoch  von  ihnen  kein  Widerstand 
>tattgefanden  bat  noch  stattfinden  konnte.    Einmal  waren  es  die 
ii'ithwendigen  Folgerungen,  welche  die  Plebejer  aus  dem  feierlich 
tfbchworenen  Ständevertrage  zogen.  Die  Tribunen  mussten,  wenn 
>\i  Beamte  sein  sollten,  wie  die  Patricier  zugegeben,  irgend  eine 
Art  von  Schutz  haben,  sie  mussten  auch,   wenn  sie  plebejische 
Versammlungen  leiten  sollten,  die  dazu  nöthige  Disciplinargewalt 
litsitzen:  das  lag  am  Ende  ini  Interesse  des  gesammten  Staates. 
Zweitens,    die  Patricier  wurden  durch   die  Plebiscite  nicht  be- 
troffen: für  sie  gab  es  weder  eine  Unverletzlichkeit  noch  ein  ple- 
Hij^<*hes  Gericht:  das  waren  innere  Angelegenheiten  des  Stan- 
It-s,  dem  sie  eine  gewisse  Selbständigkeit  zugesprochen  hatten. 
<janz  anders  gestaltete  sich  das  Verhältniss,  als  die  Tribunen, 
ifiDerlich  erstarkt,  Einfluss  auf  die  Patricier  zu  gewinnen  suchten: 
fia  entbrannt«  der  Kampf,  der  für  lange  Zeit  alle  Kräfte  des 
Staates  in  Anspruch  nahm. 
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Neuntes  Capitel. 

Anklage  Goriolaiui.     Bericht  tob  liTius  ud  Dionpiiu.    Dos  Let&Un 

Glaubwllrdigkeit.    Wichtigkeit  dieses  Processes.   Rechtspukt    Streitig- 

keiten  der  St&nde  bis  snr  Yereinbaniiig.   Process.   SenatsheBChivss. 

YolksTersaimiiliing.    Yenurtheilniig. 

Die  Befürchtung,  welche  Menenins  auf  dem  heiligen  Berge 
bei  der  Forderung  der  Plebs,  sich  eigene  Beamten  wählen  zu 
dürfen,  ausgesprochen  hatte,  der  Staat  möchte  in  zwei  Theile 
zerfallen,»)  hatte  sich  früher  als  man  dachte,  erfüllt    Die  Tri- 
bunen, welchen  der  militärische  Oberbefehl  und  die  altherge- 
brachte Scheu,  die  das  Consulat  umgab,  fehlte,  hatten  sich  mit 
einer  in  ihrem  Kreise  unumschränkten  Macht  bekleidet:   sie  er- 
innert an  die  Tyrannis,  welche  in  den  Griechischen  Staaten  aus 
der  Democratie  hervorzugehen  pflegte.    So  war  der  Staat  ge- 
spalten und  es  musste   nothwendiger  Weise  zu  einem  Kampfe 
kommen,  schlimmer  als  er  bei  der  Auswanderung  auf  den  heiligen 
Berg  stattgefunden  hatte.    Es  war  die  Frage,  ob  das  (Konsulat, 
gestützt   auf   die   alte   Ehrfurcht    des  Volkes    und  militärische 
Macht,    den  Sieg  erringen   würde;    dann  wäre    zunächst   eine 
Aristocratie,  wie  in  den  Griechischen  Staaten,  entstanden,  mit 
ähnlichem  Verlaufe:  hätte  das  neu  geschaffene  Tribunal  durch 
die  Gewalt   der   democratischen   Strömung   vollständig  gesiegt 
so  wäre  der  Kreislauf  zur  Tyrannis  ein  rascherer  gewesen.    Es 
war  das  eigenthümliche  Glück  des  Römischen  Staates,  dass  das 
Volk  Liebe  zur  hergebrachten  Staatsverfassung  und  Sehen  vor 
offener  Gewalt,  die  Beamten  und  besonders  der  Senat  Nachgie* 
bigkeit  und  Klugheit  besass.     Dadurch  gelang  es,  die    beiden 
einander  feindlichen  Elemente  zu  verschmelzen  und  die  bewun- 
derungswürdige   gemischte    Römische   Verfassung    zu    schaffen. 
Der  Process   Goriolans  bildet  den  An&ng  dieses  Kampfes,  d^x 
auf  keiner  von  beiden  Seiten  einen  entschiedenen  Sieg  zur  Folg« 
hatte,  sondern  zu  einem  Vergleiche  führte,  welcher  ein    nene^ 
Verhältniss  der  Stände  zu  einander  begründete:  er  ist  indessen 


a)  Dionys.  VI,  88. 
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far  die  Entwickelong  des  Rechtes  eben  so  wichtig  wie  in  poBti- 
^Jtter  Beäehung.    Auf  die  chronologischen  Bedenken,  welche  in 
neuerer  Zeit  gegen  die  Ueberliefening  von  Coriolan  erhoben  wor- 
den sind,   gehe  ich  nicht  ein :  sie  beruhen  auf  critischen  Phan- 
tasien, die  zu  widerlegen  oder  überhaupt  zu  erwähnen  unnütz 
iit   Mit  besonderem  Nachdruck  aber  hat  man  den  Recht«punkt 
benrorgehoben  und  die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  Tribunen  ein 
Recht  zur  Anklage  Coriolans  hatten  oder  ob  es  ein  Gewaltstreich 
war,  als  sie  erst  ihn,  später  andere  Beamten   und  Patricier  vor 
ihr  Gericht  zogen.    Ohne  Zweifel  hat  man  diese  Frage  schon 
im  Alterthum  aufgeworfen,  trotzdem  d^ss  Cicero  in  seinen  Bfi- 
ebem  vom  Staate*)  eilig  über  diese  Zeit  und  über  das  Tribunat, 
ab  einen    schwierigen  und   zweifelhaften  Punkt  hinweggehend 
nichts  davon  erwähnt"^ 

Die  Erzählung  von  diesem  Processe  bei  Livius  ist  kurz:  es 
kam  ihm  mehr  darauf  an,  in  dem  Feldzuge  Coriolans  und  der 
darauf  folgenden  wunderbaren  Errettung  der  bedrängten  Stadt 
die  altrümischen  Tugenden  der  Tapferkeit  und  Hochherzigkeit 
aog  Licht  zu  stellen  als  den  Verlauf  der  Verfassungsentwickelung 
n  scfaildem.  Nachdem  er  früher  schon  von  den  Heldenthaten 
Coriolans  erzählt,  berichtet  er  dann*»)  von  der  Pest  in  Rom,  von 
der  Theuerung,  von  der  Ankunft  des  Sicilischen  Getreides.  Es 
folgt  die  Berathung  des  Senates  über  die  Vertheilung  des  Ge- 
treides und  bei  ihr  macht  Coriolan  den  Vorschlag,  das  Volks- 
tribonat  au&uheben.  Indessen  der  Senat  billigt  den  Vorschlag 
mcht  und  die  Tribunen  setzen  dem  aus  der  Curie  tretenden  Co- 
mbn  einen  Termin  vor  der  Plebs.  Coriolan  stützt  sich  auf 
das  mangelnde  gesetzliche'  Recht  der  Tribunen  und  verachtet 
die  Ladung;  aber  der  Senat  glaubt  dem  Zorne  der  Plebs  gegen- 
über nadhgeben  zu  müssen,  versucht  Drohungen  gegen  einzelne 
Plebejer,  dann  Bitten:  Coriolan  wird,  als  er  beim  Termin  nicht 
ejBchien,  abwesend  verurtheilt.  Livius  erkennt  also  kein  gesetz- 
liche Reeht  der  Tribunen,  Coriolan  und  überhaupt  Patricier 
zur  Verantwortung  zu  ziehen,  an;   aus  Klugheit  und  um  dem 


a)  Cic.  de  rep.  II,  34 

b)  li?.  n,  a4  und  35. 
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Sturme  auszuweichen,  geben  die  Patricier  nach'):  im  üebrigen 
ist  sein  Bericht  so  dürftig,  dass  er  der  vollständigeren  lieber- 
lieferung  nur  in  Betreff  des  Nichterscheinens  beim  Termin 
widerspricht,  sonst  allen  Vermuthungen  über  die  Form  der  An- 
klage Raum  gewährt :  deshalb  wird  er  von  den  neueren  Gelehrten 
vorgezogen. 

Dagegen  sehr  ausführlich  ist  die  Darstellung  bei  Dionysius, 
der  sich  Plutarch**)  anschliesst;  aus  Dio  Cassius'*')  Geschichte 
besitzen  wir  eine  kurze  auf  Goriolan  bezügliche  Bemerkung,  die 
aber  mit  Dionysius  übereinstimmt  Es  ist  kein  Zweifel,  dass 
ein  grosser,  vielleicht  dem  Umfange  nach  der  grössere  Tlieil 
von  Dionysius'  Erzählung  schriftstellerische  Bearbeitung  und  zwar 
Bearbeitung  in  einem  uns  wenig  zusagenden  Geschmacke  ist 
Die  Reden,  welche  er  von  den  Consuln,  Tribunen,  am  Ende  von 
Goriolan  selbst  halten  lässt,  sind  seine  eigene  Erfindung;  in  den 
Annalisten,  so  weitläuftig  sie  auch  sonst  sein  mochten,  kann  er 
dieselben  nicht  gefunden  haben.  Aber  eben  so  wenig  kann  man 
läugnen,  dass  er  sie  im  Geiste  derjenigen  Personen,  welche  er 
sie  halten  lässt,  gearbeitet  hat,  dass  er  nicht  willkürlich  dem 
einen  diese,  dem  andern  jene  Worte  leiht,  sondern  nach  antiker 
Sitte  die  eigenen,  aus  dem  Studium  der  Quellen  geschöpiten 
Betrachtungen  in  Reden  von  handelnden  Personen  einkleidete. 
Seine  Darstellung  verliert  also  an  unmittelbarer  Glaubwürdigkeit 
gewinnt  aber,  weil  sie  von  seiner  Sorgfeit  zeugt.  **'^) 

Dionysius  erkannte  den  Wendepunkt,  der  in  Coriolans  Pro- 
cesse  für  die  Entwickelung  der  Romischen  Verfessung  liegt:  mit 
ihm  beginnen  die  tribunicischen  Anklagen,  welche  bald  so  grossen 
Einfluss  gewannen,  dass  sie  eine  durchgreifende  Gontrolle  der 
Regierenden  durch  die  Regierten  herbeiführten.  Goriolan  wurde 
wegen  Verletzung  der  Tribunen  oder  des  Stfindevertrages  oder 
einer  ähnlichen  Sache  angeklagt,  die  nächste  Ankls^  fand  wegen 
Nichtausführung  eines  den  Plebejern  günstigen  Gesetzes  statu 


a)  Livius  1.  1.:  sed  adeo  infensa  erat  coorta  plebs,   ut  anios  poena 
defongeadum  esset  patribns. 

b)  Dionys.  Vü,  21  —  67;  Flut  Cor.  16— 2a 

c)  Dio  fr.  Vat  15.  Vergl.  Zonaras  VH,  16. 
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die  dritte  wegen  unglücklieher  Kriegfohrang:  es  gab  am  Ende 
keine  Regiemngshandlung,  für  die  nicht  nach  Ablauf  des  Amts- 
Jahres  von  den  Tribnnen  nnd  dem  in  Tribntcomitien  versammel- 
ten Volke  Redienschaft  gefordert  werden  konnte.    Es  ist  ein  be- 
deutendes Verdienst  von  Dionysius ,  diesen  Wendepunkt  deutlich 
erkannt  und  klar  ausgesprochen  zu  haben.    Er  sagt  am  Ende 
seiner  Erzählung:  „dies  ist  der  erste  Fall,  wo  ein  Patricier  vor 
das  Volk  berufen  wurde,  um  gerichtet  zu  werden,  und  seit  jener 
Zeit  wurde  es  bei  den  Vorstehern  des  Volkes  Sitte ,  jeden  Bür- 
ger, den  es  ihnen  gut  schien,  vorzufordern ,  um  sich  gerichtlich 
vor  dem  Volke  zu  verantworten".*)    Gegen  die  Plebejer  hatten 
die  Tribunen  schon  früher  eine  Gerichtsbarkeit,  nicht  nur  in  den 
bestimmten  Fällen,    welche  ihre  Unverletzlichkeit  angingen  und 
durch  das  Icilische  Plebiscit   bestimmt  waren,   sondern  wahr- 
scheinlich in  allen  Fällen,    über  die  sie  erkennen  wollten;  als 
«ie  jetzt  dasselbe  Recht  gegen  die  Patricier  ausüben  konnten, 
war  die  Folge  die,  welche  Dionysius  angiebt:  sie  konnten  jeden 
Borger   vor  das  Gericht  der  Plebs  laden.    Er  hat  sich  über  die 
Bedeutung  von  Coriolans  Process  zwar  kurz,  aber  richtig  ausge- 
drückt    Um  so  mehr  werden « wir  ihm ,  wenngleich  wir  die  Ein- 
zelheiten seines  Berichtes  nicht  als   geschichtlich  überliefert  be- 
trachten,   dennobh  in  den  Hauptsachen  allen  Glauben  schenken 
müssen.    Namentlich  scheint  es  ihm  darauf  angekommen  zu  sein,  - 
bei  diesem  ersten  Processe  die  Form  und  das  Verfahren  in  allen 
äfanlieben,  später  häufig  vorkommenden  Processen  darzustellen: 
vielleicht  sind  diese  sogar  die  Quelle  gewesen,  aus  der  er  den 
Gang  seiner  Erzählung  entnahm.    Man  kann  in  dieser  Hinsicht 
Coriolai^  Process   mit  dem  früher  von  uns  besprochenen  Pro- 
cesse von  P.  Horatius  vergleichen,    dessen  Darstellung  bei  Li- 
riiks  uns  die  eine  Form  des  gerichtlichen  Provocationsverfahrens 
giebt    Wir  unterscheiden  demnach  in  Dionysius'  Erzählung  zwei 
Tbeile:  der  erste  umfasst  die  Streitigkeiten  der  Volkstribunen 


a)  Dionys.  VII,  65  A5tt)  rpdjn)  xax  dv5p6c  «axpix^ou  irpöcxXr/oi;  ei« 
Ttr*  ^T^ov  iyivtTO  inl  hixr^,  xa\  Ak  ixeCvou  tou  )^p($vou  ToTc  Sorepov  XapLßd- 
vo'^ot  tJjv  tou  ^(iou  irpoffTao(av  l^o«  xad^orv)  xaXelv  ohi  Sö^tic  xcöv  TioXixdiv 
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mit  dem  Senate  bis  'zur  Feststellung  des   gerichtlichen  Yer&h- 
rens,  der  zweite  dies  Verfahren  selbst. 

Die  Veranlassung  der   Streitigkeiten  war    nach  Dionysios 
folgende.    Bei  den   Beratbungen  des  Senates  über  die  Verthei- 

« 

lung  des  während  einer  T  heuerung  aus  Sicilien  angekommenen 
Getreides  that  sich  G.  Marcius  Goriolanus  hervor:  er  war  ein 
Feind  der  Plebs  theils  seiner  ganzen  politischen  Gesinnung  nach 
theils  persönlich  auf  sie  erbittert,  weil  er  bei  der  Consulwahl 
durchgefallen  war:  er  hatte  sich  grossen  Kriegsruhm  und  durch 
denselben  zahlreiche  Clienten  er^^orben.    Goriolan  also  rieth,  die 
Theuerung  zu  benutzen,  um  das  Volkstribimat,   das  dem  Staate 
Gefahr  drohe, "^  zu  beseitigen.*)    Die  entschlossenen  unter  den 
Senatoren  stimmten  ihm  bei  und  trotzdem  dass  die  Volkstribu- 
nen ,  welche  von  den  Gonsuln  berufen  im  Senate  zugegen  waren, 
heftigen   Widerspruch  erhoben,    gewann  es   den  Anschein,  als 
wurde  der  Senat  Goholans  Vorschlag  annehmen.^)    Ob  in  die- 
ser Darstellung ,   selbst  abgesehen  von  der  Rede  Goridans ,  das 
Uebrige  sich  in  der  Ueberlieferung  vorfand  oder  von  Dionysius 
erdacht  vnirde,    lässt  sich  nicht  entscheiden.    Seine  Erzählung 
unterscheidet  sich  von  der  bei  Livius  darin,  dass  bei  ihm  das 
Bemühen  hervortritt,    das  Vergehen  Goriolans  nicht  als  in  der 
Rede  allein  liegend  darzustellen:    die  meisten  Senatoren  stimm- 
ten ihm  bei  und   es  hatte  gewissermassen  die  Ausführung  des 
von  ihm  beantragten  Senatsbeschlusses  begonnen.    Dies   scheint 
richtiger  als  Livius^  Darstellung.    Bei  den  fortwährenden  Strei- 
tigkeiten  der  Patricier  und  Plebejer,    wo  von  beiden  Seiten  die 
heftigsten  Reden  vorkamen,    wäre  es  unbillig  gewesen,    Worte 
allein  bestrafen  zu  wollen,    und  die  Strenge  späterer  Gesetze, 
nach  denen  selbst  Vorschläge  über  Veränderung  von  bestimmten 
Staatseinrichtungen  mit  Strafe  bedroht  wurden ,  war  damals  noch 
unbekannt:    sonst  hätte  es  weiter  keines  Streites,   sondern  nur 
der  Ausführung  der  gesetzlich  bestehenden  Strafen  bedurft 

In    dem  Vorschlage  Goriolans,    das  Tribunat   aufisuheben, 
liegt  ohne  Zweifel  eine  Verletzung  des  Ständevertrages;  aber  es 


a)  Dionys.  VII,  21—24^ 

b)  Dionys.  VII,  25. 


Das  Vergehen  Coriolans.  245 

zeigte  sich  eine  Lücke  in  der  Gesetzgebung.    Der  Vertrag  war 
TOD  den  beiden,  damals  getrennt  stehenden,  Ständen,  den  Pa- 
triciem  imd  den  Plebejern,  beschworen  worden»),  wie  zwischen 
zwei  kriegfahrenden  Mächten  Frieden  geschlossen  wird,   vermit- 
telst der  Fetialen.  ^)    Aber  eben  so  wenig  wie  in  diesem  Falle 
eine  Strafe  far  den  Uebertreter  festgesetzt  wird,  deswegen  weil 
dieselbe  ohne  erneuten  Kriegszustand    nicht   vollzogen  werden 
kaim,  eben  so  wenig  war  es  möglich,  für  den  Bruch  des  Ständever- 
trages eine  Strafe  zu  bestimmen.    Selbst  eine  Auslieferung  Corio- 
lans an  die  Plebejer ,  ein  Mittel ,  wodurch  sonst  Staaten  bei  dem 
Bniehe  eines  Vertrages  sich  gegenseitig  Genugthuung  zu  geben 
pflegten"*),  wäre  in  diesem  Falle  nicht  anwendbar  gewesen.  Denn 
Coriolan  allein  war  nicht  im  Stande  den  Vertrag  zu  brechen  und 
das  Tribunat  au&uheben:  er  war  nicht  einmal  Beamter.    Höch- 
stens konnte  er   vermöge  seines  Rathes   und  Ansehens  Veran- 
lassung sein,  dass  seine  Standesgenossen  ihn  nach  gemeinsamen 
Entschlüsse  brachen:  dann  aber  waren  diese,  die  Thäter,  nicht 
er,  der  den  Rath  gegeben,  schuldig.    Das  natOrlichste  wäre  ge- 
wesen, Coriolan  vor  Gericht  zu  stellen,  wie  jeden  andern  Ver- 
brecher,  der  die  Gesetze  des  Staates   übertreten.     Jedermann 
ans  dem  Volke  und,  wenn  sie  wollten,  die  Tribunen  selbst  konn- 
ten ihn  bei  den  Considn  belangen:  diese  mussten  dann  das  Ver- 
brechen in  einen  bestimmten  juristischen  Begriff,   etwa  den  der 
perduellio,  fiassen  und  ein  Gericht  entweder  vor  den  Quästoren 
öder  unter  ihrem  eigenen  Vorsitze  niedersetzen.   Wurde  er  in  die- 
sem Gerichte  Yerurtheilt,  so  stand  ihm  die  Berufung  an  die  Cen- 
toriateomitien  frei.     Ein   solches  VerMren  verlangte  Coriolan 
q)at€T  selbst*),   auch  die  Tribunen  wären  damit  zufrieden  ge- 
wesen,  wenn  er  so  verurtheilt  worden  wäre^);  aber  sie  sahen 


a)  Dionys.  VII,  50.  Die  Patricier  beschwören  den  Vertrag:  atrfvTec  in\ 

b)  Di<my8.  VI,  89. 

c)  Dionys.  YII,  34  Bpricht  Coriolan :  c{  hk  ßouXi^oeTa{  Tic  itd  xq>v  uic^tuiv 

d)  Unmittelbar  nachdem  Coriolan  im   Senate  seinen  Vorschlag  über 
Aiifbebiing  des  Tribunates  gemacht  hatte,   sagen  die  Tribunen  im  Senate 
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seine  Freisprechung  voraus,  selbst  wenn  die  Consuln  die  Klage 
annehmen  sollten.  Denn  er  würde  von  denjenigen  gerichtet 
worden  sein,  deren  Mehrheit  mit  ihm  übereinstimmte. 

Die  Tribunen  schlugen  also  einen  andern  Weg  ein.    Rechtr 
lieh  konnten  sie  nichts  thun:   sie  eröfiheten  also  gleichsam  den 
Krieg  gegen  die  Patricier ,  wie  es  wenige  Jahre  vorher  die  Plebs 
bei  der  Auswanderung  auf  den  heiligen  Berg  gethan  hatte:  nur 
war  diese  jetzt  in  so  fem  im  Vortheil,  als  sie  bestimmte,  mit 
grosser  Macht  ausgestattete,  Führer  hatte.    Die  Tribunen  bcri^ 
fen  das  Volk ,  setzten  das  Geschehene  auseinander  und  luden  Co- 
riolan  vor  sich  zur  Verantwortung,  nicht  um  das  Volk  über  ihn 
abstimmen  zu  lassen  (dies  ergiebt  sich  aus  dem  Folgenden),  son- 
dern um  selbst  ihn  zu  verhören.    Als  er  nicht  erschien,  gingen 
sie  mit  den  Aedilen  und  einer  Volksmenge,  um  ihn  zu  greifen. 
Dionysius*)   sagt  nicht,   aus  welchem  Grunde  oder  unter  wel- 
chem Vorwande  die  Tribunen  Coriolan  verhören,   dann  strafen 
wollten.    Er  hatte  sich  nichts  weiter  gegen  die  Plebs  zu  Schul- 
den konunen  lassen  als  seine  Abstinmiung   im  Senate.      Den 
Ständevertrag  hatten  die  Patricier  einzeln  beschworen ,  Verderben 
von  den  Göttern  und  Menschen  auf  sich  herabwünschend ,  wenn 
sie  ihn  brächen :  nun  erklärten  die  Tribunen ,  Coriolan  habe  ihn 
gebrochen,   sie  dürften    ihn  also  als  einen  Geächteten  tödten.^) 
Wäre  dieser  Grundsatz  angenommen  worden,    so  hätte  Gewalt 
statt  des  Rechtes  in  Rom  geherrscht;  denn  ohne  dass  eine  Ver- 
urtheilung  zur  Aechtung  in  bestimmten  gesetzlichen  Formen  ge- 
schieht,   darf  selbst  ein  der  Aechtung  schuldiger  nicht  bestraft 
werden.    Die   Plebejer  aber   hatten  bisher  kein  Recht    gehabt, 
über  einen  Patricier  ein  Urtheil  zu  fällen,  während  das  Umge- 
kehrte uralte  Römische  Verfassung  war.    Deshalb  setzte  Corio- 
lan der  Gewalt  wiederum  Gewalt  entgegen :  die  Patricier  hielten 


bei  Dionys.  VII,  25  tl  {xV)  xtuX^ociav   a^Tov   ol  iiaTp(xtoi,  ic^Xe{xov   lp,cp6Xiov 

EXe^ov. 

a)  Dionys.  Vn,  26. 

b)  Dass  dies  die  Schlossfolgerong  der  Tribunen  war,  deutet  Dionys. 
VII,  31  an,  wo  er  den  Consnl  Minucius  dieselbe  von  Seiten  der  Patricier 
gegen  Plebejer,  welche  den  Ständevertrag  brächen,  anwenden  läast. 
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es  fSr  Unrecht,  einen  der  Ihrigen  ohne  ordentliches  Gericht  den 
Tribunen  Preis  zu  geben»)  und  wehrten  die  Angreifenden  ab: 
darüber  entstand  ein  Aufruhr  des  Volkes,  den  die  Consuln  mit 
Mühe  für  jenen  Tag  besänftigten.  Aber  es  war  ein  Kriegszu- 
stand zwischen  den  Ständen.  Hätte  Goriolan  sich  in  die  Forde- 
rung der  Tribunen  gefägt,  so  hätte  er  damit  auch  ihre  Gewalt 
aber  ihn  und  alle  Patrider  anerkannt,  und  diese  hätten  mittel- 
bar auf  einem  Umwege  erreicht,  was  auf  geradem  Wege  zu  er- 
reichen ihnen  unmöglich  war,  eine  Unterwerfung  der  Patricier 
unter  ihre  Gerichtsbarkeit:  diese  hätten  sich  der  von  der  Plebs 
beschlossenen  tribunicischen  Unverletzlichkeit ,  sowie  dem  Icili- 
schen  Plebiscite  fugen  müssen.  Deshalb  leistete  Goriolan  den 
Tribunen  Widerstand.  Freilich  wurde  dadurch  die  Rechtsfrage 
wieder  eine  andere:  es  handelte  sich  nicht  mehr  um  Verletzung 
des  Ständevertrages,  von  welcher  die  Streitigkeiten  ausgegangen 
waren ,  sondern  um  Verletzung  der  Heiligkeit  der  Volkstribunen : 
das  Letztere  wurde,  wie  das  nächste  Verfahren  der  Tribunen 
zeigt,  vorzugsweise  hervorgehoben.  Es  zeigte  sich  wieder  eine 
Lücke  in  der  Verfassung.  Die  Tribunen  waren  von  dem  con- 
solarischen  Imperium  ansgenonmien ,  d.  h.  die  Consuln  hatten 
ihnen  nichts  zu  befehlen,  konnten  sie  nicht  zur  Rechenschaft 
riehen.  Aber  die  Unverletzlichkeit  derselben  war  von  den  Pa- 
tridem  nicht  anerkannt:  wenn  also  ein  anderer  Patricier  ausser 
den  Consuln  ihnen  zu  nahe  trat,  so  gab  es  keine  anderen  als 
die  gewöhnlichen,  von  den  Patriciem  verwalteten,  Gerichte: 
allen£EÜls  konnte  man  sich  auf  das  Valerische  Provocationsgesetz 
berufen. ^)  Dies  mochte  genügen,  so  lange  das  Amt  der  Tribunen 
ein  untergeordnetes ,  nur  eben  zur  Hülfeleistung  für  Unglückliche 
bestimmtes,  blieb;  da  es  sich  aber  unerwartet  zu  Macht  und  An- 
sehen emporgeschwungen,  musste  dieser  Schutz  gegen  die  Pa- 
tricier ungenügend  erscheinen:  es  war  nothwendig,  dass  diese 
Verfassungslücke  bald  nach  Einsetzung  des  Tribunates  ausgefüllt 


a)  Dionys.  VII,  26  ol  Ik  tcarpfxioi  Sciv&v  i^odfAcvoi  To5pYov,  hnb  xdiv 
^ijtiipX^v  icpi  6(xv2c  df^eodat  of^vÄ"^  ß(f  u.  8.  w.  A{x7]  ist  hier  das  ,ordent- 
tiehe,  vor  den  patricischeD  Beamten  anzustellende,  GerichtsyerfiEÜiren. 

b)  B.  oben  S.  160. 
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wurde,  and  wahrscheinlich  benutzten  die  Tribunen  den  ihnen 
von  Coriolan  gegebenen  Anlass  mit  Freuden.  Aber  ebenso  natür- 
lich war  der  Widerstand  der  Patricier,  welche  zwar  gern  den 
Tribunen  allen  Schutz  gegen  Unbill  gewährt  hätten,  aber  sich 
ihrerseits  nicht  ihrer  Gerichtsbarkeit  fügen  wollten-  Es  blieb 
nur  die  Möglichkeit  des  gegenseitigen  Nachgebens  und  des  Ver- 
gleiches übrig. 

Am  folgenden  Tage,  erzählt  Dionysius^)  weiter,  hielten  die 
Tribunen  eine  Versanunlung  des  Volkes,  die  Gonsuln  eine  des 
Senates.    Der  letztere  beschloss  eine  Aussöhnung  der  Stände  zn 
versuchen:    die  Gonsuln  sollten  in  so  fem   dem  anfänglichen 
Verlangen    der   Tribunen  nachkonmien,    als    sie   mit  Coriolan 
sich  vor  dem  Volke  rechtfertigten.    Diesen  Schritt  konnten  sie 
thun,   ohne  den  Tribunen  irgend   ein  Recht  zuzugestehen:  sie 
konnten  die  Beruhigung  ertheilen,  dass  man  eine  Aufhebung  des 
Tribunates  nicht  beabsichtige,    dass  somit  Coriolans  Worte  im 
Senate  nur  Worte  bleiben  würden.    Eine  solche  Rede  lässt  Dio- 
nysius  den  Consul  M.  Minucius  in  der  Volksversammlung  halten. 
Dieser  erklärt  ausdrücklich,  der  Senat  wolle  das  Volkstribunat 
aufrecht  erhalten:  demnach  treife  Goriolan  nur  die  Schuld  einer 
freimüthigen  Rede.    Was  die  von  den  Tribunen  versuchte  Strafe 
Goriolans  anbetrifit,    so  erwähnt   er  die  beiden  der  Plebs  auf 
dem  heiligen  Berge  verliehenen  Sachen,  den  Schuldenerlass  und 
das  zur  Hülfe  für  Bedrängte  eingesetzte  Volkstribunat,  und  fährt 
dann  fort:    „Nach  welchem  Gesetze  verlangen  eure  Vorsteher, 
die  Tribunen,  einen  von  den  Patriciern  mit  dem  Tode  oder  der 
Verbannung  zu  bestrafen?  Denn  weder  die  alten  Gesetze  geben 
euch  diese  Gewalt  noch  der  neuliche  Vertrag  mit  dem  Senate.  **)"' 
Auch  Coriolan  erklärt  später  vor  dem  Volke,  die  Plebejer  in 
keiner  Sache  zu  Richtern  haben  zu  wollen,  weil  sie  keine  ge- 
setzliche   Macht    hätten.*')^   Wenn    wir  von    Dionysius"  Aus- 


a)  Dionys.  VII,  27. 

b)  Dionys.  VII,   30    (ol  :Tpoe9T72xdTec  OfjiQiv)  iro{<p  ^rp^o^i^evot  v(S(jL()t  ^a- 

ßouX^v  6(iioXo7(ai. 

c)  Dionys.  VII,    84  ob^k  StxaoraTc    auxolc  ifiio\j  yj^f^a^ai  mp\  ouScvo« 
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gcJuDückiiDg  absehen  und  uns  nur  an  die  von  ihm  erwähnten 
Iktsachen  halten,  so  war  durch  diese  Rechtfertigung  der  Gon- 
^  namentlich  auch  durch  ihre  entschiedenen  Erklärungen  in 
Betreff  des  Tribunates  der  ursprüngliche  Streitpunkt  aufgehoben: 
liie  Verletning  des  Ständevertrages  durch  den  Vorschlag  zur  Auf- 
lietung  des  Tribunates  wird  ^war  noch  erwähnt,  aber  nicht  weiter 
ZOT  Begründung  eines  Strafantrages  benutzt. 

Um  so  hartnäckiger  zeigen  sich  die  Tribunen  in  Betreff 
k  zweiten  Punktes,  der  Verletzung  ihrer  Unantastbarkeit  Das 
Uge  Volk  zeigt  sich  zufriedengestellt  mit  den  Erklärungen  des 
CoQsiils,  die  Tribunen  nicht,  besonders  .nicht  der  Hauptankläger 
BQter  ihnen ,  C.  Sicinnius.  Das  Collegium  beräth  und  erklärt, 
^  Ferortheile  Coriolan,  weil  er  an  die  auf  ßefehl  der  Tribunen 
bdelnden  Aedilen  Hand  gelegt  hätte,  zum  Tode:  es  versucht 
Coriolan  greifen  zu  lassen,  um  ihn  vom  Tarpejischen  Felsen  zu 
^türzen.  Dies  war  keine  Drohung  künftiger  Strafe,  kein  Schein- 
vtheil,  das  die  Behandlung  der  Sache  vor  dem  Volke  nach  sich 
ziehen  sollte:  es  war  ernstlich  gemeint  und  sollte  augenblicklich* 
vollzogen  werden.  Wir  haben  früher»)  gezeigt,  dass  Fälle  sol- 
<lier  rascher  Bestrafung  vorgekommen  sind  und  den  Verurtheil- 
b  mehts  Hülfe  bringen  konnte,  als  Zwiespalt  im  Collegium. 
In  diesem  Falle  sagt  Dionysius  mehrere  Male  ausdrücklich*"),  die 
Tribanen  hätten  Coriolan  „ohne  Gericht",  d.  h.  ohne  Volksge- 
richt, tödten  woUen,  und  das  Vergehen  war,  wenn  es  ^ein  Verge- 
lieD  war,  offenbar  und  vor  Aller  Augen  geschehen.  Indessen 
>iie  Tribunen  drangen  mit  ihrer  Forderung  nicht  durch :  die  Pa- 
ricier  setzten  ihnen  entschlossenen  Widerstand  entgegen,  weil 
'ie  ihre  Gerichtsbarkeit  nicht  anerkannten;  auch  die  Plebejer 
"^en  die  Unbilligkeit,  welche  in  der  augenblicklichen  Bestrafung 


a)  Siebe  oben  S.  229. 

b)  Diooys.  VII,  31   ixpixov  dicoxTctvciv  iitt^eipoOvxec  ,   6v   Äv  iftiXuioiv 
-:  r^ttttY  gggt  der  Consul  zum  Volke  von  den  Tribunen;    c.  96  to\>  ^{&ou 

•«^iTTtfrox»  KaprfSoaiv  inX  dav^Ttp  xaX  xaOxa  dxpitoü.  Darauf  beziehen  sich 
i*öch  ^  Worte  des  Patriders  Ap.  Claudius  c.  öl  8(xtjv  O^piEovxa,  ^c  olMq 
ija/J4  xsT^optfc  te   xal  pi^pTnc  xol  Stxaor^^C  laeöÄai  xoi  tou  picy^douc  t^c 
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Coriolans  lag,  ein.    Denn  vor  ihm  war  kein  Patrider  von  den 
Tribunen  gestraft  worden  und  die  heftigsten  Gegner  mussten  zu- 
geben, dass,  da  der   Angeklagte  die  Berechtigimg  der  Richter 
bestritt,  der  Rechtspunkt  mindestens  zweifelhaft  sei.    Die  Tri- 
bunen, der  Strömung  des  Volkswillens  folgend,  gehen  von  ihrer 
Forderimg  ab :  sie  nehmen  das  ausgesprochene  Todesurtheil  zu- 
rück und  erkennen  damit  an,    dass  weder  die  ünverletzlichkeit 
der  Tribunen  noch  das  Icilische  Plebiscit  für  die  Patricier  ^t 
Sie  setzen  Coriolan  einen  Termin  vor  dem  Volke.    Sie  begriin- 
den  dies  Verfahren  mit  dem  Valerischen  Provocationsgesetze.') 
Damit  müssen  sie  zugeben,   dass  sie  ein  neues  Recht  für  das 
Tribnnat  in  Anspruch  nehmen.    Denn  jenes  Gesetz  bezieht  sich 
nur  auf  die  ürtheile  patricischer  Richter:  sie  selber  konnten  nur 
nach  der  Aehnlichkeit  jenes  Verfahrens    ein  neues    begründen 
wollen,  rechneten  aber  darauf,  dass  die  Patrioier  und  der  Senat, 
um  die  Lücke  in  der  Verfassung  auszufüllen,  dasselbe  als  ge- 
setzlich anerkennen  würden.    Bei  dem  neuen  Processe  vor  dem 
Volke  sollte  die  Schuld  Coriolans  untersucht  werden.    Dionysiuß 
lässt  die  Tribunen  zum  Volke  sagen :  „Wenn  ihr  nach  dem  Ge- 
setze Herren  über  die  Abstimmung  werdet,  dann  bestimmt  ihm 
die  Strafe,  deren  ihr  ihn  schuldig  findet*»)";  also  auch  eine  ge- 
ringere Strafe  wollen  sie  für  ihn ,  wenn  er  verurtheilt  wird ,  zu- 
lassen. 

Inzwischen  folgte  die  freigiebige  Getreidevertheilung  an  die 
Plebs  und  der  Feldzug  gegen  Antium,  wodurch  die  Patricier  die 
Gunst  der  Menge  zu  gewinnen  und  den  Sturm  der  Innern  Un- 
ruhen zu  beschwören  suchten.®)  Ihr  Bemühen  war  vergeblich. 
Nach  hergestelltem  Frieden  berief  der  Tribun  Sicinnius  eine 
Volksversammlung  und  beraumte  den  Tag  for  das  Volksgerieht 
gegen  Coriolan  an.  Deswegen  beriefen  die  Consnln  den  Senat. 
Man  kann  fragen ,  weshalb  sie  nicht  die  Tribunen  ruhig  gewähr 


a)  Dionys.  VU,  36  Mi  iicctS^  7tp<(^aotv  c6npeTc^  TcpoßdXXovraC  rtvc«  to^ 
vtff&ov  — ,  8c  obx  i^  TuÄv  noXitittv  o6S^va  dicoxTetvat  dfxptxov,  ovi-f^iupi^90}xsy 

b)  Dionys.  VII,  36  ^tov  H  Y^vTjo^e  t^?  ^cpou  xatd   tov   vÖ|&ov   xSptoti 

c)  Dionys.  VII,  37. 
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ren Hessen:,  deren  Verfahren  war,  wie  sie  selbst  erkennen  mussten, 
in(  it  gesetzlich ,  folglieh  eben  so  wenig  eine  etwaige  Verurthei- 
Img  durch  sie,  der  rechtliche  Folgen  nicht  beizulegen  waren. 
Dennoch  drohte    von    einem   Volksurtheil    die  höchste    Gefahr. 
Sa«h  Römischer  Anschauung  war  das  Volk  der  höchste  Richter 
Dn<1  wenn  dasselbe  einen  Bärger  zum  Tode  verurtheilt  hatte,  so 
te  es  Jedem  erlaubte  ihn  zu  tödten  und  den  Mörder  in  seinen 
^imiz  zu  nehmen  versprach,  oder  ihn  verbannt,   also  für  un- 
imdi^  erklärt  hatte  im  Staate  zu  leben,  so  blieb,  mochte  es 
sesetdich  oder  ungesetzlich  berufen   sein,  nichts  übrig  als  sich 
hi  m  f&gen.    Strafen  kann  man    das  Volk  nicht.    Entweder 
orasgte  man  also  das  Zusammentreten  des  Volkes  hindern  und 
las  konnte  in  diesem  Falle,  da  die  Tribunen  vom  imperium  der 
Coosuln  ausgenommen  waren,  nur  durch  verfassungswidrige  Ge- 
holt geschehen,  oder  man  musste  den  Volksbeschluss  anerkennen 
and  damit  für  inmier  die  Patricier  der  Gerichtsbarkeit  der  Tri- 
mmen unterwerfen.  •)    Die  Consuin  beschlossen  nach  dem  Gut^ 
a'iten  des  Senats  eine  Vermittelung  und  traten  mit  den  Tribu- 
ten in  Unterhandlung.    Beide  Theile  gaben  nach :  die  Consuin 
verzichteten  auf  die   bisherige  Straflosigkeit  der  Patricier  den 
Tribunen  gegenüber,  die  Tribunen  auf  die  unmittelbare  Gerichts- 
barkeit des  Volkes.    Die  Consuin  gaben  das  Volksgericht  zu, 
verlangten  aber   einen    vorherigen  Senatsbeschluss,    weil  ohne 
"inen  solchen  keine  Volksversammlung  entscheiden  könne.    Dazu 
rer«tanden  sich  die  Tribunen,  machten  aber  dabei  die  Bedin- 
nngen,  erstens  es  sollte  im  Senate  eine  förmliche  Verhandlung 
ä'fter  Coriolans  Schuld  mit  Anklage  und  Vertheidigung  stattfin- 
•i-^n,  zweitens  die  Senatoren  sollten,  wie  in  einem  Gerichtshofe, 
ilir  Urtheil  eidlich  abgeben,  wie  auch  das  Volk  nach  einem  Eide 
'lie  Entscheidung  sprechen  sollte*»),  drittens  der  Senatsbeschluss 
^'Ute  nach  Stimmenmehrheit  gefasst  werden.    Damit  war  eine 
l ''t^ereinstimmung  zwischen  Patriciem   und  Plebejern    erreicht: 


a)  DioDys.  YII,  38  sagt :  toI;  5*  biziToa  ih6%ti  ßouXcuoafA^voic  fxexd  xoO 

b)  Dionys.  VII,  45. 
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nnr  ein  Punkt  über  die  Art  der  Yolksversammlimg  kam  nach 
Dionysius»)  erst  später  zur  Sprache. 

Die  Volkstribunen  waren  mit  allen  ihren  anfönglichen  For- 
derungen  durchgefallen.    Sie  hatten  einen  Patricier  wegen  Ver- 
letzung des  Ständevertrages  vor  ihren  Richterstuhl  gefordert,  er 
war  nicht  erschienen:  sie  hatten  einen  Patricier  wegen  Verlez- 
zung  der  tribunicischen  Heiligkeit  verurtheilt,  aber  das  Urtheü 
nicht  vollziehen  können:   sie  hatten  selbständig  einen  Patricier 
vor  da«  Gericht   der  Tributcomitien  stellen  wollen,   waren  aber 
nicht  durchgedrungen.    Damit  hatten  sie  anerkannt,  dass  ihre 
Amtsgewalt  sich  nicht  auf  die  Patricier  erstrecke.    Dennoch  hat- 
ten sie  ihren  Hauptzweck,   den  sie  bei  den  einzelnen  Forderun- 
gen im  Auge  gehabt,  erreicht:  ihre  Berechtigung,  Patricier  zur 
Rechenschaft  zu  ziehen ,  war  von  den  Patriciem  selbst  zugestan- 
den und  eine  bestimmte  Form  dafür  gefunden  worden.    Dies 
war  zwar  nicht  durch  ein  Gesetz  erfolgt,  aber  doch  durch  eine 
Uebereinkunft  der  beiden  Stände,    deren  Führer,   die   Consuhi 
und  Tribunen,  sich  nach  langen,  beinahe  zu  Aufruhr  führenden 
Streitigkeiten  geeinigt  hatten.    Es  war  kein  Zweifel,  dass  diese 
Uebereinkunft  gesetzliche  Kraft  hatte  und  für  die  Folge  eine  aus- 
reichende Rechtsgewohnheit  begründete.    Indem  die  Consuln  den 
Senat,    die  Tribunen  das  Volk  vertraten,    hätte  leicht  auch  ek 
Gesetz  zu  Stande  gebracht  werden   können.    Aber  ich  glaube^ 
die  Letztem  wollten  es  nicht:  sie  betrachteten  die  ihnen  jetzl 
zugestandene  Befugniss  nicht  als  etwas  Besonderes  und  Neues 
Sie  war  es  auch  kaum ,  sondern  nur  die  weitere  Ausfohning  un< 
Ergänzung  des  vier  Jahre  alten  Stände  Vertrages   vom   heihgel 
Berge.    Ebenso  wenig,  wie  wir  die  einzelnen  gesetzlichen  Stu 
fen  verfolgen  können,    in  denen  das  Recht  der  tribumcischel 
Hülfeleistung  in  das   allgemeine  Einspruchsrecht  überging  odd 
das  Recht  der  Tribunen  im  Senate  zu  erscheinen  und  nützuwil 
ken  sich  ausbildete,    eben  so  wenig  dürfen  wir  uns  wunded 
dass  die  bei  Coriolans  Processe   neu   errungene  Befagniss    d< 
Tribunen  nicht  durch  ein    besonderes   Gesetz   bezeichnet    wir^ 
Der  Ständevertrag  hatte  die  Tribunen  geschaffen  als  unabhäng^ 


a)  Dionys.  Vll,  38  und  39. 
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TOD  den  patrieischen  Beamten:  selber  hatten  sie  sich  Unverletz-* 
ücbkeit  den  Plebejern  gegenüber  und  das  Recht,  in  plebejischen 
folksrersammlnngen  unumschränkt  zu  sein ,  beigelegt:  sie  mach- 
ten auch  Anspruch  darauf,  in  gleichem  Verhältniss  dem  gesamm- 
teD  patrieischen   Stande  gegenüber  zu   stehen.    Dies  erreichten 
sie  nicht,  aber  wohl,  dass  sie  durch  Vermittelung  des  patrici- 
scheo  Senates  jeden  Patricier  über  jede  Sache  zur  Rechenschaft 
ziehen  konnten.    Durch  Uebereinkunft  also  wurde  dies  festgesetzt: 
m  einem  Gesetze  spricht,    wie  eben  bemerkt,   die  üeberliefe- 
nmg  giosstentbeils  nicht,  weder  Livius  noch  Dionysius  in  seinem 
aßsffihrKchen  Berichte  über  Coriolans  Process.    Ja  der  Letztere 
lichliedst  gewissermassen  die  Möglichkeit  dazu  aus.     Nachdem 
tr  von  der  Uebereinkunft  der  Consuln  und  Tribunen  gesprochen, ») 
läs^  er,  ohne  eine  inzwischen  gehaltene  Volks-  und  Senatsver- 
^ammliing  zu  erwähnen,    unmittelbar  am  folgenden  Tage  dieje- 
ai^e  Senatssitzung  halten,  in  der  es  sich  um  das  Vergehen  Co- 
riolans handelte.**)     Dennoch  nennt  eben   derselbe  Dionysius 
^ter  einmal   gelegentlich  diese  Uebereinkunft  ein  Gesetz*»),  in 
'iöeigentHchem    Sinne,    weil   sie    die  Wirkung  eines  Gesetzes 
liatte. 

Denn  dass  dies  der  Fall  war  und  sein  sollte ,  dass  die  Ueber- 
einkunft wirklich  eine  Verordnung  für  die  Zukunft  bilden  sollte, 
^giebt  sich  auf  das  deutlichste  sowohl  aus  den  Verhandlungen 
^r  Coriolan  als  aus  den  späteren  Processen  ähnlicher  Art. 
£r^ich,  wenn  die  Vereinbarung  nicht  einen  allgemeinen  und 
^  aDe  Fälle  gültigen  Character  gehabt  hätte,  würde  nicht, 
mildem  sie  getroffen  war,  noch  nachher  eine  Senatssitzung  ge- 
i^altea  and  in  ihr  dann  im  Besonderen  über  Coriolans  Schuld 
^erhandelt  worden  sein'):  es  hätte  nach  geschehenem  Vertrage 
•^^eich  das  Volksgericht  stattgefunden.  Zweitens  bei  den  Ver- 
lumdlnngen  über  Coriolans  Anklage  verhehlte  sich  der  Senat, 
^^mgßiens  nach  Dionysius'  Darstellung,  keinesweges,  welches 


a)  Dionys.  VII,  39. 

b)  Dionys.  IX,  46  tovic  v<$(jlou<  ^neSeixvuTo.  o*jc  &  S^fi-oc  inexupiuaev  o\} 

>  o^ijMp  TTjv  i{ouo{av'  xpNciv ,  ouc  Äv  a6ToTc  Soweit  t&v  icaTptx{(uv  o.  8.  w. 

c)  Dionys,  VU,  39. 
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dauernde  Recht  er  der  Plebs  und  deren  Tribunen  zugestände, 
dass  diese  fortan  in  so  fem  einen  wenigstens  negativen  Antheil 
an  der  Staatsverwaltung  nehmen  würden ,  als  sie  jeden  Patricier 
zur  Rechenschaft  ziehen  könnten.  Er  lässt  den  bekannten  Yolks- 
freund  M\  Valerius  darüber  im  Senate  reden:  dieser  giebt  zu, 
es  sei  eine  neue  Einrichtung,  dass  die  Plebejer  über  Patricier 
richteten,  setzt  aber  die  Vortheile  auseinander,  die  darin  lägen: 
denn,  wenn  das  Volk  auf  diese  Weise  am  Staate  Theil  nähme, 
würde  sich  weder  eine  ausschliesslich  aristocratische  Ver&ssuog 
noch  je  eine  Tyrannis  bilden  können.*)  Valerius  erkennt,  dass 
damit  ein  Rechtsverfahren  über  Amtsverbrechen  geschaffen  war, 
wie  es  bisher  noch  keines  gegeben  hatte  und  doch  ein  Bedürf* 
niss  war.  Bisher  hatten  die  Consuln  zwar  auch  schon  nach 
Beendigung  ihres  Amtes  angeklagt  werden  dürfen  und  wir  be- 
gegnen wenige  Jahre  nach  Coriolan  dem  auffallenden  Beispiele 
von  Sp.  Cassius.  Allein  dies  war  nur  für  eine  Art  von  Ver- 
brechen geeignet;  denn  die  Anklage  musste  in  den  Formen  des 
gewöhnlichen  Criminalprocesses  und  bei  denen  geschehen ,  welche 
als  Standesgenossen  und  Inhaber  gleicher  Macht  auch  gleiche 
Interessen  hatten.  Jetzt  gab  es  ausserhalb  der  Patricier  stehende 
Beamte,  welche  durch  ihre  Entstehung  selbst  zur  Eifersucht  ge- 
gen die  Consuln  angewiesen  waren :  die  Anklagen  werden  also 
häufiger,  die  Freisprechungen  schwieriger.  Auch  die  spätere 
Römische  Geschichte  beweist  die  allgemeine  Gültigkeit  der  bei 
Coriolans  Processe  getroffenen  Vereinbarung  zwischen  den  Patri- 
eiern  und  Plebejern.  Es  folgten  vielfache  tribunicische  Ankla- 
gen gegen  Patricier ,  aus  den  verschiedensten  Gründen :  die  einen 
wegen  schlechter  Staatsverwaltung,  die  andern  wegen  Vernach- 
lässigung der  plebejischen  Interessen,  noch  andere  wegen  Belei- 
digung der  Volkstribunen.  Die  einen  Angeklagten  wurden  zu 
Geldstrafen,  andere  zur  Verbannung  verurtheilt  Bei  keiner  die- 
ser Klagen  hören  wir  von  einem  Streite ,  der  sich  zwischen  Pa- 
triciem  und  Plebejern  über  die  Berechtigung  der  Tribunen  zur 
Anklage  erhoben  hätte,  bei  keiner  von  einer  Unsicherhmt  über 
das  einzuschlagende  Verfahren;   bei  einigen  lässt  sich  die^Ibe 


a)  Dionys.  VU,  66  und  56. 
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Fonn  des  Processes,  welche  bei  Coriolan  stattfand,  durch  die 
irescWchtliche  üeberlieferung  nai'hweisen.  Der  nothwendige 
Schliiss  hieraus  ist,  dass  die  bei  Coriolans  Fall  zwischen  den 
Patriciem  und  Plebejern  getroffene  ü  eberein  kunft  den  Volkstri- 
büDen  erlaubte,  jeden  Patricier,  aus  welchem  Grunde  es  auch 
^io  mochte,  vor  dem  Volke  anzuklagen  und  die  Formen  des 
dabei  za  beobachtenden  Verfahrens  feststellte. 

Demnach  begingen  die  Tribunen,    als  sie  zuerst  Coriolan 
For  ibren  jßichterstuhl  luden  <,  eine  Aumassung,  zu  der  sie  keine 
gesetzliche  Berechtigung  hatten;  und  wir  haben  gesehen,  dass 
sie  der  üeberlieferung  nach  mit  ihrem  Vorhaben   nicht  durch- 
drangen,   bis  sie  durch  Aufruhr  und  die  Befürchtung  bürger- 
liehen Zwistes  die  Patricier  zum  Nacthgeben  gezwungen  und  sel- 
ber ebenfalls  nachgebend  eine  gesetzliche  Regelung  herbeigeführt 
hatten:  die  spätem  Tribunen  hatten  zu  ihren  Anklagen  ein  von 
Xiemanden  bezweifeltes  Recht     Und  doch  kann  man  auch  jenen 
«frsten  eine  gewisse  Berechtigung  der  Billigkeit  bei  ihrem  Vor- 
kben  nicht  absprechen.    Nicht  nur  war  es  fiir  ihr  Amt  eine  unab- 
weijsbare  Nothwendigkeit,   ihr  Verhältniss  zum  ganzen  regieren- 
den Stande  zu  regehi ,  sondern  sie  hatten  auch  einen  gesetzlichen 
Anhalt  in  demValerischen  Provocationsgesetze,  das  zum  Schutze 
aller  Plebejer  gegen  alle  Patricier  erlassen    worden   war:   wir 
werden  liierauf  später,    wo  wir  von  den  Senat^verhandlungen 
über  Coriolans  Schuld  sprechen ,  zurückkommen.    Für  die  Ver- 
bopfong   der  neuen  Vereinbarung  mit  dem  alten  Grundgesetze 
de«  Staates   spricht  noch  der  Umstand ,  dass  von  den  Tribunen 
furtan  alle  Patricier,  der  ganze    regierende    Stand,    angeklagt 
Verden  konnten,   aber  nicht  die  patricischen  Beamten,  damals 
die  Consuln.     Wir  werden  freilich  von  einem  Versuche  hören, 
den  die  Tribunen  auch  gegen  sie  während  ihrer  Amtszeit  mach- 
ten;  aber  er  misslang  und  musste  misslingen.    Es  hat  im  Rö- 
Qüjicfaen  Staatsrecht  inuner  der  Grundsatz  gegolten,    dass  Be- 
amte nie  während  ihres  Amtes ,   sondern  nur  nach  Niederlegung 
deiiiselben  zur  Rechenschaft  und  Strafe  gezogen  werden  konnten. 
Zunächst  nach  Vertreibung  der  Könige  war  dies  natürlich,  da 
der  Consol  seme  Unterbeamten  nach  Gefallen  regierte,  bei  sich 
^Ibst  aber  unmöglich  angeklagt,  noch  von  sich  selbst  verurtheilt 
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werden  konnte.  Aber  auch  gegen  tribimicische  Anklagen  blieb 
der  Beamte,  so  lange  er  Beamter  war,  miangreifbar.  Erstens 
war  es  ungereimt ,  die  Considn  über  sich  selbst  die  zur  Anklage 
erforderliche  Senatssitzung  halten  zu  lassen,  sodann  aber  hatte 
es  sich  bei  Coriolans  Processe,  der  den  Anlass  zur  neuen  gesetz- 
lichen Bestimmung  gab,  um  Unt-erwerfiing  nicht  mit  einem  Amt 
bekleideter  Patricier  unter  die  tribunicische  Macht  gehandelt 
Erst  wenn  der  Beamte  nach  Niederlegung  seines  Amtes  wieder 
einfacher  Patricier  geworden  war,  konnte  er  von  den  Tribuneii 
belangt  werden.  Später  hat  man  allerdings  die  Vortheüe  iür 
eine  strenge  Regierung,  die  in  der  Unangreifbarkeit  der  Beam- 
ten lagen,  erkannt  und  deshalb  die  Sitte  festgehalten:  ihr  Ur- 
sprung aber  liegt  in  den  angegebenen  Verhältnissen  und  auch 
der  Wortlaut  der  Uebereinkunft  muss  so  gewesen  sein,  dass  er 
bei  genauer  Erklärung  nur  auf  die  Nichtbeamten  passte.  Eine 
andere  Wirkung  schloss  sich  daran  für  die  Folge.  Anklagen 
gegen  Patricier,  die  eben  nichts  als  Patricier  gewesen  waren« 
kamen  selten  vor;  meist  wurden  sie  gegen  gewesene  Beamte 
gerichtet:  man  gewöhnte  sich,  tribunicische  Anklagen  gegen  Pa- 
tricier als  Anklagen  wegen  Amtsverbrechen  zu  betrachten.  Dies 
trug  mit  dazu  bei,  dass  man  später,  als  man  Gesetze  w^en 
wirklicher  Amtsverbrechen  gab,  dennoch  in  ihnen  nicht  nur  ge- 
wesene Beamten,  sondern  den  ganzen  Stand,  aus  dem  die  Be- 
amten gewählt  werden  konnten,  d.  h.  anfangs  den  patridschen. 
später  den  senatorischen  Stand  umfasste.^) 

Wir  kommen  zu  der  Form  des  Verfahrens,  das  för  tribimi- 
cische Anklagen  gegen  Patricier  vorgeschrieben  wurde.  Das 
erste  dabei  ist  ein  Senatsbeschluss :  der  Senat  wird  auf  Antrag 
eines  Tribunen ,  der  die  Anklage  übernommen ,  von  den  Gonsuhi 
berufen,  natürlich  unter  Zustimmung  des  gesanmiten  Tribnnen- 
collegiums.  Der  Senatsbeschluss  soll  zweierlei  entscheiden,  erst- 
lich ob  überhaupt  der  Process  vor  dem  Volksgericht  begonnen 
werden  soll,  zweitens  wegen  welchen  Verbrechens  und  unter 
welchem  Strafiantrage.    Beide  Theile  werden,  bei  dem  Processe 


a)  Man  vergleiche  oben  S.  162  die  Ausführungen  über  das  Valeriscbe 
Provocationsgesetz. 
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Coriolans,  welches  der  einzige  ans  genan  überlieferte  ist,  deat- 
lii'b  onterschieden.  Es  kann  fraglich  sein,  ob  überhaupt  trotz 
•1er  Forderung  des  Tribunen  eine  Anklage  gegen  einen  Patricier 
zulässig  ist,  wenn  z.  B.  derselbe  ein  Amt  bekleidet,  ein  Fall, 
Jer  in  den  uns  überlieferten  Beispielen  vorkommt.  Demnächst 
wird  die. Anklage  genau  bestimmt,  dergestalt  dass  die  Ver- 
liaiidlongen  Tor  dem  Volke  sich  nur  auf  das  darin  bezeichnete 
Verbrechen  richten  und  der  Angeklagte,  wenn  er  dessen  un- 
s*:liuldig  befunden  wird,  freigesprochen  werden  muss.  Auch 
üer  Strafantrag  musste  gestellt  werden,  ob  Capital-  oder  Geld- 
strafe beantragt  wurde,  was  sich  übrigens  meist  aus  dem  Anklage- 
gninde  selbst  ergab.  Durch  den  Senatsbeschluss  wurde  der  Pa- 
trieier  den  Tribunen  gleichsam  überantwortet.*)  Daraus  darf 
mn  nicht  schliessen ,  Coriolan  sei  wegen  Verletzung  des  StÄnde- 
vertrages  angeklagt  worden :  da  dieser  in  der  Form  eines  Bund- 
nUses  zwischen  zwei  feindlichen  Völkern  geschlossen  worden, 
j'ei  nach  der  Bestimmung  des  alten  Völkerrechtes  Coriolan  als 
Friedensbrecher  dem  beleidigten  Theile  ausgeliefert  worden.**) 
Dann  müsste  man  einen  Irrthum  von  Diouysius  annehmen ,  der 
assdrückfieh  von  Ueberantwortung  spricht  und  doch  als  Anklage- 
i^:nmd  einen  andern  als  den  Bruch  des  Ständevertrages  angiebt, 
und  könnte  trotzdem  noch  keine  Aehnlichkeit  finden,  da  Corio- 
lan nicht,  wie  es  nach  Völkerrecht  geschieht,  zu  beliebiger  Be- 
strafung, sondern  zu  einem  in  bestimmten  Formen  und  unter 
k^stimmter  Anklage  zu  fahrenden  Verfahren  ausgeliefert  wurde. 
Die  Anschauung  der  Römer  war  vielmehr  die,  Tribunen  und 
Hebejer  hätten  kein  Recht  über  einen  Patricier,  nur  ausnahms- 
weise könnte  er,  wenn  er  ihnen  von  seinen  Standesgenossen 
ausgeliefert  wäre,  durch  sie  gerichtet  werden.  Weil  es  hierbei 
auf  den  Stand  ankommt,  der  einen  der  Seinen  preisgiebt,  idcht 
^  die  höchste  berathende  Staatsbehörde,  welche  den  Process 
^068  Borgers  gut  heisst,    könnte  man  glauben,  der  patricische 


a)  IKonys.  VIII,  8  sagt  CoriolaQ:  IxSotov  icapd  t^c  ßouXf^c  ifiioM^  ivX 
*«v4Tip  Xaßctv;  Vni,  30 derselbe:  i^  ßouX^  —  TcopiSwxi  p.e  toI;  Ix^P^^«  und: 
*-H»i>ipto€  h  :;sp«3tS^vat  fig  T<j»  Si^H><p  Tcapaivwv;  VII,  53:  XP^  7rapo8oüvo{ 
'^»a  MoTOv  iid  Ttfi.(i>p{f  ToT«  ij^^poTc. 

b)  S.  oben  S.  245. 
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Theil  des  Senates,  die  eigentlichen  paires^  hätten,  ehe  der 
Senatsbesehluss  zu  Stande  kommen  konnte,  ihre  besondere  Ein- 
willigung geben  müssen.  Und  es  mag  so  gewesen  sein.  In- 
dessen eine  geschichtliche  Ueberlieferüng  haben  wir  darüber  nicht 
und  unsichere  Vermuthungen  über  diesen  schwierigen  Punkt  zu 
begründen  ist  hier  nicht  der  Ort, 

Wichtiger  ist  es,  die  Art  und  Weise,  wie  nach  der  Ueber- 
einkunft   der  Patricier  und  Plebejer  die  Beratliung  und  der  Be- 
schluss  des  Senates  in  diesem  Falle  erfolgen  soll,  zu  betrachten. 
Sie  ist  ganz  abweichend  von  der   sonstigen  Sitte  des  Senates 
und  bestand  nm*  so  lange ,  als  überhaupt  die  Unabhängigkeit  der 
Patricier  von  den  Volkstribunen  dauerte,   bis  zur  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln.    Der  Senat  wurde  aus  einer  berathenden  Be- 
hörde in  ein  RichtercoUegium  verwandelt  und  darnach  die  Art 
seiner  Verhandlungen  und  Beschlussfassung  geändert  Sonst  hat  der 
Vorsitzende  Consul  das  Recht,  nicht  nur  den  Gegenstand  der  Bera- 
thung  zu  bestimmen,  sondern  auch  das  Wort,  zu  ertheilen  und  zu  ent- 
ziehen: namentlich  hing  es  damals  von  seinem  freien  Ermessen 
ab,  ob  er  den  Volkstribunen  die  Anwesenheit  und  die  Rede  im 
Senate  verstatten   wollte.     Jetzt  aber    wurde   ausdrucklich    be- 
stimmt,   die  Tribunen  sollten  ihre  Anklage  halten  dürfen  und 
jedem  von  den  Senatoren,  der  für  oder  gegen  Goriolan  sprechen 
wollte,   sollte  das  Wort    verstattet  sein.     Zweitens  kam    man 
überein,«  die  Stimmenmehrheit  unter  den  Senatoren  sollte  ent- 
scheiden: was  diese  beschlossen  hätte,  das  solle  der  Consul  als 
Senatsbesehluss  verkünden.'')     Man  nahm  diesem  dauiit  allen 
Einiluss  auf  die  Abstimmung  und  liess  ihm  nur  die  Ehre,  al^ 
Vorsitzender   die  äussere  Ordnung  dabei  aufrecht  zu   erhalten. 
Drittens  sollten  die  Senatoren  schwören    und  zwar  muss  man 
nach  Dionysius'  Worten  sich  das  Verfahren  so    denken,    Ab^ 
jeder   Senator   einzeln  angerufen  wurde,   den  Eid  leistete  mul 
dann  mündlich  seine  Stinnne  abgab ^):   es  fand  also,  entgegel 


a)  Dionys.  VII,  39. 

b)  Dionys.  VII,  39  ^^peiv  84  ttjv  yvtuiATjv  JTcavTac ,  ^ORep  £v  Sixoarrjpitfi 
T^v    vöp.i(jLOv    ^pxov    öfAÖoavTac*     Vergl.    c.    47    ^iraat   hi  icpocrrdTTcro    w 
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der  sonst  im  Senate  herrschenden  Sitte,   namentliche  Abstim- 

mmg  statt    Dionysius  sagt,  dies  sei  geschehen  „wie  in  einem 

Gerichtehofe":   er  meint  damit  die    Schwm'gerichtshöfe    seiner 

Zeit;  denn  zu  Coriolans  Zeit  gab   es  keine  Versammlang  von 

Richtero,  wo  so  abgestimmt  worden  wäre,  es   war  eine  neue 

Erfiüdong.    Sie  hörte  auf,  als  nach  der  Gesetzgebung  der  zwölf 

Tafehi  die  Tribunen  Beamte  des  Gesanuntstaates  wurden ,  erhielt 

sii'b  wenigstens  nur  für  einzelne,    seltene    Gelegenheiten.     Es 

werden  bei  Livius  drei  Fälle  erwähnt,  wo  der  Senat  ebenfalls 

nach  einem   Eidschwur  abstimmte:    der  erste  im  Jahre  210  v. 

Cbr.^  wo  ihm  durch  Volksbeschluss  die  Entscheidung  über  die 

Campaner  übertragen  wurde*);  der  zweite  201  v.Chr.,  als  ihm 

eben&IIs  durch   das  Volk  die  Entscheidung  über  die   Provinzen 

Zufiel*»);  der  dritte  172  V.  Chr.,  wo  er,  auch  nach  einem  Plebiscite 

über  die  Ligurer  zu  urtheilen  hatte.  *")    In  diesen  Fällen  wurde 

der  Senat  als  eine  Art  von  Gerichtshof  eingesetzt  und  deshalb 

d^D  aufgerufenen   Senatoren  nicht  nur  der  Eidschwur,  sondern 

äoeh,   wie  ausdrücklich   bezeugt  ist,   namentliche  Abstimmung 

und  Entscheidung  nach   der  Mehrheit   auferlegt    Es   ist  kein 

Zweifel,   dass,  wie  die  Schwurgerichte  in  Rom  überhaupt  vom 

St^nate  herzuleiten  sind,    so  auch  der  Schwur  und  die  Art  des 

S<'hwörens   vom  Senate  auf  die  für  die  Gerichte  erloosten  Rich- 

Wr  übergegangen  sind.*^^) 

Nach  diesen  Vereinbarungen  über  das  Verhältniss  der  Pa- 
triiier  und  der  plebejischen  Beamten  begann  der  Process  Corio- 
lan»  und  zwar,  wie  vorgeschrieben  war,  im  Senate.  Dio- 
üviios  lässt  hier  zuerst  die  Ankläger,  die  Tribunen,  auftre- 
ten: der  eine  von  ihnen  hält  die  Hauptrede,  die  andern  fügen 
einzelnes  hinzu«'')  Die  übrige  Rede  des  Hauptanklägers,  welche 
über  die  Stellung  der  Plebs,  den  Character  Coriolans  und  an- 
dere für  den  Process  minder  erhebliche  Punkte  handelt,  über- 
leben wir:   von  Wichtigkeit  dagegen  ist  der  Anfang  der  Rede, 


a)  Liv.  XXVI,  33. 

b)  Liv.  XXX,  40. 

c)  Liv.  XLII,  21. 

d)  Dionys.  VII,  39  flgd. ;  c.  47. 
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in  welcher  er  über  den  Rechtspunkt  spricht.')    Er  erzählt  hier 
von  der  Zeit  unmittelbar  nach  Vertreibung  der  Könige  und  von 
dem  Provocationsgesetz  des   Consuls  P.  Valerius,   das  den  be- 
drängten Plebejern   Schutz    gegen    den    regierenden  Stand  der 
Patricier  gewährt  habe.    Dies  Gesetz,  behauptet  er,  sei  von  der 
Art,  dass  darnach  Coriolan  wegen  des  Unrechts  und  der  Gewalt- 
thätigkeit,  welche  er  allen  Plebejern  mit  Einschluss  der  Tribunen 
zugefügt  habe,    vor  Gericht  gezogen  werden  müsse:  selbst  ohne 
Senatsbeschluss  könnte  er  ihn  deshalb  eigentlich  vor  die  Volks- 
versammlung laden.     Wir  haben  früher*»)  gezeigt,   dass  dieses 
Gesetz  die  Beleidigungen  aller  Patricier  gegen  Plebejer  untersagte, 
dass   es   solche  Beleidigungen  für  tyrannisch  erklärte  und  mit 
demselben  Fluche  und  derselben  Acht  belegte,  welche  auf  das 
Streben  nach  Alleinherrschaft  gesetzt  war:  es  hatte  den  Rechts- 
grund gebildet,  weshalb  die  Tribunen  schon  vor  der   Vereinba- 
rung mit  den  Patriciern  Coriolans  Bestrafung  gefordert  hatten.') 
Die  Widerlegung  dieses  von  den  Tribunen  angeführten  Rechti?- 
grundes,  welche  von  Dionysius  in  der  Rede  von  Appius  Claudias, 
dem  Vertheidiger  des  patricischen  Standes,  gegeben  wird,  ist 
sehr  schwach**):  das  Valerische  Gesetz  sei  nicht  gegen  die  Pa- 
tricier, sondern  zu  Gunsten  der  Plebejer  gegeben  worden.  Wich- 
tiger ist,  was  ebenderselbe  anfuhrt,  das  Gesetz  sei  in  der  ziem- 
lich langen  Zeit  seines  Bestehens  noch  nicht  gegen  einen  Patri- 
cier  angewendet  worden.    Die  Rede  von  W.  Valerius,   der  als 
Volksfreund  und  Friedenstifter  auftritt,  enthält  nichts  Besonderes 
auf  den  Rechtspunkt  bezügliches,  sondern  beschäftigt  sich  damit, 
die  Vortheile  der  neuen  auf  eine  durchgängige  Beaufsichtigung 
der  Regierenden    durch  die   Regierten  abzielenden  Einrichtung 
auseinander  zu  setzen.®)    Ohne  Zweifel  enthalten    diese  Reden 
Betrachtungen  von  Dionysius,  verrathen  aber  dem  aufmerksamen 
Beobachter  deutlich,  worauf  bei  Coriolans  Processe  Gewicht  ge- 


a)  Dionys,  VII,  41  'Epu>  hi  ngpl  toü  &ixa{ou  rpcütov  u.  8.  w. 

b)  Siehe  oben  S.  160  flgd. 

c)  Vergl.  oben  S.  225. 

d)  Dionys.  VII,  62. 

e)  Dionys.  VII,  54  —  57. 
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legt  werden  mnss  and  dieses  wichtige  kann  sehr  wohl  als  ge- 
üchicMIiche  Ueberlieferung  gelten. 

£s  entst^End  darauf  die  Frage,  wie  die  Anklage  lauten,  auf 
welche«  bestimmte  Verbrechen  die  Untersuchung  vor  dem  Volke 
gerichtet  werden  soUte.    Goriolan,  bemerkt  Dionysius,  erwartet«, 
wegen  seiner  im  Senate  über   den  Ständevertrag  abgegebenen 
Meinung  vor  Gericht  gestellt  zu  werden:  dies  würde  der  Senat 
nicht  bewilligt  haben ,    um  nicht  die  Redefreiheit  im  Senate  zu 
beschränken.*)    Dies  ist  wohl  nur  ein  Kunstgriff  des  Geschichts- 
a-hreibers,  um  bemerklich  zu  machen,  dass  der  ganze  Streit- 
ponkt,  von  dem  Coriolans  Process  ausging,   später  aufgegeben 
wurde:  nach  seiner  eigenen  DarsteUung  konnten   die  Tribunen 
Dicht  mehr  darauf  zurückkommen.     Sie  erklärten,  Coriolan  we- 
?eD  Strebens   nach   Alleinherrschaft   beim  Volke  belangen    zu 
Wüllen:   dies   wurde  bewilligt.     Coriolan    selbst  verlangte   sich 
(V'O  solchem  Vorwurfe  reinigen  zu  können.    Es  muss  geschicht- 
liche Ueberlieferung  gewesen  sein,  dass  er  wegen  Strebens  nach 
d«rr  Tyrannis  angeklagt  wurde:  auch  Dio  Cassius  in  einem  uns 
^haltenen  Fragmente  erzählt  es.^)    Darauf  folgte  das  Volksge- 
räht    Auch  über  dieses  waren  vorher  einige  Vereinbarungen 
zwischen  den  Patridem  und  Plebejern  getroffen  worden.    Man 
^latte  bestimmt,   der  Gerichtstermin  soUte   erst  an  dem  dritten 
.^larkttage  .anberaumt  werden :  es  ist  das  erste  Mal ,  dass  das 
-^«genannte  fyinundinum^  über  welches  wir  später  mehr  zu  sagen 
^öen  werden,  erscheint   Es  war  im  Interesse  des  Angeklagten, 
'iamit  er  Zeit  hätte  die  Vertheidigung  vorzubereiten  und  alle 
uöthigen  Beweismittel  herbeizuschaiFen,   aber  auüh  im  Interesse 
•ler  Ankläger,  um  die  Aufinerksamkeit  des  Volkes  zu  erregen. '^) 
Ohne  Zweifel  galt  die  damit  zusammenhängende   Bestimmung, 
•laö8  das  Gericht  an  jenem  einen  Tage  beendet  werden  musste : 
trat  iTgend  eine  Störung  ein,  so  war  der  Angeklagte  freigespro- 
rhta.  Die  zweite  Vereinbarung  war,  dass  die  Volksversammlung 
mit  einem  Eidschwur  ihre  Stimmen  abgeben  sollte^),  eine  höchst 

a)  Dionyg.  VII,  58. 

b)  Dio  Cass.  fr.  Vat.  15. 

c)  Dionys.  VII,  58  und  69. 

«i)  DioDys.  VII,  45  Ivopxov  ^7üo(a«i  t^v  ^'^j^o^  und  c  63, 
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bemerkenswerthe  Bestimmung,  .von  der  sich  sonst,  soviel  ich 
weiss,  bei  der  Volksversammlung  keine  Spur  findet  Auch 
lässt  sich  aus  Dionysius'  Worten  nicht  schliessen,  auf  welche  Weise 
die  Vereidigung  geschah,  wahrscheinlich  ähnlich  wie  bei  den 
Senatoren,  daßs  die  Bürger  einzeln  hervortraten,  den  Eid  schwu- 
ren und  ihre  Stimme  abgaben.  Dies  ist  freilich  von  dem  son- 
stigen Verfahren  einer  Römischen  Volksversammlimg  abweichend, 
setzt  auch  eine  verhältnissmässig  geringe  Zahl  der  Abstimmen- 
den voraus. 

Indessen  über  die  wichtigste  Sache  war  noch  keine  feste 
Bestimmung  getroffen,  nämlich  darüber,  welche  Art  von  Volks- 
versanunlung  das  Urtheil  fällen  sollte.    Die  Tribunen  beraumten 
den  Termin  auf  den  dritten  Markttag  an  und  richteten   Alle^« 
für  Tributcomitien  ein:  da  erhoben  sich  Coriolans  Anhänger  und 
verlangten  Centuriatcomitien.   Sie  führten  ohne  Zweifel  als  Grund 
für  ihre  Forderung  das  Valerische  Provocationsgesetz  an*):  nach 
ihm  richteten  die  Centurien  und  es  hatte  den  Rechtsgrund  für 
die  ganze  gegen  Coriolan  angestellte  Verfolgung  gegeben,     hi 
den  Centurien,  wo  das  üebergewicht  in  den  Händen  der  Pa- 
tricier  und  der  Wohlhabenden  lag,  hoffte  man,   würde  Coriolan 
freigesprochen  werden.    Aber  eben  dies  war  für  die  Tribuneu 
der  Grund,  auf  Tributcomitien  zu  bestehen:  sie  behaupteten, 
gerade  das  gemeine  Volk  sei  durch  Coriolan  beleidigt  worden 
und  müsse  über  ihn  richten**),  wahrscheinlich  auch,  das  Valerische 
Gesetz  sei  durch  die  neue  Uebereinkunft  verändert  worden.    Kurz* 
sie  setzten  ihre  Forderung  durch  und  Tributcomitien  wurden  zu 
Richtern   über  Coriolan  bestimmt     Es  ist  höchst  befremdend^ 
dass  dieser  Streit  über  die  Gomitien  sich  überhaupt  jetzt  noch 
erheben  konnte.    Erstlich  muss  man  eine  so  wichtige  Sache  bei 
der  Uebereinkunft  der  Patricier  und  Plebejer  übergangen  haben^ 
während  man  unwichtigere  Sachen  in  6ezug  auf  die  Abstimmimg 
anordnete.  Zweitens  fragt  man,  wie  man  in  dem  Senatsbeschlut^^l 
wodurch  das  Gericht  bestimmt  wurde,  die  Volksversammluni 
bezeichnet  habe.    Wenn  man  den  Ausdruck  plebs  brauchte,   s^ 


a)  Veigl.  oben  S.  182. 

b)  Dionys.  VII,  59. 
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war  kein  weiterer  Streit  möglich:  man  hatte  also  populus  ge- 
sagt, womit  man  Centuriat-  und  Curiatcomitien  bezeichnen  konnte. 
Indessen,  wie  anflfallend  dies  auch  ist,  ein  Grund,  an  der  rieh- 
im  üeberlieferung  bei  Dionysius  zu  zweifeln,  ist  nicht  da:  ja, 
fben  der  Umstand,  dass  der  Streit  über  die  Comitien  hier  auf- 
feilend ist,  macht  es  wahrscheinlich,  dass  der  Geschichtsschreiber 
trm  »einen  Quellen  folgte.    Auch  ist   kein  Zweifel,  dass   sich 
*eine  Nachrichten  vollkommen  erklären  lassen,   dass  trotz  der 
forangehendeu  Vereinbarung  dennoch  der  Streit  über  die  Volks- 
versammlungen sich  erheben  konnte:  nur  muss  man  die  Phan- 
tasien der  neueren  Gelehrten,  welche  diesen  Punkt  der  Römischen 
Alterthümer  behandelt  haben,  aufgeben  und  von  der  Ueberliefe- 
nmg  ausgehen.    Jedoch  diese  Auseinandersetzung  ist  schwierig 
ömi  sehr  weitläuftig:  sie  würde  uns  von  dem  eigentlichen  Ge- 
zeostande  abfuhren  und  eine  besondere  Arbeit  verlangen.     Wir 
^gongen  uns  hier  die  geschichtliche  Üeberlieferung  angegeben 
Qnd  doreh  äussere  Gründe  wahrscheinlich  gemacht  zu  haben, 
^'ir  bemerken  nur  noch  die  Worte,  welche  Dionysius*)  später 
in  Bezug  auf  Coriolans  Process  einem  Tribunen  bei  anderer  Ge- 
legenheit in  den  Mund  legt    Er  lässt  ihn  zwei  vom  Volke  be- 
v-taägte  Gesetze  erwähnen.    Durch    das  erste    habe   der  Senat 
lern  Volke  das  Recht  gegeben,  über  jeden  Patricier  Recht  zu 
sprechen:  damit  meint  er  die  von  uns  erwähnte  Uebereinkunft, 
wekhe  die  Consuln  und  Tribunen  im  Namen  ihrer  Stände  ge- 
^'Uossen  hatten.^)    Auch  das  zweite  Gesetz,  das  den  Curiatco- 
mitien    statt   der  Centurien  das  Recht  der  Entscheidung  über- 
tragen habe,  muss  bei  eben  derselben  Gelegenheit  erlassen  sein. 
Es  bedarf  indessen  einer  weiteren,  hier  nicht  zulässigen,  Erklä- 
nmg,  um  die  beiden,  mit  einander  scheinbar  in  Widerspruch 
^kheüäeny  2^ugnisse  von  Dionysius  zu  vereinigen. 

Abgesehen  von  der  Verschiedenheit  der  Abstimmung  hatten 


a)  Dionys.  IX,  46  xouc  v^fiouc  iirtSe^xvuro,  oOc  &  SiifAoc  ircxu^ioocv 
'.*  Tj^  KoAAou,  Tt$v  Te  iccpl  Tfov  StxaoTi}p(a>v  t^c  fUTaYoiy^c ,  iji  f8<uxev  ^ 
3'/iXf|  T<p  ii^H'?  "^^  l(ouo(av  xpfvttv,  o^c  äv  a(>T0lc  8^£ttg  tiuv  iTaTptx(u>v, 
Z9(  rov  6iEip  Tr|C  ^'^«pilYoptac ,  8c  o^xixt  x^v  Xo^mv  ixxX7}o{av,  i^Xä  t^v 
x%r>p'.dTtv  inoUi  Twv  t|n^(pa>v  xup(av. 

b)  Vergl.  oben  S.  153. 
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die  Tributcomitien,  welche  von  den  Tribunen  durchgesetet  wur- 
den, auch  einen  andern  Vorsitzenden  als  die  Centuriat-  und  Cu- 
riatcomitien.    Diese  wurden  von  den  Consuln  geleitet  und  das 
war  ebenfalls  ein  Grund   gewesen,  weshalb   die  Tribunen  sich 
gegen  dieselben  erklärt  hatten :   in  jenen  fährten  sie  selbst  den 
Vorsitz,  also  auch  bei  Coriolans  Process,  was  Dionysius  zwar 
nicht  ausdrücklich  bemerkt,  aber  aus  den  Einzelheiten  seiner 
Erzählung  mit  Sicherheit  geschlossen  werden  kann.^)    Darnach 
leiteten  den  Process  die  Tribunen ,  welche  die  Anklage  vor  dem 
Senate  geführt  hatten,  wahrscheinlich  einige  der  Hauptankläger 
abwechselnd.    In  den  Verhandlungen  der  Volksversammlung  un- 
terscheidet Dionysius  zwei  Theile.    Zuerst  tritt  der  Consul  Mi- 
nucius  auf  und  erzählt  in  seiner  Rede ,  die  Patricier  hätten  den 
Plebejern  nachgegeben  und  die  Anklage  Coriolans  zugestanden: 
mit  diesem  neu  erworbenen  Rechte  möchten  sie  zufrieden  sein 
und  Coriolan,  der  sonst  ein  verdienter  Bürger  sei,   ohne  Ab- 
stinmiung,    ohne   weiteres   gerichtliches  Verfahren  lossprechen- 
Indessen   die  Tribunen  widersetzen  sich  diesem  Vorsdilage  ond 
so  wird  die  formliche  Untersuchung  gehalten.  *»')  Es  ist  schwer  zn 
sagen,  ob  Dionysius  diese  Einzelheit  in  seinen  Quellen  gefunden : 
möglich,  dass  er  nur  bei  Coriolans  Process  angeben  wollte,  was 
in  solchem  Volksprocesse  geschehen  konnte.     In  beiden  Fällen 
ist  es  sicher,    dass  die  Volksversammlung,  auch  ohne  nähere 
Untersuchung,  durch  allgemeinen  Zuruf,  durch  laute  Aeussenmg 
ihres  gesammten  Willens,   dem  die  Tribunen  nachgeben  muss- 
ten,   die  Freisprechung  des  Angeklagten   herbeiführen    konnte 
Die  Verurtheilimg  wohl  nicht    Bei  Coriolan  also  kam  es  zur 
förmlichen  Verhandlung,  bei  der,  wie  der  Consul  Minucius  be- 
merkt, nur  auf  die  Anschuldigung  wegen  Strebens  nach  Allein- 
herrschaft eingegangen   werden  durfte.    Darüber    sprechen  die 
anklagenden  Tribunen:    dagegen  vertheidigt  sich  Coriolan.    Er 


a)  Z.  B.  der  Tribun  Sicinnins  erklärt  bei  Dionys.  VII,  61,  er  werde 
die  Abstimmung  veranlassen  (divadd^aeiv  t^v  <|^cpov)  und  c.  63  gpebietet  der 
Tribun  Decius  Stillschweigen,  und  gestattet  dem  Angeklagten  das  Won 
Beides  kann  nur  der  Vorsitzende  thun.  Man  vergleiche  auch  c  64  am 
Ende. 

b)  Bionys.  Vn,  60  und  61. 
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gewann  durch  die  AoMhlung  seiner  Heldenthaten  sichtlich  die 
Zuneigung  des  Volkes,  als  einer  der  Tribunen  Decius  in  erneu- 
ter Anklagerede  einen  andern  Beweis  für  das  Streben  nach  der 
Tyrannis»)  beibrachte:  Coriolan  habe  bei  dem  Feldzuge  gegen 
Antium  die  Kriegsbeute  nicht,  wie  es  seine  Pflicht  war,  in  den 
Staatsschatz  abgeliefert,  sondern,  um  die  Beistimmung  seiner 
Genossen  für  seine  hochverrätherischen  Pläne  zu  gewinnen,  an 
dieselben  vertheilt:  eine  Thatsache,  welche  der  Angeklagte, 
wenngleich  er  andere  Beweggründe  hatte,  doch  als  richtig  zu- 
fjeben  musste.  ^^)  Deshalb  zürnte  ihm  das  Volk  und  als  der 
Zorn  sich  in  Toben  und  Läjrmen  äusserte,  schlössen  die  Tribu- 
nen die  Verhandlung  xmd  beantragten  nach  gemeinsamer  Bera- 
thung  ewige  Verbannung;  denn  eine  Capitalstrafe  fürchteten  sie 
nicht  «durclifohren  zu  können.  Aber  die  Verbannung ,  ich  glaube 
ohne  Vermögens  Verlust,  wurde  über  Coriolan  mit  zwölf  Stim- 
men der  Tribus  gegen  neun  ausgesprochen.  *^) 

Wir  haben  Dionysius'  Darstellung  von  Coriolans  Process 
dorchgenommen.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  sie,  wie  erwähnt, 
nach  antikem  Geschmacke  rhetorisch  bearbeitet  ist;  aber  eben 
so  wenig  ist  es  zweifelhaft,  dass  dies  nicht  nach  willkürlicher 
Erfindung  geschehen  ist,  sondern  quellenmässig ,  wenigstens 
nach  dem  Verfahren  anderer  Hochverrathsprocesse,  in  denen  die 
Tribunen  als  Untersucher,  die  Tribus  als  Richter  vorkonmien :  Dio- 
nysius  wollte  in  diesem  ersten  Volksprocesse  ein  Muster  geben, 
wie  man  sich  überhaupt  deren  Verlauf  zu  denken  habe.  Er  er- 
kennt die  Wichtigkeit  des  Processes,  löst  alle  dem  Geschichts- 
schreiber aufstossenden  Fragen,  ist  in  sich  vollkommen  harmo- 
nisch und  hat  überdem  in  allen  Hauptsachen ,  z.  B.  der  Anklage, 
der  Stinunenanzahl  der  Verurtheilenden ,  bestimmte  Zeugnisse 
der  Quellen  vor  sich.  In  Bezug  auf  die  Anklage  wird  er  von 
Dio  Cassiujs  bestätigt:  wo  er  von  Livius  abweicht,  in  dem  Er- 
«('heinen  Co^olans  beim  Termin,  hat  er  wahrscheinlich  Recht. 
Vielleicht  ist  Livius  durch  das  Nichterscheinen  Coriolans  bei 
den  anfänglichen  Terminen  vor  dem  Volke  irregeführt  worden: 
keines  Falls  hätte  Dionysius  den   Termin  so  ausführlich  schil- 


a)  So  sagt  es  aaa&rücklieb  Dionys.  VII,  63. 
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dem   können,    wenn  er  bestimmte  Erwähnung  gefunden,  das» 
Coriolan  sich  zu  demselben  nicht  gestellt  hatt-e. 


Zehntes  Capitel. 

Weitere  tribanicische  Anklagen.    T.  lenenins.    8p.  Servilins.   Cluiliiu 
nnd  L  Purins.    Ap.  Clandlns.    Process  Yon  Kaeso  Clnlnctins.   Yersnch  die 
reglerenden  Consnln  anzuklagen.    T.  Romlllns  nnd  G.  Yetnrlna.   Ergeb- 
nisse über  die  trlbunidscke  Gerlcbtsbarkeit.    Ihre  GlTllgerlchtsbarkeit. 

Me  Aedilen  als  Gehfllfen  der  Tribunen. 

Bei  Coriolans  Anklage  war  das  Recht  der  Volkstribunen, 
Patricier  vor  dem  Volksgericht  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  an- 
erkannt und  in  seinen  Formen  festgestellt  worden:  nicUt  ein 
einzelner  Zweig  der  Staatsverwaltung  war  fortan  der  ControUe 
der  Plebejer  unterworfen,  sondern  die  gesammte;  nicht  allein 
gewesene  Beamten  konnten  von  den  Tribunen  vorgeladen  wer- 
den, sondern  überhaupt  alle  Patricier,  welche  den  regierenden 
Stand  bildeten  und  an  der  Verwaltung  Theil  nahmen ;  ^  zum  Be- 
ginn eines  solchen  Processes  war  ein  Senatsbeschluss,  der  den 
Grund  der  Anklage  enthielt,  nothwendiges  Erfordemiss.  Indes- 
sen machten  die  Plebejer,  wenigstens  so  viel  die  Ueberlieferong 
erzählt,  nicht  alsbald  von  ihrem  neu  gewonnenen  Rechte  Ge- 
brauch. Es  folgte  der  schwere,  durch  Coriolans  Yerurtheilung 
herbeigeführte  Krieg,  die  Ackerstreitigkeiten  und  die  Madit  des 
Fabischen  Geschlechtes.  Erst  als  dieses  an  der  Cremera  um- 
gekonmien  war,  beginnen  die  tribunidschen  Anklagen  von  Pa- 
triciem. 

Der  erste  Angeklagte  war  T.  Menenius  Lanatus,  der  Con- 
8ul  des  Jahres  477  v.  Chr. :  er  wurde  nach  Ablauf  seines  Amts- 
jahres von  zwei  Tribunen,  Q.  Considius  und  T.  GenuciuB,  vor 
das  Volksgericht  gefordert.  Der  Grund  der  Anklage  scheint  die 
schlechte  Kriegfiihrung,  welche  den  Untergang  der  Fabier  her- 
beiführte, gewesen  zu  sein.  So  sagen  es  Dionysius  und  Dio 
Cassius*),  und  auch  Livius  giebt  dies  als  Grund  der  Vemrthei- 


a)  Dionys.  IX,  25;  Dio  Cass.  fr.  26. 
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lüng  an"),  wenngleich  er  hinzusetzt,  er  sei  von  den  Tribunen, 
welche  da*  Ackergesetz  betrieben ,  angeklagt  worden.  Ueber  den 
Gang  des  Processes  erfahren  wir  nur  eines,  dass  die  Ankläger 
Anfangs  auf  Capitalstrafe  hatten  antragen  wollen,  aber  nach  dem 
Ausfalle  der  Untersuchung  nur  auf  eine  Geldstrafe  von  2000  As 
antrugen.**)  Nach  dem  Verfahren  in  Coriolans  Process  werden 
wir  also  annehmen*^),  dass  durch  den  Senatsbeschluss  eine  Ca- 
[litalanklage  von  Menenius  gestattet  war,  dass  diese  auch  im  Ge- 
riihtstermin  festgehalten  wurde,  bis  na(*h  der  Untersuchung  und  vor 
der  Abstimmung  die  Aenderung  in  einen  Antrag  auf  Geldstrafe  ge- 
ahah.  Ueber  die  Strafe  selbst  ist  die  Nachricht  von  Dionysius 
bemerkenswerth.  Als  Menenius  sie  bezahlt,  sagt  er,  hätte  er 
^ieh  wieder,  wie  früher,  den  Staatsgeschäften  widmen  können, 
tr  habe  sich  aber  aus  Kummer  über  die  Verurtheihmg  in  das 
Privatleben  zurückgezogen.  Daraus  ersieht  man,  dass  diese 
Verurtheilung  durch  das  Volk  auf  tribunicische  Anklage  an  sich 
ime  Schande  brachte  und  keine  andern  Folgen  als  eben  die 
Strafe  hatte:  es  war  eine  politische  Massregel.  Dagegen  eine 
Verurtheilung  im  ordentlichen  Gerichtswege  hätte  bürgerliche 
Strafe  zur  Folge  gehabt. 

Sogleich  im  folgenden  Jahre  wurde  Sp.  Servilius,  als  er 
vom  Consulate  abgetreten  war,  durch  zwei  Volkstribunen  L.  Cae- 
dieios  und  T.  Statins  angeklagt,  nach  übereinstimmender  Ueber- 
lieferung,  wegen  Ungeschicks  im  Kriege:  der  nöthige  Senatsbe- 
^hluss  mußs  erlassen  worden  sein.  Aber  die  Anstrengungen 
'ler  Patricier,  des  Angeklagten  Unerschrockenheit  bei  der  Ver- 
theidigung,  auch  die  Reue  der  Plebejer  über  die  Verurtheilung 
von  Menenius  bewirkten ,  dass  er  von  allen  Tribus  freigesprochen 
wurde.*)    Wiederum  im  folgenden  Jahre,  473  v.  Chr.,  beschloss 


a)  Lhr.  I],  52  sagt:  Q.  Gonsidius  et  T.  Genucius,  auctores  agrariae 
1^,  T.Menenio  diem  dicüni  Invidiae  erat  amissum  Cremerae  praesidium. 
Sher  bald  nachher  bei  der  Anklage  von  Sp.  Servilius :  Et  huic  proeUam 
nim  Tiuds  ad  lanicolum  erat  crimini,  d.  fa.  dieser  ebenfalls,  wie  früher 
Menenius,  worde  wegen  Unglücks  im  Kriege  angeklagt 

b)  Liv.  n,  58;  Dionys.  IX,  27.  ^ 

c)  Yergl.  oben  S.261;  Dionys.  VU,  64. 

d)  Liv.  n,  52;  Dionys.  IX,  28  flgd. 
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der  Tribim  Cn.  Genucius,    die  ControUe  der  Staatsverwaltung, 
welche   die  Plebejer  üben  durften,    als  Mittel  zur  Durchführung 
des  Ackergesetzes  zu  benutzen:   er  klj^te  die  eben  abgetretenen 
Consuln  C.  Manlius  und  L.  Furius   an,    weil  sie  nicht  gemäss 
des   zwölf  Jahre  vorher  erlassenen  Ackergesetzes  von  Sp.  Gas- 
sius  Zehnmänner   zur  Ausführung  desselben   ernannt   hätten.*) 
Interessant   sind   die  Betrachtungen,    welche  Livius  bei  dieser 
Gelegenheit  von  den  Consuln  anstellen  lässt.**)     Sie  ermahnen 
die  jungen  Patricier  nicht  nach  dem  Consulate  zu  streben:  das 
sei  nicht  eine  Ehre,  sondern  bringe  die  höchste  Gefahr.    Der 
Consul  müsse,   wie  ein  Diener,   Alles  auf  den  Wink  und  den 
Befehl  des  Tribunen  thun:    wenn  er   sich   rege  und  an  irgend 
etwas  anderes  als  die  Plebs  denke ,  so  müsse  er  die  Verbannung, 
wie  Coriolan,  oder  eine  Verurtheilung,  wie  Menenius,  erwarten. 
Es  spricht  sich   darin   die  Klage  aus,    dass  das  Consulat  ganz 
unter  der  ControUe  der  Tribunen  stehe  und  ihnen  in  jeder  Hin- 
sicht Rechenschaft  zu  geben  verpflichtet  sei.    lieber  die  Anklage, 
welche  Genucius  anstellte,   selber  haben  wir  nicht  nähere  Nach- 
richten;  den  Senatsbeschluss   muss    er   sich    verschafft  haben. 
Nur  dies  eine  meldet  die  Ueberlleferung,  die  Patricier  seien  ent- 
schlossen gewiesen,  auf  jede  Weise  die  Verurtheilung  zu  hindern 
und  nicht  zu  gestatten,  dass  die  Tribunen  ihr  Anklagerecht  zur 
Durchfuhrung  politischer  Massregeln   missbrauchten.     Am  Ge- 
richtstage ,  als  der  Process  entschieden  werden  sollte  und  musste, 
erschien  der  Ankläger  nicht;  er  war  gestorben,  sei  es  eines  naturli- 
chen Todes,*')  oder  durch  die  Gewaltthätigkeit  der  Patricier.  ^)  Da- 
mit war  die  Anklage  gefallen  und  sie  wurde  von  keinem  andern 
Tribunen  erneuert 


a)  Dionys.  IX,  37. 

b)  Liv.  II,  54  Consulare»  —  fasces,  praetextam  curulemque  sellam  ni- 
hil aliud  quam  pompam  j^eris  putent.  —  consalatum  captum  et  oppressum 
ab  tribunicia  potestate  esse;  consuli,  velut  apparitori  tribonicio,  omnia  ad 
Dutam  imperiomque  tribuni  agenda  esse.  Si  se  commoverit,  si  respexent 
patres,  si  aliud  quam  plebem  esse  in  republica  crediderit,  exiliom  G.  Mar- 
cii,  Menenii  damnationem  et  mortem  sibi  propouat  ante  ocolos. 

c)  Dionys.  IX,  38. 

d)  Liv.  U,  54;  Dionys.  X,  38. 
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Äoch  von  Ap.  Claudius'  Process  im  Jahre  470  v.  Chr.  ist 
nur  anvollkommene  Kunde  auf  uns  gekommen.*^)  Er  war 
im  vorhergehenden  Jahre  Consul  gewesen  und  wurde,  als  er  sich 
mit  aller  Gewalt  dem  Ackergesetze  entgegen  stellte,  von  zwei 
Tribunen,  M.  Duilius  und  Cn.'Siccius,  angeklagt.  Als  Anklage- 
gründe  giebt  Dionysius*)  an,  Appius  pflegte  schlimme  Meinun- 
gen im  Senate  gegen  das  Volk  abzugeben  und  hätte  dadurch 
Aufruhr  in  den  Staat  gebracht:  er  hätte  Hand  an  einen  Volks- 
tribunen gelegt:  er  hätte  in  einem  Feldzuge  unglücklich  gekämpft. 
Indessen  Diouysius  stellt  dies  als  Inhalt  einer  Rede  auf,  welche 
füe  Tribunen  vor  Abhaltung  des  eigentlichen  Gerichtstermines 
hielten;  also  möglich,  dass  die  Anklage  noch  anders  war,  nur 
i«)ll  der  Strafantrag  auf  Tod  gelautet  haben.  Es  bemühten  sich 
für  den  Angeklagten  die  Patricier,  Claudius  selbst  that  nichts, 
nm  den  Zorn  des  Volkes  zu  besänftigen,  änderte  nichts  in  seiner 
früheren  Lebens-  und  Redeweise.  Von  dem  Process  erfahren 
wir  nichts  Genaueres .  und  der  Senatsbeschluss ,  der  für  densel- 
ben erlassen  sein  muss,  wird  nicht  ausdrücklich  erwähnt.  Li- 
nus^), dem  Zonaras  beistimmt,  berichtet,  der  Angeklagte  habe 
j'ich  an  dem  Termine  vor  dem  Volke  unerschrocken  vertheidigt, 
oüd  die  Tribunen  hätten  ihm  freiwillig  einen  andern  langem 
Termm  gesetzt.  Dies  stinmit  nicht  mit  dem  sonstigen  Verfahren 
btfi  Volksgerichten,  wo  an  dem  entscheidenden  Termine  der  Pro- 
^'^i  ZU  Ende  gebracht  werden  musste,  wenn  nicht  die  Anklage 
feilen  und  der  Angeklagte  freigesprochen  werden  sollte.  Diony- 
siu?  erwähnt  zwar  auch  eine  Volksversanm[ilung,  in  der  Appius 
zn  seiner  Vertheidigung  gesprochen,  sagt  aber  nicht,  es  sei  dies 
d#^r  von  den  Tribunen  förmlich  anberaumte  Gerichtstermin  ge- 
wesen. So  werden  wir  also  auch  Livius'  Nachricht  erklären 
Doüssen  und  die  Ausdrücke  desselben  gestatten  es^):  nach  Er- 

a)  Dionys.  IX,  54 

b)  Liv.  II,  61.   Veigl.  Zon.  VII,  17. 

c)  Liv.  II,  54  Semel  causam  dixit,  quo  sempcr  agcre  omnia  solitus 
♦■«t,  acctuatorio  spiritu,  adeoqne  constantia  sua  et  tribunos  obstupefecit  et 
i^^^^  at  dion  ipsi  soa  voluntate  prodicerent:  trahl  deinde  rem  siuerent. 
^«r  kömite  man  auch  an  die  Ansetzuug  eines  zweiten  Gerichtstermines 
<^nken,  aber  nothwendig  ist  es  nicht;  auch  Zonaras'  Worte  lassen  eine 
<^Ppelte  Erklärung  zu. 
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lassung  des  Senatsbeschlusses  hielten  die  Tribunen  eine  Volks- 
versammlung, in  der  auch  Appius  erschien  und  sich  so  ent- 
schlossen vertheidigte,  dass  die  Ankläger  absichtlich  die  Ent- 
scheidung hinzogen  und  den  eigentlichen  Gerichtstermiu  auf 
einen  spätem  Tag,  als  es  nöthig  war,  ansetzten.  Ehe  dieser 
Tag  erschien,  starb  Appius  durch  eigene  Hand. 

Ergiebiger  für  die  Erkenntniss  der  tribunicischen  Gerichts- 
barkeit ist  der  Process  von  Kaeso  Quinctius,  im  Jahre  461  v. 
Chr.     Erstlich   war   er  der  Ueberlieferung  zufolge  jung,   zwar 
ausgezeichnet  im  Kriege  und  zu  den  höchsten  Hoflhungen  be- 
rechtigend, hatte  aber  doch  noch   keine  Ehrenstellen  bekleidet 
Er  stand  also  in  dieser  Beziehung  eben  so  wie  Coriolan  und 
seine  Anklage  beweist,  dass  alle  Patricier,  mochten  sie  Aemter 
bekleidet  haben  oder  nicht,  vor  das  plebejische  Volksgericht  ge- 
zogen  werden  konnten.     Seine    Vergehen   bestanden  femer  in 
hochmüthigem  und  gewaltsamem  Verhalten  gegen  einzelne  Plebe- 
jer, ganz  besonders  aber  in  dem  Widerstände,  welchen  er  an  der 
Spitze  der  patricischen  Jugend  den  Volkstribunen  beim  Durch- 
führen  des    Terentilischen   Gesetzvorschlages   entgegen   gestellt 
hatte.*)    Der  Anfang  des  Streites  begann,  wie  Livius  erzählt, 
inmier,  wenn  die  Tribunen  die  Plebs  Behufs   der  Abstimmung 
auseinander  ti-eten  Messen:  dann  stand  die  patricische  Jagend 
im  Wege,  liess  sich  von  den  Dienern  der  Tribunen  nicht  ent- 
femen,  es  kam  zu  Wortwechsel  und  ThäÜichkeiten,   bei  denen 
die  Tribunen  selbst  Misshandlungen  erfuhren.    Diese  Vorkomm- 
nisse beweisen  auf  das  Deutlichste,,  dass  jenes  auf  dem  heiligen 
Berge  angenommene  Plebiscit  über  die  Unverletzlichkeit  der  Tri- 
bunen, femer  das  Icilische  Plebiscit  über  die  Ordnung  der  ple- 
bejischen  Volksversammlungen  die  Patricier  nicht  band:  sonst 
wäre  es  den  Tribunen  ein  Leichtes  gewesen,  augenblicklich  sol- 
chen Unordnungen  der  patricischen  Jugend  zu  steuem,  ja  i^ie 
wären  aus  Furcht  vor  sofortiger  Todesstrafe  gar  nicht  voi^e- 
kommen.   Als  bei  ähnlicher  Gelegenheit  471  v.  Chr.  der  Tribau 
Laetorius,  um  die  Abstimmung  zu  beginnen,  die  Plebs  ausein- 
ander treten  hiess,  standen  patricische  Jünglinge  im  Wege:  der 


a)  Liv.  in,  11;   DioDys.  X,  5. 
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Tribon  wollte  sie  entfernen  lassen ;  aber  der  Consol  Ap.  Claudius 
erklärte,  jener  habe  kein  Recht  über  Patricier:  es  sei  überhaupt 
gegen  die  Sitte  der  Vorfahren,  dass  er  dabei  Gewalt  brauchen 
wolle.  Denn  die  alte  Formel,  mit  der  die  Abstimmung  ange- 
urdnet  wurde,  lautete :  „wenn  es  euch  beliebt,  Quiiiteu,  tretet  aus- 
rioander."»)  Also  da  den  Tribunen  andere  gesetzliche  Mittel, 
m  den  sich  in  den  plebejischen  Versammlungen  zeigenden  Wi- 
derstand zu  brechen,  nicht  zu  Gebote  standen,  beschloss  der 
eine  yon  ihnen,  A.  Verginius,  den  Hauptwidersacher  Kaeso 
Quinctius  vor  das  plebejische  Volksgericht  zu  laden. 

Hier  tritt  uns  eine  andere  Erscheinung  in  auffallender  Weise 
entgegen.     Wäre  das  plebejische  Volksgericht  eine  regelmässige 
£rscheinung  gewesen  und  nur  auf  Ladung  eines  der  zehn  Tri- 
bunen zusammengetreten,  so  wäre  ein  solches  Betragen  der  Pa- 
tricier ebenfedls  unmöglich  gewesen.     Sie  hätten  sich  in  Acht 
genonunen,   hätten  Anstoss  bei  der  Plebs  vermieden,  geheime 
Künste  dem  offenen   Auftreten  vorgezogen.     Jetzt  aber  werden 
die  Angeklagten,  von  denen  wir  gesprochen,  ganz  besonders  aber 
Kaeso  Quinctius  als  übermüthig  vor  der  Anklage  geschildert: 
iie  sehmähen  die  Tribunen,  erklären,  sie  ständen  nicht  unter 
ILrer  Gerichtsbarkeit,   wollen  sich  vor  dem  ordentlichen  Richter 
i^Uen^),  kurz  sie  scheinen  gar  nicht  zu  denken,   dass  sie  vor 
ein  plebejisches  Gericht  unter    Leitung  der  Tribunen   kommen 
können.    Aber  wenn  sie  dann  von  einem  Tribunen  beim  Volke 
angeklagt  worden  sind,  tritt  ein  plötzlicher  Umschlag  in  Meinung 
und  Betragen  ein.     Sie  bekommen  Furcht,  suchen  die   Gunst 
des  Volkes  zu   gewinnen,    bitten  um  Aufschub  des  Termines, 
ihre  Freunde  und  der  ganze  Stand  der  Patricier  bemühen  sich. 
Dieser  plötzliche,  für  Jeden,  welcher  die  Geschichte  dieser  Ankla- 
gen liest,  auffallende  Wechsel  kommt  von  dem  Senatsbeschlusse  her, 
der,  wie  wir  bei  C!oriolans  Processe  nac'hgewiesen,  zur  Anklage 
fines  Patriciers  vor  der  plebejischen  Volksversammlung  nöthig 
ist   Vor  diesem  Senatsbeschluss   hat  kein  Patricier  etwas   von 
den  Tribunen  zu  fBrchten;   ist  aber  derselbe  entweder  durch 


^)  LiY.  n,  56  si  vobis  videtar,  discedite,  Quirites. 
b)  So  erklärt  es  Kaeso  Quinctius  bei  Diooys.  X,  5. 
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Furcht  vor  Aufruhr  erzwungen  oder  aus  anderen  Rücksichten 
gegeben,  so  verwandelt  sich  der  Trotz  in  Besorgniss:  der  Patri- 
cier  ist  dann  der  Volksrache  Preis  gegeben. 

Von  diesem  Senatsbeschluss  und  seiner  Nothwendigkeit  ha- 
ben wir  bei  Kaeso  Quinctius'  Process  noch  eine  andere,  nicht  zu 
verkennende  Andeutung.     Er  war  einer  der  ersten  unter  den 
jungen  Patriciem  und  ihr  Führer  bei   dem  Widerstände  gegen 
die  Tribunen  und  das  Terentilische  Gesetz  gewesen,  als  A.  Ver- 
ginius  seine  Anklage  begann :  der  Senatsbeschluss,  durch  wek?hen 
dieselbe  auf  ein  Kapitalverbrechen  hin  erlaubt  wurde,  war,  man 
weiss  nicht  in  w^elcher  Weise,  gegeben,  und  das  Betragen  aller 
Patricier  änderte  sich.    Er  selbst  ging  beim  Volke  umher,  um 
sich  zu  empfehlen,  noch  mehr  sein  Vater  und  seine  Verwandten, 
aber  mit  geringem   Erfolge.    Es  erschien   der  Termin,  wo  die 
Untersuchung  gegen  ihn  gefuhrt  werden  sollte,  die  Zeugen  traten 
auf,  unter  andern  auch  ein  ehemaliger  Volkstribun  M.  Volscius 
Fictor  ■) ,   der  Kaeso  beschuldigte ,   seinen  Bruder  muthwilliger 
Weise  erschlagen  zu  haben.    Dadurch  wird  das  Volk  erbittert 
und  der  Ankläger  lässt  den  Angeklagten  greifen,  um  ihn  in  das 
Gefängniss  zu  führen.    Indessen  die  Patricier,  heisst  es,  leisteten 
Widerstand.**)    Sie  waren  nämlich  berechtigt  dazu.    In  deni  Se- 
natsbeschlusse ,    der   die   Anklage  erlaubte,   musste,    wie    wir 
gesehen,    der  Grund   der  Anklage   bestimmt  angegeben    wer- 
den :  dieser  Anklagegrund  allein  kam  beim  Termine  zur  Sprache. 
Wurde  noch  ein  anderes  Verbrechen  bei  der  Untersuchung   er- 
mittelt, so  konnte  dies  mit  dazu  beitragen,  \un  die  Vemrtheilung 
wiegen  des  eigentlichen  Anklagegrundes  herbeizufuhren,  aber  ej^ 
durfte  nicht  an  sich  benutzt  werden,  um  ein  besonderes  Verfah- 
ren einzuleiten.   Dies  aber  wäre  geschehen,  wenn  Verginius  den 
Angeklagten  wegen  des  angeblichen  Mordes  ins  Geftngniss  ab- 
geführt hätte.    Deshalb  traten  die  andern  Tribunen,  deren  Hülfe 


a)  Liv.  III,  13.  Dagegen  Dionys.  X,  7  ncDut  ihn  eineo  Collegen  de^i 
anklagenden  Tribunen :  er  sagt  von  Yerginios  dev{oT7)oiv  ix  Ttt>v  ouvap^^Tcuv 
Mdpxov  06<iXoiciov,  wohl  nur  ein  ungenauer  Ausdruck. 

b)  Liv.  ni,  13  Verginius  arripi  iabet  bominem  et  in  vincula  dad,  pa- 
tricii  contra  vi  resistunt. 
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aDgerafen  wird,  dazwischen:  sie  hindern,  wieLivins*)  sagt,  das 
Gefäogniss  und  erklären,  Kaeso  gegen  Bürgschaft,  dass  er  beim 
Termin  erscheinen  werde,  auf  freiem  Fuss  hissen  zu  wollen:  die 
Höhe  der  Bürgschaft  solle  der  Senat  bestimmen.  Hier  wird 
plötzlieh  der  Senat  erwähnt:  eine  blosse  Höflichkeit  wird  mau 
ia  der  Nachgiebigkeit  der  Tribunen  und  in  ihrer  Erklärung, 
äch  dem  Willen  desselben  fügen  zu  wollen  nicht  finden.  Hätten 
äe  die  Befiigniss  gehabt,  ohne  dessen  Erlaubniss  gegen  einen 
Pahricier  einzuschreiten  oder  nach  geschehener  Auslieferung  des- 
!^elbea  eine  Klage,  wie  sie  wollten,  zu  veranstalten,  so  hätte  es 
geflögt,  dass  sie  sich  selbst  über  das  Verfahren  einigten.  Nein, 
»e  müssen  den  Senat  hinzuziehen,  und  zwar  so  oft,  wie  sie 
wessen  eines  neuen  Verbrechens  einen  neuen  Strafantrag  stellen 
Qüd  einen  neuen  Termin  ansetzen.  Dies  war  bei  Kaeso  gesche- 
hen: an  dem  Termine,  wo  über  seine  politischen  Verbrechen  Un- 
tersaehung  gehalten  wurde,  kam  ein  gemeines  Verbrechen  von 
ihm,  ein  Mord,  angeblich  zu  Tage:  der  Ankläger  übergeht  also 
die  ersteren,  als  die  geringeren,  lässt  den  Termin  für  dieselben 
ohne  Ergebniss  verstreichen,  wodurch  Kaeso  von  ihnen  freige- 
sprochen wird,  will  aber  den  Mord  zum  Gegenstande  eines  neuen 
Proeesses  machen.  Dazu  bedarf  es  einer  Erlaubniss  des  Senates, 
durch  welche  die  Art  und  Weise  des  Verfahrens  bestimmt  wird. 
Der  Ausdruck  von  Livius  ist  zweideutig  und  vielleicht  ungenau: 
man  darf  ihn  nicht  so  auffassen,  als  ob  die  Tribunen  sich  nur 
liegen  der  Höhe  der  Bürgschaft  an  den  Senat  gewandt  hätten. 
Richtiger  bezieht  Dionysius  den  Senatsbeschluss  auf  Freilassung 
and  Bürgschaftsstellung  des  Angeklagten  überhaupt.^)  Also  die 
Tribunen  machten  gemeinschaftlich  einen  Antrag  beim  Senate, 
erstUch,  die  neue  Anklage  gegen  Kaeso  wegen  Mordes  zu  ge- 
statten, zweitens  ihn  bis  zum  Termine  gegen  Bürgschaft  frei  zu 
lassen;  aber  über  'die  Höhe  der  Bürgschaft  stellten  sie  keinen 


a)  Liv.  III,  13  Appellati  tribuni  medio  decreto  ins  auxilii  sui  expediunt. 
lü  vinciila  coniici  vetant:  usti  reum  pecuniamque  nisi  sistatur  populo  pro- 
aitti  placere  pronnntiaDt.  Sommam  pecuniae  qaantain  aequiun  esset  pro- 
Qütti  Teniebat  in  dabiom :  id  ad  senatom  reiieitor. 

b)  Dionys.  X,  8  xotl  f^  pouX^  ouvtXftouoa  <4>Tj;p(oato  XP^f^^^^  8«n"T)»iv 

iiS'iltpGV  (Ivat   tO    OÜlfMt    fJ^^XP^   i^XVjC. 
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Antrag,  sondern  überliessen  es  dem  Senate  dieselbe  zu  bestim- 
men.*^) 

Der  Senat  bestimmte,  Kaeso  solle  zehn  Bürgen,  jeden  zu 
3000  As  stellen :  er  stellte  sie  und  wurde  freigelassen,  ging  aber, 
ehe   am  folgenden  Tage   der  neue  Termin  gehalten  wurde,  in 
die  Verbannung  nach  Etrurien,  er  fürchtete  nicht  bloss  Venir- 
theilung, sondern  wirkliche  Hinrichtung,    üeber  das  Weitere  ist 
die  Ueberlieferung  scheinbar  nicht  einstimmig.    Livius   erzählt, 
am  Gerichtstage  hätte  der  Tribun  Verginius,  trotzdem  dass  der 
Augeklagte  nicht  erschienen,    dennoch  eine   Volksversammlung 
halten   wollen,  aber  die  andern   Tribunen,   zu  Hülfe  gerufen^ 
hätten    die   Volksversammlung  entlassen.     Dionysius  sagt  nur, 
die  Tribunen   hätten   am  folgenden  Tage  das  Volk  versammelt 
und  als  Kaeso  nicht  erschien,   den  Spruch  gegen  ihn  bestätigt 
Dieser  Widerspruch  ist  nur  scheinbar :  Livius  setzt  etwas  hinzu, 
was  der  andere  Schriftsteller  nicht  erwähnt    Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  Kaeso,  weil  er  sich  nicht  zum  Termin  gestellt, 
als  geständig  galt  und  somit  die  Anklage  als  begründet  erschien; 
der  Strafantrag  wurde  dadurch  Gesetz,  ohne  Befragung,  ohne 
Abstimmung  des  Volkes.    Die  Gapitalstrafe  wurde  von  dem  an- 
klagenden Tribunen  allein  über  Kaeso  ausgesprochen.    Indessen 
es  scheint,  dass  Verginius,  der  auch  gegen  die  Bürgschaftsstellung 
des  Angeklagten  gewesen  war,  noch  besondere  Massregeln  beim 
Volke  beantragen  wollte,  vielleicht  förmliche  Aechtung,  Einziehung 
des  Vermögens,  wenn  er  ausser  dem,  was  sein  Vater  besass, 
etwas  hatte,*  und  ähnliches.   Dies  hinderten  die  andern  Tribunen, 
wiederum,  wie  ich  glaube,   weil  es  gegen  den  Senatsbeschluss 
und  somit  ungesetzlich  gewesen  wäre.    Dass  Kaeso  später  wirk- 
lich in  der  Verbannung  war  und  nicht  etwa,  nachdem  die  Bür- 
gen das  Geld  bezahlt  hatten,  zurückkehren  durfte,  ergiebt  sich 
schon  aus  dem  Begrüfe  der  Bürgschaft,  die  er  geleistet  hatte: 
Livius')  bemerkt  sogar,  es  wäre  später  unmöglich  gewesen,  ihn 
seiner  Familie  und  dem  Staate  wiederzugeben,  d.  h.  zu  begna- 
digen.  Kurz  und  nicht  recht  genau  berichtet  femer  ebender8ell>e*'),' 


a)  Liv.  in,  25. 

b)  Liv.  III,  13  pecunia  a  patre  exacta  cradeliter. 
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« 
Geld  ffir  die  Bürgschaft  sei  von  dem  Vater  auf  grausame 

Weise  eingetrieben  worden,  richtiger  Dionysius»),  man  habe 
das  Geld  von  den  zehn  gestellten  Bürgen  eingetrieben,  aber  der 
Vater  habe  es  diesen  aus  seinem  eigenen  Vermögen  wiederer- 
stattet und  sei  dadurch  verarmt^*) 

Die  weiteren  Kämpfe  um  den  Terentilischen  Gesetzesvor- 
schlag  liefern  noch  andere  Beispiele  über  das  Verfahren  bei  tri- 
bunicischen  Anidagen  von  Patriciem  und  gewesenen  j)atrici8chen 
Beamten.  Im  Jahre  455  v.  Chr.  suchten  die  Consuln  T.  Romi- 
lioä  and  C.  Vetnrius  den  innem  Streitigkeiten  durch  kriegerische 
Liiteniehmungen  zu  entgehen,  wurden  aber  bei  den  Aushebun- 
gen vielfach  von  den  Tribunen  gehindert  Die  Tribunen  klag- 
ten ,  ihr  Einspruch  sei  nicht  beachtet ,  sie  selbst  und  ihre  Diener 
gemisshandelt  worden:  deshalb  machten  sie  den  Versuch,  die 
Consuln  vor  dem  Volke  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Indessen 
die^  verstanden  sich  nicht  dazu  und  die  Tribunen  wandten 
äch  an  den  Senat,  bei  dem  sie  die  Forderung  aufstellten,  ent- 
weder sollten  sich  die  Consuln  in  der  Volksversammlung  durch 
einen  Eid  von  den  Vergehungen  gegen  die  Tribunen  und  die 
Plebejer  reinigen,  oder,  im  Falle  sie  den  Eid  aus  Schuldbewusstsein 
nicht  leisten  könnten,  sich  vor  dem  Gerichte  der  Plebs  stellen, 
b  diesem  ungewöhnlichen  Verfahren  zeigt  ,sich  erstlich  die 
Ueberzeugung  der  Tribunen,  dass  sie  gesetzlich  keine  Anklage 
gegen  die  Consuln,  so  lange  sie  im  Amte  sind,  erheben  dürfen. 
Dom  sonst  würden  sie  es  thun,  und  nur  um  die  Erlaubniss 
zur  Anklage  einkommen.  Aber  sie  verlangen  von  den  Consuln 
dnen  öffentlichen  Eid.  Sie  sind  gesetzlich  von  dem  Imperium 
der  Consuln  befreit^):  schwören  nun  die  Consuln,  sie  hätten 
ihnen  vermöge  ihres  Imperium  nichts  zu  Leide  gethan,  so  er- 
klären sie  damit  mittelbar,  was  sie  gethan,  hätten  sie  nicht  amt- 
lich, sondern  als  einfache  Patricier  gethan  und  setzen  sich  dadurch 


a)  Dionys.  X,  8    xal  touc  iffMifä^   Hxa  dvtac  iizpi^arzo  xä  ntpl  xou 

ti  i^XtloTtt  t^  o6dac  dictfAicoXi^oac  xal  xd  ifjLoXop^^lvra   Inzb  xwv   iy^UT^Tötv 
7^,|METa  ditoSouc  —  ii:(irovov  x«l  toXa^Ttoipov  ICi]  ßtev. 

b)  S.  oben  S.  198. 
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einer  tribunicischen  Anklage    aus.    Leisten  sie  den  Eid  nicht, 
80  erkennen  sie  an ,  das  imperium  gegen  die  Tribunen  gebraucht 
und  den  Stündevertrag  vom  heiligen  Berge  gebrochen  zu  haben: 
damit  geben  sie  ebenfalls  die  Möglichkeit  zu  einer  tribunicischeu 
Anklage,  freilich  einer  andern,  als  gegen  Privatleute  unter  deu 
Patriciem  gerichtet  wurde.    Jedenfalls  aber  erkeimen  die  Tribu- 
nen an,  dass  der  Senat  die  vermittelnde  Behörde  ist,  ohne  deren 
Beistimmung  sie   nichts  Gesetzliches   ausrichten  können.     Dio- 
nysius  erzählt  noch  weiter  ausfuhrlich,    Livius")  erwähnt,  ohne 
von   diesen  Verhandlungen  zu  sprechen,    nur  im  Allgemeinen 
innere   Streitigkeiten.     Bei  der  Beratlmng  des  Senates  wurden 
die  Ankläger  und  die  Consuln  gehört.    Die  Letztem  weisen  die 
Beschuldigungen   zurück    und    behaupten,     gegen  die    Consuln 
stände  den    Tribunen  gar  kein  Recht  zur  Anklage  zu;    selbst 
gegen  die  andern  Patricier,  welche  kein  Amt  hätten,  hätten  sie 
das  Keclit  der  Anklage  nur  in  Folge  eines  Senatsbesclilusses^): 
sie  drohten  deshalb ,  wenn  jene  ein  Gericht  hielten  und  die  Ple- 
b«jer  abstimmen  liessen,  d.  h.  auch  wemi  der  Senat  seine  Er- 
laubniss  zum  Gericht  gäbe  und  dieses  so   berufen  würde,  dann 
würden  sie,  die  Consuhi,  dennoch  mit  Waffengewalt  Widerstand 
leisten.    Das   Verfahren  des  Senates  bei  dieser  Gelegenheit  ist 
bemerkenswerth:    es  war  ein  Fall,    der  noch  nicht  dagewesen 
war.    Bisher  waren  nur  Privatleute  angeklagt  worden,  Beamte 
erst    nach  Ablauf  ihres  Amtes.    Jetzt  sollten   die  regierenden 
Consuln  angeklagt  werden  und  damit  wurde  ein  schlimmes  Bei- 
spiel gegeben ,  das  die  Kraft  der  Regierung  zu  lähmen  drohte : 
deshalb  trug  die  Mehrheit  der  Senatoren,  so  sehr  auch  die  jün- 
geren Mitglieder,  in  diesem  Falle  mit  den  ältesten  gleidiberech- 
ti?^""))   gleiche   politische  Gesinnung  mit   den  Plebejern  haben 
mochten ,  dennoch  Bedenken.    Ueberdem  waren  die  Consuln  dem 


a)  Dionys.  X,  34;  Liv.  III,  31. 

b)  Dionys.  X,  34  (^  SijfxapyixT]  dlpx^^)  ^  tooo6to'j  8etv  ^(civai  xaxa  xwv 
Ondtfov  Tivoc   ^f^^ov  i>faM6yai  toic    6y(\oi^,    äctc    [irfik   xatd   täv   d>^o»v 

^^TI^foTjxai  •  ^ite(Xouv  xt,  Äxov  ixelvot  ^^^ov  dva5<oot  toTc  Öijfjtöxaic ,  auxoi  xa 
ÄTüXa  icKpi^aciv  xotc  naxpixfocc. 

c)  S.  oben  S.  258. 
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Senate  nicht  untergeben:  sie  hatten  ein  gesetzliches  Recht,   mit 
Waffengewalt    zn    drohen,   wenn   wirklich    ein  Senatsbeschluss 
über  sie  erlassen  und  die  Klage  angestellt  würde:  und  sie  beru- 
fen sich  bei  Dionysius  ausdrücklich  auf  ihre  königliche  Gewalt. 
Auf  der  andern  Seite  drohten  die  Tribunen  und  diis  Volk ,  moch- 
ten auch  mit  Recht  klagen,    dass  ihnen  die  auf  dem  heiligen 
Berge  gewährleisteten  Rechte   geschmälert  würden.     In    dieser 
Verlegenheit  zog  der  Senat  die  Verhandlung  in  die  Länge  und 
trennte  sich  ohne  Beschluss.    Die  Tribunen  erkannten,   dass  es 
unmöglich  sei,    einen  Capitalprocess  gegen   die  Consuln  durch- 
zasetzcn,    sie  versuchten  eine  Geldstrafe   gegen  dieselben   und 
beraumten  dazu  einen  Termin  der  plebejischen  Volksversamm- 
lung auf  den  dritten  Markttag  an.    Indessen  auch  diesen  Plan 
fährten  sie  nicht  aus ,  wie  sie  selbst  erklärten ,  auf  Bitten  vie- 
ler angesehenen  Bürger :   der  wahre  Grund  war  ohne  Zweifel, 
dass  sie  auch  für  diesen  Process  den  nöthigen  Senatsbeschluss 
nicht  zu  erlangen  und  auch  mit  ihm  den  Widerstand  der  Con- 
suln nicht  zu  beseitigen  hofften.  •) 

Jedoch  in  demselben  Jahre  erlitten  die  Tribunen  bei  ihrer 
Betreibung  des  TerentUischen  Gesetzvorschlages  neue  Kränkungen 
durch  die  Patrider,  welche,  um  die  Abstimmung  einer  plebe- 
jischen Volksversammlung  zu  hindern,  die  Urnen  mit  den 
Stimmtäfelchen  gewaltthätiger  Weise  fortgenommen  hatten:  sie 
beschlossen  die  Urheber  dieser  Störungen  zur  Strafe  zu  ziehen.^^ 
Nach  gepflogener  gemeinschaftlicher  Berathung  Hessen  sie  die 
übrigen  Strafen,  welche  nach  dem  Icilischen  Plebiscite  dem 
Plebejer  bei  Störung  der  plebejischen  Volksversamndungen  droh- 
ten, Men  und  beantragten  nur  Einziehung  der  Güter  zum 
Be-^ten  der  Ceres  gegen  Mitglieder  des  Postumischen,  Sempro- 
mschen  und  Cluilischen  Geschlechtes.  Zuvörderst  wandten  sie 
sich  also  an  den  Senat  und  dieser  erlaubte,  mn  den  Zorn  der 
Plebs  zu  besänftigen,  die  gerichtliche  Verfolgung  unter  den  an- 
gegebenen  Bedingungen.^)     Indessen    beschlossen    die  Stimm- 


a)  Dionys.  X,  86. 

h)  Dies  sagt  aujsdrücklich  Dionys.  X,  42,    der  hier  wiederum  der  ein- 
agc  OewShrsmann  ist 
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fohrer  unter  den  Senatoren,  den  Verurtheilten  ihren  Schaden  zu 
ersetzen.  So  geschah  es:  die  Angeklagten  wurden  ahwesend 
verurtheilt,  die  Patricier  kauften  ihnen  ihre  Güter  von  denjeni- 
gen,  welche  sie  beim  öffentlichen  Verkaufe  erstanden  hatten, 

zurück.  ^®) 

Der  Versuch,    die  regierenden  Consuln  vor  dem  Volksge- 
richte anzuklagen,    war  misslungen;    aber  als  sie  ihr  Amt  nie- 
dergelegt hatten,   konnten  oder  mochten  die  Patricier  sie  nicht 
schätzen.    Als  Ankläger  gegen  T.  Romilius  trat  ein  Volkstribun, 
den  Livius*)  C.  Oaudius  Cicero,  Andere*)  L.  Sicdus  Dentatas 
nennen ,   gegen  dessen  ehemaligen  CoUegen  C.  Veturius  der  Ae- 
dil  L.  Alienus  auf.    Den  Grund  der  Anklage  giebt  Livius  nicht 
an ;  jener  sei  verhasst  gewesen,  sagt  er,  weil  er  die  Kriegsbeute 
zu    Gunsten  des   Staatsschatzes    verkauft    hatte.«)     Dionysius 
giebt  im  allgemeinen  Staatsvergehen  als  den   eigenflichen  An- 
klagegrund an,    lässt  dann  aber  den  Ankläger  in  seiner  Rede 
vor  dem  Volke  zwei  verschiedene  Sachen  erwähnen,  erstens  Ge- 
waltthätigkeit  gegen  die  Tribunen,   zweitens  Arglist  und  Unge- 
schick un  Kriege**):   das  letztere  allein  führt  Plinius  an.    Man 
erkennt,  die  Ueberlieferung  war  nicht  einatiumaig:  die  eigent- 
liche Anklage  mochte  etwas   anderes   sein  als   dasjenige,  was 
den  Angeklagten  den  Volkshass  zuzog  und  ihre  Verurtheilung 
bewirkte.    Zweierlei  ist  bei  diesem  Process  zu  bemerken.    Er- 
stens vor  der  Anklage  sind  die  beiden  von  den  Tribunen  Be- 
drohten  guten  Muthes  ^) :   sie  setzten  ihre  Hoffiiungen  auf  den 
Senat  und  achteten  die  Grefahr  gering ,  da  ihnen  die  älteren  nnd 
die  jungem  unter  den  Senatoren  versprachen,  „sie  würden  den 
Kampf  nicht  zu  Ende  kommen  lajB8en^\     Sie    rechneten  also 


a)  Liv.  ffl,  31. 

b)  Dionys.  X,  48;  Plin.  nat  bist  VII,  102. 

c)  Liv.  a.  a.  0.  Praeda  parta  ingens.  Eam  propter  inopiam  aeraiii 
consules  vendidenmt  Invidiae  tarnen  res  ad  exerdtum  fait  eaque  tribonis 
materiem  criminandi  ad  plebem  consules  praeboit 

d)  Dionys.  X,  49. 

e)  Dionys.  X,  48  ol  jjiiv  Giraxixol  icoXXd«  iXTcCtac  tlxov  <id  tj  ^i 
xal  r6  xiv(6vtu|Mi  iv  2Xa<pp<j)  iicoioüvro    Oin9)^vou(Uvfnv   a{>TOlc    itpcaßw^p*' 
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darauf^  der  Senat  wurde  den  zum  Volksgerichte  nothwendigen 
fieschlnss  nicht  fassen.  Dennoch  gab  der  Senat,  man  weiss 
nicht  aus  welchen  Gründen ,  nach  und  Romilius  wurde  zu  10000, 
Vetarius  zu  15000  As  Geldbusse  verurtheilt.  Zweitens,  die 
Verortheilten  blieben,  als  sie  die  Geldbusse  bezahlt,  im  Senate 
and  allen  ihren  Würden.  Die  Ueberlieferung  erzählt*),  bald 
nachher  sei  es  im  Senate  zur  Berathung  über  den  Terentilisehen 
G^setzesentwnrf  gekommen,  der  von  den  Tribunen  eifrig  betrie- 
ben wurde :  Romilius  gewitzigt  durch  das  erfahrene  Unglück  rieth 
ZOT  Nachgiebigkeit  und  setzte  es  durch,  dass  der  Senat  das 
Gesetz  annahm.  Dafür  dankbar  erklärt  sein  früherer  Ankläger, 
der  Tribun,  er  wolle  ihm  die  vom  Volksgerichte  auferlegte 
Geldbusse  erlassen  und  die  übrigen  Tribunen  stimmten  dem  bei. 
Romilius  aber  nahm  es  nicht  an:  er  bezahlte  die  Busse,  weil 
dieselbe  schon  den  Göttern,  d.  h.  der  Ceres,  verfallen  sei.  Es 
liegt  hierin  also  ein  deutlicher  Beweis,  dass  eine  Verurtheilung 
durch  das  plebejische  Volksgerieht  für  die  Patricier  keine  Schande 
irgend  einer  Art  mit  sich  brachte,  und  femer,  dass  wie  das 
Vermögen  der  von  den  Tribunen  Bestraften  zum  Besten  der  Ce- 
res angezogen  wurde,  so  auch  die  von  ihnen  auferlegten  Geld- 
bossen  zu  gleichem  Zwecke  verwendet  wurden. 

Wir  haben  die  Entwickelung  des  tribunicisclien  Strafrechts 
bis  zur  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  verfolgt  und  in  den  Bei- 
spielen, welche  die  Ueberlieferung  darbietet,  nachgewiesen:  wir 
halten,  ehe  wir  in  unserer  Untersuchung  weitergehen,  inne,  um 
die  bisherigen  Ergebnisse  zu  überblicken.  Die  Gewalt  der  Tri- 
boneu  war  in  der  kurzen  Zeit  seit  ihrem  Entstehen  so  gewachsen, 
dass  sie  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  den  ganzen  Staat  theils 
mittelbar  theils  unmittelbar  ausübten. 

Die  ursprüngliche  Gewalt  der  Volkstribunen  bestand  in  dem 
Redit  der  Hülfeleistung  gegen  das  consularische  Imperium  und 
wurde  in  dieser  ganzen  Zeit  zum  Besten  bedrängter  Plebejer 
gefibt  Desw^;en  waren  sie  selbst  von  dem  Imperium  der  Con- 
sidn  ausgenommen,  und  ihnen  die  Befugniss  mit  der  Plebs  zu 
veiliauMiehi,  zugestanden  worden:  die  Patricier,  ohne  bestimmte 


a)  Dionys.  X,  50  flgd. 


280  Zusammenfassen  der  Ei-gebnisse. 

Strafen  oder  ein  ordentliches  Verfahren  gegen  den  Uebertreter 
aus  ihrem  Stande  festzusetzen ,  hatten  sich  doch  eidlich  verpflich- 
tet, die  tribunicische  Macht  anzuerkennen  und  zu  schützen.    Es 
war  das  Verhältniss  ähnlich  wie  bei  der  Provocation :   diese  hatr 
ten  die  Consuln  den  Plebejern  gewährt.,  aber  ohne  für  sich,  wenn 
sie   dieselbe  missachteten,    eine  Strafe  festzusetzen.    Ueberdem 
genossen   die  Tribunen,    in  Gemeinschaft  mit  allen  Plebejern, 
durch  das  Valerische  Provocationsgesetz  gegen  alle  Patrider  einen 
genügenden,  wenngleich  nicht  anders  als  durch  das  gewöhnliche 
Gerichtsverfahren  gesicherten  Schutz.     Der  Einfluss  der  Tribu- 
nen auf  den  Strafprocess    war   darnach    ein  sehr  bedeutender. 
Die  Provocation,   welche  früher  durch  die  Erregung  der  Volk&- 
masse  erzwungen  werden  musste,  erhielt  eine  leichte  und  sichere 
Ausführung.    Denn  das  Volk  hatte  bestimmte  und  gesetzlich  an- 
erkannte Führer,   welche  durch  ihr  persönliches  Einschreiten, 
ohne  mit  der  Gewaltthätigkeit  der  Menge  zu  drohen,    Verzug 
herbeiführen  und  dadurch  ein  Volksgericht   mittelbar  erzwingen 
konnten.     Namentlich  galt  dies  von  denjenigen  Fällen,  wo  der 
Angeklagte  zwar  die  Schuld  läugnete,    aber  die  Beweise  doch 
so  offenbar  waren,    dass  er  dem  Beamten  als  auf  der  Thai  er- 
tappt und  deshalb  die  Provocation  unzulässig  erschien.    Der  Be- 
griff der  Ergreifung  auf  frischer  That  war  auch  in  späterer  Zeit*) 
nicht  bestinmit  und  damit  dem  jedesmaligen  Ermessen  des  Beamten 
ein  weiter  Spielraum  gegeben,  ob  er  die  Berufung  an  das  Volk 
zulassen  wollte  oder   nicht    Hier  traten  die  Tribunen  wirksam 
ein.    Fand  sich  aus  ihrem  Collegium  Niemand,  der  dem  Ange- 
klagten beistand,   so  war  von  Provocation  trotz  aller  Protesta- 
tionen des  Angeklagten  keine  Rede:   er  galt  für  überfuhrt  and 
ein  gerichtliches  Verfahren  fand  nicht  statt     Selbst  wenn  nnr 
einige  von  den  Tribunen  auf  die  Seite  des  Beamten  traten ,  konnte 
derselbe  in  den  meisten  Fällen  im  Vertrauen  auf  den  ihm  zuge- 
sagten Schutz  die  Strafe  vollziehen,  ohne  ein  Volksurttieil  ein- 
zuholen.   Es  ist  ersichtlich ,   wie  auf  diese  Weise  die  Weitl&uf- 
tigkeit  einer  Volksversammlung  und  die  Verzögerung,  welche 
mit  ihrer  Berufung  und  Befragung  verbunden  war,    vermieden 


a)  Vergl.  unten  Abschn.  3,  Cap.  5. 
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wurde.  Die  Provocation  war  trotz  des  allgemeiiien  Grundsatzes, 
anf  dem  sie  beruhte ,  sehr  selten :  der  Schwerpunkt  des  richter- 
lichen Verfahrens  lag  in  dem  Systeme  der  in  sich  einen  Gegen- 
satz badenden  Beamten.  *) 

Noch  wichtiger  war  der  Einfluss  der  Tribunen  in  denjeni- 
m  Fällen,    wo  die  That  des  Angeklagten  offenbar,    aber  die 
Schuld  desselben  fraglich  war,    namentlich  bei   politischen  Ver- 
gehen, z.  B.  bei  Truppenaushebungen,    von  denen  wir  früher 
♦inige  Beispiele  angefahrt  haben.  *»)    Hier  wäre  ohne  Volkstri- 
[•onen  kein  Widerstand    gegen   die  Gonsuln  möglich  gewesen: 
jetzt  hatten  diese  ein  Interesse  daran ,  jede  politische  Massregel, 
welche  sie  vorhatten,  mit  dem  Gollegium  der  Tribunen  zu  ver- 
einbaren.   Indessen  auch  bei  jedem  Punkte  eines  Processes  durf- 
ten diese  dem  Angeklagten  zu  Hülfe  kommen:  sie  konnten  die 
Einleitung  des  Processes  hindern,   vor  den  Folgen  des  Nichter- 
Siheinens  beim  Termine  schützen,    die  persönliche  Freiheit  bis 
ZOT  Entscheidung  durch  das  Urtheil  bewirken ,  in  der  Führung 
des  Processes  alle  mögliche  Begünstigung   gewähren,   bei  der 
Ausföhrung  des  Urtheils   auf  Gerechtigkeit    und  Milde  halten: 
Dar  das  Urtheil  des  Volkes  selber,    wenn   es  gesprochen  war, 
mossten   sie    achten.     Die  tribunicische   Gewalt  gewährte  also 
dem  Römischen  Strafrecht  zweierlei,  einmal  die  Beachtung  der 
Billigkeit  in  jedem  einzelnen  Falle  und  zweitens  dadurch  die 
Möglichkeit  einer  dem  Zeitgeiste  entsprechenden  Fortbildung  des 
Rechtes.    Die  Nachtheile,    die  in  «iner  so  grossen  Amtsgewalt 
bgen,  wurden  durch  die  Theilnng  derselben  unter  verschiedene 
Personen,   welche  alle  unter  einander  gleich  standen  und  sich 
gegenseitig  hindern  konnten,    aufgehoben:    was  zehn  Tribunen 
einstimmig  verlangten ,   konnte  kaum  ungerecht  oder  dem  Staate 
^^!hädIich  sein. 

Dies  war  der  Umfang  der  tribunicischen  Gewalt,  welcher 
sif!h  unmittelbar  aus  dem  Vertrage  zwischen  den  Patriciem  und 
Plebejern  ergab  oder  alsbald  entwickelte.  Die  Tribunen  selbst 
sehufen  sich  indessen  noch  eine  andere  Gerichtsbarkeit,  erstens 


a)  VergL  oben  S.  155  und  222. 

b)  ^he  S.  174 
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durch  das  auf  dem  heiligen  Berge  erlassene  Plebiscit  über  ihre 
eigene  Unverletzlichkeit:  es  gewährte  ihnen  eine  unumschränkte 
und  tyrannische  Macht  über  das  Leben  und  die  Güter  eines  je- 
den Plebejers,  der  ihnen  zu  nahe  trat    Zweitens  gab  ihnen  das 
Icilische  Plebiscit  über  die  Ordnung  der  plebejischen  Volksver- 
sammlungen eine  richterliche,    erforderlichen  Falls  in  Gemein- 
schaft mit  den  Tributcomitien  zu  übende  Gewalt  über  diejenigen 
Plebejer,    welche  sie  in  den  plebejischen  Versamndungen  unter- 
brechen oder  sonst  deren  Ordnung   stören  würden.    Eine  G^ 
währ  für  die  gerechte  Ausübung  dieser  ausserordentlichen  Ge- 
walten über  die  Plebejer  lag  ebenfalls  nur  in  der  Theilung  der 
Macht  unter  zehn  Tribunen. 

Zu  den  Patriciern  standen   die   Volkstribunen  Anfangs  in 
gar  keinem  andern  Verhältniss  als  die  übrige  Menge  der  Plebe- 
jer: sie  waren  Beamte  nur  der  Plebs  und  konnten  Patricier  we- 
der ,  wenn  sie  von  denselben  persönlich  beeinträchtigt  noch  wenn 
sie  in   der  Leitung  der  plebejischen  Versammlungen  gehindert 
worden  waren,   zur  Strafe  ziehen:  es  standen  ihnen  nur,  wie 
allen  Bürgern,    die  gewöhnlichen  patricischen  Gerichte  zu  Ge- 
bote.   Freilich  übten  sie  dabei  einen  grossen  moralischen  Ein- 
fluss  auf  sie  aus,    in  so  fern  sie  die  Masse  des  Volkes  hinter 
sich  hatten.    Erst  bei  Coriolans  Process  wurde  ein  neues  üeber- 
einkonmien  unter  den  beiden  Ständen ,  gleichsam  als  Ergfinzung 
des  Valerischen  Provocationsgesetzes  und  des  Vertrages  vom  hei- 
ligen Berge,  geschlossen:  die  Volkstribunen  erhielten  das  Rechte 
durch  die  Vermittelung  des  Senates  jeden  Patricier  wegen  jedes 
Vergehens  vor  das  Gericht  der  plebejischen  Volksversammlmig  zu 
ziehen.    Für  diese  Fälle  wurde  der  Senat  als  erster  Staatsge- 
richtshof eingesetzt,  der  in  richterlichen  Formen  über  die  Zuläs- 
sigkeit  der  Anklage  entschied  und  die  Punkte  der  Anklage,  so^ 
wie  im  Allgemeinen  den  Strafantrag  festsetzte.    Die   Tribatco^ 
mitien  unter  dem  Vorsitze  der  Tribunen    bildeten  den  zweiten 
endgültig  entscheidenden  Gerichtshof,    dem  ebenfialls  bestimmte 
richterliche  Formen  vorgeschrieben  waren. 

Dies  waren  die  strafrechtlichen  Befugnisse  der  Volkstribunel 
bis  zur  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln;  aber  dazu  kamen  allge 
meine  richterliche  Befugnisse  anderer  Art,  weldie  hier  wenigstem 
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erwähnt  werden  mässen.    Es  kann  nach  den  neuesten  Unter- 
SQchimgen^  kein  Zweifel  sein,  dass  die  Tribunen  als  Beamte 
der  Plebs  von  Anfeng  an  eine  ausgedehnte  Civilgerichtsbarkeit 
btteiL  Als  die  verschiedenen  Bestandtheile,  welche  die  Römische 
Pleba  bildeten,  zu  einem  staatlichen  Ganzen  vereint  wurden,  be- 
hielten dieselben  zunächst,   ein  jeder  unter  seinen  Mitgliedern 
ik  aaf  Herkommen  begründetes  und  für  sich  ausgebildetes  Recht: 
es  entspricht  dies  ganz  der  Römischen  Regierungsweise ,  welche 
oDterworfenen  oder  zum  Staate  neu  hinzutretenden  Völkerschaf- 
ten ihr  Recht  und  ihre  Gesetze  nicht  aufdrängte,   sondern  es 
der  Zeit  und  dem  Bedürfnisse  des  gesteigerten  Verkehrs  über- 
iietis,  allmälig  eine  Ausgleichung  herbeizuführen,  welche  bei  der 
innem  Tüchtigkeit  und  der  äussern  Machtstellung  des  Römischen 
Elementes  natürlich  zu  dessen  Gunsten  ausschlug.    Ja  es  fehlt 
nicht  an  Spuren,  welche  auf  besondere  Beamten  jener  einzelnen 
Befitandtheile  deuten:    sie   würden  die  Streitigkeiten  innerhalb 
derselben  zu  schlichten  gehabt  haben.    Nur  wo  das  allgemeine 
Staatsmterresse  ins  Spiel  kam,    griffen  die  Regierer   des  Ge- 
samnatstaates,  die  Patricier,  ein.    Der  Versuch  des  Königs  Ser- 
vins  TuUius,  eine  grössere  Einigung  herbeizuführen,  hatte  wegen 
der  darauf  folgenden  Regierung  von  Tarquinius  keinen  dauernden 
Bestand,  und  nach  Einfuhrung  der  Republik  hatten  die  Patricier 
kern  Interesse,  eine  Verbindung ,  die  ihnen  grössere  Kräfte  ent- 
gegen stellen  konnte,  zu  fördern.    Bei  der  Auswanderung  auf 
den  heiligen  Berg  wurde   eine  dauernde  Vereinigung  der  ver- 
j^'hi^enen  Bestandtheile  der  Plebs  herbeigeführt  und  durch  die 
Wahl  gemeinsamer  Beamten,  der  Tribunen ,   befestigt.    Es  war 
Wgerichtig,  dass  die  Tribunen  auch  die  Rechtspflege  innerhalb 
der  Plebs  erhielten.    Wir  haben  darüber  mittelbare,  aber  durch- 
aus voUgfiltige  Zeugnisse.   Zonaras*)  erzählt  von  der  Einsetzung 
der  Tribunen  auf  dem  heiligen  Berge  und  fügt  dann  hinzu :  „Zu 
•liesen  hinzu  wählten  sie  noch  zwei  Aedilen,  die  ihnen  gleich- 


a)  Zoo.  Vn,  15a.E.  oU  x^l  dyopavdfiouc  860  npocttXovTo,  olov  bitrjpl- 
*««  9^Av  loopiivouc  ttpÄc  YpdftfAata*  ndYta  ydp  td  t«  ««pdk  TcjJ  icXi^^tt  xal 
"^  Tsapd  ?(p  ^i^|Mp  xal  r^  ßouX^  Ypa^iipicva  XafAß^^vovxtc  1  Sott  i^rfih  o^ac 
^*>  TspsTToptivaiv  Xovdd^vctv,  i^uXaaoov  x6  piv  oöv  dpj^oTov  4itl  Tourip  j- 
6oV/ro  xal  iiti  Ttp  5ix<£C«iv. 
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sam  Diener  für  die  Schriftstücke  sein  sollten.    Denn  Alle«,  was 
bei  der  Plebs  und  beim  Volke  und  Senate  geschrieben  wurde, 
nahmen  sie  in  Empfang  und  bewahrten  es,  so  dass  ihnen  nichts 
von  dem,   was  geschah,  entging.    Anfänglich  also  wurden  sie 
dazu  gewählt  und  zum  Rechtsprechen."    Also  Rechtsprechen  ge- 
hörte von  Anfang  an  zu  den  Pflichten  der  Aedilen,  welche  gleich- 
sam Diener  der  Volkstribunen  waren.    Noch  etwas  bestimmter 
drückt  sich  Dionysius*)  aus,   ebenfalls  von  der  Einsetzung  der 
Aedilen  sprechend:  „die  Plebejer  baten  femer  den  Senat  ihnen 
zu  erlauben,  aus  den  Plebejern  jährlich  zwei  Männer  zu  ernennen, 
um  den  Volkstribunen  zu  helfen,  worin  dieselben  es  bedürfen 
möchten,  und  die  Processe ,   welche  jene  ihnen  überliessen ,  zu 
entscheiden."     Darnach  steht  es  durch  Zeugnisse  von    Schrift- 
stellern, welche  die  von  der  Plebs  durch  den  Ständevertrag  er- 
worbenen Rechte  genauer  angeben,  fest,  dass  die  Volkstribunen 
von  Anfang  an  eine  Gerichtsbarkeit  natürlich  über  die  Plebejer, 
ausübten:  es  bedarf  nicht  der  minder  bestimmten  Angaben  von 
späteren  Schriftstellern,  von  denen  Isidorus*')  die  Tribunen  „der 
Plebs  eigenste  Richter"  nennt  und  ihre  Namen  verkehrter  Weise 
vom  Rechtsprechen  herleitet^  Lydus*)  sie  zweimal  als   Schieds- 
richter der  Plebejer  und  Aufseher  des  Marktes  bezeichnet    Dass 
die  andern  Schriftsteller  diese  richterliche  Thätigkeit  der  Tribu- 
nen nicht  hervorheben,    kommt   daher,    weü   deren    politische 
Wirksamkeit  überwog  und   es  interessanter  war  zu  schildern. 


a)  Dionys.  VI,  90  ^fte^^^vav  Ixt  rffi  ßouXijc  cittTp^^at  o^eatv  d^vip?^ 
ix  TÄv  Srjp.OTixd)V  h\}0  xa9  Exaorov  iviouxov  diroSeixv^vai,  tou«  C*ictpTjT/jaov- 
xa;  Tolc  ^fJLdfp^rot;  ^au)v  dv  Situvtai,  xal  $ixac,  3i^  Sv  ^nixp^^'^^'^^^  ixmci, 
xpivoOvxac  —  Xoß4vx«c  8fe  xal  xouxo  x6  9UYX<>>p7iP-a  itapd  xfjc  ßouXf^c  «~^* 
ftcixv'jouoiv  dvSpa;,  ouc  Oitrjp^xac  xdiv  6i](Adp)^<uv  xal  o\ivdfp)^ovxa«  xal  fttxaoxa^ 
IxdXouv. 

b)  Isid.  Orig.  IX,  4,  18  Tribuni  dicti  eo,  quod  plebi  vel  iura  vel  opoi« 
tribuunt  —  ipsa  sibi  (plebs)  tribunos  quasi  ^roprios  iudices  et  defensorci 
creavit;  IX,  3,  29  Tribuni  vocati,  quod  militibus  sive  plebibus  iura  tri 
buunt 

c)  Lyd.  de  mag.  I,  38  (6o  x6  icX^^oc  icpoexetp^oato  ^(&dEp^ouc«  &td 
a6Tol>c  (tatxäv  xolc  8i)(A^atc.  xal  x^v  dfopciv  ^mox^imo^ai ;  I,  44  i^up^S 
T^ofv  &  (i]fAoc  (6o  di)(Adp)^ouc  iauxcp  —  (tax^oovxac  xtp  icXi^i  xa\  r^  djop^ 
im9xc^O|Ji^vouc. 
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m  durch  dieselben  eine  Umänderung  der  Staatsverfassung  her- 
beigefShrt  ^Tirde, 

Also  eine  Gerichtsbarkeit  haben  die  Yolkstribunen  von  ihrer 
Einsetzung  an  gehabt  Von  welcher  Art  dieselbe  war,  darüber 
felüen  uns  die  Nachrichten :  nur  dies  wissen  wir ,  dass  dieselbe 
Ijauptsächlich  an  den  alle  neun  Tage  wiederkehrenden  Marktta- 
gen, an  denen  die  Landleute  in  die  Stadt  kamen,  geübt  wurde. 
Es  ist  wahrscheinlich,  dass  es  Privatstreitigkeiten  waren:  sobald 
der  Staat  oder  ein  Patricier  dabei  betheiligt  oder  eine  Sünde 
Iw'gangen  war,  welche,  nicht  gesühnt,  dem  Staate  den  Zorn  der 
unter  zuziehen  konnte,  mussten  nothwendiger  Weise  die  patri- 
«is<hen  Beamten  eintreten.  Dennoch  musste  der  Kreis  der  rich- 
terlichen Thätigkeit,,  welche  den  Tribunen  zufiel,  ein  ausgedehn- 
ter sein:  mit  Rücksicht  auf  ihn  hatten  die  Plebejer  die  Uuver- 
letzlichkeit  der  Tribunen  beschlossen.  Diese  sollten  ihnen  dazu 
dienen,  um  mit  Leichtigkeit  ihre  ürtheilssprüche,  meist  persön- 
lich, ausfuhren  zu  können.  Wie  die  patricischen  Beamten  das 
imperium  hatten,  so  erzwangen  sie  die  Vollziehung  ihrer  Befehle 
(iurch  die  ihnen  beigelegte  Heiligkeit,  und  nach  der  Aehnlichkeit 
mit  jenen  schufen  sie  auch  die  Aedilität.  Die  Consuln  hatten 
als  Gehülfen,  namentlich  für  das  Rechtsprechen,  die  Quästoren: 
^ü  sollten  die  Tribunen  zur  Unterstützung  in  allen  Geschäften, 
^Krsonders  aber  für  die  Gerichtsbarkeit,  die  Aedilen  haben.  Sie 
waren  mit  den  Tribunen  an  den  Markttagen  anwesend :  entweder 
worden  ihnen  einzelne  Zweige  der  Streitigkeiten  ein  für  allemal 
^tlbstSndig  übertragen  oder  man  wendete  sich  an  die  Tribunen 
ukI  wurde  von  diesen  für  jeden  einzelnen  Fall  an  die  Aedilen 
gewiesen.  Diese  waren  also  die  niedriger  stehenden  Collegen 
itr  Tribunen;  denn  sie  wurden  ebenfalls  von  der  Plebs 
erwählt,  jährlich  zwei.  Sie  vollziehen  die  ihnen  von  den 
Tiibunen  gegebenen  Aufhräge.  *)  So  erscheinen  sie  in  Coriolans 
Piwess,  wo  sie  theils  allein,  aber  auf  Befehl  der  Tribunen, 
theils  in  Begleitung  der  Tribunen  den  Angeschuldigten  zu  grei- 


ft) Man  sehe  die   oben  angeführten  Stellen  bei  Dionys.  VI,  90  und 
^  VD,  15.    Auch  Dionys.  VI,  95  sagt  von  ihnen  ol  täv  67]|jLdfp7<i>v  Oin)- 
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fen  suchten»),  ebeoso  bei  dem  Versuch,  die  Gonsuln  T.  Romilius 
und  C.  Veturius  ins  Gefängniss  zu  fuhren*»);  auch  kann  kein 
Zweifel  sein,  dass  der  Aedile,  welcher  C.  Veturius  am  Ende 
anklagte,  dies  auf  Geheiss  eines  Tribunen  that  Ebendahet 
schreibt  sich  auch  die  Unverletzlichkeit  der  Aedilen:  sie  ist  für 
jeden  einzelnen  Fall  ein  Ausfluss  der  tribunicischen  Heiligkeit. 
Von  ihnen  selbst  lesen  wir  erst  nach  der  Gesetzgebung  der  Zehn- 
mäjiner,  dass  ihnen  Unverletzlichkeit  beigelegt  wurde. '^)  hi 
spaterer  Zeit  wurde  ihr  Wirkungskreis  etwas  verändert:  sie 
wurden  selbständiger  und  verloren  den  Character  als  blosser 
tribunicischer  Gehülfen. 

Eilftes  Capitel. 

Ordentliches  fierichtsYerflüireii.     Process  Yon  8p.  Gassivs.     Ton  ta 

Ctn&storen  angeklagt  nnd  verartheilt.    Process  Yon  Tolsdu  Ficior.    Die 

Einleitung  Jedes  Criminalprocesses  gescilieht  bei  den  Gonsnln. 

Nachdem  wir  die  Anordnungen,  welche  das  Strafrecht  durch 
die  Einsetzung  der  plebejischen  Beamten  erfiihr,  dargestellt  ha- 
ben, kehren  wir  zu  dem  ordentlichen  Gerichtsverfahren  zurück, 
das  auf  der  alten  Sitte  und  den  alten  Gesetzen  beruhte.  Voi 
ihm  ist  bis  zur  Zeit  der  Decemviralgesetzgebung  durch  die  Ueber 
lieferung  die  Kunde  von  nur  zwei  Fällen  auf  uns  gekommei 
und  auch  sie  würden  sich  nicht  erhalten  haben,  wenn  sie  nicfa 
mit  den  politischen  Streitigkeiten  der  Stände  in  Verbindunj 
ständen. 

Der  erste  Fall  ist  der  berühmte  Process  im  Jahre  4S5  \ 
Chr.  von  Sp.  Cassius,  der  dreimal  Consul  gewesen  war  und  ii 
seinem  zweiten  Consulate  das  ßfindniss  mit  den  Latinem  g^ 
sdilossen  hatte,  auf  welchem  das  ganze  spätere  Rechtsverhältnis 
sowohl  dieser  als  anderer  Volkerschaften  bemhte.^^  In  seine! 
dritten  Consulate  hatte  er  ein  Ackergesetz  gegeben  und  daduiti 
den  Zorn  nicht  nur  der  Patricier,  sondern,  da  er  darin  die  Bd 


a)  Dionys.  Vn,  26  und  36. 

b)  Dionys.  X,  31. 

c)  Liv.  m,  65. 
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desgeoossen  begünstigte,    auch  der  andern  Römischen  fiürger 
erregt  Deshalb  wurde  er  nach  Ablauf  dieses  Consulates  ange- 
klagt und  verurtheilt    Ueber  seinen  Process  und  seine  Hinrich- 
tung gab  essehon  im  Alterthum  eine  verschiedene Ueberlieferung, 
wenn  ^eich  Alle  darin  übereinkamen,   er  sei  wegen   Strebens 
Dach  Alleinherrschaft  getödtet  worden.     Indessen  die  Einen  er- 
zälilten,  sein  eigener  Vater,   der  des  Sohnes    verbrecherisches 
Streben  erkannt,  habe  die  Sache  untersucht,  dem  Senate  mitge- 
theilt  and  den  Schuldigen  veruriheilt:  aus  dem  besondem  Ver- 
mögeo  des  Sohnes  habe  er    dann  im   Tempel  der   Ceres  eine 
Statue  geweiht*)    Die  beiden  Hauptschriftsteller  der  Kömischen 
Geik'hichte,  Livius  und  Dionysius,*")  erwähnen  diese  Nachricht, 
vemerfen  sie  aber  als  weniger  wahrscheinlich,  der  Letztere,  wie 
^T  hiozofugt ,    besonders  deshalb ,  weil  des  Vemrtheilten  Haus 
geplündert  and  sein  Vermögen  eingezogen  worden  sei.    Beide 
stellen  als  glaublicher  die  andere  Ueberlieferung  hin,  nach  der 
Cäi^ius   durch    ein   Volksgericht   verurtheilt   worden   sei.     Ihr 
lichliesst  sich  auch  Cicero*")  an,  sucht  aber  doch  beide  Nachrich- 
ten gewissermassen  zu  vereinen.    Er  nimmt  eine  Verurtheilung 
durch  das  Volk  an,  setzt  aber  hinzu,  dieselbe  sei  erfolgt ,  weil 
der  Vater  erklärt  hätte,  er  habe  durch  Untersuchung  gefunden, 
^in  Sohn  sei  schuldig.    Für  uns  ist  es  ein  eben  so  thörichtes, 
wie  vergebliches  Bemühen,  die  Wahrscheinlichkeit  der  einen  oder 
der  andern  Ueberlieferung  darthun  zu  wollen.   Wenn  Livius  und 
UonjsiuB  die  Wahrheit  nicht  ergründen  konnten ,   so  wird  es 
ons  noch  weniger  gelingen:  sehr  viel    hat  indessen  der  Ver- 
mittelungsversuch  von  Cicero  fOr  sich.    Eben  so  ttiöricht  ist  es 
&  ans,  über  die  Schuld  oder  Unschuld  von  Cassius  ein  eigenes 
Lrtheil  fflUen  zu  wollen.    Man  sucht  zwar  in  neuester  Zeit  mit 
Vorliebe  ihn  als  ein  unschuldiges  Opfer  patricischer  Eifersucht 
^d  patridschen  Hasses  darzustellen,  indem  man  die  Sympathien 
and  Antipathien  der  heutigen  Zeit  auf  die  Beurtheilung  des  Al- 


a)  VaL  Max.  V,  8,  2;   Plin.  nat.  bist.  XXXIY,  15.     An  einer  andern 
Steüe,  VI,  3,  1,  folgt  Valerius  der  ändern  Ueberlieferung. 

b)  Liv.  II,  41;  Dionys.  Vni,  79. 

c)  Cic.  de  rep.  U,  36,  60. 


288  Anklage  von  Sp.  Oassios  durch  die  Quästoren. 

terthums  überträgt  und  die  unparteiische  Stellang  eines  Ge- 
schichtsschreibers aufgiebt.  Indessen  eben  so  leicht  könnte  man 
von  einem  andern  Standpunkte  aus  eben  so  viele  Gründe  für 
Cassius'  Schuld  auffinden.  Für  diese  spricht  die  übereinstim- 
mende Ansicht  der  alten  Schriftsteller, ^^^)  die,  welcher  Part4?i 
sie  auch  angehören  mögen,  ihm  einstimmig  Streben  nach  der 
AUeinlierrschaft  zuschreiben.  Es  wäre  wunderbar,  wenn  nicht 
auch  in  Rom,  wie  vielfach  in  den  Griechischen  Staaten,  nach 
Errichtung  der  Elepublik  Männer  aufgetreten  wären,  die  durch 
Begünstigung  des  nicht  regierenden  Standes  vrieder  eine  Monar- 
chie aufzurichten  versucht  hätten:  der  Römische  Adel  war  nur 
wachsamer  und  entschlossener. 

Indessen  diese  Fragen  gehören  nicht  hierher.     Mag  Cas- 
sius  unschuldig,  mag  er  von  seinem  eigenen  Vater  hingerichtet 
worden  sein,  die  Ueberlieferung,  welche  seinen  Tod  einem  öffent- 
Gerichtsverfahren  zuschreibt,  ist  an  sich  eine  Thatsache :  sie  be- 
weist, dass  man  ein  solches  Verfahren  als  damals  möglich  und 
gebräuchlich  ansah.    Die  Anklage  von  Cassius  lautete  auf  per- 
duellio*),  worunter  man  also  in  diesem  Falle  Streben  nach  der 
Alleinherrschaft  verstand:  denn  dieses  wird  ihm  von  der  Uebex- 
lieferung  einstimmig  Schuld  gegeben.^)    Es  ist  dem  Character 
des  Römischen  Gerichtsverfahrens  ganz  angemessen,   dass  man 
unter  perduellio  (d.  h.  der  Handlung  eines  perduellis)   verschie- 
dene Verbrechen   umiksste,    bei  P.  Hoiatius   Schwestemmord, 
bei  Cassius  Streben  nach  der  Monarchie.    Denn  perduellio  ist 
der  allgemeine,  dem  Römischen  Rechte  seit  uralter  Zeit  geläufige 
Begriff:  unter  ihn  fallen  verschiedene  Verbrechen,    seit  Einfob- 
rang  der  Republik  auch  das  Streben  nach  Tyrannis.    Wfire  gegen 


a)  So  sagt  Liv.  II,  41  a  quaestoribus  diem  dictam  perdaelUoms. 

b)  Gic  de  rep.  II,  35,  60  quo  in  statu  reipublicae  Sp.  Cassimni  de  oc- 
capando  regno  molientem  quaestor  accusavit  eumque  —  cedente  popul«i 
morte  mactavit;  id.  Phil.  II,  44,  114  propter  suspicionem  regni  ap|>6teudi; 
Liv.  IV,  15  propter  consilia  inita  de  regno ;  Val.  Max.  V,  8,  2  affectaü  r(^ 
gni  crimine;  id.  VI,  3,  1  suspicio  concupitae  dominationis ;  Dionys.  VIIl| 
77  iid  Tupavv{8oc  akitf;  id.  VII,  87  und  IX,  1  und  3  iizX  TupavvÄi ;  i<L  IX 
51  cbc  itu^etpoüvTa  ßaotXc^qL;  id.  X,  38  tupavv{it  Intxtcpelv  aCTi«ia«^vo< 
Diod.  Sic.  XI,  37  i^ac  imUabat  xupavvßt. 
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Cassins  nicht  das  ordentliche,  auf  alten  Gesetzen  beruhende, 
Strafferfahren  angewendet  worden,  sondern  das  bald  nach  dem 
Stäadevertrage  entstandene  ausserordentliche  durch  Anklage  der 
Tribunen  vor  der  Plebs,  so  hätte  es  der  Unterordnung  des  be- 
üondem  Verbrechens  unter  den  allgemeinen  Begriff  der  perduellio 
uklit  bedurft:  bei  Coriolan,  der  wegen  eben  desselben  Strebens 
uach  derTyrannis  verurtheilt  wurde,  erwähnt  kein  Schriftsteller 
die  perduellio.  Denn  das  tribunicische  Anklagerecht  konnte  we- 
m  jedes  Verbrechens  geübt  werden  und  die  Strafe  wurde  für 
den  einzelnen  Fall  nach  den  Umständen  bestimmt:  im  ordent- 
frlien  Gerichtsverfahren  gab  es  bestimmte  Abtheilungen  von  Ver- 
brechen mit  den  für  eine  jede  festgesetzten  Strafen.  Wir  wür- 
<1<?D  eben  so  wenig  von  perduellio  hören,  wenn  die  Beweise  für 
die  Schuld  von  Cassius  vollkommen  klar  und  überzeugend  ge- 
wesen wären  oder  Cassius  dieselbe  eingestanden  hätte.  Es 
liätte  dann  keines  Processes  bedurft,  der  Consul  hätte  ohne 
Weiteres  die  Todesstrafe  an  ihm  vollzogen,  wie  es  das  eid- 
lieb beschworene  Gesetz  des  ersten  Consuls  Valerius  ge- 
bot*) Wahrscheinlich  würden  die  Beamten  auch,  wenn  Cassius 
ein  geringer  Mann  gewesen,  ohne  Process  eingeschritten  sein. 
Aber  er  war  der  angesehenste  Bürger,  hatte  viele  Anhänger, 
läugnete  die  Beschuldigung:  deshalb  war  ein  gerichtliches  Ver- 
iahrtü  nöthig  und  dieses  konnte,  da  das  alte  ROnüsche  Recht 
oatürUdier  Weise  Streben  nach  Alleinherrschaft  nicht  kannte, 
nur  auf  perduellio  gerichtet  werden. 

Der  Process  war  ein  Provocationsprocess.  Dies  kann  man 
ans  der  Todesstrafe,  welche  in  demselben  verhängt  wurde, 
«hHessen,  es  ergiebt  sich  aber  auch  aus  Ciceros  Ausdruck,  das 
^olk  habe  nachgegeben.*»)  Die  Quästoren  werden  von  Allen  als 
tliätig  bei  dem  Processe  genannt.  Cicero  sagt,  der  Quästor  habe 
geklagt  und  die  Strafe  vollzogen;  ähnlich  drückt  sich  Livius 
äos,  am  auisftthrlichsten  erzählt  Dionysius.  Er  nennt  die  beiden 
Qiaästoren  mit  Namen,  sagt,  sie  hätten  von  Amtswegen  dieBe- 
tugniss  gehabt,  eine  Volksversammlung  zu  berufen,  Sp.  Cassius 


a)  Lhr.  n,  8. 

b)  Cic  de  rep.  II,  35,  60  cedente  populo.    Vergl.  oben  S.  188. 
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einen  Tennin  vor  dem  Volke  angesetzt:    er  giebt  dann  den  In- 
halt der  Anklagerede,    die  sie  gehalten,  und  erwähnt,  sie  hät- 
ten Zeugen   für  ihre  Beschuldigungen   vorgebracht.    Das   ganze 
Verfahren  also  wurde  von  den  Quästoren  geleitet,  und  wenn  dies 
der  Fall  war,  so  wird  daraus  folgen,  dass  die  Criminalgerichts- 
barkeit  überhaupt  damals  von  den  Quästoren  geübt  wurde.    Hät- 
ten die  Consuln  sich  mit  derselben  befasst,  so  würden  sie  einen 
so  wichtigen  Process  wie  den  des  gewesenen  Consuls ,  selbst  ge- 
führt haben;   aber  Kriege  und  andere  politische  Thätigkeit  nah- 
men ihre  Zeit  in  Anspruch  und  entwöhnten  sie  der  Beschäftigung 
mit   dem,   was  ihnen  rechtlich  ohne  Zweifel  zustand.     Von  den 
Einzelheiten  des  Verfahrens  wird  nur  wenig  gemeldet,  nament- 
lich  nichts  von  den  Verhandlungen,  welche  der  förmlichen  Ein- 
leitung des  Processes  vorausgehen  mussten.     Ob  einer  oder  meh- 
rere von  den  Patriciem  die  Anklage  begannen  oder  die  Quästo- 
ren von  Amtswegen  einschritten,  wird  nicht  erzählt;    nur  dies 
darf  man  aus  den  Berichten  schliessen,   dass  als  die  Quästoren 
die   Ueberzeugung  von   der  Schuld  des  Angeklagten  gewonnen 
hatten,  sie  ohne  Anregung  von  Privatleuten  verfuhren:    auch  in 
der  ausführlicheren  Schilderung  des  VerfiEdirens  vor  dem  Volke 
wird  kein  Ankläger  erwähnt.    Cicero  sagt:  „der  Quästor  klagte 
Sp.  Cassius  an"    und  ähnlich  drückt  sich  Dionysius  aus,  d.  h. 
der  Quästor  beantragte   bei  dem  Volke  die  Bestrafung  von  Cas- 
sius und  um  dieselbe  zu  begründen,  hielt  er  eine  Anklagerede 
und  führte  Belastungszeugen  vor:  er  leitete  die  ganzen  Verhand- 
lungen vor  dem  Volke.    Von  einer  bestimmten  Frist,    welche 
zwischen  der  Voruntersuchung  und  dem  Termine  verflossen  sei, 
hören  wir  nicht.    Ohne  Zweifel 'i bestand  eine  solche:  das  lag  in 
dem  Herkommen  und  der  Billigkeit;  aber  es  war  nicht  das  ^- 
nundinum^   das  bei  tribtmicischen  Anklagen  durch  das  Abkom- 
men zwischen  den  Ständen  festgesetzt  war.    In  Bezug  auf  die 
Strafe  bemerkt  Dionysius*):    „das  Volk  sei  gegen  Cassius  bei 
dem  Namen  der  Alleinherrschaft  so  erbittert  gewesen,   dass  es 


a)  Dionys.  VIII,  78  o5tu>  t  ofpa  f^v  Ttixpoc  wpoc  t6  ttjC  Tupawftoc  ^-»op.a«, 
Aar*  obhi  iv  t«(»  Tipti^fAGcTt  t^c  8(xifjc  f^sTpfä  6pxi  ^Xpi^o«fo  «p6<  air^v,   dX)A 
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aiieh  bei  der  Schätzung  des  Processes  keinen  geringen  Zorn  ge- 
gen den  Angeklagten  gezeigt,  sondern  auf  den  Tod  geschätzt 
hätte''.  Hieraus  wird  man  nicht  auf  eine  selbständige  Thätig- 
keit  des  Volkes  sohliessen  dürfen:  siewfirdemit  dem  Römischen 
Staatsrecht  nicht  zu  vereinen  sein.  Nach  der  Aehnlichkeit  mit 
tribonicischen  Anklagen,  von  denen  wir  genauere  Kunde  haben, 
z.  ß.  der  von  Coriolan,  von  Käso  Quinctius,  kann  man  darin 
nur  die  Andeutung  finden,  dass  die  Volksversammlung  laut  ihren 
Ha8d  gegen  Cassius  äusserte  und  dem  von  den  Quästoren  aus- 
gegangenen Antrage  beistimmte. 

Die  Ueherlieferung  berichtet  seine  Hinrichtung,  Dionysius 
insbesondere,  er  sei  vom  Tarpejischen  Felsen  gestürzt  worden.*) 
Er  erUtt  also  die  härteste  Strafe,  welche  möglich  war,  und  ihre 
VuUziehung  wäre  unmöglich  gewesen,  wenn  sich  der  Angeklagte 
(»s  zum  Aussprechen  derselben  auf  freiem  Fusse  befunden  hätte: 
er  würde  sich  derselben  sonst  durch  die  Flucht  entzogen  haben. 
Hätten  die  Quästoren  beim  Beginne  des  Termines  auf  eine  ge- 
lindere Capitalstraf e ,  etwa  auf  Verbannung  angetragen,  und  erst 
im  Verlaufe  der  Verhandlungen  die  Todesstrafe  vorgeschlagen, 
so  wäre  Cassius  nicht  im  Gef&ngniss  gewesen  und  hätte  sich 
änchten  ktonen.  Wenige  Jahre  firüher  war  Goriolan  desselben 
Verbrediens,  dass  er  nach  der  Alleinherrschaft  gestrebt,  ange- 
klagt und  nur  in  die  Verbannung  geschickt  worden.  Dionysius 
erklärt  die  grössere  Strenge  bei  Cassius  aus  der  Befürchtung, 
die  num  gehegt ,  er  möchte ,  wenn  er  am  Leben  bliebe  und  seine 
Verbindungen  mit  den  Bundesgenossen  benutzen  könnte ,  ähnlich 
^e  Goriolan,  einen  Krieg  gegen  sein  Vaterland  erregen.  Es 
nag  diese  Ueberlegung  dazu  beigetragen  haben,  keine  Milde  zu 
oImsi,  sondern  die  Strenge  des  Gesetzes  anzuwenden;  das  Ge- 
^<tz  befahl  im  Falle  der  Verurtheilung  ohne  Zweifel  die  Todes- 
»tefe.  In  Goriolans  und  Cassius'  Process  erkennt  man  den  ün- 
t«wchied  des  ordentlichen  Gerichtsverfahrens  und  der  ausser- 
ovdentlichen ,  auf  einer  Vereinbarung  der  Stände  beruhenden, 
Gtiiditsbarkeit  der  Tribunen.  Diesen  wollten  die  Patricier ,  als 
^^  die  Bedingungen  des  Processes  aufstellten,   nicht  die  Hin- 


a)  Dionys.  VIU,  7S. 
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richtimg  eines  der  Ihrigen  gestatten:   bei  Cassios  schrieb  das 
Gesetz   den  wirklichen  Tod  vor,  die  Quästoren  musst^n  darauf 
antragen  und  fanden,    da  politische  Gründe  dazu  riethen  und 
das  Volk  seine  Einwilligung   gab,    keinen  Grund  eine  mildere 
Strafe  eintreten  zu  lassen.    Dazu  kani,  dass  Cassius  als  Patri- 
cier  die  Hülfe  der  Tribunen  nicht  anflehen  mochte  oder  konnte: 
sonst  hätte  er  durch  deren  Schutz  dem  Gef&ngniss  entgehen  und 
die  Möglichkeit  der  Flucht  erhalten  können.    Bei  Cassius  kam 
also  die  gesetzliche  Strafe  zur  Anwendung,    in  Folge  der  von 
den  ersten  Consuln  gegen   die  Wiedererrichtung  der  Monarchie 
erlassenen  Verordnungen;    aber  auch  auf  ältere  Gesetze  wollte 
man  zurückgehen.    Dionysius')  erzählt,   Einige  hätten  auch  die 
drei  Söhne  von  Cassius  hinrichten  wollen;  aber -dies  habe  Miss- 
billigung gefunden.    Der  Senat  habe    sich  deshalb  versammelt 
und  denselben  Straflosigkeit  zugesichert:  seit  jener  Zeit  wäre  es 
Römische  Sitte ,  die  Kinder  von  Verurtheilten ,  selbst  von  Tyran- 
nen, Vatermördern  und  Verräthern,  zu  verschonen.     Das  alte 
Gesetz  muss    also  bei  einigen  besonders  schweren  Verbredien 
die  Bestrafimg  der  Kinder  eines  Verurtheilten  angeordnet  haben. 
Cassius'  Bestrafung  erfolgte  nicht  nach  dem  alten  Gesetz,   das 
Streben  nach  Alleinherrschaft  nicht  als  Verbrechen  kannte ,  aber 
auch   das  neue,    seit  dem  Beginn  der  Republik  geltende  setzt«* 
jenes  Streben  dem  schwersten  Verbrechen    gleich;    daher   der 
Zweifel  entstand,   ob  auch  bei  ihm  eine  Bestrafung  der  Kinder 
stattfinden  sollte.    Hier  trat  der  Senat  dazwischen :  er  hatte  zwar 
weder  die  Befiigniss,   ein  Gesetz  zu  erlassen,  noch  eine  richter- 
liche Thätigkeit;  aber  sein  Beschluss  bestimmte  dieConsnln  und 
folglich  auch  die  Quästoren,    diesen  Theil    der  Strafe  nicht  zu 
vollziehen ,  der  damit ,  ohne  gesetzlich  aufgehoben  zu  sein ,  doch 
thatsächlich  aufhörte.    Welche  Volksversamndung  über    Cassius 
geurtheilt   hat,    wird   nicht  erzählt,    und  die   Ausdrucke    der 
Scliriftsteller  sind  so  schwankend,   dass  sie  sich  eben  so  wohl 
auf  die  Centuriat-    als  auf  die  aus  der  Königszeit  stammenden 
Curiatcomitien  beziehen  können.^^)    Indessen  die  Verhandlungen 


a)  DionyB.  Vlll,  80, 
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bei  Conolans  Process*)  beweisen,  dass  man  die  Centarien  als 
die  gesetzliche  Versammlung  fBr  Entscheidung  von  Capitalpro- 
cessen  ansah:  man  wird  sie  deshalb  auch  In  Cassius'  Pro- 
c*!ss,  wie  überhaupt  in  allen  Provocationsprocessen,  annehmen 
müssen.^) 

Der  zweite  Process,  von  dem  uns  die  üeberlieferung  er- 
zahlt, ist  vielfach  lehrreich,  nämlich  der  von  M.  Volsdus  Fi- 
ctor. Bei  dem  Processe  von  Kaeso  Quinctius  trat  unter  den  Zeu- 
gen, welche  dessen  Gewaltthätigkeiten  gegen  die  Plebejer  be- 
kimdeten,  ein  ehemaliger  Volkstribun  Volscius  auf^'):  er  sagte 
aas,  Kaeso  habe  seinen  Bruder  muthwillig  getödtet  und  bewirkte 
durch  diese  Anschuldigung  hauptsächlich  dessen  Verurtheilung 
durch  das  Volk.  Er  erzählte,  wie  Livius^)  berichtet,  er  habe 
seine  Klage  schon  öfter  anbringen  wollen,  aber  wegen  der  Con- 
soln  der  früheren  Jahre  es  nicht  thun  können.  Dionysius®) 
fahrt  dies  im  Einzelnen  weiter  aus:  bei  ihm  sagt  Volscius,  er 
habe  den  Tod  seines  Bruders  an  Kaeso  auf  gesetzlichem  Wege 
rieben  wollen,  aber  er  habe  es  im  Jahre  463  v.  Chr.  nicht  ge- 
konnt, weil  damals  beide  Gonsuln  an  der  Pest  gestorben  seien, 
im  folgenden  Jahre  hätte  er  Anfangs  ebenfalls  seine  Klage  nicht 
anbringen  können,  weil  beide  Gonsuln  in  den  Krieg  gezogen 
wären ,  nach  ihrer  Rückkehr  habe  er  es  öfter  versucht ,  sei  aber 
von  ihrem  Riehterstuhl  durch  Kaeso  mit  Schlägen  fortgebracht 
worden.  Aus  diesen  Gründen  wende  er  sich  jetzt  nothgedrungen 
an  die  Tribunen  und  die  Volksversammlung.  Aus  dieser  Er- 
zählung, deren  Einzelheiten,  wie  die  gleichlautenden  Berichte 
bei  Livius  und  Dionysius  beweisen,  von  der  üeberlieferung  er- 
halten waren,  müssen  wir  schliessen,  dass  die  Einleitung  eines 
ordentlichen  Griminalprocesses  damals  nur  bei  den  Gonsuln  ge- 
t^ehah.    An  sie  wandte  sich  der  Kläger ,  sie  nahmen  die  Anklage 


a)  S.  Ohm  S.  262. 

b)  Yergl  S.  182. 

c)  VergL  oben  S.  272. 

d)  Liv.  m,  13  nee  sibi  rem  ezeqni   tarn  atrocem  per  consules  supe- 
rionnn  anooram  licaisse. 

e)  Dionys.  X,  7. 
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an  oder  wiesen  sie  zurück  und  sie  beauftragten  die  Qu&storen, 
die  Voruntersuchung  vorzunehmen ,  auch  nach  Befinden  der  Um- 
stände die  zur  Gültigkeit  des  Spruches  nöthige  Volksyersanun- 
lung  zu  halten.  Denn,  wie  wir  eben*)  bei  Cassius'  Process  ge- 
sehen, wurde  die  Führung  des  Processes  selbst  von  den  Quft- 
storen  besorgt  Auf  eben  dies  Verhältniss  deutet  eine  andere 
Aeusserung  von  Dionysius^):  er  lässt  Kaeso  Quinctius  an  die- 
jenigen Plebejer ,  welche  sich  über  seine  Gewaltthätigkeit  beklag- 
ten, die  Aufforderung  richten,  ihn  bei  dem  Consul  zu  belangen: 
vor  ihm  als  seinem  ordentlichen  Richter  wolle  er  sich  stellen. 

Indessen  das  Zengniss  von  Yolscius  war  falsch  und  nur, 
um  den  Sturz  von  Kaeso  Quinctius  herbeizufahren,  erlogen  ge- 
wesen: sein  Bruder  war  an  Krankheit  gestorben,  Kaeso  zu  der 
Zeit,    wo  der  Mord  geschehen  sein  sollte,  von  der  Stadt  abwe- 
send und  beim  Heere    gewesen.    Man  beschloss    den   falschen 
Zeugen  vor  Gericht  zu  ziehen.    Dionysius*^)   erwähnt  die  That- 
sache  ganz  kurz,  Livius'^)  giebt  Einzelnes  von  dem  Verfahren 
an.    Der  verurtheilte  Kaeso,  sagt  er,  hatte  viele  Freunde,  welche 
die  einzelnen  Umstände  des  Falles  untersuchten  und  die  Lüge, 
durch  welche  der  Zorn  des  Volkes  erregt  worden  war,  bald  ent-- 
deckten.    Viele  von  ihnen  boten  Volscius  eine  gerichtlidie  Wette 
bei  einem  Privatrichter  an,    darüber  dass  Kaeso  während   der 
angegebenen  Zeit  nicht  in  Rom,  sondern  beim  Heere  gewesen 
sei.    Aber  Volscius  wagte  nicht  auf  einen  solchen  Privatprocess 
einzugehen:   dadurch  gestand  er  mittelbar  seine  Schuld  ein  und 
seine  Verurtheilung  im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  war  sicher. 
Ohne  Zweifel   wandten   sich  Kaesos  Freunde  an  die  Consuln, 
diese  nahmen  die  Klage  an  und  beauftragten  die  Quästoren  mit 
der  Führung  des  Processes;  denn  diese  werden  als  dabei  thätig 
erwähnt    Jetzt  indessen  entstand  ein  Hindemiss  für  die  Bestra- 
fiing  des  Schuldigen.    Auf  falsches  Zeugniss  stand  nach  altem 


a)  S.  oben  S.  290. 

b)  Dionys.  X,  5. 

c)  Dionys.  X,  8. 

d)  Liv.  ni,  24,  25  und  29. 
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Gesetze  die  Todesstrafe.»)  Die  Schuld  mochte  trotz  der  Ver- 
sichemng  von  Kaesos  Freunden  doch  nicht  zweifellos,  das  Ver- 
brechen nicht  offenbar  sein.  Jedenfalls  läugnete  Volscius  und 
war  beim  Volke  angesehen:  es  musste  über  ihn  eine  Volksver- 
sammlung gehalten  werden.  Es  war  auch  billig,  dass  er  bis 
zum  endliehen  Urtheil  im  Gewahrsam  gehalten  wurde.  Jedoch 
beides  hinderten  die  Volkstribunen:  der  Angeklagte  blieb  bis  zu 
Ende  des  Processes  auf  freiem  Fusse  und  die  Volksversammlung 
wollten  die  Tribunen  nicht  gestatten,  ausser  wenn  ihnen  zugleich 
erlaubt  würde,  die  Comitien  über  das  Terentilische  Gesetz  zu 
halten.  So  blieb  die  Sache  unentschieden  bis  zum  folgenden 
Jalire,  458  v.  Chr.,  wo  wahrscheinlich  dieses  Processes  wegen 
M.  Valerius  und  T.  Quinctius  Gapitolinus,  der  dreimal  Consul 
gewesen  war,  zuQufistoren  ernannt  wurden.  Indessen  auch  sie 
bemühten  sich  vergeblich  den  Widerstand  der  Tribunen  zu  über- 
winden: da  wurde  wegen  der  Bedrängnisse  im  Kriege  L.  Quin- 
ctios  Cincinnatus,  Kaesos  Vater,  zum  Dictator  ernannt.  Er  be- 
siegte die  Feinde ,  behielt  aber  dann  nach  glücklichem  Kriegs- 
zage die  Dictatur,  um  den  Process  gegen  Volscius  zu  Ende  zu 
fahren.  Die  Tribunen  wagten  nicht,  die  Comitien  zu  hindern 
and  Volsdns  wurde  verurtheilt  Eines  indessen  hatten  sie  den- 
noch durchgesetzt:   der  Angeklagte  war  nicht  verhaftet  worden, 

er  ging,  als  er  verurtheilt  wurde,  in  die  Verbannung  nach  Etru- 
rien.*») 


Zwölftes  Capitel. 

Mpig  des  Kauf  liM  der  Stiade.  PvbUUschas  fieseti.  Der  erste  Bat- 

wf  diu  lad  seUlessllelier  bbalt.    laebrichten  der  SohrlftoteUer  dar- 

ttar.  Dalius  auf  die  Crlmliialgericlitebarkeit    Gesetxesvorschlag  von 

G.  TereBtlUas  Arsa,  sein  anflngUcher  InliAlt  and  die  später  damit 

vorgenommenen  Terindenugen. 

Wir  Iiaben   gesehen,   welche  Veränderungen  im   Criminal- 
rechte  der  erste  Streit  der  Plebejer  und  Patricier,  welcher  die 


a)  Und  zwar  Hinabstfirzen  vom  Tarpejischen  Felsen,  wie  Gell.  XX,  1, 
53  sagt 
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Einsetzung  der  Volkstribunen  zur  Folge  hatte , .  herbeifahrte ,  und 
müssen  auch  den  weiteren  Fortgang  dieses  Streites,  wenigstens 
in  seinen  Hauptpunkten,  verfolgen.  Denn  das  Griminalrecht 
war  im  Alterthum  ganz  eigentlich  ein  öiFentliches  Recht  imd 
jede  Veränderung  des  politischen  Lebens  brachte  eine  Um- 
gestaltung desselben  mit  sich.  Erst  nach  dem  Untergange  der 
Republik  hatte  es  in  seinen  obersten  Grundsätzen  eine  solche 
Stetigkeit  gewonnen,  dass  es  eine  selbständige  Entwickelung  be- 
ginnen konnte. 

Durch  die  Vertreibung  der  Könige  waren  die  verschiedenen 
Bestandtheile  der  Römischen  Bürgerschaft ,  die  Patricier  und  Ple- 
bejer, zu  einem  selbständigen  Leben  angeregt  worden:  die  er- 
stem hatten  sich  vergeblich  bemüht,    die  auf  sie  gekommene 
Machtfulle   über  den  ganzen  Staat  ungeschmälert  zu  erhalten. 
Der  Ständevertrag  vom  heiligen  Berge  hatte  den  Plebejern  gesetz- 
mässige  Führer  gegeben,    deren  Streben  auf  Erweiterung  des 
Gegensatzes  zu  den  patricischen  Beamten  gehen  musste.    Sie 
begannen  damit,  sich  unmittelbar  nach  ihrer  Einsetzung  in  dem 
Kreise  der  Plebejer  eine  unumschränkte  Gewalt  zu  versdiaifen, 
und  gewannen  dann  bei  dem  Processe  Coriolans  eine  zwar  nicht 
regelmässige  und  nicht  selbständige,    aber   doch  zuweilen  mit 
entschiedenem  Erfolge  auszuübende  Controlle  über  den  leeren- 
den Stand.    Diese  Spaltung  musste  sich  noch  mehr  erweitem, 
ehe  das  Bedürfiiiss  nach  Wiedervereinigung  sich  geltend  machen 
konnte.    Einen  wesentlichen  Schritt  zur  Trennung  des  Staates 
in  einen  patricischen  und   plebejischen   bildet   das  Publilische 
Gesetz,   das  im  Jahre  472  v.  Chr.  zuerst  angeregt,  im  folgen- 
den durchgesetzt  wurde.    Ueber  dasselbe  zu  sprechen  ist  um  so 
nöthiger,  als  es  darauf  ankonunt,  seine  Darstellung  aus  dem  un- 
geschichtlichen Gebiete  von  Vermuthungen  und  Phantasien,  wo- 
hin neuere  Forschungen  sie  gebracht  haben,  auf  das  der  Ueber- 
lieferung  zu  verlegen.    Von  unmittelbaren  Quellen  für  die  Er- 
kenntniss  desselben  giebt  es  nur  zwei,  Livius  und  Dionysius: 
der  erste  erzählt  seiner  Gewohnheit  nach  kurz ,  der  andere  etwas 
weitläuftiger;  aber  ihre  Berichte  stinunen  überein. 

Die  ersten  Tribunen  waren  auf  dem  heiligen  Berge  von  der 
ausgewanderten  Plebs  allein  gewählt  worden;  aber  es  kann  kein 
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Zweifei  sein,  dass  for  die  Walil  und  die  Gs^i^&hlten  später  ein 
Senatsbescblnss  and  das  Uebrige,  das  bei  der  tumaltnarischen 
Versammlung  der  Plebs  gefehlt  hatte,  nachgeholt  wurde.  Denn 
e.<  steht  durch  die  ausdrücklichen  Zeugnisse  von  Cicero  und 
Dionysius*)  fest,  dass  die  Volkstribunen  seit  dem  Ständevertrage 
Ib  Curiatcomitien  erwählt  wurden.  Wir  nehmen  diese  Nachricht, 
«ier  Livius  durch  sein  Stillschweigen  nicht  entgegensteht,  hier 
einüaieh  an,  ohne  auf  die  verschiedenen  Meinungen  der  neueren 
Gelehrten,  welche  die  unbegründetsten  Vermuthungen  aufstellen, 
einzugehen.  In  dieser  Wahl  brachte  das  Publilische  Gesetz  eine 
Aenderung  hervor.  Livius  schildert  ausführlich  und  in  lebhaf- 
ten Farben  das  Schicksal  von  Volero  Publilius,  wie  er  bei  einer 
Aushebung  sich  weigerte,  als  gemeiner  Soldat  einzutreten,  weil 
er  schon  ceniurio  gewesen  war ;  wie  er  bestraft  werden  sollte, 
'iich  aber  durch  Körperkraft  und  den  Beistand  der  aufgeregten 
Menge  der  Strafe  entzog;  wie  der  Senat  nachgab  und  Publilius 
üo  grosses  Vertrauen  beim  Volke  gewann,  dass  er  zum  Tribunen 
erwählt  wurde ;  wie  er  endlich  in  diesem  Amte  nicht  Befriedigimg 
»einer  Privatrache,  sondern  das  Beste  seines  Standes  suchte. 
Uvios  erzählt  dann:  „Volero  beantragte  beim  Volke,  es  sollten 
die  plebejischen  Beamten  in  Tributcomitien  erwählt  werden.'^ 
Dies,  fägt  er  hinzu,  war  eine  scheinbar  nicht  schlimme,  in  der 
Thafc  nicht  unbedeutende  Sache;  dadurch  wurde  den  Patriciem 
alle  Möglichkeit  geninnmen,  durch  die  Stimmen  ihrer  CUenten, 
wt-n  sie  wollten,  zu  Volkstribunen  zu  wählen.  *»)  Weiter  erzählt 
er  voD  den  Kämpfen  um  das  Gesetz,  welche  im  ersten  Jahre  die 
Annahme  desselben  hinderten;  im  folgenden  Jahre  fanden  neue 
Kämpfe  statt,  namentJich  durch  die  Hartnäckigkeit  des  einen 
Oonsols  Ap.  Claudius;  aber  der  andere  Consul  T.  Quinctius  rieth 
ZOT  Mässigung  und  bewirkte  die  Annahme  des  Vorschlags.  Li- 
vins  sagt:  „Damals  zuerst  vnirden  die  Tribunen  in  Tributcomi- 


a)  Cic  p.  CtorneL  p.  461  OrelL;  Dionys.  VI,  89. 

b)  Ut.  II,  56  rogationem  tolit  ad  populuni,  at  plebeii  magistratas  tri- 
boüs  comitiis  fierent.  Hand  parva  res  sub  titolo  prima  specie  minime  atroci 
^^^^^^i^to,  sed  quae  patriciis  omneni  potestatem  per  clientium  suüragia  cre- 
^>^,  quo»  vellent,  tribunos  auferret 
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tien  gewählt'')  und  am  Ende  des  Jahres  die  Ereignisse  desselben 
zusammenfassend:  „das  vergangene  Jahr  machen  hauptsächlich 
merkwürdig  die  Tributcomitien,  eine  Sache  wichtiger  wegen  des 
Sieges  in  dem  unternommenen  Kampfe  als  wegen  des  Nutzens. 
Denn  den  Comitien  selbst  wurde  mehr  an  Würde  genommen 
durch  Entfernung  der  Patricier  aus  der  Versammlung  als  Macht 
der  Plebs  gegeben  oder  den  Patriciem  entzogen.*'**)    Hier  ist  ein 
leichter  Widerspruch.   Zuerst  sagt  Livius,  das  Gesetz  habe  eine 
nicht  unbedeutende  Sache  enthalten,   da  die  Patricier  ihren  Ein-, 
fluss  auf  die  Wahl  der  Tribunen  verloren  hätten,  nachher,  der 
Schade  sei  für  die  Patricier,   der  Gewinn  für  die  Plebejer  nicht 
bedeutend  gewesen.    Aber  der  Widerspruch  ist  unbedeutend  und 
bezieht  sich  nicht  auf  Thatsachen,  sondern  auf  die  Betrachtungen 
des  Schriftstellers.    An  beiden  Stellen  sagt  Livius,  die  Patricier 
hätten  fortan  in  den  Comitien  for  die  Wahl  der  Tribunen,  in 
den  Tributcomitien,  nicht  mehr  mitgestimmt,  an  beiden   giebt 
er  als  Inhalt  des  Gesetzes  nichts  als  die  Einsetzung  der  Tribut- 
comitien an. 

Ausfohrlicher  ist  Dionysius'  Bericht  Nach  ihm  beantn^e 
Publilius  nebst  zwei  seiner  Collegen  das  Gesetz,  dass  fortan  die 
Yolkstribunen  in  Tribut-,  nicht  mehr  in  Guriatcomitien  gewählt 
werde  i  sollten®):  er  spricht  dann  von  dem  Unterschiede  der  bei- 
den Volksversammlungen,  jene  hätten  nicht  eines  vorbeigehenden 
Senatsbeschlusses,  nicht  der  Opfer  und  der  Anspielen  bedurft 
und  hätten  deshalb  an  einem  Tage  beendet  werden  können* 
Nach  den  fruchtlosen  Streitigkeiten  des  ersten  Jahres  und  einem 
Feldzuge  im  zweiten  Jahre  wiederholte  Publilius  sein  Gesetz, 
aber  mit  dem  Zusätze,  auch  die  Aedilen  sollten  in  eben  densel- 
ben Comitien  erwählt  und  alles  übrige,  was  beim  Volke  verhan- 


a)  Liv.  II,  bS  Tum  primum  tributis  comitiis  creati  tribuni  sunt 

b)  Liv.  n,  60  annum  exactum  insignem  maxime  comitJa  tributa  effici- 
unt,  res  maior  victoria  suscepti  certaminis  quam  usn.  Plus  enim  dignita- 
tis  comitiis  ipsis  detractom  est  patribus  ex  concilio  submotendis  quam  vi- 
rimn  aut  plebi  additom  aut  demptum  patribus. 

c)  Dionys.  IX,  41  v^piov  e^ccp^pet  Tccpl  tü>v  6Y)fjiap^ix«Äv  dp)^aipc9(«9v,  (ict- 
dyaiv  a{»Td  ix  t^c  f  paTpiax^c  ^T)^Y)^op{ac^   9)V  oi  "PtofiaTot  xoupKtxTQV  xetXou* 
^v,  inX  T7]v  ^uXtTix-ijv. 
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delt  und  zur  Hälfe  Jemandes  bestimmt  werden  müsste,  sollte 
auf  gleiche  Weise  von  den  Tributgenossen  beschlossen  werden. 
^Dies,  fogt  er  hinzu,  war  eine  oiFenbare  Zerstörung  der  Macht 
lies  S^iates  und  Herrschaft  des  Volkes/'*)  Hierin  findet  sich 
zwar  kein  Widerspruch  mit  Livius,  aber  doch  eine  Ergänzung 
TöQ  dessen  Nachrichten.  Denn  Livius  sagt  nichts  von  Zusätzen, 
welche  Publilius  im  zweiten  Jahre  zu  seinem  ursprünglichen 
Gets^etzentwurfe  gemacht  habe,  Dionysius  erzählt,  die  Zusätze 
seien  sehr  wichtig  gewesen:  sie  wären  auf  oiFenbare  Vernichtung 
der  Macht  des  Senates  und  Erhebung  der  Tributcomitien  aus- 
g^angen.  Es  könnte  scheinen,  dass  Livius  der  Nachlässigkeit 
schuldig  ist  und  gerechten  Tadel  verdient,  weil  er  so  erhebliche 
Bestimmungen  des  Publilischen  Gesetzes,  die  viel  wichtiger  waren 
als  die  Wahl  der  Tribunen  in  Tributcomitien,  mit  Stillschweigen 
öbei^angen  hat:  diese  Nachlässigkeit  würde  bei  einem  Schriftsteller, 
welcher  die  Verfassungsänderungen  zwar  nicht  weitläufig,  aber 
doch  anfinerksam  verfolgt,  unerklärlich  sein:  es  lässt  sich  aus 
Dionysius"  ausführlicher  Darstellung  nachweisen,  dass  Livius 
zwar  Einzelnes  übergeht,  die  Hauptsachen  aber  richtig  erzählt 
Die  Erneuerung  von  Publilius'  Gesetzesvorschlag,  fährt  Dionysius 
ZQ  berichten  fort,  verursachte  die  heftigsten  Streitigkeiten,  be- 
sonders der  eine  der  Consuln,  Ap.  Claudius,  glaubte  den  Ueber- 
griflS^n  der  Plebs  auf  keine  andere  Weise  steuern  zu  können  als 
dordi  entschiedenen  Widerstand  gegen  alle  Neuerungen.  Es 
kam  zu  Thätlichkeiten,  sogar  gegen  die  Tribunen  selbst,  welche 
deshalb  eine  Klage  beim  Volke  anstellen  wollten  und  den  Senat 
mn  die  nöthige  Erlaubniss  dazu  angingen.^)  Die  Mässigung 
des  andern  Consuls  T.  Quinctius  stellte  den  Frieden  her.  Er 
überredete  beide  Parteien,  ihre  gegenseitigen  Anklagen  aufzuge- 


a)  Dionys.  EC,  43  ^icep  fjv  |jiv  ßouX^c  xartiEXuaic  (pavepci,  xoO  hk  Si^fxou 

b)  üionys.  K,  48  T(j>  Ik  üiccExtf)  (^cxdXouv)  ol  Si^fxapyroi ,  <jjc  ijjipeßXi}- 
<^i  cXi^ä«  ottfiaoiv  Upolc  xa{  xa^<i>oi(i>|&^votc  utco  tou  vÖ|&ou  und  c.  49  ^ool 
^  ^^jXoic  ^oXouotv  of  tc  d^jAap^ot  xal  6  Sicaxoci  ^^p  o>v  Iiia#ov  1^ 
(^3«av  iv  rg  Taipa}^^,  intthri  o6x  i^  imßouX^C  06^  oixtla^  icXcoviE^ac  ivi- 
^*  h  9Ml  xaTioTi}aav,  diXX'    üicip  t^c   ii  td   xoivd  cpiXoTii&tac,  d^tto^ai 
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ben  und  die  in  der  Hitze   des  Streites  vorgefeUenen  Gewaltthä- 
tigkeiten  zu  vergessen,  die  Entscheidung  aber  über  den  Gesetz- 
entwurf dem  Senate  zu  überlassen.    Im  Senate  aber  beschloss 
man  nachzugeben,  nahm  das  Gesetz  wenigstens  theilweise  an, 
und  so  wurde  dasselbe  von  der  plebejischen  Volksversammlung 
bestätigt.   „Seit  jener  Zeit,  schliesstDionysius*)  seine  Erztiilung, 
bis  auf  den  heutigen  Tag  beschliessen  die  Tributcomitien  über 
die  Wahlen  der  Volkstribunen  und  Aedilen,  ohne  Auspicien  und 
sonstige  religiöse  Cerimonien."    Er  sagt  zwar  nicht  ausdrück- 
lich, jener  erweiterte  Gesetzvorschlag  von  Publilius  sei  nicht  in 
seiner  ganzen  Ausdehnung  zum  Gesetz  eriioben  worden,  aber  er 
deutet  es  doch  an.    Wo  er  von  der  Vermittelung  des  Consuls 
T.  Quinctius  spricht,  sagt  er*»),  derselbe  sei  gesonnen  gewesen, 
dem  Volke  den  gemässigten  Theil  seiner  Forderungen  zuzuge- 
stehen: aber  dass  die  Zusätze  zum  Gesetze  vom  zweiten  Jahre 
nicht  gemässigt  waren,  sondern  eine  unbillige  Beschränkung  des 
Senates,  so   wie  eine  Alleinherrschaft  des    Volkes   enthielten, 
hatte  er  früher  bemerkt :  mittelbar  giebt  er  damit  zu  verstehen, 
dass  sie  nur  zum  geringen  Theile  vom  Senate  bewilligt  wurden. 
Zweitens  als  Folge  des  Publilischen  Gesetzes  giebt  er  am  Ende 
seiner  Erzählung  die  Wahl  der  Tribunen  und  Aedilen  in  Tribut- 
comitien an.    Dies  muss  also  die  Hauptsache  gewesen  sein,  das 
Uebrige,  was  durch  das  Gesetz  erreicht  wurde,  muss   dagegen 
zurückgestanden  haben :  Bestinmiungen,  welche  eine  Vernichtung 
der  Macht  des  Senates  enthielten,  können  nicht  angenonunen 
worden  sein. 

£s  ist  nicht  leicht  anzugeben,  was  nun  wirklich  der  Inhalt 
des  Publilischen  Gesetzes,  wie  es  schliesslich  angenommen  wurde, 
gewesen  ist,  und  in  Ermangelung  bestimmter  Zeugnisse  müssen 
wir  zu  Schlussfolgerungen  aus  mittelbaren  Andeutungen  unsere 
Zuflucht  nehmen.     Dionysius  sagt,  Publilius  habe  im  zweiten 


a)  Dionys.  IX,  49  dn   ^xcfvou  tou  ^p^vou  rd  x&v  di)(jM£fx»^  «^^  ^* 

AXXtjc  dra{ac  dicdoT}«  al  cpuXtTtxal  ^'^Y^Y^P^^^^^  ixxXi}0<ai. 

b)  Dionys.  IX,  48  6  fi.iv  y^p  Kotvxto«  efxnv  Ttj>  SV^pitp  xA  fA^tpta  ^6iVj, 
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Jähre  den  Zusatz  über  die  Wahl  der  plebejischen  Aedilen  in 
Triimteomitien   gemacht  und  giebt  am  Ende  seiner  Erzählung 
iD,  diese  Bestimmung  sei  angenommen  worden.    Sie  war  in  der 
Thät  so  imbedeutend  und  hing  so  sehr  mit  der  neuen  Regelung 
der  Comitien  für  die  Tribunen  zusammen,  das  Livius  sie,  ohne 
sich  den  Vorwurf  der  Nachlässigkeit  zuzuziehen,  übergehen  durfte. 
Es  ki  m5glieh,  dass  die  Zusätze  zum  anfänglichen  Publilischen 
Gesetz  nur  in  dieser  Bestimmung  über  die  Wahl  der  Aedilen 
be8todett;    aber  wir  haben  Andeutungen,  dass  sie  noch  weiter 
ringen.    Die  Forderung  von  Publilius  war,  wie  Dionysius  be- 
merkt, gewesen,  aUes  übrige,  was  vor  dem  Volke  verhandelt 
werden  müsste,  sollte  von  den  Tributcomitien  auf  gleiche  Weise 
beä(.'hIossen  werden,  d.  h.  ohne  vorhergehenden  Senatsbeschluss 
QBd  ohne  patricische  Opfer.    Man  fragt,  was  vor  dem  Volke 
verhandelt  werden  musste  und  was  die  rechtliche  Folge  eines 
fi^Uosses  der  Tributcomitien  sein  sollte.    Hätte  Publilius  ver- 
langt, die  Tributcomitien  sollten  über  alle  Staatsangelegenheiten 
und  mit  voller  Verbindlichkeit  für  den  ganzen  Staat,  Patricia 
:»owohl  wie  Plebejer,  entscheiden  können,  so  wäre   das  einer 
Imwälzung  gleich  gekommen:  die  Patricier  wären  aus  dem  re- 
gierenden Stande  in  den  regierten  verwandelt  worden,  ihre  Be- 
amten unnütz  gewesen.    Zu  solcher  Forderung  gab   es  in  der 
i^eren    Entwickelungsgeschichte   des    Staates    keinen  Anhalt  : 
sie  konnte   von  den   Tribunen  nicht  einmal    aufgestellt    wer- 
den.   Dagegen  bemerken  wir,  dass  seit  dem  Ständevertrage  die 
Plebs  das  Streben  hat,  sich  selbständig  zu  gestalten :  sie  schützte 
zuerst  ihre   einzelnen  Mitglieder  vor  der  Unbill   der  Patricier, 
"Mattete  ihre  Führer  mit  der  nöthigen  Amtsgewalt  ans,   schuf 
i»i4*h  eine  Ordnung  ihrer  Versammlungen,  gewann  am  Ende  das 
Heebt  einer  Controlle  über  den  regierenden  Stand:  ihre  weiteren 
Schritte  mnssten  in  ebenderselben  Richtung  liegen;  ohne  eine 
Herrschaft   über  die  Patricier  zu  beanspruchen  musste  sie  ihre 
eigene  Selbständigkeit  zu  vergrössem  suchen.    Darauf  ging  Pu- 
blilius' Gesetzesvorschlag:  er  verlangte,  die  Plebs  sollte  in  Tri- 
■mtromitien  alle  auf  die  einzelnen  Mitglieder  und  die  Gesammt- 
ueit  der  Plebs  bezüglichen  Angelegenheiten  endgültig  entscheiden 
köDoen.    Dies  war  eine  Vernichtung  der  patrieischen  Regierung: 
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die  Patricier  behielten  zwar  noch  die  eigene  Selbständigkeit, 
verloren  aber  ihre  Macht  über  die  Plebejer  und  den  Gesammt- 
staat:  die  Ausdrücke,  in  denen  Dionysius  von  Publilius'  Forde- 
rungen spricht,  sind  vollständig  gerechtfertigt.  Eben  so  sehr 
ist  es  der  Bericht,  den  Zonaras  von  ihnen  giebt,')  Er  neoüt 
zwar  nicht  Publilius  mit  Namen  und  sein  Zeugniss  kann  daher 
nicht  für  so  bestimmt  gelten  als  das  von  Dionysius;  dennoch  ist 
kein  Zweifel,  dass  er  diesen  Gesetzesvorschlag  meint  Er  sagt: 
einige  Volkstribunen  hätten  unter  andern  Gesetzesvorschlägen 
gegen  die  Patricier  auch  den  gethan,  es  solle  dem  Volke  er- 
laubt sein,  selbständig  für  sich  ohne  jene,  die  Patricier,  über 
Alles,  was  sie  wollten,  zu  berathen  und  zu  beschliessen. *^)  Er 
sagt  ausdrücklich,  die  Patricier  hätten  bei  diesen  Volksversamm- 
lungen nicht  zugegen  sein  sollen.  Unmöglich  aber  können  die 
Plebejer  verlangt  haben ,  allein ,  ohne  Zuziehen  des  andern  Stan- 
des, über  den  ganzen  Staat  und  die  Patricier'  selbst  verfugen  za 
wollen:  dadurch  wären  sie  nicht  die  Regierenden,  sondern  Her- 
ren, wie  über  Sclaven,  geworden.  Die  Forderung  der  Tribunen 
ging  also  nur  dahin,  in  Tributversammlungen  selbständig  alle 
möglichen  Beschlüsse  über  die  Plebejer  und  die  plebejischen  In- 
teressen fassen  zu  dürfen. 

Indessen  die  Patricier  thaten  recht  daran,  diese  Anträge 
nicht  zu  genehmigen:  sie  hätten  eine- Trennung  des  Staates  und 
ein  Zerfallen  der  mühsam  von  den  Königen  geschaffenen  Römi- 
schen Macht  unfehlbar  zur  Folge  gehabt.  Die  Gleichberechtigung 
der  Plebejer  musste  auf  eine  andere  Weise  erfüllt  werden.  Je- 
doch das  Auftreten  der  Plebs  und  seiner  Tribunen  war  drohend 
und  der  Senat,  treu  seinem  Grundsatze,  es  nicht  zu  innerem 
Kampfe  kommen  zu  lassen,  beschloss  etwas  zu  bewilligen,  um 
nicht  die  Leitung  des  Staates  gänzlich  zu  verlieren.  Er  bewil- 
ligte nicht  nur  die  Wahl  der  plebejischen  Beamten  in  Tribut- 
comitien,  sondern  auch  noch  etwas  anderes,  wodurch  die  einzel- 
nen Plebejer  eine  grössere  Unabhängigkeit  von  dem  regierenden 


a)  Zon.  Vn,  17  xa(  Tivec  ti  tujv  (i^iAdtp^^iuv  akXa  tc  xard  tüv   c{»7:aipt* 
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Stande  gewannen  und  doch  der  Zusammenhang  des  ganzen  Staa- 
tes oidit  zerrissen  wurde.    Auch  darüber  finden  wir  in  unsem 
'Jüellen  Andeutungen,  welche  eine  der  historischen  Wahrheit  sich 
üälierade  Muthmassung  gestatten.    Theilen  wir  die  Befügniss  der 
Vulksversammlung  überhaupt  in  drei  Theile,  in  die  Wahl  von 
framten,  in  die  richterliche  und  die  gesetzgebende,  so  verlang- 
k  die  Tribunen  für  die  von  ihnen    erstrebten  Tributcomitien 
alle  drei  Theile,  nur  in  Beschränkung  auf  die  Plebejer:  das  be- 
weisen die  Ausdrücke  von  Dionysius  und  Zonaras :  „die  Tribut- 
«iiüitien  sollten  über  alles,    was  sie  wollten,   Beschlüsse  fassen 
Jörfen'\    Wie  die  Centnriatversammlungen  die  höchste  Entschei- 
ilöDg  über  die  Angelegenheiten  des  Gesammtstaates  hatten,    so 
killten  sie  die  Tritms  fortan  über  die  plebejischen  Sonderinter- 
^\i  haben.    Von  jenen   drei   Theilen  wurde   der    erst«,   die 
Wahl  der  Beamten,    den  Tribunen  zugestanden   und  Tribunen, 
^o^ie  Aedilen,    sind  fortan  in  Tributcomitien   gewählt  worden. 
fe  zweite  Befügniss  der  Comitien,    Gesetze  zu  geben,    wurde 
k  Tribus  nicht  zugestanden.    Dies  ergiebt  sich  aus  dem  spar 
f-^n  Terentilischen  Gesetzesvorschlage,  dessen  Absicht  Anfangs 
hliin  ging,  neue  Gesetze  für  die  Plebejer  zu  schaffen :  er  würde 
mutz  gewesen  sein,  wenn  die  Tributcomitien  schon  durch  Pu- 
'lilias  die  Macht  erhalten  hätten,    gesetzliche  Anordnungen  für 
iii^  Plebejer  zu  treffen.    Es  bleibt  somit  nur  noch  die  dritte  6e- 
Qgniss,  die  richterliche,  übrig,  welche  den  Tribus  von  den  Pa- 
^riciem  bewilligt  werden  konnte,    und,  wie  man  aus  sichern 
Aozeichen  schliessen  darf,  wirklich  bewilligt  worden  ist.    Dio- 
mm  erwähnt,    wo   er   von  den  Forderungen    der   Tribunen 
\i^rieht,    nicht  nur  das  Verlangen,  Alles  in  den  Trijbutcomitien 
Whliessen  zu  dürfen,   sondern  fügt  ausdrücklich  hinzu,    sie 
'eilten  auch  Hülfe  bringen  dürfen.*)    Bestimmter  spricht  Zonar 
^^^),  der  ebenfalls  nach  Erwähnung  der  andern  tribunicischen 
i^'^rdeningen  hinzusetzt:  „sie,  die  Tribunen,  verordneten,  dass 


ä)  Dionys.  IX,  43  a.  a.  0.   ^aa  iv  t()>  ^fA.q>  i:pdrrto^a(  tc  xal  ^ictxou- 
^)  Zon.  VII,  17  x5v  TIS  in   aixlq.  tiv\  irapd  täv  aTpoTrjYwv  7cpocTip.o)pv]- 
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wenn  Jemand  wegen  einer  Schuld  von  den  Consuln  bestraft 
würde,  auf  Berufung  in  diesen  Fällen  das  Volk,  d.  h.  die  Tri- 
butoomitien,  urtheilen  sollte".  Das  besondere  Hervorheben  die- 
ser Bestimmung  bei  beiden  Schriftstellern  beweist,  dass  sie  ib 
dem  Gesetzesvorschlage  einen  besondem  Abschnitt  bilden  musste: 
ja  Zonaras  spricht  von  ihr  anders  als  von  den  nicht  bewilligten 
Forderungen  der  Tribunen.  Von  jenen  sagt  er,  die  Tribunen 
fassten  sie  ab,  stellten  sie  auf,  von  dieser  dagegen,  die  Tri- 
bunen verordneten  —  eine  Verschiedenheit  der  Ausdrücke, 
welche  ein  verschiedenes  Schicksal  der  Forderungen  anzudeuten 
scheint 

Bestätigt  wird  diese  Erklärung  unserer  Quellen  durch  eine 
bisher  räthselhafte  Nachricht  in  den  Auszügen  aus  Pomponius 
Werke  über  den  Ursprung  des  Rechtes,  welche  wir  schon  früher 
behandelt   und   erklärt  haben.*)     Pomponius  erzählt    nämlich, 
zwanzig  Jahre    vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  sei  in 
Folge  eines  tribun^cischen  Gesetzes  eine  allmälige  Abschaffung 
der  früheren  Gesetze ,  und  somit  ein  Zustand  der  Rechtslosigkeit 
eingetreten.    Der  angegebene  Zeitpunkt  kann  nur  auf  das  Publi- 
lische  Gesetz  bezogen  wei'den  und  wenn  dasselbe  somit  Eiafluss 
auf  das  Recht  und  die  Gesetze  hatte,  muss  es  auch  Anordnun- 
gen  darüber  getroffen  und ,   da  es  sich  nur  auf  die  neuen  Tri- 
btttcomitien  bezog,  über  deren  richterliche  Befugnisse  gehandelt 
haben:   man  hat  keinen  Grund  zu  zweifeln,  dass  die  von  deu 
Schriftstellern  besonders  hervorgehobene  Forderung  der  Tribunen 
über  die  richterliche  Gewalt  der  Tributcomitien  von  den   Patri- 
ciem  angenommen  upd  zum  Gesetz  erhoben  worden  sei.     Eis  fin^ 
det  selbst  Livius'  und  Dionysius'  Schweigen  über  dieselbe  bei  dei 
Angabe  des  Inhaltes  vom  Publilischen  Gesetze  seine  Rechtferti 
gung.    Denn  zwanzig  Jahre  später  wurden  durch  die  Zehnmän^ 
ner  neue  Anordnungen  getroffen  und   eine  Einrichtung,    welch 
80  kurze  Zeit  bestand ,  zu  erwähnen  war  kein  Grund.    Demnacl 
hat  man  sich,  hauptsächlich  nach  den  Andeutungen  von  Zona 
ras,    das  peinliche  Verfahren  gegen  Plebejer  (seit  dem  Publüi 
sehen  Gesetze  folgendermassen  zu  denken.    Die  Anklage  wegei 


a)  Vergl.  oben  S.  144  flgd. 
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eines  Yerbrechens  ging  zunächst  an  den  Consul,    von  diesem 
Annle  sie  nach  Umständen  angenommen  mid  an  die  Quästoren 
Erwiesen.    Diese  hielten  die  Voruntersuchung,  eine  Verurthei- 
loüs:  in  zweifelhaften  Fällen,   wo  weder  ein  Eingeständniss  des 
^klagten  noch  Ergreifung  auf  Arischer  That  erfolgte ,  durften 
sie  aber  nach  dem  Valerischen  Provocationsgesetze  nur  mit  Hin- 
zuziehung der  Centuriatcomitien  vornehmen.    Nach  dem  Publi- 
lisdien  Gesetze  stand  es  indessen  dem  angeklagten  Plebejer  frei, 
kh  auf  die  Tributcomitien  zu  berufen  und  begreiflicher  Weise 
tliät  er  dies  immer.     Dann  fanden  keine  Genturiatcomitien  statt: 
«i  war  unmöglich,  dass  zwei  Volksversammlungen  über  eben 
feelbe  Sache  entschieden.    Die  Quästoren  gaben  also  den  Pro- 
fus an  die  Tribunen  für  die  Tributcomitien  ab.    Diese  stellten 
m  neue  Untersuchung  an,  verhörten  die  Zeugen  und  sprachen 
h  endgültige  Urtheil,    welches  sie  auch  vollzogen.    Ja  selbst 
in  denjenigen  Fällen,    wo  bei  der  Ergreifung  auf  frischer  That 
an  der  Schuld  des  Angeklagten  kein  Zweifel  sein  konnte,  musste 
fortan  das  Publilische  Gesetz  eine  Milderung  und  Befreiung  von 
im  alten  patricischen  Strafen    bewirken.     Die  Tributcomitien 
i^n  über  das  Mass  der  Strafe  zu  entscheiden,  konnten  dieselbe 
verringern  oder  verändern. 

Dies  schuf  eine  grosse  Umänderung  im  Recht.  Die  Ent- 
scheidung des  Volkes  hing  wesentlich  von  dem  Vorsitzenden  ab ; 
zudem  hatten  in  der  Centurienversammlung  die  Wohlhabenden 
•kö  Uebergewicht  Nach  Valerius'  Gesetz  also  blieb  der  Einfluss 
<i^r  patricischen  Beamten  bis  auf  wenige  Fälle  ungeschmälert: 
^ie  beobachteten  das  alte,  von  den  Königen  ererbte  Recht.  Von 
i^tzt  an  lag.  die  Entscheidung  in  den  Händen  der  Tribunen, 
welche  die  nach  der  Kopfzahl  stimmenden  Tribus  leicht  zu  den 
ihn«n  genehmen  Entschlüssen  bewegen  konnten:  sie  kümmerten 
^i<^h  nicht  um  das  patricische  Recht,  nicht  um  die  königlichen 
Gesetze  und  so  entstand  jene  Rechtsunsicherheit,  von  der  Pom- 
ponins  berichtet.  Ein  Fall,  in  dem  dies  Verfahren  zur  Geltung 
gekommen  wäre,  ist  uns  durch  die  Ueberlieferung  nicht  bekannt 
w  Process  von  Volscius  Fictor,   welchen   wir  besprochen,*) 


a)  S.  oben  S.  293  flgd.. 
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Mit  nach  dem  Publilischen  Gesetz;  aber  dasselbe  kam  bei  ihm 
nicht  zur  vollen  Anwendung.  Die  Tribunen,  heisstes,  hinderten  die 
Quästoren,  die  zur  Verurtheilung  von  Volscius  nöthigen  Centu- 
riatcomitien  zu  halten.  Dies  erscheint  auffallend.  Ohne  Zweifel 
hatten  die  Tribunen  die  Berechtigung,  jede  Volksversammlung 
zu  verbieten;  aber  es  wäre  gegen  alle  Billigkeit  gewesen  und 
hätte  ihnen  einen  üblen  Ruf  zugezogen,  wenn  sie  davon  Ge- 
brauch gemacht  hätten,  um  einen  wegen  Meineides  Angeklagten 
zu  schützen.  Jetzt  erkennt  man,  dass  zwischen  den  Tribunen 
und  Quästoren  ein  Streit  über  die  Art  der  Volksversammlung 
war.  Jene  wollten  nicht  den  Schuldigen  dem  Gerichte  entziehen, 
behaupteten  aber,  nach  dem  Publilischen  Gesetze  müssten  die 
Tributcomitien  über  ihn  entscheiden;  diese  wollten  das  alte  Ver- 
fahren, bei  dem  sie  selbst  den  Vorsitz  führten,  in  Anwenduna: 
bringen.  Sie  siegten  am  Ende  mit  Hülfe  des  Dictators;  den- 
noch ist  die  verhältnissmässig  gelinde  Bestrafung  von  Volstius 
dem  Einflüsse  der  Tribunen  zuzuschreiben.*^) 

Die  Tributcomitien,  welche  nach  dem  Publilischen  Gesetze 
für  die  Wahl  der  plebejischen  Beamten  und  die  endgültige  Ent- 
scheidung über  Criminalverbrechen  von  Plebejern  anerkannt  wur- 
den, fanden,  wie  Dionysius  sagt,  ohne  vorhergehenden  Senats- 
beschluss  und  ohne  Opfer  und  Anspielen  statt*),  so  dass  sie 
an  einem  Tage  beendet  wurden.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  das 
Publilische  Gesetz  noch  viele  andere  Bestimmungen  enthielt, 
welche  nöthig  waren ,  um  den  Tributcomitien  fortan  den  Charac- 
ter  von  selbständig  und  endgültig  beschliessenden  Volksversamm- 
lungen zu  geben.  Sicherlich  wurde  z.B.  angeordnet,' dass  die  Volks- 
tribunen in  ihnen  den  Vorsitz  führen  sollten,  den  sie  bei  den  Waiden 
der  Tribunen  immer  gehabt  haben :  eben  deswegen  fielen  die  patrici- 
schen  Auspicien  fort  Die  Tribunen  mussten  femer  als  Vorsitzende 
von  Volksversammlungen  die  Gewalt  bekommen,  Ordnung  in  ihnen 
zu  erhalten  und  Störer  zu  bestrafen.  Damit  wurde  also  das  Idlisehe 


a)  Hierauf  gehen  auch  die  Worte  bei  Dionysius  X,  4  o&rc  jdp  ßo'jXf,; 

(>Tcip  üfiüv  2tri^£pouoiv ,    outc  Upd  «ipo^^CTC  toic  ^toU  7rp6  Ttüv  dp^aipcjitu^'. 
ä  xax^  v^fiouc   ^XP^i^  iKKTtktla^ai ,    o&t    aXXo  tu>v  icpöc  xooc  Otouc  e69eßtt>> 
lipo;  dvftptbitouc  6o{«)v  o6d^v  inX  xffi  d^X^fi  ttjc  bfA.CT^pac  jCvcxat. 
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Plebiscit,*)    das    einst  die  Plebejer   sich  selbst  gegeben,  von 
Jen  Patriciern  anerkmint,  aber  freilich  ebenfalls  nur  für  die  Ple- 
bejer.  Denn  von  Patriciern  wissen  wir   durch  bestimmte  Bei- 
^piele,  dass  sie  auch  nach  diesem  Gesetze  nur  ausserordentlich 
nach  Einholung  eines  Senatsbeschlusses  für  dergleichen  Vergehen 
m  Rechenschaft  gezogen   werden  konnten.*»)     Ob  die  'Strafen 
fe  leilischen  Plebiscits  beibehalten  oder  vielleicht  in  allen  Fäl- 
le! die  Entscheidung  der  Comitien  eingeholt  werden  musste,  ist 
fraglich:   die  Patricier  werden  in  diesem  Punkte  keine  Schwie- 
risrkeiten  erhoben  haben,  da  es  sich  nur  um  Plebejer  handelte. 
Livias  erzahlt  nämlich,    die  Patricier  hätten  fortan  nicht  mehr 
an  den   plebejischen  Comitien  Theil   genommen:    ob  dies  aus- 
üVuckliches  Verbot  des  Gesetzes  oder  nur  eine  Folge  von  dessen 
Bestimmungen  war,  wird  nicht  beric^htet.    Ich  halte  das  Erst^re 
üicht  für  wahrscheinlich.     Die  Zahl  der  Patricier  war  im  Ver- 
liiiltniss  zur  Menge  der  übrigen  Bürger  gering  und,  wie  über- 
einstunmend  angegeben  wird,   wo    die  Abstimmung   nach   der 
Kopfeahl  geschah,  die  Mehrheit  auf  Seiten  der  Plebejer:  es  lohnte 
sieb  also  kaum,  das  Erscheinen  der  Patricier  in  den  Tributco- 
ioitien  zu  verbieten.    Femer  nahmen   dieselben  später,  als  die 
Tribunen  Beamte    des  gesammten  Volkes  geworden  waren  und 
aach  über  die  Patricier  unmittelbare   Gewalt    erhalten  hatten, 
an  den  plebejischen  Versammlungen  Theil,    und  zwar,  wie  es 
"^•heint,  ohne  besonderes  Gesetz.    Wir  halten  demnach  die  Ab- 
wesenheit der  Patricier  bei  den  VTahlversammlungen  für  plebe- 
jische Beamten  in  damaliger  Zeit  nur  für  eine  mittelbare  Folge 
des  PubliEschen  Gesetzes :  weil  dieses  den  Tribunen  Gewalt  über 
alle  Abstimmenden  ertheilt  hatte  und  die  Patricier  sich  dieser 
Gewalt  nicht  fugen  wollten,  enthielten  sie  sich  der  Theilnahme 
an  den  Versammlungen.     Die  oben^)    angeführten   Ausdrücke 
von  Livius  stimmen  zu  diesem  Verhältnisse  vollkommen :  die  Pa- 
tricier wurden  thatsächlich  aus  den  Tributcomitien  entfernt  und 
diese  Entfernung  hatte  auch  zur  Folge,  dass  ihrEinfluss  in  den* 


a)  Siehe  oben  S.  232  flgd. 

b)  Die  Beispiele  finden  sich  S.  275  flgd. 

c)  Siehe  oben  S.  298  die  Stelle  aus  Liv.  U,  60. 
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selben  schwand.  Derselbe  kann  nie  überwiegend  gewesen  sein, 
da  auch  in  den  Guriatcomitien  so  oft  Tribunen  gewählt  worden 
sind,  deren  den  Patriciem  feindliche  Gesinnung  vorher  bekannt 
war;  aber  etwas  hatten  sie  doch  vermocht,  wenn  sie  selbst  für 
den  einen  oder  den  andem  Candidaten  stimmend  durch  ihr  Bei- 
spiel auf  die  von  ihnen  abhängigen  dienten  einwirkten.  Diese  per- 
sönliche Einwirkung  hörte  mit  ihrer  Entfernung  aus  den  Tribut- 
comitien  auf.*) 

Das  Publilische  Gesetz,  dessen  allgemeine  politische  Be- 
deutung und  dessen  besonderen  Einfluss  auf  das  Strafrecht  wir 
geschildert  haben,  hatte  die  unter  den  beiden  Ständen  bestehende 
Trennung  erweitert.  So  sehr  auch  schon  früher  die  Bestrebun- 
gen der  Yolkstribunen  und  der  Consuln  auseinander  gegangen 
waren ,  so  bestand  doch  in  so  fem  ein  gemeinsames  Band  unter 
ihnen,  als  auch  die  erstem  nach  einem  Senatsbeschluss,  mit 
patricischen  Opfern  und  Auspicien  erwählt  waren  und  nur  unter 
eben  diesen  Bedingungen  gültige  Beschlüsse  &ssen  konnten. 
Seit  dies  aufgehört,  standen  sich  zwei  feindliche  Gewalten, 
verschiedenen  Ursprunges  und  verschiedener  Richtung,  gegen- 
über: der  Staat  musste  zerfallen  oder  wiedemm  ausschliesslich 
entweder  den  Patriciem  oder  den  Yolkstribunen  anheim  üsdlen, 
wenn  nicht  eine  Verständigung  gefunden  wurde.  Trotzdem  war 
den  Beschwerden  der  Plebejer  nicht  abgeholfen.  Das  Valerische 
Provocationsgesetz  war  vermöge  der  eigenthümlichen  AufÜEtösan^ 
der  Provocation  in  vielen  Fällen  unwirksam,  die  Hülfeleistung 
der  Tribunen  reichte  nicht  überall  aus,  auch  das  Publilische 
Gesetz,  das  die  Bestrafung  der  Plebejer  durch  die  Versanun- 
lung  der  Plebejer  selbst  verordnete,  kann  nicht  immer  zur  Gel- 
tung gekommen  sein.  Das  beweist  der  Proc«ss  von  Volscius 
Fictor,  dessen  Strafe  durch  die  patricischen  Beamten  in  patrici- 
scher  Volksversaomilung  erfolgte.  Die  Plebejer  fanden  zu  ihrer 
vollständigen  Sieherstellung  zunächst  kein  anderes  Mittel  als  das 
Streben,  die  Trennung  der  Stände  noch  zu  vergrössem. 

Es  war  im  Jahre  462  v.  Chr.  (292  der  Stadt),  als  C.  Te- 
rentilius  seinen  berühmten  Gesetzesvorschlag  einbrachte,  der  die 


a)  Vergl.  Liv.  U,  56. 
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erbittertsten  Streitigkeiten  zwischen  Patriciem  und  Plebejern  her- 
vorrief und  am  Ende  nach  vielen  Kämpfen  das  allgemeine  Rö- 
mische Gesetzbuch,  die  zwölf  Tafeln,  zur  Folge  hatte.  Die 
üeberlieferung  über  diesen  Gesetzesvorschlag  ist  bei  den  beiden 
hauptsächlichsten  Quellenschriftstellem  nicht  gleich  ausführlich  und 
zwar  in  diesem  Falle  bei  Livius  etwas  genauer  als  bei  Diony- 
slus.  Der  Erstere  lässt  den  Volkstribunen  folgende  Gründe  für 
seinen  Vorschlag  anfuhren'):  ^die  consularische  Herrschaft  sei 
nur  dem  Namen  nach  weniger  hassenswerth  als  die  königliche, 
der  Sache  nach  fast  schlinmier.  Nämlich  statt  eines  Herren 
hätte  man  zwei  bekommen  von  unbeschränkter,  ungemässigter 
Macht,  welche  alle  Furchtbarkeit  der  Gesetze  und  alle  Strafen 
gegen  die  Plebs  kehrten.  Deshalb  werde  er  ein  Gesetz  vorschla- 
gen, dass  Funfmänner  (Qmnqueviri)  ernannt  würden,  um  Ge- 
setze über  die  consularische  Herrschaft  abzufassen.  Das  Recht, 
welches  das  Volk  gegen  sich  ihm  gegeben  hätte ,  solle  der  Con- 
sol  haben,  nicht  selber  seine  eigene  Lust  und  Willkür  als  Ge- 
setz ansehen''.  Also  der  Tribun  klagt  über  die  zu  grosse  Macht 
der  Consuln,  welche  weder  durch  das  Provocationsgesetz ,  noch 
die  von  den  Plebejern  ausgegangenen  Einrichtungen,  die  Tribu- 
nen und  die  Tributconütien ,  dem  Volke  erträglich  geworden  sein 
moss.  Der  Tribun  will  eine  Beschränkung  derselben ,  nicht  in 
einzelnen  Fällen,  in  denen  schon  bisher  geholfen  werden  konnte, 
sondern  eine  durchgehende ,  gleichmässige ,  und  diese  konnte  nur 
in  eineni  Gesetzbuche  gefunden  werden,  welches  die  Beamten 
zu  Werkzeugen  des  Allen  bekannten  Rechtes  machte.  Ebenfalls  eine 
Begründung  des  Gesetz  Vorschlages  findet  sich  bei  Dionysius^); 


a)  Liv.  m,  9  Nomine  enim  tantnm  minus  invidiosum,  re  ipsa  prope 
atrocins  quam  reginm  esse  (consulare  imperiom).  Qoippe  duos  pro  uno 
domino  acceptos  immoderata,  infinita  potestate,  qui  solnti  atqae  effirenati 
ipd  onmes  metos  legum  omniaque  supplicia  verterent  in  plebem.  Quae  ne 
aeterna  Ulis  licentia  sit,  legem  se  promulgatorum,  ut  Yviri  creentur  legibus 
de  imperio  consolari  scribendis.  Qnod  populos  in  se  ins  dederit,  eo  con- 
■olern  usnmm,  non  ipsos  libidinem  ac  licentiam  soam  pro  lege  habituros. 

b)  Dionys.  X,  1  und  3.  Dionysius  gebraucht  auch  sonst  öfter  den 
Ausdruck  iorffo^la  und  bovofA^a,  so  X,  15  iv  lorf[o^i^  iioXtTtueo^ai  und  vtf- 

fttci^cpov;  X,  35  töv  ictpl  T^c  {aovo|A{ac  vdpiov. 
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nur  hebt  derselbe  eine  andere  Seite  des  Uebelstandes ,  an  dem 
der  Staat  damals  litt,   hervor.    Er  spricht  nicht  von  der  aüzu- 
grossen  Gewalt  der  Consuln  und  ich  glaube ,  er  hat  darin  Recht 
Alle  Gesetze  seit  dem  Ständevertrage  hatten  eine  BeschränkuDg 
derselben  zum  Zwecke  gehabt  und  bei  den  Mitteln,  welche  den 
Volkstribunen  zu  Gebote  standen,  konnten  sie  mit  einiger  Sorg- 
samkeit jede  wirkliche  Bedrückung  der  Plebs  verhindern:  Livius 
hat  die  Betrachtungen,  in  denen  er  die  Begründung  des  Teren- 
tilischen  Gesetzes  giebt,    aus  der  Zeit  der  Auswanderung  der 
Plebs  genommen:   für  jene  passen  sie,  für  die  Zeit  unmittelbar 
vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  pctösen  sie  nicht  mehr. 
Aber  bei  aller  Sorgfalt  konnten  die  Tribunen  doch  nicht  eine 
gleichmässige    Gerechtigkeitspflege    hervorbringen:    es    mochten 
viele  Fälle  vorkommen,  wo  die  Hülfeleistung  der  Tribimen  und 
die  Entscheidung  der  Tributcomitien  nicht  eintreten  konnte  und 
die  Consuln  nach  dem  alten  strengen  Recht  verfuhren,  und  die 
Ungleichheit  war  um  so  auffallender,  je  mehr  in  anderen  Milde 
waltete.    Deshalb  lässt  Dionysius  die  Ungleichheit  des  Rechtes 
beklagen  und  Gleichheit  im  ganzen  politischen  Leben  verlangen, 
dass  Privat-  und  Staatsangelegenheiten  nach  Gesetzen   ver^'sid' 
tet  würden :  er  setzt  dann  als  eigene  Bemerkung  hinzu ,  es  hätte 
damals  bei  den  Römern  noch  keine  Gesetzesgleichheit,  überhaupt 
nur  wenig  geschriebene  Gesetze  und  diese  nur  in  den  Büchern 
der  Priester  gegeben:  die  Entscheidungen  der  Consuln,  wie  ehe- 
mals die  der  Könige,    seine  Gesetze  gewesen.    Unter  Rechtsun- 
gleichheit versteht  Dionysius  hier  nicht  eine  Ungleichheit,  die 
unter  den   verschiedenen  Ständen   der  Bürgerschaft    geherrscht 
habe,   dass  die  Patricier  vor  den  Plebejern  bevorzugt   gewiesen 
seien.    Denn  von  einer  Bedrückung  der  Plebejer,  von  einer  bes- 
seren Stellung  des  regierenden  Standes  sagt  er  kein  Wort  und 
er  konnte  es  nach  den  Begünstigungen,  welche  die  Plebs  erreicht 
hatte,  nicht  sagen:    es  war  wirklich  die  von  zufälligen  Umstän- 
den abhän^ge  Ungleichheit  des  Rechtes  allen  Bürgern  gegenüber, 
welche  das  Verlangen  nach  einem  Gesetzbuch  hervorrief,  jene 
Gesetzlosigkeit,  welche  die  Römer,  wie  Pomponius*)  sagt,  seiti 
dem  Publilischen  Gesetze  zwanzig  Jahre  lang  aushielten. 

a)  S.  oben  S.  lU. 
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In  der  Geschichte  der  Kämpfe,  welche  um  das  Terentilische 
Gesetz  geführt  wurden,  ist  Livius,  wie  schon  bemerkt,  genauer 
als  Dionysius,  welcher  auch  später,  wo  er  von  dessen  Annahme 
erzählt*) ,  nichts  anderes  von  seinem  Inhalte  als  zu  Anfange  er- 
zählt Dagegen  Livius  trägt  den  allmäligen  Veränderungen,  die 
mit  demselben  bis  zu  seiner  endlichen  Annahme  vorgingen, 
Rechnung:  er  giebt,  wie  wir  erwähnt,  als  Vorschlag  von  Teren- 
tilios  an,  fünf  Männer  sollten  erwählt  werden  und  der  Consul 
sollte  so  viel  Recht  haben,  als  ihm  das  Volk  gegeben  hätte. 
Dagegen  Dionysius  erzählt,  es  sollten  zehn  Männer  erwählt  und 
die  Gesetze  öffentlich  zur  Beachtung  für  alle  Beamten  auf  dem 
Markte  ausgestellt  werden.  Erst  später  zum  Jahre  454  erzählt 
Livius*»),  die  Tribunen  hätten  den  alten  Terentilischen  Gesetzes- 
vorschlag bei  Seite  geworfen  und  bei  den  Patriciem  einen  mil- 
deren Antrag  gemacht :  wenn  sie  plebejische  Gesetze  nicht  haben 
wollten,  so  möchten  sie  gemeinschaftlich  aus  Patriciem  und  Ple- 
bejern Gesetzgeber  wählen,  welche  für  beide  Stände  Gesetze  ab- 
fassten  und  die  gewünschte  Rechtsgleichheit  herbeiführten. 
Hieraas  muss  man  den  Schluss  ziehen,  dass  das  Terentilische  Gesetz 
Anfangs  nur  die  Abfassung  von  Gesetzen  für  die  Plebejer  beab- 
sichtigte: die  fünf  Männer  sollten  aus  den  Plebejern  und  von 
den  Plebejern  erwählt  werden,  sie  sollten  die  Gesetze  aufstellen, 
unter  denen  die  Consuln  über  die  Plebejer  regieren  sollten:  die 
Patricier  sollten  bei  der  ganzen  Gesetzgebung  aus  dem  Spiele 
bleiben.  Diese  Forderung  schliesst  sich  unmittelbar  an  die  früher 
von  den  Plebejern  erworbenen  Rechte  an  und  zeugt  von  dem- 
selben Streben:  zuerst  erlangten  sie  durch  Einsetzung  der  Tri- 
bunen Hälfeleistung  und  Aufschub  für  einzelne  Fälle,  dann  durch 
das  Publilische  Gesetz  endgültige  Entscheidung  der  Beschwerde- 
Me  durch  ihre  eigene  Volksversanunlung;  jetzt  strebten  sie 
darnach ,  die  so  gefandenen  Grundsätze  und  neu  entstehenden 


a)  Dionjs.  X,  52. 

b)  Liv.  III,  31  Tum  abiecta  lege,  quae  promolgata  consenuerat,  tribuni 
lenius  agere  cum  patribus.  Finem  taDdem  certaminum  facerent  Si  ple- 
beiae  leges  displicerent ,  ut  Uli  commnniter  legum  latores  et  ex  plebe  et 
ex  patribus,  qui  utriBqne  utilia  ferrent,  quaeque  aequandae  libertatis  esseot, 
sineTent  ferri. 
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Rechtsgewohnheiten  in  einem  Gesetzbuche  za  vereinen  und  for 
immer  geltend  zu  machen.*^    Indessen  diese  Forderung  haben 
die  Plebejer  nicht  durchgesetzt.    Nach  langen  Kämpfen,  durch 
welche  die  Hartnäckigkeit  der  Patricier  dennoch  nicht  bezwun- 
gen wurde,  änderten  sie  ihren  Vorschlag  dahin,  Regierende  und 
Regierte  sollten  gemeinschaftlich  ein  Gesetzbuch  ab&ssen,  aber 
dann  natürlich  ein    für  die  beiden   Stände  gemeinschaftliches, 
d.  h.  es  sollten  nicht  mehr  fünf  Männer  aus  den  Plebejern  allein 
und  von  den  Plebejern,  sondern  ausserdem  noch  fünf  aus  den 
Patriciern  und  von  den  Patriciern  erwählt  werden.   Auch  diesen 
Vorschlag  nahmen  die  Patricier  nicht  an.    Zwar  ein  gemeinsa- 
mes Gesetzbuch  für  beide  Stände  und  damit  eine  Beschränkung 
der  consularischen  Gewalt  gaben  sie  zu*):  darauf  hin  wurden  die 
Vorbereitungen  für  die  neue  Gesetzgebung  begonnen.    Aber  sie 
bestanden  darauf,  dass  alle  zehn  Männer,  denen  die  Abfassung 
der  Gesetze  aufgetragen  werden  sollte,  aus  den  Patriciern  er- 
wählt werden  müssten:  so  wenig  wollten  sie  die  Regierung,  zu 
welcher  das  Abfassen  von  Gesetzen  gehört,  aus  den  Händen  ge- 
ben.   Diese  Forderung  haben  sie  bekanntlich  durchgesetzt 

Es  muss  als  ein  Glück  für  den  Römischen  Staat  erscheinen, 
dass  die  Tribunen  mit  ihren  Gesetzesvorschlägen  nicht  durch- 
gedrungen sind.  Wäre  der  erste  Entwurf  von  C.  Terentilius 
angenommen  werden,  so  hätten  die  Plebejer  ihre  eigenen 
Gesetze  erhalten:  die  Streitigheiten  der  Stände  hätten  damit 
nicht  aufgehört.  Entweder  musste  der  Staat  in  zwei  ver- 
schiedene Gemeinwesen  zerfallen,  deren  Feindschaft  um  so  stär- 
ker gewesen  wäre,  je  näher  früher  die  Verbindung  gewesen 
war,  oder  die  Patricier  mussten  sich,  wenngleich  nach  langem 
Kampfe,  den  Plebejern  fugen  und  deren  Gesetzbuch  annehmen: 
dies  hätte  die  Einheit  gerettet,  aber  zu  Innern  Zwistigkeiten 
anderer  Art  geführt.  Dadurch  dass  die  Patricier  das  für  beide 
Stände  geltende  Landrecht  entwarfen  und  ohne  Einwirkung  der 
Tribunen  in  patricischen  Volksversammlungen  durchführten,  er- 
hielt sich  in  der  Gesetzgebung  der  eigenthümlich  Römische  Geist, 


a)  Liv.  in,  31  Rem  non  asperaabantar  patres ;  datormn   leges  nemi- 
Dem  nisi  ex  patribus  aiebant 
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fier,  weil  er  in  der  Vergangenheit  wurzelte,  auch  für  die  Zukunft 
Dauer  versprach:  die  Plebejer,  auf  Verminderung  der  consu- 
larischen  Gewalt  und  freiere  Einrichtungen  dringend,  hätten 
wahrscheinlich  ein  minder  dauerhaftes  Werk  geschaffen. 

Dreizehntes  Capitel. 

Zipstlidiiflae  to  Patrleier  aa  die  PMM||er.  Oesetx  der  CouuIb  L 
itmlu  ud  8p.  Tarp^it.  Audelmuig  des  Rechtes,  Geldbissen  avtk«- 
ligii,  nf  alle  Beamten.  Bestünmuigeii  über  das  sacnmeiitiiiii.  Geld- 
Hssei,  One  H6be  and  Steigerung.  Bexablnng  der  Bnssen  in  Geld  oder 
Till.  Gesetiliehes  Schwanken  nnd  endUcbe  GMcbfbmiigkeit  durch  yer- 
MUedtie  Geselle.  Yereiniging  der  dariber  ans  Iberlieferten  Hachrichten. 

Indergebnisse. 

Während  des  Kampfes  um  das  Gesetz,  welches  zuerst  der 
Tribun  C.  Terentilius  Arsa  entworfen,  seine  Nachfolger  weiter 
»"ttgebildet  hatten,  bemühten  sich  die  Patricier,  so  wenig  sie 
aD«h  in  der  Hauptsache  nachzugeben  entschlossen  waren,  dennoch 
mittelbar  die  Forderungen  der  Plebejer  zu  befriedigen.  Sie  such- 
^%  ohne  im  Einzelnen  von  ihren  Gegnern  gedrängt  zu  werden, 
^em  Rechte  mehr  Gleichförmigkeit  und  Stetigkeit  zu  geben,  auch 
überhaupt  durch  Freigiebigkeit  mit  dem  öffentlichen  Gute  das 
Wohlwollen  der  Regierten  zu  gewinnen.  Die  erste  dieser 
ler  Plebs  gemachten  Bewilligungen  war  die  im  Jahre  457  v. 
^  lir.  erfolgte  Vermehrung  der  Volkstribunen  von  fünf  auf  zehn, 
welche  vom  Senate  als  Preis  für  die  Erlaubniss  einer  Aushebung 
zugestanden  wurde.*)  Dies  war  nicht  ohne  Bedeutung  für  das 
Rechtsverfahren.  Es  war  damals  noch  persönliches  Dazvrischen- 
treten  der  Tribunen  nöthig,  um  bedrängten  Plebejern  Hülfe  zu 
bringen  und  die  bisherige  Zahl  der  Tribunen  mochte  für  das 
Bedürfaiss  nicht  ausreichen.  Dieser  Vortheil  überwog  den  Nach- 
theil, der  in  Bezug  auf  die  Spaltung  des  CoUegiums  aus  der 
vermehrten  Anzahl  der  Mitglieder  desselben  entsprang.*')  Das 
zweite  Zugeständniss  an  die  Plebejer  geschah,  um  ihre  Gunst 
zu  gewinnen.    Der  Tribun  Icilius  verlangte  die  Vertheilung  des 

a)  liv.  ffl,  30;    Dionyß.  X,  30. 

b)  Dieter  Vortheil  wird  besonders  hervorgehoben  von  Zonaras  VII,  17. 
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öffentlichen  Landes  auf  dem  Aventin  zu  Bauplätzen  for  arme 
Plebejer.  Der  Senat  bewilligte  es,  die  Consuln  beantragten  es 
in  Centuriatcoraitien^^)  und  überwiesen  dann  den  Berg  an  die 
Tribunen  zur  Verloosung  unter  die  Plebejer.*) 

Viel  bedeutender  und  für  die  Rechtepflege  wichtiger  war 
das  dritte  Zugeständniss ,  welches  die  Consuln  des  Jahres  454 
V.  Chr.,  dieselben,  welche  die  Abfassung  eines  beiden  Standen 
gemeinsamen  Landrechtes  beim  Senate  befürv^'orteten,  machten: 
es  scheint  sogar,  dass  dieses  Zugeständniss  in  genauem  Zu- 
sammenhange mit  der  Nachgiebigkeit  steht,  welche  die  Plebs 
bewies,  indem  sie  den  ursprünglichen  Terentilischen  Antrag 
fallen  liess  und  auch  Patricier  als  Mitglieder  des  Gesetzgebungs- 
ausschusses annahm,  ja  am  £nde  mit  der  Aussicht  bloss  auf 
ein  beiden  Ständen  gemeinsames  Recht,  wenn  dasselbe  auch 
von  den  Patriciem  allein  abgefasst  würde,  sich  zufrieden  gab. 
Die  Patricier  wollten  an  einem  Beispiel  zeigen,  dass  sie  gesonnen 
seien,  auch  gegen  die  Plebejer  Recht  zu  üben  und  beschrankten 
deshalb  freiwillig  denjenigen  Theil  der  consularischen  Gewalt, 
welcher  auf  die  zahlreichen  Fälle  des  gewöhnlichen  Lebens  von 
dem  grössten  Einflüsse  war.  Dies  Gesetz  im  Jahre  454  v.  Chr. 
von  den  Consuln  A.  Atemius  und  Sp.  Tarpejus  (daher  lex  Ater- 
nia  Tarpeja  genannt)  in  Centuriatcomitien  beantragt  und  durch- 
gesetzt*») bezog  sich  auf  die  Geldstrafen,  welche  die  Beamten 
verhängen  durften.  Leider  sind  unsere  Nachrichten  sehr  man- 
gelhaft und  lassen  uns  über  viele  der  wichtigsten  Punkte  im  Un- 
klaren. Livius  schweigt  über  das  ganze  Gesetz,  eine  Flüchtigkeit, 
die  nur  damit  entschuldigt  werden  kann,  dass  es,  wenngleich 
von  der  grössten  Wichtigkeit  für  die  Rechtsentwickelung,  doch 
auf  das  politische  Leben  von  geringem  Einfluss  war.  Dionysius 
berichtet  über  dasselbe  am  ausführlichst-en  und  theilt  zwei  Be- 
stimmungen desselben  mit.  Die  erste  lautet,  „es  solle  allen  Be- 
amten freistehen,  die  Ungehorsamen  oder  gegen  ihre  Amtsge- 
walt sich  Vergehenden  zu  strafen."*')    Er  setzt  hinzu,  bis  dahin 

a)  Liv.  m.  31 ;  Dionys.  X,  31  —  32. 

b)  Dionys.  X,  50;   Cic.  de  rep.  II,  35. 

c)  Dionys.  a.  a.  0.:  Tvo  xal«  d^jaU  nflfffat«  ii^  toug  dxoofAOuvTa;  ^ 
irapavo|j.oOvxac  tU  t^jv  iauToiv  2Eou9(av  C^jp-iouv*  t£coc  ^dp  o6^  ^Tcaotv  i^i^'. 
dXXd  Tolc  Oictifroic. 


Qur 


Es  betrifft  die  Goldbussen.  815 

hätte  dies  nitht  allen  Beamten,  sondern  nur  den  Consuln  frei- 
standen.   Daraus  ergebt  sich,  dass  es  sich  in  dem  Gesetze 
_jr  um  diejenigen  Geldstrafen  handelte,   welche  von  Beamten 
ylliständig  bald  in  grösserer,  bald  in  geringerer  Höhe  auferlegt 
winden,  also  nicht  von  denjenigen,  welche  durch  besondere  Ge-  . 
kiü  bestimmt  waren,  auch  nicht  von  denjenigen,  welche  ansser- 
^rdentlieher  Weise  von  dem  Volke  auf  Antrag  von  Beamten  zu- 
erkannt wurden.    Denn  Dionysius  sagt.,  bis  dahin  wären  nur 
ifie  Consuln    befugt   gewesen,    dergleichen   zu   verhangen:  wir 
wsen  aber  durch  Gesetze  und  zahlreiche  Beispiele,  dass  die 
V„lkstribunen  schon  vor  diesem  Gesetze  sowohl  gegen  Plebejer 
Geldstrafen  verhängt  als  auch  gegen  Patricier  solche  bei  dem 
Volke  beantragt   und  durchgesetzt  haben.    Also  solche  ausser- 
-dentUcher  Weise  verhängten  Geldstrafen  kann  Dionysius  nicht 
meinen.    Aber  auch  die  von  einzelnen  Gesetzen  för  die  Ueber- 
(retong  einer  bestimmten  Sache  festgesetzten  Strafen  konnte  er 
nicht  meinen;  für  sie  konnte  es  keine  allgemeine  Norm  geben, 
weder  wie  hoch  sie  sein,  noch  von  wem  sie  verhängt  werden 
,^.Uten:   das  war  die  Sache  des  besonderen  Gesetzes,  welches 
(las  Vergehen  und  die  Strafe   und  denjenigen  Beamten,  der  sie 
Terfögen  sollte,  bestimmte.    Also  nur  um  diejenigen  Geldstrafen 
handelte  es  sich,  welche  der  Beamte,  ein  jeder  in  dem  Kreise 
meiner  Amtsthätigkeit,  gegen  die  seinem  Befehle  Unge^horsamen 
selbständig  in  verschiedener  Höhe,  je  nach  der  Grösse  des  Un- 
gehorsams, festsetzen  konnte.    Die  Consuln,  als  Erben  der  kö- 
nigliehen  Macht,  hatten  diese  anfänglich  unumschränkt,  seit  dem 
ValerischenProvocationsgesetze  innerhalb  beschränkter  Grenzen  ge- 
habt») Jetzt  verlieh  dies  Recht  die  fea?yl<mitarorpe;a,  wie  Diony- 
j.in8  sagt,  allen  Beamten.    Von  patricischen  Beamten  gab  es 
damals  ausser  den  Consuln  nur  noch  die  Quästoren,  welche  von 
den  Consuln  erwählt,  vom  Volke  bestätigt  eine  Art  abgeleiteter 
Gewalt  hatten :  ihrethalben  ein  solches  Gesetz  zu  erlassen  lohnte 
sidi  kaum.   Denn  da  sie  an  Stelle  der  Consuln  und  unter  ihrem 
Bntosse  bandelten,  konnten  sie  von  ihnen  leicht  die  Berechti- 
gung zu  Geldbnssen  herleiten.    Man  erkennt,  dass  das  Gesetz 


a)  Yergl.  oben  S.  172. 
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hauptsächlich    zum  Besten  .der   plebejischen  Beamten    erlassen 
war,  der  Volkstribunen  und  Aedilen.   Freilich  hatte  den  ersteren 
schon  das  Icilische  Plebiscit  die  Befugniss,   Geldbussen  aufzu- 
legen, gegeben:   es  hiess  in  ihm,  sie  sollten  denen,  welche  die 
plebejischen  Versammlungen  störten,   Geldstrafen  auflegen  dür- 
fen, von  denen  Berufung  an  die  Versamndung  der  Plebs  erlaubt 
war. '')    Aber  dies  war  ein  Plebiscit  gewesen,  das  nur  die  Ple- 
bejer, nicht  die  Patricier  band,  und  wir  haben  in  der  bisherigen 
Geschichte  vielfache  Beispiele,  dass  die  Letztern  ungestraft  ple- 
bejische Volksversammlungen  störten  und  nur  in  einzelneu  Fäl- 
len mit  Erlaubniss  des  Senats  zur  Rechenschaft  gezogen  werden 
konnten.    Also  nur  den  Aedilen  hätte  jetzt  die  Befugniss  gege- 
ben werden  können.    Dazu  bedurfte  es  aber  nicht  eines  patrici- 
schen  Gesetzes,  nicht  der  Centuriatcomitien :  die  Plebejer  allein 
in  ihren  Versammlungen  hätten  ihnen  das  Recht  über  Plebejer 
Geldstrafen  zu  verhängen,  geben  können.     Wenn   die   Consuln 
jetzt  eine  solche  Strafbeftigniss  den  plebejischen  Beamten  zuge- 
standen, so  muss  man  annehmen,  dass  sie  ihnen  dieselbe  über 
die  Patricier  einräumten.    Indessen  erkannten  sie  ihnen  das  Straf- 
recht nicht  in  demjenigen  Masse  zu,    das  sie  vermöge  des  Ple- 
biscits  auf  dem  heiligen  Berge  und  später  des  Icilischen  über 
Plebejer  hatten:  nicht  mit  dem  Tode  sollten  die  Tribunen  stra- 
fen dürfen,  nicht  die  Güter  eines  Patriciers  einziehen,   sondern 
nur  eine  in  ihrer  Höhe  bestinmite   Geldbusse  auflegen.     Damit 
hatten  jedoch  die  Patricier  den  ersten  Schritt  zur  Vereinigung 
der  beiden  Stände,  zur  Beseitigung  der  täglich  drohender  wer- 
denden Spaltung   mit   den  Plebejern  gethan:    sie   hatten    den 
Grundsatz  ausgesprochen,  dass  die  plebejischen  Beamten  auch 
über  den  andern  Stand  eine  gewisse  selbständige  Gewalt  haben 
sollten;  die  weitere  Ausführung  dieses  Grundsatzes  führte  dazu^ 
dass  die  Tribunen  als  Beamte  des  Gesammtstaates  anerkannt 
wurden  und  über  Patricier  und  Plebejer  gleiche  Rechte  erhielten. 
Noch  ein  anderer  Grundsatz  wurde  durch  das  Atemische  Gesetz 
zur  Geltung  gebracht,  dass  nämlich  alle  Beamten,  um  die  Voll- 
ziehung ihrer  Befehle  zu  erzwingen,  das  Recht  haben  mfissten. 


a)  S.  früher  S.  234. 
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Geldstrafen  an&uerlegen :  weshalb  denn  später ,  als  neue  Aemter 
ifesiMen  wurden,  Prätoren,  Censoren,  curulisehe  Aedilen, 
Jüa?toren,  diesen  dasselbe  sogleich  beigelegt  wurde:  dadurch 
mit  die  Theilung  der  Regierungsgewalt,  welche  bisher  die 
<oa§(ilü  allein  gehabt  hatten,  durchgeführt. 

Aach  Cicero  spricht,  wie  wir  gesehen ,  von  dem  Aternisch- 
larpejischen  Gesetze:  er  sagt*):  „Jene  beliebte  Massregel  über 
mltü  und  sacramentum  haben  ungefähr  vier  und  fun&ig  Jahre 
saili  deo  ersten  Consuln  die  Consuln  Sp.  Tarpejus  und  k.  Ater- 
m  in  Centuriatcomitien  beantragt  ".^^s^     Er  unterscheidet  also 
'iseo  doppelten  Inhalt  des  Gesetzes,  erstlich  die  Bestimmungen 
h\  Geldstrafen ,  zweitens  die  über  das  Succumbenzgeld ,  wel- 
''^.i  bei  Civilprocessen  von  der  unterliegenden    Partei   gezahlt 
«enJeu  mnsste;  denn  dies  heisst  mit  einem  im  Römischen  Rechte 
üWidien  Ausdrucke  sacramentum.     Dionysius  spriclit  nur  von 
b  ersten  die  Geldstrafen  betreffenden  Theil  des  Gesetzes,  den 
zweiten  Theil   über  die  neue  Ordnung  der  Privatprocesse  über- 
sät)! er,  und  nicht  ohne  Grund,  da  sie  mit  der  politischen  Ent- 
<>'/kelang  des  Staates  in    gar  keiner  oder  nur  sehr  geringer 
^  rbindung  steht    Wir  wissen  also  über  die  Bestimmungen  des 
^'«^rnisehen  Gesetzes  in  dieser  Beziehung  nichts  sicheres  als  die 
'^  dürftige  Bemerkung  Giceros ,    sie  seien  beim  Volke  beliebt 
?^»esen,   und  diese  Beliebtheit  können   wir  nicht  begründen, 
^  ödern  nur  eine  unsichere  Vermuthung  aussprechen.    Wir  haben 
i^jber  bei  der  Besprechung  des  Valerischen  Provoeationsgesetzes 
•^^hen*'),   dass  dasselbe  den  Consuln  das  selbständige  Aufer- 
'"^en  von  Geldbussen  nahm,  bis  auf  solche  von  der  Höhe  von 
'W Ochsen  und  zwei  Schafen,   d.  h.  wie  es  von  Plutarch,  der 
^'^j»e  Nachricht  mittheilt,  erklärt  wird,  von  fünfhundert  As  und 
^m  zwanzig  As.    Es  ist  eine  wahrscheinliche  Vermuthung  neue- 
^T  Gelehrten,   dass  diese  Summen  das  seit  den  ältesten  Zeiten 
Gebräuchliche  Succumbenzgeld  in  Privatprocessen  darstellen.    In 


d)  Cic  de  rep.  II,  35  Gratamque  etiam  illam  rem  quarto  circiter  et 
i'^'f^oagesimo  aano  post  primos  consulett  de  molta  et  sacramento  Sp. 
^^^rpejoa  et  A.  Aternius  consoles  comitiis  centoriatis  tulenmt 

^)  VergL  oben  S.  172. 
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späterer  Zeit  gab  es   bekanntlich    ein  doppeltes  sacramentum, 
von  50  und  von  500  As,  je  nachdem  der  Gegenstand  des  Pro- 
cesses  unter  oder  über  1000  As  betrug.")     Wann  die  Festsetzung 
desselben  geschehen  ist,  weiss  man  nicht;  aber  möglich,  das^ 
es  dieses  Gesetz  gethan  hat     Es  würde  dann  eine  Erhöhung 
der   bisher  gültigen  Strafgelder  bei  Privatprocessen  angeordn^^t 
haben,   eine  Massregel,  die,  wie  es  uns  erscheint,  kaum  beim 
Volke  beliebt  sein  konnte.    Indessen  andere  Bestimmungen  über 
das  sacraineiitum  konnten  den  Beifall  des  Volkes  haben;  jeden- 
falls auch,   wenn  man  von   diesen , Festsetzungen   absah,    das 
ganze  Gesetz  von  dem  Entgegenkommen  der  Patricier  und  ihrem 
Streben,  eine  milde  Regierung  einzuführen,  zeugen. 

Wir  kehren  zu  den  Geldbussen  zurück,    über  deren  Hö\ie 
und  Anwendung   uns  noch  einige  andere  Nachrichten   eriialten 
sind.     Dionysius^)  erzählt  femer  vom  Aternisch-Tarpejischen 
Gesetze:  „Die  Schätzung,  d.  h.  Ansetzung  der  Geldstrafe,  über- 
liessen  sie   nicht  den  Strafenden  selbst,   sondern   bestimmten 
selbst  den  Werth  dadurch,    dass  sie  für  die  äusserste  Grenze 
der  Geldstrafe  zwei  Ochsen  und  dreissig  Schafe  erklärten.    UihI 
dieses  Gesetz  blieb  lange  bei    den  Römern  in  Geltung''.    £r 
giebt  also  die  Höhe  der  grössten  Geldbusse  an.    Auch  Gellius*') 
thut  das;    aber   er   nennt  als  höchste  Strafe  zwei  Schafe  und 
dreissig  Ochsen,  und  es  ist  kein  Zweifel,  dass  seine  Angabe  die 
richtige  ist.    Denn  er  wundert  sich  selbst  über  die  Menge  der 
Ochsen  im  Verhältniss  zu  der  geringen  Zahl  der  Schafe,  undl 
fuhrt   als  Grund  davon  den  Reichthum  Italiens  an  Rindvieh  anj 
er  muss  demnach  diese  Angabe  so  in  seinen  Quellen  gefondeti 


a)  Gajus  IV,  15. 

b)  Dionys.  X,  50  a.  a.  0.  t6  p.^vToi  T(|x7}fia  o6x  iit  «^toTc  toIc  Ct,ja'i 
oOoiv,  6icöaov  elvai  Sei,  xax^XtTtov,  dXX'  auTol  T7]v  d£(av  &pi9av  fU^icrroi 
dicofie^SavTEc  opov  (rjfjifac  $uo  ßdac  xal  Tpidxovta  npt^ßaTa  ^  xal  o^roc  &  vo.uoi 
a^pt  noXXou  Si^fxsivev  Ono  'Pwfxa^cüv  cpuXarctSfxevoc. 

c)  Gell.  XI,  1  multam,  quae  appellatar  suprema,  institatam  in  singuj 
los  dies  duanun  ovium ,  triginta  boum ,  pro  copia  sciücet  boum  pTt)«)u 
oviom  pennria.  —  Minima  autem  mnlta  est  ovis  unius.  Saprema  mult. 
est  eins  numeri,  cains  diximus,  ultra  quem  mnltam  dicere  in  dies  sin 
golos  ius  non  est,  et  propterea  suprema  appellatur,  id  est  summa  ^ 
maxima. 
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Sie  wird   überdem  durch  andere  mittelbare  and  unmit- 
Wiare  Zeugnisse  bestätigt:  es  ist  wahrscheinlich,  dass  bei  Dio- 
DYsius  nur  ein  irrthum  der  Abs(^hreiber  vorliegt.    Jedenfalls  be- 
trag die  böcliste  Geldbusse  zwei  Schafe  und  dreissig  RiuderJ*) 
Aach  die  kleinste   Geldbusse  giebt  Gellius  an:  sie    betrug  ein 
"^  buf  and  es  war  natürlich ,  dass ,   da  die  Brüchten  überhaupt 
io  Stücken  Vieh  bestanden ,  man  mit  einem  Stück  der  kleineren 
Art  begann.     Dadurch   indess    wird  das  System,   welches  die 
hmten  beim  Auflegen    von    Geldbussen   beobachteten,    nicht 
tieutliih,  und  auch  Gellius'  Bemerkung,    die  höchste  Busse  sei 
•ffir  jeden  Tag"    bestimmt   worden,   gewährt  nicht  genügende 
Aufklärnng.     Man  hat  dies  von  stufenweiser  Steigerung  erklärt: 
mit  einem  Schafe   als  der  kleinsten  Busse  wäre  begonnen   und 
iii««j  bei  fortdauernder  Widerspenstigkeit  Tag  für  Tag  gesteigert 
^i^rden,  solange  bis  die  grösste  Höhe  der  erlaubten  Busse  erreicht 
»ar.   Die  Andeutung  eines   solchen   Verfahrens   liegt  indessen 
tiiht  in  Gellius'  Worten.  *^)    Er  spricht  nicht  einmal  von  einer 
>feijerang  der  Geldbussen,   geschweige  denn  in  einer  Tag  für 
^^  vorzunehmenden:  er  erwähnt  nur,  die  höchste  Strafe  dürfe 
ßr  jeden  Tag  oder   vielmehr  für  jeden  Termin  nicht  mehr  be- 
^<i§en.    Er  kann  damit  nicht  meinen,    der  Beamte  dürfe  für 
rmn  Termin  die  höchste  Geldbusse  auflegen,    und,  wenn  der 
^geladene  bei  seinem  Ungehorsam  verharre,  für  den  nächsten 
Termin  noch  einmal  dieselbe  aussprechen,  und  so  weiter.    Denn 
äw  diese  Weise  würde  der  Beamte  die  Macht  haben,  auch  den 
ßnobsten  zu  verderben.    Der  Sinn  des  Gesetzes  konnte  nur  sein, 
^r  dürfe  überhaupt  keine  höhere  Geldstrafe  als  die  angegebene 
^aäegen:    hielt  er  Jemanden  einer  grösseren  Strafe  für  schul- 
üg,  so  mofiste  er  sie  beim  Volke  beantragen.    In  der  Erwäh- 
^Qog  des  Tages  oder  Termines  kann  nur  der  Sinn  liegen,  dass 
ßr  jede  einzelne  Vorladung,  für  jedes  Vergehen,  welches  einem 
IVrgeJadenen  Schuld  gegeben  wurde,   die  Strafe  nicht  grösser 
-m  dürfe ;  denn  dass  für  verschiedene  Vergehen  auch  besondere 
""trafen  eintraten ,  ist  natürlich.    Wer  den  Befehlen  des  Beamten 
la^ehorsanoi  'war,    wurde  vor  dessen  Richterstuhl  geladen  und 
itim  eine  Geldbusse  auferlegt,  welche  bei  der  Verweigerung  des 
'^^liorsaois   bis  auf  zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder  gesteigert 
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werden  darfte,  and  zwar  in  demselben  Termin.  Es  wäre  un- 
erträgliche Zögerung  entstanden ,  wenn  für  jede  Steigerung  ein 
neuer  Termin  nöthig  gewesen  wäre:  der  Beamte  mosste  sich 
raschen  Gehorsam  verschaifen,  auch,  wenn  er  mit  Geldstrafen 
nichts  ausrichtete,  rasch  andere  Massregeln  ergreifen  können. 

Dass  eine  Steigerung  in  den  Geldbussen  stattfand  und  der- 
gestalt durch   das  Gesetz  geboten  war,  dass  nicht  sogleich  die 
höchste  verhängt  werden  durfte,  wissen  wir  aus  einem  andern 
Zeugniss.    Plinius')  lobt  die  Milde  der  alten  Gesetze,  nach  de- 
nen  beim   Auflegen   einer  Geldbusse    zuerst    die  Schafe,    und 
dann  erst  die  Rinder  genannt  werden  mussten.    Wollte  man  dm 
so  auffassen ,  der  Beamte  hätte  beim  Aussprechen  der  aus  Scha- 
fen und  Rindern  bestehenden  Geldbusse  die  Anzahl  der  ersteren 
voranstellen,    also  z.  B.  zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder,  nicht 
umgekehrt  sagen  müssen,  so  wäre  das  allerdings  ein  bemer- 
kenswerther  Sprachgebrauch,    für   dessen  Entstehung    es  auch 
einen  sachlichen  Grund  geben  würde,  indessen  doch  sicherlich 
nicht  eine  besondere  Milde.    Es  kann  nur  den  Sinn  haben,  dass 
der  Beamte  zuerst  auf  eine  Geldbusse  in  Schafen ,   sodann  er^t 
in  Schafen  und  Rindern  erkennen  durfte:  dadurch  ergab  sich  die 
Ordnung  beim  Aussprechen  der  Busse  von  selbst  Wir  haben  ein 
Beispiel  überliefert  von  einem  Beamten,   man  weiss  nicht  von 
welchem,  der  einem  vor  seinen  Richterstuhl  Geladenen,  der  nicht 
erschienen  war,  sich  auch  nicht  entschuldigt  hatte,  eine  Geld- 
busse von  einem  Schafe  auferlegte.  **)    Damach  haben  wir  uns 
das   Verfahren  so   zu  denken.     Bei  irgend  einem  Ungehorsam 
gegen  seine  Befehle  sprach  der  Beamte  gegen  den  Vorgeladenen 
eine  Geldbusse  von  einem  oder  von  zwei  Schafen  aus;  erzwang 
er  dadurch  nicht  Gehorsam,   so  fugte  er  eine  Anzahl  von  Rin- 
dern, die  erlegt  werden  sollten,  hinzu,  bis  zu  dreissig  Stuck. 


a)  PHn.  nat  bist  XVIII,  11  Mnltatio  quoque  non  msi  oviom  bonmque 
impendio  dicebator ,  Don  omittenda  priscamm  legmn  benevolentia;  caatoiD 
quippe  est.  ne  bovem  prias  quam  ovem  nominaret,  qui  indkeret  maltam. 

b)  Bei  Gell.  XI,  1  M.  Terentio,  quando  citatus  neqae  respondit  neque 
'^xcosatas  est,  ego  ei  nrnun  ovem  multam  dico.    Dass  ovis  io  diesem  FaHe 

als  Mascnlmum  gebraucht  wurde,  bemerkt  Gellios. 
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Festos*)  giebt  die  Nachricht,  bei  den  Alten  hätte  man  geringere 
^ei^hen  mit  einer  Basse  von  zwei  Schafen,  grössere  mit  der 
vun  dreissig  Rindern  bestraft.    Dies  scheint  in  Widerspruch  zu 
^tfheD  mit  allen   Ergebnissen,    welche  wir  aus  den  sonstigen 
ÄDgaben  der   alten  Schriftsteller  gewonnen,  haben;   denn  diese 
beunen  als  höchste  Geldbasse  zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder,  da- 
^f!;ea  als  niedrigste  die  von  einem  Schaf,  deuten  darauf,  dass 
acch  alle  Mittelstufen  zwischen  der  niedrigsten  und  höchsten 
Sasse  benutzt  werden  konnten,  wissen  endlich  auch  nichts  von 
^mm  Unterschiede,  der  zwischen  grösseren  und  kleineren  Ver- 
stehen gemacht  worden    sei.     Einen   solchen  Unterschied  auch 
Diir  durch  Muthmassung  aufisufinden    wird   schwer   sein.     Ich 
Me,  Festus  meint  gar  nicht,  dass  ein  solcher  im  Römischen 
Wte  unter  den  Vergehen  gemacht  worden  sei:  er  versteht  un- 
ter einem  kleineren  Vergehen  jeden  Ungehorsam,  welcher  gegen 
&  Befehle   eines  Beamten  begangen   wird,    mag  er  bestehen, 
«örin  er  wiU.    Dagegen  ein  grösseres  Vergehen  ist  ihm  jeder 
^  rtgesetzte  Ungehorsam ,  wenn  der  mit  Geldbusse  Bedrohte  sich 
^^  derselben  weigert,   dem  Befehle  nachzukommen:  bei  dem 
^eren  trat  als  Busse  noch  die  Strafe  eines  leichteren  Ver- 
«^ens  hinzu.    Auch  besagen  Festus^  Worte  nicht  nothwendiger 
Weise,  dass  ein  leichteres   Vergehen  nur  mit  einer  Busse  von 
^ei  Schafen,  nicht  auch  mit  der  eines  Schafes,  die  schwereren 
^'^rgehen  nur  mit  dreissig  Rindern,  nicht  auch  mit  weniger  be- 
straft werden   konnten.     Der  Ausdruck  ist  zwar  etwas    unbe- 
>ti]mQt,   ISsst  aber  doch  die  Möglichkeit  geringerer  Bussen  zu. 
Miniem  ist  es  möglich,  dass,  wenngleich  gesetzlich  Geldstrafen 
^00  einem  Schaf  und  von  einer  geringeren  Anzahl  von  Rindern 
^^  dreissig,  erlaubt  waren,  die  Sitte  der  Beamten  sich  doch  an 
üe  höchsten  Sätze  hielt    Die  Bussen  waren  auch  fOr  jene  alte 
2^it  nidht  hoch  und  wurden  mit  dem  steigenden  Wohlstande 

• 

^mmer  geringer.  Auf  diese  Weise  gewinnen  wir  zwar  aus 
Ft^tns'  Nachriditen  nichts  Neues,  finden  aber  doch  darin  keinen 
Widerspruch  mit  der  sonstigen  Ueberlieferung. 

ä)  Festos  p.  202  Ovibus  duobos  multabantor  apad  antiquos  in  mino- 
"W  delictis,  ut  in  maioribus  XXX  bobos  nee  hunc  nomeram  ultra  exce- 
dM  moltatio. 
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Fragen  wir  nach  den  Veränderungen,  welche  das  Atemisch- 
Tarpejische  Gesetz  in  dem  Strafiechte  hervorbracht«,  so  scheinen 
diese  in  einer  Milderung  der  Strafen  für  viele  Vergehen,   sowie 
in  einer  Erhöhung  nicht  nur  der  tribunicischen ,   sondern  auch 
der  consularischen  Gewalt  bestanden  zu  haben.    Durch  das  Va- 
lerische  Provocationsgesetz  war  den  Consuln  die  Befugniss  zu 
Geldbussen,  bis  auf  das  früher  erwähnte  Strafgeld  in  Privatpro- 
cessen,  genommen:  Ungehorsam  gegen  ihre  Befehle  ahndeten  sie 
mit  Geföngniss  und   körperlichen  Strafen,   bei  denen  Berufung 
an  das  Volk  eintrat.    Jetzt  traten  statt  dieser  Strafen  in  vielen 
Fällen  Geldbussen  ein,    über  welche  die  Consuln  frei  verfugen 
durften.    Dies  war  eine  nicht  unbedeutende  Erhöhung  der  con- 
sularischen Macht,    zumal  da  es  sich  um  den  Verkehr  des  ge- 
wöhnlichen Lebens  handelte:  die  Tribunen  würden  dieselbe  nicht 
zugegeben  haben,  wenn  sie  nicht  trotzdem  in  dem  Gesetze  einen 
milderen  Geist  des  Strafrechts  gefunden  und  zugleich  selber  an 
der  Machterweiterung  Theil  genommen  hätten.    Man  könnte  mei- 
nen, es  sei  bei  den  Geldbussen  ein  Unterschied  gemacht  worden 
zwischen   denjenigen,    welche  die    Consuln,    und    denjenigen, 
welche  die  andern  Beamten  auferlegten :  jene  seien,  entsprechend 
der  hohem  Würde  der  Consuln,  höher  gewesen,  diese  niedrigen 
Indessen  von  einem  solchen  Unterschiede  findet  sich  keine  Spur; 
so  sehr  galt  den  Römern  die  Regierungsgewalt,  wenngleich  si^ 
unter  mehrere  Personen  verschiedenen  Ranges  getheilt  war,  ali 
einig  und  überall  dieselbe.    Eben  so  wenig  bestand  ein  Untere 
scliied  in  den  Geldbussen  zwischen  den  verschiedenen  Standes 
der  Bürger:   nach  der  Schwere  des  Vergehens,  nach    dem  >Vii 
derstande,  der  den  Befehlen  des  Beamten  entgegengesetzt  wmtld 
richtete  sich  die  Höhe  der  Strafe.    Dies  lag  in  dem  Grundsatz« 
alle  Bürger  als  gleich  zu  betrachten :  thatsächlich  mosste  es  del 
Erfolg  haben ,  die  Armen  folgsamer  und  unterthäniger  zu  macbed 
Dionysius  sagt,  dieses  Gesetz  und  seine  Bestimmungen  über  dil 
Höhe  der Geldbussen  habe  lange  bestanden.    Wie  lange,  wissei 
vnr  nicht:  die  Ueberlieferung  hat  uns  auch  nicht  die  später  gü^ 
tigen  Ansätze  aufbewahrt***) 

Noch  eine  mit  dem  Aternisch-Tarpejischen  Gesetze  zusanj 
menhängende   Frage   bleibt  zu  erörtern  übrig,   ob  nämlich  di| 
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Geldstrafen  in  Vieh  oder  in  Geld  bezaMt  wurden,   und  die  Be- 
atwortung  derselben  ist  deshalb  schwierig,  weil  trotz  mancher 
Nachrichten,  welche  wir  darüber  haben,  die  üeberlieferuug  den- 
Q'xh  lückenliaft  und  scheinbar  widersprechend  ist.    Es  ist  frei- 
lich leicht,  diesen  scheinbaren  Widerspruch  so  aufzulösen,  dass 
man  die  eine  oder  die  andere  Nachricht  eines  alten  Schriftstel- 
ks  füT  falsch  und  irrthümlich  erklärt;  allein  ein  richtiges  Er- 
?ebmss  lässt  sich  auf  diese  Weise  niemals  gewinnen.    Wir  gehen 
deshalb  von  dem  Grundsatze  aus,    keinen  Berichterstatter  des 
Irrthams  zu  zeihen,  sondern  durch  genaue  Erklärung  ihrer  Nach- 
ritten, sowie  durch   richtige  Auswahl  unter  den  verschiedenen 
Möglichkeiten,   wie  sie  aufgefasst  werden  können,  ein  mit  der 
Ul)erlieferung  übereinstimmendes  Bild  zu  geben,  dessen  Rich- 
%Aeit  hauptsächlich  auf  eben  dieser  Uebereinstimmung  sich  grün- 
id.   Bei  dieser  Untersuchung  werden  sich  zugleich  noch  einige 
Gähere  Bestimmungen  des  schon  besprochenen  Aternisch-Tarpe- 
livien  Gesetzes  ergeben.    Wir  bemerken   zuvörderst  zweierlei. 
Ertlich  ist  es  kein  Zweifel ,  dass  das  Aussprechen  der  Geldbusse 
in  Vieh  mit   der  Sitte ,  dieselbe  in  Vieh  zu  bezahlen ,    und  mit 
>7  Lebensweise  der  ältesten  Römer  überhaupt  zusammenhängt. 
^kr  es  ist  nicht  noth wendig,  dass  ein  Aussprechen  der  Straf- 
^mme  in  Stücken  Vieh  verbunden  war  mit  einem  Bezahlen  der- 
Wben  in   wirklichem  Vieh.    Trotzdem  dass  gesetzlich  die  Be- 
dÜQog  der  Busse  in  Geld  entweder  erlaubt  oder  sogar  geboten 
*ar,  konnte  der  Beamte  dieselbe  dennoch  in  Vieh  aussprecheu, 
•^«m  jedes    Stück    Vieh  eine  bestimmte  entweder  herkömm- 
^K^e  oder  gesetzlich  angeordnete  Geldsumme  bezeichnete.    Ja  es 
eat^pricht  sogar  der  Hartnäckigkeit,  mit  welcher  die  Römer  ge- 
rade im  Processe  althergebrachte  Formen  und  Ausdrücke  festhiel- 
^''0,  dass   lange,   nachdem  die  Bezahlung  der  Bussen  in  Geld 
^Q%ekommen  war,  dennoch  das  Auferlegen  derselben  in  einer 
Anzahl  von  Vieh,  wie  sie  die  Gesetze  kannten,  geschah.    Zwei- 
t-riu  ist  es   ebenfalls  nicht  nothwendig,  ja  sogar  nicht  wahr- 
^iheinlich,    dass   mit  einem  Male  die  Bezahlung  in  Geld  anfing 
i'i'i  die  in  wirklichem  Vieh  aufhörte.    Es  konnte  lange  Zeit  ein 
^h^anken  stattfinden ,  indem  entweder  der  Beamte  die  Bezah- 

t^Q^  iü  Vieh  oder  in  Geld  fordern  oder  der  Bestrafte  sie  in  dem 

21* 
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einen  oder  dem  andern  leisten  konnte.  Wie  die  Geldprägung 
nicht  mit  einem  Male  so  allgemein  wurde,  dass  dadurch  die 
früheren  Arten,  den  Verkehr  zu  vermitteln,  aufhörten,  ebenso 
wenig  musste  oder  konnte  es  auch  nur  bei  der  Bezahlung  der 
Geldstrafen  der  Fall  sein.  Auch  dies  war  also  nicht  nöthig, 
dass  selbst  zur  Zeit,  wo  die  Strafen  noch  in  Vieh  bezahlt  zu 
werden  pflegten,  alle  Strafen  so  und  keine  in  wirklichem  Gelde 
auferlegt  wurden :  es  würde  nur  in  jener  Zeit  eine  in  Geld  zu 
bezahlende  Busse  ungleich  schwerer  gewesen  sein  und  das 
konnte  von  demjenigen,  welcher  dieselbe  auflegte,  beabsichtigt 
werden. 

Wo  Plutarch")  von  Publicolas  Provocatiousgesetze  spricht 
und  die  Beschränkung  der  unabhängigen  consularischen  Strafge- 
walt auf  zwei  Schafe  und  fünf  Rinder  erwähnt,  setzt  er  hinzu: 
„der  Preis  eines  Schafes  war  10  Obolen  oder  Asse ,  der  eines 
Rindes  hundert,  da  die  Römer  damals  noch  nicht  viel  Geld  be- 
sassen,  an  Schaf-  und  Rinderheerden  aber  Ueberfluss  hatten'*. 
In  dieser  Bemerkung  finden  wir  keine  bestimmte  Zeitangabc, 
keine  Beziehung  auf  ein  einzelnes  Gesetz,  das  jene  Schätzung 
geboten  hätte:  es  liegt  in  ihr  nur  die  Characterisinmg  des  Zu- 
standes ,  der  nach  Vertreibung  der  Könige  längere  Zeit  in  Rom 
bestand:  es  ist  also  kein  Widerspruch  mit  Plutarch,  wean  an- 
dere Schriftsteller  die  gesetzliche  Schätzung  eines  Schafes  aid 
zehn  As,  eines  Rindes  auf  hundert  As  einer  spätem  Zeit  zu- 
schreiben.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  Publicola,  als  er  in  sev 
nem  Provocatiousgesetze  den  Consuln  erlaubte,  nur  auf  ein^ 
Busse  von  zwei  Schafen  und  fünf  Rindern  selbständig  zu  erkeu 
neu,  eine  Bezahlung  derselben  in  wirklichen  Stücken  Vieh  an^ 
ordnete.  Dadurch  erhält  die  von  Plutarch  hinzugefügte  Bemer 
kung  über  den  damaligen  Werth  des  Viehes  vollständig  Erklä 
rung  und  das  ganze  Gesetz  einfache  Bestimmungen.  Es  erlaubt! 
den  Bürgern,  welche  am  Leibe  oder  an  ihren  Gütern  gestrai 
werden  sollten,   durchweg  Berufung  an  die  Volksversammlung 


a)  Plat.  Pub].  11  ^Hv  de  tiiat)  icpoßdxou  \i.h  (^ßoXol  Uxa ,  ßo^c   U  kxs 
TÄv,  oöiTu)  vop.{ofjiax(  ypujfiiivcuv  TCoXXip  TÖTE  'P(ufiato)v,  dXXd  :ipo^arttat^  xi 
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aiisgenommen  war  niu*  der  Fall ,    wenn  der  Gonsol  eine  in  Vieh 
m  6Btrichtende  Basse  bis    zu  der  genannten  Höhe  auflegte.*) 
Noch  über  vierzig  Jahre  nach  dem  Valerischen  Gesetze  lag  in 
einer  Geldbusse,  welche   in  Geld  und    nicht  in   Vieh    bezahlt 
werden  inasste,  eine  Härte  und  veranlasste  gesetzliche  Massre- 
geln ZOT  Abhälfe  derselben.   Bei  dem  Processe  von  T.  Menenius, 
476  ?.  Chr.,  bemerkt  Dionysius**),  derselbe  sei  zu  einer  Geld- 
5trrfe  von  2000  As  verurtheilt  worden :  diese  sei  zu  seiner,  Plu- 
tänh^  Zeit  sehr  gering,  wäre  aber  damals  ungeheuer  gross  und 
'Irüekend  erschienen.    Dies  hätte  man  ändern  wollen  und  des- 
lialb  die  in  Geld  zu  erlegenden  Bussen  abgeschafft  und  dafür  Bus- 
sen in  Vieh  angesetzt,  auch  von  diesem  eine  bestimmte  Anzahl 
&  die  späteren  Strafen  von  Beamten  gegen  Privatleute  ange- 
Mfdoet   Die  Strafe  gegen  Menenius  war  also  deshalb  besonders 
^:hwer,  weil  sie  auf  Geld  lautete:  eine  Busse  in  Vieh  hätte  er 
nel  leichter  zahlen  können. 

Um  diese  Härte  zu  mildem,  sagt  Dionysius,  seien  zwei  Mass- 
i^geln  getroffen  worden,  erstlich  habe  man  die  Bussen  in  Geld 
geschafft  und  dafür  andere  in  Vieh  eingeführt,  zweitens  habe 
^^  auch  für  die  letzteren  die  höchste  Anzahl  des  Viehes,  auf 
welche  die  Busse  lauten  durfte,  bestimmt.  Leider  ist  diese  Nach- 
ntht  gehr  allgemein  gehalten,  und  eben  so  allgemein  ist  eine 
andere  von  Festus^),  welcher  meldet,  in  alten  Zeiten  hätte  man, 
^eü  es  wenig  Erz  und  Silber  gegeben  hätte,  die  Bussen  in 
rieh  ausgesprochen.  Dionysius  giebt  nur  eine  SchUderung  über 
^  System  der  Geldstrafen  nach  dem  Processe  von  Menenius; 
aber  man  vermisst  bei  ihm  erstens  eine  Angabe  darüber,  ob 


a)  Vergl.  oben  S.  172. 

b)  Dionyfi.  IX,  27  hi^iT^aas  ixt^apiaToc,  Ö  iip6c  (Jiiv  xouc  vOv  ifcTaC^f^e- 
•'>■»  Jiious  likfxtxoi  Äv  dffiov  ^avcJY),  toTc  hk  xit'  div&pii)7rotc,  aiTOup-roI?  o5« 
w  ^pi«  o^xd  t4  dvayxata  C«>^«  fi.ö(XiOTa  8'  ixefvu^  TcjJ  dv8pl  itevfov  xXij- 
y''fJyiT^ev'm  icapd  toü  icaxpic  dcpuU  ^v  xal  ßap6  —  xal  iicavopd(i>9aoftai 
^'^'j/^^i€vot  aini  Tdc  (i^v  }rpT)fAaTtxdc  lirauoav  C^jP'^ac,  p.cTi^vcYxav  ^  sie  icpo- 
P^a>v  bcUay,axa  xal  ßoöiv,  xd^avTCC  xal  toutcdv  dpidfA^v  xalc  uoxcpov  iao- 
H''9ii  'vTCQ  x«üv  (ip)^övxiüv  xolc  <$i<iixaic  iicißoXatc.    Yergl.  oben  S.  266. 

e)  Festos  p.  213  b.  v.  pecalatas:  Nam  etiam  noxii  pecore  multabantur, 
•Ria  neque  aerig  adhnc  neque  argenti  erat  copia. 
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die  beiden  Massregeln,  welche  er  erwähnt,  durch  ein  einziges 
Gesetz  getroffen  wurden  oder  durch  zwei  oder  mehrere.    Seine 
Ausdrücke  lassen  beide  Erklärungen  zu ;   die  letztere  ist  indessen 
wahrscheinlich,  weil  wir  erst  zur  Zeit  des  At^misch-Tarpejischen 
Gesetzes  eine  Bestimmung  über   die  Schätzung  des  Viehes  und 
zwar  als  neu  erwähnt  finden,  jene  Verwandelung  der  Geldbussen 
in  Viehbussen  aber  auf  keinen  Fall  auf  so  späte  ^eit  verscho- 
ben werden  kann.    Femer  ist  in  Dionysius'  Nachricht  die  Dar- 
stellung der  einzelnen  Massregeln    schwankend    und  angenao. 
Er  sagt,  man  habe  die  Geldbussen  in  Bussen  an  Vieh  verwan- 
delt.   Darin  liegt  nicht  nothwendig,  dass  man  verboten  habe, 
die  Strafe  in  Geld  zu  bezahlen:  man  kann  nur  den   Zwang  in 
Geld  zu  bezahlen,   aufgehoben  haben.    Eben  so  gut,  wie  man 
später,  als  die  Bussen   von  den  Beamten  in  einer  Anzahl  von 
Vieh  ausgesprochen  wurden,  dennoch  in  Geld  zahlte,  konnte  in 
früherer  Äeit  die  Strafe  in  Geld  ausgesprochen,  aber  in  Vieh 
geleistet  werden.    Bei  den  tribunidschen  Anklagen,   welche  auf 
Menenius'  Verurtheilung  folgten,   werden  öfters  Geldbussen  er- 
wähnt, zum  Theil  beträchtlichere  als  jene  erste  gewesen  war :  dass 
sie  besonders  hart  gewesen,  vnrd  nicht  gesagt,   eben  so  wenige 
wie  sie  bezahlt  wurden.    Es  scheint  ein  Schwanken  stattgefun- 
den zu  haben  und  die  ausserordentlichen,  durch  die    Volksver« 
Sammlung   auferlegten  Geldstrafen  entweder   in   Vieh    oder  iv 
Geld  oder   in  Beidem    bezahlt  worden   zu  sein:   Bestimmterem 
lässt  sich  darüber  nicht  sagen.    Die  von  den  Consnln  selbständig 
nach  dem  Provocationsgesetze  ausgesprochenen  Bussen   wurdet 
wahrscheinlich  in  Vieh  entrichtet    Auch  über  die  zweite  Masf« 
regel  ist  Dionysius'  Angabe  nicht  genau.    Es  soll  die  Höbe  dei 
Bussen,  welche  die  Beamten  den  Privatleuten  auflegen  durften 
bestinmit  worden  sein.    Damit  können  nicht  die  ausserordentli 
chen  Strafen,  welche  die  Beamten   nach  Zuziehung   der  Volk.< 
Versammlung  aussprachen,  gemeint  sein.    Es  widerspricht  de 
Natur  der*  Sache,  deren  grösste  Höhe  im  Voraus  zu  bestimmen 
folglich  werden  diejenigen  Strafen  gemeint,  welche  die  Beamte 
selbständig  verhängten.   Von  dem  Provocationsgesetze  kann  Diu 
nysios  nicht  sprechen:  denn  es  wurde  vor  Menenius'   Proee.< 
gegeben.  Von  einem  späteren  ähnlichen  Inhalts  vrissen  wir  nichl 
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l)Ls  auf  das  Aternisoh-Tarpejisehe  oder  vielmehr  ein  ihm  der 
Zeit  nach  sehr  nahe  stehendes  Gesetz.  Spricht  er  aber  von  diesem, 
!^i  ki  noch  mehr  ersichtlich,  dass  seine  Schilderung  von  dem 
Sv>1em  der  Geldbassen  eine  allgemeine  ist  und  zwar  allen  An- 
>|>rucb  auf  Richtigkeit,  aber  keinen  auf  chronologische  Bestimmtr 
ti«it  der  Einzelheiten  hat 

Wir  haben  oben»)  als  einen  Theil  des  Aternisch-Tarpeji- 
'•!ien  Gesetzes  die  Aufstellung   einer   höchsten  Geldbusse  von 
znej  Schafen  und  dreissig  Rindern  angenommen,  und  um  den 
Zosammenhang  nicht  zu  unterbrechen,    diese  Bestimmung  mit 
<ifQ  übrigen  zusanmoien  betrachtet    Indessen  Gewährsmann  für 
i'ieselbe  ist  nur  Dionysius  und  seine  Nachricht  steht  in  geradem 
^Vi'lerspruch  mit  einer  Stelle  von  Festus*»):  dieser  bemerkt  zuerst, 
^or  der  Prägung  von  Erz  und  Silber  habe  die  schwerste  Strafe 
^ir  Vergehen    zwei  Schafe  und  dreissig  Rinder  betragen  und 
'foes  Gesetz  sei  von  den  Consuln  T.  Menenius  Lanatus  und 
P.  SestiuB  Capitolinus,  452  v.  Chr.,  gegeben  worden.    Unmit- 
K'har  darauf:  dieses  Vieh  sei,  seitdem  das  Römische  Volk  ge- 
|>rägtes  Geld  zu  haben  angefangen,  nach  einer  Bestimmung  des 
larpejischen  Gesetzes,  das  Rind  zu  hundert,  das  Schaf  zu  zehn 
^  geschätzt  worden.    Ohne  Zweifel  ist  die  geschichtliche  Be- 
STündang  der  beiden  mitgetheilten   Thatsachen  verkehrt;  denn 
'ii^  AtemiBch-Tarpejische  Gesetz  fällt  zwei  Jahre  vor  das  der 
Konsuln  Menenius  und  Sestius :  es  ist  daher  unmöglich,  bei  dem 
päteren  Gesetze  zu  sagen,  es  sei  vor  der  Prägung  von  Erz  und 
>ilber,  bei  dem  früheren ,  es  sei  nach  der  Einfuhrung  von  ge- 
prägtem Erze  erlassen  worden.     Aber   aus   dieser   verkehrten 
B*iSTündnog  folgt  nicht,  dass  die  angeführten  Thatsachen  von 
l^m  hhalte   der  beiden    Gesetze   falsch   seien.     Dem  Atemi- 


a)  S.  oben  S.  319. 

b)  Festus  p.  237  s.  v.  pecnlatas:  ante  aes  aut  argentum  signatuin  ob 
'l^iida  poena  gravissima  erat  duanim  oviam  et  XXX  bovmn.  Eam  legem 
^xenmt  T.  MeoeDius  LanatoB  et  F.  Sestius  Gapitolinns  cos.  Quae  pecn- 
'^^('^  postquam  aere  signato  uti  coepit  p.  r.,  Tarpeia  lege  cautum  est,  ut 
'-^  ceotosibus,  ovis  decosibus  aestimaretar.  Vergl.  Paolns  excerpt  p.  24 
^-  V.  aesthnafea,  wo  jedoch  kein  bestimmtes  Gesetz   mit  Namen  angeföhrt 
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sehen  Gesetze  wird  derselbe  Inhalt,  wie  von  Festus,  auch  von 
Gelüus*)  zugeschrieben;  das  andere  ist  sonst  unbekannt.   Wahr- 
scheinlich hat  Festus  seine  Bemerkungen,   wie  es  auch  sonst 
öfters  bei  ihm  der  Fall  ist,  nur  äusserlich  zusammengestellt  und 
der  handgreifliche  Fehler  entsteht  erst,  wenn  man  eine  innere 
Verbindung  der  einzeln  gemachten  Bemerkungen  versucht    Sein 
Widerspruch  mit  Dionysius  ist  scheinbar  gross.     Die  Nachricht, 
welche  dieser  von  dem   Atemisch -Tarpejischen   Gesetze  giebt, 
lässt  sich  unzweifelhaft  so  auiFassen,   als  ob  er  ^demselben  so- 
wohl die  Ertheilung  des  Strafrechtes  an  alle  Beamten  als  auch 
die  Festsetzung  der  höchsten  Strafsumme  zuschriebe;  aber  auch 
eine  andere  Erklärung  ist  möglieh.     Als  Inhalt  des  Gesetzes 
giebt  Dionysius  eigentlich  nur  die  erste  Bestimmung  an:  als  be- 
sondere Bemerkung  fugt  er  dann  hinzu,  sie,  d.  h.  entweder  die 
Consuln,  Atemius  und  Tarpejus,   oder  überhaupt    die  Römer 
hätten  auch  den  Betrag  der  höchsten  Geldstrafe  festgesetzt  Dies 
letztere  kann  also  auch  als  Inhalt  eines  andern  Gesetzes  aufge- 
fasst  werden  und  zwar  um  so  leichter,  wenn  dasselbe  in  Folge 
des  Atemischen  Gesetzes    und    bald   nachher    erlassen    wurde. 
Auf  diese  Weise  verschwindet  der  Widersprach  zwischen  Diony- 
sius und  Festus,  wir  verlieren  für  das  Atemische  Gesetz  die 
Feststellung  der  höchsten  Geldbusse,   gewinnen  aber  für  eben- 
dasselbe eine  andere  Bestimmung  über  die  Schätzung   des  als 
Busse  zu  entrichtenden  Viehes,  sowie  die  Kenntniss  eines  sonst 
nicht  zu  erklärenden  Gesetzes.     Die  Schätzung  des  Viehes  war 
allerdings  schon  in  dem  Valerischen  Provocationsgesetze   gewe- 
sen, indessen  nur  für  die    besonderen  Geldbussen,  welche  äe 
Consuln  in  Folge  desselben  auferlegen  durften :  für  die  neue  Straf- 
berechtigung aller  Beamten  musste  sie   von  Neuem  wiederholt 
werden. 

Freilich  darf  auch  diese  Bestinunung  nicht  so  aufgefasst 
werden,  als  ob  fortan  seit  dem  Atemischen  Gesetze  alle  Geld- 
bussen in  Geld  nach  der  angegebenen  Schätzung  hättet  entrichte^ 
werden  dürfen:   es  muss  immer  nodi  in  dem  Belieben  des  Be^ 


a)  Qell.  XI,  1  Idcirco  postea  lege  Aternia  conetituti  sunt  io  oves  t^m 
golos  aeris  deni,  in  boves  aeris  centeni. 
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amten  gestanden  haben,  wirkliches  Vieh  und  nicht  dafür  Geld 
oachder  angeordneten  Schätzung  zu  verlangen.   Cicero*)  erzählt, 
20  oder  richtiger  24  Jahre    nach    dem  Aternisch-Tarpejischen 
Gesetze,  430  v.  Chr.,    hätten  die  Censoren  L.  Papirius  und  P. 
Pinarius  beim  Brüchten  der  Straffälligen  Privatleuten  eine  Menge 
Vieh  abgenommen  und  dem  Staate  zugesprochen :  dadurch  sei 
^osse  Noth  entstanden  und  deshalb  hätten  die  Consuln  C.  Julius 
und  F.  Papirius  durch  ein  Gesetz  eine  geringe   Schätzung  für 
Vieh  bei  Geldbussen  festgesetzt.    Auch  Livius^)    berichtet  zum 
genannten  Jahre,   die  Consuln  hätten  ein  dem  Volke  sehr  ange- 
nehmes  Gesetz  über  die   Schätzung  der  Geldbussen   gegeben. 
Also  auch  nach  dem  Atemischen  Gesetze  stand  es  den  Beam- 
ten noch  frei,   die  Bezahlung  der  Strafen  in   wirklichem  Vieh 
ZQ  verlangen.     Man  muss    also   entweder  annehmen,   dasselbe 
iiabe  sich  nicht  auf  die  Censoren  bezogen;  aber  dies  ist  nicht 
^dbi^cheinlich,   da  dasselbe  allen   Beamten,  und  folglich  auch 
den  Censoren,  das  Recht  zu  Geldstrafen  ertheilte  und  sie,   wie 
e$  Bestimmungen  über  die  Schätzung  enthielt,  alle  auf  gleiche 
Weise  behandeln   musste.     Oder   die  Schätzung  war   nur   als 
Mögliehkeit,  nicht  als  Nothwendigkeit  hingestellt    Das  Letztere 
geschah   erst   durch    das  Julisch  Papirische   Gesetz,    das   die 
Preise  des  früheren  Atemischen  beibehielt  und  damit  eine  ge- 
ringe  Schätzung  des   Viehes    allgemein    einführte.     Denn   die 
Zeiten  hatten  sich  inzwischen  geändert,    bei  der  fortgesetzten 
GeldiM-ägung  waren  die  Preise  des  Geldes  und  des  Viehes  aus- 
einander gegangen  und  was   früher  als  vollkommen  genügend 
erschienen  war,  konnte  jetzt  als  gering  gelten. 

Die  neueren  Gelehrten ,  welche  überhaupt  mit  der  Ueberlie- 


a)  Cic.  de  rep.  II,  35  Annis  postea  XX  ex  eo,  quod  L.  Papirius  P. 
Pinarius  censores  multis  dicendis  vim  armentorum  a  privatis  in  publicum 
ä^erterant,  levis  aestimatio  pecudum  in  multa  lege  G.  luli  P.  Papiri 
«*»i&aiiim  constituta  est.  Ob  annis  XX,  als  ungenauer  Ausdruck,  wirk- 
lich ?on  Cicero  herrührt  oder  dafür  annis  XXIV  zu  verbessern  ist,  bleibt 
Eingestellt 

b)  Liv.  rV,  30  Legem  de  multanim  aestimatione  pergratam  populo 
nun  a  tribnnis  parari  consules  unius  ex  collegio  proditione  excepissent, 
^i  praeoccnpaverunt  fenre. 
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ferung  frei  schalten  zu  dürfen  vermeinen,  haben  bei  den  verein- 
zelten Nachrichten  über  die  Geldbussen,  welche  auf  uns  gekom- 
men sind,    Irrthümer  in  denselben  angenommen '^^ :   wir  haben 
uns   bemüht  in  ausführlicher  Erörterung  zu  zeigen,    dass  man 
auch  bei  getreuer  Beobachtung  aller  auf  uns  gekommenen  Zeug- 
nisse ein  ungefähres  Bild  von  dem  Systeme  der  Geldstrafen,  auf 
dem  hauptsäX5hlich  die  Römische  Verwaltung  beruht,  gewinnen 
kann.    Wir  fassen  noch  einmal  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Un- 
tersuchungen zusammen.     Der  Römische  Staat  kannte  in  den 
ältesten  Zeiten,  weil  es  kein  Geld  gab,  nur  Bussen  in  Vieh  und 
daher  schreibt  sich  das  Herkommen  auch  späterer  Zeiten,  Bus- 
sen  überhaupt    in    einer    Anzahl    von    Stücken    Vieh    auszu- 
sprechen.   Das  Valerische  Provocationsgesetz,  welches  den  Con- 
suln  das  Recht,   Strafen  über  Römische  Bürger  selbständig  aus- 
zusprechen nahm,    Hess  denselben  doch  die  Befugniss,  Bussen 
bis  zur  Höhe  von  zwei  Schafen  und  fünf  Rindern  auszusprechen: 
diese  Bussen  wurden  in  wirklichem  Vieh  erlegt,   und  waren  in 
jenen  Zeiten,  als  man  Ueberfluss  an  Vieh,  aber  wenig  Geld  hatte, 
gewiss  nicht  drückend.    Inzwischen  kamen  auch  andere  Geld- 
strafen auf,  namentlich  die  tribunicischen,  und  für  ihre  Bezah- 
lung in  Vieh   gab  es  weder  Herkommen  noch  Gesetz:    sie  wur- 
den also  in  Geld  verlangt  und  waren  dadurch  sehr  hart    Des- 
halb scheint  eine  sonst  unbekannte  Verordnung  erlassen  worden 
zu  sein,  welche  die  Bezahlung  auch  derjenigen  Bussen,  welche 
in  Geld  ausgesprochen  wurden,    in  Vieh  gestattete,    aber  die 
Schätzung  dabei  den  Beamten  überliess.    Das  Atemisch -Tarpe- 
jische  Gesetz  brachte  zwei  Aenderungen:  es  gab  allen  Beamten 
das  Recht  auf  Bussen  zu  erkennen ,  man  weiss  nicht  bis  zn  wel- 
cher Höhe,   wahrscheinlich  bis  zu  deijenigen,  weldie  bei  dem 
sogenannten  scuramentum  den  Consuln  verstattet  wurde:  ausser- 
dem bestinmite  es,   wenn  die  Bussen  in  Geld  erlegt  wurden, 
einen  festen  Preis  für  das  Vieh,  in  welchem  sie  ausgesprochen 
wurden,   überliess  aber  doch  dem  Beamten  die  Anordnung,  in 
welcher  Weise  die  Bezahlung  stattfinden  sollte.    Das  Meneniseh- 
Sestische  Gesetz  verordnete  überdem ,  dass  die  Beamten  selbst- 
ständig ohne  Berufimg  an  das  Volk  eine  Strafe  bis  zur  Höhe 
von  zwei  Schafen  und  dreissig  Rindern  sollten  verhängen  dür- 
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k:  das  lulisch-Papirische  Gesetz  endlich  hob  die  Willkür  der 
Beamten  in  der  Bestimmung,  ob  die  Bussen  in  Vieh  oder  in 
Geld  bezahlt  werden  sollten,  auf:  es  verordnete  gleichmässig 
Bezahlong  in  Geld  nach  der  schon  bisher  üblichen  Schätzung 
Düd  diese  musste  in  einer  Zeit,  wo  schon  die  Menge  des  Gel- 
tle^  sich  gemehrt  hatte ,  als  gering  erscheinen.  Es  bleiben  aller- 
«üngs  zum  vollständigen  Verständniss  der  Römischen  Geldbussen 
noch  manche  dunkle  und  schwierige  Punkte  übrig;  aber  diese 
trägt  die  lückenhafte  Ueberlieferung. 


Dritter  Abschnitt. 

Die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  und  die  Voll 
endung  der  Römischen  Gerichtsverfassung. 


Erstes  Capitel. 

Die  Zebnmänner.  Dir  Amtsantritt  Ihre  Gewalt.  Die  AMeht  bei  Uurer 
Einsetxiuig  and  ihre  Aaljsabe.  lichterlUlang  derselben  in  Besvg  aif  die 
Terlnderang  der  Terfkesang.   ftaellea  der  Gesetsgebang.   Anerdnang  der 

Tafeln. 

Wir  haben  schon  von  dem  Gesetzvorschlage,  den  der  Volks- 
tribun C.  Terentilius  Arsa  im  Jahre  462  v.  Chr.  über  die  Ab- 
fassung eines  geschriebenen  Gesetzbuches  machte,  gesprochen/) 
Hartnäckige  und  lange  Kämpfe  erhoben  sich  darüber  zwischen 
den  Patriciem  und  Plebejern.  Es  handelte  sich  zunächst  um 
die  schriftliche  AbfiEissung  von  Gesetzen  überhaupt:  sie  wurde 
am  Ende  von  den  Patriciem  zugestanden ,  aber  freilich  in  einem 
andern  Sinne,  als  sie  von  den  Plebejern  vorgeschlagen  worden 
war.  Es  sollten  allgemeine,  für  beide  Stände  gültige,  Gesetze  sein. 
Grossere  Schwierigkeit  machte  die  zweite  Frage,  wer  die  Ge- 
setze abfassen  sollte.  Die  Plebejer  verlangten,  seitdem  es  sicii 
um  allgemeine  Gesetze  handelte,  die  Hälfte  des  zu  emezmenden 
Ausschusses  sollte  aus  Plebejern,  die  andere  Hälfte  aus  Patri- 
ciem bestehen:  die  Patricier  dagegen  bestanden  darauf,  der 
ganze  Ausschuss  sollte  aus  Patriciem  bestehen  und  setzten  am 


a)  Vergl.  oben  S.  308. 


Amtsantritt  der  Zehnrnfinner.  333 

Ende  ihren  Willen  wenigstens  vor  der  Hand  durch.  Das  Gesetz 
kam  im  Jahre  451  v.  Chr.  zur  Ausführung.  Die  Vorbereitun- 
gen dazu  waren  schon  gegen  Ausgang  des  vorigen  Jahres  be- 
endet worden.  Nach  der  Wahlversammlung  der  Consuln  für 
das  Jahr  451  waren  die  Forderungen  der  Tribunen  im  Senate 
zur  Erwägung  gekommen  und  mit  der  Aenderung,  dass  nur 
Patricier  zum  Amt  der  Gesetzgebung  erwählt  werden  sollten, 
angenommen  worden:  zugleich  ,war  im  Senate  die  Gewalt  der 
künftigen  Zehnmänner  festgest«^llt  Dieser  Senatsbeschluss  wurde 
dann  von  den  Volkstribunen  in  Tributcomitien  bestätigt  *)  Wir 
wissen  aus  den  Capitolinischen  Fasten,  dass  das  Jahr  451  v. 
Chr.  mit  den  Consuln  begann,  welche,  wie  sie  erwählt  worden 
waren,  ihr  Amt  am  15.  Mai  antraten:  wahrscheinlich  waren 
auch  plebejische  Beamten,  Volkstribunen  und  Aedilen,  erwählt 
worden,  welche  ihr  Amt  bis  zum  Antritt  der  Zehnmänner  führ- 
ten. Die  Tributcomitien,  welche  das  endliche  Gesetz  annahmen, 
hatten  auch  über  die  Art  und  Weise ,  wie  die  Zehnmänner  ihr 
neues  Amt  beginnen  sollten,  zu  entscheiden.  Sie  hatten  Macht 
aber  die  plebejischen  Beamten,  bestimmten  daher  wahrschein- 
lich, dass  deren  Amtsgewalt  mit  dem  Augenblicke,  wo  die 
Zehnmänner  erwählt  wären,  aufhören  soUte.  Ueber  die  Con- 
sah  hatten  sie  keine  Gewalt;  aber  diese  erschienen  in  eben 
derselben  Volksversammlung  und  schworen,  unmittelbar  nach 
der  Wahl  der  Zehnmänner  ihr  Amt  niederlegen  zu  wollen ;  sie 
legten  es  gewissermassen  schon  im  Voraus  für  den  bestimmten 
Zeitpunkt  nieder.^)  So  erschien  der  15.  Mai:  die  Consuln  Ap. 
Claudius  und  T.  Genudus  traten  ihr  Amt  an  imd  hielten  bald 
nachher  Centuriatcomitien,  welche  die  Zehnmänner  erwählten. 
Diese  traten  unmittelbar  nach  der  Wahl  ihr  Amt  auf  ein  Jahr, 
d.  h.  bis  zum  15.  Mai  des  nächsten  Jahres,  an:  alle  übrigen 
Beamten ,  sowohl  patricische  als  plebejische  hörten  damit  auf.^^) 
Die  Gewalt  der  Zehnmänner  war  die  alte  königliche,  ohne 


a)  Dionys.  X,  55;  Liv.  III,  32. 

b)  Dies  ist  die  ohne  Zweifei  richtige  und  sehr  genaue  Nachricht  bei 
l^onys.  X,  56,    wo  es  von  den  erwählten   Consuln  (dnoScixdivTec  uitaToi) 
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eine  andere  Einschränkung  als  diejenige,  welche  in  der  Wahl 
auf  ein  Jahr  und  in  der  Zahl  von  zehn  mit  gleicher  Macht  aus- 
gestatteten Beamten  lag.    Denn  der  bei  der  Theilung  der  ober- 
sten  Gewalt  sofort  angenommene  und    demnächst  fortwäbrend 
beibehaltene  Grundsatz,  dass  das  Dazwischentreten   eines  Colle- 
gen  den  CoUegen  hindere,  galt  auch  bei  den  Zehnmännem  and 
dib  Beschränkung  auf  die  Amtsdauer  eines  Jahres  war  wenig- 
stens  bei   den    ersten  Decemvirn  unzweifelhaft;   dass    bei  den 
zweiten  besondere  Umstände  walteten,  werden  wir  später  be- 
merken.   Aber  das  Valerische  Provocationsgesetz  galt  bei  deu 
Zelmmännem  nicht:    es   war  aufgehoben  und   ihnen  die  volle, 
selbständige  Gewalt,  alle  Bürger  mit  den  höchsten  Strafen  za 
züchtigen,   übertragen   worden:    wir  werden   später  davon  eiu 
Beispiel  anfuhren.    Femer  gab  es  nicht  Volkstribunen:  ja  die 
Zehnmänner  Hessen   sich   ausdrücklich  selbst  die  tribuniciscbe 
Gewalt  ertheilen.    Wir  können  dies  nachweisen  von  denen  des 
zweiten  Jahres.   Es  wird  erwähnt,  dass  sie  die  Befugniss  hatten, 
Tributcomitien,   d.  h.  also  Versammlungen  der  Plebs  allein,  zu 
berufen,  zu  leiten  und  durch  sie  Senutsbeschlüsse  bestätigen  zu 
lassen.*)    Femer  wird  die  tribuniciscbe  Heiligkeit  als  ihnen  bei- 
gelegt angeführt :  sie  wollen  sie  und  die  aus  ihr  hervorgehenden 
augenblicklichen  und  schrecklichen  Todesstrafen  geltend  machen 
nicht  nur  gegen  Plebejer  ^),  sondein  auch  gegen  Patricier.*')  Und 
zwar  haben  sie  nicht  bloss  diejenigen  unter  ihnen,  welche  selbst 
Plebejer  sind,  sondem  auch  die  Patricier:  Appius  Claudios  vriU 
sie  in  Anwendung,  bringen.    Es  ist  dies  bemerkenswerth  und 
in  seinem  Einflüsse  auf  die  spätere  Römische  Geschichte  noch 
nicht  erkannt    Man  darf  nicht  zweifeln,  dass  es  das  Vorbild 
gewesen  ist,  nach  dem  die  Kaiser  die  tribuniciscbe  Gewalt  be- 
kleideten :  auch  sie  waren  Patricier  und  verbanden  die  Machtvoll- 
konmienheit  der  Tribunen  mit  der  Urnen  übertragenen  Gewalt 
der  andern  Beamten.    Indessen  wir  sprechen  hier,  wie  bemerkt, 
nur  von  den  Zehnm^nem  des  zweiten  Jahres:   bei  denen  des! 


a)  Dionys.  XI,  17. 

b)  Dionys.  XI,  39. 

c)  Dionys.  XI,  7. 
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ersten  Jahres  lässt  sich  die  tribunicische  Gewalt  nicht  nachwei- 
sen, wiewohl  das  nur  daran  liegen  kann  und  daran  zu 
liegen  scheint,  dass  uns  von  ihnen  überhaupt  weniger  überlie- 
fert ist. 

Man  hat  vielfach  in  neuerer  Zeit  die  Ansicht  aufgestellt,  es 
sei  bei  der  Einsetzung  der  Zehnmänner  die  Absicht  gewesen, 
die  bisherige  Verfassung  abzuschaifen  und  an  Stelle  der  Con- 
suln  und  Tribunen,  welche  abgesondert  von  den  Ständen  er- 
nannt wurden,  eine  aus  Patriciem  und  Plebejern  zusammenge- 
setzte* Regierungsgewalt  zu  schaffen.  Man  hat  diese  Ansicht 
lebhaft  vertheidigt,  aber  auch  angegriffen  und  geltend  gemacht, 
es  sei  bei  der  Decemvirallierrschaft  von  Anfang  an  nur  eine 
vorübergehende  Regierungsform  und  die  Erreichung  eines  be- 
stimmten Zweckes,  die  Gesetzgebung,  beabsichtigt  gewesen:  als 
dieser  erreicht  war,  sei  gleichsam  von  selbst  die  frühere  Ver- 
fassung ins  Leben  getreten  imd  nur  noch  zum  Ueberfluss  durch 
erneute  Gesetze  bestätigt  worden.  Es  ist  nöthig,  über  diesen 
Punkt  eine,  wenn  auch  kurze,  Untersuchung  anzustellen;  denn 
ohne  ein  bestimmtes  Ergebniss  darüber  ist  auch  keine  Einsicht 
iü  das  Wesen  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  möglich.***) 
Meint  man,  die  Decemviralregierung  sei  mit  der  Absicht  einge- 
setzt worden,  um  als  solche  dauernd  zu  bestehen,  so  ist  das 
eine  Vermuthung  und  sie  wird  durch  nichts  bestätigt.  Man 
musste  daim  glauben,  die  Plebejer,  welche  bisher  mit  solcher 
Hartnäckigkeit  für  die  Erhaltung  und  Erweiterung  ihrer  Rechte 
gekämptt  hatten,  seien  plötzlich  durch  ein  uns  unbekanntes  Er- 
eigniss  eingeschüchtert  worden,  hätten  freiwillig  das  mühsam 
errungene  Tribunat  aufgegeben,  sich  einer  ganz  patricischen  Re- 
gierung unterworfen,  die  Hofihung  auf  Theilnahme  an  der  ober- 
sten Gewalt  verloren:  aus  Gnade  sei  ilmen  im  zweiten  Jahre 
der  Zehnmänner  ein  Theil  der  Regierung  eingeräumt  und  durch 
Zufall  der  Sturz  der  patricischen  Gewalthaber  herbeigeführt  wor- 
den. Kurz,  mag  man  auch  noch  eine  Reihe  anderer  Vermuthun- 
geu  zu  Hülfe  nehmen,  es  werden  immer  Thatsachen  übrig  blei- 
ben, welche  unerklärlich  und  unbegreiflich  erscheinen.  Meint 
man  dagegen,  mit  der  Einsetzung  der  Zehnmänner  habe  man 
die  alte  Verfassung  abgeschafft  und  nicht  beabsichtigt,  dieselbe 
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nach  einem  bestimmten  Zeiträume,  etwa  nach  Vollendung  der 
Gesetzgebung,  wieder  einzufuhren,  so  ist  dies  nicht  eine  blosse 
Vermuthung,  sondern  die  übereinstimmende  Ueberlieferung  aller 
Schriftsteller,  welche  durch  gewichtige  innere  Grunde  bestätigt 
wird  und  wesentlich  zur  Erkenntniss  des  Verlaufes  der  Decem- 
viralgesetzgebung  beiträgt. 

Alle  Zeugnisse  betrachten   mit   der  Einsetzung  der  Zehin- 
männer  die  frühere  Verfassung   als  abgeschafft  und  für  immer 
beseitigt.    Am  deutlichsten  tritt  dies  bei  Livius  hervor  in  den 
Worten,   mit  denen  er  die  Geschichte  der  Decemviralherrschaft 
einführt") :  „Im  Jahre  302  nach  Roms  Gründung  wird  zum  zwei- 
ten Male  die  Staatsform  verändert,  indem  man  die  Herrschaft^ 
wie  sie  früher   von    den  Königen  auf  die  Consuln  gekommen 
war,  von  den  Consuln  auf  die  Zehnmänner  übertrug.     Die  Ver- 
änderung war,  weil  sie  nicht  dauerte,  weniger  bemerkenswerth/' 
So  kann  nur  derjenige  sprechen,  der  eine  wirkliche  Veränderung 
der  Staatsverfassung  schildern  will:  keine  Andeutung  von  dem 
vorübergehenden  Character  der  Einrichtung  wird  gegeben:  der 
Vergleich  mit  der  Vertreibung  der  Könige  beweist  genügend  die 
Anschauung  von  Livius.    Aehnlich  drückt  sich  Cicero  aus,  der 
wenigstens  die  nicht  von  Anfang  an   beabsichtigte    Dauer  der 
Zehnmänner  nicht  ahnen  lässt^);  kürzer,  aber  doch  bestimmter 
von  einer  Staatsänderung  sprechen  Tacitus  und  der  Kaiser  Clau- 
dius®), welcher  die  Zehnmänner  mit  Aen  anderen  Verfassungen- 
Veränderungen  vergleicht.    Auch  Dionysius  betrachtet   allein  die 
Ungerechtigkeit  der  zweiten  Decemvim  als   Ursache   yon    dem 
Sturze  der  neuen  Behörde  und  die  Wiedereinführung  der  alten 
Verfassung  als  Ergebniss  von  besonderen,  zu  diesem  Zwecke 
gegebenen  Gesetzen.    Somit  kann  kein  Zweifel  sein,   dass,  als 


a)  Liv.  111,  33  Auno  ti-eceutesimo  altere  quam  coodita  Roma  era^ 
itenun  mutator  forma  civitatis  ab  consulibus  ad  Xviros,  qaemadmodiuv 
ab  regibns  ante  ad  consules  venerat,  translato  imperio.  Minus  insignis  quia 
non  diutoma  mutatio  foit 

b)  Gic.  de  rep.  II,  36  inita  ratio  est,  ut  et  consulea  et  tribuni  plebis 
magistratu  se  abdicarent  atque  ut  Xviri  maxima  potestate  sine  provocai 
tione  crearentur,  qui  et  sionmum  Imperium  haberent  et  leges  scriberait 

c)  Tac.  Aun.  1,  1;  imp.  Claudii  erat  Lugdun.  I  sab  fin. 
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man  sich  fiber  die  Wahl  von  Zehnmftnnem  einigte,  die  Absicht 
wirklich  war,  die  alte  Verfassung  dauernd  abzuschalFen.  ludessen 
imm  folgt  nicht.,  dass  man  in  Zukunft  immer  Zehnmänner  zu 
baben  beschloss.  Diese  hatten  vielmehr  einen  ganz  besondem 
Auftrag:  man  lobte  die  des  ersten  Jahres,  dass  sie  denselben 
«^hnell  erfüllten,  man  tadelte  die  später  erwählten,  dass  sie  mit 
der  AoMellung  der  noch  übrigen  Gesetze  zögerten,  und  verlangte 
ü)re  Abdankung.  So  sehr  dachte  man  sich  das  Decemvirat  mit 
«ier  Gesetzgebung  verbunden  und  wenn  dieser  Zweck  erfüllt  wäre, 
sollte  man  eine  andere  Regierung. 

Wir  haben  von  den  Kämpfen  um  den  Terentilischen  Ge- 
^tzesYorschlag  gesprochen»).  Die  Plebejer  verlangten  zuerst 
Gesetze  für  sich  selbst:  diesen  Vorschlag  verwarfen  die  Patricier, 
weil  er  das  Bestehen  des  Gesammtstaates  geföhrdete:  dann 
Merten  die  Plebejer  gemeinsame  Gesetze  und  als  Gesetzgeber 
^ioen  Ausschuss  aus  beiden  Ständen.  Den  ersten  Theil  des 
Vorschlages  bewilligten  die  Patricier,  den  zweiten  nicht  und 
plötzlich  gaben  die  Plebejer  nach,  obwohl  sie  während  der  gan- 
»n  Zeit,  wo  die  Vorbereitungen  zur  Gesetzgebung  getroffen  wur- 
^n,  auf  ihrem  Verlangen  beharrt  hatten.  Als  es  zur  Wahl  der 
öecemvim  kam,  wurden  nur  Patricier  ernannt  Dies  deutet  auf 
einen  besondem  Umstand,  der  die  Plebejer  zur  Nachgiebigkeit 
*)ewogen  habe :  die  Ueberlieferung  hat  ihn  verschwiegen.  Femer, 
ab  die  Zehnmänner  des  ersten  Jahres  die  zehn  Gesetzestafeln 
vollendet  und  die  Bestätigung  des  Volkes  fQr  dieselben  erlangt 
satten,  beriefen  sie  den  Senat  zur  Berathung,  welche  Beamten 
ftr  das  folgende  Jahr  zu  erwählen  seien.  Man  stritt  lange,  kam 
aber  am  Ende  zu  dem  Beschlüsse,  von  Neuem  Zehnmänner  und 
zwar  mit  derselben  Machtvollkommenheit,  wie  im  ersten  Jahre, 
zu  erwählen.  Dieser  Beschluss  wurde  dann  von  dem  Volke, 
wahrscheinlieh  wie  der  frühere  über  die  Wahl  der  ersten  De- 
'•«^mrini,  m  Tributcomitien  angenommen.  So  erzählt  Dionysius, 
genau  die  einzelnen  Umstände  angebend^),  während  Livius  nur 


a)  Man  sehe  oben  S.  a08. 

b)  Dionjg.  X,  &7  inuh^  ßp^X^  a6T0lc  (den  Zehnmännern)  ^v  6  Xciicdpevo; 

22 


338  ^^  erste  und  das  zweite  Deccmvirat 

die  Thatsache  der  erfolgten  Wahl  berichtet.     Diese  Erzähhmg 
bestätigt  erstens,  was  wir  kurz  zuvor  als  die  allgemeine  Ueber- 
lieferung  angegeben  haben,  dass  vor  der  Wahl  der  ersten  Zehn- 
männer  zwar  die  Abschaffung  der  alten  Verfassung,  aber  keines- 
wegs   die   dauernde    Einsetzung  des  Decemvirat^s  beschlossen 
worden  war.    Mit  dem  Ablauf  des  Jahres  erlosch  das  Decemvi- 
rat  von  selbst,  es  hing  von  einem  erneuten  Beschluss  der  Stände 
ab,  wer  fernerhin  die  Regierung  fuhren  sollte  und  Viele  im  Se- 
nate stimmten  für  eine  andere  Behörde:  nur  weil  man  mit  dem 
ersten  Decemvirate  zufrieden  war,  beschloss  man  dasselbe  for 
einen  bestimmten  Zweck  von  Neuem  einzusetzen.   Aber  es  bedurfte 
dazu  einer  neuen  Einigung  der  Stände,  welche  in  den  Beschlüssen 
des  Senates  und  der  Tributcomitien  dargestellt  wird.    Zweitens 
erkennt  man,  dass  in  den  Beschlüssen  des  Senates  und  Volkes 
nicht  nur  die  Zahl  der  zu   ernennenden  Beamten   angegeben, 
sondern  auch  ihre  Macht  auf  das  genaueste  bestinmit,  sowie  an* 
geordnet  werden  musste,  ob  sie  aus  den  Patriciem  allein,  oder 
aus  den  Plebejern  zu  erwählen  seien.    Bei  den  ersten  Decem- 
vim  waren  über  den  letzten  Punkt,  wie  wir  gesehen,  die  heftig- 
sten Kämpfe  unter  den  Patriciem  und  Plebejern  gewesen:  die 
letzteren  hatten  nachgegeben.  Jetzt  wurden  ^die  zweiten  Decemvim 
theilweise  aus  den  Plebejern  erwählt  und  wir  hören  yon  keinen 
Kämpfen,  welche  deshalb  stattgefunden  hätten:  als   ob  sidi  das 
von  selbst  verstände,  wurden  Plebejer  zur  höchsten  Regierung 
des  Staates  zugelassen.  ^^)    Und  doch  ist  kein  Zweifel,  dass  die 
Patricier  bei  einem  darüber  begonnenen  Streite  den  Sieg  davon 
getragen  haben  würden,   da   sie  die  imtunschränkte  Macht  in 
Händen  hatten.    Man  darf  daraus  schliessen,  dass  über  diesen 
Punkt  kein  Streit  weiter  möglich,  sondern  derselbe  vorher  schon 
durch  eine  Einigung  unter  den  Ständen  festgesteUt  war. 

Der  Hauptgrund,  welcher  die  Patrider  zum  Abweisen  des 


ola   ^p^  yeviodai,    oxotccIv.     IloXXdiv  hi  Xc^d^vToiv,  ivixi^ofv   1^    'p^fui^  tüv 
iiapa(vo6vTu>v  StxaSapx^Qtv  a^^ic  diicoficlSai  xtuv  xoivSv   xupfav.    —  Nschbffl 

iipodu|&{ac  hzi^ri^laasxo^^  aiixoX  |aIv  ol  ti%a  dviptc  icpottisov  x6y  tAv  dipx^' 
pco{(uv  xaipdv. 
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Terentiliflchen  Gesetzvorschlages  bewog,  lag,  wie  wir  gesehen, 
in  der  Furcht  vor  dem  Zerfallen  des  Staates.    Es  war  die  fort- 
während sich  erweiternde  Trennung  zwischen  der  alten  patrici- 
sehen  Obrigkeit,  den  Consuln,  und  den  plebejischen  Beamten, 
welche  Ge&hr  drohte:  daraus  war  die  Gesetzeslosigkeit  überhaupt 
hervorgegangen.    £s  bedurfte  also  vor  Allem  einer  neuen  Be- 
gründung des  Staatsrechtes  und  es  wäre  wunderbar  gewesen, 
wenn  die  Römer  die  Ursache  des  Uebels  übersehen  hätten,  als  sie 
dasselbe    zu  heilen  beschlossen  hatten.     Selbst   wenn  sie  dies 
nicht  von  selbst  erkannten,  mussten  sie  darauf  durch  die  Be- 
trachtung der  Griechischen  Staaten,  deren  Einrichtungen  sie  stu- 
dirt  haben  sollen,  geführt  werden.     Im  gesammten  Alterthiune 
bedeuten  Gesetze  vorzugsweise  Verfassungsgesetze:  das  verstan- 
den darunter  Lycurg  und  Selon  und  die  andern  Griechischen 
Gesetzgeber,  das  die  Römer  selbst:  noch  Cicero  behandelte  in 
seiner  Schrift  von  den  Gesetzen  zuerst  und  vorzugsweise  die 
Gesetze  über  die  Ver&ssung.    Ohne  Zweifel  also  sollte  die  Ge- 
setzgebung der  Zehnmänner  alle  Theile  des  Staats-  wie  des  Pri- 
vatrechtes umfassen  und  die  Schriftsteller  erkennen  dies  vneder- 
lult  an.*)     Selbst  die  für  die  Ausführung  der  Gesetzgebung  er- 
griffenen Massregeln    beweisen,   dass   man    hauptsächlich   das 
Staatsrecht  im  Auge  hatte.    Hätte  es  sich  nur  um  das  Privat- 
fecht  gehandelt,  so  bedurfte  es  vielleicht  auch  ausserordentlicher 
Beamten,  nm  dasselbe  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  zu  umfassen, 
aber  keinesweges  einer  ausserordentlichen  Gewalt  für  dieselben, 
zomal  da  die  Annahme   durch  das  Volk  jedenfalls  nothwendig 
war;  di^egen  die  Verfassung  konnte  nur  von  einer  Behörde  ge- 
ändert werden,  welche  aller  Verantwortung  überhoben  war  und 
ober  den  gewöhnlichen  Beamten  stand.    Indessen  der  Inhalt  der 
zwölf  TafeLü  entspricht  den  Anforderungen,  welche  man  nach 
diesen  Voraussetzungen  an  dieselben  machen  muss,  keinesweges.* 
^ir  kennen  denselben  zwar  nur  unvollkommen,  haben  aber  doch 

a)  IMonya.  X,  3  lässt  den  Tribunen  Terentilius  bei  seinem  ersten  Oe- 
KtiegeDtwarfe  diesen  Gedanken  haben:  to6touc  Si  (d.  h.  die  zur  Qesetzge- 
"^  Berufenen)  au^ypd^'avToc  touc  uirip  ÄicäJvxojv  v^(aov>c,  twv  t«  xoiväv 
%ftl  Tttv  {^{<ov,  tic  T&v  9^(Aov  i^cvrpiclv.  Liv.  UI,  34  nennt  bekanntlich  die 
ivOU  Tsfebi  fons  omnis  publici  privatique  iuris. 
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Bruchstücke  genug ,  um  ein  ungefähres  Urtheil  bilden  zu  kön- 
nen. Wir  dürfen  aus  ihnen  den  Sehlnss  ziehen,  dass  das 
Staatsrecht  in  den  zwölf  Tafeln  nicht  behandelt  war:  unter  den 
etwa  hundert  Anführungen  aus  denselben,  welche  uns  bald  wört- 
lich bald  dem  Sinne  nach  erhalten  sind ,  befindet  sich  kein  einzi- 
ges ,  das  auf  die  Verfassung  Bezug  hätte ,  und  allein  unglück- 
licher Zufall  kann  dies  nicht  sein.  Ueber  die  Aemter,  das 
Recht  sie  zu  bekleiden,  die  Zalü  der  Beamten,  die  Abgrenzung 
der  Gewalten  mussten,  wenn  die  Verfassung  behandelt  wurde, 
genaue  Vorschriften  gegeben  werden  und  doch  besitzen  wir  kein 
Bruchstück,  was  sich  auf  diese  Punkte  bezöge.  Ganz  anders 
macht  es  Cicero  in  der  schon  erwähnten  Schrift  von  den  Geset- 
zen: er  giebt  in  kurzen  Umrissen  eine  vollständige  Darstellung 
der  Verfassung.  Nur  ein  Bruchstück  aus  den  zwölf  Tafeln  ist 
uns  erhalten,  das  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  hat,  das  Ver- 
bot der  Ehe  zwischen  Patriciem  und  Plebejern:  es  be&nd  sich 
in  einer  der  beiden  letzten  Tafeln.  *)  In  ihnen  können  noch  an- 
dere ähnliche  Bestimmungen  gestanden  haben,  in  den  zehn  ersten 
Tafeln,  soviel  uns  auch  von  ihnen  erhalten  ist,  nicht 

Um  diese  verschiedenen  von  den  Schriftstellern  überlieferten 
Thatsachen  und  in  der  Natur  der  Verhältnisse  begründeten  Um- 
stände in  einen  innem  Zusammenhang  zu  bringen  imd  den  gan- 
zen Verlauf  des  Decemvirates  zu  verstehen,  bedarf  es  der  Ver- 
muthung,  welche  die  lückenhafte  Ueberliefenmg  ergänzt.  Als 
man  im  Jahre  452  v.  Chr.  .das  Gesetz  über  die  Ab&ssong  eines 
schriftlichen  Gesetzbuches  annahm,  bestimmt«  man  darin  genau 
den  Auftrag,  der  den  neu  zu  erwählenden  Beamten  ertheilt 
wurde:  es  war  ein  ausfuhrlicher,  zwischen  den  beiden  Ständen 
geschlossener  Vertrag.  Man  beschloss  das  gesanunte  öfienüicbe, 
wie  Privatrecht  schriftlich  abzufassen  und  nach  Erfordern  zu  ver- 
'ändem.  Aus  diesem  Grunde  mussten  die  Zehnmänner  eine  un- 
umschränkte, durch  kein  Gesetz  gebundene,  Gewalt  haben:  ans 
demselben  die  ganze  firühere  Ver&ssung  und  alle  bisherigen 
Gesetze  abgeschafit  werden.  Aber  über  die  künftige  Verfassung 
vnirde  nichts  l)eschlossen  und  konnte  nichts  beschlossen  werden; 


a)  Cic.  de  rep.  II,  37. 
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denn  sie  hing  eben  von  den  Erwägungen  der  neuen,  zu  diesem 
Zwecke  erwählten  Beamten  ab.  Man  konnte  vielleicht  die  Ab- 
sieht haben,  die  tribunicische  Gewalt,  als  Vertreterin  des  ple- 
bejischen Standes,  künftig  in  die  Regierung  selbst  aufzunehmen, 
auch  vielleicht,  die  Beamten  nicht  mehr,  wie  bisher,  jährlich, 
iHrndem  in  längeren  Zeiträumen  wechseln  zu  lassen;  allein 
^hwerlieh  machte  man  darüber  eine  genauere  Bestimmung. 
Man  sagte  nur,  es  sollte  ein  den  beiden  Ständen  gemeinsames 
Recht  geschaffen  werden.  Bei  der  Aufstellung  desselben  muss- 
ten  Vertreter  der  Plebejer  hinzugezogen  w^erden :  sie  hatten  all- 
loälig  einen  wesentlichen  Antheil  an  den  Staatsgeschäften  emm- 
s:^ii,  den  sie  aufzugeben  keine  Ursache  hatten;  selbst  die  Pa- 
tricier  mussten  die  Gerechtigkeit  dieser  Forderung  anerkennen. 
Der  Antheil  der  beiden  Stände  an  der  Gesetzgebung  musste 
nach  dem  Antheile ,  den  sie  nach  der  bisherigen  Verfassung  am 
Staate  hatten,  bemessen  werden.  Indessen  an  der  eigentlichen 
teechtigkeitspflege  hatten  die  Plebejer  noch  keinen  Theil:  sie 
irernhte  auf  priesterlichen  Satzungen  und  war  eine  durchaus  pa- 
tricische  Wissenschaft:  bei  ihr  konnten  die  Patricier  mit  Recht 
hie  Theilnahme  der  Plebejer  verweigern.  Deshalb  wurde  in 
<^eiQ  Gesetze  der  Auftrag  des  Gesetzgebungsausschusses  getreimt: 
zuerst  sollte  das  Privat-  und  Criminalrecht  verfasst  und  dazu 
zehn  Patricier  ernannt,  nachher  sollte  die  Verfassung  von  einem 
ütL»  den  beiden  Ständen  gemischten  Ausschusse  festgestellt  und 
ifl  schriftlichen  Gesetzen  niedergelegt  werden.  Mit  dieser  Tren- 
ouQg  und  der  daraus  hervorgehenden  Zusammensetzung  der  ober- 
<en  Regierungsgewalt  erklärten  sich  die  Plebejer  einverstanden 
<uid  so  wurde  das  Gesetz  im  Jahre  452  v.  Chr.  angenonunen. 

Der  Erfolg  war  bei  den  beiden  Theilen  der  Gesetzgebung 
™  v^scMedener:  der  erste  Theil  wurde  zur  Zufriedenheit  der 
beiden  Stände  erreicht  und  bildete  in  der  ganzen  Römischen 
(^hichte  die  Grundlage  des  Rechtes,  der  zweite  scheiterte, 
hn  ersten  Jahre  waren  die  Zehnmänner  alle  Patricier*)  und  mit 
Ausnahme  von  Sp.  Veturius  Crassus  alle  Consulare.  ^)    Die  Ple- 

a)  Uv.  IV,  3. 

b)  Dionys.  X,  56.    Man  vergleiche  Bart.  Borghesi  Nuovi  frammenti  dei 
^  Capitolini  I,  106. 
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bejer  hatten  in  die  Aussehliessang  ihres  Standes  von  der  höch- 
sten Regienmgsgewalt  gewilligt  und  sich  nur  eine  Bedingung, 
wahrscheinlich  eidlich ,  zusichern  lassen ,  dass  nämlich  das  Ya- 
lerische  Gesetz  über  den  Aventin  und  andere  geheiligte  Gesetze 
nicht  sollten  abgeschafft  werden.»)  Welche  geheiligte  Gesetze 
hier  gemeint  werden,  ist  nicht  recht  klar:  an  die  über  die  ple- 
bejischen Beamten  und  die  damit  zusammenhängenden  Plebi- 
scite  kann  nicht  gedacht  werden.  Denn  Tribunen  gab  es  that- 
sächlich  in  den  beiden  nächsten  Jahren  nicht:  sie  wurden  erst 
beim  Sturz  der  Decemvim  mit  der  ganzen  alten  Verfassung  wie- 
der eingeführt  Es  ist  wahrscheinlich  an  Gesetze  über  die 
Schuldverhfiltnisse  und  andere,  welche  den  Plebejern  Privatvor- 
theile  zusicherten,  zu  denken.  Die  patricischen  Zehnmänner 
suchten  durch  Gerechtigkeit  die  Neigung  des  Volkes  zu  gewin- 
nen, die  der  Patricier  erwarben  sie  leicht,  da  sie  das  stets 
neue  Ansprüche  erhebende  und  fortwährende  Unruhen  venur- 
sacbende  Tribunat  beseitigten.  Früher  hatten  die  Tribunen  Jedem 
bereitwillig  Hülfe  gewährt,  jetzt  thaten  es  die  Zehnmäoner,  in- 
dem sie  Berufung  von  ihren  CoUegen  annahmen.^)  Selbst  die 
Provocation  an  das  Volk,  von  der  sie  gesetzlich  entbunden  wa- 
ren, Hessen  sie  zu,  ähnlich  wie  es  die  Könige  gethan  hatten. 
Es  wird  uns  davon  ein  Fall  berichtet  Ein  vornehmer  Patricier 
P.  Sestius  wurde  bei  dem  Decemvir  C.  Julius  des  Mordes  ange- 
klagt ;  der  Decemvir  begab  sich  zur  Untersuchung  persönlich  an 
Ort  und  Stelle  und  in  seiner  Gegenwart  wurde  der  Leichnam 
des  Ermordeten  im  Hause  des  Mörders  aufgefunden.  Dieser 
konnte  aus  zwei  Gründen  unmittelbar  hingerichtet  werden,  erstens 
weil  er  auf  der  That  ertappt  und  sicherlich  auch  des  Verbrechens 
geständig  war,'')  zweitens  weil,  selbst  wenn  die  Schuld  erst 
durch  einen  Urtheilsspruch  hätte  festgestellt  werden  müssen, 
die  Zehnmänner   unbeschränkte  Gewalt  über  Leben   und  Tod 


a)  Liv.  n],  32  Postremo  concessum  patribus,  modo  ne  lex  Valeiia  de 
Aventino  aliaeque  sacratae  leges  abrogarentar. 

b)  Liv.  m,  34  lam  plebs  —  ne  tribonicium  qoidem  anxiliam   ceden- 
übus  invicem  appellatione  Xviris  quaerebat 

c)  Deon  Livius  III,  33  sagt  in  re  inzta  manifesta  atqne  atrocL 
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hatten.  Aber  C.  Julius  erklärte,  er  werde  das  Valerische  Pro- 
vocatioDSgesetz  nicht  vernachlässigen  '^) :  er  liess  den  Angeklag- 
ten Bärgen  for  sein  Erscheinen  beim  Termine  stellen  *)  und  hielt 
das  Volksgeridit  Von  dem  Ausgange  des  Processes  wissen  wir 
nichts:  wahrscheinlich  wurde  der  Angeklagte  verurtheilt,  ging 
aber,  weil  er  auf  freiem  Fusse  geblieben,  in  die  Verbannung. 

Ihren  Auftrag,  das  Privat-  und  Criminalrecht  für  Patricier 
und  Plebejer  gemeinschaftlich  zusammenzustellen,  erfüllten  die 
Decemvim  des  ersten  Jahres:  es  ist  bekannt,  dass  sie  am  Ende 
desselben  zehn  Gesetzestafeln  vollendet  hatten,  welche  in  Cen- 
toriatooniitien  angenommen^),   öffentlich  aufgestellt  und  fortan 
als  Gesetzbuch  anerkannt  wurden.     Aber   damit   war   nur  ein 
Theil  der  beabsichtigten  Aufgabe  erfüllt  und  zwar  der  leichtere : 
ungleich  schwieriger  war  der  zweite  Theil,  die  Umbildung  und 
Feststellung  der  Verfassung.    Zwar  an  Umfang  war  derselbe  ge- 
ringer:   zwei  Tafeln,  erklärten  die  Decemvim,  fehlten  noch. °) 
Bei  ihrer  Abfiissung  sollten  nach  den  allgemeinen  fiestimmimgen 
des  Gesetzes,   durch  welches  die  ganze  Gesetzgebung  hervorge- 
rafffl  worden  war,  die  Plebejer  mitwirken;  es  bedurfte  indessen 
noch  eines  neuen  Gesetzes,    um  die  Einzelheiten  über  die  An- 
zahl der  Beamten  und  die  Art  der  Wahl  festzustellen.    Die  Zu- 
friedenheit mit  der  bisherigen  Verwaltung  machte,    dass  man 
wieder  Zehnmänner  zu  wählen  beschloss.    Es  wurden  unter  ihnen 
drei  Plebejer  emannt^^^ ,  mit  gleichem  Rechte  wie  ihre  patrici- 
schen  Gollegen,  wie  denn  auch  diese  an  der  tribunicischen  Ge- 
walt Theil  hatten.')    Und  doch  ist  es  bemerkenswerth,*  dass 
man  trotz  der  gleichen  Gewalt,  welche  man  allen  verlieh,  den- 
Qodi  den  Unterschied   der  Stände  nicht  vernachlässigt  zu  haben 
scheint    Als  diese  Decemvim  sich  zur  Besorgung  der  verschie- 
denen Regierungsangelegenheiten  theilten,   wurde  jeder  der  drei 
Abtheilungm  ein  Plebejer  beigegeben.    Diejenigen ,  welche  gegen 


a)  Gic.  de  rep.  U,  96  vades  poposcit 

b)  Liv.  m,  34;  Dionys.  X,  57. 

c)  LIt.  in,  d4  Yulgatar  deinde  rumor  duas  deesse  tabulas,  qnibuB  ad- 
iectis  absolvi  posse  velut  corpus  onmis  Romani  iuris. 

A)  YergL  obeo  S.  891 
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die  Sabiner  zu  Felde  zogen,  nahmen  Q.  Poetelins,  diejenigen, 
welche  nach  dem  Berge  Algidus,  K.  Duilius  mit:  in  der  Stadt 
blieb  Ap.  Claudius  mit  seinem  plebejischen  CoUegen  Sp.  Oppias. 
Diese  Theilung  konnte  nur  die  Absicht  haben,  dem  Volke  die 
Ueberzeugung  zu  yerschafFen,  dass  die  Zehnmänner,  mit  Besei- 
tigung der  bisherigen  Spaltung  unter  den  Ständen,  einmütbig 
seien.  Denn  es  heisst,  die  Decemvim  hätten  von  Anfiang  an, 
im  Gegensatz  zu  ihren  Vorgängern,  das  einzige  Mittel,  welches 
den  Bürgern  zum  Schutze  ihrer  Freiheit  übrig  blieb,  die  Beni- 
fimg  von  einem  Decemvir  an  den  andern,  thatsächlich  aufgeho- 
ben. Wie  früher  schon  die  Collegien  der  Tribunen  es  gemacht, 
hatten  sie  sich  eidlich  untereinander  verpflichtet,  sich  gegenseitig 
nicht  zu  hindern,  sondern,  was  einer  beschlossen  hätte,  gemein- 
sam aufrecht  zu  erhalten.*)  So  halfen  also  die  den  einzehen 
Abtheilungen  zugesellten  Plebejer,  selbst  wenn  sie  besondere 
Gewalt  zum  Hindern  gehabt  hätten,  nichts. 

Die  üeberlieferung  schildert  mit  lebhaften  Farben  die  Unge- 
rechtigkeiten und  Gewaltthaten  des  zweiten  Decemvirates ,  wie  sie 
keine  Berufong  an  das  Volk  gestatteten^),  wie  sie  alle  zehn 
mit  dem  Zeichen  der  consularischen  Macht,  den  Ruthenbündeln, 
in  denen  zum  Merkmale  der  aufgehobenen  Provocation  die 
Beile  drohten,  auftraten,  wie  sie  die  Richtersprüche  zu  Hause 
abfassten  und  höchstens  auf  dem  Markte  aussprachen,^^ 
damit  also  die  Hauptgrundlagen  der  Römischen  Rechtspflege, 
welche  P.  Valerius  geschaffen,  v^nichteten,  wie  sie  Ungerechtig- 
keiten aller  Art  übten  und  auf  offenbare  Tyrannei  ausgingen. 
Hiervon  leitet  die  Üeberlieferung  den  Sturz  der  Zehnmänner 
her  und  sie  mag  darin  Recht  haben.  Indessen  sie  erwähnt 
nicht,  wie  schwierig  die  Aufgabe  war,  welche  sie  zu  lösen  hat- 
ten. Sie  sollten  einem  Volke,  das  durch  Ursprung  und  lange, 
erbitterte  Parteikämpfe  in  zwei  Theile  zerfidlen  war,  eine  ein- 
heitliche Verfassung  geben,  und  um  dies  zu  thun,  hatten  sie  den 
kurzen  Zeitraum  eines  Jahres.  Das  war  eine  unmögliche  Auf- 
gabe,  und  wäre  sie  möglich  gewesen,  so  konnte  sie  nur  durch 


a)  Diony».  X,  58 ;  Liv.  DI,  36. 

b)  DioDys.  X,  60. 
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eine  öbennächtige ,  aUen  Widerstand  und  alles  Parteitreiben  ge- 

väm  niederdrückende  Despotie   erfüllt  werden.     Diese  ver- 

sQclitei)  die  Decemvim ,  mussten  aber  dabei  scheitern.    Die  £nt- 

vickelaog   der   Römischen  Verfassung  und   die   Einigung   der 

SöDde  sollte  einen  andern  Weg  nehmen.    Unter  dem  Frohlocken 

lier Mehrheit  des  Volkes,   welche  eine  politische  Einigung  nicht 

änf  Kosten  der  bürgerlichen  Freiheit  wollte,  wurden  die  Zehn- 

üter  zur  Abdankung  gezwungen ,  ehe  sie  ihr  W^erk  vollendet 

litten   Man   kehrte  zur  alten  Verfassung  zurück  und  beendete 

(li^  Gesetzgebung  in  stürmischer  Eile.    Diese   blieb   dann    die 

^dlage  alles  öffentlichen  und  Privatrechtes. 

lieber  die  Quellen   der  zwölf  Tafeln  zu  sprechen  verlohnt 

kaum  der  Mühe:  das  Ergebniss  wird  immer  unsicher  blei- 

1  im  Ganzen  aber  dahin  gehen ,  dass  dieselben  ^einheimischen 

Ursprunges  sind.    Es  ist  bekannt ,  dass  durch  einstimmige  üeber- 

fHerung  dem  Griechischen  Elemente,  wie  es  sich  damals  nicht 

allein  in  dem  eigentlichen  Griechenland ,  sondern  auch  in  Italien 

^  hoher  Blüthe  erhoben  hatte ,  ein  grosser  Einfluss  auf  die  R^ 

Qische  Gesetzgebung  zugeschrieben  wird.    Um  die  Griechischen 

^<?r^sungen  kennen  zu  lernen,  waren  die  kundigsten  Männer 

<^^  Gesandte  dorthin  geschickt  worden  und  erst  nach  ihrer  Rück- 

^^  begann  die  Gesetzgebung:  sie  selbst  waren  Mitglieder  des 

•^Hiten  Zehmn&nn^rcollegiums.    Der  Ephesier  Hermodorus  unteiv 

^^tzte  die  Decemvim  bei  dieser  Benutzung  der  Ergebnisse  Grie- 

fecher  Cultur  und  wurde  dafür  öffentlich  belohnt.*)    Es  wer- 

(^«-o  sogar  einzelne  Gesetze  angeführt,  welche  den  Solonischen, 

iie  damals   den  höchsten  Ruf  genossen ,   nachgebildet  sein  sol- 

^^^^)   Es  ist  also  nicht  möglich,  einen  Einfluss  der  Griechischen 

ij^tze  auf  die  Abfassung  der  zwölf  Tafeln  zu  läugnen:   die 

Verbindung  der  Staaten  im  Alterthum  überhaupt,  wenn  gleich 

^^niger  lebhaft  und  anders  vermittelt  als  heut  zu  Tage,  war 

^^onoch  viel  inniger  als  man  es  sich  gewöhnlich  vorstellt  und 


a)  Pompon.  de  orig.  iur.  §  4;  Plin.  nat  bist  XXXIV,  21;  Strab.XIV, 

L25. 

b)  Dig.  X,  1  (ÜD.  legond.)  13;  ibid.  XLYH,  21  (de  colleg.  etcorpor.)  4; 
*^K.  deleg.ll,  23,  59;  26,  64. 
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der  Einfluss,    ^velchen  die  damals  an  der  Spitze  der  Gesittung 
stehenden  Griechen  auf  die  stammverwandten  Römer  ausübten^ 
auch    ohne   besondere    Veranlassung  jederzeit  sehr   bedeutend. 
Ihn  indessen  ausser  jenen  wenigen,    ausdrücklich  überlieferten 
Beispielen  im  Einzelnen  nachzuweisen  ist  nicht  möglich.    Man 
konmat  auf  die  Vermuthung,    die  Römer   hätten  im  Anfange, 
dem  allgemeinen  Rufe  von  der  Vortrefflichkeit  der  Griechischen, 
besonders  der  Solonischen,    Gesetze  nachgebend  Gesandte  nach 
Griechenland  geschickt,  später  aber,  als  sie  dessen  Staaten  ken- 
nen gelernt,  und  an  das  Werk  der  Gesetzgebung  gingen,  bis  auf 
wenige  und  unbedeutende  Sachen  alles  Fremde  bei  Seite  gelegt 
und  aus  dem  alten  Herkonunen  ein  Gesetzbuch  zusammengestellt, 
das,    weil  es  in  Römischem  Grund  und  Boden  wurzelte,  den 
Sturz   der  Gesetzgeber  selbst  überdauerte   und   die  Grundlage 
aller  Gesetze  blieb.    Möglich  auch,   dass  die  Decemvim  bei  der 
Gestaltung  der  Verfassung  hauptsächlich  Griechische  Muster  nach- 
zuahmen beabsichtigten:   dann  ist  ^  uns,  da  dieser  Theil  der 
Gesetze  nicht  ausgeführt .  wurde ,    die  Erkenntniss  ihrer  Bestre- 
bungen verloren  gegangen. 

Ueber  die  Anordnung  der  Gesetztafeln  ein  Urtheil  za  ffiUen 
ist  nicht  möglich:  der  uns  erhaltenen  Bruchstücke,  deren  Ort 
angegeben  wird,  sind  zu  wenige.  Wir  wissen  nur^  dass  das 
ganze  Gesetzbuch  mit  der  Vorladung  vor  Gericht  begann*),  dass 
in  der  zweiten  Tafel  von  der  Verlängerung  der  Frist  die  Rede 
war^),  dass  über  die  väterliche  Gewalt  in  der  vierten  Tafel  ge- 
handelt wurde''),  über  Leichenbegängnisse  in  der  zehnten "*), 
über  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Patridem  und  Plebejern  b 
einer  der  beiden  letzten.  ®)  Aus  diesen  dürfligen  Ueberlieferun- 
gen  lässt  sich  kein  sicherer  Schluss  ziehen,  zumal  da  die  zwölf 
Tafeln  als  allgemeines.  Privat-  und  Griminalrecht  gleicher  Weise 
umfassendes ,  Gesetzbuch  in  republicanischer  Zeit  allein  dastehen 


a)  Gic  de  leg.  U,  4,  9. 

b)  Festos  p.  278  s.  v.  rens. 

c)  Dionys.  U,  27. 

^  Gic.  de  leg.  n,  25,  64. 
e)  Gic.  de  rep.  II,  37. 
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und  ^  der  Kaiser  Augastus  eine  neue  Processordnimg  fBr  die 
beiden  Theile  des  Redites ,  aber  freilich  nach  wesentlich  andern 
Gesichtspunkten  schuf:  es  iSsst  sich  also  auch  nichts  &ber  die 
Beschaffenheit  der  zwölf  Tafeln  aus  der  Aehnlichkeit  späterer 
deiehartiger  Gesetze  folgern.  Selbst  dies  ist  unsicher,  ob  die 
Gesetzgeber  ein  bestimmtes  System  und  welches  sie  befolgt  haben. 
Nach  einer  Nachricht  bei  Festus*)  welcher  das  zweite  Gesetz 
der  zweiten  Tafel  anfahrt ,  scheint  es ,  dass  jede  Tafel  in  eine 
Aüzahl  von  Paragraphen  getheilt  war,  welche  nach  ihrer  Reihen- 
folge benannt  wurden. 


Zweites  Capitel. 

BcitiaBiigai  der  iwUf  Taf«bi  iber  fle  PrlMter  ud  tf«  priMterllohei 
CirUte.  Ttrgleichiiig  mit  der  Dantdllug  Cicaros  ii  dei  Bftchem  ?oi 
tn  GoutxeB.  Bestitigiuig  der  FamUieiigericlite  durch  die  iwdlf  Tafeln, 
iir  flterüehen  Gewalt  tber  Söhne ,  der  hansherrlichen  Aber  Iheflranen. 

Formen  des  Familiengerlchtea. 

Das  Staatsrecht,  auf  dem  die  Römische  Verfassung  beruhte, 
wde  durch  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  nicht  ge&ndert. 
Die  Pläne,  welche  in  Beziehung  darauf  die  beiden  Stände  ge^ 
kabt  und  später  die  Zehnmänner  verfolgt  hatten,  kamen  nicht 
2Qr  Ausfährung.  Nur  das  eigentliche  Privat-  und  Criminalrecht 
erführen  gelegentliche  Abänderung  und  schriftliche  Zusammen- 
etellong.  Unsere  Aufgabe  ist  es,  die  Bestinmimigen  über  das 
Criminalrecht  im  Zusammenhange  mit  der  früheren  Gesetzgebung 
um!  der  späteren  Rechtsentwickelong  zu  betrachten.  Die  Stel- 
lang  der  Priester  im  Staate  und  mit  ihr  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit, wie  wir  sie  genannt  haben,  ^)  wurde  durch  die  neue 
Gesetzgebung  wahrscheinlich  nicht  berührt.  Die  zehnte  Tafel 
enthielt,  wie  man  vermuthet,  die  Bestimmungen  über  das  ius 
9a^rtm:  man  entnimmt  sie  aus  den  Gesetzen,  welche  Cicero  in 
seinem  zwäten  Buche  von  den  Gesetzen  über  diesen  Gegenstand 


a)  Festos  p.  278  s.  v.  reue.    Vergl.  oben  S.  88. 
k>)  Vergl.  oben  S.  101  flgd. 
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giebt  und  aus   seinen  Erläuterungen  dazu");  nur  eine  Bestim- 
mung wird  ausserdem  von  Plinius*»)  angefahrt.    Man  wird  dar- 
aus   schliessen  dürfen,   dass  Cicero  seinen  Gesetzen  über  „das 
heilige  Recht"  ungefähr  denselben  Character  gegeben  hat,  wel- 
chen   er  in  den  zwölf  Tafeln  vorfand,   und  es  ist  dies  nicht  zu 
verwundern ,  da  dies  das  ihm  zunädjst  liegende  Gesetz  über  die- 
sen Punkt  war,  das  alte  Papirische  Gesetz  lag  ihm  ferner.    Man 
braucht  damit  nicht  anzunehmen,    die  zwölf  Tafeln  seien  gleich 
ausfuhrlich  gewesen  wie  Cicero,  sie  hätten,  wie  er,  in  allgemei- 
nen  Grundsätzen  die  Götter,    welche    verehrt    werden    sollten, 
aufgezählt  und  ihre  Verehrung  selbst  beschrieben;  aber  in  den 
polizeilichen,    mit  dem  Gottesdienst  zusammenhängenden,   An- 
ordnungen wird  sich  eine  gewisse  Aehnlichkeit  nicht  läugnen 
lassen,   und  dieselbe  Aehnlichkeit  würde  sich  in  den   übrigen 
Theilen  des  Rechtes  finden,   wenn  die  zwölf  Tafeln  das  Staats- 
recht enthalten  oder  Cicero  das  Privat-    und  Criminalrecht  be- 
handelt hätte.    Freilich  wird  man  auch  hier  unterscheiden  müs- 
sen.    Z.  B.  wenn  Cicero  das  Einsammeln   von  milden  Gaben 
nur  den  Priestern  der  Idäischen  Mutter  und  nur  an  bestimmten 
Tagen  erlaubt  und  wenn  er  nächtliche  religiöse  Feste  für  Frauen 
untersagt,  so  sind  das  Bestinmiungen ,  auf  welche  er  durch  Vor- 
gänge der  spätem  Römischen  Geschichte    geleitet   worden   ist: 
Cicero  würde  es  erwähnt  haben,  wenn  sie  in  den   zwölf  Tafeln 
standen.    Sie  begriflFen  das  Verbot  nächtlicher  Feste  unter  dem 
allgemeinen    Verbote   nächtlicher   Versammlungen   überhaupt.  *^) 
Aber  Alles  auf  die  Bestattungen  und  Leichenfeierlichkeiten  Be- 
zügliche war  in  den  zwölf  Tafeln  ausfuhrlich  behandelt 

Von  eigentlicher,  Gerichtsbarkeit  der  Priester  handelt  nur 
ein  kurzes  Gesetz  bei  Cicero**):  „den  Incest  sollen  die  Priester 
mit  höchster  Todesstrafe  ahnden".  Es  bezieht  sich  auf  die  Vn- 
keuschheit  Vestalischer  Jungfrauen  und  deren  Verfuhrer.  Wahr- 
scheinlich stand  es  auch  in  den  zwölf  Tafeln ,  gebot  aber  nicht^ 


a)  Gic.  de  leg.  II,  23  und  24. 

b)  Plin.  nat  hist  XXI»  7. 

c)  PoTC.  Latr.  decl.  in  Gat.  19. 

d)  Gic.  de  leg.  U,  9,  22. 
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Neues.  Denn  schon  von  den  ältesten  Zeiten  an  hatten  die  Priester 
and  der  König  in  seiner  Eigenschaft  als  Oberpriester  über  Vesta- 
lische  Jungfrauen  zu  Gericht  gesessen:  ob  diese  Gerichtsbarkeit 
unabhängig  war  und  nicht  auch  das  Volk  eingreifen  konnte, 
darüber  erfahren  wir  aus  Cicero  nichts.  *)  Bei  den  andern  reli- 
giösen Bestimmungen,  welche  aus  den  zwölf  Tafeln  angeführt 
werden,  wird  nicht  hinzugesetzt,  wem  das  Urtheil  über  Ver- 
gehen dagegen  zustand;  aber  eben  aus  diesem  Stillschweigen 
wird  man  folgern  dürfen,  dass  es  die  gewöhnlichen  weltlichen 
Gerichte  waren  und  den  Priestern  nur ,  wenn  es  erfordert  wurde, 
ein  Gutachten  zustand:  bei  der  einen  von  Plinius  angeführten 
Bestimmung  über  die  Kränze  ersehen  wir  es  aus  den  Beispielen 
von  Uebertretung,  welche  er  selbst  hinzufügt.  Das  Ergebniss 
(üeser  Untersuchung  ist,  dass  die  zwölf  Tafeln  in  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  nicht  änderten ,  sondern  nur  das  früher  Gebräuch- 
liche schriftlich  feststellten. 

Eine  den  Römern  eigenthümliche  Einrichtung  waren  die 
Familiengerichte,  welche  einen  grossen  Theil  der  Bürger  den 
öffentlichen  Gerichten  und  den  Urtheilen  der  Beamten  entzogen: 
es  fragt  sich,  welches  Verhältniss  die  zwölf  Tafeln  zu  ihnen 
einnahmen.  Es  kann  hier  nicht  von  den  Gerichten  über  Scla- 
ven  die  Rede  sein.  Denn  diese  galten :  nach  der  Strenge  des 
Rechtes  nicht  als  Personen  und  waren  unbedingt  dem  Gutdün- 
ken ihrer  Herren  unterworfen:  sie  konnten  nur  in  ihrem  Ver- 
hältniss zu  dritten  Personen  Gegenstand  der  Gesetzgebung  wer- 
den, ihr  Loos  im  Allgemeinen  zu  mildern  und  die  Herren  durch 
gesetzliche  Vorschriften  in  ihrer  Willkür  zu  binden,  daran  dachte 
man  noch  nicht  Wenn  wir  also  von  diesen  absehen,  so  bleibt 
die  Gerichtsbarkeit  übrig,  welche  der  Hausvater  über  die  Haus- 
kinder und  die  in  deren  Verhältniss  getretene  Ehefrau  hatte. 
Wir  wissen,  dass  beiderlei  Gerichtsbarkeit  in  den  zwölf  Tafeln 
behandelt  worden  ist ,  aber  so ,  dass  kein  neues  Recht  geschaf- 
fen, sondern  nur  das  alte  Herkommen  gesetzlich  festgestellt 
wurde.  Die  Gerichtsbarkeit  der  Hausväter  beruht  auf  der  väter- 
lichen Gewalt,    welche  bekanntlich  bei  den  Römern  der  Aus- 


a)  Man  vergleiche  oben  Seite  110  figd. 
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dehnnng  und  Zeit  nach  unbeschränkt  war.  Wo  Dionysius*)  die 
Verfassung  von  Romulus  schildert,  erwähnt  er  diese  Sitte,  es 
habe  dem  Vater  freigestanden,  den  Solm  in  Fesseln  zu  werfen, 
zu  schlagen,  und  auf  das  Land  zu  verbannen,  ja  zu  tödten, 
mochte  derselbe  auch  Erwachsen ,  im  Staate  angesehen  und  mit 
Ehren  geschmückt  sein.  Er  spricht  dann  noch  weiter  von  dem 
Rechte  des  dreimaligen  Verkaufes.  Dieses  Gesetz,  fährt  Diouy- 
sius  fort,  sei  es  dass'  es  schriftlich  abgefasst  gewesen  sei  oder 
ungeschrieben,  d.  h.  nur  in  der  Sitte,  bestanden  habe,  hätten 
schon  die  ältesten  Könige  beobachtet,  später  nach  Aufhebung  des 
Königthums  die  Zehnmänner  in  die  vierte  Gesetztafel  aufgenom- 
men. Sie  hätten  dieses  Gesetz  nicht  neu  erfunden,  sondern ,  da 
es  uraltes  Recht  war,  nicht  au&uheben  gewagt:  dies  beweist  er 
durch  ein  Gesetz  Numas,  das  im  Fall  der  Verheirathung  des 
Sohnes  das  Verkaufsrecht  des  Vaters  aufhob.  Diese  Auseinan- 
dersetzung von  Dionysius  ist  so  verständig  und  begründet,  dass 
ihr  nichts  hinzugefügt  zu  werden  braucht*'):  sie  beweist,  dass 
die  Zehnmänner  in  der  Gewalt  des  Vaters  über  seine  Kindei 
nichts  geändert,  mithin  auch  die  Familiengerichte,  welche  zur 
Ausübung  dieser  Gewalt  dienten,  so  wie  sie  von  uralter  Sitte 
geheiligt  waren,  in  ihr  Gesetzbuch  angenommen  haben.  Wäh- 
rend der  ganzen  Zeit  der  Republik  hatte  der  Vater  das  Recht, 
seinen  Sohn  wegen  aller  Vergehen ,  mochten  dieselben  gegen  ihn 
selbst  oder  gegen  dritte  oder  gegen  den  Staat  begangen  sein, 
vor  sein  Gericht  zu  ziehen  und  selbst  mit  dem  Tode  zu  bestra- 
fen. Aus  allen  Zeiten  hat  uns  die  Geschichte  einzelne  Beispiele 
davon  aufbewahrt  und  man  darf  den  Schriftstellern  glauben, 
dass  sie  viel  öfter  vorgekommen  sind. "")    Der  erste  Consnl  Bro- 


a)  Dionys.  II,  26  flgd. 

b)  Auch  in  Gollat  leg.  4,  8  heisst  es :  Papmianus  Hbro  singolari  d« 
adoherüa.  Com  patri  lex  regia  dederit  in  filium  vitae  necisque  pote- 
statem  cet 

c)  Dionys.  IT,  26  i&  Y^p  X^ytiv,  ^aouc  dir^xTttvav  ol  nor^pcc  avSpa; 
dya^obc  M  dptx^c  %al  i:po#ufi(ac  ETtp<Sv  Tt  Siaitprftao^at  Tcvvatov  Ipyo^ 
spoax^^vrac  4  8  (&i)  fcpoc^TaSav  a^xoTc  ol  naxipt^;  id.  Yllly  79  xa\  oUoi 
icoXXol  iraTiptc,  o\  fi&v  IrzX  fic^Coaiv  ahCaic,  ol  tliz  iXcttrootv  olirt  ^et6u 
Tfiv  ica((a»v  o&T  iXtov  io^ovr  Die  Gass.  XXXVIII,  36  ou^vol  7^  hi^  xat 
dIXXot,  o6x  9m.  Sicaroi,  dXXd  xal  (dtötai,  :calftac  ofAv  dicixtttv«v. 
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tos  soll  nach  der  Darstellung  Einiger  seinen  Sohn  vermöge  sei- 
ner yaterliehen  Gewalt  getödtet  haben»);   Sp.  Cassius,  der  drei- 
mal Consul  gewesen  war,   wie  ein  Theil  der  Gewährsmänner 
berichtet,   durch   seinen  Vater  verurtheilt  und  hingerichtet  wor- 
den sein.^)     Während  des   zweiten  Punischen  Krieges  soll  Q. 
Fabius  Verrucosus ,    Censor  im  Jahre  230  v.  Chr.,  seinen  Sohn 
wegen  Diebstahls  getödtet  haben.*")     L.   Gellius,  Consul  72  v. 
Chr.,  hielt  ein  Familiengericht  über  seinen  Sohn,   der  verschie- 
dener und  schwerer  Vergehungen  gegen  ihn  schuldig  sein  sollte : 
er  hätte  ihn  getödtet,  wenn  er  ihn  schuldig  befanden  hätte,  aber 
er  sprach  ihn  frei.  ^)    Etwas  später  fällt  ein  ähnliches  Gericht 
über  A.  Fulvius,    eines  Senators  Sohn,  welcher  sich  der  Ver- 
schwörung Catilinas  angeschlossen  hatte  und  in   dessen  Lager 
abgereist  war:  der  Vater  Hess  ihn  zurückholen,  verurtheilte  und 
tödtete  ihn.*)    Auch  andere  Gerichte  von  Vätern  über  ihre  Kin- 
der werden  erwähnt,  in  denen  zwar  eine  Freisprechung  erfolgte, 
aber  doch  eine  Verurtheilung  zur  härtesten  Strafe  als  möglich 
angenommen   ¥rird.')     Noch   unter  Kaiser  Augustus  wird  von 
einem  Römischen  Ritter  erzählt ,  der  seinen  Sohn  tödtete :  er  zog 
sidi  den  Haas  des  Volkes  nicht  dadurch,   sondern  durch  die 
Gransamkeit  der  Hinrichtung  zu. ')     Alle   diese  Fälle  *  werden 
überliefert  nicht  als  Beispiele  einer  übergrossen  und  ungesetz- 
lichen Gransamkeit,  sondern  als  solche  einer  altrömischen,  heil- 
samen und  mit  den  Gesetzen  übereinstimmenden  Strenge. 

Selbst  bei  der  Adoption  und  Arrogation  wurden  noch  in 
später  republicanischer  Zeit  Formeln  gebraucht,  welche  dem 
Adoptirenden  mit  der  väterlichen  Gewalt  das  Recht  über  Leben 


a)  S.  oben  S.  139. 

b)  S.  oben  S.  287. 

c)  Oros.  lY,  13. 

d)  Val.  Max.  Vm,  9,  1. 

e)  Val.  Max.  Y,  8,  5;  SaU.  Cat.  39;  Die  Cass.  XXXVII,  36.  Bei- 
spiele Ton  Töchtern,  welche  von  ihren  Vätern  getödtet  worden,  siehe  bei 
VaL  Max.  VI,  1,  3  und  6. 

f)  Val.  Max.  V,  9,  3  nnd  4. 
8)  Senec.  de  dem.  I,  14. 
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und  Tod  des  Adoptirten  übertrugen*).  Also  ist  kein  Zweifel, 
dass  auch  über  den  adoptirten  Sohn  der  neue  Vater  volle  Ge- 
richtsbarkeit ausüben  konnte.  Ein  Fall  der  Art  ist  uns  freilidi 
nicht  überliefert.  Dagegen  wird  ein  Beispiel  angeführt,  wo  der 
natürliche  Vater  seinen  Sohn,  trotzdem  er  ihn  einem  Andern 
zur  Adoption  gegeben  hatte,  dennoch  vor  sein  väterlidies  Gericht 
zog.  Nämlich  T.  Manlius  Torquatus  hatte  seinen  Sohn  an  D. 
Junius  Silanus  zur  Adoption  gegeben  und  der  Adoptirte  als 
Prätor  in  Macedonien  sich  Erpressungen  erlaubt '  Als  deswegen 
Gesandte  der  Macedonier  im  Senate  Klage  führten,  bat  T.  Tor- 
quatus nicht  eher  eine  Entscheidung  zu  fassen,  als  bis  er  selbst 
die  Sache  untersucht  hätte.  Nach  der  Untersuchung  erklärte 
er  seinen  Sohn  für  schuldig  und  verstiess  ihn;  dieser  aber  ans 
Scham  über  sein  Unrecht  machte  seinem  Leben  freiwillig  ein 
Ende.^)  Man  fragt,  nach  welchem  Rechte  Torquatus  dies  Ge- 
richt hielt  und  hat  verschiedene  Erklärungen  darüber  aufgestellt; 
indessen  keine  derselben  ist  überzeugend.  ^^  Aber  man  kann 
antworten,  dass  er  kein  Recht  zu  seinem  Urtheilsspruch  hatte  und 
dieser  lautete  deshalb  auch  nicht  auf  eine  Strafe ,  noch  viel  we- 
nigier  vmrde  eine  solche  vollzogen,  sondern  der  natürliche  Va- 
ter erklärte,  er  halte  seinen  Sohn  des  Staates  und  seines  Hau- 
ses für  unwürdig  und  hiess  ihn  sofort  aus  seinen  Augen  gehai. 
Der  Senat  hatt«  das  Recht,  die  Bestrafung  des  Schuldigen  zn 
veranlassen;  aber  als  der  Vater,  dessen  Rechtlichkeit  bekannt 
war  und  dem  man  alle  Milde  gegen  den  Angeklagten  zutranen 
durfte,  seine  Vermittelung  anbot,  nahm  der  Senat  dieses  Auskunfis- 
mittel  gern  an,  zumal  da  damit  auch  die  Gesandte  der  Mace- 
donier zufrieden  waren.    Es  war  also  ein  gegenseitiges  Ueber- 


a)  Bei  der  Arrogation,  welche  durch  ein  Guriatgesetz  geschah,  war  die 
von  Gell.  V,  19  mitgetheilte  Formel  folgende :  Velitis  iubeaÜs  uti  L.  Valerios 
L.  Titio  tarn  im*e  legeque  filius  siet  quam  si  ex  eo  patre  matreque  fami- 
lias  eins  natus  esset  utique  ei  vitae  necisque  in  eum  potestas  siet  uti  pa- 
tre endo  filio  est  Haec  ita,  ut  dixi,  ita  vos,  Quirites,  rogo.  Vergl.  CSc  de 
dorn.  29,  77  Credo  enim,  quamquam  in  iUa  adoptaüone  (der  von  P.  OIo- 
dius  durch  einen  Plebejer)  legitime  factum  est  nihil,  tamen  te  esse  interroga- 
tum  auctome  esses,  ut  in  te  P.  Fonteius  vitae  necisque  potestatem  haberet 
ut  in  filio. 

b)  Liv.  per.  LIV;  Cic.  de  fin.  I,  7,  24;  Val.  Max.  V,  8,  3. 
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eiokommeD,  nicht  ein  auf  Gesetz  oder  Herkommen  beyihendes 
Verfahren.  Der  Adoptivvater  lebte  wahrscheinlich  nicht  mehr: 
sonst  würde  er  der  natürliche  Richter  gewesen  sein.  Wenn  er 
lebt«  und  ans  bf^sondem  Gründen  die  Untersuchung  nicht  vor- 
oaiuD,  musste  er  zu  dem  Uilheile  des  natürlichen  Vaters  wenig- 
stens seine  Einwilligang  geben. 

Gemildert  wurde  diese  väterliche,  Leben  und  Tod  des 
iohaes  umfassende  Gerichtsbarkeit  durch  die  Sitte.  Der  Beamte 
l^t  3eit  dem  Valerischen  Provocationsgesetze  verpflichtet,  sein 
Irtfaeil  öffentlich  zu  sprechen  und  dadurch  von  der  öffentlichen 
Veiniuig  gezwungen,  eine  Untersuchung  der  Entscheidung  voran- 
?»^hen  zu  lassen;  ebenso  verlangt  das  Herkommen  vom  Vater 
''ine  Untersuchung,  ehe  er  den  Spruch  über  seinen  Sohn  thui 
I3ie  Form  dieser  Untersuchung  war  wieder  in  so  fem  durch  das 
Hi^rkommen  vorgeschrieben,  als  es  einen  Beirath  (consilium) 
^i  dem  Urtheile  des  Vaters  ebenso  wie  bei  dem  des  Beamten 
verlangte.  Der  Beirath  wurde  frei  gewählt,  obwohl  bestimmte 
Verwandte  durch  die  Sitte  empfohlen  wurden.  In  den  oben 
^geführten  Beispielen  heisst  es  von  Manlius  Torquatus,  er 
^  die  Untersuchung  über  seinen  Sohn  allein  geführt:  ich 
^ke  deshalb,  weil  es  kein  eigentliches  Familiengericht,  sondern 
der  natürliche  Vater  in  diesem  Falle  nur  eine  Art  von  Schieds- 
riAter  war.  Dagegen  von  Sp.  Cassius  sagt  Valerius  Maximuö»), 
tr  m  von  seinem  Vater  mit  Hinzuziehung  eines  Beirathes  von 
Verwandten  und  Freunden  getödtet  worden,  von  L.  Gellius  wird 
^rzähh,  dass  er  fest  den  ganzen  Senat  als  Beirath  hinzuzog, 
^  nicht  bloss  Verwandte,  sondern  auch  Freunde  und  ange- 
'^hene  Männer,  die  bei  Verurtheilung  oder  Freisprechung  seinem 
Irtheile  bei  seinen  Mitbürgern  Gewicht  verleihen  konnten.  Als 
Vit»  KaLser  Augustus  L.  Tarius  seinen  Sohn,  den  er  bei  einem 
Versuch  zum  Vatermorde  ertappt  hatte,  vor  sein  Gericht  stellen 
woDte,  bat  er  den  Kaiser  selbst  in  seinem  Beirath  zu  erscheinen. 
Er  erschien,  die  Stinunen  wurden,  wie  bei  einem  öffentlichen 
Gerichte  schriftlich  abgegeben   und  der  Sohn  zur  Verbannung 


a)  Val.  Max.  V,  8,  2. 
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venirtheilt.  0    Der  Einfloss  des  Beirathes  war  also  bei  solchem 
Gerichte  derselbe,  wie  bei  jedem  andern:  die  Sitte  verpflichtete 
den   Vater,     sich   der    Stimmenmehrheit    in    demselben  anzu- 
schliessen:  so  allein  konnte  er  den  Beamten  und  dem  Staate 
gegenüber  seinem  Spruche  Geltung  verschaffen,  auch  sich  selbst 
vor  übler  Nachrede  oder  gar  gesetzlichem  Einschreiten  schützen. 
Wir  hören  nämlich  durchaus  von  keinem  Gesetze,  welches  gebo- 
ten hätte,  mit  dem  Ausspruche  des  Familiengerichtes  zufrieden 
zu  sein.    War  eine  Verurtheilung  erfolgt,  so  hatte  der  Staat  die 
Milde,  sich  bei  der  Hinrichtung  durch  den  Vater  zu  beruhigen, 
zumal  da   eine  Vermögensstrafe  bei  dem  unt^r  väterlicher  Ge- 
walt stehenden  Sohne  nicht  möglich  war.    Wenn  Freisprechung 
erfolgt  war,  so  galt  das  als  vorläufiges  Urtheil,  das  von  dem 
höchsten  Einflüsse  aui  das  Urtheil  der  Beamten  und  des  Volkes 
sein  konnte,  aber  dasselbe  gesetzlich  nicht  ausschloss.   Ein  Bei- 
spiel, wo  auf  das  Familiengericht  noch  ein  anderes  Gericht  ge- 
folgt wäre,  ist  uns  nicht  überliefert    Wohl  aber  sind  uns  Fälle 
bekannt,  wo  die  Strenge  des  Familiengerichtes  Missbilligong  bei 
der  öffentlichen  Meinung  und  sogar    gesetzliche   Strafe  erfuhr. 
Einen  Römischen  Ritter,  welcher  seinen  Sohn  grausam  getödtet 
hatte,    konnte  der  Kaiser  Augustus  kaum  vor  dem  Zorne  de^ 
Volkes  schützen.^)    Am  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr. 
tödtete  Q.  Fabius  Maximus  seinen  Sohn  wegen  Verdachtes  von 
Unkeuschheit:  er  wurde  von   Gn.  Pompejus  angeklagt  und  lebte 
verurtheilt  später  in  der  Verbannung.*^)     So  wenig  waren  die^w 
Verhältnisse  durch  bestimmte  Gesetze  geregelt,  so  sehr  der  Sitt« 
und  dem  gesunden  Sinne  des  Volkes  selber  überlassen. 

Die  richterliche  Gewalt  des  Hausherrn  über  seine  Frau  ist  ahm 
lieh  der  über  seine  Kinder,  aber  doch  einerseits  beschränkter,  an^ 
drerseits  ausgedehnter.  Bekanntlich  war  die  älteste  Ehe  bei  den  R& 
mem  eine  solche,  wodurch  die  Frau  aus  der  Gewalt  ihres  Vaters  un^ 
ihrer  Verwandten  heraustrat  und  in  die  Hand  des  Mannes  überging 
(in  manum  c(müeauibal).  Dionysius^)  fuhrt  diese  Einiichtuiig  aq 


a)  Senec.  de  dem.  I,  15. 

b)  Senec.  de  dem.  I,  14.    Vergl.  oben  S.  351. 

c)  Oros.  V,  16;  Val.  Max.  VI,  1,  5. 

d)  Dionys.  II,  25. 
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ein  Gesetz  TonRomnlus  zurück,  d.  h.  sie  bestand,  seit  es  einen 
Römisehen  Staat  gab  nnd  die  Ueberlieferung  wusste  keinen 
Zeitponkt  anzugeben,  wo  sie  eingeführt  worden  wäre.  Es  ist 
auch  ersichtlich,  dass  eine  solche  Einrichtung  sich  überhaupt 
mr-ht  durch  ein  Gesetz  einführen  lässt:  sie  entsteht  und  bildet 
$ich  langsam,  ihr  Ursprung  entzieht  sich  der  Geschichte.  Das 
Wesen  jener  Ehe  bestand  dann,  dass  die  Frau  in  ein  vollstän- 
iiiges  Abhäi^gkeitsyerhältniss  zum  Manne  trat,  kein  eigenes 
Vermögen  besass  oder  erwerben  konnte,  in  die  hausherrliche 
Gewalt  des  Gatten  kam.  Aber  die  Natur  der  Sache  bringt  es 
mit  sieh ,  dass  diese  Gewalt  sich  gegen  sie  nicht  mit  gleicher 
iDomsehrünktheit  äussert  wie  gegen  die  Kinder,  dass  sie  gegen 
die  von  aussen  Hinzutretende  nicht  mit  gleicher  Freiheit  ver- 
fahren konnte,  wie  gegen  die  von  innen  heraus  geschaffenen: 
die  Frau  wurde  wie  eine  Tochter  gehalten,  aber  sie  wurde  nicht 
Tochter.  Indessen  dies  war  das  thatsächliche  Yerhältniss,  das 
reehtliche  war  ebenso  wie  das  der  Kinder.  Dionysius  erzählt: 
«wenn  die  Frau  fehlte,  so  bekam  sie  zum  Richter  denjenigen,  wel- 
«iten  sie  beleidigt,  und  zum  Herren  über  die  Grösse  der  Strafe,  und 
tober  urtheilten  die  Verwandten  mit  dem  Manne,'^  d.  h.  der 
firemann  nebst  seinen  Verwandten,  die  er  zu  einem  Familien- 
rathe  beriet  Bis  zum  Recht  der  Todesstrafe  steigerte  sich  die 
Gewalt  des  Mannes  in  zwei  FäUen,  bei  Verführung  und  beim 
Weintrinken.*)  Um  die  Strafgewalt  in  dem  letzten  Falle,  bei 
<lem  sich  die  alte  Strenge  am  aufiallendsten  zeigte,  zu  beweisen, 
«nahlte  die  Ueberlieferung  von  Egnatius  Mecenius,  welcher  unter 
^  Regierung  von  Romulus  seine  Frau  wegen  Weintrinkens 
ungestraft  getödtet  hatte  ^):  dadurch  wurde  die  Römische  Sitte 
^oeikannt  Wenn  so  dem  Grundsatze  nach  das  Recht  des  Mannes 
^r  seine  Frau,  mit  der  er  in  strenger  Ehe  lebte,  dasselbe  war 


a)  Siehe  Polyb.  VI,  2.  Die  betreffenden  Worte  von  Dionysius  II,  25 
Süd:  h  olXq  ^jv  (pl^op^  9(i>fiatoc  xal  8  ictJvTwv  iXd^torov  djxapTTjiJirfTüiv  "EX- 
^-^i«  Sd^tuv  5v  ^irdp^tiv,  tX  TIC  oTvov  tOpcOc^T)  iriouaa  yw^V  dfjL^öripa  ydp 
'avta  #a>^(p  C^piioüv  ouvt^topTjatv  6^P(i>fikuXoc,  «i)c  <i(jiapTi)fi.dT(i)v  Yuvatxt/wv 

b)  VaL  Max-  VI,  3,  9;  Plin.  nat  bist.  XIV,  89;  Serv.  ad  Viiig.  Aen. 
^-  757;  TertolL  apolog.  6.    VergL  GeU.  X,  23. 
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wie  über  seine  Kinder,  so  war  er  auch  ebenso  durch  die  Sitte 
an  die  Beobachtung  der  gebräuchlichen  Formen  dabei  gebunden; 
er  musste  einen  Beirath  zuziehen,  bei  dessen  Auswahl  er  zwar 
an  kein  Gesetz  gebunden,  aber  doch  verpflichtet  war,  seine 
nächsten  Angehörigen  sowie  die  ursprünglichen  Verwandten  der 
Frau  zu  berücksichtigen.  Dies  verlangte  die  Sitte,  wenn  der 
Ehemann  für  sein  ürtheil  Billigung  bei  der  öffentlichen  Meinung 
finden  wollte. 

Neben    dieser  strengen   Ehe  bildete  sich  frühzeitig,  wenn 
gleich  man  die  Zeit  nicht  genauer  angeben  kann,  eine  freiere 
Form  der  Ehe,  bei  welcher  die  Frau  nicht  in  die  Hand  des 
Mannes  kam  (sine  manu)^   sondern  in   der  väterlichen  Gewalt 
verblieb.     Dadurch  wurden  die  hausherrlichen  Rechte,    welche 
bei  der  strengen  Ehe  dem  Manne  zustanden,  aufgehoben,  Ver- 
mögen und.  Erwerb  der  Frau  kamen  nicht  in  die  Gewalt  des 
Mannes,  sondern  verblieben  in  ihrer  eigenen  Familie,    zunächst 
bei  ihrem  Vater,  nach  dessen  Tode  bei  ihren  Verwandten.    Be- 
ging sie  also  etwas  Strafwürdiges,  so  war  sie,   als  ob  sie  nicht 
verheirathet  war,  dem  väterlichen  Gericht  und  der  Sitte,  welche 
über  die  Hauskinder  bestand,  unterworfen.    Der  Vater  urtheilte 
über  sie  mit  einem  selbstgewählten  Beirathe,  zu  dem  er  aber  na- 
türlich nicht  nur  seine  eigenen  Verwandten,    sondern    auch  den 
Mann  und  dessen  Verwandte   berief.    In  der  freien  Ehe  hatte 
demnach  der  Vater  oder  die  natürlichen  Verwandten,    in    der 
strengen  der  Mann  oder  dessen  Verwandte  das  Uebergewicht.*) 
Indessen  auch  in  der  freien  Ehe  mussten  dem  Manne   gewisse 
Rechte  über  die  Frau  verbleiben,   welche  für  den  Zweck  der 
Ehe   nothwendig  waren.    Eine  Ehescheidung  konnte  in  ihr  von 
beiden  Seiten  ausgehen,  nicht  nur  vom  Manne,  wie  in  der  stren- 
gen Ehe,   sondern  auch  von  dem  Vater  der  Frau,  welcher  seine 
Tochter  zurückforderte.    Aber  dem  Manne  gaben  Sitte   und  Ge 
setz  das  Recht,  die  in  Ehebruch  betroffene  Frau  zu   tödten*"): 
die  Sitte  verlangte  auch  bei  blosser  Ehescheidung  von  Seite  de^^ 


a)  Zwei  Beispiele  eines  solchen  Familiengerichtes  erzählt   VaL  Max. 
VI,  3,  8. 

b)  GeU.  X,  23. 
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Mannes  die  Fonn  eines  Familiengerichtes.  Ein  Beispiel  davon 
kben  wir  ans  dem  Jahre  306  v.  Chr.,  wo  die  Censoren  M.  Va- 
lerius  und  C.  Junius  einen  Senator  L.  Annius  aus  dem  Senate 
stiessen,  weil  er  ohne  einen  Beirath  „seiner  Freunde"  hinzuzu- 
ziehen, seine  Frau  Verstössen  hatte*):  ein  Beweis,  dass  der 
Ehemann  zwar  nicht  gesetzlich  strafbar  war,  aber  das  Herkom- 
me verletzt  hatte.  In  späterer  Zeit  hörten  bei  einreissender 
Sitlenlosigkeit  natürlich  diese  strengen  Formen  der  Ehescheidung 
auf  nnd  dieselbe  wurde  ohne  Gericht  vollzogen.**)  Dennoch  er- 
iiielt  sich  das  Andenken  daran  und  Familiengerichte  kommen 
ab  and  zu  vor.  Noch  unter  Kaiser  Nero  erzählt  Tacitus ,  habe 
Plautius,  der  Besieger  Britanniens,  ein  Familiengericht  über  seine 
Frau  Pomponia  Graecina  gehalten.  Sie  war  wegen  Hinneigung 
zar  jüdischen  Religion  bei  ihm  verklagt  worden:  er  hielt  mit 
ünnen  Verwandten  ein  Gericht  über  sie  und  erklärte  sie  nach 
Intersttchung  der  Sache  für  unschuldig. '^)  Vom  Kaiser  Tiberius 
erzählt  Sueton«*),  er  habe  unkeusche  Frauen,  gegen  welche  kein 
xfentlicher  Ankläger  auftrat,  ihren  Verwandten  zum  Gericht  und 
m  Bestrafung  übergeben. 

Gegen  Frauen  gewährte  nämlich  die  Sitte  dem  Familien- 
ifrichte  noch  grössere  Rechte  als  gegen  die  unter  väterlicher 
Gewalt  stehenden  Söhne.  Es  war  bei  den  Römern  im  Allge- 
mdnen  nicht  gebräuchlich,  dass  Frauen  öffentlich  bestraft  wur- 
dt'D:  man  vermied  es,  sie  der  Familie  zu  entziehen.  Nicht  nur 
Jas  Urtheil  über  Vergehungen  von  Frauen  vnirde,  wo  möglich, 
^^tm  Familiengerichte  überlassen,  sondern  selbst,  wenn  das  Ur- 
tbeil  von  einem  Beamten  oder  einer  Behörde  gefällt  war,  blieb  die 
Bestrafung  der  Familie,  welche  dazu  den  öffentlichen  Auftrag 
erhielt  Das  merkvirürdigste  Beispiel  dieser  Art  vdrd  uns  von 
LiTius  *)  berichtet  bei  Gelegenheit  der  furchtbaren  Strafe,  welche 

a)  Val.  Max.  U,  9,  2. 

b)  In  den  Beispielen  von  Ehescheidungen,  welche  Val.  Max.  VI,  3,  10—12 
^fohrt,  wird  ein  Beirath  der  Verwandten  wenigstens  nicht  erwähnt  und 
fiod  auch  wohl  nicht  statt. 

c)  Tac.  Ann.  Xlü,  32. 

d)  Suet  Tib.  35. 

e)  Liv.  XpOX,  13  Mulierea  damnatas  cognatis  aut  in  (juonim  manu 
^sent,  tradebant,   at  ipsi  in  private  animadverterent  in  eas;  si  nemo  erat 
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an  den  Theilnehmern  der  Bacchanalien  genommen  wurde.   Die 
Frauen,  welche  schuldig  waren,  wurden  ebenso  wie  die  Männer, 
von  dem  Consul  verurtheilt,  aber  ihre  Strafe  erfolgte  nicht  öffent- 
lich, nicht  durch  die  Diener  der  öffentlichen  Gerechtigkeit    Sie 
wurden,  wenn  sie  unverheirathet  waren  oder  in  freier  Ehe  leb- 
ten, ihren  natürlichen  Verwandten,  wenn  in  strenger  Ehe,  ihren 
Ehemännern  übergeben,  um  an  ihnen  die  Todesstrafe  zu  voll- 
ziehen; nur  diejenigen,  welche  solche  Angehörigen  nicht  hatten 
oder  denen  der  Consul  die  Vollziehung  der  Todesstrafe  nicht  zu- 
traute, also   wohl  meist  Personen  niederen  Standes,    wurden 
durch  den  öffentlichen  Henker  hingerichtet    Kurz  vor  dem  dritr 
ten  Punischen  Kriege  wurden  zwei  vornehme  Frauen,   Publilia 
und  Licinia,  wegen  Ermordung  ihrer  Männer  angeklagt,  aber 
vom  Prätor  gegen  Stellung  von  Bürgen  vorläufig  freigelassen. 
Ihre  Verurtheilung  war  sicher.    Deshalb  trat  das  Familiengericbt 
ins  Mittel :   nach  dem  Ausspruch  ihrer  Verwandten  wurden  sie 
hingerichtet  •)    Noch  unter  Kaiser  Tiberius  war  die  Hinrichtung 
eines  unverheiratheten  Mädchens  unerhört^)    Das  war  ein  Rest 
der  Familiengerichtsbarkeit  und  der  alten  Römischen  Sitte,  welche 
die  Frauen  als  unselbständig  vom  Staate  ausschloss   und  dem 
Ehemanne  oder  ihren  Verwandten  uberliess.*^ 

Aus  unserer  Darstellung  ergiebt  sich,  dass  die  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln  in  dem  Verhältnisse  der  Frauen  nichts  We- 
sentliches geändert  hat:  wir  finden  dieselbe  Sitte  im  Anfange  des 
Staates  wie  auf  dem  Höhenpunkte  der  Republik,  nur  dort  stren- 
ger und  rücksichtsloser,  hier  gemildert  durch  den  Einfluss  der 
allmälig  fortschreitenden  Bildung.  Die  Zehnmänner  konnten  so- 
gar nicht  den  Versuch  einer  Aenderung  machen.  Wie  die  Sitte 
sich  ohne  ein  bestimmtes  Gesetz  gebildet  hatte,  so  musste  sde 
sich  auch  weiter  fortbilden :  nur  mildernd  durften  die  Gesetzge- 
ber auftreten  und  das  scheinen  sie  gethan  zu  haben.  £s  winl 
uns  nur  eine  hierher  gehörige  Bestimmung    der  zwOlf  Tafeln 


idoneus  suppUcii  exactor,  in  publice  animadvertebatar.    Vergl.   YaL  Sias. 
VI,  3,  7. 

a)  Liv.  per.  XLYIH;   Val.  Max.  VI,  3,  8. 

b)  Tac  Ann.  V,  9. 
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überliefert  vonGajus*),  wo  er  von  der  Eheform  des  Usus  spricht 
Eine  Frau,  weiche  ein  ganzes  Jahr  mit  einem  Manne  verhei* 
rathet  gewesen  war,  trat  dadurch  in  die  strenge  Form  der  £he 
ein  and  kam  in  die  Hand  des  Mannes:  die  zwölf  Tafeln  gaben 
die  Vorschrift,  wenn  die  Frau  drei  Nächte  hinter  einander  in 
jedem  Jahre  von  ihrem  Manne  entfernt  bliebe,  trete  die  strengere 
Ehe  mcht  ein.  Wahrscheinlich  hatte  schon  der  Gebrauch  dies 
Mittel,  die  strenge  Ehe  zu  vermeiden,  an  die  Hand  gegeben: 
(iie  zwölf  Tafeln  haben  es,  während  es  bisher  nur  geduldet  war, 
ge^tzlich  festgestellt  Weitere  Bestimmungen  hierfiber  sind  uns 
nicht  aberliefert 

Drittes  Capitel. 

Tcrii40nig«a  im  GriniBalproeesse  iirch  die  Docenvira.  ZuinuMBgt- 
Uiigkeit  des  Privat-  and  Crimiiialproeesses.  Yalerisehes  Provocatlons- 
sesetz  beibehaiten  and  der  übrige  Process  nicht  verändert,  iosseror- 
ieitlieher  Griminalprocess.  Äosschliessiiche  Beftigniss  der  Centariat- 
comitiei  aber  Oapttalsichen.    Terbot  der  Privllegtei. 

Wenn  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  in  den  Grundlagen 
W  Römischen  Lebens  keine  Veränderung  vornahm,  sondern  die- 
^^Iben  nur  theils  milderte  theils  wo  sie  auf  unsicherem  Herkommen 
beruhte,  gesetzlich  feststellte,  so  kann  das  natürlich  erscheinen. 
Denn  in  dergleichen  Y^hältnissen  muss  die  Gesetzgebung  dem 
dareh  die  Sitte  Hergebrachten  nachgehen  und  wahrscheinlich  war 
e^  als  man  die  schriftliehe  Ab&ssung  eines  Gesetzbuches  beschloss, 
nieht  die  Absicht  gewesen,  darin  Abänderungen  eintreten  zu 
lassen.  Eher  könnte  man  solche  bei  dem  ordentlichen  Griminal- 
processe  erwarten:  seine  Formen  konnte  man  nach  dem  Bedürf- 
nisse der  Zweckmässigkeit  umgestalten,  ohne  die  Gewohnheiten 
des  Volkes  zu  verletzen.  Zuerst  fragt  man,  ob  die  Trennung 
des  Cnmioalprocesses  vom  Privatprocesse  durch  die  Zehnmänner 
Fort8diritte  gemacht  hat,  ob  seine  Selbständigkeit  als  besonderer 
Theil  des  Rechtes  von  denselben  anerkannt  worden  ist  Wir 
haben  gesehen,  dass  derselbe  ursprünglich  von  dem  Privatprocesse 


a)  Gaj.  1,  111. 
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nicht  geschieden  war,    dass   die  Formen  der  Verhandlimg,  die 
Personen  der  Richter   dieselben  waren:    König  Tnllias  machte 
zuerst  einen  Unterschied  und  das  Valerische  Provocationsgesetz 
bestimmte  den  Character  des  Griminalprocesses  als  den  eine& 
öffentlich  vor  dem  Volke  geführten:  die  Rechtsunsicherheit  vor 
den  zwölf  Tafeln  erweiterte  die  Kluft,  indem  sie  die  Bestrafung 
von  Plebejern  der  Beurtheilung   der  plebejischen  Beamten  nnd 
Volksversammlungen  anheim  gab.    Die  zwölf  Tafeln  haben  nur 
das  letzte  Hindemiss  einer  gleichförmigen  Rechtspflege  hinweg- 
geräumt, indem  sie  die  Strafen  für  die  Vergehungen  festsetzten, 
im  Uebrigen  aber   die  Zusammengehörigkeit  des   Privat-  und 
Griminalprocesses,   so  wie  sie  dieselbe  vorfanden,  bewahrt.   Ein 
äusserer,  aber  genügender  Beweis  dafür  ist  der,  dass,  während 
mr  Bruchstücke    über    die    Formen  des  Privatprocesses  übrig 
haben,  sich  kein  einziges  über  den  Criminalprocess  findet:  und 
doch  würde  sich,  wäre  der  letztere  getrennt  behandelt  gewesen, 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ein  solches  erhalten  haben,  da  die 
Formen,  wie  sie  zur  Zeit  der  Zehnmänner  festgestellt  wurden, 
lange  dieselben  blieben  und  zum  Theil  in  den  Schwurgerichts- 
process  übergingen.    Paraus  ist  der  Schluss  gerechtfertigt,   da^s 
die  Formen  für  beide  Processarten  dieselben  waren:  das  Ver- 
fahren für  beide  theilte  sich  in  das  in  iure  und  in  ituUcio.   Aue 
Klagen,  welcher  Art  sie  auch  sein  mochten,  nahm  der  Gonsul 
entgegen:  er  überwies  die  Criminalklagen,  wenn  er  sie  ange- 
nommen, an  den  Quästor,  die  Privatklagen  an  die  Privatricbter: 
für  beide  bestimmte  er  die  Gesichtspunkte,  auf  welche  es  beim  Fällen 
des  Urtheils  ankommen  sollte.    Man  kann  nach  der  uns  erhaltenen 
Ueberlieferung  von  den  zwölf  Tafeln  keinen  einzigen  Punkt  an- 
geben, worin  dieselben  eine  Aenderung  vorgenommen  hätten. 

Von  dem  Grundgesetze  der  Römischen  Freiheit  und  insbe- 
sondere des  Griminalrechtes,  dem  Valerischen  Provocationsgesetze, 
wissen  wir,  dass  es  in  den  zwölf  Tafeln  beibehalten  worden 
ist  Wo  Gicero  von  demselben  spricht,  erwähnt  er  zuerst  die 
Provocation  unter  den  Königen  und  sagt  dann*):  „dass   ebenso 


a)  Oic.  de  rep.  II,  31  itemque  ab  omni  iudicio  poenaque  provocari  H- 
cere  indicant  XU  tabulae  compluribus  legibus. 
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von  jedem  Gericht  und  jeder  Strafe  Berufung  an  das  Volk  frei- 
steht, beweisen  die  zwölf  Tafeln  in  mehreren  Gesetzen.''    Nach 
der  Art,  wie  einmal  aus  der  zweiten  Tafel  das  zweite  Gesetz 
angefahrt  wird*),  müssen  wir  unter  Gesetz  nicht  einen  einzelnen 
Satz,  sondern  eine  Zusanunenstellung  von  Sätzen,  eine  Art  Ab- 
:<chmtt,  verstehen.    Nehmen  wir  nun  an,  es  wäre  das  Valerische 
ProYocationsgesetz,  entweder  verändert  oder  unverändert,  in  den 
zwölf  Tafeln  wiederholt  worden,  so  versteht  man  die  mehreren 
Gesetze,  von  welchen  Cicero  spricht,  nicht:  es  wäre  dann  nur 
ein  Abschnitt,   vielleicht  zwei,   gewesen.    Auch  scheint  dessen 
Aasdmck,   mehrere   Gesetze  zeigten  an,  dass  man  von  jeder 
Strafe  Berufung  an  das  Volk  einlegen  dürfe,  überhaupt  nicht  für  die 
Meinung  zu  passen,  als  sei  mit  deutlichen  Worten   die  Erlaub- 
nids  zu  dieser  Berufung  ausgesprochen  gewesen,  sondern  eher 
für  eine  mittelbare  Folgerung,  welche  aus  den  Worten  gezogen 
werden   konnte.    Man  muss  daher  vielmehr  annehmen,  in  den 
Gesetzen,  durch  welche  für  ein  Vergehen  eine  bestinmite  Strafe 
aosgesprpchen  wutde,  sei  zum  Schluss  die  Berufung  an  das  Volk 
entweder  unmittelbar  erlaubt  worden,  oder  wenigstens  mittelbar, 
indem  nach  der  Weise  Römischer  Gesetze  das  Valerische  Provo- 
catiouBgesetz  für  nicht  aufgehoben  erklärt  wurde.    Dann  ist  Ci- 
ceros  Ausdruck  vollkommen  genügend:  aus  solchen  vereinzelten 
Bemerkungen  zog  er  den  Schluss,  die  Provocation  sei  in  den 
zwölf  Tafeln  gestattet  gewesen.    Wenn   aber   die  Zehnmänner 
hierbei  ein  früheres  Gesetz  namhaft  machten  und  bestätigten,  so 
luum  man  daraus  eine  Einsicht  in  ihr  Ver&hren  überhaupt  ge* 
winnen.   Ihre  Absicht  war  nicht,  die  früheren  Gesetze  überflüssig 
za  machen  und  das  Römische  Recht  neu  zu  gründen :  sie  Hessen 
alle  alten  Gesetze  und  Gewohnheiten,  in  so  fern  sie  nicht  mit 
Aen  von  ihnen  aufgestellten  Anordnungen  im  Widerspruch  waren, 
io  Kraft  und  diese  mussten  auch  später  noch  zur  Aushülfe  und 
SrgäDzmig  angewendet  werden.    Den  Umfang  der  Provocation 
h^n  die  zwölf  Tafeln  nicht  verändert.    Cicero  sagt,   sie  hätten 
von  jedem  Urtheil  und  jeder  Strafe  Berufung  an  das    Volk  ge- 
stattet, d.  h.  von  jedem  Urtheil,'  welches  eine   Strafe   festsetzte. 


a)  Siehe  oben  S.  347. 
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mochte  dieselbe  in  Geld  oder  Leibesstrafe  bestehen.  Der  Sinn 
dieser  Worte  kann  nicht  sein,  dass  damit  das  vor  kurzem  er- 
lassene Aternisch-Tarpejische  Gesetz  aufgehoben  worden  sei,  denn 
wir  wissen,  dass  es  lauge  Zeit  in  Geltung  geblieben  ist")  Cicero 
meint  also,,  alle  darüber  hinausgehenden  Geld-  und  alle  sonstigen 
Strafen  hätten  der  Provocation  unterlegen;  dies  aber  war  eben  die 
Bestimmung  des  Valerischen  Provocationsgesetzes. 

Auch  andere  Veränderungen  des  Criminalprocesses,  welche 
durch  die  Zehnmänner  gegen  die  früher  gebräuchlichen  Formen 
geschehen  seien,  wird  es  schwer  sein 'nachzuweisen.  Z.  B.  über 
das  Zeugenverhör  und  die  Art  der  Beweisführung  bestanden 
wahrscheinlich  uralte  Regeln,  die,  wenn  sie  von  den  Zehnmännem 
überhaupt  Erwähnung  fanden,  nur  eine  bestimmte,  schriflliche 
Abfassung  erhielten.  Die  Vorschrift  bei  Gellius*»):  „der  Un- 
tergang der  Sonne  soll  die  letzte  Zeit  sein'^  war  sicherlich 
in  alter  Sitte  begründet  Das  Succumbenzgeld  (sacramentum) 
betrug  später,  je  nach  der  Höhe  der  streitigen  Summe,  50  oder 
500  As,  wie  Gajus^)  bemerkt  Die  letztere  Sunmie  wjar  schon 
in  dem  ersten  Valerischen  Gesetze  bestinmat,  die  andere  scheint 
früher  geringer  gewesen,  aber  durch  das  Menenisch-Sestische 
Gesetz  aufgestellt  worden  zu  sein^)  und  wenn  die  Zehnmänner 
verordneten,  dass  in  einem  Processe  um  die  Freiheit  eines  Men- 
schen, so  gross  auch  der  Werth  desselben  sein  möchte,  immer 
nur  das  niedrigere  Strafgeld  in  Anwendung  kommen  sollte,  so 
wissen  wir  durch  ausdrückliche  Erwähnung,  dass  dies  altes 
Recht  und  aus  ihm  von  den  Zehnmännem  in  die  zwölf  Tafehi 
herüber  genommen  worden  war.*)  Was  diese  über  die  Bürgen, 
welche  das  Erscheinen  des  Angeklagten  vor  Gericht  sichern 
sollten  (vadea)^  bestinunt  haben,  wissen  wir  nicht:  es  ist  nur 
die  Bemerkung  auf  uns  gekonunen ,  dass  sie  über  Bfirgen  und 
Aushülfebürgen  eine  Anordnung  enthielten.')    Sie  müssen  selbst 


a)  Siehe  oben  S.  322. 

b)  Gell.  XYII,  2  so!  occasus  suprema  tempestas  esto. 

c)  Gaius  IV,  14. 

d)  Vergl.  oben  S.  327. 

e)  Pompon.  de  orig.  iur.  §  24. 

f)  GeU.  XVI,  10. 
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in  denjenigen  Criminalprocessen,  wo  es  sich  uro  Leben  und  Tod 
bandelte,  die  Freilassang  des  Angeklagten  bis  zur  endgültigen 
EDtscheidoDg  gegen  Bürgschaftstellung  gestattet  haben:  das  be- 
weist der  von  uns  angeführte  •)  Process  des  Senators  L.  Ses- 
tius,  der  wegen  Mordes  vor  Gericht  gestellt  war.  Indessen  auch 
diese  Milde  war  nicht  neu:  sie  war  zuerst  beim  Processe  von 
Kaeso  Quinctius,  der  ebenfalls  seine  Entscheidung  durch  das 
Volk  erwartete,  angewendet  worden.**) 

Selbst  in  den  Personen  der  Richter  waren  die  Veränderun- 
gen, welche  die  zwölf  Tafeln  herbeiführten,  nicht  unmittelbar 
iv absichtigt:  der  Sturz  der  Zehnmänner  machte  sogar,  dass  die- 
jenige, welche  schon  geschehen  war,  wieder  aufhörte.  Die 
<0D5uln  hatten  mit  der  Wahl  der  Zehnmänner  aufgehört,  aber 
ilire  Gewalt  war  auf  diese  übergegangen:  bei  ihnen  wurden  Cri- 
(ninalproeesse  angebracht,  von  ihnen  entschieden,  im  ersten 
Jaiire  mit  Beobachtung  des  Provocationsgesetzes,  im  zweiten 
snlbständig  gemäss  der  ihnen  verliehenen,  vom  Volke  unabhän- 
zigeu  Gewalt  Die  Qnästoren  als  Gehülfen  der  Consuln  für  die 
Utang  von  Griminalprocessen  hörten  auf:  sie  waren  gewählt 
^»rden,  weil  die  geringe  Zahl  der  Beamten  für  die  Geschäfte 
&itht  hinreichte;  als  deren  zehn  waren,  waren  sie  unnütz.  Indes- 
sen Pomponius,  wo  er  von  den  Quästoren  des  Parricidiums  spricht, 
^^  hinzu,  diese  würden  auch  in  dem  Gesetze  der  zwölf  Ta- 
lein erwähnt '')  Der  Ausdruck  ist  unbestimmt  und  gestattet 
teinen  sichern  Schluss  auf  die  Art  und  Weise,  wie  der  Name 
der  Quästoren  in  der  neuen  Gesetzgebung  vorkam.  Jedoch  aus 
der  Reihenfolge ,  in  welcher  Pomponius  nach  andern  Aemtem 
die  Einsetzung  der  qiMestares  parricidii  erwähnt,  so  wie  aus 
^eu  Ausdrücken  dabei,  ersehen  wir,  dass  er  an  diejenigen 
Qo^storen  denkt,  welche  in  der  Zeit  nach  den  zwölf  Tafeln  als 
^iisserordentliche  Beamte   für    die  Criminalgerichtsbarkeit   von 


a)  S.  oben  S.  342  und  Cic.  de  rep.  D,  36. 

b)  S,  oben  S.  237. 

c)  Pompon.  de  orig.  ior.  §  23  quaestores  constituebantor  a  populo,  qui 
^pitaliboB  rebus  praeessent:  hi  appdlabantur  quaestores  parricidii,  quorom 
^am  meminit  lex  XII  tabularuin. 
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dem  Volke  erwählt  zu  werden  pflegten.  •)    Früher  hatte  es  solche 
Quästoren  nicht  gegeben:  ihre  Geschäfte  waren  von  den  jährlich 
und    regelmässig  ei*wählten  Quästoren  besorgt  worden.    Es  ist 
wahrscheinlich,    dass  dies  eine  neue  Einrichtung  der  Zehmnäu- 
ner  war.     Dieselben  waren  wegen  ihrer  grösseren  Anzahl  im 
Stande,  auch  Criminalprocesse  persönlich  zu  führen,  sahen  aber 
doch  die  Möglichkeit  ein ,  dass  Fälle  eintreten  könnten ,  in  denen 
dies   nicht  möglich  wäre:  für  diese  also  bestimmten  sie,  dass 
zur  Aushülfe   besondere  Beamte  mit  dem  angegebenen  Namen 
vom  Volke  ernannt  würden.    Sie  selbst  haben  von  dieser  Be- 
stimmung vielleicht  keinen  Gebrauch  gemacht,  aber  die  späbere 
Zeit  hat  es  gethan.    Dies  war  die  einzige,  auf  den  ordentlicben 
Criminalprocess  bezügliche,    Einrichtung,    welche  man  auf  die 
Zehnmänner  zurückführen  kann :  eine  andere  trat  bei  ihrer  Wahl 
durch  Abschaffung  der  alten  Verfassung  und  ohne   ihr  Zuthun 
ein.     Die   Volkstribunen   hatten  seit  dem  Publilischen  Gesetze 
das  Recht  gehabt,    mit  den  Tributcomitien  endgültig  über  die 
gegen  Plebejer  festzusetzenden  Strafen  zu  entscheiden  ^) :    dies 
hörte  natürlich  mit  dem  Amte  der  Tribunen  selber  auf. 

Grössere  Veränderungen  waren  in  der  ausserordenüichen 
Criminalgerichtsbarkeit  beabsichtigt  worden:  sie  hatte  nach  dem 
Willen  des  Volkes  und  Senates  ganz  fortfallen  sollen.  Sie  war 
ausgegangen  von  den  Volkstribunen  und  doppelt  gewesen,  un- 
umschränkt über  die  Plebejer  in  Folge  ihrer  auf  dem  heiligen 
Berge  beschlossenen  Unantastbarkeit  und  in  Folge  des  IdlischeD 
Plebiscites,  beschränkt  und  von  einem  Senatsbeschlusse  abhängig 
über  diePatricier.  Durch  die  Wahl  der  Zehnmänner,  von  denen 
jeder  über  beide  Stände  zusammen  Gewalt  hatte,  hörte  sie  au: 
oder  fiel  vielmehr  mit  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  zusam 
men.  Denn  die  Zehnmänner  waren  durchgehends  von  der  Be 
rufung  ^an  das  Volk  entbunden  und  konnten  jedes  Vergehen 
also  auch  diejenigen,  welche  gegen  ihre  eigene  Unverletzlichkei 
begangen  wurden,  selbständig  strafen.  Wäre  die  von  ihnen  er 
strebte  Staatsverfassung  zu    dauernder  Geltung  gekommen,  s< 


a)  Yergl.  oben  S.  72  und  unten  Gap.  9. 

b)  Siehe  unsere  Darstellung  S.  906. 
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karte  es  fortan  keine  ausserordentliche  Criminalgerichtsbarkeit 
weiter  gegeben ;  aber  sie  lebte  wieder  auf,  als  nach  dem  Sturze 
Jer Decemvim  die  alte,  auf  Trennung  der  Stande  gegründete, 
Hf^enmg  wieder  hergestellt  wurde :  die  Veränderungen ,  welche 
äe  dabei  erfuhr,  werden  wir  später  schildern.  Indessen  aus 
lii^er  Zeit,  als  die  Zehnmänner  unbeschränkt  über  den  Staat 
äderten,  stammt  eine  schon  hier  zu  erwähnende  Verordnung. 
&  wird  von  Cicero ,  der  sie  auch  für  seinen  Musterstaat  an- 
wt,  in  folgenden  Worten  aufgestellt:  „Ueher  das  caput  eines 
Bürgers  soll  man  ausser  vermittelst  der  grössten  Comitienver- 
simmlung  und  jener,  welche  die  Censoren  den  Abtheilungen  des 
V'jikes  zugewiesen  haben,  keinen  Antrag  machen."*)  Dass 
uiter  der  grössten  Comitienversammlung  die  Centuriatcomitien 
^^nstanden  werden,  ergiebt  sich  mit  voller  Sicherheit  sowohl  aus 
tüi  Zusätze  Ciceros  von  der  Eintheilung  des  Volkes  durch  die 
'  ensoren  als  auch  aus  zwei  andern  Erwähnungen  derselben  Vor- 
"irift,  in  denen  ausdrücklich  die  Centurien  genannt  werden.*') 
t  fragt  sich  nur,  woher  der  Ausdruck  „grösste  Comitienver- 
Humürmg"  kommt  Ich  glaube,  er  bezeichnet  nicht  nur  die 
%TiQ  und  die  höchste  Gewalt ,  welche  allerdings  die  Centurien 
iätteu,  sondern  auch  wirklich  die  am  meisten  besuchte  Volks- 
^tr^ammlnng.  Dies  waren  die  Centuriatcomitien,  nicht  sowohl 
'^t>halb,  weil  an  ihnen  die  Vornehmen  und  Wolilhabenden  Theil 
?ß  nehmen  pflegten,  welche  bei  den  Tributversammlungen,  wo 
tue  Stimme  doch  wenig  vermochte ,  auch  später  meist  fehlten, 
andern  auch  weil  die  Consuln  gesetzlich  die  Macht  hatten,  den 
^sach  derselben  zu  erzwingen:  wie  wichtig  aber  gerade  bei 
fichterlidien  Volksversammlungen  ein  zahlreicher  Besuch  der- 
H:lben  für  die  Geltung  und  die  Richtigkeit  des  Urtheils  war, 
laben  wir  an  einer  andern  Stelle   ausgefohrt.*')     Deshalb  war 


a)  Gic.  de  leg.  III,  4,  11  de  capite  civis  nisi  per  maximum  comitiatom 
'l'5sque,  quos  censores  in  partibus  popoli  locassint,  ne  fenmto. 

b)  Cic.  de  leg.  lii,  19,  44  Ferri  de  siugulis  nisi  centuriatis  comitiis 
'^'Inenmi  Descriptos  enim  populus  censu,  ordinibus,  aetatibus  plus  adhi- 
^t  ad  soffiaginm  consüii  qoam  fdse  in  tribus  convocatas;  id.  p.  Seat  30, 
'^  (mm  et  sacratis  legibus  et  XII  tabnlis  sanctom  esset ,  ut  neve  privile- 
^m  iiTogari  liceret  neve  de  capite  nisi  comitiis  eentnriatis  rogari. 

c)  Vergl.  oben  S.  154. 
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auch  seit   dem  Valerischen  Provocatioiisgesetze  im  ordentlichen 
Criminalprocesse  die  Centurienversammlimg  als  oberste  Behörde 
far  die  Bestrafung  von  Bürgern  eingesetzt:  nur  bei  den  ausser- 
ordentlichen tribunicischen  Anklagen  war  im  Kampfe  der  Stände 
eine  gleiche  fiefugniss  für  die  Tributcomitien  erzwungen  worden, 
und  doch  hatte  man  dabei  die  Einschränkung  durch  einen  vor- 
hergehenden  Senatsbeschluss  für  nöthig  erachtet     Jetzt  wurde 
durch  allgemeinen  Rechtsgrundsatz  die  Gewalt  in  Capitalsachen 
den  Tribus  genommen  und  den  Centurien  allein  zugesprochen, 
und  da  dieser  auch  später  in  Geltung  blieb,  folgte  daraus  eine 
nicht   unwesentliche    Verminderung  der   tribunicischen    Gewalt 
Dieselbe  konnte  nur   durchgeführt  werden  zur  Zeit  der  Zehn- 
männer, als  diese  selber  die  tribunicische  Gewalt  besassen  und 
das  Streben  der  ganzen  Bevölkerung  auf  Beseitigung  der  Tren- 
nung nach  Ständen  ging:    vorher  und  nachher  wäre  sie  unfehl- 
bar durch  die  Tribunen  gehindert  worden  und  es  muss  selbst 
Wunder  nehmen,  dass  sie  bei  der  Herstellung  der  alten  Ver&s^ 
sung  bestehen  blieb.    Cicero  erwähnt  an  einer  Stelle,  wo  er  von 
den  Einrichtungen  der  Volksgerichte  spricht,  als  Anordnung  der 
Vorfahren:    es    dürfe   nicht  eine   Capitalstrafe  mit   einer  Geld^ 
strafe  verbunden   werden.*)     Der  Sinn   dieser  Anordnung   ist 
etwas   dunkel.    Es  kann  nicht  der  sein,    dass  ein  zu  Capital^ 
strafe  Verurtheilter  nicht  auch  hätte  zu  einer  Geldstrafe  verur^ 
theilt  werden  sollen;  denn  nach  stehender  Römischer  Sitte  wai 
die  schwerste  Capitalstrafe  inmier  mit  Einziehung  des  VermO^ 
gens  verbunden.  So  scheint  die  Bedeutung  vielmehr  zu  sein,  dst^ 
Niemand  wegen  ein  und  derselben  Sache  sowohl  in  einem  Gapitall 
processe  vor  den  Centurien,  als  auch  in  einem  Geldprocesse  vol 
den  Tribus  angeklagt  werden  dürfe.    Dies  ist  niemals  geschehei 
und  man  darf  annehmen,  dass,  als  die  Volksgeriditsbarkeit  voi 
den  Zehnmännem  unter  die  beiden  Arten  von  VolksversanuQ 
langen  vertheilt  wurde,   eine  solche  Bestinunung,    welche  zi 
grosse  Härte  verhüten   sollte,   getroffen   wurde.     Eine  ander 


a)  Cic.  de  dorn.  17,  45  Nam  cum  tarn  moderata  iudicia  popali  sint  i 
maioribus  constituta,  primum  ut  ne  poena  capitis  com  pecunia  coniiu 
gator. 
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wahrscheinliche  Wirkung  dieser  Bestimmnsg  werden  wir  spftter 
^niäliQen.  Da»  übrige  Verfahren  dagegen  in  einem  Volksge- 
ridite,  wie  es  in  späterer  Zeit  bestand ,  mit  seinen  drei  Anklage- 
^mmen  scheint  erst  nach  den  Decemvim  oder  vielmehr  aus 
aiiiiem  Verhältnissen  entstanden  zu  sein. 

Indessen  noch  eine  auf  das  Volksgericht  bezügliche  Bestim- 
üiQDg  wird  durch  die  Ueberlieferung  ausdrücklich  auf  die  zwölf 
lafeln  zurückgeführt.  Cicero  spricht  dieselbe,  wo  er  für  seinen 
k<erstaat  Gesetze  entwirft,  so  aus:  „Privilegien  soll  man  nicht 
wiütragen."»)  Aber  was  unter  Privilegien  zu  verstehen  sei, 
tüüljer  herrscht  die  grösste  Meinungsverschiedenheit  unter  den 
öeaeren  Gelehrten.^^*)  Die  Alten  selbst  geben  leider  geringen 
ABkalt  für  die  Erklärung.  Cicero  in  der  Erläuterung  der  von 
h  aufgestellten  Gesetze  preist  zuerst  die  Weisheit  der  Vorfah- 
Hund  sagt  dann:  „sie  wollten  nicht,  dass  gegen  einzelne 
When  Gesetze  beantragt  würden;  denn  das  ist  ein  Privile- 
^^,  die  ungerechteste  Sache,  welche  es  geben  kann,  da  die 
Neutung  eines  Gesetzes  darin  liegt ,  dass  es  ein  Beschluss  und 
Hhl  für  Alle  ist. "  **)  Er  betrachtet  also  ein  Privilegium  als 
'^  ünterabtheilung  eines  Gesetzes  und  läugnet  die  Gerechtig- 
'"ii  eines  Privilegiums,  weil  dessen  Eigenschaft  nicht  zu  dem 
*^nmdbegriffe  eines  Gesetzes  passe.  Die  Eigenthfimlichkeit  aber 
^i^ies  Privilegiums  setzt  er  darin ,  dass  es  gegen  Einzelne  erlas- 
en würde- *^)  Das  liegt  an  den  beiden  angefahrten  Stellen 
'ifirros,  sowohl  in  dem  Verbum  irrogare^  welches  er  an  der 
'^^ten  braucht,  als  in  dem  Ausdruck  der  zweiten,  in  der  er 
''>ü  dem  Beantragen  von  Gesetzen  gegen  Einzelne  spricht.  Also 
'^iht  am  Begünstigungen  oder  Ehrenbezeugungen  handelt  es 
i*)!'.  dass  diese  durch  ein  Gesetz  Einzelnen  zu  Theil  wurden, 
^ur  nothwendig  und  häufig.  Wenn  Scipio  oder  Pompejus  durch 
(in  Gesetz  eine  besondere  Provinz  oder  den  Oberbefehl  angewie- 


ä)  Cic  de  leg.  III,  4,  11  Privilegia  ne  irrogauto. 

b)  Cic.  de  leg.  II,  19,  44  Id  privos  (denn  so  muss  es  heissen,  nicht 
pnvatos)  homines  leges  fem  nohierunt;  id  est  enim  Privilegium,  quo  quid 
J-  iaiustitts?  cum  legis  haec  vis  sit,  ut  sit  scitum  et  iussum  in  omnes. 
'^nd.  Cic  p.  dorn.  17,  43  Vetant  leges  saoratae,  vetant  XII  tabulae  leges 
l-f^viä  bominibus  irrogari;  id  est  enim  Privilegium. 
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seD4  bekamen ,  oder  Jemand,  der  sich  mn  den  Staat  verdieat 
gemacht  hatte,  das  Bürgerrecht  erhielt,  so  waren  das  Gesetze 
über  einzelne  Bürger,  nicht  über  alle,  und  doch  ist  es  Nieman- 
dem jemals  eingefallen,  dergleichen  als  migerecht  zu  betrachten 
und  zu  verbieten.  Aber  das  Wesentliche  eines  Privilegiumai 
kann  auch  nicht  an  eine  vorhergehende  gerichtliche  Untersuchung 
geknüpft  werden:  es  giebt  Gesetze,  welche  Bestrafung  ohne  eine 
solche  anordnen  und  umgekehrt  lassen  sich  Privilegien  denken« 
welche  eine  Untersuchung  bestinunen.  Z.  B.  das  Plebiscit  vom 
heiligen  Berge  erlaubte  den  Yolkstribunen  an  denjenigen,  welche 
sich  an  ihnen  vergriffen,  unmittelbar  ohne  gerichtliche  Unter- 
suchung die  härteste  Strafe  zu  vollziehen  und  doch  wird  dies 
Niemand  ein  Privilegium  nennen ,  weil  es  gegen  Alle  dawider 
handelnden  gerichtet  war.  Wo  Tacitus  vom  Ursprünge  und 
von  der  Entwickelung  der  Gesetze  spricht,  schildert  er  die 
ZuchÜosigkeit ,  welche  darin  nach  Sullas  Zeit  einriss  und  er- 
wähnt gerichtliche  Untersuchungen,  welche  nicht  mehr  im  Allge- 
meinen; sondern  gegen  Einzelne  beantragt  worden  seien.*)  & 
ist  kein  Zweifel,  dass  er  damit  die  Privilegien  bezeichnen  will 
die  wegen  ihrer  Ungerechtigkeit  durch  die  zwölf  Tafeln  verboten 
waren,  hauptsächlich  die  gegen  Cicero  durchgesetzte  Verbannung 
und  doch  erwähnt  er  dabei  gerichtliche  Untersuchung.  Ebenso- 
wenig wird  man  es  ein  Privilegium  nennen  dürfen,  wenn  Je- 
mand für  ein  Verbrechen,  das  er  begangen,  dem  ordentlicheD 
Richter  entzogen  und  durch  ein  Gesetz  einer  ausserordentlichen 
Gerichtsbehörde  zugewiesen  wird.  Freilich  haben  die  Gegner 
solcher  Massregeln  im  Einzelnen  versucht,  den  BegrifF  so  weit 
auszudehnen,  wie  z.  B.  die  Freunde  Milos,  als  gegen  diesen 
wegen  der  Ermordung  von  Clodius  ein  besonderes  Gesetz  zur 
Anordnung  des  Processes  gegeben  werden  sollte,  behaupteten, 
dies  sei  ein  Privilegium  und  deshalb  ungesetzlich,^)  oder  Cicero 
selbst  das  Gesetz,  welches  der  Volkstribun  L.  Libo  gegen  San. 


a)  Tac.  Ann.  111,  27  iamque  dou   modo  in  commime,  sed  in  angulfis 
homines  latae  quaestiones. 

b)  AscoD.  in  Gic.  p.  MU.  p.  37} 
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Galba,   den  Prätor  von  Lusitanien,  beantragte,  einem  Privile- 
gium ähnlich  nannte.*) 

Zu  einem  wirklieben  Privilegium  gehört,   wie  ich  glaube, 
ausser  der  Bezeichnung  eines  Einzelnen  durch  daa  Gesetz  betrof- 
fenen noch ,  dass  an  ihm  dasjenige  als  Vergehen  angesehen  und 
mit  Strafe  belegt  wird,  was  bei  Andern  ohne  Strafe  bleibt.    Als 
nach  Vertreibung  der  Könige  die  Volksversammlung  die  höchste 
richterliche  und   gesetzgebende  Macht  im  Staate  ohne  die  Ein- 
schränkung durch  ein  stehendes  Oberhaupt  erhielt,  musste  den 
Römern  einfiallen,  wie  leicht  dieselbe  zum  Verderben  einzelner, 
hervorragender  Bürger  gemissbraucht  werden  könnte:  die  Grie- 
ehischen  Freistaaten  boten  Beispiele  genug  f&r  diesen  Missbrauch 
dar.    Ohne  eine  Schuld  auf  sich  geladen   zu  haben,    konnten 
durch  den  allmächtigen  Volkswillen,  dem  es  an  Werkzei]^en  nicht 
fehlte,  die  besten  Männer  aus  Parteileidenschaft  verbannt  oder  sonst 
gestraft  werden.    Mit  Recht  preist  deshalb  Cicero  die  Weisheit  der 
Vor&hren,  welche,  ohne  die  Ausschreitungen  zu  ahnen,  denen 
»ich  das  Volk  später  unter  der  Leitung  ehrsüchtiger  Volkstribu- 
nen  hingab ,  dennoch  durch  das  allgemeine  Verbot  solcher  gegen 
Einzehe  gerichteten  Gesetze  für  die  Freiheit  und  Sicherheit  der 
Emzeben   sorgte.      Erfuhr  er  doch   selbst  die  Wirkung  eines 
wichen  PrivUegiimis,  als  gegen  ihn  wegen  Hinrichtung  der  Ga- 
tUinarischen  Verschworenen  die  Verbannung  ausgesprochen  wurde- 
Er  selbst  nennt  das  Gesetz ,  wodurch  dies  geschah ,  unbedenklich 
ein  Privilegium  und  deshalb  ungesetzlich  und  ungültig*'),  An- 
dere hielten   es   nicht   dafür,    weü   sie    eine    Verletzung    der 
Sitte  durch  Cicero  annahmen  und  in  dem  Stra%esetze  gegen  ihn 
nur  die  Veränderung   des  gerichtlichen  Verfahrens   für  ein  an 
sich  strafbares  Vergehen  erblickten.  Es  war  ein  Privilegium  nach 
der  Absieht  von  Clodius,  |dem  es  nur  auf  die  Bestrafung  von 
Cicero  allein  ankam;   sonst  war  es  der  Form  nach  keines,  da 
es  für  alle  ähnlich  Handelnden  eine, gleiche  Strafe  festsetzte:  ein 
offenbares  Privilegium  wäre  es   gewesen,  wenn  die  Worte  des 


c)  Cic.  Brut.  23,  89. 

h)  Cic  de  leg.  D,  19,  46;  p.  Sest.  30,  66;  ad  Att.  UI,  16,  5;  de  dorn. 

*'5  43. 
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Gesetzes  wirklich  so  gelautet  hätten ,  wie  Cicero  es  einmal  dar- 
stellt:   „ob  ihr   wollt   und  befehlt,   dass   M.  Tullius  nicht  im 
Staate  sein  soll  und  seine  Güter  mir  gehören."  ■)    So  leicht  war 
es,  das  Gesetz,  welches  in  bester  Absicht  gegeben  und  seit  der 
ältesten  Zeit  in  Geltung  war ,  zu  umgehen.    Denn  dass  es  nicht 
eine  Erfindung  der  Zehnmänner  war  und  in  den  zwölf  Tafeln 
nicht  zum  ersten  Male  aufgestellt  wurde ,  kann  kein  Zweifel  sein. 
Zweimal   erwähnt  Cicero**),    die  „geheiligten"  Gesetze  und  die 
zwölf  Tafeln  verböten  die  Privilegien,   unter,  den  „geheiligten" 
Gesetzen  können  aber  nur  die  unmittelbar  nach  Errichtung  der 
Republik  oder  die  auf  dem  heiligen  Berge  erlassenen  verstanden 
werden.    Hier  muss  man  an  die  erstem  denken,  als  eben  das 
einzige  Privilegium,    welches   die  Römische  Geschichte    kennt, 
der  Verbannungsbeschluss  gegen  den  König  Tarquinius  und  seine 
Familie  gefasst  war.    Ich  finde  sogar  bald  nach  dem  Ständever- 
trage  einen  Fall,  wo  jenes  Verbot  seinen  Einfluss  äusserte,  n§in- 
lieh  den  Process  Coriolans.    Als  der  Senat  ihn  nach  langen  Ver- 
handlungen gestattete,   verlangte  er  doch,  dass  Coriolan  wegen 
eines  bestimmten,    an  sich  strafbaren,  Vergehens  vor  Geriebt 
gestellt  würde. °)    Es  wäre  ein  Privilegium  gewesen,  wenn  die 
Frage  an  das  Volk  gelautet  hätte,  ob  Coriolan  verbannt  werden 
sollte  oder  nicht:  es  war  ein  gewöhnliches  Verfahren,  wenn  e^ 
sich  darum  handelte,  ob  er  ein  Verbrechen  b^;angen  hätte  odei 
nicht.    Aehnlich  war  es  bei  allen  frülieren  und  späteren  tribuni^ 
cischen  Anklagen. 


a)  Gic.  de  dorn.  17,  44  Yelitis  iubeatis  ut  M.  Tullius  in  civitate  oe  sij 
bonaque  eius  ut  mea  sint. 

b)  Gic.  de  dorn.  17,  43,  welche  Stelle  kurz  zuvor  angeführt  ist;  ebeosi 
p.  Sest  30,  65,  über  die  S.  365  zu  vergleichen.  Dass  an  der  letzte] 
Stelle  die  Erwähnung  der  „geheiligten"  Gesetze  sich  nur  auf  die  Privilfl 
gien  bezieht,  ergiebt  sich  aus  dem  daselbst  Gesagten. 

c)  Vergl.  oben  S.  261  flgd. 
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Viertes  Capitel. 

fiflMtie  dir  swftlf  Tafebi  tber  Mord ,  tber  Diebstahl.  Zwei  Arten  des- 
ultai  ud  Tertidenug  der  Strafei  in  späterer  Zelt,  (besetze  ftber 
ftlsfiftes  leisnifls,  tter  pelitis^he  Sdimaiigedichte ,  ftber  Amtsverbreehen. 

Wir  kommen  zu  den  Vorschriften ,  welche  die  zwölf  Tafeln 
aber  das  Recht  selbst  gaben,  zu  den  Rechtsgrundsätzen,  welche 
siV  aufstellten.  Hierin  können  sie  im  Allgemeinen  noch  weni- 
i;er  Neues  verordnet  haben ,  als  im  Processverfahren ;  denn  seine 
Formen  lassen  sich  leichter  von  dem  Herkommen  ablösen  als  das 
Bewusstsein  von  der  Straffälligkeit  der  Handlungen  oder  die 
Sitte  der  Strafen.  Dennoch  nahm  man  einige  Aenderungen  vor 
Qiid  zwar  der  Art,  dass  man  die  Strenge  der  alten  Gebräuche 
Qod  religiösen  Satzungen  milderte.  Wir  können  dies  im  Allge- 
meinen aus  einer  Bemerkung  Ciceros  schliessen,  die  sich  unter 
'ien  Bruchstücken  seiner  Bücher  über  den  Staat*)  findet.  Er 
<igt,  die  zwölf  Tafeln  hätten  sehr  wenige  Sachen  mit  Todes- 
^e  belegt.  Dies  kann  er  nicht  in  Bezug  auf  seine  Zeit  mei- 
m,  in  der  die  Schonung  des  Lebens  von  Römischen  Bürgern 
l)i<  zu  tadelnswerther  Nachlässigkeit  ging,  sondern  nur  in  Be- 
^g  auf  die  frühere,  ihm  bekannte,  uns  ziemlich  unbekannte, 
G^tzgebung.  Interessant  ist  es,  damit  eine  Erörterung  bei  Gel- 
lias*)  zu  vergleichen.  Der  Philosoph  Favorinus  und  einRechts- 
^^lehrter  Ser.  Caecilius  unterhalten  sich  über  den  allgemeinen 
Character  der  Decemviralgesetzgebung.  Jener  nennt  sie  in  man- 
chen Stücken  hart,  in  andern  zu  milde,  der  letztere  vertheidigt 
^ie.  Ein  bestimmtes  Urtheil  wird  nicht  ausgesprochen,  wahr- 
^heinüeh  weil  Gellius  selbst  schwankend  war. 

Das  Gesetz  über  Mord  scheint  durch  die  zwölf  Tafeln  keine 
wesentliche  Veränderung  erfahren  zu  haben.  Seit  dem  Beginn 
^ies  Staates  gab  es  ein  Gesetz,   welches  den  Mord  der  Privat- 


a)  Gic.  de  rep.  Üb.  lY  bei  Augostin.  de  civit.  dei  II,  9  Nostrae  contra 
«bodedm  tabnlae  com  perpaucas  res  capite  sanxissent,  in  his  hanc  quoque 
aanciendam  putav^ront 

b)  G«U.  XX,  1. 

24* 
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räche  oder  dem  Vergleiche   der  Familien  entzog  und  als  eine 
das  Gemeinwohl  angehende  Staatsangelegenheit  betrachtete.  Diese 
Bedeutung  liegt  in  der  uns  überlieferten  Nachricht,  dass  Roma- 
ins oder  Numa  jeden  Mord  als  Vatermord  (parricidium)  betrach- 
tet hätte.*)    Das  soll  nicht  heissen,  der  Mörder  solle  vor  das- 
selbe Gericht  gestellt  werden  wie  der  Vatermörder;   denn  unter 
den  Königen   gab  es  nur  ein  Gericht  für  alle  Verbrechen  und 
Privatstreitigkeiten :  auch  nicht,  der  Mörder  solle  dieselbe  Strafe 
erleiden   wie  der  Vatermörder ;    denn  wir  wissen ,   dass  es  seit 
uralten  Zeiten  eine  besondere,   mit  religiösen  Cerimonien  ver- 
bundene,   Strafe  für  den  Vatermord  gab.    Es  kann  nur  bedeu- 
ten, jeder  Mord  solle  ein  Verbrechen  sein,  das  von  Staats  wegen 
geahndet    werden   müsse.  ^^)     Aber  zugleich   unterschied  man 
auch  schoD  den  beabsichtigten ,  vorsätzlichen  Mord  von  dem  zu- 
fälligen Todschlag:  das  beweist  das  angefahrte  Gesetz  Numas.^) 
Für  diesen  Fall  war,  wie  erzählt  wird,  eine  religiöse  Cerimonie 
zur  Sühnung  der  Blutschuld  angeordnet  ^)    Es  scheint  nicht,  dass 
die  zwölf  Tafeln  an  den  Strafen  dieses  Verbrechens  oder  an  der 
Sühnung  des  unabsichtlichen  Todschlags  etwas  geändert  haben: 
wir  wissen  nur^),  dass  in  ihnen  eine  Strafe  für  Mord  bestimmt 
war;  ob  dabei  der  BegriS  parricidium  angewendet  wurde,   wird 
nicht  überliefert.    Aber    es   scheint,    als  ob  jetzt  ein  wichtiger 
Punkt  bei  der  Betrachtung  des  Verbrechens  zuerst  zur  Geltung 
gekommen  ist,  obgleich  der  dafür  gebräuchliche  juristische  Aus- 
druck sich  noch  nicht  nachweisen  lässt.    Früher  unterschied  man 
nur  Mord  und  unabsichtlichen  Todschlag;  jetzt  fand  man  eine 
neue  Unterscheidung.    Cicero  macht  in  einem  Bruchstücke   det 


a)  Plut.  Rom.  22  fSiov  hk  xo  —  icaaav  dvSpo^ovfav  icarpoxTov^av  irpoc^ 
ciTtciv;  Paulus  p.  221  s.  v.  parricidii  quaestorcs:  Nam  parricida  dod  uti^ 
que  is,  qui  parentem  occidissct,  diccbatur,  sed  qualemcunque  bomiDeni 
indemnatam.  Ita  fuisse  ludicat  lex  Nnmae  Pompilii  regis,  Üb  compositil 
verbis:   Si  qui  hominem  iibenun  dolo  sciens  morti  duit,  parricidas  e^to. 

b)  Vergleiche  die  Erörterung  oben  S.  133. 

c)  Serv.  ad  Virg.  Ecl.  IV,  43  mit  den  Verbesserungen  von  Huschk^ 
Analect  Ütter.  p.  375. 

d)  Aus  Plin.  nat  hist  XVIII,  12,  welcher  erwfihnt,  dass  ein  Dieb  aij 
Feldfrüchten  härter  bestraft  wurde  als  ein  des  Mordes  (homicidium)  üeber 
führter. 
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Redefor  M.  Tulliiis*)  die  Bemerkung,  Jemand,  der  einen  Andern 
anabsichtlidi  getödtet  habe,  verdiene  Verzeihung;  dennoch  hät- 
ten die  Vorfahren  demselben  nicht  Verzeihung  angedeihen  lassen, 
wie  8ich  aus  dem  Gesetze  der  zwölf  Tafeln  ergebe:  „wenn  die 
Waffe  mehr  der  Hand  endogen  ist  als  geworfen/'  Man  muss 
(kraus  folgern,  dassauch  bei  unabsichtlicher  Todtung  wenigstens 
iint^r  gewissen  Umstäuden  eine  Bestrafung  stattgefunden  hat. 
Nun  ist  es  aber  nicht  möglich,  dass  ein  Grund  zur  Bestrafung 
gefunden  wurde,  wenn  nur  Zu&ll  die  Tödtung  veranlasst  hatte: 
gegen  diese  Anschauung  sprechen  Ciceros  Worte  selbst.  Frei- 
lich wurde  immer,  sobald  eine  geringere  Strafe  als  der  Tod 
eintrat,  zugleich  ein  Sühnopfer  dargebracht  an  Stelle  der  nicht 
stattfindenden  Vergeltung  und  in  dem  betreifenden  Gesetze  der 
zwölf  Tafeln,  wissen  wir,**)  wurde  es  angeordnet.  Daraus  wird 
wahrscheinlich,  dass  in  ihnen  schon  der  Begriff  der  culpa^  einer 
trotz  der  Unabsichtlichkeit  dennoch  stattfindenden  Schuld  des 
Tödtenden  anerkannt  wurde:  er  war  vielleicht  nicht  so  ausge- 
bildet und  wissenschaftlich  ausgeführt  als  in  der  späteren  Zeit, 
aber  dass  er  dennoch  in  den  Anfängen  vorhanden  war,  darf 
um  80  weniger  Wunder  nehmen,  da  wir  den  Begriff  von  dolus 
schon  von  der  frühesten  Zeit  des  Staates  an  entwickelt  finden. 
Gewöhnlich  nimmt  man  jetzt  an,  die  cvlpa  als  Quelle  der 
Strafbarkeit  des  Todschlags  in  der  Mitte  zwischen  dolus  und 
cQjhu  stehend,  sei  erst  in  der  Kaiserzeit  beachtet  worden,  den 
früheren  Gesetzen,  namentlich  denen  Sullas  unbekannt  geblie- 
ben; aber  da  wir  ein  unmittelbares  Zeugniss  dafür  nicht  haben. 


a)  Cic.  p.  Tull.  51  Quis  est,  cui  magis  ignosci  conveniat,  quoniam  me 
^  XU  tabalas  reTocas ,  quam  si  quis  quem  impradens  occiderit?  Nemo, 
opinor.  Haec  enim  tacita  lex  est  humanitatis,  ut  ab  homine  consilii,  non 
foitimae  poena  repetator.  Tameu  huhisce  rei  veniam  maiores  non  dede- 
nmt    Nam  lex  est  in  XU  tabulis:  si  telum  msuiu  fagit  magis  quam  ieeit 

b)  Cic  Top.  17,  64  Quae  autem  fortuna  (fiunt),  vel  ignorata  vel  ^o- 
lontaria.  Nam  iacere  telmn  voluntatis  est;  ferire  quem  oolueris,  fortunae. 
^  quo  aries  sabücitor  iUe  in  vestris  actionibns  si  telum  mann  fugit 
loagis  qnam  iecit  Vergl.  Cic.  de  erat.  UI,  39,  158;  Aug.  de  üb.  ar- 
^- 1>  4,  9.  Damit  ist  zu  vergleichen  über  das  Opfer  des  Widders  die 
ääum  oben  angefahrte  Stelle  bei  Serv.  ad  Virg.  Ecl.  IV,  43 ;  femer  Serv. 
^  Viig.  Qeoig.  in,  387;  Festus  p.  347  und  351. 
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wird  man  nach  den  dargestellten  Verhältnissen  diese  Entwicke- 
lung  des  Rechtes  schon  den  zwölf  Tafeln  zuschreiben  müssen.*^) 
Ueber  den  Diebstahl  (fxirtum)  haben  wir  verhSltnissmSssig 
ausführliche  Anordnungen  in  den  zwölf  Tafeln  überliefert,  sechs 
Bruchstücke,  welche  uns  über  die  Behandlung  dieses  Verbrechens 
in  der  älteren  Zeit  des  Römischen  Staates  Auskunft  geben.  Es 
war  damals  noch  zum  Theil  ein  Criminalverbrechen  und  wurde 
mit  harter  Strafe  geahndet :  in  der  spätem  Zeit  der  Republik  ging 
es  in  ein  Privatverbrechen  über ,  das  mit  Geldstrafe  gebüsst  wurde, 
und  dieser  Uebergang  in  der  Betrachtung  desselben,  wenngleich 
wir  ihn  geschichtlich  in  Bezug  auf  den  Zeitpunkt  und  die  Veran- 
lassung der  Veränderung  nicht  nachweisen  können,  ist  doch  in- 
teressant, weil  er  ein  Beispiel  von  der  allgemeinen  Milderung 
der  Strafen  durch  die  während  der  Republik  fortschreitende 
Entwickelung  des  Strafrechtes  darbietet  Der  Begriff  von  Dieb- 
stahl wurde  in  den  zw6lf  Tafeln  nicht  näher  bestimmt:  das 
überliess  man  der  Kunst  der  Rechtskundigen  und  dem  Gebrauche. 
Bei  den  verschiedenen  Begriffisbestimmungen,  welche  spätere 
Juristen  vornahmen*),  wird  keiner,  der  sich  in  den  zwölf  Tafeln 
fände,  erwähnt  und  doch  würde  er  sicherlich,  als  besonderes  An- 
sehn geniessend,  angeführt  werden.  Dagegen  die  Arten  des 
Diebstahls  vnirden  sorgfältig  geschieden.  Vor  Allem  trennte 
man  den  ertappten  Diebstahl  (furtum  manifestum)  von  dem 
nicht  ertappten  Diebstahl  (furtum  nee  7n(mife8tum)^\  bestimmte 
aber  die  Begriffe  der  beiden  Arten  nicht  genau;  denn  dies  be- 
weisen die  verschiedenen  Erklärungen  späterer  Rechtskundigen, 
welche  von  den  zwölf  Tafeln  schweigen.®)  Die  thatsächliche 
Folge  davon  war,  dass  man  den  Begriff  des  auf  der  That  er- 
tappten Diebstahls  sehr  weit  ausdehnte,  und  die  zwölf  Tafeb 


a)  Man  sehe  besonders  Gell.  XI,  18,  der  mit  Vorliebe  die  Quellen  des 
ältesten  Rechtes  zu  berücksichtigen  pflegt 

b)  Gell.  XI,  18,  7    Nam  forem,   qui  manifeste  furto  prehensus  esset 
und  §  15  Aliis  deinde  fortis  omnibns,   quae  nee  manifesta  appeUantar, 
poenam  imposueront  dupli ;  Gai.  III,  189  Poena  manifesti  fnrti  ex  lege  XII  i 
tabulanim  capitalis  erat;  §  190  Nee  manifesti  furti  poena  per  legem  Xll 
^^Kalaram  dupli  irrogatur. 

0  Man  sehe  Gaius  III,  184,  der  die  Meinungen  verschiedener  Juristen 
rt;  Ulpian  und  Paulas  in  Dig.  1.  3— 6  de  fürt  (XL VII,  2);  Paul.  U,  31, 2. 
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caJ)6D  daza  selber  Anlass,  da  sie  z.  B.  verordneten,  dass  dazu 
gerechnet  werden  sollte,  wenn  jemand  durch  eine  unter  bestimm- 
ten Formen  vollzogene  Haussuchung  entdeckt  worden  wäre.*) 
Die  Formen  dieser  Haussuchung  scheinen  dem  Attischen  Rechte 
nachgebildet,  das  bekanntlich  vorschrieb,  der  Nachsuchende 
v^Ilte  die  Haussuchung  ohne  Oberkleid ,  im  blossen  ünterkleide 
vornehmen:  sie  beruhten  darauf,  dass  dem  Betrüge  desjenigen, 
«W  die  Haussuchung  hielt,  vorgebeugt  werden  soUte.^^)  Ob  die 
HäQssttchung  nur  auf  Befehl  eines  Beamten  und  im  Beisein  von 
Zeugen  vorgenommen  werden  darf,  wird  von  den  zwölf  Tafeln 
ni'lit  ausdrücklich  berichtet;  doch  ist  es  wahrscheinlich,  da  es 
in  späterer  Zeit  so  Sitte  war.*»)  Dieser  Unterschied  zvnschen 
m  aaf  der  Tbat  ertappten  .und  dem  nicht  ertappten  Diebstahl  ist 
^  das  ganze  Romische  Griminalrecht  bemerkenswerth.  Man 
^>is8  nicht,  ob  er  schon  in  den  Zeiten  vor  den  zwölf  Tafeln 
:ilt  oder  erst  von  diesen  erfunden  wurde ;  aber  sicher  ist  es, 
Ä^s  er  später  auch  bei  andern  Verbrechen  beobachtet  wurde, 
^l^  man  die  harten  von  den  Zehnmännern  eingesetzten  Strafen 
n  mildem  suchte.  Denn  dem  auf  der  That  ertappten  Diebe 
üt^pricht  z,  B.  der  auf  der  That  ertappte  Mörder  oder  auch 
•Wenige,  welcher  den  Mord  eingesteht,  und  ähnlich  ist  es  bei 
i*?n  übrigen,  selbst  politischen  Verbrechern.  Wie  man  den  Be- 
-TÜT  des  ertappten  Diebes  sehr  weit  auifasste  und  auch  denjenigen 
lanmter  begriff,  bei  dem  nur  ein  starker,  auf  bestimmte  Um- 
täode  gegründeter  Verdacht  das  Verbrechen  zur  höchsten  Wahr- 
^heinlichkeit  erhob  und  dabei  der  Erklärung  der  Rechtskundi- 
^*^D  einen  weiten  Spielraum  liess,  ebenso  machte  man  es  auch 
•^i  andern  Verbrechen^  wo  bei  Eingeständnis^  oder  sogenanntem 
Ertappen  auf  der  That  ein  kürzeres  Verfahren  und  härtere 
^fe  stattfand.  Freilich  hatte  dieser  Grundsatz  auch  allgemein 
las  Läugnen  und  Verheimlichen  der  Verbrechen  zur-Tolge.       '' 

a)  GaiujB  III,  192  (Lex)  hoc  solum  praecipit,  ut  qoi  quaerere  vclit, 
3i4u8  quaerat,  linteo  cinctas,  lancem  habens,  qui  si  quid  invenerit,  iubet 
'^  lei  fmtain  manifestom  esse.  Gell.  XI,  18;  XYI,  10;  Paulus  p.  117  s. 
^-  lance  et  licio.  Es  hfiogt  damit  aach  die  actio  furti  prohibiti  zosammen, 
^  -pr  welche  Gaius  ÜI,  188  und  192  spricht. 

b)  Plaat  Merc.  m,  4,  79,  wo  zwar  nicht  von  eigentlichem  Diebstahl, 
^ijer  doch  yon  einem  ähnlichen  Yerhältniss  die  Rede  ist 


376  Der  auf  der  Thal  ertappte  Dieb. 

Eigenthümlich  ist  es  nämlich  der  Römischen  Rechtsanschaa- 
ung,  dass  der  anf  der  That  ertappte  Dieb  oder  deijenige,  welcher 
als  solcher  betrachtet  wird,  eine  härtere  Bestrafdng  findet  al8 
der  nicht  auf  der  That  ertappte :  von  den  zwölf  Tafeln  nnd  dem 
Diebstahl  ging  dieser  Grandsatz  aaf  das  gesammte  repablicanische 
Recht  über.  Er  findet  sich  nicht  im  Griechischen  Recht,  ist 
anch  nach  unsem  Begriffen  nicht  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründet. Gefthrlicher  ist  offenbar  derjenige  Dieb,  welcher  sich 
weder  ertappen  lässt  noch  seine  Schuld  eingesteht,  der  nur  auf 
mittelbare  Weise  verurtheilt  werden  kann:  er  müsste  also  stSr- 
ker  bestraft  werden.  Um  die  verschiedene  Ansicht  der  Römer 
zu  erklären^  hat  man  theils  subjective,  in  der  Person  des  Be- 
stohlenen  liegende,  Gründe  aufgesucht:  die  härtere  fiestrafane 
des  ertappten  Diebes  sei  eine  Belohnung  für  die  Wachsamkeit  des 
Bestohlenen  oder  sie  entspreche  dem  durch  die  Ergreifung  auf- 
geregten Rachegefühl  desselben;  theils  hat  man  einen  Ausdruck 
von  Gellius^,  der  einmal  von  der  „unerträglichen  Frechheit  des 
ertappten  Diebes''  spricht,  dazu  gebraucht,  um  daraus  eine  gam 
besondere  Anschauung  der  Römer  zu  beweisen.^^)  Ich  glaube, 
sie  wurden  nur  durch  die  Erkenntniss  geleitet,  dass  jede«  Ur* 
theil,  welches  auf  Umstände  hin  gef&llt,  nicht  durch  Ergreifung 
auf  der  That  oder  Eingeständniss  gleichsam  bestätigt  wird,  xat 
sicher  ist  und  dem  Irrthum  unterliegt.  Deshalb  wollten  sie  in 
diesem  Falle  nicht  die  volle  Strafe  anwenden.  Die  eigentliche 
Strafe  des  Diebstahls  ist  diejenige,  welche  den  ertappten  Die) 
trifft:  diejenige,  welche  dem  nur  vor  Gericht  schuldig  Befundenei 
zu  Theil  wird,  ist  eine  ausserordentliche,  der  Unsicherheit  dei 
menschlichen  Urtheils  angemessen.  Darin  zeigte  sich  die  nodlden 
Rechtsanschauung  der  zwölf  Tafeln,  welche  vieUeicht  eben  die« 
Sitte  erst  in  das  Römische  Recht  einführten,  wenigstens  sie  an» 
bildeten  und  bestimmt  abfassten.  Dass  sie  später  auf  alle  Ver 
brechen  übertragen  wurde,  haben  wir  schon  erwähnt:  wir  wev 
den  sie,  wo  wir  von  dem  Processe  sprechen,  weiter  zu  b^andelj 
haben. 

Die  zwölf  Tafeln  verordneten,    der  nächtliche  Dieb   düri 


a)  Gell.  XX,  1,  8. 
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ohne  Weiteres  getödtet  werden») :  der  am  Tage  auf  der  That 
ertappte  Dieb  nur,  wenn  er  sich  mit  einer  Waffe  vertheidigte 
ttnd  der  Bestohlene  sich  Zeugen  dafür  herbeirief.*')  Diese  Be- 
stimmungen, welche  aus  dem  Grundsatze  der  Nothwehr  hervor- 
gegangen sind,  blieben  auch  später,  als  die  Strafe  für  die  übri- 
gen Fälle  des  Diebstahls  verändert  war,  bestehen.  Sonst  war 
die  Strafe  des  auf  der  That  ertappten  Diebes  eine  capitale:  der 
Freie  wird  vor  den  Prätor  geführt,  gepeitscht  und  dem  Bestoh- 
lenen  zugesprochen,  um  bei  ihm  die  Strafe  abzuarbeiten,  wobei 
die  Streitfrage  unter  den  Rechtskundigen  war,  wie  diese  Art 
Sclaverei  zu  verstehen  sei.  Ein  Sdave,  der  gestohlen,  wurde 
gegeissett  und  vom  Tarpejischen  Felsen  gestürzt;  dagegen  uner- 
wachsene Knaben  nach  Gutdünken  des  Prätors  mit  Schlägen 
bestraft  und  der  von  ihnen  angerichtete  Schaden  durch  die  An- 
gehörigen einfach  ersetzt. '')  Die  Strafe  für  den  nicht  auf  der 
That  ertappten  Dieb  war  nicht  capital:  sie  betrug  den  doppelten 
Ersatz  des  Gestohlenen."^)  Indessen  die  capitale  Strafe  für  den 
auf  der  That  ertappten  Diebstahl  war  in  den  zwölf  Tafeln  nicht 
als  Notiiwendigkeit  aufgestellt  Im  ältesten  Recht  mag  dies 
der  FaU  gewesen  sein,  wenngleich  wir  darüber  keine  Nachricht 
baben;  aber  wahrscheinlich  ist  es  und  würde  der  Rechtsent- 
wickelung, wie  sie  in  den  Griechischen  Staaten  bekanntlich  ge- 


a)  Die  Worte  des  Gesetzes  selber  fisdeu  sich  bei  Macrob.  Sat.  1,  4 
Si  Dox  fartnm  factum  sit,  si  im  occisit,  iure  caesus  esto;  der  Inhalt  wird 
angegeben  von  Cic.  p.  Tüll.  47,  Gell.  X,  18 ;  Cic.  p.  MiL  3  (Quintil.  Inst 
orat  V,  14,  18;  Y,  10,  88);  Senec.  controv.  X,  6;  CoUat  VII,  2;  August. 
qoaest.  sup.  exod.  22. 

b)  Cic.  p.  Tüll.  50  Furem,  hoc  est  praedonem  et  latronem,  luce  occidi 
retant  Xn  tabulae;  cum  intra  parietes  tuos  bestem  certissimum  teneas, 
nisi  se  tele  defendit,  inquit,  etiamsi  cum  telo  venerit,  nisi  utetur  telo  eo 
ac  repugnabit,  non  oc^iides.  Quodsi  repugnat,  endoplorato,  hoc  est  coDcla- 
mato,  ut  aliqui  audiant  et  conveniant  Cf.  1.  54  §  2  Dig.  de  fürt.  (XLVII, 
2);  Panlns  s.  v.  p.  77. 

c)  Geil.  XI,  18  Ex  ceteris  autem  manifestis  furibus  liberos  verberari 
^diciqne  iusserunt  ei,  cui  furtum  factum  esset  —  servos  item  furti  mani- 
festi  prehensoB  verberibus  affici  et  e  saxo  praecipitari,  sed  pueros  impube- 
^  praetoris  arbitratu  verberari  yoluerunt  noxamque  ab  bis  factam  sarciri. 
Gaius  m,  189;  Serv.  ad  Virg.  Aen,  VIÜ,  205;  Isid.  Orig.  V,  26. 

$  Gains  HI,  189. 
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Beheben  ist,  entsprechen.    Man  mnss  annehmen,  dass  die  Strafe 
der  zwölf  Tafeln  für  den  auf  der  That  ertappten  Dieb  aus  zwei 
Theilen  bestand,   aus  der  körperlichen  Züchtigung  und  dem  er- 
zwungenen Abarbeiten  des  angerichteten  Schadens.    Hätte  man 
den  ersten,  ans  alter  Zeit  stammenden  Theil  als  eine  Sühne  oder 
als  ein  Abbüssen  des  Unrechts  gegen  den  Staat  betrachtet,  so 
wäre  es  schwer  gewesen,  ihn  abzuschaffen,  wenigstens  sicherlich 
eine  religiöse  Feierlichkeit   an  seine  Stelle  getreten.    Er  sollte 
aber  nur  ein  Zucht-  und  Abschreckungsmittel  sein:  deshalb  konn- 
ten die  Decemvim,  in  dem  Streben    nach  Milderung  der  am 
häufigsten  vorkommenden  Strafen,  an  seine  Abschaffung  denken, 
wenigstens  den  Weg  angeben,  wie  er  unter  fieihülfe  einer  mil- 
deren Sitte  allmälig  abgeschafft  werden  konnte.     Sie   erlaubten 
nämlich  einen  Vertrag    zwischen    dem  fiestohlenen    und    dem 
Diebe»),   d.  h.  nicht  einen  privatim  unter  jenen  Beiden  abzu- 
8chliessei|den;  denn  ein  solcher  war  natürlich  immer  erlaubt  ge- 
wesen und  erst,  wenn  er  nicht  zu  Stande  kam,  eine  Anzeisre 
bei  dem  Beamten  möglich;   sondern   der  Prätor   selbst  erhielt 
die  Befugniss,  eüien  solchen  zu  vermitteln.    Dann  fiel  die  capi- 
tale  Strafe,  die  körperliche  Züchtigung,  fort,  und  zur  Abschrek- 
kung  wurde  die  Geldbusse  auf  das  Doppelte  von  dem,  was  den 
nicht  auf  der  That  ertappten  Dieb  traf,  mithin  auf  das  Vierfache 
der  gestohlenen  Sache  bestimmt.*»)    Die  Beamten  selbst  hatten 
ein  Interesse  daran,  einen  solchen  Vergleich  zu  fördern,  damit 
sie  nicht  bei  körperlicher  Bestrafung,  Provocation  und  Befragung 
der  Volksversammlimg  eintreten   zu    lassen  brauchten.     Wann 
diese  Veränderung  vor  sich  gegangen  ist,  wissen  wir  nicht:  wahr^ 
scheinlich  geschah  sie  allmälig,  indem   die  Prätoren   durch  ihr 
jährliches  Edict  zuerst  in  leichteren,  am  Ende  in  allen  Fällen 
die  Nothwendigkeit  des  Vergleiches  einführten.    Freilich  wunW 
dadurch   die    Ungleichheit,   die   bei  der    Strafe  des  Diebstahls 
zwischen    dem    begüterten    und    dem    armen    Diebe    bestand^ 


a)  Ulpian  1.  7   §  14  Dig.  de  pactis   (II,  14):  Nam  et  de    fürto  paciM 
lex  permittit. 

b)  Guus  m,  189  Postea  improbata  est  asperitas  poenae    et  tarn  e^ 
servi  persona  quam  ex  liberi  quadriipli  actio  praetoris  edicto  constituta  e^ti 
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och  weiter  ausgedehnt:  jener  konnte  die  Geldstrafe  bezahlen 
nd  kam  damit  frei,  dieser  wurde  angehalten,  doreh  sclavische 
LTbeit  die  Geldbusse  zu  ersetzen.  Dass  ein  der  Schuldknecht- 
i'haft  ähnliches  Verhältniss  der  unvermögenden  Diebe  zu  den 
OD  ihnen  Bestohlenen  noch  in  den  besten  Zeiten  der  Republik 
e8tand,  wissen  wir  aus  einem  Zeugnisse  des  älteren  Cato: 
Privatdiebe  brächten  ihr  Leben  in  Riemen  und  Banden  hin, 
iffentliche  IMebe  in  Gold  und  Purpur."»)  Näheres  über  diesVer- 
lältniss  ist  uns  nicht  bekannt:  es  war  sicherlich  nicht  immer 
lasselbe  and  änderte  sich  mit  der  fortschreitenden  Bildung  und 
SFohlhabenheit 

Die  Römer  erkannten  die  in  der  Natur  der  Verhältnisse 
liegende  Schwere  und  Gefährlichkeit  der  Verbrechen  sehr  wohl 
und  suchten   solche  durch  schwere  Strafen  zu  verhüten.    Man 
erkennt  dies  aus  den  Bestimmungen  der  zwölf  Tafeln  über  den 
Felddiebstahl.    Die  Feldfrüchte  sind  schwerer  zu  hüten  als  ande- 
re« Eigentimm,  der  Diebstahl  an  ihnen  schwerer  zu  entdecken: 
al8o  stellten  die  Römer  dieselben  unter  den  religiösen  Schutz 
i«t  Ceres.     9, Wer  heimlich  bei  Nacht  mit  dem  Pfluge  geschaffene 
Fracht  abweidet  oder  abschneidet,  hiess  es  in  den  zwölf  Tafeln, 
soll,  wenn  es  ein  Erwachsener  ist,  Capitalstrafe  erleiden,  der 
Ceres  geweiht,    aufgehängt  und  getödtet  werden:  ein  nicht  Er- 
wachsener soll  nach  Gutdünken  des  Prätors  gegeisselt  und  der 
Schaden  doppelt  ersetzt  werden.'^)    Es  war  also  die  Todesstrafe 
härter  als  bei  Mord.    Obwohl  nichts  darüber  berichtet  wird,  so 
i»t  doch  kein  Zweifel ,   dass  diese  Strafe  nur  bei  dem  auf  der 
That  ertappten  Felddiebstahl  galt:    bei  dem  durch  gerichtliches 
^rtheil  festgestellten   trat  vielleicht  eine   höhere  Geldbusse  als 
^y  anderm  Diebstahle  ein.    Ebenso  kann  kein  Zweifel  sein ,  dass 
^e  zwölf  Tafeln  auch  in  diesem  Falle  einen  Vergleich  zwischen 


a)  Ans  der  Rede  Gates  de  praeda  militibus.dividunda  angeführt  von 
^11.  XI,  18  Fures  privatonun  furtorom  in  nervo  atque  in  compedibos  aeta- 
tem  agunt,  fures  pablici  in  auro  atque  in  purpura. 

b)  PUn.  nat  bist.  XVIII,  12  Frugem  quidem  aratro  quaesitam  fortim 
'^^  pavisse  ac  secaisse  puberi  Xu  tabulis  capital  erat  snspensmnqae  Oe* 
^  oecari  iubebant,  gravius  quam  in  homicidio  convictom ,  impubem  prae- 
^^s  ailatratu  verbei-ari  noxaeque  duplionem  decerni. 
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dem  Diebe  und  dem  Bestohlenen  gestatteten,  and  das  spStere 
Recht  von  dieser  Möglichkeit  ausgehend  die  barbarische  Strafe 
der  Vorzeit  beseitigte :  die  Zehnmänner  hatten  das  alte  Herkom- 
men beibehalten.  Noch  eine  andere  Nachricht  über  die  Bestra- 
fung eines  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Verbrechens  haben 
wir.  Gajus  in  seiner  Erklärung  der  zwölf  Tafeln*)  erwähnt, 
^wer  ein  Haus  oder  einen  neben  dem  Hause  gelegenen  Haufen 
Getreide  in  Brand  steckt,  solle  gebunden,  gepeitscht  und  mit 
Feuer  getödtet  werden ,  wenn  er  es  wissentlich  und  mit  Absidit 
gethan  hätte:  wenn  aus  Zufall,  d.  h.  aus  Nachlässigkeit,  so  hätte 
er  den  Schaden  zu  ersetzen  oder  würde ,  wenn  er  das  nicht  im 
Stande  wäre,  leichter  bestraft''.  Daraus  darf  man  sddiessen, 
dass  sich  eine  Bestimmung  über  Brandstiftung ,  vielleicht  anch 
über  Verbrennen  von  Getreide ,  in  den  zwölf  Tafeln  &nd :  die 
Bemerkung  von  Gajus  über  die  Strafe  scheint  sich  auf  eine  aih 
dere  Zeit  zu  beziehen.  ^^^)  Für  die  Sorgsamkeit,  mit  wdcher 
die  Lehre  vom  Diebstahl  von  den  Zehnmännem  behandelt  war, 
zeugt  auch  die  von  ihnen  gegebene  Vorschrift,  welche  dir 
Verjährung  einer  gestohlenen  Sache  verbot.  *»)  Femer  gegen  des 
Hehler  gaben  sie  ein  Gesetz  (furtum  concepium)^  wobei  sie  je- 
doch den,  welcher  im  rechtlichen  Besitze  war,  schützten  (fwrban 
ohlatum)^):  umfassten  auch  andere  Verhältnisse,  welche,  da 
der  Begriff  des  Diebstahls  von  ihnen  sehr  weit  aufge&sst  war, 
vielfach  im  städtischen  und  ländlichen  Leben  vorkamen^):  sie 
ordneten  die  alten  Gebräuche,  überall  jedoch  müdemd  und  den 
Weg  der  Entwickelung  angebend.  Freilich  im  Einzelnen  kann 
man  dies  wegen  der  mangelhaften  Ueberlieferung  nur  mit  vielen 
und  unsichem  Muthmassungen  nachweisen. 


a)  Gaius  in  1.  9  Dig.  de  incendio  (XL VII,  9):  Qai  aedes  acervnmTe 
fromenti  iuxta  domum  positum  combusserit ,  vinctus ,  verberatus  igni  necan 
iubetur,  si  modo  sciens  pnidensque  id  commiserit,  si  vero  casu,  id  est 
negligentia,  aut  noxam  sarcire  iubetar  aut,  si  minus  idoneos  sit,  le?ius 
castigatur. 

b)  Gaius  II,  45. 

c)  Gaius  lU,  186,  187,  191. 

d)  Dig.  de  tigno  iuncto  (XL VII,  3);  §  29  Inst  de  rer.  div.  (II,  1): 
1.  23  §  6  Dig.  de  rei  vindic.  (VI,  1);  1.  7  §  10  Dig.  de  aoq.  rer.  dorn. 
(XLI,  1). 
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Bei  einem  andern  Verbrechen  kennen  wir  zufällig  einen  Fall 
m  der  Zeit  vor  den  zwölf  Tafeln.    Gellins*)  erwähnt  beiläufig, 
auf  biscbes  Zeogniss  hätten  die  Zehnmänner  Todesstrafe ,  näm- 
Heil  Herabstürzen  vom  Tarpejischen  Felsen,  gesetzt,  wahrschein- 
lich dieselbe  Strafe,  welche  schon  früher  gegolten  hatte.    Indes- 
^D  M.  Volscios  Fictor,    durch  dessen  falsches  Zeugniss  Kaeso 
Vninctius  verurtheilt   worden  war,    wurde,    wie  uns  berichtet 
wd,  wegen  dieses  Verbrechens  nur  zur  Verbannung  verurtheilt.**) 
htw^er  gestattete   das  Gesetz,  wenn  kein  Eingeständniss  des 
Angeklagten  erfolgte,   eine  leichtere  Bestrafung  desselben  oder 
^  waren  politische  Gründe,  welche  machten ,  dass  Volscius  mit 
Verbannung  davon  kam.    Die  Quästoreu,  welche  ihn  anklagten, 
mochten  an  wirkliche  Todesstrafe  denken  und  den  Angeklagten 
deshalb  in  Haft  nehmen  wollen.     Die  Volkstribunen  aber  ver- 
iHDderten  sie  und  gewährten  ihm  die  Möglichkeit,    durch  frei- 
tillige  Verbannung  der  Strafe  zu  entgehen :  eine  eigentliche  Ver- 
Wmng  jEand  demnach  nicht  statt.     Später  nach  der  Zeit  der 
^öif  Tafeln  kam  wahrscheinlich  die  Todesstrafe   für  falsches 
^^88  ab,  zumal  wenn  dasselbe  nicht  zu  capitaler  Verurthei- 
'Bsg  Anderer  geführt  hatte:  immer  indessen  blieb  es,  wie  man 
«ß  der  spätem  Gesetzgebung  erkennt,  ein  Criminalverbrechen. 
^  Eid,  sagt  Cicero*^),  hätten  die  alten  Römer  für  das  festeste 
^od,  am  das  Wort  zu  fesseln,  gehalten:    dies   bewiesen   die 
'i^setze  in    den    zwölf  Tafeln,    dies   die   geheiligten    Gesetze, 
^ielfaeh  also  wurde  in  jenen  zur  Ermittelung  der  Wahrheit  der 
Ed  vorgeschrieben.    Dennoch  hören  wir  nicht  von  einer  Strafe 
^^  Meineides  im  Allgemeinen:   er  war  dem  Gewissen  der  Ein- 
zelnen und  der  Rache  der  Götter  überlassen. 

Dies  sind  die  gewöhnlichen  Criminalverbrechen,   von  deren 


a)  Gell  XX,  1,  53  An  putas  —  si  non  lila  etiam  ex  XII  tabulis  de 
tfetimoniis  falsis  poena  abolevisset,  et  si  nunc  quoque,  ut  antea,  qui  fal- 
sifli  testimoDiom  dixisse  convietus  esset,  e  saxo  Tarpeio  deiiceretur,  men- 
^turos  fuisae  pro  testimonio  tarn  multos  quam  videmas? 

l>)  Vergl.  onsere  Darstellung  oben  S.  294. 

c)  Cic  de  off.  111,  31,  111  Nallnm  enirn  vinculum  ad  astringendam  fidem 
''^hiraodo  maiores  artius  esse  volaerunt  Id  indicant  leges  in  XII  tabulis, 
-bimii  sacratae. 
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Behandlung  in  den  zwölf  Tafeln  wir  Kunde  haben:  ee  kommen 
dazu    politische  und   Amtsverbrechen.     Denn   auf  die  ersteren 
muss  man  beziehen  das  von  Cicero*)  angefahrte  Gesetz:  „wenn 
Jemand  ein  Spottlied  gesungen  oder  ein  Gedicht  verfasst  hätte, 
das  einem  Andern  Schande  oder  Schmach  brächte ,  so  solle  dä.^ 
ein  Capitalverbrechen  sein''.    Es  bezieht  sich  dasselbe  nicht  auf 
wörtliche  Beleidigungen,  welche  ein  Bürger  dem  andern  zufugt^^: 
darauf  konnte  unmöglich   Capitalstrafe   gesetzt  werden.     Demi 
selbst  auf  thätliche  Beleidigungen,  welche  mit  Körperbescbfidi- 
gung  verbunden  waren,  setzten  die  zwölf  Tafeln  keine  Griminal- 
strafe,  sondern  nur  eine  Entschädigung^)  oder  leichte  Geldstrafe/} 
Walirscheinlich   wurden  wörtliche  Beleidigungen  gar    nicht  be- 
straft ;  erst  in  späterer  Zeit  sah  sich  der  Prätor  veranlasst,  doivh 
sein  Edict  ein  Verfahren  über  dieselben  einzusetzen,  und  seltet 
dann  war  dabei  eine  wesentliche  Bedingung,  dass  sie  gegen  die 
„gute  Sitte''  geschehen  seien,  eine  Bedingung,  wodurch  gewöiuh 
liehe  Schimpfreden  von  gerichtlicher  Verfolgung  ausgeschlossen 
wurden.^)     Der  Ausdruck    „ein  Spottlied  singen"    {oceentm 
heisst  es  Lateinisch)    muss  sich  auf  eine  bestimmte  Römisebe 
Sitte  beziehen,  politischer  Unzufriedenheit  Luft  zu  madien,  von 
welcher  Sitte  sich  die  bekannte  Gewohnheit  herschreibt,  weldte 
den  Soldaten  am  Tage  des  Triumphes  gestattete,  auf  ihre  Feld- 
herrn  Spottliedor  zu  singen.    Man  darf  also  die  Erklärung,  wekk 
Festus"")  von  occentare  gieht ,  nicht  missverstehen :  er  deutet  an. 
dass   die  alte  Sitte  zu  seiner  Zeit  nicht  mehr  bestehe  und  sagt 
richtig,  occerUare  bedeute  Schimpfreden  ausstossen,  laut  und  mit 
einer  Art  von  Gesang.    Daraus  folgt  nicht ,   ooeeniare  sei  jedes 
laute  und  öfifenüiche  Schimpfen.    Dies  ergiebt  sich  selbst  ans 


a)  Gic.  de  rep.  IV  bei  Augastin.  de  civ.  dei  II,  9  Nosfcrae  oontia  XU 
tabolae  cum  perpaucas  res  capite  sanxissent,  in  his  hanc  quoque  saacieo- 
dam  putaverunt ,  si  quis  occentavisset  sive  Carmen  condidiaset,  qnod  in/A- 
miam  feueret  flagitiumve  alten. 

b)  Festos  p.  363  s.  v.  talionis ;  Gell.  XX,  1,  14. 

c)  Gaios  m,  223;  GeU.  XX,  1,  12. 

d)  1.  16  Dig.  de  iniur.  (XLVII,  10). 

e)  Festos  p.  181  Oooentassint  antiqni  dicebant,  quod  nime  conviciom 
feoerint  dicimus ,  quod  id  clare  et  com  quodam  canore  fit,  at  procol  «- 

udiri  possit,  quod  turpe  habetur,  quia  non  sine  oansa  fieri  potatur. 
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dem  Znsanunenbange,   in  welchem  Cicero  das  Decemviralgesetz 
aoiohrt   Er  spricht  vorher  von  der  Zügellosigkeit  der  Griechen, 
bei  denen  die  Comödiendichter  volle  Freiheit  hatten,  alle  Staats- 
ammer  za  verspotten*),  dagegen  Piautas  und  Naevius  hätten 
die  Römischen  Staatsmänner  in  ihren  Gedichten   nicht    tadeln 
dürfen.    Wesentlich  also  für  den  Begriff  des  Verbrechens  ist  die 
politische  Beziehung,  weniger,   wie  es  scheint,    dass  es  gerade 
Gedichte  sind,  durch  welche  es  begangen  wird,  wenngleich  Ci- 
im  sie  auch  an  einer  andern  Stelle  so  nennt.^)    Natürlich  indes- 
sen ist  es,  dass  solche  Schmähgedichte  nicht  auf  gewölmliche 
Borger  gesungen  werden:  nur  diejenigen,  welche  eine  dflfentliche 
Stellung  einnehmen,    werden  öffentlich  getadelt    So  diente  das 
Gts^tz^  wenn  gleich  sein  Wortlaut  auf  alle  Bürger  insgesammt 
gifig,  doch  hauptsächlich  zum  Schutze  der  Beamten  und  Staats- 
iQ^ner.    Als  Strafe  bestimmte  es  gegen  die  Da^dderhandebiden 
frögel«),  eine  Strafe,  welche  sonst  nur  bei  Vergehen  von  Sol- 
daten vorkommt:   es  scheint  in  ihr  zu  liegen,  dass  sie  wegen 
Beleidigungen  Höherstehender   angewendet   wird.     Verschieden 
'lad  daher   die   zwei  uns  überlieferten   Fälle,   wo  Comödien- 
"^hkr  einen  andern  Dichter  namentlich  auf  der  Bühne  verspot- 
^  hatten:  der  eine  den  Dichter  Lucilius,  der  andere  den  Dich- 
^r  L.  Acdns.   Der  erste  wurde  freigesprochen,  der  andere  ver- 
i^heilt.  <*)    Hier  handelte  es  sich  um  einen  gewöhnlichen  Injurien- 
pr<)ce88  und  selbst  diesen  wollte  der  eine  Richter  bei  einer  bloss 
'it^nuischen  Streitigkeit  nicht  zulassen.  ^^ 

EbenÜEdls  politische  Beziehung  hatte  das  Gesetz ,    von  dem 
^ir  leider  nur  durch  einen  unzuverlässigen  Schriftsteller'')  Kunde 


a)  In  dieser  Yerbindmig  erwähnt  das  Zwölftafelgesetz  auch  der  Scho- 
'*^  zu  Pers.  I,  137. 

b)  Cic.  Tuscul.  IV,   2,  4.    Vergl.  Horat.  Serm.  11,  1,  80  und  dazu  die 

c)  Porphyr,  ad  Hör.  £p.  II,  1,  152  Fustuariuin  supplicium  constitutum 
t^t  in  anctorem  carminum  infamium ;    Scholiast  zii  Pers.  I,  137. 

d)  Auct  ad  Heren.  II,  13,  19  G.  Gaelius  iudex  absolvit  iniuriarom 
^um,  qni  Lucilium  poetam  in  scaena  nominatim  laeserat,  P.  Mucius  eum, 
^^  L  Accium  poetam  nominaverat ,   condemnavit. 

e)  Declam.  in  Cat  19  Primum  XII  tabulis  q^atum  esse  cognoscimus, 
'  qms  in  urbe  coetus  noctumos  agitaret. 
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^  haben,  das  nächtliche  Versammlungen  verbot,  politische  nSmlieh, 
welche  auf  den  Staat  einen  Einfluss  ausüben  konnten  und  solche 
gerade  werden  um  die  Zeit  des  Stluidekampfes  öfters  erwähnt  ■) 
Dass  indessen  diese  Nachricht  richtig  ist,  wissen  wir  aus  andern, 
wenngleich  leisen  Andeutungen,  wie  z.  B.  noch  Cicero  dem  er- 
wählten  Volkstribunen   P.   Servilius   Rullus    als  ungesetzliches 
Verfahren  bei  den  Vorbereitungen  zu  seinem  Ackergesetze  vor- 
wirft, er  habe  Privatleute  zu  Rathe  gezogen  und  nächtliche  Ver- 
sammlungen gehalten.^)    Es  hängt  diese  Bestimmung  mit  einer 
andern  zusammen,    welche    die  zwölf  Tafeln  gegen  unerlaubte 
Verbindungen  (coUegia  et  sodaiicia  iüicüa)  enthielten:    von  ihr 
haben  wir  eine  dürftige  Nachricht  in  einem  Bruchstücke  aus  Ga- 
jus^  Commentare    über  die  zwölf  Tafeln.*')    Es  heisst  in  ihm, 
die  Genossen  einer  erlaubten  Verbindung  dürften  sich  Gesetze 
geben,    welche  sie  wollten,    wenn  sie  dabei  nur  keine  Bestim- 
mung der  öffentlichen  Gesetze   verletzten,   und  dann  bemerkt 
Gajus  wSt  Anführung  der  Griechischen  Worte,  es  sei  diese  An- 
ordnung aus  den  Gesetzen  Solons  entnommen.    Aber  ausserdem 
war  noch  uraltes  Römisches  Gesetz,  dass  überhaupt  nur  diejeni- 
gen Verbindungen  gestattet  waren,  welche  von  Alters  her  durch 
das  Herkonmien  geheiligt  waren,    ausser  ihnen   nur   diejenigen, 
welche  zu  religiösen  Zwecken  stattfanden,  oder  solche,  die  be- 
stimmte andere  Bedingungen  erfollten.     Wir  haben  von  diesen 
Verhältnissen  zwar  erst  aus  Ciceronischer  Zeit  genauere  Kunde, 
wo  P.  Clodius   durch  die  von  ihm  gestifteten  politischen  Klubs^ 
welche  er  durch  ein  besonderes  Gesetz  zu  erlaubten  machte^  die 
grössten  Unruhen  im  Staate  hervorrief;    aber  es  ist  kein  Zwei- 
fel, dass,  wenngleich  die  spätere  Zeit  manche  neue  Bestimmun- 
gen über  das  Einzelne  brachte,   doch  die  Hauptzüge  dieser  Ge- 
setzgebung sich   schon  in  den  zwölf  Tafeln  fanden,     lieber  die 


a)  Liv.  n,  28  und  32. 

b)  Cic,  de  leg.  agrar.  11,  5,  12  Interea  non  desistebant  dam  inter  se 
con venire,  privates  quosdam  adhibere,  ad  suos  coetus  occoltos  noctem  ad- 
iuugere  et  solitadinem. 

c)  1.  4  Dig.  de  coUeg.  et  corp.  (XLVII,  22) :  His  autem  (sodalibus)  po- 
testatem  facit  lex,  pactionem  quam  velint  sibi  ferre,  dum  oe  quid  ex  pu- 
blica lege  corrumpant 
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Strafe  der  Dawiderhandelnden  wird  nichts  gemeldet:  später  war 
sie  capital*)  und  bei  der  Strenge,  welche  die  Römische  Gesetz- 
gebang  gegen  politische  Vergehen  überhaupt  zeigte,  werden  wir 
eben  dieselbe  auch  schon  far  die  zwölf  Tafeln  annehmen 
dürfen.  *^) 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  wir  über  das  Verbrechen  der  per- 
daellio nur  sehr  wenig  aus  den  zwölf  Tafeln  wissen.  Wir  haben 
uur  die  Nachricht,  es  hätte  in  ihnen  gestanden,  wer  einen  Feind 
erregt  oder  einen  Bürger  einem  Feinde  in  die  Hände  gegeben 
hätte,  sollte  mit  dem  Tode  bestraft  werden**),  eine  dürftige 
Nachricht,  die  noch  dazu  nicht  nach  dem  Wortlaute  überliefert 
iät.  Denn  der  Feind  wird  in  ihr  hoatis  genannt,  während  wir 
\4issen,*')  dass  in  den  zwölf  Tafeln  die  Bezeichnung  dafür  per- 
dueUis  war,  hogüs  aber  einen  Fremden  bedeutete.  Es  muss  aber 
der  Begriff  perdueUio ,  die  Handlung  eines  Kriegsfeindes  oder 
eines  solchen,  der  ihm  gleich  geachtet  wird,  sowohl  in  früherer 
als  in  späterer  Zeit  viel  mehr  umfasst  haben :  unter  den  Königen 
z.  B.  war,  wie  der  Process  gegen  P.  Horatius  beweist,  perdueJr 
Ho  das  Verbrechen  desjenigen,  der  einen  gerichtlich  nicht  ver- 
artheilten  Bürger  getödtet  hatte  ^)  und  dieser  Begriff  blieb  bis 
in  die  späten  Zeiten  der  Republik  bestehen,  wie  man  aus  C. 
Rabirius'  Process  erkennt,  muss  sich  also  auch  in  den  zwölf 
Tafeln  gefunden  haben.  Daher  ist  es  gekommen,  dass  in  dem 
ausserordentlichen  Verfahren  vor  dem  Volksgerichte  perdaellio 
eine  a%emeine  Bedeutung  erhielt  für  jedes  Gapitalverbrechen, 
worüber  wir  später  handeln  werden.  Ueber  Amtsverbrechen 
enthielten  die  zwölf  Tafeln  sehr  strenge  Gesetze.  Wir  können 
dies  aus  einem  schliessen,  welches  von  Gellius®)  angeführt  vrird: 


a)  ülpian.  1.  2  Dig.  de  coUeg.  et  coipor.  (XLVII,  22). 

b)  MarciaD.  1.  3  Dig.  ad  leg.  lul.  mai.  (XLVIII,  3) :  Lex  Xil  tabularum 
labet  eom  qui  hostem  concitaverit  quive  civem  hosti  tradiderit,  capite 
puniri. 

c)  Cic.  de  ofL  I,  12. 

d)  S.  oben  S.  96  und  132. 

e)  GelL  XX,  1,  7  Nisi  doram  esse  legem  ptitas,  quae  iudicem  arbi- 
troinve  iure  datftm,  qui  ob  rem  dicendam  pecuniam  accepisae  convictos 
*^^)  capite  ponitor. 
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„ein  von  dem  Beamten  gegebener  Richter  oder  Schiedsrichter, 
der  überfuhrt  würde,  für  seinen  Spruch  Geld  genommen  zu 
haben,  solle  mit  dem  Tode  bestraft  werden."  Eine  solche  Be- 
stimmung war  nothwendig,  da  das  Verfahren  sowohl  in  Civil- 
als  auch  zum  Theil  in  Criminalsachen  auf  der  Entscheidung  der 
von  den  Beamten  den  Parteien  gegebenen  Richtern  beruhte:  es 
traf  dies  aber  nur  die  Senatoren ,  aus  denen  allein  die  Richter 
genommen  wurden.  Man  fragt,  welche  Bestimmungen  in  Be- 
treff der  Beamten  selbst  getroffen  wurden.  Sie  konnten  nicht 
geringer  bestraft  werden ;  aber  es  ist  nicht  wahrscheinlich ,  dass 
über  sie  ein  besonderes  Gesetz  vor  den  zwölf  Tafeln  bestaad. 
Denn  die  Consuln  waren  an  die  Stelle  der  Könige,  die  nicht 
verantwortlich  waren,  getreten  und  man  hört  von  keinem  Ge- 
setze, wonach  sie  vor  die  ordentlichen  Gerichte  hätten  gezogen 
werden  können.  Der  einzige  Fall  von  der  Verurtheilung  eines 
Beamten  in  fiiiherer  Zeit  ist  der  von  Sp.  Cassius  und  diese  fand 
wegen  Strebens  nach  Alleinherrschaft  statt»),  eines  Verbrechens, 
das  von  den  ersten  Consuln  aufgestellt  und  mit  der  härtesten 
Strafe  bedroht  worden  war.  Um  eine  durchgängige  Verantwort- 
lichkeit der  Consuln  herbeizuführen,  waren  die  ausserordentlichen 
Anklagen  durch  die  Volkstribunen  zugelassen  worden,  welche 
eine  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung  herbeiführten  und  auch 
zur  Bestrafung  von  Bestechliehkeit  dienen  konnten.^)  Im  or- 
dentlichen Gerichtsverfahren  vor  den  Consuln  hätten  sie  nur  nach 
dem  eben  aus  Gellius  angeführten  Gesetze  belangt  werden  kön- 
nen. Denn  es  stanunte  sicherlich  aus  der  Zeit  vor^der  Deceos- 
viralgesetzgebung  und  die  Könige,  als  oberste  Aufseher  der 
Gerechtigkeit,  hatten  eben  so  grosses  Interesse  an  der  Unbestech- 
lichkeit der  von  ihnen  eingesetzten  Richter  gehabt  als  es  später 
die  Consuln  hatten.  Femer  aber  lautete  das  Gesetz,  welches 
wir  dem  Wortlaute  nach  nicht  kennen,  schwerlich  so,  dass  es 
nur  auf  die  für  den  einzelnen  Fall  bestimmten  Richter  passte: 
ging  es  aber  auf  die  Richter  im  Allgemeinen,  so  traf  es  auch 
die  Consuln,    welche  das  oberste  Richteramt  bekleideten.    Es 


a)  Yergl.  oben  S.  286  flgd. 

b)  VergL  die  Darstellung  S.  253. 
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ist  die  ADfahrang  von  Gellius  zusammenzastdkn  mit  einer  Nach- 
richt von  Polybius.»)    Wo  er  den  Carthaginiensischen  mit  dem 
Römischen  Staate  vergleicht,   erzählt  er,    in  jenem  würden  die 
Beamten  durch  offene  Bestechung  erwählt,  in  diesem  stehe  der 
Tod  auf  diesem  Verbrechen.     Die  Todesstrafe  für  Amtserschlei- 
chung erscheint  nirgends  in  der  spätem  Zeit  der  Republik:  Po- 
lybius  meint  auch  nur  eine  Capitalstrafe.    Aber  sein  Ausdruck 
beweist,  dass  das  Gesetz  aus  einer  Zeit  stammte,  in  der  Todes- 
strafe und  Capitalstrafe  fast  gleichbedeutend  war :  die  Yermuthung 
liegt  nahe,  dass  es  au3  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  her- 
rührt and  diese  es  ebenfalls  aus  dem  früheren  Herkommen  ent- 
uommen  hat.    Nun  pflegten  aber  in  älterer  Zeit  die  Gesetze  über 
Amtserschleichung  und  über  Bestechlichkeit  während  des  Amtes 
verbunden  zu  werden:   erst  allmälig  trennte  man  Beides.    Ver- 
bunden erscheint  es  noch  in  der  Gesetzgebung,  welche  Cicero^) 
als  Master  aufstellt.    £r  giebt  das  Gesetz :    „ein  Geschenk  soll 
man   nicht  annehmen  noch  geben  weder  beim  Bewerben,  noch 
beun  Führen  noch  nach  dem  Führen  eines  Amtes":  er  umfasst 
damit,   wie  er  selber  erklärt,  die  beiden  Vergehen  des  ambitits 
und  der  Repetunden.    In  seiner  eigenen  Zeit  fand  diese  Verbin- 
dung  bekanntlich  nicht  mehr  statt:  er  muss  sie  also  aus  einer 
frühern  Gesetzgebung  genommen  haben,  wahrscheinlich  aus  den 
zwölf  Tafeln.*^)    Für  diese  gewinnen  wir  so  als  Inhalt  der  Be- 
stimmongen  über  Amts  verbrechen,  erstens,  dass  sie  das  Anneh- 
men aller  Geschenke  sowohl  vor  als  nach  dem  Amte  verboten, 
zweitens  dass  sie  für  den  Uebertreter  Capitalstrafe  festsetzten, 
drittens  endlich,  dass  sie  vielleicht  besonders  die  von  Beamten 
for  Entscheidang  von  Processen  eingesetzten  Richter  und  Schieds- 
richter nannten.    Dies  Gesetz  war  nicht  ein  neues,  sondern  aus 
dem  früheren  Herkommen  genonunen:  es  umfasste,   wie  es  bei 
der  Verbindung  der  Amtserschleichung  und  Bestechlichkeit  noth- 


a)  Polyb.  VI,  56  itapd  (jtiv  Kapirfiowioi^  Äwpa  cpavepwc  8iS(5v-ec  Xap.- 
ß^vottoi  Tct«  dpy(di^  icapd  hk  *Pu)p.a{ou  OdvaT^c  iort  iiepl  touto  irpöcTip-ov. 

b)  Cic  de  leg.  III,  4  Donum  ne  capiunto  neve  danto  neve  petenda 
neve  gerenda  neve  gesta  potestate.  Qnod  qois  earum  rerom  migrassit, 
Doxae  poena  par  esto,  und  III,  20  Sequontm*  de  captis  pecuniis  et  de  am- 
bitu  leges. 
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wendig  war,  alle  diejenigen,  welche  damals  zu  Aemtem  zuge- 
lassen wurden,  d.  h.  die  gesammten  Patricier,  die  Plebejer  be- 
rührte es  nicht.  Hieraus  wird  man  sich  erklären  können,  wie 
der  erste  Consul  Valerius  beim  Erlassen  seines  Provocationsge- 
setzes  ebenfalls  alle  Patricier  gewissermassen  als  Beamte  ansah*) 
und  als  solche  bestimmten  Vorschriften  unterwarf,  und  wie  spä- 
ter in  der  ausgebildeten  Republik  der  Begriff  der  Amtsverbrecheu 
auf  alle  Senatoren  ausgedehnt  wurde.  Durch  die  ganze  Römische 
Geschichte  geht  diese  Anschauung  von  den  Beamten  und  ihren 
Verbrechen:  man  kann  sie  nur  verstehen,  wenn  man  ihre  ge- 
schichtliche Entwickelung  von  den  ältesten  Zeiten  an  verfolgt. 


Fünftes  Capitel. 

Die  Strafte  is  aei  iwOlf  Tafeln.  Die  Todesstnfl»  ixtfk  die  lictera 
Yollxegei,  spiter  durch  des  Hachricliter.  Der  Begriff  der  Elirlesii^eit 
lur  iB  selsei  Anflngei  YorhandeiL  Rellglftse  Terflnchiuig  bleibt  eki« 
bfirgerliehe  Folgen.  Character  des  Gesetxbnches.  Cnpitale  und  nickt 
capitale  Strafen.  Geldbnssen  bei  Unvennftgenden,  Arten  der  Kinricbtug, 
TermftgensYerlnst ,  Tertilgnng  des  lamens.   Andere  capitale  Strafen,  di« 

beiden  Arten  Yen  Terbannnng. 

Wir  haben  nach  den  uns  erhaltenen  dürftigen  Bruchstückeu 
die  Bestinmiungen ,  welche  die  Gesetze  der  zwölf  Tafeln  über 
das  Criminalrecht  enthielten,  zusammengestellt  und,  so  viel  ak 
möglich,  nachgewiesen,  welcher  Fortschritt  sich  darin  gegen  die 
frühere  Zeit  zeigt,  zum  Theil  auch,  welche  Veränderungen  mit 
den  einzelnen  Anordnungen  in  späterer  eingetreten  sind.  Das 
Ergebniss  ist,  dass  die  Zehnmänner  wenig  eigentlich  Neues  ge- 
schaffen, noch  weniger  aus  fremden  Gesetzgebungen  angenom- 
men haben:  im  Allgemeinen  entiüelten  die  zwölf  Tafeln  dieZu- 
sanmienstellung  des  bisherigen  Gerichtsgebrauches,  mochte  sieb 
derselbe  auf  altes  Herkonunen  oder  auf  geschriebene  Gesetze 
gründen,  aber  mit  durchgehender  Fortbildung  desselben  in  einem 
milderen,  far  die  fortschreitende  Bildung  passenden  Geiste.    Die 


a)  S.  obeD  S.  160  flgd. 
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Decemvirn  haben  wirklich  das  Lob  verdient,  welches  ihnen  Zeit- 
irenossen  und  Nachkommen  einstimmig  gezollt  haben.  Wir 
müssen  noch  länger  bei  diesem  Gesetzbache  Roms  verweilen, 
(his  obwohl  es  das  frühere  Recht  nicht  aufhob,  doch  fortan  die 
Grundlage  des  gesammten  Staatslebens  bildete. 

Wenngleich  wir  sehr  wenig  Bruchstücke  in  einer  dem  Ori- 
rinale  sich  annähernden  Form,  vielleiciit  keines  in  der  ursprüng- 
lifhen  haben,  so  erkennen  wir  doch    aus  dem  Inhalte  der  Be- 
stimmungen zweifellos,  dass  die  zwölf  Tafeln  den  Strafen  keinen 
hesondem  Abschnitt  widmeten.     Es  war  das  überhaupt  nicht 
Sitte  der  Römischen   Republik:    die    systematische  Behandlung 
«les  Rechtes  und  der  einzelnen  Theile  desselben  kam  erst  mit 
ilem  Ersterben  des  öffentlichen  Lebens  auf.  Bei  jedem  Vergehen 
wurde  die  Strafe,   welche  auf  demselben  stand,  angegeben:  die 
Decemvirn   folgten  hierbei  demselben  Grundsatz,  wie   bei   den 
übrigen  Theilen  des  Rechtes,  sie  änderten  nur  wenig,  ihr  Haupte 
verdienst  bestand  in  der  Feststellung  der  durch   die  politischen 
Ereignisse   wankend    gewordenen  Gesetze   und  der  Zusanmien- 
stellung  derselben,  die  zum  ersten  Male  durch   Volksbeschluss 
als  Staatsrichtschnur  anerkannt  wurden.     Die   Vollziehung  der 
Strafen  geschah  in  den  ältesten  Zeiten  durch  die  Diener  der  Be- 
amten, d.  h.  durch  die  Lictoren  der  Könige,  dann  der  Consuln; 
^leshalb  führten   dieselben  die  Ruthenbündel  und  die  Beile,  um 
•sogleich,  wenn  der  Beamte  seinen  Spruch  gethan  hatte,  densel- 
ben vollziehen  zu  können.   Wenngleich  durch  das  Valerische  Pro- 
vocationsgesetz  die  Beile  der  Lictoren  in  der  Stadt  verschwunden 
waren,  erfahr  doch  das   System   der   Strafvollziehung  dadurch 
keine  Äenderung  und  auch  die  Zehnmänner  haben  eine  solche 
nicht  vorgenommen.     Der  Römische  Grundsatz  war,    dass  der 
Beamte  selbst,  welcher  das  Endurtheil  gesprochen  hatte,  die 
Strafe  vollzog  oder  durch  irgend  einen,  den  er  nach  freiem  Er- 
messen wählte,  vollziehen  liess.   Dies  erkennt  man  besonders  an 
den  VolkBtribunen,  welche  eine  ausserordentliche  Gnminalgerichts- 
barkeit  übten.    Wir  finden,  dass  sie  selbst  Hand  an  den  Schul- 
digen legen*);  bald  beauftragen  sie  die  Aedilen,  an  ihrer  Stelle 


a)  Man  veiigl.  oben  z.  B.  S.  230. 
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zn  handeln ,  bald  schicken  sie  den  Viator ,  und  die  von  ihnen 
Beauftragten  handeln  als  Volkstribnnen,  gemessen  also  der  tri- 
bunicischen  Unantastbarkeit.  Dass  die  Diener  der  öffentlichen 
Gerechtigkeit  irgend  ein  eigenes  Amt,  einen  ihnen  besonders 
inwohnenden  Staatsauftrag  hätten,  war  nicht  Römisch.  Zu  ihren 
Lictoren  wälilten  die  Consuln  selbständig,  wen  sie  wollten,  und 
dass  sie  ihnen  die  Vollziehung  der  Strafen  auftrugen,  war  na- 
türlich: wahrscheinlich  waren  sie  auch,  so  lange  die  Quästoren 
als  ünterbeamte  der  Consuln  der  Criminalgerichtsbarkeit  vor- 
standen, die  Vollstrecker  der  gesetzlich  zuerkannten  Strafen. 
Indessen  später  trat  eine  Aenderung  ein :  wo  Todesstrafe  in  Rom 
nöthig  war,  wurde  dieselbe  durch  den  Nachriehter  (camifex) 
ausgeführt:  in  den  Provinzen  vollzogen  auch  später  die  Lictoren 
der  Beamten  Hinrichtungen  und  körperliche  Bestrafungen.  Wann 
diese  Aenderung  vor  sich  ging,  wissen  wir  nicht:  wahrscheinlich 
wurde  sie  allmälig  eingeführt,  als  die  Illviri  capitalea  als  Poli- 
zeibehörde und  zur  Vollziehung  der  Körperstrafen  eingesetzt 
wurden;  zu  ihnen  gehörte  der  Nachrichter  als  ünterbeainter. 
Dadurch  verloren  die  Lictoren  diese  Verpflichtung  zwar  nicht 
rechtlich,  aber  durch  den  Gebrauch.*^*)  Zugleich  nämlich  kam 
die  Sitte  der  öffentlichen,  auf  dem  Markte  zu  vollzieheöden, 
Hinrichtung  ab  und  mit  den  Strafen,  welche  im  GefSngniss 
oder  an  abgelegenen  Orten  ausgeführt  wurden,  hatten  die  Licto- 
ren nichts  zu  thun.  Dass  sie  indessen  rechtlich  immer  als  Voll- 
strecker der  gesetzlichen  Körperstrafen  galten,  tritt  uns  in  einem 
Beispiele  deutlich  entgegen.  Im  Processe,  welcher  gegen  P.  Ho- 
ratius  unter  dem  Könige  Tullus  Hostilius  geführt  wurde,  ist  es 
nicht  zweifelhaft,  dass  die  Lictoren  des  Königs  den  Zweimännem 
zur  Verfügung  gestellt  waren,  um,  wenn  der  Verurtheilte  nicht 
Berufung  an  das  Volk  einlegte,  den  Urtheilsspruch  sogleich  zu 
vollziehen:  das  beweist  die  Formel,  mit  welcher  der  eine  der 
Zweimänner  nach  der  Verurtheilung  den  Verurtheilten  anredet.') 
In  dem  ähnlichen  Perduellionsprocess ,  welcher  zu  Ciceros  Zeit 
gegen  C.  Rabirius  geführt  wurde,  waren  die  alten  Formeln  die- 
selben: es  hiess  ebenfalls:  ^geh,  Lictor,  binde  die  Hände;''  aber 


a)  S.  oben  S.  88  flgd. 
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es  war  eben  nur  Formel,  zur  Ausfuhrung  des  Spruches  war 
wenigstens  symbolisch  der  Nachrichter,  welchen  Cicero  in  seiner 
Rede  ausdrücklich  erwähnt'),  zugegen.  Wir  werden  später,  wo 
wir  von  den  Provocationsgesetzen  sprechen,  auf  diesen  Punkt 
zurückkonmien.  Der  Uebergang  der  Strafvollziehung  vom  Lic- 
tor  auf  den  Nachrichter  ist  gleichbedeutend  mit  dem  Untergange 
der  öffentlichen,  auf  dem  Markte  zu  vollziehenden  Hinrichtung 
in  die  geheime,  welche  meist  innerhalb  des  Gefängnisses  ausge- 
führt wird.  Dieser  Uebergang  wurde  erleichtert  durch  die  Rö- 
mische Anschauung,  dass  die  Vollziehung  der  Strafe  Privatsache 
des  Beamten  ist,  und  die  zwölf  Tafeln  haben  diese  Anschauung, 
^ie  sie  dieselbe  in  der  Sitt«  vorfanden,  beibehalten. 

In  spätem  Zeit-en  erscheint  nicht  als  eigentliche  Strafe,  aber 
als  nothwendige  Begleitung  der  Strafe  bei  öffentlichen  Verbre- 
chen, welche  eine  ehrlose  Gesinnung  voraussetzen  lassen,  die 
Elirlosigkeit  (in/amia).  Ihrer  geschieht  in  den  zwölf  Tafeln 
keine  Erwähnung  und  doch  müsste  sie  in  den  zahlreichen  ßruch- 
:«tüeken,  welche  wir  z.  B.  über  den  Diebstahl  haben,  sich  finden. 
Man  muss  daraus  schliessen,  dass  sie  im  alten  Römischen  Recht 
und  auch  in  den  zwölf  Tafebi  unbekannt  war:  der  Begriff  hatte 
>ieh  noch  nicht  gebildete  Man  bedurfte  dessen  auch  nicht;  denn 
diejenigen  Verbrechen,  welche  später  mit  Ehrlosigkeit  belegt 
wurden,  fanden  im  älteren  Recht  eine  capitale  Strafe.  Erst  mit 
der  müderen  Rechtsanschauung  fiel  der  in  körperlicher  Züchti- 
sjmg  bestehende  Theil  der  Strafe  fort,  und  die  Ehrlosigkeit, 
welche  mit  derselben  früher  verbunden  gewesen  war,  trat  allein 
hervor.  Dies  war  besonders  bei  dem  Diebstahl,  einem  in  alter 
Zeit  sehr  umfangreichen  Begriffe,  der  Fall ;  die  Strafe  dafür  war, 
wie  wir  gesehen^),  in  den  zwölf  Tafeln  capital ;  es  nutzte  nichts, 
die  Ehrlosigkeit,  welche  in  dem  Verluste  der  bürgerlichen  Stel- 
lung noth wendig  inbegriffen  war,  besonders  hervorzuheben :  erst 
als  der  Prätor  die  körperliche  Züchtigung  aufgehoben  hatte, 
bheb  sie  als  Rest  der  alt^n  Bestrafungsweise  bestehen.  Von 
den  politischen  Verbrechen  fanden  diejenigen,  welche  im  ordent- 


a)  Cic  p.  C.  Rabir.  4,  II  und  flgd. 

b)  Vergl.  oben  S.  377. 


392  Anfänge  der  Strafe  der  Ehrlosigkeit. 

liehen  Gerichtsverfahren  verfolgt  wurden,  sicherlich  alle  eine 
capitale  Bestrafung,  und  bei  Sp.  Cassius,  dem  einzigen  uns 
überlieferten  Falle  dieser  Art,  trat  der  Versuch  hervor,  die  Ehr- 
losigkeit auf  die  Kinder  des  Verurtheilten  zu  übertragen.  ■)  Von 
den  auf  ausserordentlichem  Wege  durch  tribunicische  Anklagen 
erfolgten  politischen  Verurtheilungen  war  ein  Theil  capital, 
die  von  Käso  Quinctius  und  Coriolan;  bei  denjenigen,  welche 
nur  auf  eine  Geldbusse  lauteten,  war  von  Ehrlosigkeit  nicht  die 
Rede.  Bei  T.  Menenius  und  T.  Romilius  wissen  wir,  dass  sie 
nach  Erlegung  der  Geldbusse  in  ihrer  Stellung  als  Senatoren 
verblieben  und  keinen  Theil  ihrer  Würde  einbüssten.**)  Dennoch 
finden  sich  in  den  zwölf  Tafeln  auch  die  Anfänge  der  späteren 
Ehrlosigkeit,  als  besondere  und,  wie  es  scheint^  einzige  Strafe: 
es  stand  in  ihnen,  ein  Zeuge,  der  seine  Pflicht  verabsäumte, 
sollte  improhis  intestabilisque  sein.*=)  In  dem  Ausdruck  impnh 
hu8  liegt  nur  die  sittliche  Missbilligung  der  That^  ohne  rechtliche 
Folgen  irgend  einer  Art^  dagegen  inteatabüü  ist  derjenige,  wel- 
cher nicht  als  Zeuge  angewendet  werden  kann.**)  Das  Gesetz 
befiehlt  demnach,  dass,  wer  einmal  als  Zeuge  nicht  seine  Pflicht  ge- 
than  hätte,  nicht  wieder  als  Zeuge  auftreten  dürfe,  enthielt  also 
keine  eigentliche  Strafe,  sondern  nur  eine  Vorsichtsmassregel 
für  die  Gültigkeit  späterer  Rechtsgeschäfte,  und  dennoch  liegt 
darin,  in  so  fern  Jemanden  eine  den  übrigen  Bürgern  beiwoh- 
nende Fähigkeit  abgesprochen  vdrd,  eine  Art  von  Ehrlosigkeit, 
welche  später  ausgedehnt  und  schärfer  begränzt  wurde. 

Einen  Rest  religiöser  Anschauung  aus  uraltem  Recht  ent- 
hielten die  zwölf  Tafeln,  wenn  es  wahr  ist,  was  Servius*)  allein 
berichtet,  sie  hätten  bestimmt,  ein  Patron,  welcher  seinen  Clien- 


a)  S.  friiher  S.  292. 

b)  Man  sehe  oben  S.  267  und  279. 

c)  Gell.  XV,  13,  11  Qui  se  sierit  testarier  libripensve  faeht,  ni  testi- 
monium  fariatur,  improbus  intestabilisque  esto. 

d)  1.  6  Dig.  de  testam.  (VI,  2)  erklärt  es  so;  Gaius  1.  26  Dig.  qai 
testam.  fac.  (XXVIII,  1)  setzt  hinzu,  dem  intestabüis  würde  auch  kein 
Zeugniss  von  einem  Andern  geleistet,  wie  Einige  meinten,  eine  später« 
Ausdehnung  der  Strafe,  wie  es  scheint. 

e)  Serv.  ad  Virg.  Aen.  VI,  609. 
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ten  behtgen  hätte,  sollte  sacer  sein.    Darin  mag  ursprünglich 
die  härteste  Strafe  gelegen  haben  und  vollständigste  Aechtung, 
«0  dass  es  Jedennann  frei   stand,  einen  solchen  den   Göttern 
Verfallenen  ungestraft  zutödten;  aber  wir  haben  schon  früher») 
l)eraerkt^  da^s  dieser  Zustand  beim  Beginne  des  Römischen  Staa- 
tes aufgehört  hatte.    Zur  Zeit  der  zwölf  Tafeln  lag  in  der  Erklä- 
nmg,  Jemand  sei  8a4:er^  nur  eine  sittliche  Missbillignng,  ausge- 
sprochen gegen  denjenigen,  welcher  eine  unsittliche   Handlmig 
l>egangen  hatte.     Es    wird  ausdrücklich  für  perdueUio   erklärt, 
einen  Bürger,  gegen  den  kein  Process,  keine  Verurtheilung  statt- 
gefunden hatte,  zu  tödten:   den  Göttern  wurde  die  Strafe  eines 
homo  sacer  überlassen,    ähnlich    wie   derjenige,    welcher  einen 
Meineid  geschworen,  nur  göttlicher,  nicht  menschlicher  Strafe 
verfiel.    Es  lässt  sich  überhaupt  nicht  denken,  dass  ein  gericht- 
iiVlies  Verfahren   über  Verletzung  des  Clientelverhältnisses  und 
in  Folge  dessen  Aechtung  vorgekommen  sei:    das  mag  früher 
£e<chehen  sein  und  auf  diesen  frühem  Zustand  geht  Dionysius'  **) 
Ausdruck,    dass    der   deshalb    Vernrtheilte   ungestraft  getödtet 
werden  dürfe.    Auch  diese  zweite  Periode,  in  der  das  Glientel- 
verbältoiss  durch  das  bürgerliche  Gesetz  erhalten  und  seine  Ver- 
letzung dadurch  bestraft  wurde,  war  vorüber:  zur  Zeit  derZehn- 
niänner  beruhte  dasselbe  nur  noch  auf  gegenseitigem  Vertrauen 
ohne  politische  Verpflichtungen:   es  konnte  also  durch  religiöse 
Vorschrift  erhalten,  aber  nicht  durch  bürgerliche  Strafe  einge- 
bt härft  werden.    Von  den  zwei  andern  Fällen,  für  welche  unse- 
ren Nachrichten  zufolge  die  religiöse  Aechtung  ursprünglich  aus- 
;.'ej<prochen  worden  war,  die  Verrückimg  des  Grenzsteines'')  und 
Jie  Beleidigung  eines  Volkstribunen,    erfuhr  der  erste  eine  be- 
^jnders  ausführliche  Behandlung  in  den  zwölf  Tafeln  durch  ge- 
naue Bestimmungen  über  Grenzstreitigkeiten:  so  wenig  thatsäch- 
lirhen  Einfloss  schrieben  sie  dem  alten  religiösen  Fluche  zu.     Im 
zweiten  Falle  begnügte  man  sich  eben  so  wenig  mit  demselben. 
Beim  Ständevertrage  hatte  man  ihn  allerdings  als  einen  durch 


a)  S.  oben  S.  128. 

b)  Dionys.  II,  10. 

c)  Dionys.  II,  74. 
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das  Herkommen  bei  besonders  feierlichen  Gesetzen  gebotenen 
Znsatz  angenommen;  wie  wenig  derselbe  aber  bürgerliche  Fol- 
gen hätte,  erkannten  die  Tribunen  selber  an,  indem  sie  nmnit'- 
telbar  ein  bürgerliches  Plebiscit  hinzufugten,  wodurch  sie  die 
härtesten  Strafen  gegen  die  Uebertreter  der  tribunicischen  Hei- 
ligkeit anordneten;  gegen  die  Patricier  aber,  für  welche  das  Ple- 
biscit nicht  galt,  erhoben  sie  oft  vergebliche  Klagen:  den  reli- 
giösen Fluch  ohne  Weiteres  geltend  machen  zu  wollen,  fiel  ihnen 
nicht  ein.*®^)  Dass  die  zwölf  Tafeln  trotz  dieses  Mangels  an 
Ausführbarkeit  dennoch  den  religiösen  Fluch  beibehielten  und 
überhaupt  eine  Vorschrift  aussprachen,  deren  Beobachtung  sie 
den  Römern  nur  empfehlen,  nicht  durch  bürgerliche  Strafen  er- 
zwingen wollten,  ist  bemerkenswerth  für  den  ganzen  Character 
der  Decemviralgesetzgebung.  Sie  wollte  nicht  bloss  ein  büi^er- 
liches  Gesetzbuch  liefern ,  welches  für  die  Gerichte  bestinmiend 
sein  sollte,  sondern  das  gesammte  Leben  der  fiürger  regeln.  & 
beruhte  auf  ihm  auch  die  berühmte  Römische  Zucht,  welche, 
ohne  durch  Strafen  erzwungen  zu  werden,  durch  die  Sitte  auf- 
recht erhalten  wurde  und  ihrerseits  wiederum  nicht  geringeren 
Einfluss  auf  das  Leben  ausübte  als  Gesetz  im  eigentlichen  Sinne 
und  Strafe.  Daher  kommen  jene  halb  religiösen,  halb  morali- 
schen Vorschriften,  welche  sich  zahlreich  in  den  zwölf  Tafehi 
fanden.  Zahlreicher  waren  sie  ohne  Zweifel  noch  in  dem  alten 
Papirischen  Gesetzbuche  gewesen ,  das  in  besonderem  Abschnitte 
das  „heilige  Recht '^  enthalten  hatte*);  aber  überhaupt  schreibt 
sich  daher  die  Römische  Anschauung,  viele  moralische  Vorschrif- 
ten und  Staatsgrundsätze  als  nothwendige  Bestandtheile  eines 
Gesetzbuches  zu  betrachten.  Dies  erkennt  man  aus  Cicen» 
Versuch,  Mustergesetze  für  einen  Staat  zu  entwerfen:  die  allge- 
meinen religiösen  und  politischen  Grundsätze,  welche  er  aus- 
spricht, hängen  nicht  mit  seiner  philosophischen  Betrachtung^ 
,  weise  zusammen,  sondern  kommen  von  dem  Character,  den  die 
Römer  von  einem  allgemeinen  Gesetzbuche  verlangten ,  her.  Erst 
die  besonderen  Gesetze,    welche  im  Laufe  der  Republik  über 


a)  Yergl.  oben  S.  32. 
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einzelne  Verbrechen  und  Rechtsfragen  erlassen  wurden,   erzeug- 
ten die  Idee  von  einem  nur  bürgerlichen  Gesetzbuche. 

Die  Strafen,  welche  in  den  zwölf  Tafeln  angedroht  werden, 
sind  theils  capital,  theils  nicht  capital.    Die  letztern  bestehen, 
wenn  man  von  dem  besondern  Fall* des  Felddiebstahls  nicht  er- 
wachsener Personen  absieht,  welche  nach  Gutdünken  des  Prätors 
mit  Schlägen  gezüchtigt  wurden,*)  aus  Geldstrafen.   Denn  Ehren- 
strafen gab  es,  wie  wir  gesehen,  noch  nicht  und  Gefängniss  ist  nach 
Römischer  Sitte  nie  eine  Strafe  zum  Abbüssen  eines  Vergehens  ge- 
wesen.   Man  kann  indessen  fragen,  was  geschehen  sei,  wenn  der 
Verurtheilte  die  Geldstrafe  nicht  erlegen  konnte,  ein  Fall,  der, 
je  zahlreicher  die  Bevölkerung  Roms  wurde,    um  so  häufiger 
werden  musste.    Auf  diese  Frage  findet  sich  in  unsem  Quellen 
keine  Antwort;  ja  selbst,  wenn  man  nicht  nur  die  Zeit  der  zwölf 
Tafeln,   sondern  die  der  ganzen  Republik  ins  Auge  fasst,  findet 
man  kein  Gesetz,    keinen  Rechtsfall,   der  hierüber  Aufklärung 
giebt    Hätte  man  Geldstrafe  und  Geßmgniss  so  mit  einander  in 
Verbindung  gesetzt,    dass  die  erstere  durch  das   letzte   ersetzt 
werden  konnte,  so  musste  sich  eine  bestimmte  Regel  dafür  bil- 
den und   wahrscheinlicher  Weise  würde   sich  irgend   eine  Spur 
flieser  Regel   erhalten    haben.    Auch    nicht    auf  andere  Weise 
konnte  gesetzlich   Gefängniss   statt  einer   Geldstrafe   eintreten. 
Wir  kennen   einen  hierauf  bezüglichen  Fall  nur  aus  der  ausser- 
ordentlichen Gerichtsbarkeit  der  Volkstribunen.     Als  L.  Scipio 
Asiaticus  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt  war  und  erklärte   sie 
nicht  bezahlen  zu  können,  wollte  ihn  sein  Ankläger,  der  Tribun, 
in  das  Gefängniss  werfen ;  aber  die  andern  Tribunen  thaten  Ein- 
spruch und  nur  sein  Vermögen  wurde  eingezogen.**)    Scipio  war 
vom  Volke  verurtheilt  und  dieses  Urtheil  rückgängig  zu  machen 
oder  seine  Ausführung  zu  hindern  stand  nicht  in  der  Macht  der 
Volkstribunen:    wäre    also    gesetzmässig  Gefängniss   statt    der 
Geldstrafe  eingetreten ,  so  hätten  die  Tribunen  die  Massregel  des 


a)  Siehe  oben  S.  379. 

b)  Plut  Cat  mai.  15  Ae6xiov  li  t6v  doeX^pov  «6x00  —  xataS^xig  itepii- 
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Anklägers  nicht  hindern  dürfen,  ebenso  wenig  wie  sie  die  Ein- 
ziehung des  Vermögens  zu  ändern  vermochten.  In  ihrem  Ein- 
spruch und  der  Möglichkeit  desselben  liegt  also  der  Beweis, 
dass  Gefängniss  nicht  die  Stelle  der  Geldstrafe  vertrat  Den- 
noch zeigt  eben  dieses  Beispiel  eines  vornehmen  Mannes,  wie 
leicht  es  den  Beamten  in  den  meisten  Fällen  sein  mnsste,  Ge- 
fängniss zur  Geldstrafe  hinzuzufügen  oder  es  dafür  eintreten  zu 
lassen.  Scipios  Ankläger  behauptete  wahrscheinlich,  der  Ver- 
urtheilte  wolle  die  Geldsumme,  die  ihm  auferlegt  war,  nicht  be- 
zahlen, er  verheimliche  sein  Vermögen:  deswegen  wollte  er  ihn 
in  das  Gefängniss  setzen:  die  übrigen  Tribunen  schritten  ein, 
weil  sie  an  die  Aufrichtigkeit  Scipios  glaubten.  Nach  demselben 
Grundsatz  indessen  konnten  die  Beamten  überall ,  sobald  ein 
Verurtheilter  die  Geldstrafe  nicht  erlegen  konnte,  Gefängniss  ver- 
hängen: selbst  wo  man  milde  verfahr,  musste  erst  entschieden 
und  festgestellt  werden,  ob  er  im  Stande  sei  zu  zahlen  oder 
nicht:  bis  zu  dieser  Entscheidung  war  das  Gefängniss  sogar  ge- 
setzlich. Auf  diese  Weise  war  es  möglich,  auch  Unvermögende 
in  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Geldbuese  eintreten  sollte,  auf 
eine  angemessene  Art  zu  strafen  und  etwaige  Härte  konnte  dim^h 
das  Einschreiten  der  Volkstribunen  entfernt  werden.*®)  Ueber 
diejenigen  Fälle ,  in  denen  durch  ein  Vergehen  eine  Verpflichtung 
zum  Schadenersatz  an  Privatpersonen  eintrat,  z.  B.  beim  Dieb- 
stahl, haben  wir  schon  gesprochen.*)  Erleichtert  aber  wurde 
die  Ausfuhrung  der  Gesetze ,  welche  Geldstrafen  auferlegten ,  da- 
durch, dass  seit  die  Zahl  der  Unvermögenden  zunahm,  die  un- 
tersten Schichten  der  Bevölkerung  Roms  meist  aus  Nichtbürgern, 
d.  h.  Fremden  oder  Sclaven,  bestanden,  gegen  welche  ohne  Ein- 
schränkimg körperliche  Züchtigung,  ja  selbst  Todesstrafe  ver- 
hängt werden  durfte,  während  die  Bürger  durch  aUe  Vorsichts- 
massregeln der  Gesetze  geschützt  waren. 

Die  capitalen  Strafen,  welche  sich  in  den  zwölf  Tafeln  fan- 
den, waren  zum  Theil  solche,  wodurch  die  Verurtheilten  da^ 
Leben  verloren,  also  wirkliche  Todesstrafen.  In  den  uns  erhal- 
tenen Bruchstucken  wird  ausdrücklich  genannt  das  Hinabstürzen 


a)  Vergl.  oben  S.  379. 
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vom  Tarpejischen  Felsen  för  die  falschen  Zeugen,»)  Aufhängen 
Wm  Dächtlichen  Felddiebstahl  für  Erwachsene  **) :  bei  dem  mit 
Geld  bestochenen  Richter  und  dem  der  perduellio  üeberführten 
liebt  es  nur,  er  solle  am  caput  gestraft  werden.*^)  Indessen 
ist  es  sieher,  dass  auch  die  andern  Arten  der  Hinrichtung,  welche 
die  frühere  Zeit  gekannt  hatte,  nach  den  zwölf  Tafeln  fortbe- 
standen, wie  „das  Peitschen  mit  Ruthen"  und  darauf  folgende 
Enthaupten,  das  vorzugsweise  als  Sitte  der  Vorfahren  bezeich- 
net wird  und  erst  später  durch  die  Porcischen  Gesetze  abge- 
bt bffl  wurde  **) :  femer  die  mit  religiöser  Feierlichkeit  verbundene 
Strafe  der  Vatermörder,  welche  niemals  aufgehoben  wurde®), 
die  Strafe  für  perduellio,  mit  der  einst  P.  Horatius  bedroht  ge- 
wesen war:  wahrscheinlich  war  auch  die  Erdrosselung  im  Ker- 
ker, von  deren  späterer  Anwendung  vdr  bestimmte  Nachricht 
haben,  eine  uralte  Art  der  Hinrichtung.  Anfänglich,  scheint  es, 
war  für  jedes  Verbrechen  eine  besondere  Todesstrafe  bestimmt, 
welche  mit  der  Sühne  der  religiösen  Schuld,  welche  der  Ver- 
^Techer  auf  sich  geladen  hatte,  in  Verbindung  stand:  man  er- 
^nnt  diesen  Grundsatz  hauptsächlich  aus  der  Strafe,  welche  die 
Vatermörder  und  die  Vestalisehen  Jungfrauen  traf.  Aber  es  ist  zu 
'»^zweifeln,  ob  bei  der  fortschreitenden  Milderung  des  Lebens 
diese  Strafen,  welche  die  alte  Sitte  gebot  und  die  zwölf  Tafehi 
Itibehalten,  wenigstens  nicht  verboten  hatten,  ausgeführt  worden 
^ind.  Sueton  erzählt  vom  Kaiser  Augustus,  um  seine  Milde  im 
K^jchtsprechen  zu  beweisen,  er  habe  einst  einem  wegen  offen- 
baren Vatermordes  Angeklagten ,  damit  nicht  die  alte  barbarische 
Strafe  an  üun  vollzogen  würde,  vor  dem  Beginne  der  Processver- 
tandlungen  so  gefragt:  „Sicherlich  hast  du  deinen  Vater  nicht  ge- 
MkV\  Denn  nur  diejenigen,  welche  den  Vatermord  eingestan- 
*len  hatten,  erlitten  jene  Strafe.')    Der  Kaiser  aber  wollte  durch 


a)  Gell.  XX,  1. 

b)  Plin.  nat  bist.  XVIIl,  12. 

c)  GelL  XX,  1 ;    I.  3  Dig.  ad  leg.  lul.  mai.  (XL VIII,  4). 
*  Suet  Ner.  c.  49. 

e)  (Xc  pro  Rose.  Am.  25;   de  invent  II,  50;  Säet  Aug.  33. 

f)  Soet  Aug.  33. 
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die  Art  seiner  Frage  das  Einsreständniss  bindern  und  sich  die 
gesetzliche  Möglichkeit  einer  milderen  Todesstrafe  oflfen  halten. 
Dies  war  ein  Verfahren,  das  man  wohl  öfters  anwendete.  Stand 
auf  einem  Verbrechen  eine  härtere  Todesstrafe ,  so  benutzte  mau 
das  Läugnen  des  Angeklagten,  um  eine  leichtere  an  ihm  vollzie- 
hen zu  können,  und  war  keine  besondere  gesetzlich  bestimmt, 
so  wählte  man  die  leichteste.  Die  zwölf  Tafeln  selber  haben 
dies  vielleicht  begünstigt,  indem  sie  zwar  das  alte  Herkommen 
über  Hinrichtungen  nicht  aufhoben,  aber  auch  nicht  bestimmte 
bei  den  einzelnen  Verbrechen  festsetzten. 

Dass  Einziehung  der  Güter  eine  uralte  Verschärfung  der 
Todesstrafe  war,  ist  überliefert:  w^ir  haben  oben  unter  den  Pro- 
cessen der  Königszeit  Fälle  angefahrt,  wo  sie  stattfand;  ja  Tar- 
quinius  Superbus  soll,  um  sich  an  den  eingezogenen  Gütern  zu 
bereichem.  Viele  haben  hinrichten  lassen.»)  Dies  ging  auf  die 
Republik  über  und  in  den  Gesetzen  des  heiligen  Bei^s,  dun*h 
welche  die  Plebejer  für  die  Sicherheit  ihrer  Tribunen  sorgten, 
wurde  für  den  Uebelthäter  nicht  nur  Todesstrafe,  sondern  auch 
Einziehung  der  Güter  festgesetzt*»):  die  Plebejer  nahmen  also 
hierin  den  frütier  bestehenden  Grundsatz  an.  Es  ist  kein  Zwei- 
fel, dass  auch  die  zwölf  Tafeln  die  Einziehung  des  Vermögen:: 
beibehalten  haben;  denn  sie  erscheint  in  vielen  Fällen  des  spä- 
teren Rechtes.  Indessen  es  war  keinesweges  Grundsatz,  dass 
mit  jeder  Verurtheilung  zu  einer  capitalen  Strafe,  mochte  das 
Verbrechen  sein,  welches  es  wollte,  Einziehung  der  Güter  ver- 
bunden war:  es  konnte  Jemand  gesetzlich  sein  Leben  verlieren 
und  doch  sein  Vermögen  seiner  Familie  erhalten  bleiben.  Vor 
die  Zeit  der  zwölf  Tafeln  fällt  der  Process  Coriolans :  er  wurde 
zu  capitaler  Strafe  verurtheilt,  aber  von  einer  Einziehung  seiner 
Güter  hören  wir  nioht:  sie  fand  nicht  statt,  und  die  Strafe, 
welche  bei  diesem  ausserordentlichen  Gerichtshofe  festge^tzt 
wurde,  muss  in  Uebereinstimmung  mit  den  sonst  gewöhnlicieii 
Strafen  gewesen  sein.  Die  zwölf  Tafeln  selbst  bestimmen  ffir 
den  auf  der  That  ertappten  Diebstahl  capitale  Bestrafung,  aber 


a)  S.  oben  S.  125. 

b)  Liv.  U,  3  und  33. 
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keine  Einziehung  des  Vermögens,  sondern  doppelten  Ersatz  des 
Gestohlenen.  Auch  in  der  spätesten  Zeit  der  Republik  findet 
für  einzelne  Verbrechen  capitale  Bestrafung  statt,  ohne  dass  Ein- 
ziehung des  Vermögens  eintritt,  z.  B.  bei  Erpressungen,  bei 
Amtserschleichung.  Also  an  sich  ist  Vermögensverlust  nach 
Römischen  Begriffen  nicht  nothwendig  mit  capitaler  Bestrafung 
verbunden,  sondern  eine  für  die  schwersten  Verbrechen  hinzu- 
tretende Verschärfung  derselben.  ^^)  Die  Entwickelung  des  Rech- 
tes ging  später  dabin,  die  capitale  Bestrafung  auf  seltnere  Fälle 
zu  beschränken,  und,  wo  wirkliche  Hinrichtung  stattfand,  Ver- 
mögensverlußt  damit  zu  verbinden.  Es  hatte  also  hiermit 
dieselbe  Bewandtniss  wie  mit  andern  Verstärkungen  der  capita- 
len  Strafen,  von  denen  wir  hören.  Als  Sp.  Cassius  verurtheilt 
war,  fand  eine  Verhandlung  im  Senate  darüber  statt,  ob  auch 
die  Söhne  des  Hingerichteten  getödtet  werden  sollten.  Man  er- 
kennt, dass  bei  einigen  Verbrechen,  wahrscheinlich  den  schweren 
Staatsverbrechen,  das  Herkommen  die  Strafe  auf  die  ganze  Fa- 
milie ausdehnte ,  und  es  war  im  Sinne  der  Römischen  Gesetze, 
(la^s,  als  Tarquinius  Superbus  durch  Volksbeschluss  verbannt 
wurde,  derselbe  Spruch  seine  Familie  traf  und  selbst  der  Ver- 
tbeidiger  der  Freiheit  Collatinus  nicht  verschont  wurde.  Und 
doch  findet  sich  auch  hierbei  wieder  Ungleichheit.  Als  Coriolan 
in  ausserordentlichem  Verfahren  durch  die  Tribunen  wegen 
Strebens  nach  AUeinherrschafb  verurtheilt  wurde,  blieb,  wie 
die  Ueberlieferung  erzählt,  seine  Familie  ungestört  in  Rom. 
Auch  bei  Cassius  entschied  sich,  wie  Dionysius»)  berichtet, 
der  Senat  dafür,  die  Familie  zu  verschonen,  und  dies  war 
fortan  Sitte,  wurde  also  wahrscheinlich  auch  in  die  zwölf  Tafeln 
aufgenommen.  Auch  diejenige  Römische  Sitte,  welche  im  kai- 
serlichen Rom  sich  ausdehnte,  das  Andenken  und  den  Namen 
eines  wegen  politischer  Verbrechen  Verurtheilten  zu  vertilgen, 
scheint  in  der  alten  Geschichte  des  Staates  seinen  Ursprung  ge- 
nommen zu  haben.  Nach  der  Verurtheilung  von  Manlius  Capi- 
tolinus  beschloss  das  Manlische  Geschlecht,  allen   seinen  Mit- 


a)  Man  sehe  die  ausführliche  Erzählung  bei  Dionys.  VIII,  80.    Vergl. 
^W  S.  292. 
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gliedern  uod  Nachkommen  den  Vornamen  Marcus  zu  untersagen^): 
das  Andenken  an  den  Hingerichteten  sollte  dadurch  nicht  er- 
neuert werden.  In  den  zwölf  Tafeln  gab  es  darüber  wahrschein- 
lich keine  Bestimmung. 

Nicht  alle  capitalen  Strafen,  welche  in  dem  Gesetzbuch  der 
Zehnmänner  angedroht  wurden,  gingen  den  Leib  und  das  Leben 
der  Verurtheilten  an.    Derm  es  heisst  ausdrücklich,   die  Strafe 
für  den  auf  der  That  ertappten  Dieb  sei  capitaJ  gewesen**),  und 
doch  wird  berichtet,  derselbe  sei  mit  Prügel  bestraft  und  dem 
Bestohlenen  zugesprochen  worden.  Es  ist  somit  ersichtlich,  da^s 
man  unter  Capitalstrafe  nicht  nur  eine  Strafe  verstand,   welche 
das  Caput  eines  Bürgers  vernichtete,   sondern  auch  eine  solche, 
durch  welche  eine  bestinmite  Ait  von  capitis  deminutio  stattfand. 
Der  Ausdruck  caput  als  Inbegriff  aller  Rechte  eines  Römischen 
Bürgers  war  demnach  zur  Zeit  der  zwölf  Tafeln  in   Gebrauch, 
wahrscheinlich  von  Alters  her.    Aus  ihm  ergaben  sich  alle  Fol- 
gerungen, wel(*he   im  spätem  Römischen  Recht  in  Bezug  auf 
Erhaltung  und  Verlust  des  Bürgerrechtes  an  zahlreichen  Beispie- 
len hervortraten,   ihren  Ursprung  aber    schon   in  den  ältesten 
Verhältnissen  und  Anschauungen  haben.    Namentlich  findet  sich 
schon  in  den  Anfangen  des  Staates  die  Idee,  dass  ein  Verlust 
des  Caput  herbeigeführt  wird  durch  die  Verbannung  (exüium)^ 
welche  von  jeher  eine  Unterabtheilung   der  capitalen  Strafe  bil- 
dete und  als  die  eben  erwähnte 'dritte  Art  derselben,  die  Ver- 
stossung  in   eine  niedere  und  unfreie  Klasse  der  Bürger,    all- 
mälig  abkam,   neben    der  wirklichen  Todesstrafe  allein  übrig 
blieb.    Die  Verbannung  galt  als  milder:   denn  sie  tastete  nicht 
das  Leben  des  Verurtheilten   an  und  gewährt«  demselben  die 
Möglichkeit,  sich  in  einem  andern  Staate  ein  neues  bürgeilicJi^ 
Dasein  und   geschüztes  Leben    zu  verschaffen.     Sie    vnirde  in 
doppelter  Weise  angewendet    Erstlich  trat  sie  ein,    wenn  der 
Angeklagte,  ehe  das  Gericht  gehalten  wurde,  sich  freiwillig  au:^ 
Rom  entfernte  und  aus  dem  Römischen  Staate  austrat    Das  ge- 
schah schon  unter  den  Königen,  z.  B.  als  die  Söhne  von  Ancus 


i)  Liv.  Vn,  20. 

t>)  Man  sehe  oben  S.  377. 


Die  Strafe  der  Verbannung.  401 

Mardns  nach  der  Ermordung  von  Tarquinius  sich  durch  Flucht 
der  Strafe  entzogen.*)    Ihm  wurde,  sobald  man  des  Verbrechers 
habhaÄ  geworden  war,   vorgebeugt   durch  Einkerkerung;   aber 
seit  bei  dem  Processe  von  Kaeso  Quinctius  die  Sitte   aufgekom- 
men war,  bei  Staatsverbrechen  die  Freiheit  des  Angeklagten  bis 
zur  Entscheidung  durch  das  Volk  zu  gestatten,  und  überhaupt 
die  Tribunen  durch  ihr  Einschreiten  vor  Gefängnisshaft  schützen 
konnten,  ist  wahrscheinlich  in  den  meisten  Fällen,  wo  es  sich  um 
politische  Verbrechen  handelte,   freiwillige  Verbannung  an   die 
Stelle  der  Hinrichtung  getreten.    Es  pflegte  dann  das  Gericht 
das  Fortbleiben  des  Angeklagten  beim  Termine  als  Geständuiss 
der  Schuld  betrachtend,   die  freiwillige  Verbannung  in  eine  ge- 
setzlich erzwungene  zu  verwandeln.    Es  erklärte  den  Angeklag- 
ten für  schuldig  und  verbot  ihm  die  Rückkehr  in  den  Staat, 
iudem  es,  wenn   er  dennoch  zurückkehrte,  ihn  ungestraft  zu 
tödten  erlaubte.   Bei  Käso  Quinctius'  Verurtheilung  berichtet  uns 
die  Ueberlieferung  einen  eigenthümlichen  Umstand.  Einige  Jahre 
nachher  kam  seine  Unschuld  an  den  Tag  und  das  Volk  wünschte 
ihn  zurückzurufen;   Livius*»)  aber  sagt,   dies  sei  nicht  möglich 
irewesen.     Wahrscheinlich   deshalb   nicht,    weil    er  inzwischen 
Bürger  eines    andern  Staates    in  Etrurien  geworden  war  und 
i^ehon  damals  der  später  deutlich  ausgesprochene  Grundsatz  galt, 
doäs  das   Römische  Bürgerrecht  durch  Annahme   eines  andern 
Büigerrechtes  verloren  ginge.    Die  zweite  Art  der  Verbannung 
I)es1and  darin,   dass  dieselbe  beim  Gerichte  trotz  Anwesenheit 
des  Angeklagten  als  Strafe  beantragt  und  ausgesprochen  wurde. 
Sie  war  wirkliche  Strafe.     Dies    beweist  selbst  der  Umstand, 
dass   sie    eintrat,    wenn   sich   Jemand    dem    Gerichte?   entzog, 
auch    soll    Tarquinius  Superbus  Viele  ihm  verdächtige   so  be- 
traft haben.  <^)    Nach  Einführung  der  Republik  wurde  Coriolan 
auf  Antrag  der  Volkstribunen   durch  Tributcomitien  verbannt 


a)  VergL  früher  S.  125. 

b)  Liv.  ÜI,  25  Is,  qnoniam  neque  Quinctiae  familiae  Kaeso  ueqne  rei- 
imbticae  maximas  iavenum  restitol  posset,  fialsam  testem  —  iusto  ac  pio 
^\h  persequebator.    Vergl.  oben  S.  274. 

c)  Man  sehe  oben  S.  124. 
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Später  yermied  man  es,  diese  Strafe  gegen  mächtige  und  talent- 
volle Männer  anzuwenden,  aus  FuK^ht^  den  auswärtigen  Völkern 
erbitterte  Anführer  gegen  Rom  zu  geben,  und  wir  haben  keine 
Nachrichten,  dass  die  zwölf  Tafeln  sie  angeordnet  haben:  sie 
bestand  durch  die  alte  Sitte  fort.  Eine  bemerkenswerthe  Ver- 
mischung der  beiden  Aii;en  von  Verbannung  scheint  beim  Stune 
der  Decemvim  stattgefunden  zu  haben.  Jener  M.  Claudius,  der 
auf  den  Wunsch  seines  Patrones,  des  Decemvim  Appius  Claudios, 
die  Virginia  als  seine  Sclavin  in  seine  Gewalt  zu  bekommen 
versucht  hatte,  wurde  von  dem  Volke  ni(5ht  mit  dem  Tode,  ^ie 
es  gesetzlich  frei  stand,  sondern  mit  Verbannung  bestraft:*)  sein 
Ankläger  Virginius  selber  erliess  ihm,  als  er  verurtheilt  war,  die 
Todesstrafe^),  d.  h.  er  liess  ihn  wahrscheinlich  aus  dem  Gefäng- 
nisse entweichen. 


a)  Dionys.  XI,  46. 

b)  Liv.  III,  68. 
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1)  Für  Kundige  bedarf  es  keiner  Anfahrung  der  Namen  von  (belehr- 
tea  and  Bäcbem,  um  anzugeben,  welche  Behandlungsweise  der  Römischen 
Geschichte  wir  meinen.  Niebuhrs  Werk  ist  selbst  in  weiten  Kreisen  be- 
kaofit  und  hat  eine  entscheidende  Wirkung  über  die  Grenzen  der  Römischen 
Geschichte  hinaus  gehabt  Auch  eine  Rechtfertigung  unseres  Urtheils  ist 
Dicht  nöthig.  Aller  wirkliche  Fortschritt  in  der  Erkenntniss  des  Römischen 
Alterthams  hat  in  ausgesprochenem  Gegensatze  gegen  die  Niebuhrschen 
Gnmdgfitze  und  Ansichten  stattgefunden.  Jeder  Forscher  bezeichnete  sie 
^  den  einzelnen  Punkt,  auf  den  er  seine  Aufinerksamkeit  richtete,  als 
unhaltbar:  nur  die  Menge  der  von  Niebuhr  verbreiteten  Irrthümer  und  die 
UnmiJglichkeit,  sie  alle  ausfuhrlich  zu  widerlegen,  hat  ihnen  Ansehen  und 
I^aoer  verschafft  Es  kommt  jetzt  darauf  an ,  was  Einzelne  im  Einzelnen 
erbimt  haben,  zusammenzufassen  und  sich  von  der  ganzen  Richtung,  als 
cifier  trügerischen,  loszusagen.  Bei  der  Untersuchung  über  das  Criminal- 
rtcbt  begegneten  wir  vielfach  ihren  verderblichen  Einflüssen.  Für  das  un- 
^fegründete  Zweifeln  z.  B.  an  der  Ueberlieferung  bieten  die  königlichen 
Gesetze  ein  Beispiel:  man  längnete  entweder  gfinzlich,  dass  es  solche  gege- 
ben, oder  behauptete  wenigstens.',  sie  hätten  sich  nicht  bis  auf  spätere 
Zeiten  erhalten.  Es  kam  dabei  allerdings  darauf  an,  manchen  Aberglau- 
t)en  früherer  Gelehrten  zu  beseitigen;  aber  mit  dem  Falschen  verwarf  man 
aoch  das  Richtige.  Diejenigen  Fälle,  in  denen  die  von  Früheren  verwor- 
fnen Nachrichten  alter  Schriftsteller  wieder  zur  Geltung  gebracht  werden 
mossten,  waren  zahlreich.  Von  den  ungeschichtlichen  Phantasien,  welche 
<iie  richtige  Auffassung  der  ältesten  Römischen  Geschichte  unmöglich  ma- 
thsü,  ist  das  au&llendste  Beispiel  Niebuhrs  Ansicht  über  die  Curiatcomi- 
tieg.  Er  gestaltete  sich  nämlich  die  älteste  Verfassung  so,  dass  er  in  ihr 
^e  Sonderversamml  nng  des  bevorzugten  Standes  der  Patricier,  die  Gurion, 
annahm:  von  dieser  Idee  ans  erklärte  er  sich  den  Ursprung  und  die  Stel- 
lung der  Patricier,  so  wie  die  spätere  Entwickelung  der  Verüassung.  Davon 
hio^  die  ganze  älteste  Römische  Geschichte,  wie  er  sie  sich  denkt,  ab. 
l>iese  Ansicht  von 'den  Ourienversammlungen  steht  in  geradem  Widerspruche 
mit  den  aosdrficklichen  Zeugnissen  aller  alten  Schriftsteller  über  das  We- 
leu  und  die  Einrichtung    der  Ourien:  ferner  im  Widerspruch  mit  vielen 
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und  genau  überlieferten  Vorgängen:  sie  macht  das  Verständniss  der  Ko- 
mischen Geschichte  unmöglich  und  fuhrt  dazu,  nachdem  man  alle  Bericht- 
erstatter vielfacher  und  grober  Irrthümer:  angeklagt^  hat,  dennoch  vor 
unlösbaren  Räthsoln  stehen  zu  bleiben.  Man  sollte  nicht  meinen,  dass 
eine  solche  Ansicht  Anhänger  finden  könnte.  Aber  sie  hat  sogar  geherrscht 
und  bietet  ein  merkwürdiges  Beispiel  von  der  Geltung,  welche  wissenschaft- 
liche Irrthümer  erlangen  können.  Sie  wurde  zwar  alsbald  widerlegt  voq 
Wachsmuth  in  seiner  Römischen  Geschichte,  nicht  ausfulirlich ,  was  sie 
nicht  verdiente,  aber  genügend.  Indessen  diese  Widerlegung  fand  keiuf 
Beachtung:  alle  Verfasser  von  Römischen  Geschichten  bis  auf  die  neueste 
Zeit  sind  ihr  gefolgt,  alle  Darsteller  der  Römischen  Alteilhümer  haben  ^ie 
angenommen;  einzelne  Stimmen,  w^elche  sich  dagegen  erhoben,  verhallten 
ungehöi-t.  Jetzt  endlich  scheint  eine  späte  Erkenntniss  nachzukommen. 
Während  wir  dies  schrieben,  kam  uns  Th.  Mommsens  neues  Buch  Rö- 
mische Forschungen  (Berlin  1864),  erster  Band,  zu.  In  der  dritten  Abhand- 
lung dieses  Werkes  wird  die  Niebuhrsche  Ansicht  besprochen,  die  Sonder- 
versammlung der  Patricier  in  den  Curien  geläugnet  und  andere  Gedanken 
über  den  Senat  und  die  Volksversanmilung  der  Republik  vorgebracht 
Somit  wäre  die  Aussicht  eröffnet,  dass  auch  die  eifrigsten  Verfechter  der 
Niebnhrschen  Idee  sich 'von  deren  Haltlosigkeit  überzeugen  werden.  Denn 
zu  ihnen  gehörte  bisher  Th.  Mommsen,  wenngleich  er  es  jetzt  nicht  er- 
wähnt, und  sein  Ansehn  musste  um  so  gewichtiger  sein,  da  er  k>e8ondere 
Untersuchungen  über  die  Eintheilung  der  Römischen  Volksversammloog 
veröffentlicht  hat.  Freilich  ist  auch  der  jetzige  Standpunkt  von  Mommsen 
schwerlich  der  richtige:  er  würde  ihn  auch  kaum  eingenommen  haben, 
wenn  er  die  Arbeiten  derer,  welche  früher  der  Niebuhrschen  Ansicht  ent- 
gegengetreten sind,  der  Beachtang  gewürdigt  hätte.  Ich  verlange  dieselbe 
nicht  für  meine  eigene  Untersuchung  über  die  Curien  und  Goriatgesetie, 
welche  sich  in  einem  Excurse  meiner  Ausgabe  von  Cieer<i  de  lege  agraria 
(Berlin  1861)  findet:  es  kam  mir  dort  nur  darauf  an,  die  bekannte  Haupt- 
stelle über  die  Guriatgesetze  zu  erläutern  und  ich  schloss  mich  in  Bezie- 
hung auf  das  Wesen  der  Curien  selbst  den  Forschungen  Anderer  an.  Aber 
L.  0.  Bröckers  Untersuchungen  über  die  Glaubwürdigkeit  der  altrOmischeu 
Verfassungsgeschichte  (Hamburg  1858)  durfte  Mommsen  nicht  übeiigehen. 
Er  hätte  dort  die  Gedanken,  welche  er  selbst  noch  zögernd  ausspricht 
auf  das  Bestimmteste  und  Erschöpfendste  dargestellt  gefunden:  die  Be- 
weisführung ist  so  schlagend  und  überzeugend,  dass  seit  1868  kein  Gelehr- 
ter an  Niebuhrs  Phantasien  glauben  durfte.  Zugleich  würde  Mommsen  iu 
seiner  Forschung  noch  richtigere  Grundsätze  befolgt  und  nicht  mehr  von 
Dionysius'  Missverständnissen  oder  Verwirrung  gesprochen  haben.  Ein** 
solche  Anklage  beweisst  fast  immer,  dass  wir  entweder  Dionyuns  odrn- 
die  Römische  Geschichte  nicht  verstehen.  Es  hilft  nichts,  dass  man  hie 
und  da,  wo  es  beliebt,  das  alte  System  der  Selbstüberhebung  verlassen :  vir 
müssen  es  ganz  aufgeben  und  auf  die  richtigen  Gnmdsfitze  der  Geschichts- 
schreibung zurückkommen.  Inzwischen  erkennen  wir  dankbar  den  Fort- 
schritt, welchen  die  Erkenntniss  der  ältesten  Römischen  Gesdiicbte  in 
'»«item  Kreisen  zu  machen  scheint,  an. 

%  In  hohem  Grade  trifft  dieser  Vorwurf  auch  das^ausfOhriiche  Werk. 

ties  A.   Schwegler  über  die  Römische  Geschichte   begonim  hst     Er 
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nimmt  natorlich  auf  das  Entschiedenste  für  die  Plebejer  Partei :  was  sie 
thuD,  wird  gepriesen,  die  Patricier  bekämpft,  beides  gegen  die  üeberliefening 
dfr  alten  Scliriftsteller,  welche  sich  in  der  Benrtheilung  der  Geschichte 
ihres  Volkes  viel  ruhiger  zeigen  als  unsere  Gelehrten.  Es  macht  einen 
wunderlichen  Eindruck,  wenn  man*  sie  über  die  Schuld  oder  Unschuld  von 
0)riolan,  von  Kaeso  Quinctius,  von  Manlius  Capitolinus  Betrachtungen, 
wie  sie  heut  zu  Tage  in  politischen  Proc^^ssen  vorkommen,  anstellen  sieht, 
wfthrend  uns  in  der  üeberliefening  keine  Möglichkeit  zu  eigenem  ürtheil 
f^mhen  ist  Begreiflicher  Weise  ist  damit  trotz  aller  scheinbaren  Gelehr- 
samkeit grosse  Oberflächlichkeit  und  Verkennen  des  eigentlich  Römischen 
Wt^ns  verbunden:  mit  gleicher  Leichtigkeit  und  gleichem  Erfolge  hätte 
Schwegler  auch  chinesische  und  persische  Geschichte   behandeln  können. 

3)  Dahin  gehören  die  Andeutungen,  welche  W.  Rein  in  seinem  Crimi- 
nalrecht  der  Römer  S.  24  flgd.,  besonders  S.  40,  giebt  Auch  haben  alle 
Bearbeiter  des  Römischen  Criminalrechts  darüber  Betrachtungen  angestellt, 
oh  nnd  in  wie  weit  dasselbe  auf  religiösen  Sätzen  beruhe ,  in  wie  fem  es 
in  der  Urzeit  aus  einer  Priesterherrschaft  hervorgegangen  sei.  Ueber  die 
IVFjerbleibsel  der  Blutrache  werden  wir  selbst  später  einiges  wenige 
>0öen. 

4)  Bei  Livius  findet  sich  keine  hierauf  bezügliche  Aeusserung.  Er 
"^  zwar  I,  8  von  Romulus  vocnia  ad  consilium  mnltitudine,  quae 
couleseere  in  pojmli  uniui  corpua  nulla  re,  praeterquam  legibus ,  poterat, 
ivra  dedit\  indessen  tura  dare  bezieht  sich  hier  mehr  auf  politische  Ein- 
richtungen, auf  Gesetze,  durch  welche  die  Verfassung  geordnet  wurde,  als 
luf  Bestimmungen  des  Privat-  und  Criminalrechts. 

5)  Man  vergleiche  die  genauen  und  geistreichen  Bemerkungen,  welche 
1.  Rubine  in  seinen  Untersuchungen  über  Römische  Verfassung  und  Ge- 
^hichte  (Cassel  1839)  I,  362  über  Bedeutung  und  Gebrauch  des  Wortes 
^^  macht,  und  über  ieges  puhlicae  denselben  S.  354.  Minder  richtig  er- 
Nheinen  die  Aeusserungen  von  L.  Lange  Römische  Alterthümer  I  S.  236. 

6)  Ehemals  glaubte  man,  Cicero  habe  sein  Werk  über  die  Gesetze 
vollendet  und  es  seien  nur  die  drei  letzten  Bücher  verloren  gegangen.  In 
neuerer  Zeit  kam  man  zu  der  üeberzeugiuag,  Cicero  habe  es  nicht  vollen- 
<let  und  namentlich  den  Theil,  der  das  Privatrecht  umfassen  sollte,  nicht 
?e^brieben:  er  wurde  entweder  durch  politische  Thätigkeit  gehindert  oder 
!?cheate  die  Studien,  welche  zu  einer  Darstellung  des  Privatrechtes  nöthig 
waren.  Man  sehe  in  den  Berliner  Jahrbüchern  für  wissenschaftliche  Critik 
1842,  II,  216  C.  G.  Zumpts  Anzeige  von  I.  Bakes  Ausgabe  der  Bücher 
Ciceros  de  legllnu.  Indessen  wie  man  auch  darüber  urtheilen  mag,  jeden- 
fallji  verstand  Cicero  unter  dem  Ausdruck  Gesetze  ebensowohl  die  auf  das 
oflfentlichc,  wie  die  auf  das  Privat-  und  Criminalrecht  bezüglichen. 

7)  Es  hat  dies  Rubino  a.  a.  0.  S.  117  gethan.  Ich  stimme  demselben 
vollständig  in  seinen  sonstigen  Auseinandersetzungen  über  die  königliche 
Ciewalt  bä:  er  entwickelt  sie  ebenso  logisch  folgerichtig  als  der  Römischen 
'Viisdianung  gemäss.  Sie  galt  sicherlich  nach  den  Ideen  der  Römer  als 
ursprünglich,  als  Quelle  alles  göttlichen  und  menschlichen  Rechtes.  Aber 
<lies  hindert  nicht,  dass  sie  dennoch  nicht  nur  thatsächlich  durch  die  Macht 
(kr  Umstände,   sondern  auch  dem  obersten  Grundsatze  nach   beschränkt 


406  Anmerkungeu. 

war.  Je  trefflicher  uns  aber  Rubinos  ganze  Darstellung  erscheint^  um  so 
mehr  war  es  nothwendig,  die  abweichende  Meinung  über  einen  Punkt  aus- 
föhrlich  zu  begründen. 

8)  Es  ist  hiermit  also  vollständig  die  Beweisführung  bei  Rubino  a.&0. 
S.  118  und  besonders  S.  119  widerlegt  Er  hebt  es  namentlich  hervor, 
Servius  Tullius  habe  „die  neue  Tribuseintheilung  und  das  Gensuswesen  mit 
allen  daran  geknüpften  politischen  Rechten  allein  nach  freiem  Ermessen" 
eingeföhrt.  Wir  haben  gezeigt,  dass  er  bei  zwei  damit  znsammenhfingen* 
den  Yer^issungsgesctzen  die  Einwilligung  der  Volksversammlung  einholte: 
er  wird  es  also  auch  wohl  bei  den  übrigen  Einrichtungen,  soweit  es  nOthig 
war,  gethan  haben.  Femer  wird  dadurch  widerlegt  Rubinos  Bemerkmig, 
dass  die  Römischen  Schriftsteller ,  wo  sie  von  Einrichtungen  der  Könige 
sprechen,  „Ausdrücke,  die  auf  einen  Antrag  oder  einen  Beschluss  in  der 
Volksversammlung  hindeuten,  sorgfältig  vermeiden  und  dagegen  solche 
wählen,  welche  die  Machtvollkommenheit  der  Könige  deutUch  bezeichnen." 
Dies  ist  nicht  der  Fall,  eben  so  wenig  wie  seit  Einföhrung  der  Repnbiik 
„regelmässig''  die  Worte  tulit,  rogavit  u.  s.  w.  gebraucht  werden.  Rubino 
gammelt  eine  Monge  Stellen,  wo  die  Schriftsteller  von  den  Königen  sagen 
iura  deditf  instituit ,  Numa  divini  auctor  iuris  fuii,  Serviut 
conditor  omnis  in  civitate  dis criminis,  coriMtituii  und  ähnlich. 
Aber  diese  Ausdrücke  finden  sich  auch  von  den  republicanischen  Beamten, 
welche,  wie  es  feststeht,  nur  mit  Einwilligung  des  Volkes  Verordnungen 
erlassen  konnten.'  Häufiger  mögen  sie  bei  den  Königen  sein;  aber  die 
üeberlieferung  über  sie  war  auch  kürzer  und  wurde  von  den  Lateinischen 
Schriftstellern  nicht  willkührlich  ergänzt.  Wenn  Cicero  de  rep.  11,  U 
von  Numa  sagt,  animo$  proposxtis  legibus  -  mitigavit ,  so  liegt  darin 
nicht,  dass  er  sorgsam  den  Gedanken  an  Beschlüsse  einer  Volksversamm- 
lung abweisen  wollte;  denn  proposHis  kann  sich  eben  so  gut  auf  ein 
Vorschlagen  zur  Bestätigung  als  auf  ein  Aufstellen  ohne  eine  solche  {be- 
ziehen. 

9)  Rubino  a.  a.  0.  S.  120  fögt  hinzu,  der  einzige  erfolgreiche  Wider- 
stand gegen  die  Anordnung  eines  Königs  sei  von  dem  Augur  Attus  Navins 
gegen  den  älteren  Tarquinius  ausgegangen.  Nämlich  die  „  constituirende'' 
Gewalt  des  Königs  sei  nur  die  Befugniss  gewesen ,  die  bestehenden  Einrich- 
tungen zu  erweitem,  sie  fortzubilden  und  nach  den  Bedürfnissen  des  Staa- 
tes neue  hinzuzufügen,  nicht  aber  das  Recht,  die  alten  aufzuheben.  Dieser 
Grundsatz  möglichster  Erhaltung  des  Althergebrachten  geht  allerdings  durch 
die  ganze  Römische  Verfassungsgeschichte  und  hängt  mit  religiösen  Aber- 
glauben zusammen.  Aber  wenn  man  eine  Verfassungsänderung  nur  in  gänz- 
licher Aufhebung  des  Alten  sieht,  hat  eine  solche  niemals  stattgefunden 
und  es  ist  unnütz,  von  der  „constituirenden"  Gewalt  der  Könige  überhaupt 
zu  reden.  Rubino  hebt  durch  diesen  Zusatz  seine  ganze  Auseinander- 
setzung über  dieselbe  auf. 

10)  Den  ersten  Grund  der  Verdächtigung  spricht  L.  Lange  Römische 
Alterthümer  I,  237  aus.  Er  fasst  die  Worte  von  Pomponius  so  auf,  als 
seien  die  leges  regine  auf  Antrag  des  Königs  vom  Volke  als  leges  curintgt 
beschlossen  worden.  Das  kann  Pomponius  allerdingB  meinen,  aber  noth- 
wendig ist  es  nicht,  dass  er  es  meint.  Man  kann  seine  Worte  auch  so  ver- 
stehen, als  befänden  sich  die  leges  curititae  unter  den  l^ges  regiae  mit  an* 
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dem  Gesetzen.  Wir  werden  später  auf  diesen  Punkt  zurückkommen.  Den 
zweiten  Verdacbtsgnind  gegen  Pomponim'  Nachricht  führt  Rubino  a.  a.  0. 
S.  124  an. 

11)  Diese  Stellung  des  Königtimms  eben  so  richtig  als  überzeugend 
n*:hgewie8en  zu  haben,  ist  das  Verdienst  von  Rubino  a.  a.  0.,  besonders 
S.  127  flgd.    Ich  darf  dieselbe  hier  als  sicher  und  bekannt  voraussetzen. 

12)  Auch  dieser  Lateinische  SprachgeJ)rauch  ist  treffend  erläutert  wor- 
den von  Rubino  a.  a.  0.  S.  365  flgd. 

13)  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  der  Erklärer  des  tut  Pa/nrlanum  jener 
C.  Granius  Flaccus  Licinianus  ist.  von  dem  man  kürzlich  etwas  längere 
historische  Fragmente  aufgefimden  hat  S.  K.  Aug.  Fr.  Pertz  C.  Grani  Li- 
nincM  ^ume  supertuni  (ßeroL  18Ö7j  p.  Xll  und  Grani  Liciniani  quae  tu- 
persumi.  EUiidit  pkUologorum  Bonnennum  keplat  ( Liptiae  1858^  p.  XIX 
und  die  sonstigen  Erw^ümongen  desselben  gesammelt  p.  46.  Für  unsem 
Zweck  genügt  es  festzustellen,  dass  derselbe  zu  Caesars  Zeit  gelebt  hat. 

U)  Viel  zu  Weit  geht  also  in  seiner  Critik  der  neueste  Bearbeiter  der 
R-miischen  Geschichte,  A.  Schwegler  Rom.  Gesch.  1,  24,  der  den  Urheber 
der  Sammlung  für  eine  völlig  apokryphe  Person  erklärt  und  dies  als  Grund 
b»*DDtzt,  um  die  Acchtheit  derselben  zu  verdächtigen.  Dieser  Schluss  ist 
WM  ähnlich,  als  wenn  etwa  wegen  der  Unsicherheit,  die  über  den  Namen 
oßd  Vornamen  von  Plautus  herrscht,  dieser  für  eine  apokryphe  Person  er- 
klart und  die  unter  seinem  Beinamen  überlieferton  Stücke  verdächtigt 
vünden. 

15)  Diese  Gesetze  der  Könige  sind  gesammelt  und  zuerst  critisch  ge- 
Mühtet  worden  von  E.  Dirksen  Versuche  zur  Critik  und  Aush»gung  der 
Quellen  des  Römischen  Rechtes  nr.  6  S.  294—368. 

16)  Diese  Ansicht  nebst  den  angegebenen  Gründen  ist  ausfuhrlich  und 
mit  grosser  Gelehrsamkeit  entwickelt  worden  von  Rubino  a.  a.  0.  S.  400— 
430.  Er  beweist  zuerst  (S.  400—403),  dass  ein  ansehnlicher  Theil  jener 
I^es  regiae  aos  religiösen  Vorschriften  besteht,  die  von  dem  Könige  allein 
ai>  obersten  Priester,  ausgehen  mussten,  ferner  dass  auch  die  Dccemviral- 
g^betzgebung  nicht  eigentlich  das  im  sacrorum  umfasst  hat  (S.  403—405). 
Der  andere  Theil  der  leg  es  regiae  besteht  aus  Gewohnheitsrecht  (S.  405— 
415),  dem  selbst  diejenigen  Bestimmungen,  welche  in  das  Civil-  und  Cri- 
minalrecht  aberzuspielen  scheinen,  angehören.  Es  folgt  dann  die  Ausein- 
audenetzung ,  dass  auch  die  späteren  Römer  diese  Gesetze  nicht  als  Volks- 
rogationen  betrachtet  haben,  dass  aber  dennoch  der  Name  hx  für  diesel- 
t:<«D  passt  Diese  mit  Folgerichtigkeit  geführten  Erörterungen  sind  von  ent- 
seheideiidem  Einfloss  auf  die  spätem  Gelehrten  gewesen,  z.  B.  Rudorff 
Rdmisclie  Rechtsgeschichte  I,  255,  Lange  Römische  Alterthümer  I,  237, 
ReiD  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  994,  Schwegler  Römische  Geschichte 
l  ^  und  es  verlohnte  sich  daher  der  Mühe,  auf  die  Gründe,  durch  welche 
ein  bedeutender  Gewährsmann  für  die  Gesetze  der  Könige  verdächtigt  und 
der  ganze  Ohaiacter  einer  so  wichtigen  Gesetzsammlung ,  wie  das  \um  Pa^' 
pirumum  ist,  herabgesetzt  ¥drd,  näher  einzugehen. 

17)  Dies  beweist  sein  Ausdruck  quas  in  monumentis  habemtu  an  der 
nreitea  der  angefahrten  Stellen.  Denn  monumenta  konnte  er  Granius  Flac- 
CQs'  Werk  nicht  nennen :  er  deutet  damit  auf  alte  Urkunden ,  entweder  aof 
die  Pootifiealkmcher  oder  auf  Papirius'  ursprüngliche  Sammlung.    Dass  zur 
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Zeit,  als  Cicero  über  den  Staat  schrieb,  Graoius  seine  neue  Bearbeitung 
der  Königsgesetze  noch  nicht  veröffentlicht  hatte ,  stimmt  mit  den  sonstigen 
Nachrichten,  welche  wir  über  dieselbe  haben. 

18)  Selbst  noch  weiter  als  bis  zur  Herausgabe  durch  Granios  Flaccus 
scheint  diese  Umformung  fortgegangen  zu  sein.  In  den  Auszügen  von  Paa* 
lus  aus  Festus  s.  v.  pellex  p.  222  steht  folgendes  Bruchstück:  cui  generi 
tnuheruin  etiam  poena  constifuta  est  a  Numa  Fompilio  kac  lege:  PelUx 
aram  lunonis  ne  tangito ;  st  langet ,  iwunu  crxnibu*  demistu  agnam  [oemr 
nam  caediiu.  Dies  ist  das  vollkommen  ausgebildete  Latein  der  spfitem  Pe- 
riode, wie  es  sich  in  den  übrigen  von  Festus  selbst  erhaltenen  Brach- 
stücken nicht  findet.    Vergl.  auch  Plin.  nat.  bist.  XIV,  88. 

19)  Erst  Dirksen  in  der  Anm.  15  angeführten  Schrift  hat  der  früheren 
abergläubischen  Verehrung  ein  Ende  gemacht,  aber  freilich  auch  sogleich 
die  Reihe  der  luibe^^ndeten  Verdächtigungen  begonnen. 

20)  Das  Ergebniss  einer  längeren  Auseinandersetzung  bei  Rein  Römi- 
sches Criminalre^'ht  S.  52  ist  folgendes:  „dass  das  tut  Papirimnum  entwe- 
der uralt  und  acht,  aber  bis  auf  ein  paar  in  priesterlichen  Büchern  geret- 
tete Fragmente  wieder  untergegangen,  oder  neueren  und  verdSchtigeD  Ur- 
sprungs, jedenfalls  aber  nur  ein  Privatuntemehmen  ohne  öffentliche  San- 
ction  gewesen  sei."  Schon  der  Ausdruck,  entweder  seien  die  Gesetze  alt 
oder  neu,  zeigt.,  wie  unklar  und  unbestimmt  diese  Meinung  ist;  denn  dass 
eines  von  beiden  der  Fall  sein  muss,  ist  ersichtlich.  Dass  es  ein  Privat- 
untemehmen ohne  öffentliche  Sanction  war,  kann  man  einräumen:  es  hat 
nie  jemand  von  den  alten  Berichterstattern  erzählt,  es  sei  die  Sammlung 
im  Auftrage  des  Staates  unternommen  worden.  Inde-ssen  es  lag  in  der 
Natur  der  Sache,  dass,  wenn  ein  Papirius  aus  den  priesterlichen  Schriften 
und  Denkmälern  eine  Sammlung  der  königlichen  Gesetze  veranstaltet  hatte, 
diese  schon  ihrer  Zweckmässigkeit  halber  Ansehen  genoss  und  bei  gericht- 
lichen Entscheidungen  benutzt  wurde:  auf  die  Quellen  selbst  zurückzn- 
gehen  war  lästig  und  unsicher.  Deshalb  wird  denn  auch  Papirius  bei  Pom- 
ponius  als  der  älteste  Rechtsgelehrte  angeführt,  dessen  Ansehen  bei  Ent- 
scheidung von  Rechtsfragen  gültig  gewesen  sei.  Und  ebenso,  als  Granius 
Flaccus  seine  Ueberarbeitung  der  Papirianischen  Gesetzbücher  unternom- 
men hatte,  wii*d  man  bei  stieitigen  Fällen  (und  diese  kamen  bei  der 
ausserordentlichen  Stetigkeit  der  Römischen  Verbältnisse  auch  noch 
später  vor:  ein  ausdrückliches  iSeugniss  davon  hat  man  bei  Tac.  AnnaL 
XII,  8  unter  Kaiser  Claudius):  bei  streitigen  Fällen  also  wird  man  auf 
Granius  Flaccus  zurückgegangen  sein:  aus  ihm  sind  wahrscheinlich  alle 
bei  Festus  angeführten  Bruchstücke  des  Papirianischen  Rechtes  entnommen. 
Die  Gründe,  welche  Rein  für  seine  Meinung  anfuhrt,  sind  zum  Tbeil  schon 
in  unserer  Darstellung  berührt  und  widerlegt  worden:  die  andern  sind 
folgende:  „Wenn  die  älteste  Geschichte  Roms ,  wenigstens  unter  den  ersten 
vier  bis  fönf  Königen  fär  mythisch  zu  halten  sei,  wie  könne  dann  von 
ächten  Gesetzen  der  einzelnen  Könige  die  Rede  sein?''  Dies  ist  ein 
Schluss  aus  einer  Vermuthung  und  einer  sehr  unsichem  Vermuthung:  selbst 
wenn  die  ältesten  Könige  Roms  mythisch  sind,  konnten  sich  dennoch  ihre 
Persönlichkeiten  frühzeitig  festgestellt  haben.  Alle  Regeln  der  geschicht- 
lichen Gritik  können  nur  dafür  sprechen,  aus  den  Nachrichten  des  Pa(H- 
rianischen  Gesetzbuches  auf  die  Existenz  der  Könige  xu  sddiessefi,  nicht 
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umgekehrt  durch  das  Abläugnen  dieser  auch  jenes  zu  verdächtigen.    Fer- 
ner beruft  sich  Rein  darauf,  vor  den  Xll  Tafeln  habe  kein  geschriebenes 
Recht  bei  den   Römern  existii-t    Diesen  Punkt   berühren   wir   in    unserer 
Darstellung,   werden   ihn   auch    später    ausfiihrl icher   widerlegen.     Weiter 
^'t  er,  als  durch   den  Gallischen  Brand   die  meisten  Urkunden  und  Ge- 
^«»tze  untergegangen  wären ,  sei  die  Wiederherstellung  derselben  durch  die 
Friister  and  Patricier  erfolgt,    und   von  ihnen   dürfe   man   keine   grosse 
Gewissenhaftigkeit  erwarten.    Diese  Bemerkung  erinnert  an  die  einseitige 
ji*  litiscbe  Beurtlieilung,   mit  der  man    die  alte  Römische  Geschichte  über- 
haupt betrachtet    Priester  und  Patricier  werden  die  alten  Satzungen  und 
(nvohoheiten,  so  viel  sie  konnten,  zu  ihrem  Vortheil  benutzt  haben,  gerade 
^)  wie  die  Plebejer  die  neu  erlassenen  Gesetze   und  Vorrechte  ausbeuteten ; 
äb^T  den  erstem  deshalb  Fälschungen  aufzubürden  sind  wir  in  keiner  Weise 
knvhtigt    Endlich  föhrt  noch  Rein  den  Grund  an,  die  alten  Rest  itutions- 
vprsuche  seien   frühzeitig  in   Vergessenheit   gerathen  oder    untergegangen 
und  die  Römischen  Historiker  hätten  in  später  Zeit  gelebt  und  Critik  nicht 
i''f>taiiden.    Dass  der  erste  Theil  dieser  Behauptung  nicht  richtig  ist,  be- 
«♦i>t  die  Arbeit  von  Granius  Flaccus,  die  unmöglich  gewesen  wäre,  wenn 
<^'*'  Papirianischen  Sammlungen   nicht  mehr  existirt  hätten.    Das  verhält- 
:r>-sinäs»ig  späte  Auftreten  der  Römischen  Alterthumsforscher    ist  richtig; 
i'^^r  unerwiesen,  dass  sie  keine  Critik  geübt,  und  selbst  wenn  dies  der  Fall 
^ire,  standen  sie  den   Thatsachen   und  Quellen   doch  so  viel  näher,  als 
v:r,  dass  wir  mit  ihnen  nicht  wetteifern  können :  es  fehlen  uns  die  noth- 
«^'cdigen  Grundlagen,    um  eine    richtige  Critik  ül)en  zu  können.     Diese 
M^nigen  Gründe  mit  denselben  Ergebnissen   führt  Rein  in  Paulys  Realen- 
'7'  K'padie  IV,  995  an.    Auch   bei    Schwegler  Römische  Geschichte  1,  24 
^'i'ie  ich   keine  bestimmte  Ansicht  über  den  Character  des  Papirianischen 
<^^*t2buches,    nur    allgemeine  Verdächtigungep.     Er  läugnct  entschieden 
ii»*  Authentie  dieser   sogenannten  königlichen  Gesetze:    sie   wären  uralte 
Pri'^^er- Satzungen   und  gewiss  erst  viel  später  aufgezeichnet  worden :  die 
/J^/fiieiJung  derselben   an  die  einzelnen  Könige  sei  vollends  ein  Werk  sub- 
••^ivfir  Combiuatiou.    Mit  dieser  Ansicht  stimmt  nicht  seine  später  aufge- 
M.'üte  Vermuthung ,  das  ganze  tut  Papirianum  sei  in  verhältnissmässig  erst 
iHter  Zeit  aus  den  Pontificalschriften  gefertigt  worden.    Wenn  man  dieser 
'  "Hipilation  den  Namen  des  Papirius  versetzte,   so  sei  dies  wahrscheinlich 
^  M-behen   mit  Rücksicht  auf  die  uralte,  längst  eingegangene  Papirische 
''^iietzsammlung,  von  der  sich,  wie  man  aus  Dionysius  sähe,  eine  dunkle 
\':iido  erhalten  hätte.    Während  Schwegler  also  zuerst  eine  viel  später  er- 
''Une  schriftliche  Aufzeichnung  annimmt,  glaubt  er  hier  an  eine  i»irkliche 
Pipirische     Sammlung,     die  doch    auch    irgend    wie   aufgezeichnet   sein 
»^>te.    Aber  diese  soll  untergegangen   sein.    Weshalb,   sieht  man   nicht 
'n.   da  die  fünfzig  Jahre  spätere  Gesetzsammlung   der  zwölf  Tafeln  sich 
j*hweialich   erhielt    Indess  Schwegler  setzt  noch  hinzu :  „der  Name  Pa- 
.  irius  scheint  überhaupt  in  der*  spätem  Tradition   eine  typische  Bedeutung 
/'habt   XU   haben,   als   schriftstellerische   Auctorität  in    sacralen  Dingen: 
''mnd   genug,  diesen  Namen  einer  Sammlung  sacraler  Nonnen  vorzusez- 
' -o/'    Es    soll    also    doch    keine   eigentliche  Papirische  Gesetzsammlung 
^  «eben  haben ,  sondern   nur  die  vorhandene  auf  diesen  Namen  gefälscht 
«.(.rden   sein.     Gegen   so  unklare  Vorstellungen,    welche  voll  von  innem 
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Widersprüchen  sind,  anzukämpfen  ist  misslich.  Die  von  Sehwegler  ange- 
führten Gründe  sind  in  unserer  Darstellung  theils  schon  besprochen  wor- 
den, theils  werden  sie  später  berührt  wcnlen.  Viel  vorsichtiger  äussert 
sich  RudorfF  Römische  Rechtsgeschichte  I,  257:  „Die  ängstliche  üebemn- 
Stimmung  mit  dem  seit  dem  fünften  Jahrhundert  angenommenen  Canon 
der  Kftnigsgoschichte ,  sodann  die  jSprache  und  der  Titel  tu»  mit  dem  Na- 
men des  Sammlers,  wie  er  im  fünften  und  sechsten  Jahrhundert  für  ähn- 
liche Rechtssammlungen  Öfter  vorkommt,  bezeugt  den  jüngeren  Ursprung." 
Wir  haben  diese  Ansicht  berücksichtigt,  ohne  dabei  jedoch  die  Existenz 
einer  alten  Sammlung,  wie  sie  durch  die  Schriftsteller  bezeugt  ist,  ra  Ifiog- 
nen.  Dies  sind  die  Meinungen  einiger  bedeutenden  Forscher  der  Neuzeit: 
die  übrige  weitlänftige  Literatur  über  diesen  Gegenstand  sehe  man  be\ 
Rein  und  Sehwegler  a.  a.  0. 

21)  In  der  früher  angeführten  Stelle  von  Cic.  de  rep.  V,  2,  3  hcisst 
es  von  Numa  zwar  handschriftlich  ^t  legum  ftiam  scHptor  fuissei;  dass 
diese  Worte  indessen  verdorben  sind,  lehrt  der  Augenschein  und  die  rich- 
tige Verbesserung  findet  sich  in  den  Ausgaben.  Um  so  weniger  dxafie 
Schw^egler  a.  a.  0.  S.'25  diese  Worte  als  angeblichen  Beweis  dafür  anfah- 
ren, dass  Numa  keine  Gesetze  aufgeschrieben  hätte. 

22)  Von  einem  Gesetze  kann  man  dies  nachweisen.  Servius  zu  Virg. 
Aen.  VI,  860  citirt  ein  Gesetz  des  Königs  Numa  über  spofia  opima.  Eben 
dasselbe  erwähnt  Festus  p.  189,  setzt  aber  hinzu,  es  stände  in  den  libri 
pontificum  und  Plutarch.  Marc.  8  fiihrt  es  aus  den  ^Tcojivi^(i.aTa  an.  Daraus 
darf  man  weder  schliessen,  es  sei  nicht  Gesetz  Numas  gewesen  (denn  es 
wird  ausdrücklich  so  genannt),  noch  auch,  es  habe  nicht  in  dem  ius  Fn- 
piHnnvm  gestanden.  Man  kann  annehmen,  es  habe  auch  in  den  priester- 
lichen Büchern  gestanden.  Da  sonst  Festus  nur  Granius  Flaceus'  Bearbei- 
tung benutzt  zu  haben  scheint,  hat  er  dort  vielleicht  auch  diese  Bemer- 
kung gefunden. 

23)  Er  lässt  IV,  36  diesen  König  in  einer  Rede,  in  der  er  dem  Romi- 
schen Volke  seine  Verdienste  um  die  Freiheit  auseinandersetzt,  folgeoder- 
massen  sprechen:  5«  ye  xal  t^v  i^ouotav,  9^v  'jjieu  ihiii%oL'zi  fi.oi,  noTtpojv 
^uXdTTOvxe;  napaSoydc ,  oby  {xcaoav  ^ßouXf^^v  fyciv ,  dXXd  v<S|aou;  te  'jztp 
T&v  %upiu>TdTu>v  xaTaaTT|Oa'|JL£voc  ,  o^c  ^Ttavxec  ix'jpuioaTc,  xatd  to'jto'j; 
Ufj-Iv  diT^$u)%a  Si5($vai  xd  Sixaia  xal  Xajißdveiv  xai  aut^c  ISTjxaC^jtTjv  "k^iW-; 
xoCi  oU  wpioa  xotxd  xwv  dfXXiov  lixaioa,  <uairep  {Siiuxr^c  irei&ö|jicv9c.  Kli 
Besonderes  fuhrt  er  hier  noch  an,  dass  der  König  bei  seinen  eigenen  Prii 
vatstreitigkeiten  keine  bevorzugte  Stellung  in  Anspruch  nahm,  sonderii 
sich  den  allgemeinen  Gesetzen  fügte. 

24)  Aber  nur  ein  vom  Volke  ernannter  Beamter  kann  seine  Gewall 
oder  Theile  derselben  an  einen  Stellvertreter  übertragen,  nicht  Jemandj 
der  selbst  nur  eine  mittelbar  übertragene  Gewalt  hat.  Dieser  Grundjsav 
lässt  sich  durch  viele  Beweise  aus  dem  Römischen  Staatsrecht  darthnn  oni 
hat  neuerlichst  durch  Gap.  25  des  Stadtrechtes  von  Salpensa  eine  bemer 
kenswerthe  Erläuterang  und  Bestätigang  erhalten. 

25)  Siehe  Liv.  I,  41;  Dionys.  IV,  5;   Zod.  VII,  9  und  vei^leiche  R 
bino  a.^  a.  0.  S.  298,    der  indessen  aus  dieaon   einen  ansserordeiitlichei 
Falle  eine  allgemeine  Regel  zu  machen  scheint 


Anmerkungen.  4}  1 

26)  Dionysius  giebt  als  Folge  der  von  Tarqninius  geschehenen  Aufhe- 
bung von  Servras'  Gesetzen  an ,   die  Plebejer  seien  wieder  wie  früher  von 
d^D  Patriciem  in  den  Privatstreitigkeiten  übervortheilt  worden.    Es  scheint, 
<i?r  Naehtheil  lag  in  zweierlei ,  einmal  darin ,  dass  die  Richter  nicht  mehr 
na/*h  Cebereinknnft  der  Parteien  gegeben,  und   zweitens  darin,   dass  sie 
nirht  an  die  Gesetze  gebunden   waren.     Deshalb  wurden  die  Armen  von 
dpfl  Wohlhabenden  unterdrückt  und  Tarquinius  hinderte  dies  nicht,  so  sehr 
?r  aoch  sonst    bemüht  war,    den    politischen    Einfluss   der  Patricier  zu 
schwächen.    S<;hwegler  Römische  Geschichte  I,  725  spricht  über  diese  Ein- 
rifhtnngen  des  Königs  Servius  Tullius  nur  sehr  oberflächlich,   kann  aber 
<l^"h  nicht  nmhin ,  sein  ,.grÖ8stes  Misstrauen "  gegen  die  üeberlieferung  bei 
dieser  Gelegenheit  auszusprechen.     Sicherlich  befindet  er  »ich  im  Irrthum, 
''f'^n  er  die  von  Dionysius  IV,  25  und  36   erwähnten  ßouXauxaf  für  „ein 
Tonsilium  von  Senatoren"  erklärt  und  annimmt,  einem  solchen  habe  Ser- 
via? die  Privatstreitigkeiten  zugewiesen.     Von  Geschworenen  kann  damals 
r.i'^bt  die  Rede   sein  und   war  bei  den  Römern  niemals  die  Rede  in  Pri- 
Tat|)rocessen ;  ein  ronsilium  im  andem  Sinne,   d.  h.  als  Beirath,    ist  nur 
fi«^r,kbar  als  Unterstützung  eines  Beamten,    der  die  Hauptrolle  spielt  und 
iMn  die  Verantwortung  trägt.    Der  Senat  als  Senat  endlich  ist  nie  eine 
p*  hterliche  Behörde  gewesen.    Somit  bleibt  nur  diejenige  Möglichkeit  übrig, 
lier  wir  in   unserer   Darstellung  gefolgt  sind.     Ausfuhrlich  über  das   Ge- 
nrhtsvesen    unter  Servius  Tullius  handelt  Pfe  E.  Huschke  die  Verfiissung 
^»^  Königs  Servius  Tullius  S.  583 — 610.    Indessen  seine  Annahmen  gehen 
von  olgenthumlichen  Ajisichten  aus :  er  begiebt  sich  auf  ein  Feld  von  Ver- 
nuthungen,  wohin  zu  folgen  mir  weder  meine  historischen  luid  critischen 
^»rnndsätze  gestatten,  noch  meine  Phantasie  ausreicht 

27)  Dies  haben  wir  in  unserer  Abhandlung  de  konorihut  dirintorit  Cae- 
»«rii  in  uDsem  Siudia  Romana  (Berol.  1859)  p.  241  ausführlich  auseinan- 
der gesetzt 

28)  In  neuester  Zeit  hat  dies  Lange  Römische  Alterthümer  I,  273  ge- 
''Kin .  während  Rubino  Untersuchungen  S.  304  und  Becker  Römische  Alter- 
thümer II,  1,  338  es  nicht  thaten.  Der  Letztere  hatte  geäussert,  es  habe 
Hkh  sehr  den  Anschein,  als  sei  bei  L.  Brutus  das  Amt  eines  tribunm 
^^i^ntm  nur  eben  zur  Legitimation  des  Verfahrens  bei  Verti-eibung  der 
»' riifire  erdacht  worden.  Daraus  macht  Lange  „einen  zur  nothgedrungenen 
U^itimirong  der  Revolution  ersonnenen  Anspruch."  Wie  unbegründet 
lese  Verdächtigungen  der  üeberlieferung  sind,  ist  einleuchtend.  Aber 
^lb?t  wenn  die  Rede  von  Brutus,  ja  wenn  auch  die  Thatsache,  dass  er 
'HittiM  ctterum  gewesen  sei ,  ersonnen  sein  sollte :  jedenflaJls  waren  die 
fi^;miwheo  Geschichtsschreiber  der  Ansicht,  dass  ein  Reiterobei-st  die  Volks- 
'«Tsammlung  berufen  und  politische  Befugnisse  ausüben  könnte. 

29)  Dies  hat  Rubino  a.  a.  0.  S.  300  gezeigt.  Die  classische  Stelle  über 
kn  ^u€fectw  urbi  ist  bekanntlich  bei  Tacitus  Ann.  VI,  11:  sie  ist  so  aus- 
"Siriich  und  antiquarisch  genau,  dass  darnach  keine  Zweifel  über  die  Be- 
'«Di^se  dieses  Beamten  hätten  entstehen  sollen.  Dennoch  sind  sie  erhoben 
*•  rden.  Lange  Römische  Alterthümer  1, 274  spricht  ihm  die  Befugniss  des 
Kthtspreclwns  ab,   in   offenbarem  Missbrauch  der  Critik,  da  die  richter- 

•'■le  Gewalt  des  praefectw  ausserdem  noch  von  Pomponins  erwähnt  und 
*-urth  die  angeführten  Beispiele  der  Praefecten   des  Latinerfestes  bestätigt 
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vrird.  Der  Stadtpräfect  stand  gegen  den  König  und  später  gegen  die  Goo- 
suln  ganz  so,  wie  nach  dem  Stadtrecht  von  Salpensa  c.  25  die  Prfifeden, 
welche  von  den  Duovirn  der  Municipien  während  ihrer  Abwesenheit  eingesetzt 
werden:  sie  haben  alles  Recht,  wie  die  Duovirn  selbst,  nur  dass  sie  nicht 
wieder  ihre  Bcfugniss  an  einen  Präfecten  übertragen  können  und  dass  sie 
nicht  nach  gefülirtem  Amte  dieselben  Ehrenrechte  erlangen,  wie  die  Duo- 
virn nach  dem  Ende  ihres  Amtes.  Man  vergl.  darut)er  meine  Siudia  Hu- 
mana p.  282.  Freilich  auch  bei  den  alten  Antiquaren  selbst  hatte  es  Zwei- 
fel igegeben  über  die  Amtsbefugnisse  des  Stadtpräfecten :  sie  werden  bei 
Gell.  XIV,  8  mitgetheilt,  sind  aber  von  den  neueren  Gelehrten  nicht  redit 
verstanden  worden.  Junius  Gracchanus  läugnete,  praefectum  urti  Lb- 
Unarwn  causa  relictum  $enaium  habere  poue  —  gnemam  ne  setimUr 
quidem  sii  neque  ins  kabeat  tenleniiae  dicendae,  cum  ex  ea  aelaie  prtLe- 
fecius  ßat,  quae  non  tit  »enatoria.  Dagegen  VaiTO  behauptete,  er 
könne  den  Senat  berufen.  Namque  et  trihaüs  plehu  senaUu  hakenü 
tut    erat,    quamquam  Senator  et   non   esseni   ante   Atinium   fi/e6tffcil«an.     Aus 

diesem  Streite  darf  man  nicht  Schlüsse  auf  den  Stadtpräfecten  d& 
Königszeit  machen,  der  damals  und  noch'  lange  nachher  aus  Senatoren, 
welche  angesehene  Aemter  bekleidet  hatten,  genonunen  wurde.  Die  Frage 
war,  ob  ein  Nichtsenator  den  Senat  berufen  könne  und  über  diesen 
damals  thatsächlich  nicht  vorkommenden  Fall  waren  jene  Antiquare 
verschiedener  Meinung.  Hatte  der  Stadtpräfect  das  Recht,  die  Volksver- 
sammlung zu  berufen?  Man  längnet  es  jetzt  und  der  Fall  mag  nicht  vor- 
gekommen sein;  denn  wenn  die  Consuln  im  Kriege  waren,  war  es  auch 
das  Volk.  Aber  Livius  glaubte  es.  Er  erzählt  I,  60,  Sp.  Lucretias  habe 
als  praefecim  vrbi  die  Genturiatcomitien  gehalten,  in  denen  nach  Vertrei- 
bung der  Könige  die  ersten  Consuln  gewählt  wurden.  Sieberlich  ist  die 
Nachricht  ungenau;  denn,  sobald  man  Tarquinius  nicht  als  König  aner- 
kannte, konnte  man  auch  den,  welchen  er  als  Praefecten  besteUt  hatte, 
nicht  mehr  anerkennen.  Livius  wollte  nur  sagen,  Sp.  Lucretiua  sei  vom 
Könige  als  Stadtpräfect  zurückgelassen  worden.  Richtiger  ist  die  ErzSb- 
lung  bei  Dionys.  FV,  76,  der  Sp.  Lucretius  zum  interrex  erwählen  ISsst 
Dennoch  ergiebt  sich  auch  aus  dem  ungenauen  Ausdruck ,  da£s  Livius  dem 
Stadtpräfecten  das  Recht ,  eine  Volksversammlung  zu  berufen ,  nicht  ab- 
sprach. 

30)  Es  ist  dies  Schwegler  in  seiner  Römischen  Getehichte  n,  133.  Er 
hat  aber  darin  entschieden  Unrecht,  dass  er  behauptet,  schon  die  späteren 
Römer  hätten  keine  zuverlässige  Antwort  mehr  auf  die  Fragen  über  die 
Entstehung  und  Bedeutung  der  Quästur  gewusst:  die  Tradition  sei  so 
lückenhaft  und  zusammenhangslos ,  so  voll  von  Widersprüchen ,  dass  sieh 
der  wirkliche  Thatbestand  nicht  mehr  ermittehi  lasse.  Im  Gegentheil  «ir 
haben  über  die  Quästur  zahlreiche,  bestimmte  und  auf  genauen  Stadien  be- 
ruhende Nachrichten ,  wie  von  wenigen  Punkten  der  Römischen  Verfassung. 
Es  war  die  Au%abe  der  neueren  Forschung,  diese  Nachrichten  soigfiütig 
und  ohne  vorgefiasste  Meinung  zu  erklären  und  aus  ihrer  Uebereinstim- 
mung  ein  Gesiunmtbüd  zu  entwerfen.  Diese  Angabe  aber  haben  die  Ge- 
lehrten nicht  erfüllt,  trotzdem  ihre  Untersuchungen  über  diesen  Punkt 
zahlreich  gewesen  sind.  Man  sehe  die  Literatur  bei  Schwegler  &>  a.  0. 
^    181. 
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31)  Das  Erstere  hat  gethan  Rabino  Untersnchungen  S.  318 :  er  erklfirt, 
das  üebergewicht  fidle  entschieden  auf  die  Seite  von  Tacitus  und  zwar  aus 
drei  Granden,   welche  die  Glaubwürdigkeit   von  Junius  Gracchanu»  herab- 
setzen sollen.     Seine  gelehrten   Untersuchungen,  sagt  Rubino,    seien    die 
wsten  Versuche  der  Römer  in  dieser  Richtung  gewesen  und  verdienten  deshalb 
weniger  Glauben  als  die  der  späteren  Gelehrten.     Dieser  angebliche  Grund 
frieht  in  diesem  Falle  sogar  für  Gracchanus.    Denn ,  wenn  jeder  spätere 
andi  der  bessere  ist,   so  muss  IJlpian  mehr  Gewicht  haben  als   Tacitus, 
zumal  da  er  Jurist  war  und   als  solcher  mehr  Interesse,    vielleicht -Auch 
mehr  Geschick  hatte,  die  Geschichte  der  Römischen  Beamten  aufzuklären, 
aU  ein  Geschichtsschreiber,  dem  es  zunächst  auf  die  geschmackvolle  Dar- 
jt^Ihmg  der  Ereignisse  seiner  Zeit   ankam:    beruft   sich   also  Ulpian   auf 
Gracchanus,   so  muss  er  ihm  besondere  Glaubwürdigkeit  beigemessen  und 
>eiii  Zeugniss  unter  den  andern,   welche  über  denselben  Punkt  existirten, 
vtiid  Ulpian  citirt  in  seinem  Fragment  noch  andere  Gewährsmänner)  für 
ri^^htig  gehalten   haben.'  Femer  „die  Autorität  von  Junius  insbesondere, 
sa^  Riü>ino,   hätte   nicht  hoch   gestanden:  in  den  meisten  Fällen,  wo  er 
aiigefiihrt  sei,   würde  er  auch  widerlegt".    Dies  ist  nicht  richtig.    Ausser 
ieo  zwei  von  ihm  aufgestellten  Etymologien,  die  Varro  V,  48  und  55  bil- 
ligt, fuhrt  ulpian   im  Verlauf  seines  Excerptes  über  die  Quästoren  eine 
Ansicht  von  ihm  an ,  welche  Andere  theilten.    Von  seinen  drei  angeblichen 
Imhömem  betreffen  zwei  die  Zeitrechnung,    eine  schwierige  und  einzeln 
tor  Mch  bestehende  Wissenschaft,  den  dritten  über  den  pmefectut  urbi  haben 
wir  oben  Anm.  29  berührt  imd   als  einen  theoretischen  Streitpunkt,   ohne 
-iiatsachliche  Begründung,  erwiesen.    Es  ist  kein  Grund,  deshalb  zu  mei- 
^^,  er  habe  sich  hier,  wo  es  sich  um  das  thatsächliche  Vorkommen  von 
l^Wiästoren  handelt,   geirrt    Selbst  die  Mühe,    die  man  sich  mit  seiner 
Widerlegung  giebt,    kann  als  Beweis   für  das  Ansehen,   in  dem  er  stand, 
dienen.    Endlich  hat  Rubino  ihm   sogar  einen  politischen  Grund  unterge- 
"eclioben,  der  sein  ürtheil  verfälscht  haben  soll.    Er  war  ein  Freund  von 
C.  Gracchus  (Plin.  nat.  bist  XXXIII,  36)  und  soll  nun,  um  die  quaesUones, 
wi^he  nach    seines  Freundes  Ermordung   gegen   dessen   Anhänger   vom 
Senate  ohne  Zuziehung  des  Volkes  gerichtet  wurden,  zu  brandmarken,  be- 
ü-mders  hervorgehoben  haben,  die  Könige  hätten  ihre  quaeHoret  durch  das 
^olk  wählen  lassen.     Nicht  bloss  hervorgehoben,  sondern   ganz  und  gar 
♦  rdichtct  müsste  er  dies  haben,  wenn  sein  Bericht  keine  Glaubwürdigkeit 
haben  soll,  und  den  alten  Schriftstellern,  die  seine  Nachrichten  annahmen 
und  w^ter  verbreiteten,  wird  eine  wunderbare  Blindheit  über  die  Gründe 
•^ner  solchen  angeblichen  Erdichtung  zugeschrieben.    Endlich  welche  un- 
"•i  herc  und  doch  selbst  den   Character  des  Gewährsmannes  herabsetzende 
Vermuthung  ist  das  Ganze!    Sie  beweist  nur,  wie  schwer  es  ist,  sich  von 
d«-Di  einmal  in  der  Zeit   liegenden   falschen  Systeme  der  Critik  frei  zu 
halt^.    Denn  sonst   zeigt  Rubino  überall  die  grösste  Besonnenheit  und 
Aditong  vor  der  üel)erlieferung.   Beigetreten  ist  seiner  Ansicht  z.  B.  Geib 
Gt^hichte  des  Römischen  Griminalprocesses  S.  72.     Es  ist  nicht  zu  ver- 
■wTiödem,  das8  andere  Gelehrte  mit  gleicher  Entschiedenheit  einen  Irrthum 
'^^jQ  Tacitus  angenommen  haben,  dem  sie,  ohne  besondere  Gründe  anzufÜh- 
y^B,  wo  er  nicht  gelegentlich,  sondern  in  antiquarischer  Untersuchung  und 
liD  Yeigleich  mit  seiner  Zeit  spricht ,  in    der  Hauptsache  Glaubwürdigkeit 
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absprechen.  Sie  berufen  sieb  (so  Becker  Römische  Altertbumer  ü,  2,  3^ 
auf  Niebahrs  (Römische  Geschichte  III,  645)  Urtheii  über  Tacitas:  , weicher 
merkwürdig  darthue,  wie  fremd  ihm  alle  Bestimmtheit  der  Vorstellungen  von 
altstaatsrechtlichen  Verhältnissen  war",  ein  Urtheii,  aus  dem  nur  jenes  (jelehr- 
ten  oft  und  von  Vielen  gerügte  Selbstverblendung  und  Ueberhebnng  hervor- 
geht Freilich  ein  gleiches,  nur  noch  in  gröberen  Ausdrücken,  ge&sstes 
Urtheii  über  Tacitus  föllt  Schwegler  Römische  Geschichte  I,  115  und  be- 
legt es  mit  den  Punkten,  in  welcher  er  selbst  von  ihm  abweicht  Dies 
nentit  man  in  unserer  Zeit,  Oritik  in  der  Geschichte  üben! 

32)  Ausfuhrlich  haben  wir  über  die  lex  curiaia  sowohl  der  Königs- 
ais der  republicanischen  Zeit  gesprochen  in  einem  längeren  Excnrs  zu 
unserer  Ausgabe  von  Ciceros  Reden  de  lege  agraria  (Berol.  1861)  und  da- 
bei auch  das  Ouriatgesetz ,  das  über  die  Quästoren  gegeben  wurde,  be- 
handelt. Dort  wird  man  mehrere  Beispiele  von  der  lex  ewiaia  de  imperie 
finden,  sowie  eine  Darstellung,  wie  dieselbe,  als  die  königliche  Macht  an 
viele  Beamten  übergegangen  war,  dennoch  alljährlich  zusammen  för  alle 
gegeben  zu  werden  pflegte. 

33)  Ich  verstehe  also  die  Worte  von  Tacitus  lex  euriaia-a  L.  Brüte 
reftetiia  anders  als  Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  338.  Dieser  meint 
Brutus  habe  das  Guriatgesetz  aus  der  königlichen  Zeit  „beibehalten";  einen 
andern  Sin^  könne  repetita  nicht  haben.  Ich  bezweifle  dies:  es  müsste 
inde  repetita  heissen;  repetere  allein  kann  nicht  bedeuten  „von  dort  her- 
holen." Er  glaubt  auch,  die  lex  cnriata  der  ersten  Oonsuln  sei  zu  Taci- 
tus' Zeit  nicht  mehr  authentisch  vorhanden  gewesen.  Vielleicht  oder  wahr- 
scheinlich nicht  in  denselben  Worten,  aber  doch  sicherlich  dem  wesenth- 
cheu  Inhalte  nach,  der  Jahr  für  Jahr  seit  Einsetzung  der  Gonsuln  wieder- 
holt worden  war.  Sonst  schi*eibt  mau  Tacitus,  der  von  einem  noch  zn 
seiner  Zeit  möglichen  Beweise  spricht,  eine  Unwahrheit  zu. 

34)  Natürlich  beruht  unsere  Darstellung  über  die  Art  und  Weise,  wit* 
sich  die  Ux  curia  la  fortgepflanzt  habe,  nur  auf  einer  Vermuthung.  Sicher 
wissen  wir  nur,  dass  jährlich  für  alle  curulischen  Beamten  zusamm^i,  und 
sonst  ausserordentlich  für  ausserordentlich  ernannte  Beamte«  em  Guriatge- 
setz gegeben  wurde:  Näheres  über  seinen  Inhalt  ist  nicht  bekannt  Deimocb 
ist  jene  Vermuthung  wahrscheinlich.  Cianz  so  ist  beschaffen  die  sogenannu* 
lex  regia  de  iiuperio  Vespasiani,  in  der  es  auch  bei  jeder  einzelnen  Amts- 
befiigniss,  welche  dem  neuen  Kaiser  beigelegt  wird,  heisst  Ha  uii  UcmU 
dito  Aug.  Ti.  Julio  Caeturi  Äug,,  Ti,  Claudio  Caesari  Aug.  Germameo  oder 
ähnüch.    Weiteres  findet  man  in  der  von  uns  angeführten  Abhimdlang. 

35)  Eine  Vereinigung  der  Nachrichten  von  Tacitus  und  Ulpian  hattet 
schon  Iluschke  Verfassung  des  Königs  Servius  Tullius  S.  400  versachti 
Ghne  das  Guriatgesetz  zu  erwähnen,  erklärte  er  das  Wort  deü^ere  brij 
Tacitus  als  „in  Vorschlag  bringen" ,  wodurch  eine  Bestätigung  dnieh  dsb 
Volk  keineswegs  ausgeschlossen  wäre.  Er  wurde  deshalb  mit  Recht 
Rubino  a.  a.  0.  S.  318  getadelt  Aehnliches  hatte  schon  Abraham  in  einf 
Note  zu  Gic.  Phil.  II,  20  behauptet 

36)  Ein  Beispiel,  in  bis  wie  späte  Zeit  diese  Sitte  sich  forlfifluiite 
giebt  die  berühmte,  von  una  zuerst  (in  den  Commentaiume*  efigrtipkieme 
Berol.  1854  II,  4  flgd.)  in  Deutschland  bekannt  gemachte  und  eorlfinterk 
Inschrift  von  Arrius  Antoninus,   der  sich  iuridicus  per  lialimm    te 
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gionis  Transpadanae  primu»  and  praetor^  cui  primo  iiirts- 
d'teti0  pupillarii  a  tanctistkmts  imperaloribut  mandata  eil, 
fieoDt.  Ein  anderes  Beispiel  au»  etwas  früherer  Zeit  ist  bei  Uenzen  in 
Orellis  Inschriftenaammlung  6456,  wo  T.  Domiiius  Decidiu$  heisst 
^u't  yrimus  quaeilo  r  per  triennium  citra  oräinem  prneettei 
aerario  Saiurnu  Von  den  öffentlichen  Beamten  Verzeichnissen  braucht 
man  nur  die  Capitolinischen  Fasten  zu  vergleichen,  um  sieh  von  der  Aus- 
dehüimg  dieser  Sitte  zu  überzeugen. 

^)  Dies  ist  die  Meinung  z.  B.  von  Schwegler  Römische  Geschichte  U, 
137,  der  alle  Angaben  von  Quästoren  vor  der  Zeit  der  Zehnmänuer  für 
Erfiadungen  von  Dionysius  hfilt 

38)  Dies  bezieht  sich  auf  Dionysius,  der  beim  Leichenbegängniss  von 
Mt-nenius  Agrippa  Quästoren  erwähnt  lieber  dasselbe  berichtet  Liv.  II,  33 
fiDZ  kurz  rxtutit  evm  plebs  sexlanlibus  collaiis  in  capita,  ausfuhrlich  and 
scheinbar  abweichend  Dionysius.  Er  erzählt,  der  Senat  habe,  als  er  die 
Bereitwilligkeit  der  Plebs,  das  Leichenbegängniss  durch  allgemeine  Samm- 
lung zu  feiern,  erfiahren  habe,  den  Betrag  dafür  aus  dem  Staatsschatze 
btrwilligt,  ix  Tttiv  8r^(xoo{a>v  ilixaiiOQt  (i^  ßouXyj)  xo  dvdXojfAa  ytwia^ai,  xoU 
73u.{'aK  kKvzpi'^aoa  t^jv  ii:i(xiXtiav.  Damit  man  daraus  nicht  falsche 
Schlüsse  über  die  Existenz  stehender  Quästoren  zu  jener  Zeit  ziehe,  be- 
ffit'rke  ich,  dass  d^  Hergang,  wenn  man  die  zweifache  Ueberlieferung  ge- 
Long  erklärt»  folgender  war.  Die  Tribunen  schlugen  der  Volksversamm- 
iirng  vor,  Henenius'  Bestattung  durch  eine  allgemeine  Sammlung  der  Ple- 
U'jer  zu  feiern.  Als  dieser  Vorschlag  angenommen  war,  wurden  sogleich 
v>im  Volke  Quästoren  erwählt,  um  die  Beiträge  einzufordern  und  die  Be- 
>tattang  zu  besorgen.  Darauf  trat  der  Senat  dazwischen,  wies  jenen  vom 
Volke  gewählten  Quästoren  Geld  aus  dem  Staatsschatze  an  und  übertrug 
^iioen  die  Verwendung  desselben.  Die  Quästoren  wollten  die  Beiträge  dann 
zurackgeben,  die  Plebs  aber  bestimmte  sie  für  die  Hinterbliebenen.  Die 
o^em  Qdehrten  haben  diesen  Hergang  verkannt,  besonders  Niebahr  Rö- 
mi^he  Geschichte  1,  586.  Vergleiche  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  233. 
39}  Man  kann  über  diesen  Sprachgebrauch  vergleichen  Lydui  de 
mngiiir.  /,  25,  der  freilich  etliche  Verstösse  begeht  und  ohne  Erkenntniss 
de^  eigentlichen  Znsammenhanges  der  beiden  Wörter  schreibt.  Einen 
Beweis  für  unsere  Behauptungen  anzuführen  ist  überflüssig. 

40)  Man  sehe  z.  B.  Becker  Handbuch  der  Rom.  Alterth.  H,  2  p.  334, 
der  aof  diesen  Punkt  hauptsächlich  seine  Untersuchungen  gründet  Aber 
**'jeQ  90  artheilen  auch  Schwegler  Römische  Geschichte  U,  134,  Rein  in 
f'anlys  Realencyclopädie  VI,  351  und  Andere. 

41)  Pomponius  nämlich  gebraucht  von  diesen  Quästoren  das  Imperfe- 
:tiim  cmuiftutbaniur;  ^^sie  pflegten  eingesetzt  zu  werden."  Von  der  Ein- 
setzung aller  übrigen  stehenden  und  jährlich  erwählten  Beamten  braucht 
^  das  Perfectom.  Von  den  Gonsuln  heisst  es  §.  16  contUtuti  iuni,  ebenso 
von  den  Censoren  §  17 ,  von  den  Dictatoren  §  18  interdum  prodili  fvni, 
"•OQ  den  Volkstribunen  §  20  creavU  tibi  pUbs,  von  den  Aedilen  §  21  con- 
«ittaenmi,  von  den  Schatzquästoren  §  22  ponsUtuti  sunt.  Dagegen  von 
den  magiitris  equUum  $  19  tjyunffebanlur  dictatoribut.  Ein  deutlicher  Be- 
weis, wie  genau  man  die  Worte  dieses  Schriftstellers  erklären  muss  und 
^^it  welcher  Ueberlegung  er  seine  Nachrichten  zusammenstellte. 
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42)  Ich  muss  noch  einem  Einwände  begegnen,  den  man  an  dieser  Stelle 
erheben  könnte.  Dionysius  nämlich  nennt  diese  Qaästoren  TafxirmxijN 
lyovTEc  l£oua(av  und  später  c.  78  öfters  Tapitac.  Konnte  er  das,  wenn  sie 
richterliche  Beamte  waren?  Musste  er  nicht  vielmehr  i^ixai  sagen,  wie 
Schwegler  Römische  Geschichte  11,  135  verlangt?  Folgt  nicht  daruis,  dass 
er  •z'x}iioii  sagt,  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Quästoren,  d.  h.  dieselben 
Personen,  zu  gleicher  Zeit  Schatz-  imd  Gerichtsbeamte  waren,  dass  das 
erste  ihr  Hauptamt  war  und  sie  davon  ihren  Namen  hatten?  Sicherlicb 
nicht.  Das  Griechische  tafx(a;  hat  allerdings  nicht  die  doppelte  Bedeatong 
von  qvaestor;  aber  es  war  der  stehende  Ausdruck  dafür  und  Dionysius 
vollkommen  berechtigt,  ihn  auch  für  die  Gerichtsquästoren  anzuwenden. 
Hätte  er  einen  andern  gebraucht,  so  würde  er  von  Römischen  Lesern  nicht 
verstanden  worden  sein  und  bei  Griechischen  die  Idee  von  der  Zusammen- 
gehörigkeit der  beiden  Quästoren  zerstört  haben. 

43)  Es  bleibt  noch  übrig,  Einiges  über  die  letzten   Worte  der  S.  53 
aus  Tac.  Ann.   XI,  22  angeführten   Stelle  zu  sagen.    Dort  wird  erzählt 
die  ersten  beiden  stehenden  Schatzqufistoren   seien  447  v.  Chr.  erwählt 
worden,  um  die  Gonsuln  in  den  Krieg  zu  begleiten,  später  beim  Wachsen 
der  Geschäfte  seien  zwei  hinzugefügt  worden,  um  dieselben  in  Rom  zu  be- 
sorgen.   Dies  steht  in  scheinbarem  Widersprach  mit  Liv.  IV,  43,  der  zum 
Jahre  421  v.  Chr.  von  der  Hinzufügung  des  zweiten  Quä&torenpaaies  so 
erzählt:     Quemadmodum    bellum    minore    quam    timuerant    dimicalione   erat 
perfectum,    sie  in   urbe    ex  tranquillo    necopinata  violet    c^cordiarum  inier 
plebem    et  patres    exorla  ett ,     coepta    ab     duplicando    quaestorum  numero. 
Quam  rem  praeter  duoi  urbanot  quaeslores    duo  ul  con%ulib%u  ad  mintMleria 
belli  praeslo  essent,    a  consulibut   relatum  cum    ei  patres  mmma  ope   appro- 
batsent,   tribuni  plebi»  certamen  inlulerunt ,   ut  part   (nam   ad  id  tempms  pa- 
tricii  creati  erant)  ex  plehe   fieret.     Der  Widersprach    sollte  darin    liegen, 
dass  Tacitus  das  erste  Quästorenpaar  für  Gehülfen  im  Kriege,   das  zweite 
für  Schatzmeister  in  der  Stadt  erklärte,  Livius  umgekehrt    Zu  entscheiden, 
welche  Nachricht  an  sich  richtiger  wäre,  ist  immöglich.    Es  ist  indessen 
wohl  denkbar,  dass  die  Haupteinnahme  des  Schatzes  in  der  Kriegsbeute, 
die  Hauptausgabe  im  Solde  imd  anderen  Kriegskosten  bestand,  dass  aLo 
zuerst  das  Bedürüiiss  entstehen  musste,  für  den  Krieg  Quästoren  zu  haben. 
Und  dies  ist  unzweifelhaft  der  Bericht  von  Tacitus.  Mit  ihm  lässt  sich  auch 
Livius  vereinen.  Dieser  giebt  nämlich  nur  den  neuen  Gasetzesvorsclilag  an^ 
der  dahin  ging,  in  Zukunft  sollten  zwei  Quästoren  in  der  Stadt  bleiben,  zwei 
andere  für  den  Krieg  dienen:  welche  von  diesen  früher  dagewesen  wären^ 
will  er  gar  nicht  angeben.    Diese  Erklärung  hatten  im  Wesentlichen  scfaotj 
Eraesti  zur  angeführten  Stelle  von  Tacitus  und  Rubino  Untersuchoncreti 
S.  329  gegeben;  sie  war  indess  wieder  in  Frage  gestylt  worden  von  Beck li 
Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  U,  2,  338.    Derselbe  hat  niefat  nuj 
Livius'  Worte  falsch  verstanden,  sondera  war  auch  dorch  unrichtige  Bd 
jmtzung  der  früheren,  von  den  Consuln  erwählten,  richterlichen  Qu^tonH 
zu  der  Meinung  veranlasst  worden,  die  Schatzquästoren  seien  von  Anfaiij 
an  für  die  städtischen  Bedürfnisse  gewählt  worden,     üebrigens  ging  *  i\t\ 
Vorschlag,  die  Zahl  der  Qaästoren  zu  verdoppeln,  im  J.  420  v.  Chr.  durell 
mit  dem  Zusätze,  das  Volk  solle  die  neuen  Beamten  frei  aus  Patricie^ 
oder  Plebejera   wählen  dürfen,    eine  Erlaubniss,  von  der  das  Volk   eri 
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409  T.  Chr.  Gebrauch  machte.  Damals  wurden  also  in  den  Beamtenver- 
leichiüsseQ  wieder  Quästoren  als  primi  genannt,  aber  primi  de  pUbe. 

i^  Unter  den  Gelehrten,  welche  in  grosser  Zahl  die  Frage  über  die 
AnlaDge  der  Quästor  behandelt  haben,  ist  es  bisher  noch  keinem  gelungen, 
dieselbe  zu  beantworten,  ohne  gegen  den  einen  oder  den  andern  der  alten 
Berichterstatter  auzustossen:  weshalb  Schwegler  (S.  Note  30)  ganz  auf  die 
Beaatwortung  verzichtete.  Er  hat  aber  thatsächlich  Unrecht,  wenn  er  die 
LeberUeferung  über  die  Quästoren  lückenhaft  nennt  Im  Gegentheil  stützen 
sich  die  Berichte  der  Schriftsteller  auf  so  viele  geschichtliche  Urkunden, 
wi€  bei  wenigen  andern  Punkten  des  Römischen  Staatsrechtes.  Die  Ux 
cuTista  von  L.  Brutus  musste  wenigstens  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach 
bekaont  sein:  die  Quästoren  unter  Publicola  waren  namentlich  überliefert, 
etienso  die  des  Jahres  446  v.  Chr. :  die  Nachrichten  sind  sogar  ausfuhrlich. 
Voll  von  Widersprüchen  aber  ist  die  Ueberlieferung  nur  für  diejenigen, 
«reiche  dieselbe  nicht  zu  erklären  vermögen.  Abgesehen  von  der  Frage,  ob 
>üe  Wahl  der  ältesten  Quästoren  durch  die  Könige  imd  Consuln  oder  durch 
(iiä  Volk  erfolgte,  wobei  man  entweder  gegen  Tacitus  oder  gegen  Junius 
Gniixhanus  anstiess  —  abgesehen  hiervon  nahm  man  zwei  Fälle  als  mög- 
lich an.  Entweder,  sagte  man,  hat  es  von  jeher  nur  eine  Art  von  Quä- 
storen gegeben,  welche  die  richterlichen  und  Schatzgeschäfte  zusammen  be- 
sorgt«. Dieser  Ansicht  waren  Rnbino  Untersuchungen  S.  315,  Hofmann  de 
aediUbma  Romanorum  (Rerol.  \S^l)  p.  9Ö;  Th.  Mommsen  Jenaische  Lite- 
ratnrzätang  1844  S.  248;  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer 
i;  2,  328;  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  VI,  352;  Wagner  de  quae- 
ii»nhm  Romanu^  1848,  p.  11;  zuletzt  auch  Niemeyer  in  der  Zeitschrift  für 
.yteithomswissenschaft  1854  S.  515.  Sie  stützen  sich  auf  die  Nachrichten 
bei  Zonaras  und  auf  die  vermeintlichen  Schwierigkeiten ,  welche  die  Ablei- 
tung des  Namens  quaetior  von  den  Geschäften  des  Schatzes  macht;  sie 
Verstössen  gegai  Livius,  gegen  Plutarch,  gegen  Pomponius,  gegen  den  fort- 
während gemachten  Unterschied  zwischen  den  quae$tores  als  Schatz-  und 
richterliche  Beamten.  Dagegen  die'Verschiedenheit  beider  Quästuren  neh-> 
men,  mit  kleben  Abweichungen  über  Einzelnes,  an  Niebuhr  Römische 
G^chichte  I,  850  and  sonst,  Walter  Geschichte  des  Römischen  Rechts  I 
\  20,  Geib  Römischer  Ghminalprocess  S.  57,  Ihne  Forschungen  S.  55, 
Petry  de  quaesioribut  Romanu  p.  15.  Sie  verwerfen  natürlich  alle  Stellen, 
Tdche  sich  auf  die  Einheit  der  Quästur  beziehen  und  gerathen  über  den 
Anfangspunkt  der  Quästoren  in  Verlegenheit.  Die  Literatur  über  diesen 
Punkt  geht  immer  von  dem  falschen  Grundsatze  aus,  einen  Theil  der  Quel- 
len zu  Gunsten  des  andern  Theiles  verwerfen  zu  müssen.  Eine  Widerle- 
j^ong  der  einzelnen  Ansichten  der  Gelehrten  ist  nach  imserer  obigen  Dar- 
»teUung  unnöthig:  wir  haben  alle  Stellen  der  alten  Schriftsteller  erklärt  imd 
üabei  auch  auf  die  hauptsächlichsten^  Meinungen  der  Neueren  Rücksicht 
genommen. 

45)  Also  die  Erklärung,  welche  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  VI, 
^  156  giebt,  proiocaiio  Messe  bis  zum  Untergange  des  Freistaates  das 
Hinwenden  an  die  höchste  Instanz  des  Volkes,  um  einem  ungerechten  Ur- 
theü  n  entgehen ,  dagegen  appeliatio  nur  das  Zuhülferufen  der  Magistrate, 
i»t  nicht  ganz  richtig.  Ich  begnüge  mich  dagegen  anzuführen  Cic.  de  leg. 
Ul,  3,  6   magistratus   nee  oboedientem  el   noxium    eivem    multa, 
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vinculi»  verberibusve  coereeto,  ni  par  maiorve  poteitas  po- 
pulusve  prohibetfit,  ad  quos  provocatio  esio.  Also  aach  an 
Magistrate  findet  provocatio  statt  Vergleiche  Amnerkong  48.  In  der  Re- 
gel freilich  heisst  provocatio  Berofung  an  das  Volk. 

46)  Man  sehe  die  Anfuhrungen  bei  Geib  Römischer  Griminalprocess 
S.  152. 

47)  Eben  diese  Ansicht  ist  schon  von  Rnbino  Untersuchungen  S.  431 
in  trefflicher  Auseinandersetzung  entwickelt  worden. 

48)  So  glaubt  es  z.  B.  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  VI,  1,  156, 
aber  auch  viele  Andere.  Sie  wurden  theilweise  dazu  verleitet  durch  die  auf 
ÜEÜscher  Vermuthung  beruhende  Ansicht,  in  den  Curiatcomitien  seien  nur 
die  Patricier  vertreten^  gewesen.  Nur  eine  Stelle  fuhrt  man  für  das  Be- 
stehen der  Provocation  unter  den  Königen  an,  Cic.  Tusc.  IV,  1,  1  A«« 
cum  a  primo  urhii  ortu  regiis  institutia,  partim  etiam  legibus^ 
auspicia,  caerimoniae,  comitia,  provocationes ,  patrum  com- 
silium,  equitum  peditumque  detcriptioy  tota  res  militmris  di- 
vinitus  etset  constitutn;  aber  hier  bedeutet  frpeocniione«  nichtBe- 
rufungen von  den  Königen  an  das  Volk ,  sondern  Berufungen  an  die  Könige 
und  dass  diese  von  den  ältesten  Zeiten  stattfanden,  haben  wir  bemerkt 

49)  Die  Unterscheidung  der  richterlichen  Gewalt  und  der  Zwangsge- 
walt  der  Könige  hat  zuerst  Rubino  Untersuchungen  S.  440  flgd.  ani^gestelit 
Er  gelangt  ebenfalls  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Provocation  unter  den 
Königen  nur  bei  der  ersteren  gegolten  hat  Eine  Beschränkung  der  leth 
tem  konnte  erst  dann  eintreten,  als  man  darauf  ausging,  die  Gewalt  der 
Beamten  überhaupt  zu  begränzeu. 

50)  Zuerst  Rubino  a.  a.  0.,  namentlich  S.  4%,  wo  er  die  Eigebnisse 
seiner  Untersuchungen  zusammenstellt,  sodann  KösÜin  die  Perduellio  un- 
ter den  Römischen  Königen  S.  85  flgd,  Wöniger  das  Sacralsystem  und 
das  Provocationsverfahren  der  Römer,  Leipzig  1843,  S.  244.  Auch  Geib 
Geschichte  des  Römischen  Criminalprocesses  S.  156  äussert  sich  ähnlicL 
Dagegen  anderer  Meinung  ist  besonders  Rein  a.  a.  0. 

51)  Diese  Ansicht  ist  hauptsädüich  entvrickelt  wordei»  von  Köstlin  die 
Perduellio  u.  s.  w.  S.  122;  doch  hat  sich  dag^en  schon  Rein  in  Paulys 
Real-Encyclopädie  VI,  1,  156  erklärt 

52)  Die  zahlreiche  ältere  und  neuere  Literatur  über  dieton  Process 
findet  man  bei  Schwegler  Römische  Geschichte  I,  594  und  vergleiche  ausser- 
dem Lange  Römische  Alterthümer  I,  276;  Rein  Römisches  CriminaLrecht 
S.  470. 

53)  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  173  benutzt  hiai)ei  den  Aus- 
druck von  Livius  cum  tibi  iudicem  fero  dazu,  um  die  ganze  Berufung  au 
das  Volk  aus  der  alten  Römischen  Rechtsgewohnheit»  dem  Cregnar  einen 
Schiedsrichter  anzutragen,  abzuleiten.  Er  ist  schon  widerkgt  worden 
durch  Eisenlohr  die  Provocatio  ad  populum  zur  Zeit  der  .Repuolik  (Scfaire- 
rin  1858)  S.  4.  Denn  Schwegler  bezeichnet  selbst  „die  Provocation  als  die 
Yorforderung  des  Richters,  der  ein  ungerechtes  Urtheil  gefallt  hat,  vor- die 
höhere  Instanz  des  Volkes'*,  die  Begriffe  aber  Schiedsrichter  und  höben' 
Instanz  schliessen  einander  aus:  überhaupt  gebe  es  Vermittelung  und 
Schiedsrichteramt  nur  bei  Civilstreitigkeiten,  nicht  auf  d^n  Gebiete  des 
Strafrechts.    So  sicher  daher  auch  jene  Rechtsgewohoheit  der  Römer  ist 
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and  so  wunderbar  sie  manchma]  von  ihnen  angewendet  erscheint  (man 
sehe  I.  B.  Cic.  de  oft  UI,  19,  77;  Val.  Max.  II,  8,  2;  Plut  Ti.  Gracch.  14), 
»  ist  es  doch  angehörig,  sie  auf  Verbrechen,  die  von  Beamten  gerichtet 
frerden  sollen,  anzuwenden.  Bei  Livius  wird  sie  auch  nicht  so  angewen- 
det. Gegen  L.  Papirius  war  in  dem  erwähnten  Falle  Berufung  an  das 
Volk  nicht  gfiJtig;  denn  es  handelte  sich  um  ein  militärisches  Vergehen. 
Aber  der  Vater  des  schuldigen  Reiterobersten  M.  Fabius  ist  ein  würdiger 
Qnd  hoch  angesehener  Mann:  er  kann  selbst  dem  Dictator  den  Vorschlag 
marben,  mit  ihm,  wie  Privatleute,  ihren  Streit  entscheiden  zu  lassen 'und 
ihm  in  diesem  Sinne  das  Volk  als  Schiedsrichter  antragen.  Aber  wie  wäre 
^  soDst  denkbar,  dass  Verbrecher  und  die  höchsten  Beamten  oder  der 
K!'üig  als  gleichstehend  einer  hohem  Instanz  unterworfen  wären?  So  las- 
sen sich  noch  manche  Gründe  anführen,  weshalb  Schweglers  Ansicht  zu 
vt;rwerfai  ist,  wenn  nicht  die  angegebenen  schon  ausreichten. 

54)  Livius  sagt  concilio  populi  adeoraio  d.  h.  nach  Berufung  von  Cu- 
riatcomitien;  denn  diese  allein  gab  es  Jamals.  Der  Ausdruck  concilium 
iA  der  allgemeine  für  Versammlung  und  auch  das  Wort  jßopulut  hat  eine 
allgemeine  Bedeutung,  weshalb  es  von  Livius  eben  so  gut  för  die  eigentlich 
so  genannte  pUbs  als  for  die  Genturiatcomitien  gebraucht  wird.  Viermal 
fiodet  sieh  ausserdem  der  Ausdruck  condtium  popuU  bei  Livius :  II,  7  vom 
Consul  Valerius  Publicola  rocato  ad  concilium  populo  svhmistis  fasribus  in 
e9iuitmem  escendit,  WO  Guriatcomitien  gemeint  sind:  ferner  I,  36  von  der 

Hocbhaitoog  der  Auspicien  Auguriis  cerit  sacerdolioque  augurum  tanhu 
kono$  acce9$ii,  ui  nihil  belli  domique  pottea,  nisi  autpicato ,  gereretur,  eon^ 
ftHa  populi,  exercttu*  rocnti,  summa  rerum,  ubi  ates  non  admisissenif  diri- 
»freufur.  Hier  sind  exerdtus  vocati  nicht  Genturiatcomitien,  sondern 
^ukhch  die  Aushebung  von  Heeren,  also  condlia  populi  Volksversanmi- 
langen  aller  Art.  Ebenso  Liv.  III,  71  und  VI,  20.  Ich  bemerke  dies  gegen 
lN:hwegler  Römische  Creschichte  II,  85,  den  sein  Glaube  an  Guriatcomitien 
ab  an  eine  Versammlung  von  nur  Patriciem  täuscht 

55)  So  z.  B.  Rabino  a.  a.  G.  S.  487,  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopä- 
die  V,  1326.  Ich  erinnere  mich  nicht,  eine  abweichende  Ansicht  gefunden 
za  haben.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  276  geht  sogar  so  weit,  dass 
er  auch  für  später  eine  Ernennung  der  Ilviri  durch  die  Gonsuln  annimmt 
tid  mdnt,  die  quaesiores  parricidii,  in  Sp.  Gassius'  Process  (Liv.  U,  41; 
I^ioQjrs.  VIII,  77)  seien  von  den  Gonsuln  ernannte  liviri  perduellionu  ge- 
wesen. 

56)  Dafür  erklärte  es  Rubino  a..  a.  0.  S.  472,  dem  die  spätem  Ge- 
lehrten gefolgt  sind  Man  sehe  auch  Lange  Römische  Alterthümer  I,  277. 
Als  tinuid  für  seine  Erklärung  fuhrt  Rubino  nur  dies  eine  an:  „es  würde 
»rmst  eine  nichtssagende  Tautologie  in  den  folgenden  Worten  lex-  horrendi 
t^minis  eitstehen.*'  Dieser  Grund  scheint  uns  nicht  stichhaltig  zu  sein. 
Livius  theilt  das  „Gesetz^'  mit;  aber  dessen  erste  Worte  Ilviri  perduelUo- 
arm  iuiüeeni.  Si  n  llviris  prorocarii ,  provocatione  certato  sind  nicht 
schrecklich,  im  Gegentheü,  wie  Livius  nachher  bemerkt,  zeugen  sie  von 
HiMe  und  von  dem  Wunsche  des  Königs,  eine  Freisprechung  herbeizufüh- 
ren. Sehrecklicfa  sind  nur  die  Worte,  welche  über  die  an  dem  Verurtheil- 
vo  zu  vollziehende  Strafe  handeln :  sie  bilden  also  das  cnrmen,  und  warum 
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soll  es  nun  nicht  heissen,  das  Gesetz  des  Itönigs  habe  eise  schrecldiche 
StrafPormel,  ein  horrendum  carmen  enthalten? 

57)  Zuerst  wurde  diese  Meinung  aufgestellt  von  Rubino  a.  a.  0.  S.  487 
und  ziemlich  allgemein  angenommen ,  selbst  von  Th.  Mommsen  in  der  Je- 
naischcn  Literaturzeitung  1844  S.  249,  der  glaubt,  man  habe  wenigstens 
in  si)äterer  Zeit  das  Gesetz  so  verstanden.  Ebenso  urtheilten  Schwegler 
Römische  Geschichte  I,  597 ;  Lange  Römische  Alterthümer  I,  277.  Zweifel 
dagegen  äusserte  Rein  in  Paulys  Real  -  Encyclopädie  VI,  1,  156. 

58)  Auch  die  Worte  Ciceros  p.  Rab.  4,  12  kie  poftularis  a  Ilwrit  «- 
tufsu  1  ettro  non  tudicari  de  ctve  Romano,  ted  indicta  cau$a  civem  Romamim 
capitis  condemnari  coegit  hat  man  hierher  gezogen.  Lidessen  Cicero  fiber- 
treibt als  Sachwalter:  er  sagt  indicta  causa.  Als  ob  denn  dem  Ange- 
klagten auch  nicht  einmal  Yertheidigung  erlaubt  gewesen  wäre!  Aber  der 
Process  war  parteiisch  geführt  worden  und  der  Tribun  hatte  alle  seine 
Macht  daran  gesetzt,  eine  Yerurtheilung  herbeizufuhren.  Nur  ein  Ponkt 
ist  in  der  Stelle  von  Livius,  welche  uns  eine  so  anschauliche  Beschreibung 
von  Horatius'  Processe  liefert,  aofbllend.  Er  braucht  aiicw,  perduellionem 
iudicare  in  doppelter  Bedeutung.  Zuerst  qw  Horatio  perdueliionem  twfi- 
cent  muss  heissen :  „welche  über  die  perduelUo  von  Horatius  urtheilen "  d. 
h.  entscheiden  sollen,  ob  er  deswegen  zu  verurtheilen  oder  freizusprechen 
ist  Und  ebenso  wird  nachher  als  Inhalt  der  lex  angegeben  Uviri  perdmel- 
lionem  tudicettt,  in  derselben  Bedeutung.  Dagegen  nach  geschehener  Un- 
tersuchung sagt  einer  der  Zweimänner  P.  Horaii,  titfi  perduellionem  iudico. 
Dies  muss  heissen:  ich  erkläre  dich  der  perduelUo  für  schuldig,  ich  ver- 
urtheile  dich.  Denn  es  folgt  der  Befehl  an  den  Lictor,  die  Himrichtang 
zu  beginnen.  Dies  ist  sehr  auflEeülend  imd  mag,  wenn  gleich  es  nicht  er* 
wähnt  wird,  zu  dem  Irrthum  der  Gelehrten  über  die  Befugnisse  der  Urvi 
beigetragen  haben. 

59)  Man  sehe  Rubino  a.  a.  0.  S.  450,  der  indessen  doch  deshalb  nicht 
richterliche  Befugnisse  des  Senates  annimmt,  sondern  das  Verfahren  in  die- 
sem Falle  mehr  als  durch  politische  Rücksichten  geboten  betrachtet  Er 
legt  in  den  Bericht  von  Zonaras  hinein,  was  nicht  darin  steht 

60)  Sie  ist  mit  Geschick  auseinander  gesetzt  worden  von  Gdb  Römi- 
scher Griminalprocess  S.  19  und  47. 

61)  Ob  es  einen  pontifex  maximus  unter  den  Königen  gegeben  hat 
ist  unter  den  Gelehrten  bestritten;  auch  über  die  Zahl  der  ponii/ices  scheiut 
bei  den  alten  Schriftstellern  Zwiespalt  zu  herrschen.  Man  sehe  die  Aus- 
einandersetzung von  Marquardt  in  Beckers  Handbuch  der  Römischen  Alter- 
thümer IV,  188.  Indessen  jener  Zwiespalt  ist  nur  scheinbar  und  nicht 
schwer  zu  beseitigen.  Cicero  de  rep.  II,  14,  26,  von  den  religiösen  Ein- 
richtungen Numas  sprechend,  erwähnt  zuerst  die  Vermehrung  der  Augon. 
dann  sagt  er  »acris  e  principum  numero  ponH/ice$  quinque  praefetit  et  ««•- 
mos  proposilis  legi^  his,  quns  tn  monumentxi  habemus,  ardenies  connteludi^ 
et  cupiiütate  bellanA  religionufH  caerimonüi  mitigavit  adiunxiique  praettrea 
flamines,  Salios  virffinesque  Ve$tales  omnesque  partes  religiouis    iluftril  se»- 

ctissime.  Gegen  die  Zahl  von  fünf  Priestern,  die  von  Noma  einge^^ 
seien,  hat  man  eingewendet,  erstiich,  dass  Livius  I,  20  unter  Numa,  I,  32 
unter  Tullus  Hostilius,  0,  2  im  ersten  Jahre  des  Freistaates  nur  eiaeo 
pontifex  erwähnt    Also,  sagt  man,  habe  es  bis  dahin  noch  gar  kein  f^l 
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legim  poniifiettm  gegeben.    Zweitens   fahrt  man  Liv.  X,  6  nnd  9  an.    Er 
giebt  zum  Jahre  300  v.  Chr.,  wo  er  von  der  lex  Ogulnia  erzählt,  die  da- 
malige Zahl  der  fnnuifices  auf  vier  an:  sie  sei  damals  verdoppelt  worden. 
So  stimmt  also  Giceros  Angabe  mit  Livius'  Bericht  weder  für  die  könig- 
lich« noch  for  die  repnblicanische  Zeit,  und  man  wird  versucht,  einen  der 
beiden  Schriftsteller  des  Irrthums  anzuklageQ.     Aber  mit  Livius  scheint 
auch  Dionysius  II,  73  in  Widerspruch  zu  stehen.    Er  berichtet    von   der 
Eiosrtinng  der  jumtißeeg  durch  Numa  und ,  wenngleich  er  keine  bestimmte 
Zahl  derselben  nennt,    spricht  er  doch   von   ihnen  immer  als  von  einer 
Mehrzahl ,  von  einem  Gollegium.     Die  Berichte  dieser  Gewährsmänner  sind 
$0  bestimmt,  sie  selbst  iconnten  über  eine  Sache,  welche  zu  ihrer  Zeit  all- 
sunrnn  bekannt  war,  so  wenig  unsicher  sein,   dass  ein  Irrthum  von  ihrer 
S^^ite  nicht  angenommen    werden  darf.     Es  müssen  also  gewissermassen 
mehrere  Pontifices  das  Gollegium  gebildet  haben ,  und  zwar  fünf,  aber  doch 
aoch  nur  ein  einziger  im  eigentlichen  Sinne  pontifex  gewesen  sein:  auch 
die  Vierzahl,  welche  Livius  unter  der  Republik  erwähnt,    muss  sich  erklä- 
ren lassen.     Gicero  also  erwähnt  fünf  Pontifices',  danta  die  Flamines,  Salier 
und  Yestalinnen.    Unter  den  Flamines   kann  er  sowohl  die  bekannten  drei 
m^asD  Priester,  den  Flamen  des  Jupiter,  Mars  und  Quirinus,  verstehen 
als  anch  die  sogenannten  zwölf  kleineren ;  er  kann  aber  auch  nur  die  letz- 
tere meinen.    Dies  ist  das  Wahrscheinliche.     Denn   nach  Erwähnung  der 
fnof  Pontifices  sagt  er:  „tmd  er  fugte  ausserdem  die  Flamines,  Salier  und 
Vestalmnen  hinzu",   stellt  also   diese  drei  Priesterthümer  einander  gleich. 
Die  Salier  aber  und  Yestalinnen  stehen  an  Rang  unter  den  Pontifices,  auch 
enter  den  drei  grossen  Flamines:    sie  gehören  nicht  zu  deren  Gollegium 
iißd  nnd  von  ihnen  abhängig.     Deshalb  muss  man  unter  den  von  Gicero 
•m  jener  Stelle  erwähnten  Flamines   nicht  die  drei  grossen,  sondern  nur 
die  zwölf  kleineren  verstehen ,  und  dadurch  wird  wahrscheinlich ,  dass  jene 
drei  grossen  Flamines  in  der  Zahl  der  fünf  von  Gicero  erwähnten  Ponti- 
fices entiialt«!  sind.    Wir  wissen  aber  durch  andere  bestimmte  Nachrich- 
ten  (Cicero  de  dorn.  5'2,  135^,  dass  sie  zu  deren  Gollegium  gehörten,  in 
ihm  Sitz  und  Stimme  hatten.    Vergleicht  man  hiermit  Livius'  (1,  20)  Nach- 
richten über  Numas  priesterliche  Einrichtungen;,  so  gewinnt  man  die  nöthige 
Uebereinatimmung.     Er    erzählt   nämlich    von    der  Einrichtung   der   drei 
grossen  Flamines,  des  Dialis,  Martialis  und  Quirinalis,   der  Yestalinnen, 
der  Salier,   endlich  von  der  Einsetzung  des  Numa  Marcius  als  Pontifex. 
Hier  haben  wir  also  vier,  welche  das  Gollegium  der  Pontifices  bilden,  die 
drei    grossen  Flamines  und  den  eigentlich  so  genannten '  Pontifex.     Der 
fanfte  endHch,  den  Gicero  erwähnt,  ist  der  König  selbst,   der  als  solcher, 
rermfige  seiner  königlichen  Würde  Yorstand  des  GoUegiums  ist    Dies  geht 
aus  den  Veränderungen   beim  Beginn  der  Republik  hervor.    Man  beschloss 
die  Macht  des  Königs  zu  vertilgen,    konnte  jedoch  der  Opfer  halber  den 
rrx  niclit  missen.    So  wählte  man  statt  des  Königs  den  rex   saerificultu, 
der  fortan  einen  Sitz  im  Gollegium  hatte  (Ctc.  de  dorn,  52,  \35),  Indessen 
um  ihm  allen  Einfluss  im  Staate  zu  nehmen ,  gab  oder  Hess  man  ihm  nicht 
dm  Vorsitz    im  Gollegium,   sondern  überwies  diesen  an  den  eigentlich  so 
genannten  Pontifex  (Liv.  li,  '2),  welcher  in  späterer  Zeit  den  Namen  pon^ 
tifex  mojnmm  erhielt     So  stimmen  also  Dionysius  und  Gicero  und  auch 
die  zuerst  erwähnten  Stellen  von  Livius  vollständig  überein.     Auch  die 
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.  letzte  Stelle  bei  diesem,  die  über  die  lex  Ogulnio,  kann  keine  Schwierig- 
keit machen.  Livius  sagt  Rogationem  ergo  promulgaruni  (iribum  plefns)^ 
«1,  cum  quattuor  augures,  quattuor  pontifices  ea  iempestate  eiäent  y  placeret' 
que  augeri  sacerdolum  numerum,  quattuor  pontifices,  quinque  uugureSf  de 
plebe  omnet ,  allegerentur.  Also  vier  Pontifices  gab  es  zu  jener  Zeit  Dies 
kann  man  erklären,  es  habe  überhaupt  damals  nur  vier  Stellen  im  Oolle- 
gium  der  Pontifices  gegeben;  aber  die  einzige  Erkläarung  ist  dies  nicht. 
Es  kann  eben  so  gut  auch  heissen,  vier  Stellen  seien  damals  besetzt  ge- 
wesen, vier  wirklich  Dienst  thuende  Pontifices  habe  es*  damals  gegeben, 
während  der  Stellen  fünf  oder  mehr  gewesen  wären.  Dass  man  diesen 
Sinn  in  seine  Worte  legen  kann,  beweist  Livius  selbst  bei  der  Zahl  der 
Augum.  Auch  von  ihnen,  sagt  er,  hätte  es  damals  vier  gegeben;  fogt 
aber  hinzu,  die  Zahl  hätte  nur  durch  den  Tod  zweier  Augum  entstehen 
können.  Denn  da  die  Augum  nach  der  Zahl  der  drei  alten  Römischen 
Tribus  erwählt  wurden,  hätte  es  drei  oder  sechs  Stellen  für  Augum  geben 
müssen.  Livius  fand  also  in  seinen  Quellen  als  damalige  Zahl  derAngnm 
und  Pontifices  vier  angegeben,  berichtet  getreu,  was  er  fand,  erklärt  sich 
aber  die  Vierzahl  der  Augurn  auf  die  angegebene  Weise.  War  diese  &- 
klärung  bei  den  Augum  zulässig,  so  war  Sie  es  auch  bei  den  Pontifices 
und  man  kann ,  da  man  sonst  bestimmte  Nachricht  von  fünf  Pontifices  bat 
mit  Recht  annehmen,  auch  die  Stelle  eines  Pontifex,  wahrscheinÜch  die 
des  Oberpriesters,  sei  damals  erledigt  gewesen.  So  gewinnt  man  voDstfin- 
dige  Uebereinsümmung  aller  Berichte  über  die  Zahl  der  Pontifices  in  alter 
Zeit  und  zugleich  einen  bemerkenswerthen  Aufschluss  über  die  Veranlassang 
zum  Ogulnischen  Gesetz.  Sie  lag  darin,  dass  drei  Stellen,  zwei  bei  den 
Augum  und  eine  bei  den  Pontifices,  erledigt  vraren  und  bei  dieser  Gr 
legenheit  die  Plebs  ihren  Einfluss  aof  die  höchsten  Prieaterfimter  gel- 
tend zu  machen  suchte.  Der  König  also  als  solcher  war  Vorsteher  des 
GoUegiums  der  Pontifices:  das  beweist  die  Einsetzung  des  rex  saerifieuins 
in  der  Republik.  Den  Titel  pontifex  maximus  führte  er  nicht:  einen  sol- 
chen gab  es  in  königlicher  Zeit  nicht  Man  hat  dies  fiUschlich  geschlossen 
aus  auct.  de  lir.  ill,  3,  wo  die  Einsetzung  der  Vestalinnen,  der  drei  gros- 
sen Flamines ,  der  Salier  durch  Numa  erzählt  und  dann  hinzugefügt  wiid 
pontißcem  maximum  crettvit  d.  h.  er  schuf  den,  welcher  nachher  in  der 
Republik  pontifex  maximui  genannt  wurde,  unter  den  Königen  aber,  wie 
die  angeführten  Stellen  aus  Livius  erweisen,  nur  den  Titel  pontifex  fahrte. 

62)  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  77  hat  sich  aosiührUeh  dage> 
gen  ausgesprochen  und  es  schliesst  sich  ihm  Marquardt  in  Beckers  Hand- 
buch der  Römischen  Alterthümer  IV,  246  an.  Bei  ihnen  möge  man  die 
Gitate  der  früheren  Gelehrten,  welche  die  entgegengesetzte  Ansicht  auf* 
stellten,  nachsehen.  In  einigen  Punkten  weicht  indessen  unsere  Darstel- 
lung von  der  Cteibs  und  Marquardts  ab. 

63)  Auch  der  Kaiser  Domiüan,  der  als  pontifex  maximm  ohne  Zweifel 
die  gesetzliche  Macht  hatte,  allein  zu  urtheilen,  liess  dennoch,  als  er  eine 
Vestalin  wegen  Unkeuschheit  bestrafen  wollte,  dasGoUegium  der  Pontifices 
ordnungsmässig  zusammen  kommen  und  stellte  mit  ihnen  gemeinschalthcb 
eine  Untersuchung  an.    So  erzählt  Plinius  epist  IV,  11,  6. 

64)  Einige  Fälle  dieser  Art  sind  angeführt  von  Biarquardt  in  Becken 
Handbuch  der  Rom.  Alterthümer  FV,  244.    Doch  liess^  sich  noch  viel  über 


Anmerkungen.  423 

d€o  Einflnss  des  Oberpriesters  und  der  Pontifices  sagen:  es  gehört  aber  zu 
einem  andeni  Gebiete  der  Alterthümer  als  wir  hier  behandeln. 

66)  Geib  Römiscl^er  Criminalprocess  S.  19  findet  einen  Widerspruch  in 
ikü  Berichten  der  Schriftsteller,  von  denen  die  einen  die  Bestrafung  der 
Festalinnen  dem  Könige  selbst,  die  andern  den  Pontifices  Zuschrieben. 
Dieser  scheinbare  Widerspruch  ist  nur  durch  die  Kürze  des  Ausdrucks 
entstanden  und  erledigt  sich  vollständig  durch  unsere  Darstellung.  Auch 
Plutarth  Numa  c.  10  erz&hlt  die  spätere  Strafe  der  Yestalinnen  bei  Ge- 
legenheit ihrer  Einsetzung  durch  Numa,  ohne  eine  Veränderung  derselben 
äoimnerken:  er  wird  durch  denselben  Grund  entschuldigt,  den  wir  bei 
Dionysius  geltend  gemacht  haben. 

66)  Dies  hat  Marquardt  in  Beckers  Handbuch  der  Römischen  Alter- 
thümer rV,  247  ausgeführt  Yergl.  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  76, 
der  diese  Analogie  noch  nicht  durchgeführt  hatte. 

67)  Die  zuverlässigste  Quelle  für  die  Erkenntniss  dieses  Processes  sind 
Ciceros  Briefe  an  Atticus  1,  12-14,  16,  18.  Aber  seine  Erwähnung  auch 
in  andern  Werken  Ciceros  und  bei  andern  Schriftstellern  ist  überaus  häu- 
fig, lian  sehe  die  genaue,  mit  Angabe  der  Quellen  versehene,  Darstellung 
beiDmmann  Geschichte  Roms  II,  203  flgd.,  Y,  161  flgd.,  vergleiche  auch 
Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  879.  Hier  kam  es  nur  darauf  an,  eine 
kurze  Schilderung  zu  geben,  um  das  Verhältniss  der  Pontifices  zu  den 
weitlichen  Behörden  zu  erläutern. 

68)  Geib  Römischer  ^Criminalprocess  S.  21  fuhrt  als  andere  Stellen, 
in  denen  ürtheile  der  Könige  ohne  Zuziehung  eines  comiiium  erwälint  wür- 
fen, noch  an  Dionys.  II,  53;  UI,  73;  IV,  5  und  62;  Liv.  I,  40;  Val.  Max. 
1. 1,  13;  ZoiL  VII,  8.  Ich  tfinde  indessen  in  ihnen  nicht  die  bestimmte 
Erwähnung,  dass  die  Könige  allein  geurtheilt  hätten,  sondern  nur  Kürze 
dfs  Ausdrucks,  durch  welche  den  Königen  zugeschrieben  wird,  was  von 
ihnen  und  ihrem  Beirathe  gemeinschaftlich  ausging,  lieber  den  Senat,  der 
bei  der  Bestrafung  von  Mettus  Fufetius  und  der  Mörder  von  Tarquinius 
Priscos  als  Beirath  von  den  Königen  hinzugezogen  worden  sein  boU 
(Dionvs.  III,  26;  Zon.  VII,  9),  haben  wir  schon  früher  S.  100  gehandelt. 

GS)  Cieero  für  den  C.  Rabirius  4,  13  schildert  die  Todesstrafe,  die 
seinen  Clienten  im  Fall  der  Verurtheilung  erwartet,  in  den  grellsten  Far- 
beo.  £r  fuhrt  die  Worte  an,  welche  Livius  aus  demProcess  desHoratiers 
3afbewahrt  hat:  Nomq^ehaee  tua,  guae  te  hominem  dementem  populärem^ 
^  deUetanl  /,  lictor^  colliga  manus,  non  modo  huivs  libertali»  man~ 
*iuhulun$qne  non  sunt ,  Med  ne  Romuli  guidetn  aut  Numae  Pomjnlii:  Tar- 
fMm,  sufterlniskmi  atque  crvdeiissimi  regi$,  itta  tuni  cruciatut  carmina» 
Es  schmt,  dass  Cicero  hierbei  einen  Gedächtnissfehler  macht.  Wir  wissen, 
^  jene  Formel  in  Verbindung  mit  den  Zweimännem  zuerst  von  TuUus 
Hostilius  angewendet  wurde,  femer,  dass  der  jüngere  Tarquinius  jene 
später  in  Gehrauch  gebliebene  Hinrichtung  durch  Beil  und  Ruthen  ein- 
^ilute:  Cicero  verwechselte  Beides. 

70)  Ich  schliesse  mich  also  hier  der  von  Geib  Römischer  Criminal- 
process S.  16  ausgeführten  Ansicht  an ,  mit  der  im  Allgememen  auch  Rein 
Römisches  Criminalrecht  S.  36  übereinstimmt.  Dort  möge  man  auch  die 
Liteiatttr  fibei»  diesen  Gegenstand  nachsehen. 

71)  Bekanntlich  liat  Niebuhr   in   seiner  Römischen  Geschichte  diese 


424  Aomerkimgen. 

Ansicht  aufgestellt  und  viele  Gelehite  traten  ihr  bei  In  neuester  Z^  ist 
man  jedoch  immer  mehr  davon  zurückgekommen.  Schon  Geib  Römischer 
Griminalprocess  S.  19  weist  sie  als  grundlos  zurück  und  sie  wird  schwerlich 
weiter  Vertheidiger  finden. 

72)  Man  sehe  hierüber  Rubino  Untersuchungen  S.  496  und  Röstlin 
die  Perduellio  unter  den  Römischen  Königen  (Tübingen  1841)  S.  66. 

73)  Die  Geschichte  und  der  Ursprung  der  lex  mriata  de  imperio  ist 
einer  der  schwierigsten  und  dunkelsten  Punkte  des  Römischen  Altertfaums, 
trotzdem  dass  er  in  neuerer  Zeit  mit  grosser  Vorliebe  von  den  Gelehrten 
behandelt  worden  ist  Die  Erkenntniss  des  Richtigen  wurde  unmöglich 
gemacht  durch  den  Wahn  der  modernen  Gritik ,  dass  die  Römischen  Carlen 
eine  Yersanmilung  der  Römischen  Patricier  gewesen  seien.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  auf  diese  Streitfrage  näher  einzugehen  (vergleiche  oben 
Anm.  1):  wir  haben  unsere  Ansicht  kurz  auseinandeiigesetzt  in  einem  Ex- 
CUTS  zu  unserer  Ausgabe  von  Ciceros  Reden  de  lege  agraria  (Berlin  1861) 
p.  169  sq.;  denn  Cicero  de  leg.  agrar.  II,  10  ist  die  classische  Stelle  fur 
das  Guriatgesetz.  Wir  haben  seine  Entstehung  unter  den  Königen  gezeigt, 
dass  es  in  einer  Art  von  Huldigungseid  bestand,  der  den  vom  Volke  er- 
wählten Königen  nochmals  vom  Volke  persönlich  geleistet  wurde,  dann 
dass  die  Consuln  von  ihrer  Einsetzung  an  es  jährlich  für  sich ,  später  fnr 
alle  curulischen  Beamten  zusammen  beantragten ,  dass  es  aber  auch  för 
ausserordentliche  Beamten  gegeben  oder  wenigstens  durch  Volksbescbluss 
künstlich  ersetzt  wurde.  Eine  besondere  Bedeutung  hat  es  für  das  Cri- 
minalrecht  in  so  fem ,  als  aus  demselben  nicht  nur  der  militärische  Ober- 
befehl, sondern  auch  das  Richteramt  der  mag%$iraiu$  hergeleitet  wird. 
Noch  von  P.  Clodius  erzählt  Dio  Cass.  XXXIX,  19,  er  habe  die  Einbrin- 
gung der  lex  curiata  gehindert,  um  dadurch  das  Zusammensetzen  der  Ge- 
schworengerichte unmöglich  zu  machen. 

74)  So  urtheilt  Dionysius  IV,  73,  der  seine  Gedanken  in  die  Form 
einer  Rede,  die  er  L.  Brutus  halten  lässt,  einkleidet  Brutus  spricht  ober 
die  Mittel,  um  für  die  Zukunft  eine  Tyrannei  zu  verhindern  und  sagt: 
fiteiTa  [k^  iroielv  yv(i>(jLif)v  p.(av  drdvTWv  xup{av,  dXkä  Sualv  imTp^itecv  dvSpasi 
T^v  ßaaiXix^v  ipx^^v.  Auch  später,  VII,  55,  lässt  er  M.  Valerius  unter  den 
Mitteln,  welche  eine  Tyrannei  verhüten,  die  Theilung  der  Herrschaft  unter 
zwei  anfahren.  Aehnlich ,  aber  kürzer,  geben  denselben  Grund  an  Plut 
Pub.  1  ÄoxoOvToc  5v  dXoTt^epov  tou  S^piou  piEpio^eTaav  (»TrofAcTvat  -rtjv  apy^v; 
Sali.  Cat.  6  immutato  more  anmta  imperia  binosque  imperaioret  iiU  fecere 
(mit  denselben  Worten  Augustin.  de  civ.  dei  V,  12  aus  Cic.  de  rep.  ü,  31). 
Livius  erwähnt  diese  Theilung  der  Herrschaft  als  Thatsache,  aber  nicM 
als  Grrund  der  spätem  Freiheit.  Ohne  Zweifel  hat  das  Beispiel  Griechi- 
scher Staaten,  welche  auf  gleiche  Weise  der  Tyrannei  vorzubeugen  gesucht 
haben,  auf  die  Römer  mit  eingewirkt,  wenn  gleich  es  Erfindung  von  Dio- 
nysius sein  mag,  am  angegebenen  Orte  den  Brutus  das  Beispiel  der  La- 
cedämonier  anfahren  zu  lassen.  Damit  fallen  die  unbegründeten  Vermu- 
thungen,  welche  Niebuhr  über  die  Entstehung  der  DopsdQierrBchaft  auf- 
gestellt hat.  Vergl.  Sehwegler  Römische  Geschichte  ü,  iH.  Man  kana 
der  Aristocratie,  welche  nach  Vertreibung  der  Könige  die  Giewalt  i 
hatte,   sehr  wohl  so  viel  politische  Ueberlegung  ^trauen,  ^ul\ 
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ADknäpfungBponkt  in  der  eigenen  Geschichte  die  für  die  Freiheit  Aller 
zweckmassigsten  Massregeln  anfzufinden. 

75)  Dass  die  Amtsfuhmng  der  Consuln  monatlich  wechselte,  sagt  Dio- 
Dysius  V,  2  YevialJoi    bk   xäv    heX^xecov  ttjv  «apaXTj»];iv   ix   TcapaTponf^C  2va 
arva  xazt/o^iTO^    a^TOu;  TrapaXXiJ   ixax^pou,   und  IX,  43    -J^v  8'Vj  tou  p-T^vo« 
sxEtvog  ifjjEfiovfa  t<jj  Koivtu»  Tzpoci^xo'jaor.    Es  fragt  sich ,    wer  dieselbe  im 
ersteo  Monate  eines  jeden  Jahres  hatte;  denn  die  folgenden  hatten  ihre 
bestimmte  Ordnung.    Ein  Gesetz  gab  es  darüber  nicht,  es  war  der  freien 
Vfreinbarung  überlassen,  welche  durch  das  Herkommen  unterätützt  wurde. 
Unter  den  zunächst  nach  Vertreibung  der  Könige  gewählten  CoDsuln  hatte 
L.  Bnitos  zuerst  die  fatces ,  d.  h.  die  Amt^fiihrung  (Liv.  II,  1) :  sein  Col- 
leite  hatte  sie  ihm  freiwillig   abgetreten.    Von  den  spätem  Consuln  des 
^n^ten  Jahres  führte  Sp.  Lucretius,  trotzdem  dä«s  er  später  erwählt  war, 
deoDOch  zuerst  das  Amt  und  zwar,  weil  er  an  Jahren   älter  war  (Cic.  de 
rep.  II,  31;  Plut  PubL  1).    Dieser  Grund,  das  höhere  Lebensalter,  scheint 
auch  in  der  Folge  meist  entscheidend  gewesen  zu  sein,  wenn  gleich  auch 
andere  Gründe,  z.  B.  freiwilliges  Zurücktreten   des  einen  Collogen,   Öftere 
Wiederholung  des  Consulates  (z.  B.    Liv.  IX,  8   vom  Jahre  320  v.  Chr.) 
Diitvirkten.    Eine  gesetzliche  Regelung  far  einige  Fälle  erfolgte  erst  in  der 
Kaiserzeit ,  wo   unter  den  Belohnungen  für  Verheirathung  und  Kindererzie- 
hung dnrch  die  lex  Julia  auch  dieser,  an  sich  unbedeutende,  Vorzug  fest- 
Kf.>teUt  wurde  (Gell.  II,  15).    Einen   stehenden  Ausdruck  für  den  Consul, 
'ier  (Üe  foMcet  führte,    hat  es  nicht  gegeben.     Wenn  Festus  p.  161  sagt 
^aiorem  consulem    L,   Caetar  puint   dici   vel  eum,     penes  quetn  faseeg  iinty 
rrlenm,  qw  prior  faeiuM  «*,  so  zeigt   er  eben  durch  die  Zusammenstel- 
lung zweier  so  verschiedenen  Erklärungen,  dass  mn'tor  conml,  wenngleich' 
"j'  rielleicht  zuweilen    gebraucht   wurde,    dennoch    keinen    festen   Begriff 
^iU^.    Dass  übrigens   die  Führung  der  Regierung  sich  nur  auf  den  Vor- 
sitz in  den  regelmässigen   Senats-  und  Volksversammlungen   bezog,  und 
iiias  es  auch  dem  nicht  regierenden  Consul  freistand,  zu  jeder  Zeit  selbst- 
-tdodig  Senat  und  Volk  zu  berufen ,    somit  die  eigentliche  Regienmg  voll- 
>tasdig  getheilt  war,  versteht  sich  von  selbst 

7^  VergL  oben  Anmerkung  45,  wo  wir  über  die  Bedeutung  und  den 
O^'brauch  der  Ausdrücke  provocaiio  und  appellaiio  gesprochen  haben.  Weil 
m  dem  letzteren  der  Begriff  des  Anrufens,  um  Hülfe  gegen  Bedrängniss 
zu  erhalten ,  überwiegt,  wird  es  vorzugsweise  von  den  Volkstribunen ,  deren 
Intercession  man  verlangt,  gebraucht 

77)  Man  bezweifelt  auch  die  Richtigkeit  der  Nachricht,  welche  Pom- 
l^ooius  uns  mittheilt,  nicht  geradezu,  weiss  aber  doch  nichts  rechtes  mit 
ihr  »izu&ngen,  erklärt  sie  auch  so  eigenthümlich,  dass  man  sie,  wenn 
•ii«^  Eiklämng  richtig  wäre,  als  falsch  bezeichnen  müsste.  Man  verbindet 
jümlich  exaciit  reg'ibut  lege  tribunicin  „als  die  Könige  durch  ein  tribunici- 
r  hes  Gesetz  vertrieben  waren ".  Dadurch  geräth  man  in  eine  Reihe  von 
Ao nahmen,  welche  nicht  richtig  sein  können  und  mit  der  sonstigen  Ueber- 
:  f-lTTing  in  gerade™  Widerspnfche  stehen.  Zimmern  Römische  Rechtsge- 
«•:^bicbte  I,  S.  87,  auf  die  Meinung  älterer  Gelehrten  gestutzt,  versteht 
iotiT  der  le^  tribumcia  die  lex  funia  de  imperio  contulari ,  d.  h.  jenes  Ge« 
•^z  von  h,  Jnnius  Brutus ,  das  er  als  iributw»  celerum  nach  thatsächlicher 
V<:rtTeibiiD^  der  Könige  über  die  Einsetzung  de/  beiden  jährlichen  Con- 


426  Anmerkungen. 

suln  beantragte.  Etwas  abweichend  versteht  Lange  Römische  Alterthümer 
I,  420,  einer  Lieblingsidee  von  sich  folgend,  unter  dem  tribonicischen  Ge- 
setze jene  lex  curiata  ab  L.  Bruto  repetiia,  von  der  Tacitas  Ann.  XI,  22 
spricht:  auch  Radorff  Rom.  Rechtsgeschichte  I,  19  scheint  beide  zu  ver- 
binden. Diese  Ansicht  kann  unmöglich  richtig  sein.  Denn  die  lexatriaim 
de  imperio,  wie  man  auch  über  ihren  Inhalt  und  ihre  Wirkung  denken  mag, 
wird  immer  erst  von  dem  erwählten  Beamten  beantragt  Folglich  koaote 
Brutus  diese  lex  contularis  erst  geben,  als  er  schon  Gonsol  war,  als  er 
sein  Amt  als  trihtnus  celentm  des  vertriebenen  Königs  niedergelegt  hatte: 
es  würde  dies  (jesetz  eine  iex  consularis ,  in  keinem  Falle  eine  Ux  trUm- 
m>ui  sein.  Mehr  Möglichkeit  hat  die  andere  Annahme,  welche  ich  er- 
wähnt, lex  irilmnicia  werde  das  Gesetz  genannt,  wodurch  L.  Brutus,  als 
er  in  seiner  Eigenschaft  als  tribumu  celerum  die  Volksversammlung  berafeD 
hatte,  dem  König  Tarquinius  seine  königliche  Würde  nahm  und  fax  ihn 
und  seine  Familie  die  Yerbannungibestimmte  (Liv.  1,  59;  Dionys.  IV,  81}. 
Aber  eine  Wahrscheinlichheit,  auch  nur  der  geringsten  Art,  kann  ich  die- 
ser Erklärung  nicht  zugestehen.  Erstlich  niemals  hat  man  Lateinisch  lex 
triimnicta  ein  Gesetz  genannt,  das  von  einem  trUmmn  celemm  beantragt 
war.  Allerdings  hätte  es  so  genannt  werden  können;  aber  nur  einmal  in 
der  ganzen  Römischen  Geschichte  ist  der  Fall  eingetreten,  dass  ein  inte- 
nus  eelerum  ein  Gesetz  einbrachte  und  dieses  Gesetz  sollte  Pomponius  <riuie 
weiteren  Zusatz  als  tribunicisches  Gesetz  bezeichnen!  Er  hätte  unver- 
ständlich gesprochen:  er  kann  nur  ein  von  einem  Volkstribunen  beantrag- 
tes Gesetz  meinen.  Zweitens  (und  dies  trifft  beide  oben  erwShBten 
Annahmen  über  das  Gesetz  von  L.  Brutus  gemeinschaftlich)  was  soll  nun 
Pomponius'  Nachricht  sein?  Beinahe  zwanzig  Jahre  nach  Vertreibung  der 
Könige  hätte  das  Römische  Volk  in  Rechtsunsicherheit  gelebt?  Man  nahm 
an,  bis  zur  Einsetzung  der  VolkstribuneiL  -Das  sind,  je  nachdem  mao 
zählt,  sechzehn  oder  siebzehn  Jahre.  Vielleicht  könnte  man  es  beinahe 
zwanzig  Jahre  nennen;  man  hat  sogar  XVItmnos  verbessern  wollen.  Siehe 
Pomponii  de  origine  iuris  fragmentum  recognovii  Fr  Osamms  (Gissae  1848) 
p.  25.  Ich  will  nicht  sprechen  von  der  sachlichen  Schwierigkeit,  in  wel- 
chem Zusammenhange  die  Einsetzung  der  Volkstribnnen  mit  der  Aufbebong 
der  Rechtsunsicherheit  steht,  Massregeln,  welche  aller  Ueberliefenug  vt 
folge  durchaus  in  keiner  Verbindung  mit  einandoK  stehen.  Es  sprecheo 
zwei  Grunde  gegen  diese  Auffassung.  Erstlich  sagt  Pomponius  sdbst  §  90 
anno  fere  sepiimo  decimo  post  reges  exactos  seien  die  Volkstribunoi  erwählt 
worden:  weshalb  er  hier,  wo  keine  Veranlassung  zu  grösserer  üngenanig- 
keit  vorliegt ,  beinahe  zwanzig  Jahre  sagen  sollte ,  sieht  man  nicht  ein. 
Ferner,  unmittelbar  nach  jener  Bemerkung  über  die  zwanzigjährige  Rechifr* 
Unsicherheit  föhrt  Pomponius  fort  Potien  ne  dtvltus  kßc /Uret  (damit  nicht 
länger  Rechtsunsicherheit  herrschte)  pUeuii  publica  auci0wi$mie  deeem  com- 
tiiiui  liros.  Damif  ist  als  Endziel  jener  zwanzig  Jahre  die  Erwfihkuig  dfr 
Zehnmänner  angegeben  und  wer  ein  anderes  annimmt,  steht  mit  Pompo- 
nius selbst  in  unlösbarem  Widerspruch.  Der  Anfiuigm^^der  RapfatBim- 
Sicherheit  kann  also  unmöglich  die  Vertrdbung  der  fll|ic'^  aaia;  mao 
müsste  denn  zu  einer  gewaltsamen  und  sonst  nicht  begräadete^^erände- 
nmg  der  Anzahl  der  Jahre  b^  Pomponius  sdaetten  wollen.  ImmOnak 
liegt^*  in  den  Worten  ^on  Pomponius  selbst,  die  erklärt  w<«aBi  «oDeo. 
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Aadne  kaon  man  ans  der  erwähnten  Nachricht  von  Dionyfiiua  hernehmen :  er 
<^  aosdrücklkh,  daxa  unmittelbar  oach  Vertreibung  der  KSnige  die  Ge- 
»^iw  Ton  Servin»  Tallios,  welche  Tarquinins  aufgehoben  halte,  wieder 
.'j'"^esteilt  wurden,  eine  Nachricht ,  welche  wir  als  voUkonuneu  wahrschcin- 
kli  erwiesen  haben.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  nicht  zu  verwundern, 
iLl-.«  die  Gelehrten ,  wenn  sie  auch  Pomponius'  Zeugniss  nicht  verwarfen, 
'!"''ti  nicht  wusstcn,  was  sie  mit  deinseltwn  anfnngen  sollteu.  Zinlmcm 
L  B.  sagt  a.  a.  0.:  „dass  mit  Vertreibung  der  Könige  die  unter  ihnen  ent- 
■'.i.idcDcn  Uesetze  und  Institute  s&mmtlicb  aufgehoben  wordeu  seien  (und 
'ji-rbej  iiihrt  er  die  angegebene  Stelle  von  Pomponius  a»)  steht  sohon  tnit 
ilrrn  Zeugniss  der  alsdann  erst  gemachten  Sammlung  in  Widerspruch", 
^aiirr  Konische  Rechtsgeschicbte  II,  (  425:  „dass  die  Vertreibung  der 
Könige  auch  die  Abschaffung  ihrer  Gesetze  nach  sich  geio^eu  habe  {so 
lynchtet  fr.  3  ^  3  D.  de  orig.  iiiris  1,  2),  ist  nicht  glaublich."  Aehnlicb 
unlieilen  Andere. 

ist  So  hat  es  E.  B.  Schwegler  ROmische  Geschichte  II,  556  gelhan, 
d^-en  weitere  Folgerangen,  die  Volkstri honen  seien  niemals  in  Curiat-, 
•  iaflem  immer  m  Tributcomitien  gewählt  worden,    ich   freilich  nicht  an- 

79)  Dies  nahm  an  B.  W.  Leist  Versuch  einer  Geschichte  der  Rämixchen 
Kc>.'lilBsjsteiiie  (Rostock  ISöO)  S.  8,  und  ihm  folgten  die  übrigen  Gelehrten, 
»>  MarqoArdt  in  Beckers  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  IV,  241 ; 
IC'iD  das  Privatrecht  und  der  Cintprocesg  der  ROmer  (Leipzig  IS&S]  S.  46; 
La:.^  BAmischc  Alterthümer  I,  265. 

M)  Am  entscheidendsten  hat  dies  kürzlich  Chr.  Eisenlohr  die  Provo- 
'  iiKi  ad  po/^lum  zur  Zeit  der  Republik  (Schwerin  1858)  gethan  un  dnach 
'lip*er  Wee  die  Provocation  constniirt.  Weit  richtiger  und  vorsichtiger 
u.<«erteD  sich  Andere,    i.  B.  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  152  flgd. 

61}  Die  übrigen  Stellen,  an  denen  diese  lex  Valnia  erwähnt  wird, 
Ua^ra  nichta  zu  ihrer  Erkenntoiss  bei.  Liviue  X,  9  ervrfihnt  nur,  dass  sie 
^'liebea  worden  sei;  Val.  Hax.  IV,  1,  1  gebraucht  dieselben  Ausdrücke 
'"ii:  Cicero ;  Flor.  1,  9  sagt  ivt  /irainealiemt  advenui  ipio$  dtdil,  womit 
ik  Wort«  Plutarchs,  welche  wir  später  anfuhren  werden,  zu  vergleichen 
•iod. 

83)  Dagegen  anders  ist  Dionysius'  Ausdruck  V,  70  jxi)  Tijxiupda&ai 
P*l«(«»v  nvd  iTf  4  6(xi)c  Jmtpiifia! .  tols  SiyofiivoK  —  npoia).«to8ai  M 
T-  Si^jvojinv  tiv  ifjfiov  za  erkliren.  Hier  bedeutet,  wie  au»  den  nach- 
NKPnd«!  Worten  erhellt,  !(xt|  wirklich  das  Volksgericht  Aber  eine  an- 
'lere  Stelle  VII,  36  clx  ia  tiüv  itoJ^iTiüv  »tilita  JnoxTtlvm  äxpiTov  ist  wie 
■'•■t  gegenwärtige  zu  verstehen.  Wir  werden  über  diese  Unbestimmtheit 
id  AiindiU'.ki.  ^iiatti,  Mn  "M  von  dem  trotz  der  ProvocÄion  nicht  ein- 
i^läkrteo  InUan^^zuge  »iTt-i  hi'u.  weiter  reden. 

83)  G«ib  Komischer  CnmiüalproceBB  S.  97  stellt  als  durchgehendes 
iaamp  dtfs  giaammlrn  RnTnl-hen  Criminalprocesses  O^entlichkeit  und 
'^ahri'n-s  ;nil'.  Dass  diese  beiden  Gnmdsfitae  stets  ge- 
bte)*lQBcl)t  sni'ifi'lli.it'ij  aber  ihre  Entetebung  ist  eine  verschie- 
£ HümUiehkeit  do  V.  r-fiihoena  war  in  .der  ältesten  Zeit,  als  man 

wlteu  und   iiui    in    dringenden  Fällen  Gebranch   macht«, 

iWilWiiJ^  III   bediirt^u   darÜiM-i    keinw  gesetzlicU^n  Bntimmung.    Es  wa^ 
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ein  unläugbarer  Fortschritt  zur  Freiheit,  als  bei  steigender  Rnnstfeitif^eit 
in  einzelnen  Theilen  des  Verfahrens  SchrifUichkeit  eingeführt  wurde:  da- 
durch war  die  Sicherheit^  des  Angeklagten  grösser ,  die  Willkür  des  Beam- 
ten beschränkter.  Dagegen  die  Oeffentlichkeit  konnte  durch  ein  Gesetz 
eingeführt  werden:  sie  war  früher  unter  den  Königen  gebräuchlich  gewesen, 
durch  das  Valerische  Gesetz  wurde  sie  für  die  Beamten  zur  Nothwen- 
digkeit. 

84)  Dies  erkannte  auch  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  177.  So 
sagt  Liviuft  II,  8  bei  Erwähnung  des  Gresetzes  anie  omneg  de  provocaiione 
adversus  magistrcthu  ad  popuhtm  saerandaque  cum  bonu  eapiie  «tttt,  fiii 
regni  occupandi  eonsilia  imtsei,  gratae  in  rolgus  leget  fitere,  wo  wenigstens 
die  Masse  des  Volkes  genannt  wird.  Die  Plebejer  ausdrücklich  werden 
genannt  von  demselben  II,  18  Creato  dietatore  primum  Romiu  —  magmu 
plebem  metus  ineettii,  ui  inieniiores  etseni  ad  tReto  parenthtm^  neque  emm 
ut  in  eonsulibus,  qui  pari  poiestate  essent,  alteriut  muri/tvm  neque  protoeaH» 
erat]  11,  30  Plebe»  et$i  ad'ertut  te  creahun  diciatorem  videbai,  iawun  cum 
provocationevi  fratris  lege  habere^,  nihil  ex  ea  familia  iritie  nee  superbmm 
timehat ;  lU,  45  von  den  Deoemvim  st  iribmiieiwn  auxilium  ei  provoeaiionem 
plebi  Romanae,  duas  arcet  libertaiis  tuendae,  ademisHs ;  IQ,  53  Potettaiem  — 
tribiiniciam  provo^cJionemque  repetebant,  guae  ante  XmroM  ereatot  awxilia 
plebis  fiierant;  Dionys.  V,  70  als  Folge  des  Provocationsgesetzes  |a^ovio; 
{jL^v  xijp{ou  T0u5e  ToO  vöj^ou  \krfiky  OTnjptnlJoctv  dva-pcaCofiivouc  talc  dpX'^^ 
Touc  TT^vTjTac;  Vn,  52  6  (Aiv  o^v  v^fxoc  b  iiepl  x&v  SixaoTV)p{oiv  Tötv  ir^itA' 
Tix&v,  by  A^xtoc  IxpaTuvaTo  (jidXiOTa,  o6  xa9  Ofioöv  iypflE^i]  twv  ;catptxi«>v, 
dlX  bnkp  do^oXe^ac  tiuv  xaTto^uopi^vcov  SijpioTtx&v.  Dazu  kommen  die 
Beispiele  von  Plebejern,  welche  sich  der  Provocation  bedienten. 

85)  So  urtheilte  Rubino  Untersuchungen  S.  440,  welcher  den  Römi- 
schen Berichterstattern  schon  aus  Gründen  der  äussern  Oritik  den  Vorzog 
giebt,  dann  aber  hinzufugt,  Dionysius'  Nachricht  hätte  auch  an  mch  ge- 
ringere Glaubwürdigkeit :  er  sei  der  Verwechselung  mit  einem  späten  Ge- 
setze verdächtig,  weil  die  Massregeln,  welche  kurz  vor  dem  Deoemvimte 
in  Bezug  auf  die  Geldstrafen  getroffen  wurden ,  mit  einer  Provocation  gegen 
dieselben  vom  Anßmge  der  Republik  au  nicht  wohl  zu  vereinigen  seien. 
Wir  werden  über  diese  Massregeln  später. sprechen,  glauben  aber  auch  ab- 
gesehen von  denselben  an  die  innere  Wahrscheinlichkeit  von  Dionysius' 
Bericht.  Auch  spätere  Gelehrte  werfen  diesem  einen  Lrrtiium  vor,  so 
Geib  Griminalprocess  S.  153,  Schwegler  Römische  Geschichte  n,  177,  Lange 
Römische  Alterthümer  I,  429. 

86)  So  macht  es  z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  611,  wäh- 
rend Lange  Römische  Alterthümer  I,  430  sie  anfuhrt,  aber  nicht  sieher 
bezeugt  nenn#  Man  erkennt,  wie  bequem  dieses  critische  Vedahren  ist : 
wenn  alle  entgegenstehenden  Zeugnisse  als  falsch  und<.4Uibegründet  ver- 
worfen sind,  bleibt  am  Ende  natürlich  nur  das  übrig,  was  die  nenen^n 
Gelehrten  in  der'  Geschichte  finden  wollen. 

87)  Wir  weichen  in  unserer  DarsteUupg  vidfoph^^.d»!  neuesten 
Gelehrten,  welche  dies^  Gegenstand  behanddt  habin,  aH^Swar  nehmen  sie 
cbenfali^r  keine  Straf bestijnmung  imiValerischen  Provocationagesetse  an; 
aber  sie*  vernachlässigen  die  Nachricht  von  IMonysins  und  veiUnnen  den 
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Character  und  das  Verhfittmss  des  ganzen  Oesetases..  Man  sehe  Schwegler 
Römische  Geschichte  II,  175,  Lange  Römische  Alterthümer  I,  428. 

88)  Dies  ist  auch  <üe  Meinung  der  meisten  neueren  Gelehrten  gewesen. 
Man  vergleiche  die  Meinungen  der  Einzelnen  bei  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte n,  178,  Becker  Handbuch  der  Rom.  Alterthümer  II,  3,  148  flgd. 

89)  Am  besten  hat  diesen  Punkt  erläutert  Rubino  Untersuchungen 
S.  487.  Beispiele  von  ausführlicher  Schilderung  des  Herganges  bei  der 
Provocation  sind  Liv.  I,  26  bei  dem  Processe  des  Horatiers:  Aceesserat 
lictor  inüciebntque  iaqumm^  tum  Horatnu  —  Provoeo,  ttiftftl;  Liv.  II,  27 
von  einer  Aushebung,  welche  der  Gonsul  495  v.  Chr.  hält:  arripi  unum 
itmgnem  <iucem  $ediHonum  i%i$$ii.    lile  cum  a  lictorilniM  tarn  traherelur,  pro^ 

vocavti;  Liv.  II,  56  von'  Publilius  Volero,  der  zum  Soldaten  ausgehoben 
werden  sollte:  iictor  missui  esi  a  contulifmM  —  contuie*  s/»oliaA  hominem 
ec  virgos  ex/tediri  tii^enl.  Provoco ,  inquit^  ad  popuhtm^  Volero.  Femer 
III,  56  von  dem  gestürzten  Decemvir  Jp.  Claudius  arrepius  a  tiaiore,  Pro^ 
«oco,  inquii.  AehnHch  war  es,  wo  die  Strafe  in  Geld  bestand:  die  Straf- 
samme war  ausgesprochen  und  sollte  beigetrieben  werden,  als  die  Beru- 
fung erhoben  wurde.  Liv.  XXXVII,  51  et  'imperia  inhibita  ultra  citroque 
et  piguora  cnptn  et  muUae  dictae  —  et  provocatum  ad  populum  est.  Die 
von  andern  Gelehrten  und  auch  von  Rubino  angeführte  Münze  von  P. 
Laeca  erwähnen  wir  hier  nicht,  weil  sie  sich  auf  ein  nur  uneigentlich  so 
gCDanntes  Provocationsgesetz  zu  beziehen  scheint. 

90)  Beispiele  für  Beides  findet  man  in  der  vorhergehenden  Anmer- 
kung. 

91)  So  heisst  es  vom  Process  des  Horatiers  bei  Liv.  I,  26  si  a  //i/tm 
protocaritf  provoctUione  certato:  ti  vincent,  caput  obnuHto  u.  S.  w.;  Gic. 
de  rep.  III»  8,  6  cum  magistratus  iudieassit  mrogassitve ,  per  populum  mul^ 
<ae,  poenae  eertatio  esto  Von  Geldstrafen  spricht  Liv.  XL,  42  deque  ea 
tum  provocasset  f  eertotum  ad  populum;  Liv.  XXV,  3  cui  (multae)  certtm- 
dae  cum  dies  advenisset  und  C.  4:  amissa  multae  certatione, 

92)  Man  sehe  die  in  Anm.  82  angeführten  Stellen,  zu  denen  sich 
viele  fihnliche  fügen  lassen.  Wir  werden  später,  wo  wir  von  dem  Gerichts- 
verfehren  überhaupt  sprechen,  auf  diese  durchgehende  Anschauungsweise 
der  ROmer  zurückkommen. 

9$  Ich   weiss  nicht,   aus   welchem  Grunde  Rubmo   Untersuchungen 
S.  443  zwei  Hauptarten   von  peinlichem    Gerichtsverfahren  untei;9cheidet 
Das  eine  vr&re  gewesen,  wenn  ein  mit  hober  Gewalt  bekleideter  Richter 
mit  einem  eonsiUum  sich   zu    einer]  Quästio  niedersetzte  und   nach  der 
Stimmenmdirheit  desselben  das  Urtheil  fällte,  in  welchem  Falle  alsdann 
keine  Provocation  angenommen  worden  sei   Das  andere  sei  gewesen,  dass 
niedere  Beamte,  ittiri  perduellionisy  Quästoren,  Aedüen,  ///«tri  capitales, 
oder  neben  ihnen  die  Tribunen  der  Plebs  die  Leitung  des  Processes  und 
zwar  ohne  ein  eonsilium  übernommen  hätten.    Sie  hätten  dann  entweder 
<^inen  Spruch  geMt,  ^egen  welchen  dem  Verurtheüten  die  Provocation  zu- 
B^d,  oder  überiiaupt  nur  als  Untersuchungsrichter  und  Ankläger  verfah- 
ren.  In  beiden  Valien  sei  dem  Yolksgerichte  die  eigentliche  und  höchste 
fiDtscheidnng   zuge^EÜlen.     Nur   von   den  //riri  perduellionis ,   welche  für 
j^den  Buelnen  Fall  besoi^mrs  ernannt  wurden,  ist  diese  Bemerkung  rich- 
^  wnd  das  Yerfiediren,    S  dem  sie  auftraten,  wurde  selten  angewendet 
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und  veraltete  bald:  alle  übrigen  Beamten  standen  einander  gleich,  wie  wir 
dies  später  namentlich  in  Betreff  der  Yolkstribunen  nachweisen  werden. 
Ebenso  unbegründet  ist  die  Behauptung,  dass  die  höchsten  Beamten  ein 
consiUum,  d.  h.  einen  aus  selbstgewählten  Mitgliedern  bestehenden  Beirath 
gehabt  hätten,  die  niederen  Beamten  nicht  Die  von  Rubino  angeführte 
Stelle  (Cic.  or.  46,  156)  spricht  nur  von  einem  möglichen  iudicium  der  üviri 
und  erwähnt  einen  Beirath  nicht  Einen  solchen  irgend  welchem  Beamten 
abzusprechen  ist  gegen  die  Römische  Sitte,  welche  Jedem ,  der  eine  rich- 
terliche oder  überhaupt  amtliche  Pflicht  auszuüben  hatte,  die  Zuziehung 
eines  Beirathes  gestattete  und  wenn  ihn  Ein^elrichter  in  Pri^tstreitigkciten 
hatten,  wie  Cic.  p.  Quinct.  I,  4  und  Öfter;  Yal.  Max.  VIII,  2,  2  beweist, 
so  ist  kein  Grund  ihn  bei  Beamten,  selbst  niederen  Ranges,   zu  längneD. 

94)  Verschieden  von  dem  Verfahren,  das  später  galt,  ist  derjeDige 
Process,  welchen  der  erste  Consul  Brutus  (nach  Plutarch  Publ.  c  7). 
ohne  selbst  ein  Urtheil  gefällt  zu  haben ,  unmittelbar  vor  dem  Volke  führte, 
als  er  ihm  die  Entscheidung  über  die  Aquilier,  welche  sich  zur  Wieder- 
herstellung der  Könige  verschworen  hatten,  überliess.  Etwas  anders  stellt 
diesen  Process  Dionys.  V,  9  flgd.  dar.  Wie  er  sich  auch  veiiialten  haben 
mag,  er  kann  für  das  Provocationsverfahren  von  keiner  Bedeutmig  sein. 
da  das  VaJerische  Gesetz  erst  später  erlassen  wurde. 

95)  Diesen  Grund  von  der  Einsetzung  der  IMctatur  deuten  an  Liv.  D. 
18  und  Zon.  VII,  13,  deutlich  spricht  ihn  aus  Dionys.  V,  70,  auch  VI,  58. 
Er  lässt  deshalb  Ap.  Claudius  von  dem  Zustande  der  Plebs  so  sprechen: 
vuv  .7:ipa   toü    fxcTpJou  Tpucpuiat  TcXüiv  d^gi[».iwoi  —  xat  tüv  i^  t6  OftffAa  n- 

ti  Tttiv  £inTaTTOfi<vu>v ,  iXc6l^epoc  jcyovtktc  und  Livius  II,  2d  legt  demselben 
Vertheidiger   der  Patricier   noch  folgende  Worte    in  den  Mund:  Agtätm 

dicialorem,  a  quo  provocatio  non  eii,  creemus.  —  PuUet  lum  miki  Uclorem, 
qui   »ciei  «im  de   tergo  t'ilaque   sua  penes  unum  iHum  e$te  ^  euhu  maietlatem 

violavit.  Ueber  das  Provocationsrecht  unter  der  Dictator  werden  wir  spä- 
ter ausführlicher  handeln. 

96)  So  sagt  Liv.  II,  33  concetBum  est  in  conäiciones ,  ul  plebi  svi  m*- 
gUiralus  estent  sacrcaancU,  quibus  auxilii  laiio  adversus  coruuUt  enel: 
Cic.  de  leg.  IIL  9  Plebes  qnos  pro  se  contra  tim  auxiiii  ergo  deeem  creatnU 
ei  iribuni  eins  sunio ;  id.  p.  Quinct  20,  63  eum  magistrafttm ,  qui  mtxHü 
causa  conslilutus  est;  Claud.  ornt.   Lugd.  quid  commemorem  —  m   auxUi^m 

plehis  creatos  trilmnos  plebei?  Eben  diesselbe  giebt  Zon.  VII,  15  als  Zweck 
bei  der  Einsetzung  des  Tribunates  an;  ebenso  Dionystus,  der  VI,  87  den 
Sprecher  der  Plebs  an  die  Gesandten  des  Senates  die  Forderung  stellen  lässt 
er  möchte  den  Plebejern  erlauben,  Beamte  zu  wählen  ofnvec  üKko^  i^h  ouic- 
vöc  loovxai  xupiot,  xolc  S'diixoufA^voic  i)  xattoyuopijvoic  xwv  ii){ioTiB> 
ßoTj^^^oouoi  xi\  o*j  irep(^<|'ovTat  tqiv  Stxa{<ttv  dnoorcpoufAtvov  o(i)£va,  auch 
nachher  öfters,  z.  B.  VII,  17,  dies  als  ursprüngliches  Recht  der  Volkstriba- 
nen  erwähnt  Verschieden  hiervon  sind  diejenigen  Stellen ,  an  denen  über 
haupt  das  Recht  der  Hülfeleistung,  das  die  Tribunen  hatten,  erwähnt  wird. 
Viele  derselben  hat  gesammelt  Schwegler  Römische  Gesdiichte  II,  260. 

97)  Dies  ist  die  richtige  Anschauung  und  der  richtige  Auadmck,  den 
Lange  Römische  Alterth.  I,  438  gebraucht    Er  wird  bestätigt  dorcb  Oic  | 
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de  leg.  m,  7,  16,  der  Ton  dem  Yolkstribonate   sprechend  sagt:  Hoe  enim 
fnimum  wnnmt  c&muhtre  imt,  quod  exUUt ,  ipse    qui  eo  non  ttneretur. 

98)  Die  Yolkstribimen  werden  ausdrücklich  dvuir^u^vot  genannt  von 
Diöiiys.  IX,  44.  Es  ergiebt  sich  dies  Verhältniss  auch  mit  Nothwendigkeit 
aos  ihrer  ganzen  Stellung.  Einmal  im  Jahre  393  v.  Chr.  geschah  es ,  dass 
zwei  Tribunen  nach  Ablauf  ihres  Amtes  zur  Rechenschaft  gezogen  wurden, 
weil  sie  im  Interesse  der  Patricier  sich  einem  Gesetzesantrage  ihrer  Colle- 
?pn  widersetzt  hatten  (Liv.  V,  29).  Aber  dies  wurde  von  allen  Verständi- 
gen gemissbiüigt  und  geschah  ausserordentlich.  Erst  in  spätei-er  Zeit,  als  sie 
auch  positiv  wirkend  in  die  Staatsmaschine  eingriffen,  wurden  auch  ihre 
Aiuschreitungen  von  den  Gerichten  bestraft,  natürlich,  wie  bei  den  übrigen 
ßeamten,  nach  Beendigung  ihres  Amtsjahre^ 

99)  Dies  war  die  Meinung  von  Niebuhr  gewesen  (Römische  Geschichte 
l  649;  n,  216  und  sons^ :  ihm  stimmten   bei  Becker  Handbuch  der  Rom. 
Alterth.  II,  2,  277,  GötÜing  Rom.  Staatsverfassung  S.  293.   Eine  richtigere 
Ansicht  stellte  zuerst  auf  Rein  die  Majorität  im  Collegium  der  Römischen 
Volkstribunen ,  Philologus  1850  S.  137  flgd.,  dem  Schwegler  Römische  (je- 
S'jhichte  II,  596  beistimmt.    Yergl.  auch  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie 
Vi,  2103.     Das  Ergebniss    seiner  Untersuchung  war:  „Die  Majorität  ist 
ii^U  auf  der  Seite  der  Intercedirenden    gleichviel  ob  die  meisten  CoUcgen 
der  auch  nur  einer  diese  Ansicht  hegt;  dagegen  diejenigen,  welche  posi- 
tiv etwas  vorschlagen,   oder   die  Massregein  anderer  Behörden  gestatten, 
siod  stets  in  der  Minorität,   sobald  ihnen  nur  eine  einzige  Stimme  fehlt". 
Dies  Ergebniss  ist  in  der  Anwendung  auf  die  einzelnen,  uns  überlieferten 
Fälle  nicht  immer  recht  deutlich  und  in  zweierlei  Hinsicht  ungenau:  erst- 
Ik-b  kann  von  Majorität  bei  einem  BeamtencoUegium  nach  Römischen  Be- 
aifkn  überhaupt  nicht  die  Rede  sein,  und  zweitens  hat  jede  Intercession, 
jtnes  Verhindern  der  Tribunen   inmier  auch    einen    positiven  Zweck  und 
(Irskalb   lassen    sich    die  Intercessionen   und  Vorschläge  derselben    nicht 
immer  trennen.    Lange  Rom.  Alterth.  I,  605  versucht  in  der  tribunicischen 
Macht  einen  Unterschied  zu    machen  zwischen  dem  höher  stehenden  tut 
aurtfn  and  der  daraus  abgeleiteten  intercet$io:  jenes  Recht  müsse  diesem 
üniaer  vorgehen.    Indessen  giebt  er  doch  selbst  zu,   dass  in  den  Fällen, 
7u  keine  Einstimmigkeit  der  Tribunen  zu  erzielen  war,  entweder  von  der 
rinen  Seite  Nachgiebigkeit  oder  ein  Stillstand   der  Geschäfte    stattfinden 
onisste.     Man  hätte  gar  nicht  von  Majorität  bei  den  Tribunen  sprechen 
"jüen,  einem  Begriffe,  der  einem  Collegium  Römischer  Beamten  fremd  ist 

lOQ)  Stellen  über  tribunos  appellare  sind  in  reicher  Zahl  gesammelt 
bei  Rein  Realencyclopädie  VI,  2,  2103,  auch  bei  Schwegler  Römische  Ge- 
^^bichte  IL  261.  Dies  war,  wie  gesagt,  der  gewöhnliche  Fall:  der  Hülfe- 
rjchoide  kannte  keinen  der  Tribunen  persönlich,  wusste  nicht,  ob  irgend 
filier  ihm  helfen  würde  und  rief  deshalb  alle  an.  Dagegen  wenn  derselbe 
-men  bestimmten  Tribunen  kannte  und  auf  dessen  Beistand  rechnen  zu 
können  glaubte,  rief  er  natürlich  nur  diesen  an.  So  heisst  es  bei  Liv. 
XLIII,  16  ifibumun  appeihre,  weil  der  Hülfesttchende  der  Freigelassene  des 
Tribunen  ist  und  auf  dessen  Beistand  zählt 

101)  Bei  Val.  Max.  IX,  5,  2  wird  als  Ort,  vro  M.  Drusus  als  Volks- 
thbon  seine  Verhandlungen  hielt  und  wohin  er  den  Senat  berief,  die  curia 
tio*t%iia  genannt 
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102)  Lange  Rom.  Alterthümer  I,  G06  sagt,  die  Yerhandlimgen  seien 
nach  Umständen  öffentlich  oder  geheim  gewesen.  Für  das  Letztere  fuhrt 
er  zwei  Stellen  aus  Livius  an,  XXXVIII,  60  und  lY,  26,  wo  es  beide 
Male  von  Tribunen  heisst  in  cousUium  aecedunt.  Das  bedeutet  aber  nicht 
eine  geheime  Berathung,  sondern  nur,  dass  die  Tribunen  im  ersten  Falle 
den  Gerichtshof,  im  zweiten  den  Senat  verlassen,  um  ihre  besondere  Be- 
rathung  anzustellen,  sehr  natürlich;  denn  sie  können  doch  nicht  im  Seaste 
oder  vor  dem  Prätor  abgesondert  berathen.  Es  liegt  indessen  in  der  Na- 
tur der  Sache,  dass  die  Tribunen,  eben  so  gut  wie  jedes  andere  Beamten- 
collegium,  eine  geheime  Berathung  anstellen  können,  um  ihre  Entschei- 
dung zu  treffen;  wo  aber  die  Parteien  und  Zeugen  und  Advocaten  zuge- 
zogen werden ,  war  ihr  Verfahren  ebenso  öffentlich  wie  das  aller  Beam- 
ten, trotz  der  geheimen  Berathung,  welche  als  Vorbereitung  für  die  Ab- 
stimmung diente.  Von  einem  solchen  Verfahren  mit  üinzuziehong  der 
Parteien  ist  Liv.  XLII,  32  die  Rede,  welche  Stelle  Lange  als  Beweis  für 
die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  anfuhrt. 

*  103)  Solche  Verhandlungen  vor  dem  Gollegiiun  der  Volkstribunen  wer- 
den vielfach  erwähnt,  z.  B.  bei  Cic.  p.  Quinct  7  in  einer  Frage  des  Pri- 
vatrechtes ;  Gell.  FV,  14  in  einem  Griminalprocess,  den  ein  Aedil  A.  llos- 
tilius  Mancinus  gegen  eine  öffentliche  Buhlerin  wegen  einer  Privatbeleidi- 
gung anstellen  wollte;  Gic.  in  Verr.  U,  41,  wo  es  sich  um  eine  Art  von 
Polizeigesetz,  das  den.  wegen  Verbrechen  Verurtheilten  den  Aufenthalt  in 
Rom  verbot,  handelte;  Val.  Max.  VI,  1,  7  in  dem  Griminalprocess  gegen 
einen  Volkstribunen;  id.  VI,  1,  10  in  einem  andern  Griminalprocess;  Liv. 
XLII,  33  bei  einer  Truppenausbebung;  Liv.  IV,  26,  wo  die  Tribunen  auf 
Bitten  des  Senates  die  Wahl  eines  Dictators  erzwingen;  Liv.  IV,  53,  vu 
neun  Tribunen  eine  Entscheidung  gegen  ihren  GoUegen ,  der  die  Aushebong 
hinderte,  abfassen;  Ascon.  p.  47  Grell,  in  der  Untersuchung  über  einen 
Mordversuch  gegen  Pompeius;  Val.  Max.  VI,  5,  4,  wo  das  Gollegium  be- 
schliesst,  ein  Tribun  solle  wegen  Schuldforderung  gerichtlich  belangt  ^ner- 
den  können;  Suet  Gaes.  23,  wo  die  Tribunen  den  in  Gallien  Krieg  führen- 
den Gaesar  von  der  Anklage  eines  aus  ihrem  Gollegium  befireien.  Cad 
so  wird  i&berall ,  wo  politische  oder  richterliche  Verhandlungen  in  ihren 
Einzelheiten  erzählt  werden,  von  dem  Gollegium  der  Tribunen  und  sänen 
Berathungen  berichtet  Ueber  die  Fälle,  in  denen  das  GoUegiam  die  Vor- 
entscheidung über  Anklagen  gegen  Tribunen  selbst  hatte,  vergleiche  man  un- 
sere Auseinandersetzung  in  Stvdla  Romana  (Berol.  1859)  p.  248  und  Ab- 
handlungen  der  Philologenversammlung  in  Wien  1858  p.  102  flgd. 

104)  Dies  war  die  Annahme  von  Niebuhr  Römische  Geschichte  I,  447. 
Er  meint,  es  habe  schon  vor  den  Volkstribunen  Versammlungen  der  Plebs 
gegeben ,  uud  die  neueren  Gelehrten  (s.  Sehwegler  Römische  Geschichte  11 
557)  haben  ihm  darin  beigestimmt  Die  Plebs  bestand  aus  einzeben, 
zwar  stammverwandten,  aber  doch  auch  wieder  verschiedenen  Tbeilen,  die 
nach  Rom  verpflanzt  worden  waren.  Diese  Theile ,  deren  Mitglieder  dorcij 
gemeinsame  Sitte  und  Gesetze  unter  einander  verbunden  waren,  mO«^ 
ihre  abgesonderten  Versanmilungen  gehalten  haben,  um  innere  Streitiit- 
keiten  zu  schlichten  und  Verhältnisse,  welche  sie  allein  angingen,  zn  ani- 
nen; aber  es  musste  einige  Zeit  vergehen,  ehe  die  verschiedenen  Tboil«- 
selbst  mit  einander  verwuchsen ,  um  so  mehr  als  die  Römische  Oberbobeit 
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ihnen,  soweit  dies  dem  Ganzen  nicht  schadete,  ihre  Eigenthümlichkeiten 
liess.  Servios  Tnllias  that  durch  Einsetzung  der  Centuriatcomitien  den 
ersten  Schritt,  um  alle  zu  verschmelzen.  Aber  Tarquinius,  sein  Nachfol- 
ger, hinderte  die  begonnene  Vereinigung  und  auch  die  ersten  Consuln 
hatten  kein  Interesse  daran,  dieselbe  zu  fördern.  Hätte  eine  Versammlung 
der  gesammten  Plebs,  mit  wie  geringen  Rechten  auch  immer,  schon  vor 
Einsetzung  der  Volkstribunen  bestanden,  so  wurde  ihre  politische  Bedeu- 
niDg  hervorgetreten  und  irgend  eine  Kunde  von  ihrer  Wirksamkeit  durch 
die  Oeberliefemng  auf  uns  gekommen  sein»  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall. 
106)  Dasselbe  nimmt  auch  an  Lange  R^imische  Alterth.  I,  439,  kurz 
seifle'  Ansicht  aussprechend;  ausfuhrlicher  handelt  Schwegler  Römische 
O^scii.  n,  557.  Er  missbraucht  freilich  diese  anfängliche  Existenz  der 
Tritmtcomitien  zu  dem  Beweise,  die  Volkstribunen  seien  stets  in  Tribut- 
comitien  gewählt  worden. 

106)  Hierbei  widerspricht  sich  Dionysius  an  einer  andern  Stelle,  VII, 
52,  wie  Lange  Römische  Alterth.  I,  439  meint.  Dort  lässt  er  nämlich  bei 
den  Terhandlungen  über  Coriolans  Process  Ap.  Claudius  sagen,  die  Patri- 
ci«r  hätten  den  Plebejern  auf  dem  heiligen  Berge  Schuldenerlass  und  Volks- 
tribonen  mit  dem  Recht  der  auxUü  latio  zugestanden.  In  dem  Zugeständ- 
nis der  Volkstribunen  liegt,  wie  wir  gesagt,  nach  Römischem  Begriffe  von 
^jbst  das  Recht  agendi  cum  plebe. 

107)  Wir  fuhren  zwei  Fälle  an,  die  scheinbar  widerspi-echend ,  doch 
deo  angegebenen  Grundsatz  bestätigen.  Im  Jahre  422  v.  Chr.  klagt  der 
Tribun  L.  Hortensius  den  Gonsul  des  vorigen  Jahres  C.  Sempronius  beim 
Volke  an.  In  der  anberaumten  Volksversammlung  bitten  vier  Tribunen 
ihren  Gollegen,  seine  Anklage  fallen  zu  lassen:  Hortensius  erzürnt  fragt 
sie:  Km  autem,  $i  reutn  peragOy  qitid  acturi  estig?  an  erepturi  ius  populo 
e(  eicrmri  iriöumciam  potetialem?  Er  erkennt  also  die  Befugniss  seiner 
CoUegen,  die  Anklage  zu  hindern,  an.  Jene  vier  antworten:  et  de  Sem- 
fronio  ei  de  ommbus  tummam  popuU  Romani  potestatem  etse ,  nee  se  tvJi- 
ciiMi  pvpuR  tollere  aui  velle  aut  po$$e,  aber  durch  ihre  Bitten  vermögen 
si<*  Hortensius  die  Klage  aufzugeben.  Die  vier  Tribunen  erkennen  also 
ramseitB  die  Macht  des  Volkes  an,  wollen  auch  nicht  Einspruch  erheben, 
<iem  Hortensius  im  äussersten  Falle  durch  einen  Antrag  auf  ihre  Absez- 
zuBg  entgegentreten  kann.  Siehe  Liv.  IV,  42.  Der  andere  Fall  ist  vom 
Jahre  294  v.  Chr.,  wo  der  Gonsul  L.  Postumius  wider  den  Willen  des  Se- 
nates triamphirte.  Die  Sache  kam  auch  beim  Volke  vor,  aber  nur  in 
einer  <?oMito:  denn  eine  Abstimmung  wurde  durch  sieben  Tribunen,  welche 
3iif  Sdten  des  Senates  standen,  gehindert.  Als  der  Gonsul  aus  dem  Bei- 
MI  der  contio  die  allgemeine  Stimme  des  Volkes  erkannt  hatte,  beschloss 
♦^r,  geschützt  durch  drei  Tribunen,  zu  triumphiren.    Man  sehe  Liv.  X,  37. 

108)  Er  sagt:  Nuntinhatur  Uli  (Ve^'ri)  —  nie  ipsum  apud  hoc  (d.  h. 
dem  des  gegenwärtigen  Jahres)  collegium  tribunorum  plefnt ,  cttm  eorum 
omnium  edicto  uon  Hceret  Romne  quemguam  esse^  qui  rei  capitalis  corfde-' 
nnatus  esset,  egisse  eaiuam  Stkenü,  Gicero  hätte,  wenn  er  das  Tribunen- 
coUegiom  eines  andern  Jahres  meinte,  dieses  nennen  müssen.  Noch  zwei- 
inal  wird  ein  Edict  der  Tribunen  ausdrücklich  erwähnt,  eines  von  Ti. 
(rracchus,  wodurch  er  die  ganze  Staatsverwaltung  zum  Stillstande  brachte 
(Pbxt  GraccL  10),    das  andere   während  des  Marianischen  Bürgerkrieges 
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von  den  Prätoren  und  Tri))unen  gemeinschaftlich  über  das  Münzwe^en  er- 
lassen (Cic  de  ofL  III,  20).  Beide  hatten  besondere,  vorübergehende  Ver- 
anlassungen.   Auch  Liv.  IV,  60  heisst  es  von  einem  einzelnen  Falle  e<^eruM 

tribuni,  aux'iiio  se  fuluroi,  si  qui$  in  miliiare  Stipendium  iribuium  non  con- 
tulittet:  sie  wollten  dies  zur  Kenntniss  des  Volkes  bringen.  Der  Gegen- 
stand, den  Cicero  in  Verr.  U,  41,  100  als  Inhalt  des  tribunicischen  Edictes 
angiebt,  ist  allerdings  sehr  dazu  geeignet,  um  in  einem  etwaigen  edictum 
perpetuum  des  Tribunencollegiums  erwähnt  zu  werden;  aber  dasa  Cicero 
an  ein  solches  nicht  denkt,  ergiebt  sich  aus  seiner  Bemerkung:  „es  sei 
von  ihnen^  allen  abgefasst  worden.'*  Dies  verstand  sieh  von  selbst  bei  einem 
jährlich  zu  wiederholenden  Edict. 

109)  Ausser  den  schon  angeführten  Stellen  lässt  Liv.  UI,  67  einen 
Patricier  sprechen  atunlium  irUmnicium ,  protocalioftem  aä  popuium,  seita 
pUhiM  iniuncla  patribus ,  sub  iitulo  aequandarum  U§um  nosira  iura  oppreun 

iuUmus  et  ferimus.  Gegen  den  Dictator  L.  Papirius  spricht  M.  Fabius  bei 
Liv.  VUI,  33:  trihunos  plebit  appelio  etprovoeo  adpopuhm;  bei  dem  Streite 
zwischen  dem  Oberpriester  P.  Licinius  und  dem  Prätor  Q.  Fabius  Pictor 
heisst  es  bei  Liv.  XXXVÜ,  31  pignora  capto  et  multae  dictae  el  trilmni 
appellati  ei  provocatum  ad  populum  est. 

110)  Dasselbe  ergiebt  sich  auch  ans  Zon.  VII,  15,  der  sonst  mit  Dio- 
nysius  übereinstimmend,  doch  noch  einzelne  andere  Züge  hinzufügt  £r 
sagt,  die  Plebejer  in  ihrer  Besorgniss,  sie  möchten  nach  ihrer  Rückkehr 
in  die  Stadt  trotz  der  versprochenen  Straflosigkeit  dennoch  von  den  patri- 
ciscben  Beamten  bestraft  werden,  hätten  eidlich  gelobt,  sich  gegenseitig  zn 
schützen  und  sich  deshalb  Vorsteher  erwählt:  aus  diesen  Vorstehern  seien 
die  Tribunen  hervorgegangen.  Er  stellt  also  den  Eid  nur  als  von  den 
Plebejern  geleistet  dar  nmd  trennt  die  Heiligkeit,  welche  dem  Ständever- 
trage  zukam,  von  der,  welche  den  Tribunen  ertheilt  wurde. 

111)  Am  ausführlichsten  sagt  dies  Zonaras  VII,  15,  xal  ^dp  xal  vö]tou( 

jws ,  Upöc  Tc  {  xal  Ttp  dfyci  My(7^'za^,  —  xal  a^xouc  hi  Toi»c  Srjpkdp^ou«  to 
icX^^oc  oaxpood-pcTouc  <i>v^pLa9av,  olov  xei^^rj  ffia  tU  tppoupdv  tcuv  o^dc  ^^' 
xaXo'jp.iv(i>v  TUYx^^vovTac.  Andere  viele  Stdlen,  wo  die  Volks^bunen 
selbst  oder  ihre  Gewalt  unverletzlich  (tacrosanctus)  genannt  wird,  hat 
Schwegler  Römische  Geschichte  II,  261  gesammelt 

112)  Daher  wird  allgemein  in  der  Mehrheit  von  leges  uicraiae  ge- 
sprochen; man  sehe  die  SteUensammlung  bei  Schwegler  Römische  Geschichte 
n,  251.  Es  werden  darunter  sowohl  die  Plebiscite  verstanden,  welche 
zuerst  die  Plebejer  auf  dem  heiligen  Berge  beschlossen  und  dann  die  Pa- 
tricier in  dem  beschworenen  Ständevertrage  annahmen  und  zu  Staatsge- 
setzen erhoben,  als  auch  die  spätem,  welche  die  Plebs  allein  für  sich 
eidlich  beschloss  und  die  erst  in  späterer  Zeit  auch  bei  den  Patridem  znr 
Geltung  kamen.  Der  Name  lex  sacrata  ist  sicherlich  davon  absoleiten« 
dass  das  Gesetz  unter  religiösen  Cerimonien  und  feierlicher  Anrafiuig  der 
Götter  zu  Stande  gekommen  war.  Festus  p.  318  giebt  auch  eine  andere 
Erklärung«  weil  der,  welcher  es  verletze,  sarer  sei. 

118)  So  scheint  dies  Plinius  nat  bist  VII,  142  flgd.  zu  erzähiem  wäh- 
rend Gic  de  dorn.  47,  123  berichtet,  dem  Metellus  hätte  es  nicht  gescha- 
det, dass  der  Tribun  sein  Hab  und  Gut  auf  feierliche  Weise  den  Götten 
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geweiht  hatte.  Es  ist  ein  MissrerstSQdniss,  wenn  Lange  Römische  Alter* 
tbümer  II,  483 .  sagt ,  Labeo  hätte  vennuthlich  einen  Perduellionsprocess 
gegen  Metelhis  im  Sinne  gehabt,  als  er  verlangte,  dass  derselbe  vom  Tai^ 
pejischen  Felsen  gestürzt  würde  und  eben  der  Ungesetzlichkeit  seines  Ver- 
fdlirens  wegen  hätten  ihn  die  andern  Tribanen  gehindert  Nein,  es  handelte 
<ieb  bei  Metellus  um  augenblicklich  drohende  Lebensgefahr ,  nicht  um  einen 
in.'cess,  der  nothwendiger  Weise  länger  dauern  n^usste ;  es  war  auch  keine 
Uagfsetzlichkeit  des  Tribunen;  denn  sonst  hätte  derselbe  bestraft  werden 
müssen;  es  war  nur  ein  verrückter  Gebrauch  der  ihm  gesetzlich  zustehen- 
<ieii  Gewalt  Die  andern  Beispiele  von  tribunicischer  Gerichtsbarkeit,  welche 
Cbro  a.  a.  O.  anführt,  beziehen  sich  auf  andere  von  Beamten  gegen  sie 
b>^4)ngene  Vergehen :  wir  werden  sie  später  erwähnen. 

114)  Man  sehe  meine  Auseinandersetzui^g  in  den  oben  Anm.  103  ange- 
führten Schriften.  Die  Erweiterungen,  welche  die  tribunicische  Macht  der 
Kaiser  erfuhr  y  bezogen  sich  nur  auf  die  Ausdehnung  in  Raum  und  Zeit 

115)  Dieses  Icüische  Gesetz,  das,   wie  gesagt,   nur  bei  Dionysius  er- 
mähnt wird,   ist  bei  der  Einfachheit  seiner  Ueberlieferung  ein  schlagen- 
dem Beispiel   von  der  Leichtfertigkeit  und  Verkehrtheit  der  „modernen  Cri- 
tik"",  die  in  selbstverblendeter   Eitelkeit    alle  Gesetze  geschichtlicher  For^ 
scbuQg  und    vemunftgem&Bser  Anschauung    übertrat     Niebuhr  Römische 
beM'hichte  U,  268  ging  nicht  auf  eine  genaue  Darstellung  des  Icil|schen 
(i«»etz^  ein:   er  sagte  nur,  es  kOnne  nicht  älter  sein  als  das  Publilische, 
ovor  welchem  überall  keines  auf  einer  Rogation  der  Tribunen  entstehen 
Ornate:  es   sei  eine  nothwendige  Vollendung  ihres  Rechtes,  alles  vor  der 
C^'Utio  zu  verhandeln".    Drei  Irrthümer  finden  sich  in  dieser  kurzen  Be- 
iBerkang.     Erstens  -nennt  Dionysius  allerdings  die  Rogation  von   Icilius 
v:ao;;  aber  dieser  Ausdruck  kann  nicht  nur  eine  eigentliche  lex,  welche 
von  dem  Gesammtvolke   ausging  und  für  dasselbe  galt,  sondern  auch  ein 
Pleöiscit,  eine  von  der  Plebs  und  für  die  Plebs  erlassene  Verordnung  sein. 
Zweitens  konnte  auch  ein  eigentliches  Gesetz  aus  einer  Rogation  der  Tri- 
banen entstebeo,   wenn  dieselbe   nämlich  vom  Senate  und  den  Patriciem 
^ngtaiomiDen  wurde:  dies  war  aber,  wie  Dionysius  bemerkt,   bei  der  Ici- 
li5chen  nicht  der  Fall.     Drittens,   auch  wenn  die  Tribunen  nur  das  Recht 
^'^bäbt  hätten ,  Einiges  vor  der  Gontio  zu  verhandeln  (und  dieses  Recht 
M:breibt  ihnen  auch  Niebuhr  vor  dem  Publilischen  Gesetze  zu),  müssen  sie 
'iennoch  die  Befogniss,    ungestört  eine  Tribusversammlung  zu  halten,  die 
iiorth  dsB  Icüische  Plebiscit  gewährleistet  wurde,    besitzen.     Jede  dieser 
BemerkuDgen  stösst  die  ganze  Schlussfolgerung  Niebuhrs  um.    Seine  Mei- 
3iu)f,   dieses  (besetz  sei  zur  Zeit  des   Publilischen   gegeben,    stützt  sich 
iin^'ierdem  noch    auf  den  Umstand,   dass  ein  Tribun  Sp.  Icilius  im  Jahre 
Q^h  dem  PnbliJlschen  Gesetze  erwähnt  wird :  „dieser  Name  kommt  selbst- 
fanfte  unter  den   ersten  vor,   .welche  durch   die  Tribus  erwählt  worden: 
icb  zweifle  nicht ,  dass  es  der  nämliche  und  das  Gesetz  im  Jahre  284  vei^ 
'ordnet  ist''.    Als  ob  es  denn  unwahrscheinlich  ist,  dass  wie  in  den  Patri- 
'  i^gesehlechtem    in  einem    Abstände  von  ungefähr  zwanzig  Jahren  das 
OiDsolat,  so  in  den  Plebejergeschlechtem  in  ähnlichem  Abstände  das  Tri- 
t^QBat  vom  Vater  und  Sohn  bekleidet  werden  konnte!    Niebuhr  würde  in 
Qoeh  weitere  Irrthümer  gerathen  sein,   wenn  er  sich  auf  eine  genauere 
Oantelhmg  des  IcUischen  Gesetzes  eingelassen  hätte.    Eine  solche  nnter^ 
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nahm  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  397.  Er  will  zweieriei  beweisen. 
Erstlich,  dass  das  Icilische  Gesetz  nicht  in  die  Zeit  des  Ständerertrages 
passe;  denn,  sagt  er,  damals  seien  noch  nicht  „muthwillige  Stdrongeodor 
plebejischen  Contionen  und  Concilien  dmrch  die  patricischen  Junker"  Tor- 
gekommen.  Die  Antwort  hierauf  ist ,  dass  das  Icilische  Plebiscit  gar  nicht 
patricische  Störer  traf,  sondern  plebejische:  von  jenen  sagt  Dionysios 
nicht  ein  Wort ,  gegen  sie  durch  ein  Plebiscit  eine  Strafe  festzusetzen  hatte 
Icilius  nicht  das  Recht  Femer  sagt  Schwegler,  das  Gesetz  müsse  später 
gegeben  worden  sein;  denn  sonst  wären  die  zahlreiehen  Störungen  plebe- 
jischer Concilien,  namentlich  der  Unfug  von  Kaeso  Quinctius  und  seinen 
Genossen  nicht  möglich  gewesen.  Ganz  richtig;  aber  gegen  solchen  von 
den  Patriciern  ausgehenden  Unfug  war  das  Gesetz  nicht  gerichtet.  Schweg- 
ler rausste  vielmehr  schliessen,  weil  der  patricische  Unfug  später  stattfaod. 
konnte  das  Gesetz  nicht  gegen  ihn  gegeben  sein.  Zweitens  soU  gezeigt 
werden,  dass  das  Gesetz  auch  „unmotivirt  erscheine  in  der  Erzfibluog 
von  Dionysius ,  die  alles  Innern  Zusammenhanges  entbehre  und  mit  lächer- 
lichen Widersprüchen  behaftet  sei."  Er  giebt  dann  die.  Erzählung  von 
Dionysius  und  fügt  hinzu:  „das  Recht  plebejische  Versammlungen  zu  be- 
rufen und  ungehindert  zu  ihnen  zu  reden  hatten  ja  die  Consuln  den  Tri- 
bunen Tags  zuvor  ausdrücklich  eingeräumt  Es  war  unter  diesen  Umstäo- 
den  nicht  der  entfernteste  Grund  zur  Beantragung  eines  Gesetzes,  wie  dsb 
Icilische,  vorhanden."  Allerdings  hatten  die  Consuln  den  Tribunen  das 
Recht  eingeräumt,  eine  Tribusversammlung  zu  halten  und  versprocbeo, 
sie  selber  nicht  zu  stören;  aber  das  Icilische  Gesetz  betraf  etwaige  Störon- 
gen  von  Seiten  der  zur  Versammlung  berufenen  Plebejer.  Dies  sind  ganz 
verschiedene  Sachen.  Schwegler  hat  also  Dionysius'  Erzählung  nicht 
scharf  aufgefasst,  und  falsch  verstanden:  deshalb  tadelt  er  sie  ak  voll  voa 
Widersprüchen  und  zusammenhangslos,  deshalb  wirft  er  ihm  Irrthum  in 
den  Zeitangaben  vor.  Zuletzt  hat  denselben  Gegenstand  behandelt  Lange 
Römische  Alterthümer  U,  487.  Er  erkennt  zwar,  dass  Niebuhrs  und 
Schweglers  Annahmen  über  die  Zeit  des  Iciüschen  Gesetzes  ganz  uob<f- 
gründet  sind;  aber  die  Erzählung  von  Dionysius  anzuerkennen  kann  er 
sich  doch  nicht  entschliessen :  das  ist  einmal  gegen  die  Methode  der  mo- 
dernen Critik.  Er  sagt  sogar:  „Dionysius,  der  die  Veranlassung  dieses 
phbiicitum  nicht  wusste  und  auch  seine  Bedeutung  für  die  Gerichtsbarkeit 
der  Plebs  nicht  erkannte,  hätte  es  gaifiss  nicht  vor  dem  Prooesse  de^ 
Coriolanus  erwähnt,  wenn  er  es  nicht  dort  in  seinen  Quellen  fiand."  Aber 
weshalb  soll  Dionysius  ein  Gesetz,  dessen  Wortlaut  ihm  vorlag,  feüscb 
verstanden,  weniger  verstanden  haben  als  ein  jetziger  Gelehrter?  Dies  ist 
unbegreiflich  und  statt  zu  folgern,  weil  er  die  Zeit  desselben  richtig  an- 
gebe, hätte  er  auch  den  Inhalt  richtig  aufgefasst,  wird  geschlossen,  weil 
er  den  Inhalt  falsch  verstehe,  hätte  er  die  Zeit  richtig  angegeben.  Lange 
Wart  fort:  „Dieses  Plebiscit  war  in  doppelter  Hinsicht  eine  anüientische 
Interpretation  der  Uge»  »acratae  vom  Standpunkte  der  Plebs.  Einmal  setxte 
es  fest,  dass  auch  darin  eine  Verletzung  der  tacraancia  poiesins  der  Tri 
bunen  erkannt  werden  sollte ,  wenn  Jemand  dem  vor  dem  Volke  redoniea 
Tribunen  ins  Angesicht  entgegen  redete  oder  seine  Rede  unterbräche.  So- 
dann bestimmte  es ,  dass  im  FaUe  einer  Uebertretong  (natnriidi  nicht  bW 
''^ser  neuen  Festsetzung,  wie  Dionysius  sagt,  sondern  der  dorcb  dieselbe 
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erweiterten  der  leges  sacraiae  über  die  saerosaneta  pote$ta$  überhaupt)  die 
Tribunen  berechtigt  sein  sollten,  dem  üebertreter  eine  Geldbusse  aufzu- 
legen, ja  sogar,  wenn  der  dazu  Vemrtheilte  sich  weigerte,  Bürgen  für  die 
Bezahlung  derselben  zu  stallen,  ihn  zum  Tode  zu  verurtheilen ;  wenn  aber 
der  Verortheilte  die  rechtliche  Gültigkeit  der  Strafen  bestritte,  so  sollte 
das  Volk  darüber  entscheiden".  Dieser  Tadel  von  Dionysius  beruht  wie- 
der anf  einem  Missverständnisse  seiner  Erzählung.  Dionysius  stellt  das 
Itüiäcfae  Gesetz  nur  als  deshalb  gegeben  hin,  um  den  Vorsitz  der  Tribu- 
D€D  in  der  Volksversammlung  zu  regeln:  mit  der  sacrosancta  potesias  hat 
es  nichts  zu  thun.  Kurz,  von  dem  Schelten  auf  Dionysius,  das  die  neue- 
ren Gelehrten  gleichsam  als  nothwendig  für  ein  critisches  Verfahren  be* 
tracfaten,  bleibt  nichts  bestehen  als  die  Erkenntniss,  dass  sie  denselben 
nicht  verstanden  und  selber  sich  statt  geschichtlicher  Bilder  Phantasiege- 
malde  geschaffen  haben.  Ich  habe  an  diesem  einen  Beispiele,  das  sich 
bra  behandeln  Hess,  die  Methode  der  neueren  Römischen  Geschichts- 
schreibung nachgewiesen,  um  bei  andern  Punkten  weitläuftiger  Erörterun- 
i^n  überhoben  zu  sein. 

116)  Von  diesen  Bemühungen  den  Rechtspunkt  in  Goriolans  Process 
<iarznstellen ,  erwähne  ich  nur  einige  wenige  der  neueren  Gelehrten,  z.  B. 
die  von  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  386  flgd.  Er  will  zunächst 
diejenigen  Grelehrten  widerlegen,  welche  meinten,  es  habe  ein  besonderes 
Gesetz  gegeben ,  in  Folge  dessen  Coriolan  angeklagt  worden  sei.  Er  be- 
hauptet, von  einem  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommenen  Gesetz  die- 
ses Inhalts  wisse  die  üeberlieferung  nicht.  Das  Vorhandensein  solcher 
Gesetze  glanbte  jedoch  auf  das  Bestimmteste  zu  finden  Walter  Römische 
Rechtsgescbichte  (3.  Aufl.)  I,  43  S.  71  in  zwei  Stellen  von  Diony- 
sos, und  bei  Joan.  Lydus  I,  38  imd  44.  An  der  ersten  der  beiden 
^Stellen  von  Lydus  steht  ^fxapyoi  irpoc  dXaCovefav  dpO^vxtc  oux  /^pu4}p{ü>v 
i»i  yjTÄv  T«5v  icoTptxfcov  xaxa^Tj'f  {Ce9^at ;  aber  von  einem  Gesetze  ist  in 
ihr  nicht  die  Rede,  nur  von  einer  Thatsache.  Die  zweite  Stelle  enthält 
•ii^  Bemerkung,  die  Plebs  habe  ein  Gesetz  gegeben,  das  den  Handwer- 
kern erlaubte,  die  Patricier  vor  Gericht  zu  ziehen.  Hier  ist  weder  von 
einer  Klage  vor  der  plebejischen  Volksversammlung,  um  die  es  sich  bei 
Coriolan  handelt,  die  Rede,  noch  ist  ein  Gesetz  der  Plebs  damals  eine 
l*r  im  engeren  Sinne  des  Wortes;  endlich  ist  die  ganze  Stelle  so  verwor- 
ren, dass  man  den  eigentliche^  Sinn  von  Lydus'  Nachricht  schwerlich 
wird  errathen  können.  Wenn  Schwegler  hierin  keine  Erwähnung  eines  Ge- 
••ptzes  findet ,  so  hat  er  Recht  Anders  aber  verhält  es  sich  mit  den  bei- 
<H  Stellen  von  Dionysius.  Zwar  an  der  ersten  derselben ,  IX,  44  ist  auch 
Ton  keinem  Gesetze,  sondern  nur  von  einer  Thatsache  die  Rede.  Bei  dem 
Streite  um  daa  Publilische  Gesetz  lässt  Dionysius  einen  Vertheidiger  des 
S^'nates  so  auf  die  Plebs  schelten:  dti  tivoc  ^p^70VTai  7cXeove£(ac  xal  ica- 
fiYOfuac«  TOTi  fiiv  ^px^C  iSctvat  a^^oiv  4$(o0vTec  a^TOuc  i^*  iauTwv  dnoftct- 
x>->vat  xal  xa'yza^  dyuic£i>4^vouc  noiouvTtc  xal  navaytü,  toxi  S'  tii  d|üivac 
'izio  ixi^j^laroi'*  xivS^voiv  xaftjoravttc ,  .ot^c  a{>ToIc  Stf^cu  twv  Tiarpixfaiv ,  xctl 
Ti  YiS|U(jLa  dtxaon^pta ,  ofc-irtpl  ^avdxou  xal  cpOYTJc  ^  icdXtc  Ttpdrtpov  ^XP^*^^ 
uza^ipomti  ix  t^c  xa^apmtc^xtjc  ^uXfjC  inX  t6v  j^uirap(i)TaTov  ^x^^^*  ^ 
beisst  hier  nur ,  die  Gapitalgerichte  über  Patricier  seien  auf  die  Tribut- 
t^onidea  übertragen  worden,  ohne  Zusatz,  dass  dies  durch  ein  Gesetz  ge- 
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geheben  sei,  noch  wahrscheinlicher  wird  es  dadurch,  dass  diese  Anmassmig 
der  Plebs  zusammengestellt  wird  mit  der  früheren,  durch  welche  sie  fdch 
die  Volkstribunen  errang.  Auch  bei  diesen  setzt  Dionysius  hier  nicht  hin- 
zu, sie  sei  durch  ein  Gesetz  geschehen ,  und  doch  wissen  wir,  geschah  sie 
durch  das  heiligste  Gesetz,  den  Ständevertrag.  Die  zwdte  Stelle  voo 
Dionysius  IX,  46  wird  von  uns  später  S.  253  und  263  angeführt  An  ihr 
wird  ganz  deutlich  von  einem  Gesetze  gesprochen,  welches  die  Gerichte 
über  die  Patricier  den  Tributcomitien  übertragen  habe ,  und  wir  haben  es 
in  unserm  Texte  nachgewiesen.  Dadurch  «erledigen  sich  Schweglers  Be- 
denken, die  vorangegangene  Geschichtserzählung  von  Dionysius,  die  doch 
über  Coriolan  so  ausführlich  sei ,  melde  von  solchen  Beschlüssen  der  Plebs 
nicht,  und  selbst  im  Falle  sie  von  der  Plebs  gefiasst  worden  wären,  könn- 
ten sie  nicht  voiaoi  heissen,  sondern  es  wären  Plebiscite  gewesen,  die  da- 
mals keine  Gesetzeskraft  hatten.  Wir  haben  an  den  erwähnten  Stellen 
nachgewiesen,  dass  es  nicht  blosse  Plebiscite,  sondern  Vereinbarungen 
zwischen  Patriciern  und  Plebejern  waren,  die  sicherlich  Gesetzeskraft  hat- 
ten und  wohl  Gesetze  genannt  werden  konnten.  Schwegler  thut  nicht  Recht 
daran,  die  Worte  des  Tribunen  Laetorius  an  jener  Stelle  von  Dionysius 
ein  „verworrenes  Gerede"  zu  nennen.  Er  hat  sie  nur  nicht  verstanden 
und  die  Verworrenheit  liegt  in  ihm  selber.  Er  schliesst  so:  ein  Gesetz 
über  die  Anklage  Coriolans  sei  unmöglich  gewesen,  weil  ein  Gesetz  damals 
zu  seiner  staatsrechtlichen  Gültigkeit  der  Zustimmung  des  Senates  und  der 
Genehmigung  der  Gurien  bedurft  hätte ;  nun  sei  kein  Zweifel,  dass 'diese 
Zustimmung  zu  einem  Gesetze  über  Anklagen  von  Patriciern  durch  die 
Gemeinde  unter  den  damaligen  Verhältnissen  verweigert  worden  wäre. 
Dieser  Schluss  ist  nicht  richtig ;  die  Zustimmung  konnte  erzwangen  werden 
und  wurde,  wie  wir  auseinandersetzen  werden,  durch  Drohungen  und  Auf- 
ruhr erzwungen.  Dennoch  war  das  Erzwungene  eben  so  gut  ein  recht- 
mässiges Cresetz  wie  der  durch  die  Auswanderung  erzwungene  Ständever- 
trag.  Ferner  widerlegt  Schwegler  das  Vorhandensein  eines  Gesetzes  durch 
die  Worte  des  Gonsuls  Minucius  (Dionys.  VII,  30)  und  des  Patriders  Ap 
Claudius  (Dionys.  VII,  62).  Dies  sprechen  jene  mit  vollkommenem  Rechte 
zu  der  Zeit,  als  es  sich  um  das  Erlassen  eines  Gesetzes  handelte,  das- 
selbe aber  noch  nicht  erlassen  war.  Schwegler  machte  hier  eine  Vervir- 
wirrung ,  indem  er  Dionysius'  Erzählung  nicht  beachtet  Es  war  vielleicht 
ungesetzliche  Anmassung  der  Tribunen ,  ala  sie  zuerst  Coriolan  anioklagen 
versuchten ,  aber  deshalb  kam  die  Anklage  auch  nicht  zu  Stande.  Dann 
erzwangen  sie  eine  gesetzmässige  Vereinbarung  und  ihr  folgten  Coriolans 
und  anderer  Patricier  Anklagen.  Schwerer  nimmt,  da  er  so  an  krin 
Gesetz  glaubt,  dennoch  einen  Rechtsgrund  für  Coriolans  Procees  an  and 
zwar  den  auf  dem  heiligen  Beige  zwischen  Patriciern  und  Plebejern  g«* 
schlossenen  Ständevertrag.  Eine  ganz  wunderliche  Ansidit,  aaage8pftM:hei 
von  Niebuhr  Römische  Geschichte  I,  645,  aber  auch  von  Walter  Rdmische 
Rechtsgeschichte  I,  43  S.  71  angenommen  und  von  Eisenlohr  die  pra99eati^ 
ad  populum  S.  109  ausgeführt  Jener  Ständevertrag,  sagen  sie,  der  durch 
Fetialen  geschlossen  war,  sei  zu  betrachten  als  ein  zwischen  zwei  Völkern 
geschlossenes  Bündniss  und  es  sei  Rechtsgmndsatz ,  dass  b^  Verietzungen 
dnes  Vertrages  das  Gericht  über  dra  Schuldigen  dem  beleidigteD  Theüe 
zustehe.    Gegen  diese  Schlussfolgerung  ist  Lange  Ri5mi8che  AlteithfinKr  0, 
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186  mit  Recht  aufgetreten.    Es  steht  derselben  entgegen  das  YerhfiltnisB 
der  Plebejer  und  Patricier,   die  allerdings  auf  dem  heiligen  Berge  als  ge- 
trennte  Völker   verhandelten,  aber  sich  dann  wieder  zu  einem  Volke  ein- 
ten: die  Plebejer  also  durften  nicht  mehr  das  Recht  eines  getrennten  Vol- 
kes in  Anspruch  nehmen.     Und  wenn  sie  es  hätten  in  Anspruch  nehmen 
wollen,  so  mussten  sie  auch  den  Patriciem  gestatten,  die  Plebejer,  nament- 
li'h  die  Tribunen,   so  oft  sie  die  bestehenden  Gerechtsame  der  Patricier 
aDgriffeo,  vor  ihr  Gericht  zu  ziehen,  ein  Preis,  um  den   die  Tribunen 
KLwerlich  jenes  Recht  hätten  erlangen  mögen.    Zweitens  widerspricht  die 
Annahme  dieses   Rechtsgrundes  durchaus   der    gesammten  Ueberlieferung 
und  drittens  hilft  sie  zu  nichts.     Denn  mag  man  auch  allenfalls  Goriolans 
Process  daraus  herzuleiten  im  Stande  sein,   die  Processe  der  Gonsuln  T. 
Men^us  und  Sp.  Servilius  und  A.  Manlius  und  L.  Furius  und  Ap.  Clau- 
dius, welche  wenige  Jahre  später  fallen,   haben  mit  dem  Stände  vertrage 
mVhts  zu  schaffen.    Freilich  suchen   Schwegler  a.  a.  0.   S.  536,  eben  so 
wie  Walter  Römische  Rechtsgeschichte  I,  43,  71,  auch  diese  späteren  Ankla- 
?eQ  aus  demselben   Vertrage  zu  folgern.     Wenn  der  Consul,    sagen  sie, 
L  B.  einen  Krieg  schlecht  führe,   so  verletze   er  damit  die  Plebs  und  die 
Verietiong  der  Plebs  sei  in  jenem  Vertrage  mit  der  Strafe  der  Aecbtung 
bedroht,  —  eine  juristische  Schlussfolgerung,  wie  sie  wunderlicher  nicht 
gedacht  werden  kann.    Man  mag,    wenn   man   will,    den  ersten  Versuch 
ZOT  Anklage  Coriolans  eine  Anmassong,  eine  Usurpation  nennen;  aber  dann 
wHf  jeder  Schritt ,  den  die  Tribunen  und  die  Plebejer  zur  Abschaffiing  des 
Stäodeunterschiedefi  thaten,  eine  Usurpation:  rechtlich  begründet  war  keiner. 
Viel  richtiger  urtheilt  über   Coriolans  Process  Lange  Rom.  Alterth.  II,  485 
iodos  er  bebt  auch  nicht  den  eigentlichen  Anklagepunkt  hervor  und  er- 
kennt nicht  die  unbeschränkte  Machtvollkommenheit,  welche  in  Folge  der 
Uebereinkunft  zwischen  Senat  and  Tribunen  den  Letztern  gegeben  wurde, 
jeden  Patrider  vor  der  Plebs  anzuklagen;    noch   viel  weniger  erkennt  er 
die  Nbthwendigkeit  und  Bedeutung  des  vorhergehenden  Senatsbeschlusses. 
117)  Es  ist  kaum  zu  glauben ,   wie  übel  man  mit  dem  armen  Diony- 
sins,  dem  man  doch  allein  ausführlichere  Nachrichten  über  diesen  Process 
verdankt,  umgegangen  ist    Z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  11,  390 
sagt:  „der  Process  Coriolans  ist  für  Dionysius  ein   unerklärliches  Räthsel 
geblieben,   trotz  der  Mühe,   die  sich  der  pragmatisirende  Geschichtsschrei- 
^r  gegeben  hat,  das  Räthsel  zu  lösen.    Seine  Auffassung  und  Beurtheilung 
d«s  ganzen  Rechts&lles  ist   so  verkehrt,   seine  Vorstellungen  von  den  da- 
maligen Ver&ssungsverhältnissen  so  irrig,    dass  seine,  wenn  auch  noch  so 
weitschweifige  9  Bearbeitung  desProcesses  nothwendig  missglücken  musste", 
and  S.  394:  «die  Darstellung,    die  Dionysius  von  dem  Processe  Coriolans 
gieht,  ist  eine  Kette  von  Missverständnissen".   Und  woher  solche  Verach- 
tong  gegen    den  Haaptgewährsmann   dieses  Theiles    der  Römischen  Ge- 
schichte?   Weil   er  Tribut-  und  Centuriat-  und  besonders  Curiatcomitien 
nicht  för  das  hält,  wofür  sie  Schwegler  hält    Zweitens  weil  er  einen  Tri- 
bunen das  Recht  zur  Anklage   aus  dem   Valerischen  Provocationsgesetze 
herleiten  lässt  und  dieses  Gesetz  versteht  Schwegler  anders  als  Dionysius 
and  andere  Schriftsteller.    Endlich  (wer  sollte  es  glauben?)  weil  bei  ihm 
der  ganze  Process  einen  unwürdigen  Eindruck  macht  und  die  Tribunen 
alshämisdie,  bösartige  Aufwiegler  der  Plebs  erscheinen.    Das  nennt  man 
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beweisen!  Aber  auch  Lange  Römische  Alterthümer  ü,  490  kaim,  so  oft 
er  auch  Dionysius'  Darstellung  als  Beweis  für  seine  Behauptung  anfohit, 
am  Ende  doch  nicht  umhin,  ihn  in  der  Hauptsache  zu  yerwerfen:  „da  die 
eine  der  beiden  Bedingungen,  der  Schwur,  entschieden  auf  dem  völker- 
rechtlichen Character  des  Processes  beruht,  so  kann  die  andere  nicht  in 
der  Weise,  wie  Dionysius  angiebt,  formulirt  gewesen  sein,  dass  nämlich 
die  Anklage  auf  das  Verbrechen  des  Strebens  nach  Tyrannis  habe  lauten 
sollen."  Coriolan,  sagt  Lange,  sei  wegen  perduellio  gegen  die  Plebs  an- 
geklagt worden.  Der  Beweis,  dass  der  Schwur  völkerrechtlich  ist,  ist 
nicht  geführt  worden  und  kann  es  nicht  und  könnte  er  es,  so  wurde  die 
Folgerung  immer  noch  nicht  richtig  sein. 

118)  Dionysius  YII,  22  lässt  Coriolan  Folgendes  über  die  Uebeigiiie 
der  Volkstribunen  sagen:  ^tav  —  [Lrfiii^  6  xoi>X6oa>v  auxuiv  xdc  nopavof&^oc 
IQ,  {j.i^T  {^KoTTjC  p-i^T  dfp^oQv ,  $e5otxo>c  t6v  vtf|jLOv ,  Sc  d^aipclTst  xal  t^v  X^ 
Yov  üfjLtiJV  QCfjia  TOtc  SpTOtc,  ddvaTov  imbtU  C^f^^av  toIc  iXeu^^pov  ^u>vi)v 
dfpieiai,  t{  irpocfjxev  ^vofi.a  &^odat  rjj  SuvaoTEfa  xaO'nQ  tooc  vouv  l^ovtac 
Ixepov  ^  ToOxo  —  x'jpotvvfSa;  Diese  Worte  gehen  ohne  Zweifel  auf  das  von 
der  Plebs  auf  dem  heiligen  Berge  über  die  Ünverletzlichkeit  der  Tribunen 
erlassene  Plebiscit,  vielleicht  auch  auf  das  plebisdtum  idlium.  Aber  man 
darf  daraus  nicht  folgern ,  beide  Plebiscite  seien  eigentliche  Gesetze  ge- 
wesen und  hätten  die  Patricier  gebunden.  Wäre  dies  der  Fall  gewesen, 
so  hätten  Streitigkeiten  über  Goriolans  Anklage  nicht  stattfinden  können: 
er  hatte  beide  Plebiscite  offenbar  übertreten.  Dionysius  spricht  nur  von 
dem,  was  geschehen  würde,  wenn  Niemand  unter  den  Patriciem  ihnen 
entgegen  träte ,  wenn  alle  an  die  Plebiscite  gebunden  würden ,  was  bis 
jetzt  noch  nicht  der  Fall  war,  was  aber  das  Streben  der  Tribimen  sein 
musste. 

119)  Dass  dies  sonst  bei  Friedensbrüchen  geschah,  hat  Schwegler  R&* 
mische  Geschichte  II,  388  durch  Anfuhrung  von  Beispielen  bewiesen :  aber 
dass  dieser  Fall  bei  Goriolans  Vergehen  nicht  vorlag ,  darüber  siehe  An- 
merk.  116. 

120)  Dionysius  VII,  39  sagt:  ou-jQ^copYjodvxuiv  hk  twv  (iicdTcuv,  a)0?:Ep 
'i^^Jouv  ol  6i^fj.ap)^oi ,  x6  irpoßoOXeujjia  fcv^odat,  xtfxe  (xiv  6tcX6(hrjtfav.  Abö 
nur  die  Gonsuln  geben  die  Erlaubniss,  dass  ein  Senatsbeschluss  und  zw 
in  den  von  den  Tribunen  verlangten  Formen ,  gefasst  wird.  Natürlich,  denn 
einmal  sind  die  Gonsuln  überhaupt  Herren  über  den  Senat  und  dann  be- 
zieht sich  die  neue  Vereinbarung  auf  eine  Verminderung  der  consnlarischeo 
Macht 

121)  Die  angegebene  Art  zu  schwören  war  auch  bei  andern  Gelegen- 
heiten die  im  Senate  gebräuchliche ,  noch  in  der  Kaiseneit  Tacitus  Bist 
IV,  41  erzählt  Senattu  inckoaniibui  primoribus  iusiurandum  c&ne^t,  qw 
certatim  omnei  magutraiua  ^  eeieri  ut  senientuim  rogabtmtur,  deos  teties  ad- 
tocabanty  nihil  ope  sua  facium,  quo  cuiusquam  salus  laedereiur,  neqw  h 
praemium  aui  honorem  ex  calamiiale  chium  ajnsie,  irepidit  ei  verha  ivris 
htrandi  per  varias  artes  mutantibus,  quis  ßagiin  eonscientia  tnerai.  In  den 
Senatsgerichten  der  Kaiserzeit  wird  kein  Eidschwur  erwähnt 

122)  Diesen  von  Dionysius  erwähnten  Kunstgriff  des  Tribunen  Dedus 
findet  Schwegler  Römische  Geschichte  11,  396  wunderlidi:  er  meint,  jenen 
Streifzug  in  Feindesland  habe  Goriolan  auf  eig^e  Faust  untemomm^;  das 
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rnternehmen  sei  Privatnnternehinen  gewesen,  folglich  auch  die  Verwendung 
der  Beate  Privatsache  und  der  Staat  hätte  keinerlei  rechtliche  Ansprüche 
äof  sie  gehabt.  Er  sagt,  der  Oberbefehlshaber  hätte  überhaupt  darüber 
zu  entscheiden  gehabt,  ob  die  Beute  für  den  Staatsschatz  verkauft  oder 
den  Tmppen  überlassen  werden  sollte.  Dieser  Grundsatz  hätte  eine  Auf- 
loi^oDg  aller  Kriegszucht  herbeigeführt  und  hat  nie  gegolten:  die  von 
Scbwegler  angeführten  zahlreichen  Stellen  beweisen  wohl,  dass  der  Feld- 
herr ober  einen  Theil  der  Beute ,  aber  nicht  dass  er  über  die  ganze  ver- 
fugen konnte.  Vergl.  unsere  Note  zu  Cicero  de  leg.  agr.  II,  22,  59.  Auch 
dies  ist  nicht  richtig ,  dass ,  wenn  Jemand  auf  eigene  Hand  einen  Strei£Bug 
unternahm,  ihm  die  gemachte  Beute  von  Rechtswegen  allein  zukam:  der 
voD  Schwegler  angeführte  Fall  bei  Liv.  V,  16  ist  verschieden :  die  Gonsuln 
macheo  einen  Feldzug  mit  Freiwilligen  und  es  heisst  incogmia  snb  kaita 
xmf.rt  qmod^ue  tnde  redactum,  mUiiibuM  est  ditisum.  Consuln  sind  nicht 
Privatleute,  Freiwillige  gelten  auch  als  Staatstruppen  und  milUibus  esi  <ü. 
ritK»  heis^  nicht,  der  Feldherr  habe  eigenmächtig  gehandelt:  er  konnte 
^hr  wohl  vorher  einen  Senatsbeschluss  einholen.  Es  ist  unglaublich,  dass 
diä  Römische  Kriegsrecht  Privaträubereien  anerkannt  habe.  Also  Schweg- 
i^ni  Tadel  ist  unbegründet.  Dionysius*  Erzählung  von  Coriolans  Feldzug 
«tützt  sich  wahrscheinlich  auf  die  bestimmte  Ueberlieferung,  dass  er  als 
glückhcher  Parteigänger  sich  selbst  Ruhm,  seinen  Genossen  Beute  ver- 
i^haSt  habe.  Dionysius  muss  die  Möglichkeit,  dass  dies  beim  Volke  Ver* 
'1ar:ht  erweckte,  erkannt  haben,  und  den  Römischen  Kriegsgebrauch  hat  er 
v.cherlich  besser  verstanden  als  wir  ihn  verstehen  können.  Endlich  kommt 
^  hier  gar  nicht  auf  den  Kriegsgebrauch  an ,  sondern  darauf,  dass  Gorio- 
!ao  Parteigänger  geworben  und  nach  der  Alleinherrschaft  gestrebt  habe. 
I>ie  Staatsgesetze  hat  er  nicht  verletzt:  sonst  würden  die  Tribunen  auf 
*^iae  Bestrafung  wegen  Unterschleifes  dringen.  Nur  um  einen  Beweis  für 
<y  Streben  nach  der  Tyrannis  handelt  es  sich. 

123)  Dionysius  VII,  64  sagt:  wenn  zwei  Tribus  zu  den  freisprechen- 
im  hinzugekommen  wären,  so  würde  Coriolan  wegen  Stimmengleichheit 
!>s4^?^^)«  ^^  ^  <^  Gesetz  verlangte,  freigesprochen  worden  sein."  Hier 
i>t  der  Ausdruck  ho^ri^ia  zu  bemerken ,  unter  dem  Dionysius  die  nur  um 
'ins  gi^tesere  Stimmenmehrheit  versteht:  er  ist  von  Huschke  Critische 
Jahrbücher  für  Rechtswissenschaft  1845,  XVIII,  585,  unter  Hinweis  auf 
I^mys.  IV,  20  und  VII,  59  genügend  gerechtfertigt  worden.  Ohne  allen 
Anstoss  ist  es,  wenn  Dionysius  VIII,  6  und  24  sagt,  Goriolan  sei  mit  oder 
^nrch  zwei  Stimmen  vemrtheilt  worden,  d.  h.  wenn  zu  den  neun  frei- 
""frechenden  Tribus  noch  zwei  hinzugekommen,  also  11  freisprechende  ge- 
ifn  10  veruitheilende  gewesen  wären,  so  hätte  Freisprechong  stattge- 
nmden. 

124)  In  anderer  Beziehung  ist  die  Geschichte  dieses  Gonsuls  Ap.  Glau- 
kos nieht  ohne  Schwierigkeit,  die  bis  jetzt  noch  nicht  gelöst  worden  ist 
Es  handelt  sich  um  die  Genealogie  des  Glaudischen  Geschlechtes,  in  der 
^iders|»iache  zwischen  der  Ueberlieferung  der  Geschichtschreiber  und  den 
QiLs  (nrhahenen  Fasten  statt  zu  finden  scheinen.  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte H,  569  hat  nach  dem  Vorgange  anderer  Gritiker  dies  benutzt,  um 
'^e  ganze  Erzählung  von  Appius'  Tod  zu  verdächtigen ;  ausfuhrlicher  und 
^s^ndiicher  hatte  schon  Bart  Borghesi  in  seinem  Nuovi  frammenti  dei  ftuH 


442  Anmerkangen. 

consuhri  Capitolini  l,  89  flgd.  die  Schwierigkeit  behandelt  Auch  ihm  ist 
es  indessen  nicht  gelungen,  die  Widersprüche  zu  lösen  oder  auch  nur  zu 
einer  Wahrscheinlichkeit  zu  gelangen :  die  Fasten  scheinen  sich  sogar  selbst 
zu  widersprechen.  Indessen  darauf  hin  die  ganze  Erzählung  von  Appius 
als  Fabel  zu  betrachten  ist  nicht  gerechtfertigt  Für  die  Erkenntniss  des 
Processverfahrens  ist  übrigens  der  Streitpunkt  unerheblich. 

125)  Wir  haben  über  die  Bürgschaftsstellung  von  Raeso  Quinctius  uod 
über  Livius'  Ausdruck  Hie  primus  vades  pnbUcoM  dedii  schon  oben  S.  236 
gesprochen  und  erwähnt,  in  wie  fem  damit  eine  neue  Sitte  in  das  Crimi- 
nalrecht  eingeführt  wurde.  Niebuhr  Römische  Geschichte  II,  326  erkllxt 
Livius'  Nachricht  dahin,  Kaeso  sei  der  erste  gewesen,  der  zufolge  des  Id- 
lischen  Gesetzes  habe  Bürgen  stellen  müssen.  Er  wird  widerlegt  von 
Schwegler  Römische  Geschichte  II,  578,  aber  auch  Schwegler  fielst  Livius 
nicht  richtig  auf  und  verwechselt  prnede* ,  welche  für  die  Bezahlung  einer 
Geldsumme  Bürgen  sind,  mit  vades,  welche  für  das  Erscheinen  des  Ange- 
klagten vor  Gericht  bürgen. 

126)  Bemerkenswerth  ist  die  Nachricht  über  Kaeso  Quinctius  bei  Cic- 
de  dom.  32,  86,  er  sei  verurtheilt,  aber  später  vom  Volke  wieder  begna- 
digt worden.  Sie  würde  for  einen  Gedächtnissfehler  Ciceros  zu  halten  seia 
und  sicherlich  die  Glaubwürdigkeit  der  gewöhnlichen  Ueberlieferung  nicht 
erschüttern,  auch  wenn  sie  ganz  so,  wie  angegeben,  lautete.  Aber  Cicero 
verbindet  an  jener  Stelle  Raesos  Verartheilung  mit  der  von  Gamillus  und 
C.  Servilius  Aliala  und  auf  diese  beiden  passen  seine  Angaben  von  den 
Genturiatcomitien  und  der  Begnadigung.  Es  ist  also  vielmehr  eine  Unge- 
nauigkeit  in  der  Erzählung  bei  Gicero.  Das  Volk  bereute  allerdings  die 
Verurtheilung  von  Kaeso,  hatte  aber,  wie  Livius  ausdrücklich  sagt,  nicht 
die  Möglichkeit  sein  Unrecht  wieder  gutzumachen. 

127)  Dionysius  X,  42  sagt  von  den  Tribunen,  sie  hätten  beschlossoi 
i|xaXeTv  aCiToTc  (die  Patricier),  ^Tt  rtöv  Upöiv  vdfjLtov ,  o!^c  itcpl  x«av  ^pid^- 
)^ci>v  ^xupttiacv  Vj  ßouX^  xal  6  fiTjffcOC«  o6divl  ScScuxötidv  i$ou9(av  dvapisiCEiv 
Touc  ^Tjfjidfp^^ouc  önopiivctv  Tt  t(üv  dßouX^TQiv ,  &cncp  xouc  aXXou«  sioXtxa;. 
^xttvoi  xaTao^dvTcc  aiirouc  ^xctiXuaav  inX  tiXoc  ayciv  t^jv  iccpl  tou  vtffiou  (des 
Terentilischen  Gesetzvorschlages)  Std^Tvoomv.  Schwegler  Römische  Gesch. 
II,  603  bezieht  die  Anklage,  welche  die  Tribunen  gegen  die  Patricier  ridi* 
teten ,  auf  eine  Verletzung  des  Icilischen  Gesetzes  und  fuhrt  daför  zwei 
Gründe  an.  Erstlich  die  Gesetze  vom  heiligen  Berge  hättea  die  UnTer- 
letzlichkeit  der  Tribtinen  gewährleistet:  hier  handele  es  sidi  aber  nicht 
um  diese ,  sondern  im  Gegentheil  berichte  Dionysius  X,  il  von  dien  Pa^ 
triciem:  toIc  $Tjfi.dp;^oic  f^iv  unt^iitpouv  xal  icctptT^ov  a^ToTc  }^aiptlv  dhsm^ 
^Tcot  ßouXoivTo.  Zweitens  hätte  eine  auf  Grund  der  leg»  saemia  vom  bei« 
ligen  Berge  angestellte  Anklage  eine  Gapitalstrafe  zur  Folge  haben  mässeo. 
Daher  sei  hier  unter  den  heiligen  Gesetzen  die  /es  ieiUa  xa  venteheo^ 
sie  habe  erstlich  alle  Störungen  plebejischer  Versammlang»!  verboten,  zwei^ 
tens  die  Zuwiderhandelnden  mit  Geldstrafe  bedroht  Diese  ganae  Schlnss- 
folgerung  ist  nicht  stichhaltig.  Die  Unverletzlichkeit  der  Tribimeo  war 
allerdings  von  den  Patriciem  missachtet  worden:  sie  hatten  die  Tribonen 
zwar  nicht  körperlich  verletzt,  aber  gleichsam  festgehalten  und  einen  mit- 
telbaren Zwang  ausgeübt:  das  besagen  Dionysius'  Worte.  ZweitenB  berich- 
tet derselbe   ausdrücklich,    die  übrigen  Strafen  des  Qeaetaea,    Tod  oder 
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Verbaonang,  hätten  die  Tribunen  nicht  anwenden  wollen,  sondern  nur  die 
Einiiehong  de»  Vennftgen»  beantragt:  das  Gesetz  also  verordnete  Tod  und 
mssordem  noch  Einziehung  der  Güter.    Dies  passt  nicht  auf  das  Icilisobe 
O^tz.   Es  ist  überhaupt  zu  bemerken,  dass  die  Tribiuien  nicht  die  ganze, 
sondern   nnr  den  milderen  Theil  der  gesetzlichen  Strafe  in  diesem  Falle 
anfragen.    Darin  liegt  ein  Beweis ,  dass  die  ganze  Strafe  eigentlich  auf 
die  Angeklagten  nicht  passte;  nur  uneigentlich  wurde  ein  Theil  derselben 
auf  sie  angewendet.    Dionysius  nennt  das  Gesetz,  welches  die  Tribunen  auf 
di>?  Patricier  anwenden  wollen,  ausdrücklich  das  von  dem  Senate  und  dem 
Voike  gegebene    heilige  Gesetz.     Aber  weder    das  Icilische  Plebiscit  war 
Kim  Senate  angenommmen  noch  das  erste  tribunicische  Gesetz  des  heiligen 
Borges,  wodurch  die  Plebejer  den  Tribunen  erlaubten,  die  Verletzung  ihrer 
Hj'iiigkeit  an  Plebejern  mit  augenblicklichem  Tode  zu  ahnden:  beide  söge- 
naonte  Gesetze  kann  Dionysius  nicht  meinen.    Es  bleibt  nur  ein  Gesetz 
öbrig,  auf  das  seine  Worte  bezogen  werden  können,  nämlich  der  auf  dem 
h^'iligen  Berge  zwischen  Senat  und  Volk  geschlossene  Vertrag   selbst:  er 
''Drhielt  die  Einsetzung  der  Tribunen  zum  Behuf  der  Hülfeleistung,   worin 
ZGcleich  auch  lag,  dass  dieselben  beim  Hülfeleisten   nicht  verletzt  werden 
durften,  wenngleich  keine  für  alle  Bürger  gültige  Strafe  gegen  Dawider- 
haodelnde  festgesetzt  wurde.     Deshalb  bestimmte  das  erste  tribunicische 
Crt^setz  vom   heiligen  Berge  die  Bestrafung  der  Plebejer  für  diesen  Fall; 
die  Patricier  waren  straflos.    Indessen  war  es  billig,  dass  auch  sie,  wenn 
gleich     auf  ausserordentlichem  Wege,    für  ein   solches  Vergehen  bestraft 
vin'deD.     Deshalb  berufen  sich   die  Tribunen   bei  Dionysius,  da   sie  die 
Bestrafung  der  jungen  Patricier  beantragen,  auf  den  Ständevertrag,  wollen 
aber,  eben  weil  sie  gegen  Patricier  auftreten,  nicht  die  volle,  gegen  Plebe- 
ier  gültige,  Strafe  angewendet  wissen,  sondern  nur  den  milderen  Theil  der- 
selben, die  Gntereinziehung. 

128)  Dionysius  X,  42  sagt:  toIc  t  dvftpdot  rdc  oMas  ol  naTp^xioi  napd 
Ttov  «bvT|9afjitfvtuv  ix  ToO  dTj{Aoofou  T^c  toTjC  XuadtfjLCvoi  TtfjiTjc  dtriSooav.  Der 
Ausdruck  h.  to^  Iti^ooIom  hat  Niebulir  Römische  Geschichte  U,  200  und 
487  Anlass  gegeben,  sich  „ einen  patricischen  Kasten,*'  einen  nur  den  Pa- 
tririem  gehörigen  Schatz  auszusinnen,  den  er  dann  auch  an  vielen  andern 
>^tellen,  wo  es  e  pubdco  oder  in  pubücum  oder  ähnlich  lautete,  wiederfand. 
l>ass  diese  andern  Stellen -für  einen  solchen  patricischen  Kasten  nicht  be- 
weisend sind,  hat  Schwegler  Romische  Geschichte  II,  284  dargethan;  aber 
in  der  Torliegenden  Stelle  glaubt  er  ihn  doch  zu  finden  (vergl.  II,  604). 
Indessen  es  ist  nicht  i%  xoO  ftT)]jLoa{ou  Xuadp.evot  zu  verbinden,  sondern 
{•rfr^fsfA^^ov  ix  toO  ftv)fto9{ou  und  damit  fällt  jede  Möglichkeit  an  einen 
4«trici8chen  Kasten^*  zu  denken  fort.  Uebrigens  stand  dem  Senate  und 
Afn  Patridem  der  Öffentliche  Staatsschatz  zu  Gebote  und  wurde  von  ihnen 
auch  zu  politischen  Zwecken  gebraucht.    Vergl.  oben  Anm.  38. 

129)  Man  sehe  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  270,  ganz  besonders 
die  trefflichen  Ausführungen  von  0.  E.  Hartmann  Ueber  die  Römische 
tierichtoverfessung  (GOttingen  1869)  S.  88  flgd. 

130)  Wir  haben  vemicht,  den  Ursprung  der  späteren  Latinität  aus 
<lp!n  Bondniss,  das  Sp.  Cassius  mit  den  Latinem  schloss,  abzuleiten  in 
^ioer  Abhandhuig  de  pnpa^miione  cwiiaiii  Romanae,  die  sich  in  unsem 
iituSa  Rommma  (BeroL  1859)  befindet,  p.  862  flgd. 


444  Anmerkungen* 

131)  Nur  Dio  Cass.  fr.  19  konnte  allenfalls  als  Zeuge  für  Gawins'  Un- 
schuld angeführt  werden :  tov  ydp  K^f oatov  xa\  ittpi^aptC^tA^^^^  o^iatv  S^ioc 
ii:  a(»ToTc  oU  iaBfxvuvexo  dr^xxetvav  xol  fx^TjXtfv  yt,  Bzi  Ct^XiotuittjOcU.  i^^ 
ov>x  dStxfjoac  Ti  dircbXexo,  und  doch  erzählt  auch  er  nicht ,  wie  man  jetxt 
glaublich  machen  will,  Cassius  sei  unschuldig  von  den  Patriciem  hinge- 
richtet worden,  sondern  er  spricht  nur  von  der  Unbeständigkeit  der  Menge 
überhaupt,  welche  ausgezeichnete  Männer  zuerst  erhebe  und  dann  störze. 
Wer  sich  daran  erfreut,  antike  Verhältnisse  im  Geiste  modemer  Poli- 
tik beurtheilt  zu  sehen,  möge  z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  II, 
475  lesen. 

132)  Gicero  und  Livius  sagen,  populus  sei  bei  dem  Processe  betheiligt 
gewesen,  ein  durchaus  schvrankender  Ausdruck,  sobald  man  nicht  die  un- 
begründete Hypothese  Niebuhrs  von  den  Gurion  und  GuriatcomitieD  als 
Versammlungen  der  Patricier  annimmt  Dass  aus  Dionysius'  Ausdrucken 
6^fxoc  und  6yXoi  kein  Schluss  gezogen  werden  darf,  hat  selbst  Schwegkr 
Römische  Geschichte  U,  465  eingesehen.  Schwegler  selbst  entscheidet  sich 
nach  Gründen,  die  er  aus  dem  ganzen  damaligen  Zustande  des  Römischen 
Staates  entnimmt,  für  die  vermeintliche  patricische  Volksversammlung,  die 
Gurion.  Indessen  auch  Genturiatcomitien  sind  von  neueren  Gelehrten  ange- 
nommen worden,  besonders  von  iV.  Rein  Quaestiones  Tullianae  cum  excursu  de 
comil.  Rom,  iudicüSf  Eisenach  1841,  p.  11  flgd.  und  de  hidieiia  pop.  Rom. 
provocatione  non  iuier petita  haHlU,  Eisenach  1841,  p.  7  und  Griminabficht 
der  R^mer  S.  477,  auch  in  Paulys  Real-Encyclop.  IV,  373,  von  Geib  Ge- 
schichte des  Römischen  Griminalprocesses  S.  33,  ganz  neuerlich  von  Lang^ 
Rom.  Alterth.  U,  469. 

133)  Welcher  Art  die  Gomitien  waren,  wird  auch  bei  Volscios'  Process 
nicht  angegeben.  Lange  Römische  Alterthümer  II,  469  nimmt  richtig  Gen- 
turiatcomitien an,  Schwegler  Römische  Geschichte  ü,  381  denkt  natürlich 
wieder  an  Guriatcomitien ,  d.  h.  Versammlung  der  Patricier,  welche  in 
gleicher  Weise  das  Recht  gehabt  hätten,  über  Plebejer,  die  sich  gegen  Pa- 
tricier vergangen  hätten,  ein  Gericht  zu  halten,  wie  die  Plebejer  über  Pa- 
tricier gerichtet  hatten.  Er  meint,  bezeichnend  genug  für  seinen  unhisto- 
rischen Standpunkt,  Volscius  sei  „nicht  unwahrscheinlich  ein  schuldlose 
Opfer  patricischer  Rache." 

134)  Zonaras  steht  nicht  in  Widerspruch  mit  den  übrigen  Quellen:  er 
sagt  nicht,  der  Gesetzesvorschlag  sei  so,  wie  er  ihn  angiebt,  angenommen 
worden.  Es  heisst  bei  ihm  von  den  Tribunen  auvijpa^av,  sie  fassten  das 
Gesetz  ab  und  brachten  es  ein.  Was  davon  später  angenommen  wurde, 
erzählt  er  nicht:  Dio  Gassius,  aus  dem  er  seine  Nachrichten  nahm,  wird 
es  wohl  erzählt  haben. 

135)  Die  Ansichten  der  neuem  Gelehrten  über  das  Publiliache  Geseti 
gehen  sehr  auseinander  und  haben  meist  nur  dies  eine  mit  einander  ge- 
meinsam, dass  sie  die  Ueberliefemng  verwerfen.  Es  würde  sa  weit  fäh- 
ren, die  Meinungen  der  Einzelnen  zu  widerlegen,  auch  unnüti  sein,  da 
wir  die  üeberlieferung  als  einstimmig  und  verständlich  erwiesen,  auch  den 
Einklang,  in  dem  sie  mit  der  vorhergehenden  und  folgenden  Geschichte 
steht,  gezeigt  haben.  Der  Hauptgrund,  weshalb  die  Neueren  von  ihr  ab- 
weichen, liegt  in  der  Ansicht,  welche  sie  von  den  Guriatconiitien  haben: 
indem  sie  diese  als  patricische  Versammlungen  aaffittsen,  künneo  sie  die 
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Veränderong  derselben  in  Tributcomitien  nicht  verstehen.  Schwegler  Rö- 
mische Geschichte  II,  556,  dem  im  Wesentlichen  Walter  Römische  Rechts- 
geschichte I,  44  beistimmt,  findet  nach  langer  Untersuchung,  die  Yolks- 
tribunen  seien  von  ihrer  Einsetzung  an  in  Tributcomitien  erwählt  worden: 
er  giebt  also  als  Inhalt  des  Publilischen  Gesetzes  Folgendes  an:  „die 
Plebs  hat  das  Recht,  eigene  Comitien  abzuhalten.  Diese  Gemeindever- 
sammlungen werden  voq  den  Obrigkeiten  der  Plebs  berufen  und  geleitet 
An  ihnen  Theil  zu  nehmen,  in  ihnen  abzustimmen,  sind  nur  Plebejer  be- 
rechtigt« Wer  kein  Stimmrecht  in  diesen  Comitien  hat,  ist  nicht  befogt, 
sich  innerhalb  der  Versammlungsstätte  aufzuhalten  (contutere);  handelt 
Jemand  dem  zuwider,  so  hat  der  den  Comitien  Vorsitzende  Tribun  das 
Recht  ihn  durch  den  Viator  wegweisen  zu  lassen  (e  conciüo  tubmoiere). 
in  diesen  Gemeindeversammlungen  beräth  und  beschliesst  die  Gemeinde 
über  ihre  Innern  Angelegenheiten.  Sie  wählt  in  ihnen  ihre  Obrigkeiten, 
die  Tribunen  und  die  Aedilen.  Auch  über  Gegenstände,  die  den  gesamm- 
ten  Staat  .und  das  öffentliche  Wohl  betreffen,  ist  sie  berechtigt,  auf  Antrag 
eines  Tribunen  Beschlüsse  (pUhudia)  zu  fassen.''  Was  nach  dieser  An- 
bicht  das  Publilische  Gesetz  eigentlich  verordnet  habe,  wird  sich  schwer 
auffinden  lassen.  Die  Tribunen  vrurden  nach  Schweglers  Meinung  immer 
in  Tributcomitien  erwählt,  Gemeindeversammlungen  gab  es  immer,  Plebiscite 
worden  seit  dem  Ständevertrage  gefasst  und  dass  der  Vorsitzende  einer 
Versammlung  ein  gewisses  Recht  haben  muss,  Ordnung  in  derselben  auf- 
recht zu  erhalten,  versteht  sich  von  selbst.  Und  was  geschieht  mit  der 
üeberiiefenmg!  Wie  thöricht  erscheinen  Livius  und  Dionysius!  „die  Anna- 
listen, sagt  Schwegler,  griffen  denjenigen  Artikel  heraus,  der  ihnen  als 
der  wichtigste  vorkam,  den  Artikel  über  die  Tribunenwahl,  und  verführten 
dadurch  die  Spätem  zu  der  falschen  Folgerung,  die  Wahl  der  Tribunen 
sei  erst  durch  das  Publilische .  Gesetz  eingeführt  worden.  Aber  gerade 
jener  Artikel  war  keine  Neuerung."  Man  fragt  vergeblich,  was  denn 
Neuerung  war.  Und  femer  die  Annalisten  waren  so  nachlässig,  den  ersten 
besten  Artikel  herauszugreifen,  und  so  thöricht,  dabei  einen  fedschen  zu 
greifen;  Livius  und  Dionysius  waren  so  thöricht,  der  Annalisten  falschen 
Befleht,  der  zur  Vergangenheit  nicht  passte,  ohne  Bemerkung  anzunehmen 
—  die  neuem  Gelehrten  wissen  Alles  besser!  Das  nennt  man  jetzt  eine 
critische  Behandlung  der  Geschichte!  Livius  II,  57  erzählt  von  den  Ver- 
handlungen, welche  im  Senate  über  das  Publilische  Gesetz  stattfanden, 
von  der  beruhigenden  Rede  des  Consuls  Quinctius,  von  dem  hartnäckigen 
Widerstände  des  andern  Consuls  Ap.  Claudius  und  schliesst:  Ficiu«  tarnen 
(Appius)  patrum  consenm$  qtnevit ,  lex  tilentio  perfertur.  Der  Sinn  dieser 
Worte  ist,  wie  ich  denke:  der  Consul  Appius,  durch  die  Uebereinstimmung 
des  Senates,  der  sich  für  Nachgiebigkeit  entschied,  überstimmt,  gab  sich 
zufrieden.  In  den  letzten  Worten  aber  lex  sileniio  perfertur  behauptet 
Schwegler  II,  541,  läge  der  Sinn,  dass  es  zu  keinem  förmlichen  Senatsbe- 
schluBse  gekommen  sei:  „Der  Senat  verweigerte  nicht  ausdrücklich  seine 
Anerkennimg  des  Plebiscites,  6,\^  gab  ebenso  wenig  seine  förmliche  Ein- 
willigung." Das  ist  eine  wunderliche,  von  Unkenntniss  des  Staatsrechts 
aller  Völker  zeugende,  Erklärung.  Die  Worte  von  Livius  könnten  aller- 
dings jenen  Sinn  haben;  aber  nach  Römischer  Sitte  ist  er  unmöglich.  Denn 
der  Senat  schweigt  nicht,  wenn  er  vom  Consul  befragt  wird,  darf  nicht 
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schweigen:  jeder  Einzelne  kann  gezwungen  werden,  seine  Meinung  zusagen, 
und  ans  den  Meinungen  der  Einzelnen  ergiebt  sieb  der  Senatsbescblass. 
Die   von  Seh  wegler  herbeigezogene  Vergleichung  von  Liv.  III,  41:  sümiio 
patrum  (d.  h.  ohne  dass  der  Senat  dagegen  Widerspruch  erhob)  edvitw 
deleciu»  a  X  vtrii  ist  nicht  passend.    Fälschlich  femer  spricht  Schwegler 
von  einer  Anerkennung   des  Plebiscites:   dies   sollte  erst  geüasst  werdeo, 
wenn  der  Senat  seine  Zustimmung   zu  demselben   gegeben   hätte.    Daran» 
folgt,  dass  Livius'  Worte  hx  sUentio  perferiur  nicht  auf  den  Senatsbescbluss, 
sondern  auf  das  ganze  PublUische  Gesetz  zu  beziehen  sind.   Der  consensus 
patrum  ist  der  Senatsbeschluss,  der  zu  Gunsten  des  Gonsuls  Quinctius  und 
des  Gresetzes  ausfiel,  und  den  andern  Gonsul  Appius  zum  Nachgeben  be- 
wog;   quierit  bezieht  sich  auf  den  Gonsul  Appius,  der  sich  bei  dem  Senatsr 
beschluss  beruhigte,  was  er  zu  thun  nicht  gezwungen  war.    Darauf  folgte 
das   Plebiscit  und   damit  wurde  das  ganze  Gesetz  ohne   Störung,  ohne 
Kampf,   ohne  Aufruhr  (das  ist  $ileniio)  durchgeführt.    Jene  fEÜsche  Erklä- 
rung von  Livius'    Worten  hat  indessen  wesentlich  auch  auf  die  Ansicht 
welche  Lange  Römische  Alterthümer  1,  451  über  das  PubÜliscbe  Gesetz 
aufstellt,  eingewirkt    „Was  Dionysius,  sagt  Lange,    von  der   Erweiterung 
des  ursprünglichen  Antrages  durch  einen  Zusatz,  wodurch  die  Rechtsgültig- 
keit der  plebisciin  überhaupt  hätte  festgestellt  werden  sollen,  und  von  dea 
senaiutcoHsulium ,  das  schliesslich  die  Abstimmung  der  comUia  iribmia  er- 
laubt hfitte,  sagt,  das  ist  ohne  Zweifel  vom  Standpunkte  seiner  uDgesanden 
Pragmatik   ersonnen."     In  Betreff  des  Senatsbeschlusses  stimmen  Livius 
und  Dionysius  überein  und  dass  des  Letztem  Erzählung   von  den  spätem 
Zusätzen  zum  Pubiilischen  Gesetze,  die,   wie  er  selbst  andeutet,  nicht  alle 
durchgingen,  ersonnen  sei  und  von  ungesunder  Pragmatik  zeuge,  wird  als 
Behauptung  aufgestellt,    bei   der  ein  Beweis  auch  nicht  einmal  versacht 
wird.    Die  Autorität  des  alten  Geschichtsschreibei-s  steht  gegen  die  Autori- 
tät des  neueren  Gelehrten.   Aber  Lange  betrachtet  die  lex  iUtbliiia  nur  als 
Plebiscit  und  als  nicht  rechtskräftig  für  den  Staat  als  Ganzes:  sie  wurde 
nach  ihm  nur  thatsächlich  anerkannt  dadurch,  dass  die  Patricier  den  Wider* 
stand  dagegen  aufgaben :  eine  formelle  Anerkennung  durch  Centuriat-  oder 
Guriatcomitien  sei  nicht  erfolgt.    Als  ob  jemals  eine  solche  thats&chlicbe 
Anerkennung  im   Römischen  Staatsrecht  vorkomme  oder  nicht  in  diesem 
Falle  Livius  und  Dionysius  ausdrücklich    die  Einwilligung  der  Patricier 
durch  den  Erlass  des  nöthigen  Senatsbeschlusses    berichten!    Doch  eine 
weitere  Widerlegung  von  Langes  Ansicht    scheint    nach  unserer    obigen, 
den  Quellen    durchaus  gemässen,  Darstellung  nicht  nöthig    xa  sein:  sie 
scheint,  wie  schon  t>emerkt,  durch  Livius'  Ausdruck  $ile»iio  veranlasst 

136)  Dieser  Ekitwickelungsgang  in  der  Geschichte  des  Terentüiscben 
Geaetzvorschlages  ist  von  den  Grelehrton  bisher  nicht  erkannt  worden:  si^ 
übersahen,  dass  Terentilius  in  seinem  ersten  Entwürfe  nur  Gesetze  für  die 
Plebs  verlangte  uud  deshalb  für  die  Abfassung  derselben  fünf  PleU^r  von 
den  Plebejern  erwählt  haben  wollte.  Es  führte  sie  wahrscheinlich  Livio«' 
Ausdruck  irre:  Quod  populut  in  $e  ius  ^äeril ,  eo  cotuulem  usmntm:  SW 
meinten  in  falscher  Gonsequenz,  populus  könnte  nicht  von  der  Plebs  ^ 
totttcht  werden.  Man  sehe  z.  B.  Schwegler  Römische  Geschichte  II,  bl^ 
Lange  ROmisehe  Alterthümer  I,  4&8.  Eine  Wideriegnng  dieser  Ansichtea 
halten  wir  nach  unserer  DarsteUung  für  nicht  nöthig. 
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137)  Ueber  die  Einzelheiten  der   Vertheiluiig  des  Aveiitinus  an  die 
Plebejer  macht  Lange  Römische  Alterthümer  I,  ^b  einige  richtige  Bemer- 
][a/]?ea,  wogegen   Schwegler  Römische   Greschichte  II,  599  die  Erzählmig 
vüQ  Dionysius  ^mit  Missverständnissen  behaftet"  nennt  und  dadurch  selbst 
in  Irrthumer  geräth.     Man  pflegt   das   Gesetz  lex  Idlia  zu  nennen;  aber 
dieser  Name  beruht  nur  auf  der  Vermuthuug,  dass  Liv.  III,  32  geschrieben 
«(frdeo  müsse  lex  Idlia  de  Aventino,  während  die  Handschriften  alle  lex 
Acilia  oder  andere  Verderbungen  enthalten.    Nach  Dionysius'  Erzählung 
ifidesseo  ist  der  Name  lex  Idlia  sogar  unmöglich.    Denn  Icilius  der  Volks- 
t/ibuu,  hatte  nur  im  Senate  die  Bitte  der  Tribunen  gestellt,  das  Gesetz 
vür  von  den  Consuln  in  Centuriatcomitien  gegeben  worden.    Lange  a.  a.  0. 
ncDDi  dies  zwar  eine  müssige  Erfindung  von  Dionysius,   die  aus  dessen 
tal)ch«n  Vorstellungen  über  die  Gesetzgebung  stamme.     Es  ist  eine  wun- 
derliche Einbildung,  dass  wir  heutigen  Gelehrten  eine  richtigere  Vorstellung 
vuQ  der  Römischen  Gesetzgebung  haben  wollen  und  können  als  Dionysius, 
der  so  lange  in  Rom  gelebt  und  das  Römische  Staatsrecht  zu  seinem  Stu- 
dium gejnacht  hatte :  im  vorliegenden  Falle  lässt  sich  erweisen,  dass  Diony- 
»ius  Recht  hat     Er  erzählt  nämlich,   das  Gesetz   stehe  eingegraben  auf 
einer  Erzsäule,  welche  die  Consuln  in   dem  Tempel  der  Ceres  auf  dem 
Aveotin  aufgestellt  hätten.    Die  Säule  stand  also  noch  zu  Dionysius*  Zeit 
(k  aDd  wenn   er  sie  auch  nur  flüchtig  ansah   (und  er  scheint  sie  genau 
j'V^^hen  zu  haben,  da  er  Einzelheiten  des  Gesetzes  mittheilt),  so  konnte 
^T  gleich  an  der  Einleitung  sehen ,  ob  es  ein  tribunicisches  oder  consula- 
nN'hes  Gesetz  sei.    Ist  es  aber  das  letztere,   so  muss  es  nach  den  beiden 
(»ümiId,  vielleicht  nach  dem  einen  derselben,  welcher  die  Ceuturienver- 
Hmmlang  hielt,    benannt  werden.     Ich  glaube,   es  muss  bei  Livius   lex 
ynttrin  heissen.     Zum  Jahre,  wo  es  gegeben  wurde,  bemerkt  Liv.  III,  31 
^änz  kurz  de  Aveniino  fntblicando  lex  lata  eif,   Worte,  welche,  SO  dürftig 
^ie  aoch   sind,    dennoch  die  Möglichkeit   eines  Plebiscites  ausschliessen. 
Fr«;ilich  kommt  Dionysius  überhaupt  bei  Lange  schlecht  weg,  wie  er  denn 
^'  ^  behauptet,  seine  Erzählung  über  die  Vermehrung  der  Volkstribunen 
•Ulf  zehn,  wozu  die  Bewilligung  durch  einen  Senatsbeschluss  gegeben  worden 
^iQ  soll,  sei  nicht  richtig.    Bemerkenswerth  über  diesen  Punkt  ist  die 
^me  Bemerkung  von  Zonaras  VII,  17,  die  Zahl  der  Aedilen  und  Tribunen 
^i  vermehrt  worden,  eine  Ungeschicklichkeit  im  Ausdruck,  welche  ohne 
^^eifel  Zonaras  selbst,  nicht  Dio  Cassius,  aus  dessen  Erzählung  er  einen 
Ai&zQg  machte,  zur  Last  föUt 

138)  Die  Handschrift  von  Cicero  hat  de  muUae  tacramenio^  einen  Aus^ 
iruck,  den  man,  um  von  anderen  nicht  annehmbaren  Erklärungen  (s.  Moser 
•!i  sf iuar  Auagabe  von  Cicero  de  re/tublica)  abzusehen ,  auf  doppelte  Weise 
'Tüart  hat  Schwegler  Römische  Geschichte  U,  612  findet  darin  den  Be- 
^-is,  dass  das  Atemisch-Tarpejische  Gesetz  die  Provocation  bei  Multen  ge- 
^uttet  habe.  Er  sagt,  sacramentum  stehe  hier  in  seiner  processualischen 
^eutong,  in  welcher  es  das  Snccumbenzgeld  bezeichne,  das  bei  der  legis 
fi^tio  sacramento  von  den  Patriciem  hintergelegt  werden  musste.  Dieser 
VoHiruck  könne  uneigentlich  auch  von  der  Provocation  gebraucht  werden, 
^  so  fem  die  letztere  gewissermassen  eine  Wette  zwischen  den  Provociren- 
'^i^D  und  dem  Magistrat,  wie  zwischen  zwei  processfuhrenden  Parteien,  war. 
ikj  Anadmck  mnliae  tacrauieniuM  habe  folglich  die  gleiche  Bedeutung 
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wie  muliae  certatio.  Das  ist  ein  höcbst  wonderlicber  Beweis.  Als  ob  das, 
was  bei  einer  Wette  eingesetzt^  wird  und  das  Wetten  selbst  ein  und  der- 
selbe Begriff  wäre:  niemals  heisst  sacrameninm  das  Wetten  oder  das  An- 
stellen eines  Processes  selbst.  Richtiger  könnte  noch  scheinen  die  Erklä- 
rung von  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  Y,  193,  das  Succumbeozgeld  be- 
stände in  der  Mult,  in  so  fem  die  Wette  auch  als  Grundlage  eines  gericht- 
lichen Streites  dienen  konnte,  wenn  sich  nämlich  der  zu  Bestrafende  weigerte, 
die  Mult  zu  bezahlen.  Aber  auch  diese  Ansicht  kann  nicht  gebilligt 
werden:  man  würde  eben  so  gut  zu  der  Folgerung  berechtigt  sein.  Alles, 
was  zur  Grundlage  eines  gerichtlichen  Streites  dienen  könnte,  namentlich 
jede  zwischen  Parteien  streitige  Geldsumme  dürfe  tacramentum  genannt 
werden.  Die  zweite  Meinung,  zuletzt  vertreten  von  Lange  Römische  Alter- 
thümer  I,  456,  geht  davon  ^s,  sneramentum  hiesse  Alles,  was  zu  sacraleu 
Zwecken  verwendet  werde,  also  auch  die  mulia,  welche  von  jeher,  mochte 
sie  von  den  Gonsuln  oder  der  Plebs  auf  Antrag  der  Tribunen  verhängt 
werden,  den  Göttern  und  Tempeln  anheim  fiel.  Aber  selbst  wenn  man 
annähme ,  was  sich  durch  kein  Beispiel  beweisen  lässt ,  dass  nmlia  in  so 
fem  sacramentum  heissen  könnte,  so  würde  das  Atemische  Gesetz  über 
die  Anwendung  der  muUa  zu  religiösen  Zwecken  gehandelt  haben,  und  dies 
war ,  wie  wir  aus  seinem  sonstigen  Inhalte  wissen ,  nicht  der  Fall.  Es  er- 
scheint als  eine  grammatische  Unmöglichkeit,  den  Ausdruck  de  muliae  sa- 
cramenio  zu  erklären  und  ich  habe  deshalb  keinen  Anstand  genommen, 
die  Verbesserung  Nie.  Madvigs,  welche  auch  Halm  in  der  neuesten  Aus- 
gabe von  Cicero  de  republica  aufgenommen  hat,  für  richtig  zu  halten  und 
das  Gesetz  demgemäss  zu  erklären. 

139)  Den  Gmnd  für  die  Richtigkeit  von  Qellius'  Angabe,  der  in  seinen 
eigenen  Worten  liegt,  haben  wir  angefahrt  Mit  ihm  stimmen  überein 
Festus  p.  237  s.  v.  pecnlaiuiy  p.  202  s.  v.  ovibui,  ,  Paulos  p.  144  s.  .t, 
maxima  muUa,  welche  Stellen  wir  später  noch  weiter  anfuhren  werden. 
An  ihnen  wird  die  höchste  Geldbusse  sowohl  in  Stück  Vieh  als  auch  in 
Geld  auf  3000  und  3020  As  angegeben,  eine  Summe,  welche  nur  bei  der 
Annahme  von  Gellius'  Nachricht  herauskommt  Auch  Plutarcfa  Publ.  11 
nennt  als  die  höchste  von  Publicola  festgesetzte  Geldbusse  5  Rinder  ami 
2  Schafe ,  wo  ebenfedls  die  Anzahl  jener  grösser  ist  Also  dass  Dionysios' 
Nachricht  falsch  sei,  darf  nicht  gezweifelt  werden;  aber  ob  der  Irrthiun 
dem  Schriftsteller  selbst  oder  seinen  Abschreibern  zur  Last  fiele,  darüber 
waren  die  Gelehrten  uneinig.  Man  sehe  das  Nähere  bei  Rein  in  Paolvä 
Real-Encyclopädie  V,  193. 

140)  Jene  Erklärung  von  der  täglichen  Steigerung  der  Geldstrafe  fio^ 
det  sich  z.  B.  bei  Schwegler  Römische  Geschichte  IT,  612,  auch  bei  Reiq 
in  Paulys  Real-Encyclopädie  V,  193.  Sie  stutzt  sich  nur  auf  Gellius*  Aus^ 
druck  in  singulos  dies.  Denn  wenn  dafür  auch  die  Etymologie  von  mulia 
angeführt  wird,  so  wird  Niemand  beistimmen.  Gegen  diese  Erklfirang  hat 
auch  schon  gesprochen  Eisenlohr  die  Provocatio  S,  90.  Woher  Walter  R*^ 
mische  Rechtsgeschichte  §.  820  weiss,  nicht  nur  dass  der  Beamte  die  Geld- 
busse steigerte,  sondern  auch,  dass  er  mit  einem  Stücke  Vieh  anfing  und 
inuner  um  eines  stieg ,  kann  ich  nicht  angeben. 

141)  Die  Bedeutung  dieser  lex  Atemia  Tarp^a  wird  viel  su  weit  auf- 
gefiasst  von  Lange  Römische  Alterthümer  I,  456.    Er  sagt:  „Als  OoDsequeox 
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eiigiebt  sich,  obwohl  es  nirgends  ausdrücklich  erwähnt  wird,  dass  die  hx 
Äterma  Tarptja  gegen  höhere  Multen  die  ^ovoca^  gestattete,  womit  die 
Thatsache  von  rechtlich  anerkannten  Mnltprocessen  vor  dem  Volksgerichte 
Dach  der  Zeit  der  lex  Atemia  Tarpeja  übereinstimmt.  Die  Folge  davon 
lar,  dasB  die  Consoln,  wie  ähnlich  in  Folge  der  lex  Valeria  de  provoeaiione, 
es  von  nun  an  ganz  unterliessen,  höhere  Multen  auszusprechen,  den  andern 
Magistraten,  denen  das  Recht  der  multae  dicHo  zuerkannt  war,  also  den 
Quäätoren,  Tribunen,  Aediien  es  fiberlassend,  den  Antrag  auf  höhere  Multen 
beim  Volke  zu  stellen.  —  Die  Tribunen  haben  von  nun  an  darauf  ver- 
zichtet^ mit  Verletzung  der  lex  Valeria  de  ffrovoeaUone  Capitalprocesse  vor 
die  incompetenten  comiiia  iribuia  zu  bringen."  Diese  Bemerkungen  stammen 
aus  Vernachlässigung  der  Ueberlieferung.  Höhere  Multen  hatten  natürlich 
die  Gonsuln  vorher  durch  die  Centuriatcomitien  aussprechen  lassen  können 
uod  konnten  es  auch  nachher:  die  Tribunen  hatten  zu  demselben  Zwecke 
die  Tnbutcomitien  benutzen  können,  seihständig  aber  nur  gegen  Plebejer,  gegen 
Patrider  durch  Vermittelung  des  Senutes.  In  diesen  Verhältnissen  änderte 
das  Atemisch-Tarpejische  Gesetz  nichts.  Schon  das  erste  Valerische  Pro- 
rocationsgesetz  hatte  bei  hohem  Multen  Provocation  gestattet,  die  bisherigen 
Multprocesse  der  Tribunen  stammen  nicht  aus  Usurpation,  sondern  aus 
einem  üebereinkommen  der  Stände:  die  spätere  Verzichtleistung  der  Tri- 
bunen auf  Capitalprocesse  in  den  Tributcomitien  kommt  von  den  XIT 
TaiVto  her. 

142)  Am   ausführlichsten  hat  über  die  Geldbussen  gehandelt  Rein  in 
Pauirs  Real-Encyclopädie  V,  193  und  wir  haben  seine  DarstelluAg  durch- 
gängig berücksichtigt.    Er  sucht  ebenfalls  die  verschiedenen  Angaben  über 
den  Inhalt  der  einzelnen  Gesetze  zu  vereinen  und  nimmt  an,  entweder  die 
^x  Atemia  Tarpeja  hätte  das   Multrecht  auf  alle  Magistrate  ausgedehnt, 
die  lex  Menema  Seetia  das  Strafmarimum,  die  lex  Julia  Papiria  die  Schätzung 
in  GeM  hinzugefügt,  oder  die  lex  Aiemiah&^e  die  Schätzung  dermagistra- 
toalen  Multen  ausgesprochen,  die  Julia  Papiria  dieselbe   Schätzung  auf 
iüe  Multen  überhaupt  ausgedehnt     Wir  halten  keine  von   diesen   beiden 
Ansichten   für  wahrscheinlich.     Denn  dass  die    lex  Aiernia  Tarpeja  die 
Schätzung  der  Multen  enthalten  habe,  ist  übereinstimmende  Ueberlieferung 
ood  dass  die  lex  Julia  Papiria  nicht  die  frühere  Schätzung  der  magistra- 
toalen  Multen  auf  alle  Multen  überhaupt  ausgedehnt  habe,  beweist  die  Be- 
mndung  bei  Cicero,  welcher  die  Veranlassung  zu  dem  Gesetze  gerade  von 
magistratnalen  Multen  herleitet    Schwegler  Römische  Geschichte  II,  610 
Uiat  wenig  zur  Vereinigung  der  verschiedenen  Nachrichten.    Er  sagt,  die 
Augaben  bei  Festus  verdienten   offenbar  weniger  Glauben  als  die  ihnen 
entgegenstehenden  Nachrichten  von  Dionysius  und  Cicero;  denn  die  Re- 
eDÜraog  der  Multen  in  Vieh  müsste  nothwendiger  Weise  früher  stattgefun- 
den haben^  als  die  Abschätzung  der  Viehbussen  in  Geld.    Wir  sehen   die 
Rirhtig^it  dieser  beiden  Behauptungen,  trotzdem  dass  die  eine  von  ihnen 
offenbar,  die  ändere  nothwendig  genannt  wird,  nicht  ein.   Schwegler  schliesst 
dann  weiter  ans  diesen  widersprechenden  Angaben,  die  Tradition  sei  auch 
noch  jetzt,  in  einer  schon  vorgerückteren  Zeit,  sehr  unsicher  und  schwan- 
kend.   £r  kommt  damit  ungeföhr  auf  -die  Ansicht  von  Mommsen  Geschichte 
df%  RSmisehen  Münzwesens  (Berlin  1860)  S.  175,  der  das  Atemisch -Tar- 
pejiache,  sowie  das  Menenisch-Sestische  Gesetz  für  Erfindungen  der  spätem 
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Römischen  Forscher  hält:  ihre  geschichtliche  Realität  würde  schon  durch 
die  Doppelförmigkeit  der  Ueberlieferung  mehr  als  zweifelhaft  gemacht 
Dieser  Grundsatz  ist  für  die  historische  Critik  sehr  bequem.  Uebenll, 
wo  sich  bei  oberflächlicher  Erklärung  scheinbar  eine  verschiedene  Ucbei- 
liefemng  findet,  wird  die  Thatsache  selbst  geläugnet  und  för  Erfindimg, 
ich  weiss  nicht  welcher,  Gelehrten  erklärt  Lange  Römische  Alterthümer 
1,  456  nennt  die  Stelle  bei  Dionysius  IX,  *27  verwurrt,  die  andere  bei 
Dionys.  X,  50  corrupt,  erklärt  es  fELr  einen  Irrthum  von  Gellius  und  Festus, 
welche  der  lex  Atemia  Tarp^ja  die  Schätzung  des  Viehes  zuschrieben,  und 
lässt  die  Ux  Menenia  Sesiia  aus:  so  wird  er  mit  den  übrigen  Nachrichten 
leicht  fertig. 

143)  Dionysius   sagt  X,  55  toutouc  li  (d.  h.  die  Zehnmänner)  apx^v 
ivtauTcv   dcp*  ^c  dv  di:o5et^d<uoiv  i^p.ipac.     Dies  hatte  im  Senatsbescfaluss 
gestanden,  welcher  durch  die  Volksversammlung  zum  Gesetz  erhoben  wor- 
den war,  und  es  ist  kein  Zweifel,  diuss  er  ausgeführt  wurde.    Hierin  liegt 
eine  unmittelbare  Bestätigung  der  in  den  Fasten  verzeichneten  Thatsache,* 
dass  die  Consuln  vom  Jahre  451  v.  Chr.  ihr  Amt  wirklich  angetreten  und 
dann  niedergelegt  haben.    Wenn   die  Wahl   der  Zehnmänner  schon  452 
v.  Chr.  erfolgt  wäre,  so  müsste  sich  in  den  Fasten  die  Bemerkung  finden, 
dass  die   damaligen  Consuln    abgedankt    hätten.     Wie  bald  nach  ihrem 
Amtsantritt  die  neuen  Consuln  die  Wahl   der  Zehnmänner  vorgenommen 
haben,  wissen  wir  nicht;  wahrscheinlich  sehr  bald.    Man  vergleiche  Bart. 
Borghesi  Nuovi  frammenti  dei  fasti  Capitolini  1,  102.    Dass  aber  ein  Zeit- 
raum, der  etwas  grösser  oder  kleiner  als  ein  Jahr  ist,  dennoch  bei  Römi- 
schen Beamten  nui*  ein  Jahr  heisst,  ist  eine  nicht  seltene  firscheinung,  s- 
unsere  Siudia  Romana  (Berol.  1859)  p.  86,  169.    Da  es  also  aus  Dionys. 
X,  59  und  Liv.  111,  35  feststeht,  dass  die  Idus  des  Mal  damals  der  ge 
wohnliche  Anfang  des  Consulatsjahres  waren  und  an  diesem  Tage  das  zweite 
Decemvirat  begann,  darf  man  nicht  glauben,  dass  die  Consuln   von  453 
v.  Chr.  ihr  Amt  früher  abgegeben  und  die  ersten  Zehnmänner  wirklich  ein 
vollständiges  Jahr  im  Amte  geblieben  seien.   Es  ist  ein  Irrthom  von  Lange 
Römische  Alterthümer  I,  458,  dass  er  ausser  der  von  den  Tribunen  ver- 
anlassten   Bestätigung    des    Senatsbeschlusses  in   Tributcomitien,    wdcbe 
Dionysius  erwähnt  und  auch  Pompon.  de  orig.  juris  §  24  andeutet,  noch 
eine  besondere,  von  den  Consuln  in  Centuriatcomitien  beantragte  lex  de 
creandit  XPtris   contulari   imperio    legibus  scribendiB  annimmt.      Das   hängt 
mit  den  Ansichten,  welche  Lange  überhaupt  über  die  Befugnisse  der  Volks- 
versammlungen hat,  zusammen. 

144)  Bekanntlich  hat  Niebuhr  Römische  Geschichte  11,  316  die  Ansicht 
von  der  beabsichtigten  Dauer  der  Decemviralherrschaft  in  Yerbindung  mit 
vielen  andern  Yermuthungen  über  Staatsreformen,  welche  die  Zehnmänner 
getroffen  haben  sollen,  aufgestellt;  aber  sogleich  bei  Wacbsmuth  Aeltere 
Geschichte  des  Römischen  Staates  S.  357  Widerspruch  erfahren:  er  nahm 
besonders  an  vielen  gewagten  Meinungen,  welche  Niebuhr  gegen  die  Ueber- 
lieferung  angenommen,  Anstoss.  Die  späteren  Gelehrten  theilten  sich  id 
ihren  Meinungen.  Schwegler  Römische  Geschichte  in,  10  verwirft  xwar 
die  übrigen  Yermuthungen  Niebuhrs,  hält  aber  dennoch  seine  Annahme, 
an  die  Stelle  des  Consulates  und  Tribunates  habe  dauernd  eine  aas  Patri- 
eiern  und  Plebejern  zuBammengesetzte  Decemvirahregierung   treten  soUen, 
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ßr  io  bobem  Grade  wahrscheinlich:  zu  einem  bestimmten  Eigebnisse  ge- 
langt er  ni(;ht.  Dagegen  Lange  Römische  Alterthümer  I,  548  verwirft  Nie- 
bnhrs  Ansichten  gänzlich. 

145)  Liv.  m,  35  erwähnt  bekanntlich  gar  nicht ,  dass  Plebejer  unter 
den  nreiten  Decemvirn  waren,  eben  so  wenig,  wie  er  von  den  Beschlüssen 
des  Senates  und  der  Tributcomitien  erzählt,  welche  ihrer  Wahl  vorher- 
giogen.  Seine  ganze  Darstellung  geht  nur  darauf  aus,  die  Ungerechtigkeit  der 
DecemTim  imd  besonders  die  von  Ap.  Claudius  mit  lebhaften  Farben  zu 
MThildem  und  populär  darzustellen.  Dionysius  X,  18  berichtet  von  der 
Theiioahme  der  Plebejer  am  zweiten  Decemvirat;  aber  seine  Begründung 
iirt  nicht  genügend.  Er  spricht,  als  ob  der  Vorsitzende  der  Centuriat- 
(Dmitieu,  Ap.  Claudius,  aus  eigener  Machtvollkommenheit  Plebejer  zuge- 
lassen haben  itpocsXVj^pdvjaav  ydp  xal  outot  (die  Plebejer)  7cp6c  toO  'Anirfou« 
YoXax<{a€  Zvtxa  twv  SrjfjioTtxtüv,  (iSc^oxovtoc  ^  c^xt  ((xaiöv  dort  p,tac  ^PX^C 
xardr^vtittv  ä7CoSccxvu|iL^v7}^,  clva{  tc  xal  xat  toO  Si^fiou  p.ipoc  ^v  aO'qj'.  als 
ob  nicht  auch  die  ersten  Deceravim  die  HeiTschaft  über  beide  Stände  ge- 
meiiucbaftlich  gehabt  hätten. 

14G)  Cic.  de  rep.  II,  36  sagt  quod  se  legem  illam  praeclaram  negleetu^ 
rvm  M^arel ,  quae  de  capite  ciru  Roman*  nui  comiliis  ceniuriatis  $taiui 
reterei.  Darunter  versteht  Cicero  nicht  das  Gesetz  der  XII  Tafeln,  von 
dem  wir  später  sprechen  werden,  wie  Schwegler  Römische  Geschichte  III, 
^  meint;  denn  die  zwölf  Tafeln  wurden  erst  am  Schlüsse  des  ersten  De- 
cemviraljahres  angenommen.  £r  kann  also  nui*  das  Valerische  Provocations- 
gf^tz  meinen ,  welches  die  Zehnmänner  allerdings  in  das  neue  Gesetzbuch 
aufioaehmen  beabsichtigten.  Auch  darin  zeigt  sich  eine  Milde  des  Rich- 
ten, dass  er  nur  Bürgen  für  das  Erscheinen  des  Angeklagten  verlangte, 
oicht  denselben  m  das  Geföngniss  waif.  Diese  Milde  war  zuerst  in  einem 
ühnlicben  Falle  bei  Kaeso  Quinctius  geübt  worden.    Man  sehe  oben  S.  273. 

147)  Dionys.  X,  58  nennt  unter  den  damaligen  Decemvim  folgende 
drei  Plebejer,  Q.  Poetelius,  Kaeso  Duilius,  Sp.  Oppius;  Livius  III,  35  er-^ 
«'ahnt  gar  nicht,  dass  Plebejer  erwählt  wurden.  Niebuhr  hatte  angenom- 
uico,  die  Hälfte  derselben  sei  plebejisch  gewesen  und  Schwegler  Römische 
Oe^hichte  IQ,  44  will  wenigstens  noch  C.  Rabulejus  als  solchen  angesehen 
ynsi^ü.  Dass  indessen  die  dafür  angeführten  Gründe  nichtig  sind,  erkannte 
^hon  Wachsmnth  Aeltere  Geschichte  des  Römischen  Staates  S.  359.  Die 
Hade  ist  sehr  schwer  zu  entscheiden,  da,  wie  Dionysius  bemerkt,  auch 
üit'  patricischeD  Zehnmänner  aus  den  weniger  angesehenen  Geschlechtern 
waren:  man  hält  sich  daher  am  richtigsten  an  die  Ueberlieferung. 

Ii8)  Dionysius  X,  60  sagt,  wo  er  von  dem  Gerichtsverfahren  unter 
<Wi Decemvim  erzählt,  Folgendes:  ^oavfi'oT  xt  xaTi^fopoi  (ir  a6Tü>v  £xc{viov 
h  Twv  9'jyxaTaoxrjatC<^VT(uv  t)]v  xupavvfSa  unoicc{jki:öfi.ivot ,  xal  fiixao^pia 
ix  luv  rratpiuv  dicoScixv6p,cva ,  ol  5(rj(ic{ßovTO  aXXi^Xoic  xaTa^apiC<$p>evot  xdc 
^^tia;*  TioXXd  ti  xwv  ^fxX7}{AdTfi>v  xal  o6  xd  £Xa^(aTou  d^ia,  i^  iauTuiv  ol 
^'ixt  fxpivov.  Man  erkennt  aus  diesen  Worten,  dass  die  Zehnmänner  das 
Bestreben  hatten,  sich  eine  selbständige  Partei  im  Staate  zu  bilden;  im 
Ocrichtsver£ahren  machten  sie  es  ungefähr,  wie  Tarquinius  Superbus,  der 
"^«ofalls  Criminalklagen  allein,  ohne  das  durch  die  Sitte  hergebrachte 
f^wiftü»,  entschied. 

149)  Man   sehe  darüber  Geib  Geschichte  des  Römischen  Criminalpro- 
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cewes   S.  86»  der  bekennt,  er  habe  bei    den  Gelehrten,    welche  diesen 
Punkt  behandelt,  noch  keine  vollkommen  befriedigende  Erklärong  gefunden. 

150)  Ueber.  .die  Griminalgerichtsbarkeit ,  welche  gegen  Frauen  geübt 
wurde,  hat  gehandelt  Geib . QeschichlB  des  Rtalschen  Criminalprocesses 
S.  86  flgd:  wir  sind  von  ikm  in  einigen  Punkten,  besonders  demjemgen, 
welcher  die  Wahl  und  den  Binfluss  des  Beimthes  betriilt,  abgewichen.  Wir 
haben  überdem  die  Ergebnisse,  welche  sich  hei  A.  Rossbach  Untersuclron- 
gen  über  die  Römische  Ehe  (Stuttgart  1863)  besonders  S.  18  und  53  fin- 
den ,  benutzt  Zu  erwähnen  ist  noch  die  von  GelL  X,  28  aus  Oatos  Rede 
th  doie  angeführte  Stelle ,  in  welcher  früher  Andere  und  auch  Geib  a.  a. 
0.  S.  86  ohne  Grund  Schwierigkeiten  fanden.  Cato  spricht  dort  tod  dem 
Gerichte,  welches  der  Ehemann  über  seine  Frau  hält,  SEOch  in  dem  Falle, 
wenn  er  die  Ehe  mit  ihr  trennen  will.  Er  sagt  Vir  cum  Avonkm  foai, 
nmU&ri  iudex  pro  eemore  etl,  d.  h.  em  Masn  richtet  dann  über  eine  Frau 
mit  ähnlichem  Erfolge,  wie  der  Censor  über  Römische  Bürger.  Er  ver- 
hängt keine  Strafe  über  sie,  aber,  indem  er  sich  von  ihr  scheidet,  &Ut 
er  über  ihre  Ehre  oder  ihren  Character  ein  ungünstiges  Urtheil.  Dsss  er 
aber  auch  wirklich  richterliche  Macht  über  sie  hat,  erwähnt  Cato  im  Fol- 
genden: imperium  jjuod  tidetur,  habet  i  «i  qmd  perverse  ietreque  ftichm  eil 
a  mulkeref  mulUUur:  »i  pinum  bibii,  ii  cum  alieno  viro  proM  ^md  fecity 
eottdemnaiur, 

151)  Die  Meinungen  der  neuem  Gelehrten  über  dieses  ZwCdftafelgesetBJ 
hat  in  gedrängter  Ueborsicht  dargestellt  H.  E.  Dirksen  GiTilistische  Abhandrj 
lungen  I,  246  ügd.  Er  erwähnt  zuerst  die  Ansicht  derjenigen,  welche  «chi 
an  die  streng  grammatische  Bedeutung  des  Wortes  haltend  aas  dem  Ge-j 
setze  ein  allgemeines  Verbot  von  sogenannten  Privilegien  ableiten.  Did 
Meinung  von  Cnjacius  war,  die  Worte  der  XU  Tafeln  seien  nur  den  daa* 
emden  Befreiungen  der  Individuen  von  der  allgemeinen  Regel  der  Gesetzp.j 
nicht  aber  den  bloss  vorübergehenden  Begünstigungen  derselben,  abo  na^ 
mentlich  nicht  der  gesanmiten  Classe  der  Dispensationen  entgegen.  Eio^ 
dritte  Ansicht  ist,  die  Vorschrift  der  Xn  Tafeln  sei  mit  der  andern  Bej 
Stimmung  derselben,  dass  nur  Gentoriatcomitien  über  das  Leben  eine» 
Bürgers  entscheiden  sollten,  in  Verbbfidung  zu  setzen  und  in  ihr  sn 
die  Gewährleistung  enthalten,  dass  Privilegien  jeder  Art  nur  von  der  (k\ 
meinde  der  gesammten  Nation  beschlossen  werden  sollten.  Nadi  Yerwer 
fang  dieser  drei  Ansichten  billigt  Dirksen  die  Meinung  derjenigen,  welch 
unter  den  von  den  XII  Tafeln  verbotenen  Privilegien  die  gegen  Individuc 
gerichteten  Entscheidungen  verstehen,  welche  zwar  in  gesetzlicher  Fo 
aber  ohne  vorgängige  richterliche  Untersuchung  erlassen  virerden.  Di 
Erklärung  wird  Jetzt  meistentheils  angenommen,  z.  B.  von  Rein  in  Panly 
Real-Encyclopädie  VI,  55  und  dass  die  früheren  unrichtig  sind,  ist  kei 
Zweifel.  Aber  den  Namen  Privilegium  nur  an  das  Fehlen  der  gerichtlich 
Untersuchung  zu  knüpfen,  erscheint  uns  auch  nicht  begründet 

152)  Andere  Erklärungen  von  Privilegium  in  dieser  Bedeutung  findei 
sich  -bei  den  Alten  nicht  Denn  Paadus  p.  226  s.  v.  privos  gtebt  nur  ai 
dass  Privilegium  von  diesem  Adjectivum  hergeleitet  sei,  und  C^n.  X,  20  ei 
klärt  zwar,  er  wolle  über  den  Unterschied  von  lex,  pMi*ciHm$ ,  royain 
primlegium  sprechen,  fuhrt  auch  die  Erklärung,  welche  AtejuB  Gapito  voi 
te  gab,  an  und  beweist,  dass  sie  nicht  richtig  ist,  giebt  aber  selbst  km 


AnmerkungeD.  453 

von  ffririlegium,  Mao  erkenDt  aus  den  Bemerkungen,  welche  er  über  pte- 
fnscihtM  usd  ro$aiiq  macht,  Sachen  und  Begriffen ,  deren  ErklSiiing  für  ' 
ms  keine  Schwierigkeit  hat,  dass  in  seiner  Zeit  bei  dem  Vorherrschen  der 
unmittelbar  vom  Kaiser  ausgegangenen  Befehle»  welche  Gesetzeskraft  hat- 
ten, das  Bewusstsein  von  der  Bedeutung  jener  alteiihumltchen  Ausdrucke 
atxli wanden  war. 

153)  Man  vergleiclie  die  etwas  abweichende  Darstellung  von  Rein  R5- 
mixbes  Criminalrecht  S.  401,  der  zugleich  die  andern  Gelehrten-,  welche 
denselben  Gegenstand  behandelt  haben,  anfnhil  und  ihre  Ansichten  in  Be- 
^dcbt  zieh. 

154)  Diese  gewöhnliche  Ansicht ,  dass  culprt  eine  Erfindung  der  Kaiser- 
2^ir  sei,  findet  sich  z.  B.  bei  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  160,  166 
lud  insbesondere  wird  sie  für  die  Irr  Cornelia  tle  $icariu  geläognet  S.  412, 
417.  Wir  werden  später  bei  den  Gesetzen  Sullas  auf  diesen  Punkt  zurück- 
kimmeo  müssen. 

155)  Man  vergleiche  'darüber  die  Darstellungen  des  Attischen  Rechtes 
L  B.  Meier  und  Schoemann  der  Attische  Process  (Halle  1824)  S.  485. 

156)  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  298  führt  die  vei*schiedenen 
V-jjujigen  früherer  Gelehrten  über  diesen  Punkt  an ,  billigt  aber  keine  der- 
^'IlMfQ.  Er  stellt  auch  keine  eigene  Ansicht  auf. 

157)  Dies  ist  wenigstens  die  Ansicht  von  Rein  Römisches  Criminal- 
t*-  bt  S.  766,  welcher  die  Meinung  anderer  Gelehrten ,  die  in  Gajus'  Wor- 
'<:  1  die  Strafe  und  sogar  den  Wortlaut  der  zwölf  Tafeln  za  finden  glaub- 
'1,  verwirft  und,  wie  es  scheint,  mit  Recht  Ob  auf  Brandstiftung  über- 
•  iiipt  der  Feuertod  stand,  ist  sehr  zweifelhaft. 

158)  Ich  Bchliesse  mich  also  der  Darstellung  von  Rudorff  Römische 
^i < htsgeschichte  H,  355  an.  Andere  Gelehrte,  z.  B.  Rein  R^)misches 
'  noiinalrecht  S.  357  verstanden  occcniare  von  jeder  wörtlichen  Beleidi- 
'!.>§  und  verkannten  damit  den  politischen  Chamcter  des  Gesetzes. 

159)  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  473  zieht  dieses  Gesetz  über 
iii^riaabte  Verbindungen  unter  die  über  perdueiUo,  aber  ohne  einen  beson- 
'>rA  G^^ond  dafür  anzugeben.  Er  fasst  überhaupt  den  Begriff  der  peiduef-^ 
'''  ^hr  weit,  so  dass  jedes  Staatsverbrechen  dahin  gehören  kann,  wie  er 

-^^u  z.  B.  Verletzung  der  lex  Valerin  de  provocaiioHe  durch  die  Beamten, 
> 'idigung  der  Volkstribunen,  auch  militärische  Vergehen,   wie  Desertion 

li  Uebergehen  zum  Feinde  dahin  rechnet.  Diese  Ausdehnung  ist  ohne 
'> 'ifol  ZQ  gross,  und  dabei  die  Römische  Rechtsanschauung,  welche  ein 
»  rhivoheQ   unter   verschiedene   Gesetze    bringen   kann    und   zu   bringen 

'^irt,  nicht  berücksichtigt  Es  scheint,  dass  die  perdueiiio  in  den  zwölf 
1  Mn  noch  eine  andere  war  und  engere  Gränzen  hatte ,  als  bei  dem  ausser- 

i  ritlichen  Verfahren  vor  dem  Volksgerichte. 

160)  Man  vergleiche  unsere  Einleitung  zu  unserer  Ausgabe  von  Ciceros 
'•']•?  pro  Murena  (Berlin  1859)  p.  XVII,  wo  wir  von  diesem  Gesetze  der 
'M  Tafeln  bei  der  Erklärung  der  überhaupt  über  den  ambitos  erlassenen 
'V'tze  ausgegangen  sind. 

161)  Rein  in  Paulys  Real-Encyclopädie  II,  155  sagt,  der  cnmifex  hätte 
r  an  Sclaven  und  Fremden  die  Strafe  zu  vollziehen  gehabt.  Dass  diese 
'uumi    nicht  richtig   ist,    beweist  der  angeführte  Process  von  Rabirius, 

' .*'x  einige    uns  überlieferte  Beispiele  von  Bürgern,  welche  im  Gefäng- 
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nisse  hingerichtet  worden,  endlich  die  zahlreichen  Fälle,  wo  die  Lictorcn 
in  den  Provinzen  zur  Hinrichtung  von  Nichtbürgem  angewendet  ^RiirdeD. 

162)  Alle  Stellen  der  alten  Schriftsteller  über  homo  sttcer  sind  gesam- 
melt von  Schwegler  RGmische  Geschichte  II,  253,  ohne  dass  indessen  aib 
ihnen  ein  bestimmtes  Ergebniss  gezogen  würde.  Wir  haben  die  Stufe 
schon  oben  S.  224,  als  wir  von  der  Unverletzlichkeit  ond  Heiligkeit  der 
Volkstribonen  sprachen,  berührt 

163)  Walter  Römisdie  Rechtsgeschichte  (3.  Ausg.)  §  820  sagt:  „Unver- 
mögende büssten  statt  des  Geldes  mit  Geföngniss  oder  es  ging  ihnen  gar 
an  die  Haut."  Der  Ausdruck  ist  unbestimmt  und  dabei  doch  so ,  als  ob 
die  angegebene  Bestrafung  sicher  wäre.  Für  den  ersten  Theil  dieser  Be- 
hauptung wird  die  Stelle  Plut  Gat  maj.  15,  aus  der  wir  gerade  das  ^ 
gentheil  erwiesen  haben ,  und  die  eben  so  wenig  hierher  gehörige  bei  Diouyi 
firagm.  XIII,  5  angeführt,  für  den  zweiten  Theil  zwei  Digestenstellen,  wekb«> 
für  die  Republik  nicht  gültig  sind  und  auch  sonst  mannig&che  Bedenken 
haben. 

164)  Ich  weiss  nicht,  aus  welchem  Grunde  Rein  Römisches  CrimiDal- 
recht  S.  916  behauptet:  „Gonfiscation  des  ganzen  Vermögens  gab  es  ge- 
setzlich damals  (d.  h.  zur  republicanischen  Zeit)  nicht  und  das  Volk  ver- 
hängte solche  nur  in  einzelnen  Fällen".  Dass  seit  uralten  Zeiten  Emtitf- 
hung  des  Vermögens  zur  Todesstrafe  hinzutrat,  beweisen  die  Proc^sse 
unter  den  Königen ,  für  die  republikanische  Zeit  die  ausdrücklichen  Ern^ 
nnngen  in  den  Gesetzen  über  die  Unverletzlichkeit  der  Tribunen:  aachSp. 
Gassius,  der  im  ordentlichen  Gerichtsverfohren  wegen  Strebens  nach  Alleio- 
herrschaft  verurtheilt  war ,  würde  sein.  Vermögen  verioren  haben ,  wenn  er 
als  fiUuM  familiai  etwas  gehabt  hätte.  Es  ist  also  kein  Zweifel,  dass  g^ 
setzlich  Einziehung  des  Vermögens  als  Strafe  bestand  und  sie  kam  aorli 
thatsächlich  in  keineswegs  seltenen  Fällen  vor. 
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handelt  über  die  Provocation.  Münzen.  Sie  nmfasst  alle  Borger 
ausserhalb  Roms.  Verbot  der  Geisselung  überiiaupt  und  in  Folge 
davon  Veränderung  der  Todesstrafe.  Abstufungen  im  Bürger- 
recht :  nur  die  beste  Classe  desse]t)eu  geuiesst  die  Vortheile  der 
Gesetzgebung.  Ausdehnung  derselben  anf  die  Soldaten.  Zeit- 
punkt, nach  welchem  die  Porcischen  Gesetze  nicht  Mlen  könneD 
und  Muthmassung  über  die  Urheber  und  den  Inhalt  der  einzel- 
nen Gesetze.  Gesetzesvorschlag  von  Ti.  Gracchus.  Gesetz  von 
G.  Gracchus.  Sein  Inhalt,  seine  Veranlassung  and  Anwendang. 
Gesetzesvorschlag  des  Volkstribunen  M.  Livius  Dnisus. 

Viertes  Capitel  78 

Die  mit  der  Criminalrechtspflege  betrauten  Beamten.  Aufhebung 
der  Quästoren.  Uebertragung  ihrer  Geschäfte  zum  Tbeil  an  die 
Aedilen.  Einsetzung  der  Militairtribunen  und  Grund  derselben  in 
der  Nothwendigkeit ,  die  Zahl  der  höchsten  Beamten  za  venneh- 
ren.  Das  Canuiejische  Gesetz  und  seine  Veränderungen ,  ehe  es 
angenommen  wurde.  Wahl  der  Militairtribunen.  Ihre  Zahl.  Ihre 
Amtsgewalt  der  consularischen  gleich.  Die  ^ikietforev  farridä». 
Nachricht  von  Pomponius.  Quästoren  werden  theils  Beamte  theils 
Privatmänner.  Eine  andere  Art  der  Quästoren  för  den  Orirainal- 
process. 

Fünftes  Capitel  lOt 

Die  Prätoren  als  Criminalrichter.  Grund  für  die  Einsetzung  der 
Prätur.  Widerlegung  der  Ansicht,  der  städtische  Prätor  habe 
nichts  mit  der  Strafrechtspflege  zu  thun  gehabt ,  durch  den  Man- 
gel an  andern  Beamten,  durch  überlieferte  Beispiele.  Verviel- 
fachung der  Prätoren.  Strafrechtspflege  ausserhalb  Roms  in  Ita- 
lien und  den  Provinzen.  Das  prätorische  Edict ,  seine  Entstehung 
und  die  Behandlung  des  Strafrechts  in  demselben.  Gurulische 
Aedilität  Gründe  ihrer  Einsetzung:  sie  steht  mit  dem  Strafrecht 
nur  in  so  fem  in  Verbindung,  als  die  Aedilen  ausserordentliche 
Ankläger  sind.  Dreimunner  far  Capitalsachen.  Ihre  allmälig<* 
Entstehung  und  Beschäftigung.  Polizeiliche  Wirksamkeit  in  Fah- 
rung von  Untersuchungen  und  Bestrafung  geringerer  Vergehen. 
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Das  ProeeBBVorlkbrcB. 

Erstes    Capitel  1^ 

Darstellung  des  Strafverfahrens.  Schwierigkeit  derselben.  Ein- 
theilung  in  ordentliches  und  ansserordentlicbes.  Einheit  der  rich- 
terlichen nnd  vollziehenden  Gewalt  Einheit  der  Civil-  and  Strsf- 
geriohtsbarkeit.  Stellung  der  Beamten  zu  einander  m  der  Ge- 
richtsbarkeit. OefTentlichkeit  der  Verband  langen.  SobrifUicbe  Anf- 
Zeichnungen  dabei.  Beirath  der  Beamten.  Seine  Zasammensec- 
zung  und  Hinzuziehung.  Eintheilung  des  Verfahrei»  sowohl  beim 
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(^ril-alB  aach  beim  CriininaI{i]'<K'«':we  in  das  in  iure  und  ■»  tH- 
An«.    BemerkungeQ  daräbcr. 
Z>nics  Capitel 

Einleitung  der  Anklage  von  Amtswegen  oder  durch  Privatanklfi- 
gn-.  Angeber,  ihre  Begäastignngen  und  BelohauDgen.  Privatan- 
Häger  begünstig  nnd  belohot.  Alle  können  angeklagt  werden 
aiuwr  den  Beamten.  AnwiUte  nnd  Vertheidiger.  Annahme  der 
Anklagen  durch  die  Beamten.  Erseheinen  des  AngekUgten  an  der 
üerichtsstStte,  Verhaftung  desselben.  Stellung  von  Bili^n.  Ge- 
ßngnisahaft  bei  den  ROmem.  Sie  ist  keine  Strafe  und  wird  doch 
in  aussei^Bwöhnlichen  Fällen  von  den  Beamten  ais  Strafe  ange- 
irmdel.  Art  des  Ge^ngnisses:  altes  kOniglichee  üeffingniss,  die 
Anbrüche,  Haft  bei  den  Beamten,  trm^e  Gefängiiise,  Itewachang 
durcti  andere  Städte, 
^ntteg  Capitel 

Eiitheilong  des  Criminalpro<%sses  in  das  Verfahren  in  inr^  and 
in  m  nuAcjB.  Annahme  oder  Abweisung  dnr  Anklage  durch 
den  Beamten.  Verfahren  in  tuir  InUrrogaiia  >»  inrr  Im  Pdle 
in  üest&ndnisses  entsclieidet  der  Beamte  selbstfindig.  I^benso 
bei  Ertappong  auf  frischer  That  Beweis  für  die  Selbständigkeit 
der  Beamten  in  diesen  Fällen.  Weite  Ausdehnung  dieser  Falle 
dorcb  juristische  Erkl&ning.  Beschrfiokang  der  Provocation  da- 
darcb.  Macht  der  Beamten  im  Stiafprocess.  AJImfilige  Hilde- 
rcng  der  Strafen.  Das  VorMiren  in  iure ,  wenn  ein  Verfahren  im 
miieio  folgt  Falsche  AnBicht  von  «wei  Instanien.  Widerlegung 
dmelben.  Begriff  von  tudieare  und  ittdiciaiu.  Nur  das  Verfahren 
for  dem  Volke  gilt  als  richterliches.  Stellung  der  Beamten  und 
Endiweek  des  Verfahren»  it  in™  in  diesem  Falle. 
i'rtes  Capitel 
Befagniss  der  Centuriatcomitien,  in  Provocation H|irocessen  zu  ur- 
theilcn.  Die  Formen  des  Abstinunens  sind  dieselben  wie  bei  po- 
litischen Verbandhiagen.  Frist  Ton  drei  Markttagen.  Die  dreis- 
%  nuM  Jim.  EntstehuDg  der  Fri.-t  bei  den  Tributcomitien ,  so- 
"oU  in  Processen  als  in  Efiidem  Verhandlungen.  Notliwendige 
Beobachtung  des  Endtermins.  Ausnahmsweise  Nichtbeachtung  der 
füa  von  drei  Markttagen.  Einßihrung  derselben  Comitialtage 
ffir  die  Centarien  und  Tribo».  Aburtheilnng  mehrerer  Verbrecher 
in  etnem  Termine.    Uobcrlieferte  Beispiele  des  ordentlichen  Gri- 

i-nftt»  Capitel  ! 

AoMerordentliches  Verfahren.  Gerinife  Abweichung  vom  gewOhn- 
licbBD  Stra^rocesse  durch  Berraguii;!  dos  Senates.  Beis))iel  da- 
"m.  Weilefo  Abweichung  darin,  >h>7-  iI.t  Senat  einen  odermeh- 
ftne  »on  den  zum  Richteo  ■<lciili.F\M  i-.  l*f5higten  Beamten  be- 
'-uEttsgL  Beispiele  davon.  Nni'li  \\<'it<  i  '  Abweichung,  indem  das 
V«lk  stell  fTHmllig  seiner  obL'rrii'}il<'ili<'lir>ii  Gntscheidong  begiet^ 
Ite  VollniBcbt  durch  die  Tributi'umitiirj  ausgestellt 
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Sechstes  Gapitel  217 

Weiteres  ausserordentliches  Verfehren.  Unterschied  von  dem  or- 
dentlichen in  Bezug  auf  die  Ankläger,  welche  immer  Beamte 
sind.  Thätigkeit  der  Aedilen.  Augeklagt  können  auch  Beamte 
werden  y  Gonsuln ,  Censoren ,  Tribunen  und  Aedilen  selbst.  Ge- 
fängnissstrafe von  Tribunen  über  Beamte  verhängt.  Alle  Ver- 
brechen können  in  diesem  ausserordentlichen  Verfahren  gestraft 
werden.  Beweis,  dass  dabei  kein  Instanzeuzug  stattfindet  Ge- 
ständige und  auf  der  That  ertappte  Verbrecher  werden  ohne  Pro- 
cess  gestraft.  Verschiedene  Befugnisse  der  Genturiat-  und  Tri- 
butcomitien,  gültig  während  der  ganzen  Zeit  der  Republik.  Die 
Anklage  geht  von  dem  freien  Entschlüsse  des  Beamten  oder 
von  der  Beschwerde  eines  Privatmannes  aus.  Das  Vorverfahren 
ist  willkürlich  und  steht  in  der  Hand  des  Beamten,  selbst  die 
Gegenwart  des  Anzuklagenden  ist  nicht  nöthig. 

Siebentes   Gapitel  23 

beginn  des  gerichtlichen  VerfEÜbrens.  Diei  dicUo  und  ihre  Bedeu- 
tung, prodiciio  diei.  Das  Recht  der  Aedilen  zur  Leitung  einer 
Volksversammlung  auf  Griminalprocesse  beschränkt  Zeugnisse 
für  das  ausserordentliche  Verfahjren  vor  dem  Volke,  Gicero  und 
Appian.  S<'.hwierigkeit  ihrer  Erklärung,  besonders  wegen  der 
Vieldeutigkeit  des  Wortes  urtheilen.  Fristen  der  einzelnen  Ter- 
mine. Nothwendige  Anwesenheit  des  Angeklagten  bei  den  Ter- 
minen. Verfahren  gegen  Abwesende.  Verschiedene  Arten  der 
Volksvei-samralungen.  Die  drei  ersten  Termine  geschehen  in  ei- 
gentlich sogenannten  coniiofies,  Vorsitz  der  Tribunen  und  Aedi- 
len in  denselben.  Zwe<:k  der  drei  ersten  Termine.  Schilderung 
des  Verfahrens  im  ersten  Termine,  im  zweiten,  im  dritten.  Theil- 
nähme  des  Volkes  dabei.  Schluss  des  dritten  Termins.  And- 
rere und  anquisilio. 

Achtes  Gapitel  ^  ^ 

Die  Anklagcacte.  Der  vierte  Termin.  Verschiedenheit  desselben 
von  den  früheren  Terminen.  Einrichtung  des  vierten  Termins  und 
Beschi-änkung  der  Vertheidigung  dalfei.  Das  Beweisverfahr^i  ist 
selbständig.  Aussagen  der  Zeugen  ohne  Vereidigung.  Verglei- 
chung  mit  dem  Verfehren  vor  der  Zeit  der  Decemvim.  Ob  und 
wo  Provocation  erhoben  wird.  Die  Ankläger  können  jeden  der 
drei  ersten  Termine  verschieben,  den  vierten  nicht  Stratige 
Frage,  ob  ein  Geldprocess  in  einen  Gapitalprocess  übergdien  kann. 
Aufhören  eines  Processes  durch  den  Einspruch  eines  Tribunen, 
der  gewöhnlich  vor  dem  Beginne  der  eigentiichen  Gomitien  statt- 
findet Aufhören  des  Processes  beim  Rücktritte  des  Anklägers. 
Verschiedenes  Verfahren,  wenn  der  Angeklagte  sich  nicht  stellt 
Befugniss  der  Tributcomitien  in  diesem  Falle. 

Neuntes  Gapitel  -^ 

Parteilichkeit  des  Vorsitzenden  bei  dem  ansserordeatlichen  Ver* 
fahren   vor  dem  Volke.    Daher  Anwendung   von  Privatrichtern. 
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Beispiele  davoD.  Beim  Tierten  Termine  Uebergang  der  eonüo  in 
Tribut-  oder  Centuriatcomitien.  Endgaltiger  Antrag  beim  Volke. 
Entscheidung  desselben  durch  Freisprechung  oder  Verurtheilung, 
and  zwar  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  Ausführung  des  Ur- 
theilsspruches  durch  den  Beamten ,  welcher  den  Vorsitz  gefuhrt. 
Geßmgniss  auch  im  Falle  der  Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe. 
Keine  öffentliche  Schande  damit  verbunden.  Weshalb  man  dennoch 
in  die  Verbannung  ging.  Erlass  der  Geldstrafe.  Aeusserlichkei- 
ten  des  Verfahrens.  Ort  der  gerichtlichen  Untersuchung  und  der 
Tributcomitien.  Der  Angeklagte  und  seine  Anwälte  stehen  dem 
Ankläger  auch  äusserlich  nicht  gleich.  Formen  der  Vorladung. 
Hornbläser  bei  Centuriatcomitien.  Aufrufen  durch  den  Herold. 
Wer  ab  reu»  gilt  Betragen  desselben.  Allgemeine  Betrachtung 
über  den  Character  und  die  Entstehung  der  Volksgerichte. 

Zehntes  Capitel  305 

Die  uns  bekannten  Processe ,  welche  vor  dem  Volke  in  Tribut- 
comitien geführt  wurden,    nach  der  Zeitfolge  geordnet    Sie  rei- 
chen bis  in  die  Zeit,  wo  die  Schwurgerichte  entstanden. 

Eilftes  Capitel  324 

Die  Capitalklagen  vor  dem  Volke.  Ihre  Entscheidung  durch  die 
Centuriatcomitien.  Verhältniss  der  anklagenden  Tribunen  oder 
Aedilen  zu  den  curulischen  Beamten,  welche  dieComitien  leiten. 
Begriff  der  perduelUo.  Die  Königszeit  Zeit  von  der  Vertrei- 
bung der  Könige  bis  zu  den  zwölf  Tafeln.  Beweis,  dass  seit 
dieser  Zeit  jeder  Capitsdprocess  vor  dem  Volke  ein  Perdueliions- 
prooess  genannt  wird.  Unsicherheit  des  Begriffes  beim  ordent- 
lichen Verfahren.  Verfahren  bei  dem  Capitalprocesse.  Ausföh- 
nmg  des  Urtheils  durch  den  Ankläger.  Wiedereinsetzung  Ver- 
urtheilter  durch  Centuriat-  und  Tributcomitien. 

Zwölftes 'Capitel  338 

Die  uns  bekannten  Capitalprocesse,  welche  vor  dem  Volke  ge- 
führt worden  sind,  der  Zeitfolge  nach  geordnet 

Dreizehntes  Capitel  357 

Strafrecbtspflege  über  Nichtbürgcr  in  Rom,  nicht  durch  diePro- 
vocationsgesetze  beschränkt  Sie  wird  von  der  über  Bürger  in 
den  Personen  der  Richter  geschieden.  Fremdenprätor  durch  den 
Einspruch  seiner  Collegen  und  durch  die  tribunicische  Gewalt 
beschränkt  Schutz  der  Nichtbürger  durch  das  Patronatsverhält- 
niss.  Strafrechtspflege  ausserhalb  Roms,  getrennt  nach  Bürgern 
und  Nichtbürgern.  Stelle  von  Polybius.  Die  Bürger  ausserhalb 
Roms  durch  die  Porciscbe  Gesetzgebung  geschützt  Die  nicht 
geständigen  oder  nicht  auf  der  That  ergriffenen  Verbrecher  un- 
ter den  Büi^m  ausserhalb  Roms  werden  nach  Rom  zur  Abur- 
theüung  geschickt  Der  Senat  hat  dabei  eine  doppelte  Thätig- 
keit  Strafgerichtsbarkeit  über  Nichtbürger  ausserhalb  Roms. 
Sie  stehen  unter  den  Beamten:  der  Senat  hat  über  sie  nur  eben 
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dieselbe  Macht  wie  über  die  Büiiger.  Yerhältnisse  der  ProTiDsen. 
Ausserordentliche  Benxfdng  von  Angeklagten  nach  Rom.  Italien 
war  bis  in  späte  Zeit  gleich  den  Provinzen. 

Vierzehntes   Gapitel  376 

Einzelne  merkwürdige  Strafprocesse.  Zuerst  der  von  Sp.  Mae- 
lius  und  von  G.  Servilius  Ahala.  Rechtliche  Bedeutung  der  Er- 
mordung von  MaeliuB.  Process  von  M.  Manlius  Capitolinus.  Ver- 
anlassung und  Verlauf.  Angeblicher  doppelter  Process.  Erklä- 
rung der  Stelle  von  Livius.  Verschiedenheit  der  Ueberlieferung 
über  Manlius'  Verurtheilung.  Process  von  G.  Rabirius.  EIrzählung. 
Absicht  bei  der  ErGifiiung  desselben.  Gesetz  von  T.  Atius  La- 
bienus.    Verlauf  des  Processes.    Giceros  Rede  in  demselben. 

Fünfzehntes  Gapitel  397 

Process  der  Gatilinarischen  Verschworenen.  Erzählung  dessel- 
ben. Drei  Fragen  sind  zu  beantworten.  Erstens  welche  Macht 
der  Senatsbeschluss,  wodurch  den  Beamten  die  Sorge  für  den 
Staat  anempfohlen  wurde,  verlieh.  Erwähnungen  desselben  in 
der  Geschichte.  Seine  Bedeutung  ist  militärisch  und  bezieht  sich 
nicht  auf  die  Aufhebung  der  Provocation.  Befugnisse,  welche 
Gicero  daraus  bei  der  Unterdrückung  der  Verschwörung  her« 
leitete.  Zweite  Frage,  ob  Gicero  durch  den  Senatsbeschluss  der 
Verantwortung  überhoben  wurde  xmd  Beweis,  dass  dies  nicht 
der  Fall  war.  Dritte  Frage,  ob  Gicero  bei  dem  Processe  die 
Gesetze  verletzt  hat,  erstens  in  Bezug  auf  die  Verurtheilung, 
zweitens  in  Bezug  auf  die  Art  der  Bestrafung.  Beweis ,  dass  er 
kein  Gesetz  verletzt,  aber  allerdings  gegen  den  damaligen  Geist 
des  Strafrechts  gefehlt  hat 

Sechzehntes  Gapitel  411 

Process  Giceros.  Das  Gesetz  von  P.  Glodius.  Inhalt,  Bedeu- 
tung und  Stellung  in  der  Geschichte  des  Strafrechts.  Rückwir- 
kende Kraft  desselben.  Die  in  demselben  festgesetzte  Strafe. 
Verurtheilung  Giceros.  Ob  sie  ungesetzlich  war.  Veifahren  da- 
bei. Auslassung  des  Termins  zur  Vorladung,  dagegen  Ansetnmg 
eines  anderen  Termines,  von  dem  an  die  Aechtung  gültig  sein 
sollte.  Aechtung  und  Ortliche  Ausdehnung  derselben.  Schein- 
barer Widerspruch  der  Berichterstatter.  Bestimmungen  des  Glo- 
dischen  Gesetzes.    Ausfuhrung  desselben  durch  den  Ankläger. 
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Die  VolIenduDg  der  Komischen  Gerichtsverfassang. 


Erstes  Capitel. 

ItiR  to  ZeluBiiBiier  ukl  WMerherstellng  der  alten  TerHusnig.  Die 
^iltrisch-Hbrttlschei  CfeseUe.  Das  erste  Gesetz  Aber  die  Tribvteomitleii, 
vekhe  flr  das  ganxe  Tolk  bindend  werden.  Der  Senatsbeschlnss  rar 
liklage  Yen  Patriciem  ist  fbrtan  nnnftthig.  Die  Patricier  nehmen  an 
den  Tribntoomitien  Theil.  Strafbestimmung  des  Gesetzes.  Zweites  Ta- 
lolacb-Höratlaches  Cfeseti  über  die  ProYoeation  nnd  Dnilisches  Plebisdt 
tiier  die  Wabl  Yen  TelksMbnnen.  Stellnng  der  Dictatnr  zur  ProYOcatlen. 
Hrsprüngllcli  ohne  ProYOcation  wird  der  Dictater  anch  dnrch  das  neue 
6esetz  nidit  beschrankt,  aber  später  an  einem  nicht  n&her  anzugebenden 
Ui^uakte  doch  der  ProYocation  unterworfen.  Drittes  Taler isch-Horatisches 
(isetznberdieHeiliglteitderTolkstribanen  and  anderer  Beamten.  Frilhere 
SteUtng  derselben,  KrU&rang  des  Gesetzes.  Terschiedene  Ansichten  der 
alten  Juristen,  Strafbestimmungen,  Gültif^eit  und  UngUtii^eit  zu 

gleicher  Zeit. 

Die  Gesetze,  nach  denen  der  Staat  fortan  geleitet  werden 
stillte,  waren  nur  theilweise  beendet,  nur  theil  weise  vom  Volke 
aiiiü:enommen  worden.  Es  fehlte  der  an  äusserem  Umfang  vielleicht 
Klt^inste,  an  innerer  Wichtigkeit  bedeutendste  Theil  derselben, 
lüimlich  derjenige,  welcher  die  politische  Verstattung  betraf  und 
üi>er  die  Zahl,  Amtsdauer  und  Gewalt  der  künftigen  Beamten 
IL  1 


2  Sturz  der  Zehnmänner. 

handeln   sollte.    Da  wurde  die   Gesetzgebung  gewaltsam  unter- 
brochen,   und  die  Zehnmänner,    welche  zu  ihrer  Durchführung 
gewählt   und   mit  uneingeschränkter  Machtvollkommenheit  aus- 
gerüstet worden  waren,   gestürzt.     Sie  fielen  durch  die  Vereini- 
gung der  Gegner,    die  sie  unter  den  Patriciern  und  Plebejern 
hatten,    ob   auf  gerechte  Veranlassung    oder  nicht,    lässt  sieh 
schwer  entscheiden.    Man  kann  absehen  von  der  romantischen 
Erzählung  über  Claudius'  Verbrechen  und  Virginias  Tod:  sicher 
ist  es,  dass  die  Zehnmänner,  da  sie  die  Regierungsweise  ändeni 
sollten,   eine  uneingeschränkte  und  gewissermassen  tyrannische 
Regierung  führen    mussten.     Sie  wollten  die   beiden  Parteien, 
welche  bisher  mit  einander  im  Kampfe  gelegen,  vereinen:  dazu 
gehörte,  dass  beide  etwas  von  ihren  Rechten  abtraten,  und  beide 
waren  dazu  nicht  geneigt.     Sie  wollten  wahrscheinlich  eine  ste- 
tigere Regierung  schaffen,  als  es  bei  jährlich  wechselnden  Beam- 
ten  und  jährlich  aufregenden   Wahlen  möglich  war,  und  damit 
verstiessen  sie  gegen  die  Interessen  der  Angesehensten  sowohl 
unter  den  Patriciern  als  unter  den  Plebejern:  sie  verletzten  das 
allgemeine  Gefülil,  das  gerade  in  den  häufig  wechselnden  Beam- 
ten die   grösste   Gewähr  gegen  Tyrannei  erblickte.     Die  Zehn- 
männer Hessen  das  Ende  ihres  Amtes,  die  Iden  des  Mai,  her- 
ankommen ,    ohne  die  Wahlversammlung  für  ihre  Nachfolger  zu 
halten :  sie  konnten  sich  nicht  entschliessen  abzutreten.     Sie  be- 
hielten  indessen  ihr  Amt  nicht  lange  im  neuen  Jahre*):   bal^l 
brach  offene  Unzufriedenheit  im  Senate  und  Aufetand  unter  dem 

I 

Volke  und  den  Soldaten  aus.  Etwa  einen  Monat  nachher  er- 
kannten die  Zehnmänner  die  Unmöglichkeit  sich  zu  halten:  in 
einer  Senatsversammlung,  welche  sie  selbst  berufen  hatten, 
wurde  nach  vorausgegangener  Verstäiidigimg  mit  der  Plebs  die| 
Wiederherstellung  der  alten.  Verfassung  beschlossen,  dazu  allge^ 
meine  Verzeihung  und  Straflosigkeit  von  beiden  Seiten.  Di^ 
Wiederherstellung  der  alten  Verfassimg  umfasste  zweierlei,  di« 
Wahl  der  Volkstribunen  mit  ihrer  alten,  ungeschmälerten  Ge^ 
walt,  und  die  Wahl  der  Consuln,  ebenfalls  mit  der  Gewall, 
welche  sie  vor  der  Gesetzgebung  gehabt  hatten,  d.  h.  der  Pn^ 
vocatiou  unterworfen.    Dieser  Senatsbeschluss  wurde  dann  au:^ 
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gpfiihrt  und,  soweit  es  nöthig  war,  durch  Tributcomitien  bestä- 
tigt. Zuerst  legten  die  Zeknmänner  ihr  Amt  nieder,  es  folgte 
die  Wahl  der  Volkstribunen  durch  den  vom  Senate  dazu  abge- 
unineten  Oberpriester;  dann  veranlassten  die  neugewöhlteu  Tri- 
biiiit^ü  den  Volksbeschluss  über  die  allgemeine  Straflosigkeit  und 
die  Erwählung  von  Consuln,  denen,  wahrscheinlich  zum  Zeichen, 
da.ss  sie  unter  der  Provocation  ständen ,  damals  zuerst  der  neue 
Name  Consuln  gegeben  wurde.»)  Ihre  Wahl  erfolgte  endlich 
auf  herkömmliche  Weise  durch  einen  Zwischenkönig.'') 

Die  neu  enrvählten  Ck)nsuln,  L.  Valerius  und  M.  Horatius, 
Ss'aljen  unmittelbar  nach  ihrem  Amtsantritte   drei  Gesetze,   wo- 
durch sie  die  alte,  eben  wieder  hergestellte,   Verfassung  näher 
bt'stimmteu   und    die   Vereinigung    der   Patricier   und   Plebejer, 
Welche  zum  Theil  schon  durch  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln 
li^rbeigefuhrt  worden  war,  weiter  befestigten.    Den  ersten  Zweck 
btten  die  beiden  ersten  Gesetze,  den  zweiten  das  dritte;  indes- 
sen auch  das  erste  Gesetz  trug  viel  zur  genaueren  Verbindung 
i^x  Stände  bei.    Es  ist  das  wichtigste  und  wird  von  Dionysius, 
welcher  die  andern  als  zu  unbedeutend  übergeht,  allein  erwähnt 
Livius  giebt  seinen  Inhalt  folgendermassen  an:  „was  die  Plebs 
iü Tribtttversammlungen  befohlen  hätte,  sollte  das  Volk  binden": 
«^r  fügt  hinzu,    es  sei  früher  gleichsam  ein  bestrittener  Punkt 
^.'♦'wesen,  ob  die  Patricier  durch  die  Beschlüsse  der  Plebs  gebun- 
l'.'fl  würtjen;    durch  das  jetzige  Gesetz    sei  den  Tribunen  die 
^ irksamste  Waffe  gegeben  worden.«)    Etwas  anders  äussert  sich 
OiuDysiu»,    das  Gesetz  hätte  befohlen,    in  den   Tributcomitien 
Vom  Volke  gegebene  Gesetze  sollten  für  alle  Römer  gleicher  Weise 
'Gültigkeit  und  dieselbe  Kraft,  haben,  wie  die  in  Centuriatcomitien 
^  ij:cl>enen-    Als  Strafe  für  diejenigen,   welche  das  Gesetz  auf- 
ijöben   oder  überträten,    sei  bei  gerichtlicher  Ueberfährung  Tod 


a)  Zoo.  Vll,  19. 

b)  Liv.  Jll,  53  sq. 

c)  Liv.  III,  55   Omni  um   primum  cum  velut  in  controverso  iure  esset, 
iHTcntorne  patre^s  plebiscitis«,   legem  centuriatis  comitiis  tnlere,   nt,  quod 

'  i5«utim  plebs  iussisset,  populum  teneret,  qua  lege  tribuniciis  rogationibus 
Aim  ai'enimum  datum  est. 

r 
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und  Verlust  des  Vermögens  festgesetzt  worden.*)    Er  fugt  hin- 
zu, das  Gesetz  habe  den  Streitigkeiten  der  Patricier  und  Plebe- 
jer ein  Ende  gemacht,    von  denen  jene  behaupteten,  Beschlüsse 
der  Tributcomitien  seien  nur  für  die  Plebejer  bindend,  dagegen 
die  der  Centuriatcomitien  sowohl   für  Patricier  als  für  Plebejer. 
Das  VerstÄndniss  dieses  Gesetzes  bietet  grosse  Schwierigkeit  dar 
und    hat  verschiedene  Meinungen  unter  den    neuem  Gelehrten 
hervorgerufen:    ein  Urtheil  über  sie  abzugeben  und  die  Verhält- 
nisse  der  Tributcomitien  zu   erläuteni  ist  hier   nicht  der  Ort. 
Ich  bemerke  nur,  was  auch  aus  unsern  obigen,  auf  das  Crimi- 
nalrecht  beschränkten  Untersuchungen    hervorgeht,   dass  bisher 
kein  einziges,  den  ganzen  Staat  angehendes,  Gesetz  in  Tribut- 
comitien erlassen  worden  war,  dass  also  selbst  der  Ueberliefe- 
rung  zufolge  kein  Plebiscit,  d.  h.  kein  unter  Vorsitz  der  Volks- 
tribunen in  Tributcomitien  erlassener  Beschluss ,  mochte  er  auch 
vom  Senate  mid  den  Patriciem  bestätigt  worden  sein,  allgemeine 
Geltung  gehabt  hatte.     Das  Plebiscit  vom  heiligen  Berge  über  die 
Unverletzlichkeit  der  Tribunen  und  das  Icilische  über  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Ordnung  in  den  Tributcomitien  waren  vom  Senate 
nicht  angenommen,    von  den  Patriciern  nicht  bestätigt  worden: 
aber  beide  Beschlüsse  banden,  wie  wir  nachgewiesen,  auch  nur 
die  Plebejer;  die  Patricier  hatten  sie  geschehen  lassen,  aber  sich 
nicht    um   sie  gekümmert.     Sie  hatten  beide   vielfach  verletzt, 
ohne  dafür  unmittelbar  zur  Rechenschaft  gezogen  zu  werden,  sie 
hatten  fortwährend  erklärt,  sie  wüi'den  durch  dieselben  nicht  g^ 
bunden.     Das   Gesetz   von  Publilius  Volero   handelte  über  die 
Wahl  der  Volkstribimen  und  die  Processe  der  Plebejer,  also  über 
Sachen,  welche  nur  die  Plebejer  angingen.    Das  Terentilische 
Gesetz  verlangte,   dass  fünf  Männer  für  die  Gesetzgebung  von 
der  Plebs  und  für  die  Plebs  erwählt  werden,    und   dazu  dann 


a)  Dionys.  XI,  46  v^jaouc  ix-iptoaev  —  aXXo'ic  xi  tiv««  —  xal  tov  xt- 
Xrjovta  Touc  'jtio  to^  SV^iaou  Tcb^v-ac  iv  xolU  'fuXcTixalc  ixxXT|Otai;  vofivj; 
iizoLoi  xcloBai  'Pu)[jn{rji5  ^5  fao'J ,  t)jv  aux^jv  fyovta«  S'Wafjiiv  toTc  iv  Tau 
Xo'/fTioiv  ixxXr^otai;  Ta^T^ao^A^voic  •  xifAcup^at  hk  npoc^xcivto  toU  xaTa- 
Xuouaiv  ^  napaßoi(vou9i  x&v    vöfxov,    idv   iXwoi,    ^ctvaTo;    xcti   ^p-rjat^  rf,; 
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fiinf  andere  von  den  Patriciem  erwählte  für  die  Patricier  hinzu- 
treten sollten:  auch  bei  ihm  hatten  die  Tributcomitien  nur  die 
für  die  Plebejer  gültige  Befugniss  ertheilt.  Also  bisher  hatte  die 
Plebs  nur  über  ihre  eigenen  Angelegenheiten  beschliessen  kön- 
nen: diese  Beschlüsse  mussten,  wenn  die  Patricier  zu  ihrer 
Aasfahrung  mitwirken  sollten,  von  diesen  bestätigt  und  vom 
Senate  angenommen  sein.  Allgemein  gültige  Gesetze,  wie 
noch  kürzlich  die  über  die  Geldbussen,  waren  nur  in  Centuriat- 
comitien  gegeben  worden.  Von  jetzt  an  sollten  diese  auch  in 
Tributcomitien  unter  Vorsitz  der  Tribunen  gegeben  werden  kön- 
nen. Welche  Beschränkungen  dabei  fortan  auch  für  diese  gelten 
sollten,  wie  die  Comitien  beschaffen  sein,  dass  sie  mit  einem 
Vorbeschluss  durch  den  Senat  und  einer  Bestätigung  durch  die 
Patricier  verbunden  sein  sollten,  und  durch  welche  weitere  Ent- 
wickelung  diese  Beschränkungen  allmälig  aufgehoben  wurden, 
darüber  haben  wir  hier  nicht  zu  reden:  man  erkennt,  dass 
das  Gesetz  ein  sehr  ausführliches  war  und  viele  einzelne  Bestim- 
mungen enthielt.  Wir  sprechen  hier  nur  über  die  richterliche 
Thätigkeit  der  Tributcomitien.  Dass  sie  ausgedehnter  wurde  und 
gewissennassen  auch  die  Patricier  umfasste,  hatten  die  Tribu- 
nen durch  Aufruhr  und  Androhung  von  Gewalt  erzwungen.  Wir 
haben  bewiesen»),  dass  schon  früher  eine  Anklage  von  Patri- 
ciem durch  die  Volkstribunen  vor  den  Tributcomitien  möglich 
war,  indessen  nur  mit  besonderer,  nicht  leicht  zu  erlangender 
Erlaubniss  des  Senates:  in  jedem  einzelnen  Falle  musste  der- 
selbe nicht  nur  seine  Einwilligung  geben,  sondern  auch  den  An- 
klagegrnnd  billigen,  es  fand  gleichsam  eine  Auslieferung  des 
Angeklagten  an  die  Plebs  statt  und  selbst  den  äusseren  Formen 
nach  musste  eine  richterliche  Entscheidung  des  Senates  derjeni- 
gen der  Tributcomitien  vorangehen.  Durch  die  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln  war  dies  Verfahren ,  wie  es  scheint ,  nicht  un- 
mittelbar geändert  worden,  aber  thatsächlich  war  es  dadurch 
aufgehoben,  dass  die  einzigen  Beamten,  die  Zehnmänner ,  gleiche 
Gewalt  über  Patricier  und  Plebejer,  gleiche  Befugniss  zu  Cen- 
toriat-  und  zu  Tributcomitien  hatten,  dass  bei  ihnen,  welche 


a)  S.  oben  1,  256. 


6  Macht  der  Tribus  über  die  Patricier. 

die  beiden  Stände  vertraten,  eine  Controlle  durch  die  Plebejer 
nicht  denkbar  und  nicht  möglich  war.  Sie  hatten  demgemä.<s, 
weil  der  alte  Unterschied  erloschen  war,  die  neue  Anordnung 
getroffen,  dass  die  Centuriatcomitien  allein  befugt  sein  sollten, 
über  das  caput  eines  Römischen  Bürgers  zu  entscheiden;  Geld- 
strafen sollten  auch  von  den  Tributcomitien  erlassen  werden 
können.  *)  Als  jetzt  die  alte  Verfassung  mit  dem  Kampfe  der 
beiden  Stände  wieder  auflebte,  wurde  diese  Bestimmung  der 
zwölf  Tafeln  aufrecht  erhalten;  aber  die  in  Geldbussen  unein- 
geschränkte Gerichtsbarkeit  der  Tribunen  und  Tributcomitien 
auch  über  Patricier  musste  man  anerkennen.  Wenn  man  jenen 
die  allgemeine  gesetzgebende  Gewalt  für  den  ganzen  Staat  zu- 
sprach, so  war  es  nicht  folgerecht,  ihre  richterliche  Befugniss 
über  die  Patricier  noch  einer  besopdern  Einschränkung  zu  unter- 
werfen, einer  Einschränkung,  welche  die  allgemeine  Macht  der 
Plebejer  gegen  früher  vermindert  haben  würde.  Also  von  einem 
Senatsbeschlusse,  welcher  die  Auslieferung  jedes  einzelnen  Patri- 
ciers  an  die  Plebs  unter  bestimmten  Bedingungen  aussprach, 
konnte  nicht  mehr  die  Rede  sein:  der  ganze  Stand  hatt«  sich 
der  Hoheit  derselben  gefugt. 

Und  wirklich  geschieht  vop  jetzt  an  niemals  mehr  eines 
tribunicischen  Anklagen  vorhergehenden  Senatsbeschlusses  Er- 
wähnung. Allerdings  lässt  sich  hierbei  nur  ein  Beweis  ans  dem 
Stillschweigen  der  Schriftsteller  fuhren;  denn  dass  ein  Senats- 
besciüuss  nicht  mehr  nöthig  gewesen  sei,  sagt  keiner  von  ihnen. 
Auch  wird  jener  Beweis  aus  dem  Stillschweigen  dadurch  er- 
schwert, dass  wir  von  jetzt  an  der  ausfuhrlichen  Darstellung  von 
Dionysius  entbehren  und  auf  die  Erzählung  von  Livius  allein 
beschränkt  sind:  er  konnte  den  Erlass  eines  Senatsbeschlusses 
vor  den  tribunicischen  Anklagen  leicht  unerwähnt  lassen ,  wie  er 
denselben  auch  in  den  früheren  Fällen  niu*  selten  erwähnt  hat. 
Daraus  folgt,  dass  einzelne  Beispiele  von  der  Anklage  von  Pa- 
triciem  durch  die  Tribunen,  bei  denen  ein  Senatsbeschluss  nicht 
angeführt  wird,  ohne  Beweiskraft  sind;  aber  dennoch  liegt  ein 
Beweis  darin,    dass  bei  den  zahlreichen  derartigen  Beispielen. 


a)  Man  vergleiche  unsere  frühere  Darstellung  I,  865. 
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welche  von  jetzt  an  überliefert  werden ,  niemals  »ein  ßeschluss 
des  Senates  vorkommt,  selbst  bei  denen  nicht,  welche  entweder 
wegen  der  hohen  Stellung  des  Verurtheilten  oder  des  Eifers, 
welchen  die  Patricier  für  ihre  Freisprechung  zeigten,  eine  aus- 
führliche Behandlung  erfahren.  Also  die  Erzählung  von  den 
Dreimännem  zur  Gründung  einer  Colonie  in  Ardea,  welche  von 
den  Tribunen  mit  einer  Klage  bedroht  wurden,  kann  hier  nicht 
beweisend  sein*):  sie  ist  kurz  und  es  heisst  ausdrücklich,  sie 
hätten  auch  bei  dem  Senate  nicht  in  besonderer  Gunst  gestan- 
den. Auch  der  Process  der  gewesenen  Consulartribunen ,  M. 
Postumius  und  T.  Quinctius,  wird,  trotzdem  er  weitläuffciger  be- 
richtet wird**),  nicht  angeführt  werden  dürfen,  oder  der  des  ge- 
wesenen Consuls  C.  Sempronius®);  aber  wenn  von  M.  Furius 
Canodllus,  dem  berühmten  Feldherrn,  der  Stütze  der  Patricier, 
erzählt  wird,  er  sei  vom  Volke  auf  Anklage  der  Tribunen  ver- 
urtheilt  worden**),  oder  wenn  später  eben  denselben  Camillus, 
als  er  Dictator  war,  die  Volkstribunen  mit  einer  hohen  Geldbusse 
bedrohen,  im  Falle  er  als  Dictator  in  die  politischen  Zwistig- 
keiten  eingriffe:  so  erwartet  man  eine  Erwähnung  des  Senates, 
wenn  demselben  noch  überhaupt  das  Recht  zustand,  sich  in 
solche  Processe  einzumischen.  Indessen  er  wird  nicht  angeführt, 
die  Beamten  müssen  sich  in  die  Stinmiung  des  Volkes  und 
seiner  Führer,  der  Tribunen,  fügen  oder  eine  Verurtheilung  nach 
dem  Ablaufe  ihres  Amtsjahres  erwarten. 

Die  Tribunen  hatten  durch  dieses  Gesetz  zwar  nicht  Theil- 
nahme  an  der  Regierung  erhalten,  der  plebejische  Stand  also  im 
Vergleich  zur  Decemviralherrschaft ,  bei  welcher  er  betheiligt 
gewesen  war,  verloren;  aber  die  ControUe  desselben  über  die 
Regierung  war  unumschränkt.  Die  Tribunen  hatten  seit  ihrer 
Einsetzung  auf  dem  heiligen  Berge  das  Recht,  alle  Amtshand- 
lungen der  Consuln,  in  so  fem  sie  sich  an  einzelnen  Plebejern 
äusserten,  zu  hindern:  von  jetzt  an  waren  die  Tributcomitien 


a)  Bei  Liv.  IV,  11. 

b)  Bei  Liv.  IV,  40  und  41. 

c)  Liv.  IV,  42. 

d)  Liv.  V,  82;  Plut.  Cam.  12  flgd;  Zon.  VII,  22. 


8  Anrufung  der  Tribunen  durch  Patricier. 

eine  für  den  Gesammtstaat  anerkannte  Volksversammlting ,  die 
Tribunen  eine  zwar  nach  besondern  Grundsätzen  gewählte,  aber 
doch  für  beide  Stände  g*ültige  Obrigkeit.  Die  Folge  davon  mnsste 
sein,  dass  auch  Patricier,  welche  in  Bedrängniss  waren,  ihre 
Hülfe  anriefen  und  die  Rechtsvortheile,  welche  bisher  den  Plebe- 
jern allein  zugestanden  hatten,  fortan  auch  auf  sich  anwendeten. 
Da  der  Wortlaut  des  Gesetzes,  welches  die  Tribunen  schuf,  wie 
es  scheint,  allgemein  alle  von  der  consularischen  Gewalt  be- 
troffenen umfasste,  bedurfte  es  zur  Ausdehnung  der  tribonici- 
sehen  Hülfeleistung  au  Patricier  keiner  besondem  neuen  Be- 
stimmung*): es  musste  sich  nur  die  Sitte  einfuhren,  dass  Pa- 
tricier den  Beistand  der  Tribunen  anriefen  und  diese  musste 
naturgemäss  sich  bilden,  seit  die  Tribunen  Beamte  des  gesamm- 
ten  Staates  wurden.  Möglich  ist  indessen  auch,  dass  in  dem 
Valerisch-Horatischen  Gesetze  durch  besondere  Bestimmung  die 
von  den  Plebejern  früher  benutzte  £rlaubniss,  die  Hülfe  der 
Tribunen  anzurufen,  fortan  als  allgemein  für  alle  gültig  bezeich- 
net und  somit  auch  den  Patriciem  zugesprochen  wurde;  sicher 
ist  es,  dass  sich  von  jetzt  an  Beispiele  finden,  wo  Patricier 
sich  an  die  Volkstribunen  wenden.  Für  diejenigen  Amtshand- 
lungen der  curulischen  Beamten,  welche  die  Tribunen  nicht 
hindern  konnten,  namentlich  also  auch  für  die  ausserhalb  Roms 
vorgenommenen,  erhielten  sie  von  jetzt  an  die  Befngniss,  Rechen- 
schaft zu  fordern  und,  wenn  sie  dieselben  missbilligten,  selbst- 
ständig und  unbeschränkt  Geldstrafe  bei  den  Tributcomitien  zu 
beantragen.  Die  Möglichkeit  dieser  Rechenschaft  war  die  Wir- 
kung des  Gesetzes,  sein  Wortlaut  ohne  Zweifel  der,  es  solle  den 
Tribunen  frei  stehen,  jeden,  mochte  er  Patricier  oder  Plebejer 
sein,  vor  das  Gericht  des  Volkes  zu  ziehen.  Sie  haben  dieses 
Recht  im  J.  898  v.  Chr.  sogar  gegen  zwei  ehemalige  Volkstri- 
bunen zur  Anwendung  gebracht,  welche  der  öifentlidien  Meinung 
entgegen  getreten  waren  und  ihren  Collegen  beim  Einbringen 
des  Gesetzes  über  die  Verlegung  der  Stadt  nach  dem  kürzlich 
eroberten  Veji  Einspruch  gethan  hatten.**)    Ein  höchst  gef&hrli- 


a)  Vergl.  obeu  1,  200. 

b)  Liv.  V,  29. 
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rhes  BeiBpieU  das ,  wenn  es  Nachahmung  gefunden ,  die  freie 
Thatigkeit  der  Tribunen  gehindert  und  sie  unter  die  Herrschaft 
dpr  Parteileidenschaften  gebracht  hätte.  Indess  es  fand  nicht 
Billigung  und  erst  in  den  späten  Zeiten  der  Republik  erlaubten 
rjesetze,  auch  gewesene  Tribunen  wegen  bestimmter  Vergehen 
vor  das  ordentliche  Gericht  zu  bringen. 

Die  Veränderungen,  welche  durch  das  Valerisch-Horatische 
Gesetz  in  den  Formen  der  Tributcomitien  geschahen,  namentlich 
dass  sie  Auspicien  erhielten*)  und  äusserlich  den  Centurienver- 
>an)inlangen  näher  gebracht  wurden,  fuhren  wir  hier  nicht  aus: 
wir  erwähnen  indessen,  dass  v.on  jetzt  an  die  Patricier  an  ihnen 
Ttieil  nahmen.    Früher  war  dies  nicht  der  Fall  gewesen,  wenn- 
dpich  es  nie  eip  Gesetz  gegeben  zu  haben  scheint^  das  sie  von 
denselben  ausschloss.    Ihre  Theilnahme  an   den  Tributcomitien 
«ar  aus  zwei  Gründen  nicht  möglich  gewesen.    Erstlich  waren 
f"^  bis  dabin  Staudesversammlungen  gewesen,  die  nur  die  Inter- 
^?.>en  der  Plebs  berücksichtigten  und  berücksichtigen  durften; 
zweitens  waren  die  Leiter  derselben  die  Volkstribunen,  welche 
zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  durch  das  Icilische  Plebiscit 
<jewalt  über  alle  Plebejer,  die  an  denselben  Theil  nahmen,  er- 
halten hatten;  die  Patricier  aber  räumten,  wie  wir  gesehen,  frü- 
her den  Tribunen  keine  Gewalt  über  sich  ein.     Unmöglich  also 
konnten  sie  früher  an  den  von  den  Tribunen  geleiteten  Tribut- 
'omitien  Theil  nehmen.    Wie  es  mit  denen  geschah,  welche  die 
Zehnmänner  hielten,  wissen  wir  nicht.    Als  aber  das  erste  Va- 
i^^risch-Horatische  Gesetz  den  Tribus  die  Eigenschaften  und  Be- 
fugnisse   einer  allgemeinen   Volksversammlung    beigelegt,    das 
dritte,  von  dem  wir  später  sprechen   werden,   die  Patricier  der 
'i»*walt  der  Tribunen  unterworfen  hatte,  fiel  damit  der  Grund 
fi»rt,  weshalb  die  Patricier  an  den  Tribut<*omitien  nicht  Theil 
itahmen.     Als   erste  Beispiele,    dass   dies   wirklich   geschehen, 
n  erden  uns  durch  die  Ueberlieferung  genannt  der  Dictator  Mam. 
Af'miliaa,  welcher  434  v.  Chr.  von  den  Censoren,  deren  Amt  er 
'lurch  ein  Gesetz  verkürzt  hatte,  aus  der  Tribus  gestossen  und 


a)  Zon.  Yll,  19. 
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zum  Aerarier  gemacht  wurde*),  und  die  Abstimmung  über  den 
Gesetzesvorschlag  nach  Veji  auszuwandern,  393  v.  Chr.:  hei 
seiner  Verwerfung  waren  besonders  die  Patricier  thätig,  indem 
sie  nicht  nur  selbst  dagegen  stimmten,  sond^n  auch  ihre  Tri- 
busgenossen  zum  Ablehnen  desselben  bewogen.**)  Da*s8  in  spä- 
terer Zeit  die  Patricier  an  den  Tributcomitien  Theil  nahmen, 
ist  bekannt  und  bedarf  keines  Beweises. 

Bemerkenswerth  und  zum  Strafrecht  gehörig  ist    noch  die 
Strafbestimmung,  welche,   wie  Dionysius  bemerkt,   dem  Gesetze 
hinzugefügt  war.    „Wer  das  Gesetz  abschafft  oder  übertritt,  den 
trifft,  wenn  er  dessen  überführt  ist,  Tod  und   Verlust  des  Ver- 
mögens."   Eine  solche  Strafbestinmimig  kennen  wir  nicht  bei 
den  früheren  Gesetzen.    Bei  ihnen  hatte  es  geheissen,  der  Ueber- 
treter  solle  verflucht  (sacer)  sein;   allein  das  war  an  sich  ohne 
bürgerliche  Folgen*^):  in  diesem  Gesetze  wird  ausdrücklich  das 
Gericht  angewiesen,  auf  eine  Klage  deshalb  einzugehen.    Femer 
werden  als  Verbrechen   die  Abschaffung  und  die  Uebertretunc 
des  Gesetzes  genannt.    Das  letztere  muss  sicii  auf  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes,  welche  die  Ueberlieferung  nicht  erhalten  haU 
beziehen,  das  Abschafften  kaim  nur  auf  diejenigen  Beamten  ge- 
hen, welche  den  Antrag  Auf  Abschaffung  stellen  oder  Verhand- 
lungen darüber  leiten.     Auch  dies  ist  neu,  ein  Versuch,  eine 
volksthümliche  Massregel  für  immer   unverändert  zu  erhalten. 
Die  härteste,  im  Römischen  Recht  damals  bekannte  Strafe,  Ca- 
pitalstrafe  nebst  Vermögensverlust,  wurde  gegen  den  üebertreter 
festgesetzt,  wahrscheinlich  auch  das  Verbrechen  selbst  unter  den 
allgemeinen  H^^ü  perduellio  gefasst,  und  dieser  damit  erwei- 
tert.   Die  Entscheidung  war  bei  den  gewöhnlichen  Gerichtshö- 
fen, bei  denen  alle  'Verbrechen  ordentlicher  Weise  anhängig  ge- 
macht wurden,  und  lag  also  endgültig  in  den  Händen  der  Cen- 

turiatcomitien  und  curulischen  Beamten,  welche  dieselben  leite- 
ten. 2) 

Das  zweite  Gesetz  der  Consuln  Valerins  und  Horatius  bezop 


a)  Liv.  IV,  24. 

b)  Liv.  V,  30. 

c)  S.  oben  1,  397. 
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sich  auf  die  Provocation.  Dieselbe  war  durch  die  Wahl  der 
Zehnmänner,  welche  über  Leben  und  Güter  aller  Bürger  selbst- 
ständig verfugt  hatten,  thatsächlich  aufgehoben  worden ;  vielleicht 
hatte  mau  auch,  da  man  eine  neue  Verfassung  zu  schaffen  ge- 
dachte, ihre  dauernde  Abschaflfiiug  beabsiditigt.  Indessen  bei 
der  Wiederannahme  der  alten  Verfassung  waren  Patricier  und 
Plebejer  übereingekommen,  sie  wieder  herzustellen :  es  kam  darauf 
an,  diese  Wiederherstellung  gesetzlich  auszuführen  und  überdem 
fär  die  Zukunft  eine  gesetzliche  Aufhebung  derselben  zu  verhü- 
ten. Beide  Zwecke  verfolgte  nach  Livius'  Bericht  das  zweite 
Valerisch-Horatische  Gesetz.»)  Es  wiederholte  zuerst  das  alte, 
vom  Consul  Valerius  im  ersten  Jahre  der  Freiheit  gegebene  Pro- 
vocationsgesetz,  entweder  es  im  Allgemeinen  bestätigend,  wie 
wahrscheinlich  ist,  oder  auch  Einiges  daraus  wörtlich  wieder 
einschärfend.  Eine  Er^'eiterung  desselben  war  nicht  nOthig; 
denn  es  bezog  sich,  wie  wir  erwiesen,  auf  alle  Körper-  und 
Vermögensstrafen  und  die  Gesetze  über  diejenigen  Geldbussen, 
welche  die  Beamten  selbständig  veriiängen  durften,  wurden,  wie 
wir  wissen,  nicht  verändert.  Von  einer  Strafe,  welche  gegen 
die  trotz  der  Provocation  strafenden  Beamten  bestimmt  worden 
wäre,  hören  wir  auch  nicht:  aus  dem  dritten  Valerischen  Provo- 
cationsgesetze  dürfen  wir  sogar  schliessen,  dass  in  diesem  zwei- 
ten keine  verordnet  worden  ist.  Neu  war,  wie  ausdrücklich  be- 
richtet wird,  nur  der  eine  Zusatz,  dass  kein  Beamter  ohne  Pro- 
vocation erwählt  werden  dürfe,  und  dieser  Zusatz  war  durch 
die  Gewaltherrschaft  der  Zehnmänner  veranlasst  worden.  Dies 
Verbot  wurde  auf  ähnliche  Weise  eingeschärft,  wie  wir  es  eben 
bei  dem  ersten  Valerischen  Gesetze"  gesehen  haben.  Es  kam 
darauf  an,  wenn  es  übertreten  würde ,  eine  bestimmte  Persön- 
lichkeit dafür  verantwortlich  zu  machen,  in  dem  eben  vorge- 
kommenen Falle,  bei  den  Zehnmännern,  hatte  das  Volk  selbst 
auf  Antrag  der  Volkstribunen  wiederholt  auf  die  Wahl  solcher 


a)  Liv.  III,  56  Aliam  deinde  consularem  legem  de  provocatione,  oni- 
cum  praesidimn  libertatis,  Xvirali  potestate  eversam  non  restitaimt  modo, 
sed  etiam  in  poaterum  muniunt  sanciendo  novam  legem,  ne  quis  ullam  ma- 
gistratom  sine  provocatione  crearet:  qui  creaaset,  eum  ins  fasque  esset 
occidi  neve  ea  caedes  capitalis  noxae  haberetur. 
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Beamten  gedmngen ,  es  hatte  sie  selbst  in  Centuriatcomitien  ge- 
wählt, lind  dooli  war  es  weder  ausführbar  noch  dem  Römischen 
Staatsrecht   angemessen,     das    Volk    selbst    verantwortlich   zu 
machen  und  mit  Strafe  zu  bedrohen.    Man  erklärte  also  in  die- 
sem  Falle  denjenigen  als    strafbar,   unter    dessen  Vorsitz  das 
Volk  die  Wahl  von  Beamten  ohne  Provocation  vornehmen  w^rde.  •) 
Bis  hierher  geht  die  Aehnlichkeit  mit  dem  ersten  Valerisch -Ho- 
ratischen  Gesetz,   jetzt  beginnt  die  Verschiedenheit    Jenes  be- 
stimmt als  Strafe  für  den  üebertreter  Anklage  und  Verurthcilung 
durch  die  gewöhnlichen  Gerichte,    dieses  spricht  die  Aechtung 
ans,  so  dass  es  keiner  Anklage,  keines  Processes  bedarf:  jeder 
aus  dem  Volke    darf  den  Üebertreter   ungestraft  tödten.      Die 
Verschiedenheit  ist  natürlich.     Wer  die  Befugnisse  der  Tribut- 
comitien  ändert,    lässt  die  übrige   Verfassung  bestehen:  es  ist 
möglich,    ihn    anzuklagen    und   zur  Verurtheilung  zu  bringen. 
Wer  aber  Beamte  ohne  Provocation  wählt,  ist  durch  den  Schutz 
dieser  von  ihm  gewählten  sicher:    ihn  vor  Gericht   zu  bringen 
ist  unmöglich.    Gegen  ihn  also  spricht  das  Gesetz   unmittelbar 
die  Aechtung  aus ,  d.  h.  es  erlaubt  offenen  Aufruhr  und  erklärt 
ihn  in  diesem  Falle  für  gesetzlich. 

Da  diese  härteste  aller  möglichen  Strafen ,  welche  Empörung 
und  Aufruhr  zur  Folge  hatte,  auf  die  Abschaffiang  der  Provoca- 
tion gesetzt  wai*,  so  erscheint  das  in  eben  diesem  Jalire  bald 
nach  den  Valerisch-Horatischen  Gesetzen  auf  Antrag  des  Tribu- 
nen M.  Duilius  erlassene  Plebiscit  als  unnütz.  Es  bestimmte: 
„wer  das  Volk  ohne  Tribunen  gelassen  imd  einen  Beamten  ohne 
Provocation  gewählt  hätte,  der  sollte  an  seinem  Rücken  und  am 
Leben  gestraft  werden'*'^).  Das  Gesetz  der  Consuln  war  ein 
Genturiatgesetz,  verpflichtete  also  ohne  Zweifel  alle  Bürger,  Pa* 
tricier  wie  Plebejer:  man  fnigt,  weshalb  noch  ein  Plebiscit  schein- 


a)  Allgemehi  giebt  nur  den  Inhalt,  nicht  den  Woitlaut  des  Gesetze* 
an  Cic.  de  rep.  II,  31  Lucique  Valeri  Potiti  et  M.  Horati  Barbati ,  homiuain 
concordiae  causa  sapienter  popularium ,  consulariB  lex  sanzit,  ne  qui  ma- 
gistratos  sine  provocatione  crearetur. 

b)  Liv.  111,  55  M.  Duilius  deinde  tribunus  plebis  plebem  rogavit  frfebe:» 
que  Bcivit:   qui   plebem  sine  tribunis  reliquisset  qniqne  inagi»tratiim  sin« 
provocatione  creasset,  tergoac  capite  puniretur. 


,  I 
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bar  desselben  Inhalts  erlassen  wurde,  welches  damals  ebenfiüls 
alle  Borger  band.  Man  kommt  zu  der  Folgerung,  dass  das 
Piebiscit  nicht  denselben  Inhalt  gehabt  haben  kann,  wie  das 
Centuriatgesetz:  es  muss  etwas  Neues  verordnet  haben,  das  bei 
jenem  entweder  übersehen  worden  war  oder  nicht  hatte  verord- 
oet  werden  können.  Dies  Neue  liegt  in  der  Bestimmung,  dass 
die  Plebs  nicht  ohne  Volkstribunen  bleiben  darf,  einer  Bestim- 
mung, welche  nicht  von  den  Consuln  und  den  Centuriatcomi- 
tien  erlassen  werden  konnte;  denn  beide  haben  weder  f&rdernd 
noch  hindernd  irgend  etwas  mit  der  Wahl  der  Yolkstribunen  zu 
thun.  Es  müssen  also,  wie  das  Gesetz  verlangt,  jährlich  die 
Yolkstribunen  erwählt  werden,  mag  es  auch  sonst  keine  andern 
Beamten  im  Staate  geben:  sie  gelteq  als  die  Hüter  der  allge- 
meinen öffentlichen  Freiheit.  Dies  ist  das  einzige  Neue  in  dem 
Plebiscite.  Livius  spricht  zwar  auch  von  der  Festsetzung  einer 
Strafe  gegen  denjenigen,  welcher  einen  Beamten  ohne  Provoca- 
tion  gewählt  hätte ,  und  er  hatte  in  dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
vielleicht  einen  Anhalt  für  diesen  Zusatz:  indessen  wesentlich 
war  derselbe  nicht.  Das  Wesen  der  Provocation  war,  wie  vrir 
gezeigt  haben*),  der  Art,  dass  sie  im  ruhigen  Laufe  der  Staats- 
verwaltung gegen  den  Willen  des  Beamten  schwer  auszufahren 
war,^  zumal  in  einem  grösseren  Staate,  wo  das  Interesse  der 
Menge  an  den  einzelnen  Bürgern  gering  sein  musste :  thatsächlich 
aasfiihrbar  wurde  sie  erst  durch  die  Vermittelung  der  Volkstribu- 
nen, welche  dem  Bedrohten  Schutz  gewährten  und  den  Beam- 
ten so  zur  Beachtung  der  Provocation  zwangen.  Demnach 
konnte  dies  Verhältniss  im  Plebiscite  angedeutet,  gewiss  aber 
von  Livius  bemerkt  werden ,  dass ,  wer  die  Plebs  ohne  Tribunen 
Hesse,  damit  Beamten  ohne  Provocation  wählte.  Eine  selbstr 
ständige  Bedeutung  hat  jener  Zusatz  von  Livius  nicht.  Das 
Dailische  Piebiscit  war  eine  nothwendige  Ergänzung  das  Vale- 
risch-Horatischen  Gesetzes  und  zwar  eine  Ergänzung,  welche 
eben  nur  durch  die  Plebs  geschehen  konnte.  Bemerkenswerth 
ist  auch  hier  die  Strafbestimmung,  in  gewisser  Beziehung  ähn- 
lich denen  in  den  beiden  eben  erwähnten  Valerisch-Horatischen 


a)  Mau  »ehe  arntere  Darstellung  oben  I,  183  flgd..  221  flgd. 
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Gesetzen,    dennoch   aber  wesentlich  verschieden.    Aehntidiist, 
dass  wiederum  nur  derjenige ,  welcher  die  Tributcomitien  IBr  die 
Wahl  von  Tribunen  zu  halten  verpflichtet  ist,  also  der  Beamte^ 
als  verantwortlich  hingestellt  wird.     Nur   die   Tribunen  selbst 
können  Schuld  daran  sein,  dass  die  Wahl  ihrer  Nachfolger  mcbt 
rechtzeitig  oder  nicht  vollständig  geschieht ,    also  auch  uur  ^e 
werden  mit  Strafe   bedroht.     Vers<*hieden  aber  ist  die.se  Strafe 
selbst     Zwar  wird  ein  Process  und  gerichtliche   Venirtbeilang 
vorausgesetzt  und  ohne  Zweifel  ist  eine  solche  möglich,   anck 
wenn  es  keine  Volkstribunen  im  Staate  giebt    Aber  die  Strafe 
soll  am  Kücken  und  caput  vollzogen  werden,. d.  h.  es  soll  wirk- 
liche Todesstrafe,  mithin  auch  Verhaftung  bei  der  Anklage  ein- 
treten.   Die  Uebertreter  des    ersten  Valerisch-Horatischen  Gt^ 
setzes  wurden  nur  mit  Verlust  des    caput  bedroht:    bei  ihoeu 
konnte  auch  durch  Verbanimug  die  Strafe- gebüsst  werden.^) 

Es  knüpft  sich  an  dieses  Gesetz  ein  schwieriger  Streitpankl 
den  auch  wir  hier  nicht  übergehen  dürfen.  Es  ist  nämlich  die 
Frage,  ob  auch  die  Dictatur  von  dem  z^^eiten  Valerisch-Horati- 
schen Gesetze  betroffen  wurde  und  in  Folge  dessen  Provocatioo 
gegen  dieselbe  erlaubt  war.  Dass  die  Dictatur  geschaffen  war, 
um  die  Provocation  zeitweise  aufzuheben,  oder  vielmehr  da:»s 
sie,  wenn  auch  aus  andern  Gründen  geschaffen,  dennoch  über 
der  Provocation  stand,  ist  zweifellos.  Das  sagt  ansdräcklich 
Pomponius*),  berichten  Livius,  Dionysius  und  Zonaras.^)  So 
viel  genügte  in  der  ersten  Zeit  nach  Vertreibung  der  Könige,  uiu 
den  Dictatoren  eine  königliche  Macht  zu  verleihen.  Das  später 
errichtete  Volkstribunat  bestand  zwar  auch  unt«r  der  Dictutor, 
wie  wir  wissen,  fort;  aber  es  komite  seine  Gewalt  gegen  die- 
selbe nicht  geltend  machen.     So  sagt  Zonaras^):  ^.Niemand  h&tte 


a)  PompoD.  de  orig.  iui\  §  18  dictatores  proditi  sunt,  a  quibos  Dec 
provocandi  ius  fuit  et  quibus  etiam  capitis  aniinadversio  data  est. 

b)  Liv.  11,  8  in  dictatore  non ,  ut  in  consulibos ,  provocatio  erat :  c.  29 
dictatorem,  a  quo  provocatio  non  est;  III,  20;  Dionys.  V,  70;  VL  58; 
Zon.  VII,  13. 

c)  Zon.  VII,  13  x«i  O'JT  ifLokiaai  xic  «unp  (dem  Dictator)  out  £»«>• 
t{ov  Ti  SiaicpdcaaOai  (ayyt'*,  fi*M  *>l  6/^fi.af)rGi,  und  VII,  15  von  den  Tri- 
bunen ndvToi  Tov  inßoTjactpicvov  o^äc  d^r^pouvTo  o&x  ex  (iidvwv  iSioiTüv. 
dXXd  xal  dn*  auTtov  ttuv  dip^<SvT(uv,  icXr^v  twv  otxxaT<Spiuv. 
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dem  Dictator  entgegen  handeln  dürfen ,  selbst  nicht  die  Tribunen, 
wel(he  den  Hülfesuohenden  ^egeu  jeden  Patricier  und  gegen  die 
ßfamten,    aber  mit  Ausnahme  der  Dictatoren ,    hätten  schützen 
dürfen",  und  diese  Nachriclii  wird  bestätigt  duirh  die  Erzählung 
v«in  (iem  falschen  Zeugen  M.  Volscius.*)    Ihn  hatten  die  Tri- 
liiiiien  früher  dt'idurch  gerettet,    dass  sie  die  Quästoreu  hinder- 
ten,  die  zum  Volksgerichte  nöthige  Volksversammlung  zu  hal- 
fen: als  aber Cincinnatus Dictator  geworden  war,  behielt  er  sein 
Amt  so  lange ,  bis  die  Volksversammlung  gehalten  und  Volscius 
verurfheilt  war.    Man  wird  nicht  irren,  wenn  man  diese  Unum- 
Nhränktbeit  der  Dictatur  von  dem  Wortlaute  des  Ständevertra- 
ii«^s,  welcher  das  Tribunat  schuf,  herleitet    Es  war  eingesetzt 
zur  Hülfeleistung  gegen  das  conaulare  imperium.^*)     Als  das- 
selbe getheilt  wurde  und  auch  an  andere  Beamte  überging,  trat 
:^-4^u  diese  von  selber,  ohne   l)esonderes  Gesetz,    die  tribuni- 
is^-he  Gewalt  beschränkend  auf;  aber  die  Dictatoren  hatten  kein 
(oiisularisches,   sondern  ein  höheres  Imperium,  folglich  galt  ge- 
>;eii  sie  die  tribunicische  Hülfe  wid  Einsprax^he  nicht. 

Mit  dieser  wörtlichen,  dem  Rechtsgefühl  der  Kömer  ent- 
>(  rechenden ,  Erklärung  mochten  die  Patricier  eine  Zeitlaug  die 
AlUewalt  der  Dictatur  wahren;  auf  die  Dauer  konnten  sie  die- 
^Ibe  gegen  die  dem  Tribunate  günstige  Strömung  nicht  retten. 
Wir  haben  darüber  eine  Nachricht  bei  Festus'^):  „es  sei  Anfangs 
Ifine  Berufung  von  dem  Dictator  an  das  Volk  gewesen;  später 
^i  sie  erlaubt  worden  und  seitdem  habe  man,  weil  ihre  Ge- 
Aalt  gegen  die  der  früheren  Dictatoren  verringert  gewesen  sei, 
'm  ihnen  nicht  mehr  hinzugesetzt:  „wie  nach  dem  besten  Ge- 
setze", und  wenn  gleich  diese  Nachricht  mangelliaft  ist,  weil 
'1^  keinen  Zeitpunkt  angiebt,  darf  man  ihre  allgemeine  Richtig- 
^^W.  doch  nicht  bezweifeln,  in  der  letzten  Zeit  der  Republik, 
am  der  wir  die  sichersten  Nachrichten  haben,   sind  bekanntlich 


a)  S.  oben  I,  293. 

b)  Vergl.  oben  I,  198. 

c)  Festus  p.  198  i».  v.  Optima  lex:  post<]uam  vero  provocatio  ab  eo 
u^stratu  (a  dictatara)  ad  populum  data  est,  qaae  aute  dod  erat,  debi- 
^uifi  e^t  adici  at  optima  lege,   utpote  immiuuto  iui*e  prioram  magitttrorum. 
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keine  Dictatoreii  erwählt  worden,  ausser  Sulla  und  Caesar, 
und  diese  beiden  waren  ausser  der  Dictatur  gesetzlich  noch  mit 
solcher  MachtfQlle  bekleidet,  dass  von  ihrem  Ausspruche  Provo- 
cation  ohne  Erfolg  sein  musste.  Dass  es  während  ihrer  Dicta- 
turen  Volkstribunen  gab,  ist  sicher,  während  Caesars  Dictatur 
sogar  trotzdem  dass  es  keine  curulischen  Aemter  gab.  Es  wird 
aber  bei  Caesar  auch  erwähnt,  dass  die  Tribunen  ein  paarmal 
gegen  ihn  selbständig  aufzutreten  versuchten,  woraus' man  auf 
eine  gewisse  Macht,  welche  sie  auch  gegen  die  Dictatur  hatten, 
schliessen  darf.  Cicero  in  seinem  Entwurf  einer  Staatsverfassung 
erwähnt  auch  des  Dictators:  er  solle  dasselbe  Recht  haben  wie 
die  beiden  Consuln:  dass  er  ohne  Provocation  sein  soll,  setzt 
er  nicht  hinzu  und  wo  er  die  Provocation  bei^ührt,  nimmt  er  die 
Dictatur  von  ihr  nicht  aus.*)  Auch  dies  kann  als  Beweis  die- 
nen ,  dass  in  der  spätem  Zeit  der  Republik  die  Provocation  ge- 
gen den  Dictator  gestattet  und  den  Volkstribunen  Einspruch 
gegen  die  von  ihm  angeordneten  Massregeln  erlaubt  war.  So- 
mit ist  es  zweifellos,  dass  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  eiru' 
Verringerung  der  dictatorischen  Gewalt  durch  Erlaubniss  der 
Provocation  eingetreten  ist  und  gewöhnlich  nimmt  man  an,  die- 
selbe sei  durch  dieses  Valerisch-Horatische  Gesetz  geschehen, 
welches  nach  dem  Sturze  der  Zelmmänner  die  eigenthümlicli 
Römische  Einrichtung  der  Provocation  wieder  eingeführt  und  vor 
späterer  Aufhebung  geschützt  habe.*) 

Die  Möglichkeit  davon  ist  nicht  zu  längnen  und  es  war  fol- 
gerecht, wenn  übertiaupt  die  Wahl  eines  Beamten  ohne  Pn>vo- 
cation  verboten  wurde ,  auch  den  Dictator  mit  einzuschliessen. 
Aber  die  Nothwendigkeit  ist  nicht  zu  erweisen.  Wir  kennet] 
nur  den  ungeföhren  Hauptinhalt  des  Gesetzes  und  da  dessen 
ganze  Absicht  nur  dahin  ging ,  die  alte  regelmässige  Ver&ssung^ 
nach  der  zwei  Consuln  mit  begräuzter  Gewalt  an  der  Spitze  de« 
Staates  standen,  gegen  neue,  nicht  im  Herkommen  liegende^ 
Beamte  ohne  Provocation  zu  sichern,  wäre  es  sehr  wohl  denkJ 
bar,  dass  die  Dictatur  entweder  stillschweigend  oder  ausdräob 
lieh  ausgenommen  worden  ist.    Sie  wird  nur  auf  kurze  Zeit  u 


a)  Cic.  de  leg.  III,  3,  6  und  9. 
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zu  besondern  Zwecken  geschaffen:  das  ist  sehr  verschieden  da- 
von, wenn  Beamte  ohne  Provocation  als  regehnässige  Obrigkeit 
er^'äUt  werden.    Ja  bei  genauer  Erklärung  bezog  sich  das  Ge- 
setz gar  nicht  auf  die  Dictatur.    Sein  Wortlaut  ist  uns  zwar 
nicht  überliefert;  aber  man  muss  doch  annehmen,  dass  die  Be- 
richte der  Schriftsteller  über  dasselbe,  wenn  gleich  kurz,  doch 
sorgföltig  abgefesst  sind.    Nach  ihnen  also   verbot  das  Gesetz 
die  Wahl  (creare)  irgend  eines  Beamten  ohne  Provocation;  eine 
Wähl  aber  geschieht  nach  Römischen  Begriffen  nur  durch   das 
Volk.    Der  Dictator  dagegen   wird  bekanntlich  nie  durch  das 
Volk  ernannt,   sondern  nach  einem  Senatsbeschlusse  durch  die 
Consoln  ernannt,   und  wenngleich  es  auch  von  ihm  bei  minder 
sorg^tigen  Scbriftstellem  mit  dem  sonst  bei  Beamten  üblichen 
Ausdrucke  heisst,  er  sei  creirt  worden,    ist  es  doch  zweifellos, 
dass  der  eigentliche  und  herkonmiliche  Ausdruck  ist,   er  werde 
ernannt  (didtwr).    Mithin  findet  das  Valerisch-Horatische  Gesetz 
auf  den  Dictator  keine  Anwendung.»)     Seine   Stellung  ist  in 
jeder  Beziehung  eine  Ausnahme  im  Römischen  Staatsrecht:  er 
allein  von  allen  Beamten  wird  ohne  Befragung  des  Yolkswillens, 
er  allein  in  der  Einzald  ernannt:  er  konnte  sehr  wohl  auch  in 
dem  Gesetze,    welches  die  Unumschränktheit  anderer  Beamten 
verbot,  ausgenoDunen  werden.    Es  ist  aber  zweifellos,  dass  ge- 
gen die  Dictatur  auch  nach  dem  Valerisch-Horatischen  Gesetze 
^mt  Provocation  galt    Dies  beweist  Livius'  Erzählung  von  Sp. 
Maelius'  Aufstande  im  Jahre  439  v.  Chr.**)    Als  derselbe  im 
Senate  zur  Sprache  kam ,  wurden  die  Consuln  wegen  ihrer  Nach- 
l^sigkeit  hart  getadelt:  sie  entschuldigten  sich  damit,  dass  ihre 
Macht  durch  die  Gesetze  über  die  Provocation  eingeschränkt  sei: 
sie  wollten  daher  einen  Dictator  ernennen.    So  vmrde  Cincinna- 
zum  Dictator  ernannt  und  er  liess  Sp.  Maelius,   als  dieser 


a)  Man  vergleiche  die  Erklärung  des  Gesetzes  über  die  Stellung  der 
Tribunen  zum  Dictator  oben  S.  15. 

b)  Liv.  IV,  13  consules  immerito  increpari,  qui  constricti  legibus  de 
provocatione  ad  dissolvendum  imperium  latis,  neqaaquam  tantum  viriom 
in  magistratu  ad  eam  rem  pro  atrocitate  vindicandam,  quantum  animi  har 
berent  Opus  esse  non  forti  solum  viro,  sed  libero  ezolutoque  legum 
vinclis. 

n.  2 
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sich  vor  seinem  Richterstuhle  zu  erscheinen  weigerte,  tödt^n. 
So  sehr  das  Volk  darüber  erbitt^^rt  war  und  es  auch  die  Volks- 
tribunen, welche  als  Uuterstützer  von  Maelius  erwähnt  werden, 
sein  mussten ,  so  wenig  lesen  wir  doch  von  einem  Widerstände. 
Als  der  Dictator  erklärt  hatte,  Maelius  sei  mit  Recht  getödtet 
wurden  die  Bewegungen  des  Volkes  unterdrückt  und  nicht  ein- 
mal eine  Anklage  fand  statt.  Nur  dadurch  rächten  sich  die 
Volkstribunen ,  dass  sie  für  das  folgende  Jahr  die  Wahl  von  Con- 
sulartribunen,  nicht  von  Consuln  durchsetzten.  Aber  auch  lange 
nach  dieser  Zeit  blieb  die  Dictatur,  wie  sie  es  bei  ihrer  Ein- 
setzung gewesen  war,  allmächtig,  nicht  eingeschränkt  duni 
die  Provocation  oder  die  Tribunen.  Im  Jahre  363  v.  Chr.  war 
L.  Manlius  Imperiosus  einer  religiösen  Geremonie  halber,  um 
den  Nagel  einzuschlagen,  zum  Dictator  erwählt  worden:  er  über- 
schritt seinen  Auftrag  und  hob  ein  Heer  gegen  die  Hemiker  aus. 
und  zwar  mit  grosser  Strenge  und  Grausamkeit.  Nach  alter  Sitte 
strafte  er  die  Bürger ,  welche  nicht  gehorchten,  mit  Geld,  peitschte 
sie  mit  Ruthen,  warf  sie  ins  Gefängniss.*)  Wir  lesen  von  kei- 
ner Abhülfe,  die  durch  Provocation  oder  die  Tribunen  geschai 
worden  sei:  erst  als  Manlius  seine  Dictatur  niedergelegt  hatte, 
klagten  ihn  die  Tribunen  an  und  zwar  nicht,  weil  er  die  Pro- 
vocation vernachlässigt  oder  seinen  Auftrag  überschritten  hätte, 
sondern  weil  er  einige  Tage  über  die  Zeit,  für  welche  er  er- 
nannt war,  Dictator  geblieben  war.^) 

Die  angeführten  Beispiele  beweisen,  dass  alle  jene  leidtih 
schaftlichen  Kämpfe,  welche  am  Ende  die  Vereinigung  der  beiden 
Stände  durch  Zulassung  der  Plebejer  zum  Consulate  herbeüuhr- 
ten ,  die  Macht  der  Dictatur  nicht  verringerten.  Sie  bestand  an- 
geschmälert, wie  sie  zuerst  eingesetzt  worden  worden  war,  und 
wurde  häufig  angewendet  —  ein  Zeichen  von  der  Mässigung, 
welche  die  Dictatoren  selbst  bewiesen,  und  der  Nothwendigkeit, 
welche  der  ganzen  Einrichtung  zu  Grunde  lag.    Indessen  einige 


a)  Liv.  Vn,  4  Acerbitas  indelecta,  neu  damno  modo  civiom,  sed  etiam 
dilaceratione  corporum  lata,  paiüm  virgis  caesis,  qai  ad  nomina  oon  re- 
spondissent,  partim  in  viocla  ductis,  iovisa  erat. 

b)  Diesen  Grund  der  Anklage  geben  an  Gk.  de  o£  DI,  31,  113  und 
VaL  Max.  V,  4,  3;  Livius  giebt  keinen  Grand  an. 
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Zeit  nach  der  Eintracht  der  Stände  werden  uns  Andeutungen 
aberliefert,  welche  auf  eine  veränderte  Stellung  derDictatur  hin- 
weisen. Im  Jahre  314  v.  Chr.  war  C.  Maenius  zum  zweiten 
Male  Dictator  rei  gerendae  causa.  So  nennen  ihn  die  Capi- 
toünischen  Fasten,  während  Livius  erzählt,  er  sei  zur  Anstellung 
vun  Untersuchungen  ernannt  worden.  •)  Ohne  Zweifel  geben  die 
Fasten  den  eigentlichen  Titel  desDictators,  Livius  erwähnt  nur 
die  Absicht,  weshalb  er  ernannt  wurde  und  es  ist  fraglich,  ob 
und  auf  welche  Weise  dieselbe  in  demSenatsbeschlusse,  welcher 
der  Ernennung  des  Dictators  vorhergehen  musste,  angegeben 
war.^)  C.  Maenius  hielt  die  Untersuchungen  nicht  nur  in  Ca- 
pua,  sondern  dehnte  sie ,  da  er  eine  allgemeine  Vollmacht  über 
alle  Staatsverbrechen  erhalten  zu  haben  behauptete,  auch  auf 
Rom  aus.  Hier  aber  fugten  sich  ihm  die  vor  sein  Gericht  Ge- 
ladenen nicht:  sie  riefen  die  Hülfe  der  Tribunen  an;  als  diese 
ihnen  nicht  halfen,  drohten  sie  dem  Dictator,  sie  wollten  ihn 
nach  der  Niederlegung  seines  Amtes  mit  gleicher  Anklage  verfol- 
gen und  brachten  es  durch  diese  Verläumdungen  dahin,  dass 
er  die  Dictatur  niederlegte  und  sich  freiwillig  dem  Gerichte 
stellte ,  das  ihn  freisprach.  Nach  der  Erzählung  von  Livius  haben 
hier  die  Tribunen  ein  Recht,  gegen  den  Dictator  Hülfe  zu  leisten. 
Hätten  sie  es  nicht  gehabt,  so  wären  die  Angeklagten  thöricht 
gewesen,  sich  an  sie  zu  wenden  und  der  Dictator  hätte  sie  ohne 
Weiteres  strafen  können.  Die  Tribunen  helfen  nicht,  weil  sie 
das  Verfahren  des  Dictators  billigen.  Somit  liegt  in  Livius'  Er- 
zählung ein  mittelbarer  Beweis  für  die  Beschränkung  der  Dicta- 
tar durch  das  Tribunat ,  und  diese  Beschränkung  ist  in  die  Zeit 
zwischen  363 ,  wo  wir  das  letzte  Beispiel  von  der  Allmacht  des 
Dictators  gefunden  haben,  und  314  v.  Chr.  zu  setzen.  In  den 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Römischen  Verfassung  liegt  kein 
Grund  gegen  die  Annahme  einer  damals  geschehenen  Aenderung 
der  dictatorischen  Gewalt:  sie  war,  vrie  wir  gesehen,  folgerich- 
tig, aber  der  Zeitpunkt  konnte  verschiedentlich  gewählt  werden. 
Es  haben  überhaupt  mit  den  Dictatoren  einige  Veränderungen 

a)  Liv.  IX,  26  De  qnibus  (principnm  coniurationibus  Capuae  factis)  cum 
^  senatam  relatum  esset,  haudquaquam  neglecta  res  est,  quaestiones  de- 
cretae  dictatoremque  quaestionibus  exercendis  dici  placuit 
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stattgefunden,  welche  in  unserer  Ueberlieferung  nicht  berichtet 
werden.  Livius  erzählt,  das  Gesetz,  welches  vor  der  Wahl  des 
ersten  Dictator  gegeben  würde,  hätte  verordnet,  Dictator  und 
Reiteroberst  sollten  gewesene  Consuln  sein»),  und  die  ersten 
waren  es.  Aber  458  v.  Chr.  wurde  zuerst  L.  Tarquitius,  wel- 
cher das  Consulat  noch  nicht  bekleidet  hatte.  Reiteroberst  und 
schon  der  dritte  Dictator  M'  Valerius  Volusus,  vielleicht  schon 
sein  Vorgänger,  war  nicht  Consul  gewesen.  Wie  und  aus  wel- 
chen Gründen  diese  Aenderung  geschehen  ist,  wird  nicht  über- 
liefert. Später  finden  sich  mannigfache  Schwankungen,  indem 
bald  mehr  bald  minder  häufig  nicht  Consulare  die  Dictatur  er- 
hielten; am  Ende  wurde  es  Sitte,  dass  durchgehends  Consulare 
gewählt  wurden,  während  bei  den  Reiterobersten  das  Verhalt- 
niss  schwankend  blieb.  ^)  Sehr  leicht  konnte  sich  also  auch 
eine  Veränderung  in  der  dictatorischen  Gewalt  der  Ueberlieferung 
entziehen,  zumal  als  dadurch  kein  neuer  Grundsatz  in  das  Ro- 
mische Staatsrecht  eingeführt,  sondern  nur  ein  längst  aner- 
kannter etwas  erweitert  wurde. 

Das  dritte  der  Valerisch-Horatischen  Gesetze  bezog  sich 
auf  die  Unverletzlichkeit  der  Volkstribunen  und  der  Bericht  dar- 
über ist  sehr  forderlich  zur  Erklärung  der  Gesetze,  welche  b« 
der  ersten  Einsetzung  der  Tribunen  gegeben  wurden.  Livius^) 
beginnt  damit,  die  Unverletzlichkeit  der  Volkstribnnen  sei  bei* 
nahe  dem  Gedächtnisse  der  Leute  entschwunden  gewesen.  Mal 
fragt,  weshalb.  Einmal  offenbar,  weil  die  Regierung  der  Zeta- 
männer  ohne  Pro vocation  und  Volkstribunen  zwei  Jahre  gedauert 
hatte,  dann  aber  besonders,  weU  schon  vorher  seit  der  Ein* 
Setzung  der  Tribunen  vielfache  Beleidigungen  derselben  stattg^ 
funden  hatten,  und  zwar  ohne  Strafe.  Zwar  von  den  Plebejettf 
sind  gewiss  manche,    welche  sich  an  ihnen  vergriffen, 


a)  Liv.  U,  18  Consulares   (dictatorem  et  magistnim  equituxn)  legerCi 
ita  lex  iubebat  do  dictatore  creando  lata. 

b)  Liv.  m,  55  ipsis  quoque  tribunis,  ut  sacrosancti  viderentor, 
rei  prope  iam  memoria  aboleverat,  relatis  quibusdam  ex  magno  interv 
caerimoniis  renovarunt  et  cum  religione  inviolatos  eos  tum  lege  etiam  f 
runt  sanciendo,  nt  qui  tribunis  plebis,  aedilibus,  indicibus,  Xviris  uoc 
"et,  eius  cc^pnt  lovi  sacrum  esset,  familia  ad  aedem  Gereris  Liberi  Li 

le  venum  iret 
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worden:  wir  haben  ja  das  Beispiel  eines  Lictor,  der  auf  Befehl 
der  Consuln  ihnen  zu  nahe  getreten  war  und  der  vom  Tarpeji- 
Felsen  gestürzt  werden  sollte.»)  Aber  die  Patricier  selbst  waren 
wegen  alles  Widerstandes,  welchen  sie  den  Tribunen  leisteten, 
unbestraft  geblieben  und  diese  Straflosigkeit  der  vornehmsten 
Bürger  hatte  auf  alle  zurückgewirkt.  Von  jetzt  an  aber  sollten 
die  Tribunen  Beamte  des  gesammten  Staates  sein  und  die 
Stellung,  welche  sie  bisher  nur  hei  dem  einen  Stande  gehabt 
hatten,  bei  dem  ganzen  Volke  einnehmen.  Dazu  gehörte  vor 
allen  Dingen  die  Anerkennung  ihrer  Unverletzlichkeit  auch  durch 
die  Patricier.    Zwei  Massregeln  wurden  deshalb  ergriffen. 

Erstlich  wurden,  wahrscheinlich  in  Folge  eines  eigends  dazu 
gegebenen  Gesetzes,   die  Feierlichkeiten,   welche  bei  der  ersten 
Einsetzung  der  Volkstribunen  vorgenommen  worden  waren,  er- 
neuert.    Darunter  können  nicht  diejenigen  Feierlichkeiten  ver- 
standen werden,   durch  welche  zuerst  vermittelst  Fetialen  der 
Vertrag  zwischen  Patriciem  und  Plebejern  abgeschlossen  wurde. 
Denn  in  diesem  Vertrage  war  nur  von  der  Einsetzung  der  Volks- 
tribunen, nicht  von  ihrer  Unverletzlichkeit  die  Rede  und  hier 
Sollen  diese  durch  die  Erneuerung  jener  Feierlichkeiten  unver- 
letzlich geworden   sein.     Der  Erneuerung  des  Ständevertrages 
bedurfte  es  auch  nicht,  einmal  weil  derselbe  für  ewig  geschlossen 
war  und  dann,  weil  Patricier  und  Plebejer  über  das  Tribunat 
wg  waren.   Es  muss  also  diejenige  Feierlichkeit  gemeint  sein, 
vermöge  deren  die  ersten  Volkstribunen  selbst  die  Plebs  durch 
^inen  Schwur  verpflichteten,  ihre  Beamten  für  heilig  und  unver- 
letzlich zu  erachten  und  jeden  Zuwiderhandelnden  mit  der  höch- 
sten religiösen  Strafe,  der  Aechtung,  zu  belegen.     Weil  die  Pa- 
eder früher  diesen  Schwur  nicht  geleistet  hatten,   waren  sie 
nicht  durch  die  Unverletzlichkeit  der  Tribunen  gebunden  gewe- 
sen.   Jetzt  mussten  sie  denselben  Schwur,  wie  einst  die  Plebe- 
jer, leisten,  und  dass  sie  dies  gethan  haben,  beweisen  die  fol- 
genden Worte  von  Livius  selbst,   der  erklärt:   „die  Tribunen 
seien  durch  den  alten  Schwur  der  Plebs  damals,   als  sie  zuerst 

a)  Siehe  oben  I,  228. 
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diese  Gewalt  schuf,  unverletzlich."*)  Er  hätte  eigentlich  nwh 
hinzusetzen  müssen,  dass  dieser  alte  plebejische  Schwur  jetzt 
auch  von  den  Patriciem  geleistet  worden  war.  Dass  die  Tri- 
bunen aber  von  jetzt  an  bei  den  beiden  Ständen  gleichmässig 
unverletzlich  waren,  geht  aus  den  früher**)  von  uns  angeführten 
Beispielen  hervor. 

Ausser  der  religiösen  Verbindlichkeit,  welche  man  dem 
ganzen  Volke  auferlegte,  hielt  man  noch  ein  Gesetz  für  nöthig, 
um  die  alte  durch  der  Zehnmänner  Regierung  fast  in  Vergessen- 
heit gerathene  Verfassung  wiederherzustellen :  wahrscheinlich 
wollte  man  damit  auch  noch  andern  plebejischen  Beamten,  welche 
zur  Zeit  des  Ständevertrages  auf  dem  heiligen  Berge  noch  nicbi 
dagewesen  waren,  Anerkennung  durch  den  gesammten  Staat 
verschaffen.  Ueber  das  Icilische  Plebiscit,  welches  die  Leitung 
der  Tributcomitien  durch  die  Tribunen  geregelt  hatte,  kann  man 
zweifelhaft  sein:  vielleicht  war  es  schon  in  das  erste  Valerisch- 
Horatische  Gesetz  über  die  Bedeutung  der  Tributcomitien  aafg^ 
nommen  worden.  Sicher  ist  es ,  dass  fortan  die  Störungen  der 
plebejischen  Volksversanmilungen  durch  die  Patricier  aufhören 
und  dass  diese  durchweg  der  Gewalt  der  Tribunen  unterworfen 
sind.  Von  dem  Valerisch-Horatischen  Gesetze  ist  uns  zwar  nicht 
der  ganze,  aber  doch  der  Hauptinhalt  wörtlich  überliefert:  er 
lautete  so:  „Wer  den  Volkstribunen,  Aedilen,  Richtern,  Zehn- 
männem  geschadet  hätte,  dessen  Haupt  solle  dem  Jupiter  ge- 
weiht sein,  sein  Vermögen  beim  Tempel  der  Ceres,  des  Liber 
und  der  Libera  verkauft  werden/'  Die  Entscheidung,  zu  Gun- 
sten welcher  Beamten  es  erlassen  worden  sei,  ist  sehr  schwie- 
rig und  unsicher:  sie  hängt  von  der  Auffassung  „der  Richter. 
Zehnmänner"  ab.  Dieser  Ausdruck  war  schon  zu  Livius'  Zeit 
unklar:  er  selbst  versteht  ihn  nicht  und  die  Erklärungen  seiner 
Zeitgenossen,  welche  er  anfuhrt,  beweisen  deren  Unsicherheit 
Kein  Wunder  also,  dass  er  uns  noch  grössere  Schwierigkeit 
macht    Gewöhnlich  verbindet  man  jetzt  beide  Worte  und  ver- 


a)  Liv.  1.  1.  tribunos  vetere  iureiurando  plebis  cum  primum  eam  po- 
^estatem  creavit,  sacrosanctos  esse. 

b)  S.  oben  I,  229  flgd. 


gegen  die  Patricier  gesichert.  23 

steht  Zehnmänner,  welche  Richter  sind.'')     Diese  Meinung  ist 

m'lessen  unmöglich,  aus  zwei  Gründen,  von  denen  jeder  einzeln 

mügt^  sie  zu  widerlegen.    Erstlich  ist  der  Name   „Richter- 

ZHliiimänüer"  (iudices  JLvjH^  im  Lateinischen  unerliört,   wenig- 

^tt-ns  in  einem  Gesetze.    Das  gewöhnliche  ist,  dass  zu  der  Zahl 

ütr  Beamten,    welche  für  ein  ausserordentliches   Amt  erwählt 

Ä^Tilen,   die  Bezeichnung  der  Amtsthätigkeit  im  Dativ  gesetzt 

»ird,  seltener,  aber  doch  vollkommen  dem  Sprachgebrauch  an- 

••^me.sHen,    geschieht  die   Bezeichnung   durch    ein   Adjectivum. 

iöer  Dativ  und  Adjectivum  müssen  in  dem  gewöhnlichen  Aus- 

'inn:ke  nachgesteUt  werden  und   in  einem  Gesetze    konnte  kein 

f!  iüer  die  Wort^  iudices  Xviri  als  einen  einzigen  Begriff  auffassen. 

Liviiis  selbst,  dem   sonst  die  Bedeutung  derselben,  wie  gesagt, 

ni'ht  klar  war,  hat  sie  nicht  so  aufgefasst.    Er   macht  die  Be* 

■D-rkimg,  einige  Erklärer  hätten  aus  ihnen  den  Schluss  gezogen, 

H'^ses  Valerische  Gesetz  bezöge  sich  auch  auf  die  Consuln  und 

li-  mit  den  Consuln  unter  gleichen  Auspicien  erwählten  Präto- 

'  a;  denn  der  Consul  heisse  Richter,  iudex»   Er  widerlegt  diese 

flklärung  mit  der  weiteren  Bemerkung,  in  jener  Zeit  habe  der 

'  n>ul  noch  nicht  iudex  ^   sondern  praetor  geheissen.    Hätte  er 

'■■dlces  Xviri  zu  einem   einzigen  Begriffe  verbunden,  so  hätte, 

'  die  Consuln  ninmiermehr  zu  den  richterlichen  Zehnmännern 

. 'ililt  werden  können,  darin  die  beste  Widerlegung  jener  Er- 

•njüg  gelegen.   Ja  selbst  jene  alten  Gelehrten,  welche  die  von 

Liria-s   verworfene  Erklärung  aufstellten,    haben  nicht  iudices 

S'iri  verbunden:  sonst   hätten    sie    nie   an   die   Consuln    ge- 

"  lit.     Deshalb  werden  wir  ebenfalls  abgesondert  iudices  und 

Xnri  als    Richter  und  Zehnmänner   auffassen    müssen.     Noch 

"iüeri  andern   Fingerzeig   geben  uns    die   Versuche   der   alten 

'  "lehrten,  einen  zu  ihrer  Zeit  unklaren  Ausdruck  zu  erläutern: 

i"  haben  nicht  geglaubt^  dass  das  Gesetz  nur  zum  Besten  ple- 

■'^jisrher  Beamten  gegeben  worden  sei.     Denn  sonst  hätten   sie 

in  die  Consuln  nicht  denken  können.    Von  dieser  Ansicht  ab- 

'  uehen  ist  kein  Grund.    Die  Consuln  wollten  durch  die  neue 

^-rurdnung   nicht  bloss    für  die  plebejischen  Beamten  sorgen: 

!•'  hatten  dies  auch  schon  durch  die  Erneuerung  des  Schwures 

1  Betreff  der  Tribunen  genügend  gethan:  sondern  getreu  ihrem 
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Plane,  die  beiden  Stände  zu  vereinen,  wollten  sie  nberhanpt 
Beamten,  welche  sonst  keine  genügende  äussere  Gewalt  za 
haben  schienen,  den  nöthigen  Schatz  verleihen.  Man  kann 
demnach  sehr  wohl  unter  iudices  die  gewöhnlichen  Richter, 
welche  in  Privatstreitigkeiten  und  zum  Theil  auch  in  CrinÜBal- 
proc^essen  den  Parteien  gegeben  wurden,  verstehen.  Der  thair 
sächliche  Erfolg  der  Decemviralgesetzgebung  war  eine  neue  und 
feste  Anordnung  des  Gerichtswesens  gewesen:  nur  deijeni^ 
Theil  derselben,  welcher  nebst  der  sonstigen  Staatsverfassung 
auch  über  die  Beamten,  welche  zur  Leitung  desselben  berufen 
waren,  handeln  sollte,  war  nicht  zur  Ausführung  gekommeo. 
und  es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  die  Consuln  jetzt  eim^ 
Bestimmungen  deshalb  trafen.  Es  war  billig,  dass  man  für  & 
Würde  und  Unverletzlichkeit  der  Richter,  auf  welcheji  die  Ver- 
waltung der  Rechtspflege  beruhte,  Sorge  trug  und  zwar  ohne 
ihnen  eine  äussere  Gewalt  zu  verleihen,  indem  man  auf  religiö- 
sen Gründen  ihre  Heilighaltung  dem  Gewissen  der  Bürger  empfahl. 
Auch  unter  den  Zehnmännem  wird  man  eine  richterliche,  aber 
plebejische,  Behörde  verstehen  müssen.  Zwar  die  späteren  Xvm 
stlititiLS  ivdicandis  gab  es  damals  noch  nicht;  denn  es  ist  kein 
Grund  vorhanden,  wie  einige  Gelehrte  es  thun,  der  Angabe 
von  Pomponius*)  zu  misstrauen,  der  ihre  Einsetzung  einer  viel 
späteren  Zeit  zuschreibt.  Indessen  ist  es  damit  sehr  wohl  ver- 
einbar, dass  ihre  Anfänge  viel  früher  vorhanden  waren:  nur 
ihre  spätere  Gestalt  und  Befugnisse  erhielten  sie  in  der  v« 
Pomponius  angegebenen  Zeit.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  & 
Plebs  auch  ausser  den  Tribunen  für  die  Schlichtung  ihrer  bfr 
sondern  Streitigkeiten  schon  von  Alters  her  sich  Beamten  er- 
wählte; sie  gingen  später,  als  der  Unterschied  der  Stände  erlo- 
schen war,  in  Beamte  des  Gesammtstaates  über.  Ja  selbst  in 
der  Zehnzahl  müssen  sie  dagewesen  sein :  das  beweisen  die  zehn 
Tribunen,  die  zehn  mit  der  Gesetzgebung  betrauten  Beamten. 
Sie  also  können  unter  den  Zehnmännem  des  Valerisch-Horatischen 
Gesetzes  verstanden  werden.  Freilich  ist  alles  dies  Vermuthung, 
aber  ohne  Vermuthung  wird  das  Räthsel  in  Livius'  Worten  nicht 
gelöst  werden  können. 

a)  Pompon.  §  29  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2). 
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Eigenthömlich  ist  die  andere  von  Livius  gemachte  Bemerkung. 
Die  Juristen,  sagt  er,  behaupteten,  nach  dem  Valerisch-Horati- 
sfhen  Gesetze  sei  keiner  von    den    genannten  Beamten   heilig 
and  unverletzlich  (scurosanctus) ;    sondern,   wenn  irgend  einer 
einem  von  ihnen  geschadet  hätte,  würde  dies  für  den  Göttern 
verfellen  erklärt.    Daher  werde  der  Aedil  von  den  hohem  Be- 
mten  ergriffen  und  in  das  Gefangniss  geführt :   denn  man  schade 
lemjenigen,  dem  man  nach  diesem  Gesetze  nicht  schaden  dürfe : 
'Mt  es  sei  ein  Beweis,  dass  der  Aedil  nicht  „heilig"  sei;   die 
iöikstribunen  seien   heilig  nach  dem  alten  Schwur  der  Plebs 
auf  dem  heiligen  Berge.*)    Das  ist  ein  feiner,  für  uns  fast  un- 
verständlicher Unterschied,  den  die  Römischen  Juristen  aufstell- 
ten.  Freilich  nicht  alle  scheinen  ihn  gemacht  zu  haben,  wie 
L  B.  Cato  die  Aedilen  gleich  den    Tribunen  für   „heilig"   er- 
härte.*»)   Aber  er  ist,  wie  gesagt,  für  uns  schwer  verständlich. 
Es  heisst:  wer  jenen  Beamten  schadet,  soll  den  Göttern  ver- 
ölen  sein:    darin    soll   liegen,    die   Handlung  des   Schadens 
^Iber  sei  fluchwürdig,  nicht  die  Beamten  „heilig".    Ißt  dies  der 
Fall,  so  begreift  man  das  Verfahren  der  Plebejer  auf  dem  heili- 
.'^n  Berge  in  Betreff  der  Tribunen,  wie  es  uns  Dionysius  *=)  über- 
'i^fert  hat.     Sie  machten  es,  um  den  Tribunen  Unverletzlichkeit 
v;  den  Plebejern  zu  sichern,  genau  so,  wie  jetzt  die  Consuln, 
ü  sie  deren  Heiligkeit  auch  bei  den  Patriciern  feststellen  woU- 
•^    Sie  gaben  zuerst  ein   Gesetz,  ganz  ähnlich  dem  jetzigen 
'-^'Qsolarischen,  folgenden  Inhalts:   den  Tribunen  solle  Niemand 
/»Togen,    etwas  wider  seinen   Willen  zu  thun,   noch  geissein, 
V'ch  geissein  lassen,  noch  tödten,  noch  tödten  lassen.     Wenn 
-iner  dies  göthan  hätte,  so  sollte  er  verflucht,   seine  Habe  ver- 
ölen, sein  Leben  vogelfrei  sein.    Das  zweite  war  ein  Schwur, 
'^ie  Dionysius  sagt,  das  Gesetz  für  ewige  Zeiten  unverbrüchlich 

a)  Liv.  III,  55  Hac  lege  iuris  ioterpretes  negant  quemquam  sacrosan- 
■•  *  ^m  esse,  sed  cum  quis  eomm  cuipiam  nocuerit ,  id  sacnim  sanciri. 
;ni}ae  aedilem  prendi  dacique  a  maioribus  magistratibus:  quod  etsi  nön 
'IT?  fiat  (noceri  enim  ei,  cui  hac  lege  Don  liceat),  tarnen  argumentum  esse, 

m    haben    pro   sacrosancto   aedilem:  tribunos  vetere  iureiurando  plebis 
lio  primum  eam  potestatem  creavit,  sacrosanetos  esse. 

b)  Bei  Festus  p.  318  s.  v.  sacrosanctus. 
e)  Dionys.  VI,  89. 
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halten  zu  sollen.  Sein  Inhalt  kann  von  Dionysius  nicht  toU- 
ständig  angegeben  sein.  Denn  auf  ihm  beruhte ,  wie  er  sagt, 
die  Heiligkeit  des  Tribunates:  diese  muss  noch  durch  einige  be- 
sondere Formeln  bestimmt  worden  sein ,  welche  früher  die  Plebs, 
jetzt  auch  die  Patricier  banden.  Livius  wurde  zu  seiner  Bemer- 
kung veranlasst  einmal  durch  die  Anwendung  der  tribuuidschen 
Gewalt,  welche  man  zu  seiner  Zeit  machte,  um  dem  K^ser 
Augustus  eine  vor  allen  Bürgern  ausgezeichnete  und  gegen  jeden 
Angriff  mit  Wort  und  That  gesicherte  Stellung  zu  geben  ^),  fer- 
ner durch  den  thatsächlichen  Unterschied ,  welcher  in  der  gan- 
zen Römischen  Geschichte,  zwischen  dem  Tribunat  und  der 
Aedilität,  sowie  den  übrigen  genannten  Aemtem  bestand.  Je» 
galten  immer  für  durchaus  unverletzlich  und  wer  ihrer  ferm 
zu  nahe  trat ,  beging  einen  Frevel  gegen  die  Götter :  diese  stas- 
den  unter  der  Botmässigkeit  der  hohem  Beamten  und  sind  oft 
mit  Zwang  zurecht  gewiesen  worden.  Freilich  auch  der  Tribo- 
nen  Unantastbarkeit  durch  Wort  und  That  konnte  mehr  in  der 
Theorie  aufrecht  erhalten  werden  als  in  der  Wirklichkeit  Si- 
lange  der  Kampf  der  Stände  währte  und  die  Plebejer  mit  Eif'^r- 
sucht  an  ihren  Rechten  festhielten,  auch  die  Einfachheit  der  Sit- 
ten grösser  war,  hören  wir  nichts  von  Missbrauch  oderBeschrah 
kung  der  tribunicischen  Gewalt  Später  bildete  sich  der  in  der  Na- 
tur der  Sache  liegende  Unterschied,  dass  die  Volkstribunen,  wenn- 
gleich sie  für  ihre  Person  inrnier  unantastbar  blieben,  deimot'^ 
für  ihre  Handlungen  nur  dann  vollständige  Freiheit  und  Ud^^ 
hängigkeit  genossen,  wenn  dieselben  Amtshandlungen  wan^ 
dagegen  für»  die  Handlungen  des  Privatlebens  gleich  andern  Bai- 
gern  dem  allgemeinen  Gesetze  und  Rechte  unterworfen  wareb. 
Ein  Zeitpunkt  für  die  Anerkennung  dieses  Unterschiedes  ll^^ 
sich  nicht  nachweisen,  sie  erfolgte  auch  nicht  durch  ein  Ges^eU. 
sondern  bildete  sich  natürlich  aus  den  Verhältnissen ,  wie  auiii 
das  Verfahren  dabei  sich  natürlich  entwickelte.  Das  CoUegiüni 
der  Volkstribunen  war  der  Gerichtshof,  welcher  die  Frage  eni 
schied,  ob  etwas  Amts-  oder  Privatsache  sei:  seiner  Entf^ehei- 
düng  musste  sich  der  einzelne  Tribun  zwar  nicht  dem  strengea 
Rechte  nach ,  aber  thatsächlich  fügen.  Es  sind  uns  vier  derartig* 
Fälle  überliefert,  drei  wo  Tribunen  wegen  PrivathandluDgen  >"^ 
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CenVht  gezogen  wurden,  Cn.  Tremellius,  der  sich  thätlich  an 
dem  Oberpriest^r  vergriffen  hatte*),  L.  Aurelius  Cotta,  der  sein 
Amt  zur  Deckung  gegen  seine  Gläubiger  zu  gebrauchen  ver- 
suchte''), C.  Scantinius  Capitolinus,  welcher  von  einem  curulischen 
Aedilen  wegen  Unzucht  vor  dem  Volke  angeklagt  worden  sein 
>'J)/)  Der  vierte  ähnliche  Fall  bezieht  sich  auf  einen  curuli- 
si'hen  Aedilen'*),  der  vergeblich  versuchte,  eine  ihm  als  Privat- 
moü  zugefugte  Beleidigung  als  eine  Verletzung  seines  Amtes 
»or  Gericht  zu  bringen. 

Das  Bedürfhiss  eines  geordneten  Staatslebens  brachte   diese 

Veränderung  in  der  Stellung  der  Volkstribunen  hervor:  mit  ihm 

ist  es  unverträglich,  dass  eineClasse  von  Beamten  in  allen  ihren 

^Vorten  und  Handlungen  unantastbar  und  „heilig"  ist.     Um  es 

?ii  befriedigen ,   hob  man  nicht  das  alte  Gesetz  auf:    das  hätte 

mn  schon  deshalb  unterlassen,  um  nicht  den  religiösen  Fluch 

uf  sich  herabzuziehen,  man  betrachtete  es  vielmehr  fortwährend 

i>  einen  Grundpfeiler  der  öffentlichen  Freiheit.    Aber  die  Ueber- 

tmstimmung  der  Beamten  und  die  öffentliche  Meinung  machte, 

ii-'s  es  entweder  nicht  beachtet  oder  anders  erklärt  wurde.   Die 

iü.stlichen  Erklärungen  der  Juristen,  von  denen Livius  spricht, 

»uien  diesem  Streben  zu  Hülfe.    Einige  gingen,   wie  derselbe 

•zä/ilt,  so  weit  zu  behaupten,  das  Horatische  Gesetz  gelte  auch 

^  die  Consuln  und  Prätoren ,    denn  die  Consuln  führten  den 

Vimen  Iudex  ^  und  die  Prätoren  würden  unter  denselben  Auspi- 

i'^a,  wie  die  Consuln  erwählt«)    Ich  spreche  nicht  davon,  ob 

•it^  Erklärung  in  den  Worten  des  Gesetzes  begründet  war  oder 

i  bt;  Livius  läugnet  diese  Begründung.    Aber  es  war  unmög- 

i  n,  diese  Erklärung  aufzustellen,  wenn  die  Stellung  der  Tri- 

'ineo,  Aedilen,  Zehnmänner  eine   ganz  besondere  und  durch 


a)  Liv.  per.  XL VII. 

b)  Val.  Max.  VI,  5,  4. 
^  Val.  Max.  VI,  1,  7. 

d)  GelL  IV,  14.  Aehnlich  wird  der  andere  Fall  bei  Gell.  XIII,  13  ge- 
"^Ti  sein. 

'0  Liv.  III,  55  Fuere,  qui  interprctarentur  eadem  hac  Horatia  lege 
^uiibas  quoqae  et  praetoribus,  quia  iisdem  auspiciis,  qnibns  consules 
■T^Qtur,  cautom  esse;  iudiccm  enim  consulem  appellari. 
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Heiligkeit  geschützt  war,  wenn  man  täglich  sehen  konnte,  dass 
Prätoren  und  Consuln  angegriffen ,  ins  Gefängniss  gefuhrt,  an- 
geklagt wurden.  Die  Wirklichkeit  des  Staatslebens  hatte  sich 
von  den  alten  Gesetzen,  trotzdem  dass  sie  rechtlich  fortbestan- 
den, frei  gemacht.  Ferner  den  Aedilen,  Richtern  und  Zeho- 
männem  entgegen  zu  treten,  sagtLivius,  sei  ein  religiöses  Ver- 
brechen; dennoch  würden  jene  Beamten  von  den  höher  stehen- 
den Beamten  ergriffen  und  in  das  Gefängniss  gefuhrt  und  damit 
wenigstens  eine  Verletzung  der  'Gesetze  begangen.  Er  spricht 
wie  ersichtlich,  von  einer  öfters  vorkommenden  Sache,  welche 
strafrechtlich  nicht  geahndet  wurde.  Wiederum  erkennen  wii. 
dass  das  alte  Gesetz  und  der  alte  Eidschwur,  wenngleich  recht- 
lich nicht  aufgehoben ,  doch  thatsächlich  nicht  beobachtet  wurde. 
Es  ist  nicht  zu  verwundern,' dass  eben  dasselbe  bei  der  Straf- 
bestimmung geschah:  sie  ist  nie  oder  nur  in  seltenen  Fäilem 
wo  es  sich  um  geringe  Leute  handelte,  ausgeführt  worden  osd 
konnte  nicht  ausgeführt  werden.  Die  Strafe  bestand,  ifiieLivias 
sagt,  darin,  dass  das  Haupt  des  Uebelthäters  dem  Jupiter  geweiht 
seine  Güter  am  Tempel  der  Ceres,  des  Liber  und  der  Libera 
verkauft  wm*den.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  dies  dieselbe  StnJ^ 
ist,  welche  auf  dem  heiligen  Berge  von  den  Plebejern  gegen 
diejenigen  ihrer  Standesgenossen,  welche  den  Tribunen  zu  nahe 
treten  würden,  ausgesprochen  wurde.  Sie  lautet  bei  Dionysius*), 
der  Uebelthäter  solle  verflucht ,  sein  Vermögen  der  Ceres  geweil* 
sein :  wer  ihn  getödtet  hätte ,  solle  straflos  sein.  Wir  haben  ab 
wiederum  den  Begriff  der  religiösen  Verfluchung^),  der  sich  k 
weiterer  Ausbildung  der  Staatsverfassung  nicht  anders  ausfuhren 
lässt,  als  dass  der  Uebelthäter  gerichtlich  verurtheilt  und  dam 
mit  der  höchsten  üblichen  Todesstrafe  belegt  wird.  Wir  haben 
früher  von  dem  ursprünglichen  Begriffe  dieser  Verfluchung  g^ 
handelt*')  und  von  dem  Rechte,  welches  die  Tribunen  daraus 
herleiteten ,  Jeden  ihnen  in  Wort  und  That  entgegen  tretenden 
augenblicklich  mit  den  höchsten  Strafen  zu  belegen.    Versuche, 


a)  Dionys.  VI,  89  a.  a.  0. 

b)  Vergl.  oben  I,  393  und  II,  10. 

c)  S.  oben  I,  229. 
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es  aaszuüben,  wurden,  wo  es  sich  nicht  gerade  um  geringe  Leute  oder 
schlimme  Fälle  handelte,  durch  den  Einspruch  der  andern  Tri- 
banen  gehindert.    Bei  der  Einziehung  des  Vermögens  war  das 
Verfahren  dies,  dass  der  Tribun  die  Güter  des  Uebelthäters  der 
Ceres  weihte,   worauf  sie  dann  später  zum  Besten  von  deren 
Tempel  verkauft  wurden.    Indessen  das  rechtliche  Herkommen, 
wenngleich  wir  von  keinem  derartigen  Gesetze  wissen,  war  der 
Art,  dass  eine  solche  Weihung,  selbst  wenn  sie  mit  allen  Förm- 
lichkeiten durch  einen  Tribunen  geschehen  war,   dennoch  ohne 
eine  gerichtliche  Verurtheilung  nicht  galt      Wir   können  dies 
an  einem  berühmten  Beispiele  nachweisen.    Der  Volkstribun  C. 
Atinias  Labeo  im  Jahre  130  v.  Chr.  glaubte  sich  vom  Censor 
Q.  Metellus  beleidigt  und  hätte  ihn ,   wenn  nicht  eiligst  ein  an- 
derer Tribun  zu  Hülfe  gerufen  worden  wäre,  getödtet»)     Als 
er  dies   nicht  thun  konnte,  war  sein  Zorn  dennoch  nicht  begü- 
tigt   Er  ging  auf  die  Rednerbühne  zurück ,   liess  einen  Flöten- 
bläser und  einen  Altar  kommen  und  weihte  in  feierlicher  Weise 
die  Güter  seines  Gegners  der  Ceres.    Aber  einen  Erfolg  hatte 
dies  Beginnen  nicht:    Cicero  erzählt  ausdrücklich,  Q.  Metellus 
habe  seine    Güter  behalten,    ebenso  wie  einem  andern  Censor 
Cn.  Lentulus,  dessen  Vermögen  ein  Tribun  auf  gleiche  Weise 
weihte,   dadurch  kein  Schaden  zugefügi;  wurde. ^)     Wollte  ein 
Tribun  etwas  ausrichten,  so  blieb  ihm   nichts  übrig  als  einen 
Hocbverrathsprocess  gegen  denjenigen,  von  welchem  er  sich  be- 
leidigt glaubte,  anzustrengen.    Dies  that  der  Tribun  P.  Rutilius 
169  V,  Chr.  gegen  den  Censor  Ti.  Gracchus:  er  weihte  dessen 
Güter,   weil  er  behauptete,  derselbe  sei  ihm  durch  Nichtbeach- 
tung seiner  Einsprache  bei  der  Bestrafung  eines  Freigelassenen 
zu  nahe  getreten,   dann  erhob  er  gegen  den  Censor  noch  einen 
Process  in  Centuriatcomitien.     Als  er  in  diesem  nichts  ausge- 
richtet hatte,  blieb  ohne  Zweifel  auch  die  Weihe  des  V^mögens 
ohne  Folgen.*')    Es  ist  ein  merkwürdiges  Bild,    das  sich  uns 
darstellt.    Durch  Gesetz  und  eidliche  Verpflichtung  des  ganzen 


a)  S.  die  Erzählung  oben  1,  202  und  230. 

b)  Cic  de  dorn-  47,  123. 

c)  Liv.  XLni,  16. 
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Volkes  hatte  der  Volkstribun  das  Recht,  gegen  jeden  Bürger, 
von  dem  er  sich  beleidigt  glaubte,  mit  den  härtesten  Lebens- 
und Vermögensstrafen  augenblicklich  einzuschreiten:  dies  Recht 
hatten  die  Consuln  Valerius  und  Horatius,  wahrscheinlich  um 
jeden  Argwohn  der  Plebs  zu  bescliwichtigen ,  auf  das  Feierlichste 
anerkannt  und  man  wollte  es  auch  später  nicht  ändern.  Dessen  uu- 
geachtet  traf  man  Massregeln,  um  es  thatsäclilich  unwirksam  zu 
machen  und  jede  Bestrafung  in  den  gewölmlichen  Processfonnen 
richterlicher  Entscheidung  anheimzugeben. 

Zweitos  Capitel. 

Proc6886  der  gestürzten  Zehnm&niier.  Es  sind  Crinünalprocesse  vii 
werden  vor  den  Tribntcomitien  geffthrt.  Weshalb  dieselben  in  eiBev 
Griminalprocesse  in  diesem  Falle  befiigt  waren  nnd  weshalb  anch  kein 
Senatsbeschlnss  nOthig  war.  Einzelheiten  beim  Sturze  der  Zehnm&inel 
und  bei  der  Annahme  der  zwölf  Tafeln.  Allgemeine  Amnestie.  Anklage] 
gnind  gegen  die  Zehnminner.   Hartes  TerfUiren  gegen  dieselben.  Art  | 

der  Bestrafling. 

Durch  diese  Gesetze  der  beiden  Consuln  L.  Valerius  un( 
M.  Horatius  hatte  das  Römische  Staatsrecht  eine  neue  Gestal 
erhalten:  die  Gnindlagen  der  Freiheit,  welche  nach  der  Ver 
treibung  der  Könige  gelegt,  nach  dem  Sturze  der  Zehnmäniie 
neu  angenonunen  worden  waren,  wurden  befestigt,  die  Trenuuii! 
der  Stände,  welche  sich  in  heftigem  Parteikampfe  gebildet, 
so  weit  aufgehoben,  dass  patricische  und  plebejische  Beamt 
in  dem  Gesammtstaate  eine  bestimmte  Geltung  hatten.  Das  wi 
ein  grosser  und  dauernder  Gewinn,  der  trotz  der  Abneigvui 
auf  der  einen  und  der  Begehrlichkeit  auf  der  andern  Seite  ai 
Ende  zu  fester  Eintracht  fahren  musste.  Um  indessen  die  Vs'w 
derkehr  älmlicher  Zustände,  wie  sie  das  zweite  Decemvirat  da] 
geboten  hatte,  zu  verhüten,  blieb  noch  die  Bestrafimg  der  g' 
stürzten  Zehnmänner  übrig.  Sie  erfolgte  einstimmiger  Uebei 
lieferung  zufolge  nach  der  Wiederherstellung  der  alten  Verfessucj 
und  nach  der  Ausbildung  derselben  durch  die  consalarisch« 
Gesetze.  Dieselbe  muss  trotz  der  offenbare  Ungesetzlichkeite 
welche  die  Zehnmänner  begangen  hatten,  nicht  ohne  Schwierig 
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Aeit  srewesen  sein.  Der  Anhang,  den  dieselben,  aus  den  vornehmsten 

Geschlechtern  stammend,   selbst  nach  ihrem  Sturze  unter  Patri- 

( fem  und  Plebejern  hatten,  war  bedeutend,  die  politischen  Gegner 

waren  theils  durch  ihre  Abdankung,  theils  durch  die  neuen  Ge- 

Mze  der  Consuln    besänftigt,    ein    grosser  Theil   der   Bürger 

uir.!  hte  sich  auch  scheuen,  ein  System  politischer  Rache,  wie  es 

iü  Korn  selbst  bei  der  Vertreibung  der  Könige   nicht  stattgefun- 

H  Latte,  zu  begründen.    Man  beschloss,  die  Zehnmänner  ein- 

'Au,  einen  nach  dem  andern  vor  Gericht  zu  fordern   und   mit 

i!^m  bedeutendsten  derselben,    Ap.  Claudius   den    Anfang    zu 

iiüiilien*):  nach   seinem    Sturze   hoffte   man  die   übrigen  desto 

Virliter  zur  Verurtheilung  bringen   zu    können.     Als  Ankläger 

^vaide  gegen  ihn  durch  das  Collegium  der  Tribunen  L.  Verginius, 

i^TM-lbe,  der  durch  seine  Ungerechtigkeit  zunächst  gelitten  hatte, 

'»^.'^rinimt. 

Verginius  klagte  den  ehemaligen  Decemvir  in  Tributcomi- 
V/J  an.  Zwar  Dionysius  nennt  nur  das  Volk  und  die  Volks- 
wr^iunmlung '') ,  was  eben  so  gut  auf  Centuriatcomitien  ge- 
»•!!   kann;   aber    Livius'    Erzählung    ist    bestimmt.     Der  An- 

-  ivlagte  kommt,  als  er  seinen  Termin  erhalten  hat,  auf  den 
•1  rkt  um  sich  zu  vertheidigen ,  auf  dem  Markte  werden  aber 

r  Tributcomitien  gehalten  ^  der  Tribun   Verginius  giebt  den 

hl,  dass  der  Angeklagte  in  das  Gefängniss  geführt  werden  soll, 

.'  also  den  Vorsitz  in  der  Volksversammlung,  welche  folglich 

•  plebejische  der  Tribus  gewesen  sein  muss.    Der  tribunicische 

'  nt-r,  der  Viator,  ergreift  den  Angeklagten,  der  Tribun  endlich 

-n  den  Endtermin  zur  Entscheidung  des  Processes  an.   Daraus 

>*  <  r.sichtlicli ,    dass  der  Process  gegen  Claudius  wirklich  vor 

/i  Tributcomitien  verhandelt  wurde  und  der  Tribun,  welcher 

-  Anklage  leit-ete,  zugleich  der  Vorsitzende  war;  daran,  dass 
''  Tribus  bloss  die  vorbereitende  Versammlung  gebildet  haben 
id  der  Process  eigentlich    vor  den  Centuriatcomitien  geführt 


a)  Dionys.  XI,  46;  Liv.  111,  56  init 

b)  Dionys.   XI,  46   tl^arfyiWtxai   ötj   fxerck  toOto   eic  t6v  Sfjfiov  "Aimoc 


32  Genturiat-  und  Tributcomitien. 

• 

werden  sollte,  ist  nicht  zu  denken.^)    Indessen  diese  Thatsache 
steht  in  geradem  Widerspruche  mit  den  Vorschriften  der  zwölf 
Tafeln.    Diese  bestimmten,  wie  wir  oben  erwähnt*),  dass  über 
das  Caput  eines  Römischen  Bürgers  nur  die  CenturiatcomitieD 
richten  dürfen:   den  Tributcomitien  waren  nur  Processe,  welche 
auf  Geldstrafe  gingen,  überlassen.    Wir  finden  ferner,  dass  dieser 
Process  gegen  Ap.  Claudius  und  gegen  die  übrigen  Zehnmänner 
seit  den  zwölf  Tafeln  der  einzige  Capitalprocess  ist,  welcher  vor 
den  Tributcomitien   geführt  wurde.     Die  Vorschrift   der  zwölf 
Tafeln  galt  als  Grundgesetz,  von  dem  niemals  abgewichen  wurd«: 
noch  Cicero  beruft  sich  darauf  und  zweifelt  nicht  an  ihrer  Gültig- 
keit: es  war  bei  ihm  nur  fraglich,  ob  sein  Process  als  wirkli- 
cher Capitalprocess  angesehen  werden  müsse.    Indem  wir  den 
Versuch  machen,  diesen  scheinbaren  Widerspruch  der  Ueberlie 
ferung  mit  sonst  glaubwürdig  bezeugten  Thatsachen  zu  löseu^ 
werden  wir  zugleich  eine  Einsicht  gewinnen  in  die  EinzeUieiteii 
beim  Sturze    der  Zehnmänner   und   der  Wiederherstellung  dei 
alten  Verfassung,  welche  von  den  Schriftstellern  in  ihrem  Stre- 
ben nach  Kürze  der  Darstellung  übergangen  worden  sind  afl< 
sich  nur  durch  Schlussfolgerungen  auffinden  lassen. 

Die  Lösung  besteht,  um  es  kurz  zu  sagen,  darin:  als  (b 
Processe  gegen  die  Zehnmänner 'geführt  wurden,  hatten  ^ 
zwölf  Tafeln  oder  vielleicht  derjenige  Theil  derselben,  welche 
von  den  Centuriat-  und  Tributcomitien  handelte,  noch  kein 
Geltung. 

Es  ist  nicht  auffallend,  dass  die  ersten  zehn  Tafeln  de 
neuen  Gesetzgebung,  wie  sie  im  ersten  Jahre  der  Decemviral 
regierung  abgefasst  waren,  durch  die  Centuriatcomitien  augv 
nommen  und  zum  Gesetze  erhoben  wurden.  Abgesehen  davoi 
dass  sie  der  Ueberlieferung  zufolge  gerecht  und  weise  warei 
besassen  die  Zehnmänner  damals  das  allgemeine  Vertrauen  un 
als  Vorsitzende  der  Gomitien  die  nöthige  Macht,  um  jeden  W 
derstand  zu  unterdrücken.^)  Aber  in  hohem  Grade  muss  i 
auffallend  erscheinen,  dass  die  zwei  letzten  Gesetzestafeln  tru 


a)  S.  oben  L  365. 

b)  Vergl.  oben  I,  343. 
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des  Sturzes  ihrer  Urheber  und  trotz  des  Hasses,  mit  dem  sie 
verfolgt  wurden,  dennoch  Gesetzeskraft  erlangt  haben  sollen. 
Sie  wurden  nicht  während  der  Herrschaft  der  Zehnmänner  an- 
genommen, sondern  die  noch  nicht  beendete  Abfassung  und  Be- 
kanntmachung war  der  Grund,  weshalb  dieselben  ihr  Amt  über 
das  anfilngliche  Jahr  hinaus  beibehielten.  Sie  enthielten,  wie 
Cicero^)  wenigstens  urtheilt,  zum  Theil  ungerechte  Bestimmungen, 
welche  wenige  Jahre  später  durch  das  Canulejische  Gesetz  ab- 
geschafit  wurden.  Sie  bezogen  sich  endlich  auf  das  eigentlich 
so  genannte  öffentliche  Recht,  auf  die  Verfassung  und  diese 
hatte  nach  den  Absichten  der  Zehnmänner  eine  ganz  andere 
sein  sollen  als  sie  es  nach  ihrem  Sturze  und  nach  Wiederher- 
stellung der  alten  Verfassung  wirklich  wurde.  ^)  Es  ist  demnach 
unmöglich,  dass  die  zwei  letzten  Tafeln  so,  wie  sie  von  ihren 
Urhebern  entworfen  waren,  Beifall  und  Annahme  fanden.  Wir 
hal)en  über  diese  vermeintliche  Annahme  zwei  Nachrichten. 
Livius«^)  erzählt,  die  Consuln  Valerius  und  Horatius  hätten, 
ehe  sie  die  Stadt  verliessen  um  in  den  Krieg  zu  ziehen,  die  De- 
cemviralgesetze,  welche  die  zwölf  Tafeln  hiessen,  in  Erz  graben 
und  öffentlich  aufstellen  lassen.  Er  erwähnt  diese  Nacbricht 
nach  der  von  der  Einleitung  des  Processes  gegen  Ap.  Claudius: 
^  folgt  unmittelbar  dessen  Tod,  der  vor  dem  Schlusstermine 
des  Processes  stattfand,  femer  die  Processe  der  andern  Zehn- 
iQänner  und  der  Beschluss,  mit  den  politischen  Verfolgungen 
inne  zu  halten,  endlich  die  Erzählung  von  dem  Kriegszuge  der 
Consuln,  von  denen  es  heisst,  sie  wären  nach  Beruhigung  der 
Stadt  ins  Feld  gezogen."^)  Livius  setzt  also  die  Bekanntmachung 


a)  Cic  de  rep.  U,  37,  63  Ergo  hormn  (Xvirum)  ex  iniustitia  subito 
noTtsL  est  mazima  perturbatio  et  totius  commutatio  reipublicae;  qui  dua- 
bus  tabolis  iniquarom  legom  additis,  quibus  etiam  quae  diiunctis  populis 
tnbni  solent  conabia,  haec  illi  ut  ne  plebi  et  patribus  essent,  inhuma- 
nissima  lege  sanxeront 

b)  Vergl.  I,  Mlflgd. 

c)  Liv.  III,  57  Priusquam  orbe  egrederentur,  leges  Xvirales,  quibus 
tabolis  duodecim  est  nomen,  in  aes  incisas  in  publico  proposuerunt  Sunt 
qui  iussa  tribimorom  aediles  fiinctos  eo  nünisterio  scribant. 

d)  Liv.  in,  60  Gonsules  rebus  urbanis  compositis  fundätoque  plebis 
statu  in  provincias  diversi  abiere. 

»'  3 
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der  zwölf  Tafeln  jeden  Falls  nach  der  Anklage  gegen  Glaadins, 
aber  er  lässt  auch  die  Möglichkeit  zu,  dass  ebenfalls  die  andern 
Zehnmäcner  vor  ihrer  Bekanntmachung  angeklagt,  ihr  Process 
also  begonnen,  vielleicht  auch  vollendet  worden  ist:  erst  dann 
erfolgte  die  Aufstellung  der  Gesetzestafeln,  der  Zustand  der 
Stadt  war  beruhigt  und  die  Consuln  zogen  in  den  Krieg. 

Aber  Livius'  Nachricht,  die  Gesetze  der  zwölf  Tafeln  seien 
von  den  Consuln  aufgestellt  worden,  ist  mangelhaft;  denn  die 
ersten  zehn  Tafeln  waren  schon  aufgestellt  gewesen,  die  beiden 
letzten  aber  mussten  zuvor  vom  Volke  angenommen  werdea 
Diese  Annahme  geschah  ohne  Zweifel  kurz  vorher  und  als  bif 
geschah,  wurde  zugleich  beschlossen,  die  ersten  zehn  Tafeln  voi 
Neuem  in  Efz  graben  und  mit  den  übrigen  zusammen  aufstellefi 
zu  lassen.  Genauer  ist  Diodors  Nachricht*) :  die  Consuln  Val^ 
ritts  und  Horatius  hätten  die  Gesetzgebung,  welche  wiegen  des 
Aufstandes  unvollendet  geblieben  wäre,  beendet.  Nur  zehn  Tji- 
feln  wären  beendet  gewesen,  die  übrigen  hätten  die  Consuln  ab- 
gefasst  und  darauf  alle  zwölf  in  £rz  graben  und  vor  der  Redner- 
buhne  aufstellen  lassen.  Diese  Erzählung  ist  dem  natfiriieheti 
Verlaufe  der  Dinge  so  angemessen,  dass  man  sie  in  keinen) 
Stücke  bezweifeln  darf:  die  Annahme  der  Gesetzgebung,  welche 
deren  Bekanntmachung  nothwendiger  Weise  vorangehen  moBste. 
haben  Livius  uud  Diodor  als  selbstverständlich  zu  erwähnen 
unterlassen.  Bemerkenswerth  aber  ist,  dass  Diodor  ausdrück- 
lich auch  die  ersten  zehn  Tafeln,  welche  schon  früher  eins^ 
graben  und  aufgestellt  gewesen  waren ,  von  Neuem  aufschreibea 
und  aufstellen  lässt.  Diese  Arbeit  des  Anfseichnens  verursachte 
in  jener  Zeit  keine  geringe  Mühe  und  man  muss  einen  Gnuvi 
gehabt  haben,  um  sie  noch  einmal  zu  übernehmen.  Fasst  maß 
diese  von  den  Schriftstellern  überlieferten  Einzelheiten  zusamioeiL 


a)  Diodor.  Xll,  26  ird  ?i  Toitwv  (d.  h.  dem  ConsuJat  von  Valeriu-i 
und  Horatius)  iv  xj  *FcbfxTg  ttjc  vo|jLoi>caia?  5ia  xr^v  ordoiv  douvTcAeoTou  je- 
vofA^VTjc  Ol  uicaxoi  ouvcT^Xcaav  aut^v  xuiv  ydp  xaXoufji^vtüv  6u»8exa  nvdxoi> 
ol  (x^v  hixa  ouvcrcX^o^joav,  tgu;  i'  uicoXetiiOfx^vouc  6jo  dfv^jpad^av  ot  ürarst 
xal  Ttkia^tiar^i  tf^c  üitoxeifiivr^c  vo(jLo9cafac  xa^TTjc  e{c  ScbScxa  ^aXxoü;  w'va- 
xac  x^P^^^^^c  ol  öitaxot  ffpocVjXcuoav  xolc  npö  xoü  ßouXcuxijpfoi»  r&tt  x£tfJ.^ 
voic  l|xßdXoic. 
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so  bä  man  sich  den  Hergang  so  zu  denken.    Nach  dem  Sturze 
der  Zehnmänner  ging  man  auf  die  alte  Verfassung  zurück  und 
mit  den  Urhebern  fiel  auch  ihr  Werk,  die  Gesetzgebung:  man 
wollte  von  den   Einrichtungen   der  Zehnmänner  nichts  wissen 
üDd  schaffte  selbst  die  schon  angenommenen  zehn  Tjifeln  wieder 
ib:  vielleicht  gingen  bei  den  Unruhen  die  aufgestellten  Tafeln 
m  Grande.    £rst  nachdem  das  Volk  durch   die  consularischen 
^jf-setze  Bestätigung  und  Erweiterung  seiner  alten  Freiheit  er- 
ik^ten,  liess  es  sich  wieder  die  Decemviralgesetzgebung  gefal- 
'^ü :  man  darf  selbst  annehmen ,  dass  darüber  eine  Art  Vertrag 
/wischen  den  Patriciern  und  Plebejern,   d.  h.  den  Gonsuln  und 
irihunen  geschlossen  wurde.    Die  erstem  erhielten  den  Auftrag 
'ii''  Gesetzgebung  zu  vollenden.    Dazu  bedurfte  es  einer  zwie- 
fachen Thätigkeit    Erstlich  mussten  die  zwei  neuen  Tafeln  hin- 
^i^-^fugt  werden :  sie  enthielten  das  Verfassungsrecht,  wahrschein- 
;  li  auch  jene  Bestimmung  über  die  Befugnisse  der  Centuriat- 
J' <iTributcomitien.    Hier  konnten  allerdings  Entwürfe  derZehn- 
'^unner  benutzt  werden,    aber  da  die  alte  Verfassung  wieder 
i^r;vstellt  und  neu  begründet  war,  musste  die  Arbeit  selber  eine 
.v:iz  andere  sein  als  jene  beabsichtigt  hatten.    Die  Ueberarbei- 
q;'  der  ersten  zehn,  auf  das  Privatrecht  bezüglichen  Tafeln, 
^•"•^f'be  schon  angenommen  und  aufgestellt  gewesen  waren,  musste 
üt  schwierig  sein.    Eine  besondere  Sorgfalt  verlangte  das  Ein- 
'•kn  der  Gesetze  in  Erz:  es  kam  darauf  an,  bei  dem  Origi- 
'^h  welches  fortan  als  Richtschnur  für  alles  Recht  dienen  sollte, 
tit  bloss  Fehler,   sondern  auch  absichtliche,  der  einen  oder 
'"  andern  Partei  günstige,    Fälschungen  zu  vermeiden.    Hier 
'  iHD  die  plebejischen  Beamten  die  Aufsicht  führend  den  Con- 
5ifl  zur  Seite.    Livius»)  erwähnt  die  abweichende  üeberliefe- 
'^^'^   nach  welcher  die  Aedilen   auf  Befehl  der  Tribunen  die 
^ii^Tabung  und  Aufstellung  der  Gesetzestafeln  besorgt  hätten: 
^  glaube ,    sie  haben  in  der  erwähnten  Art  die  Aufsicht  über 
Consuln  geführt 

Bei  diesem  Hergange ,  dessen  Darstellung  sich  genau  an  die 
'^rlieferung  hält,    ist  es  vollkommen  erklärlich,  weshalb  die 


ä)  Liv.  m,  57  an  der  Seite  33  angeführten  Stelle. 
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Capitalprocesse  der  ZehmnSimer  vor  den  TributoomitieD  gef&hrt 
Würden:  sie  waren  beendet  oder  doch  wenigstens  b^onnen,  ehe 
die  zwölf  Tafeln  ihre  endliche  Annahme  dorch  das  Volk  and 
ihre  öffentliche  Aufstelliing  &nden.  Nach  demjenigen  Rechte 
aber,  welches  vor  den  zwölf  Tafeln  galt,  konnten  die  Tribttt- 
comitien  auch  Capitalprocesse  entscheiden.  Freilich  war  ehemaLs 
bei  der  Anklage  von  Patriciem  dorch  die  Tribunen  immer  ein 
Senatsbeschlüss  nothwendig  gewesen,  wodurch  der  Angeklagte 
an  die  Plebs  ausgeliefert  wurde ,  und  von  einem  Senatsbeschlnsäe 
haben  wir  bei  den  Processen  der  Zehnmänner  keine  Andentnng. 
Wir  bedürfen  nicht  der  Annahme ,  seine  Erwähnung  sei  aus  ziH 
fölligen  Gründen  von  den  Schriftstellern  unterlassen  worda. 
Denn  inzwischen  waren  die  consularischen  Gesetze  über  die  Güli 
tigkeit  der  Tributcomitien  als  allgemeiner  Volksversammlungeij 
und  der  Tribunen  als  Beamten  des  Gesammtstaates  erlassen  worj 
den ,  und  in  Folge  dieser  Gesetze  musste  jener  Senatsbesehlosi 
fortfallen.^)  Die  Anklage  der  gestürzten  ZehnmSnner  gesc 
also  gerade  in  der  Zwischenzeit,  wo  die  Valerisch-Horaliscb 
Gesetze  schon  galten,  die  zwölf  Tafeln  aber  noch  nicht  an 
nommen  waren. 

Auch  der  weitere  Proeess  der  Zehnmünner  ist  bemerken 
werth  und  giebt  Andeutungen  über  Vorgänge ,  welche  die  Uebei 
lieferung  uns  sonst  nicht  ausdrücklich  aufbewahrt  hat  Als  dJ 
schlimmste  Vergehen  derselben  erscheint  uns,  dass  sie  eigen 
mächtig  ihre  Gewalt  über  die  ihnen  bei  ihrer  Wahl  voi^eschitf 
bene  Zeit  ausgedehnt  hatten :  sie  Hessen  nicht  Nachfolger  erwili 
len,  sondern  behielten  ihr  Amt  über  ihr  Amtsjahr  hinaus.  Da 
war  offenbare  Tyrannei  und  als  solche  erschien  es  nicht  ni 
den  Zeitgenossen ,  sondern  wurde  auch  so  von  der  einstimmige 
Ueberlieferung  bezeichnet.  Die  Zehnmänner  selbst  behaupt<^ti 
zwar,  sie  seien  auf  unbestimmte  Zeit  bis  zur  Beendigung  d 
Gesetzgebung  erwählt^);  aber  als  sie,  durch  äussere  Kriege 
drängt,  den  Senat  zusammen  berufen  hatten,  war  die  Hau 
beschuldigung  ihrer  Gegner ,  dass  sie  Privatleute  seien ,  dass  i 


a)  Yergl.  oben  S.  6. 

b)  Dionys.  XI,  6. 
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^esetzb'ehe  Gewalt  vorüber  sei,   dass  sie  die  Tyrannis  und  die 
Abschaffimg   des  jährlichen  Wechsels  der  Beamten  suchten.*) 
'    Dennoch  geschieht    bei  der   Anklage   der   Zehnmänner    dieser 
;    schwersten  aller  Rechtsverletzongen  mit  keinem  Worte  Erwäh- 
oQDg.    Livius  lässt   den  Ankläger  von  Glandins   und    diesen 
>clbst,  sowie  seinen  Yertheidiger  Reden  halten;   aber  sie  han- 
deln nur  von  den  Ungesetzlichkeiten,   welche  Claudius  sich  als 
ük'btar  erlaubt  hatte,  nicht  von  der  viel  grösseren,  welche  er 
iffch  die  gewaltsame  Beibehaltung  seines  Amtes  begangen  hatte. 
lach  gegen  seinen  CoUegen  Oppius  wird  nicht  dies  geltend  ge- 
macht, sondern  nur,  dass  er  erstens  Helfershelfer  von  Claudius 
^^iffl  Processe  über  Verginia  gewesen  sei  und  dann  dass  er  einen 
S<jldaten  habe  grausam  bestrafen  lassen.    Ueber  die  Anklagen 
^egen   die   andern    Zehnmänner    schweigt   die    Ueberlieferung. 
Hieraus   ergebt  sich   entweder,   dass   die  Anklage   gegen  die 
c'^hiunSnner  wegen    ungesetzlicher   Verlängerung   ihres  Amtes 
Vibegnmdet  war:   die  Reden  der  ihnen  widersprechenden  Sena- 
'ren,  so  sehr  sie  auch  von  Livius  und  Dionysius  mit  allem 
Ernste  hervorgehoben  werden ,  würden  auf  Entstellung  der  Wahr- 
'^i'  beruhen,  die  Zehnmänner  wären  wirklich  nicht  auf  ein  Jahr, 
^  rudern  auf  unbestimmte  Zeit  bis  zur  Beendigung  der  Gesetz- 
Ming  erwählt  worden.    Oder  man  muss  annehmen,  dass  die 
^^^lomänner,   ehe  sie  ihr  Amt  niederlegten,  sich  Straflosigkeit 
''die  eigenmächtige  Verlängerung  des  Amtsjahres  ausbedungen 
Mn,  Diese  letztere  Annahme  vnrd  durch  die  Ueberlieferung  be- 
^^tigt    In   der  Senats  Versammlung,  welche  nach  der  Auswan- 
^ning  der  Plebs  gehalten  wurde,  gaben  die  Zehnmänner,  von 
"m  Seiten  gedrängt,   am  Ende  nach  und  erklärten  sich  dem 
•  illen  des  Senates  fügen  zu  wollen;  aber  sie  bitten,  sie  gegen 
-n  Volkshass  zu  schützen  und  nicht  durch  ihr  Blut  die  Plebs 
'f!  die  Bestrafung  der  Patricier   zu   gewöhnen.*)    Wenngleich 
^ivias  es  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  wurde  ihnen  doch  dieser 
'cliutz  vrahrscheinlich  gewährt    Denn  die  Gesandten  des  Sena- 
n:  welche   die  Bedingungen  für  die  Rückkehr  der  Plebs  fesir 


a)  Liv.  HI,  99  sq.;  Dionys.  XI,  2  und  4  und  11. 

b;  Liv.  III,  52  Id  modo  sinml  orant  ac  monent,  nt  ipsis  ab  invidia 

atur  nee  sao  sangoine  ad  supplicia  patnim  plebem  adsuefaciant 
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stellen  sollen,  lehnen  die  Bestrafiing  der  Zehnmänner  ab*),  nnd 
diese  legen  ihr  Amt  freiwillig   nieder.    Von  der  andern  Seite 
aber  beantragen  die  nea  erwählten  Tribunen  sogleich  ein  Ple- 
biscit,  dass  Niemanden  der  Aalstand  und  die  Auswandenmg  zum 
Schaden  gereichen  solle**),   nnd  wenn  sie  für  sich  eine  Verzei- 
hnng  in  Ansprach  nahmen ,  konnten  sie  eben  dieselbe  den  Zehn- 
männem  nicht  verweigern.    Deshalb ,  vermathe  ich ,  wurde  die- 
selbe far  diese  durch  den  Senat  erlassen :  im  Vertrauen  auf  sie 
blieben  die  Zehnmänner  in  der  Stadt  und  im  Senate,  erschienes 
auch  von  ihren  Anhängern  umgeben  vor  Gericht    Zur  Gewiss- 
heit wird  diese  Vermuthung  erhoben  durch  die  Worte,  welcb 
Diqnysius®)  später  dem  Oheim  des  getödteten  Claudius   gegs 
die  Consuln  in  den  Mund  legt:  sie  hätten  die  Zehnmänner  gegen 
Eid  und  Vertrag  den  Tribunen  verrathen;  denn  zwischen  Patn- 
eiern  imd  Plebejern  sei  unter  Opfern  das  Abkommen  getroffieij 
worden  auf  Straflosigkeit  und  Amnestie ,  und  der  Senat  stimmte 
dem  Redner  so  sehr  bei,  dass  er  den  (Konsuln  den  Triumph  ver- 
weigerte.   £8  war  also  wirklich  eine  allgemeine  Amnestie  erla^ 
sen  worden.    Die  Volkstribunen  brachen  diese,  als  sie  zur  Macht 
gelangt  waren:  sie  erklärten  sie  für  eine  politische,  sie  gelteis 
Beziehung  auf  die  Zehnmänner  dafär,  dass  dieselben  ihr  Amt 
über  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  geführt,  dass  sie  Senat  und  Volks- 
versammlung vernachlässigt,  wohl  auch  dafür,  dass  sie  unglück- 
lich Krieg  geführt  hatten :  auf  wirkliche  Verbrechen  anderer  Art 
behaupteten  sie ,  könne  sich  die  Amnestie  nicht  beziehen.    £iDe 
solchen  aber  wurde  Claudius  angeklagt,  dass  er  nämlich  gegen 
Gesetz  und  Herkommen  beim  Processe  der  Verginia  die  Vindi- 
cien  nicht  zu  Gunsten  der  Freiheit,   sondern  der  Knechtschait 
gegeben  hatte,  ein  eben  so  todeswürdiges  Verbrechen,  als  weiui 
er  sich  für  Geld  zu  einem  ungerechten  Richterspruche  hätte  ver- 


a)  Liv.  m,  53. 

b)  Liv.  m,  54. 

c)  Dionys.  XI,  49  TeXtura^av   hk  t)jv  tiuv  ft^xa  dvfipdav,  o&c  )cpo&5cuxav 

xa\  xdc  ouvdiljxac  6i($i<$vtoc*  xd  ydp  iitX  Ttuv  lep&v  ouvopioXoYrjl^^vTa  toI; 
naxpixfoic  itpo«  toug  ST^ptoxtxouc  Itz  dM^  t«  irdlvTcüv  "jt'^io^ai  xal  ap.vrj5Tia 
xiöv  npoT^ptuv. 
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leiten  lassen.*)  Deswegen  wurde  Appius  verurtheilt,  sein  ple- 
bejischer College  Oppius  deshalb,  weil  er  gegen  Appius'  Ent- 
scheidung keinen  Einspruch  erhoben  hatte. 

Das  Verfahren  gegen  die  Zehnmänner  war  hart  und  leiden- 
schaftlich, nicht  nur  deshalb,  weil  es  überhaupt  angestellt  wurde, 
sondern  auch  im  weiteren  Verlaufe  des  Processes.  Claudius 
verlangte,  als  er  angeklagt  war,  Bürgen  (vades)  für  sein  Er- 
scheinen in  dem  Termine  stellen  und  inzwischen  auf  freiem 
Fasse  bleiben  zu  dürfen.  Als  der  anklagende  Tribun  darauf 
nicht  einging,  rief  Claudius  die  Hülfe  der  andern  Tribunen  und 
den  Schutz  des  Volkes  an;  aber  Niemand  stand  ihm  bei.  Das 
war  eine  grosse  Unbilligkeit:  sie  würde  nicht  geschehen  sein, 
wenn  der  Senat  noch  durch  seinen  Beschluss  die  Vermittelung 
mit  dem  vor  den  Tributcomitien  anklagenden  Tribunen  gehabt 
hätte :  er  würde  dann  eben  so  gut ,  wie  er  es  einst  bei  dem  des 
Mordes  angeklagten  Kaeso  Quinctius  gethan  hatte  ^),  die  fiürg- 
schaftsstellung  durchgesetzt  haben:  ein  sicherer  Beweis,  dass, 
wie  wir  kurz  zuvor®)  auseinandergesetzt,  der  Process  nach  der 
Ausdehnung  der  tribunicischen  Gewalt  auch  über  die  Patricier 
geführt  wurde.  Claudius  wurde  gefangen  gesetzt:  er  konnte 
nicht  in  die  Verbannung  gehen  und  musste  mit  dem  Leben  büs- 
sen.  Dasselbe  widerfuhr  dem  gestürzten  Decemvir  Sp.  Oppius, 
für  den  ebenfalls  nicht  Bürgschaft  angenommen  wurde.  Die 
übrigen  Zehnmänner  scheinen,  ehe  es  überhaupt  zum  Processe 
kam,  freiwillig  in  die  Verbannung  gegangen  zu  sein:  die  Strafe 
konnte  also  nur  ihr  Vermögen  treffen.  Eigenthümlich  war  in 
dieser  Beziehung  der  Process  von  M.  Claudius,  der  seinen  Pa- 
tron, den  Decemvir  Claudius,  beim  Processe  derVerginia  unter- 
stützt hatte.  Auch  für  ihn  nahm  der  Ankläger,  der  Tribun 
Vergimus,  keine  Bürgschaft  an,  er  blieb  bis  zum  Termine  im 
Gefängniss  und  wurde  verurtheilt;  aber  in  Berücksichtigung  da- 
von, dass  er  auf  Befehl  seines  Patrons  gehandelt,  erliess  ihm 


a)  Vergl.  I,  386. 

b)  S.  I,  272. 

c)  S.  oben  S.  86, 
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der  Ankläger  die  Todesstrafe  und  erlaubte  ihm ,  in  die  Verbaih 
nung  zu  gehen.*) 

Der  Decemvir  Ap.  Glandios  befiEund  sich  bei  seinem  Processe 
in  einer  so  ungünstigen  Lage,   wie  kein  anderer  während  der 
ganzen   Zeit   der  Republik:   früher  galt  für  die  Patricier  der 
Schutz,   welchen  ihnen  der  Senat  durch  seinen  'Beschluss  ge- 
währen konnte,   später  die  Vorschrift  der  zwölf  Tafeln,  welche 
den   Tributcomitien  die  Befngniss   zu  Capitalproeessen   nahm. 
Claudius  wurde  auf  Leben  und  Tod  angeklagt ,  weil  er  eine  Un- 
gesetzlichkeit beim  Rechtsprechen  begangen  hatte,    und  seine 
Ankläger  waren  zugleich  Leiter  der  Volksyersammlung ,  welche 
das  Urtheil  fällen  sollte.    Gesetzt  der  Angeklagte  hätte  die  Thal- 
sache geläugnet;  dann  musste  dieselbe  durch  Zeugen  festgestellt 
und  dadurch  das  Eingeständniss  ergänzt  werden,  die  Erlaubniss 
aber  zur  Vorbringung.  der  Zeugen  giebt  und  das  Verhör  dersel- 
ben leitet  der  Vorsitzende  der  Volksversammlung,  also  derselbe, 
welcher  Ankläger  ist  und ,  abgesehen  von  aller  Parteileidenschafi^ 
schon  dadurch  ein  Interesse  an  der  Verurtheilung  hat    Verginias 
selbst  fühlte,  welche  Benachtheiligung  des  Angeklagten  in  die- 
sem Verhältnisse  läge :  er  bietet  daher  dem  Angeklagten  an ,  im 
Falle  er  seine  Schuld  läugnete,  die  Thatsache  derselben  auf  pri- 
vatrechtlichem Wege  durch  einen  Dritten  feststellen    zu  lassen. 
Es  soll  nach  uralter  Sitte  ein  Sacramentsprocess  geführt  werden : 
Claudius  und  der  Ankläger  vereinigen  sich  über  einen ,  der  ztun 
Richter  ernannt  wird,  beide  setzen  eine  Summe  Geldes  ein  iiiKi 
der  Richter  entscheidet,   ob  Angeklagter  oder  Ankläger  in  Be- 
zug auf  das  Thatsächliche  des  Processes  Recht  hat  ^)     Dieser 
Richter  hat  dann  die  Verpflichtung  die  Zeugen  zu  hören  and  jede 
nöthige  Untersuchung  anzustellen:   er  kaim  dies  mit  voller  Un- 
parteilichkeit thun.     Weigert  sich   der  Angeklagte  auf    diesen 
Vorschlag  einzugehen,    so    gesteht  er  mittelbar  dadurch  seine 
Schuld  ein.^^    Ein  ähnliches  Verfehren  haben  wir  schon  früher 


a)  Liv.  m,  58.    Vergl.  I,  402. 

b)  Bei  Liv.  III,  57  sagt  Yerginids:  Proinde  ut  ille  iteram  ac  saepios 
provocet ,  sie  se  itemm  ac  saepios  iudicem  illi  ferre,  ni  vindicias  ab  Über- 
täte in  servitutem  dederit;  si  ad  iadicitun  non  eat,  pro  damnato  in  vinola 
duci  iubere. 
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beim  Proeesse  von  Kaeso  Quinctias  gefunden*),  nnd  wir  wer- 
den aaf  dasselbe  später  bei  der  allgemeinen  Schilderung  des 
Criminalproeesses  zurückkommen  müssen.  Ueber  das  Ende  von 
Ap.  Claudius  wird  einstimmig  berichtet,  er  habe  sich  vor  Ent- 
scheidung des  Processes  entleibt**),  obwohl  es  Viele  gab,  welche 
behaupteten,  er  sei  auf  Befehl  des  Tribunen  get^dtet  worden.^) 
Ueber  seines  Gollegen  Sp.  Oppius'  Tod  gab  es  eine  doppelte 
Teberlieferung:  die  einen^)  erzählten,  er  sei  ebenfalls  vor  ge- 
öltem Urtheil  gestorben,  die  andern''),  er  sei  mit  allen  Stirn- 
mn  verurtheilt  und  dann  getödtet  worden. 


Drittes  Ca.pitel. 

Finere  Provocatiougesetxo.  Das  dritte  Talerische,  gegeben  von  dem 
tenl  E  Talortis  Corws ,  enthalt  sorgfUtlgere  Besttmmnngen  nnd  als 
>«ies  alae  Tonchrift  aber  die  gelindere  Todesstrafe  der  dnrth  geriebt- 
ücta  Srkenntaiss  venurtbeüten  Birger.  Die  Pereische  Gesetsgebnng  der 
^  Poreier.  Bestinunnng  des  Zeitpunktes,  vor  dem  sie  nicht  erlassen 
ist  in^t  derselben.  Sie  handelt  Aber  die  Provocation.  Mflnsen.  Sie 
mftsst  alle  Bürger,  schätzt  die  Bttrger  ausserhalb  Roms.  Verbot  der 
6ci880lnng  überhaupt  und  in  Folge  davon  Yer&nderung  der  Todesstrafe. 
Mafiuigen  Im  Bftrgerreoht:  nur  die  beste  Olasse  desselben  geniesst  die 
^vtMle  der  fiesetigebnng.  Auadehnung  derselben  auf  die  Soldaten. 
Utponkt,  nadi  welchem  die  Pordschen  Gesetxe  nicht  fUlen  können  und 
lÄmassuag  Aber  die  Urheber  und  den  Inhalt  der  einzelnen  (rosetie. 
(etetiesvorscUag  von  Ti.  Crracchus.  Gesetz  von  C.  Crracchus.  Sein  Inhalt, 
tm  Teranlassung  und  Anwendung.  .  Cresetzesvorschlag  des  Tolkstribunen 

1.  Uvius  Drusus. 

Wir  haben  die  Grundlagen  der  Verfassung ,  welche  bis  zum 
'  Qtergange  der  Römischen  Republik  dauerte,  betrachtet  und  ihre 
illmäüge  Entstehung  nachgewiesen.  Allerdings  traten  hierin  auch 
0%'h  durch  den  Kampf  der  Stände,  dann  durch  den  der  politi- 
hen  Parteien  mannigfache  Aenderungen  ein :  die  Plebejer  war- 


M 


a)  Liv.  in,  24.    Vergl.  I,  401. 

b)  Liv.  m,  58;  Dionys.  XI,  46. 

c)  Dionys.  XI,  49. 

d)  Liv.  ni,  58. 

e)  Dionys.  XI,  46.    Vergl.  Zon.  VII,  18. 
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den  zu  gleichen  Rechten  mit  den  Patriciem  zugelassen  und  die 
ursprünglich  plebejischen  Tributcomitien  zur  thatsächlichen  Herr- 
schaft über  den  gesammten  Staat  erhoben.  Indessen  diese  Ver- 
änderungen haben  auf  die  Gerichtsverfassung  nicht  unmittelbaren 
Einfluss  ausgeübt.  In  richterlicher  Beziehung  waren  die  Tribat- 
comitien  seit  dem  Valerisch  -Horatischen  Gesetze  unabhängig 
und  die  ihnen  durch  die  zwölf  Tafeln  auferlegte  BeschränkuDg, 
nur  über  Geldstrafen  entscheiden  zu  können,  wurde  nie  von 
ihnen  genommen.  Wir  werden  also  von  jetzt  an  die  allgemeine 
politische  Entwickelung  des  Staates  und  seiner  Verfassung  ver- 
lassen und  uns  auf  diejenigen  Ersclieinungen  beschränken, 
welche  von  Einfluss  auf  das  Strafrecht  gewesen  sind.  Dies  siK 
zunächst  die  Gesetze  über  die  Berufung  an  das  Volk,  dem 
auch  noch  in  späterer  Zeit  etliche  erlassen  wurden. 

Wir  haben  bis  jetzt  zwei  derselben  kenneu  gelernt.  Das 
erste ,  sogleich  beim  Beginne  der  Republik  von  dem  Consul  Va- 
lerius  gegeben,  bildete  die  Grundlage  für  die  übrigen:  es  schuf 
für  alle  Fälle ,  in  denen  Lebens  -  oder  Vermögensstrafe  eintreten 
sollte,  das  Volksgericht.  Das  zweite,  ebenfalls  von  einem  Va- 
lerier  unmittelbar  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner  erlassen, 
machte  vielleicht  einige  Zusätze  zu  dem  ersten,  welche  dunk 
die  vor  der  Decemviralregierung  erlassenen  Gesetze  über  Geid- 
bussen  nothwendig  geworden  waren,  ganz  besonders  aber  traf 
es  die  Bestimmung,  dass  fortan  keine,  auch  nur  vorübergehende, 
Aufhebung  des  Provocationsrechtes  stattfinden  sollte.  Das  drittf. 
von  dem  Consul  M.  Valerius  Corvus  im  Jahre  300  v.  Chr.  g* 
geben,  hatte  zur  Veranlassung  den  Aufschwung,  welchen  (i* 
Volkssache  in  Folge  des  Ogulnischen  Gesetzes  über  die  Prie- 
sterämter nahm,  und  die  einzige  Nachricht,  welche  wir  davon 
haben,  findet  sich  bei  Livius.*)    Cicero,  der  in  seinen  Buchen 


a)  Liv.  X,  9  Eodem  anno  M.  Valerius  consul  de  provocatione  legem 
tulit  diligentius  sanctam.  Tertia  ea  tum  post  reges  exactos  lata  est,  sem- 
per  a  familia  eadem.  Causam  renovandae  saepius  haud  aliam  fuisse  reor. 
quam  quod  plus  paucorum  opes  quam  libertas  plebis  poterat  Porcia  ta- 
rnen lex  sola  pro  tergo  civium  lata  videtor,  quod  gravi  poena  si  quis  ver- 
berasset  necassetve  civem  Romanom  sanxit  Yaleria  lex  cum  eum,  qui 
provocasset,  virgis  caedi  secunque  necari  vetuisset,  si  qois  adversos  ea 
fecisset,  nihil  ultra  quam  improbe  factum  £uliecit 
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vom  Staate  mit  Begeisterung  von  der  Provocation  und  den  Ge- 
setzen, durch  welche  sie  geregelt  wurde ,  spricht,  hält  dies  dritte 
Valerische  Gesetz  ffir  so  unwesentlich,  dass  er  es  nicht  erwähnt») 
Auch  Livius  weiss  Anfangs  keinen  besondern  Inhalt  desselben 
anzuführen:  er  sagt,  der  Grund  der  öfteren  Erneuerung  dessel- 
ben Gesetzes  hätte  wohl  darin  gelegen ,  dass  die  Macht  Weniger 
mehr  vermocht  hätte  als  die  Freiheit  der  Plebs,  Es  scheint, 
dass  er  damit  die  Oligarchie  bezeichnet,  welche  damals  nicht 
nur  die  curulischen  Aemter,  sondern  auch  das  Volkstribunat  in 
Besitz  hatte.  Die  Wirksamkeit  der  Provocation  beruhte,  wie 
sich  aus  unserer  früheren  Darstellung  ergiebt,  wesentlich  auf 
dem  Dazwischentreten  der  Volkstribunen,  welche,  sobald  Jemand 
verurtheilt  werden  sollte,  ihre  Hülfe  zusagten:  sie  musste  um 
so  mehr  hierauf  beruhen,  je  mehr  bei  der  wachsenden  Grösse 
der  Stadt  das  Interesse  der  Menge  für  den  einzelnen  Angeklag- 
ten abnahm.  Waren  nun  die  Volkstribunen  aus  denselben  Fa- 
milien erwählt,  denen  auch  die  curulischen  Aemter  oifen  standen, 
80  schwand  damit  der  natürliche  Gegensatz,  in  dem  sie  zu  den 
Prätoren  und  Consuln  standen,  und  deren  Bestreben  musste 
ilabin  gehen ,  ohne  Richterspruch  des  Volkes  die  meisten  Ankla- 
j^en  zu  entscheiden.  Sobald  die  Tribunen  nicht  eintraten  oder 
{?ar  den  Beamten  ihre  Beistiramung  erklärten,  wurde  die  Provo- 
kation nicht  beachtet.  Bei  diesem  natürlich  sich  entwickelnden 
Geschäftsgänge  und  bei  der  Entfremdung,  welche  zwischen  den 
Tribunen  und  der  grossen  Menge  eintrat,  mochten  manche 
Härten  und  Ungerechtigkeiten  vorkommen.  Dies  war  der  nächste 
Grund  des  dritten  Valerischen  Provocationsgesetzes  und  deshalb 
enthielt  es  „sorgfältigere  Bestimmungen  ^,  indem  es  die  Fälle, 
in  denen  der  Beruhmg  an  das  Volk  nachgegeben  werden  sollte, 
einzehi  festsetzte. 

Aber  dazu  kam  etwas  Neues,  das  zuerst  in  diesem  Ge- 
setze ausgesprochen  wurde  und  den  Ausgangspunkt  für  eine 
Reihe  von  gesetzlichen  Anordnungen  bildete.  Es  wird  dies  ge- 
wonnen durch  die  sorgfältige  Erklärung  der  schon  erwähnten 
Stelle  von  Livius,  welche  von  den  Gelehrten  bisher   eine  nur 

a)  Cic.  de  rep.  11,  31,  54. 
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oberflächliche  Betrachtung  gefunden  hat.  *^)  Livius  sagt  n&mlicb, 
das  Valerische  Gesetz,  d.  h.  dieses  dritte  (denn  nur  von  diesem 
wird  an  der  angegebenen  Stelle  gesprochen)  hätte  verboten,  Je- 
manden, der  provocirt  hätte,  mit  Ruthen  zu  peitschen  und  mit 
dem  Beile  zu  tödten.  Dieser  Ausdruck  ist  auffidlend:  es  kann 
in  ihm  nicht  die  Vorschrift  liegen,  der  Beamte  dfirfe  Niemanden, 
welcher  Berufimg  an  das  Volk  eingelegt  hätte,  ehe  dieses  seine 
Entscheidung  abgäbe,  mit  Todesstrafe  belegen.  Dieser  Sinn  wird 
in  dem  ersten  Valerischen  Provocationsgesetze  so  ausgedruckt: 
„kein  Beamter  dürfe  einen  Römischen  Bürger  der  ProTocation 
entgegen  peitschen  oder  tödten^.*)  Das  ist  verständlich;  aber 
wenn  es  heisst:  „wer  provocirt  hat,  darf  nicht  getödtet  werden ', 
so  muss  das  eine  andere  Bedeutung  haben.  Denn  es  wurde 
sonst  das  Wesentliche  fehlen,  dass,  wer  provocirt  hat,  nicht 
eher  bestraft  werden  darf,  als  bis  das  Volk  die  Entscheidung 
gefällt  hat  Man  darf  auch  nicht  annehmen,  Livius  habe  sich 
ungeschickt  ausgedruckt  und  nur  sagen  wollen ,  das  dritte  Vale- 
rische Gesetz  habe  denselben  Inhalt  wie  das  erste  und  zweite 
gehabt,  nämlich  den.  Jemand,  der  provocirt,  dürfe  nicht  vor 
Entscheidung  des  Volkes  bestraft  werden.  Denn  so  würde  der 
ganze  Zusammenhang  der  Stelle  nicht  passen.  Livius  erwähnt 
zuerst  die  sorgfältigere  Ab&ssung  des  dritten  Valerischen  Ge- 
setzes, dann  vergleicht  er  es  mit  dem  Porcischen,  welches  y,f3r 
den  Rücken  der  Bürger"  gegeben  sei,  endlich  macht  er  die  Be- 
merkung, um  deren  Verständniss  es  sich  handelt.  Diese  Be- 
merkung enthält  aber  weder  etwas,  das  eine  sorgfiUtigere  Ab- 
fassung bewiese,  noch  begreift  man  bei  der  gewöhnlichen  Erklä- 
rung die  Vergleichung  mit  dem  Porcischen  Gesetze.  Deshalb 
muss  man  auf  das  natürliche  Verständniss  der  Stelle  zurück- 
kommen und  annehmen,  Livius  meine  wirklich,  was  seine  Worte 
besagen:  „wer  provocirt  hat,  dürfe  nicht  mit  Ruthen  gepeitsi^ht 
und  mit  dem  Beile  getödtet  werden  ",  d.  h.  selbst  in  dem  Falle« 
wenn  er  in  Folge  der  Provocation  durch  das  Volk  verurtheilt  wird. 


a)  Gic.  de  rep.  n,  31  ne  qois  magistratoB  civem  Romanum  adTersos 
provocationem  necaret  neve  verberaret;  VaJ.  Max.  FV,  1,  1.  Vei^l.  oIkti 
I,  156  u.  178. 


Das  Wesen  der  Piovocation.  45 

Denn  wenn  er  freigesprochen  wird,    versteht  sieh  seine  Freilas- 
simg von  selbst 

Um  den  Sinn  dieser  gesetzlidien  Vorschrift  zu  erläutern, 
müssen  wir  erstens  auf  das  Wesen  der  Frovocation  eingehen 
und  zweitens  einen  allgemeinen,  von  uns  schon  berührten, 
Grandsatz  des  Römischen  Criminalrechtes  anflihren.  In  dem 
Wesen  der  Frovocation  liegt  es,  dass  Niemand,  der  vor  Gericht 
sein  Verbrechen  eingesteht  oder  auf  der  That  ertappt  ist,  zu 
derselben  zugelassen  wird :  es  ist  widersinnig,  dass  Jemand,  der 
sich  ffir  schuldig  erklärt,  dennoch  die  Hülfe  der  Tribunen  an- 
ruft oder  ein  Volksurtheil  verlangt,  um  nicht  die  durch  die  Ge- 
setze festgesetzte  Strafe  zu  erleiden  oder  dass  derjenige,  dessen 
Schuld  offenbar  ist,  durch  freches  Läugnen  der  Bestrafung  ent- 
gehen kann.  Wir  werden  später,  wo  wir  von  dem  Processver- 
fahren  handeln,  auf  diesen  Punkt  näher  eingehen  und  ihn  nach 
Römischer  Auffassung  erläutern.  Wenn  demnach  Livius  von 
demjenigen  spricht,  welcher  provocirt  hat,  und  ihn  mit  dem 
Beile  hinzurichten  verbietet,  so  meint  er  denjenigen,  welcher 
weder  geständig  noch  auf  der  That  ertappt  ist,  also  durch  richter- 
liches Erkenntniss  for  schuldig  erklärt  werden  muss.  Nur  bei 
dieser  Äuffiussung  kann  ein  Gesetz,  welches  denjenigen,  der  pro- 
vocirt hat,  einer  besondem  Berücksichtigung  empfiehlt  (und  eine 
solche  Berücksichtigung  muss  in  dem  Valerischen  Gesetze  jeden- 
folls  gelegen  haben),  erklärt  werden.  Femer  haben  wir  früher, 
wo  wir  von  den  durch  die  zwölf  Tafeln  für  Verbrecher  bestimm- 
ten  Strafen  handelten^),  auf  den  allg^neinen  Kömischen  Rechts- 
gnmdsatz  aufrnerksam  gemacht,  auf  der  That  ertappte  oder  ge- 
ständige Verbrecher  stärker  zu  bestrafen  als  diejenigen,  welche 
erst  aus  Umständen  von  dem  Richter  for  schuldig  erklärt  wer- 
den müssen.  Wir  haben  bei  den  Verbrechen  des  Mordes  und 
Diebstahles  aus  den  Bestimmungen  der  zwölf  Tafeln  nachge- 
wiesen, auch  an  einem  Beispiele  gezeigt,  wie  man  noch  in  spä- 
terer Zeit  diesen  Grundsatz  anwendete,  um  die  von  den  Gesetzen 
vorgeschriebenen,  grausamen  Strafen  zu  mildem.  Es  entsprang 
dieser  Grundsatz,  wie  wir  bemerkt,  aus  der  Ueberzeugung  von 

a)  S.  I,  376, 
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der  allgemeinen  Unsicherheit  menschlichen  Urtheils:  er  wurde 
gekräftigt  durch  die  Wahrnehmung,  wie  leicht  insbesondere  das 
Volk,  welches  die  höchste  Strafgerichtsbarkeit  übte,  zum  Frei- 
.  sprechen  oder  Verurtheilen  bewogen  werden  kann.  Es  zeis[l 
sich  darin  eine  grosse  Weisheit  der  Römischen  Gesetzgeber,  welche 
freilich  um  so  nöthiger  war,  als  eine  Begnadigung  nach  er- 
folgtem Urtheile  sehr  schwierig,  ja  in  den  meisten  Fällen  thal- 
sächlich  unmöglich  war.  Selbst  noch  in  später  Zeit  der  Republik,  1 
als  durch  Einrichtung  der  Schwurgerichte  die  Masse  des  Volke?  ■ 
von  der  richterlichen  Entscheidung  entfernt  war,  galt  der  Wahr- 
spruch der  Geschwomen  nie  als  Gottesurtheil :  es  war  einf 
menschliche,  allen  menschlichen  Schwächen  unterworfene  E* 
Scheidung,  welche  demnach  nie  dieselben  Folgen,  väe  ein  Eifr 
geständniss  hatte. 

Von  diesem  in  der  gesammten  Römischen  Strafrechtspflege 
gültigen  Grundsatze  ging  auch  das  dritte  Valerische  Provocationsr 
gesetz  aus.   Es  verbot  einen  nicht  geständigen  oder  nicht  auf  der 
That  ertappten  Verbrecher,   w^elcher  das  Urtheil  der  Volksver- 
sammlung angerufen  hatte  und  durch  dieses  verurtheilt  worden 
war,  „mit  Ruthen  zu  peitschen  und  mit  dem  Beile  hinzurichteo.'' 
Man  muss  diesen  Ausdruck  genau  nehmen,  und  nicht  als  allg^ 
meine   Bezeichnung   der  Todesstrafe  auffassen.     Denn  es  gab. 
wie  wir  früher  bemerkt*),  bei  den  Römern  seit  alter  2eit  aaeh 
viele  andere  Arten  der  Hinrichtung.   Diese  verbot  Valerius  nicht: 
er  erlaubte  also  den  vom  Volke  Verurtheilten  vom  TarpejisckE 
Felsen  zu  stürzen,  zu  erdrosseln,  sonst  im  Gefängnisse  umkomma 
zu  lassen:  nur  die  grausamste  Todesstrafe,  w*elche  damals  s» 
zugsweise  vollzogen  wurde,  verbot  er  gegen  diejenigen,  deren  Scbok 
nur  durch  ein  richterliches  Erkenntniss   festgestellt  war.    Ohne 
Zweifel  hatte  er  bei  diesem  Verbote  noch  den  weiteren  Zweck, 
welcher  mit  der  fortgeschrittenen  Bildung  seiner  Zeit  in  Verbin- 
dung stand.   Er  wollte  die  öffentlichen  Hinrichtungen  mindern,  Ad^ 
Blutvergiessen  auf  dem  Markte,  die  Beschäftigung  der  Lictoren  mit 
Henkersarbeit  aufheben :  wir  werden  diesen  Punkt  später ,  wo  wir 
der  weiteren  Ausführung  dieses  Gesetzes  durch  die  Poreier  ge- 


a)  S.  unsere  Darstellung  I,  396. 
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deDken,  von  Neuem  berühren.   T)\e  Volkstribunen  hatten  hierauf 
zwar  vielfachen  Einfluss  üben,  aber  doch   nicht  unmittelbar  da* 
gegen  Einspruch  thun  können.     Denn  wenn  an  einem  Verur- 
theilten  die  gesetzliche  Strafe  vollzogen  \^Tirde,  konnten  sie  nicht  . 
luDderad  eintreten:  insofern  war  es  wichtig,   dass  deren  Befug- 
Qi8s  dazu  von  jetzt  an  gesetzlich  anerkannt  war,  und  es  ist  kein 
Zweifel,  dass  eine  mildere  Handhabung,  ja  eine  Aufhebung  der 
alten,  grausamen  Gesetze  über  die  Bestrafung  von  Verbrechern 
allmälig  eintrat.     Freilich  hatte  auch  Valerius  sein  Verbot  nicht 
fiir  alle  Fälle  ausgesprochen:    er  erklärte  es  nur  fftr  schlecht 
and  abscheulich,  wenn   an  einem  gerichtlich  Verurtheilten  die 
grausame  Hinrichtung  vollzogen  würde.      Livius    macht  dabei 
die  Bemerkung,  damals  habe  bei  der  Scheu,   welche  mau  vor 
den  Gesetzen  gehabt,  diese  moralische  Missbilligung  für  die  Ein- 
schärfting  des  Verbotes  ausgereicht,  zu  seiner  Zeit  würde  Nie- 
mand im  Ernste  so  drohen.*)    Ich  glaube,  sie  ist  nicht  ganz 
richtig.    Valerius  wollte  sein  Verbot  nicht  far  alle  Fälle   aus- 
sprechen, sondern  empfahl  es  nur  sowohl  den  Beamten  als  auch 
den  Tribunen,  welche  hindernd  eintreten  konnten,  indem  er  dabei 
die  Möglichkeit  liess,  in   schweren  Fällen  nach  den  alten  Ge- 
setzen zu  verfahren.    Es  war  mehr  eine  moralische  Vorschrift 
als  ein  eigentliches   Gesetz:    auch   die   Römischen  Gesetzgeber 
haben,  wie  wir  bei  den  zwölf  Tafeln  erwiesen**),   häufig  solche 
Vorschriften  erlassen. 

Es  war  ein  neues  Element,  welches  durch  diese  Bestimmung 
in  die  Provocationsgesetzgebung  kam ;  aber  sein  Zusammenhang 
mit  derselben  ist  offenbar:  nachdem  das  Recht  der  Provocation 
genau  bestimmt  und  eingeschärft  war,  knüpfte  sich  daran  auf 
natürliche  Weise  die  Fürsorge  für  diejenigen,  welche  provocirt  hat- 
ten. Sie  gehörte  eigentlich  nicht  mehr  zu  den  Provocationsge- 
>ftzen,  stand  aber  doch  mit  denselben  in  der  genauesten  Verbindung. 
Die  dadurch  im  Strafrecht  hervorgebrachten  Aenderungen  müss- 
en bedeutend  sein;  sie  wurden  noch  bedeutender  dadurch,  dass  sie 


a)  Liv.  X,  9  a.  a.  0.   Id,  qui  tum  pudor  hominum  erat,   visurn  credo 
inculam  satis  validum  legis,  dudc  vix  serio  ita  minetur  quisqnam. 

b)  Man  sehe  I,  394. 
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den  Ausgangspunkt  fflr  eine  Reihe  von  Gesetzen  bildeten,  weldie 
später  in  rascher  Aofeinanderfolge  das  Strafrecht  umge^teten 
Es  sind  dies  die  Porcischen  Gesetze,  aber  welche  wir  leider  su 
dürftige  Nachrichten  bei  den  alten  SchriftsteUem  haben,  dass  es 
mannigfacher  Schlossfolgerungen  bedarf,   um  ihren  ungefthr« 
Inhalt  zu  erkennen.    Die  hauptsfichlichste  Erwähnung  findet  &A 
bei  Cicero.*)    Er  hat  über  die    Valerischen  Provocationsgesetze 
gesprochen  und  fügt  dann  hinzu,  es  gäbe  Porcische  Gesetze  ?od 
drei  Porciem;  aber  sie  hätten  ausser  der  Straf  bestimmung  niditi 
Neues  beigebracht.    Wer  diese  drei  Gesetzgeber  gewesen,  sagt 
Cicero  nicht,  weil  es  eine  zu  seiner  Zeit  bekannte  Sache  war. 
jetzt  kann  es  darüber  nur  Vermuthungen  geben.   In  den  neueste 
Untersuchungen  wird  das  erste  Gesetz  dem  berühmten  H.  Pci* 
cius  Cato  und  zwar  während  seinerPrätur im  Jabre  198  v.Chr.,  (te 
zweite  dem  Prätor  P.  Porcius  Laeca  im  Jahre  195  r.  Chr.,  da» 
dritte  endlich  dem  Consul  des  Jahres  184  v.  Chr.  L.  Porons 
Licinus  zugeschrieben.  ^^)  Ich  halte  diese  Ansicht  nicht  für  wahr- 
scheinlich.   In  seiner  Prätur  soll  M.  Cato  dies  für  die  Stelloiig 
der  Römischen  Bürger  wichtige  Gesetz  erlassen  haben:  das  ^ 
aus  zwei  Gründen  nicht  glaublich.    Erstlich  verwaltete  er  in 
derselben  die  Provinz  Sardinien  und  zwar  streng  und  gewisseih 
haft:  er  hatte  ein  neues  Heer  für  die  Provinz  zu  sammeln,  2* 
fuhren  for  andere  Provinzen  zu  besorgen,  viele  Missbräuche  ab- 
zustellen. ^)  Es  ist  höchst  unwahrscheinlich,  dass  er  nach  seinesj 
Amtsantritte  lange  genug  in  Rom  blieb,  um  ein  solches 
durchzubringen.    Zweitens  haben  wir  von  ihm  die  ausfuhrMi 
Lebensbeschreibung Plutarchs,  in  der  es,  wenn  erdessen  Urhekli 
wäre,  nicht  wohl  hätte  übergangen  werden  können.  ^^  Wir  bata^ 
zwar  bei  Festus  die  gelegentliche  Nachricht''),  Cato  habe  ^| 
die  Schultern"  gesprochen  und  dieser  Gegenstand  bildete,   wk' 
wir  sehen  werden,  den  Inhalt  von  einem  der  Porcischen  Geset»i: 
aber  daraus  darf  man  nur  schliessen,  er  habe,  wie  er  es  b^ 


a)  Gic.  de  rep.  II,  31,  54  Neque  vero  leges  Porciae,   quae  tres  süa 
trium  Porciomm,  ut  scitis,  quicquam  praeter  sanctionem  attoleruat  non. 

b)  Liv.  XXXII,  8  und  27. 

c)  Bei  PeBtos  p.  234  s.  v.  pro  scapulis. 
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vielen  andern  Gesetzen  gethan,  eines  der  Porcischen  Gesetze  in 
öffentlicher  Rede  befürwortet,  keinesweges,  er  sei  auch  dessen 
Antragsteller  gewesen.  Dagegen  zu  einem  andern  Schlüsse  ist 
man  berechtigt,  zu  dem  nämlich,  dass,  so  lange  mis  Livius'  aus- 
führliche Geschichte  begleitet,  d.  h.  bis  zum  Jahre  167  v.  Chr., 
kein  Porcisches  Gesetz  überhaupt  'gegeben  worden  ist  Livius 
Ijat  die  übrigen  auf  die  Provocation  bezüglichen  Gesetze  gewissen- 
baft  berücksichtigt;  beiläufig  er^^ähnt  er  selbst  ein  Porcisches: 
^T  würde,  wenn  über  denselben  Gegenstand  eine  neue  Bestimmung 
;^etroffen  wurde,  sie  nicht  verschwiegen  haben.  Er  verfolgt  femer 
i;eüau  Catos  politische  Thätigkeit,  erwähnt  die  Reden,  welche 
^T  fiir  oder  gegen  die  Gesetzesvorschläge  Anderer  gehalten»),  er 
halte,  wie  er  öfters  bemerkt,  Catos  Reden  vor  sich  und  benutzte 
sie  als  Geschichtsquelle:  es  ist  fast  undenkbar,  dass  er  eine 
von  ihm  für  die  Provocation  gehaltene  Rede  oder  den  damit 
7:isammenhängenden  Gesetzesvorschlag  mit  Stillschweigen  über- 
i;angen  haben  sollte.  Damach  würde  als  Zeitpunkt,  vor  dem 
keines  der  drei  Porcischen  Gesetze  gegeben  sein  kann,  das  Jahr 
16ß  V.  Chr.  anzusehen  sein  und  noch .  nach  jener  Zeit  konnte 
der  berühmt«  Cato  in  voller  Kraft  als  Redner  thätig  sein. 

Um  den  Zeitpunkt,  nach  welchem  die  Porcischen  Gesetze 
ii<  bt  fallen  können,  aufzufinden,  müssen  wir  auf  den  Inhalt  der- 
flbea  näher  eingehen.  Cicero  an  der  eben  angeführten  Stelle 
pricht  von  Porcischen  Gesetzen  in  der  Mehrheit  und  sagt,  drei 
Vcier  seien  ihre  Urheber:  es  ist  also  kein  Zweifel,  dass  es 
nelirere  gewesen  sind.  Und  doch  spricht  man  auch  vneder  von 
intern  Porcischen  Gesetze,  nicht  nur  Livius,  dessen  Worte  wir 
ix^nfalls  angeführt  haben,  sondem  auch  öfters  Cicero  und  Sallust  *») 
^  muss  ein  eigenthümliches  Verhältniss  unter  den  drei  Gesetzen 
rin:   sie  müssen  nicht  nur  denselben   Grundgedanken  haben, 


a)  So  über  das  Oppische  Gesetz  Liv.  XXXIV,  1,  gegen  M\  Acilius 
flal.rio  Liv.  XXXVII,  57;  gegen  L.  Scipio  Liv.  XXXVIU,  54;  gegen  L. 
lUDctius  Flamininos  Liv.   XXXIX,  42;    gegen   Q.  Tbermus  ibid.;  gegen 

t*  Furios  Philus  Liv.  XLIII,  2;  fiir  die  Rhodier  Liv.  XLY,  20;  zu  seiner 
tuen  Rechtfertigung  Liv.  XXXIX,  40. 

b)  Cic.  p.  Rab.  3,  8;  4,  13;   in  Verr.  V,  63,  163;   SaU.  Cat  51.    Wir 
eu  diese  Stellen  später  anführen. 
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sondern  aach  der  Zeit  nach  einander  sehr  nahe  stehen.    Dass 
der  Grundgedanke  aller  ein  und  derselbe  war,  bezeugt  Cicero'): 
er  sagt,  sie  hätten  ausser  der  Strafbestimmung  nichts  Neues  ent- 
halten ;  aber  er  sagt  dies  in  solchem  Zusammenhange,  dass  man 
erkennt,  er  meint  damit   nur  einen   Theil  ihres  Inhaltes.    Er 
spricht  nämlich  yon  dem  ersten  Valerischen  Provocati<MLSgesetze. 
welches  die  Tödtung  oder  Geisselung  eines  Römischen  Bürgers, 
ohne  ihm  Provocation  zu  gestatten,  verbot:  um  dieses  zu  er- 
läutern, erwähnt  er  die  Provocation  unter  den  Königen,  die  Be- 
stimmungen der  zwölf  Tafeln  darüber  und  das  zweite  Valeriache 
Gesetz,  welches  die  Erwählung  eines  Beamten  ohne  Provocation 
hinderte,  das  dritte  Valerische  Gesetz  nennt  er  nicht.   £s  konm^  i 
ihm  also  nur  darauf  an,  die  Beschränkung  der  consolariscko 
Macht  und  die  Begründung  der   obersten  Gerichtsbarkeit  üe:^ 
Volkes  darzustellen.    In  dieser  Beziehung ,  sagt  er ,   hätten  ^^ 
Porcischen  Gesetze  nichts  Neues  aufgestellt  ausser  der  Strafbe- 
stimmung; dass  sie  in  anderer  Beziehung  Neues  enthalten  haben, 
läugnet  er  nicht,   und  wir  werden  dies  später  nachweisen:  nur 
die  oberste  Strafgewalt  des  Volkes  war  durch  die  früheren  Ge- 
setze so  genau  und  so  sehr  im  £inzelnen  bestimmt,  dass  nichts 
hinzuzufügen  war.    Welches  die  neue,  durch  die  Porcischen  Ge- 
setze hinzugefügte,  Strafbestimmung  war,  weiss  man  nicht  duivb 
bestimmtes  Zeugniss ;  aber  es  ist  wahrscheinlich^  dass  es  dieselbt 
war,  welche  auch  auf  Verletzung  der  andern  Anordnungen  dtf 
Porcischen  Gesetze  stand,  d.  h.  Verlust  des  caput.  Die  frühen!  i 
Valenschen  Gesetze  hatten  die  Beachtung  der  Provocation  ^ 
boten ;   aber  eine  Strafe  für  die  Verletzung  derselben  hatten  » 
nicht  festgesetzt.    Es  lag  in  dem  Wesen  der  Provocation,  dass 
bei  ihrer  Beachtung  dem  freien  firmessen  des  Beamtea  ein  ge 
vnsser  Spielraum  gelassen  werden  musste.    Zudem  wurde  da 
erste  Gesetz  dieser  Art  von  dem  Consul  Valerius  freiwilücc  c<f 
geben  und  es  genügte,   dass   er  seine  Beobachtung  versprad 
ohne    sich  und  seine  Nachfolger    einer  Strafe  zu  unterwerfei 
Bald  nachher  ging  die  Pflicht,  auf  die  Provocati<m  za    achte 
auf  die  Volkstribunen  über:  sie  waren,   um  dies  wirksam  2 


a)  Gic  de  rep.  II,  31,  54  an  der  S.  48  aDgeföhrten  Stelle. 
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thon,  mit  besonderen,  von  den  Provocationsgesetzen  unabhängigen, 
Rechten  begabt.  So  erklärt  es  sich,  dass  auch  das  zweite  und 
dritte  Valerische  Gesetz  keine  Straf bestimmung  enthielten:  von 
dem  letztem  wäre  es  nicht  folgerichtig  gewesen,  eine  Strafe  auf 
Nichtbeachtung  der  Provocation  zu  setzen  und  doch,  wie  wir 
durch  ausdrückliches  Zeugniss  wissen*),  dass  es  geschehen,  die 
liTausame  Hinrichtung  von  Bürgern,  welche  provocirt  hatten, 
nur  für  ein  moralisches  Unrecht  zu  erklären.  Dagegen  ein  anderes 
Wrhältniss  trat  ein,  seit  die  Porcischen  Gesetze  die  Provocation, 
wie  wir  alsbald  bemerken  werden,  auch  da  einführten,  wo  es 
keine  Volkstribunen  und  keine  tribunicische  Hülfe  gab:  da  konnte 
eine  Beachtung  der  Provocation  nur  durch  Androhung  einer  be- 
stimmten Strafe  gesichert  werden. 

Es  ergiebt  sich  somit  aus  einer  genauen  Erklärung  der 
Worte  Ciceros,  dass  die  Porcischen  Gesetze  Vorschriften  über 
die  Provocation  d.  h.  über  das  Recht  des  Volkes,  in  allen  Crimi- 
nalprocessen  Römischer  Bürger  zu  entscheiden,  enthielten.  Eben 
diisselbe  deutet  die  von  uns  früher  angeführte  **)  Stelle  von  Li- 
vius  an.  Er  spricht  über  das  dritte  Valerische  Gesetz.  Dieses 
hatte  die  einzelnen  Fälle,  in  denen  provocirt  werden  dürfe,  an- 
^'«'geben  mid  am  Ende  das  Verbot  hinzugefügt,  Jemanden,  der 
irovocirt  hätte,  grausam  hinzurichten.  Livius  vergleicht  damit 
'iw  Porcisdie  Gesetz,  er  hebt  die  Verschiedenheit  desselben  her- 
vor; es  würde  aber  dieser  Vergleich  unpassend  sein ,  wenn  es 
Dicht  in  anderer  Beziehung  gleichartig  wäre,  wenn  es  nicht  eben- 
falls unter  den  allgemeinen  Begriff  der  Gesetze  über  Provocation 
tiele  and  diese  behandelte.  ^^)  Es  bestätigen  dasselbe  andere 
iassere  Zeugnisse.  Es  giebt  eine  bekannte  Römische  Münze 
vom  Münzmeister  P.  Laeca,  d.  h.  P.  Porcius  Laeca.  Sie  zeigt 
auf  der  einen  Seite  einen  Frauenkopf  mit  Flügelhelm  und  der 
Imschrilt  Roma,  auf  der  andern  einen  Mann  mit  Panzer  und 
Schwert^  der  nach  dem  Haupte  eines  in  eine  Toga  gekleideten 
Mannea,  welcher  sich  in  bittender  Stellung  befindet,  die  Hand 
ausstreckt     Hinter  dem  ersten  steht   ein   Lictor  mit   Ruthen. 


a)  Ve^.  oben  S.  46. 

b)  Liv.  X,  9.  S.  oben  S.  42. 
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Die  Unterschrift  ist  pravoco.  Es  ist  unbestritten,  dass  die  Dar- 
stellung dieser  Münze  sich  auf  eines  der  Porcischen  Gesetze, 
welche  über  die  Leibesstrafen  Römischer  Bürger  handelten,  be- 
zieht und  die  Unterschrift  beweist,  dass  es  trotzdem  ein  Provo- 
cationsgesetz  war  und  über  die  Pro vocation  Bestimmungen  traf.  '^) 
Es  giebt  noch  eine  andere  Münze  des  Münzmeisters  M.  Porcius 
Laeca:  sie  hat  als  Darstellung  ein  Viergespann  mit  der  Liber- 
tas,  Hut  und  Stab  führend  und  von  der  Victoria  bekränzt.  Auch 
diese  enthält  eine  Anspielung  auf  die  Porcischen  Gesetze,  welche 
die  bürgerliche  Freiheit  förderten,  giebt  aber  sonst  keine  An- 
deutungen. 

Es  gingen  also  die  drei  Porcischen  Gesetze  von  eben  den- 
selben Anordnungen,  wie  die  früheren  Valerischen  aus:  sie  wie- 
derholten  das  Recht  Römischer  Bürger,   wenn   sie  nicht  selbei 
sich  für  schuldig  erklärten  oder  erklären  mussten,  sich  auf  äa^ 
Urtheil  der  Volksversammlung  berufen  zu  dürfen:  sie  sicherten 
dieses  Recht  durch  Strafen,  welche  sie  gegen  die  dawider  han- 
delnden Beamten  verhängten,  selbst  da,  wohin  nicht  der  schützende 
Arm  der  Volkstribunen,  der  natürlichen  Vertheidiger  bürgerlicher 
Freiheit,  reichte.    Aber  nach  dem  Beispiele  des  dritten  Valeri- 
schen Gesetzes  knüpften  sie  an  diese  Anordnungen  andere  Be- 
stimmungen über  die  Leibesstrafen  Römischer  Bürger  überhaupt: 
es  waren  verwandte  Gegenstände  und  die  Gesetzgebung  pflegte 
beide  in  denselben  Gesetzen  zu  umfassen.  Den  allgemeinen  Grund- 
satz der  Porcischen  Gesetze  spricht  Livius  an  der  früher  ange- 
führten Stelle")   aus:   er  sagt,  sie   hätten  bei  schwerer   Straä 
verboten,  einen   Römischen  Bürger  zu  schlagen  oder  zu  todteo. 
Vergleicht  man  damit  den  Ausdruck  der  ähnlichen  BestimmuB- 
gen  im  dritten  Valerischen  Gesetz*»),  so  erkennt  man  den  Fort- 
schritt der  Gesetzgebung.    Jenes  handelte  über  denjenigen,  wei- 
cher provocirt  hatte,  dieses  Porcische  über  die  Römischen  Bür- 
ger, d.  h.  über  alle  überhaupt,  nicht  bloss  über  diejenigen,  welche 
provocirt  hatten;  jenes  verbot  mit  Ruthen  zu  peitschen  und  mit 
dem  Beile  zu  tödten,  also  eine  einzige  Art  der  Hinrichtung,  welche 


a)  Liv.  X,  9.  S.  oben  S.  42. 

b)  S.  S.  46. 
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ans  zwei  Theilen,  dem  Peitschen  und  dem  Tödten  bestand,  dieses 
das  Schlagen  oder  Tödten,  also  zweierlei,  einmal  eine  besondere 
Art  Körperstrafe  nnd  dann  eine  besondere  Art  der  Hinrichtung. 
Dies  ist  die  allgemeine  Entwickelung,  der  allgemeine  Grundsatz, 
welchen  alle  drei  Porcischen  Gesetze  zusammen  verfolgten.  Denn, 
wenn  Livius  nur  von  einem  Porcischen  Gesetze  in  der  Einheit 
spricht,  begeht  er  damit  weder  einen  Irrthum,  indem  er  fälsch- 
lich was  von  drei  Gesetzgebern  ausging,  einem  einzigen  zuschrieb, 
noch  kann  er  in  unbestimmtem  und  tadelnswerthem  Ausdrucke 
ein  einzelnes  der  drei  von  den  Porciem  ausgegangenen  Gesetze 
memen.»)  Um  den  Inhalt  der  einzelnen  Porcischen  Gesetze  zu 
gewinnen  bedarf  es  der  Vermuthung:  die  Ueberlieferung  lässt 
uns  im  Stich.  Das  zweckmässigste  und  einzig  mögliche  Ver- 
fahren ist,  den  Entwickelungsgang  der  Römischen  Provocation 
zu  verfolgen.  Dabei  wird  man  durch  bestimmte  Zeugnisse  un- 
terstützt. Die  Ergebnisse  wird  man  der  Porcischen  Gesetzgebung 
zuschreiben  müssen  und  ungefähr  auch  den  Gang,  den  sie  na- 
turlicher Weise  in  ihreü  einzelnen  Stufen  nehmen  musste,  an- 
geben können. 

Die  Provocation,  die  Berufung  an  das  Volk,  war,  wie  sich 
aus  ihrem  Ursprünge  und  der  ältesten  Art  ihrer  Anwendung 
ergiebt*»),  eine  Art  von  gesetzlichem  Aufruhr.  Der  Verurtheilte, 
welcher  znr  Hinrichtimg  geführt  wurde,  rief  seine  Bekannten, 
das  gesammte  Volk  an,  ihm  thatsächliche  Hülfe  gegen  den  Be- 
amten zu  leisten  und  wenn  dieses  sein  Mitgefühl  aussprach, 
wurde  jener  gezwungen  nachzugeben,  eine  ordentliche  Versamm- 
lung desselben  zu  berufen,  ihr  die  Gründe  seines  Verfahrens 
auseinander  zu  setzen  und  am  Ende  deren  «Entscheidung  sich 
zu  fügen.  Die  Provocation  war  also  an  die  Stadt  Rom,  wo  allein 
(las  Volk  seinen  Sitz  hatte,  ja  an  den  Markt,  wo  die  ürtheils- 
i^prüche  gefällt  wurden  und  das  Volk  sich  zu  versammeln  pflegte, 
gebunden.  Indessen  allmälig  dehnte  sich  zwar  nicht  das  Rö- 
mische Volk,  aber  zahlreiche  einzelne  Römische  Bürger  über  die 
Grenzen  Roms  a\is.   Ich  spreche  nicht  von  den  Soldaten,  welche 


a)  YergL  oben  S.  49. 

b)  Vergleiche  unsere  Darstellung  I,  186. 
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sich  immer  ausserhalb  der  Banmneile  der  Stadt  befanden:  sie 
haben,  wie  wir  durch  ausdrückliche  Zeugnisse  wissen,  nie  von 
den  Urtheilen  ihrer  Befehlshaber  Provocation  gehabt.    Aber  auch 
andere  Römische  Bürger  machten  sich  ausserhalb  der  Stadt  au* 
sässig  und  es  ist  bekannt,    dass  in  der  spätem  Zeit  der  Repu- 
blik alle  Provinzen  von  ihnen  in  grosser  Menge  bewohnt  wur- 
den.    Bis   zum  Erlasse  des  dritten  Valerischen  Gesetzes  war 
noch  kein  Bedürfoiss  gewesen ,  für  sie  zu  sorgen :  die  Römischen 
Bürger  wohnten  in  Rom  oder   dessen  nächster  Umgebung;  gab 
es  einzelne  in  entfernteren  Gegenden,  so  betrachteten  dieselben 
doch  immer  Rom  als  den  einzigen  Mittelpunkt,  wo   sie  Recht 
holen  konnten.    Dies  Verhältniss  änderte  sich  auch  nicht  rasch: 
durch  die  Vermehrung  der  Golonien  entstanden  meist  nur  Halb- 
bürger,   welche  nicht  auf  gleiche  Rechte  mit  den    Volibürgem 
Anspruch   machen  -konnten.     Selbst   als  die   ersten  Provinzen, 
Sicilien ,  dann  Sardinien  gewonnen  waren ,  zogen  Römisdie  Bür- 
ger gewiss  nur  spärlich  dahin ;  ja  es  scheint,  dass  man  es  nicht 
begünstigte.    Galt  es  doch  noch  zu  der  Gracchen  Zeit  für  einen 
politischen  Missgriif ,  dass  eine  Colonie  von  Bürgern  nach  Africai 
geführt  werden  sollte:  wie  damals  die  Bürger  in  Italien  bleiben 
sollten,   so  sollten  sie  früher  sich  nicht  von  Rom  entfernen.*) 
Wie  wenig  zahlreich  noch  in  später  Zeit  die  Römischen  Bürger 
in  Italien  ausserhalb  Roms  waren,  beweist  Polybius**),  welcher 
die  Entscheidung  über  Verbrechen  in  Italien,  z.  fi.  über  Gilt- 
und  Meuchelmord,  dem  Senate  zuschreibt,  ohne  hinzuzusetzen, 
in  so  fem  sie  von  Italikern,  welche  nicht  Bürger  sind,  begas- 
gen  werden.    Er  meint  dies  ohne  Zweifel ;  denn  über  Bürger  h\ 
der  Senat  nie  gerichtet;  aber  weil  der  Bürger  in  Italien  so  we^ 
nige  waren,  hält  er  ihrethalben  einen  Zusatz  für  unnöthig.    In- 
dessen die  Macht  der  Verhältnisse  war  zvidngender  als  der  Wille 
der  Römischen  Regierung.     Als  der  Besitz  Italiens  vollständig! 
gesichert  war  und  die  Uebermacht  der  Römer  ausserhalb  dessel 
ben  entschieden  hervortrat,   verbreiteten   sich  die  Bürger  übe 
Italien  und   die  Provinzen:    es  war  dies  gerade  der  Zeitpunkt 


a)  VeUei.  n,  7. 

b)  Polyb.  VI,  13. 
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den  wir  oben  als  früheste  Grenze  für  die  Porcischen  Gesetze 
erwiesen  haben. 

Ffir  diese  ausserhalb  Roms  lebenden  Römischen  Bürger 
musste  die  Gesetzgebung  sorgen  und  ihnen  dieselben  Rechte 
sichern,  welche  die  in  der  Stadt  selbst  ansässigen  hatten.  Wenn 
gleich  einige  unter  ihnen  wohlhabend  waren,  so  wurde  die  Mehr- 
zahl durch  das  Streben  nach  Erwerb  in  die  Fremde  getrieben : 
Verbrechen,  welche  Strafe  erforderten,  konnten  unter  ihnen  nicht 
selten  sein.  Proyocation  aber  gab  es  in  der  Fremde  nicht,  auch 
die  Hülfe  der  Tribunen  galt  nicht  ausserhalb  Roms :  hätte  es 
also  für  sie  nicht  eine  besondere  Einrichtung  gegeben,  so  wür- 
den Consuln  und  Prätoren  über  sie  eine  grössere  Macht  gehabt 
haben  als  in  der  Stadt :  es  würde ,  was  gesetzlich  yerboten  war, 
Beamte  ohne  Provocation  gegeben  haben.  Wir  haben  indessen 
ans  republicanischer  Zeit  nur  wenige  hierher  gehörige  Fälle, 
über  welche  wir  später  sprechen  werden,  überliefert;  denn  die 
Geschichte  hat  vorzugsweise  nur  die  Staatsyerbrechen  dem  Ge- 
dächtnisse aufbewahrt  Aus  der  Kaiserzeit  ist  das  Beispiel  des 
Apostels  Paulus  bekannt,  der,  weil  er  sein  Bürgerrecht  geltend 
machte,  nach  Rom  zur  Aburtheilung  geschickt  wurde.*)  Eine 
Andeutung  von  eben  diesem  Verhältnisse  giebt  Cicero  in  dem 
Processe  von  Verres,  wo  er  diesen  beschuldigt,  in  Sicilien  Rö- 
mische Bürger  mit  dem  Kreuzestode  bestraft  zu  haben;  „Nimm, 
sagt  er,  diese  Hoffnung,  nimm  diesen  Schutz  den  Römischen 
Bürgern :  bestimme ,  dass  in  diesem  Worte :  ich  bin  ein  Römi- 
scher Bürger,  keine  Hülfe  liegt,  dass  ungestraft  ein  Prätor  oder 
irgend  ein  anderer  eine  Todesstrafe ,  welche  er  will,  gegen  den- 
jenigen festsetzen  kann,  der  ein  Römischer  Bürger  zu  sein  be- 
hauptet, weil  ihn  einer  nicht  kennt:  und  du  wirst  mit  dieser 
Vertheidignng  alle  Provinzen ,  alle  Königreiche ,  alle  freien  Staa- 
ten, den  ganzen  Erdkreis,  der  unsem  Landsleuten  immer  voll- 
kommen offen  stand,  den  Römischen  Bürgern  verschlossen 
haben.^'  ^)    Cicero  bezieht  sich  hier  zunächst  auf  das  von  Verres 


a)  Apostelgeschichte  16  und  22. 

b)  Gic  in  Yerr.  Y,  65,  168  Tolle  hanc  spem,  tolle 'hoc  praesidiiun  d- 
vibus  Romanis:   constitue  nihil   esse   opis  in  hac  voce  civis  Romanus 
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begangene  Verbrechen  und  deshalb  spricht  er  von  „einer  beliebigen 
Todesstrafe^';  indessen  er   kann  nicht  meinen,  dass  da  Pr^i 
gegen  einen  auswärtigen  Römischen  fiurger  eine  bei  Bürgern  er- 
laubte Todesstrafe  anwenden  dürfe.    Das  Büi^errecht  gevälut 
ausserhalb  Roms  ganz  denselben  Schutz  wie  in  Rom.    Deshalb 
klagt  Cicero  an  einer  andern  Stelle  Verres  an»),  er  habe  Römi- 
sche Bürger  in  das  Gefängniss  werfen  und  t5dten  lassen:  ^ 
droht  ihm  deshalb  mit  einer  Anklage  auf  Hochverrath.    Dort 
handelt  es  sich  nicht  um  eine  bei  Römischen  Bürgern  verbotene 
Art  der  Hinrichtung ,    sondern  um   eine  ausserhalb  Roms  voll- 
zogene Hinrichtung  überhaupt. 

Es  ist  also  sicher,  dass  derselbe  Schutz,  welchen  die  Bor- 
ger innerhalb  der  Bannmeile '  durch  die  Valerischen  Gesetze  er- 
halten hatten ,  ihnen  später  durch  andere  Gesetze  auch  ausser 
halb  derselben  gewährt  wurde.  Eine  Einrichtung,  dass  sie  ausser 
halb  Roms  ihr  endgültiges  Urtheil  erhielten,  war  unmö^ch; 
denn  das  Römische  Volk,  welches  nach  .Römischen  Begriffen 
allein  über  die  Bestrafung  eines  Bürgers  entscheiden  koimt& 
gab  es  nur  in  Rom:  dort  allein  wurden  alle  politischen  Rechte, 
die  ihm  zustanden,  geübt.  Alle  Bürger  konnten  ihr  Stimmrecbt 
bei  Wahlen  oder  andern  Völksversammlungen  nur  in  so  fem 
geltend  machen ,  als  sie  in  der  Stadt  erschienen :  sie  war  der 
einzige  Mittelpunkt  des  gesanunten  politischen  Lebens.  Ueber- 
dem  war  früher  in  Italien,  später  in  den  Provinzen  die  Zahl  iß 
Römischen  Bürger  schwankend:  es  wäre  unmöglich  gewesea 
aus  ihnen  eine  Versammlung  zu  bilden,  welche  das  Römischi 
Volk  darstellte:  sie  machten  immer  nur  den  Beirath  eines  Be- 
amten aus,  der  für  ihre  Entscheidungen  die  Verantwortlichkeit 
hatte.  Die  Einrichtung  musste  also  nothwendiger  Weise  so  sein 
dass  Römische  Bürger  in  Italien  und  den  Provinzen  nur  in  eben 
denselben  Fällen  bestraft  wurden,   wo   die  Beamten   in  Rom 


sum,  posse  impune  praetorem  aut  aliuin  quemlibet  suppUcium  qaod  velit 
in  eum  constituere,  qui  se  civem  RomaDom  esse  dicat,  quod  eam  qois 
ignoret:  iam  omnes  provincias,  iam  onmia  regna,  iam  omnes  liberas  ci^- 
tates ,  iam  omnem  orbem  terrarum ,  qoi  semper  nostris  bominibtts  maxime 
patoit,  civibos  R^naanis  igta  defensione  praeclaseris. 
a)  Cic.  in  Verr.  V,  56  sq. 
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selbständig  gegen  Borger  verfahren  durften :  in  allen  andern  Fäl- 
len konnte  der  Angeklagte  nur  in  Gewahrsam  genonunen  und 
masste  nach  Rom  geschafil  werden,   wo  die  gleichberechtigten 
Collegen  des  Beamten  oder  die  Volkstribunen  Einspruch  thun 
oder  das  Volk  entscheiden  konnte.    Dieses  Verhältniss  also  be- 
stand zu  Cieeros  Zeit,  muss  aber   viel  früher  entstanden  sein, 
als  Römische  Bürger  sich  dauernd  zuerst  in  Italien,   dann  in 
den  Provinzen  niederzulassen  begannen.    Die  Vermuthung,  dass 
es  durch  ein  Pordsches  Gesetz   eingeführt  worden  ist,  hat  die 
höchste  Wahrscheinlichkeit.    Denn  diese  Gesetzgebung  umfasste, 
wie  wir  später  sehen  werden,  in  anderen,  ebenfalls  auf  die  Vor- 
rechte des  Bürgerthums  abzielenden,  Bestimmungen  alle  Römi- 
schen Bürger  innerhalb  wie  ausserhalb  der  Hauptstadt:  es  war 
onmöglich,  dass  sie,  da  sie  von  der  Provocation  handelte,  nicht  die 
Gewalt  der  Beamten  über  die  auswärtigen  Bürger  einschränken 
sollte.    Man  darf  femer  mit  Grund  annehmen,  dass  diese  Ein- 
schränkung gerade  durch  dasjenige  Pordsche  Gesetz  geschah, 
dessen  Andenken  in  der  eben  erwähnten  Münze  von  P.  Porcius 
Laeca  gefeiert  wird.     In  der  Mitte  derselben  steht  ein  Mann 
mit  Panzer  und  Helm,  also  ein  Beamter,  der  einen  militärischen 
Befehl  führt,  wie  ihn  die  Gonsubi  und  Prätoren,  welche  Italien 
and  die  Provinzen  beherrschten ,  hatten :  vor  ihm  als  Flehender 
erscheint  ein  mit  der  Toga  bekleideter  Maim,  also  ein  Römischer 
Bürger,  aber  nicht  ein  Soldat    Der  Lictor,  welcher  hinter  dem 
Beamten  steht,  trägt  in  jeder  Hand  einen  Stock,  vor  dem  also 
der  Flehende  geschützt  sein  will.    Diese  Darstellung  kann  weder 
auf  eine  Veränderung  der  militärischen  Strafen  gehen ,  auf  welche 
man  sie  bezogen  hat^^);  dazu  passt  weder  die  Toga  des  Flehen- 
den noch  die  Unterschrift  provoco,  da  es  für  Soldaten  keine  Pro- 
vocation giebt;  noch  auf  die  Milderung  der  Todesstrafe  gegen 
Römische  Bürger  überhaupt;  denn  dann  würde  der  Beamte  nicht 
mit  Panzer  und  Schwert  abgebildet  sein.   Dagegen  auf  die  Aus- 
dehnung des  Provocationsrechtes  auf  die  auswärtigen  Römischen 
Bürger  passt  Alles:  der  Flehende  legt  die  Berufung  an  das  Rö- 
mische Volk  ein  und  wird  in  Folge  davon  zur  Aburtheilung  nach 
Rom  geschickt. 

Eine  weitere  Entwickelung  nahm  die  Gesetzgebung  in  Be- 


I 
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zug  auf  die  Art  and  Weise,  wie  Römische  Bürger  körperfidi 
bestraft  werden  durften,  und  zwar  in  doppelter  Beziehung.  Das 
Valerische  Gesetz  hatte  verboten,  diejenigen,   welche  provociit 
hatten,   d.  h.  die  Bürger,  welche  nur  durch  gerichtliche  Venir- 
theilung  für  schuldig  erklärt  waren,  mit  einer  bestimmten  Art 
der  Hinrichtung  zu  bestrafen. '^)    Die  folgenden  Gesetze  giogeQ 
weiter:   sie  umfassten  alle  Römischen  Bürger,   also  auch  dieje- 
nigen, welche  durch  eigenes  Geständniss  oder  durch  Ertappes 
auf  der  That  eines  Verbrechens  überfuhrt  waren.    Dies  darf  mas 
mit  Sicherheit  aus  Livius'  Ausdruck^),   welcher  Römische  Bor- 
ger im  Allgemeinen  als  durch  das  Porcische  Gesetz   geschützt 
nennt,  schliessen,  vielleicht  auch  aus    den  Worten  Gicero8'> 
der  von  allen  Römischen  Bürgern  spricht    Indessen  darf  maa 
hieraus  nicht  schliessen,  dass  von  jetzt  an  aller  Unterschied  der 
geständigen  und  der  durch  richterliches  Erkenntniss  überfnhrtes 
Verbrecher  aufgehört  und  jener  seit  alter  Zeit  im  Römischen  Rechte 
gültige  Gegensatz"^)  aufgehoben  worden  sei.    Dies  war  keine^- 
weges  der  Fall:  nur  jene  eine  Art  körperlicher  Bestrafung  ond 
Hinrichtung,  welche  im  Gesetze  genannt  wiirde,  war  fortan  für 
alle  Römischen  Bürger ,  mochten  sie  gestanden  haben  oder  nicht 
verboten;    dagegen  andere  Hinrichtungsarten,  welche  durch  sik 
Sitte   oder  Gesetze  für  bestimmte  geständige  Verbrecher  einge 
führt  waren ,  bestanden  auch  femer :  dabei  galt  auch  später  is 
Unterschied  zwischen  den  durch  eigenes  Geständniss  und  d9 
durch  richterliche  Entscheidung  Verurtheilten.    Der  Beweis  d^ 
für  liegt  in  der  bekannten  und  von  uns  öfter  angeführten  Thal- 
Sache  <^ ) ,  dass  in  der  letzten  Zeit  der  Republik  und  unt^  äs 
Kaiserregierung  z.  B.  für  die  der  That  geständigen  Vatermörder 
die  alte,    auf  religiösen  Anschauungen  beruhende,   Todesstrafe 
bestand,   während  die  von  den  Gerichten  deshalb  VerurtheilteB 
auf  gewöhnliche  Weise  hingerichtet  wurden. 


a)  S.  oben  S.  46. 

b)  Liv.  X,  9.    Vergl.  S.  42. 

c)  Gic.  p.  Rabir.  4,  12,  welche  Stelle  wir  später  anfahren  werden. 

d)  Vergl.  oben  S.  45. 

e)  Vergl.  oben  S.  46  und  I,  396. 
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Ein  weiterer  Fortschritt  der  Porcischen  Gesetzgebung  lag  in 
lern  Verbote,  einen  Römischen  Bürger  ,,zu  schlagen  oder  zu 
iödten'\  wie  Livius  berichtet.*)  Im  Ausdrucke  gleichlautend 
j^t  eine  Stelle  bei  Cicero,  der  in  seiner  Rede  ffir  C.  Rabirius 
lie  Anklagen  der  Gegner  zurückweist,  Rabirius  hätte  in  Apu- 
lien  und  Campanien  Römische  Bürger  gegen  das  Porcische  Ge- 
setz „geschlagen  oder  getödtet"**),  und  an  einer  andern  Stelle 
ierselben  Rede  setzt  Cicero  „ungewöhnliche  Hinrichtung"  den 
Porcischen  Gesetzen  entgegen."^)  Hieraus  darf  man  indessen 
«reder  schliessen,  das  Porcische  Gesetz  habe  alle  Arten  von 
Sehlägen,  noch  es  habe  die  Todesstrafe  überhaupt  untersagt 
Denn  Schläge  waren  eine  auch  in  den  spätesten  Zeiten  der  Re- 
publik gegen  Bürger  häufig  angewandte  Strafe :  wir  wissen  dies 
)estimmt  von  den  Soldaten ,  deren  Vergehungen  auf  diese  Weise 
fon  den  Centurionen  geahndet  wurden,  können  es  auch  mit 
Jöchster  VTahrscheinlichkeit  annehmen  von  gemeinen  Leuten 
iberhaupt,  bei  denen  die  durch  die  zwölf  Tafeln  gebotene  Prü- 
gelstrafe nicht  aufgehoben  wurde.  Auch  die  Todesstrafe  wurde 
aicht  im  Allgemeinen  durch  das  Porcische  Gesetz  abgeschafit. 
Denn  Sallust*^)  trennt  ausdrücklich  das  Porcische  Gesetz  von 
andern  Gesetzen,  welche,  wenigstens  nach  seiner  Darstellung, 
Bürgern  das  Leben  zu  nehmen  verboten.  Es  muss  also  die 
Vorschrift  des  Porcischen  Gesetzes  sich  auf  besondere  Arten  von 
^hlägen  und  Hinrichtungen  bezogen  haben.  Als  im  Senate 
aber  die  Strafe  der  überwiesenen  Genossen  Catilinas  verhandelt 
wurde,  gab  der  künftige  Consul  D.  Silanua  seine  Meinung  da- 
hin ab,  sie  sollten  hingerichtet  werden.     Ihm  widersprach   C. 


a)  Siehe  kurz  zuvor  S.  42. 

b)  Gic.  p.  G.  Rabir.  3,  8  An  de  servis  aÜenis  contra  legem  Fabiam 
reteotis  aut  de  civibos  Romanis  contra  legem  Porciam  verberatis  aut  ne- 
catis  plura  dicenda  sunt,  cum  tanto  studio  G.  Rabirius  totius  Apuliae,  sin- 
gulari  voluntate  Gampanae  vicinitatis  ornetur? 

c)  Cic.  p.  C.  Rab.  4,  13  Tu  mihi  etiam  legis  Porciae ,  tu  G.  Gracchi, 
tu  horom  libertatis,  tu  cuiusquam  denique  hominis  popularis  mentionem 
fsicis,  qui  non  modo  suppliciis  inusitatis,  sed  etiam  verbomm  crudditate 
inaudita  violare  libertatem  huius  populi  —  conatos  es! 

d)  Sali.  Gat  51  At  aliae  leges  (d.  h.  andere  als  die  Porcischen)  item 
coDdemnatis  civibus  non  animam  eripi,  sed  exilium  permitti  iubent. 


60  Verbot  der  Geisselnng. 

Caesar  und  in  seiner  Rede  bei  Sallust»)  fragt  er:  „Weshalb  hast 
da   deiner  Meinung  nicht   hinzugefügt,    es  sollte  mit  Schlägen 
gegen  sie  verfahren  werden?    Etwa,  weil  es  das  Porcische  Ge-   | 
setz  verbietet?"    Das  Gesetz  verbot  also  nicht  Hinrichtung  über- 
haupt,  sondern   die  mit  vorangehender  Geisselung  verbundene. 
Dies  ist  das  „Schlagen",  das  Livius  und  Cicero  bei  ihrer  Er- 
wähnung des  Porcischen  Gesetzes  anfuhren.    Genauer  noch  ler- 
nen wir  die  Art  und  Weise  der  bei  Bürgern  verbotenen  Todes- 
strafe kennen  aus  den  heftigen  und  ergreifenden  Klagen ,  welche 
Cicero  gegen  Verres  vorbringt    Nachdem  er  über  dessen  Grau- 
samkeit  gegen  die   Sicilier  gesprochen,    kommt  er  zu  seinen 
Verbrechen  gegen  Römische  Bürger^);  diejenigen  Strafen,  welche] 
gegen  überfahrte  Sclaven  bestimmt  wären,  hätte  er  gegen  R5-* 
mische  Bürger  angewendet:  er  hätte  sehr  viele  mit  Ruthen  peit- 
schen lassen,   namentlich  einen  gewissen  C.  Servilius,  der  von 
den  sechs  Lictoren  so  mit  Ruthen  gepeitscht  wurde,  dass  er 
für  todt  liegen  blieb   und  bald  nachher   starb.    Ausfuhrlicher 
schildert  dann  Cicero  die  Hinrichtung  von  P.  Gavius,   einem 
Bürger  aus  Cosa  in  Italien,  welcher  Schmähreden  gegen  Verres 
ausgestossen    hatte.    Ihn  Hess  dieser,  trotzdem    er  versicherte 
Römischer  Bürger  zu   sein ,    auf  dem  Markte  in  Messina  mit 
Ruthen  peitschen  und  dann  an  das  Kreuz  schlagen.    Dabei  er- 
wähnt Cicero^)  ausdrücklich  des  Porcischen  Gesetzes,   das  vonj 
Verres  verletzt  worden  sei.     Es  verbot  dieses  also,   dass   d^ 
Verurtheilte  nackt  an  einen  Pfahl  gebunden  und  so  mit  Ruthea- 
gegeisselt  würde,  onochte  dies  mit  darauf  folgender   Tödtnng 
durch  das  Beil  verbunden   sein  oder  nicht    Darum  heisst  es  ia 

■ 

den  obigen  Stellen:  „schlagen  oder  tödten'\  Denn  bei  man- 
chem Vergehen  war  als  Strafe  blosse  Geisselung  üblich,  ohna 
dass  der  Gegeisselte,  wenn  er  dabei  mit  dem  Leben  davon  kam« 
hingerichtet  wurde,  z.  B.  nach  alter  Sitte  bei  der  Verweigerung 


a)  Sali.  Gat.  ibid.  Sed,  per  deos  immortales»  qoamobrem  in  aenten- 
tiam  non  addidisti,  ut  prius  verberibos  in  eos  aoimadverteietar?  An  qnia 
lex  Porcia  vetat? 

b)  Cic  in  Verr,  V,  53  sq. 

c)  Cic.  in  Verr.  V»  63,  163    0  nomen  dnloe  libertaÜB!  o  ins  eiimrnm 
''strae  civitatis!  o  lex  Porcia  legesque  Semproniae! 
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des  Kriegsdienstes ,  einem  Falle ,  den  Livius  bei  Gelegenheit  des 
Aufstandes  von  Publilius  Volero  anschauli(;h  schildert.*)  Das 
"ritte  Malerische  Provocationsgesetz  hatte  nur  diejenige  Hinrich- 
tung, welche  im  Todten  durch  das  Beil  mit  vorausgehender 
Geiiselung  bestand,  verboten,  dagegen  die  Strafe  der  Geisse- 
lun^  selbst,  wenn  keine  Hinrichtung  folgte,  bestehen  lassen: 
m\  häuflg  genug  konnte  die  Geisselimg  allein,  wie  wir  an  dem 
i^^tfQ  angefahrten  Beispiele  von  C.  Servilius  imd  anderen  sehen, 
rüM  Tode  fuhren.  Die  Porcische  Gesetzgebung  ging  weiter: 
Me  verbot  jede  Geisselung  Römischer  Bürger  überhaupt. 

Somit  war  die  alte,  eigentlich,  wie  es  scheint,  patricische 

Art  der  Hinrichtung  abgeschaflFt ,   deren  zwai*  in  den  zwölf  Ta- 

'•^lü  nicht  besondere  Erwähnung  geschieht''),  die  aber  sowohl 

^or  als  nach  denselben  vielfach   bezeugt  ist:    sie  heisst  „nach 

>irte  der  Vorfahren"  (more  niaiorum).    Selbst  die  Kaiserregie- 

nitig  hat  sie  nicht  wieder  eingeführt  und  nach  Ulpian  gilt  für  die 

>ferthalter  der  Provinzen  die  Vorschrift,  es  dürfe  Niemand  zu 

i'^r  Strafe  verurtheilt  werden ,  dass  er  mit  Schlägen  getödtet  oder 

^it  Käthen  umgebracht  werde.  ^)    Freilich  als  Ausnahme  kommt 

i-if^selbe  auch  noch  später  vor:  nur  der  Beamte  durfte  sie  nicht 

erhängen ;  das  Volk  aber  konnte  sie  durch  seinen  Beschluss  für 

üen  einzelnen  Fall  wieder  einführen.    So  wird  im  Jahre  138 

Chr.,  sicherlich  nach  Erlass  der  Porcischen  Gesetze,  erzählt,**) 

'  Matienus  sei,  weil   er  das  Heer  iu  Spanien  verlassen  hatte, 

^it  Ruthen   gepeitscht  und  verkauft  worden;  aber  das  geschah 

'lit  auf  Befehl    des  Feldherm  oder  eines  Beamten,   sondern 

''^'  h  einer  Anklage  vor  dem  Volke  und  auf  dessen  Befehl.  Noch 

i-r  Kaiser  Nero  wurde   nach  seiner  förmlichen  Absetzung  von 

m  Senate  dazu  verurtheilt,  „nach  Sitte  der  Vorfahren"  hinge- 

-  litet  zu  werden.*)    So  ungebräuchlich  war  damals  diese  Todes- 

a)  Liv.  II,  Ö5.  Vergl.  I,  298. 

b)  S.  I,  396. 

c)  Ulpian.  §.318  D.  de  poenis  (XLVÜI,  19):  Nee  ea  quidem  poena 
tnmari  quem  oportet,  ut  verberibns  necetur  aut  virgis  interimatur. 

d)  Liv.  per.  LY:  G.  Matienus  accnsatus  est  apnd  tribunos  plebis,  quod 
^^rcitiun  in  Hispania  deseroisset  damnatusqne  subforca  diu  virgis  caesus 
"i  K  sestertio  nummo  veniit 

fe)  Suet  Ner.  49. 
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strafe,  dasg  der  Kaiser  niebt  wnsste,  wofin  sie  bestände,  man 
miLs.ste  ilim  sa^eD.  sie  bestehe  darin,  dass  der  Vemrtbeilte  nackt 
au  einen  Pfabl  fcebnnden  and  mit  Ratben  za  Tode  gepeit2^'ht 
werde.  Aueb  aof  die  Strafe  des  Ineestes  mit  Vestaliscben  Jang- 
franen  war  diese  Umänderang  in  der  Hinrit^btong  Ton  Einflas»: 
erst  der  Kaiser  Domitian  wandte  dabei  wieder  die  althergebrachte 
Geisselang  an.*) 

Es  war  somit  das  Porcisebe  Gesetz,  wie  Livios  an  der  frü- 
her angefahrten  Stelle^)  richtig  sagt,  for  den  Röcken  der  R(V 
mischen  Bürger  gegeben ;  es  entfernte  die  Ruthen  Ton  dem  Kör- 
per derselben,  wie  Cicero  sich  aasdrückt *"):  es  entzog  sie  dem 
Lictor,  wie  derselbe  hinzafagt  Für  ihn  trat  von  jetzt  an  der 
Nachrichter  ein,  welcher  nicht  mehr  auf  dem  Markte,  wo  da? 
Urtheil  gesprochen  war,  sondern  im  Gefimgnisse  die  Todesstrafe 
vollzog.^)  Dadarch  entstand  ein  eigenes  Vorrecht  der  Römischen 
Bürger,  das  ihnen  im  Gegensatz  za  den  nicht  regierenden  Be- 
wohnern des  Reiches  einen  bedeutenden  Schatz  verlieh.  Pli- 
nias^)  nennt  es  „das  Recht  der  Ruthen '\  und  wo  er  erzahlt 
der  ältere  Cornelius  Baibus  sei  wegen  vriderrechüicher  An- 
massung  des  Bürgerrechtes  angeklagt  worden,  sagt  er,  er  sei 
wegen  des  Rechtes  der  Ruthen  vor  Gericht  gebracht  worden. 
Anderswo')  drückt  sich  ein  Italiker  zu  Italikern  so  ans,  er  sei 
kein  Römer,  sondern  gleich  ihnen  den  Ruthen  unterworfen,  w^an- 
dere  er  in  Italien  umher.  Es  ei^ebt  sich  hieraus  der  Bewef- 
grund,  welcher  die  Forcier  zum  Einbringen  ihres  Gesetzes  v0^ 
anlasste.  Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  in  Folge  dayon  a&- 
mftlig  die  öffentliche,  auf  dem  Markte  vollzogene,  Ifinriditong 


a)  Suei.  Dom.  8.    Yergl.  I,  115. 

b)  Liv.  X,  9.    S.  oben  S.  42. 

c)  Gic.  p.  G.  Rab.  4,  12  Porcia  lex  virgas  ab  omnium  civiom  Roma- 
nonun  corpore  amovit,  hie  misericors  flagelta  retolit:  Poreia  lex  libertatas 
civium  lictori  eripuit,  Labienus,  homo  popolaris,  camifici  tiadidii. 

d)  Vergl.  oben  S.  46. 

e)  PÜD.  nat  bist  Yll,  136  Fuit  et  Belbus  Gomelius  maior  consol,  ^ 
accusataa  atque  de  iure  virgarum  in  eum  iudiciuD  in  coi^liam  iDis^ax' 
primus  extemorum  atque  etiam  in  Oceano  genitCMram  osos  iUo  hoBorc 

f)  Bei  Diodor.  Excerpt  Vat  XXXVH,  5   o6  xdp   tijjil  ToifialiK,  -t/^ 
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Verortheilter,  in  Rom  wenigstens ,  aufhörte.  Das  Volk  entwöhnte 
äicb  des  Anblicks  dieser  blutigen  Schauspiele:  der  Markt  er- 
schien zu  heilig,  um  dadurch  entweiht  zu  werden  xmd  selbst 
die  grausamen  Hinrichtungen,  welche  auch  später  vorkamen  an 
Nicblborger^,  wurden  meist  an  andern  Orten  vollzogen.  Indessen 
diese  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Schicklichkeit  war  für  die 
Forcier,  welche  sonst  die  alte  Strenge  der  Regierungsgewalt 
eifrig  aufrecht  erhielten,  nicht  bestimmend:  sondern  es  war  die 
Ueberzeugung  von  der  Würde  eines  Römischen  Bürgers,  welche 
sie  bei  ihnen  alle  scheinbar  entehrenden  Strafen  abschaffen  liess : 
der  Rücken  derjenigen,  welche  die  Herren  der  Welt  waren  und 
üft  so  genannt  wurden,  sollte  von  den  Stöcken  und  Ruthen  der 
Lictoren  befreit  sein. 

Hierbei  entsteht  die  Frage,  ob  dies  ein  Vorrecht  des  Bür- 
gerrechtes überhaupt  und  jedes  Bürgerrechtes  war  oder  ob  nur 
lern  besten  Bürgerrechte  eigenthümlich.  Es  gab  nämlich  zwei 
Classen  von  Römischen  Bürgern,  von  denen  die  höher  stehende 
msser  den  übrigen  Vorrechten  das  Recht  der  Wählbarkeit  für 
len  Senat  und  die  curulischen  Aemter,  „das  Recht  der  Ehren- 
tteilen'' {itis  honorum),  wie  man  es  nannte,  besass,  die  andere 
lesselben  entbehrte.«  Zur  ersteren  gehörten  die  in  Rom  ansässigen 
Bürger,  sodann  ursprünglich  die  der  eigentlich  Römischen  Colo- 
lien  und  Hunicipien,  zur  letztem  alle  andern  Bürger,  z.  B.  die 
ahlreichen  der  Latinischen  Städte  und  Colonien,  sowie  diejenigen, 
reiche  im  übrigen  Italien  und  in  den  Provinzen  das  Römische 
iargerrecht  erhielten.  Allmälig  dehnte  sich  die  höhere  Glasse 
er  Bürger  aus,  namentlich  erhielt  während  des  Marsischen 
[rieges  ganz  Italien  ausser  dem  Gisalpinischen  Gallien,  das  letztere 
m  Ende  der  Republik  das  volle  Bürgerrecht  mit  „dem  Rechte 
er  Ehrenstellen'':  der  Eodserzeit  war  es  vorbehalten,  dasselbe 
ach  und  nach  auch  über  die  Provinzen  auszudehnen.^^)  Es 
>heint,  dass  dieser  Unterschied  auch  in  Bezug  auf  die  Leibes- 
nd  Lebensstrafen  von  Einiiuss  gewesen  ist  Gellius  führt  eine 
teile  ans  einer  Rede  von  G.  Gracchus  de  legibus  promulgaäe 
u*),  worin  derselbe  die  Unterdrückung  der  Italienischen  Bun- 


a)   Gell.  X,  3. 
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desgenosseD  schildert.    Als  der  Consnl  nach  Teanmn  Sidicinum 
kam,  befahl  er  for  seine  Fnm  das  Mannerbad  in  Bereitschaft  zu 
setzen;   indess  der  Befehl  wurde  za  spät  und  nngenngend  voU- 
zogen.     Deshalb  Hess  der  Consol  einen  der  vomehmsteD  Ein- 
wohner der  Stadt,  AL  Marias,  welchem  er   seinen  Auftrag  er- 
theilt  hatte,  auf  dem  Markte  an  einen  Pfahl  binden  und  geisselu. 
Dasselbe  geschah  aus  gleicher  Ursache  in  Ferentinum  mit  den 
Quästoren.  Nun  ist  es  zwar  nicht  bezeugt,  aber  doch  höchst  wahr- 
scheinlich, dass  in  beiden  Städten  so  angesehene  Männer,  «ie 
Marius  und  die  Quästoren  gewesen  sein  müssen,  das  Römische 
Burgerrecht  besassen.     Wäre  also  das  Porcische  Gesetz  auf  alle 
Bürger  ausgedehnt  gewesen,  so  hätte  Gracchus  unmö^ch  dqt 
in  einer  Rede  über  die  Grausamkeit  der  Beamten  und  die  Unter- 
drückung der  Bundesgenossen  klagen  können:   er  würde  geges 
den  Consul  eine  gerichtliche  Klage  der  schwersten  Art  angestellt 
haben.  Man  erkennt,  dass  er  zu  einer  solchen  kein  Recht  hatte, 
folglich  Römische  Bürger  der  niederen  Glasse  der  härtesten  Will- 
kür und  schimpflichsten  Strafe  Preis  gegeben  waren:   man  mu&< 
annehmen,    dass    selbst   die   Provocationsgesetze ,   welche  eine 
eigenmächtige  Bestrafung  durch  die  Beamten  verboten,   sich  nur 
auf  die  höhere  Glasse  der  Römischen  Bürger  bezogen.    Entschei- 
dend ist  ein  anderes  Beispiel  aus  der  Zeit  des  Jugurthinischeo 
Krieges,  als  Q.  Metellus  den  Oberbefehl  führte.    Die  Stadt  Vaga 
hatte  verrätherischer  Weise   ihre  Römischis  Besatzung   getödtet 
und  deren  Befehlshaber  T.  Turpilius  Silanus  war  entkommen 
Deshalb  wurde  dieser  der  Verrätherei  angeklagt,  von  dem  Ober- 
feldherm  verurtheilt  und  mit  Ruthen  zu  Tode  gepeitscht    „Denn 
er  war  ein  Bürger  aus  Latium,''  setzt  Sallust*)  hinzu,  d.  h.  er 
war  nicht  Römischer  Yollbürger,   bei  dem  eine  so  entehrende 
Strafe  nicht  hätte  angewendet  werden  dürfen,  sondern  gehörte, 
weil  er  aus  einer  Lateinischen  Stadt  war,  der  minderen  Glasse 
der  Bürger  an.    Dass  er  entweder,  weil  er  eine  Ehrenstelle  be- 
kleidet hatte,  oder  aus  andern  Gründen  das  Römische  Bürger- 
recht besass  und  nicht  bloss  gewöhnliches  Latinisches  Recht  hatte, 
darf  bei  einem  sonst  so  angesehenen  Manne,  wie  er  war,  nicht 


a)  Sali.  Jug.  69. 
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bezweifelt  werden.  Dieses  Beispiel  ist  um  so  mehr  beweisend, 
als  wir  ans  Plutarchs  Erzählung*)  wissen,  dass  Turpilius  ein 
Gastfreond  von  Metellus  war,  dass  dieser  ihn  ungern  verurtheilte 
und  beim  Strafen,  wenngleich  mit  strenger  Gerechtigkeit,  so 
doch  ohne  Grausamkeit  verfuhr.  Ein  drittes  Beispiel  vom  Jahre 
51  V.  Chr.  ist  nicht  entscheidend,  wenngleich  es  sicherlich  nicht 
zum  Beweise,  dass  es  zwischen  den  beiden  erwähnten  Arten  von 
Bi^gem  keinen  Unterschied  gegeben  habe,  gebraucht  werden 
kann.  €äsar  hatte  eine  Golonie  in  Novum  Comum  gegründet 
mit  Latinischem  Recht;  daher  diejenigen,  welche  dort  Aemter 
bekleidet  hatten.  Römische  Bürger  waren.  Der  Consul  M.  Mar- 
eellus  behauptete,  Cäsar  habe  bei  Gründung  der  Golonie  seine 
Vollmacht  überschritten  und  liess  deshalb,  um  Cäsar  zu  kränken, 
einen  dortigen  Colonisten,  der  ein  Amt  bekleidet  hatte  und  folg- 
lieh Römischer  Bürger  war,  öffentlich  in  Rom  geissein.  War 
las  Recht  von  Comum  dasselbe  gewesen,  wie  das  der  alten 
Latinisi^hen  Colonien,  so  handelte  der  Consul  gesetzmässig  und 
in  aus  Comum  stammender  Römischer  Bürger  war  der  Geisselung 
mterworfen.  So  sah  es  der  Consul  an,  so  mochte  es  strenges 
iecht  sein  und  deshalb  hören  wir  auch  nicht  von  einem  Ver- 
gehe, den  Consul  gerichtlich  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Aber 
las  ganze  übrige  Italien  hatte  damals  „das  Recht  der  Ehren- 
teilen"',  auch  die  Transpadaner  strebten  darnach  und  erhielten 
>s  durch  Cäsars  Vermittelung  bald  nachher:  es  ist  wahrschein- 
ich,  dass  Cäsar  bei  dem  Gesetze,  nach  welchem  er  seine  Colo- 
je  einrichtete ,  darauf  Rücksicht  nahm  und  die  Colonisten  von 
)omum  besser  stellte  oder  ihnen  ein  besseres  Recht  verhiess, 
lä  die  früheren  Latiner  gehabt  hatten.  Cicero  missbilligt  des 
'onsuls  Grausamkeit,  nicht  aus  Freundschaft  for  Cäsar,  dem 
in  Schimpf  angethan  worden  war,  sondern  weil  ein  Transpadaner 
e troffen  war,  also  aus  politischen  Gründen;  mittelbar  erkennt 
r  das  Recht  der  Geisselung  gegen  einen  Römischen  Bürger  aus 
iner  Lateinischen  Stadt  an.^^ 

Die  Andeutungen,  welche  uns  durch  die  üeberlieferung  von 
luem  Unterschiede,  der  in  Bezug  auf  Leibes-  und  Lebensstrafen 


a)  Phit.  Bfar.  8. 
11. 
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zwischen  den  beiden  Arten   der   Romischen  B8i^r  bestanden 
hat,  gegeben  werden,  sind  gering  nnd  zum  Theil  schwankend: 
aber  an  sieh   ist    das  Verhältniss  glaublich,  ja  wahrscheinlich. 
Sicher  bezeugt  ist  die  Ausdehnung  des  Verbots  der  Geisselung 
auf  die  Soldaten,  welche  Römische  Bürger  waren;  selbst  das 
eben  angeführte  Beispiel  von  T.  TurpUius  spricht  mittelbar  da- 
für.   Cicero  sagt  in  seiner  Vertheidigungsrede  für  C.  Rabirius»), 
das   Porcische  Gesetz  habe  die  Ruthen  von   dem  Körper  ajler 
Römischen  Bürger  entfernt,    er    meint   somit   auch  diejenigen, 
welche  sich  in  den  Heeren  befanden.    So  finden  wir  es  wirklich. 
In  früherer  Zeit  war  die  Strafe  der  Geisselung  und  darauf  fol- 
genden Hinrichtung  durch  das  Beil  bei  den  Soldaten  sehr  hfiufis: 
gewesen.    Im  Jahre  271  v.  Chr.  wurden  die  Ueberreste  der  Cam- 
panischen Legion^),  welche  Rhegium  widerrechtlich  besetzt  hatte, 
in  Rom  öffentlich  auf  dem  Markte  mit  dem  Beile  hingerichtet^^: 
noch  252  v.  Chr.  wurde  ein  Militärtribun  aus  dem  vomehmsteD 
Geschlechte  wegen  Feigheit  von  seinem  Feldherm  gegeisselt') 
Später  finden  sich  keine  Beispiele  dieser  Art  und  Polybius  er- 
wähnt nur  die  Prügelstrafe,  die  bis  zum  Tode  ausgedehnt  werden 
konnte.^    Es  ist  nicht  bekannt,  dass  die  Porcische  Gesetzge- 
bung die  Soldaten  wirklich  genannt  und  bei  ihnen  die  Anwen- 
dimg von  Ruthen  auf  blossem  Körper  verboten  hat:  es  ist  auch 
nicht    npthig  ein    solches   ausdrückliches    Verbot   anzonehmeo^ 
Dennoch  konnte  die  Abschaffung  der  Geisselung   in   Rom  dim 
Veranlassung  geben,  dass  die  Feldherm  freiwillig  bei  dem  He€rt^| 
eine  ähnliche  Einrichtimg  trafen,  welche  nachher  als  Sitte  GtV\ 
tung  erhielt.     In  den  Auszügen  aus  Livius  wird   von    Scipi^ 
Aemilianus  berichtet,  wie  er  bei  der  Belagerung  von  Numanti 
die  Mannszucht  im  Römischen  Heere  vrieder   beigestellt    b 
und  dabei  unter  anderm,  er  hätte  die  Soldaten,  welche  er  aiiss 
Reih  und  Glied  getroffen,  wenn  sie  Kömer  waren,  mit  dem  K 
stocke,  wenn  Fremde,  mit  Ruthen  schlagen  lassen. '*)   Schwerli 


a)  Cic.  p.  G.  Rab.  4,  12.  S.  oben  S.  62. 

b)  Polyb.  I,  7;  Oros.  IV,  3;  Liv.  per.  XV. 

c)  Val.  Max.  D,  7,  4;  Frontin.  Strat  IV,  1,  31. 

d)  Liv.  per.  LVII:  quem  militem  extra  ordinem  deprehendit,  si  RoaM- 
Dus  esset,  vitibus,  si  extraoeus,  virgis  cecidit 
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würde  sich  diese  Bemerkung  in  dem  Auszuge  finden,  wenn  nicht 
Livius  in  seinem  ausführlichen  Werke  vollständiger  darüber  ge- 
sprochen hätte,  und  dies  wiederum  geschah  passender  Weise 
üur,  wenn  es  eine  neue  Einrichtung  war.  Dazu  kommt,  dass 
^'OD  demjenigen  Feldherm,  der  zunächst  vor  dem  jüngeren  Scipio 
lie  Römische  Kriegszucht  verbessert  haben  soll,  von  Aemilius 
^aulus  im  Kriege  gegen  den  Macedonier  Perseus  nichts  derar- 
h'S  erzählt  wird ,  trotzdem  dass  wir  über  ihn  noch  Livius' 
lusführliches  Geschichtswerk  besitzen.»)  Scipio  aber  nahm  seine 
Wiiderung  entweder  unmittelbar  in  Folge  eines  Befehles  der 
\)rcischen  Gesetzgebung  vor,  oder  mittelbar,  ohne  dazu  gezwun- 
gen zu  sein,  nur  um  die  Kriegszucht  mit  den  Grundsätzen  der 
»urgerlichen  Gesetzgebung  in  Einklang  zu  bringen. 

Somit  ist  Scipios  Feldzug  gegen  Numantia,  134  v.  Chr., 
Is  der  Zeitpunkt  gewonnen,  nach  welchem  keines  der  Porcischen 
lesetze  gegeben  worden  sein  kann;  denn  mit  der  Anwendung 
uf  die  Soldaten  erscheinen  die  Grundsätze,  welche  dieselben  für 
iie  Würde  und  die  Vorrechte  der  Römischen  Bürger  verfolgten, 
Is  voUstandig  abgeschlossen:  es  ist  nichts  derartiges  später  hin- 
uffefögt  worden.  Es  bleibt  also  nach  unsem  früheren  Unter- 
nchungen**)  ein  Zeitraum  von  etwas  mehr  als  dreissig  Jahren, 
om  Jahre  166  bis  134  v.  Chr.,  in  welchem  alle  drei  Porcischen 
lesetze  erlassen  sein  müssen.  Er  ist  gross  genug,  dass  darin 
as  Bedürfniss  nach  erneuten  Gesetzesvorschlägen  über  denselben 
iegenstand  sich  einfinden  und  geltend  machen. konnte,  und  auch 
riederum  klein  genug,  um  verschiedene,  aber  von  eben  denselben 
Jnmdsätzen  ausgehende  Gesetze,  welche  von  den  Mitgliedern 
iuer  Fanodlie  ausgingen,  als  eine  einzige  Gesetzgebung  erscheinen 
u  lassen.**)  üeber  alles  Weitere  sind  nur  unsichere  Vermuthun- 
m  zulässig.  Ob  die  Antragsteller  Prätoren  oder  Volkstribunen 
rtwesen  sind,  bleibt  ungewiss;  wahrscheinlich  jedoch  ist  das 
.etztere,  da  von  den  Tribunen  Gesetze,  zumal  volksthümlicher 
Vrt,  leichter  und  sicherer  angeregt   und  durchgebracht  werden 


a)  Liv.  XLIV,  33. 

b)  S.  oben  S.  49. 

c)  Vergl  oben  S.  50. 
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konnteii;  während  des  angegebenen  Zeitraumes  mossen  P.  Por- 
eins  Laeea,  M.  Porcius  Cato,  der  Sohn  des  Censorius,  und  M. 
Poreias  Licinos  das  Tribnnat   bekleidet    haben. ^)     Ueber  den 
Unterschied  der  drei  Gesetze  im  Einzelnen  kann  man  Tersehie- 
deue    Matbmassungen   aufstellen.     Man  hat    gesagt,    das  erste 
habe  die  Geisselong   oder  Hinriehtang  der  Bürger  im  Allgemei- 
nen verboten ,  das  zweite  dies  Verbot  auf  die  Römischen  Bürger 
Italiens  und  der  Provinzen,    das  dritte  über  die  in  den  Heeren 
befindlichen  ausgedehnt^    Diese  Muthmassung  ist  nicht  wahr- 
scheinlich. Abgesehen  davon,  da.ss  es  nicht  feststeht ,   ob  über  die  | 
Soldaten  ül>erhaupt  eine  gesetzliche  Bestimmung  getroffen  wor-  \ 
den  ist,   würde  so  das  erste  Gesetz,  genau  erklärt,  das  zweite 
und  dritte  umfassen  und  unnütz  machen.    Mehr  Wahrscheinlich- 
keit  hat  die  Annahme,  das  erste  Gesetz  habe  von  dem  Valel 
rischen  Gesetze  ausgehend ,  die  grausame  Hinrichtung  nicht  blo&^ 
derjenigen,   welche  provocirt  hatten,   sondern  aller  in  Rom  an- 
sässigen Bürger  verboten,  das  zweite  die  Verhältnisse  der  au^ 
wärtigen   Römischen  Bürger  geregelt,   das  dritte  endlich  „den 
Rücken "  der  Bürger  gesichert ,  indem  es  jede  Geisselong  ver- 
bot.   Freilich  lassen  sich  auch  noch  andere  Möglichkeiten  den- 
ken, zumal  da  wir  an  der  dreifachen  Wiederholung  des  Valeri- 
schen  Provocationsgesetzes  sehen,   wie  ein  geringer  Zusatz  ge- 
nügte,   um   eine  neue   gesetzliche  Anordnung   zu  veranlassea 
Sicher  ist  es,  dass  alle  drei  Porcischen  Gesetze  die  Bestimmiah| 
gen  der  alten  Yalerischen  Gesetze  über  Provocation  beibehielte 
und  den  Gedanken  des  dritten  Yalerischen ,  unter  den  Yerurtbeä* 
ten  einen  Unterschied  der  Todesstrafe  eintreten  zu  lassen,   der- 
gestalt ausführten,  dass  sie  damit  ein  der  thatsächlichen  Stellong 
des  Römischen  Bürgerthums    entsprechendes  Yorrecht  schufen. 
Gemeinsam  war  wahrscheinlich  auch  allen  drei  Porcisdien  Ge- 
setzen die  Strafe,  welche  sie  gegen  die  Uebertreter  verhängten. 
eine  schwere  Strafe,  wie  Livius  sagt,»)    Welches  sie  gewesen 
können  wir  nur  aus  einem  uns  überlieferten  Beispiele  schliessen 
Cicero  wirft  bei  dem  Processe  von  C.  Yerres  dem  Angeklagte] 
Yerletzung  der  Porcischen  Gesetze  vor,  weil  er  Römisclie  Bür 


a)  Liv.  X,  9.    S.  oben  S.  42. 
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^er  auf  schmähliche  Weise  habe  hinrichten  lassen.  Er  führte 
lieses  Verbrechen  bei  seiner  Anklage,  die  auf  Erpressungen 
autete,  an*)  und  hob  es  vor  allen  hervor,  da  es  geeignet  war, 
len  Zorn  des  Volkes  ganz  besonders  zu  erregen.  Dennoch  ver- 
kannte er  nicht,  dass  es  nur  uneigentlieh  zur  Anklage  wegen 
Erpressungen  gehörte:  Verres  hatte  dadurch  nicht  unmittelbar 
jeld  gewonnen ,  dagegen  die  heiligsten  Rechte  der  Römischen 
3ürger  gekränkt.  In  der  Einleitung  seiner  Anklage  also*»),  wo 
ir  von  dem  möglichen  Erfolge  derselben  spricht,  droht  Cicero, 
wenn  er  die  Verurtheilung  von  Verres  wegen  Erpressungen 
licht  durchsetzen  sollte,  mit  einer  Anklage  wegen  Staatsdieb- 
^tahl;  wenn  diese  nicht,  mit  einer  andern  wegen  Majestätsver- 
)rechen,  und  wenn  auch  diese  nicht,  so  will  er  ihn  wegen  per- 
iuellio  beim  Römischen  Volke  selbst  anklagen  und  zwar  des- 
wegen ,  weil  er  Römische  Bürger  mit  dem  Beile  hätte  hinrichten 
assen;  denn  über  die  Vorrechte  der  freien  Römischen  Bürger 
labe  das  Volk  selbst  zu  entscheiden.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
ier  Uebertreter  der  Porcischen  Gesetze  sich  der  perduellio  schul- 
dig machte  und  es  ist  auf  das  Höchste  wahrscheinlich,  dass 
iiese  Erweiterung  des  Begriffes  der  perduMio  durch  das  Por- 
cische  Gesetz  geschah ,  dass  dies  die  von  Livius  erwähnte  schwere 
Strafe  ist 

So  sehr  die  Freiheit  und  Würde  der  Römischen  Bürger 
durch  die  bisherigen  Gesetze  geschützt  war,  so  erkannte  man 
dennoch ,  dass  das  ganze  Verfahren  in  Strafsachen  unbehülflich 
und  im  Einzelnen  oft  drückend  sei:  die  Formen  des  Rechtsver- 
fahrens waren  fast  ganz  diejenigen  der  Verwaltung  überhaupt 
und  der  Macht  der  Beamten,  welche  meist  übereinstimmten,  ein 
weiter  Spielraum  gelassen.  Man  kehrte  also  am  Ende  dieses 
Zeitraumes,  nicht  lange  ehe  durch  Sulla  die  Schwurgerichte  be- 
gründet wurden,  noch  einmal  zu  dem  Versuche  zurück,  durch 
neue  Bestimmungen  das  Provocationsrecht  zu  erweitem,  ja  ein 
ganz  neues  und  bisher  unbekanntes  Element  in  demselben  zu 
schaffen.    Es  war  natürlich,  dass  dieGracchen,  als  sie  um  den 


a)  Gic  in  Verr.  Üb.  V,  53  seq.    Vergl.  oben  S.  60. 

b)  Cic.  in  Verr.  I,  5. 
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Senat  und  die  Beamten  zu  beschränken ,  alle  Leidenschaften  des 
Volkes  erregten  und  die  Massen  entfesselten,  auch  auf  diesen 
Punkt  ihr  Augenmerk  richteten.  Von  Ti.  Gracchus  wird  unter 
den  letzten  Massregeln ,  die  er  um  die  schon  schwindende  Gunst 
der  Menge  sich  zu  erhalten  traf,  auch  folgendes  Gesetz  erwähnt: 
er  hätte  Berufung  an  das  Volk  von  den  Richtern  gewährt  und 
zu  den  damaligen  Richtern,  welche  aus  dem  Senatorenstande 
waren ,  eine  gleiche  Anzahl  aus  dem  Ritterstande  hinzugefugt*) 
Denn  es  scheint,  dass  diese  beiden  Bestimmungen  in  ein  und 
demselben  Gesetze  über  die  Gerichte  vereinigt  waren.  Es  wurde 
sich  dasselbe  dann  auf  die  Schwurgerichte  bezogen  haben,  von 
denen  Gracchus  eine  Berufung  an  die  Volks  Versammlung  einrich- 
ten wollte.  Indessen  blieb  das  Ganze  nur  ein  Entwurf;  Plu- 
tarch  selbst,  der  uns  die  einzige  Nachricht  darüber  mittheilt, 
deutet  an,  dass  die  eine  Abstimmung  in  der  Volksversanmüung 
nicht  beendet  wurde  und  zu  einer  ferneren  kam  es  nicht,  weil 
Gracchus  inzwischen  getödtet  wurde.  Ein  Theil  seiner  Ideen 
wurde  später  von  seinem  Bruder  ausgeführt,  der  andere  Theil, 
der  die  Berufung  von  dem  Schwurgericht  an  das  Volksgericht 
betriift,  ist  nur  in  der  letzten,  verworrenen  Zeit  der  Republik 
einmal  versucht,  aber  nie  zur  Ausführung  gebracht  worden. 

Als  Gajus  Gracchus  sein  Tribunat  angetreten  hatte,  war 
seine  erste  Sorge,  seinen  Bruder  zu  rächen  und  sich  selbst  da- 
durch grössere  Sicherheit  zu  verschaffen.  Plutarch  erzählt,  wie 
er  das  Römische  Volk  durch  die  Erinnerung  an  seinen  Bruder 
und  dessen  unglückliches  Ende  aufgeregt  und  wie  er  dann  zwa 
Gesetze  eingebracht  habe,  welche  beide  auf  seinen  Bmder  Be- 
zug hatten.  Das  erste  war,  derjenige,  welcher  vom  Volke  m^ 
nes  Amtes  entsetztworden  sei,  solle  ehrlos  sein  und  zu  keinem 
weiteren  Amte  zugelassen  werden:  es  war  gegen  M.  Octavinsi 
mit  dessen  Absetzung  Tiberius'  Unglück  begonnen  hatte,  gericlh 
tet    Indessen  diesen  Gesetzesvorschlag  liess  Gajus  auf  Bitteni 

a)  Plut  TL  Gracch.  16  'Entl  hi  ouvop&vttc  ol  ^Ckoi  xdc  dicttXdc  xd 
T^jv  oi^oraaiv  tpovTO  Sttv  kxipa^  iccpti^eo^at  fiv^i&ap^Cac  ctc  to  (liXXov,  au#ic 
äXXotc  v6p,otc  dvtXdpißavt  t6  nX^^oc  —  fitftouc  ^mxoXtTd^ai  t6v  d^ov  az 
Tfuv  SixaoTüv  xal  xolc  xp^'vouat,  r&tt  ouy^ijxixoTc  o^ot ,  xata|UYVi^  Ix  tüM 
linclfiiv  t6v  foov  dptOf&dv. 
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seiner  Matter  wieder  feilen.  Er  wurde  erst  104  v.  Chr.  in  er- 
weiterter Fassung  durch  einen  Volkstribunen  L.  Cassius  durch- 
gesetzt») Den  zweiten  dagegen  setzte  er  durch.  Er  bestimmte*»), 
(lass  derjenige  Beamte,  welcher  einen  Römischen  Bürger  ohne 
Gericht  um  sein  captU  gebracht  hätte,  vor  das  Gerieht  des  Vol- 
kes gestellt  werden  soUte.  Plutarch  gebraucht  den  Ausdruck 
„um  das  caput  bringen,  in  die  Acht  erklären''  (Lateinisch  aqua 
et  igni  inUrdicere\  indem  er  die  Sitte  der  spätem  Zeit  berück- 
sichtigt, wo  durch  die  Gesetze  über  Idie  einzelnen  Verbrechen 
die  Aechtung  statt  der  wirklichen  Todesstrafe  eingeführt  war: 
auch  zu  Gracchus'  Zeit  wurde,  da  es  dem  Angeklagten  meist 
frei  stand,  sich  vor  dem  Schlusstermine  freiwillig  zu  entfernen, 
die  Todesstrafe  selten  vollzogen.  Es  ist  indessen  kein  Zweifel, 
dass  Gracchus  sowohl  die  wirkliche  Todesstrafe  als  auch  die  an 
deren  Stelle  tretende  Aechtung  in  seinem  Gesetze  umfasste.  Plu- 
tarch sagt  femer,  „ohne  Gericht"  dürfe  ein  Bürger  nicht  ver- 
urtheilt  werden,  indem  er  darunter  das  Volksgericht  versteht, 
das  nach  Römischen  Begriffen  allein  befähigt  war,  über  Leib 
and  Leben  der  Bürger  zu  urtheilen.'')  Endlich  soll  Gracchus 
bestimmt  haben ,  dass  der  dawider  handelnde  Beamte  vor  das 
Gericht  des  Volkes  gestellt  würde,  wahrscheinlich  bIq  perduellis: 
er  sollte  der  perdueUio  schuldig  sein ,  wie  es  schon  die  Porcische 
Gesetzgebung  in  gleichem  Falle  bestinunt  hatte '^),  und  deswegen 
von  dem  Volke,  nicht  von  den  damals  schon  bestehenden  Schwur- 
gerichten verartheilt  werden.  Unter  dem  Volke  aber  verstand 
Gracchus  die  Centuriatcomitien ;  denn  dass  deren  alleinige  Be- 
fugniss,  über  das  caput  eines  Bürgers  zu  richten,  nicht  verän- 
dert worden  ist,  erkennt  man  daraus,  dass  dieselbe  noch  zu 
Ciceros  Zeit  unangefochten  bestand. 

Indessen  diese  Nachricht  Plutarchs  ist  nicht  geeignet,  zu 


a)  Ascon.  in  Cic.  Com.  p.  78. 

b)  Pkt  G.  Gracch.  c.  4   S6o  v<$(iiouc  cU^<pepe,  t6v  fxiv,  et  rtvoc  ap/ov- 

eivai,  t6v  54,  etn«  ap^^cuv  Äxpixov  ixxexTjpu^oi  itoX('n]v ,  xoi?  aOxou  BiBdvTOt 

c)  VeigL  I,  191. 

d)  S.  oben  S.  69. 
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einer  nähern  Aufklärung  über  das  Semproniscbe  Gesetz  zu  ver- 
helfen: man  begreift  darnach  nicht,  zu  welchem  Zwecke  es  di^ 
nen  konnte.    Die  früheren  Provocationsgesetze  umfassten  mehr, 
enthielten  genauere  Bestimmungen  und  eben  dieselben  Strafan- 
drohungen:  selbst  das  erste  Yalerische  Gresetz  verlangte  nicht 
nur  bei  Lebens-,  sondern  auch  bei  Leibes-  und  Yermögensstra- 
fen,  dass  dem  Angeklagten  Berufung  auf  das  Yolksgeridit  ge- 
stattet werde.    Man  darf  auch  nicht  annehmen ,  jene  filteren  Be- 
stinmiungen  seien  in  Vergessenheit  gerathen:  nicht  lange  vorher 
hatte  die  Porcische  Gesetzgebung  dieselben   von  Neuem  einge- 
schärft und  erweitert;  ja  wollte  man  selbst  dies  annehmen,  so 
wäre  es  doch  ganz  unwahrscheinlich ,  dass  man  in  einer  Zeit, 
welche  für  Erweiterung  der  Volksrechte  leidenschaftlich  begeistert 
war,    eine  Minderung   der  seit  der  ältesten  Zeit  bestehenden 
vorgenommen  hätte.    Nur  drei  Bestinunungen  werden  wir  aus 
Plutarchs  Angabe  festhalten  müssen,  die  Perduellionsklage  als 
Strafe,    dass  es  sich  um  das  Aussprechen  der  härtesten  Strafe 
gegen  Bürger  handelte,   dass   ein  Volksgericht  geboten  wurde. 
Auch  die  andern  Erwähnungen  dieses   Sempronischen  Gesetzes 
liefern  nicht  sichere  Ergebnisse.    In  seiner  Rede  far  G.  Rabirios 
sagt  Cicero ""),  G.  Gracchus  hätte  das  Gesetz  gegeben,  über  das 
Caput  Römischer  Bürger  sollte  nicht  ohne  Befehl  des  Volkes  ge- 
urtheilt  werden.    Dieses  Gesetz  enthält  scheinbar  unnöthige  oder 
unmögliche  Bestimmungen.    Nimmt  man  an,  es  habe  ein  Urtheil 
des  Volkes  auch  in  demjenigen  Falle  für  nothwendig  erachtet, 
wo  der  Angeklagte  gestanden  hatte  oder  auf  der  That  ertappt 
war,  einem  Falle,  welchen  die  früheren  Gesetze  von  der  Provo- 
cation  ausgenommen  hatten,  so  wäre  ein  solches  Verfahren  un- 
möglich,  weil  es  in  unzweifelhaften  Fällen  einen  unnützen  Ver- 
zug bringen  würde.     Ueberflüssig  dagegen  wäre   das   Gesetz, 
wenn  es  nur  geboten  hätte,  über  einen  seine  Schuld  läugnenden 
Angeklagten  ohne  Befragung  des  Volkes  die  Vemrtheilung  aus- 
zusprechen;   denn  dies  setzten  schon  die  früheren  Gesetze  fest 


a)  Cic.  pro  G.  Rab.  4,  12  G.  Gracchus  legem  tulit,  ne  de  capite  drium 
Romanonun  iniossu  vestro  iadicaretor,  hicpopularis  a  Ilviris  iniossa  vestro 
non  indicari  de  cive  Romano ,  sed  indicta  causa  civem  Romanom  caiutis 
condemnari  coegit 
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Auch  der  Ausdruck  „urtheilen"  muss  bei  Cicero  in  einem  be- 
sonderen Sinne  genommen  sein :  man  erkennt  dies  an  dem  Gegen- 
satz ,  in  welchem  er  an  der  betreffenden  Stelle  gebraucht  wird. 
Cicero  vergleicht  nämlich  mit  dem  Sempronischen  Gesetze  das 
Verfahren   des  Yolkstribunen  T.  Labienus.    Dieser  hatte,  ohne 
besondere  Vollmacht  vom  Volke,    durch    Zweimänner,  welche 
nicht  vom  Volke  erwählt  waren,    G.  Rabirius   ohne  gehöriges 
richterliches  Verfahren  zum  Tode  veruriheilen  lassen.    Der  Ge- 
gensatz also  liegt  darin,  dass  Gracchus  selbst  ein  richterliches 
Verfiahren   gegen  das  caput  eines  Burgers  verboten,    Labienus 
eine  Verurtheilung  ohne  ein  solches  veranlasst  hatte.    Gracchus 
hatte  somit  jedes  richterliche  Verfahren  verboten,  ja  er  war  noch 
weiter  gegangen.    In  seiner  vierten  Catilinarischen  Rede  spricht 
Cicero  über  die  Meinung,  welche  C.  Caesar  im  Senate  über  die 
Bestrafung  der  geständigen  Catilinarischen  Verschworenen  abge- 
geben hatte:  dieselbe  ging  bekanntlich  dahin,  sie  sollten  nach 
Einziehung  ihres  Vermögens  in  das  Gefäugniss  gesetzt  werden 
und  Niemand  solle  über  sie  später  Anträge  beim  Senate  oder 
Volke  machen.    Cicero ■«)  sagt,    er  bemerke,  dass  von  den  de- 
mocratisch  gesinnten  Mitgliedern    des  Senates    etliche   fehlten, 
damit  sie  nämlich  nicht  über  das  caput  Römischer  Bürger  eine 
Meinung  abzugeben  brauchten,  und  führt  nachher  im  Gegensatz 
zu  ihnen  Caesar  an,   der  die  Gültigkeit  des  Sempronischen  Ge- 
setzes für  den  vorliegenden  Fall  läugne.    Hierzu  macht  der  Am- 
brosianische Scholiast  zwei  Bemerkungen :  er  nennt  drei  Senato- 
ren, die  sich  absichtlich  von  der  Senatssitzung  fern  gehalten 
hätten,  und  sagt  dann:  Gracchus  hätte  das  Gesetz  gegeben,  es 
solle  Niemand  gegen  einen  Römischen  Bürger  eine  das  caput 
angehende  Meinung  abgeben.^)    Dies  ist  etwas  Neues  und  das 
einzige  Neue,  das  uns  über  dieses  Sempronische  Gesetz  überlie- 


a)  Gicin  Gat  lY,  5,  10  Video  de  istis,  qui  se  populäres  haberi  volant, 
^Abesse  non neminem,  ne  de  capite  videlicet  civiom  RomsDorum  sententiam 
ferdnt.  —  At  vero  C.  Caesar  intelligit  legem  Semproniam  esse  de  civibus 
Romanis  constitatam,  qui  autem  reipublicae  sit  hostis,  eum  civem  nullo 
modo  esse  posse,  denique  ipsmn  latorem  Semproniae  legis  iussu  populi 
poenas  reipablicae  dependisse. 

b)  Scbol.  Ambros.  p.  370  Qoia  sententiam  (falsch  statt  legem)  tnlerat 
Gracchus,  ne  quis  in  civem  Romanum  capitalem  sententiam  diceret. 
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fert  ist    Früher  waren  nur  die  Beamten,   welche  einen  Borger 
ohne  einen  Yolksbeschluss  zum  Verlust  seines  caput  verortheilt 
hatten,  verantwortlich  gewesen,  jetzt  wurden  es  Alle,   welcie 
zu  einer  solchen  Verurtheilung  in  irgend  einer  Weise  mitgewirkt 
hatten,   also  z.  B.  diejenigen,   welche  in  dem  selbstgewählten 
Beirathe  der  Beamten  gewesen  und  darin  für  die  Verurtheilong 
gestimmt  hatten,  oder  diejenigen,  welche  bei  einem  Senatsbe- 
schlusse  zur  Einsetzung  eines  Gerichtes  ohne  Yolksbeschluss  mit- 
gewirkt hatten.    Eigenthümlich   ist  die  sophistische  Beweisfüh- 
rung, mit  der  Cicero  an  der  angeführten  Stelle  seinem  Gegner 
Caesar  den  Gedanken  unterschiebt,  wer  ein  Feind  des  Staates 
sei,  sei  kein  Bürger  und   deshalb  finde  das  Sempronische  Ge- 
setz auf  ihn  keine  Anwendung:   eine  Auslegung  des  Gesetzes, 
die,  wenn  sie  im  Ernst  gemeint  wäre  und  nicht  bloss  als  red- 
nerische Wendung  gelten  müsste,  alle  zum  Schutze  der  Bürger 
erlassenen  Gesetze   überflüssig  machen  würde.    Es  scheint  viel-  j 
mehr ,  dass  Caesar  deshalb  das  Gesetz  nicht  auf  den  vorliegen- 
den Fall  angewendet  wissen  wollte,  weil  die  Verschworenen  aof 
der  That  ertappt  und  geständig  waren :  und  daraus  wieder  schUes- 
sen  wir,   dass  Gracchus  hierin  keine  Aenderung  der  früheren 
Gesetze  vornahm.    Ebenfalls  bemerkenswerth   ist  die  Art  und 
Weise,  wie  Caesar  das  Sempronische  Gesetz,  welches  ein  eigen- 
mächtiges Verfahren  gegen  das  caput  eines  Bürgers  verbot,  in 
seinem  Vorschlage  zu  umgehen  suchte :   wir  werden  hierauf,  so 
wie  auf  die  ganze  ^rage  über  die  Bestrafung  der  Catüinarischci 
Verschwörung  später  ausführlicher  zurückkonmien. 

Plutarch  macht,  wo  er  von  dem  Sempronischen  Gesetii 
spricht*),  die  Bemerkung,  dasselbe  sei  gegen  P.  PopilioB  Laai» 
gerichtet  gewesen,  der  als  Consul  im  Jahre  nach  Ti.  Gracehns 
Ermordung  dessen  Freunde  geächtet  hätte,  und  eben  derselbt 
berichtet,  wo  er  von  Ti.  Gracchus'  Lebensende  spricht^),  dasB 
etliche  seiner  Freunde  von  den  Consuln  schmählich  getödtet  od« 
in  das  Elend  gejagt  worden  seien:  dieselbe  Nachricht  findet 
sich  bei  Cicero,  der  die  Consuln  mit  einem  Beirath  von  Sena- 


a)  Flut  C.  Graoch.  c.  4. 

b)  Plut.  Ti.  Gracch.  20. 


Nachrichten  über  das  Sempronische  Gesetz.  75 

toren,  und  eine  von  ihnen  gefahrte  ausserordentliche  Untersu- 
chung erwähnt»)     Von  freien  Stücken  werden  die  Consuln,  so 
heftige  Gegner  von  Ti.  Gracchus  sie  auch  sein  mochten,  diese 
Untersuchungen  nicht  vorgenommen  haben :   wahrscheinlich  wurde 
durch  einen  Senatsbeschluss  den  Consuln  aufgetragen,  die  Theil- 
nehmer  des  unterdrückten  Aufstandes  zu  bestrafen.   Es  war  na- 
türlich, dass  G.  Gracchus  sein  Gesetz  auch  gegen  einen  solchen 
Senatsbeschluss  richtete  und  dass  er  es  wirklich  gethan,  beweist 
die  früher  angeführte  Stelle  Ciceros  über  den  Senatsbeschluss 
in  der  Catilinarischen  Verschwörung:  die  Furcht  einiger  Sena- 
toren, an  ihm  Theil  zu  nehmen,  erscheint  erst  dann  begründet, 
wenn  wirklich  ein  solcher  in  dem  Gesetze  verboten  war.  Eben- 
fcdls  bezieht   sich    darauf   die  Nachricht  des   Gronovianischen 
Scholiasten  zu  jener  Stelle*»):  es  sei  nach  dem  Sempronischen 
Gesetze  nicht  erlaubt  gewesen,  eine  Untersuchung  über  das  caput 
eines  Römischen  Bürgers  anzustellen,  ohne  Befehl  des  Volkes. 
Denn  obgleich  eine  Untersuchung  anstellen  auch  von  jedem  ge- 
wohnlichen, vor  den  ordentlichen  Gerichten  eingeleiteten  Crimi- 
nalprocesse  gesagt  wird,  so  kann  doch  ein  darauf  bezügliches 
Verbot  nur  auf  ein  ausserordentliches,  nach  Senatsbeschluss  statte 
findendes  Verfahren  gerichtet  werden.    Gracchus  kann  indessen 
djusselbe  nicht  im  Allgemeinen  als  gesetzwidrig  verboten,  oder 
verlangt  haben,  es  sollte  jedem  ein  Volksbeschluss  vorhergehen. 
Denn  es  war  eine  blosse  Massregel  der  Verwaltung,   wenn  der 
Senat  bei  plötzlich  eintretenden   zahlreichen  Criminalprocessen 
die  gewöhnlichen  Richter  von  der  Besorgung  derselben  entband 
und  etwa  andere  Prätoren  oder  die    Consuln   damit  betraute: 
das  Interesse  der  Freiheit  litt  nur  dann  darunter,  wenn  diese 
durch  den  Senat  eingesetzten  ausserordentlichen  Richter,  im '. Ver- 
trauen  auf  die  Unterstützung  der   obersten  Staatskörperschaft;, 
ihre  Befugnisse  überschritten.     Dies  nur  konnte  Gracchus  ver- 
hindern wollen:  wahrscheinlich  verfügte  er  sogar,  dass  in  dem 
betreffenden  Senatsbeschlusse  eine  Hinweisung  auf  Beobachtung 


a)  Gic.  Lael.  11,  37. 

b)  Scbol.  Gronov.  p.  412  Orell.    Lege  Sempronia  iniussn  populi  non 
i  icebat  quaeri  de  capite  civis  Romani. 
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des  Provocationsrechtes  hinzugefagt  werden  musste.  Geschah 
dies  nicht,  so  waren  die  Senatoren,  welche  an  dem  Beschlüsse 
Theil  genommen,  sowie  alle  andern,  welche  zur  Ausführung  des- 
selben mitgewirkt  hatten,  verantwortlich. 

Hiemach  wird  man  sich  ein  wenigstens  theilweises  Bild  von 
diesem  Sempronischen  Gesetze  machen  können.  £s  war  ein 
neues  Gesetz  nur  in  Bezug  auf  die  Senatoren  imd  Theilnehmer 
eines  ohne  Bevdlligung  des  Volkes  niedergesetzten  Gerichtes: 
far  sie  konnte  eine  Bestrafung  erst  wegen  einer  nach  Erlass  des 
Gesetzes  geschehenen  Verletzung  desselben  eintreten.  Dagegen 
die  Beamten  selbst,  welche  gegen  die  Provocation  gehandelt, 
waren  schon  nach  dem  früheren  Rechte  strafbar:  es  ist  kein 
Zweifel,  dass  Gracchus  die  Consuln,  welche  gegen  die  Freunde 
seines  Bruders  grausam  ver&hren  waren,  auch  ohne  das  neue 
Gesetz  hätte  anklagen  können.  Er  gab  es  nur,  um  ihnen  jede 
Entschuldigung  zu  nehmen,  vielleicht  auch  um  ihnen  eine  härtere 
Strafe  auferlegen  zu  können.  Deshalb  hatte  es  für  sie  rückwirkende 
Kraft:  es  wurden  nach  ihm  die  Consuln,  welche  sich  gegen  Ti. 
Gracchus'  Anhänger  vergangen  hatten,  P.  Popilius')  und  wohl 
auch  P.  Rutilius^)  mit  Aechtung  bestraft.  Aber  abgesehen  von 
diesen  neuen  Bestimmungen  umfasste  das  Sempronische  Gesetz 
von  Neuem  das  ganze,  seit  den  ältesten  Zeiten  hergebrachte 
Provocationsrecht.  Man  kann  dies  daraus  schliessen,  dass 
von  Cicero,  wo  er  Verres'  Verfiahren  gegen  P.  Gavios,  den 
Bürger  von  Cosa,  tadelt''),  zusammen  mit  dem  Porcischen  Ge- 
setze auch  die  Sempronischen  angerufen  werden.  Es  hand< 
sich  dort  um  einen  auswärtigen  Römischen  Bürger  und  um  dess 
in  einer  Provinz  erfolgte  Bestrafung:  selbst  diese  VerhSltsüs 
also  muss  Gracchus,  wenn  auch  nicht  neu  geordnet,  doch  ^ii 
derum  berührt  und  eingeschärft  haben.  Cicero  spricht  v( 
mehreren  Sempronischen  Gesetzen,  wahrscheinlich  weil  Graceht 


a)  Gic  de  dorn.  31,  82;  p.  Gluent  35,  95;   de  leg.  in,  11,  26; 
republ.  I,  3,  6;  post  red.  in  Ben.  15,  37;  GelL  XI,  13. 

b)  VelL  n,  7. 

c)  Gic.  in  Verr.  Y,  63,  163  0  nomen  dulce  libertatis!  o  ius  ezimii 
nostrae  civitatis!  0  lex  Porcia  legesque  Semproniae! 
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auch  in  andere  Gesetze,  namentlich  die  auf  die  Schwurgerichte 
bezüglichen,  die  Gewährleistung  der  Vorrechte  Römischer  Bürger 
aufgenommen  hatte.  ^) 

Es  bleibt  noch  ein  Gesetzes  Vorschlag  übrig,  welcher  die 
Gewalt  der  Beamten  bei  Bestrafung  Römischer  Bürger  schmälern 
sollte,  der  des  Volkstribunen  M.  Livius  Drusus,  des  Gegners 
von  C.  Gracchus.  Wir  haben  über  ihn  nur  eine  Nachricht.  Plu- 
tarch  erzählt  von  den  Kunstgriffen  und  der  Freigiebigkeit,  durch 
welche  Livius  mit  Unterstützung  des  Senates  seinen  CoUegen 
Gracchus  aus  der  Gunst  der  Menge  zu  verdrängen  suchte.  Er 
erzählt  zuerst  von  den  Sempronischen  Colonien  und  setzt  ihnen 
die  Livischen  gegenüber:  diese  waren  grösser  und  reichlicher 
ausgestattet  als  jene.  Dann  erwähnt  er,  dass  Gracchus  den  La- 
tinern gleiches  Stimmrecht  mit  den  Bürgern  geben  wollte  und 
stellt  dem  gegenüber  Livius' Gesetzesvorschlag:  es  sollte  nicht  ge- 
stattet sein,  einen  Latiner  mit  Ruthen  zu  geissein,  auch  nicht 
im  Kriege.')  Damach  scheint  es,  dass  Livius  im  Gegensatz 
zu  Gracchus,  welcher  den  Latinern  gleiche  politische  Rechte  mit 
den  Römischen  Bürgern  verlieh,  für  sie  das  für  die  Masse  der- 
selben weit  wichtigere  Vorrecht  beantragte,  gleich  den  Bürgern 
sowohl  im  Frieden  als  im  Kriege  von  der  Geisselung  und  der 
öffentlichen  Hinrichtung  mit  dem  Beile  befreit  zu  sein,  kurz  die 
ganze  Pordsche  Gesetzgebung  auf  die  Latiner  übertrug.  Mochte 
die  Veränderung  der  Kriegsstrafen  bei  Bürgern  auch  nur  eine 
mittelbare  Folge  derselben  gewesen  sein,  so  konnte  dennoch 
Livius  jetzt  ein  dies  befehlendes  Gesetz  erlassen.  Indessen  es 
ist  sicher,  dass  Livius'  Gesetzesvorschlag  nicht  durchging,  eben 
so  wenig  wie  Gracchus'  Bemühungen  um  das  Bürgerrecht  der 
Latiner  einen  Erfolg  hatten:  jener  war  nur  ein  Mittel  gewesen, 
um  diese  zu  verhindern.  Die  oben  angeführten  Beispiele  von 
T.  Turpilius,  welcher  von  Metellus,  und  von  dem  Colonisten 
aus  Gomum,  der  von  dem  Consul  Marcellus  mit  Geisselung  be- 
straft wurde,  beweisen,  dass  bis  zu  Ende  der  Republik  die  Be- 


a)  Plut  C.  Gracch.  c  9  'Exi  hk  6  jjLiv  (Fpdxxoc)  xol«  AaT(voic  Coo^i)<p(av 
Si&ouc  iXOnct,  TOu  hk  (Aiß{ou),  Siz^q  i^rfi  iizi  oxpattia^  ii^  Tiva  AaT(va>v 
^dßSoic  a(x(oaodai  Ypdf^avro«  ^ßoi^ouv  Tip  vdfjKp. 
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freiong  von  den  Ruthen  der  Lictoren  ein  aasschliessliches  Vor- 
recht der  Römischen  Bürger  bildete.*) 

Viertes  Capitel. 

Die  mit  der  Criminalrechtspflege  betraaten  Beamten.  Anfhebuig  der 
anftatoren.  Uebertragnng  ihrer  Geschäfte  smn  Theil  an  die  AedUea. 
Einsetsuig  der  Hilitärtribanen  and  Gmnd  derselben  in  der  lothweadig- 
keit,  die  Zahl  der  höchsten  Beamten  an  vermehren.  Das  Ganal^iscle 
Gesetz  and  seine  Yer&ndemngen,  ehe  es  angenokmen  wnrde,  Wahl  der 
Hilit&rtribnnen.  Ihre  Zahl.  Ihre  Amtsgewalt  der  consnlarischea  gleich. 
Die  qnaestores  parricidii.  Hachricht  von  Pomponins.  Cinistoren  werdet 
theils  Beamte,  theils  Privatm&nner.   Eine  andere  Art  der  CinAstoren  fir 

den  Griminalprocess. 

Nachdem  wir  die  Provocationsgesetze  bis  zum  Untergänge 
der  Republik  verfolgt  haben,  müssen  wir  den  Faden  unserer 
Untersuchungen  wieder  bei  dem  Sturze  der  Zehnmänner  aufneh- 
men, um  die  Beamten,  welche  die  Strafrechtspflege  leiteten,  zu 
betrachten:  sie  erlitten  zahlreiche  und  für  den  gesammten  Staat 
wichtige  Veränderungen.  Als  nach  der  Decemviralregierung  die 
alte  Verfassung  wieder  hergestellt  war,  bestanden  zwei  Arten 
von  Beamten  im  Staate,  auf  der  einen  Seite  die  beiden  Consulu. 
in  Centuriatcomitien  erwählt  und  durch  Curiatcomitien  bestätigt, 
neben  ihnen  die  beiden  Quästoren,  von  den  Consuln  erwählt, 
aber  durch  die  Curiatcomitien  bestätigt;  ihnen  gegenüber  die 
plebejischen  Beamten,  in  Tributcomitien  erwählt,  die  zeho 
Volkstribunen  und  die  beiden  Aedilen.  Die  Macht  der  letzteren 
war  durch  die  Valerisch-Horatische  Gesetzgebung,  welche  un- 
mittelbar auf  die  Wiederannahme  der  alten  Verfassung  folgte, 
erweitert  worden :  sie  waren  nicht  mehr  Beamte  der  Plebs  allein, 
sondern  des  gesammten  Volkes,  ihre  Gewalt  erstreckte  sich  ebeu 
so  wohl  über  Patricier  wie  über  Plebejer.  Auch  mit  den  patri- 
cischen  Beamten  ging  eine  Aenderung  vor.  Die  Quästoren,  welche 
bis  dahin  die  Gehülfen  der  Consuln  bei  der  Rechtspflege  gewe- 
sen waren,  hörten  auf,  wahrscheinlich  wurden  sie  nach  dem 
Sturze  der  Zehnmänner  nicht  wieder  erwählt    Dagegen  wurdeu 


a)  Vergl.  obeu  S.  63. 
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vom  Jahre  447  v.  Chr.  an  jährlich  zwei  Schatzquästoren  durch 
das  Volk  ernannt:  die  qwustores parricidii^  welche  seitdem  öfters 
ermähnt  werden,  waren  nicht  stehende  Beamte,  sondern  aus 
lM?sonderer  Veranlassung  und  für  besondere  Geschäfte  vom  Volke 
truannt  Dies  ist  das  Ergebniss  einer  früher  von  uns  geführten 
Untersuchung.  *) 

Man  fragt,    weshalb  die  Veränderung   mit   den  Quästoren 
vorgenommen  worden  ist:   da  sie  in  einer  Zeit  geschah,  in  die 
vielfache   Zugeständnisse    der  Patricier  an   die  Plebejer  faUen, 
wird  man  auch  in  ihr  ein  Nachgeben   von  Seiten  der  ersteren, 
^iue  Begünstigung  der  letzteren  vermuthen  dürfen.    Es  ist  auf- 
tauend, dass  überhaupt  eine  Verminderung  der  Beamten  statt- 
faud:  die  Stadt  hatte  seit  Vertreibung  der  Könige  zugenommen, 
die  Herrschaft  selbst  und  die  Beziehungen  mit  auswärtigen  Völ- 
kern waren  gewachsen.    Man  sollte  eher  eine  Vermehrung  der 
Bt'umten  erwarten.    Darüber,  an  wen  die  Geschäfte,  welche  bis- 
lier  von  den  Quästoren  besorgt  worden  waren,  gekonmien  seien, 
f'iihlt  jede  Nachricht    Diese  Geschäfte  waren  doppelter  Art  ge- 
wesen.   Erstlich,  wie  der  Name  der   Quästoren  selber  besagt, 
polizeilicher   Natur.     Sie  hatten    die   Verbrechen    aufinispüren, 
wohl  auch  noch  die  weitere  Pflicht,  im  Namen  der  Consuln  die 
'»rrhiung  in  der  Stadt  aufrecht  zu  erhalten,  von  welcher  Pflicht 
^1r  nur  deshalb  nichts  wissen,  weil  das  Amt  selbst  frühzeitig 
fiütergegangen  ist    Zweitens  waren  sie  Richter:  wir  haben  be- 
stimmte  und  sicher  überlieferte  Beispiele,   dass  sie  Centuriat- 
">mitien    beriefen   und   die  Schuldigen    zur  Verurtheilung  und 
"Strafe  brachten.    Von  diesen  Geschäften  können  die  polizeilichen 
ijiir  auf  die  Aedilen  übergegangen  sein;  denn  sie  sind  die  ein- 
2i^en   Beamten,  welche  es  ausser  den  Consuln  und  Tribunen 
^al),  waren  überdem  auch  schon  durch  das  Aternisch-Tarpejische 
'lesetz,  welches  ihnen  das  Recht,  auf  Geldstrafen  zu  erkennen,  gab, 
mit  der  Fähigkeit,  eine  polizeiliche  Aufsicht  zu  führen,  versehen 
worden.     Jetzt  erfuhr  der  Amtskreis  der  Aedilen  eine  Erweite- 
ning  und  diese  Erweiterung  muss  als    ein  Zugeständniss  der 
Patricier  an  die  Plebejer  aufgefasst  werden.   Ursprünglich  hatten 


a)  S.  oben  unsere  ausführliche  Auseinandersetsaug  I,  52  flgd. 


80  Amtspflichten  der  Aedilen. 

die  Aedilen,  als  Gehülfen  der  Volkstribunen,   wie  diese  selbst 
nur  das  Recht  gehabt,  Streitigkeiten  unter  Plebejern  zu  vermit- 
teln ;  fruchtete  diese  Vermittelung  nichts  oder  waren  es  Streitig- 
keiten mit  Patriciem,  so  musste  die  Klage  bei  den  Consuln  an- 
gebracht werden;  denn  dies  war  der  einzige  eigentliche  Rechts- 
weg.   Es  knüpfte  sich  an  dieses  Vermittelungsamt  eine  Aufeidt 
über  den  Markt,  wo  die  meisten  Streitigkeiten  der  Plebejer  vor- 
zukommen pflegten  und  dasselbe  vnirde  anerkannt  und  mit  staat- 
licher Vollmacht  versehen  durch  das  schon  erwähnte  Atemische 
Gesetz.    Die  polizeilichen  Geschäfte  derQuästoren  waren  natür- 
lich durch  die  sich  allmälig  befestigende    Gewalt  der  Aedilen 
vermindert  worden,  ähnlich  wie  die  consularische  Macht  selbst 
durch  die  Volkstribunen  eine  Beschränkung  erfuhr.*)    Unter  der 
Herrschaft  der  Zehnmänner  hörten  Quästoren  wie  Aedilen  auf: 
entweder  genügten  dieselben  bei  ihrer  grösseren  Anzahl  zu  per- 
sönlichem Dienste  oder  sie  hielten  sich  von  ihnen  allein  abhän- 
gige Diener.    Als  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner  die  plebe- 
jischen Beamten  auch  über  die  Patricier  Gewalt  erhielten,  konnte 
man  füglich  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die  Stadt  den  Aedilen 
übertragen.    Unmittelbare  Beweise  oder  Beispiele  für  diese  Ent- 
vnckelung  der  Aedilität  lassen  sich  nicht  anführen;  aber  sie  liegt 
in  der  Natur  der  Verhältnisse  und  die  geschichtlich  überlieferten 
Thatsachen  werden  sich  nicht  anders  erklären  lassen. 

Freilich  mag  auch  eine  allmälig  eintretende  Veränderung  imj 
Strafrecht  zur  Verminderung  der  quästorischen  Amtspflichten  beige- 
tragen haben.  Die  Quästoren  hatten  das  Geschäft  gehabt,  Verbreches 
und  Verbrecher  aufeusuchen :  sie  schritten  von  Amtswegen  ein.  Im 
Römischen  Strafrecht  lag  von  Anbeginn  an,  wie  wir  nachgevriesen 
haben ^),  ein  doppelter  Grundsatz  über  die  Einleitung  von  Processen: 
es  gab  den  Anklageprocess,  aber  auch  das  von  den  Beamten  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  eingeleitete  Verfahren.  Die  Ent- 
wickelung  während  der  Republik  ging  im  Allgemeinen  auf  ein 
Uebergewicht  des  ersteren  und  man  darf  annehmen,  dass  dersellte 
schon  bis  zur  Zeit  der  Zehnmänner  Fortschritte  gemacht  hatte. 

a)  Man  vergleiche  unsere  Darstellung  über  den  ursprunglicben  G«^ 
Schäftskreis  der  Aedilen,  ol)en  I,  285. 

b)  Man  sehe  I,  129. 
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M  der  Aufhebung  der  alten  Quästoren  erlangte  der  Anklage-  * 
process  bis  auf  die  wenigen  Spuren,  welche  sich  in  den  immer 
seltener  werdenden   quaestorea  parricidii  zeigen,  das  Ueberge- 
wicht.    Um  so  leichter  war  es,  das  Amt  der  Quästoren,  welches 
sich  auf  die  veraltende  Art  des  Processes  gründete,  aufeuheben. 
Dagegen  die  richterlichen  Pflichten  der  Quästoren  mussten  ganz 
auf  die  Consuln  übergehen:  sie  allein  konnten  fortan  die  Cen- 
turiatcomitien  zur  Verurtheilung  in  Leibes-  und  Vermögensstra- 
fen  halten,  sie  allein  dieselben  aussprechen  und  vollziehen.   Einige 
Erleichterung  war  ihnen  geschafft  worden  durch  die  Schatzquä- 
storen,  welche,  wenngleich  in  gewisser  Abhängigkeit  von  ihnen, 
doch  besondere  und  stehende  Beamte  geworden  waren.   Dennoch 
ist  die  Vermehrung  der  consularischen  Geschäfte  auifallend  und 
dem  sonstigen  Entwickelungsgange  des  Römischen  Staatsrechtes 
entgegengesetzt:  die  Zahl  der  Aemter  und  Beamten  pflegte  sich 
zu  vermehren,    hier   ging    ein  Amt  ein    und   seine   Geschäfte 
wurden   auf  diejenigen    übertragen,  deren  Thätigkeit   mit  der 
zunehmenden  Ausdehnung  der  Herrschaft  an  sich  wachsen  musste. 
Wahrscheinlich  würde  auch  an  die  Stelle  der  Quästoren  alsbald 
ein  anderes  Amt  getreten  sein,   wenn  nicht  zwei  Jahre  nach 
iiirer  Abschaffung  eine  grosse  Veränderung  im  Staatsrechte  statt- 
gefunden hätte,  wenn  nicht  an  Stelle  der  zwei  jährlichen  Consuln 
ae   Militärtribunen    getreten   wären,    deren   Zahl    immer  eine 
^Tössere  war.    Selbst  in  denjenigen  Jahren,    wo  wieder  die  pa- 
iricischen    Consuln   die  Regierung  führten,  war  der  Versuch, 
eine  neue  Behörde  zu  schaffen,    unmöglich,   da  derselbe  den 
Kampf  der  Stände  hervorgerufen  hätte. 

Indessen  diese  Ansicht,  das  Richteramt  der  Consuln  sei 
bei  der  Veränderung  der  Staatsverfassung  auf  die  Militärtribu- 
üen  übergegangen,  steht  im  Widerspruch  mit  der  neuesten 
Forschung:  dadurch  wird  uns  die  Pflicht  auferlegt,  über  den 
Ursprung  und  die  Pflichten  der  neuen  Beamten,  welche  der  Staat 
erhielt,  ausführlicher  zu  sprechen.  Ueber  die  Gründe,  weshalb 
<las  neue  Amt  eingesetzt  wurde,  muss  die  Ueberlieferung  nicht 
ganz  sicher  gewesen  sein.    Livius*)   erzählt  zuerst  die  gewöhn- 


a)  Liv.  lY,  1  anni  priocipio  et  de  coonbio  patrom  et  plebis  G.  Ganu* 
«•  6 
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liehe  Nachricht,  der  Tribun   C.  Canulejus  habe  einen  Gesetzes- 
vorschlag über  die  Gestattung  der  Ehe  zwischen  Patriciem  und 
Plebejern  eingebracht,   dann  hätte  man  darüber  verhandelt,  die 
Wahl  des  einen  Consuls  aus  den  Plebejern  solle  erlaubt  werden, 
und  diese  Verhandlungen  hätten  am  Ende  zu  dem  Gesetzesvor- 
schlage  von  neun  Tribunen  geführt,  es  solle  dem  Volke  die  Wahl 
der  Consuln  aus  Patriciern  oder  Plebejern  freigegeben  werden. 
Später  indessen,  wo  er  zum  folgenden  Jahre  von  der  wirklich 
erfolgten  Wahl   der  Militärtribunen  berichtet»),   gesteht  er,  es 
gebe  eine  andere  Ueberlieferung:  sie  rede  nicht  von  dem  Streben 
der  Plebejer  nach  dem  Consulate,  erwähne  auch  nicht  die  Ein- 
bringung eines  darauf  bezüglichen  Gesetzes,  sondern  berichte  nur, 
man  habe  der  vielen  Kriege  halber  die  Zahl  der  Oberbefehlshaber 
vermehren  müssen  und    deshalb  drei  Militärtribunen  statt  der 
beiden  Consuln   ernannt     Dass   diese    Ueberlieferung  weniger 
richtig  sei   oder   von   weniger   zuverlässigen    Gewährsmännern 
ausgehe,  setzt  Livius  nicht  hinzu:  er  moss  sie  also  für  gleich- 
berechtigt halten.     Wahrscheinlich  ist  dieselbe  von  der  zuerst 
erwähnten   nicht  wesentlich  verschieden:    sie  ist   nur  aof  der 
einen  Seite  kürzer,  indem  sie  die  Erwähnung  des  Zwistes  zwi- 
schen Patriciem  und  Plebejern  auslässt,  auf  der  andern  Seite 
ausfuhrlicher,   indem  sie  als  Anlass.  der  ganzen  Streitigkeiten 
das  Bedürfoiss  nach  einer  vermehrten  Anzahl  der  obersten  Be- 
amten berichtet     Die  vollständige  Geschichte    muss  überhaupt 
aus  den  Berichten  verschiedener  Schriftsteller,   von  denen  d^r 
eine  diesen,  der  andere  jenen  Umstand  erzählt,  zusammengesetzt 
werden.    So  fugt  Zonaras^)  eine  Rücksicht  hinzu,  mit  welcher 
die  Plebejer  ihre  Forderung  der  Theilnahme  an  dem  Gonsolate 
begründeten.    Das  Volkstribunat  nämlich  änderte  allmälig  seine 
Stellung:  es  sollte  seiner  Einsetzung  nach   nur  den  Plebejern 


leius  tribmins  plebis  rogationem  promalgavit — et  mentio,  primo  sensin 
illata  a  tribnnis,  ut  alterum  ex  plebe  consalem  liceret  fieri,  eo  procesait 
deinde,  ut  rogationem  novem  tribuni  promulgarent,  ut  populo  potestes  esset 
seu  de  plebe  seu  de  patribus  vellet  consules  faciendi 

a)  Liv.  IV,  7. 

b)  Zon.  Vn,  19  o7  xt  yÄp  tou  irX^^ouc   xol   {»icattiiwv  jjIkXov,  hztira^ 
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offen  stehen;  aber  den  Patriciern  stand  es  frei,  ihren  Stand  auf- 
zugeben und  zu  den  Plebejern  überzugehen.  Anfangs  mögen  sie 
(lies  nicht  gethan  haben;  als  indess  durch  die  Valerisch-Hora- 
tischen  Gesetze  die  Macht  des  Tribunates  über  die  Patricier 
ausgedehnt  war,  suchten  diese  dasselbe  zu  erlangen  und  dadurch 
den  natürlichen  Gegensatz,  in  welchem  es  zu  den  patricischen 
Beamten  und  dem  Senate  stand,  aufzuheben.  Dagegen  die  Ple- 
bejer hatten  keine  Möglichkeit,  in  den  patricisclien  Stand  zu 
gelangen  und  kamen  in  dem  blossen  Streben,  das  bisherige 
Gleichgewicht  der  beiden  Stände  zu  erhalten,  zu  der  Forderung, 
(iass  ihnen  der  Zugang  zu  den  patricischen  Aemtern  geöfihet 
.werden  sollte. 

Wenngleich  also  die  übrigen  Schriftsteller  mit  der  gewöhn- 
lichen üeberlieferung,  welche  Livius  vorzugsweise  darstellte, 
übereinstimmen^),  so  ist  man  doch  zu  der  Annahme  berechtigt, 
dass  das  BedürMss  nach  Vermehrung  der  obersten  Beamten 
den  ersten  Anlass  zur  Forderung  der  Plebejer  gegeben  hat  und 
dieses  Bedüifhiss  wurde  durch  die  Besorgung  des  Richteramtes, 
welches  jetzt  den  Consuln  allein  oblag,  hervorgerufen.  Noch  im 
Jahre  53  v.  Chr.  kam  man  bei  den  Wahlumtrieben,  welche  den 
Staat  zerrütteten,  auf  den  Gedanken,  Militärtribunen  statt  der 
Consuln  zu  erwählen,  damit,  wie  Dio  Cassius*)  sagt,-  Mehrere 
zu  gleicher  Zeit  zu  den  Ehrenstellen  befördert  werden  könnten. 
Ueber  die  Art  und  Weise,  wie  die  Vermehrung  der  Beamten 
ausgeführt  werden  sollte,  könnten  wir  nach  Livius'  Bericht  nut 
ungenügend  urtheilen,  wenn  nicht  Dionysius'  Erzählung  hinzu- 
käme. Jener  sagt  nur,  die  neun  Tribunen  hätten  verlangt,  dem 
Volke  solle  erlaubt  werden,  die  Consuln  entweder  aus  der  Plebs 
oder  aus  den  Patriciern  zu  erwählen.  Dagegen  Dionysius^)  giebt 
Folgendes  als  Inhalt  des  Gesetzvorschlages  an:  jährlich  solle  das 
Volk  entscheiden,  ob  Patricier  oder  Plebejer  zur  Bewerbung  um 
das  Consulat  zugelassen  werden  sollten.  Die  einzelnen  CoUegien 
also  der  höchsten  Beamten  sollten  ungemischt  sein;  aber  es 
sollte  erlaubt  sein,  ein  solches  auch  nur  aus  Plebejern  zu  bilden. 


a)  Dio  Cass.  XL,  45. 

b)  Dionys.  XI,  53. 
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Dieser  Sinn  kann  auch  in  Livius'  Worten  liegen  und  muss 
wegen  Dionysius'  Erläuterung  hineingelegt  werden.  Indessen 
dieser  Gesetzesvorschlag  erfahr,  ehe  er  durchging,  einige  Aeode- 
rungen.  Erstlich  bestanden  die  Patricier  darauf»),  das  Consulat 
selbst  den  Plebejern  nicht  zu  eröflFnen,  auch  die  Zahl  der  jedes- 
maligen Consuln  nicht  zu  vermehren.  An  sich  wäre  gegen  eine 
solche  Vermehrung  der  Consuln  nichts  einzuwenden  gewesen: 
die  Zahl  der  Volkstribunen  war  vermehrt  worden,  später  wurde 
es  die  der  Prätoren  und  Quästoren.  Weshalb  es  nur  zwei  Con- 
suln geben  sollte,  dafür  wird  niemals  ein  bestimmter  Grund  an- 
gegeben: es  war  nur  das  Herkommen,  welches  bei  dem  Streite 
um  das  Canulejische  Gesetz  festgestellt  wurde  und  Jbis  in  die 
spätesten  Zeiten  unverbrüchlich  galt.  Femer  missbilligt«n  die 
Patricier  das  System,  die  einzelnen  Collegien  der  höchsten  Be- 
amten ungemischt  zu  erhalten  und  unter  den  beiden  Ständen 
abwechseln  zu  lassen:  sie  zogen  das  schon  bei  der  Regierung 
der  Zehnmänner  erprobte  System  war,  dass  in  den  einzelnen 
Collegien  beide  Stände  zusammen  vertreten  waren  oder  vertreten 
sein  durften,  und  sie  thaten  Recht  daran,  nicht  bloss  um  der 
Erhaltung  ihrer  eigenen  Macht  halber,  sondern  auch  für  den 
Bestand  des  Staates.  Dieser  wäre,  wenn  es  in  einigen  Jahren 
ganz  plebejische,  in  andern  ganz  patricische  Beamten  gegeben 
hätte,  in  die  bedenklichsten  Schwankungen  gerathen,  während 
die  Mischung  der  Stände  in  den  Collegien  allmälig  ein  Abschwä- 
chen des  Gegensatzes  unter  denselben  herbeiführte.  Die  Patri- 
cier konnten  überdem  erwarten,  durch  persönliches  Ansehen 
und  Geschäftskenntniss  einen  gewissen  Einfluss  auf  ihre  plebe- 
jischen  Collegen  auszuüben  und  dadurch  die  Fortpflanzung  der 
alten  Sitte,  auf  welcher  die  Dauer  des  Staates  beruhte,  zu  sichern. 
Aber  die  Patricier  stellten  auch  bei  dieser  Mischung  der  einzelnen 
Collegien  die  Bedingung,  dass  die  patricischen  Mitglieder  nicht 
in  der  Minderzahl  sein,  also  wenigstens  die  Hälfte  bilden  sollten^). 
Wie  später  einer  der  Consuln    ein  Plebejer  sein   mosste,   so 


a)  Die  Verhandlmigen  erzählen  Dionys.  XI,  56  and  61;  Liv.  IV,  6. 

b)  Dionys.  XI,  56   iv   Ik  xootoic  xoTc  dv^p^ot  f&))   IXdxTOvoc  dptdfioii 


Jährliches  Gesetz  über  die  Wahl  der  Beamten.  8<5 

mu£8te  jetzt  wenigstens  die  Hälfte  der  obersten  Beamten  aus 
Patriciern  bestehen  und  kein  CoUegium  war  vollständig,  in  wel- 
chem diese  Bedingung  nicht  erfüllt  war. 

Schon  durch  die    bisherigen  Aenderungen  war   Canulejus' 
Gesetzesvorschlag  vollständig   umgestaltet:    es    bleibt    indessen 
noch  ein  wichtiger  Punkt  zu  erwähnen  übrig.    Die  Volkstiibunen 
hatten  ein  für  immer  gültiges  Gesetz  über  die  Wahl  der  obersten 
Beamten  verlangt,   der  Senat  und   die  Patricier  gestanden  nur 
ein  fiir  ein  einzelnes  Jahr  gültiges  Gesetz  zu,  welches  aber  aller- 
dings als  Vorbild  für  die  Zukunft  dienen  konnte.   Jene  forderten, 
der  Senat  solle  ein  für  allemal  die  Wahl  von  Plebejern  bewilli- 
gen, und  es  solle  dann  das  Volk,  d.  h.  die  Tributcomitien,  unter 
Vorsitz  der  Tribunen  alljährlich  bestimmen,  ob  es  für  das  nächste 
Jahr  Plebejer  oder  Patricier  zu  den   höchsten  Beamten  haben 
wollt«.     Dies  verweigerten  die  Patricier:   das  allgemeine,    von 
ihnen  angenommene,  Gesetz  bestinunte  vielmehr  nur,    dass  die 
Frage,   ob  patricische  Consuln  oder  Militärtribunen  zu  wählen 
seien,  jährlich  durch  ein  Gesetz,  bei  dem  also  jederzeit  Senat 
UDd  Volk  mitzuvrirken  hatten,  entschieden  werden  sollte:  jährlich 
um  die  Zeit  der  Wahlversammlung  sollte  der  Senat  den  für  die 
Entscheidung  des  Volkes  nothwendigen  Senatsbeschluss  fassen.») 
Diese  Abänderung  war  den  Patriciern  förderlich,  um,   nachdem 
man  einmal  den  Grundsatz,  dass  rein  patricische  und  rein  ple- 
bejische Gollegien  mit  einander  abwechseln  sollten,  aufgegeben 
hatte,  noch  desto  leichter  die  Wahl  der  alten  patricischen  Con- 
^vin  durchsetzen  zu  können.     Denn  die  Tributcomitien  waren 
bei  dem   damaligen  Stande  der  Parteien,  immer  für  die  Wahl 
von  Militfirtribunen:  dies  berichtet  Dionysius  ausdrücklich  und 
es  ist  kein  Grund,  ihm  einen  Irrthum  vorzuwerfen.    Bemerkens- 
werth  ist  der  Zusatz  zum  allgemeinen  Gesetz:  in  jedem  Jahre 
sollte  ein  Vorbeschluss  des  Senates  über  die  W^ahl  der  Beamten 
des  künftigen  Jahres  zu  Stande  gebracht  werden.  Dieser  Zusatz 


a)  Dionys.  XI,  60  ?iav  li  xcXwoiv  oGtoi  ttjv  ^px^^  ^^'^  xa&i^xiQ  v^ac 
i&'/dc  drroic^xvuodat,  t^jv  ßouX^v  xal  xöv  Sf^fiov  audtc  ouvEXdövxac  Stayvüvai, 
•iitpov  üTT^TOuc  71  ytXtdpyouc  ßoOXovxat  napaXaßclv  xtjv  dpxV'  ^"^^  ^^^ 
hia9t  S^SlQ  ^^f  ov  ^icEv^piaoi,  xou'^  tlvai  xupiov,  iictxtXeladai  hk  zb  itpoßo6- 
Ui^LO.  xadt*  Exaoxov  ivtauxdv. 
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kann  sich  nur  auf  eine  Verpflichtung  der  Consuln  od»  sonsti- 
gen Vorsitzenden  des  Senates  beziehen,  jährlich  in  demsdbeD 
eine  Verhandlung  über  die  Art  der  Comitien  für  das  folgeade 
Jahr  vorzunehmen.  £s  kann  indessen  darin  nur  eine  moralische 
Verpflichtung  gelegen  haben,  ohne  Straf  bestimmung  für  den  Fall 
wenn  die  Verhandlung  unterbliebe.  Denn  schon  zum  Jahre  441 
V.  Chr.  erzählt  Livius»),  ein  Volkstribun  habe  nait  grosser  An- 
strengung bei  den  Gonsulu  durchgesetzt,  dass  der  Senat  befragt 
^urde ,  ob  er  für  das  nächste  Jahr  Comitien  von  Consuln  oder 
Militärtribunen  haben  wolle  und  der  Senat  habe  sich  für  Con- 
suln entschieden.  Somit  hatten  die  Patricier  zwei  Möglichkeiten, 
die  Wahl  von  Consuln  und  folglich  von  Patriciem  als  oberster 
Beamten  durchzusetzen.  Entweder  fand  gar  keine  Beratfaung 
darüber  statt,  welche  Wahlversamndung  gehalten  werden  sollte, 
oder  wenn  sie  stattfand,  konnte  sie  dennoch  zu  Gunsten  von 
Consuln  ausfallen.  In  beiden  Fällen  blieben  die  Wünsche  des 
Volkes  unberücksichtigt  und  thatsächlich  hing  die  Entscheidung 
darüber,  ob  Consuln  oder  Militärtribunen  gewählt  werden  soll- 
ten ,  vom  Senate  ab.  Deshalb  erwähnt  Livius  im  Verlanfe  sei- 
ner Geschichte  vorzugsweise  die  Senatsbeschlüsse,  ohne  indessen 
die  Betheiligung  des  Volkes  zu  vergessen*»),  welche  auch  doreh 
andere  Zeugnisse  sicher  gestellt  ist*")  Hatten  die  Tribunen 
ein  Zwangsmittel  gegen  den  Senat ,  z.  B.  eine  Aushebung,  welche 
sie  hindern  konnten,  so  setzten  sie  ihre  Forderung  von  Milto- 
tribunen  durch ,  Hessen  sich  jedoch  auch  auf  Unterhandlungen 
ein  und  bewilligten  Bedingungen ,  z.  B.  im  Jahre  409  v.  Chr.''). 


a)  Liv.  lY,  12  Qui  tribonus  plebis  —  neque  ut  de  agris  divideodis 
plebi  referrent  consules  ad  senatuiu ,  pervincere  potuit ,  et  cum  magno  ca- 
tamine  obtinuisset,  ut  consulerentur  patres,  consolum  an  tribooorum  pla- 
ceret  comitia  haberi,  consiües  creari  iussi  sunt 

b)  Ein  Senatsbeschluss  allein  wird  erwähnt  bei  Liv.  IV,  42;  V,  29:  die 
Betheiligung  des  Volkes  IV,  7  Oontentio  consulesne  an  tribuni  militoiB  cx^ 
arentur,  in  interregno  rem  dies  complures  tenuit.  -Interrex  ac  senatii^ 
consulum  comitia,  tribuni  plebis  et  plebes  tribunomm  militom  ut  li&bea&- 
tur  tendunt 

c)  Dionys.  XI,  63    Ttj*  h*i^i  £viauTtj>    ir(£Xiv  uÄd-ou«  <}*T^<piaa|Äivov  tev 
8/^jjio'j  xaxajTaÖTjvat  u.  s.  w.  vom  Jahre  443  v.  Chr. 

d)  Liv.  IV,  56. 


L 
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wo  sich  der  Senat  ausmachte,  dass  keiner  der  damaligen  Volks- 
tribonen  zur  Bewerbung  um  das  Militärtribunat  zugelassen,  auch 
keiner  derselben  für  das  nächste  Jahr  von  Neuem  zum  Volks- 
tribunen erwählt  werden  sollte.  Auf  diese  Weise  war  es  mög- 
lich, das  höchste  Amt,  welches  den  Staat  leiten  sollte,  lange 
Zeit  schwankend  zu  erhalten:  bald  siegten  die  Patricier,  so  dass 
Consuln  erwählt  wurden ,  bald  gewannen  die  Plebejer  das  Ueber- 
gewicht  Da  in  denjenigen  Jahren,  wo  Militärtribunen  gewählt 
wurden,  immer  eine  besondere  Uebereinkunft  zwischen  Senat 
uud  Volk  nöthig  war,  so  war  es  natürlich,  dass  dabei  den  Pa- 
trieiem  noch  weitere  Zugeständnisse  abgerungen  wurden,  wie 
es  denn  feststeht,  dass  später  die  Bestimmung,  nach  der  we- 
uigstens  die  Hälfte  der  Militärtribunen  Patricier  sein  musste, 
nicht  mehr  in  Kraft  blieb.  Ohne  Zweifel  wurde  bei  diesen  Ver- 
handlungen der  Senat  durch  Parteirucksichten  geleitet,  aber  zum 
Theil  doch  auch  durch  die  Rücksicht  auf  Zweckmässigkeit.  Man 
weiss,  dass  die  Vermehrung  der  Militärtribunen  von  sechs  auf 
acht  geschah,  um  Censoren  für  die  Besorgung  der  Gensur  zu 
gewinnen:  wahrscheinlich  wurden  bei  der  Wahl  von  drei,  von 
vier,  von  sechs  Militärtribunen,  wie  sie  in  verschiedenen  Jah- 
ren vorkam,  ähnliche  Rücksichten  wenigstens  äusserlich  geltend 
gemacht  Dasselbe  BedürMss,  welches  die  Wahl  von  Militär- 
tribunen überhaupt  herbeigeführt  hatte,  musste  auch  später  auf 
die  bald  grössere,  bald  kleinere  Zahl  derselben  einwirken.^) 

Wenn  man  von  Pomponius  absieht,  in  dessen  Berichte  sich 
ein  Schreibfehler  findet^),  erzählen  alle  Schriftsteller  gleich- 
massig,  man  hätte  sich  im  J.  445  v.  Chr.  auf  die  Wahl  von 
sechs  Militärtribunen  geeinigt.  Diesen  Vorschlag  lässt  Dionysius*) 
in  der  Privatzusammenkunft  der  Patricier  den  Vorkämpfer  der- 
selben C.  Claudius  machen,  denselben  nachher  T.  Genucius  im 
im  Senate  wiederholen**),  es  sollten  drei  aus  den  Patriciem, 
drei  aus  den  Plebejern  erwählt  werden ;  dasselbe  erzählen  Zona- 


a)  Dionys.  XI,  56  iy^oX  \uh  ^dp  6xtu)  ^  K  dicoxpTjvai  Soxct. 

b)  DioDys.  XI,  60    dvxl  xtuv  OiidTcuv  ^iXidtp)^ooc  dico&ct^d^vai  xpetc  (i.iv 

ix  TWV    TCaTpixfoiV  ,   Tpet«    8*  ix    TÄV    8T]fiL0TtXU>V. 
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ras  *)  und  der  Kaiser  Claudias  in  seiner  Rede  über  das  Bfurger- 
recht  der  Gallier.  Auch  Livius  deutet  es  an,  zwar  nicht  da, 
wo  er  von  der  Einsetzung  der  Militärtribunen  berichtet,  aber 
zum  Jahre  439  v.  Chr.  Es  waren  in  diesem  Jahre  Consuln  ge- 
wesen ,  aber  die  Volkstribunen  setzten  es  durch ,  dass  für  da^ 
folgende  Militärtribunen  gewählt  wurden ,  in  der  sichern  Erwar- 
tung: „da  dann  sechs  Plätze  zu  besetzen  seien,  würden  dar- 
unter auch  etliche  Plebejer  gewählt  werden."**)  Darin  liegt  die 
Andeutung,  dass  sechs  Militärtribunen  die  regelmässige  Zahl 
bildeten.  Dennoch  wurden  lange  Zeit  nur  drei  wirklich  erwählt, 
zuweilen  vier:  erst  später  wurden  regelmässig  so  viele,  als  es 
erlaubt  war,  ernannt.  Der  Grund  dieser  Verschiedenheit  zwi- 
schen der  erlaubten  und  wirklich  erwählten  Zahl  der  Militärtri- 
bunen kann  nur  in  der  Art  der  Wahl  gelegen  haben.  Es  stand, 
wie  man  vermuthen  kann,  in  dem  Gesetze,  dass  sechs  Stelleii 
zu  besetzen  erlaubt  wäre,  ferner,  dass  die  Hälfte  wenigstens, 
also  drei,  Patricier  sein  müssten,  endlich  dass  diejenigen  ge- 
wählt sein  sollten,  welche  die  einfache  Mehrheit  der  Gentunen 
erhalten  hätten.  Es  war  dann  ein  ähnliches  Verfahren,  wie  es 
vor  dem  Trebonischen  Gesetz  bei  der  Wahl  von  Volkstribunen 
gewesen  war,  wo  öfters  wegen  Zersplitterung  der  Stimmen  nicht 
die  volle  Zahl  der  Volkstribunen  erwählt,  sondern  dann  wahr- 
scheinlich diejenigen ,  welche  die  verhältnissmässig  meisten  Stim- 
men der  Tribus  erhalten  hatten,  von  dem  versitzenden  Tribu- 
nen cooptirt  wurden:  die  Cooptation  fand  aber  nur  statt,  weil 
die  Zahl  der  Tribunen  erfüllt  werden  musste.  Wenn  eine  solch« 
Bestimmung  in  dem  Gesetze  über  die  Wahl  der  Militärtribunen 
fehlte,  also  sechs  nur  erlaubt,  nicht  auch  geboten  waren ,  so  ge- 
schah es  leicht,  dass  nur  drei  oder  vier  erwählt  wurden,  zu- 
mal da  hierbei  der  Einfluss  des  Vorsitzenden,  meist  eines  Pa- 
triciers,  entscheidend  war.  Ohne  Zweifel  lag  in  diesem  Ver- 
fahren   eine  Vereitelung   der  Absicht,   in   welcher  das  Gesetz 


a)  ZoQ.  VII,  19  xal  xptic  d^'  ixax^poiv  ^tXidp^ouc  avtl  xcäv  iuo  unaieiv 
alpeta&ai  ouviSoSev. 

b)  Liv.  IV,  16  Pervicenmt  igitur  (tribuni  plebis),  ut  tribanonun  militozD 
potius  quam  consulom  comitia  haberentur,  haud  dabü,  quin  sex  locis  (tot 
enim  iam  creari  licebat)  et  plebeii  aliqui  —  crearentor. 
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gegeben  war;  aber  die  Plebejer  liessen  es  sich,  zufrieden  mit  der 
gesetzlichen  Möglichkeit  ihrer  Erwählung,  gefallen.  Indessen 
eine  Aenderung  muss  um  das  Jahr  405  v.  Chr.  eingetreten  sein : 
von  da  an  ist  das  Collegium  der  Militärtribunen  immer  vollstän- 
dig: wahrscheinlich  ist  also  für  sie  ein  ähnliches  Wahlgesetz, 
me  das  Trebonische  für  die  Volkstribunen,  erlassen  worden, 
wenn  gleich  die  Ueberlieferung  davon  eben  so  wenig  erzählt, 
wie  von  der  Abschaffung  der  anfänglichen  Bestimmung,  dass 
wenigstens  die  Hälfte  der  Erwählten  Patricier  sein  musste.^ 

Das  Urtheil  über  die  Amtsgewalt  der  Militärtribunen  ist 
erst  bei  den  neueren  Gelehrten  schwankend  geworden:  früher 
nahm  man  eine  Verschiedenheit  des  Namens,  aber  keine  der 
Befagnisse  an.  Die  neueren  Forscher  glaubten  an  eine  gerin- 
gere Macht  der  Militärtribunen,  ohne  indessen  angeben  zu 
könaen,  worin  dieselbe  sich  gezeigt  habe;  die  neueste  Ver- 
mathung  geht  dabin,  es  habe  zwischen  den  patricischen  und 
plebejischen  Mitgliedern  des  Militärtribunates  ein  Unterschied 
bestanden,  und  zwar  in  Bezug  auf  deren  richterliche  Befug- 
nisse. ^  Nach  den  Streitigkeiten ,  welche ,  wie  vrir  auseinander- 
gesetzt, der  Einsetzung  des  Militärtribunates  vorangingen,  und 
bei  dem  beständigen  Schwanken,  welches  zwischen  ihm  und 
dem  Consulate  stattfand,  ist  es  schwer,  an  die  Wahrschein- 
lichkeit einer  jenen  beiden  Vermuthungen  zu  glauben.  Man 
kann  annehmen,  dass  in  Bezug  auf  die  Leitung  der  Angelegen- 
heiten, welche  die  patricischen  Mitglieder  des  Senates  für  sich 
abgesondert  vorzunehmen  hatten  und  welche  damals  noch  einen 
bestimmten  Einfluss  auf  die  allgemeinen  Staatssachen  ausübten, 
so  wie  in  Bezug  auf  gewisse  religiöse  Feierlichkeiten  die  patri- 
cischen Militärtribunen  einen  gewissen  Vorzug  vor  ihren  plebe- 
jischen Collegen  hatten;  aber  abgesehen  von  diesen  für  das 
Ganze  unwesentlichen  Sachen  standen  die  Militärtribunen  den 
Consuln ,  und  die  patricischen  und  plebejischen  Mitglieder  ein- 
ander an  Amtsgewalt  gleich.  Die  alten  Schriftsteller  selbst 
schreiben  ihnen  ohne  irgend  eine  Unsicherheit  dieselbe  Macht 
zu,  wie  den  Consuln.  Die  Militärtribunen  heissen  gewöhnlich 
„mit  consularischer  Amtsgewalt"  (tribuni  müüum  constdari 
potestcUe)^  zuweilen  „mit  consularischem  Oberbefehl"  (conaidari 
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imperio).*)    Dario  liegt  die  deutliche  Anetkennaiig,  siehttta 
eine  gleiche  Macht  wie  die  Consulu  gehabt ,  eben  so  wie  fräer 
die  Zehnmänner  sie  gehabt  hatten  und  sp&terhin  die  Dreimfianer 
zur  Ordnung  des  Staates  sie  hatten.  ,  Deshalb  waren  sie  auek 
curulische  Beamten*")  und  hatten  die  Amtszeichen  der  Consoln.'^ 
Dionysius  lässt  den  Patricier  C.  Claudius ,  dessen  Rath  man  m 
Ende   bei  der  Wahl  von  Militärtribunen  befolgte,    sagen,  man 
möchte  das  Consulat  selbst  den  Plebejern  nicht  Preis  geben,  aber, 
so  oft  es  nothwendig  würde,  den  übrigen  Bürgern  Theilnahme 
an  der  höchsten  Gewalt  und  dem  höchsten  Amte  gestattoi,  iih 
deo^  man  Tribunen  statt  der  Consuln  erwählte''),  und  Zonaras') 
berichtet  ausdrücklich ,  die  Sache  hätte  man  den  Plebejern  zage 
standen ,  den  Namen  aber  ihnen  nicht  mitgetheilt ,  damit  vkkü 
die  Ehre  der  Benennung  besudelt  würde.    Diese  Zeugnisse  giod 
so  bestimmt,  dass  man  sich  wundert,  wie  Jemand  auf  den  Ge 
danken  kommen  konnte,  trotz  derselben  anzunehmen,  die  Amts- 
gewalt der  Militärtribunen  sei  geringer  gewesen  als  die  der  Con- 
suln.    Man  glaubte  dazu  berechtigt  zu  sein  aus  zwei  Grändeo. 
Erstlich  haben  wir  die  Nachricht'),  dass  kein  Militärtribim  je- 
mals triumphirt  hat    Dies  würde  jedoch  nur  für  einen  geringe 
ren  Rang  beweisend  sein,   nicht  für  geringere  Macht    We&D 


a)  Gell.  XVII,  21.  19  tribunis  militaribus  consulari  imperio  remp.  Ro- 
maDam  rcgentibus;  Rede  des  Kaiser  Claudius  Tafel  I;  Liv.  V,  14  qnipi^« 
noD  communicatum  modo  cum  plebe ,  sed  prope  amissnm  cernentibas  sm- 
mum  imperiom ;  Liv.  lY,  7  Sunt  qai  —  tribooos  militam  tres  creatos  di- 
cant  —  et  imperio  et  insignibus  consularibus  usos.  Derselbe  IV,  6  ovi 
28  und  39  schreibt  ihnen  imperium  zu,  Tac  Ann.  I,  1  tribunorum  militoa 
consulare  ius. 

b)  Liv.  IV,  7  patricii  cum  sine  curoli  magistrata  reäpablica  esset,  coiov 
et  interregem  creavere. 

c)  Liv.  IV,  7. 

d)  Dionys.  XI,  66  ^tav  h*tU  dvdyxxjV  xaTaxXetadfjTt  —  (letaSiS^vai  xi' 

UTcdTwv  diio&^{xvuTE. 

e)  Zon.  Vn,  19  toü  jiiv  Ipyou  t^c  ^jtp.ov{ac  ol  ^uvatol  a6iolC  sap** 
X<üpT)aav ,  ToO  hk  Övdfiaxoc.  ou  fjLtr^Swxav ,  dXX'  dv^^  uirdfrutv  itkiifp^ 
Äv^piaaav,   fva   pi^    t6  ti^c   xXi/joctac    £vTtpiov    xifl   o^p^axi   ipiAtp  xfftsfP 

f)  Bei  Zon.  VU,  19. 
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z.  B.,  wie  öfters  geschah,  eine  Provinz  von  einem  quaestar  pro 
praetcre  verwaltet  vnirde ,  so  hatte  derselbe  gleiche  Macht  wie 
eio  Prätor,  aber,  da  er  geringeren  Ranges  war,  keine  Möglich- 
keit des  Triumphes.  Den  zweiten  Grund  fand  man  darin,  dass 
es  heisst,  die  Militärtribnnen  seien  an  Stelle  der  Consnln  gewe- 
äen.')  Daraus  fofgt  aber  nur,  dass  es  keine Coosuln  gab:  auch 
die  Proconsuln  der  spätem  Zeit  standen  nur  an  Rang,  nicht  an 
Macht  den  Consnln  nach.  Durch  keinen  dieser  Gründe  werden 
die  ausdrücklichen  Zeugnisse  der  Schriftsteller,  welche  den  Mi- 
litärtribunen consnlarische  Gewalt  ohne  Andeutung  einer  Verrin- 
genmg  derselben  zuschreiben,  widerlegt:  sie  haben  eben  so  gut, 
wie  dieConsuln  selbst,  den  Vorsitz  im  Senate^),  den  Oberbefehl 
im  Felde,  die  Leitung  der  Centuriatcomitien ,  die  oberste  richter- 
liehe Gewalt  Nur  darin  war  die  Macht  des  Einzelnen  einge- 
schränkt, dass  er  mehrere  CoUegen,  welche  ihn  in  seinen  Be- 
fehlen hindern  konnten,  hatte.  Es  war  auch  für  die  Patricier 
kein  Vorwand  da,  um  den  Plebejern  die  Theilnahme  an  der 
höchsten  Gewalt  im  Staate  zu  verweigern.  Den  Namen  und 
Rang  des  Coosnlates  mochten  sie  ihnen  absprechen,  aber  die 
Macht  selbst  hatten  sie  ihnen  schon  eiageräumt  bei  der  Regie* 
rang  der  Zehnmänner,  von  denen  im  zweiten  Jahre  ein  Theil 
Plebejer  gewesen  war.  Dass  diese  damals  ihren  patricischen 
CoIIegen  an  Macht  nachgestanden ,  wird  nicht  erwähnt :  sie  bat- 
en, wie  jene,  den  Oberbefehl  im  Felde,  die  Leitung  des  Sena- 
es,  auch  eben  dieselbe  richterliche  Gewalt  Nachdem  der  De- 
emvir  Ap.  Claudius  wegen  Ungerechtigkeit  im  Richteramte  ver- 
iirtheilt  worden  war,  wurde  sein  plebejischer  College  Sp.  Oppius, 
ivelcher  mit  jenem  in  der  Stadt  gewesen  und  die  Rechtspflege 
gehabt  hatte,  angeklagt,  aus  zwei  Gründen,  erstens  dass  er  die 
Ungerechtigkeit  seines  Collegen  Appius  nicht  gehindert  hätte :  er 
vonute  also  gegen  dessen  richterliche  Entscheidungen  Einspruch 
hun  und  hatte  dieselbe  Richtergewalt  Zweitens  wurde  ihm 
Grausamkeit  bei  der  Ausübung  des  eigenen  Richteramtes  vorge- 


a)  Liv.  lY,  41  M.  Postnmius,  qui  tribunus  militum  pro  consule  ad  Ve- 
ios  fderat;  GelL  XIV,  7  tribunoB  militares,  qui  pro  consulibus  foisMut 

b)  GelL  XIV,  7. 
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worfen/)  In  diesem  Beispiele  liegt  die  vollstfindige  Wideiiegong 
deijenigen  Ansicht,  welche  den  plebejischen  Militftrtribunen  ge- 
ringere Gewalt  als  den  patrieischen  zuschreibt:  zu  einem  Uo- 
terschiede  lag  nach  dem  Vorgange  der  Zehnmänner  kein  Grund, 
ja  keine  Möglichkeit  mehr  vor.  Es  ist  zweifellos ,  dass  derselbe 
wesentlich  dazu  beigetragen  hat,  um  die  Patricier  zur  Nachgie- 
bigkeit gegen  die  Plebejer  zu  bestimmen.  Es  handelte  sich  bei 
den  Militärtribunen  wirklich  nur  um  den  geheiligten  Namen  des 
Consulates,  des  Erben  der  königlichen  Macht:  ihn  wollte  man 
nicht  Preis  geben  und  es  müssen  hauptsächlich  religiöse  Gründe 
gewesen  sein,  welche  man  geltend  machte.  Es  erforderte  noch 
lange  Zeit  und  die  durch  die  Theilnahme  an  der  thatsächlichen 
Macht  herbeigeführte  Verschmelzung  der  regierenden  Geschlech- 
ter, ehe  auch  der  Name  und  die  Würde  der  Consuln  den  Ple- 
bejern zugestanden  wurde.  Wenn  aber  alle  Militärtribunen  nicht 
minder  als  die  früheren  Inhaber  der  Staatsgewalt,  die  oberstel 
richterliche  Macht  besassen,  so  wurde  es  leicht  möglich,  diej 
Menge  der  Geschäfte  zu  bewältigen,  zumal  da  um  jene  Zeit, 
wie  wir  oben  gesehen  **),  für  die  Privatgerichtsbarkeit  die  Hülfe 
eines  jährlich  dazu  abgeordneten  Pontifex  hinzutrat  Auf  welche 
Weise  dieser  Hülfe  leistete ,  lässt  sich  nicht  bestimmen :  wab^ 
scheinlich  war  er  nur  ein  technischer  Gehülfe  der  Recht  sprecbeih 
den  Behörden,  der  in  ihrem  Auftrage  und  unter  ihrer  Verant^ 
worüichkeit  handelte. 

Nachdem  wir  über  die  Militärtribunen ,  welche  bis  zum  J^ 
366  V.  Chr.  mit  den  Consuln  in  der  obersten  Leitung  des  Staftj 
tes  abwechselten,  gesprochen  und  ihre  richterlichen  BefugniBsej 
namentlich  in  den  Criminalprocessen ,  nachgewiesen  habesJ 
müssen  vni  über  die  andern  Bean^ten,  welche  als  Leiter  usd 
Richter  in  der  Strafgerichtsbarkeit  vorkonmien,  handeln.  Es 
sind  dies  zunächst  die  qtLoestares  parricidü ,  deren  Zusammeih 
hang  mit  den  alten  königlichen  Quästoren  wir  schon  früher  er 
wiesen  haben.'')    Diese  waren  stehende  Beamte  gewesen,  jibr* 


a)  Liv.  m,  68.    Vergl.  oben  S..  87. 

b)  Vei^L  I,  148. 

c)  Man  sehe  I,  TOflgd.  und  oben  S.  78. 
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lieh  ernannt,   nm  die  Criminalprocesse ,    welche  ihnen  von  den 
CodsuIq  fiberwiesen  wurden,  zu  leiten  und  im  Falle  der  Verur- 
tlieilang  eines  Römischen  Bürgers   die  dazu  nöthige*  Bestätigung 
iler  VolksTersammlung  einzuholen.    Die  neuen  Quästoren  waren 
nicht  stehende  Beamten,    sie  wurden  nach  Bedürfoiss  und  für 
ilas  Bedürfinss  erwählt.    Auch  ihre  Amtsgewalt  war  eine  ver- 
j^rhiedene.    Pomponius'.)  begründet  ihre  Einsetzung  folgender- 
massen:    „weil,   wie  wir   gesagt,  gesetzlich  die  Consuln  über 
das  Caput  eines  Römischen  Bürgers  nicht  ohne  Befehl  des  Volkes 
Pteeht  sprechen  durften,    deswegen  wurden  Quästoren  von  dem 
Vilke  eingesetzt,    um   Capitalprocesse^  zu  leiten."    Der  Grund 
der  Einsetzung  war  also  die  beschränkte  Richtergewalt  der  Con- 
'iiln.    Daraus   muss  man  folgern,    dass   die  neuen  Quästoren 
r.jbescfaränkt  waren,  also  auch  über  das  caput  Römischer  Bür- 
ger ohne  das  Volk  urtheilen  durften.    Wäre  dies  nicht  der  Fall, 
>4i  wurde  entweder  die  zu  grosse  Beschäftigung  der  Consuln  oder 
'^as  Streben  der  Plebejer  nach   Beamten  aus  ihrer  Mitte  oder 
irgend   ein  anderer  Umstand  als  Grund  der  Einsetzung  angege- 
kn  werden.    Die  Gewalt  der  guaestores  parricidii  stand  also 
jewissennasser  höher  als  die  der  Consuln:  sie  waren  nicht  an 
>>  Einwilligung  des  Volkes  gebunden,  das  sich  seiner  Gewalt 
^^iwillig    entäusserte.    Schon  hieraus  kann  man  folgern,  dass 
ihr  Amt    nicht   ein   stehendes,    nicht  ein  regelmässiges,    für 
üe  Entscheidung  aller  Criminalprocesse  eingesetztes,  war.    Denn 
''»TLst  wäre  damit  ein  Beamter  ohne  Provocation  geschaffen  wor- 
'ien,  was  nach  dem  Valerisch-Horatischen  Gesetze,    das  fort- 
'Vährend  als  einer  der  Grundpfeiler  der  Römischen  Freiheit  galt, 
vt^rboten  war.     Quaestores  parricidii  sind  also  nach  Pomponius 
Beamte  für  die  Entscheidung  einzelner  Capitalverbrechen  von 
if'm  Volke  mit  uneingeschränkter  Vollmacht  ernannt.    Ihre  je- 
rie^malige  Zahl  musste  unbestimmt  sein;  denn  da  sie  als  Ver- 
trauensmänner und  nur  für  den  Fall,  wo  sich  das  Volk  der 
eigenen  oberricbterlichen  Gewalt  begeben  wollte,  galten,  so  war 


a)  Pompon.  §  23  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2) :  Et  quia,  ut  dizimus,  de  ca- 

i'ite  civis  Romaiii  iniossu  populi  non  erat  lege  permissum  consulibus  ins 

^:  ere ,  propterea  quaestores  constitaebantur  a  popnlo ,  qui  capitalibns  re- 
t'Ls  praeeMent:  bi  appellabantor  quaestores  parricidii.          ^ 


n 
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es  unnütz,  sie  immer  durch  die  Möglichkeit  eines  gegenseitigen 
Einspruches  zu    beschränken:    bei  weniger  ausgedehnten  Ver- 
brechen wat  es  einer,   bei  denjenigen,    welche  Viele  betrafen, 
mehrere.    Aus  dem   Ausdruck   von  Pomponius:   „um  die  Capi- 
talsachen  zu  leiten",  darf  man  keinen  Schluss  auf  grössere  oder 
geringere  Amtsgewalt  ziehen:    er  ist  der  gewöhnliche,  um  die 
richterlichen  Pflichten  des  Beamten  zu  bezeichnen.    Der  Qufistor 
führte  den  Process  nach  den  dafür  hergebrachten  oder  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Regeln,  hatte  seinen  Beirath,  mochte  er  ein 
selbstgewählter  sein,  an  dessen  Beistimmung  er  nur  moralisch, 
oder  ein  vom  Gesetze  gegebener,  an  den  er  nothwendig  gebun- 
den war:  er   allein  sprach  das  Urtheil  und  er  allein  war  ver-, 
antwortlich.    In    diesem  Sinne  sind  auch  die  Prätoren,  welche 
in  der  spätem  Zeit  der  Republik  die  Geschworengericht«  über 
Capitalverbrechen  leiten,    qtuiestares  parricidii  und  es  ist  be- 
kannt,  dass  sie  wenigstens  den  Namen  Quästoren  auch  amtlich 
führten. 

Die  Bestellung  von  quaestores  parricidii  ist  nach  der  obi- 
gen Auseinandersetzung  ein  ausserordentliches  Verfehren:  wo 
die  gewöhnlichen  Gerichte  wegen  der  Menge  der  Schuldigen  oder 
des  Misstrauens  in  ihre  Gerechtigkeit  nicht  für  ausreichend  er- 
achtet werden,  da  wird  ein  Ausnahmegericht  unter  der  Leitung 
von  Quästoren  eingesetzt  Die  Römische  Geschichte  ist  voll  von 
solchen  Fällen  und  man  begreift  deren  Noth wendigkeit:  sie  lag 
in  der  Schwierigkeit,  welche  die  Volksversammlung  als  richter- 
liche Behörde  darbot  und  in  dem  Grundverbote  des  Staatsrechtes. 
Beamte  ohne  allgemeine  Provocation  zu  ernennen.  In  einzelnen 
Fällen  aber  durfte  das  Volk,  schon  im  voraus  der  Entscheidung. 
welche  ein  von  ihm  Erwählter  f&llen  würde,  sich  fugend,  seine 
oberste  richterliche  Gewalt  übertragen,  entweder  an  Beamte,  Con- 
suln  oder  Prätoren,  welche  besondere  Vollmachten  für  die  Un- 
tersuchung erhielten,  oder  auch  an  Privatleute.  Das  Erstere 
wird  das  gewöhnliche  gewesen  sein,  wo  es  ohne  zu  grosse  Be- 
lastung der  Beamten  möglich  war.  Ein  Beispiel  davon  findet 
sich  im  Jahre  413  v.  Chr.,  zur  Zeit,  als  die  oberste  Gewalt 
zwischen  Militärtribunen  und  Gonsuln  wechselte.  Einer  der  Mi- 
litärtribunen des  vorhergehenden  Jahres,  M.  Postumus,   war 
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von  seinen  eigenen  Soldaten  im  Aufhihr  getödtet  worden.  Seine 
Collegen  hatten  das  Verbrechen  im  Senate  zur  Sprache  gebracht, 
iilm  wegen  des  Einspraches   der  Volkstribunen  keinen  Senats- 
beschlttss  abfassen  können.     Erst   die  Consuln  des    folgenden 
Jahres  setzten  einen  Senatsbeschluss  durch,  die  Volkstribunen 
möchten   durch  die   Tributcomitien  einen  Commissarius  für  die 
Untersuchung  des  Mordes  erwählen  lassen.    Die  beiden  Consuln 
wurden   erwählt  und  straften  die  Schuldigen,  sicherlich  selbst- 
J^tändig,  obwohl  dies  nicht  ausdrücklich  bezeugt  ist ,  ohne  weitere 
Tbeilnahme  des  Volkes.')    Denn,  um  einen  gewöhnlichen  Pro- 
«ess,  bei  dem  eine  Berufung  an  das  Volk  stattfand,  einzuleiten 
öedarfte  es  keines  Volksbeschlusses.     In  diesem  Falle  waren 
also  die  Consuln  .neben  ihrem  eigentlichen  Amte  noch  quaestores 
parricidiL    Nicht  genau  ist  die  Ueberlieferung^)  vom  Jahre  314 
V.  Chr.,   wo  C.  Maenius  Dictator  war  und  den  Auftrag  erhielt^ 
über  staatsgefährliche  Verschwörungen  zu  Gericht  zu  sitzen:  er 
führte  Untersuchungen  nicht  bloss  inCapua,  was  ihm  als  eigent- 
licher Wirkungskreis  bezeichnet  worden  zu  sein  scheint ,  sondern 
auch  in  Rom  und  zwar  gegen  vornehme  Bürger.    Livius  erwähnt 
üor  einen  ihm  vom  Senate  gegebenen  Auftrag  und  es  scheint, 
ia.^g  die  üeberiieferung  vollständig  ist  und  der  Dictator  wirk- 
lich nur  diejenige  Befugniss  hatte ,   welche  ihm  der  Senat  und 
>ein  Ausnahme -Amt  verleihen  konnte.    Nachdem  der  Dictator 
«ein  Amt  niedergelegt  hatte,    fahrten   die  Consuln,  ebenfalls, 
Aie  Livius   sagt,   von  dem  Senate  bevollmächtigt,    die  Unter- 
jochung weiter:    sie  konnten  sicherlich  ohne  Volksauftrag  nicht 
^Il>standig  urtheileiL     Sie  waren  also  nicht  quaestores  pahricidii 
im  Sinn  von  Pomponius  und   wahrscheinlich  hatte  der  Sehat, 
*eii  er  den  fftr  eine  selbständige  Führung  des  Processes  nöthi- 
^^n  Volksbeschluss  nicht  durchsetzen  konnte,  anfänglich  einen 
[dictator  ernannt,  dem  vermöge  seines  Amtes  eine  grössere  Macht 
xukam.    Auch   über  zwei   andere  Fälle  ist   die  Ueberliefei-ung 
nicht  ganz  bestimmt:  sie  fallen  in  die  Jahre  184  und  180  v.  Chr.  ^) 


a)  Liv.  IV,  50  und  51.      ' 

b)  Bei  Liv.  IX,  26.    VergL  über  die  Dictatur  oben  S.  19. 
t)  Liv.  XXXIX,  41  und  XL,  37. 
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Es  handelte  sich  am  Giftmorde ,    welche  in  mid  um  Rom  ge- 
schehen sein  sollten:  beidemale  wurden  Prätoren  zu  ausserordent- 
lichen Untersuchungsrichtern  ernannt  und  dieser  ausserordent- 
liche Auftrag  schon  bei  der  Bestimmung  der   pr&torischen  Pro- 
vinzen ausgesprochen.    Im  ersten  Falle  war  es  der  Prätor  von 
Sardinien,    im  zweiten  der  Fremdenprätor    und  der  von  Sar- 
dinien, welche  den  Auftrag  erhielten.    Von  wem,  sagt  Livius') 
nicht  ausdrücklich ,   sondern  nur  „nach  einem  Senatsbeschluss^, 
was  einen  spätem  Volksbeschluss  nicht  ausschliesst :  wahrschein- 
lich kam  dieser  hinzu,  die  vom  Volke  Beauftragten  ftihrten  die 
Untersuchung  selbständig  und  waren  wirkliche  quaestorea  parri- 
cidii.   Sicherlich  aber  war  ein  solcher  der.Consul  Cn.  Caepio  im 
Jahre  141  v.  Chr.,  welcher  die  Untersuchung  gegen  L.  Hostüins 
Tubulus,   den  Prätor  des  vorigen  Jahres,    der  sich  hatte  be- 
stechen lassen,  flihrte.    Seinetwegen  hatte  der  Tribun  P.  Scae- 
vola  ein  Plebiscit  gegeben,  in  Folge  dessen  der  Senat  den  einen 
Consul  mit  ausserordentlicher  Vollmacht  versah.^) 

Indessen  auch  Privatleute  wurden  zu  qmieHores  parricidii 
ernannt,  ja  es  scheint,  dass  Pomponius  solche  hauptsächlich 
meint,  da  er  von  der  Einsetzung  besonderer  Beamten  spricht 
Sie  kamen  wahrscheinlich  in  älterer  Zeit  häufiger  vor  als  später^ 
wo  die  Menge  der  Beamten  ftir  das  Bedürftiiss  des  Staates  aus- 
reichte. Man  wählte  zu  ihnen  Männer,  welche  schon  im  Dienst 
erprobt  waren ,  eben  so  wie  man  Mher  zu  Quästoren  oft  gewe- 
sene Conjuln  genommen  hatte.  Beispiele  sind  uns  nur  aus  dei 
letzten  Zeit  der  Republik  bekannt,  aus  denen  man  jedoch  mit 
Sicherheit  auf  die  früheren  Verhältnisse  schliessen  kann,  hn 
Jahre  110  v.  Chr.  brachte  der  Volkstribun  C.  Manilius  ein  Ge- 
setz durch,  es  sollten  drei  Untersuchungsrichter  ernannt  wer- 
den, um  über  diejenigen,  welche  den  Staatsfeind  Jugurtba  nul 
Rath  und  That  unterstützt  hätten,  zu  entscheiden:  unter  dies 
Richtern  war  M.  Scaurus^  damals  Consular'');  also  werden  auchj 

a)  Liv.  XL,  37  venificii  quaestio  ex  senatas  consolto,   quod  in 
propiusve   urbem  X  milibus  passaum  esset  commissum,  G.  Claudio  pi 
tori  —  ,    ultra    decimum  lapidem  per  fora  conciliabulaque  C.  Maenio 
decreta. 

b)  Cic.  de  fin.  II,  16. 

c)  Sali.  lug.  40. 
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die  übrigen,  wenn  sie  Privatleute  waren,  consularischen  oder 
prätorischen  Ranges  gewesen  sein.  Dieser  Scaurus  war  ein 
ächter  quaeator  parricidii  im  Sinne  von  Pomponius :  es  war  ein 
Capitalverbrechen,  über  das  er  zu  entscheiden  hatte,  er  war 
vom  Volke  ernannt  und  mit  der  höchsten  Vollmacht  versehen. 
Aber  auch  L.  Domitius  Ahenobarbus^  der  Milos  Process  leitete, 
war  ein  qua£Hor  parricidii^  wenngleich  er  wohl  nicht  mehr  so 
genannt  worden  ist :  er  war  eingesetzt  durch  ein  Gesetz  von  Cn. 
Pompejus,  welches  bestimmte,  es  sollte  aus  den  gewesenen 
CoDsuln  ein  Untersuchungsrichter  wegen  der  Ermordung  von  Clo- 
dius  und  der  damit  zusammenhängenden  Verbrechen  von  den 
Tnbutcomitien  ernannt  werden.*)  Durch  ein  besonderes  Gesetz 
also  musste  jeder  qua^stor  parricidii  bestellt  werden:  nur  so 
konnte  das  Volk  die  ihm  allein  zustehende  Befugniss ,  über  das 
Leben  Römischer  Bürger  abzuurtheilen ,  einem  Andern  übertra- 
gen. Dabei  ist  es  bemerkenswerth ,  dass,  während  die  Gewalt 
über  das  capvt  der  Bürger  unmittelbar  zu  entscheiden,  nur  den 
Centuriatcomitien  beiwohnte,  und  ihnen  allein  nach  einem  gehei- 
ligten Grundgesetze  des  Staates  vorbehalten  blieb,  dennoch  die 
Bevollmächtigung  eines  Stellvertreters  durch  die  Tributcomitien 
zu  geschehen  pflegte:  das  beweisen  die  angeführten  Beispiele 
theils  unmittelbar,  theils  dadurch,  dass  der  Vorschlag  des  Ge- 
setzes von  den  Volkstribunen  ausging.  So  sehr  stellten  Centu- 
riat-  und  Tributcomitien,  obwohl  in  ihrer  innem  Einrichtung 
verschieden,  dennoch  dasselbe  Volk  dar.  Dasselbe  Gesetz,  wel- 
ches die  Einsetzung  eines  quasstor  parricidii  anordnete,  be- 
stimmte auch  die  Art  und  Weise  seiner  Ernennung:  entweder 
überliess  es  dieselbe  dem  Senate  und  dies  wird  in  den  Zeiten, 
wo  nach  dem  Aufhören  des  Ständezwistes  Eintracht  zwischen 
Senat  und  Volk  herrschte,  meist  geschehen  sein,  oder  befahl 
sie  durch  die  Tributcomitien.  Es  bestimmte  femer  die  Anzahl 
der  Quästoren,  und  gab  das  Verbrechen  oder  die  Verbrechen, 
über  welche  sie  entscheiden  sollten,  an:  wodurch  deren  Amts- 
thätigkeit  nicht  auf  die  bei  den  ordentlichen  Beamten  üblichen 


a)  Ascon.  in  Gic  p.  Mil.  p.  89.    Wir  werden  über  diesen  Process  spä- 
ter bä  den  Schwurgerichten  ausfohrlicher  handeln. 

"•  7 
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Amtsjabre  l)eschräDkt,  sondern  in  Anfang  nnd  Ende  nach  der 
AusMinmg  dea  Auftrages  beBÜmmt  worde.  Dasselbe  Gesetz 
innsste  ferner  die  Vollmacht  für  das  selbständige  Urtbeilsprechen 
der  Ernannten  enthalten  und  Anweisung  über  das  FrocesEver- 
fahren  geben.  Dieses  Verfahren  war  natürlich  im  Allgemeinen 
das  zu  jeder  Zeit  übliche,  d.  h,  in  der  Sltem  Zeit  richtete  der 
ernannte  Qu&sttir  allein,  später  als  die  Geschworengerichte  anf- 
gekommen  waren,  mit  Geschworenen.  Ueber  einen  -vom  Qoästoi 
hinzuzuziehenden  Beirath  wurden  sicherlich  nicht  gesetzlick 
Vorschriften  gegeben*"):  diese  Sitte  war  im  Römischen  Rechte 
seit  den  ältesten  Zeiten  so  tief  eingewurzelt,  dass  es  schwerhdi 
je  einen  Beamten  ohne  Beirath  gegeben  hat.  Waren  mehrere 
Quästoreu  ernannt,  so  richteten  sie  nicht  gemeinschaftlich,  soli- 
dem jeder  bildet«  einen  besonderen  Gerichtjihof,  jedoch  so,  dass 
einer  gegen  den  andern  Einspruch  thiui  konnte ;  daher  eine  Ver- 
ständigung über  die  Hauptsachen  unter  denselben  notbwendig 
war.  Zuweilen  wurden ,  wie  wir  in  einem  der  obigen  Beispiele 
gesehen  haben,  den  einzelnen  sogar  rfiumlich  getrennte  Wir- 
kungskreise angewiesen.  Natürlich  musste  durch  das  Gesett 
auch  für  die  äussere  Ausstattung  der  Quästoren  Sorge  getragen 
werden,  zumal  wenn  dieselben  Privatpersonen  waren:  Schreiber, 
Diener  mussten  ihnen  zugewiesen,  auch  für  die  Zeit  ihrer  Amta- 
thäligkeit  das  Imperium  ertbeilt  werden ,  ohne  das  sie  die  An- 
geklagten nicht  vorladen,  nicht  p;lr;(f™,  überhaupt  jiiciit  Gerirk 
halten  konnten.  Ihre  Verhältnis^t»  mussten  so  sein,  wie  diu  iIh 
übrigen  ausserordentlichen,  zu  besonderen  Zwecken  eroanata 
Beamten.  Es  ist  darnach  ersielitlicb ,  «ic  ausfuhrlicli  die  GesdM 
über  die  quaeatores  parricldn  sein  mussteu,  wie  grosse  Vi 
schiedenheiten  in  den  einzelnen  Füllen  vorkommen  kannll 
Gemeinsam  aber  war  allen,  dass  sie  in  Folge  eines  GewfeHi 
sei  es  unmittelbar  oder  Diittelbiir,  dmcli  das  Volk  ernannt  ' 
den  snd  die  sonst  dem  Volke  allein  zustehende  Befagoise, 
das  capiU  Römischer  Bürger  zu  ticltteu,  üblen. 

Wir  haben  über  die  quaeslori;''  parricidii,  welch«  von  PoM 
ponius  erwähnt  werden,  gesproibcn  und  man  muss  afw  eeine 
Worten  folgern,  dass  sie  diesen  Namen  nach  eigenthchem  S|>W:lt 
gebrauche  führten.    Indessen  Qtiibsturen  kann  uiid  moM  m  i 
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anderer  Art  gegeben  haben.  Es  war  eine  Ausnahme,  wenn  das 
Volk  seine  richterliche  Befogniss  einem  Andern  übertrug,  das 
Ergebniss  entweder  von  besonders  drängenden  Umständen  oder 
von  besonderem  Vertrauen:  es  geschah  in  alter  Zeit  gewiss  nicht 
oft  Es  konnte-  auch  yorkommen,  dass  es  nur  die  Vorunter- 
suchung einem  von  ihm  Erwählten  übertrug,  sich  selbst  aber 
sein  Recht  der  endgültigen  Entscheidung  vorbehielt.  Dies  wird 
im  AUgemeinen  geschehen  sein,  wenn  die  eigentlichen,  mit  der 
Rechtspflege  betrauten,  Beamten-  durch  andere  Geschäfte  verhin- 
dert waren,  also  gleichsam  in  Stellvertretung  derselben,  und  eine 
ähnliche  Stellung  hatten  die  früheren,  aus  der  Zeit  der  Könige 
herstammenden,  Quästoren  gehabt,  nur  dass  ihre  Ernennung  von 
den  Consuln  ausgegangen  war.  Es  ist  sehr  glaublich,  dass  sie, 
als  stehende  Beamten  untergegangen,  dennoch  nicht  ganz  abgeschafft 
wurden,  sondern  zuweilen  nach  BedürMss  wieder  erschienen, 
nur  jetzt  vom  Volke  erwählt  Wir  haben  nur  ein  Beispiel  der- 
selben, aber  dieses  ist  sicher  und  berechtigt  zu  dem  Schlüsse, 
dass  sie  öfters  eingesetzt  worden  sind.  Varro*)  hat  uns  ein 
merkv^rürdiges  Bruchstück  erhalten  aus  den  Untersuchungsacten 
von  dem  Quästor  M.  Sergiua^  dem  Sohne  des  Manius,  welcher 
T.  Qcdnctius  Trogus  auf  Tod  und  Leben  anklagte.  Dasselbe 
bietet  zwar  grosse  Schwierigkeiten  der  Critik  und  des  Verständ- 
nisses dar,  lässt  aber  doch,  auch  ohne  auf  dieselben  einzugehen, 
für  die  hierher  gehörige  Hauptsache  keinen  Zweifel.  Es  wird 
also  in  ihm  ein  sonst  unbekannter  Quästor  M.  Sei^us  erwähnt, 
der  einen  uns  ebenfalls  unbekannten  T.  Quinctius  in  einem  Ga- 
pitalprocesse  angeklagt  und  darüber  die  Untersuchung  geführt 
hat  Selbst  die  Zeit  des  Processes  lässt  sich  nicht  bestimmen; 
nur  daraus,  dass  in  dem  Bruchstücke  mehrere  Prätoren  erwähnt 
werden,  sehen  wir,  dass  der  Process  nach  242  v.  Chr.  fallen 
muss  und  da  ihn  Varro  alt  nennt,  werden  wir  schliessen  können, 
dajss  er  ungefthr  in  die  Zeit  der  Punischen  Kriege  gehört: 
möglich  selbst,  dass  M.  Sergius  jener  ist,  den  Livius^)  als  städ- 
tischen Prätor  des  Jahres  197  v.  Chr.  nennt   In  dem  erwähnten 


a)  Varro  de  ling.  lai  VI,  9. 

b)  Uv.  XXXV,  27  und  28. 
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Brachstacke  also  inärd  derselbe  als  Qofistor  genannt,  ansser- 
ordenüich  eingesetzt,  am  eine  Criminalantersachang,  man  veiss 
nicht,  ob  aaf  Anklage  eines  Privatmannes  oder  im  Staatsaaftrage, 
za  fuhren.  Dass  er  ausserordentlich  eingesetzt  war,  beweist 
folgender  Umstand.  Yarro  giebt  die  Formeln  beim  Znsammeu- 
bemfen  der  Centuriatcomitien  an  and  fahrt  bei  den  von  den 
Censoren  und  Consuln  berufenen  als  Qaelle  die  cenaorias  tabtdae 
und  die  comm^ntarii  consulares  an.  Wären  jene  Qofistoren  ste- 
hende, ordentliche  Beamte  gewesen ,  so  hätte  er  denmächst  die 
commentarii  quaeetorii  anfahren  müssen;  aber  das  thut  er  nicht, 
sondern  nennt  als  Qaelle  die  Verhandlungen,  welche  M.  Sergios 
bei  dem  einen  Process  gegen  T.  Trogus  führte^):  er  war  also 
nur  für  den  einzelnen  Fall  ernannt  and  die  Formeln,  welche  bei 
einem  solchen  Processe  vorkommen  konnten,  waren  nicht  immer 
dieselben.  Wenn  er  aber  ein  ausserordentlicher  Beamter  war, 
so  musste  er  vom  Volke  ernannt  sein;  anders  konnte  er  die  Be- 
fngniss,  eine  Centurien Versammlung  za  berufen,  nicht  haben. 
Ob  er  allein  zum  Quästor  ernannt  war  oder  einer  oder  mehrei« 
mit  ihm,  wissen  wir  nicht:  jedenfalls  sprach  er  in  dem  ange- 
führten Processe  allein  das  Uiiheil;  denn  er  allein  berief  die 
Centarien.  Unter  den  Collegen,  welche  in  der  Formel  erwähnt 
werden,  sind  die  Senatoren  zu  verstehen;  denn  senatoriscben 
Standes  war  der  Qaästor  sicherlich,  wahrscheinlich  sogar  präto- 
rischen  Ranges,  aber  nicht  selbst  Prätor  oder  ein  anderer  Beam- 
ter. Denn  in  der  Formel  kommen  neben  den  Collegen  die  Pra- 
toren  vor  and  Varro  setzt  hinzu,  aas  einem  andern  Grunde  ab 
bei  einer  Criminaluntersuchang  dürfe  der  Qaästor  nicht  die  Cen- 
turien versammeln:  dies  passt  nur  auf  einen  ausserordentUcheo 
Ci^iminalrichter.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  vom  Jahre  447  v.  Chr. 
an,  als  die  Schatzquästoren  jährlich  zur  Hülfeleistung  der  Con- 
suln erwählt  wurden,  dennoch  die  alten  Qaästoren,  mit  gieichai 
Befugnissen  als  richterliche  Beamte  fortbestanden,  aber  ausnahms- 
weise für  bestimmte  Processe  vom  Volke  erwählt    Wir  werden 


a)  Yarro  1.  1.  commentarium-anquisitioniB  M.  Sergii  qoaestons,  qni 
capitis  accosavit  Trogum. 
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später,  wo  wir  von  dem  Proeessverfahren  spreches,  noch  einmal 
in  Kürze  auf  diese  Quästoren  zurückkommen  müssen. 

Fünftes  Capitel. 

Die  Pritmrei  als  Crimiiialricliter.  Crrtiid  flbr  die  Eliifletxinig  der  Mtor. 
Wlderleguig  der  Ansicht,  der  sttdüsche  Mtor  habe  nichts  mit  der 
Strafirechtspflege  xn  thnn  gehabt,  dnrch  den  Mangel  an  anderen  Beamten, 
durch  flberlieferte  Beispiele.  Yer?ielfluihang  der  Prätoren.  Straft'ochts- 
pflege  ausserhalb  Roms  in  Italien  und  den  Provinzen.  Das  prätorische 
Edict,  seine  Entstehung  nnd  die  Behandlung  des  StraArechts  in  demselben. 
Cnrulische  Aedilität  Crrttnde  ihrer  Einsetzung:  sie  steht  mit  dem  Straf- 
recht  nur  in  so  fem  in  Yerbindung,  als  die  Aedilen  ausserordentliche 
Ankllger  sind.  Ihrelm&nner  für  Capitalsachen.  Ihre  allm&lige  Entstehung 
ond  Beschäftigung.  Polizeiliche  Wirksamkeit  in  Führung  von  Yorunter- 
suchungen  und  BestraAing  geringerer  Yergehen. 

Wir  tiaben  gezeigt,  dass  bei  der  Einsetzung  und  Walil  der 
Militärtribunen,  welche  beinahe  achtzig  Jahre  lang,  abwechselnd 
mit  den  Consnln,  den  Römischen  Staat  leiteten,  das  Bedürfhiss 
nach  vermehrter  Anzahl  der  höclisten  Beamten  von  Einfluss  ge- 
wesen ist*)  Als  im  Verlaufe  des  Kampfes  der  Stände  die^  Ple- 
bejer anf  der  Theilung  des  Consnlates  und  der  AbschaflFung  des 
Militärtribunates  bestanden,  musste  sich  dasselbe  von  Neuem 
geltend  machen.  Es  wäre  möglich  gewesen,  mehr  als  zwei  Con- 
snln einzusetzen.  Denn  es  ist  kein,  auch  nur  religiöser,  Grund 
bekannt,  welcher  die  Zweizahl  nothwendig  gemacht  hätte.  In- 
dessen bei  drei  Consuln  war  eine  gleiche  Vertheilung  der  Ge- 
walt unter  die  beiden  Stände  unmöglich:  es  mussten  wenigstens 
vier  sein  und  bei  solcher  Anzahl  hätte,  wie  die  Geschichte  der 
Militärtribunen  beweisst,  die  Kraft  der  Regierung  gelitten.  Man 
verlangte  eine  einheitliche  Spitze  eines  jeden  Standes  und  nahm 
deshalb  keine  Vermehrung  der  Consuln  vor.  Zugleich  aber 
schuf  man,  weil  eine  grössere  Anzahl  der  höchsten  Beamten 
nöthig  war,  die  Prätur:  sie  wurde,  da  das  höcliste  politische 
Amt  zwischen  den  Ständen  getheilt  war,  natürlicher  Weise  den 
Patridem  überlassen,  zumal  da  die  Plebejer  das  ihnen  ausschliess- 


a)  S.  oben  S.  87. 
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lieh  zukommende  Volkstribmiat  besassen.     Wir  sind  über  die 
letzten  Kämpfe,  welche  der  Annahme  des  Liciniscb-Sestischen  Ge- 
setzvorschlages vorhergingen,  sehr  v^renig  unterrichtet :  sie  waren, 
vrie  Livius*)  sagt,  gewaltig;  aber  nach  dem  Verlauf  der  übrigen 
Streitigkeiten  zwischen  den  Patriciem  und  Plebejern  wird  man 
schliessen  können,  daBs  ein  gegenseitiges  Nachgeben  auch  hier 
stattgefunden  hat     Die  Patricier  setzten  die  Abzweigung  der 
Prätur  durch,  weil  sie  wirkliches  Bedürfaiss  war.    Dies  ergiebt 
sich  selbst  daraus,  dass  sie  Bestand  hatte,  als  die  Patricier  im 
Jahre  337  v.  Chr.  aus  dem  ausschliesslichen  Besitze  derselben 
verdrängt  wurden.^)    Ganz  bestimmt  aber  sagt  es  Pomponius, 
der,  ohne  den  Ständekampf  zu  erwähnen,   angiebt,  die  durch 
die  Kriege  geforderte  Abwesenheit  der  Consuln  von  Rom  hätte 
die  Wahl  eines  Prätors  veranlasst.*')    Man  meint  jetzt**),  die 
Patricier  hätten  auf  der  Einsetzung  der  Prätur  bestanden,  um 
nicht  die  Rechtspflege  in  die  Hände  der  Plebejer  gerathen  zu 
lassen.    Dies  ist  nach  dem,  was  wir  über  die  Gerichtsbarkeit 
der  Militärtribunen  und  schon  früher  der  Zehnmänner  gefunden 
haben,  nicht  wahrscheinlich :  ja  derjenige  Theil  der  Rechtspflege, 
welcher  von  patricischer  Wissenschaft  abhing,  befsuid  sich  in  den 
Händen  des  patricischen  Priesters,  welcher  jährlich  dazu   abge- 
ordnet zu  werden  pflegte  und  befand  sich  darin  noch  eine  Weile 
nach  Einsetzung  der  Prätur.**) 

Mag  also  auch  der  Kampf  der  Stände  die  Veranlassung  zum 
Ursprünge  der  Prätur  gegeben  haben,  mag  die  Hartnäckigkeit 
der  Patricier  Schuld  gewesen  sein,  dass  dieselbe  noch  etwa  dreissig 
Jahre  lang  ausschliesslich  von  ihnen  allein  besetzt  wurde ,  es 
war  das  von  Allen  anerkannte  Bedürfhiss,  das  die  Vorschlage 
der  Patricier  annehmen  liess.  Es  war  unmögUch,  dass,  wenn 
die  Consuln  ins  Feld  zogen,    alle  Geschäfte  in  Rom  selbst  auf- 


a)  Liv.  V,  42. 

b)  Liv.  Vffl,  15. 

c)  Pompon.  Dig.  §.  27  de  orig.  inr.  (I,  2):  Gomque  consoles  avoc«- 
rentor  bellis  finitimis  neque  esset,  qui  in  civitate  ins  reddere  posset,  foctmn 
est,  nt  praetor  quoque  crearetor,  qui  orbanus  appellatos  est»  quod  in  arbe 
iuB  redderet 

d)  S.  I,  148. 
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hören  sollten,  omnöglich,  dass  so  lange  keine  Klage  der  Bürger 
aber  Beschädigung  und  Verletzungen  eingeleitet  werden  konnte '') : 
die  Kriege  wurden  zu  häufig,  dauerten  zu  lange,  wurden  in  Ge- 
genden gejfnhrt,  welche  von  der  Stadt  zu  entfernt  waren.  £s 
wurde  deshalb  ein  für  die  Stadt  allein  bestimmter  curulischer 
Beamter  geschaffen,  welcher  den  früheren  Namen  der  Consuln 
„Prätor""  erhielt  Seine  übrigen  Amtspflichten,  seine  Wahl,  sein 
Rang,  der  ihn  den  Consuln  zunächst  stellt,  gehören  nicht  hier- 
her: wir  haben  es  nur  mit  seiner  richterlichen  Thätigkeit  zu 
thon.  Nach  der  gewöhnlichen  Ansicht  der  Gelehrten  ^^)  freilich 
würde  aach  über  sie  bei  einer  Untersuchung,  welche  das  Crimi- 
nalrecht  zum  Gegenstande  hat,  gar  nicht  oder  nur  wenig  zu 
sprechen  sein.  Man  glaubt  nämlich,  der  Prätor  dieser  Zeit  und 
der  städtische  Prätor  überhaupt  habe  es  nur  mit  der  Civilrechts- 
pflege  zu  thun,  mit  der  Strafrechtspfiege  stehe  er  in  gar  keiner 
oder  nur  in  sehr  loser  Verbindung.  Die  Ueberlieferung  bietet 
zu  dieser  Meinung  keinen  Anlass;  denn  Livius  und  Pomponius* 
sagen  «nur,  der  Prätor  sei  eingesetzt  worden,  um  in  der  Stadt 
llecht  za  sprechen  **);  dass  dieses  sich  nur  auf  Privatstreitigkeiten 
beziehe,  sagt  Niemand  und  kann  man  auch  nicht  aus  den  Wor- 
ten selbst  schliessen.  Erst  Cicero'')  in  der  Darstellung  einer 
Verfassung,  welche  er  für  seinen,  nach  dem  Römischen  entwor- 
fenen Staat  macht,  sagt:  „Schiedsrichter  über  das  Recht,  um 
über  Privatstreitigkeiten  zu  richten  oder  richten  zu  lassen,  soll 
der  Prätor  sein:  er  soll  des  bürgerlichen  Rechtes  Wächter  sein.^' 
Damit  deutet  er  an,  dass  des  städtischen  Prätors  Amt  sich  nur 
auf  das  Privatrecht  bezieht  und  seine  Aeusserung  ist  wahrschein- 
lich der  Grund,  weshalb  man  überhaupt  dem  Prätor  die  Straf- 
rechtspflege abgesprochen  hat  Indessen  man  muss  Ciceros  Zeit 
von  der  früheren  unterscheiden.    Denn  wenngleich  er  sonst  den 


a)  Man  sehe  2.  B.  die  Geschichte  von  Kaeso  Quinctius'  Process  I,  272. 

b)  Liv.  V,  42  a  plebe  nobilitati  (concessum  est)  de  praetore  ono,  qoi 
ius  in  orbe  diceret,  ex  patribus  creando;  Pomponins  an  der  eben  ange- 
führten Stelle. 

0}  Cic.  de  leg.  III,  3,  8  Iuris  disceptator,  qui  privata  iudicet  indica- 
rive  iubeat»  praetor  esto:  is  iuris  civilis  costos  esto:  hoic  potestate  pari 
quotcunque  senatos  creverit  popnlusve  iusserit,  tot  sunto. 
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Geist  und  die  Unbescholtenheit  der  Staatsyerbssmig,  wie  sie  sich 
in  den  frühern  Zeiten  der  Republik  gezeigt  hatte,  preisst,  nahm 
er  doch  die  nothwendige  Entwickelong  derselben,  weldie  die 
veränderten  Verhältnisse  seiner  Zeit  mit  sich  gebradit  hatten, 
an  und  man  würde  sehr  irren,  wenn  man  in  seinem  Entwürfe 
einer  Staatsverfassung  das  getreue  Bild  etwa  der  Zeiten  Roms 
in  den   Punischen  Kriegen  zu   finden   vermeinte:  er    schildert 
vielmehr  die  Einrichtungen  seiner  Zeit,  aufge£asst  im  Geiste  eines 
früheren  Jahrhunderts.   Es  ist  aber  sehr  wohl  möglich,  dass  die 
Prätur  anfanglich  beides,    das    Strafrecht  wie  das  Privatrecht, 
umfasste,  später  jedoch  bei  den  wachsenden  Geschäften  beide  ge- 
trennt und  verschiedenen  Personen  überwiesen  wurden.     Dies 
ist  der  natürliche  Entwickelungsgang  der  Römischen  Staatsämt^r 
gewesen  und  wird  sich  auch  bei  der  Prätur  wiederfinden. 

Es  lässt  sich  auf  das  Einleuchtendste  erweisen,  dass  die 
Strafrechtspflege  am  Anfange  lange  Zeit  und  während  der  Blüthe 
<ler  Republik  zum  Amte  des  städtischen  Prätors  gehört  hat,  ja 
sie  muss  ihn  anfangs  mehr  in  Anspruch  genommen  haben  als 
die  Pflege  des  Privatrechtes.  Denn  für  dieses  gab  es  nach  Ein- 
setzung der  Prätur  noch  die  jährlich  abgeordneten  Priester,  iron 
denen  wir  gesprochen  haben"),  während  der  Prätor  für  jene  keine 
Unterstützung  fand.  Der  Beweis  für  die  oberrichtliche  Befdgniss 
des  Prätors  auch  in  Strafsachen  liegt  darin,  dass  sie  eine  Noth* 
wendigkeit  war:  es  gab  keinen  andern  Beamten,  der  sie  hätte 
üben  können.  „Weil  die  Consuln  in  Kriegen  beschäftigt  waren,** 
sagt  Pomponius,  wurde  der  Prätor  eingesetzt.  Also  die  Consuln^ 
welche  im  Beginne  der  Republik  die  von  den  Königen  vererbte 
Strafrechtspflege  gehabt  hatten,  konnten  sie  thatsächlidi  nicht 
üben:  die  curulischen  Aedilen  haben  sie  anerkannter  Massen 
nie  gehabt,  Quästoren  gab  es,  wie  wir  gesehen,  nicht  regel- 
mässig, und  selbst  diejenigen  Gelehrten,  welche  der  alten,  falschen 
Ansicht  zufolge  eine,  man  weiss  nicht  recht  wie,  stattfindende 
Verbindung  der  Schatzquästoren  mit  den  peinlichen  Quästoren 
annehmen,  werden  dennoch  erkennen  müssen,  dass  denselben 
nicht  die  Leitung  aller  Griminalprocesse  zufallen  konnte.   Ebenso 


a)  S.  I,  148  und  obeo  S.  102. 
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rare  es  eine  durch  nichts  zu  beweisende  und  mit  der  Folgezeit 
in  Widerspruch  stehende  Annahme,  die  Beamten  der  Plebs  hätten 
die  gewöhnliche  Criminaljustiz  gehabt  Also  für  diejenigen  Fälle, 
in  denen  das  ürtheil  ohne  Zuziehung  der  Volksversammlung  ge- 
fallt wurde,  bleibt  kein  Beamter  übrig:  ausser  den  Consuln  und 
«iem  Prätor  hatten  die  andern  selbst  keine  Diener,  um  die  Stra- 
f'^n  nach  gefälltem  Urtheil  vollziehen  zu  können.  Noch  klarer 
t^rgiebt  sich  die  Strafrechtspflege  der  Prätoren  für  diejenigen 
Fälle,  in  denen  eine  Entscheidung  der  Volksversammlung  nöthig 
mr:  diese  geschah  nach  dem  alten  Staatsgrundgesetze  in  Cen- 
toriatcomitien,  diese  aber  konnte  ausser  den  Consuln  nur  der 
Prätor  berufen. 

Ausser  diesem,  in  dem  Mangel  an  Beamten  liegenden  Bfe- 
weise  giebt  es  aber  auch  unmittelbare  Beispiele  für  die  Straf- 
rechtspflege des  Prätors.  Ein  gemeines  Verbrechen  hatte  jene 
Bürgerin  oder  jener  Bürger  begangen,  welche  zur  Todesstrafe 
im  Geffingniss  verurtheilt  von  ihrer  Tochter  mit  der  Milch  ihrer 
Brüste  am  Leben  erhalten  wurde :  welcher  Beweis  von  kindlicher 
Liebe  Anlass  zur  Erbauung  eines  Tempels  der  Pietas  gegeben 
Laben  soll.  Zwar  haben  die  Erzählungen  darüber  etwas  Sagen- 
uiftes  an  sich  ufid  sind  bei  den  Schriftstellern  nicht  gleich; 
*\*eT  die  Art  und  Weise  der  Verurtheilung  darf  als  vollkommen 
:«^^chichtlich  gelten  und  giebt  uns  eine  Andeutung,  wie  über- 
'.lupt  in  der  ersten  Hälfte  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.,  also 
Ji  der  Blüthezeit  der  Republik,  Verbrechen  vor  Gericht  behan- 
Mi  wurden.  Valerius')  sagt  ausdrücklich,  die  Schuldige  sei 
v«m  Prätor  bei  seinem  Tribunal  wegen  Capital  verbrechen  zum  Tode 
verortheilt  wotden.  Mochte  auch  zur  Zeit,  als  mehrere  Prätoren 
testanden,  irgend  einer  derselben  die  Entscheidung  der  Straf- 
irocesse  haben^  so  muss  man  daraus  folgern,  dass  anfangs,  wo 
^i  nur  einen  Prätor  gab,  dieser  mit  der  Aufsicht  über  die  Pri- 
Tatprocesse  auch  die  Leitung  der  Criminalprocesse  verband. 
Aehnlich  heißst  es,  eine  Frau,  welche  ihre  Mutter  getödtet  hatte, 
^ii  bei  dem  Prätor  M,  Popilius  Laenas  angeklagt,  aber  aus  be- 


a)  YaL  Max.  Y,  4,  7.  AuBserdem  erwähnen  diese  Begebenheit  PIid.  nat 
aist  Vn,  121 ;  Festus  s.  v.  pietati  p.  209 ;  Liv.  XL,  34. 
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Bondern  Gründen  weder  vemrtheilt  noch  freigesprochen  worden.*) 
Wir  wissen  nicht,  ob  es  eine  Bürgerin  oder  Fremde  war;  eine 
Sclavin  war  es  sicherlich  nicht    Anch  die  Zeit  des  Processes 
lässt  sich  nicht  genau  bestinunen;  jedenfalls  fiel  er  Yor  die  £r- 
richtong  der  Schwurgerichte  für  Criminalsachen   und  beweist, 
dass  der  Prätor  in   diesen  entschied.^)    Eine  genauere  Nach- 
richt haben  wir  von  einem  Verbrechen,  das  kurz  vor  dem  dritten 
Punischen  Kriege  geschah.   Zwei  vornehme  Frauen,  Publilia  und 
Licinia,  wurden  beschuldigt,  ihre  Männer,   gewesene  Consuls, 
durch  Gift  getödtet  zu  haben.    Sie  wurden  beim  Prätor  ange- 
klagt und  dieser  forderte  Bürgen  für  ihr  Erscheinen  am  Geridits- 
tage.    Indessen  die  Verwandten  kamen  der  Schande  einer  Yer^ 
urtheilung  durcii  das  Volksgericht  zuvor  und  tödteten  die  Schuld 
digen  nach  dem  Beschlüsse    eines  Familiengerichtes.^)     Ebei^ 
hierher  gehört  die  Erzählung   von  L.  Hostilius  Tubulus,   de^ 
sich  als  Prätor  bei  einem  Processe,  den  er  über  Mord  leitete^ 
offenbar  hatte  bestechen  lassen.*')    Denn  ein  Schwui^richt  ü 
Mord  gab  es   damals  noch  nicht.     Die  Strafe  des   schuldig 
Prätors  wurde  einem  ausserordentlichen  Gerichte,  welches    de 
Consul  Cn.  Servilius  Caepio  in  Folge  eines  Volksbeschlusses 
quaestar  parricidii^)    leitete,  übertragen:    wahrscheinlich  häl 
das  Volk  auch  hierfür  einen  Prätor  bestellt,  wenn  es  nicht  z^eckl 
massig  erschienen  wäre,  für  die  Bestrafung  eines  Mannes  \ 
prätorischem  Range  einen  höher  stehenden  Beamten  zu  ernennen 
Dies  sind  Beispiele,  welche  die  Amtsthätigkeit  des  Prätors   i 
gewöhnlichen  Criminalprocessen  sicher  beweisen,    kidessmi  ehe 
derselbe  leitete  auch  ausserordentliche  politische  Capitai^roces^ 
Wenn  die  Volkstribunen  einen  gewesenen  Beamten  wegen  p« 
duellio  bei  den  Centuriatcomitien  anklagen  wollten,  so  ipusste 
sie  den  Termin  von  dem  Prätor  erbitten,  der  dann  als  oberst« 


a)  Val.  Max.  VIU,  1  amb.  1. 

b)  Liv.  per.  XLVm  und  Val.  Max.  VI,  8,  8. 

c)  Cum  praetor  quaestionem  inter  sicarios  exercoisset,  sagt  Cic  c 
fin.  n,  16.  Man  vergleiche  über  diese  Sache  noch  Cic.  de  fin.  IV,  28:  <i 
deor.  nat  I,  23;  III,  dO;  p.  Scaur.  1;  über  das  endliche  Schicksal  d« 
Schuldigen  Ascon.  p.  23  Orell. 

d)  Vergl.  oben  S.  96. 


Politische  Criminalprocedäe  vor  dem  Prätor.  107 

Richter  die  Leitung  des  Processes  hatte.    So  erzählt  Gellius») 
von  einem  Perduellionsprocesse,  welchen  der  Volkstribun  Licinius 
anstellte  und  zu  dem  er  sich  den  Termin  von  dem  Prätor  M. 
Marcius  erbat;  so  klagte  211  v.  Chr.  der  Tribun  C.  Sempronius 
Blaesus  den  Prätor  des  vorhergehenden  Jahres  Cn.  Fulvius  Flaccus 
an  und  erbat  sich  dazu  den  Termin  von  dem  städtischen  Prätor 
C.  Calpumius.**)  Damals  waren  allerdings  beide  Consuln  ausser- 
halb Roms,  aber  dass  ihre  Anwesenheit  in  der  Stadt  keinen 
Unterschied  machte,  zeigt  das  Beispiel  des  Tribunen  P.  Rutilius, 
»elcher,  als  er  im  Jahre  169  v.  Chr.  die  beiden  Censoren  C. 
l'laudius  Pulcher  und  Ti.  Gracchus  wegen  perduellio  anklagen 
wollte,    sich  dazu  den   Termin  ebenfalls  von   dem  städtischen 
Mtor  C.  Sulpicius  erbat.  *^)    Selbst  unter  den  ausserordentlichen 
'iuaestares  parricidii,  welche  vom  Volke  zur  Entscheidung  be- 
v»nderer  Criminaluntersuchungen  bevollmächtigt  wurden,  befan- 
len  sich  Prätoren,  selten  Consuln,  und  diejenigen  Privatpersonen, 
welche  mit  diesem  Geschäfte  betraut  wurden,  hatten  gewöhnlich 
prätorischen  Rang.**) 

Es  ist  denmach  sicher,  dass  der  Prätor  Criminalrichter  war 
nnd  zwar  von  Anfang  seiner  Einsetzung  an.  Denn,  wenngleich 
lue  angeführten  Beispiele  sich  auf  eine  spätere  Zeit  beziehen,  so 
haben  sich  doch  die  Verhältnisse  der  Prätur  erst  in  der  letzten 
/<^it  der  Republik  durch  die  Errichtung  der  Geschworenge- 
richte geändert  Es  wurde  nach  ihr  keine  Behörde,  welche  die 
I  riminalgerichtsbarkeit  hätte  üben  können,  geschaffen:  die  Drei- 
männer  für  Capitalsachen,  von  denen  wir  später  handeln  werden, 
^ären  niemals  Richter.  Wie  lange  aber  die  Strafrechtspflege 
unter  dem  Prätor  oder  vielmehr  unter  dem  städtischen  Prätor 
L'^i^tauden  hat  und  wann  das  Verhältniss,  wie  Cicero**)  es  schil- 
lert, eingetreten  ist,  diese  Fragen  lassen  sich  aus  der  Ueberlie- 
knmg  genügend  beantworten.    Nämlich  bis  zum  Jahre  242  v. 


a)  G«1L  VII,  9. 

b)  Liv.  XXVI,  3. 

c)  Liv.  XLIU,  16. 

d)  Vergl.  oben  S.  96  flgd. 

e)  S.  oben  S.  103. 
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Chr.^  genügte  der  eine  Prätor,  der  anfangs  eingesetzt  worden 
war:  damals  wurde  ein  zweiter  gewählt,  wie  Pomponius')  sagt, 
weil  eine  grosse  Menge  von  Fremden  nach  der  Stadt  kam:  er 
sollte  unter  diesen  und  über  alle  Beziehungen  mit  den  Fremden 
Recht  sprechen.  Es  theilte  sich  also  das  Amt  des  Prätors  so, 
dass,  während  derselbe  früher  über  alle  Einwohner  der  Stadt 
Recht  gesprochen  hatte,  von  jetzt  an  die  Bürger  dem  städtischen 
Prätor  verblieben,  die  Fremdem  dem  neuen  zufielen.  So  war 
es  wenigstens  in  der  Regel;  denn  bekanntlich  wurde  zuweilen 
bei  dringender  Kriegsgefahr  auch  fernerhin  die  ganze  Rechts- 
pflege der  Stadt  einem  einzigen  Prätor  übertragen,  während  dem 
eigentlichen  Fremdenprätor  irgend  ein  auswärtiger  Auftrag  zufiel 
Unter  der  Rechtspflege  aber  ist  immer  die  Criminalgerichfebar- 
keit  mit  zu  verstehen;  die  Vertheilung  geschah,   wie  es  heisst 

I 

nach  den  Glassen  derjenigen,  welchen  Recht  gesprochen  werden 
sollte,  nicht  nach  der  Art  der  Processe.  Die  weitere  Vermeh- 
rung der  Prätoren,  zuerst  227  v.  Chr.  um  zwei**),  dann  197  v. 
Chr.  wieder  um  zwei*'),  geschah  der  Provinzen  halber,  welche 
allmäüg  zum  Römischen  Reiche  hinzukamen.  Dies  deuten  Livia^ 
und  Pomponius**)  an  und  es  ergiebt  sich  auf  da8|  Sicherste  aus 
der  Vertheilung  der  prätorischen  Provinzen,  welche  ims,  soweil 
Livius'  Geschichte  reicht,  genau  bekannt  ist.^)  Die  Geschäfts- 
kreise der  beiden  in  der  Stadt  befindlichen  Prätoren  wurdei 
also  durch  diese  Vermehrung  der  Prätorenzahl  nicht  berührt 
eben  so  wenig  durch  die  allmälig  beginnende  Sitte,  die  Prätore 
während  ihres  Amtsjahres  entweder  innerhalb  oder  ansserh 
der  Stadt  zu  andern  Zwecken  zu  verwenden  und  ihnen  dan 


a)  PompoD.  §  28  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2):  Post  aliquot  deinde  anu 
non  BufSciente  eo  praetore,  quod  multa  turba  etiam  peregrinonmi  in  er 
tatem  veniret,  creatos  est  et  alius  praetor,  qui  peregrinus  appellatos  essi  ^ 
eo,  quod  plerumque  inter  peregrinos  ius  dicebat. 

b)  Liv.  per.  XX. 

c)  Liv.  XXXn,  27  Sex  praetores  illo  anno  primmn  creati  crescentibii 
iam  provinciis  et  latius  pateecente  inperio. 

d)  Pompon.  §  32  Dig.  de  orig.  iur.  <I,  2) :  Capta  deinde  Sardinia,  mo] 
Sicilia,  item  Hispania,  deinde  Narbonensi  provincia  totidem  praetores,  qu 
provinciae  in  ditionem  venerant,  creati   sunt ,   partnn  qui  urbanis  rebus 
partim  qui  provincialibus  praeessent. 
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nach  Ablauf  desselben  ihr  imperium  zu  verlängern,  Verhältnisse, 
über  welche  wir  später,  wo  wir  von  der  Entstehung  der  soge- 
nannten quaesüones  perpetuae  handeln,  ansfohrlicher  sprechen 
werden.  £rst  Sullas  Staatseinrichtung  brachte  hierin  eine  durch- 
greifende Veränderung  hervor :  er  schuf  acht  Prätoren ,  liess  alle 
während  ihres  Amtsjahres  in  Korn  bleiben  und  alle  nach  Ablauf 
desselben  als  Proprätoren  in  die  Provinzen  gehen.  Da  musste 
sieh  das  Amt  der  beiden  Prätoren,  welche  vorher  allein  in  der 
Stadt  gewesen  waren,  des  eigentlich  so  genannten  städtischen 
and  des  Fremdenprätors,  ändern.  Als  der  letztere  eingesetzt 
wurde,  fand,  wie  vnr  gesehen,  die  Vertheilung  der  Geschäfte 
zwischen  ihm  und  dem  städtischen  Prätor  nach  den  Classen 
(lerer,  welche  Recht  suchten,  statt:  eine  weitere  Vertheilung 
nach  eben  diesem  Grundsatze  war  unter  acht  Prätoren  nicht  mög- 
lich. Deshalb  wurde  ein  anderer  Eintheilungsgrund  gewählt  und 
in  der  Verschiedenheit  der  Processe ,  dann  in  der  der  Verbrechen 
gefunden.  Die  Ciiminalgerichtsbarkeit  wurde  abgezweigt  und 
anter  die  sechs  neuen  Prätoren,  welche  in  der  Stadt  blieben, 
vertheilt:  der  städtische  Prätor  behielt  die  Privatprocesse  unter 
Bürgern,  der  Fremdenprätor  die  unter  Nichtbärgem.  Zu  die- 
ser Zeit  zuerst  wurde  die  Criminalgerichtsbarkeit  von  der  Ci- 
vilgerichtsbarkeit  den  richtenden  Personen  nach  getrennt,  wäh- 
rend bis  dahin  beide  immer  unter  denselben  Richtern  vereinigt 
gewesen  waren.  Dennoch  verlor  selbst  damals  der  städtische 
Prätor  nicht  allen  Einfluss  auf  die  Griminalprocesse :  er  galt 
immer  als  der  erste  der  Prätoren,  er  war  der  Mlttelpimkt  der 
Prätur,  er  hatte,  wie  bekannt,  das  Verzeichniss  der  jährlichen 
Richter,  aus  denen  die  Geschworenen  entnommen  wurden,  an- 
zufertigen: ja  er  hatte  auch  noch  in  einzelnen  Cfiminalprocessen 
Recht  zu  sprechen.  Cicero  erzählt  von  Verres"),  der  städtischer 
Prätor  war,  er  habe  einen  Staatsprocess  geleitet  und  einen 
ehemaligen  Volkstribunen  Q.  Opimius  durch  eine  Geldstrafe  zu 
Grunde  gerichtet.  Jedoch  über  diesen  Gegenstand  werden  vdr 
später  mehr  zu  sprechen  haben :  hier  kommt  es  nur  darauf  an, 
festzustellen,    dass  die  Prätur  bis  auf  Sullas  Verfassung  Civil- 


a)  Gic  in  Verr.  lib.  I,  60,  155. 
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and  Griminalgeiichtsbarkeit  auf  gleiche  Weise  and  in  denselbeo 
Personen  vereint  hat:  ja  aus  der  grossen  Zahl  von  Prfitoreiu 
denen  die  letztere  von  Sulla  übertragen  wurde ,  darf  man  schlies- 
sen ,  dass  dieselbe  bis  dahin  eine  Hauptbeschäftigung  der  beiden 
städtischen  Prätoren  gewesen  war. 

Der  im  Jahre  366  v.  Chr.  zuerst  eingesetzte  Prätor  hiess 
der  „städtische",  weil  er  im  Gegensatz  zu  den  Consuln,  welche 
die  Verwaltung  des  Staates  nach  aussen  führten,  die  gesammte 
Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  leitete :  wenngleich  man  keine  Nach- 
richt darüber  hat,   darf  man  doch  als  sicher  annehmen,  dass 
sein  Geschäftskreis  sich  bis  zum  ersten  Meilensteine  von  der  Stadt 
erstreckte,  bis  wohin  auch  die  Gewalt  der  Volkstribunen  reichte. 
Es  war   dies  also  die  erste  räumliche  Eintheilung  des  Reiches 
in  Bezug  auf  die  Gerichtsverfassung:  alleProcesse  innerhalb  der 
Stadt  und  der  städtischen  Bannmeile  fielen  dem  Präfcor  zo.  Man 
fragt,    vor  welchen  Richter  das  ausserhalb  dieser  Grenzen  Lie- 
gende   gehörte.     Wo   Polybius  die  Römische    Staatsver&ssung 
schildert ,  erwähnt  er  unter  den  Obliegenheiten  des  Senates  Fol- 
gendes*):   „die  Vergehen  in  Italien,   welche  einer  öffentlichen 
Untersuchung  bedürften,    z.  B.   Verrath,   Verschwörung,    Gift- 
mischerei, Mord,  fielen  dem  Senate  anheim'\    Es  ist  za  bedan- 
em,   dass   er  nicht  bestimmter  die  Gattungen  der  Veibrecbes 
nennt :  so  viel  darf  man  sicherlich  aus  seinen  Worten  schliesst^ 
dass  nicht  alle  Verbrechen ,  auf  denen  als  Strafe  der  Tod  stand^ 
von  dem  Senate  abgeurtheilt  wurden ,  ja  er  sagt  nicht  einmal 
dass  das  Urtheil  im  Senate  gefällt  wurde.    Wenn  er  von  Gift 
mischerei  und  Mord  spricht,    so  meint  er  so  weit  veizweigll 
Genossenschaften  zur  Verübung  von  Mordthaten,  wie  sie  bttetk 
in  der  Römischen  Geschichte  vorkonmien^):  einzelne  Fälle  d4|| 
Art  meint  er  nicht    Dass  nicht  alle  Verbrechen  überhaupt  v4| 


a)  Polyb.  VI,  13  ^ao  töv  dSix7){jiotT<uv  tüiv  xat  'IraXiav  rpoc^tTat 
(AOo{ac  iniQxi^tiüz n  Xi^to  hi  olov  npo^oo^ac«  ouvcufioofac,  ^apfnaxcCac «  ^o 
<pov{ac^  Tj  ouyxXi^Tip  [UXti  iiepl  Tauxa*  icpoc  ^i  toutoic  tt  tcc  iitdrnrjc  f^ 
XiC  T<üv  xaxd  T^v  'IxaXfav  fitoXuaccoc  ^  ^icmpii/^oettic  i^  poi^^c^ac  ^  foX> 
irpocSelTtti,  TouTtuv  itd^vTwv  äirtpitX^c  ioti  Tj  ouYxXi^T<p. 

b)  Liv.  Vm,  18:  XXXIX,  41  und  die  bei  Gelegenheit  derBacchanaliei 
verübten  Verbrechen. 
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deo  Senat  kamen ,  ^ebt  er  ausdrücklich  an.    Es  sciieint ,  dass 
ge^etzlieb  keine  bestimmte  Grenze  gezogen  war,   sondern  der 
Senat,  wo  politische  Vergebungen  oder  bedeutende  Verbrechen 
vorlagen,  eingriff.     Man  fragt  aber,   wer,  abgesehen  von  den 
Befugnissen,  welche  den  Behörden  der  einzelnen  Städte  zustan- 
den, der  gewöhnliche  Oberrichter   ausserhalb  Roms  war.     Es 
ist  kein   Römischer  Beamter  vorhanden,    an  den  man  denken 
könnte,  ausser  den  Consuln:  sie  müssen  für  Privatstreitigkeiten 
and  die  gewöhnlichen  Verbrechen  die  oberste  Entscheidung  ausser- 
kilb  Roms  gehabt  haben,  und  dies  allein  passt  zu  den  Befug- 
nissen des  Senats ,   von  welchen  Polybius  erzählt.    Dies  ist  der 
Anfang  zur  Entstehung  der  Provinzen  gewesen.    Bis  dahin  hatte 
das  ganze  Römische  Gebiet  eine  gleiche  Behandlung  durch  die- 
selben Beamten  gehabt,  nur  dass  Bürger  vor  Nichtbürgem  einen 
CTui^seren  Rechtsschutz  gegen  die  Willkür  der  Beamten  genossen: 
von  jetzt  an  schied  sich  die  Stadt  Rom  von  der  Provinz,  ohne 
dasg  indessen  auch  hier  der  unterschied  zwischen  Bürgern  und 
Nichtbürgem  verschwand:   wir    haben   früher»)  nachgewiesen, 
dass  alle  Römischen  Vollbürger,  mochten  sie  ansässig  sein  wo 
^ie  wollten,  in  gewissen  Fällen  des  Criminalrechtes    nur  den 
itüdtischen  Behörden  unterworfen  waren. 

Vom  Jahre  366  v.  Chr.  an  gab  es  also  Provinzen,  welche 
ilirlich  unter  die  Consuln  vertheilt  wurden.  Sie  hatten,  ein 
xler  in  dem  ihm  angewiesenen  Theile,  den  militärischen  Ober- 
'.•Tt'ehl  verbunden  mit  der  Gerichtsbarkeit:  in  'wichtigen  Fällen 
ä)qen  sie  den  Senat  zu  Rathe ,  empfingen  von  ihm  Aufträge  für 
«Üe  Leitung  besonderer  Untersuchungen.  So  fand  man  im  Jahre 
i^yi  y.  Chr.,  dass  bei  den  Frusinaten  sich  eine  Verschwörung 
st^<4en  die  Römische  Herrschaft  gebildet  hatte.  Die  Consuln  be- 
richteten an  den  Senat  und  empfingen  von  ihm  den  Auftrag, 
•ier  Stadt  den  dritten  Theil  ihres  Gebietes  zu  nehmen  und  die 
Schuldigen  zu  strafen :  sie  Hessen  die  Häupter  der  Verschwörung 
iiinricbten.  **)  Im  Jahre  204  v.  Chr.  hatte  der  eine  der  Consuln 
U.  Cornelius  Etrurien  als  Provinz  und  berichtete  über  die  Ver- 


a)  YeigL  oben  S.  56. 

b)  Liv.  X,  1. 
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bindungen,  welche  die  dortigen  Stfidte  mit  den  Pnniem  gehabt 
hätten:  er  bekam  den  Auftrag,  die  Untersnchmig  zu  fahren,  üess 
Viele  hinrichten  und  zog  von  Andern  die  Güter  ein*).    Aehnüch 
wurde  im  Jahre  200  der  Prätor  Q.  Minucius,  welcher  Brattieo 
als  Provinz  h^tte ,  auf  sein  Ansuchen  zu  einer  ausserordentlicheD 
Untersuchung  über  die  Plünderung  des  Tempels  der  Proserpina 
in  Locri  vom  Senat«  bevollmächtigt*») ;  im  Jahre  184  strafte  der 
Prätor  L.  Postumius,  dessen  Provinz  Tarent  war,  ^Verschwönm- 
gen  unter  den  Hirten  dortiger  Gegend   und  Theilnehmer  an  den 
Bacchanalien  entweder  nach   besonderem  Auftrage  des  Senates 
oder  doch  an  denselben  berichtend  und  seine  Bestätigung  ein- 
holend. ®)    Als  im  Jahre  198  eine  staatsgefährliche  Verschwörung 
in  Setia  sich  bildete,    wurde  die  Anzeige  davon  an  den  städti- 
schen Prätor  L.  Cornelius  MenQa  gebracht  und ,  da  die  Consnln 
weit  von  Rom  mit  Kriegen  beschäftigt  waren,  erhielt  derselbe 
ausserordentlicher  Weise  vom  Senate  den  Auftrag,    dieselbe  zo 
untersuchen   und  die  Schuldigen  zu  strafen^);  ähnlich  im  Jahr 
196  der  Fremdenprätor  ÄP.  Acilius.  **)    Der   Senat    konnte  in 
solchem  Falle ,  wenn  die  ordentlichen  Beamten  beschäftigt  waren,i 
auch  das  Imperium  verlängern ,  wie  z.  B.  im  Jahre  207  v.  Chr. 
M.  Livius  nach  seinem  Consulate  abgesendet  wurde,  um  staats- 
gefährliche Verschwörungen  in  £trurien  und  Umbrien  zu  unte^ 
drücken.')    Doch  dies  sind  ausserordentliche  Fälle:    sie  bewei* 
sen ,  dass  der  Senat  zu  Italien  in  demselben  Verhältnisse  stand. 
wie  die  Volksversammlung  zur  Stadt  Rom  und  den  Römischeo 
Bürgern ;  nur  ist  für  diese  Volksversammlung  im  Strafrecht  eim 
gesetzliche  Wirksamkeit  geboten,  die  Theilnahme  des  Senattf 
beruht  auf  dem  Uebereinkommen  mit  den  Beamten  und  der  da^ 
aus  entstandenen  Gewohnheit    Oberrichter  in  Italien  sind  & 
Consuln,  ebenso  wie  sie  es  ursprünglich  in  Rom  waren:  vA 
Hülfe   des  Senates  theilen  sie  sich  ihre  Amtsbezirke  räumlkl 


a)  Liv.  XXIX,  36. 

b)  Liv.  XXXI,  12. 

c)  Liv.  XXXIX,  41. 

d)  Liv.  XXXn,  26. 

e)  Liv.  XXXm,  36. 

f )  Liv.  XXVm,  10. 
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ab.  Wenn  sie  wegen  Kriege  oder  anderer  Beschäftigangen  nicht 
aosrelchen,  wird  entweder  gewesenen  Consoln  ihre  Amtszeit  ver- 
längert oder  Prätoren,  seit  es  deren  mehrere  gab,  zu  Hälfe  ge- 
nommen :  auch  sie  erhielten  wieder  rftamlich  abgegrenzte  Bezirke 
far  ihre  Wirksamkeit  Je  verwickelter  die  Verhältnisse  wurden, 
wie  es  z.  B.  während  der  Punischen  Kriege  der  Fall  war,  desto 
grösser  musste  der  Einfluss  des  Senates  werden,  um  den  ein- 
zeben  Beamten  ihr  Amt  anzuweisen. 

Polybius  nennt  in  der  oben  angeführten  Stelle  nur  die  in 
Italien  vorkommenden  Verbrechen ,  von  den  eigentlichen ,  ausser- 
halb Italiens  gelegenen,  Provinzen  spricht  er  nicht  Und  doch 
bt  es  unmöglich,  dass  deren  Verhältniss  anders  gewesen  ist; 
denn  sonst  hätten  die  Statthalter  derselben  eine  grössere  Macht 
gehabt  als  die  Consuln,  welche  Italien  regierten,  und  von  den 
CoQsuln  selbst  wäre  derjenige,  welcher  Italien  regierte,  beschränk- 
ter gewesen  als  der  andere,  der  vielleicht  eine  auswärtige  Pro- 
vinz erhalten  hatte.  Freilich  war  die  Entfernung  der  Provinzen 
von  Rom  grösser,  folglich  die  Au&icht  des  Senates  schwieriger, 
dennoch  aber  £änd  dieselbe,  soweit  es  möglich  war  und  gewiss 
in  viel  höherem  Grade,  als  man  gewöhnlich  vermuthet  oder  als 
man  überhaupt  nachweisen  kann ,  statt  Als  Verres  Sicilien  ver- 
waltete, stellte  sich  seiner  Kunsträuberei  ein  angesehener  Sici- 
lier  Sthenius  entgegen  und  Verres,  um  ihn  unschädlich  zu 
machen,  liess  ihn  wegen  eines  Gapitalverbrechens  anklagen. 
Indessen  Sthenius  entfloh,  kam  nach  Rom  und  bewirkte  durch 
seine  Freunde,  dass  seine  Sache  im  Senate  zur  Sprache  kam: 
man  verlangte  einen  Senatsbeschluss,  es  sollten  im  Allgemeinen 
Criminalanklagen  gegen  Abwesende  verboten  werden.  Der  Be- 
schluss  kam  am  Ende  nicht  zu  Stande  und  es  blieb  bei  der 
blossen  Besprechung  im  Senate;  dennoch  äussert  Cicero  keinen 
Zweifel,  dass  der  Senat  so  hätte  beschUessen  können  und  dass 
Verres  verbunden  gewesen  wäre  zu  gehorchen.*)  Dies  ist  ein 
Fall,  wo  der  Senat  wegen  eines  einzelnen  Provinzialen  eingrei- 
fen wollte:  wie  oft  wird  er,  wo  es  wichtigere  Sachen  imd  aus-  * 
gedehntere  Verbrechen  galt,    eingegriffen  haben  oder  um  sein 


a)  Cic  in  Verr.  IV,  39,  95. 
"•  8 
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Gutachten  angegangen  worden  sein  I  Es  beruht  auf  dieser  Stellung 
des  Senates  zu  den  Statthaltern  derProYinzen  die  ganze  Gesetz- 
gebung, welche  sich  allmälig  über  die  Amtsi^ei^ehen  eines  gros- 
sen Theiles  der  Beamten  bildete,  und  wir  werden  deshalb  spä- 
ter auf  denselben  Gegenstand  zurückkommen  müssen. 

Das  Ergebniss  unserer  Untersuchungen  ist,  wenn  wir  tod 
Italien  und  den  Provinzen  absehen,  dass  bis  auf  Sullas  Verfas- 
sung die  Prätoren  die  Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  in  ihrem 
ganzen  UmÜEmge,  d.  h.  eben  so  gut  in  Criminal-  wie  in  Pri?at- 
sachen,  gehabt  haben.  Diese  beiden  Arten  des  Rechtes  scheiden 
sich  bis  auf  Sulla  nicht  mehr,  als  sie  durch  das  erste  Yalerisc^ 
ProYOcationsgesetz,  welches  dem  Volke  die  höchste  Entscheidung 
über  das  Leben  und  Vermögen  Römischer  Bürger  veriieheu 
hatte,  geschieden  worden  waren:  sie  nahmen  beide  denselben 
Entwickelungsgang.  Wenn  aber  der  Prätor  auch  die  Criminal- 
gerichtsbarkeit  leitete ,  so  musste  sich  sein  jährliches  Edict  auch 
auf  diese  beziehen.  Zwar  hat  es  Gelehrte  gegeben,  weldie  dem 
prätorischen  Edicte  überhaupt  kein  hohes  Alter  zuschrieben,  soxh 
dem  meinten,  seine  Entstehung  falle  nicht  lange  vor  Giceros 
Zeit.  ^)  Dafär  giebt  es  keine  Beweise  und  die  unsichem  Aeosse- 
rungen,  welche  man  darauf  bezogen  hat,  erlauben  keine  Folge- 
rung. Wir  wissen,  dass  im  Jahre  67  v.  Chr.  der  Volkstnbim 
C.  Cornelius  ein  Gesetz  gab,  die  Prätoren  sollten  nach  den  von  ihn» 
im  Anfange  des  Jahres  aufgestellten  Edicten  Recht  sprechen; 
denn  früher  pflegten  sie,  wie  Dio  Cassius  sagt^),  nicht  alle 
Rechtsbestimmungen  zusammenzufassen,  noch  alle  auf  einmal 
bekannt  zu  machen,  auch  öfters  von  den  aufgestellten  Bestim- 
mungen nach  Gunst  oder  Feindschaft  abzuweichen.  Dies  Gesetz 
setzt  als  vorhergehend  einen  Zustand  der  Unsicherheit  und  des 
Schwankens,  aber  doch  zugleich  die  Gewohnheit  voraus,  dass 
die  Prätoren  beim  Beginne  ihres  Amtes  ein  Edict  erliessen.  Sie 


a)  Dio  Cass.  XXXVI,  23  ol  orparriYol  ndvTCC  td  hixata ,  xaW  ä  Ititiwy 
IjLcXXov,  a6toi  auY7pd(povTK  iitxl^^aay  06  fdp  icio.icfltvra  xd  ^xai«(iorrc. 
5  nepl  xd  aup.ßdXaia  Siex^xaxxo ,  liroCouv  oöxt  Uditai  xou'^  iicoiouv  o&n  x« 
Ypa^p^vxa  ixi^pouv ,  dXXd  TzoWdToc  aöxd  fit,ex^7pa;pov  xal  ou^^vd  ^v  xouxip  spo« 
X^piv  ^  xai  xax  Ix^pav  xtvdivT&OT:«?  eixi«,  iyhvco.  Vergl.  Asoon.  in  Gk. 
p.  Corael.  p.  58. 
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waren  aber  daran  nicht  gesetzlich  gebunden,  konnten  während 
des  Amtes  selbst  ändern  und  Zusätze  machen.    Dies  erkennt 
mao  aus  Ciceros  Rede  gegen  Verres^),   der   heftig   gescholten 
wird,  dass  er  solche  Abänderungen  vornahm,  wenngleich  deren 
gesetzliche  Gültigkeit  nicht  bezweifelt  wird.    Hätte  Sulla  in  sei- 
ner Gesetzgebung  diesen  Punkt  berücksichtigt,  so  wäre  ein  sol- 
ches Schwanken  bei  Verres  nicht  mehr  möglich  gewesen.    Für 
eine  längere  Dauer  der  Sitte  eines  jährlichen  prätorischen  Edic- 
tes spricht  auch  die  Nachricht,    dass  Ciceros  Zeitgenosse,   Ser- 
vius  Sulpicius  einen  kurzen  Commentar  dazu  geschrieben  habe.*') 
Plautus  erwähnt  schon  edictianes  aedüiciae^)^  worunter  er  nicht 
für  einzelne  Fälle  erlassene  Befehle,  sondern  allgemeine  Polizei- 
vorschriften versteht    Sie  vmrden  einzeln  erlassen  und  allmälig 
bildete  sich  aus  ihrer  Zusammenstellung  das  edictum  aedüicmm^ 
welches    noch  später  zu  Anfang  des  Jahres,    und   zuletzt  als 
uayerbrüchliche  Norm  für  die  Aedilen  bekannt    gemacht  wird. 
Aehnlich  hat  man  sich  die  Entstehung  des  prätorischen  Edictes 
zu  denken.    In  früher  Zeit  schon  pflegte  der  Prätor,  sobald  be- 
sondere Fälle  vorkamen ,  sein  Verfahren  in  einem  Erlasse  aus- 
zusprechen,  das  die  Erwartung  erregte,  er  würde  in  ähnlichem 
Falle  auf  gleiche  Weise   verfahren  und  zugleich  seinem  Nachfol- 
ger als   Richtschnur  diente.     Später  machte  er  ausführlichere 
^icte   von  Zeit  zu  Zeit  bekannt,  am  Ende   hatte  sich  diese 
Mtte  so  ausgebildet,   dass  er  schon  beim  Amtsantritt  sein  zu- 
künftiges Verfahren,   ohne  sich  jedoch  fest  zu  binden,  regeln 
ionnte.    Jedenfalls  wird  man,   wenngleich  ein  bestimmter  Zeit- 
)ankt  nicht  festgesetzt  werden  kann,   die  Sitte  der  prätorischen 
i)dicte  in  eine  so  frühe  Zeit  rücken  müssen,  wo  die  Prätoren 
iuch  Criminalrichter  waren,  und  ihnen  einen  bedeutenden  An- 
heil an  der  Ausbildung  des  Stra^rocesses  einräumen  können. 
Vir  haben  oben,  wo  wir  von  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Ta- 
?ln  sprachen,  einiges  derartige  angeführt,  z.  B.  über  die  Bestrar 
img  des  Diebstahls ;   aber  wahrscheinlich  ist  Vieles ,  besonders 
uf  den  Process  bezügliche ,  so  allmälig  festgestellt  worden ,  wie 


a)  Gic.  in  Vot.  I,  40,  lOiflgd. 

b)  PompoD.  §  44  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2). 

c)  Plant  Gapt  IV,  %  44. 
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über  die  vorlänfige  Gefängnisshaft ,  über  die  Ordnung  des  Zeo- 
genverhöres  and  ähnliches.  Wir  haben  sogar  eine  auf  das  Cn- 
minalrecht bezügliche  Bestimmung  überliefert,  welche  in  im 
prätorischen  Edict  gestanden  hat  und  aus  einer  Zeit  herrühit 
wo  dieses  noch  das  gesammte  Römische  Recht  mnfasste.  11- 
pian  erwähnt  in  seinem  Buche  zur  Erklärung  des  Edictes", 
einer  Bestimmung,  worin  der  Prätor  sich  verpflichtet,  demjeni- 
gen, welcher  keinen  Ädyocaten  hätte,  einen  solchen  zu  Ter- 
schaffen.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  Ulpian,  so  wie  seine  Epi- 
tomatoren,  dies  nur  vom  Privatrecht  verstand,  dass  es  auch  in 
dem  damaligen  Edicte  sich  nur  auf  dasselbe  bezog.  Aber  die^r 
Bestimmung  war  aus  dem  alten,  vor  Trennung  der  Privat-  undCri* 
minalgerichtsbarkeit  bestehenden,  prätorischen  Edicte  herüberge- 
nommen und  bezog  sich  auf  beide  gleichmässig.  Dies  lernen  wir 
aus  einer  Bemerkung  Ciceros,  der  in  der  Yerfheidigungsrede  fir 
einen  strafrechtlich  Angeklagten,  wo  er  sein  Auftreten  rechtfer- 
tigt, bemerkt,  die  Vorfahren,  also  die  Römer  seit  alter  Zeil 
hätten  die  Bestimmung  getroffen ,  dass  keinem ,  auch  nicht  dem 
Geringsten,  ein  Anwalt  fehlen  dürfe.^)  Aehnlich  wird  sich  a^ch 
bei  andern  Bestimmungen  des  prätorischen  Edictes  ihre  ursprüng- 
liche Beziehung  auf  das  Griminalrecht  nachweisen  lassen.  Dir 
Prätoren  vmrden  geleitet  theils  von  den  Erfahrungen  ihrer  Vor- 
gänger, theils  von  den  Beschlüssen  der  Volkstribunen,  dener 
gegen  die  Amtshandlungen  der  Prätoren  Einspruch  zustand/^ 
Sie  konnten  im  Einverständnisse  mit  denselben  neue  BestimiDOfi- 
gen  erlassen ,  welche ,  wenn  sie  sich  bewährten ,  bei  ihren  Nacb- 
folgem  Aufiiahme  fanden.  So,  wissen  wir,  geschah  es  knn 
vor  Sullas  Verfassung,  wo  das  Collegium  der  Prätoren,  in  vt^ 
chem  sich  M.  Marius  Gratidianus  befand ,  und  das  der  Tribunes 
gemeinschaftlich   ein  Edict  über   Münzverfilschungen   erfiessec 


a)  Ulpian  L  1  §  4  Dig.  de  postolando  (III,  1} :  Ait  praetor:  si  nom  ki- 
behmni  advocaiumy  ego  dabo,  Nec  solum  his  personis  hanc  bomaiiitatrQ 
praetor  solet  exhibere,  verum  et  si  qnis  alius  sit,  qui  certis  ex  canas  «i^ 
ambitione  adversarii  vel  meta  patronum  non  invenit. 

b)  Cic  p.  Mur.  4,  10  in  qua  (civitate)  nemini  unqnam  infimo  naior?» 
nostri  patronum  deesse  volueront 

c)  VergL  I,  217. 
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und  für  die  dawider  Handelnden  ein  Processverfahren  und  Strafe 
fe^stsetzten.  ■)  Als  mit  Sullas  Verfassung  die  Criminalgerichts- 
[>arkeit  des  eigentlich  städtischen  und  des  Fremdenprätors  auf- 
hörte, gingen  natürlich  die  criminalrechüichen  Bestimmungen 
lies  Edictes  in  die  neuen  Criminalgesetze  über  und  fortan  um- 
kisie  dasselbe  nur  Anordnungen  über  das  Givilrecht 

Eigenthümlich  ist  die  Art  und  Weise,  wie  Cicero  die  Prä- 
hiren  in  seinem  Verfassungsentwürfe**)  erwähnt.  Er  nennt  nur 
>>n  städtischen  Prätor,  fugt  aber  hinzu,  es  sollten  ihm  so  viele 
.mit  gleicher  Gewalt"  beigegeben  werden,  als  Senat  oder  Volk 
'Hrsi  hlösse.  Die  Zahl  der  Prätoren  also  erscheint  ihm  als  un- 
wesentlich. Aber  wenn  er  von  gleicher  Gewalt  spricht,  so  deu- 
k\  er  damit  an ,  dass  jeder  Prätor  gegen  seinen  Collegen  Ein- 
spruch erheben  kann  und  wir  haben  bestimmte  Beispiele  aus 
"ßterer  Zeit,  welche  dieses  Recht  bestätigen.^)  Indessen  auch 
'ii  es  nur  einen  Prätor  gab,  war  gegen  seine  Entscheidungen 
Anspruch  erlaubt  und  zwar  von  den  Consuln.  Es  ist  einleuch- 
tend, eines  wie  grossen  Rechtes  sich  die  Consuln  begaben,  als 
^  die  Einsetzung  der  Prätur  gestatteten :  sie  wollten  sich  we- 
'i'stens  die  Möglichkeit  des  Einflusses  auf  dieselbe  erhalten. 
l^tizu  kam,  dass  der  Prätor  damals  der  einzige  Beamte  in  der 
hizabl  war:  er  hätte  eine  zu  grosse  Macht  gehabt,  wenn  er 
t^&e  Collegen  unumschränkt  in  seinem  Wirkungskreise  da  ge- 
'■iüden  hätte.  Diese  Grunde  scheinen  das  Einspruchsrecht  der 
'-'v^ivin  herbeigef&hrt  zu  haben  und  dasselbe  hat  immer  gegol- 
m  Ein  geschichtliches  Beispiel  haben  wir  zwar  nur  in  einem 
Vivatproeess^),  aber  sicherlich  war  es  für  den  gesammten  Amts- 
rvis  des  Prätors  erlaubt.*^ 

Zugleich  mit  der  Prätur  entstanden  die  curulischen  Aedilen. 
^^nngleich  dieselben  nicht  bei  der  Leitung  von  Criminalproces- 
?o  betheiligt  sind ,  so  müssen  sie  dennoch  hier  besprochen  wer- 


a)  Cäc  de  off.  lU,  20,  80;  Plin.  nat  bist  XXXIII,  132 ;  Senec.  de  ira 
i  IS. 

b)  Gi€.  de  leg.  III,  3,  a    Vengl.  oben  S.  108. 

c)  Cic.  in  Verr.  I,  46,  119;  Gaes.  bell.  civ.  m,  20. 

d)  Bei  VaL  Max.  VII,  7,  6. 
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den,  schon  um  denjenigen  Zweig  ihrer  Thätigkeit,  welcher  den- 
noch mit  dem  Strafrecbt  in  Beziehung  steht,  dentlicber  feststel- 
len zu  können.  Ueber  ihre  Wahl  und  äussere  Stellung  wollen 
wir  hier  nicht  sprechen^,  sondern  nur  auf  ihre  Ämtsgescliäfte, 
wie  sie  in  den  zerstreuten  Bemerkungen  der  alten  Schriftsteller 
angegeben  werden,  eingehen.  Ihre  Einsetzung  wird  sehr  kun 
erzählt  Livius»)  berichtet  nur,  der  Senat  habe  wegen  der  Wie 
derherstellung  der  Eintracht  beschlossen,  zu  den  ludi  maxm 
einen  vierten  Tag  hinzuzufügen;  die  plebejischen  Aedilen  hüte 
ihre  amtliche  Hülfe  dazu  versagt ,  dagegen  die  patridschen  Jüng- 
linge sich  freiwillig  dazu  erboten:  aus  ihnen  seien  ZweisnSam 
als  Aedilen  erwählt  worden.  Pomponius^)  legte  dem  Amte  » 
geringe  Wichtigkeit  bei ,  dass  er  sagt ,  es  sei  nur  eingesdz 
worden ,  um  den  Patriciern  mehr  curuUsche  Aemter  zu  verscbJ- 
fen.  Man  hat  diesen  Entstehungsgrund  bezweifelt  und  viel&ek 
Vermuthungen  auf  einander  gebaut ,  um  den  Aedilen  von  Anfus 
an  einen  grösseren  Wirkungskreis  zuzuweisen.^  Es  schäsi 
dies  indessen  nicht  richtig  zu  sein:  es  ist  sehr  wohl  denkbar, 
dass  der  Grund  der  Einsetzung  wirklich  nur  der  Wunsch  w^r. 
mehr  Beamten  zu  erhalten  und  dieselben  nach  geführtem  Amte 
in  den  Senat  au&ehmen  zu  können;  die  Besorgung  der  Spiäe 
war  der  äussere  Vorwand ,  den  man  nahm.  An  diesen  Kero 
schlössen  sich  später,  als  das  Bedürfiiiss  nach  vielen  Beamtet 
eintrat,  mehrere  andere  Geschäfte,  ohne  jedoch  jemals  der  Aedh 
lität  eine  besondere  politische  Wichtigkeit  zu  verleihen.  F 
dies  Letztere  spricht  folgender  Umstand.  Als  die  übrigen  c 
lischen  Aemter  den  Plebejern  zugänglich  wurden ,  war  die  Vcr' 
theilung  unter  die  beiden  Stände  so,  dass  in  ein  und  dems 
ben  Collegium  Patricier  und  Plebejer  zusammen  sassoi, 
mit  gleichen  Rechten  ausgestattet:  indem  der  eine  den  ao 
hindern  konnte,  kam  also  nur  dasjenige  zur  AusfBhrong 
beiden  Ständen  gleichmässig  frommte.  Dagegen  bei  den 
lischen  Aedilen  gestaltete  sich  das  Yerhältniss  verschieden  ^^ 
zwar  so ,  wie  es  die  Plebejer  anfänglich  for  das  Consulat  gefr^ 


a)  Liv.  VI,  4SL 

b)  Pompon.  §  26  Dig.  de  eng.  iur.  (I,  2). 
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dert,  aber  wegen  des  Widerstandes  der  Patricier  nicht  durchge- 
setzt hatt^.  *)    Schon  im  folgenden  Jahre  nach  der  Einsetzung 
sah  sich  der  Senat  durch  die  Eifersucht  der  Plebejer  bewogen, 
auch  ihnen  die  curulische  Aedilität  zu  eröffiien;  aber  es  wurde 
bestimmt,  abwechselnd  sollte  das  GoUegium  aus  patricischen  und 
plebejischen  Aedilen  bestehen:  so  ist  es  vom  Jahre  365  v.  Chr. 
an  regelmässig  geschehen  und  vielleicht  erst  in  den  bürgerlichen 
Unruhen,  welche  dem  Marsischen  Kriege  vorangingen,  der  Un- 
terschied der  Stände  in   der  Aedilität   aufgehoben   worden.^) 
Hätten  die  Aedilen  eine  unabhängige  Gerichtsbarkeit  oder  sonst 
eine  wichtige  Stellung  im  Staate  eingenommen,    so  würde  sich 
ein  so  seltsames  Verhältniss,    welches  den  Gharacter  der  Be- 
hörde von  Jahr  zu  Jahr  änderte  und  bei  den  Gonsuln  mit  Recht 
verworfen  worden  war ,  nicht  erklären  lassen ,  aber  es  hat  seine 
Berechtigung ,  wenn  die  curulischen  Aedilen  nur  zur  Ausfüllung 
des  Senates  dienten:   die  Besorgung  der  Spiele  war  ein  ihnen 
der   äussern  Ehre   wegen   übertragenes   Amt  ohne  politischen 
Einfluss. 

Indessen  zu  diesem  anfänglichen  Zweck  kamen  andere  damit 
in  keiner  innem  Verbindung  stehende  Geschäfte  und  zwar 
sehr  bald.  Denn  die  Gonsuln,  mit  der  Führung  von  Kriegen 
und  aujsserhalb  der  Stadt  bescbäftigt,  zweigten  Manches  von 
ihrer  Amtsthätigkeit  ab,  um  es  den  Aedilen  zu  überlassen: 
wie  die  Prätoren  die  Rechtspflege  erhalten  hatten,  so  wurde 
ihnen  die  Sorge  für  die  Stadt  übertragen.  Dies  bezeichnet  Gi- 
cero  in  dem  Entwürfe  seiner,  der  wirklich  bestehenden  nach- 
gebildeten ,  Verfassung  als  das  Amt  der  Aedil^i  und  eben  so 
besehreibt  er  es,  wo  er  von  seiner  eigenen  Aedüität  spricht^)  Es 
ist  dies  die  Sorge  für  die  Stadt  (ctara  nrbis)^  verschieden  von 
der  Wache  über  die  Stadt  (custodia  wrbis):  diese,  welche  den 
Prätoren  obliegt ,   ist  militärischer  Art  und  bezieht  sich  auf  die 


a)  VergL  oben  S.  88. 

b)  Gie.  de  leg.  m,  8,  7  Snntoqae  aediles  cnratores  nrbis  annonae  lu- 
doramqne  Bollemnium;  id.  in  Verr.V,  14,  36  Nunc  smn  designatos  aedilis, 
habeo  rationem,  quid  a  populo  Romano  acceperim,  mihi  Indes  sanctissi- 
mos  —  fociendofi,  mihi  sacranun  aedium  procurationem,  mihi  totaxn  urbem 
tuendam  esse  commissam. 
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Sicherheit  vor  äussern  und  innem  Feinden,  jene  kommt  den 
Aedilen  zu  nnd  entspricht  ungefähr  dem,  was  wir  jetzt  Poüsn 
nennen.  Bemerkenswerth  ist,  dass  hierin  die  plebc^isdieii 
Aedilen  den  curulischen  gleichgestellt  wurden.  Denn  beide  ge- 
meinschafilich  vertheilten,  wie  wir  aus  spiUerer  Zeit  wisseiL 
fBnf  Tage  nach  ihrem  Amtsantritt  die  Theile  der  Stadt  Rom 
welche  ein  jeder  zu  besorgen  hatte,  unter  einander.^)  Es  gab 
keinen  Theil  der  Polizeigewalt,  welcher  nicht  von  den  Aedilen 
geübt  wurde:  der  bauliche  Zustand  der  Strassen  und  der  Ver- 
kehr auf  denselben,  die  Abwehr  fremder  Religionsgebrftuche,  die 
Au&icht  über  den  äussern  Anstand  und  Sitte,  namentlich  dif 
Bäder  und  zur  Schau  tretende  Liederlichkeit,  über  verbotenen 
Luxus,  über  die  Marktzufuhr,  alles  dieses  und  ähnliches  ge- 
hörte zum  Amte  der  Aedilen^ ,  der  curulischen  sowohl  wie  der 
plebejischen.  Waren  die  Unordnungen,  denen  sie  steuern  woll- 
ten, grösser,  so  traten  die  hohem  Beamten,  Prätoren  oder  Gon- 
suln,  ein,  entweder  selbständig  oder  in  Folge  eines  Senatsbe- 
schlusses,  wie  z.  B.  im  Jahre  213  v.  Chr.  ^),  wo  die  Aedilen 
den  einreissenden  Missbrauch  fremder  Religion^ebräudie  nidit 
hatten  abstellen  können  und  der  städtische  Prätor  ein  Edict  er- 
liess.  Die  Mittel,  welche  den  Aedilen  zu  Gebote  standen,  um 
ihren  Anordnungen  Geltung  zu  verschaffen,  waren  zuerst  die 
allen  Beamten  zustehende  Zwangsgewalt ,  vermöge  deren  eie  zu- 
erst die  Missbräuche  abstellten ,  z.  B.  in  dem  angegebenen  Falle 
die  zum  fremden  ReUgionscultus  gehörigen  Opfer  hinderten,  die 
Strassen  säuberten,  fiedsches  Gewicht  beim  Marktverkehr  zer- 
brachen ,  femer  geg^  diejenigen ,  welche  ihren  Geboten  zuwider 
handelten,  Geldstrafen,  wie  sie  nach  dem  Atemiscb-Tarpejischen 
Gesetze  auch  ihnen  erlaubt  waren,  endlich  die  Einlanäbung  der 
von  den  Gesetzen  für  die  einzelnen  Vergehen  bestimmten  Geld- 
strafen. Eigenthümlich  war  es  den  curulischen  Aedilen,  da^ 
sie  allein ,  mit  Ausschluss  der  plebejischen  Aedilen ,  em  jähr- 
liches Edict  zu  erlassen  pflegten.  Indessen  eine  Folgwmg  dar- 
aus, dass  sie  allein  eine  besondere  Art  von  Gerichtsbarkeit  ge- 


a)  Tab.  Herad.  I,  2. 

b)  Liv.  XXV,  1. 
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habt  hätten,  wäre  nicht  gerechtfertigt.  Denn  auch  von  den  ple- 
bejischen Aedilen  weiss  man,  dass  sie  von  Anfang  an  eine  Ge- 
richtsbarkeit über  die  Plebejer  übten ,  besonders  über  den  Markt- 
verkehr derselben*),  und  seit  die  plebejischen  Beamten  überhaupt 
Gewalt  über  das  ganze  Volk  erhalten  hatten,  mnsste  diese  Ge- 
richtsbarkeit an  Ausdehnung  und  Kraft  gewinnen.  Es  scheint, 
ilass  curulische  und  plebejische  Aedilen  gleichmässig,  und  nur 
räuinlich  nach  den  verschiedenen  Theilen  der  Stadt,  jene  auf 
„die  Sorge  der  Stadt"  bezügliche  polizeiliche  Gerichtsbarkeit  übten. 
Dass  die  ersteren  ein  Edict ,  wahrscheinlich  für  alle  gemeinschaft- 
lieh, erliessen,  kommt  daher,  dass  diese  ihre  Gewalt  sich  von 
der  prätorischen  Gerichtsbariweit  abzweigte:  deshalb  ahmten  sie 
die  Sitte  des  Prätors  nach.  Vielleicht  geschah  diese  Abzwei- 
simg  erst,  als  die  Geschäfte  des  Prätors  sich  dadurch,  dass 
man  jährlich  einen  Priester  zum  Beistande  in  der  Civilgerichts- 
harkeit  zu  ernennen  aufhörte,  bedeutend  vermehrt  hatten.  Die 
Grenzen  der  Amtsthätigkeit  zwischen  Prätoren  und  Aedilen  ge- 
nau zu  bezeichnen  ist  nicht  möglich :  wahrscheinlich  waren  sie  auch 
nicht  bestimmt  festgestellt,  der  Prätor  konnte,  wo  es  ihm  gut 
dünkte ,  mit  seinem  militärischen  Oberbefehl  eingreifen.  Mit  der 
Criminalgerichtsbarkeit,  erkennt  man,  standen  die  curulischen 
Aedilen  bei  den  von  uns  bisher  erwähnten  Amtsbefngnissen  in 
keiner  Verbindung.  Nur  weil  sie  zu  den  höhern  Staatsbeamten 
gehörten,  stand  ihnen,  wie  den  Tribunen,  plebejischen  Aedilen, 
Prätoren,  das  Recht  zu,  Anklagen  vor  dem  Volke  zu  erheben, 
i^iwohl  in  Tribut  -  als  in  Centuriatcomitien  und  sie  haben  dieses 
Recht  in  den  verschiedensten  Fällen,  sowohl  um  eigener,  als 
um  fremder  Sachen  willen  geübt.  Als  der  curulische  Aedil  A. 
HostiJitis  Mancinus  eine  öffentliche  Dirne,  von  der  er  bei  Nacht 
verwundet  worden  war ,  bei  dem  Volke  anklagte ,  wollte  er  sich 
wegen  Verletzung  der  eigenen  Würde  rächen^),  ebenso  der  be- 
rühmte M.  Claudius  Marcellus,  da  er  als  curulischer  Aedil  einen 
Yolkstribnnen  C.  Scantinius  Capitolinus  wegen  Verführung,  welche 
derselbe  gegen  Marcellus'  Sohn  versucht  hatte,  vor  das  Volks- 


a)  S.  oben  S.  80  und  1, 129. 

b)  GdL  IV,  14. 
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geriebt  zog.*)  Dagegen  in  fremden  Sachen  übte  sein  Anklage- 
recht der  cumlische  Aedil  Sp.  Albinns,  als  er  einen  geschickten 
Landwirth  wegen  Zauberei  vor  Gericht  zog^')  und  wollte  es 
üben  Cicero,  als  er  Verres  mit  einem  Prozesse  wegen  perdueläo 
drohte.  *') 

Indessen  diese  Thätigkeit  der  curulischen  Aedilen  im  Straf- 
processe  kommt,  wie  schon  bemerkt,  von  ihrer  allgemeinen  Eigen- 
schaft als  Beamte  her:  dagegen  die  engste  Verbindung  mit  dem- 
selben  haben  die  sogenannten  Dreimänner  (Illviri  capUales). 
Sie  sind  dieselben,  wie  die  Illviri  noetumi^   die  zuweilen  er- 
wähnt werden  ^^) :  ihre  Amtspflichten  und  ihre  Stellung  sind  nicht 
von  Anfimg  an  dieselben  gewesen.  *  In  den  Auszügen  aus  Livins' 
Geschichte  findet  sich  die  kurze  Bemerkung  zum  Jahre  289  v. 
Chr.,  damals  zuerst  seien  Illviri  eapitales  gewählt  worden.*') 
Dies  kann  bedeuten,  in  jenem  Jahre  sei  dieses  Amt  zuerst  ge- 
schaffen worden,  während  es  früher  noch  nicht  bestanden  hätte: 
aber  es  kann  auch  heissen,  damals  zuerst  seien  die  Dreimänner 
durch  Volkswahl  und  regehnässig  alle  Jahre  eingesetzt  worden, 
und  dass  dies  letztere  der  Sinn  der  Nachricht  sein  muss ,  be- 
weist die  Erzählung  von  Gn.  Flavius,  curulischem  Aedilen  vom 
Jahre   304  v.  Chr.^):  er  soll  nach  der  Deberliefenmg  einiger 
Schriftsteller,  ehe  er  Aedil  wurde,   zwei  Triumvirate,  eines  für 
die  nächtliche  Sicherheit  der  Stadt  (Illvir  nocUtmua)  und  das 
andere  zur  Gründung  einer  Colonie  bekleidet  haben,  und,  mag 
die  Ueberlieferung  richtig  oder  £Edsch  sein,  sie  setzt  in  jedem 
Falle  das  Dasein  von  Dreimännem,  deren  Pflicht  die  Sicherheit 
der  Stadt  war,  schon  vor  dem  Jahre,  wo  das  Volk  sie  zu  er- 
wählen begann,  voraus.    Damach  wäre  es  mit  diesem  Amte  ge- 
gangen, wie  mit  der  Quästur.  Ehe  die  alten  kdniglicfaen  Quästo- 
ren  als  stehende  Beamte  geschaffen  wurden,  war  schon  das  Be 
dürfiiiss  gewesen,  zuweilen  zur  Unterstützung  der  KOnige  Quästch 


a)  VaL  Max.  VI,  I,  7;  Plut  Marc.  2. 

b)  Plin.  nat  hißt  XYDI,  41. 

c)  Cic.  in  Yen.  libr.  I,  6. 

d)  Liv.  per.  XI:  Illviri  eapitales  tone  primnm  ereati. 

e)  Bei  Liv.  IX,  46. 
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ren  zu  ernennen  und  ehe  die  späteren  Schatzquästoren  jährlich 
vom  Volke  erwählt  wurden^  hatte  man  schon  öfters  bei  besonderen 
einzelnen  Veranlassungen  Quästoren  för  die  Besorgung  der  öffent- 
lichen Gelder  erwählt*)    Äehnlich  wird  es  bei  den  Dreimännem 
der  Fall  gewesen  sein  und  es  ist  nur  fraglich,  ob  ihre  gelegent- 
liche Ernennung  früher  durch  das  Volk  oder  durch  die  Gonsuln 
geschah.    Nach  zwei,  freilich  unsicheren  und  unklaren  Erwäh- 
Dongen  scheint  es,  dass  man  schon  in  sehr  alter  Zeit  Abgeordnete 
ernannte,  um  ffir  die  nächtliche  Sicherheit  der  Stadt  zu  sollen  ^) : 
sie  sollen  angeblich  in  Veranlassung  der  Zerstörung  Roms  durch 
die  Gallier  eingesetzt  worden  sein.    Ist  diese  Erzählung  richtig, 
so  würde  man  sie  in  jener  Zeit  für  Unterbeamte  zu  halten  haben, 
welche  von  den  Consuln  oder  consularischen  Militärtribunen  er- 
nannt wurden;  einige  Wahrscheinlichkeit  würde  dann  sogar  die 
Vermuthung  für  sich  haben,  dass,  als  nach  dem  Valerisch-Hora- 
tischen  Gesetze  im  J.  447  die  ehemals  königlichen,  gerichtlichen 
Quästoren  als  stehende  Unterbeamten  der  Consuln  aufhörten^), 
dennoch  diese  gelegentlich  Senatoren  zu  ernennen  pflegten,  um 
ihnen  bei  der  Aulspfirung  von  Verbrechen  und  der  Sicherheit 
der  Stadt  zu  helfen.    Ihr  Hauptgeschäft  war  dann  in  jener  Zeit 
die  Behütung  der  Stadt  w^rend  der  Nacht  und  tamach  wurde 
ihnen  ihr  Name  gegeben.   Als   sie  später  seit  dem  erwähnten 
Jahre  durch  Volkswahl  und  regelmässig  ernannt  wurden,  war 
ihre  Tfaätigkeit,  wenngleich  sie  die  frühere  nicht  verloren,  doch 
hauptsächlich  eine  mit  der  Grinünalgerichtsbarkeit  in  Verbindung 
stehende  und  von  ihr  führten  sie  fortan  ihren  Namen.    Ja  wir 
haben  Nachricht,  dass  ihnen  später  noch  andere  Pflichten  aufge- 
tragen wurden.    Es  wird  das  Gesetz  eines  Volkstribunen  L.  Pa- 
pirius  erwähnt,  weldies  den  Dreimännem  die  Einziehung  der 
gerichtUcben  Succumbenzgelder  aufgetragen  haben  soU.*^)    Dies 


a)  S.  I,  65. 

b)  Die  Erwähnungen  finden  sich  in  einer  wonderlicben  Stelle  bei 
Lydos  de  mag.  I,  50  und  in  einer  ebenfalls  sehr  eigenthümlichen  Bemer- 
küig  des  Scholiasten  zu  luv.  XQ,  157. 

c)  Veiigl.  S.  79  und  die  dort  angefahrten  andern  Stellen. 

d)  Bei  Festus  s.  v.  sacramentom  p.  347,  der  nach  firklSnuig  dieses 
V^ortes  hinzufugt:  qua  de  re  lege  L.  Papiri  tr.  pL  sanctiun  est  bis  verbis: 
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Gesetz  war  weder  dasjenige,  wodurch  die  regelmässige  Volks- 
wahl der   Illviri  capiudes  eingef&hrt  wurde,  noch  stammt  es 
überhaupt  aus  alter  Zeit.    Denn   es  wird  in  ihm  der  Prätor. 
welcher  unter  Bürgern  Recht  spricht,  erwähnt,  eine  Ausdracks- 
weise,  welche  wenigstens  den  Fremdenprätor  als  bestehend  vor- 
aussetzt; dieser  aber  wurde,  wie  wir  bestimmt  wissen*),  erst 
im  Jahre  243  v.  Chr.   geschaffen',  zu  einer  Zeit,  wo  die  Drei- 
männer längst  als  regelmässige  Beamten  bestanden.    Diese  Drei- 
männer wurden  zudem  vom  Gesetze  eapitales  benannt,  ein  Name, 
der  ihnen  nur   von  ihren    andern  Geschäften  gegeben  werden 
konnte.    Man  wird  also  annehmen  müssen,  das  Papirische  Ge- 
setz habe  ihnen  ausser  den  Pflichten,  welche  sie  firoher  hatten, 
noch  das  Amt  die  gerichtlichen  Succumbenzgelder  einzutreiben, 
übertragen,  und  dies  Amt  war  ihrer  sonstigen  Thätigkeit  ganz 
entsprechend.     Wie  sie  im  Criminalprocesse  die  ausgesprochene 
Verurtheilung  zu  vollziehen  hatten,  so  wurde  ihnen  jetzt  auch  die 
Vollziehung  der  Urtheile  im  Civilprocesse,  so  weit  dieselbe  den 
Staat  angingen,  übertragen  und  in  der  Vereinigung  dieser  beiden 
Aemter  liegt  eine  Andeutung,  dass  überhaupt  auch  das  Aus- 
sprechen des  Urtheils  in  Criminal-  wie  in  Civilsachen  in  einer 
Hand,  nämlicf  in  der  des  städtischen  Prätors  lag.^)    Es  ist  in- 
dessen nicht  wahrscheinlich,  dass  das  Papirische  Gesetz  bis  zum 
Ende  der  Republik  bestand:  wir  haben  wenigstens  aus  der  spä- 
teren Zeit,  aus  der  uns  über  das  Verfahren  im  Civilprocesse  viel 
berichtet  wird,  keine  Andeutung  über  das  Bestehen  desselben. 
Deshalb  darf  man  annehmen,  dass,  als  die  Criminalreditspflege 
von  dem  städtischen  Prätor  an    die  andern  Prätoren  überging, 
d.  h.  durch  Sullas  Verfassung,  den  Dreimännem  dieses  auf  den 
Civilprocess  bezügliche  Amt  wieder  abgenonmien  wurde. 

Ihre  Hauptthätigkeit  stand  immer  in  genauester  Verbindung 
mit  der  Strafrechtspflege:  sie  umfasste  den  polizeilichen  Theil 


quiconque  praetor  posthac  factas  erit,  qoi  inter  cives  ins  dicel»  tres  viros 
eapitales  populum  rogato  hique  tresviri  (eapitales)  qoicunque  (pc^tfaac  fiuti) 
erunt,  sacramenta  ex(iganto)  iudicantoque  eodemque  iure  sonto  uti  ex  legi- 
bus plebeive  scitis  exigere  iudicareque  esseque  oportet 

a)  Liv.  per.  XIX.  Yergl.  oben  S.  106. 

b)  Yergl.  oben  S.  101 
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derselben  and  dadurch  unterscheiden  sich  die  Dreimänner  von 
den  Aedilen.    Diese  besorgten  die  übrigen  Anordnungen  für  das 
öffentliche  Leben  der  Stadt,  die  Dreimänner  treten  ein,  sobald 
irgend  ein  Verbrechen,  welcher  Art  es  auch  sein  mag,  begangen 
wird.    Natürlich  ist  es,  dass  öfters  Aedilen  und  Dreimänner  zu- 
sammen wirken,  wie  z.  B.   im  Jahre  213  v.  Chr.,   als  fremde 
and  abergläubische  Religionsbräuche    die  Einwohner  Roms  in 
Erregung  versetzten,  der  Senat  von  ihnen  gemeinschaftlich  Ab- 
hälfe für  das  üebel  verlangte*),  und  186  v.  Chr.  bei  der  Unter- 
suchung über  die  Bacchanalien  beide  von  den  Consuln  zur  Auf- 
spürung der  Schuldigen  und  zur  Sicherheit  der  Stadt  verwendet 
wurden.*»)    Aber  dies  waren  Ausnahmen  bei  besonderen  Veran- 
lassungen. Die  regelmässige  Thätigkeit  der  Dreimänner  erstreckte 
sich  auf  die  polizeiliche  Voruntersuchung  der  Verbrechen   und 
die  Vollziehung   der   durch   das   Gericht  festgesetzten  Strafen. 
Cicero  in  seinem  Entwürfe  einer  Verfassung  sagt  von  ihnen:  „sie 
sollen  die  Fesseln  der  Schuldigen  hüten,   die  Todesstrafen  voll- 
ziehen'V)  indem  er  diese  doppelte  Thätigkeit  unter  einem  Be- 
griffe, dem,  dass  sie  das  Gefängniss  unter  ihrer  Aufsicht  gehabt 
hätten,  zusammenfasst,  wahrscheinlich  nach  eigenthümlich  Rö- 
mischer Anschauung,  welche  das  Gefänguiss  vor  der  Untersuchung 
und  das  nach  der  Verurtheilung  nicht  schied.    Auch  Pomponius 
sehreibt  ihnen  nur  die  Aufsicht  über  das  Gefängniss  zu.*^)    In- 
dessen   ihre  doppelte  Thätigkeit  ist   hinlänglich  bezeugt.     Die 
Sorge  für  die  nächtliche  Sicherheit  der  Stadt,  von  der  ihr  Amt 
ausging,  haben  sie  immer  gehabt:  sie  werfen  also  Herumtreiber 
und  Verdächtige  ins  Gefängniss^)  und  zwar  eben  so  wohl  Rö- 
mische Bürger  Q  wie  Fremde  und  Sdaven.   Aber  auch  bei  Tage 
haben  sie  die  Aufsicht  über  alle  Uebelthäter,  daher  sie  Varro 
mit  den  früheren  Quästoren,  welche  ebenfalls  zur  Aufspürung 


a)  Liv.  XXV,  1. 

b)  Liv.  XXIX,  14. 

c)  Cic.  de  leg.  m,  3,  6  vincla  soDtium  servanto,  capitalia  vindicanto. 

d)  Pompon.  §  30  Dig.  de  orig.  iur.  Illviri  capitales,  qui  carceris  cu- 
stodiun  baberent,  ut,  cum  aaimadverti  oporteret,   interventu  eomm  fieret 

e)  Plaut.  Amph.  I,  1,  3. 

f)  Liv.  XXXIX,  17. 
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von  Verbrechen  dienten,    zusammenstellt*)     Sie  schreiten  auf 
gemachte  Anzeige,  aber  auch  ohne  dieselbe  ein,  gegen  Sclaven 
z.  B.  wegen  Tragens  unerlaubter  WaflFen*»),  wegen  Betruges*), 
wegen  sonstigen  Verdachtes^),  aber  auch  gegen  Römische  Bürger. 
So  soll  der  Dichter  Naevius  wegen  seiner  Schmähgedichte  gegen 
vornehme  Personen  von  ihnen  in  das  Gefängniss  geworfen  worden 
sein^);  so  wurde  ein  ehemaliger  Hauptmann  G.  Gornelios  wegen 
Unzucht  von  einem  Tiiumvim  in  das  öffentliche  Gefängniss  ge- 
bracht 9 :  so  wurde  Avilius  aus  Larinum,  der  seinen  Landsmann 
Asttvitts  auf  Anstiften  von  Oppianicus  getödtet  hatte,  von  den 
Freunden  des  Ermordeten  vor  den  Triumvir  gef&hrt«)   Davon, 
dass  die  Dreimänner  die  Vollziehung  der  von  den  Richtern  er- 
kannten Leibes-  und  Lebensstrafen  gehabt,  finden  sich  einige 
Beispiele.   Sie  vollziehen  an  einem  Sclaven  die  Kreuzigung'*),  an 
Römischen  Bürgern  die  Hinrichtung  im  Gefängniss^):  auch  die 
Theilnehmer  der  Gatilinarischen  Verschwörung^)  und  unter  Kai- 
ser Tiberius  die  Genossen  Sejans')  wurden  von  ihnen  hinge- 
richtet; ja  in  der  Kaiserzeit  vollziehen  sie  auch  die  Vernichtung 
verbotener  Bücher.") 

Fraglich*  ist  es,  ob  die  Dreimänner  auch  eine  richterliche 
Thätigkeit  ausgeübt  haben  und  in  wie  weit  Dass  ihnen  gele- 
gentlich einmal  ein  mdicium  beigelegt  wird"),  beweist  nichts; 
denn  so  kann  jede  Entscheidung  nicht  nur  eines  Beamten,  son- 
dern überhaupt  jedes  mit  der  Besorgung  einer  Sache  Beauftragten 


a)  Varro  de  ling.  lat  Y,  14  Quaestores  a  quaerendo,  qui  conquirereDt— 
maleficia,  quae  Illviri  capitales  nunc  conquirunt.    Vergl.  I,  69. 

b)  Plaut  Aulul.  m,  2,  2. 

c)  Plaut  Pers.  I,  2,  20;   Asin.  I,  2,  5;  TrucuL  IV,  2,  47. 

d)  Aiscon.  in  Gic.  p.  Mil.  p.  38. 

e)  GelL  lU,  8. 

f)  Val.  Max.  VI,  1,  10. 

g)  Oic.  p.  Gluent  13,  38. 
h)  Val.  Max.  Vffl,  4,  2. 
i)   Väl.  Max.  V,  4,  7. 

k)  SaU.  Gat  55. 

1)  Tac.  Ann.  V,  9. 

m)  Tac.  Agr.  2. 

n)  Varro  de  ling.  lat  IX,  49. 
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genannt  werden.  Ein  solches  iudieium  eines  Triumvim  wird  in 
dem  eben  angeführten  Beispiele  von  Avilius  geschildert,  der 
eines  Mordes  halber  vorgeführt  wnrde.  Er  nannte  als  Anstifter 
desselben  Oppianicus  und  auch  dieser  wurde  vor  den  Triumvir 
gebracht  und  dem  Ankläger  gegenüber  gestellt,  aber,  wie  Cicero 
wenigstens  behauptet,  weil  er  den  Triumvir  bestach,  nach  gesche- 
hener Untersuchung  entlassen.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  ein 
polizeiliches  VerJEahren ;  die  Befagniss,  über  Oppianicus  ein  rieh* 
terliches  Urtheil  zu  sprechen  und  ihn  zu  einer  Strafe  zu  verur- 
theilen,  hatte  der  Triumvir  nicht  Ebenso  wenig  ist  in  den  an- 
dern, so  eben  angeführten,  Beispielen  von  einer  gerichtlichen 
Verurtheilung  die  Rede.  Man  nimmt  in  der  Regel  an,  gegen 
Sclaven  und  geringere  Leute  habe  den  Dreimännem  Straf-  imd 
(orrectionelle  Zuchtgewalt  zugestanden^).  Als  Beweis  fulirt  man 
eine  Stelle  aus  Horaz  an,  der  einen  reich  gewordenen  Freige- 
lassenen verspottend  sagt,  derselbe  sei  früher  von  den  Prügeln 
der  Dreimänner  zerhauen  worden^),  woraus  man  nur  folgern  dar^ 
entweder  dass  Sclaven  von  den  Dreimännem  zur  Strafe  verur- 
tlieilt  wurden  oder  dass  sie  die  von  Prätoren  verhängte  Straüe 
durch  jene  erlitten.  Wichtiger  ist  die  Bemerkung  von  Cicero, 
der  den  Wunsch  von  Q.  Caecilius  Niger,  sein  Gehülfe  bei  der 
Anklage  von  Verres  zu  sein  verspottend,  sagt,  er  und  seines 
gleichen  möchten  sich  doch  lieber  an  der  Manischen  Säule  An- 
geklagte suchen^):  wozu  der  Scholiast  die  Erklärung  giebt,  es 
wurden  z.  B.  Diebe  und  nichtsnutzige  Sclaven  gemeint,  die  bei 
den  Illviri  capitales  Bin  der  Manischen  Säule  bestraft  zu  werden 
pflegten.  *')  Zwar  auch  die  Stelle  von  Cicero  kann  man  nur  von 
einer  Voruntersuchung,  welche  bei  den  Dreimännem  stattgefun- 
den habe,  verstehen;  erst  wenn  man  die  Erklärung  des  Scho- 
liasten  als  richtig  hinzunimmt,  gewinnt  man  die  Nachricht,  dass 


a)  Horat.  Epod.  4,  11  sectus  flagellis  hie  triuinviTalibus. 

b)  Cic.  div.  16,  50  vobis  aatem  tanta  inopia  reormn  est,  ut  mihi  cau- 
sam praeripere  potiuB  quam  aliquos  ad  columDam  Maeniam  vestri  ordinis 
reoB  reperiatis? 

c)  Pseudo-AscoD.  p.  121  reo8  vestra  defensione  condignos ,  velut  fures 
et  servoB  nequam,  qui  apad  lüviros  capitales  apad  cohimnain  Maeniam 
puniri  solent 
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vor  den  Dreimanneni  eine  gerichtliche  Venntheilimg  und  in  Folge 
davon  eine  Bestrafong  stattfand.    Das  Ver£ihren  war  im  Allge- 
meinen dasselbe,  was  überhaupt  für  gerichtliebe  VerhandluDgeu 
galt    in  der  Basilica  an  der  Manischen  Säule  waren  drä  Tri* 
bnnale,  auf  denen  die  erhöhten  Sitze  der  Dreimänner  waren*): 
es  ist  nach  den  Erwähnungen  nicht  zu  zweifeln,  dass  sie  nach 
Sitte  aller  Römischen  Beamten  einzeln  richteten,  mit  der  Erlaub- 
niss  des  gegenseitigen  £insprudies.    Die  Uebeltfaäter,  welche  in 
der  Nacht  ergriffen,  oder  diejenigen,  welche  sonst  von  den  Die- 
nern der  Dreimänner  aufgespürt  oder  von  den  Beschädigten  vor- 
geführt waren,  wurden  vor  das  Tribunal  eines  der  Dreimänner 
gebracht,  der,  ohne  Zweifel  von  einem  Beirath  umgeben,  Anklage 
und  Vertheidigung  hörte:  Römische  Bürger^),  Fremde,  Sdaven 
erschienen  in  gleicher  Weise.     Es  gab  eine  eigene  Classe  von 
Rednern,  welche  die  Vertheidigung  oder  Anklage  führten,  die 
am  wenigstens  angesehene.    Cicero  spricht  in  der  kurz  zuvor 
angefahrten  Stelle  von  ihnen  mit  sichtlicher  Verachtung:  er  selbst { 
liess   sich  nie  herab  vor  den  Dreimännem  zu  spredien.     Wie 
weit  die  Befugnisse  derselben  gingen,  wissen  wir  nidit  genau. 
Nach  der  eben  erwähnten  Nachricht  des  fidsdien  Asconins  konn- 
ten nichtsnutzige  Sclaven  von  ihnen  verurtheilt  und  sogleich  mit 
körperlichen  Strafen  gezüchtigt  werden,  auch  Diebe,  sicherM 
nicht  solche,  die  Römische  Bürger  waren.    Denn  diese  traf^  wie 
wir  gesehen,  eine  andere  Strafe.    In  allen  übrigen  Fällen  trog 
das  VerjEahren  vor  den  Dreimännem  den  Charakter  einer  poli- 
zeilichen Voruntersuchung,  deren  Ergebniss  vor  den  Prätor  al^ 
ordentlichen  Richter  gebracht  wurde  und  auch  von  den  Parteieo 
gebracht  werden  konnte.     Ohne  Zweifel  war  dies  VerhältoLsj 
gesetzlich  geregelt;  aber  Vieles  mag  sich  mit  der  Zeit  geändert 
haben.  Vieles  hing  auch   von  dem  Ermessen  des  jedesmaligen 
Prätors  oder  der  Prätoren,  welche  die  Strafrechtspflege  hatten^ 
ab.    Es  lässt  sich  selbst  denken,  dass  diese,  um  ihre  eigeneil 


a)  Cic  p.  Gluent  13,  38  sagt  hominem  ante  pedea  Q.  Manlii,  qui  tnnj 
erat  Ulvir,  constitaant 

b)  Ein  Beispiel  von  einem  RömiacheD  Büiger,  der  apfiker  selbst  ^ 
Triamvirat  bekleidete,  giebt  noch  Cic.  p.  Claent  13,  39. 
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Geschilfte  zu  verringern,  für  bestimmte  Fälle  den  Dreimänneni 
besondere  Vollmacht  gaben.  In  jedem  Falle  konnten  die  Präto- 
reo,  wo  es  ihnen  gat  dünkte,  eingreifen,  natürlich  auch  von 
Venirtheilten  Berufung  an  sie  eingelegt  werden.  Ebenso  stand 
es  frei,  die  Hülfe  der  Volkstribunen  anzurufen. •)  Fand  der 
TriuiDvir  in  den  Fällen,  wo  ihm  keine  eigene  Verurtheilung  zu- 
"itafld,  nach  geschehener  Untersuchung,  dass  kein  Grund  zur  An- 
lage voriag,  so  entliess  er  den  ihm  Vorgeführten,  wie  es  z.  B. 
I)ei  Oppianicus  der  Fall  war*») :  erklärte  er  ihn  für  schuldig,  so 
(«ebieit  er  ihn,  je  nachdem  die  Verhältnisse  waren,  entweder  im 
Ge^gnisse  oder  veranlasste,  trotzdem  dass  er  auf  freiem  Fusse 
•üeb,  die  Anklage  vor  dem  Prätor.  Bei  allen  schwereren  Ver- 
brechen, selbst  von  Sclaven,  fand  noch  ein  richterliches  Verfah- 
ft'n  statt;  denn  es  werden  Sclaven,  die  von  Richtern  zum  Tode 
verurtheilt  vnirden,  erwähnt*^),  und  in  den  späteren  Gesetzen  für 
'iie  Schwurgerichte  über  gemeine  Verbrechen  werden  die  Uebel- 
tiiäter  ohne  Unterschied  des  Standes  angeführt. 


a)  Die  vergebliche  Anrufung  der  Tribunen   durch   einen  Römischen 
Bttrger  wild  erwähnt  Val.  Max.  VI,  1,  10;  Plin.  nat.  bist  XXI,  8. 
h)  Cic.  p.  Cluent.  13,  39. 
0)  Val.  Max.  VIII,  4,  2. 
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Vierter  Absclmitt. 

Das    Process verfahren. 


Erstes  Capitel. 

Darstelluig  das  StrafVerMiraiis.  Sehwierigkait  darselban.  Eisth^uj 
in  ordantliGhes  und  anssarordeBtliches.  Einheit  dar  richterlldien  «n 
ToUxiahanden  Gawalt.  Einheit  dar  Ci?il-  nnd  Stralk;eridktsharkelt  Std 
Inng  der  Beamten  xn  einander  in  der  fierichtsbarkeit  Oefflmtlldikeit  de 
Yerhandlnngen.  Sehriftliche  Anfteichnnngen  dabei.  Beirath  der  Beaata 
Seine  Zneammensetnng  und  Hinzuiehnng.  Eintheilnng  des  Terfthre« 
sowohl  beim  Ci?il-  als  anch  beim  Criminalproeess  in  das  in  tve  md  b 

indicio.   Bemerkungen  darflber.  ' 

W  ir  haben  die  Entwickelang  der  Römischen  Ver&ssung  bis 
ihrem  Höhenpunkte  geleitet,  wo  sie,  eine  geraume  Zeit  i 
Gleichgewichte  verharrend,  dem  Volke  die  Kraft  verlieh, 
alte  Welt  sich  unterthänig  zu  machen.  Die  Formen  des  Crimi- 
nalverfahrens  blieben  während  dieses  Zeitramns  dieselben  and 
erst  die  dem  Untergange  zmieigende  Republik  schuf  neae  For^ 
men,  welche  einer  besonderen  Darstellmig  bedürfen.  Auch  das 
Recht  selbst  entwickelte  sich  weniger  durch  einzelne  Anordnioh 
gen  der  Gesetzgebung  als  durch  die  stetige  Ausübung  und  den 
stillen ,  aber  mächtigen  £influss ,  welchen  die  fortschreitende  Ge* 
sittung  und  die  alle  Erwartung  übertreffende  Entüaltong  dtf 
äusseren  Machtverhältnisse  ausübte.  Wir  haben  die  Eatstehaqg 
und  Fortbildung  der  Staatsgewalten   betrachtet,   welche  bei  der 


Darstellung  des  Strafverfahrens.  131 

Strafrechtspflege  th&tig  waren ,  die  Einsetzung  und  Mehrung  der 
Beamten,  welche  sie  leiteten:  es  ist  nöthig,  jetzt  das  Zusam- 
menwirken der  einzelnen  Bestandtheile  beim  Strafverfahren  zu 
schildern,  ein  Unternehmen,  das  abgesehen  von  der  mangelhaf- 
ten Ueberlieferung,  welche  alle  Einsicht  in  die  Verhältnisse  der 
früheren  Römischen  Republik  unvollkommen  macht,  mit  vielen 
Schwierigkeiten  verbunden  ist  Diese  Schwierigkeiten  sind  zum 
Theil  solche,  die  jeder  einen  längeren  Zeitraum  umfassenden 
Schilderung  gemeinsam  sein  müssen  und  in  besonderem  Grade 
die  des  Criminalprocesses  treffen.  Eine  Staatsverfassung  ist, 
so  sehr  sie  auch  am  Alten  hängt,  dennoch  einer  beständigen 
Veränderung  unterworfen  und  mit  der  Verfassung  ändert  sich 
aus  dem  Volksleben  nichts  so  sehr  als  die  Strafgerichtsbarkeit. 
Es  ist  daher  schwierig,  von  derselben,  mag  man  einen  Zeit- 
punkt wählen,  welchen  man  will,  eine  einheitliche  Darstellung 
zu  geben :  die  Veränderungen ,  welche  theils  vorher  bestanden, 
theils  später  eintraten,  hinzuzufügen  ist  wegen  der  Lückenhaf- 
tigkeit der  Geschichte ,  welche  diese  leisen  Uebergänge  im  Ein- 
zelnen meist  verschweigt ,  nur  selten  möglich.  Die  andere  Schwie- 
rigkeit entspringt  aus  der  bemerkenswerthen  Eigenthündichkeit 
des  Römischen  Volkes,  das,  wenngleich  in  ununterbrochener 
Umgestaltung  begriffen,  dennoch  das  Alte  nicht  aufhob,  sondern 
1er  Zeit  die  Ersetzung  des  Einen  durch  das  Andere  überliess. 
Als  daher  die  Schwurgerichte  eingeführt  wurden,  erlosch  damit 
lie  alte  Form  der  Strafgerichtsbarkeit  nicht  ganz ,  sondern  blieb 
für  gewisse  Verbrechen  neben  dem  neuen  Verfahren  bestehen: 
selbst  der  Uebergang  von  einem  zum  andern  Verfahren  geschah 
ülmälig  und  wurde  durch  mehrere  Stufen  vermittelt 

Trotz  dieser  Schwierigkeiten  wollen  wir  eine  Schilderung 
les  StrafverEsdurens  versuchen  und  zwar  des  gesammten  mit 
Ausnahme  der  später  entstandenen  Schwurgerichte.  Die  Dar- 
stellung wird  in  zwei  Theile  zerfallen.  Der  erste  enthält  das 
Verfahren,  welches  später  durch  die  Schwurgerichte  ersetzt 
vurde,  um&sst  also  nur  die  Zeit  bis  zur  Entstehung  der  letzteren. 
^er  zweite  behandelt  das  Verfahren,  welches  später  entstanden 
st  als  das  erstere,  aber  dann,  obgleich  an  Wichtigkeit  und 
Ausdehnung    sehr  verringert,  dennoch  bis  zum  Ende  der  Repu- 

9* 
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blik  bestehen  blieb :  bei  seiner  Behandlung  werden  wir  also  auf 
die  letzten  Zeiten  des  Freistaates  eben   so  gat  Rücksidit  neh- 
men müssen  wie  auf  die  früheren.    Ungeachtet  der  grossen  Ver- 
änderung,  welche    die  Einsetzung   der  Schwurgerichte  herbei- 
führte,  war  indessen  die  Beständigkeit  der  Römischen  Verhält- 
nisse so  gross  und  das  Festhalten  der  Römer  an  dem  Hergebrachten 
so  streng,    dass  Vieles  in  den  Einzelheiten  des  Strafverfahrens 
zu  jeder  Zeit  dasselbe  blieb:  die  Aufeinanderfolge  der  einzelnen  '< 
Theile  desselben ,  die  Grundsätze  in  Bezug  auf  Zeugen  und  son- 
stige Beweise  und  anderes  ähnliche  war  bei  den  Schwurgeriob- 
ten  nicht  verschieden  wie  bei  den  früher  üblichen  Gerichten. 
Eine  vollständige   Darstellung   dieser   Sachen  würde   sich  al^ 
wiederholen  müssen  und  nur  in  Anfuhrung  von  Beispielen  ver- 
schieden sein  können.    Deshalb  ziehen  wir  es  vor,  hiervon  nar 
bei  der  Schilderung  der  Schwurgerichte  zu  sprechen;  denn  vos 
ihnen  haben  wir',  namentlich  durch  die  Reden  Ciceros,  eine  M 
weitem  ausführlichere  Ueberlieferung,    an  welche  sich  etwaig 
Bemerkungen  über  den  früheren  Entwickelungsgang  zweckmäsa 
anschliessen  können.  ' 

Der  erste  Theil  unserer  Darstellung,  welcher  die  Zeit  voi 
Beginne  der  Republik  bis  auf  die  Sullanische  Verfassung  begrei 
soll  dasjenige  enthalten,  was  wir  das  ordentliche  Strafvei 
nennen  wollen.  Dieser  Name  ist  zwar  im  Sprachgebrauche 
Römischen  Republik  nicht  begründet,  aber  der  Sache  nach  4i 
scheint  er  als  nicht  unzweckmässig.  Denn  dies  Verfahren  uril 
fasst  alle  Verbrechen,  kann  jeden  Angehörigen  des  Staatrti 
wenn  auch  nicht  zu  jeder  Zeit  trelFen :  es  ist  das  im  Römischl^ 
Staate  ursprüngliche  und  hat  die  Norm  abgegeben  for  y 
Criminalprocess.  Der  zweite  Theil  soll  über  das  ausserord< 
liehe  Verfahren  handeln.  Wir  nennen  es  so ,  weil  es  bei  ai 
ordentlicher  Gelegenheit  entstanden  ist  und  diesen  Cha 
fortwährend  beibehalten  hat:  die  Verbrechen,  welche  es 
zeichnen  sich  der  Regel  nach  durch  Schwere  oder  die  Stelli 
der  Schuldigen  aus  oder  sind  politischer  Natur.  Es  zerfiUlt 
Unterabtheilungen  nach  der  Verschiedenheit  deijenigen,  wel^ 
die  Verhandlungen  leiten. 

Die  richterliche  und  die  vollziehende  Gewalt  sind   in  dl 
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Römischen  Republik  niemals  getrennt  gewesen :  sie  waren  sammt 
der  militärischen  in   denselben  Personen  vereinigt  und  bildeten 
zu.<ammen  das  sogenannte  Imperium^   das  ein  einiges  und  un- 
theilbares  war.*)   Erst  in  der  spätem  Kaiserzeit,  als  nach  Gleich- 
stellung der  Provinzen  und  Italiens  die  Verhältnisse  mannigfacher 
and  die  Ansprüche  aller  nunmehr  gleichberechtigten  Einwohner 
^s  Reiches  schwieriger  zu  befriedigen  wurden,  entwickelte  sich 
.Jlmälig  jene  Trennung,  die,  so  segensreich  sie  an  sich  sein  mochte, 
Von  den  Römern  selbst,  weil  sie  das  andere  Unglück  der  Zei- 
wn  betrachteten,  nur  ausNoth  angenommen  und  nicht  nach  Ge- 
:>uhr  anerkannt  wurde.    Die  Könige   hatten,  wie  wir  oben  ge- 
-eljeo,    die  oberste   richterliche  und  vollziehende  Gewalt  ohne 
Einschränkung  gehabt  und  bei  der  Cebertragung  ihrer  Machtfülle 
iQ  ihre  Beamten  den  Grundsatz,  beide  zu  trennen,  nur  unvoll- 
Kommen  befolgt    Hätte  ihre  Regierung  längeren  Bestand  gehabt, 
i\iire  der  Staat  unter  ihnen  umfangreicher,  die  Masse  der  Bür- 
i^x  grösser,  folglich  die  Menge  der  Geschäfte  zahlreicher  gewor- 
•Irn,  so  wäre  es  möglich  gewesen,   dass  sich  unter  der  oberen, 
\\\^s  umfassenden.  Aufeicht  der  Könige  durch  Verschiedenheit 
i' r  Beamten  eine  Theilung  der  Gewalten  vollzogen  hätte.    In- 
->sen    deren  Herrschaft  hörte  auf,  eben  als  das  Reich  sich  zu 
rweitem  und  zu  befestigen  begann,   und  zwar  nach  der  Regie- 
Tilg  eines  Königs,    der  mit  grosser  persönlicher  Thatkraft  be- 
^^'bt,  seine  unmittelbare,  persönliche  Wirksamkeit  zum  Schaden 
icr  froheren  Freiheit  erweitert  hatte.    Die  Erben  seiner  Gewalt 
tF^ren  die  Consuln ,  zugleich  vnirde  die  Ausdehnung  des  Staates 
verringert:  es  war  natürlich,  dass  man  nicht  an  eine  Trennung 
.--sen   dachte,  was    von  denselben  Personen    leicht  bewältigt 
Verden  konnte  und  überdem  den  Vortheil  einer  einheitlichen,  in 
rr  neuen  und  von  innem  Zwistigkeiten  zerrissenen  Republik 
iippelt  nöthigen  Regierungsgewalt   gewährte.    Und  eben  den- 
M'lben  Grundsatz  hielt  man  auch  später  fest:  es  hat  nie  in  der 
r; '»mischen  Republik  einen  Richter  gegeben,  der  nur  richterliche 
Amtspflichten  gehabt ,  nicht  auch  an  der  allgemeinen  Verwaltung 
•iif8  Staates  Theil  genommen  hätte.    Die  Consuln,  dieZehnmän- 


a)  YeiiB^.  Ajuh.  28  a.  £. 
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ner,  die  Militartribimen ,  die  VolkstribaneD,  die  Pratoren,  selbst 
die  Aedilen  und  Dreimänner  hatten  neben  den  richterlichen  Qe- 
schäften,  welche  ihnen  oblagen,   entweder  nebenher  oder  sogar 
hauptsächlich  politische  Pflichten:  ja  dieser  Grandsatz  geht  so 
sehr  durch  die  ganze  Römische  Republik,  dass  man  auch  for 
ausserordentliche  Fälle ,   wo  richterliche   Geschäfte   zu  besorgen 
waren,  diese  nicht  besonderen  Beamten   übertrug,   sondern  sie 
den  vollziehenden  auferlegte.   Z.  B.  bei  den  Aeckervertheilungen 
kam  es   zunächst  auf  die  richterlidie   Entscheidung  an,    was 
öffentliches,  was  Privateigenthum  wäre;   aber. » es  ist  einem  Rö- 
mischen Gesetzgeber    nie  eingefallen,  für  diese  Entscheidungen, 
welche  in  allen  sonst    bei   der  Rechtspflege  üblichen  Formen 
vor  sich  gingen,  besondere^Beamten  zu  ernennen,  sondern  eben 
dieselben,  welche  das  Land  an  die  einzelnen  Ansiedler  vertheil- 
ten,  versahen  auch  das  Amt  als  Richter.    Es  war  daher  folge- 
recht, dass  man  durch  die  Provocationsgesetze  der  Volksversamm- 
lung, welche  in  allen  sonstigen  Staatsangelegenheiten  die  höchste 
Entscheidung  hatte,   auch  das  oberste  Richteramt  beilegte,  uni 
zwar  in  derselben  Gliederung,  wie  sie  überhaupt  ihre  politischem^ 
Rechte  ausübte.    Selbst  zu  Privatrichtem  wurden  eben  dieselbe 
Personen  erlesen,  welche  den  höchsten  Staatsrath  bildeten:  sit, 
vereinigten  in  sich  die  richterliche  und  politische  Gewalt  und  als 
man  am  Ende  der  Republik  auch  die  anderen  Stände  zum  RidM 
ten  heranzog,  geschah  das  nicht,  um  das  Richteramt  selbständ^ 
für  sich  hinzustellen,   sondern  um  ein  politisches  GleiehgewicU, 
unter  den  verschiedenen  Ständen  des  Volkes  einzuführen. 

Die  Rechtspflege  erscheint  im  Anfange  des  Staates  als  eint 
einheitliche,  nicht  getrennt  in  Privat-  und  StrafgerichtsbarkeiL 
Der  König  unmittelbar  oder  mittelbar  richtete  über  StreitigkeiteB 
und  über  Verbrechen  der  Bürger:  es  wird  uns  von  keiner  Vet^ 
schiedenheit  der  Formen,  welche  dabei  obgewaltet  habe,  beritrl^ 
tet  Servius  Tullius  versuchte  eine  Art  von  Trennung,  indes 
er  die  Entscheidung  in  der  Givilgerichtsbarkeit  abgab  und  sidi 
unmittelbare  Einwirkung  nur  in  den  Criminalprooessen  vorbehielt 
Allein  sein  Nachfolger  stellte  das  alte  Verhältniss  wieder  iier 
und  die  ersten  Consuln  empfingen  von  ihm  die  ungetheilte  rici»- 
terliche  Gewalt.    Sie  stellten  die  von  Servius  aagegdiiene  Tr&t- 
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QUDg  wieder  her  und  befestigten  sie  dadurch,  dass  sie  vermit- 
telst der  I^ovocationsgesetze  für  die  Criminalprocesse  eine  ähn- 
liche Form  erfonden,  wie  sie  durch  die  königliche  Einrichtung 
für  die  Givilprocesse  bestand.  Trotz  dieser  Verschiedenheit  in 
einem ,  und  zwar  dem  wichtigsten  Theile  des  Verfahrens ,  galten 
dennoch  die  beiden  Arten  von  Processen  für  gleich  und  waren 
es  auch:  selbst  in  den  zwölf  Tafeln  war  die  Behandlung  beider 
dieselbe  und  erhielt  sich  auch  so.  Namentlich  bestand  diese 
Einheit  des  Civil-  und  Criminalprocesses  während  der  ganzen 
Republik  in  den  höchsten  richterlichen  Beamten:  die  Gonsuln, 
Zebnmänner,  Militärtribunen,  Prätoren  waren  immer  zu  gleicher 
Zeit  Civil-  und  Criminalrichter.  Nur  in  den  niederen  Beam- 
ten, den  Gehülfen  der  hohem,  den  Aedilen  und  Dreimännem, 
erscheint  die  Rechtspflege  getrennt,  in  so  fem  jene  ein  kleines 
Stück  der  Civilgerichtsbarkeit,  diese  die  polizeiliche  Vorunter- 
suchung über  Verbrechen  leiteten.  Selbst  als  mit  der  Einfüh- 
rung der  Schwurgerichte  durch  Sullas  Verfassung  bestimmte  Be- 
amte für  die  Civil-  und  andere  für  die  Griminalgerichtsbarkeit 
eingesetzt  wurden,  waren  die  Befugnisse,  Namen,  Ehren  für 
beide  Arten  gleich:  es  fand  nicht  eine  besondere  Wahl  für  die 
eine  oder  die  andere  statt,  sondern  die  VertheUung  geschah,  wie 
bei  andem  in  der  Mehrzahl  gewählten  Beamten,  von  denen  jedem 
sein  eigener  Wirkungskreis  angevriesen  werden  sollte:  ein  Ver- 
fahren, welches  deutlich  für  die  auch  damals  noch  bestehende 
Einheit  der  Gerichtsbarkeiten  zeugt 

Die  Folgerungen,  welche  sich  aus  diesen  dem  Römischen 
Staate  eigenthümlichen  Verhältnissen  ergeben,  sind  bedeutend. 
Zuerst  erklärt  sich  daraus  die  gegenseitige  Stellung  der  Beamten 
zu  einander.  Die  Volkstribunen  waren  eingesetzt ,  um  die  Plebs 
gegen  die  Willkür  der  Patricier  und  patricischen  Beamten  zu 
schützen,  nicht  um  irgend  einen  Einfluss  auf  die  Rechtspflege  zu 
üben,  und  dennoch  haben  sie  denselben  in  ausgedehntem  Masse 
geübt,  sie  konnten  gegen  alle  Handlungen  anderer  Beamten, 
mochten  dieselben  Gerichtsverhandlungen  leiten  oder  Verwaltungs- 
massregeln anordnen,  auf  gleiche  Weise  Einsprach  thun.  Eben 
30  galt  der  Grundsatz,  dass  eine  höher  oder  gleichstehende  Ge- 
walt mehr  gelte,   im  ganzen  Staatsleben.    Obwohl  der  Prätor 
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als  eigentlichen  Wirkungskreis  die  Leitung  der  Rechtspflege  hat^ 
kann   der   Consul,   weil   er   überhaupt  die  höhere  Gewalt  hat, 
dennoch  auch  in  dieser  gegen  ihn  hindernd  einschreiten  und  unter 
den  Prätoren,  von  denen  in  späterer  Zeit  jeder  seinen  besonderen 
Kreis  der  Civil-   oder  der  Criminalgerichtsbarkeit  hat,    findet 
ebenfalls  uneingeschränkt  Einspruch  des  einen  gegen  den  andern 
statt    Femer  kein  rechtsprechender  Beamter  kann  gegen  den  1 
ihm  gleich  oder  höher  stehenden  Beamten  kraft  seiner  richter- 
lichen Befngniss  einschreiten;  denn  derjenige,  gegen  welchen  er 
einschreiten  müsste,    kann  durch  £inspI;^ch  die  Ausübung  der 
Befugniss  unmöglich  machen :   dies  gilt  von  Verwaltongsmass- 
regeln  in  nicht    höherem  Grade  als  von    den  Handlangen  der 
Criminal-  und  Civilrechtspflege.    Nicht  minder  erklärt  sich  hier- 
aus, dass  die  Formen,   in  denen  ein  Beamter  richterliche  Entr 
Scheidungen  giebt,  dieselben   sind  wie  diejenigen,  in  denen  er 
überhaupt  feierliche  Staatshandlungen  vornimmt    Ort  nnd   Zdt 
sind  dieselben.    Der  Markt  und  das  Tribunal  sind  für  den  Be- 
amten, mag  er  thun  was  er  will,  bestimmt:  es  hört  zu,  w^ 
will.    Freilich  in  der  Königszeit  hatte  nur  die  Sitte   imd  die 
Rücksicht  auf  die  öffentliche  Meinung  diese  Oeffentlichkeit  v^- 
langt  und  sie  war  deshalb  öfters  verletzt  worden;  aber  zu  dea 
ersten  Massregeln  der  Consularregierung  gehörte  die  Bestimmui^? 
dass  das  tyrannische  Verfahren,  heimlich  und  in  der  Privatwoh- 
nung Entscheidungen  zu  geben,    abgeschafit  und  die  Sitte  der 
volksfreundlichen  Könige  als  bindendes  Gesetz  anerkannt  wnnde.*) 
Seitdem  ist  sie   so  sehr  im  Gebrauch,  dass  es  eine  Röniischen 
Begriffen  fremdartige  Idee  ist,   von  der  Oeffentlichkeit  gericht- 
licher Verhandlungen  zu  sprechen.    Freilich  sind  sie  öffenüidi. 
aber  es  fiel  Niemandem  ein,  dies,  was  von  allen  Amtshandlun* 
gen  der  Beamten  auf  gleiche  Weise  galt,   als  etwas  besondere« 
anzumerken.    Die  Zeit  fOr  die  Gerichte  ist  eben&lls   dieselbe, 
wie  für  amtliche  Handlungen  überhaupt    Niemals  ist  festgesetit 
worden,    richterliche  Volksversammlungen    sollten    an  andern 
Tagen  gehalten  •  werden  köimen  als  andere  politiisciie,  Sonden 
im  Allgemeinen  wurden   einige  Tage  für  Volksversamnüangen 


a)  Mau  sehe  I,  159. 
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verboten,  andere  daför  bestimmt  Niemals  ist  ffir  richterliche 
Handlungen  der  Beamten  eine  andere  Tageszeit  verordnet  ge- 
wesen als  for  andere  öffentliche  Verhandlungen:  wenn  die  öffent- 
liche Thätigkeit  überhaupt  aufhörte,  schlössen  auch  die  Gerichte. 
Selbst  die  Gehülfen  und  Diener  der  Beamten  dienten  für  Ver- 
richtungen aller  Art,  wie  denn  z.  B.  die  Lictoren  stets  zur  Aus- 
fuhrung aller  möglichen  Befehle  der  Beamten  gedient  haben. 
Wenn  in  späterer  Zeit  einzelne  Zweiges  des  öffentlichen  Dienstes 
besondere  Unterbeamten  erhielten ,  z.  B.  die  Diener  des  Gefäng- 
nisses nur  für  diesen  einen  Zweck  da  waren,  so  beruhte  das 
auf  der  nothwendigen  Theilung  der  Arbeit:  der  allgemeine  Grund- 
satz der  Einheit  wurde  in  den  obem  Beamten  vollständig  gewahrt. 
Man  hat  die  Frage  aufgeworfen,  ob  bei  dem  Criminal- 
processe  ein  schriftliches  Verfahren  stattgefunden  habe  und  hat 
dieselbe  verneint.^)  Sie  ist,  so  aufgeworfen,  gegen  die  Rö- 
mische Anschauung.  Es  gab  anfangs  bei  den  Gerichten  kein 
schriftliches  Verfahren ,  weil  man  sich  der  Schrift  überhaupt  noch 
nicht  zur  Aufeeichnung  von  Verhandlungen  bediente,  sondern 
zuMeden  war,  die  Hauptdenkmale  durch  Eingraben  auf  Holz, 
Stein  oder  Erz  der  Nachwelt  zu  erhalten.  Als  der  Gebrauch 
der  Schrift  allgemeiner  wurde,  fing  man  im  ganzen  Staatsleben 
und  auch  im  Gerichtswesen  an,  schriftliche  Aufzeichnungen  zu 
machen.  Ohne  sie  wäre  die  Sammlung  der  königlichen  Gesetze 
durch  das  Papirische  Geschlecht  nicht  möglich  gewesen.  Als 
nach  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  die  Ugia  actianes  abge- 
fasst  wurden,  hätte  dies  nichts  genutzt,  wenn  sie  nicht  schrift- 
lich aufgesetzt  worden  wären.  Ap.  Claudius,  der  zu  König  Pyr- 
hus'  Zeit  als  Rechtskundiger  berühmt  war,  soll  sogar  ein  Buch 
geschrieben  haben ,  und ,  wenngleich  es  heisst ,  dasselbe  sei  spä- 
ter nicht  erhalten  gewesen"),  so  beweisst  doch  diese  Nachricht, 
dass  der  Gebrauch  der  Schrift  ziemlich  geläufig  war.  Man  fin- 
det allerdings  nicht,  dass  sie  zu  den  gerichtlichen  Verhandlun- 
gen selbst  angewendet  wurde,  dass  der  Ankläger  seine  Klage 
schriftlich  eingereicht  hätte  oder  die  Ergebnisse  des  Zeugenver- 
hörs sdiriftlich  aufgesetzt  worden  wären :  wir  werden  von  diesem 


a)  Pompon.  §  86  de  orig.  iur.  Dig.  (I,  2). 
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Gebrauche    erst  in  der  späteren  Zeit  bei  den  Schwurgerichten 
Nachrichten   und  Beispiele  finden.     Aber  sicherlich  gesehali  es 
schon  frühzeitig,  dass  die  Beamten,  wie  sie  überhaupt  das  Wich- 
tigste aus  ihren  Amtshandlungen  aufzeichneten ,  so  auch  von  den 
Processen,    welche  sie  leiteten,  die  Hauptthatsachen  schriftlich 
abfassten,  ähnlich  wie  wir  später  sehen  werden,  dass  bei  den 
Schwurgerichtsprocessen  die  versitzenden  Prätoren  Kläger,  GTuod 
der  Anklage,  Richter  und  Aehnliches  in  Listen  eintrugen.    Ein 
Beispiel  eines  solchen  alten  commentarium  ist  uns  von  Varro*) 
erhalten  aus  der  ausserordentlichen  Untersuchung,  welche  der 
quaestor  parricidii  M.  Sergius  gegen  T.  Quinctius  Trogus  führte. 
£8  muss  nach  den  erhaltenen  Bruchstücken  ausführlich  gewesen 
sein;  denn  es  enthielt  die  Formel,   mit  der  die  Volksversamm- 
lung berufen  wurde,  wahrscheinlich  also  auch  die  Anklage  und 
das  Ergebniss  derselben. 

Eine  besondere  Beachtung  verdient  der  Beirath  (consiUum), 
den  jeder  rechtsprechende  Beamte  hat:  er  ist  der  Civil-  und  Straff 
rechtspflege  durchaus  gemeinsam,  er  findet  sich  selbst  bei  den 
Privatrichtern.  Sein  Ursprung  ist  uralt  und  schreibt  sich  aui^ 
der  Sitte  deijenigen  Stämme  her,  welche  den  Staat  selbst  ge- 
bildet haben.  Schont  die  Könige  hatten  ihn  und  im  Verlauf  A 
Geschichte  erscheint  nie  ein  Richter,  der  ihn  nicht  hätte  habe 
können,  den  die  Sitte  nicht  verpflichtet  hätte,  ihn  hinzuzuziehen^) 
Aber  es  würde  nicht  richtig  sein  anzunehmen,  dass  in  diese 
Hinzuziehen  eines  Beirathes  ein  unterscheidendes  Merkmal  d 
richterlichen  und  verwaltenden  Behörden  liege.  Auch  im  Kri 
ziehen  Consuln  und  Prätoren  ein  conaüium  zu  Rathe,  auch  d 
Oberpriester  hat  bei  seinen  Entscheidungen,  trotzdem  dass 
allein  verantwortlich  ist,  seine  Beisitzer^),  ebenso  die  Beamten 
allen  Entscheidungen  der  Verwaltung:  bei  dem  jährliclieii  Wec 
sei  derselben  beruht  auf  dieser  Einrichtung  die  Möglichkeit  einel 
sachgemässen  Leitung  des  Staates.  Wir  haben  über  die^ 
Beirath  nur  gelegentliche  Nachrichten,  wahrscheinlich  wdl  sei 
Hinzuziehung  auf  der  Sitte  beruht,  und  seine  Wahl^   wemigleic 


a)  Varro  de  ling.  lat  VI,  9  p.  268.    Vergl.  oben  S.  99. 

b)  Vergl.  I,  104. 
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ebenfalls  im  Einzelnen  durch  die  Sitte  bedingt^  dennoch  in  dem 
freien  Ermessen  des  Beamten   steht.    Dass  nur  die  Sitte  das 
Hinzuziehen  eines  Beirathes  gebot,  ergiebt  sich  aus  den  Nach- 
richten über  die  Königszeit*):  es  werden  aus  ihr  Beispiele  an- 
geführt, wo  der  König  ohne  Beirath  richtete;  dies  war  tyrannisch 
und  wurde  getadelt,  aber  der  gelallte  Spruch  wurde  dadurch 
nicht  ungültig.    Aus  der  späteren  Zeit  ist  uns  keine  gesetzliche 
Bestimmung  über  die  Nothwendigkeit  der  Hinzuziehung  über- 
liefert, aber  auch  kein  Beispiel,  wo  eine  Entscheidung  ohne  ein 
consilium  stattgefunden  hätte.     Naturgemäss  hätte  eine  solche 
Unregelmässigkeit  eher  in  der   Provinz  als  in  Rom   vorfallen 
können  und  doch  wird  Verres,  dem  sonst  alle  möglichen  Unge- 
rechtigkeiten voi^eworfen  werden,  niemals  von  Cicero  angeklagt, 
er  hätte  ohne  den  herkömmlichen  Beirath  ein  Urtheil  gefällt. 
Aber  die  Berufung  in  denselben  stand  lediglich  in  der  Willkür 
des  Beamten  oder  überhaupt  dessen,  der  eine  Entscheidung  ab- 
geben sollte,  sowohl  was  die  Zahl  als  die  Personen  der  Beisitzer 
betraf.^)     Die  genauesten  Nachrichten  haben   wir  über  diesen 
Pankt  in  den  Yerrinischen  Reden  Ciceros,  aus  denen  sich  das 
Verhältniss  des  Beirathes  zum  Provinzialstatthalter  ergiebt.   Z.  B. 
ist  sehr   lehrreich,   was  Cicero  über   den    Capitalprocess   von 
Sopater  erzählt^)    Sopater  war  schon  bei  dem  früheren  Statt- 
halter Siciliens,  C.  Sacerdos,  wie  Cicero  sagt,  wegen  desselben, 
wie  es  wahrscheinlich  ist,  wegen  eines  ähnlichen  Verbrechens 
angeklagt,  aber  freigesprochen  worden.    Als  Verres  sein  Gericht 
hielt,  waren  in  seinem  Beirathe  zum  Theil  dieselben  Römischen 
Bürger,  welche  bei  Sacerdos  gewesen  waren.  Die  Mitglieder  des 
Beirathes  kamen  „zahlreich''  zusammen    und   zwar   diejenigen, 
^welche  zu  konunen  pflegten^'.    Von  ihnen  enüiess  Verres  einen 
Römischen  Ritter  M.  Petilius,  weil  derselbe  in  einem  Privat- 
processe  zum  Richter  bestellt  war,  und   auf  dessen  Bitten  noch 
andere,  welche  in  jenem  Privatprocesse  den  Beirath  bilden  soll- 
ten.   Kurz  alle  gehen  fort,  wie  Cicero  mit  Uebertreibung  sagt; 


a)  Vergl.  I,  123. 

b)  Beispiele  von  andern  als  Beamten  sind  I,  353  flgd.  angeführt. 

c)  Cic  in  Verr.  libr.  fl,  29  flgd. 
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denn  es  blieben  doch  noch  etliche  übrig.    Demnach  glaubte  Q. 
Minudus,  der  Vertheidiger  von  Sopater,  Verres  würde  dessen 
Process  an  jenem  Tage  mit  unvollständigem  Beirathe  nicht  vor- 
nehmen; als  er  ßs  wider  Erwarten  dennoch  that,  ging  Minncios 
trotz  der  Einsprache  von  Verres  fort,  unter  dem  Verwände,  Pe- 
tilius  hätte  auch  ihn  ersucht,  an  seinem  Beirathe  für  den  Privat- 
process  Theil  zu  nehmen.  Der  Prätor  war  also  jetzt  „ohne  Bei- 
rath'',  wie  Cicero  sich  ausdrückt,  der  Angeklagte  „ohne  Verthei- 
diger"'. Indessen  Verres  verhandelte  den  Process  und  vemrtheilt« 
den  Angeklagten  „nach  dem  Ausspruche  seines  Schreibers,  seines 
Arztes,  seines  Wahrsagers'\    Aus  diesen  letzten  Worten  ergiebt 
sich,  dads  Verres  trotz  des  Weggehens  der  Uebrigen  dennoda 
seinen  Beirath  hatte,  dass  er  ihn  ordnungsmässig  befrs^  und 
sein  Urtheil  nach  dessen  Ausspruch  bildete:  er  hatte  die  Situ 
äusserlich  nicht  verletzt,  wenngleich  er  die  Absicht  derselbe! 
nicht  beobachtet  hatte.    Nur  dies  Letztere  kann  ihm  Cicero  voi 
werfen;    den  Urtheilsspruch  selbst    hätte  er   auch  dann  nici 
rechtlich  anfechten  dürfen,  wenn  Verres  ohne  Beirath  ent8chied(( 
hätte.    Denn  hätte  es  ein  Gesetz  gegeben,  welches  die  Zuziehn| 
des  Beirathes  gebot,  so  hätte  dasselbe  auch  Bestimmungen  ö^ 
die  Zusammensetzung  desselben  enthalten  müssen.    Es  ei^ 
sich  aber  aus  Ciceros  Schilderungen  von  dem  Processe ,  so  | 
hässig  dieselben  auch  sein  mögen,  auf  das  Deutlichste,  wie 
die  Bildung  und  Auswahl  des  Beirathes  von  der  Willkür 
Beamten,  ja  von  dem  Zufall  abhing,  und  daraus  folgt  wii 
mit  Nothwendigkeit,  dass  trotz  des  Beirathes  dennoch  der 
allein  für  sein  Urtheil  verantwortlich  blieb.    Die  Hitglieder 
Beirathes  unterstützten  ihn  privatim  und  ihre  Befragung 
ihn  der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  decken,  seinem  Aussj 
Gevncht  verleihen;  aber  die  Verantwortlichkeit  konnte  und 
sie  nicht  von  ihm  nehmen.    Es  ist  selbst  fraglidi,  ob   er 
pflichtet  gewesen  ist,  der  Mehrheit  seines  Beirathes  sich  za 
in  der  Sache  liegt  die  Verpflichtung  nicht  begründet    AI 
haben  kein  Beispiel,  dass  er  es  nicht  gethan  hätte  und  jedi 
lag  es,  vrie  vnr  eben  gesehen  haben,  in  seiner  Macht, 
Zusanomensetzung  und  Abstimmung  des  Beirathes  so  einzuwj 
dass  er  durch  denselben  nicht  behindert  wurde.    Es    ist 
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scheinlicb,  dass  zn  der  Zeit,  wo  die  Senatoren  allein  Richter 
in  Priirat-  und  Criminalprocessen  waren,  auch  der  Beirath  nur 
aus  Senatoren  zusammengesetzt  wurde  und  demgemäss  weniger 
zahlreich  war;  später  als  auch  die  anderen  Stände  am  Richter- 
ainte  Theil  nahmen,  und  die  Rechtskunde  überhaupt  sich  allge- 
meiner verbreitete,  war  die  Auswahl  unbeschränkt. 

Die  richterliche  Gewalt  war,  wie  wir  erwähnt,  während  der 
i^anzen  Republik  von  der  vollziehenden  nicht  getrennt,  sondern 
nur  ein  Theil  derselben  und  ihr  untergeordnet.   Dennoch  musste 
^ich  das  Bedürfaiss  geltend  machen,  Sicherheit  für  Leben  und 
Eigenthum  im  richterlichen  Ausspruch  zu  gewinnen  und  alle  die 
(ji'ünde,  welche  in  neueren  Staaten  die  Trennung  der  richterlichen 
Gewalt,  ihre  Unabhängigkeit  auf  der  einen  Seite,  ihre  Gebunden- 
heit an  die  Form  auf  der: andern  herbeigeführt  haben,  mussten 
tuch  bei  den  Römern  als  massgebend  erscheinen ;  aber  sie  fähr- 
en zu  etwas  anderem.    Man  wollte  durchaus  die  Einheit  der 
l^ren  Beamten  und  damit  die  Kraft  der  Regierung  erhalten  und 
km  deshalb  darauf^  das  gerichtliche  Verfahren  in  zwei  Abschnitte 
I  zertheilen,  von  denen  der  eine  in  iure^  der  andere  in  iudicio 
kss.    Diese  £intheilung  ist  bei  dem  Privatprocesse  anerkannt 
;^  Id  dient  allgemein  als  Grundlage,  um  denselben  zu  verstehen 
^  U  darzustellen;  aber  sie  muss  in  eben  derselben  Ausdehnung 
t  dem  Criminalprocesse  anerkannt  werden:   auf  ihr  beruht  die 
Iglichkeit,  sein  Wesen  und  seine  Eigenthümlichkeit  zu  erfassen : 
*  zeigt  die  ursprünglich  vollständige  und  noch  am  Ende  der 
^blik  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bestehende  Einheit  beider 
Icessarten.   Wie  sie  beim  Privatprocesse  uralt  ist,  so  ist  sie  es 
h  beim  Criminalprocesse  und  erscheint  in  den  ersten,  sagen- 
len  Anfängen  des  Staates.   Indem  der  König  zum  Aburtheilen 
t  die   Schuld  oder  Unschuld  des  Verbrechers  einen  Beirath 
tuzieht^  erkeimt  er  damit  an,   dass  das  Fällen  des  Urtheils 
»besonderer  Abschnitt  des  Verfahrens  ist,  der  grössere  Ver- 
wortong  als  die  übrigen  Theile  des  Processes  erfordert.   All- 
Ig  bildete  sich  die  Trennung  weiter  aus:    Servius  Tullius 
tnte  Privatrichter  für  das  Verfahren   in  iudicio  bei  Privatr 
iessen^  und  das  erste  Valerische  Provocationsgesetz  enthielt 
J  vollständige  Anerkennung  von  der  Verschiedenheit  und  Be- 
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deutoBg  des  iudicium  in  Criminalprocessen,  welche  Ins  zom 
Ende  der  Republik  bestanden  hat  Indessen  das  Yer&fareD  k 
iure  and  das  in  ivdicio  sind  nicht  zwei  aufeinander  folgende 
Abschnitte,  dergestalt,  dass  das  letztere  auf  das  erstere  folgen 
musste,  sondern,  wie  mit  dem  Verfahren  in  iwre  begonnen  wurde,  so 
wurde  auch  mit  demselben  geschlossen.  Das  iudicium  bildete 
den  Mittelpunkt:  darauf  bezog  sich  das  anfingliche  Verfahren  m 
iure  und  daran  schloss  sich  das  noch  folgende  m  iure  wiederom 
an.  Dies  letztere  fand  nicht  blos  vor  dem  Beamten,  sondern 
durch  den  Beamten  statt,  der  somit  die  Einheit  des  ganzen  Pro- 
cesses  bildete,  und  Anfang,  sowie  Ende  desselben  in  seiner 
Hand  hielt.  Die  Gesetze  über  die  Criminalgerichtsbarkeit  um- 
fassen entweder  nur  das  iudicium^  wie  z.  B.  die  wesentUchsten 
Bestimmungen  der  Provocationsgesetze,  oder  das  Verfahren  in 
iure,  wie  wahrscheinlich  der  grösste  Theil  der  zwölf  Tafeln, 
oder  endlich  beide  zusammen ,  wie  in  späterer  Zeit  meistentheik 
die  über  die  Schwurgerichte.  Es  war  jedoch  ein  b^nerikens- 
werther  Unterscliied  zwischen  dem  Criminal-  und  Civilprocesse  in 
Betreff  des  Verfahrens  in  iudicio.  In  dem  letzteren  übeigab  der 
Beamte  den  gehörig  eingeleiteten  Process  einer  andern  Person 
zum  Verfahren  in  iudicio:  dieser  Andere,  von  ihm  beauftragt 
leitete  dasselbe  selbständig,  verhörte  die  Zeugen,  überwachte  die 
Klage  und  Vertheidigung,  that  am  Ende  den  Spruch.  Dagegen 
beim  Criminalprocesse  hatte  derselbe  Beamte,  welcher  das  Ver- 
fahren in  iure  geleitet,  auch  das  weitere  in  iudicio  zu  töten: 
selbst  das  Fällen  des  Wahrspruches  geschieht  zwar  durch  eioao 
Andern,  aber  unter  seiner  Aufsicht  Die  Folge  dieses  Verhält' 
nisses  ist,  dass  die  Gesetze  über  das  Privatrecht  das  Haup^ 
wicht  auf  das  Ver&hren  in  iure  legen  und  dasselbe ,  um  einesi 
Missbrauche  der  Beamten  vorzubeugen,  auf  das  Genaueste  regeln, 
während  die  über  das  Criminalrecht  sidi  hauptsächlich  mit  am 
iudicium  beschäftigen. 
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Zweites  Capitel. 

IlBleitmig  der  AnkUge  von  Amtswegeii  oder  durch  PriyatanUiger.  An- 
geber .  ihre  Begttnsügiuigeii  und  Belohnungen.  Privatankiager  begttnsttgt 
md  belohnt.  Alle  können  angeklagt  werden  ausser  den  Beamten.  An- 
wilte  und  Yertheidiger.  Annahme  der  Anklagen  durch  die  Beamten.  Er- 
scheinen des  Angeklagten  an  der  6erichts8t&tte.  Yerhaftnng  desselben, 
Stellnig  von  Bürgen.  Gefftngnisshaft  bei  den  Rftmem.  Sie  ist  keine 
Strafe  und  vird  doch  in  anssergewShnlichen  Fillen  von  den  Beamten  als 
Strafe  angewendet.  Art  des  liefingnisses :  altes  königliches  Gefftngniss, 
die  Steinbruche,  Haft  bei  den  Beamten,  flreies  Geflkngniss,  Bewachung 

durch  andere  Städte. 

Die  Quelle  des  ordentlichen  Criminalprocesses  ist  eine  dop- 
pelte. Er  entspringt  entweder  aus  der  unmittelbaren  amtlichen 
Einwirkung  des  Beamten  oder  aus  der  Beschwerde  eines  Privat- 
mannes, der  bei  dem  Beamten  Bestrafung  für  ein  ihm  oder  dem 
Staate  zugefugtes  Unrecht  sucht.  Beide  Elemente  finden  sich  seit 
den  ältesten  Zeiten  im  Römischen  Strafprocesse"),  die  Entwicke- 
lung  aber  geht  dahin,  dass  der  Anklageprocess  allmäJig  vor- 
herrschend wird  und  in  dem  folgenden  Zeitabschnitte,  wo  die 
Schwurgerichte  diesen  Theil  des  Strafrechts  umfassen,  finden  wir 
ihn  durchaus  überwiegend.**)  Je  mehr  die  Bürger  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten  Theil  nahmen,  desto  mehr  mussten  sich 
selbst  für  diejenigen  Fälle,  welche  nicht  Einzelne  unmittelbar 
betrafen,  Ankläger  finden  und  viele  Processe,  welche  ihren  Ur- 
sprung in  der  Thätigkeit  der  Beamten  hatten,  mussten,  wenn  sie 
weiter  geführt  wurden,  die  Mitwirkung  von  Privatpersonen  als 
Ankläger  in  Anspruch  nehmen.  Dies  freiwillige  Interesse  der 
Bürger  gewährte  bei  der  grösseren  Entwickelung  des  Staates  den 
Beamten  diejenige  Unterstützung,  durch  welche  allein  es  mög- 
lich war,  die  Gerechtigkeitspflege  vnrksam  zu  erhalten.  Denn 
Öffentliche,  vom  Staate  bestellte,  Ankläger,  deren  Thätigkeit  auf 
die  Anklage  allein  gerichtet  gewesen  wäre,  hat  es  nicht  gegeben. 
Unter  den  Königen  bestanden  die  Quästoren,  als  deren  Amt  die 


a)  Siehe  I,  121. 
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Aufsuchung  von  Verbrechen  und  Verbrechern  angegeben  wird'): 
sie  schritten  auch  ohne  dass  ein  Privatankläger  auftrat,  ein,  aber 
nicht  als  Ankläger,  sondern  auch  als  Richter  in  der  Vomnter- 
suchung.  Dieselbe  Behörde  bestand  im  An&nge  der  Republik  mit 
denselben  Pflichten,  und,  nachdem  sie  erloschen,  half  man  sieb 
entweder  auf  ausserordentliche  Weise  oder  durch  die  grössere  An- 
zahl der  höheren  Beamten,  bis  man  die  Dreimänner  schuf^  dereo 
Amt,  als  auf  die  Aufsuchung  von  Verbrechen  gerichtet,  mit  den 
der  ehemaligen  Quästoren  verglichen  wird.  Wir  haben  aas  frü- 
her, wie  aus  später  Zeit  Beispiele  überliefert^  in  denen  sie,  naclh 
dem  sie  Kunde  von  Verbrechen  erhalten  hatten,  die  Verbrecher 
vor  sich  führen  Hessen,  die  polizeiliche  Voruntersuchung  hielten. 
je  nach  dem  Befunde  der  Umstände  die  Verdächtigen  entweder 
entliessen  oder  zu  weiterem  Verfahren  vor  d^n  Prätor  in  Ge- 
wahrsam hielten*").  Dies,  wird  man  annehmen  müssen,  war  bei 
den  meisten,  nicht  politischen,  Griminal verbrechen  das  gewohih 
liehe.  Aber  freilich  ist  kein  Zweifel ,  dass  auch  der  Prätor  ud- 
mittelbar  ohne  vorhergehendes  Verfahren  vor  den  Dreimiüineni 
eingreifen  konnte:  entweder  trat  vor  ihm  ein  Ankläger  auf  oder 
der  Prätor  verfuhr  in  Folge  einer  geschehenen  Anzeige.  Wir 
haben  ein  paar  Beispiele,  wo  es  sich  um  Mordthaten  handelte, 
und  den  berühmten  Fall  mit  den  Bacchanalien:  bei  ihnen  höres 
wir,  wenngleich  sie  uns  ausführlich  berichtet  werden,  nichts  tod 
einem  Verfahren  vor  den  Dreimännem,  sondern  unmittdbsr 
werden  die  Verbrechen  vor  dem  mit  dem  Richteramte  betnmteo 
höheren  Beamten  verhandelt^)  Wir  werden  diese  Beispiele,  wäi 
die  Richter  bei  ihnen  auf  ausserordentliche  Weise  enuumt  sind. 
erst  später  näher  betrachten;  aber  man  darf  aas  ihnen  sdüies^ 
dass  dasselbe  auch  bei  dem  gewöhnlichen  Ver&hren,  wenngieiek 
vielleicht  seltener,  geschah. 

Zur  Unterstützung  des  amtlichen  Einschreitens  der  Bebfir- 
den  und  zur  Grundlage  der  Anklage  dienten  die  Angeber  (niä- 
ces).   Das  beweist  die  Neigung,  welche  die  Römische  Sitte  dafir 


a)  Yergl  I,  69  and  oben  79.  93. 

b^  '"^  flgd. 

c  ,iv.  Vm,  18;  XXXIX,  41. 
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hatte,  die  Mittel  zur  Anklage  der  Thätigkeit  von  Privatpersonen 
zu  überlassen :  von  Alters  her  hat  man  Angeber  und  Angeberei 
begünstigt,  ja  geradezu  im  Namen  des  Staates  dazn  aufgefor- 
dert. Das  erste,  freilich  noch  in  Sagen  gehüllte,  Beispiel  eines 
solchen  Angebers  ist  jener  Sclave,  welcher  die  zu  Gunsten  der 
eben  vertriebenen  Tarquinier  angezettelte  Verschwörung  bei  den 
Coüsuln  entdeckte:  er  erhielt  als  Belohnung  die  Freiheit,  das 
Bürgerrecht  und  ein  Geldgeschenk  aus  dem  Staatsschatze*).  In 
derselben  Weise  heisst  es  von  den  Vergiftungen,  welche  im  Jahre 
331  V.  Chr.  vorkamen,  sie  seien  von  einer  Sclavin  verrathen 
worden**);  während  des  zweiten  Punischen  Krieges  wurde  eine 
Verschwörung  von  Sclaven  in  Rom  durch  einen  Mitverschwore- 
nen entdeckt  und  dem  Angeber  die  Freiheit  und  Geld  geschenkt*'); 
später  eine  Verschwörung  der  Campaner  in  dem  unlängst  er- 
oberten Capua,  auch  durch  einen  Sclaven.**)  Nach  Beendigung 
des  zweiten  Punischen  Krieges  wurde  eine  Verschwörung  Car- 
thagischer  Gefangenen  in  Setia  durch  Angeberei  entdeckt,  die  An- 
geber belohnt,  der  eine,  ein  Römischer  Bürger  mit  einer  grossen 
Geldsumme,  die  beiden  andern,  welche  Sclaven  waren,  mit  der 
Freiheit  und  einer  geringeren  Geldsumme.')  Am  berühmtesten 
ist  die  Art  und  Weise,  vrie  die  verbrecherische  Feier  der  Baccha- 
üalien  entdeckt  vntrde.  P.  Aebutius,  ein  freigeborener  Römischer 
Bürger,  und  eine  Freigelassene  Hispala  Fecennia  waren  die  er- 
sten Angeber  und  erhielten  die  grössten  Belohnungen.  Als  man 
durch  deren  Aussagen  das  Allgemeine  des  Verbrechens  erfahren, 
suchte  man  die  Theilnehmer  an  demselben  durch  andere  Ange- 
ber zu  entdecken  und  durch  Staats-  und  Volksbeschluss  wurde 
den  mit  der  Untersuchung  beauftragten  Consuln  die  Vollmacht 
gegeben,  etwaigen  Angebern  Straflosigkeit  und  andere  Be- 
lolmungen  zuzusichern.  Q  Aehnlich  vmrden,  als  im  Jahre  210 
V.  Chr.  häufige  Feuersbrünste  die  Stadt  Rom  bedrohten,  Angeber 


a)  Liv.  n,  5.    Ein  ähnh'ches  Beispiel  ist  Liv.  IV,  45. 

b)  Liv.  Vffl,  18. 

c)  Liv.  XXn,  32. 

d)  Liv.  XXVn,  3. 

e)  Liv.  XXXn,  26. 

f)  Liv.  XXXIX,  19. 
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aufgerufen  und  denselben  vom  Gonsnl  nach  Senatsbeachlnas  Geld 
und  andere  Belohnungen  verheissen.  ^)  Notbwendiger  Weise 
nämlich  kam  man,  wenn  man  einmal  Angeber  begünstigie  ium) 
belohnte,  auch  dazu,  Theilnehmem  an  einem  Verbreehen,  im 
Falle  sie  zur  gerichtlichen  Verfolgung  und  Bestrafung  desselbec 
beitrugen,  Straflosigkeit  und  sogar  Belohnungen  zu  gewähren. 
Aber  feste  Grundsätze  oder  gesetzliche  Bestimmungen  gab  e? 
darüber  nicht;  sonst  hätte  es  nicht  für  den  einzelnen  Fall  be- 
sonderer Senats-  oder  gar  Volksbeschlüsse  bedurft  Dieerwähih 
ten  Beispiele  beziehen  sich  nur  auf  Staatsverbrechen  oder  solche. 
an  denen  der  Staat  wegen  ihrer  Schwere  oder  Ausdehnoo^ 
wenigstens  mittelbaren  Antheil  nahm.  Bei  anderen  Verbrechen 
war  es  die  Sache  der  Ankläger,  sich  die  Beweise  der  Anklagt 
zu  verschaifen :  wahrscheinlich  wandten  sie ,  um  Angaben  za  g^ 
winnen ,  ebenfalls  Belohnungen  an ;  Straflosigkeit  konnten  sk 
Theilnehmem  am  Verbrechen  nicht  zusichern.  Ueber  die  NadK 
theile,  welche  sich  aus  dem  auf  Ai^eberei  gegründeten  Proces^ 
System  bei  den  Römern  entwickelten,  haben  wir  ans  dieseiD 
Zeitabschnitte  keine  weiteren  Nachrichten :  wenn^eicli  in  geriih 
gerem  Grade  als  später,  müssen  sie  doch  auch  sdion  jelzt  her- 
vorgetreten sein.  Schon  zu  Plautus'  Zeit  standen  Angeber  qikI 
die  sogenannten  qtuulruplalores  im  übelsten  Rufe.^) 

Erfolgte  kein  amtliches  Einschreiten  der  Behörden ,  so  konote 
eine  Anklage  durch  Privatleute  eintreten ,  aber  nur  bei  denjenigeD. 
welche  der  Strafrechtspflege  vorstanden ,  d.  h.  an&nglich  bei  des 
Consuln  oder  den  Stellvertretern  der  consularischen  Macht,  spä- 
ter bei  den  Prätoren.  Einen  Beweis  davon  haben  wir  aus  Site- 
rer  Zeit  bei  dem  Processe  von  Volscius  Fictor,  der  behauptete, 
er  habe  seine  Anklage  gegen  Kaeso  Quinctiujs  nicht  anbrisg^ 
können,  weil  die  Consuln  von  Rom  abwesend  gewesen  wären') 
Die  Quästoren  konnten  also  ohne  den  Auftrag  der  Gonsiün  kei- 
nen Ciiminalprocess  einleiten,  noch  viel  weniger  konnten  es  & 
Dreimänner,    welche  der  Fähigkeit  als  Richter  entbehrten  ^ 


a)  Liv.  XXVI,  27. 

b)  Plaut  Pere.  I,  2,  10. 

c)  Siehe  I,  293. 
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nur  das  Recht  der  polizeilicheH  Voruntersuchimg  besassen.    Das 
Kecht,  eine  Anklage  anzustellen,  werden  ungefähr  dieselben  Per- 
isouen  gehabt  und  nicht  gehabt  haben   wie  in  späteren  Zeiten, 
von  denen  wir  ausführlichere  Kunde  haben:  man  gab  darüber 
ii|iäter  nicht  neue  Gesetze,    stellte  nicht  neue  Grundsätze  auf, 
sundem  bestimmte  nur  alles  im  Gewohnheitsrecht  oder  in  der 
Natur  der  Verhältnisse  Liegende  genauer.    Es  wird  daher  zweck- 
raäösig  sein,  hierüber  erst  bei  den  Schwurgerichten  zu  handeln. 
Nur  über  zwei  Punkte  werden  wir  hier  sprechen.    Erstlich  ist 
die  Frage,  ob  auch  Beamte  als  Ankläger  auftreten  duiften,  was 
später  bei   den  Schwurgerichten,    wenn  auch  nicht  gewöhnlich, 
doch  unzweifelhaft  erlaubt  war.    Man  muss  die  Frage  verneinen, 
wenigstens  was   die  höheren  Beamten,    die  Gonsuln,   Prätoren, 
auch   die    Volkstribunen  betrifft.     Die  ersteren  konnten  selbst 
Richter  sein,   auf  jeden  Fall  auf  den  Process  entischeidend  ein- 
wirken:  es  wäre  nicht  folgerichtig  gewesen,    wenn  sie  zugleich 
als  Ankläger  hätten  auftreten  dürfen.    Aehnlich  verhielt  es  sich 
mit  den  Volkstribunen,   welchen  überdem  das  ausserordentliche 
Verfahren  vor  dem  Volksgerichte  zu  Gebote  stand  und  die  davon 
sowoiil  in  eigenen,  wie, fremden  Angelegenheiten  vielfach   Ge- 
brauch gemacht  haben.    Es  galt  demnach  seit  den  ältesten  Zei- 
ten eben  derselbe  Grundsatz,  welcher  in  der  Kaiserzeit  über  die 
Unfähigkeit  der  Beamten  zur  Criminalanklage  herrschte*):  nur 
bei  den  Schwurgerichten  am  Ende  der  Republik  konnte  davon 
eine  Ausnahme  gemacht  werden.    Eine  zweite  Frage  kann  man 
uufwerfen  über  die  Belohnungen  der  Ankläger.    Dass  es  solche 
gab  und  geben  musste,    erhellt  aus  Vielem.     Wie  früher  er- 
wähnt^),  wurden   in    der  Königszeit  für  glückliche  Anklagen 
wegen  Staatsverbrechen  Belohnungen  aus  den  Gütern  der  Verur- 
theilten  gewährt ^    imd    wir  werden  später  erweisen,  dass  für 
Aufdeckung   eben   dieser  Verbrechen  bei   den  Schwurgerichten 
Geld  und  andere  Belohnungen  gesetzlich  bestimmt  waren:  An- 
;<eber  wurden  femer,  wie  wir  eben  gesehen,  nach  alt  Römischer 
Sitte  aufgemuntert   Daraus  wird  man  mit  Sicherheit  folgern  dür- 


a)  Man  sehe  Macer  8  Dig.  de  accosat  (XLVin,  2). 

b)  Vergl.  I,  122. 
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fen,  dass  auch  bei  dem  ordentüchen  Criminalveifahren  der  fro- 
heren republikanischen  Zeit  dem  Ankläger,  wenn  er  seine  An- 
klage durchsetzte,  Belohnungen  zufielen.  Indessen  Beispiele  da- 
für lassen  sich  bei  den  spärlichen  Nachrichten,  welche  wir  über- 
haupt haben,  nicht  anfuhren.  Die  Beamten  ihrerseits  hatten  eio 
Interesse  daran,  dass  Ankläger  auftraten,  welche  das  Aufsudteo 
der  Zeugen,  das  Sammeln  der  Beweise,  kurz  alle  für  den  Pro- 
cess  nöthigen  Vorbereitungen  besorgten.  Die  Gesetze  selbst  ent- 
hielten schwerlich  hierüber  Verordnungen ;  aber  die  Pr&toren  in 
ihren  Edicten  ergänzten  dies,  indem  sie  angaben,  unter  weldien 
Bedingungen  sie  Ankläger  zulassen  würden ,  ähnlich  wie  sie  es  bei 
den  Vertheidigem  der  Angeklagten  thaten.  Sie  wurden  dabei 
unterstützt  bald  durch  die  in  der  Römischen  Sitte  seit  alter  Zeit 
begründeten  Privatfeindschaften,  welche  mit  der  Trennung  des 
Staates  in  politische  Parteien  zusammenhingen,  bald  durch  die 
eigenthümliche  Gliederung  der  Bürgerschaft  in  Patrone  und 
Clienten,  woran  sich  die  Gewohnheit  schloss,  dass  die  auf  Ehren- 
stellen Anspruch  machenden  Bürger  durch  unentgeltliches  Besor- 
gen der  für  den  Staat  wichtigen  Geschäfte  Beliebtheit  und  Volks- 
gunst suchten.  Wo  dies  nicht  ausreichte,  bewog  der  Beamte 
durch  seinen  sonstigen  Einfluss  Bürger,  die  Anklage  zu  über- 
nehmen, wie  z.  B.  in  späterer  Zeit  Verres  von  Cicero  vielfech 
beschuldigt  wird,  für  die  ungerechten  Richtersprüche,  weldie  er 
fällen  wollte,  Ankläger  aus  seinen  ihm  ergebenen  Freunden  auf- 
gestellt zu  haben.*)  Kurz,  nimmt  man  dazu,  dass  den  glück- 
lichen Ankläger  auch  Belohnungen  erwarteten,  so  wird  es  nie- 
mals an  einem  Privatmanne  gefehlt  haben,  der  die  Anklage  eines 
vermeintlich  Schuldigen  übernahm  und  dem  Beamten  die  damit 
verbundenen  Geschäfte  erleichterte. 

Angeklagt  konnten  alle  werden,  mit  Ausnahme  der  Beani- 
ten.  Denn  es  wäre  widersinnig  gewesen,  die  Anklage  derjeni- 
gen zu  gestatten,  welche  durch  ihr  Einschreiten  jedes  Gericht 
unmöglich  machen  konnten;  selbst  als  es  später  Beamten  gab, 
welche  unter  der  Botmässigkeit  der  richtenden  Beamten  stan- 


a)  Der  eigentliche  Ausdrack  dafür  ist  apponere;  man  sehe  x.  &  Cic 
in  Verr.  1,  29,  74;  U,  8,  22;  11,  10,  26  und  sonst  öfter. 
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den ,  Quästoren  und  Aedilen ,  nahm  man  ihre  Ausnahmestellmig 
währenddes  Amtes  an,  zumal  da  sie  am  Fortsetzen  eines  etwai- 
^m  unrechtes  durch  die  höher  stehenden  Beamten  gehindert  werden 
konnten.    Selbst  die  ausserordentlichen  Beamten,  welche  nur  zur 
Besorgung  bestimmter  Geschäfte  erwählt  wurden,  waren  während 
der  Dauer  derselben  von  Criminalanklagen  frei  und  der  Grund- 
satz, dass  ein  im  Dienste  des  Staates  Beschäftigter  Privatleuten 
in  keiner  Weise  Rechenschaft  zu  geben  habe ,  muss  während  der 
ganzen  Zeit  der  Republik  in  Geltung  gewesen  sein,   anfanglich, 
weil  es    nur  diejenigen   Beamten  gab,   welche  zugleich  Richter 
waren,    später  in   bewusster  Anwendung.    Das  beweist  dessen 
sofortige  Geltung  bei  der  Einsetzung  der  Schwurgerichte.    Ein 
ei^enthumlicher  Fall  in  dieser  Beziehung  ereignete  sich  im  Jahre 
314  V.  Chr.  ■)    Wegen  politischer  Umtriebe  innerhalb  und  ausser- 
halb Roms  war  ein  Dictator  C.  Maenius  ernannt  worden,  der 
M.  Foslius   zu    seinem  Reiterobersten  erwählte.     Als  beide  ihr 
Amt  unnachsichtlich  auch  gegen  angesehene  Bfirger  übten ,  ent- 
stand Unwille  gegen  sie  und  man  drohte  ihnen  mit  einer  An- 
klage, sobald  sie  ihr  Amt  niedergelegt  hätten.    Im  Bewusstsein 
ihrer  Unschuld  legten  sie  es  nieder,   Hessen  sich  bei  den  Con- 
siiln,   welche  nach  Senatsbeschluss  ausserordentlicher  Weise  die 
Untersuchung  führten,  anklagen  und  wurden  freigesprochen.  Da 
es  sich  hier  um  einen  Dictator  handelte,  war  der  Fall  zwar  etwas 
verschieden,  dennoch  spricht  der  Berichterstatter  Li vius  so,  dass 
man  auf  die  Gültigkeit  des  Grundsatzes,  em  Beamter  sei  wäh- 
rend seiner  Amtsfahrung  nicht  anklagbar,  schliessen  darf.    Ein 
Privatmann  musste  demnach  warten,    bis  der  Beamte,    gegen 
welchen   er  seine  Anklage  erheben  wollte,  sein  Amt  niederge- 
legt hatte.    Bei  den  Verhandlungen  über  den  Triumph  von  L. 
Paulus  lässt  Livius^)  einen  Vertheidiger  desselben  sagen:  wenn 
Ser.  Galba,   der  Widersacher  von  Paulus,    demselben  Schaden 
zufügen    wolle,    möchte  er  bis    nach   dem    Triumphe   warten 
und  ihn  Tages  nachher,   wo  er  Privatmann  wäre,   auf  ordent- 


a)  Erzählt  von  Liv.  IX,  26.     VergL  oben  S.  19. 

b)  Liv.  XLV,  37  postero  die  quam  triumphatum  est,   privatum  cum 
Visums  esset,  nomen  deferret  et  legibus  interrogaret 
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lichem  Gerichtswege  anklagen.    Also  selbst  der  Oberbefehl,  wel- 
chen der  Feldherr  des  Triumphes  halber  hat ,  gilt  als  Hindemiss 
für  die  Anklage.    War  das  Verbrechen  auffallend  stark,  so  blieb 
nur  übrig,  dass  ein  anderer  Beamter,  namentlich  ein  Volkstri- 
bun, eine  ausserordentliche  Anklage  vor  dem  Volksgerichte  unter- 
nahm,  und  auf  die  Absetzung,   so  wie  Bestrafung  des  Schuldi- 
gen antrug.  *)    Selbst  eigenes  Unrecht  konnte  der  Beamte  sogleich 
auf  diese  Weise  vor  Gericht  bringen,   wie  es  denn  z.  B.  heisst, 
dass  M.  Claudius  Marcellus  als  curulischer  Aedil  einen  Volks- 
tribunen  wegen  versuchter  Unzucht  mit  seinem  Sohne  vor  dem 
Volke  anklagte  und,  trotzdem  dass  jener  sich  durch  seine  „ge- 
heiligte Gewalt"  zu  schützen  suchte,    vor  dem  Gerichte  zu  er- 
scheinen zwang*'):   worauf  natürlich  Absetzung  von  dem  Amte 
zugleich  mit  der  Bestrafung  beantragt  wurde.     Aehnlich  vol 
dem  Verfahren  eines  Beamten  gegen  einen  andern  Beamten,  s^ 
es  in  eigener  oder  fremder  Angelegenheit ,   ist  zu  verstehen  el 
anderer  uns  überlieferter  Fall,  wo  Metellus  Celer  einen  gewissj 
Cn.  Sergius  Silus  wegen   versuchter  Verfahrung  einer  Frau  4 
dem  Volke  belangte.*^)    Mit  dieser  Ausnahme  der  Beamten  o^' 
der  gerade  im  Staatsdienste  befindlichen    Personen  (und  df 
gehörten  auch  die  zahlreichen  Soldaten,    welche  während  irf  ■ 
Dienstes  nur  unter  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  militärischen  ^  i 
gesetzten  standen)  konnte  Jeder  nach  dem  ordentliehen  Crl  i 
naiverfahren  angeklagt  werden,  Bürger,  Fremde,  Sclaven,  w«li 
gleich  der  Beamte  bei  diesen  verschiedenen  Classen  der  Be^^*i 
kerungauch  verschiedene  Befugnisse  hatte.    Auch  bei  denSr-j 
ven   war,   wenn  es  sich   nicht  um  ein  Verbrechen    gegen  j^s 
Herren ,  welches  von  diesen  allein  zu  ahnden  war ,  handelte  J  b 
Dazwischentreten  des  Prätors  und  ein  ordentliches  Gerichi 
thig,  weil  dadurch  das  Eigenthum   ihrer  Herren  in  Geiah 
rieth.    Daher  heisst  es ,  dass  sowohl  ein  Sclave,  der  einen  ani 
Sclaven,  als  auch,  dass  ein  anderer,  der  einen  Römischen 


a)  VergL  ü,  207. 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  7;  Plut  Marc.  2. 

c)  Erzählt  von  Val.  Max.  VI,  1,  8. 
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cfetödtet  hatte,  vor  den  Prätor  gebracht  und  in  förmlichem  Pro- 
cesse  vemrtheilt  wurde.») 

Ueber  die  Anwälte,  namentlich  zur  Vertheidigung  der  An- 
geklagten, haben  wir  aus  der  spätem  Zeit  vielfache  Nachrichten, 
aus  derjenigen  Periode,  welche  bis  zur  Errichtung  der  Geschworen- 
OTchte  reicht,  keine.    Es  ist  kein  Zweifel,   dass,  wie  die  An- 
klage in  alter  Zeit  einfach  war  und  in  blosser  Anführung  von 
Thatsachen  bestand,  so  auch  die  Vertheidigung  ohne  besondere 
Kunst  und  auf  das  Nothwendige  beschränkt,  jedem  Angeklagten 
>tr]ber  möglich  war.  Dennoch  ist  es  an  sich  unwahrscheinlich,  dass 
4ie  spätere  Sitte,  nach  der  jeder  Angeklagte  einen  Vertheidiger  hatte, 
-/>r  mit  der  Veränderung  des  gerichtlichen  Verfahrens  erfunden 
iiiid  plötzlich  ausgebildet  worden  ist.   Die  Ueberlieferung  erzählt 
fj^'i  den  frühesten  Processen  zwar  von  Reden,  welche  die  Ange- 
kjasften  selbst  zu  ihrer  Vertheidigung  gehalten  haben  sollen,  z.  B. 
kei  Coriolan,  bei  Käso  Quinctius,  aber  doch  auch  vielfach  von 
iii  Bemühungen,  welche  Angehörige  und  Freunde  unternahmen, 
rie  bei  allen  Processen,  in  denen  Patricier  vor  der  Plebs  an- 
>dugt  wurden:  schon  bei  P.  Horatius'  Process  in  der  Königs- 
tit  soll  der  Vater  des  Schuldigen  gesprochen  haben.    So  wenig 
r^fiichtlich  die  einzelnen  Reden  sein  mögen,   der  Thatsache 

fr  Ueberlieferung  liegt  doch  die  allgemeine  üeberzeugung  zu 
linde,  dass  seit  den  ältesten  Zeiten  förmliche  Vertheidigung 
r  Gericht  nicht  nur  durch  den  Angeklagten  selbst,  sondern 
Kh  durch  Andere  stattgefunden  hat.  Bei  dem  Processe  von 
Sempronius  Atratinus  im  Jahre  422  v.  Chr.  wird  als  etwas 
nderes  erzählt,  dass  der  Angeklagte  sich  selbst  vertheidigt 
.  »'^  Dies  fand  einen  bestimmten  Anhalt  in  alter  Römischer 
:  das  Verhältniss  zwischen  Patronen  und  Clienten,  das 
\  n  im  Anfange  der  Geschichte  als  Privatverhältniss  ohne  staats- 
fttJicbe  Folgen  erscheint,  war  von  dem  grössten  Einflüsse 
k.ie  für  die  Rechtsgeschäfte.*^)'  Naturgemäss  waren  die  Patro- 
I  befähigter,   vor  Gericht  aufeutreten,  als  die  Clienten:  sie 


<    VaL    Wax.  VIII,  4,  1  und  2. 
V   Liv.   XV,  4i  causa  ipse  pro  se  dicta  —  danmator. 
,   Vergl'    unsere  Darstellung  I,  123. 
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waren  die  nothwendigen  Vertreter  der  letzteren^  wenn  diese  als 
Ankläger  eine  Unbill  zu  rächen  hatten,  noch  mehr  wenn  sie 
gelbst  angeklagt  wurden,  weshalb  auch  der  Sprachgebrauch,  der 
Entwickelung  der  Verhältnisse  sich  anschliessend,  die  Ausdrucke 
Patron  und  Client  auf  den  Vertreter  vor  Gericht  und  den  Ver- 
tretenen übertragen  hat   Dazu  kam  die  schon  früher  erwähnte*), 
bei  den  Römern  überaus  entwickelte  Sitte  der  Familienfeindschaft, 
später  das  Streben  der  Vornehmen,  die  Volksgunst  zu  gewinnen: 
Alles  bewirkte,  dass  die  Gewohnheit  einer  kunstgemässen  Ver- 
theidigung  und  das  System  von  Anwälten  Behufs  derselben  sich 
früh  erzeugte  und  ausbildete.    Vollkommen  entwickelt  erscheint 
es  zur  Zeit,  als  die  Schwurgerichte  aufkamen :  schon  dies  spricht   • 
fär  sein  langes  Bestehen.    Das  Cindsche  Gesetz,   über  dessen  ' 
Bedeutung  wir  später  ausführlich  reden   werden,  zur  Zeit  des 
altem  Cato  erlassen,  hatte  die  Absicht,  das  Verhältniss  zwischen 
den  Herrschenden,   welche  zugleich  die  Vertreter  vor  Grericht 
waren,  zu  den  Beherrschten  und  Vertretenen  in  seiner  Ursprung- 
liehen  ßeinheit  zu  erhalten  und  nicht  in  das  von  Bezahlten  und 

■ 

Bezahlenden  ausarten  zu  lassen.    Von  den  ältesten  Juristen  und  i 
Rednern  haben  wir  zwar  keine,  auf  ihre  Thätigkeit  im  gewöhn- 
lichen Griminalprocesse  bezügliche  Nachrichten:  nur  Entscheidun- 
gen über  das  Privatrecht  und  Auftreten  in  Volksgerichten  wer- 
den  erwähnt;  aber  das  hat  seinen  Grund  hauptsächlich  in  der 
Dürftigkeit  der  Ueberlieferung,  welche  nur  die  hervortretenden^ » 
mit  politischen  Folgen  verknüpften,  Fälle  berücksichtigt    CicenHi 
erwähnt  einmal  „die  Vorfahren  hätten  die  Absicht  gehabt,  esl 
sollte  Niemanden,  auch  nicht  dem  Geringsten  an  einem  Anwalte 
fehlen.''*")    Er  deutet  damit  an,  dass  die  Sitte,  einen  Anwalt  . 
vor  Gericht  und  insbesondere  in  einem  Griminalprocesse,  um  den  .i 
es  sich  bei  Gelegenheit  jener   Aeusserung  handelt,  zu   haben,  4 
sehr  alt  ist  und  dass  es  darüber  sogar  gesetzliche  Bestimmungett-j 
gab.    Von  solchen  wissen  wir  indessen  nichts;  dagegen  in  dem  1 


a)  S.  ot)en  S.  148. 

b)  Gic.  p.  Mut.  4,  10  in.  ea  civitate  consul  designatus  defensorem  hob 
habere!,   in  qua  nemini  unquam  infimo  maiores  nostri  patroaiun 
volnemnt 
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pratonschen  Edicte  war  eine  Bestiininimg ,  wodurch  der  Prätor 
sich  ?erpflichteie,  denjenigen,  welche  keinen  Advocaten  hätten, 
einen  solchen  zu  verschaiFen:  und  er  pflegte  dies  auch  in  den- 
jenigen Fällen,  wo  Jemand  durch  die  Macht  und  den  politischen 
Einfluss  seines  Gegners  benachtheiligt  wurde,  also  sicherlich 
auch  in  Griminalprocessen,  zu  thun.*^)  Es  ist  kein  Zweifel, 
dass  Gicero  bei  seiner  Bemerkung  diese  in  dem  prätorischen 
Edicte  enthaltene  Bestimmung  meint. 

Ueber  die  Beamten,  denen  die  Strafrechtspflege  oblag,  haben 
wir  schon  an  verschiedenen  Stellen  gesprochen.  £s  waren  im 
Beginne  der  Republik  die  beiden  Gonsuln,  bei  denen  man  die 
Klage  anbringen  konnte;  aber  ihre  Zeit  war  auch  durch  viele 
andere  Geschäfte  in  Anspruch  genommen  und  sie  konnten  nur 
einer  geringeren  Bevölkerung  und  den  einfachen  Verhältnissen 
eines  kleinen  Staates  genügen.  Wir  haben  ein  Beispiel  einer 
bei  den  Gonsuln  angebrachten  Griminalklage,  dns  in  dem  Staats- 
processe  von  Kaeso  Quinctius  zur  Sprache  -  kam.  ^)  Diesen  wollte 
iM.  Volscius  Fictor  wegen  des  an  seinem  Bruder  im  Jahre  463 
V.  Ghr.  begangenen  Mordes  belangen;  aber  in  jenem  Jahre 
herrschte  die  Pest  in  Rom,  an  ihr  starb  der  eine  Gonsul  und 
der  andere  scheint  gar  nicht  zu  Gericht  gesessen  zu  haben. 
Auch  im  folgenden  Jahre  war  Anfangs  Gericht^stillstand ,  weil 
beide  Gonsuln  ins  Feld  gezogen  waren;  erst  als  sie  vom  Feld- 
zQge  heimgekehrt,  wäre  es  Volsdus  möglich  gewesen,  seine 
Klage  anzubringen.  Diese  Erzählung  giebt  uns  ein  deutliches 
Bild  von  der  Einfachheit  der  damaligen  Verhältnisse,  wo  mit 
jedem  grösseren  oder  kleineren  Feldzuge  ein  Stillstand  der  Ge- 
richte verbunden  war.  Diesem  Uebelstande  wurde  abgeholfen, 
als  die  Zehnmänner  und  später  als  die  Militärtribunen  die  Re* 
gierung  der  Stadt  führten;  denn  die  Einrichtung  pflegte  so  ge- 
troffen zu  werden,  dass  wenigstens  einer  von  ihnen  zur  Besor- 


a)  Ulpian.  1.  1,  4  l!)ig.  de  postolando  (III,  1):  Alt  praetor  si  non 
habebunt  advocatam,  ego  dabo.  Nee  solmn  bis  personis  baue  hu- 
manitatem  praetor  seiet  exbibere,  verum  et  si  quis  alius  sit,  qui  certis 
ex  causis  vel  ambitione  adversarii  vel  metu  patronum  non  invenit.  Vergl. 
oben  S.  116. 

b)  Liv.  ni,  13;  Dionys.  X,  7.   Vergl.  1,  293. 
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gung  der  stadtischen  Geschäfte,   ganz  besonders  aber  ffir  die 
Rechtspflege  in  Rom  blieb.     Als   nach    der   Ansgleichong  der 
Stände  wiederum  die  beiden  Consuln  als  höchste  Behörde  ein- 
traten,  ^^Tirde  zugleich  die  Prätur  gesehaflfen,    ein  stäiltisches 
Amt,  das  nur  im  Nothfalle,   wenn  ohnehin  ein  Stillstand  der 
Geschäfte  zweckmässig  war,  ffir  auswärtige  Geschäft«  verwendet 
wurde.    Als  zum  städtischen  Prätor  der  zweite,  der  Fremden- 
prätor  hinzukam,  wurde,  wie  schon  der  Name  andeutet,  keinem 
wegs  die  Gerichtsbarkeit  nach  Privat-  und  CriminalfSUen  unter 
beide  getheilt,  ein  sicherer  Beweis  dafür,  dass  überhaupt  nach 
damaliger  Anschauung   beide   nicht    getreimt  gedacht   wurden. 
Der  städtische  Prätor  eriüelt  vielmehr  die  gesammte  Gerichts^ 
barkeit  unter  den  Bfirgem,  der  andere  die  unter  den  Fremden 
oder  die  zwischen  Fremden  und  Burgern.     Diese   Vertheilung 
wird   theils   durch  Beispiele,   die    uns  überliefert  werden,  be^ 
zeugt,    theils    durch    die    späteren    Verhältnisse   der   Beamten 
bestätigt.    Als    der  städtische    und  Fremdenprätor  ausschliess- 
lich auf  die  Civilgerichtsbarkeit    beschränkt  waren,    hatte  der 
erstere  nur  über  Streitigkeiten  von  Bürgern,  der  andere  über 
die  zwischen  Bürgern   und  Fremden    zu   richten:   darauf  deu- 
tet der  Name  des  letztem,  der  vieUhch  Prätor  zwischeo   Bni^ 
gern  und  Fremden  genannt  wird,  femer  die  Bezeichnung  öm 
ersteren  als  Wächters  des  bürgerlichen  Rechtes*):    Verres,  d«r 
städtischer  Prätor  gewesen  war,  werden  von  Cicero  etliche  Uij 
gerechtigkeiten  bei  Processen  zwischen  Bürgem,  aber  keine^  hl 
der  ein  Fremder  als  Kläger  oder  Verklagter  betheiligt  geweM 
wäre,  vorgeworfen.    Eine  gleiche  Vertheilung  wird  man  bei  tle^ 
Criminalprocessen  annehmen  müssen:   alle  Processe,  bei  6eom 
ein  Fremder,  sei  es  durch  Anklagen  oder  durch  Angeklagtwe^ 
den,  betheiligt  war,  kamen  vor  den  sogenannten  Fremdenpräto^i 

Im  Civilprocesse  ist  es  Sache  des  Klägers,  denjenigen, 
welchen  er  klagen  will,  zur  Gerichtsstätte  zu  bringen;  aber 
Gesetz  steht  demselben  gegen  den  widerspenstigen  Ve 
bei.    Diese  gesetzli<äie  Hülfe  muss  grösser  gewesen  sein  im  Cii* 
minalprocesse,  wo  es  die  Natur  der  Sache  mit  sich  bringt,  daai 


a)  Bei  Cic  de  leg.  111,  3,  8. 
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der  üebelthäter  nicht  gutwillig  vor  Gericht  erscheint.  Ueber 
diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  wir  nicht  näher  unterrich- 
tet: aber  dass  sie  den  Ankläger  ermächtigten  Gewalt  zu  brauchen, 
wissen  wir.  Bei  der  Untersuchung  über  die  Bacchanalien  setzten 
die  ausserordentlich  vom  Senate  zu  Richtern  bestellten  Consuln 
eine  Belohnung  aus  für  den  Angeber,  der  einen  Schuldigen  vor 
sie  gebracht  oder  einen  Abwesenden  angezeigt  hätte.*)  Wen» 
auch  für  diesen  Fall  besondere  Vorkehrungen  getroffen  wurden, 
so  werden  dieselben  doch  der  sonstigen  Sitte  ähnlich  gewesen 
sein.  Cicero  erzählt*»)  von  der  Ermordung  eines  gewissen  Asu- 
vins  aus  Larinum;  dessen  Freigelassene  und  Freunde  hätten 
auf  Avilius,  in  dem  sie  den  Mörder  vermutheten,  einen  Angriff 
gemacht  und  ihn  vor  den  Triumvir  gebracht ;  ferner  wegen  des- 
selben Verbrechens  sei  Oppianicus  mit  Gewalt  aus  seinem  Hause 
geschleppt  und  verhört  worden.  Sicherlich  also  hat  es  auch  ge- 
setzliche fiestinmiungen  gegeben,  um  den  Üebelthäter  vor  das 
Gericht  des  Prätors  zu  bringen:  gelang  dies  den  Privatleuten, 
welche  die  Anklage  erheben  wollten,  nicht,  so  werden  die  Drei- 
männer mit  ihren  Dienern  eingeschritten  sein.  Bei  dem  Civil- 
processe  wissen  wir,  stand  es  dem  Kläger  nicht  frei,  das  Haus 
dessen,  den  er  verklagen  wollte,  zu  betreten,  oder  ihm  in  dem- 
selben Gewalt  anzuthun*^):  bei  dem  Criminalprocesse  konnten 
dergleichen  Einschränkungen  nicht  gelten.  Natürlich  kann  bei 
einem  solchen  Angeklagten  von  keinem  vindex  die  Rede  sein, 
eben  so  wenig  wie  von  einem  Vergleiche  mit  dem  Ankläger: 
der  Angeklagte  muss  sich  persönlich  vor  Gericht  stellen. 

War  die  Schuld  des  Angeklagten  durch  die  entweder  von 
dem  Richter  oder  der  polizeilichen  Behörde  angestellte  Unter- 
suchung als  wahrscheinlich  ermittelt,  so  war  es  altes  Recht,  dass 
er  bis  zur  Beendigung  des  Processes  in  Gewahrsam  gehalten 
wurde,  um  an  ihm  nöthigen  Falls  die  verhängte  Strafe  vollzie- 
hen zu  können.  Indessen  die  Zeit  milderte  die  Sitte  und  zur 
Milderung  trugen    besonders  die   politischen    Processe,   welche 


a)  Liv.  XXXIX,  17. 

b)  Gic.  p.  Gluent  13,  38. 

c)  Man  sehe  1.  18  — 21  Dig.  de  in  ius  vocando  (II,  4). 
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während  des  Kampfes  der  Stände  stattfanden,  bei.  Wenngleidi  einige 
in  ihnen  Verurtheilte  mit  dem  Leben  büssten,  so  begnügte  sich 
das  Volk  bei  den  meisten  mit  Geldstrafen  oder  der  Verbannung, 
imd  es  war  natürlich,  dass,  wo  man  im  Falle  der  Verartheilong 
höchstens  diese  Strafen  zu  vollziehen   beabsichtigte,    statt  der 
Yorläofigen   Verhaftung  Bürgen   für   das   Wiedererscheinen   des 
Angeklagten  vor  Gericht  zugelassen  wnrden,   d.  h.  vadwMnxum^ 
wie  es  im  Givilprocess  gewöhnlich  war.    Die  ersten  Bürgen  die- 
ser Art  soll  der  Ueberlieferung  zufolge  Kaeso  Qninctins ,  als  er 
zuerst  aus  politischen  Gründen,  dann  aber  auch  zugleich  weg<eB 
Todtschlages  angeklagt  wurde,  gestellt  haben.  *)  Der  Volkstribim, 
welcher  ihn  anklagte,  woUte  an&ngs,  als  die  Anklage  ans  einer 
politischen  zu  einer  solchen  wegen  Todtschlages  wurde,  Bürgen 
nicht  zulassen :  er  erklärte,  das  Römische  Volk  müsse  die  Mög- 
lichkeit haben,  an  dem,  welcher  einen  Menschen  getödtet  habe, 
die  Todesstrafe  zu  vollziehen  und  deshalb  wollte  er  den  Ange- 
klagten in  Verhaft  nehmen.     Er  musste  am  Ende  dem  Aus- 
spruche des  Senates  weichen,  der  unter  keiner  andern  Bedingung 
das  Volksgericht  über  einen  Patricier  zugeben  wollte.     Indessen 
dies  war  eine  Ausnahme:  der  Angeklagte  gehörte  zu  den  vor- 
nehmsten Bürgern,  der  Process   war,  wenn  auch  die  Anklag« 
wegen  Todtschlages  hinzukam,   wesentlich  politisch,  die  Richte 
wurden  durch  die  Vorrechte  des  patricischen  Standes  gehindert 
Auf  die  gewöhnlichen  Criminalprocesse  musste  dies  Beispiel  o 
Einfluss  bleiben,  und  selbst  bei  politischen  Processen  hielt 
wenn  es  möglieh  war,  an  der  strengen  alten  Sitte  der  soforti 
Verhaftung  des  Angeklagten  fest    Bei  dem  Processe,  der  g 
die  Hauptschuldigen  unter  den  Zehnmännem  angestellt  w 
bestanden  die  anklagenden  Tribunen  auf  Verhaftung  einiger  An 
klagten,  trotz  dem  dass  sie  später  die  Hinrichtung  der  Ye 
theflten  unterliessen  und  ihnen   die  Verbannung  gestatteten. 
Allmälig  also  bildete  sich  eine  mildere  Sitte,  die  sich  freilich 
der  Mangelhaftigkeit  der  Ueberlieferung  ni<äit  im  ^nzelnen  v 
folgen  lässt    Es  wirkte  auf  sie  die  immer  bereite  tribmiioisch« 


a)  Liv.  m,  13.   Vergl.  1,  272. 

b)  Liv.  ni,  58.   Vergl.  oben  S.  Söflgd. 
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Hälfe,  welche  eine  Härte  ib  jedem  einzelnen  Falle  aufheben 
konnte:  sie  fand  auch  wohl  ihren  Ansdrack  von  Seiten  der 
Richter  selbst  in  dem  prätorischen  Edicte,  das  bei  manchen  Ver- 
brechen, sowie  nach  dem  Grade  der  Wahrscheinlichkeit  einer 
Schuld  oder  auch  bei  besonderer  Sicherheit,  welche  in  den  Ver- 
hältnissen der  Angeklagten  lag,  von  vom  herein  die  vorläufige 
Verhaftung  aufheben  mochte.*)  Politische  Angeklagte  gewöhnte 
man  sich  bis  zum  Termine  des  Gerichtes  auf  freiem  Fusse  zu 
lassen.  Während  des  Marianischen  Bürgerkri^es  wurden  der 
Flamen  Merul^  und  Lutatius  Catulus  von  ihren  politischen  Gegnern 
vor  Gericht  gezogen,  und  zwar  mit  der  Absicht,  sie  so  streng 
alä  möglich  zu  behandeln.  Dennoch  blieben  die  Angeklagten 
auf  freiem  Fusse*").  Der  Zustand,  welcher  uns  zur  Zeit,  da  die 
Schwurgerichte  eingesetzt  würden,  in  vielfachen  Beispielen  ent- 
gegen tritt,  musste  sich  allmälig  vorbereiten.  Im  Allgemeinen 
muss  man  annehmen,  dass  nach  Erhebung  der  Anklage  die  Ver- 
haftung eintrat:  dies  beweist  schon  das  Fortbestehen  der  Todes- 
strafe, mit  der  ein  blosses  vadimonium  unverträglich  ist.  Ja 
aus  schon  später  Zeit  wird  uns  ein  Fall  berichtet,  welcher  deut- 
lich beweist,  welche  Machtvollkommenheit  die  Beamten  gesetzlich 
hatten.  Im  Jahre  141  v.  Chr.  wurde  eine  ausserordentliche  Un- 
tersuchung gegen  den  gewesenen  Prätor  L.  Tubulus  eröffiiet, 
weil  derselbe  sich  bei  einem  Processe  wegen  Meuchelmord  hatte  be- 
stechen lassen.  Dies  war  nach  altem  Recht  ein  todeswürdiges 
Verbrechen**)  und  bei  den  Zehnmännem  auch  ähnlich  bestraft 
worden^);  aber  in  späterer  Zeit  begnügte  man  sich  mit  der  Ver- 
bannung. Deshalb  wurde  der  Angeklagte  nicht  gefangen  gesetzt 
und  hatte  die  Möglichkeit,  sich,  da  er  sich  schuldig  fühlte,  der 
Anklage  durch  Flucht  zu  entziehen.  Indessen  als  beim  Termine 
wegen  seines  Nichterscheinens  die  Verbannung  gegen  ihn  aus- 
gesprochen werden  sollte,  kamen  so  abscheuliche  Sachen  zum 
Vorschein,  dass  der  Vorsitzende  Beamte  ihn  aus  der  Verbannung 
zurückholen  und  gefangen  setzen  liess,  um  im  Falle  der  wirk- 


a)  VeiKl.  oben  S.  116. 

b)  App.  bell.  civ.  I,  74. 

c)  Vergl.  1,  386. 

d)  YeigL  oben  S.  d6. 
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liehen  Verurtheiliiog  die  Todesstrafe  an  ihm  zu  vdlziehen.  To- 
bulus  todtete  sich  vor  der  Entscheidung  diurch  Gift.*) 

Die  Gefängnisshaft  war  somit  nach  Römischer  Sitte  nur  eine 
vorläufige,  um  die  Möglichkeit  zu  sichern,  dass  die  Strafe  voll- 
streckt werden  konnte.  Als  Strafe,  durch  die  ein  Verbrechen  ab- 
gebüsst,  die  in  einem  gerichtlichen  Urtheile  zuerkannt  wird,  bt 
sie  während  der  ganzen  Republik  unbekannt  gewesen:  es  giebi 
kein  Gesetz,  wodurch  sie  als  Strafe  bestimmt,  kein  Beispiel,  wi> 
sie  von  Richtern  ausgesprochen  würde.  Erst  die  Kaiserregienmg 
schuf  die  Strafe  der  Deportation,  welche  der  Gefängnisshaft  älin- 
lich  ist;  aber  darin  liegt  kein  Beweis  für  ein  früheres,  nur  vou 
der  Ueberlieferung  nicht  bezeugtes,  Dasein  derselben.    Denn  er- 
weislich entstand  die  Deportation  durch  eine  Verschärfung  dt-r 
Verbannung,  nicht  durch  eine  Milderung  des  Gefängnisses.   l& 
der  späteren  Zeit  der  Republik,  als  namentlich  durch  die  Porci- 
sche  Gesetzgebung  die  öffentliche  Hinrichtung  von  Bürgern  aaS| 
dem  Markte  verboten  und  auch  für  andere  Verurtheilte  ausser 
Gebrauch  gekommen  war^),  schloss  sich  hieran  die  Benutzung, 
des  Gefängnisses  zur  Hinrichtung:  wir  werden  im  Verlaufe  aih 
serer  Untersuchung  einige  Beispiele  anfuhren,  wo  die  Verurtheii* 
ten  in  das  Ge&ngniss  zurückgebracht  und  dort  von  den  öffenV 
lichen  Henkern  auf  die   eine   oder  die  andere  Weise    getödtel 
wurden.    Ausser  diesen  beiden  Fällen  wird  nach  Römischem  Gt» 
richtsbrauche  das  Gefängniss  ordnungsmässig  nicht  angewend«| 
Hiermit  stehen  etliche  Beispiele,  von  denen  uns  die  Ueberliefenurti 
sicher  und  ausfuhrlich  erzählt,    in  scheinbarem  WidersprudK 
Einer  der  Dreimänner  G.  Pescennius,  wird  erzählt*"),  habe  eiM 
ehemaligen,  seiner  Tapferkeit  halber  berühmten  Centurio  C  Cifln 
nelius  wegen  Unzucht,  die  er  mit  einem  freigeborenen  Ji 
getrieben,  ins  Gefängniss  geworfen  und  derselbe  sei 
gewesen  im  Ge&ngnisse  zu  sterben.   Wenn  dies  eine  dem 
klagten  Centurio,  der  die  Thatsache  nicht  läugnete,  vom  Richl 


a)  AscoD.  in  Cic.  p.  Scaur.  p.  '23  L.  hie  Tubulus  praetorius  fiiit 
patrum  Ciceronis.   Is  propter  multa  flagitia  com  de  exUio  areessitus  ts^ 
ne  in  carcere  necaretiür,  venenum  bibii 

b)  S.  oben  S.  61. 

c)  Bei  Val.  Max.  VI,  1,  10.    Vergl.  oben  S.  126. 
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zuerkannte  Strafe  gewesen  wäre,  so  müsste  man  daraus  folgern, 
(lass  es  bei  den  Römern  für  gewisse  Verbrechen  wirklich  Ge- 
fäugnisshaft  als  Strafe  gegeben  habe  und  dass  nur  durch  Zufall 
die  üeberlieferung  davon  verloren  gegangen   sei.    Indessen  von 
eiöem  über  den  Angeklagten  gefällten  Urtheile  wird  nicht  erzählt, 
ja  es  konnte  von  den  Dreimännem,  welche  allein  als  Behörde 
in  dieser  Sache  genannt  werden,  gar  nicht  gefällt  werden.    Man 
niuss  also  vielmehr  annehmen,  die  Gefängnisshaft  sei  in  diesem 
Falle  nur  eine  Fortsetzung  der  bei  der  Anklage  erfolgten  Fest- 
ijHhmung  gewesen :  der  Process  wurde  nach  der  Einleitung  abge- 
örucheD,  nicht  zu  Ende  geführt,  ein  Urtheil  nicht  gefällt.     Na- 
rörlieh  konnte  ein  solches  Verfahren  nur  stattfinden,   wenn  alle 
Beamte  und  namentlich  die  Volkstribunen  damit  übereinstimmten: 
HjNald    ein  Prätor  oder  ein  Consul  die  Appellation  des  Ange- 
klap;ten  annahm  oder  irgend  einer  der  Volkstribunen  seine  Hülfe 
zusagte,  war  es  unmöglich.   Daher  heisst  es  denn  auch,  C.  Cor- 
nelius hätte,  wahrscheinlich  weil  er  die  Uebereinstimmung  des 
Prdt4>r  mit  dem  Triumvir  kannte,  die  Dazwischenkunft  der  Volks- 
tribunen   nachgesucht  und  Entschuldigungsgründe  für  sein  Ver- 
'Techeu    beigebracht;  als   sie  aber  ihr  Einschreiten  ablehnten, 
Tiasste  er  sich  der  Entscheidung  des  Triumvir  fügen.    Eben  so 
-{  zu  beurtheilen  die  Bestrafung  des  Dichters  Naevius,  der  nach 
iJriechischer  Sitte  die  Staatsmänner  Roms   in   seinen  Gedichten 
augegriifen^  also  damit  gegen  die  Bestimmung  der  zwölf  Tafeln 
infehlt  hatte.*)    Er  wurde  von  den  Dreimännern  in  das  Geföng- 
.:m  geworfen,  in  welchem  er  lange  genug  blieb,  um  zwei  Stücke 
•  iirin  verfassen  zu  können.  Also  ein  eigentlicher  Process  wurde 
:>''^en  ihn  nicht  geführt;  aber  nachdem  er  seine  Reue  gezeigt, 
vurde  |er  durch  die  Volkstribunen  aus  seiner  Haft  entlassen.*») 
!a  der  Uebereinstimmung  der  Beamten,  von  denen  ein  einziger 
im  Stande  war  hindernd  einzuschreiten,  lag  die  einzige  Gewähr- 
i-'tstung  gegen  Willkür  bei  einem  Verfahren,  das  sonst  alle  Mög- 
«likeit   zu  arger  Bedrückung  darbot.     Zwei  ähnliche  Beispiele 
ii»*richtet  Plinius.    Im  zweiten  Punischen  Kriege  als  der  Staat  in 


a)  S.  h  383. 

b)  Gell.  Noct  Att.  III,  3  extr.    Vergl.  oben  S.  126. 
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höchster  Noth  alle  Geldmittel  auf  die  Abwehr  des  Feindes  ver- 
wandte, wurde  dem  Senate  hinterbracht,  ein  reicher  Wechsler 
L.  Fulvius  hätte  sich  öffentlich  mit  einem  Rosenkranze  bei  T^^ 
sehen  lassen:  auf  Befehl  des  Senates  wurde  er  ins  Gefängniss 
geführt  und  nicht  vor  dem  Ende  des  Krieges  entlassen/)    Dass 
eine  Verurtheilung  stattgefunden,  wird  nicht  gesagt,   und  hfitti? 
sie  stattgefunden,  so  wäre  eine  Entlassung  aus  dem  Geftngnisse 
nach  Beendigung  des  Krieges  nicht  möj^lich  gewesen.    Der  Senat 
kann  auch  an  sich  keinen  Bürger  ins  Geföngniss  werfen  lasseo. 
sondern  nur  einem  Beamten  anrathen,  dass  er  es  thue,  auch(k^ 
Beamte  kann  nur  einen  Widerspenstigen  verhaften,    von  Wider- 
stand aber  ist  hier  nicht   die  Rede.    Man  kann  sich    also  den 
Vorgang  nur  so  erklären:  Es  war  durch  die  Schwelgerei  dei 
Wechslers    ein    öffentliches    Aergemiss    gegeben   worden    un^ 
auf  die  Anzeige  davon  ermächtigte  der  Senat  den  Prätor,  dv 
Schuldigen  vorzuladen  und  nachdem  er  sich  von  der  Ricfatif 
keit  der   Thatsache   überzeugt,'  ihn   ins    Geftngniss    zu    w4 
fen,  aber  daim  die  gerichtliche  Untersuchung  nicht  fortzufu 
So  blieb  Fulvius,  dem  Niemand  Beistand  leistete,  in  Haft, 
welcher  er   erst  in  der  Siegesfreude  nach  Beendigung  des 
ges  entlassen  wurde.    Aehnlich  ist  der  zweite  von  Plimui? 
richtete  Fall  zu  erklären,    bei  dem  das  Verfahren  wahrsc 
lieh  dem   bei  dem  ersten  nachgebildet  war.    P.  Munatius 
ebenfalls,  weil  er  sich  einen  Blumenkranz  aufgesetzt,    von 
Dreimännern  ins  Gef&ngniss  gesetzt  und  musste  darin  verbl 
weil  die  Volkstribunen  ihm  ihre  Hülfe  verweigerten.     Da 
den  angegebenen  Fällen  die  gerichtliche  Untersuchung,    wi 
angenommen,   wirklich  nur  begonnen,   nicht  zu  einem 
liehen  Ende  gefuhrt  wurde,    beweist  die  Erzählung   von 
Verfahren  bei  der  Bestrafung  der  Bacchanalien.    Die    mit 
selben  beauftragten  Gonsuln  machten  zwei   Classen  unter 
Schuldigen,    erstlich   die   derjenigen,   welche   ausserdem 
Verbrechen  verübt  hatten :  sie  wurden  hingerichtet ;   zweite 


a)  PliiL  nat.  bist.  XXI,  8  L.  Fulvius  argentarins  belle  Punico 
do  com  Corona  rosacea  interdiu  e  pergola  sua  in  forum  pi 
dictos  ex  auctoritate  senatos  in  carcerem  abductos  non  ante  fin^ 
emiBsos  est 
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derjenigen,  welche  nur  an  den  Festfeiern  Theil  genommen  hat- 
ten: diese  „Hessen  die  Gonsnln  im  Gefängniss^',  wie  Livius  sagt*), 
ein  sehr  bezeichnender  Ansdrack  für  ein  Verfahren,  bei  dem 
kein  Urtheil,  sondern  ein  Abbrechen  der  gerichtlichen  ünter- 
sachong  stattfand.  Diese  Schuldigen  schienen  nicht  den  Tod 
verdient  zu  haben ,  mid  man  half  sich  mit  einer  ausserordent- 
lichen Strafe.  Ebenso  erging  es  bei  der  Klage ,  welche  während 
der  Samniterkriege  T.  Veturius  gegen  seinen  Gläubiger  P.  Plo- 
tios,  der  ihn  im  Schuldgefängnisse  schlecht  und  unzüchtig  behan- 
delt hatte ,  bei  den  Consuln  einbrachte.  Diese  Hessen,  nach  Be- 
fragen des  Senates,  den  ungerechten  Gläubiger  vor  sich  laden, 
warfen  ihn  ins  Gefängniss ,  setzten  aber  dann  den  Proc^ss^  weil 
sie  keine  gesetzliche  Strafe  hätten  aussprechen  können,  nicht 
weiter  fort*»).  Im  Italischen  Kriege  entzog  sich,  wie  erzählt 
wird**),  C.  Vettienus  durch  Selbstverstümmelung  der  Aushebung 
zum  Kriegsdienst :  der  Senat  bestimmte ,  seine  Güter  sollten  ein- 
gezogen, er  selbst  in  ewigem  Gefängniss  gehalten  werden.  Wir 
wissen  nicht,  welche  Strafe  sonst  auf  die  in  dieser  Absicht  ge- 
schehene Selbstverstümmelung  stand,  Gütereinziehung  war  seit 
alter  Zeit  bei  denen,  welche  sich  dem  Kriegsdienste  entzogen, 
gebräuchlich**);  der  Senat  wünschte  besondere  Strenge  zu  zeigen. 
Nach  seinem  Gutachten  also  liess  der  Beamte,  welcher  die  Aus- 
hebung leitete,  den  Schuldigen  ohne  gerichtlichen  Urtheilsspruch 
in  das  Gefängniss  setzen.  Der  Senat  rieth  zugleich  durch  seinen  Be- 
schluss  den  Beamten  der  folgenden  Jahre  ab,  ihn  daraus  zu  befreien. 
Denn  weiter  konnte  er  nicht  gehen ,  und  es  nicht  hindern,  wenn  ein 
Tribun  etwa  den  Gefangenen  später  entlassen  wollte.  Dieser 
zuletzt  erwähnte  Fall  ist  bemerkenswerth,  weil  er  die  Aehnlich- 
keit  darbietet,  um  die  Bestrafung,  welche  Cäsar  gegen  die  ge- 
fangenen und  im  Senate  überführten  Catilinarischen  Verschwore- 


a)  Liv.  XXIX,  18    Qui  tantom  initiati  erant— eos  in   vinculis  relin- 
quebant 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  9.    Etwas  verschieden  ist  die  Ueberlieferaog   bei 
Liv.  Vffl,  28;  Dionys.  Exe.  Vat.  XVI,  9. 

c)  Von  Val.  Max.  VI,  3,  3. 

d)  Dionys.  XI,  22. 
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nen  vorschlug,  zu  verstehen.  Sie  sollten,  schlag  Cäsar  vor*), 
ihre  Güter  verlieren  und  im  GefiLngniss  in  den  bedeatendsten 
Monicipien  gehalten  werden:  es  sollte  Niemand  später  über  sie 
einen  Antrag  bei  dem  Senate  machen  oder  eine  Verhandlung 
vor  dem  Volke  beginnen;  wer  dies  thäte,  der  würde,  wie  der 
Senat  erkläre,  gegen  den  Staat  nnd  das  Wohl  Aller  handeh. 
Sollte  die  Gefängnissstrafe  im  richterlichen  Urtheil  begründet 
werden,  so  war  das  Verbot  von  Anträgen  beim  Senate  oder 
Volke  unnütz ;  da  sie  aber  auf  einer  Verwaltungsmassr^el  be- 
ruhte, konnte  sie  jeder  Beamte,  sicherlich  aber  der  Senat  and 
das  Volk  aufheben,  etwas  das  bei  einer  durch  den  Riditer  ver- 
fügten Entscheidung  unmöglich  war. 

Diese  Art  der  Ge&ngnissstrafe  fend,  wie  wan  aus  den  an- 
geführten Beispielen  erkennt,  in  solchen  Fällen  statt,  wo  die 
gewöhnlichen  gesetzlichen  Strafen  nicht  ausreichten,  wo  des 
Gesetzen  nach  nur  eine  geringere  Busse  hätte  auferlegt  werdoi 
können  und  doch  härtere  Ahndung  noihwendig  erschien;  didier 
denn  auch  dabei  die  Mitwirkung  des  Senates ,  welche  der  £d^ 
Scheidung  der  Beamten  Gewicht  verleihen  sollte,  erwähnt  wird. 
Es  ist  diese  Gefängnisshaft,'  die  nach  Belieben  ausgedehnt  uni' 
als  Strafe  behandelt  wird,  in  vielfacher  Hinsicht  bemerkenswerth..! 
Ohne  Zweifel  liegt  in  ihr  eine  Umgehung  der  Provocationsgesel 
in  so  fem  diese  die  Absicht  gehabt  hatten,  jede  Entscheidi 
über  eine  an  dem  Leben  und  Vermögen  von  Bürgern  zu  vollä« 
hende  Strafe  dem  höchsten  Gerichte  des  Volkes  zu  übei 
Wäre  sie  zur  Zeit,  als  das  erste  derselben  gegeben  wurde, 
auch  nur  später  häufig  gewesen,  so  würde  sie  sicherlich  in 
selben  einbegriffen,  d.  h.  bestimmt  worden  sein,  dass  sie  ni 
durch  Volksbeschluss  verhängt  werden  dürfe.  Aber  es  sl 
über  sie  nichts  in  den  Provocationsgesetzen ,  wir  finden  dai 
in  ihnen  auch  nicht  die  leiseste  Spur;  eben  so  wenig  k< 
sie  in  den  späteren  Gesetzen  über  die  Schwurgerichte  vor. 
konnte  sie  im  Falle  der  Uebereinstimmnng  aller  höheren 


a)  Sali.  Gat.  51  ita  censeo ,  pubiicaadas  eorum  peconias ,  ipsos  in  tu 
culis  habendos  per  muaicipia,    quae  maxime  optbns  vaient,   neQ  qnis  ttoi 
bis  postea   ad  senatom  referat   neve  cum  populo  agat;  qui  aliter  '       '^ 
senatum  existimare  eum  contra  rempnblicam  et  salutem  omnium 
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ieu  als  Massrogel  der  Verwaltung  sowohl  über  Bürger  aJa 
Fremde  gleichmässig  verhäagt  werden.  Femer  aber  ergiebt  sieb 
aus  den  angeführten  Beispielen,  dass  bei  den  Römern  kein^ 
gesetzliche  Bestimmung  über  die  Länge  der  Untersuchungshaft 
bestand,  dass  es  kein  Gesetz  gab,  wonach  der  Angeklagte  bin- 
nen einer  bestimmten  Frist  seine  gesetzliche  Aburtelung  finden 
musste:  sonst  hätte  der  Process  nicht  abgebrochen,  die  Unter- 
suchungshaft nicht  bis  zu  lang-  oder  lebenswieriger  Gefängniss- 
strafe ausgedehnt  werden  können.  Solche  Bestimmungen  wären 
nur  bei  einer  Trennung  der  Rechtspflege  von  der  Verwaltung 
ausfuhrbar  gewesen.  Die  Ideen  von  der  Wahrung  der  persön- 
lichen Freiheit,  welche  von  entscheidendem  Finflusse  auf  unsere 
Gesetzgebungen  sind,  waren  dem  Römischen  Alterthum  unbe- 
kannt: es  suchte  die  einzige  Gewähr  in  dem  Rechte  der  Inter- 
cession  der  Beamten  unter  einander  und  in  der  tribunicischen 
Hülfe :  und  wie  wenig  dieselbe  in  aussergewöhnlichen  Fällen  aus- 
reichend war,  lehren  die  uns  überlieferten  Beispiele:  viele  der 
Art  wird  die  Geschichte  als  zu  unwichtig  verschwiegen  haben. 

Wenn  man  die  Zwecke,  zu  denen  bei  den  Römern  das  Ge- 
Tängniss  diente,  überlegt,  so  erkennt  man,  dass  es,  wenngleich 
hei  weitem  nicht  so  umfangreich  wie  in  den  heutigen  Staaten, 
(loch  inuner  gross  genug  sein  musste  Es  diente  erstlich  zum 
Aufbewahrungsort  für  Gesindel  und  nächtliche  Herumtreiber,  wie 
sie  Rom  bei  seiner  schnell  wachsenden  Grösse  nicht  minder 
hatte  als  grosse  Städte  der  Neuzeit:  die  Dreimänner  waren  die 
eigentlichen  Beamten ,  welche  in  ihrer  Sorge  für  die  öflentliche 
Sicherheit,  dasselbe  bevölkerten.*)  Femer  diente  es,  wie  schon 
erwähnt^),  zur  Untersuchungshaft  der  peinlich  Angeklagten,  dann 
als  Ort  für  die  Hinrichtung  der  zum  Tode  Verurtheilten ,  seit 
dieselbe  nicht  mehr,  wie  in  ältester  Zeit,  auf  dem  Markte  durch 
die  Lictoren  der  Beamten  vollzogen  wurde.  Dazu  kommen 
endlich ,  seit  die  grossen  Kriege  begannen ,  zahlreiche  Gefangene : 
sie  wurden  in  öffentlichem  Gewahrsam  gehalten  und  dieser  Ge- 
wahrsam war,    da  die  militärischen  Behörden  dieselben  waren 


a)  Plant  Amph.  I,  1,  3. 

b)  S.  oben  S.  166. 
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wie  die  richterlichen,  ungefähr  gleich  dem  der  übrigen  Ge&nge- 
nen.    Es  ist  unmöglich ,    dass  das  noch  heut  zu  Tage  erhalteoe 
Staatsgefängniss ,  welches  König  Ancus  Marcius  erbaut  und  Ser- 
vius  Tullius  mit  einem  unterirdischen  Kerker,   dem  Tulhauum^ 
versehen  hatte ,  am  Capitolinischen  Hügel  zur  Rechten  des  jetzi- 
gen Aufganges  vom  Römischen  Forum ,  allen  diesen  Zwecken 
genügt  habe :    es  ist  im  Wesentlichen  in  derselben  Gestalt  und 
demselben  Umfange  erhalten ,  die  es  ehemals  hatte  und  für  eise 
nur  etwas  grössere  Anzahl  von  Ge&ngenen  unzulänglich.   De^ 
halb  half  man  sich  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  mit  ao- 
dem  öffentlichen  Gebäuden ,  wie  z.  B.  281  v.  Chr.  Pränestim^k 
Staatsgefangene  in  das  Aerarium  gesperrt  wurden.*)     Später, 
ungewiss  zu  welcher  Zeit,    lernte  man  die  öffentlichen  Gefäng- 
nisse Griechischer  Staaten  kennen,  welche  die  Steinbrüche,  au 
denen  man  das  Material  zum  Häüserbau  genommen,  zur  Aufbe- 
wahrung von  Verbrechern  benutzten:  man  übertrug  den  Namen 
(lavtumiae)    und    wahrscheinlich   auch   die    Einrichtung  nadi 
Rom.^    Dieses  GeÄngniss  wird  zuerst  erwähnt  im  Jahie  19( 
V.  Chr.  bei  einer  Verschwörung  Carthagischer  Geissein ,  als  di 
Sicherheit  der  ganzen  Stadt  bedroht  schien^);  eben  dalün  yfvx 
den  190  v.  Chr.  die  gefangenen  Aetoler  gebracht^)     Es  sches 
femer  überall   da  verstanden  werden  zu   müssen,    wo  e 
wird,  Consuln  oder  andere  Beamte  seien  von  einem  Yolks 
nen**)  oder  Senatoren  von  den  Consuln  wegen  Widersetzlic 
im  Senate  ins  Gefängniss  gebracht  worden*),  wenigstens  in 
terer  Zeit.    Denn  in  einem  solchen  Falle  wird  erzShlt,  der 
fangene  Consul  Q.  MeteUus  Celer  habe  versucht,  im  Gefän 
den  Senat  zu  versammeln  und   als  der  Tribun  den  Senat 
den  Zutritt  wehrte,   die  Mauer   zu  durchbrechen'),    Voi 
welche  auf  das  alte  königliche  Gefängniss  nicht    passen. 


a)  Zon.  Vm,  3. 

b)  Liv.  XXXI,  26. 

c)  Liv.  XXXVII,  6. 

d)  Z.  B.  Cic.  de  leg.  UI,  9 ;  Liv.  per.  XLVIIl ;  Val.  Max.  IX,  5.  2  a 
öfter. 

e)  GeU.  IV,  10. 

f)  Dio  Cass.  XXXVn,  50. 


Gefängniss  bei  den  Beamten.  165 

bildete  sich  der  Unterschied,  dass  dieser  ursprungliche  Kerker 
nur  far  die  zum  Tode  verurtheilten  Verbrecher  bestimmt  wurde. 
Zwar  wird  dies  nirgends  ausdrücklich  gesagt^  aber  man  kann 
es  daraus  schliessen,  dass  in  ihm  die  Hinrichtungen  vollzogen 
und  Gefangene,  welche  anderswo  verwahrt  gewesen  waren,  zur 
Hinrichtung  dorthin  gebracht  wurden.  So  geschah  es  z.  B.  mit 
den  Genossen  Gatilinas,  welche  aus  dem  milden  Gewahrsam,  in 
dem  sie  vorher  gewesen  waren ,  zur  Hinrichtung  nach  dem  Tul- 
Üanum  gebracht  wurden;  auch  noch  in  der  Kaiserzeit  mit  den 
Kindern  Sejans»),  wahrscheinlich  auch  mit  jener  Menge  von 
Verurtheilten,  welche  Tiberius  durch  ein  einziges  Edict  hinrich- 
ten Hess.'') 

Indessen  ausser  den  beiden  öffentlichen  Gefängnissen,  welche 
wir  erwähnt,  gab  es  noch  andere  Arten,  Gefangene  in  Gewahr- 
Nim  zu  halten.  Von  dem  Gefängnisse  der  Steinbrüche  haben  wir 
erst  aus  späterer  Zeit  Kunde  und  schon  vorher  war  Rom  eine 
grosse  Stadt  und  Mittelpunkt  eines  bedeutenden  Reiches,  für 
welches  das  kleine  königliche  Gefängniss  nicht  hinreichen  konnte. 
Bs  scheint,  dass  man  die  Aufbewahrung  der  Gefangenen  als 
ine  persönliche  Sache  der  Beamten  ansah,  dass  jeder  dersel- 
-n  diejenigen,  welche  er  in  Haft  zu  halten  wünschte,  in 
•^'nem  Hause  behielt  und  nach  eigenem  Ermessen  für  die  Sicher* 
/it  derselben  sorgte.  Dies  finden  wir  selbst  später  noch  als 
i-rkanntes  Recht  und  Sitte.  Als  Verres  Seeräuber  gefangen 
rnommen  hatte,  behielt  er  den  Anführer  derselben  in  eigenem 
'fwahrsam  und  zwar  selbst  nach  Niederlegung  seiner  Statthal- 
r>chaft.  Nur  dies  letztere  greift  Cicero  als  ungesetzlich  an; 
tss  er  ihn  in  seinem  Hause  in  Haft  gehalten,  missbilligt  er 
ar,  g^ebt  aber  doch  zu,  es  sei  auch  von  Anderen  geschehen. 
^  die  Behörden  in  Rom  das  Geständniss  von  Verres,  er  habe 
li  Seerftaberhauptmann  noch  in  seinem  Hause,  erfahren,  wurde 
m  derselbe  abgenommen  und  in  das  öffentliche  Gefängniss  ge- 
erbt. ""^  Ein  berühmtes  Beispiel  dieser  Art  haben  wir  aus  der 
d^erzeit.     Asinius  Gallus  war   vom  Senate  verurtheilt,    aber 


a)  Tac  Ann.  V,  9. 

b)  Tac  Ann.  VI,  19. 

c)  de.  iö  Verr.  V,  29flgd. 


\S(y  SogenaDDtes  freies  GefangDiB». 

der  Kaiser  Tiberius  gönnte  ihm  den  Tod  nicht:    er  be&M  ihn 
bis  zu  seiner  Rückkehr  nach  Rom  im  Gefängnisse  zu  halten  bei 
den  höchsten  Beamten ,  welcbef  die  Befehle  des  Senates  zu  voll- 
ziehen hatten.    So  blieb  Gallus  drei  Jahre  lang  in  strengem  und 
hartem  Gefängniss  bei  den  jedesmaligen  Consuln  oder,    wenn 
Tiberins  selbst   das   Consulat  bekleidete,    bei   den  Prfttoren.*) 
Aehnlicb  erging  es  Junios  Gallio,  der  härterer  Bestrafimg  hal- 
ber ans  dem  Exil  zmrückgeschleppt  nnd  den  jedesmaligen  Be- 
amten zur  Bewachimg    übergeben    wurde.  **)     Auf   demselben 
Grundsätze  beruhten  die  kaiserlichen  Gefängnisse,  welche,  wie 
wir  wissen,  in  und  ausserhalb  Roms  mit  den  kaiserlichen  Woh- 
nungen verbunden   waren.    Man  darf  annehmen,  dass  dies  alU 
Römische  Sitte  war,   um  so  mehr,  als  in  republikanischer  Zeil 
die  höchsten  Beamten  selbständiger  dastanden  und  die  Schei- 
dung zwischen  den  Privat-  und  öffentlichen  Pflichten  derselben 
weniger  streng  war.     Wie   bei  der  Untersuchung  über  die  Bac- 
chanalien die  unfreivrilligen  Angeber  in  dem  Hause  des  Consnk 
festgehalten  vmrden^  um  in  Sicherheit  und  bei  der  Verhandlung 
der  Sache  in  Bereitschaft  zu  sein®),    so  geschah  es  auch  mit 
Angeklagten,  deren  Erscheinen  bei  den  Terminen  gesichert  wer- 
den sollte.    Es  entwickelte  sich  hieraus  das  sogenannte  „frae 
Gefängniss '^  (libera  custodia)  ^  das  bei  vornehmen  Angekh^c^ 
zur  Anwendung   kam.    In  den  meisten  Fällen  war  es  soh 
erlaubt,  gegen  Stellung  von  Bürgen  (vades)^   welche  mit  es 
bestimmten  Geldsumme  verhaftet  waren,    aaf  freiem  Posse 
bleiben.    War  aber  das  Verbrechen  der  Art,  dass  man  die 
weichung  der  Schuldigen  durchaus  verhindern  wollte,  so  ford^ 
man  Bürgen,  welche  nicht  mit  Geld,  sondern  mit  ihrem  ei| 
Leben  für  die  Festhaltnng  der  Angeklagten  hafteten;  sie  m< 
ten   dann  nach  agenem  Ermessen  Massregeln  treffim,  um 
der  Person  der  Angeklagten  zu  versichern.     Das   bekaiuil 
Beispiel  dieser  Art  von  Untersuchungshaft  ist  das  der  Gal 


a)  Dio  0888.  LYm,  »  ufid  Tac  Ana.  Wh  3a 

b)  Tac.  Ann.  VI,  3  et  quia  incosahatar   &cUe  toleratonis  «xilhiiB 
lecta  Lesbo,  insula  nobili   et  amoena,   retrabitor  in  urbeilt  coaltiditsnrai 
domibus  magistrataum. 

c)  Liv.  XXXIX,  14. 
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rischen  Verschwörer,  die  einzelnen  Beamten  und  Senatoren  zur 
Bewachung  übergeben  wurden.*)    Auch  in  der  Kaiserzeit  blieb 
diese  Art  Gefängnisshaft   gebräuchlich   und   den  Beamten    mit 
Racksicbt  auf  das  Verbrechen  oder  den  Stand  des  Angeklagten 
oder  andere  umstände  die  Anwendung  derselben  gestattet.**)  So 
wurden   für  P.  Vitellius  und  Pomponius  Secundus,    die  unter 
Tiberius   wegen  Majestätsverbrechen    angeklagt  wurden,    ihre 
Brüder,  welche  beim  Kaiser  in  hohem  Ansehen  standen,   Bür- 
gen und  hielten  die  Angeklagten  in  ihrem  Hause  in  Haft,  in 
welcher  der  erstere  sich  selbst  den  Tod  gab,  der  andere  sieben 
Jahre   lang  verblieb.®)    Wie  dieses  „freie  Gefängniss"  sich  aus 
derPrivathafl  bei  den  Beamten  entwickelte,  so  entstand  aus  dem 
öffentlichen  Gefangnisse  der  Stadt  Rom  jene  Art  von  Haft ,  wel- 
cher Cäsar  die  Catilinarischen   Verschwörer  überwiesen  wissen 
wollte.    Man  übergab  Staatsgefangene,  die  man  in  sicherem  Ge- 
wahrsam halten,    aber  doch  nicht  gleich  Verbrechern  streng  be- 
bandeln wollte ,  unterthänigen  Städten  zur  Bewachung.    So  wurde 
während  des  Punischen  Krieges  Dasius  Altinius,  dessen  Treue 
verdächtig  schien,  in  Cales  bewacht"^),  so  nach  dem  zweiten  Pu- 
oischen   Kriege  Garthagische  Geissein  nach    der  Stadt  Setia  ge- 
bracht, wo  sie  zwar  mit  ihrer  Dienerschaft,  aber  doch  bewacht 
von  den  Einwohnern,  lebten'');  so  nach  dem  Kriege  mitPerseus 
der  besiegte  König  Macedoniens  selber  nach  Alba,    Bitis,  der 
Sohn  des  KOnigs  Cotys,  nach  Carseoli  in  anständige  Haft  ge- 
iMrhickt') 


a)  Sali.  Cat  47. 

b)  Ulpiaa.  L  1  Dig.  de  coBtod.  reor.  (XLVIII,  3):  De  custodia  reonun 
procoDsnl  aestimare  seiet,  utrom  in  carcerem  recipienda  sit  persona  an 
militi  tradenda  vel  fideinssori  committenda  vel  etiam  sibi.  Hoc  autem  vel 
pro  criminis,  quod'  obücitor,  qualitaie  vel  propter  honorem  aut  propter 
amplisBiJDas  facnltates  vel  pro  innocentia  personae  vel  pro  dignitate  eins, 
qui  accusator,  facere  solet 

e)  Tac.  Ann.  V,  8;  Suet  Vit.  2. 

d)  Liv.  XXTV,  45. 

e)  Lhr.  XXXH,  26. 

f )  Uv.  XLV,  42. 
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Drittes  Capitel. 

Eintheilnng  des  Crimiialprocesses  in  das  TerfUtren  tu  tire  ud  das  ii 
indicio.  Annahme  oder  Abweisung  der  Anklage  dnrch  den  Beamton.  Ter« 
fahren  in  inre.  Interrogatio  in  inre.  Im  Falle  des  GesUndnisses  eaV 
scheidet  der  Beamte  selbständig.  Ebenso  bei  Ertapponganf  MscherThit 
Beweis  für  die  Selbst&ndigkeit  der  Beamten  in  diesen  FUlen.  WeiU 
Ausdehnung  dieser  FUle  durch  Juristische  Erkl&rung.  Beschrlnkung  de^ 
FroYOcation  dadurch.  Macht  der  Beamten  im  Stralj^rocess.  Allniilii^ 
Milderung  der  Strafen.  Das  Verfahren  in  iure,  wenn  ein  TerlUiren  U 
ludicio  folgt.  Falsche  Ansicht  Yon  zwei  bistanien.  Widerlegung  deradi 
ben.  Begriff  Yon  iudicare  und  iudicium.  lur  das  Terfiüiren  Yor  dem  Tolk| 
gilt  als  richterliches.    Stellung  der  Beamten  und  Endzweck  des  TerfU 

rens  in  iure  in  diesem  Falle. 

Das  Verfahren  in  iure  beim  Griminalprocesse  zerfidlt  in  zwf 
Theile.  Der  erste  derselben  läuft  auf  das  Verfahren  in  iudic\ 
hinaus:  er  soll  dasselbe  vorbereiten  und  möglich  machen.  D^ 
zweite  Theil  schliesst  sich  an  dasselbe  an:  er  enthält  die  Anj 
f&hmng  des  in  iudido  Bestimmten.  Die  einzelnen  Unterabth^ 
lungen  desselben  treten  in  ihrer  Besonderheit  bei  den  Schvn^ 
gerichtsprocessen ,  von  denen  wir  eine  ausföhrlichere  Ueberli 
mng  haben,  hervor:  sie  sind  indessen  so  sehr  in  der  Natur 
Sache  begründet  und  mit  dem  gesammten  Römischen  (jeric 
wesen  verknüpft,  dass  wir  ihr  Dasein  seit  den  ältesten  Zeil 
annehmen  müssen ,  ja  auch  die  späteren  Benennungen  derse 
waren  gewiss  lange  vor  den  Schwurgerichten  in  Gebrauch 
men  wir  an ,  der  Ankläger ,  mochte  derselbe  aus  eigenem  A 
triebe  aufgetreten  sein  oder  sich  auf  Veranlassung  des  B 
gefunden  haben*),  sei  an  der  Gerichtsstätte  vor  dem  Beain 
welcher  die  Gerichtsbarkeit  übte,  erschienen:  so  war  das  e 
dass  er  den  Namen  desjenigen,  welchen  er  anklagen  wo 
nebst  den  Gründen  der  Anklage  nannte:  der  stehende  A 
dafür  ist  nomen  deferre.^)  Der  Beamte  prüfte  diese  vor 
Anklage:   hielt  er  sie  für  unbegründet,  so  stand  es  i 


a)  Vergl.  oben  S.  146.^ 

b)  Derselbe  findet  sich  schon  vor  der  Zeit  der  Schwuigerichte;^ 
bei  Liv.  XLV,  87. 
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dieselbe  nicht  anzunehmen  und  den  Ankl&ger  abzuweisen.    Nie- 
mand konnte  den  Beamten  zwingen,  eine  Anklage  wider  seinen 
Willen  anzunehmen :  seine  Gollegen  konnten  nur  gegen  das,  was 
er  that,  nicht   gegen  das,  was  er  nicht  that,  Einspruch   thun, 
aod  umgekehrt  stand  es  ihm  selber  frei,   die  etwaige  Annahme 
einer  Anklage  durch  dieselben  seinerseits  zu  hindern.    So  lange 
die  Consuln  oder  die  höchsten  Staatsbeamten  zugleich  Richter 
waren,  gab  es  auf  diesem  Wege  keine  Abhülfe;  seit  der  Prätor 
far  die  Rechtspflege  eingesetzt  wurde,  war  es  möglich,  dass  ein 
70D  diesem  Abgewiesener  sich  an  die  Consuln  wendete.    Diesen 
stand  es  frei,  unbehindert  durch  die  Prätoren,  die  Anklage  an- 
zunehmen.   Ein  Beispiel  davon  ist  uns  nicht  überliefert;   aber 
wir  dürfen  es  daraus  schliessen,  dass  es  sonst  den  Consuln  er- 
laubt war,    die  gerichtlichen  Entscheidungen  des  Prätors  abzu- 
ändern.*)   In  allen  Fällen  dagegen  konnten  die  Volkstribunen 
wirksam  eingreifen.    Zwar  war  es  auch  ihnen  nicht  möglich,  den 
richtenden  Beamten  zur  Annahme    einer  Anklage  zu  zwingen; 
aber  sie  durften  die  Sache,  wenn  sie  ihnen  wichtig  genug  er- 
schien und  sie   sich  in  Uebereinstimmung  mit  ihren  Collegen 
befanden,  in  einem  ausserordentlichen  Processe  vor  dem  Volke 
anhängig  machen.    So  war  es  geschehen  bei  dem  Processe  von 
Käso  Quinctius.     Der  Ankläger  Volscius  Fictor  behauptete,  er 
hätte  früher  seine  Anklage  wegen  Mordes  bei  den  Consuln  nicht 
anbringen  können;  jetzt  als  der  allgemeine  Zorn  gegen  den  Pa- 
tricier  ausbrach,    brachte  er  sie  mit  Unterstützung  der  Volks- 
tribunen unmittelbar  im  Volksgerichte  vor.  *») 

Hielt  dagegen  der  Beamte  die  Anidage  für  begründet,  so  nahm 
er  sie  an  und  trug,  so  viel  dies  die  Verhältnisse  jeder  Zeit  mit  sich 
brachten ''),  den  Namen  des  Angeklagten,  des  Anklägers  und  auch  den 
Grund  der  Anklagein  die  Listen,  welche  er  über  seine  amtlichen  Ver- 
handlungen führte,  ein:  worüber  vrir  später  bei  der  Schilderung 
des  Verfahrens  vor  den  Schvmrgerichten  ausführlicher  sprechen 
werden.    Es  folgte  dann  das  uothwendige  Erscheinen  des  Ange- 


a)  Ein  Beispiel  hiervon  wird  erzählt  von  Val.  Max.  VII,  7,  6. 

b)  Man  sehe  I,  272. 

c)  S.  oben  S.  137. 
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klagten  an  der  Gerichtsstätte,  damit  ifam  die  Frage  vor^ 
werden  konnte,  ob  er  das  Verbrechen,    dessen   er  bezüditigt 
wurde,   eingestände.     Dies  war  die  interrogaüo  in  iure.  $i^ 
wird  zwar  dem  Ankläger  beigelegt*),  und  ohne  Zweifel  istaacli 
er  dabei  betheiligt,  indem  er  dem  Beamten  die  VeriiSltnisse  an- 
giebt  mid  den  Gnmd,   worauf  die  Frage  erfolgt,  gewährt;  in- 
dessen  die  eigentliche  Frage  über  Schuld  oder  Unschuld  muss 
von  dem  Beamten  selbst  ausgegangen  sein.  Erfolgte  auf  die  Ym 
des  Beamten  das  Geständniss  des  Angeklagten,  er  sei  scholdi;; 
so  war  damit  nicht  nur  das  anföngliche  Verfahren  m  iure  W 
endigt,  sondern  auch  das  in  iudicio  unnOthig:   es  blieb  nur 
zweite  Theil  des   Verfahrens  in  iure  übrig,  dass   nämfich 
Beamte  die  gesetzlich  verordnete  Strafe  aussprach  und  di 
vollzog.   Es  ist  dies  so  natürlich,  dass  es  auf  keine  V^eise  zwei 
haft  sein  kann:  die  Römer  hätten  eine  wunderbare  Streii 
haben  müssen,  wenn  sie  Jemanden,  der  auf  die  feierliche  Fi 
vor  Gericht  sich  selbst  for  schuldig  erklärte,  noch  einmal 
den  Richter  hätten  für  schuldig  erklären  lassen,   womit 
auch  die  Möglichheit  gewesen  wäre,  dass  der  Richter  im  Vü 
Spruche  mit  dem  Eingeständnisse  des  Angeklagten  ein  nicht 
dig  ausgesprochen  hätte.    In  dem  aussergewöhnlichen  Falle 
ein  wahrheitswidriges  Geständniss  der  Schuld  vorzuliegen 
konnte   demungeachtet  der  Beamte  oder  auch  ein   Vol 
einschreiten ;  denn  ein  Zwang ,  das  Geständniss  in  jedem 
anzunehmen,   war    nicht    vorhanden.     Es   war    nur 
und  mit  den   Grundsätzen   des   gesammten   Römischen 
übereinstimmend.    Denn    auch   im   Privatrechte    gilt  der 
eof^eaeua  pro  iudicato  est:   er  war,   da  er  in  altem  R 
kam,  eben  so  sehr  for  das  Griminal-  wie  für  das  CivOred^ 
meint.    Ein  berühmtes  Beispiel  von  der  Anwendung 
hat  uns  die  Ueberiieferung  bei  der  Erzählung  von  der  V^i 
rung  der  Bacchanalien  aufbewahrt    Als  sie  entdeckt 
in  so  fem  ein  ausserordentliches  Verfahren  statt,   als  <iid^ 
suln  vom  Senate  mit  der  Untersuchung  beauftragt    wiirai 
allen  andern  Beziehungen  galten  die  Regeln  des   gew&fa^ 


a)  Man  sehe  das  angeföhite  Beispiel  bei  Liv.  XLV,  37, 
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Cruninalprocesses ;  denn  die  Consnin  hatten  nicht  von  dem  Volke 
ausserordentliche  Vollmachten  eriialten,  konnten  also  die  Ange- 
klagten nicht  ohne  Dazwischenkunft  eines  Volksgerichtes  ver- 
ortheilen.  Livins  erzählt  mm,  nachdem  er  die  Hauptschuldigen, 
welche  bei  den  Festfeiem  auch  andere  Verbredhen  begangen  hatten, 
genannt,  sie  seien  vor  die  Gonsuln  gebracht  worden  und  hätten, 
da  sie  ihr  Vergehen  eingestanden,  „das  Gericht  nicht  verzögert."  *) 
Unter  Gericht  versteht  er  hier  das  ganze  Verfahren  in  iydido^ 
dessen  Ergebniss  das  gerichtliche  Urtheil  ist:  die  Verzögerung 
hi^ie  darin  bestanden,  dass  sie  im  Falle  des  Läugnens  vor  das 
Volksgericht  gebracht  worden  wären.    Jetzt,   da  sie  eingestan- 
len,  wurden  sie  unmittelbar  verurtheilt  und  hingerichtet    Ver- 
cbieden   von  ihnen  waren  diejenigen  Angeklagten,   welche  nur 
a  den  Festfeiem  Theil  genommen  hatten,  ohne  sich  dabei  an- 
drer Verbrechen  schuldig  zu  machen.    Sie  gestanden  ebenfalls, 
itschuldigten  sich  aber  damit,  dass  sie  nichts  Verbotenes,  gethan 
Iten.    Die  Gonsuln  hätten  sie  entlassen  müssen,  wenn  ihnen 
?ht  wegen  der  Gefährlichkeit  der  sogenannten  Verschwörung 
inoch  eine  ausserordentliche  Bestrafung  nothwendig  erschienen 
re.**)    Es  fuhrt  uns  dies  zu  dem  Falle,  wenn  der  Angeklagte 
Thaupt  zwar  die  Thatsache,  welche  ihm  vorgeworfen  wurde, 
,- ab,   aber  damit  die  Gesetze  verletzt  zu  haben  läugnete  oder 
«choldigungsgründe  anfahrte,  also  sich  trotzdem  für  unschul- 
erklärte.  In  diesem  Falle  musste  gesetzmässig  das  Verfahren 
,  ;Hefuhrt   und  nöthigen  Falls  die  Abstimmung  der  Volksver- 
^..mlnng   eingeholt  werden.     Der    bekannteste  Process  dieser 
.    ist  ans  späterer  Zeit,  der  Milos  wegen  der  Ermordung  von 
.ins ;    aber  auch  aus  der  Zeit  vor  Einsetzung  der  Schwurge- 
'  jM  wird  uns  ein  solcher  berichtet  Ein  tapferer  Centurio  C.  Cor- 
.s  v^ar  wegen  Unzucht  mit  einem  Jünglinge  angeklagt  und 
,  iete  die  Thatsache  nicht,  entschuldigte  aber  sein  Verbrechen 
^,.t,    dass  jener  Jüngling  gewerbsmässig  Unzucht  getrieben 
'^  *)    Der  Angeklagte  hätte  einem  ordentlichen  Gericbtsver- 


,'^\  Liv.  XXXIX,  17  Adducti  ad  consnles  fassitjue  de  se  nullam  moram 
-  '1  feceront 

\  S.  oben  S.  161. 
^ .    VergL  VaL  Max.  VI,  1,  10.   Vergl.  %}am  3.  159. 
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&hren  unterworfen  werden  müssen  und  wäre  vom  Volke  yieüeicht 
freigesprochen  worden,  wenn  man  nicht  eine  ausserordentliche 
Bestrafring  vorgezogen  hätte. 

Indessen  es  ist  selten,   dass  ein  peinlich  Angeklagter  ein 
Geständniss  ablegt,  noch  seltener,  dass  er  es  ohne  Entschnldigon- 
gen  that  und  damit  anerkennt,    dass   er  die  volle  gesetzliche 
Strafe  verwirkt  habe.   In  manchen  Gesetzgebungen  wird  das  Ge- 
stehen der  Verbrecher  befördert,  in  so  fem  sie  dem  Richter  in 
vielen  Fällen  erlauben,  die  Strafe  zwischen  einem  niedrigsten 
und  höchsten  Masse  zu  bestimmen  und  dieser  durch  die  bei  einem 
Geständnisse  offenbarte  Reue  bestimmt  wird,    für   Verbreche!, 
welche  dieselbe  zeigen,  die  möglichst  niedrige  Strafe  anzusetzen. 
Bei  den  Römern  findet  sich  kein  solcher  Gebrauch;  im  Gegec- 
theil  war  die  Einrichtung  ihres  Strafyrocesses  und  ihre  Gesetze 
über  die  Bestrafung  der  Verbrechen  der  Art,  dass  sie  das  Läug- 
nen  beförderten  und  darauf  gleichsam  eine  Belohnung  setzten. 
Beim  Läugnen  war  vollständige  Freisprechung  möglich,  im  Falle 
der  Verurtheilung  die  Strafe  sogar  leichter.     Man  wurde   del 
Griminalprocess  unendlich  erschwert  haben,    wenn    man  nicif 
noch  eine  andere  Scheidung  der  Verbrecher  vorgenommen  häm 
Wir  haben  früher,  wo  wir  von  den  strafrechtlichen  Bestimmongw 
der  zwölf  Tafeln  sprachen*^),    gesehen,   dass  man  zwei 
von  Verbrechern  unterschied,  die  auf  der  That  ertappten 
die  nicht  auf  der  That  ertappten  (mani/esH  und  nee  mantfi 
Dieser  Unterschied  wird  vielfach  erwähnt  bei    dem  Diebs 
wird  aber  auch  schon  in  alter  Zeit  bei  dem  Mord  ang< 
wir  sind  berechtigt,  ihn  bei  allen  Verbrechen  anzunehmen 
Classe  der  auf  der  That  ertappten  Verbrecher  wird  den 
digen  gleich  erachtet  und  ebenso  wie  sie  behandelt,   dergi 
dass  bei  ihnen  kein  Verfahren  in  ifAdido  stattfindet,  sondern 
Beamte  selbst,  mögen  sie  Bürger  oder  Nichtbfirger  sein, 
Befi*agen  der  Volksversanunlung  das  Urtheil  ausspricht. 
Beweis  hierfar  lässt  sich  aus  einem  uns  überlieferten  Bei 
und  aus  der  Entstehung  des  ganzen  Verfrdhrens  in  iudicio 


a)  Man  sehe  I,  376. 

b)  Liv.  ni,  88;  Cic.  de  rep.  D,  86,  61. 
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Das  Beispiel  gehört  zwar  einer  spätem  Zeit,  in  der  schon  die 
Schwurgerichte    in  ihrer   höchsten  Ausbildung  bestanden,  an, 
gründet  sich  aber  doch   auf  das  nach  uralter  Sitte  bestehende 
Verfahren.    Die  Gatilinarischen   Verschworenen  wollte   M.  Cato 
bekanntlich  mit  dem  Tode  bestraft  wissen.   Er  begründete  seine 
Meinung  so:    „sie  seien  durch   die  Angabe  von  T.  Volturdus 
and  der  AUobrogischen  Gesandten  überführt  und  hätten  einge- 
standen, dass  sie  Mord  und  Brandstiftung  und  andere  abscheu- 
liche und  grausame  Unthaten  gegen  ihre  Mitbürger  nnd  ihr  Va- 
terland vorgehabt  hätten  und  deshalb  seien  sie  als  geständig, 
wie  auf  der  That  ertappte  todeswürdige  Verbrecher,  nach  Sitte 
der  Vorfahren  mit  der  Todesstrafe  zu  belegen."^)   Cato  erwähnt 
die  Sitte  der  Vorfahren,  um  seine  Ansicht  zu  rechtfertigen,  in 
zweierlei  Beziehung,  einmal  dafOr,  dass  er  die  wirkliche  Todes- 
strafe, nicht,  wie  es  damals  gewöhnlich  war,  statt  deren  die  Ver- 
bannung und  Aechtung  vorschlägt,  zweitens  dafür,  dass  er  über 
die  Verschworenen,  weil  sie  gestanden  hätten,  kein  Gericht  ge- 
halten wissen  will;  daher  sind  seine  Worte,  wenngleich  sie  aus  ' 
späterer  Zeit  stammen,   durchaus  für  das  alte  Römische  Straf- 
recht  beweisend.   Er  sagt  aber,  dass  auf  der  That  ertappte  Ver- 
brecher,  ebenso  wie  geständige,   behandelt  und  ohne  weiteres 
gerichtliches   Verfahren   bestraft  würden.     Wahrscheinlich  sind 
auch  anter  den  Theilnehmem  der  Bacchanalien,  von  deren  Be- 
strafung wir  kurz  zuvor  gesprochen,  manche  gewesen,  die  nicht 
ausdrücklich  ihre  Schuld  eingestanden,   sondern  nur,  weil  sie 
durch   offenbare  Beweise  und  Zeugen  überführt  waren,  als  auf 
der  That  ertappt  hingerichtet  wurden.    Ein  Widerspruch  gegen 
unsere  Beweisführung  liegt  nicht  in  dem  uns  aus  dem  ersten 
Jahre   des  Decemvirates  berichteten  Processe  von  P.  Sestius.^) 
b  dessen  SchMdmmer  war  in  Gegenwart  eines  Decemvir  G. 
Julius  der  Leichnam  eines  Ermordeten  aufgefunden  worden:  die 
Sache  war,  wie  Livius  sich  ausdrückt,  eben  so  offenbar  wie 


a)  Sali.  Cat  52  iique  (com)  iDdicio  T.  Volturci  et  legatonun  Allobro- 
^m  convicti  confessiqae  sint  caedem,  inceudia  aliaque  sefoeda  atque  cru- 
lelia  facinora  in  cives  patriamque  paravisse,  de  confessis  sicuti  de  mani- 
fe^tls  renun  capitaliam  more  maiomm  suppliciam  somendam. 

b)  Liv.  m,  d3;  Gic.  de  lep.  ü,  36,  61.    VergL  I,  342. 
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Bcbrecklich.  Der  Decemvir  richtete  indeseeu  nicht  seUMtto^ 
sondern  hielt  ein  Volksgericht  ab,  dessen  Entscheidong  mcfat 
berichtet  wird.  Wer  hieraus  folgern  wollte,  auch  bei  einem  oRoi- 
baren,  auf  der  That  ertappten,  Verbrecher  b&tte  der  Beaml« 
nicht  selbst  entscheiden  dürfen,  sondern  das  Verfahren  in  üidüü 
eintreten  lassen  müssen,  der  kann  eben  so  gut  daraus  schliess«], 
die  Zehnm&nner  wftren  nicht  von  den  ProTocatioosgesetz«!  befreit 
gewesen  and  doch  wissen  wir  durch  die  bestimmtesten  Zengnisse, 
dass  sie  es  waren.  Es  handelt  sich  hierbei  nur  um  das,  was 
der  Beamte  thun  darf^  nicht  um  das,  was  er  thun  moss.  Ohor 
Zweifel  kann  er  jeden  auf  der  That  ertappten  Verbrecher  aucli 
vor  das  Volksgericht  stellet],  ubeti  sii  gut,  wie  er  aucL  bei  dem 
seiner  Schuld  gest^digen  gericlitliche  üottirsuchuug  eiutret^i 
lassen  kann  oder  wie  der  au.sdrüeklich  vou  den  Provocatiansgi^ 
setzen  befreite  dennoch-  diesi^lbcn  beobachten  darf.  Der  Deceofr 
vir  aber  hatte  in  diesem  Falle  eiueu  doppellen  Grund,  von  seiM| 
Rechten  keinen  Gebrauch  zu  miicheu.  Der  Augeklagte  war  PM 
'  tricier  und  gehörte  zu  deu  v(iriietim»teu  Bürgern,  und  du| 
wünschte  jener  seine  ]tffissiß:uii^  zu  zeigen,  um  der  Decemi'iralt^ 
^erung  das  Vertrauen  des  Volkes  zu  erwerben:  in  diesor  B| 
Ziehung  wird  sdn  Verfahri'n  von  allen  Schriftstellem  gdat 
Ebenso  wenig  darf  man  hu.s  einem  andern  uns  überUeftlll 
Beispiele  eine  verschiedene  Beliaudluug  der  gestäudigeo  < 
der  auf  frischer  That  ertappten  Verbrecher  folgern.  Suetoa 
zählt*)  unter  den  Beispielen  vou  der  Milde  des  Kaisers  Au^ugl 
derselbe  habe  einen  Angekla^eu,  der  eines  offenbaren  V. 
mordes  schuldig  war,  damit  er  oieljt  in  einen  Sack  ein^ 
würde,  als  Richter  bei  dir  fuierlicLeu  Frage  an  der  Gurich 
Stätte  so  angeredet:  „sicberlieh  hast  du  deinen  Vat» 
getädtet";  denn  nur  die  geständigen  Vatermörder  bätteo 
Strdie  erlitten.  Hier  ist  ein  äliuUehes  Verliällniss  v\v  ia 
vorhffl^hendcffl  Falle:  der  Kaiser  wollte,  ^an  ihm  Kesst^dL' 
stand,  nicht  thun.  Nach  Sjtli;  und  Ge-sefz  wurden 
und  auf  d«  That  erti4)i)te  Vatermörder,  welclie  v 
Weise  ihre  That  nicht  abläugnen  konntcu,  uuf  gleiche 

a)  Soet.  Aug.  33.    V«gl.  1,  S»7. 
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ätraft  und  erlitten  die  alte,  graasame  Art  der  Hinrichtung.   Der 

Kaiser  iadessen  in  seiner  Milde  wollte  dieselbe  nicht  anwenden, 

t)etrachtete  die  überzeugenden  Beweise,  welche  vorlagen,  als  nicht 

überzeugend.    Er  hätte  dies  jedoch   nicht  thun  können,  wenn 

der  Angeklagte  auf  die  feierliche  Frage  mit  schuldig  geantwortet 

kitte:  er  richtete  deshalb  dieselbe  so  ein,  dass  der  Angeklagte 

des  Kaisers  Absicht  erkennen  und    die  That  läugnen  musste. 

Es  liegt  somit  in  diesem  Beispiel  kein  Beweis,  dass  auf  der 

That  ertappte  Verbrecher  nicht  von  dem  Beamten  selbständig, 

'tme  das  Verfahren  in  ivdicio  eintreten  zu  lassen,   hätten   ver- 

iirtbeüt  werden  können. 

Ein  vollständiger  Beweis  aber  dafür,  dass  bei  geständigen 

ier  auf  Mscher  That  ertappten  Verbrechern  der  Beamte  selbst- 

siändig  und  ohne  das  Verfahren  in  iudicio  anzustellen ,  entschei- 

dm  durfte,   ergiebt  sich  aus  der  Betrachtung,  worauf  das  letz- 

t^e  beruhte.    Das  iudicium  ist  nämlich  das  Volksgericht  und 

diej^es  war  eingeführt  worden  durch  die  uralten,  beinahe  mit 

der  Republik  selbst  entstandenen  Provocationsgesetze.    Die  ur- 

iröDgliche  Form  der  Provocation,  welche  sich  in  ihren  Haupt- 

mm  stets  erhalten  hat,  war,  wie  vrir  in  unserer  früheren  Dar- 

^ellong  auseinandergesetzt*),  die,  dass  der  Angeklagte  während 

'>:  AbfohroBg  zur  Strafe  erklärte:   „ich  berufe  mich  auf  das 

^'Ik*':  diese  von  ihm  selbst  ausgehende  Erklärung  ist  nothwen- 

uf,  um   das  weitere  Verfahren  hervorzurufen.    Es  wäre  aber 

«itlersinnig,    wenn  derjenige,  welcher  eben  in  feierlidier  Weise 

^me  Sobald    eingestanden  hätte,    dann    unmittelbar   über  die 

rd\ie^   ob    er  für  schuldig  oder  nichtschuldig  zu  erachten  sei, 

'^b  auf  seine  Mitbürger  berufen  wollte.    Mithin   ist  für  einen 

•ständigen  Angeklagten  Berufung  an  das  Volk  und  das  davon 

-»üängige  Verfahren  in  iudicio  unmöglich :  mit  dem  Geständnisse 

Ibst  erkennt  er  die  Befugniss  des  Beamten ,  über  ihn  selbständig 

''  entscheiden,  an.     Femer  die  Wirksamkeit   der  eingelegten 

HAocation  beruht,  wie  wir  gesehen^),  darauf,  dass  das  Volk 

'^m  PrüYOcirenden  sdne   Theilnahme  zeigt,    dass  es  ihm   zu 


a)  S.  I,  183. 
l>)  Vergl-  I,   185- 
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Hülfe  eilt,  dass  es  eine  Art  von  gesetzmässigem  Aufetand  er- 
regt und   dadurch  den  fieamten  zwingt,   der  Berufung  nachzu- 
geben.   Dies  kann  unmöglich  der  Fall  sein,  wenn  der  Verbrecher 
auf  der  That  ertappt   ist    Mag  er  auch  noch  so  sehr  Iftognen. 
er  wird,  wenn  ihm  die  Ertappung  auf  der  That  entg^nsteht, 
keine  Theilnahme  finden:    er  wird  sogar  durch  die  aus  seinem 
Betragen  hervorgehende  Frechheit  den  Zorn  des  Volkes  erregeo: 
der  Beamte  wird  keine  Veranlassung  finden,  seinetwegen  weite- 
ren Verzug  und  die  Förmlichkeit  einer  Volksyersammlung  ein- 
treten zu  lassen.    Abgesehen  yielleicht  yon  politischen  VerbrecheD. 
wo  die  Leidenschaften  erregt  sind ,  wird  das  Volk  sich  von  denu 
welchen  es  als  Verbrecher  erkennt,  abwenden:  und  jene  politi- 
schen Fälle  den  Strömungen  der  öffentlichen  Meinung  zu  unt^- 
werfen  und  dem  strengen  Rechte  des  Gesetzes  zu  entziehen,  war 
recht  eigentlich  die  Absicht,  wenn  auch   nicht   des   ersten,  dii 
doch  der  folgenden  Provocationsgesetze  gewesen. 

Somit  muss  man  es  als  sicher  annehmen,  dass  bei  gestän- 
digen und  auf  der  That  ertappten  Verbrechern  (cov^eM  et  fiumf- 
feaü)  der  zweite  Theil  der  gerichtlichen  Verhandlungen ,  welcher 
m  wdicio  hiess,  fortfiel  und  sich  an  den  ersten  Theil  des  Ter* 
fahrens  in  iure  sogleich  der  zweite  Theil  eben  desselben  Ver> 
fahrens ,  welcher  das  Urtbeil  und  die  Vollziehung  desselben  xaat 
fasste,  anschloss.  Der  Beamte  war  für  diese  Fälle,  auch  wäB 
der  Angeklagte  das  beste  Bürgerrecht  besass ,  selbständig  und 
die  Volksversammlung  nicht  gebunden.  Es  gab  also  im  Allg< 
nen  zwei  Glassen  von  Angeklagten:  die  erste  umfasste  die)< 
gen,  bei  welchen  ihre  Schuld  durch  Geständniss  oder 
auf  frischer  That  offenbar  war:  die  zweite  bestand  aus  denj 
gen,  deren  Schuld  unklar  und  zweifelhaft  war,  die  nur  di 
ein  Yolksurtheil  für  schuldig  erklärt  werden  koimten.  Die 
sind  die,  welche  nicht  provocirt  hatten,  die  zweiten,  mögen 
für  schuldig  oder  nichtschuldig  erklärt  werden,  diej^ 
welche  provocirt  haben.  Die  letzteren  sind  die  geringenm 
thäter  und  das  Gesetz  nimmt  besondere  Kücksicht  auf  sie, 
wir  gefunden*),  dass  ihrer  in  dem  dritten  Valerischen  Prov< 


a)  Mao  sehe  oben  S.  4&. 
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tionsgesetze  gedacht  wurde.     Bemerkenswerth  ist,    dass   diese 
beiden  Classen  von  Verbrechern  im  Römischen  Rechte  nicht  ge- 
nau geschieden   waren.    Man    sollte  meinen,    dies  wäre  nöthig 
gewesen,  da  von  dieser  Unterscheidung  das  weitere  gerichtliche 
Verfahren  abhing,    da  es  sich   darum  handelte,    dadurch   der 
Willkür  der  Beamten  Schranken  zu  setzen  und  die  Anwendung 
des   Grundrechtes   der  Römischen   Bürgerschaft,    dass  nur  die 
VolksversaDMnlung  über  das  Leben  und  Vermögen  von  Bürgern 
zu  entscheiden  habe,  zu  sichern.    Dennoch  war  dies  keineswegs 
der  Fall.    Fragen  wir  zunächst,  wer   als  geständig  galt.     War 
es  deijenige,  welcher  nur  die  Thatsache,  wegen  welcher  er  an- 
i?eklagt  wurde,  als  richtig  zugab,  oder  deijenige,  welcher  sich 
/uorleich   deshalb  als  schuldig  und  der  gesetzlichen   Strafe   als 
verfallen  erklärte?    OflFenbar  dem  strengen  Rechte  nach  nur  der 
Letztere:  ja  wir  haben  aus  der  ältesten  Zeit  der  Republik  zahl- 
reiche Fälle,    wo    der  Angeklagte  die  Thalsache  zugab,   aber 
doch  die  Schuld  läugnete  und  deshalb  die  Berufung  an  das  Volk 
durchsetzte.     So    war  es   z.   B.  bei  den   Soldatenaushebungen, 
welche  die  patricischen  Beamten  vornahmen.  Die  Plebejer,  welche 
an^gehoben  werden  sollten,  läugneten  nicht,  dass  sie  sich  nicht 
-teilen  wollten,    behaupteten  aber   daran  Recht  zu  thun.    Als 
Pa/>lllius  Volero  zum  Soldaten  ausgehoben  werden  sollte,  wei- 
yrie  er  sich,  musste  also  die  Richtigkeit  der  Thatsache,  wegen 
•^ren  ihn  der  Consul  bestrafen  wollte,  zugeben,  aber  er  behaup- 
■-te,     weil  er  Hauptmann  gewesen  wäre,  brauche  er  nicht  wie- 
^T  gemeiner  Soldat  zu  werden.  ■)     Deshalb  fand  dann  auch  die 
i'tmfung  an  das  Volk  statt    Dagegen  in  dem  km-z  vorher **5  an- 
-if fahrten  Falle,  wo  ein  gewesener  Centurio  C.  Cornelius  wegen 
'  nzucht  vor  Gericht  gefordert  wurde,  Hess  man  die  Provocation 
.iv'ht  za:    der  Angeklagte  gab  zwar  die  Thatsache  zu,  läugnete 
irtrr  seine  Straffälligkeit.    Es  fand  also  ein  auffallendes  Schwan- 
.f^n  statt,   bei  dem  es  kein  Gesetz,  auch  keinen  festen  Rechts- 
.  brauch  gab.    Wir  haben  früher  den  Process  der  Catilinarischen 
\Vn?chworenen   angeführt*'):    sie  werden    „geständig"  genannt 


a)  Kan  sehe  Liv.  11,  55. 

b)  Siehe  oben  S.  171. 

c)  Siehe  oben  S.  173. 
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und  den  auf  frischer  That  ertappten  Verbrechern  gleich  erachtet 
Indessen  wir  lesen   in  den  ausfuhrlichen  Berichten,  welche  wir 
über  die  mit  ihnen  im  Senate  geführten  Verhandlungen  haben, 
nichts  von  ihrem  Eingeständnisse.    Sallust*)  sagt,  nur  T.  Vol- 
turcius  habe,   als  ihm  vom  Senate  Aussicht  auf  Verzeihung  als 
Belohnung  zugesichert  worden  sei,  ein  volles  Geständniss  abg^ 
legt  und  dies  wird  von  Cicero  in  derjenigen  Rede,  welche  die 
genaue  Beschreibung   der  Senatsverhandlungen  enthält,   bestä- 
tigt.*»)   Von  den   übrigen  Verschworenen  sagt  Sallust  nur,  P. 
Lentulus  sei  von  den  GaUiern ,  welche  ebenfalls  ein  Geständniss 
ablegten,  durch  Anführung  der  Gespräche,  welche  er  mit  ihneu 
gehalten  hatte ,  überfährt  worden ;  von    den  übrigen  erwähnt  er 
nichts.    Von  C.  Cethegus  erzählt  Cicero^),  er  habe. Anfangs  auf 
das  Vorhalten  wegen   der  in  seinem  Hause  gefundenen  Waffeu 
Entschuldigungen  vorgebracht,    dann    bei  dem  Vorbringen  der 
übrigen  Beweise  plötzlich  still  geschwiegen;    von  Lentulus,  er 
habe  geläugnet  und  nur  eingestanden,  dass  er  über  die  Sibylli- 
nischen  Bücher,  welche  ihm  die  Herrschaft  weissagten,  gesprochen, 
was  er,  ohne  sich  eine  Blosse  zu  geben,  thun  konnte;  von  Gft- 
binius   endlich,   er  hätte  anfänglich   unverschSmt   geantwortet 
später  nichts  von  dem ,  dessen  ihn  die  Gallier  beschuldigten,  ge- 
läugnet.   Dies  ist  der  Bericht  Giceros  und  zwar  in  einer  Rede 
an  das  Volk,   vor  dem  er  seine  Massregeln  rechtfertigen  wdlte, 
also  die  Verbrechen  der  Verschworenen   mit  den   schwärzestes 
Farben  schildern  und  ihr  etwaiges  Geständniss  ganz  besonders 
hervorheben  musste.    Jedoch  von  einem  wirklichen  Geständnisse, 
dass  sie  nicht  nur  die  Thatsache   bejaht,    sondern  dann  aaoh 
ihre  Straffalligkeit  eingestanden  hätten ,  hören  wir  nichts  und  e^ 
ist  an  sich  undenkbar,    dass  sie  ein  solches  abgelegt  haben. 
Dann  wäre  Clodius'  späteres  Gesetz  über  ihre  Hinrichtong  nml 
Giceros  Bestrafung  deshalb  ganz  unerklärlich.    Trotzdem  aber 
erklärt  Cato  sie  in  seiner  Rede  für  geständig  und  d^  ganze  St 
nat  stimmte  ihm  bei:  kein  Einziger  hat  gegen  diese  AufTassong 


a)  Sali.  CaL  47. 

b)  Cic.  in  Cat  lU,  4,  8. 

c)  Cic.  in  Cat.  III,  5. 
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gesprochen.  Wäre  der  Process  von  geringerer  politischer  Wich- 
tigkeit, die  Bestraften  weniger  einflussreich  gewesen,  so  wäre 
es  Niemanden  eingefallen,  Anstoss  zu  nehmen  und  die  durch 
überzeugende  Beweise  geschehene  Ueberfuhrung  nicht  einem  Ein- 
geständnisse för  gleich  zu  erachten.  Jedenfalls  ersieht  man, 
dass  der  Begriff  eines  geständigen  Verbrechers  nicht  fest  stand 
and  durch  juristische  Erklärung  weit  ausgedehnt  wurde. 

Eben  so  wenig  stand  der  Begrüf  des  auf  der  That  ertapp-: 
ten  Verbrechers  fest.  In  den  Bruchstücken  der  zwölf  Tafeln 
wird  der  auf  frischer  That  ergriffene  Dieb  von  dem  nicht  auf 
frischer  That  ergriffenen  gesondert:  zu  der  ersten  Classe  ge- 
hört aucji  derjenige,  welcher  durch  eine  unter  bestimmten  For- 
men vollzogene  Haussuchung  entdeckt  wird:  weitere  Bestim- 
mangen  fehlten.  Der  Begriff  war  also  einerseits  weit  aufgefasst, 
andererseits  nicht  genau  bestimmt:  es  bemächtigte  sich  seiner  die 
juristische  Erklärung.  Ffir  einen  „ertappten"  Dieb  galt  nicht 
nur  derjenige ,  welcher  wirklich  bei  der  That  ergriffen  war ,  son- 
dern auch  derjenige,  welcher  überhaupt  an  dem  Orte,  wo  der  Dieb- 
stahl geschehen  war,  sich  fand  oder  derjenige ,  welcher  ergriffen 
wurde,  bevor  er  an  den  Ort  gelangt  war,  wohin  er  das  gestohlene 
Gut  bringen  wollte.  Andere  Juristen  ÜEissten  in  späterer  Zeit 
die  Erklärung  noch  weiter.  •)  Aehnlich  war  es  bei  andern  Ver- 
brechern, wie  z.  B.  der  Patricier  P.  Sestius,  weil  in  seinem 
Schlafidmmer  ein  Leichnam  gefunden  worden  war,  für  einen  auf 
der  That  ertappten  Mörder  galt.^)  Man  kommt  zu  der  Folge- 
rung, dass  jeder  Verbrecher,  für  dessen  Schuld  überzeugende 
Beweise  sprachen,  als  ein  auf  der  That  ertappter,  oder,  wie  es 
Lateinisch  mit  richtigerem  Ausdruck  hiess,  als  manifestas^  als 
n offenbar^'  erachtet  wurde  und  keinen  Anspruch  auf  das  Provo- 
caüonsrecht  hatte,  mithin  von  dem  Beamten  selbständig,  ohne 
Zuziehung  des  Volksgerichtes,  verurtheilt  werden  durfte.  Eine 
solche  Auffassung  des  Begriffes  entspricht  vollkommen  dem  Ur- 
sprünge, von  dem  das  Volksgericht  ausging,  der  Form,  unter 
der  es  eingeleitet  wurde.    Wie  ein  geständiger  Verbrecher  nicht 

a)  Gai.  IH,  184;  ülpian.  1.3  sq.  Dig.  de  fort  (XLVD,  2);  Paul.  II,  31,  2. 
Yergl.  I,  373. 

b)  S.  oben  S.  173. 
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den  Schatz  des  Volkes  anrufen  darf*) ,  eben  so  wenig  hat  m 
Angeklagter,  welcher  durch  offenbare  Beweise  seiner  Schuld 
überfuhrt  wird,  Aussicht,  diejenige  Theilnahme  bei  demselben 
zu  finden,  welche  allein  den  Beamten  zwingen  kann,  der  Pro- 
vocation  nachzugeben  und  ein  Yolksgericht  zu  gestatten. 

Das  Ergebniss  ist,  dass  die  Entscheidung  darüber,  ob  ein 
Verfahren  in  iudicio  eintreten  solle  oder  nicht,  und  somit  der 
Schwerpunkt  des  ganzen  Stra^rocesses  wesentlich  in  der  Hand 
der  Beamten  lag,  ein  Ergebniss ,  zu  welchem  wir  schon  früher, 
als  wir  allgemeine  Betrachtungen  über  die  Grerichtsbarkeit  der 
Römischen  Volksversammlung  anstellten,  gekommen  sind.^)  b 
alten  Zeiten,  als  der  Staat  klein  und  die  Bürger  unter  einander 
bekannt  waren,  mochten  auch  gewöhnliche  Processe  das  allge- 
meine Interesse  in  dem  Grade  anregen,  dass  ein  Volksgericht 
gehalten  wurde :  später  konnten  dies  nur  wenige  Fälle  bewirken, 
wo  entweder  die  Angeklagten  durch  ihren  Stand  die  Aufrnerk- 
samkeit  fesselten  oder  die  Schuld  so  zweifelhaft  war,  daas  die 
Entscheidung  der  gesammten  Bürger  den  Ausschlag  geb^ 
musste.  Zudem  lag  eine  genügende  Gewähr  in  der  AuMcht, 
welche  die  Beamten  gegenseitig  unter  einander  führten,  nicht 
bloss  die  richterlichen,  sondern  vor  allem  die  Volkstribunen, 
welche  einen  durchaus  unabhängigen,  das  ganze  richterlidie 
Verfahren  mit  ihren  Entscheidungen  begleitenden  Gerichtshof 
bildeten.'')  Wenn  sie  mit  den  Richtern  übereinstimmten,  so 
war  für  den  Angeklagten  keine  Aussicht,  sein  Provocationsrecht 
und  ein  Verfahren  in  ivdido  durchzusetzen.  Dabei  war  der 
Vortheil,  dass  man,  ohne  die  Gesetze  zu  verletzen  und  aofni' 
heben,  dennoch  der  öffentlichen  Meinung  und  dem  jedesmaügeii 
Stande  der  Bildung  nachgeben  durfte,  namentlich  konnte,  al< 
die  Schwurgerichte  aufkamen,  ohne  Aufhebung  der  alten,  her- 
gebrachten Gerichtsverfassung  dennoch  das  ganze  Verfahren  in 
andere  Bahnen  geleitet  werden. 

Nach  den  Erläuterungen,  welche  wir  gegeben,  ist  ein  schon 


a)  Vergl.  oben  S.  176. 

b)  Vergl.  1,  155. 

c)  Vergl.  I,  216. 
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zweimal  von  uns  erwähnter**),  allgemeiner  Grundsatz  des  Rö- 
mischen Strafreehts  erklärlich,  nämlich  der,  dass  geständige 
und  auf  der  That  ertappte  Verbrecher  härter  bestraft  werden, 
uh  diejenigen,  deren  Berufung  an  das  Volk  angenommen  wird 
und  welche  in  Folge  davon  durch  das  gerichtliche  ürtheil  der 
rolks Versammlung  für  schuldig  erklärt  werden.  Bei  diesen  ist 
lie  Schuld  zweifelhaft  und  es  ist  ein  schöner  Zug  des  Römi- 
{ lien  Strafrechts,  dass  es,  der  Schwäche  des  menschlichen  ür- 
leils  Rechnung  tragend,  für  diese  nicht  die  volle  Strafe  verord- 
^t-  Z.  B.  für  Vatermörder  galt  die  aus  uralter  Zeit  stammende 
-;msame  Strafe,  dass  sie  in  einen  Sack  eingenäht  und  ertränkt 
iirden*);  aber  nur  far  geständige  oder  auf  frischer  That  er- 
:>l  te:  andere  Vatermörder  wurden  mit  gewöhnlicher  Hinrich- 
ig  bestraft  Als  die  Sitten  milder  wurden  und  namentlich 
die  Römischen  Burger  die  öffentliche,  grausame  Hinrichtungs- 
ise  abgeschafft  war,  wollte  man  auch  die  Strafe  der  geständi- 
i  Vatermörder  mildem.  Man  schaffte  deshalb  das  alte  Gesetz 
^it  ab,  sondern  benutzte  die  Dehnbarkeit  der  Begriffe  „ge- 
iflig"  und  „auf  der  That  ertappt",  um  ein  milderes  Straf- 
leil  eintreten  zu  lassen.  Eigentlich  wäre  der  Beamte,  sobald 
Verbrecher  nicht  als  zu  jener  Classe  gehörig  erachtet  wurde, 
fliehtet  gewesen,  denselben  vor  die  Volksversammlung  zu 
^r-on;  aber  man  kann  sich  denken,  dass,  sobald  nur  über 
^>crhuld  kein  Zweifel  war,  die  Beamten  und  die  öffentliche 
/ne  des  Volks  in  den  meisten  Fällen  gegen  eine  leichtere 
;:^is  träfe  nichts  einzuwenden  hatten.  Kaiser  Augustus  hat  in 
X  Ton  uns  berichteten  Falle  eines  Vatermörders,  da  die 
[<J.  des  Angeklagten  klar  vorlag,  nicht  noch  ein  Verfahren 
^fi^no  anstellen  lassen.  Besonders  trat  diese  Milderung  der 
-  rx  iB  der  ümwandelung  der  Todesstrafe  in  die  der  Aechtung 
g-^  Die  alten  Gesetze  bestimmten  in  vielen  Fällen  den  Tod, 
^j  die  spätere  Rechtsanschauung  nie  eintreten  Hess,  z.  B. 
^^^  Amts  verbrechen  der  Beamten,  welche  sich  hatten  be- 
^^         lassen    od^    durch   Bestechung    ihr   Amt   erschlichen 

^i^^fhe  I,  376  und  oben  S.  45. 
l4  4j.^t.  Aug.  33.    S.  oben  S.  174. 
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hatten/)     Seit  den  Zehnmännem  ist  hierffir  wahrscheinlich  kein 
Todesurtheil   verhängt  worden :   selbst  von   jenen   hätte  kein« 
den  Tod   erlitten ,  wenn  ihn  sich  nicht  Ap.  Claudias  selbst  ge- 
geben hätte.     Dennoch   stand    auf  diese  Verbrechen  der  Toi 
aber  nur,    wenn   sie   eingestanden,    wenn  sie    offenbar  waren. 
Hier  kam  dem  Beamten  zu  Statten,  dass   es  in  seiner  Macht 
lag,  den  Angeklagten  zu  verhaften  oder  auf  freiem  Fasse  zu  las- 
sen *»):   er  konnte   ihn  selbst  während  der  Voruntersachung  an? 
der  Haft  entlassen.    Wer   seine  Schuld  offenbart  sah,  beiwtai^ 
diese  Freiheit,  um  in  die  Verbannung  zu  gehen,    worauf  daca 
von  dem  Beamten  die  Aechtung  ausgesprochen  wurde.    Heisji 
es  doch  sogar  von  dem  Volkstribunen,  welcher  den  Helfershel- 
fer der  Decemvim  M.  Claudius  angeklagt  hatte,  er  habe  diesa 
nach  seiner  Verurtheilung  durch  das  Volk  aus  der  Haft  enüasj; 
imd  ihm  in  die  Verbannung   zu  gehen  erlaubt*^)    Mag  er  i 
haben  entwischen  lassen  oder  öffentlich  aus  dem  Ge&igm«^« 
freit  haben,  sicherlich  fand  er  für  seine  Milde  Billigung  bei 
nen  Mitbürgern.    Auf  diese  Weise  diente  die  Römische  HeAl 
anschauung,  welche  offenbare  Verbrecher  von  den   nicht  o 
baren  trennte  und  nur  die  letzteren  dem  Volksgerichte    zu 
dazu,  eine  mildere  Gerichtsbarkeit  im  Allgemeinen  herbeiz 
ren  und  jenen  Zustand  vorzubereiten,  welchen  später  die  Seh 
gerichte  ausdehnten  und  gewöhnlich  machten. 

Aus  unserer  Darstellung  ergiebt  sich,  dass  in  den  bei 
tem  meisten  Fällen ,  auch  wo  Römische  Bürger  angeklagt 
das  Verfahren  in  iure  unmittelbar  zum  Abschlüsse    des 
Processes  führte.    Die  Verhandlungen  in  demselben  mussti 
sein,  wie  sie  überhaupt  nach  Römischer  Sitte  in  jedem  C 
processe  stattfanden:  wir  werden  sie  später,  wo  wir  die  Sc 
gerichte  behandeln,   ausfuhrlich  im  Einzelnen  schildenv. 
dagegen  der  Angeklagte  bei  der  feierlichen  Frage    des  Bei 
sich  für  nicht  schuldig  erklärt,   waren  die  Beweise  der  ^ 
nicht  überzeugend,   äusserte  sich   bei   den  öffentlich    gefä 


a)  S.  I,  d86flgd. 

b)  Vergl.  oben  S.  156. 

c)  S.  oben  S.  40. 
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Verhandlungen  die  Theilnahme  des  Volkes  oder  verlangte  es 
einer  der  Volkstribunen,  oder  kamen  endlich  andere  Grunde  vor, 
welche  den  Beamten  bewogen,  die  Verantwortung  eines  ürtheils 
nicht  auf  sich  nehmen  zu  wollen,  so  fand,  wenn  der  Angeklagte 
Römischer  Bürger  war,  ein  weiteres  Verfahren  in  huiicio  statt. 
In  diesem  Falle  tritt  der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Ab- 
theüungen  des  Römischen  Criminalprocesses  deutlich  hervor  und 
derselbe  nähert  sich  dem  gewöhnlichen  Privatprocesse,  von  dem 
er  ausgegangen  ist.*)  Die  beiden  Abtheilungen  sind  nach  Zeit 
und  Ort  getrennt,  gemeinsam  ist  ihnen  nur  der  Beamte,  welcher 
in  der  ersten  selbständig  dasteht,  in  der  zweiten  als  Erforscher 
and  Verkünder  des  Volkswillens  auftritt  £s  fragt  sich,  was 
in  diesem  Falle  der  Zweck  des  Verfahrens  in  iure  ist,  worauf 
dasselbe  hinausläuft,  in  welchem  Verhältnisse  es  zu  dem  nach- 
folgenden Verfahren  in  ivdicio  steht  Man  nimmt  jetzt  allgemein 
an,  dasselbe  habe  in  einem  eigentlich  so  zu  nennenden  iudunum 
geendet,  das  aber  noch  nicht  endgültig  gewesen  sei;  denn  es 
habe  dem  Verurtheilten  freigestanden,  gegen  dasselbe  Berufung 
an  das  Volk  einzulegen  und  vor  diesem  sei  dann  der  Process  in 
zweiter  Instanz  gefuhrt  worden.  Ja  man  ist  noch  weiter  gegan- 
gen und  hat ,  von  diesem  Verfahren  im  gewöhnlichen  Griminal- 
processe  ausgeh^d,  behauptet,  jeder  vor  dem  Volksgerichte  ge- 
führte Process  sei  ein  Process  zweiter  Instanz  gewesen,  mochte 
er  von  den  gewöhnlichen  richterlichen  Beamten  oder  von  den 
Volkstribunen  eingeleitet  sein.*'')  Wir  haben  unsere  Ansicht 
schon  früher  angedeutet,**)  müssen  indessen  wegen  der  Wich- 
tigkeit  der  Sache  noch  einmal  darauf  zurückkommen. 

Die  Gleichartigkeit  im  Verfahren  des  ordentlichen  Criminalpro- 
cesses, von  dem  wir  jetzt  handeln,  mit  dem  im  ausserordentlichen 
Processe,  wo  die  Volkstribunen  Ankläger  und  Richter  waren,  wer- 
den wir  später  besonders  berühren:  wenn  das  eine  als  ein  Verfah- 
ren zweiter  Instanz  zu  betrachten  ist,  so  ist  es  auch  das  andere. 
Indessen  dieser  Begriif  einer  zweiten  Instanz  ist  den  Ideen  der 
Römischen  Republik  zuwider  und  geeignet  Missverständnisse  zu 


a)  Vergl.  oben  S.  134. 

b)  Man  sehe  I,  192. 
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erzeugen :  es  hat  ihn  nicht  gegeben,  mit  Ausnahme  des  Ver&h- 
fahrens,  wo  Zweimänner  ein  vorläufiges  ürtheil  fäUten  und  die- 
ses dann  als  Ankläger  vor  der  Volksversammlung  durchzusetzen 
suchten.    Dieses  Verfahren  ist  indessen  in  der  ganzen  Römisclicii 
Geschieht«  nur  zweimal  vorgekommen ;  überdem  war  dabei  das 
erste  ürtheil  eine  blosse  Form,   auf  welche  nur  Gewicht  gelegt 
wurde,  um  den  eigentlichen  Process  vor  dem  Volksgerichte  ein- 
zuleiten.*)   Es  gab  eine  appeUatioj  in  so  fem  ein  gleich  oder 
höher  stehender  Beamter  oder    ein  Volkstribun   hindernd  ein- 
schreiten konnte;   aber  in  diesem  Hindern  lag  nicht  die  Befugnis«, 
an  die  Stelle  des  früher  gefällten  Urtheils  ein  anderes  zu  seto. 
Als  Grund   für    ein  Criminalverfahren  in  zwei  Instanzen  ^ird 
hauptsächlich  folgender  angeführt.    Es  wird  von  den  Beamletf 
gesagt,  sie  urtheilten ,  es  wird  ihnen  iudidum  und  iudicare  zo^ 
geschrieben,  und  zwar  nicht  nur  im  Allgemeinen,  ohne  bestimmt! 
Beziehung  auf  ein  darauf  folgendes  Volksurtheil,  sondern  auel 
diesem  vorhergehend.     Da   nun  jedenfalls  das  Volk  auch  eil 
ürtheil  fällt,  so  schloss  man  daraus,  dass  es,  da  zwei  Urthel 
vorlägen  und  das  zweite  davon  das  endgültig  entscheidende  wäi^ 
zwei  Instanzen  über  einander  gegeben  hätte.    Will  man  sk\^  4 
diese  Ausdrücke  „urtheilen"  und  „ürtheil"  halten,  so   steht  | 
Thatsache    eines    doppelten   ürtheiles   und    eines   Instanzen4 
ges  im  Römischen  Rechte  fest     Indessen   eine   andere  F 
ist  es,  ob  dies  die  Anschauung  der  Römer  selbst  ist,   ob 
in  beiden  Fällen  mit   dem  Worte   urtheilen   denselben 
verbunden  haben. 

Cicero  in  seinem  Entwürfe  einer  Verfassung  schreibt 
Beamten  ein  „ürtheil"  zu**)   und  erläutert  dies  nachher  d 
diese  ürtheüe  sollten  so  gelten,  dass  dabei  doch  noch  das  ^ 
an  welches  man  Berufung  einlegte,  Macht  hätte.  ^    Das  U 
der  Beamten  wird  hier  neben  dem  Volksurtheil  erwähnt, 
nicht  als  demselben  vorhergehend:  man  kann  diese   Stella 

a)  Man  vergleiche  1,  88flgd.  und  später  den  Process  von  C. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  3,  10  Omnes  magistratos  auspicinm.    iudicit 
habento,  und  nachlier  12,  27  Deinceps  igitor  omnibus  magistratibus 
cia  et  iudicia  dantur,  iudicia,  ut  esset  popnli  potestas,   ad  quam   pi 
retur,  anspioia,  ut  mnltos  inutiles  comitiatus  probabiles  impeclirent 
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sehr  wohl  von  einem  eigentlichen  richterlichen  Urtheile  verstehen, 
das  in  einigen  Fällen  selbständig  dem  Beamten,  in  anderen  dem 
Volke  ohne  voi^ängiges  Urtheil  der  Beamten  zugestanden  habe. 
Indessen  an  einer  andern  Stelle  eben  desselben  Entwurfes  sagt 
Cicero*):   „wenn  der  Beamte  geurtheilt  oder  eine  Geldstrafe  be- 
antragt hat,  soll  durch  das  Volk  ein  Streit  über  die  Strafe  und 
Geldstrafe  stattfinden/'    Hier  heisst  es  ausdrücklich,  das  Urtheil 
des  Beamten  solle  vorhergehen  und  dann  über  die  von  demselben 
erkannte  Strafe  ein  Streit  vor  dem  Volke  folgen.    Diese  Stelle 
ist  um  so  wichtiger,  als  in  ihr,  weil  sie  ein  Gesetz  giebt,  die 
Ausdrucke  nach  ihren  sonst  im  richterlichen  Brauche  geltenden 
Bedeutungen  gewählt  sind :  sie  beweist  jedenfalls,  dass  man  den 
Beamten  ein  Urtheil  zuschrieb,  auch  wenn  über  den  Gegenstand 
des  Urtheils  die  endgültige  Entscheidung  erst  vom  Volke  gege- 
ben wurde.    Aber  wenn  auch  der  Ausdruck  „urtheilen"  derselbe 
ist,  wie  der  bei  endgültigen  richterlichen  Entscheidungen  übliche, 
so  muss  doch  seine  Bedeutung  eine  andere   sein:  dies  ergiebt 
sich  aus  seiner  Zusanmienstellung  mit  dem  nächstfolgenden  „eine 
Geldstrafe  beantragen*'  (xrrogare).    Dieser  wird  in  eigenthüm- 
lichem  Gebrauche  von  demjenigen  Beamten  gesagt,  der  gegen 
Jemanden  eine  Geldstrafe  beim  Volke  beantragt:  von  einem  Ur- 
theile, das  dabei  gefällt  worden  sei,  findet  sich  keine  Andeutung, 
und  doch  ist  es  nicht  möglich,  einen  Unterschied  zwischen  den 
Processen  über   eine  Geldstrafe  und   denen  über^  eine    andere 
Strafe  anzunehmen,  und  etwa  nur  bei  jenen  an  eine  Instanz  und 
kein  vorgängiges  Urtheil  des  Beamten,   bei  diesen  an  zwei  In- 
stanzen zu  glauben.    Es  muss  also  „urtheilen''  noch  die  beson- 
dere Bedeutung  haben  „gegen  Jemanden  beim  Volke  eine  Leibes- 
oder Lebensstrafe  beantragen''    und  wir  können   dieselbe  noch 
im  weiteren  Sprachgebrauche  verfolgen.    Gerade  in  dem  Falle, 
wo  von  einem  Beamten  in  der  Volksversammlung  eine  capitale 
Strafe  beantragt  wird,  heisst  es  von  dem  Beamten,  er  spreche 
ein  UrtheU  gegen  Jemand  auf  perdiiellio^  und  zwar  dergestalt, 
dass  dies  Sprechen  des  Urtheils  als  ein  Theil  von  dem  Beantra- 


a)   Gic.  de  leg.  III,  3,  6  Cum  magistratas   iudicassit  irrogassitve,  per 
populum  multae,  poenae  certatio  esto. 
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geD  der  Strafe  angegeben  wird*):  eine  Anwendung  des  Aus- 
drucks ^urtheilen'\  welche  einzeln  da  steht  und  von  dem  ge- 
wöhnlichen Gebrauche  verschieden  ist  Am  deutlichsten  tritt 
dies  hervor  an  der  hauptsächlichen  Stelle,  welche  wir  über  die 
Einrichtung  der  Volksgerichte  haben.  Cicero^)  spricht  über  die 
mehrfachen  Termine,  welche  dabei  stattfinden  müssen  und  sagt: 
der  Beamte  müsse  dreimal  in  verschiedenen  Terminen  anklagen, 
ehe  er  eine  Geldstrafe  beantrage  oder  urtheile;  dann  müsste 
die  vierte  Anklage  am  dritten  Markttage  stattfinden  und  darauf  das 
Urtheil  erfolgen.  Hier  wird  wiederum  das  Urtheilen  des  Beamten 
zusanmiengestellt  mit  dem  Beantragen  einer  Geldstrafe,  sodann 
aber  auch  als  ein  Theil  der  dritten  Anklage  des  Beamten  imd 
als  der  vierten  Anklage  vorhergehend  dargestellt  Wer  also 
annimmt,  der  Beamte  habe  ein  richterliches  Urtheil  gefiUt,  A& 
muss  glauben,  dass  derselbe  in  einer  und  derselben  Verhandlimg 
AnklägCF  und  Richter  gewesen  sei,  eine  Verbindung  von  Ge- 
schäften, die  mag  das  Urtheil  zweiter  oder  erster  Instanz  sein, 
unmöglich  ist.  Es  ergiebt  sich  vielmehr  aus  dieser  Stelle  Ci- 
ceros,  erstlich,  was  wir  schon  aus  der  fiiiher  angeführten  fol- 
gerten, dass  dem  Beamten  ein  Urtheil  zugeschrieben  wird  in 
Capitalprocesseu  im  Gegensatz  zu  dem  Beantragen  einer  Geld- 
strafe (irrogare)  in  Geldprocessen,  zweitens  dass"  der  letzte  Theil 
der  Anklage,  welche  ein  Beamter  vor  dem  Volke  hält,  Crtbeil 
genannt  wirA.  Damit  ist  die  Annahme,  dass  das  sogenannte 
Urtheil  des  Beamten  ein  Urtheil  erster  Instanz  gewesen  sei  nnd 
dass  es,  wo  die  Volksgerichtsbarkeit  eingetreten,  zwei  Instanz^ 
gegeben  habe,  unmöglich.  Dagegen  sehr  wohl  damit  verträglich 
ist  es,  dass  es  bei  Processen,  welche  vor  dem  Volke  geführt 
werden,  von  dem  Beamten  heisst:  er  klage  an.  So  vrird  Man- 
lius  Gapitolinus  von  den  Volkstribunen  vor  dem  Volke  angeklagt'): 
Livius  nennt  sie  in  seiner  Erzählung  des  Processes  ausdruddidi 


a)  Liv.  XXVI,  3  perduelliouis  se  iudicare  Cn.  Fiilvio;  id.  XLIII,  16 
utrique  censori  perdoellionem  se  iudicare  pronuntiavit 

b)  Cic.  p.  dorn.  17,  45  ut  ter  ante  magistratus  accuset  intennissa  dif 
quam  multam  irroget  aut  iudicet,  quarta  sit  aceusatio  trinum  nandiDOiB 
prodicta  die,  quo  die  iudicium  sit  futurum. 

c)  Liv.  VI,  20. 
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„Ankläger'  and  giebt  die  Besehnldigongen  an,  welche  sie  Ga- 
pitolinns  vorgeworfen  hätten.  Ebenfalls  von  einem  Volkstribunen 
heisst  es,  er  hätte  L.  Opimius  vor  dem  Volke  angeklagt*),  und 
hl  alter  Zeit  von  dem  Quästor,  er  hätte  Sp.  Cassius  des  Hoch- 
verrathes  beim  Volke  angeklagt^),  und  so  noch  öfter  bei  Volks- 
processen,  mochten  dieselben  von  Volkstribunen  oder  curulischen 
Beamten  angestellt  werden.^)  Hier  bezeichnet  anklagen  die  ge- 
sammte  Thätigkeit  des  Beamten  bei  dem  Volksgerichte,  von 
welcher  Thätigkeit  der  letzte,  dem  Urtheile  des  Volkes  vorher- 
gehende, Theil  bei  Gapitalprocessen  mit  eigentlicher  Bezeichnung 
„urtheilen"  genannt  wird. 

Diese  besondere,  der  Gerichtssprache  eigenthmnliche  Be- 
deutung des  Ausdrucks  „urtheilen^^  ist  nicht  auffallend.  Derselbe 
wird  im  Lateinischen  überhaupt  im  weitesten  Sinne  gebraucht: 
jede  Entscheidung,  welche  ein  Beamter  giebt,  mag  dieselbe  in 
gerichtlichen  oder  nicht  gerichtlichen  Sachen  erfolgen,  heisst  ein 
Urtheil.  Insbesondere  aber  wird  ein^  Urtheil  die  Entschei- 
dung in  einem  Processe  genannt,  mag  dieselbe  von  einer  Pri- 
vatperson oder  von  einem  Beamten  oder  vom  Volke  ausgehen: 
es  war  natürlich,  dass  man  von  dem  Beamten  auch  bei  der  Ent- 
scheidung, welche  er  endgültig  über  einen  beim  Volke  zu  stellen- 
den Strafantrag  traf,  ebenfalls  sagte,  er  urtheile:  es  war  eine 
dem*  richterlichen  Urtheil  ähnliche  Entscheidung,  welche  sich 
nach  dem  Ausfalle  der  Verhandlungen  bei  der  Aiiklage  richtete. 
Alle  diese  Bedeutungen  des  einen  Ausdruckes  gehen  im  Latei- 
nischen neben  und  mit  einander,  wie  unter  den  uns  angeführ- 
ten Stellen  besonders  die  letzte  von  Cicero  beweist,  in  welcher 
zuerst  dem  anklagenden  Beamten  ein  Urtheil  zugeschrieben  wird, 
imd  es  dann  doch  auch  vom  Volke  heisst,  es  urtheile.  Wie  un- 
richtig es  ist,  aus  diesem  ungewissen  und  schwankenden  Aus- 
drucke auf  eine  bestimmte  Beschaffenheit  des  Urtheiles  zu  schlies- 
sen  imd  deswegen  zu  behaupten,  das  Urtheil  des  Beamten  habe 
eine  erste  Instanz  gebildet,  ergiebt  sich  leicht^) 

Am  deutlichsten  erkennt  man  dies  aus  der  Art  und  Weise, 


a)  Liv.  per.  LXI. 

b)  Cic  de  rep.  II,  35. 
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wie  Cicero  sich  bei  einer  ähnlichen,  und  doch  ganz  verschiedeneD 
Gelegenheit  äussert   In  dem  Processe  gegen  L.  Murena,  weichet 
im  Jahre  63  v.  Chr.  vor  einem  Schwurgerichtshofe  gefuhrt  wurde, 
gehörte  bekanntlich  M.  Cato  zu  den  Anklägern.    Cicero  wünsch! 
dessen    Einfluss    auf    die  Richter   zu    schwächen  und  äussert 
sich  unter  anderm   so:    „Wenn  Einer    vielleicht   sagen  sollte, 
Cato  würde  nicht  zur  Anklage  geschritten  sein,  wenn  er  nicht 
zuvor  über  die  Sachlage  geurtheilt  hätte;  so  stellt  er  ein  im- 
billiges Gesetz  auf  und  bringt  in  Gefahr  schwebende  Leute  io 
eine  elende  Lage,  wenn  er  meint,  das  ürtheil  des  Anklägers 
gegen  den  Angeklagten  müsse  als  eine  Art  von  vorläufigem  Ut« 
theile  gelten."*)  Cicero  schreibt  hier  dem  Ankläger  im  Allgemein 
und  insbesondere  Cato,    welcher  in  diesem  Falle  anklagte,  ei 
Urtheil  zu,  und  doch  wird  Niemand  behaupten,    dass  desw 
das  Urtheil  der  Richter  ein  ürtheil  zweiter  Instanz  sei:  ürtb 
bedeutet  hier  nichts   als  eine   persönliche   Ueberzeugung,  ei 
Meinung,  wie  sie  Jeder  mit  oder  ohne  Grund  sich  bilden  ka 

Es  fehlt  auch  nicht  an  bestimmten  Andeutungen  bei 
alten  Schriftstellern,  welche  das  vor  der  Volksversammlung 
gestellte  Gericht  als  einziges  Gericht  betrachten  und  dem  tt 
theile  des  Beamten  nicht  die  Eigenschaft  eines  gerichtlichen  f 
theiles  beilegen;  In  der  Erzählung  von  dem  Processe  Corioll 
berichtet  Dionysiu^  von  dem  vor  dem  Volke  geführten  S 
der  Patricier  und  Plebejer;  die  letzteren  werden  von  den  V 
tribunen  erregt,  welche  ihre  Anklagen  vorbringen  und  am 
derselben  erklären,  das  Collegium  der  Tribunen  vemrtheile 
riolan  zum  Tode.**)  Aber  die  Patricier  widerstehen  der 
Ziehung  dieses  Urtheils,  auch  die  Tribunen  bestehen  nicht 
auf,  indem  sie  bedenken ,  wie  gehässig  es  sei ,  einen  vom 
Mann  am  Leben  zu  strafen  und  noch  dazu  „ohne  Procesi? 


a)  Cic.  p.  Mur.  28,  60  Nam  si  quis  hoc  forte  dicet,  Catoi 
accusandum  descensurum  non  fiiisse,  nisi  prius  de  causa  iudicasset, 
legem  et  miseram  condicionem  instituet  periculis  hominam,  si  exu 
iudiciam  accnsatoris  in  reum  pro  aliquo  praeiudicio  valere  oportere. 

b)  Dionys.  VII,  35  ?ti  ^^vstov  oOtoü  xoTa<j;T)^(Cetat  t6  dp^^clo"». 

c)  Diooys.  VII,  36  (t6v  S^fjiov)  oux  dYaitr^TÄc  ^eydfjievov  dvdp^c 
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sie  setzen  ihm  also  einen  Tennin  vor  dem  Volksgerichte.  Mit- 
hin ohne  das  Volk  findet  kein  Gericht  statt;  nur  die  Volksver- 
sammlung kann  dies  bilden,  das  VerurtheOen  durch  die  Beam- 
ten, mögen  auch  dabei  Verhandlungen  und  Zeugenverhör  und 
Vertheidigung  stattfinden,  ist  dennoch  nicht  gleich  dem  Verm*- 
theilen  vor  Gericht.  Dass  aber  die  ürtheile  der  Volkstribunen 
nicht  anders  betrachtet  werden  als  die  der  andern  Beamten ,  be- 
weist Dionysius ,  der  in  diesem  Falle  den  einen  der  Volkstribu- 
nen sprechen  lässt:  das  Collegium  wolle  jenes  ausgesprochene 
Urtheil  nicht  vollziehen ,  sondern  seine  Klage  vor  das  Volk  brin- 
gen ,  in  Rücksicht  auf  das  allgemeine  Gesetz ,  das  keinen  Bürger 
ohne  Gericht,  d.  h.  ohne  Volksgericht,  zu  tödten  erlaube.*)  Er 
meint  das  Valerische  Provocationsgesetz ,  welches  nur  von  den 
Verurtheilungen  durch  die  Consuln  handelt  Aehnlich  spricht 
auch  Livius.  Als  der  Decemvir  Ap.  Claudius  von  dem  Tribunen 
A.  Verginius  angeklagt  wird  und  in  das  Gefängniss  gebracht 
werden  soll,  legt  er  Berufung  an  das  Volk  ein  und  hofft  damit 
durchzudringen,  weil  er  nicht  verortheilt  sei^):  also  das  Urtheil, 
welches  die  Tribunen  gesprochen,  war  kein  Urtheil,  eine  Ver- 
nrtheilung,  die  ohne  das  Volk  geschah,  keine  Verurtheilung. 
Diese  Anschauung  geht  durch  bis  auf  die  spätesten  Zeiten :  noch 
die  Gatilinarischen  Verschworenen,  welche  Cicero  ohne  Befra- 
gung des  Volkes  hinrichten  liess,  galten,  wenngleich  Zeugen 
verhört  und  Beweise  vorgebracht  waren,  dennoch  als  vemrtheüt 
ohne  Process  (indicta  causa):  das  Urtheil,  welches  Cicero  über 
sie  ausgesprochen,  galt  nach  Römischen  Begriffen  nicht  als  ein 
richterliches  Urtheil.  Somit  konnte  auch ,  wenn  ein  Volksurtheil 
hinzukam,  dieses  nicht  als  ein  Urtheil  zweiter  Instanz,  das  des 
Beamten  nicht  als  eines  erster  Instanz  angesehen  werden. 

Auch  der  spätere  Entwickelungsgang  des  Strai^rocesses 
spricht  gegen  die  Ansicht  von  einem  doppelten  gerichtlichen 
Verfahren,  einer  zweifachen  Instanz.  Als  die  Schwurgerichte 
eingesetzt  wurden,  traten  die  Geschworenen  an  die  Stelle  des 


a)  Dionys.  1.  1.  v($|jiov  —  8«    o6x   1«   tu>v    iroXiTcüv    o(>S^va  ditoxTelvoi 
axpixov.    VergL  I,  Anm.  82. 

b)  Liv.  in,  56   Quem  enim  provocatumm,   si  hoc  indemnato  indicta 
causa  noD  liceat? 
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Volkes,  der  Beamte  ändert  seine  Stellung  eben  so  wenig  als  er 
einen  andern  Namen  oder  Rang  bekommt  Er  hat  aber  kein  Ir- 
tbeilzu  sprechen,  so  dass  die  Entscheidong  der  Geschworeaen  die 
zweite  Instanz  wäre:  dennoch  findet  auch  vor  ihm  ein  be8ondeI«^ 
Verfahren  ohne  Geschworene  statt,  er  kann  eine  Anklage  zurück- 
weisen, er  kann  einen  Geständigen  strafen,  er  giebt,  ehe  die 
Richter  ihr  Amt  beginnen,  eine  Art  von  Entscheidung.  In  dem 
ganzen  Verlaufe  der  Processentwickelung  bis  zum  Ende  der  Re- 
publik l^errscht  ein  und  dieselbe  Anschauung  über  die  Stellosg 
des  Beamten,  wenngleich  dieselbe  allerdings  anderer  UmstäDd« 
halber  später  weniger  selbständig  und  unbeschränkt  war.  Selbal 
die  allgemeinen  Verhältnisse  der  richterlichen  Beamten,  welch 
es  in  Rom  gegeben  hat,  sprechen  gegen  die  Annahme,  dass  si 
ein  richterliches  Urtheil  gehabt,  dass  es  über  ihnen  eine  zweil 
Instanz  beim  Volksgericht  gegeben  habe.  Als  die  Gonsuln  df 
Quästoren  als  Gehülfen  hatten,  wäre  es  möglich  gewesen, 
diese  ein  wirkliches  Urtheil  erster  Instanz  gefällt  und  dann 
zweite  Instanz  vor  dem  Volke  unter  Leitung  der  Gonsuln  ge 
worden  wäre.  Indessen  in  den  uns  bekannten  Fällen  leite« 
die  Quästoren  das  Verfahren  vor  dem  Volke,  die  CoDsoln  hil 
ten  sich  ganz  unbetheiligt.*)  Femer  als  das  Amt  der  Dreimf 
ner  geschaffen  war,  gab  es  ebenfalls  die  Möglichkeit  einer  wii 
liehen ,  durch  sie  verwalteten,  ersten  Instanz;  indessen  sie  halt) 
wie  wir  gezeigt^),  nichts  mit  richterlicher  Thätigkeit  zu  t^ 
und  beschränkten  sieb  auf  polizeiliche  Voruntersuchung.  Fäij^ 
Zwischenzeit  vom  Sturze  der  Decemvim  biB  zur  EinfuhnuigH 
Dreimänner  gab  es  als  richterliche  Beamte  nur  die  GonsuIiiJI 
Militärtribunen  und  die  Prätoren:  wie  aber  mit  einer  eioi^ 
richterlichen  Behörde  eine  doppelte  Instanz  eingerichtet  wfA 
konnte  bei  den  sonstigen  Formen  des  gerichtlichen  Verfahr 
ist  nicht  abzusehen. 

Es  könnte  scheinen ,  als  ob  der  ganze  Streit  um  die  Fj 
ob  es  mehrere  Instanzen  im  Römischen  Griminalprocesse 
ben  habe  oder  nicht,  ein  unwesentlicher  sei  und  sich  n 
Worte,    namentlich  um   die  Auffassung  des  Ausdrucks 

a)  S.  I,286flgd.  4 

b)  S.  oben  S.  124. 
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bewege.  Indessen  schliessen  sich  doch  die  wichtigsten  Folge- 
rungen daran.  Zuvörderst  erkennt  man,  dass  Alles  bis  zum 
Zusammentritt  des  Volksgerichtes  in  iure  geschieht,  nichts  in 
iudicio^  und  nichts  vermöge  der  richterlichen  Thätigkeit  des  Be- 
amten. Ja  eine  richterliche  Thätigkeit  desselben  im  strengen 
Sinne  des  Wortes  giebt  es  beim  Criminalprocess  eben  so  wenig 
wie  beim  Civilprocess :  der  Beamte  ist  nicht  eigentlich  Richter, 
wenngleich  er  häufig  in  einer  Art  von  Missbrauch  des  Wortes 
so  genannt  wird.  Wenn  er  einen  geständigen  oder  auf  .der  That 
ertappten  Verbrecher  straft,  so  bedarf  es  keines  Gerichtes,  er 
handelt  vermöge  des  imperium,  das  er  hat;  er  ist  dabei  Ver- 
waltungsbeamter, welcher  die  von  den  Gesetzen  bestimmte 
Strafe  auf  einen  durch  sich  selbst  verurtheilten  Verbrecher  an- 
wendet, nicht  Richter.  Er  kann,  wenn  er  will,  ohne  Anhörung 
von  Zeugen ,  ohne  dem  Angeklagten  das  Wort  zu  gestatten,  seine 
Entscheidung  fällen:  er  läuft  nur  dabei  Gefahr,  dieselbe  später 
bei  dem  eigentlichen  Gerichte  vor  dem  Volke  nicht  zur  Aner- 
kennung bringen  zu  können.  Und  so  ist  es,  wie  wir  wissen, 
oft  geschehen.  Z.  B.  bei  einer  Aushebung,  welche  der  Gonsul 
hält,  will  ein  Aufgerufener  sich  nicht  zum  Soldaten  stellen:  der 
Consul  spricht  die  gesetzlich  gegen  den  Widerspenstigen  be- 
stimmte Strafe  aus.  Ob  er  sich  vor  dem  Aussprechen  derselben 
über  die  nähern  Umstände  unterrichtet,  ob  er  Zeugen  verh<^rt, 
ob  er  dem  vor  ihn  Gebrachten  die  Vertheidigung  gestattet,  ist 
lediglich  seine  Sache.  Denn  er  hat  nachher,  wenn  Provocation 
eingelegt  und  durchgesetzt  wird,  seinen  Ausspruch  vor  dem 
Volksgerichte  durchzubringen,  auch  so  zu  handeln,  dass  ihm 
nicht  von  seinen  CoUegen  oder  den  Volkstribunen  Einsprache 
gethan  wird.  Natürlich  also  hat  er  ein  Interesse  daran,  sich  von 
allen  Umständen  des  Verbrechens,  das  bei  ihm  zur  Anzeige 
kommt ,  gehörig  in  Kenntniss  zu  setzen :  er  kann  ja  selbst  den 
Angeklagten  freisprechen  und  damit  den  ganzen  Process  been- 
den, oder  auch  erkennen,  dass  eine  Ertappung  auf  frischer  That 
stattgefunden  habe  und  damit  ebenfalls  ein  weiteres  Verfahren 
ausschliessen.  Also  bestimmte,  geregelte  Verhandlungen  werden 
unmer  vor  den  Beamten  stattgefunden  haben  und  daher  konunt 
es,   dass  man  als  Beendigung  derselben  ein  iudidum  annimmt, 
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was  in  der  That  nur  eine  Verwaltongsmassregel  oder  im  Falle 
der  Provocation  das  Bilden  einer  Meinung  war,  welche  nachher 
als  Antrag  an  das  Volk   gebracht  wurde.    Aber  aus  dem  eben 
geschilderten  Character  dieses  ituUcium  folgt,  dass  das  Vorver- 
fahren vor  dem  Beamten  in  keiner  Weise  bindend  für  das  eigent- 
lich richterliche  Verfahren  vor  dem  Volke  war.    Auch  der  An- 
geklagte hatte  seinerseits  ein  Interesse  daran,   seine  Unschold 
schon  vor  dem  Beamten  darzuthun ,  um  desto  früher  freigesprocben 
zu  werden ;  aber  hatte  er  Beweise  oder  Zeugen  in  dem  Vorver- 
fahren nicht  beigebracht,  so  konnte  er  sie  bei  dem  eigentiicheo 
Verfahren  vorbringen.    Umgekehrt  stand  es  ohne  Zweifel  auclv 
dem  Beamten  frei ,    den  Antrag ,  welchen  er  nach  dem  Vorver- 
fahren gemacht,  nach  dem  eigentlichen  Verhör  zu  verändern,  iL 
h.  entweder  auf  Bestrafung  zu  verzichten  oder  auf  st&rkere  Straft 
anzutragen.    Ein  Beispiel  freilich   von  solcher  Aenderung  habet 
vfir  nur  bei  dem  ausserordentlichen,  von  Volkstribunen  geleiW 
ten  Processe ,  wo  damit  wegen  des  Wechsels  der  Volkversamil 
lung  besondere   Schwierigkeiten   verbunden  waren.    Kurz,   \ä 
trachtet  man  den  ganzen  Processgang ,  so  bildete  der  richterli^ 
Beamte  mit  seinen  selbstgewählten  Beisitzern  nur  die  Anklaa 
kammer,  welche  in  allen  Stra^rocessen  darüber  zu  entscheid 
hatte,  ob  ein  Antrag  an  das  Volk  gestellt,  ob  ein  Process 
demselben  geführt  werden  sollte :  seine  Befugniss  war  in  so 
ausgedehnter,   als  er  bei  Eingeständniss  und  Ertappen  auf' 
scher  That   oder  überhaupt,  wenn  die  Volkstribunen   mit 
einverstanden  waren  oder  sonst  Stand  und  Einfluss  des 
klagten  nicht  hindernd  im  Wege  waren,  vermöge  des  ihm 
Volke  beigelegten  Imperium  seine  Entscheidungen  auf  dem 
waltungswege  durchführte.    Die  Ankläger  sind  im  Vorvei 
und  im  wirklichen  Processe  dieselben,  die  Richter  sind  vers^:;. 
den:  in  jenem  entscheidet  der  Beamte  mit  seinem  Beirath 
diesem  ist  er  an  das  Urtheil  des   Volkes  gebunden.    Da 
unterscheidet  sich  dieses  Provocationsverfahren  von  demj< 
in  welchem  Zweimänner  als  Vermittler  auftraten :  in  dem  1< 
wird   durch  dieselben  vrirklich  eine   doppelte  Instanz   gel 
es  werden  zwei  förmliche  Urtheüe  gefällt,    die  Richter 
Ankläger  sind  in  beiden  verschieden. 
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Viertes  CapiteL 

Beflipitt  der  CeBtnriateomitien ,  in  ProYOcationsproeessan  xn  nrtbeOen. 
Die  FormeB  des  Abstimmaiis  sind  dieselben  wie  bei  pelitiscben  Yerhand- 
luigefl.  Frist  Yon  drei  Markttagen.  Die  dreissig  insti  dies.  Entstehung 
der  Fdst  bd  den  Tribntoomitien,  sowohl  in  Processen  als  in  andern  Yer- 
bandlugon.  Rothwendige  Beobachtung  des  Endtemiines.  Ansnahmsweise 
lichtboachtung  der  Mst  ?on  drei  Markttagen.  Einftthrnng  derselben  Co- 
üiitialtage  Ar  die  Centnrien  nnd  Tribns.  Abnrtheilnng  mehrerer  Yer* 
brecher  in  einem  Termin,    üeberlieferte  Beispiele  des  ordentlichen  Crimi- 

nalprocessos. 

Wir  haben  das  Verfahren  in  iure^  wenn  der  Process  damit 
betüdet  wurde,  geschildert,  so  wie  dessen  Endzweck  und  ße- 
leutung,  wenn  darauf  das  Verfahren  in  iudicio  folgte,  dargelegt: 
18  bleibt  übrig,  über  dies  letztere  besonders  zu  sprechen.  Es 
»erstand  in  dem  Verfahren  vor  der  Volksversammlung,  an  welche 
ler  das  Crinünalrecht  leitende  Beamte  einen  Strafantrag  stellte, 
reil  ein  Römischer  Burger  die  Gesetze  verletzt  hätte.  Es  ist 
ein  Zweifel,  dass  es  seit  dem  Beginne  der  Republik  die  Centu- 
atcomitien  waren,  welche  die  richterliche  Entscheidung  fällten, 
id  sie  sind  es  in  gewisser  Beziehung  immer  geblieben.  Der 
»weis  dafür  liegt  darin,  dass  bei  der  Anklage  Coriolans  die 
[tricier  verlangten,  das  ürtheil  sollte  in  Centuriatcomitien  ge- 
lt werden*):  sie  wollten  damit  den  Process  in  das  Geleise  des 
Jen tlichen  Verfahrens  überführen.  Demgemäss  wurde  denn  der 
!zige  nicht  politische  Griminalprocess ,  welchen  wir  aus  alter 
;t  Iceimen,  der  gegen  Volscius  Fictor  in  einer  Centuriatver- 
Qmliing  entschieden^),  und  es  stimmt  damit  überein,  dass  die 
>etzgebiuig  der  zwölf  Tafeln  die  Centuriatcomitien  für  allein  gül- 
in  Processen,  bei  denen  es  sich  um  das  caput  eines  Römi- 
eu  Bürgers  handelte ,  erklärt,  diese  also  seitdem  selbst  bei  dem 
«erordentlichen  durch  die  Volkstribunen  eingeleiteten  Verfah- 
angewendet  werden.    Es  entsteht  indessen  die  Frage,    ob 


u)  S.  1,  262  und  verg].  S.  182. 
U)  S.    I,  293. 
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die  Centoriatcomitien  nur  Capitalprocesse  zu  entscheiden  hatten, 
oder  ob  auch  andere  Processe,  welche  auf  Geldstrafe  lanteteo, 
vor  sie  gebracht  werden  konnten.  Durch  Beispiele  lässt  sich 
diese  Frage  nicht  entscheiden:  es  ist  uns  kein  Fall  überliefert, 
wo  eine  von  den  Consuln  oder  Prätoren  auferlegte  Geldstrafe 
durch  die  Centuriat-  oder  Tributcomitien  entschieden  worden 
wäre.  An  sich  lässt  sich  nicht  zweifeln,  dass  jene  auch  übet 
Geldstrafen  das  Urtheil  gesprochen  haben;  denn  die  Ausdrückt 
der  zwölf  Tafeln  lauteten:  „über  das  caput  eines  Römischeo 
Bürgers  dürften  nur  Centuriatcomitien  entscheiden",  wodunh 
den  Tributcomitien  diese  Befugniss  abgesprochen,  aber  keint^- 
wegs  die  Centurien  für  die  Entscheidung  von  Gejdprocessen  für 
ungültig  erklärt  werden.  Demnach  nehmen  wir  an,  dass  fo: 
alle  Fälle  des  ordentlichen  Strafverfahrens,  wo  curulische  Be- 
amte die  Leitung  des  Processes  hatten,  den  Centoriatcomitit'L 
das  richterliche  Urtheil  zufiel.  Freilich  waren  Geldprocesse  vui 
Centurien  gewiss  immer  selten  imd  verschwanden  zuletzt  gaiiz: 
nur  auf  politische  Vergehen  stand  solche  Strafe  und  je  mehr  d«i 
Widerspruch  zwischen  den  curulischen  und  plebejischen  Beam 
ten  aufgehoben  wurde,  desto  mehr  überliessen  die  Prätoren  Aa^ 
gleichen  Anklagen  den  Volkstribunen  oder  Aedilen. 

Für  die  Form  der  Centurienversammlung ,  welche  in  eioe^ 
Strafyrocesse  urtheilen  soll,  ist  als  Grundsatz  festzuhalten,  qj\ 
dieselbe  nicht  verschieden  ist  von  derjenigen,  in  welcher  äb^ 
haupt  Beschlüsse,  sei  es  über  Krieg  und  Frieden,  oder 
Gesetze  oder  über  die  Wahl  von  Beamten  ge&sst  werden, 
haben  zwar  einige  Spuren,  dass  bei  den  verschieden^!  . 
der  Veriiandlungen  vor  der  Volksversammlung  audi  verschi 
Formen  stattfanden.  So  wurde  z.  B.  bei;  dem  Processe 
lans  bestunmt*),  es  sollte  das  Volk  seine  Stimme  mit  ei 
Schwur  abgeben:  dadurch  sollte  dem  Abstimmen  eine 
Feierlichkeit  verliehen,  auch  eine  Verschiedenheit  zwischeni 
richterlichen,  über  Patricier  entscheidenden,  und  den  so: 
Tributcomitien  gesdiaffen  werden.  Indessen  dieser  Schwur 
nur  eine  Besonderheit   der  Tribus:  bei  dem   RicfateramtH^i 


a)  Man  sehe  1,  258. 
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Centorien  wissen  wir  nichts  von  einem  solchen:  es  kann  auch 
kein  Zweifel  sein,  dass  er  später,  als  die  Tribus  den  Gentnrien 
durch  die  zwölf  Tafeln  und  andere  Gesetze  gleichgesteUt  wur- 
den, bei  denselben  ebenfalls  fortfiel.    Femer  wissen  wir,  dass 
bei  den  Gesetzen  über  die  Abstimmung  in  den  Comitien  zeit- 
weise ein  Unterschied  stattfand  je  nach  dem  Zwecke  der  Comi- 
tien:  aUmSlig  erst  wurde  die  mündliche  Abstimmung  in  allen 
Fällen  eingeführt.*)    Aber  dieser  Unterschied  bestand  nicht  zwi- 
schen richterlichen  und  nicht  richterlichen  Volksversammlungen, 
sondern  die  geheime  Abstimmung  wurde  zuerst  für  die  Wahlen, 
dann  für  einige  Arten  der  Gerichte,  später  for  die  Einbringung 
von  Gesetzen ,  am  £nde  für  Volksversammlungen  aller  Art  einge- 
führt und  damit  die   frühere  Gleichförmigkeit  wiederhergestellt 
Äehnlich  war  es,  dass   die  alten  königlichen,  dann  consulari- 
sohen  Quästoren  die  Befiigniss  hatten,  zum  Behuf  des  Urtheils- 
sprechens  in  Processen  die  Centurien  zu  versammeln,  während 
ne  sonst  keine  Volksversammlung  berufen  durften^);  aber  nä- 
mlich erlosch   diese  ßefngniss    mit  dem  Amte  der  Quästoren 
lelbst    Abgesehen  von  diesen  geringen  und  nicht  lange  dauem- 
len  Verschiedenheiten  bestanden  für  alle  Arten  der  Thätigkeit 
d  den  Volksversanmilungen  eben  dieselben  Formen.    Man  hat 
ie  gehört,  dass  die  Leiter  derselben,  der  Ort,  an  dem  sie  zu- 
immenkamen,    die  Zeit   o^er   andere  Gebräuche  verschieden 
aren,   je   nachdem  sie  zu  verschiedenen   Geschäften  berufen 
.  Orden. 

^..  Nach  uralter  Sitte  war  bei  den  Römern  die  Berufung  der 
^.  iksversammlung  an  bestimmte  Tage  gebunden  und  diese  Tage 
L,  ffen  ursprünglich  bei  den  Centuriatcomitien  andere  gewesen 
u  -'•  bei  den  Tributcomitien ;  denn  der  von  den  patricischen  Prie- 
^  ;tn  ausgegangene  Galender  galt  nur  für  die  patricischen  Ver- 

Imlungen  und  so  lange  der  Unterschied  der  Stände  bestehen 
^A,  so  lange  erhielt  sich  auch  die  Verschiedenheit  der  Tage,  . 

ienen  die  Versammlungen  der  Stände  gehalten  werden  durf- 
Je  mehr  indessen  die  Plebs  und  ihre  Tribunen  Bedeutung 
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die  Centariatcomitien  nur  Capitalprocesse  zu  entscheide  hatten, 
oder  ob  auch  andere  Processe,  welche  auf  Geldstrafe  lauteten, 
vor  sie  gebracht  werden  konnten.  Durch  Beispiele  lässt  sich 
diese  Frage  nicht  entscheiden:  es  ist  uns  kein  Fall  überliefert, 
wo  eine  von  den  Consuln  oder  Prätoren  auferl^te  Geldstrafe 
durch  die  Centuriat-  oder  Tributcomitien  entschieden  worden 
wäre.  An  sich  lässt  sich  nicht  zweifeln,  dass  jene  auch  über 
Geldstrafen  das  Urtheil  gesprochen  haben;  denn  die  Ausdrücke 
der  zwölf  Tafeln  lauteten:  „über  das  captU  eines  Römischen 
Bürgers  dürften  nur  Centuriatcomitien  entscheiden*',  wodurch 
den  Tributcomitien  diese  Befugniss  abgesprochen,  aber  keines- 
wegs die  Genturien  für  die  Entscheidung  von  Geldprocessen  für 
ungültig  erklärt  werden.  Demnach  nehmen  wir  an,  dass  für 
alle  Fälle  des  ordentlichen  Strafverfahrens,  wo  curulische  Be- 
amte die  Leitung  des  Processes  hatten,  den  CenturiatcomitieD 
das  richterliche  Urtheil  zuiSel.  Freilich  waren  Geldprocesse  vor 
Genturien  gewiss  immer  selten  und  verschwanden  zuletzt  ganz: 
nur  auf  politische  Vergehen  stand  solche  Strafe  und  je  mehr  der 
Widerspruch  zwischen  den  curulischen  und  plebejischen  Beam- 
ten aufgehoben  wurde ,  desto  mehr  überliessen  die  Pr&toren  der- 
gleichen Anklagen  den  Volkstribunen  oder  Aedilen. 

Für  die  Form  der  Genturienversammlung ,  welche  in  einem 
Strafprocesse  urtheilen  soll,  ist  als  Grundsatz  festzuhalten,  dass 
dieselbe  idcht  verschieden  ist  von  derjenigen,  in  welcher  über- 
haupt Beschlüsse,  sei  es  über  Krieg  und  Frieden,  oder  über 
Gesetze  oder  über  die  Wahl  von  Beamten  gefasst  werden.  Wir 
haben  zwar  einige  Spuren,  dass  bei  den  verschiedenen  Arten 
der  Verhandlungen  vor  der  Volksversamndung  auch  verschiedene 
Formen  stattfanden.  So  wurde  z.  B.  bell  dem  Processe  Corio- 
lans  bestimmt*),  es  sollte  das  Volk  seine  Stimme  mit  einem 
Schwur  abgeben:  dadurch  sollte  dem  Abstimmen  eine  grossere 
Feierlichkeit  verliehen,  auch  eine  Verschiedenheit  zvnschen  den 
richterlichen,  über  Patricier  entscheidenden,  und  den  sonstigen 
Tributcomitien  geschaffen  werden.  Indessen  dieser  Schwur  war 
nur  eine  Besonderheit   der  Tribus:  bei  dem   Richteramte  der 


a)  Man  sehe  I,  258. 
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Centarien  wissen  wir  nichts  von  einem  solchen:  es  kann  auch 
kein  Zweifel  sein,  dass  er  später,  als  die  Tribos  den  Gentarien 
dorch  die  zwölf  Tafeln  and  andere  Gesetze  gleichgestellt  wor- 
den, bei  denselben  ebenfalls  fortfiel.  Femer  wissen  wir,  dass 
bei  den  Gesetzen  über  die  Abstimmang  in  den  Comitien  zeit- 
weise ein  Unterschied  stattfand  je  nach  dem  Zwecke  der  Comi- 
tien: allmSlig  erst  wurde  die  mündliche  Abstinmiang  in  allen 
Fällen  eingeführt*)  Aber  dieser  Unterschied  bestand  nicht  zwi- 
schen richterlichen  und  nicht  richterlichen  Volksyersammlungen, 
sondern  die  geheime  Abstimmung  wurde  zuerst  für  die  Wahlen, 
dann  far  einige  Arten  der  Gerichte,  später  for  die  Einbringung 
von  Gesetzen ,  am  £nde  für  Volksversammlungen  aller  Art  einge- 
führt und  damit  die  frühere  Gleichförmigkeit  wiederhergestellt 
Aehnlich  war  es,  dass  die  alten  königlichen,  dann  consulari- 
schen  Quästoren  die  Befiigniss  hatten,  zum  Behuf  des  Urtheils- 
sprechens  in  Processen  die  Centurien  zu  versammeln,  während 
sie  sonst  keine  Volksversammlung  berufen  durften^);  aber  na- 
türlich erlosch  diese  ßefugniss  mit  dem  Amte  der  Quästoren 
selbst  Abgesehen  von  diesen  geringen  und  nicht  lange  dauern- 
den Verschiedenheiten  bestanden  für  alle  Arten  der  Thätigkeit 
bei  den  Volksversammlungen  eben  dieselben  Formen.  Man  hat 
nie  gehört,  dass  die  Leiter  derselben,  der  Ort,  an  dem  sie  zu- 
sammenkamen, die  Zeit  oder  andere  Gebräuche  verschieden 
waren,  je  nachdem  sie  zu  verschiedenen  Geschäften  berufen 
wurden. 

Nach  uralter  Sitte  war  bei  den  Römern  die  fierufdng  der 
Volksversammlung  an  bestimmte  Tage  gebunden  und  diese  Tage 
waren  ursprünglich  bei  den  Centuriatcomitien  andere  gewesen 
als  bei  den  Tributcomitien ;  denn  der  von  den  patricischen  Prie- 
stern ausgegangene  Calender  galt  nur  far  die  patricischen  Ver- 
sammlungen und  so  lange  der  Unterschied  der  Stände  bestehen 
blieb,  so  lange  erhielt  sich  auch  die  Verschiedenheit  der  Tage, 
an  denen  die  Versammlungen  der  Stände  gehalten  werden  durf- 
ten.   Je  mehr  indessen  die  Plebs  und  ihre  Tribunen  Bedeutung 


a)  Cic  de  leg.  m,  16,  85. 
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för  den  Gesammtstaat  errangen,  desto  mehr  n&herten  sich  die 
Formen ,  in  denen  die  plebejische  Volksversanmilang  der  Tiibus 
stattfand,   denen  der  patricischen  Versammlung  der  Genturien: 
die  Patricier  scheinen  für  ihre  Unterwerfong  unter  die  Gewalt 
der  Tributcomitien  die  Bedingmig  gestellt  zu  haben,   dass  die- 
selben  dem  patricischen   Calender   miterworfen  würden.     Am 
Ende  scheint  in  dieser  Beziehmig  eine  vollständige  Gleichste!- 
Imig  der  Genturiat-  mid  Tributcomitien  eingetreten  zu  sein:  sie 
bestand  schon  in  der  besten  Zeit  der  Republik.  ^^)    Indessen  für 
den   Strafprocess    ist    dieser  Punkt    nicht   von   hervorragender 
Wichtigkeit,   eben  so  wenig  wie  die  Auspicien,  welche  seit  ur- 
alter Zeit  mit  den  Genturiatcomitien ,  später  auch  mit  den  Tn- 
busversammlungen  verbunden  waren. 

Dagegen  von  der  höchsten  Wichtigkeit  war  es  für  alle  Volks- 
versammlungen ,  dass  ihnen  die  Gegenstände  der  Beschlnssnahme, 
mochten  es  Gesetzesvorschläge  oder  Wahlen  oder  richterliche 
Entscheidungen  sein,  vor  dem  Tage,  an  welchem  die  Abstim- 
mung erfolgen  sollte,  rechtzeitig  bekannt  gemacht  wurden;  denn 
in  der  entscheidenden  Versammlung  selbst  war  keine  Berathung 
mehr  zulässig  und  auch  in  denjenigen  Versammlungen,  welche 
zur  ßerathung  früher  berufen  werden  mochten,  durften  nach  den 
Grundsätzen  des  Römischen  Staatsrechten  nur  diejenigen  auftre- 
ten, welchen  der  leitende  Beamte  das  Wort  gestattete.  Es  lag 
also  im  Interesse  der  Beamten,  welche  eine  Massregel  vorschlt- 
gen,  genügende  Zeit  zu  haben,  um  auf  die  Stimmung  des  V«^ 
kes  einzuwirken ,  aber  auch  im  Interresse  des  Volkes ,  sich,  ete 
es  zur  Abstimmung  kam,  eine  bestimmte  Meinung  bilden  a 
können.  Dazu  kam  bei  richterlichen  Versammlungen  die 
wendigkeit,  für  die  Vertheidigung  sowohl  als  für  die  Ankl 
eine  genügende  Zeit  zur  Vorbereitung  zu  haben.  Man  nimmt 
allgemein  an,  die  Frist,  während  der  ein  von  den  Centoiu^ 
comitien  zu  berathender  Gegenstand  vorher  hätte  bekannt 
macht  werden  müssen,  habe  30  Tage  betragen.^  Es 
sich  diese  Annahme  auf  die  uns  über  die  sogenannten  huH 
überlieferten  Nachrichten.  In  dem  Auszuge  aus  Festus  heisst  es 

a)  Paul.  Exe.  p.  103.:    lusti  dies  diccbantor  trigmta,    cam 
esset  imperatus  et  vexillum  in  arce  positum. 
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iusä  hfttte  man  diejenigen  30  Tage  genannt,  wo  das  Heer  auf- 
geboten und  die  Fahne  anf  der  Borg  aufgesteckt  gewesen  wäre, 
nnd  ähnlich  berichtet  Macrobius^),  iusH  seien  jene  30  Tage  hin- 
tereinander, wo  nach  Aufbietung  des  Heeres  die  Fahne  auf  der 
Burg  geweht  hätte.  £s  ist  kein  Zweifel,  dass  man  unter  dem 
Aufgebote  des  Heeres  in  gewissen  Fällen  das  Berufen  der  Cen- 
tarienversammlung verstehen  kann;  aber  daraus  folgt  nicht,  dass 
es  hier  so  verstanden  werden  muss  und  30  Tage  diejenige  Frist 
sind ,  während  deren  die  Anträge  bei  den  Genturien  bekannt  ge- 
macht werden  mussten.  Dreissig  Tage  soll  die  Kriegsfahne  auf 
der  Burg  geweht  haben :  vne  ist  es  glaublich ,  dass  dies  während 
der  Ankündigung  eines  Gesetzes  geschehen  sei*^),  oder  welchen 
Zweck  kann  es  gehabt  haben  ?  Es  hätte  fast  immer  die  Kriegs- 
fahne wehen  müssen,  da  sicherlich  fast  immer  Gesetze  ange- 
kündigt oder  Wahlen  ausgeschrieben  oder  Processe  im  Gange 
waren.  Die  Kriegsfahne  hat  ihre  bestimmte  Bedeutung  bei  der 
Versamncdung  der  Genturien ,  während  welcher  Wachsamkeit  ge- 
gen einen  feindlichen  UeberfSll  nöthig  ist;  aber  bei  der  Ankün- 
digung eines  den  Genturien  vorzulegenden  Gegenstandes  ist  sie 
nicht  denkbar.  Zudem  werden  von  Macrobius  die  dreissig  iuati 
dies  mit  denjenigen,  welche  praeliales  heissen,  in  Verbindung 
gebracht  und  die  letzteren  beziehen  sich  entschieden  auf  einen 
mit  auswärtigen  Feinden  zu  unternehmenden  Krieg.  £s  scheint 
also,  als  ob  jene  30  iusti  dies  sich  auf  die  Frist  beziehen, 
welche  zwischen  der  Forderung  von  Genugthuung  und  dem  Be- 
ginn der  Feindseligkeiten  verstreichen  mussten:  sie  für  die  An- 
kündigungsfirist  der  den  Genturien  vorzulegenden  Vorschläge  zu 
halten  hat  man  keinen  Grund. 

Als  durch  den  Ständevertrag  auf  dem  heiligen  Berge  die 
Tributcomitien  für  die  Plebejer  geschaffen  waren,  besassen  die- 
selben keine  Rechte  über  die  Patricier,  keine  über  das  gesammte 
Volk :  den  Patriciern  konnte  also  nichts  daran  liegen ,  diejenigen 
Formen ,  welche  fär  die  Versammlungen  des  Gesammtvolkes  her- 
kömmlich und  zur  Zügelung  der  Leidenschaften  der  Menge  noth- 

a)  Macrob.  Sat  I,  16  Praeliales  (dies)  ab  iustis  non  segregaverim, 
siqoidem  insti  sunt  continui  triginta  dies,  quibus  exercitu  imperato  veril- 
Inm  rossi  coloris  in  arce  positum  est 
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wendig  waren ,  auf  die  Tributcomitien  auszudehnen.    Wir  leseo 
daher  von  Beschlüssen  der  Plebs ,  welche  fiber  die  Heiligkdt  der 
plebejischen  Tribunen,    später  auf  Anregung  von  Icilius   über 
deren  Befugnisse  bei  der  Leitung  der  Tribusversammlungen  ge- 
fasst  wurden*),  ohne  dass    in   den   ausführlichen  Nachrichten 
über  diese  Vorgänge  dabei  einer  vorhergehenden  längeren  Be- 
kanntmachungsfrist Erwähnung  geschieht:  nach  der  Darstellung 
von  Dionysius  hat  dieselbe  nicht  stattgefunden,  sondern  dieTri- 
bus  beschlossen,  unmittelbar  nachdem  ihnen  etwas  vorgeschlagen 
worden  war.    Aber  diese  Plebiscite  banden,  wie  wir  bewiesen 
haben,   nur  die  Plebejer,   die  Patricier  wurden  von  ihnen  nicht 
betroffen.    Dieses  Verhältniss  änderte  sich,  als  die  Tributcomi- 
tien Gewalt  über  die  Patricier  und  somit  über  den  Gesammt- 
Staat  erhielten,  und  zwar  geschah  dies  zuerst  bei  dem  Prooesse 
Goriolans ,  der  von  den  Volkstaibunen  angeklagt  wurde.    Diesem 
Processe  ging,  wie  wir  gezeigt  haben^),  als  nothwendige  Bedin- 
gung, unter  welcher  allein  er  angestellt  werden  koimte,  eine 
Uebereinkunft  unter  den  Ständen  über  diesen  und  etwaige  ähn- 
liche Fälle  für  die    Zukunft  voraus.     Ehe  dieser  Vertrag  zu 
Stande  gekommen  war,    hatten  die  Tribunen  beschlösse,  Co- 
riolan  vor  das  Volksgericht  zu  laden:  ihr  Führer  erklärt:  „wir 
werden  Coriolan  eine  Frist   zur  Vertheidigung  bestimmen  und 
den  Process  vor  Euch  führen '\<^)    Die  Anstellung  des  Prooesses 
wird  durch  einen  Feldzug  aufgeschoben,  nach  Beendigung  de»* 
selben  bestimmen  die  Volkstribunen  einen  Tag ,  an  dem  sie  dm 
Process  über  Coriolan  zu  Ende  bringen  wollen  und  laden  iQe 
Bürger  ein,    sich  zu  dem  angesetzten  Termine  zaUrdch  dn» 
finden."*)    Dieser  Termin  ist  nicht  der,  an  welchem  der  Process 
eingeleitet,    die  Anklage  bekannt  gemacht,  die  VorbereUnngm 
getroffen  werden  sollen,  sondern  der  entscheidende  Termin  seBsti 
an  welchem  das  Urthefl  gefällt  werden  soll:  dies  besagen  die 


a)  S.  I,  224  und  281 

b)  S.  I,  253. 

c)  Dionys.  VII,  26  irpod^oop*v   ^p^vov  ttp   dvßpl  t2c  drtoXoyiwt  xst  tf,^ 

d)  Dionys.  Vn,  28  6  |j.iv  Zixfvvtoc  6  h-fniapy^p^  auva-]f<rf«Bv  tä  iiX^io«  et; 
l»xX7]a{av  elitev  i^fx^pav,  iv  iq  ouvtcXcTv  j^picXXe  t^v  nt^X  toü  M«ifx{ou  Kp(et>> 
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Worte  von  Dionysius,  dies  der  Zusatz,  wodurch  die  Bürger  zu 
zahlreichem  Erscheinen  aufgefordert  werden.  Von  einer  Frist 
für  den  Angeklagten  ist  nicht  mehr  die  Rede;  denn  er  hat  Zeit 
genug  gehabt,  um  seine  Vertheidignng  vorzubereiten.  Indessen 
es  treten  die  Verhandlungen  der  Tribunen  und  Consuln  da- 
zwischen, die  Nothwendigkeit  eines  Senatsbeschlusses  wird  aner- 
kannt und  in  diesem  wird  dann  als  Frist  zur  Vorbereitung  der 
Vertheidignng  dem  Angeklagten  die  Zeit  bis  zum  dritten  Markt- 
tage bestimmt*)  Die  Tribunen  machen  darauf  den  Senatsbe- 
schloss  dem  Volke  bekannt  und  sagen  den  Tag  an ,  an  welchem 
sie  den  Process  zu  Ende  fahren  wollen^):  als  der  dritte  Markt- 
tag gekommen ,  strömen  früh  morgens  die  Landleute  zusammen, 
der  Process  wird  verhandelt  und  Goriolan  verurtheilt*^) 

Aus  dieser  Erzählung  von  Dionysius  ergiebt  sich,  dass  die 
Tribunen,  als  sie  Goriolan   anfänglich    einen  Termin  vor  den 
Tributcomitien  ansetzten,  ihm  zwar  auch  eine  Frist  zur  Verthei- 
digong  gestatteten.  Denn  dies  erforderte  die  Billigkeit  Aber  von 
einer  über  drei  Markttage  sich  erstreckenden  Frist  und  einer  so 
oft  wiederholten  Bekanntmachung  des  vor  dem  Volke  zu  ver- 
handelnden Gegenstandes  ist  erst  nach  der  Uebereinkunft  mit 
den  Patriciem   und  dem   dadurch  auferlegten  Senatsbeschlusse 
die  Rede.    Es  vnirde  also  in  diesem  Falle  zuerst  die  Frist  der 
drei  Markttage  für  die  Tributcomitien  angewendet;  denn  wäre 
dieselbe  schon  früher  gesetzlich  oder  herkömmlich  gewesen,  so 
würden  die  Tribunen  bei  ihrem  Bestreben,  dem  Angeklagten  alle 
scheinbare  Gerechtigkeit  vriderfahren  zu  lassen,  dieselbe  schon 
vor  der   Uebereinkunft  mit  den  Patriciem  beobachtet  haben. 
Ferner  aber  darf  man  die  Folgerung  ziehen,  dass  der  Senat  auf 
die  Frist  der  drei  Markttage  bei  den-  Tributcomitien  drang,  weil 
eben  dieselbe  bei  den  patricischen  Versanunlungen  der  Genturien 
üblich  war.    Denn  in  ihren  Unterhandlungen  mit  den  Tribunen 
machen  die  Gonsuln  z.  B.  geltend,  es   sei  von  Anbeginn  des 


a)  Dionys.  VII,  58  ypd^ txat  x6  iipoßo6XtufA.a  fierd  raOra  ünip  rijc  dfxijc 

dxopäc.   Vergl.  Plut  Cor.  18  und  19. 

b)  Diony».  VII,  ö8  extr. 

c)  Dionys.  VU,  59. 
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Staates  hergebracht,  dass  kein  Volksbeschluss  ohne  vorhergeheih 
den  Senatsbeschluss  gefasst  werde*):  es  war  dies  also  bei  den 
Curiat>-,  dann  bei  den  Gentariatcomitien  Sitte  gewesen;  deshalb 
verlangen  die  Consuln,   die  Tributcomitien  sollten  jetzt,  wo  sie 
auf  die  Patricier  und  den  Gesammtstaat  bezügliche  Beschlüsse 
fassen  wollten,  eben  dieselben  Formen,  wie  die  Volksversamm- 
lungen des  Gesammtstaates,  annehmen.  Goriolans  Process  bildet« 
die  Richtschnur  far  die  tribunicischen  Anklagen  gegen  Patricier 
in  älterer  Zeit  überhaupt  und  es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass 
bis  zur  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  dieselbe  Anklagefrist  gegen 
alle  Patricier  beobachtet  wurde :  bei  dem  Process,  welchen  die  Tri- 
bunen gegen  die  Consuln  des  J.  445  v.  Chr.,  T.  Romilius  und  C. 
Veturius  richteten,  wird  sie  sogar  ausdrücklich  erwähnt  *»)   Wo  es 
sich  um  die  Bestrafung  von  Plebejern,  welche  sich  gegen  die 
Tribunen  vergangen  hatten,  handelte,  mochte  die  ursprüngliche 
Formlosigkeit  der  Tributcomitien  fortdauern  und  die  Länge  der 
Frist  von  dem  Gutdünken  des  Tribunen  abhängen;  aber  bei  An- 
klagen gegen  Patricier  galten  die  Formen  der  Centuriatcomitien. 
Dieselben  fanden  sogar  noch  weitere  Ausdehnung.     Wir  bemer- 
ken, dass  fortan  alle  Tributcomitien,  sobald  sie  auf  die  Patiider 
und  somit  auf  den  Gesammtstaat  Bezug  habende  Massr^eln  be- 
treifen, die  Ankündigungsfrist   der  drei  Markttage  beobachtan 
Das  nächste  von  den  Tribunen  angeregte  allgemeine  Gesetz  war 
das  Publilische  vom  Jahre  471  v.  Chr.:   bei  den  VerhandlungeD 
darüber  wird  ausdrücklich  der  Ankündigung  auf  den   drü^ 
Markttag  Erwähnung  gethan.'^)    Ebenso  geschieht  es  bei  im 
Terentilischen  Gesetzesvorschlage,  durch  welchen  das  Deoemvinl 
vorbereitet  wurde.  *^)    Man  erkennt,  dass  seit  Coriolans  Prooesse 
für  alle  an  die  Tributcomitien  gerichteten  allgemeinen  Anträge 
ein  und  dieselbe  Ankündigungsfrist  galt.    Bei  dieser  Ueberan- 
stimmung  der  Formen  in  den  gerichtlichen  und  politischen  Ver- 
handlungen der  Gomitien  darf  man  annehmen,  dass  auch  eint* 

a)  DioDys.  VII,  38. 

b)  Dionys.  X,  35. 

c)  Dionys.  IX,  49  icpo^ivrojv  hi  tt^Xiv  töv  ^Tjjirfp-^cov  th  tpf-cij'»  «joar» 

t)]v  ircpl  Toü  vtf|JiO'j  Si^Tvcuoiv. 

d)  Dionys.  X,  3  toOtov  itpo^^vtfc  t6v  v(5fxov  £Eoua{ttv  liovav  tote  ßov.^- 
(Ji^votc  o{)Toü  xaTijyopetv.  diroSeCSavTtc  t^v  Tp(TT|V  dfopdv. 
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andere  Eigenth&Blichkeit,  welche  wir  nur  bei  den  letzteren  nach- 
weisen können,  gleicher  Weise  bei  den  erstem  galt  War  der 
Tag  zur  Verhandlung  auf  den  dritten  Markttag  anberaumt,  so 
musste  dieselbe  an  diesem  Tage  zu  £nde  geführt  werden:  ver- 
strich er  aus  irgend  einem  Grunde  ohne  Ergebniss,  so  musste 
die  Yeriiandlung  wiederum  von  vorne,  d.  h.  mit  einer  neuen  An- 
kündigungsfrist  von  drei  Markttagen  begonnen  werden.  Wir 
erkennen  dies  aus  den  Vorgängen  beim  Terentilischen  Gesetzes- 
Yorschlage"),  werden  es  aber  auch  auf  die  vor  den  Tributcomitien 
gefBhrten  Processe  übertragen  müssen.^)  Auch  diese  Eigen- 
Mmlicbkeit  war  nicht  bei  den  plebejischen  Volksversammlungen 
erfunden,  sondern  schrieb  sich  von  den  altem  Genturiatcomitien 
her.  Es  beweisen  dies  Capitalprocesse,  welche  auf  solche  Weise 
ohne  Erfolg  geblieben  sind.  Als  P.  Claudius  Pulcher  im  Jahre 
249  V.  Chr.  wegen  perduellio  von  den  Tribunen  angeklagt 
worden  war,  wurde  an  dem  entscheidenden  Tage  die  Versamm- 
lung der  Centurien  durch  ein  Unwetter  gestört.  Damit  war  die 
Anklage  erledigt ;  aber  die  übrigen  Tribunen  gaben  aus  religiösen 
Scrupeln  auch  nicht  zu,  dass  dieselbe  von  denselben  Anklägern 
erneuert  würde.  Es  blieb  nur  übrig,  eine  verschiedene,  auf 
Geldstrafe  lautende,  Anklage  vor  den  Tributcomitien  zu  beginnen.  ^) 
Aehnlich  erging  es  in  dem  Processe  von  C.  Rabirius,  der  nicht 
durch  Zufall,  sondern  durch  absichtliche  Stömng  der  politischen 
Gegner  vereitelt  wurde.  Wir  werden  später  auf  diesen  Punkt 
zurückkommen,  mussten  ihn  aber  hier,  wo  es  sich  um  die  Ur- 
theile  der  Centurien  im  gewöhnlichen  Criminalprocess  handelte, 
wenigstens  erwähnen. 

Somit  galt  für  alle  Genturiatcomitien  seit  ihrem  Entstehen 
eine  Ankündigungsfirist  von  drei  Markttagen:  erwähnt  wird  die- 
selbe zuerst  bei  der  Wahl  der  Decemvim^),  d.  h.  zu  einer  Zeit, 
wo  die  patricischen  und  plebejischen  Volksversammlungen  ge- 
trennt bestanden  und  noch  nicht  durchweg  dieselben  Formen  der 
Verhandlungen  angenommen  hatten.^)  Später  wurde  eine  gleiche 


a)  Dionys.  IX,  41. 

b)  Schol.  ad  Cic.  p.  337  OrelL;  Val.  Max.  VIÜ,  1,  4. 

c)  Liv.  III,  35  Postqnam  vero  comitia  Xviris  creandis  in  trinum  nun- 
dinnm  indicta  soDt 
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Frist  auch  for  die  Bekanntmachung  von  Edicten  der  Beamten 
angenommen,  wie  wir  dies  z.  B.  von  dem  Senatsbescblasse  über 
die  Bacchanalien  wissen.     Bei    der    politischen  Thätigkeit  der 
Volksversammlung  musste  indessen  zuweilen  der  Fall  eintrete 
dass  die  Ankündigungsfrist  nicht  beobachtet  und  in  plötzlicher 
Noth  rasche  Massregeln  ergriffen  wurden:  das  Volk  war  H«t 
über  Alles  und  stimmten  die  von  ihm  erwählten  Beamten  über- 
ein, so  konnte  gewiss  auch  in  ein  und  derselben  Yersammlung 
ein  Gesetz  vorgeschlagen  und  angenommen  werden,  wahrschein- 
lich in  der  Form,  dass  zuerst  die  Dringlichkeit  desselben,  dann 
es  selbst  beschlossen  wurde.    £in  Beispiel  der  Art  wird  vom 
Jahre  434  v.  Chr.  berichtet,  wo  der  Dictator  Mam.  Aemilius  in 
einer  dazu  berufenen  contio  ein  Gesetz  über  die  Verkürzung  der 
Amtsdauer  der  Censoren  vorschlug  und  am  folgenden  Tage  in 
Centuriatcomitien  durchbrachte.  ^  Für  die  Beamtenwahlen  haben 
wir  nur  Beispiele  aus  der  Zeit  von  dem  Untergänge  der  Frei- 
heit, wo  bei  der  Uebermacht  der  Soldaten  die  alten  repablieani- 
schen  Formen  nur  noch  des  Scheines  halber  beobachtet  wurden:   , 
bei  dem  plötzlichen  Tode  des  Gonsuls  Q.  Maximus  wurde  45  v.  ) 
Chr.  G.  Caninius  auf  einen  Tag  zum  Consulate  befördert ;  Cäsar 
Octavianus  wurde  zum  Gonsul  ernannt  und  die  Triomvirn  ein- 
gesetzt, ohne  die  gesetzliche  Ankündigung  von  drei  Markttagen 
abzuwarten^);  aber  auch  sonst  mag  dieselbe  zuweilen  vemadh 
lässigt  worden  sein.   Nur  darf  man  nicht,  sobald  von  plötzlichtf   : 
Ansagung  des  Wahltages  berichtet  wird , .  sogleich  an  Vemacfc' 
lässigung  des  trinundinum  denken.    Denn  bei  Wahlen  bestal    { 
dasselbe  darin,  dass  die  Candidaten  an  drei  Markttagen  darck    • 
öffentlichen  Anschlag  dem  Volke  bekannt  gemacht  wurden  und 
sich  ihm  selbst  vorstellten:  der  Tag  der  Wahl  koimte  plötzlich 
anberaumt  und  doch  die  gesetzliche  Frist  beobachtet  weiden.^    \ 
Indessen  bei  der  richterlichen  Thätigkeit  der  VolksversammluDg   i 
konnte  eine    Vernachlässigung  der   Ankündigungsfristeii  nidit   I 
stattfinden;  denn  sie  dienten  nicht  nur  dazu,  das  Volk  mit  dem, 
was  vorgehen  sollte,  bekannt  zu  machen,  sondern  waren  auch 


a)  Liv.  lY,  2i  Gonsensu  ingenti  populi  legem  poetero  die  perlaiit 

b)  App.  bell.  civ.  lU,  94  und  IV,  6. 
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für  den  Angeklagten,  welcher  die  für  die  Vertheidigang  dienen- 
den Beweismittel  zusammen  zu  bringen  hatte,  nothwendig.  Ein- 
^illigong  des  Angeklagten  war  also  bei  einer  Verletzung  der 
Anklagefristen  erforderlich.  Ein  solcher  Fall  scheint  im  Jahre 
169  y.  Chr.  eingetreten  zu  sein,  als  ein  Tribun  die  beiden  Gen- 
soTBü  Ti.  Gracchus  und  G.  Glaudius  wegen  perdueUio  anklagte. 
Die  Censoren  selbst  verlangten,  wie  Livius  berichtet*),  dass  ihr 
Froeess,  bei  dem  die  Thatsachen  der  Anklage  und  Vertheidigung 
klar  vorlagen,  so  bald  als  möglich  entschieden  würde;  denn 
sie  wollten  durch  denselben  nicht  in  ihrer  amtlichen  Thätigkeit 
onterbrochen  werden.  Möglich  also,  dass  bei  der  Ansetzung  des 
Tennines  die  Frist  der  drei  Markttage  nicht  beobachtet  wurde. 
Sonst  sind  uns  keine  ähnlichen  Fälle  überliefert  und  es  liegt  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  sie  nur  bei  aussergewöhnlichen  Um- 
ständen möglich  waren. 

Die  AnkündigongsMst  von  drei  Marktts^en  war  denmach, 
m  wir  gezeigt,  von  jeher  für  die  Genturiatcomitien  hergebracht 
uod  wurde  für  die  Tribus  erst,  als  sie  auf  den  Gesammtstaat 
einzuwirken  begannen  und  in  so  fern  sie  einwirkten,  angenommen. 
Die  Markttage  (nundinae)  waren  Feiertage  f&r  die  ländliche 
Bevölkerung,  welche  an  ihnen,  von  der  Arbeit  ruhend,  nach  der 
""tadt  kam,  gegenseitigen  Verkehr  trieb,  auch  Rechtshändel  aus- 
glich. Als  die  Volkstribunen  und  Tributcomitien  eingesetzt 
^rden,  stützten  sich  beide  hauptsächlich  auf  die  ländlichen 
Plebejer:  die  Versammlungen  wurden  von  den  Plebejern  an  den 
Markttagen  selbst,  wo  dieselben  am  leichtesten  for  politische 
Oeschäfie  Zeit  fanden,  abgehalten.  Dagegen  im  patricischen 
Calender  wurden  die  Markttage  anders  betrachtet:  es  durfte  an 
iben  weder  von  den  Staatsbeamten  Gericht  gehalten  noch  die 
Entscheidung  der  Volksversammlung  durch  Abstimmung  eing^ 
bolt  werden.  So  wurde  die  Masse  der  Landleute,  welche  an  den 
zwischen  die  Markttage  fallenden  Arbeitstagen  von  ihren  Ge- 
schäften in  Anspruch  genommen  war,  an  dem  Besuche  der  Gen- 
turiatcomitien gehindert  Damit  ist  es  sehr  wohl  vereinbar,  dass 
die  Ankündigungsfrist  dennoch  nach  den  Markttagen  bestimmt 


a)  Liv.  XLni,  16.  Vexgl.  Val.  Max.  VI,  5,  3. 
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war:  an  ihnen  \nirden  die  Vorschläge  far  die  VolksYersamm- 
Inngen  bekannt  gemacht,  die  Landbewohner  von  Allem,  was  im 
Staate  geschah,  in  Kenntniss  gesetzt  und  ihr  politisches  Interesse 
wach  erhalten :  wollte  einer  derselben  an  der  Entscheidung  mit- 
wirken, so  musste^er  mit  Aufopferung  seiner  Arbeit  sich  an 
einem  gewöhnlichen  Tage  zur  Stadt  begeben.  Denn  an  einem 
solchen,  auf  den  dritten  Markttag  folgenden,  gewöhnlichen  Tage, 
an  welchem  es  erlaubt  war,  die  Genturien  zu  versammeln,  ge^ 
schah  die  entscheidende  Abstimmung.  Die  Tributcomitien  waren 
hiervon  anfänglich  verschieden.  Sie  wurden  nämlich  an  einem 
Markttage  selbst  gehalten  und  daher  fiel  der  letzte  Tag  der 
Ankündigung  mit  dem  Tage  der  Entscheidung  zusammen:  die 
Tributcomitien  wurden,  wie  sich  aus  den  angeführten  Beispielen 
ergiebt,  ursprünglich  auf  den  dritten  Markttag  zur  Abstimmung 
berufen.  Man  hätte  auch  den  vierten  Markttag  nehmen  können, 
wünschte  aber  so  rasch  als  möglich  die  Entscheidung  herbmo- 
führen  und  hatte  der  gesetzlichen  Bestimmung  genügt,  sobald 
am  dritten  Markttage  vor  der  Abstimmung  noch  einmal  eine 
feierliche  Ankündigung  vorhergegangen  war.  Die  Patricier  hatten, 
wie  wir  bemerkt,  zu  der  Zeit,  als  sie  den  Tributcomitien  emen, 
wenngleich  noch  an  die  Einwilligung  des  Senates  gebundenen, 
Einfluss  auf  den  Gesammtstaat  gestatteten ,  bei  ihnen  die  Beob- 
achtung derselben  Ankündigungsfrist,  welche  bei  den  Gentamt* 
comitien  galt,  durchgesetzt  Als  später  nach  der  Gesetzgebimg 
der  zwölf  Tafeln  zuerst  durch  die  Valerisch-Horatischen,  dann 
durch  andere  Gesetze  dieser  Einflnss  entfesselt  und  am  Ende 
dem  der  Genturien  ganz  gleichgestellt  wurde,  war  es  natürlich, 
dass  auch  die  übrigen  Formen  und  Beschränkungen  der  Centn* 
rienversanmfüung  auf  die  der  Tribus  übergingen.  Die  letztens 
erhielten  die  Vortheile,  aber  auch  die  Nachtheile  der  Auspidea 
es  wurden  ihnen  die  Markttage  verschlossen,  dageg^i  aUe  io 
patrieischen  Galender  für  Volksversanunlungen  bestimmten  Tap 
eröffiiei  Pie  Zeit,  wann  diese  Veränderungen  vor  sidi  gingen 
lässt  sich  nicht  genau  angeben  und  Manches  in  der  EntwickehiBg 
dieser  allmäligen  Gleichstellung,  sowie  in  den  Gesetzen,  wdcbe 
dieselbe  bewirkten,  ist  noch  dunkel.    Aber  dass  sie  eingetreten 

'  besten  Zeiten  der  Republik  bestanden  hat,  siebt 
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fest  Bei  den  TribatGomitien  ist  nicht  mehr  von  dem  Ansetzen 
ejiies  Tennines  oder  einer  Yersammlong  auf  den  dritten  Markt- 
tag, sondern  nur  von  einer  Ankündigung  (promulgaüo)  von  drei 
Jfarkttagen  die  Rede.*^ 

lieber  das  Verfahren  in  iudicio^  das  beim  ordentlichen  Gri- 
minalprocesse  nach  durchgesetzter  Provocation  eintrat,  entstehen 
Doch  vielerlei  Fragen:  wie  der  Angeklagte  vorgeladen,  wie  an 
den  drei  Ankündigungsterminen  die  Anklage  und  Yertheidigung 
;'efübrt,  wie  dann  am  £nde  das  Urtheil  gesprochen  und  wiederum 
'las  Verfahren  in  iure  aufgenommen  wurde;  indessen  alle  diese 
Fragen  lassen  sich  nur  aus  der  Analogie  mit  dem  ausserordent- 
üchen  VerfEdiren,  von  welchem  uns  mehrere  Fälle  ausführlicher 
überliefert  sind,  beantworten.    £s  empfiehlt  sich  deshalb,  auf 
dieselben  erst,  wenn  wir  über  die  tribunicischen  Anklagen  vor 
im  Volke  handeln,  einzugehen.    Nur  einen  Punkt,  auf  welchen 
kürzlich  aufioaerksam  gemacht  worden  ist,  wollen  wir  hier  be- 
rühren.   Man  hat  behauptet,  es  hätte  inmier  nur  ein  Einzelner 
^rtr  das  Gericht  der  Centurien  gestellt  werden  können.    Die  Be- 
weise dafür  hat  man  von  dem  ausserordentlichen  Verfahren  her- 
::enommen:   sie  sind  auch  für  dieses  nicht  so  beweisend,  dass 
man  annehmen  müsste,  es  hätte  für  Verbrecher,   welche  wegen 
IQ  und  desselben  Verbrechens  angeklagt  waren,  nicht  zusammen 
H)  Termin  angesetzt,  ein  Verhör  und  eine  Zeugenvernehmung, 
^)  yfiiQ  endlich  eine  Abstimmung  vorgenommen  werden  können 
f^d  in  vielen  Fällen  sogar  müssen.^     Schon  in  den  ältesten 
Zeiten  des  Römischen  Staates  haben  wir  ein  Beispiel,  dass  viele 
Theilnehmer  einer  staatsgef&hrlichen  Verschwörung  durch  eine 
iüzige  Volksversammlung  zum  Tode  verurtheilt  worden  sind.*) 
Später  vrird  uns  im  ausserordentlichen  Verfahren  ein  ähnlicher 
Fall  überliefert    Im  Jahre  401  v.  Chr.  wurden  die  beiden  Mili- 
Uirtribunen  des  vorigen  Jahres,   M'.  Sergius  und  L.  Verginius 
von  drei  Volkstribnnen  wegen  unglücklicher  Kriegführung  an- 
^'eklagt.  EswirdvonLivius^)  nicht  ausdrücklich  erzählt,  dass  sie 
at<ammen  einen  Termin  gehabt  hätten ;  aber  es  ist  dies  nach  seiner 


a)  Diooys.  V,  55flgd 

b)  Liv.  V,  11  und  12. 
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Darstellimg  auf  das  Höchste  wahrscheinlich.  Denn  die  ÄnUSger 
waren  dieselben,  die  Strafe  eine  gleiche,  Livios  fahrt  eine  einzige 
Anklagerede  gegen  sie  an,  sagt,  es  seien  gleiche  praeiudicia  ge- 
gen sie  gefallt  worden:  kurz  Alles  stinunt  nur  dazu,  dass  beide 
zusammen  ein  und  denselben  Process  gehabt  haben.    Ein  glei- 
ches Verhältniss  &nd  wahrscheinlich  wenige  Jahre  später  statt, 
als  zwei  Yolkstribunen  wegen  ein  und  desselben  Vergehens  zq 
gleichen  Strafen  yerurtheilt  wurden.*)    Es  ist  sogar  schwer  za 
glauben,  dass  für  einen  Verbrecher  jedesmal  ein  besonderer  Ter- 
min zur  Abhaltung  des  Volksgerichtes  angesetzt  worden   sei 
Bei  den  grossen  Umständen,  mit  denen  Centuriatcomitien  yer- 
bunden  waren,  muss  eine  Einrichtung  gegolten  haben,  yermöge 
der,  wenn  einmal  Comitien  zu  andern  Zwecken  gehalten  worden, 
nebenbei  auch  das  Schicksal  angeklagter  Verbrecher,  wenn^eicb 
in  gesonderter  Abstimmung,  entschieden  wurde.    Frdlich  lässt 
uns  für  sichere  Erkenntniss  dieser  Punkte  die  Ueberliefenmg 
eben  so  sehr  im  Stich,  wie  sie  viele  andere  Einzelheiten  der 
Vermuthung  und  wahrscheinlichen  Beurtheilung  nach  unsichereo 
Schlüssen  anheimgiebt. 

Beispiele  von  dem  Verfahren  im  ordentlichen  Stra:^rooes$e 
hat  uns  die  Ueberlieferung  nur  wenige  aufbewahrt;  denn  die 
Vorfälle  des  gewöhnlichen  Lebens  entziehen  sich  der  Geschicfate. 
Sie  berichtet  nur  dasjenige,  was  vor  dem  Uebrigen  hervortritt 
und  im  Guten  oder  Bösen  einen  dauernden  Einfluss  auf  seiitt 
Zeit  ausübt:  dazu  gehören  gewöhnliche  Verbreche  nidit  Mtg 
auch  in  der  spätem  Zeit,  als  Fremdlinge  aus  allen  Welttlidai 
nach  Rom  zusammenströmten  und  überdem  die  politisdien  bh 
teressen,  welcher  der  Beamten  und  aller  Bürger  Sinn  err^tai, 
die  Sorge  fOr  ein  ruhiges  und  gefahrloses  Leben  zaraektret6B 
Hessen,  die  Anzahl  der  Verbrechen  grösser  gewesen  sein  all 
früher  ^) :  wir  haben  keinen  Grund  anzunehmen,  dass  der  sIt» 
liehe  Zustand  des  Volkes  ein  besonders  hoher  gewesen  ist;  tm 
die  Verderbtheit  der  nachfolgenden  Zeiten  machte,  dass  & 
Sitten  der  Vorfaliren  den  Römern  selbst  in  günstigem  Lieble 


a)  Liv.  V,  29. 
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erschienen.    Es  finden  sich  seit  der  GjBsetzgebong  der  zwölf  Ta- 
feln folgende  Fälle  berichtet 

Ein  Bürger  oder  eine  Bürgerin  wegen  unbekannten   Ver- 
brechens beim  Prätor  angeklagt  nnd  von  diesem  zum  Tode  ver- 
ortheilt,  wurde  nach  dem  Gefängnisse  gebracht,  um  dort  erdros- 
selt zu  werden.    Der  Kerkermeister  schob  die  Hinrichtung  auf 
und  wollte  sie  durch  Hunger  tödten.    Inzwischen  wurde  sie  von 
ihrer  Tochter  durch  die  Milch  ihrer  Brüste   erhalten   und    als 
dies  bekannt  geworden  war ,    begnadigt ,  wahrscheinlich  indem 
man  ihr  erlaubte,  in  die  Verbannung  zu  gehen,  was  in  der  Be- 
fngniss  des  richtenden  Beamten  lag.*)    Als  Richter,  welcher  das 
Urtheil  gesprochen,  wird  der  Prätor  genannt  mit  seinem  selbst- 
gewählten Beirath.    Die  Zeit  des  Processes  bestimmt  sich  nur 
dadurch,  dass  es  schon  die  Dreimänner  als  Wächter  des  Gefäng- 
nisses gab ,  dass  die  öffentliche  Hinrichtung  aufgehört  hatte ,  dass 
man  sich  überhaupt  in  gewöhnlichen  Fällen  nicht  darum  küm- 
merte, wie  die  Hinrichtung  im  Ge&ngnisse  vollzogen  wurde.  ^) 
Eine  Frau  angeklagt  bei  dem  Prätor  M.  Popilius  Laenas, 
weil  sie  ihre  Mutter  ermordet  hatte;  aber  sie  wurde  dadurch 
entschuldigt,   dass  jene  ihre  Enkel,   der  Angeklagten  Kinder, 
vergiftet  hatte.    Deshalb  wurde  sie  weder  verurtheilt  no'ch  frei- 
gesprochen.   Es  wird  angedeutet,   dass  dem  Prätor  ein  Beirath 
zur  Seite  stand ;  denn  die  Stimmen  sollen  weder  für  noch  gegen 
die  Mörderin  abgegeben  worden  sein.    Wahrscheinlich  war  der 
Prätor  jener  M.  Popilius,  welcher  im  Jahre  139  v.  Chr.  das  Con- 
sulat  bekleidete.  *")    Ob  die  Angeklagte  Bürgerin  oder  Fremde, 
der  Prätor  also  städtischer  oder  Fremdenprätor  war,  wird  nicht 
berichtet 

Nach  dem  zweiten  Punischen  Kriege  wurde  L.  Hostius  we- 
gen Vatermordes  verurtheilt :  dies  soll  der  erste  Fall  dieses  Ver- 
brechens bei  den  Römern  gewesen  sein.'')    Unmittelbar  nach  dem 


a)  Man  sehe  oben  S.  157. 

b)  Vergl.    oben 'S.  105,   wo  die  Stellen  der  Schriftsteller  angeführt 
sind. 

c)  So  nimmt  es  Pighias  Ann.  11,  471  an.    Man  ,8ehe  Val.  Max.  VIII, 
1,  1  und  vergL  oben  S.  105. 

d)  Plut  Rom.  22. 
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Cimbrischen  Kriege  wurde  Pablidiis  Malleolns,  ans  vomdimer 
Familie ,  wegen  Mnttermordes  vemrtheilt  und  durch  die  grau- 
same Strafe  des  Säckens  hingerichtet.  *)  Man  darf  daraus  schlies^ 
sen,  dass  er  entweder  geständig  oder  sein  Verbrechen  offen- 
bar war.*») 

Im  Jahre  153  v.  Chr.  wurden  zwei  Yomehme  Frauen  Pq- 
blicia  und  Licinia  wegen  Giftmordes  gegen  ihre  Männer  beim 
Prätor  angeklagt:  die  Voruntersudiung  wurde  gehalten  und  die 
Angeklagten  stellten  Bürgen  für  ihr  Erscheinen  beim  Termine. 
Indessen  vorher  trat  das  Gericht  der  Verwandten  zusammen  \uid 
nach    dessen    Ausspruche   wurden    die   beid^  Schuldigen  ge* 

tödtetO 

Ein  gewöhnlicher  Process  über  Meuchelmord  war  auch  d^- 

jenige  im  Jahre  142  v.  Chr.,  bei  welchem  der  Vorsitzende  Piä- 
tor  L.  Tubulus  sich  bestechen  liess,  wahrscheinlich  um  Unsdiiil- 
dige  zu  verurtheilen.  ^) 

Zu  den  Beispielen  des  ordentlichen  Criminalprocesses  g^ 
hören  auch  die  von  uns  früher®)  angeführten  Fälle,  in  denen 
ein  solcher  zwar  begonnen,  aber,  weil  die  gewöhnliche  Stnfe 
nicht  ausreichend  erschien,  nicht  fortgesetzt  wurde.  Die  Ange* 
klagten  blieben  bei  der  Uebereinstimmung  der  Beamten  in  öffent- 
lichem Gefängnisse ,  das  auf  diese  Weise  für  sie  zur  Strafe  wmtle. 
Ueber  den  Process  der  Catilinarisdien  Verschworenen  werdea 
wir  später  ausführlich  handeln. 


a)  Anci  ad  Her.  I,  18;  Liv.  per.  LXVIII;  Oros.  V,  16. 

b)  Veigl.  oben  S.  181. 

c)  VaL  Ma!^  VI,  3,  8 ;  Liv.  per.  XL  VIÜ.    Veigl.  I,  357  und  oben  S.  1* 

d)  Cic.  de  fin.  11,  16,  54  qui  com   praetor  quaestionem  inter  sicarin 
exercoisset,  aperte  cepit  pecunias  ob  rem  iudicandam.    Vergl.  oben  S.157» 

e)  Man  sehe  oben  S.  158flgd. 
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Fünftes  CapiteL 

iuscnNflitlldies  Terftkrau  fieriag»  Abwekhnng  fem  gevfthalMm 
Itnf^ncesse  durch  Beftragug  des  Senates.  Beispiel  dsfon.  Weitere  Ah- 
wetehog  dariB,  dass  der  Seaat  einen  oder  mehrere  ?on  den  inai  Rich- 
t«a  gleicherweise  befähigten  Beamten  beanftragt  Beispiele  davon.  loch 
weitere  Ahweichnng,  indem  das  Tolk  sich  flreiwfllig  seiner  oherrichter- 
Ikhen  Entscheidung  hegiebt.   Beispiele.   Die  Tollmacht  dnrch  die  Tribnt 

comttien  ansgestellt 

Wir  haben  über  das  Verfahren  gesprochen ,  welches  von  dem 
Beginne  des  Staates  an  bestand  und  trotz  der  thatsächlichen 
Einschränkongen ,   welche  durch  die  Einsetzung  der  Schwurge- 
richte eingeführt  wurden,   gesetzlich   bis   zum   Untergange  der 
Republik  sich  erhielt    Es  konnte  alle  Verbrechen  umfassen  und 
selbst  für  diejenigen,   für  welche  in   den  Gesetzen   keine  be- 
stimmte  Strafe  festgesetzt  war,  vermöge  eines  durch  das  Her- 
kommen geheiligten  Missbrauches  eine  entsprechende  Bestrafung 
verhängen :  es  beruhte  auf  der  von  den  Königen  ererbten  Macht- 
vollkommenheit der  curulischen  Beamten  und  der  seit  dem  Be- 
gmne  der  Republik  eingeführten  Mitwirkung  der  Volksversamm- 
leig.    Wir  kommen  zu  dem,   was  wir    das    ausserordentliche 
laiahren  nennen:  es  giebt  davon  zwei  Arten.    Die  erste  unter- 
dcbeidet  sich  von  dem  ordentlichen  Verfahren  nur  dadurch ,  dass 
wegen  der  eigenthämlichen  Beschaffenheit  der  Verbrechen  oder 
ier  Verbrecher  oder  der  Menge  derselben  unter  den  richterlichen 
Beamten ,  welche  das  ordentliche  Verfahren  kennt ,  eine  Auswahl 
f^offen  wird :  zum  Theil  werden  dieselben  auch  von  dem  Volke 
■it  aiiBserordentlichen  Vollmachten  versehen ,  um  die  Weitläuftig- 
käten  des  Volksgerichtes  zu  vermeiden.  Die  zweite  Art  des  ausser- 
ndenüidien  Verfahrens  besteht  darin,  dass  die  von  der  Plebs 
gewählten   und  ursprunglich  nur  für  sie  allein  bestimmten  und 
erat  seit  den  Valerisch-Horatischen  Gesetzen  mit  Macht   über 
das  Gesammtvolk  ausgerüsteten  Beamten,  die  Volkstribunen  und 
Aedilen,  eine  besondere  Gerichtsbarkeit  haben,  die  in  ihren  For- 
men im  Allgemeinen  dem  ordentlichen  Verfahren  ähnlich,  aber 
aooBt  iMigedefanter  und  rücksichtsloser  ist    Immer  blieb    der 
a  14 
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Oberst«  Grundsatz  deijenige,  welchen  das  erste  Provocationsge- 
setz  ausgesprochen  hatte,  die  Volksyersammlang  sollte  dk 
höchste  Gerichtsbarkeit  in  allen  Strafsachen  haben  und  ohne  ihre 
Einwilligung  sollte  kein  Bürger  am  Leben  oder  Gütern  gestraft 
werden. 

Die  leiseste  Abweichung  von  dem  gewöhnlichen  Verfahren 
war  es ,  wenn  von  den  mit  dem  Richteramte  betrauten  ßeamteji 
der  Senat  zu  Hülfe   gezogen   wurde.    Eine  richterliche  Behörde 
ist  derselbe  niet  er  hat  eine  berathende  Stimme  bei  der  Verwal- 
tung: in  ihr   kann  er  die  Vertheilung  der  Geschäfte  anordne« 
und  die  allgemeinen  Grundsätze  des  VerMirens  angeben.  \^  * 
dessen  die  richterliche  Befugniss  der  Beamten  gehört,  wie  wir  j 
wissen,    zu  ihrer   verwaltenden  Thätigkeit:    für  beide  gab  e? ' 
gleiche  Formen.    Wie  also  der  Senat  die  Verwaltungskreise  be- 
stimmt,  so  steht  es  ihm  auch  frei,    von  Processen ,    welche  zo 
seiner  Kenntniss   gebracht  werden,    die  Vertheilung  unter  (Be 
für  dieselben  möglichen  Beamten  vorzunehmen     Er  giebt  ferner 
seinen  Rath  und  verleiht  durch  sein  Gutachten  den  Entschddvi^ 

« 

gen  des  Beamten  ein  besonderes  Gewicht:  wenngleich  er  iitf 
nicht  der  Verantwortung  entziehen  kann,  dient  er  ihm  dodi  all 
Schutz  und  zur  Entschuldigung.  Das  erste  Beispiel  dieser  All 
wird  uns  schon  aus  früher  Zeit  berichtet  Im  Jahre  500  v.  Ofl 
war  in  Rom  eine  grosse  Verschwörung  zur  Herstellung  des  Ki( 
nigthums  angestiftet,  aber  den  Consuln  verrathen  worden: 
berufen  den  Senat  und  empfangen  von  ihm  unumschränkte  V< 
macht,  die  Schuldigen  au&uspüren  und  zu  bestrafen.*) 
dieser  Vollmacht  hätten  die  Consuln  die  Theilnehmer  der^ 
schwörung  ergreifen  und  tödten  können:  sie  thaten  es  ind 
nicht,  weil  sie  einen  Aufstand  fürchteten,  wie  Dionysias 
vielleicht  auch ,  weil  sie  nicht  durch  Verletzung  des  kürzlich 
gebenen  Provocationsgesetzes  die  Plebs  erregen  wollten. 
List  entdeckten  sie  die  Theilnehmer  der  Verschwörong  und 
ten  Gericht  über  sie:   dann  beriefen  sie  wiederum   eine 


a)  So  erzählt  Dionys.  V,  55  xal  Xaßu)v  (der  eine  Ck>asal)  i^o^^a^  rm 
o^TÄv  a6Toxp(£Topa  tou  $iepeuvi^9aa9ai  touc  {leTaa^^dvcac  twy  <ii»ppiiTii 
ßouXeufi^Toiv  xae  xoXdQai  xolic  e^peO^vtac  tt.  8.  W. 
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versammlang  und  am  Ende  das  Volk,  welches  die  Todesstrafe 
bestätigte.*)  Der  Senat  konnte  den  Consnln  keine  neuen  Be- 
fugnisse, welche  sie  nicht  schon  an  sich  gehabt  hätten,  über- 
tragen and  man  versteht  daher  die  „onomschränkte  Vollmacht '\ 
von  welcher  Dionysios  spricht,  nicht  recht:  wahrscheinlich  meint 
er  nar  den  Rath,  sie  sollten  sich  ndthigen  Falls,  wenn  dies  zar 
ünterdrückong  der  Verschwörung  nöthig  wäre,  aber  das  Provo- 
cationsgesetz  hinwegsetzen.  Denn  der  Senat  diente  zar  fiera- 
thung  and  Unterstützang ,  gerade  so  wie  der  selbstgewählte  Bei- 
rath  denselben  Zweck  hatte.  In  ganz  ähnlicher  Weise  benatzte 
Cicero  in  dem  Processe  der  Catilinarischen  Verschworenen  den 
Senat. 

In  diesen  Fällen  trat  also  zwar  eine  Abweichang  von  dem 
gewöhnlichen  Verfahren  ein,  von  einem  aasserordentlichen  Pro- 
cesse  kann  man  indessen  noch  nicht  sprechen.    Dagegen  vom 
Jahre  366  v.Chr.  angab  es  einen  Prätor,  dem  hauptsächlich  die 
Rechtspflege  übertragen  wurde ,  ohne  dass  die  Gonsuln  ihre  alte 
Befugnisse,    Privat-  und  Criminalprocesse  zu  leiten,  verloren. 
£s  waren  also  drei  richterliche  Beamte  da  und   diese  Anzahl 
wurde   noch  vermehrt,    als  allmälig  mehrere  Prätoren  ernannt 
wurden.^)    Da  pflegte  der  Senat,   wenn  eine  wichtigere  Sache 
von  irgend  einem  Beamten  zu  seiner  Kenntniss  gebracht  wurde, 
den   einen   oder  mehrere  der  zum  Führen  von  Processen  befdg- 
ten  Beamten  ausserordentlich  damit  zu  beauftragen :  damit  übte 
derselbe   nur  die  gleiche  Macht,  welche  er  überhaupt  bei  der 
Anweisung  von  Provinzen  und  Verwaltungskreisen  hatte.    Das  be- 
kannteste Beispiel  dieser  Art  ist  der  Process  über  die  Bacchar 
nalien  im  Jahre  186  v.  Chr.    Die  Anzeige  von  dieser  Verschwö- 
rung,  wie  man  sie  nannte,  wurde  dem  einen  Consul  Sp.  Postu- 
mias  Albinus  überbracht  und  von  ihm  der  Senat  in  Kenntniss 
gesetzt.     Dieser  überträgt  die  Untersuchung  über  die  Bacchana* 
lien   ausserordentlicher  Weise  den  beiden  Gonsuln*'),  d.  h.  der 
Process  sollte  ausser  der  Reihe  der  übrigen  Criminalprocesse  ver- 


a)  Dionys.  V,  57. 

b)  Vei^l.  oben  S.  110. 

c)  Liv.  XXXIX,  14    Quaestionem  deinde  de  Bacchanalibos   sacrisque 
noctumis  extra  ordinem  consolibus  mandant. 
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handelt  und  wegen  seiner  Wichtigkeit  den  Consnln  übertragen 
werden.  Ausserdem  fesste  der  Senat  Beschlüsse  über  Verwal- 
tungsmassregeln ,  welche  mit  den  Bacchanalien  in  VerbinduBg 
standen,  die  Angeber  sollten  belohnt*),  alle  Priester  des  ßs^ 
chus  festgenommen,  alle  Versammlungen  der  Eingeweihten  ver- 
boten werden.  Damit  hatten  also  die  Consuln  bei  der  Fühnmg 
des  Processes  nur  dieselbe  Macht,  wie  alle  richterlichen  Beamteo 
bei  gewöhnlichen  Processen:  sie  konnten  über  diejenigen,  deren 
Schuld  nicht  durch  eigenes  Geständniss  oder  offenbare  Bewebe 
feststand,  die  Todesstrafe  nur  mit  Einwilligung  der  Volksver- 
sammlung aussprechen.  Livius  merkt  es  von  den  Häuptern 
der  Verschwörung  besonders  an,  sie  hätten  ihre  Schuld  einge- 
standen und  dadurch  das  endliche  Urtheil  und  die  darauf  folgende 
Hinrichtung  nicht  verzögert  *») 

Das  Verfahren  in  diesem  Falle  war  genau  dasselbe,  wie  io 
schon  früher  Zeit  des  Staates ,  331  v.  Chr.,  bei  einem  ähnliebec 
Verbrechen.  Es  herrschte  die  Pest  in  Rom ,  und ,  wie  es  bei 
solchem  Unglücke  zu  geschehen  pflegt,  verbreitete  sich  ^er 
Glaube  an  absichtliche  Vergiftung.  Eine  Sclavin  machte  die  An- 
geberin  bei  einem  der  curulischen  Aedilen:  dieser  berichtete  a£ 
die  Consuln,  die  Consuln  an  den  Senat  Hundert  und  siehzk 
Frauen  sollen  verurtheilt  worden  sein.  Weimg^eich  über  ds^ 
Verfahren  nicht  näher  berichtet  wird,  ist  es  doch  im  höch^td 
Grade  wahrscheinlich,  dass  die  Consuln,  von  dem  Senate  be- 
auftragt, die  Untersuchung  führten,  ohne  besondere,  grosser 
Machtvollkommenheit  als  sonst  die  Beamten.  Die  AngeÜastA 
wurden  grösstentheils ,  als  auf  frischer  That  ertappt,  voni^ 
Consuln  selbständig  verurtheilt«) 

In  ähnlicher  Weise  wurden  im  Jahre  314  v.  Chr.  die  beiis 
Consuln  von  dem  Senate  beauftragt,  über  staatsgefährliche  ^^ 
bindungen ,  welche  in  Rom  sich  gebildet  haben  sollten,  za  i^ 
rieht  zu  sitzen.*)    Dagegen  im  Jahre  180  v.  Chr.  wurde  ^ 


a)  S.  oben  S.  144. 

b)  Liv.  XXXTX,  17  Adducti  ad  consules  fossiqne  de  se  duUcb 
iadicio  fecerant  Veigl.  oben  S.  171. 

c)  Liv.  Vm,  18;  VaL  Max.  0,  6,  3;  Otor.  IE,  10. 

d)  Liv.  IX,  26.   VergL  oben  S.  95. 
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Untersuchung  über  Giftmischerei  gegen  einige  vornehme  Frauen 
dem  Fremdenprätor  G.  Claudius  übertragen;  denn  die  Consuln 
waren  mit  der  Kriegführung  gegen  die  Ligurer  ausserhalb  Roms, 
der  städtische  Trätor,  dessen  eigentliches  Amt  dies  gewesen 
wäre,  mit  der  gewöhnlichen  Rechtspflege  beschäftigt*)  Dass 
diese  Beauftragung  nur  als  eine  in  den  Befugnissen  des  Senates 
liegende  Yertheilung  der  Amtskreise  anzusehen  ist,  ergiebt  sich  aus 
einem  andern  später  anzuführenden  Falle,  wo  dieselbe  von  Li- 
vias  mitten  unter  der  gewöhnlich  am  Jahresanfänge  stattfinden- 
den Vertheilung  der  andern  Provinzen  erwähnt  wird.*»)  ünge- 
^r  um  dieselbe  Zeit  fährte  ein  sonst  nicht  bestimmbarer 
Quästor  M.  Sergius  eine  Capitaluntersuchung  gegen  T.  Quinctius 
Trogus,  aus  dessen  Verhandlungen  uns  ein  unbedeutendes  Bruch- 
stück erhalten  ist.'^) 

Die  jüngsten  Vorgänge  dieser  Art  fanden  nach  dem 
Aufstände  von  Ti.  Gracchus  statt  Die  Consuln  des  dar- 
auf folgenden  Jahres,  132  v.  Chr.,  P.  Popilius  Laenas  und 
P.  Rupilius,  begannen  grausame  Untersuchungen  gegen  die 
Freunde  und  Anhänger  des  Ermordeten^),  und  zwar  wie 
man  aus  den  darauf  folgenden  Ereignissen  erkennt,  ohne 
eine  besondere  Bevollmächtigung  des  Volkes.  Aber  mit  dem 
Senate  hatten  die  Consuln  berathen  und  von  ihm  den  Auftrag 
erhalten,  gegen  Gracchus"  Anhänger  nach  Sitte  der  Vorfahren  zu 
verfahren*),  d.  h.  sie  sollten,  wie  es  die  Sitte  der  Verfahren 
erlaubte ,  selbst  mit  Uebergehung  der  Prätoren ,  und  ausserordent- 
lich die  Untersuchung  fuhrenj:  eine  ausgedehntere  Macht  über 
das  Leben  und  Vermögen  der  Bürger,  als  sie  sonst  durch  ihr 
Amt  hatten,  erhielten  sie  dadurch  nicht  Aber  bei  der  Dehn- 
barkeit der  Begriffe  „geständig''  und    „auf  der  That  ertappt'' 


a)  Liv.  XL,  37.  Vergl.  oben  S.  96. 

b)  Liv.  XXXIX,  41. 

c)  Vanro  de  Ung.  lai  VI,  9.    Vergl.  oben  S.  99. 

d)  VelleL  n,  7  Graddes  mox  qnaestiones  in  amicos  clientesque  Grac- 
cbonim  habilae  sunt 

e)  Val.  Max.  IV,  7,  1  Nam  com  senatos  Rupilio  et  Laenaü  consolibus 
mandassety  ut  in  eos,  qui  cum  Graccho  consenseraDt,  more  maiomni  anim- 
adverterent 
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war  es  ihnen  sicherlich  leicht,  die  meisten  der  AngeUagten 
selbständig  mit  dem  Tode  oder  der  Verbannung  za  bestrafen,  zu- 
mal da  die  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  und  die  Macht 
des  Senates  mit  ihnen  war.  Sie  richteten  daher,  unterstätd 
von  einem  Beirathe  angesehener  Senatoren,  zu  dem  G.  Laeliiu 
und  Scipio  Nasica  gehö.rten»),  unumschränkt  Wir  hören  von 
Nichtburgern ,  welche  sie  straften,  z.  B.  von  dem  GriedüsckD 
Redner  Diophanes,  aber  auch  von  Bfirgem:  C.  Blossius  aas  Co- 
mae  entfloh  vor  der  Hinrichtung,  C.  Vilius  wurde  auf  ungesetz- 
liche und  grausame  Weise  getödtet  ^) 

Ein  weiteres,  von  dem  gewöhnlichen  abweichendes  Verfall- 
ren  war  es ,  wenn  das  Volk  seine  ihm  allein  zustehende  ober- 
richterliche Gewalt  einem  Beamten  übertrug  und   dieser  danr 
selbständig  entschied.    Dadurch  entstehen  die  eigentlich  so  ge 
nannten  quaestorea  parricidii^  von  denen  vdr  schon  gesprochen'), 
welche  bald  einzeln,  bald  in  der  Mehrzahl  vom  Volke  ernannt 
zu  werden  pflegten,  um  den    mit  der  Abhaltung  eines  Volks- 
gerichtes  verbundenen  Verzug  zu  vermeiden.    Das  erste  Beispiel 
davon  vrird  aus  dem  Jahre  413  v.  Chr.  berichtet,  also  ans  ein« 
Zeit,  wo  die  alten  Quästoren,  die  Unterbeamten   der  Consnhu 
eingegangen  und  an  ihre  Stelle  die  Schatzbeamlen  getreten  waren. 
Der  Kriegstribun  des  vorhergehenden  Jahres  war  in  einem  Sd- 
datenaufBtande  von  seinen  eigenen  Leuten  gesteinigt  worden  und 
seine  CoUegen  waren  wegen  des  Widerstandes  der  Volkstriboocfi 
nicht  im  Stande  gewesen,  einen  Volksbeschluss  zur  Erwähte 
eines  besonderen  Untersuchungsrichters  durchzusetzen.     Erst  d<« 
folgenden  Consuln  gelang  dies :  sie  selbst  wurden  ernannt  ^ 
übten  ihr  Amt  mit  der  höchsten  Milde.*')    £s  ist  mögfich,  dass 
bei  der  Ernennung  eines  unumschränkten  Richters  der  Gedanke 
einwirkte,   dass  das  Verbrechen  von  Soldaten  begangen  wofniefi 
war  und  deshalb  wie  ein  Soldatenverbrechen   bestraft    wercks 
müsste;  aber  an  sich  war  das  Verfahren  in  der  Verfassung  b^ 
gründet  und  wurde  öfters  angewendet 

a)  Gic  Lael.  11,  37;  Val.  Max.  1.  1. 

b)  Man  sehe  noch  Plnt.  Ti.  Gracch.  20  und  vergl.  oben  S.  76. 

c)  Siehe  oben  S.  94. 

d)  Liv.  IV,  51.    Vergl.  oben  S.  95. 
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Im  Jahre  142  v.  Chr.  hatte  ein  Prätor  L.  Tabolus  sich,  als 
er  einen  Process  über  Mord  leitete,  bestechen  lassen.*)  Die 
Sache  mnss  grosses  Aufsehen  gemacht  haben;  denn  im  folgen- 
den Jahre  machte  der  Volkstribun  F.  Scaevola  den  Antrag  beim 
Volke,  ob  es  eine  gerichtliche  Untersuchung  fiber  jene  Bestechun- 
gen angestellt  wissen  wollte.  Es  hätte,  wenn  der  städtische 
Prätor  sich  nicht  bewogen  fühlte  eine  Klage  gegen  seinen  Vor- 
ganger anzunehmen,  der  Volkstribun  unmittelbar  bei  dem  Volke 
klagen  können ;  aus  unbekannten  Gründen  wählte  er  einen  andern 
Weg.  Das  Volk  verlangte  die  Untersuchung,  beauftragte  aber 
den  Senat,  einen  Richter,  der  selbständig  entscheiden  sollte,  zu 
ernennen.  Der  Senat  ernannte  den  einen  Consul  Gn.  Gaepio 
und  dieser  gebrauchte  seine  Vollmacht  Der  Angeklagte  war 
geflohen ,  wurde  aber ,  da  seine  Verbrechen  zu  abscheulich  waren, 
aus  der  Verbannung  zurückgeholt  und  zum  Selbstmorde  ge- 
zwungen.^) 

Dieser  Fall  zeigt  zugleich  eine  Besonderheit  in  der  Ernen- 
nung des  Richters,  in  so  fem  sich  das  Volk  der  Vermittelung 
des  Senates  bediente.  Indessen  dies  geschah  häufig,  namentlich 
in  der  Blfithezeit  des  Staates,  wo  das  Volk,  sowie  dessen  Ver- 
treter, die  Tribunen,  und  der  Senat  einträchtig  mit  einander 
wirkten.  Als  der  grosse  Publius  Scipio  gestorben  war,  bean- 
tragten die  beiden  Tribunen  Q.  Petilius  ein  Gesetz  bei  dem  Volke 
des  Inhalts,  dass  über  das  von  Antiochus  erbeutete  Geld  eine 
Untersuchung  angestellt  würde,  dass  in  Folge  dessen  der  städ- 
tische Prätor  Ser.  Sulpidus  den  Senat  beriefe  und  von  diesem 
einen  ausserordentlichen  Richter  mit  ausgedehntester  Vollmacht 
ernennen  Hesse.  Nach  Annahme  dieses  Gesetzes  wurde  der  Prä- 
tor Q.  Terentius  Culleo  zum  Untersuchungsrichter  ernannt  und 
verurtheilte  den  Besieger  des  Antiochus ,  L.  Scipio ,  sowie  des- 
sen Unterfeldherm  zu  Geldstrafen.'') 

Um  einen  Gapitalprocess  handelte  es  sich  wenige  Jahre  spä- 
ter,  172  V.  Chr.    Der  Consul  des   vorigen  Jahres  M.  Popilius 


a)  S.  oben  S.  208. 

b)  Oic  de  fin.  n,  16,  54.    VeigL  oben  S.  158. 

c)  Liv.  XXXVm,  54. 
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Laenas  hatte  gegen  die  Lignrer  einen  unnützen  nnd  grausamen 
Krieg  gefohrt    Der  Senat  missbilligte   dies  und  zwei  Volkstri- 
bnnen  M.  Marcios  Sermo  und  Q.  Mardas  Scylla,  machten  imter 
Billigung  des  Senates  den  Antrag  beim  Volke:  dass  der  S^ud 
bevollmächtigt  würde,  eidlich*)  Jemanden  zu  ernennen,  der  die 
Untersuchung  führte  und  die  Strafe  bestimmte.    Nach  Annahme 
dieses  Marcischen  Gesetzes  (denn  so  wurde  es  genannt)  wurde 
vom  Senate  der  städtische  Prätor  C.  Licinius  zum  Untersuchungs- 
richter ernannt  und  der  Process  vor  ihm  gefuhrt    Er  blieb  in- 
dessen ohne  Ergebniss.    Denn  die  Vollmacht  war  für  den  städti- 
schen Prätor  G.  Licinius  ertheüt  worden  und  da  dieser  die  Un- 
tersuchung absichtlich  hinzog  und  dem  Angeklagten  wegen  dessen 
politischer  Macht  und  Bedeutung  nicht  zu  schaden  wünschte,  ver- 
strichen zwei  Termine  ohne  Entscheidung:  der  dritte  wurde  auf 
den  Tag  angesetzt,   wo  die  neuen  Beamten  ihr  Amt  antraten 
und  der  städtische  Prätor  selbst  Privatmann  war.    Somit  war 
die  Vollmacht  erloschen  und  der  Angeklagte  von  jeder  Strafe 
frei;  denn  eine  neue  Untersuchung  hätte  zu  viele  Schwierigkei- 
ten gehabt*») 

Bei  diesen  beiden  Arten  von  Processen,  welche  wir  ab 
ausserordentlich  und  als  Ausnahmen  von  dem  gewöbniidien  V^- 
fahren  hingestellt  haben,  fand  eine  Abänderung  in  dem  Gang^ 
der  Verhandlungen  nur  in  so  weit  statt,  als  wir  angegeben: 
alles  Uebrige  war  gleich.  Hatte  nur  der  Senat  eine  Vollmadbt 
ausgestellt,  so  gab  es  ein  Verfahren  in  iure  und  in  tudw: 
nur  die  Personen  deijenigen,  welche  dasselbe  leiteten,  waren 
verschieden  von  dem  gewöhnlichen  Processe.  Dagegen  bei  ein« 
Bevollmächtigung  durch  das  Volk  fand  nicht  nur  diese  Verschie- 
denheit der  Personen  statt  oder  konnte  vielmehr  stattfinden,  son- 
dern es  fiel  auch  das  ganze  Verfahren  in  iudicio  fort  Das  V<4k 
trat  seine  Rechte  für  einen  bestimmten  Fall  sb*  Diese  Abtre- 
tung fand,  wie  wir  schon  erwähnt^),  in  allen  Arten  von  Pn^ 
cessen  durch  Tributcomitien  statt,  wenigstens  in  spSterer  Zeit: 


a)  Veiigl.  I,  259. 

b)  Man  sehe  die  aosiuhrliche  Erzählung  bei  Liv.  XfJl,  21  und  22. 

c)  S.  oben  S.  97. 
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aofinglich  hatten  allerdings  auch  darfiber  Centuriatcomitien  unter 
Leitoog  der  Consuln,  aber  natürlich  mit  Einwilligung  der  Yolks- 
tribunea  entschieden. 

Sechstes  Capitel. 

f  etoM  iuserordeBtlieliM  TerfthreB.  üntarsdiled  ?ob  dem  ordentUchai 
in  Beng  auf  die  Ankl&ger,  welcbes  immer  Beamte  sind.   Th&tigkeit  der 
Aedilen.  Angeklagt  kOniieii  auch  Beamte  werden,  Consoln,  Censoren,  Tri- 
buten und  Aedilen  selbst.    Gefängnissstrafe  von  Tribunen  tber  Beamte 
Terb&agt.  Alle  Terbrechen  können  in  diesem  ausserordentlichen  TerlUiren 
gestraft  werden.    Beweis,  dass  dabei  kein  Instiueniug  stattlndet.    Ge- 
sllidlge  und  auf  der  That  ertappte  Terbrecher  werden  ohne  Process  go- 
ttraft.  Terschiodene  Beflignisse  der  Centuriat-  und  Tributcomitien,  gttltig 
wlbrend  der  ganien  Zeit  der  Republik.   Die  Anklage  geht  Immer  von 
im  freien  Entschlüsse  des  Beamten  oder  von  der  Beschwerde  eines  Pri- 
ntmannes  aus.    Das  Torrerlkhren  ist  willktrlich  und  steht  in  der  Hand 
des  Beamten,  selbst  die  Segenwart  des  Aniuklagenden  ist  nicht  nUhig. 

Dem  Triumphe  von  L.  Aemilius  Paulas  über  den  König 
Perses  von  Macedonien  gingen  bekanntlich  lange  Verhandlangen 
im  Senate  und  in  der  Volksversammlung  vorher:  die  persönli- 
chen Feinde  des  grossen  Feldherm  und  vor  Allen  Ser.  Salpidus 
Galba,  welcher  unter  ihm  als  Tribun  der  zweiten  Legion  gedient 
hatte,  sachten  das  über  den  Triumph  eingebrachte  Gesetz  zu 
hintertreiben.  Gegen  Galba  lässt  Livius')  den  Vertheidiger  von 
Paolos,  M.  Servilius,  so  sprechen:  „Galba  durfte  den  Triumph 
nicht  hindern,  sondern  entweder  kann  er  am  Tage  nach  dem 
Triumphe  gegen  Paulus  als  Privatmann  die  gesetzliche  Klage  an- 
stellen, oder  ihm  etwas  später,  sobald  er  selbst  ein  Amt  erhalten 
bat,  einen.  Termin  setzen  und  seinen  Feind  beim  Volke  ankla- 
gen."    Livius   giebt    damit   die   beiden  Wege  an,  welche  es 


a)  Liv.  XLV,  37 :  Ser.  qiüdem  Ga]ba  Bi  in  L.  Paulo  accusandi  tiroci- 
niam  ponere  et  docomentum  eloquentiae  dare  voluit^  non  triumphum  impe- 
<iire  debuit,  quem,  si  nihil  aliud,  senatas  iustam  esse  iudicaverat;  sed 
postero  die  quam  triumphatum  esset,  privatum  eum  ulturus  (die  Handschrif- 
ten Visums  esset)  nomen  deferret  et  legibus  interrogaret,  aut  seriös  paulo 
<  um  primam  magistratus  ipse  cepisset,  diem  diceret,  inimicum  ad  populum 
accnsaret 
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nach  Römischem  Rechte  far  die  Bestrafimg  eines  Schuldigen  gab. 
Den  ersten,  den  wir  den  ordentlichen  nennen,  haben  wir  erliUi' 
tert,  auch  die  beiden  Abweichungen,  welche  bei  demselben  dudi 
Senat  und  Volk  eintreten  können,  hinzugefügt:  es  bleibt  der 
zweite,   der  ausserordentliche,  übrig.     Livius   bestimmt  einen 
wesentlichen  Unterschied,  welcher  sich  zwischen  beiden  findet, 
ganz  richtig.     Den  ersten,  sagt  er,  könne  Galba,  ein  junger, 
noch  nicht  in  die  Staatslaufbahn  eingetretener,   Senator  sogleich 
betreten,  den  zweiten  aber  erst,  sobald  er  ein  Staatsamt  bekom- 
men hätte.    Der  zweite  kann  also  nur  von  Beamten  eingeschla- 
gen werden.    Bei  dem  ordentlichen  YeriSahren  kann  jeder  die 
Anklage  erheben:  selbst  die  Beamten  sind  gesetzlich  nicht  w^ 
geschlossen,  eben  so  wenig  als  es  ihnen  später  bei  den  Sdiwnr- 
gerichten  verwehrt  war,  als  Kläger  aufzutreten.    Aber  thatsäeh- 
lieb  sind  sie  es.     Denn  die  Gonsuln  und  Prätoren  haben  das 
Recht,  von  Amtswegen  eine  Untersuchung  zu  veranlassen:  die 
Tribunen  und  Aedilen  können  theils  auf  den  Gang  der  gewöhn- 
lichen Processe  hindernd  und  bestimmend  einwirken,  thdls  er- 
zeugen sie  als  Ankläger  das  von  uns  sogenannte  aosserordentr 
liehe  Verfahren.*)  Bei  diesem  ausserordentlichen  Verfahren  dagegen 
sind  nur  Beamte  als  Ankläger  zulässig,  indessen  nicht  alle,  son- 
dern nur  die  Volkstribunen  und  Aedilen.  Denn  bei  den  Gonsohi 
und  Prätoren  würde   das  ausserordentliche  Verfahren  mit  dan 
ordentlichen  zusammenfallen :    zwischen  dem  Prätor,  weldier  die 
ordentlichen  Criminalgerichte  leitet,  und  den  Gonsuln,  sowie  dar 
übrigen  Prätoren  besteht  nur  eine.  Verschiedenheit  der  GeschSb^ 
kreise,  welche,  wie  wir  gesehen,  durch  einen  Senatsbesehhs 
alsbald  aufgehoben  werden  kann.    Deshalb  findet  sich   nie  eine 
aasserordentliche  Anklage,  die  von  ihnen  angestellt  worden  wäre* 
und  es  Ueiben  ffir  dieselbe  die  Volkstribunen  und  die  Aedilen, 
die  plebejischen  sowohl  wie  die  curulischen,  übrig.   Livins  meint 
demnach  an  obiger  Stelle,  wenn  Ser.  Galba  die  Aedilität  erbalten 
hätte  (denn  das  Tribunat  konnte  er  als  Patricier  nicht  bekleiden), 
werde  er  die  Möglichkeit  haben,  gegen  L.  Paulus  unmittelbar 
ohne  Vermittelung  eines  andern  Beamten  eine  aussenntieirtficiie 


a)  Vergl.  oben  S.  147. 
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Anklage  erheben  zu  können.     Es  ergiebt  sich  hieraus,  durch 
welche  geschichtliche  Entwiekelung  diese  ausserordentliche  Ge- 
richtsbarkeit, welche  durch  die  plebejischen  Beamten  als  Anklär 
ger  und  Richter  geübt  wurde,  entstanden  ist.    Sie  schreibt  sich 
von  der  Einsetzung   der  Volkstribunen  her,  welche  alsbald  ein 
Recht,  fiber  ihre  Standesgenossen  zu  urtheilen,    in   Anspruch 
nahmen:  sie  erweiterten  es  seit  Coriolans  Process,  wo  es  ihnen 
erlaubt  wurde,   unter  Einwilligung  des  Senates  auch  Patricier 
vor  Gericht  zu  ziehen:  sie  erhielten  es  ohne  Einschränkung  durch 
die  Valerisch-Horatischen  Gesetze,  als  sie  Beamte  des  Gesammt- 
staates  wurden,  über  beide   Stände,     ihre  Gewalt  war  sogar 
grosser  als  die  der  curulischen  Beamten,  welche  der  ordentlichen 
Rechtspflege  vorstanden.    Denn  diese  konnten  bei  jeder  Mass- 
regel, welche  sie  ergriiFen,  von  den  Tribunen  gehindert  werden 
und  wir  haben  oben  öfters  bemerkt,  welchen  Einfluss  diese  dadurch 
auf  die  Rechtsentwickelung  im  Allgemeinen  und  auf  die  einzelnen 
Processe  im  Besonderen  ausübten.    Dagegen  die  plebejischen  Be- 
amten waren  nur  an  die  Einwilligung  ihrer  plebejischen  CoUegen 
gebunden. 

Es  fragt  sich,  wie  die  Aedilen,  zu  welchen  die  curulischen 
Aedilen  als  gleichberechtigt  getreten  waren,  zu  den  ausserordent- 
lichen Anklagen  standen.  Man  hat  angenommen,  die  Tribunen 
hatten  sieh  mit  den  Aedilen  in  der  Regel  so  in  die  Anklagen 
getheUt,  dass  jene  eich  die  wichtigeren,  namentlich  die  poütischen 
Processe  vorbehielten,  den  Aedilen  aber  die  minder  wichtigen 
Qberliessen.^  Es  könnte  damit  nur  gemeint  sein,  dass  die 
Tribunen  wegen  ihres  höher  stehenden  Amtes  wichtigere  Pflich- 
ten, so  wie  in  höherem  Grade  Unverletzlichkeit,  gehabt  und  den 
Aedilen  die  bedeutenderen  Processe  vorweggenommen  hätten, 
nicht  dass  die  Aedilen  nicht  die  Befugniss  gehabt  hätten,  auch 
die  wichtigsten  Processe  zu  leiten,  die  bedeutendsten  Anklagen 
zu  erheben.  Eine  sichere  Entscheidung  könnte  man  also  nur 
Mlen,  wenn  wir  die  üeberlieferung  über  eine  grosse  Anzahl  von 
Processen  hätten;  diese  haben  wir  indessen  nicht.  Aber  wir 
wissen,  dass  schon  455  v.  Chr.  bei  den  Kämpfen  um  den  Teren- 
tilischen  Gesetzesvorschlag  ein  Aedil  den  gewesenen  Consul  C. 
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Veturius  anklagte*),   also   gewiss    einen   wichtigen   politischen 
Process  führte :  weshalb  nicht  ein  Tribun  dies  that,  wissen  vir 
nicht    In  späterer  Zeit  standen  die  comlischen  Aedilen  unab- 
hängig von   den  Tribunen.     An    der   kurz   zuvor   angefühlten 
Stelle  aus  Livius*»)  zweifelt  der  Sprechende,  M.  Servilius,  nicht, 
dass  Ser.  Galha,  sobald  er  die  Aedilität  erhalte,  sofort  gegen  L. 
Paulus  einen  Process  beginnen  könne,   einen  Process,  der  poli- 
tisch und  gegen  den  mächtigsten  Mann  im  Staate  gerichtet  ge- 
wesen wäre.    Cicero*)  droht  Verres,  er  werde  gegen  ihn,  wenn 
er  die  Aedilität  angetreten  hätte,  einen  Perduellionsprocess  er- 
heben: dieser  Process  wäre  wichtig  imd  politisch  gewesen.   Es 
fallt  Cicero  nicht  ein,  dass  er  dabei  von  einem  Tribunen  würde 
gehindert  werden  oder  werden  können.   Also  die  Vertheilung  der 
Processe  unter  Tribunen  und  Aedilen  war  eine  zufällige:  sie  hing 
von  den  persönlichen  Eigenschaften  der  Einzelnen  ab,  und  wie 
in  späterer  Zeit  Anklagen  als  nicht  schicklich  für  ältere  Staats- 
männer   galten,    so  wird  es  auch  früher  vorgekommen  sein, 
dass  vorzugsweise  junge  Männer,  welche  ihre  Laufbahn  mit  der 
Aedilität  begannen,  durch  Anklage  hoch  stehender  Staatsmänner 
Berühmtheit  und  politischen  Einfiuss  zu  erwerben  suchten. 

Wir  haben  den  einen  Unterschied  des  ordentlichen  nnd 
ausserordentiichen  Verfahrens  betrachtet;  aber  es  giebt  noch  mea 
anderen  ebenso  wesentlichen  in  Bezug  auf  die  Angeklagten.  Wir 
haben  bemerkt"^),  dass  im  ordenüichen  Rechtswege  nur  Pmü- 
leute  angeklagt  werden  keimten,  Staatbeamte  während  der  Daoer 
ihres  Amtes  nicht  Dagegen  ausserordentlich  keimten  die  Tn- 
bunen  auch  jeden  Beamten  vor  dem  Volke  verklagen.  Es  eigiebi 
sieh  dies  mit  Nothwendigkeit  schon  aus  der  Betrachtung  d^ 
Stellung,  welche  die  Volkstribunen  im  Römischen  Staatsrechte 
hatten.  Durch  die  Valerisch-Horatischen  Gesetze  waren  sie  zu 
Beamten  des  Gesammtvolkes  geworden,  und  ihnen  Dnveileti- 
lichkeit,  sowie  uneingeschränkte  Befugniss  über  die  Tribatco- 


a)  S.  I,  275. 

b)  S.  oben  S.  217. 

c)  Oic.  in  Verr.  lib.  I,  6. 

d)  &  oben  S.  148. 
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mitien  auch  den  Patricien^.  gegenüber  eingeräumt  werden:  dass 
dabei  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  ursprunglich  patridschen 
Beamten  gemacht  worden  wäre,  wird  nirgends  überliefert  Wenn 
also  ein  Beamter  sich  an  einem  Tribunen  vergrüF  oder  seine 
Volksversammlung  störte,  so  musste  dieser  augenblicklich  das 
Recht  haben,  Strafe  eintreten  zu  lassen:  hätte  er  es  erst  nach 
dem  Amtsjahr  des  Anzuklagenden  gehabt,  so  wäre  auch  sein 
eigenes  Amt  in  vielen  Fällen  verflossen,  der  ihm  gewährte  Schutz 
nichtig,  sein  Ansehn  jeder  Unbill  der  patridschen  Beamten  Preis 
gegeben  gewesen.  Deshalb  finden  wir  von  Anfang  an  Beispiele 
dieser  Art  Noch  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln,  als 
zur  Anklage  jedes  Patriciers  die  Einholung  eines  Senatsbeschlusses 
nothwendig  war,  im  J.  455  v.  Chr.  versuchte  ein  Tribun  die  re- 
gierenden Consuln  T.  Romilius  und  G.  Veturius  anzuklagen*): 
der  Versuch  misslang,  weil  die  Consuln  so  viel  Gewalt  über  den 
Senat  hatten,  dass  derselbe  seine  Einwilligung  verweigerte.  Bei 
den  Verhandlungen  darüber,  welche  uns  ausführlich  mitgetheilt 
werden,  heisst  es  nicht,  dass  die  Tribunen  nicht  das  Recht  hätten, 
einen  Beamten  anzuklagen,  sondern  sie  konnten  dasselbe  nur 
nicht  zur  Geltung  bringen.  Diese  Schwierigkeit  mochte  bewir- 
ken, dass  auch  später  dieses  Recht,  wenngleich  es  gesetzlich 
feststand,  dennoch  thatsächlich  nur  selten  und  nur  mit  Einschrän- 
kung zur  Anwendung  kam.  Wir  haben  in  älterer  Zeit  kein  ge- 
schichtliches Beispiel,  dass  ein  Consul  oder  Prätor  während  seines 
Amtsjabres  von  den  Tribunen  wegen  Capitalverbrechens  ange- 
klagt, abgesetzt  und  bestraft  worden  sei;  Livius  erklärt  sogar 
zum  Jahre  420  v.  Chr.,  ein  Militärtribun  sei  gegen  die  beabsich- 
tigte Anklage  von  zwei  Volkstribunen  durch  sein  Amt  gesichert 
gewesen^),  und  ein  ander  Mal<^)  heisst  es,  ein  Consul  sei  nach 
Hause  zurückberufen  worden,  um  sobald  er  sein  Amt  niederge- 
legt hätte,  vor  Gerieht  gestellt  zu  werden.  Aber  dass  dies  nach 


a)  Dionys.  X,  84.    VergL  1,  275. 

b)  Aber  freilich  noch  mehr  durch  seine  Schuldlosigkeit;  denn  Liv.  IV, 
44  sagt:  cum  in  ipsum'et  innocentia  tutom  et  magistratu,  in  quo  tone  erat, 
Impetus  fieri  non  posset. 

c)  Liv.  XLI,  6  ne  Manlius  —  Imperium  relineret,  uti  causam  eztemplo 
dicere,  cum  abisset  magistratu,  posset 
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strengem  Rechte  möglieh  war,  ist  zweifellos.    Gesehehen  ist  es 
wirklich  im  Jahre  105  v.  Chr.  bei  Q.  Servilins  Gaepio,  der  den 
Verlust  des  Heeres  durch  die  Cimbem  verschuldet  hatte,  und 
zwar  war  dies,  wie  bei  der  Nachricht  davon  ausdrücklich  hiozo- 
gesetzt  wird,  der  erste  Fall  seit  der  Absetzung  des  Königs  Tar- 
quinius.*)   Bei  Livius^)  erklärt  der  Tribun  M.  Metilius  vor  dem 
Volke,  unter  andern  Umständen  würde  er  an  das  Volk  den  An- 
trag stellen ,  dem  Dictator  Q.  Fabius  Cunctator    sein  'Amt  zu 
nehmen,  jetzt  wolle  er  sich  damit  begnügen,   einen  Antrag  zq 
machen,  dass  seinem  Reiterobersten  gleiche  Gewalt  mit  ihm  ver- 
liehen werde.    Das  Volk  kann  nach  Römischem  Staatsrecht  eben 
Alles  thun,  und  zwar  gleicher  Weise  in  Tribut-,  wie  in  Ccntu- 
riatcomitien"^):    ja  in  jenen  ist  es  noch  mächtiger,    weil  die 
letzteren  nicht  über  die  plebejischen  Beamten  zu  verfugen  hab^. 
Geldstrafen  sind  öfters  gegen  curulische  Beamte  von  den  Tribu- 
nen beantragt  und  auch  durchgesetzt  worden.    Das  berühmteste 
Beispiel  ist  das  von  Ti.  Gracchus ,  der  in  den  Kämpfen  um  sein 
Ackergesetz  allen  curulischen  Beamten  die  Vornahme  von  Amts- 
handlungen verbot ,  die  Schatzkammer  schloss  und  den  Gonsalo 
mit  Geldstrafe  drohte ,  wenn  sie  trotzdem  öffentliche  Gelder  ^t- 
nähmen.*')    Hätten  sie  es  gethan,    so  hätte  er  seine  Drohung 
durch  einen  Antrag  beim  Volke  erfüllt    Das  war  keine  neue, 
mit  einer  Ausdehnung  der  tribunicischen  Macht  verbundene ,  An- 
massung  von  Gracchus:    schon  im  Jahre  368  v.  Ghr.  während 
der  Kämpfe  um  Zulassung  der  Plebejer  zum  Consulat  hatten  & 
Tribunen  den  Volksbeschluss  gegen  den  Dictator  M.  Gamilte 
durchgesetzt,  er  sollte,  wenn  er  als  Dictator  aufträte,  mit  eifier 
ungeheuren  Geldstrafe  belegt  werden  °):  dadurch  hatten  sie  Um 
zur  Abdankung  genöthigt    Am  deutlichsten  erhellt  das  Verfah- 
ren der  Tribunen  hierbei  aus  dem,   was  im  Jahre  172  v.  Chr. 
geschah.    Die  Gonsuln  schützten  den  Proconsul  M.  Popüius,  wel- 
cher gegen  den  Willen  des  Senates   in  Ligurien  Kri^  führte: 


a)  Liv.  per.  LXVll. 

b)  Liv.  XXU,  25. 

c)  Vergl.  oben  S.  216. 

d)  Plut  Ti.  Gracch.  c  10. 

e)  Liv.  VI,  38. 
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da  erklärten,  in  Unterstützung  des  Senates,  zwei  Volkstribnnen, 
sie  wtrden  den  Consuln,  wenn  sie  nicht  in  ihre  Provinzen  gin- 
gen und  jenem  M.  Popilias  den  Oberbefehl  abnähmen,  eine  Geld- 
strafe auferlegen"),  über  welche  es  dann  natürlich  den  Bestraf- 
ten freistand,  Berufung  an  die  Volksversammlung  einzulegen. 
Am  häufigsten  kamen  solche  Bestrafungen  oder  Strafandrohungen 
bei  politischen  Streitigkeiten  vor,  aber  zuweilen  doch  auch  bei 
wirklichen  Vergehen,  wie  z.  B.  im  Jahre  160  v.  Chr.  der  Prä- 
tor Cn.  Tremellius  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt  wurde,  weil 
er  sich  am  Oberpriester  M.  Lepidus  thätlich  vergriifen  hatte, 
wahrscheinlich  auf  Anklage  eines  Tribunen  vor  dem  Volke.**) 
Auf  diese  Weise  konnten  alle  Vergehen  und  Verbrechen  von  cu- 
rulischen  Beamten  vermittelst  des  ausserordentlichen  Verfahrens 
durch  die  Tribunen  vor  dem  Volke  zur  Bestrafung  gebracht 
werden. 

Von  der  Anklage  der  Gensoren  während  ihres  Amtes  haben 
wir  ein  sehr  merkwürdiges  Beispiel  aus  dem  Jahre  169  v.  Chr. 
Ein  Volkstribun  P.  Rutilius  hatte  mit  den  beiden  Gensoren  G. 
Claudios  und  Ti.  Gracchus  Streitigkeiten  bekommen:  dabei  be- 
klagte er  sich ,  habe  der  erstere  die  Volksversammlung  von  ihm 
abbemfen,  also  gegen  das  ursprünglich  nur  für  die  Plebejer, 
damals  aber  auch  für  die  Patricier  gültige  Icilische  Plebiscit  ge- 
handelt, der  zweite  seine  Intercession  nicht  beachtet,  also  gegen 
seine  Unverletzlichkeit  gefehlt  Deshalb  belangte  er  beide  wegen 
perdueüio  vor  dem  Volke,  aber  sogleich,  während  die  Gensoren 
noch  im  Amte  waren:  die  Gensoren  selbst,  um  nicht  in  ihren 
Massregeln  gestOrt  zu  werden,  wünschten  eine  baldige  Entschei- 
dung des  Processes:  trotzdem  dass  sie  einen  schweren  Kampf 
voraussahen,  verlangten  sie  nicht  ein  Aufschieben  desselben  bis 
nach  Niederlegung  ihres  Amtes.  <")  Wären  sie  verurtheilt 
worden ,  so  musste  natürlich  der  Verlust  ihres  Amtes  von  selbst 


a)  Liy.  XLU,  21  tribuni  plebis  —  consulibus  multam  se  dicturos,  nisi 
in  provinciam  exirent,  denuntiaront 

b)  Liy.  per.  XLYII  Gn.  Tremellio  praetor!  multa  dicta  est,  quod  com 
M.  Aemilio  Lepido  pontifice  maximo  iniuriose  contenderat  sacrorumque 
quam  magistrataum  ins  potentins  fdit. 

c)  Liv.  XLIU,  16. 
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eintreten.  Etwas  später,  214  v.  Chr.,  versuchte  ein  Tribun  L 
Metellas  ans  Privathass  die  beiden  Gensoren  P.  Furius  und  M. 
Atilius  während  ihres  Amtes  anzuklagen :  wäre  es  verboten  ge- 
wesen, so  hätte  er  nicht  den  Versuch  gemacht  Indessen  dieser 
glückte  nicht  wegen  des  Einspruchs  der  neun  andern  Tribunen, 
welche ,  da  die  Censur  zu  Ende  ging ,  mit  dem  Processe  gewar- 
tet wissen  wollten.*)  Dies  Beispiel  beweist,  dass  eine  Anklage 
der  Gensoren  im  Amte,  wenngleich  möglich,  doch  ungewöhnUeh 
war.  Auch  die  Yolkstribunen  und  Aedilen  selbst,  welche  so 
die  Gerichtsbarkeit  über  die  curulischen  Beamten  hatten,  waren 
ihrerseits  der  ihrer  GoUegen  unterworfen.  Es  wird  erzählt,  M. 
Glaudius  Marcellus  als  cumlischer  Aedil  habe  einen  Yolkstribo- 
nen  G.  Scatinius  wegen  Unzucht  beim  Volke  angeklagt**)  Der 
Tribun  weigerte  sich  zu  erscheinen,  aber  bei  der  Uebereinstim- 
mung  der  übrigen  Tribunen  wurde  trotz  seines  Nichterscheinens 
in  angesetzten  Terminen  das  Gericht  dennoch  gehalten  und  der 
Angeklagte  verurtheilt;  das  Amt  wurde  ihm  nicht  genommen, 
weil  es  sich  nur  um  eine  Geldstrafe  handelte.  Schlimmer  er- 
ging es  dem  Tribunen  M.  Octavius ,  der  sich  dem  von  Ti.  Grac- 
chus vorgeschlagenen  Ackergesetze  entgegenstellte.  Es  ist  zwar 
aus  den  Berichten  der  Schriftsteller*)  nicht  recht  klar,  worauf 
Gracchus'  Antrag  gegen  seinen  Gollegen  ging ,  auch  scheinen  da- 
bei einige  andere  Besonderheiten  vorgekommen  zu  sein;  indes- 
sen die  Thatsache,  dass  ein  Tribun  durch  den  andern  venmt- 
telst  eines  Volksgerichtes  abgesetzt  werden  konnte,  steht  dadnitA 
sicher.  Als  unter  Gäsars  Dictatur  zwei  Tribunen  G.  EpiSns 
Marullus  und  L.  Gaesetius  Flaccus  sich  das  Missfallen  des  Ge- 
walthabers zugezogen  hatten ,  wurde  ihnen  auf  Antrag  ihres  Goi- 
legen  Helvius  Ginna  ihr  Amt  genommen^)  und  der  Tribun  P. 
Servilius  Gasca,  der  sich  unter  den  Mördern  Gäsars  beftnd, 
wurde,  ehe  er  nach  dem  Pedischen  Gesetz  angeklagt  wurde, 
auf  die   Anklage    seines   Gollegen  P.    Titius '^)    abgesetaEt^) 


a)  Liv.  XXIV,  43. 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  7;  Plut  Marc  2. 

c)  Plut  Ti.  Gracch.  12 ;  App.  bell.  civ.  I,  12. 

d)  Die  Cas8.  XLIV,  10. 

e)  Dio  Cass.  XLVI,  49. 
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Indessen  alle  diese  Fälle,  mochte  ein  Tribun  eines  Verbrechens 
halber  abgesetzt  und  bestraft  oder  nur  seines  politischen  Ver- 
haltens wegen  mit  Verlust  des  Amtes  bestraft  werden,  waren 
sehr  selten :  das  Letztere  galt  sogar  als  böse  Vorbedeutung  für  die- 
jenigen, welche  sich  ihrer  Macht  zur  Unterdrückung  ihres  Col- 
legen  bedienten.")  Beides  aber  wäre  nicht  möglich  gewesen, 
wenn  nicht  bei  diesem  ausserordentlichen  Verfahren  Anklage  der 
Beamten  selbst  erlaubt  gewesen  wäre. 

£s  erklärt  sich  aus  dieser  Macht,  welche  die  Tribunen  über 
alle  Beamten  hatten,  eine  andere  Erscheinung,  welche  ohne 
diesen  Zusammenhang  keine  staatsrechtliche  Begründung  fände. 
Wir  haben,  wo  wir  von  der  Geföngnissstrafe  handelten*"),  be- 
merkt, dass  die  Beamten  Jemanden,  den  sie  eines  Vergehens 
halber  anklagen  wollten,  in  das  Gefängniss  werfen  konnten, 
und  indem  sie  die  Anklage  nicht  ausführten,  mittelbar  die  Ge- 
fangnisshaft zu  einer  Strafe  machten.  Geschah  dies  von  dem 
curulischen  Beamten  beim  gewöhnlichen  Verfahren  des  ordent- 
lichen Strafprocesses,  so  werden  es  auch  die  Tribunen,  welche 
sich  bei  dem  ausserordentlichen  Verfahren  derselben  Formen 
zu  bedienen  pflegten,  gethan  haben,  und  so  sind  diejenigen 
Fälle  zu  erklären,  wo  sie  die  höchsten  Beamten  mit  Gefängniss- 
strafe bedrohten  oder  wirklich  belegten.  Das  erste  Beispiel  die- 
ser Art  findet  sich  im  Jahre  431  v.  Chr.,  wo  die  beiden  Consuln 
T.  Quinctius  Cincinnatus  und  C.  Julius  Mento  unglücklich  Krieg 
führten  und  sich  doch  trotz  eines  Senatsbeschlusses  nicht  beque- 
men wollten,  einen  Dictator  zu  ernennen.  Der  Senat  wandte 
sich  an  das  Collegium  der  Tribunen  und  dieses  drohte  den  Con- 
sulfi,  wenn  sie  dem  Senate  nicht  gehorchten,  mit  Gefängniss- 
strafe. ^)  Man  muss  sich  denken,  sie  hätten  den  Consuln  mit 
einer  Anklage  vor  dem  Volke  gedroht  und  erklärt,  sie  würden 
dieselben  bis  zu  dem  anzusetzenden  Termine  in  Untersuchungs- 
haft halten.  Dass  die  alten  Schriftsteller  selbst  die  Verhaftung 
der  Consuln  durch  die  Tribunen  als  den  Anfang  einer  gerichtr 


a)  Man  sehe  die  Bemerkung  bei  Die  Gass.  XLIY,  10. 

b)  Siehe  oben  S.  158. 

c)  Liv.  IV,  26. 
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liehen  Anklage  betrachten ,  ergiebt  sich  mit  vollkominener  Sicher- 
heit aus  der  Erzählung  von  den  Versuchen,  welche  dieTribuneD 
machten,  ihre  Gewalt  gegen  die  Consuln  zu  wenden,  ehe  sie 
dies  rechtlich  thun  durften.  Im  Jahre  455  v.  Chr.  hatten  .^ie 
noch  nicht  die  Befugniss,  weder  die  Consuln  noch  irgend  einen 
Patricier  ohne  die  Erlaubniss  des  Senates  vor  ihren  GericMof 
zu  ziehen.  Dennoch  versuchten  sie  es  mit  den  Consuln  jenes 
Jahres,  T.  Romilius  und  C.  Veturius,  mit  denen  sie  wegen 
einer  Soldatenaushebung  in  Streit  gekommen  waren.  Die  Tri- 
bunen wendeten  sich  an  den  Senat  und  verlangten  dort  von  <leu 
Consuln,  dass  diese  entweder,  wenn  sie  es  mit  gutem  Gewis^n 
thun  könnten,  in  der  Volksversammlung  schwören  sollten,  sii" 
hätten  nichts  Ungesetzliches  gegen  die  Tribunen  geihan,  oder 
aber  sie  sollten  sich  vor  den  Tribus  verantworten  und  deren 
Abstimmung  unterwerfen.  Die  Consuln  antworteten  auf  diese 
Forderungen,  die  Tribunen  hätten  zuerst  die  GewaltthätigkeiteD 
begonnen,  indem  sie  ihren  Dienern  und  den  Aedilen  aufge- 
tragen, die  Consuln  ins  Gefängniss  zu  fahren,  dann  aadi  selbst 
versucht  hätten,  Hand  an  sie  zu  legen:  die  consularische  JÜBcht 
stamme  von  den  Königen  her  und  sei  dem  Urtheile  des  Volket^ 
nicht  unterworfen.^)  Es  ist  aus  dieser  Erzählung  von  Dionysio:: 
klar ,  dass  die  Gefängnisshaft  der  Anfang  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens ist  und  der  Untersuchungshaft  bei  andern  Angeklagten 
entspricht.  Was  die  Tribunen  damals  vor  den  Valerisch-Hors- 
tischen  Gesetzen  nicht  vermocht  hatten,  das  stand  ihnen  sp^ 
unzweifelhaft  frei  und  wurde  ab  und  zu  ausgeübt.  Im  <U^ 
151  V.  Chr.  wurden  die  beiden  Consuln,  L.  Lucullus  und  AAl- 
binus  bei  einer  Aushebung,  welche  sie  nicht  nadi  dem  TVlUen 
der  Volkstribunen  hielten,  von  diesen  in  das  Gefi&ngniss  ge- 
worfen'»),   vielleicht  nur  damit  bedroht    Denn  Cicero  •*)  erziUt. 

a)  Diouys.  X,  34  ol  S'Giraxot  rpoc  xa-jx  dlireXoyoüvxo ,  JiWoxovxi;.  '^ 
T^C  Gßpcuic  ol  h-fniapyoi  dfpSeiav  —  xoXjn^aavrec  t{c  üiccEtojv  awfiox«  s»«' 
yop.etv ,  x6  f*^v  icpuitov  oni^p^xacc  xc  xal  djopavöpioic  ImTdxtovti«  ffytt>  t* 
x6  6eofiü)Ti^piov  ap^ovxac,  of;  x6  iiöJvxaiv  dizoUho-zat  xpaxos,  fetrc  avTO' 
xoXpii^oavxEC  bp.6at  yuipelv  —  (xig  Öijjiap^ixTQ  ipx5)  tooowxo«  <«tv  fec«i>»' 
xaxd  xÄv  örfl^xwv  Ttv6«  <I>f|Cpov  di:oM6^ai  xotc  6y\oi^ ,  &axt  x.  t.  ^• 

b)  Liv.  per.  XLVIU. 

c)  Cic  de  leg.  III,  9. 
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zuerst  sei  wirkliehe  Gefängnisshaft  im  Jahre  138  v.  Chr.  an  den 
Consoln  P.  Scipio  Nasica  und  D.  Brutus  durch  den  Volkstribu- 
nen C.  Curiatius  vollzogen  worden,  man  weiss  nicht  bei  wel- 
chem Anlass. '^)  Indessen  waren  dies  immerhin  seltene  und 
äusserste  FäUe,  wie  es  denn  als  unerträglicher  Hochmuth  des 
Tribunen  M.  Drusus  angeführt  wird,  dass  er  im  Jahre  91  v.  Chr. 
den  Consul  L.  Philippus,  welcher  ihn  bei  der  Volksversammlung 
zu  unterbrechen  gewagt  hatte,  unter  körperlichen  Misshandlun- 
gen  in  das  Gefängniss  warf.**)  Meist  blieb  es  bei  der  Drohung, 
wie  sie  Marius  als  Tribun  gegen  den  Consul  L.  Cotta  übte,'') 
oder  es  widersprach  einer  von  den  Tribunen,  wie  bei  P.  Sem- 
pronius,  welcher  den  Censor  Ap.  Claudius  in  das  Gefängniss 
führen  wollte.^)  Aber  der  Grundsatz  steht  fest  und  wird  öfter 
ausgesprochen,  dass  es  den  Volkstribunen  erlaubt  ist,  selbst  die 
höchsten  curulischen  Beamten  ins  Gefängniss  zu  werfen'^),  nicht 
am  dies  als  Strafe  gelten  zu  lassen,  sondern  um  sie  demnächst 
vor  das  Yolksgericht  zu  stellen. 

In  Bezug  also  auf  die  Angeklagten  und  die  Ankläger  be- 
stand ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Verfahren  in  Strafsachen:  in  Bezug  auf 
die  Vergehen  selbst  bestand  kein  Unterschied,  in  so  fem  wenig- 
stens, als  jedes  Vergehen,  welches  vor  den  Prätoren  auf  gewöhn- 
lichem Wege  geahndet  werden  konnte,  auch  von  den  Tribunen 
aufgenonamen  und  durch  sie  dem  Volke  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt werden  durfte.  Es  war  sogar  nothwendig,  dass  dies  Ver- 
hältniss  stattfand,  wenn  die  Tribunen  eine  wirksame  Aufsicht 
nicht  nur  über  die  übrige  Staatsverwaltung,  sondern  auch  über 
die  Strafirechtspflege  fuhren  sollten.  Denn  den  Prätoren  stand 
es  frei,  die  bei  ihnen  Angeklagten  frei  zu  sprechen,  und  wenn- 
gleich die  Tribunen  die  Macht  hatte,  ein  Gericht  zu  hindern, 
so  entbehrten  sie  doch  der  Befugniss,  die  Anklage  oder  die  Be- 
strafung eines  solchen,  den   sie  für  schuldig  hielten,  bei  dem 


a)  Liv.  per.  LV;  Val.  Max.  UI,  7,  3. 

b)  Val.  Max.  IX,  5,  2. 

c)  Flut  Mar.  c.  4 

d)  Liv.  IX,  34. 

e)  Cic.  in  Vat  9,  22;  de  leg.  agrar.  II,  37;  Flut  Ti.  Gracch.  15. 
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Prätor  durchzusetzen.  Es  ist  somit  das  ausserordentliche  tribTi- 
nicische  Verfahren  eine  Ergänzung  des  ordentlichen  prätoih 
sehen  Verfahrens,  und  es  musste  eine  solche  Ergänzung  in 
den  älteren  Zeiten,  wo  bei  den  leidenschaftlichen  Streitigkeiten 
der  Patricier  und  Plebejer  eine  parteiische  Rechtspflege  leicht 
möglich  war,  stärker  hervortreten  als  in  den  spätem  Zeiten  der 
Eintracht.  Bei  den  Kämpfen  um  den  Terentilischen  Gesetzesvor- 
schlag erfolgte  die  Anklage  von  Kaeso  Quinctius  durch  die  Tri- 
bunen nicht  nur  aus  politischen  Gründen,  weil  er  sich  an  den 
Tribunen  vergrifien  hatte,  sondern  auch,  weil  er  angeblich  einen 
Plebejer  muthwillig  getödtet  hätte.  Der  Bruder  des  Getödteten 
hatte  die  Anklage  wegen  dieses  Verbrechens  im  ordentUcheo 
Verfahren  bei  den  Consuln  anhängig  machen  wollen;  aber  daran 
verhindert,  theilte  er  sie  dem  Tribunen  mit,  welcher  sie  vor 
den  versammelten  Tribus  zu  verfolgen  beschloss.  Der  Grand, 
welcher  den  anklagenden  Tribunen  zu  den  strengsten  Massregeb 
veranlasste,  lag  grade  in  dieser  Anklage  wegen  eines  gemeinen 
Verbrechens  und  in  dem  Streben  nach  unparteiischer  Rechts- 
pflege.*) Aber  umgekehrt  konnte  nicht  jedes  Vergehen,  das 
von  den  Tribunen  vor  dem  Volke  anhängig  gemacht  werden 
durfte,  auch  auf  ordentlichem  Gerichtswege  verfolgt  werden,  z.  B. 
nicht  Amtsvergehen,  während  der  Schuldige  im  Amte  war,  und 
selbst  wenn  man  bis  zum  Aufhören  des  Amtes  warten  wollte, 
wäre  es  oft  schwer  gewesen,  z.  B.  einen  Feldherm  wegen  nn- 
glücklicher  Kriegführung,  oder  einen  Staatsmann  wegen  Be- 
kämpfung  der  Volksinteressen  vor  einem  prätorischen  Ga^te 
zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Femer  Vergehen  gegen  die  Trita- 
nen  selbst,  entweder  Verletzungen  ihrer  Heiligkeit  oder  Störun- 
gen ihrer  Volksversammlungen,  wären  vor  dem  ordentlichen  Ge- 
richte nicht  strafbar  gewesen. 

Demnach  bildete  sich  allmälig  ein  bestimmter  Kreis  von  Ver- 
brechen, welche  die  Tribunen  und  Aedilen  vor  ihren  Gerichtshof  zo- 
gen. Vor  allem  waren  es  politische  Processe,  entweder  bei  Verg^ 
hungen  gegen  die  Tribunen  und  Aedilen,  selbst  im  Privatleben,  wif 
z.  B.  ein  Aedil  A.  Hostilius  Mancinus  eine  meretrix  wegen  eines 


a)  Liv.  ra,  13;  Dionys.  X,  2flgd.    Veigl.  I,  272. 
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Steinwurfes  gegen  ihn  vor  dem  Volke  anzuklagen  unternahm*),  oder 
bei  Amtsvergehen  von  Beamten,  nicht  nur  der  cunilischen,  und  der 
Tribunen  oder  Aedilen  selber,  sondern  auch  niederer  Beamten,  z.  B. 
der  Dreim&mer,  welche  für  eine  Colonie  ernannt  worden  waren  ^), 
and  der  städtischen  Dreimänner,  welche  den  Schutz  der  Stadt  bei 
Xacht  hatten.**)  Nächstdem  kommen  solche  Processe,  für  deren  Be- 
strafung die  bestehenden  Gesetze  nicht  ausreichen  und  entweder  zu 
gelind  oder  zu  hart  erscheinen:  wir  rechnen  dahin  z.  B.  die  Pro- 
cesse, welche  die  Aedilen  wegen  Unzucht  von  Männern  und  Frauen 
jinstellen**),  wenngleich  dieselben  auch  in  das  eigentliche,  die 
Sittenpolizei  umfassende  Amtsgebiet  der  Aedilen  fallen.  Dazu 
gehörten  ohne  Zweifel  die  Processe,  welche  eine  Zeit  lang  von 
den  Aedilen  wegen  üebertretung  der  Ackergesetze  und  wegen 
Wucher  verschiedener  Art  angestellt  wurden.  So  mochten  sich 
verschiedene  Classen  von  Verbrechen  bilden,  welche  herkömmlich 
dem  ausserordentlichen  Gerichtshofe  der  Tribunen  oder  der  Aedilen 
zufielen,  selbst  die  verschiedenen  Zeiten  mochten  hierbei  einen 
Unterschied  machen;  aber  festhalten  muss  man,  dass  gesetzlich 
weder  die  einen  noch  die  andern  beschränkt  waren  und  überall, 
wo  sie  es  für  zweckmässig  erachteten,  eingreifen  durften. 

Man  hat  vielfach  zwischen  mittelbarer  und  unmittelbarer 
Volksgerichtsbarkeit  unterschieden:  unter  jener  verstand  man 
diejenige,  welche  auf  Einlegung  der  Provocation  eintrat,  unter 
dieser  die  tribunicische.  Die  erstere  wurde  dem,  was  wir  das 
ordentliche  Verfahren  nennen,  entsprechen:  bei  ihr,  nahm  man 
an,  hätte  die  Volksversammlung  die  zweite  Instanz  gebildet,  bei 
der  letzteren  in  erster  Instanz  geurtheilt  Dagegen  haben  sich 
die  neuem  Gelehrten  erklärt  und  als  obersten  Grundsatz  ange- 
nommen, dass  die  Volksgerichte  alle  aus  dem  Provocationsver- 
fahren  entstanden  und  eigentlich  alle  zweiter  Instanz  sind.  Wir 
haben  diese  Ansichten  schon  früher  ausführlich  besprochen  und 


a)  GdL  IV,  14. 

b)  Liv.  IV,  11. 

c)  VaL  Max.  Vm,  1,  5  und  6. 

d)  Li?.  Vni,  22  und  Val.  Max.  Vin,  1,  7;  Liv.  X,  31;  XXV,  2. 
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widerlegt.»)    Allerdings  ist  es  richtig,  dasg  alle  Volksgerichte, 
mögen  sie  von  curulischen  oder  von  plebejischen  Beamten  gelei- 
tet werden,  auf  dem  Provocationsverfahren  beruhen;   aber  dieses 
selbst  ist  nicht  ein  Verfahren  zweiter,   sondern  erster  Instanz. 
Das  Urtheil,  welches  den  Beamten  zugeschrieben  vnrd,  als  vor- 
hergehend den  Entscheidungen  des  Volkes,  gilt  trotz  des  gleichen 
Namens,  welchen  es  fuhrt,  dennoch  nicht  als  ein  gerichtBche&, 
sondern  bezeichnet  nur  den  Ausspruch  des  Beamten,  welcher 
sich  zur  Anklage  entschliesst:   das  einzige   Gericht  findet  vor 
dem  Volke  statt.     Die  tribunicische  Gerichtsbarkeit  steht  darin 
der  prätorischen  ganz  gleich  und  hat  eben  dieselbe  Entwickeluiuj 
genommen.     Es   entspricht  dies    durchaus  der  Ausbildung  der 
übrigen  Staats  Verhältnisse.    Bei  den  Volksversammlungen,  den 
Centuriat-  und  Tributversammlungen,  hat,  wie  wir  gesehen*"), 
wenn  gleich  sie  von  verschiedenen  Grundsätzen  ausgingen  und 
von  verschiedenen  Gewalten  geleitet  wurden,  dennoch  eine  gleiche 
Entwicklung  stattgefunden :  die  Auspicien ,   die  Zeit  der  Beru- 
fung wurden  allmälig  dieselben.    Die  Volkstribunen  und  Aedilen 
hatten  einen  von  den  curulischen  Beamten  verschiedenen  Ursprung 
und  mussten  verfassungsmässig  ihren  Charakter  als  Vertreter  der 
Plebs  immer  beibehalten:    dennoch    vnirde    ihnen    gleich  jenen 
eine  Befugniss  zum  Auflegen  von  Geldbussen  gegeben  und  ihr 
Amt  auf  den  ganzen  Staat  ausgedehnt    Es  wäre  eine  unerklär- 
liche Ungleichheit  gewesen,   wenn  ihre  Gerichtsbarkeit  eine  od- 
mittelbar  durch  das  Volk  geübte,  die  der  curulischen  Beamten  m^ 
mittelbare  gewesen  wäre,  wenn  die  gleichmässige  Entwiekelnns, 
welche  wir  bei  den  patricischen  und  plebejischen  Beamten  in 
andern  Punkten  beobachten,  in  diesem  einen  nicht  stattgefunden 
hätte.     Also  ebenso,  wie  die   curulischen  Beamten,   fällen  die 
Tribunen  und  Aedilen,  wenn  sie  vor  dem  Volke  anklagen,  kein 
gerichtliches  Urtheil,   sondern  erheben  nur  nach  bestem  Tllsseo 
eine  Anklage,  richten  einen  Antrag  an  das  Volk,   ganz  ähnlict 
wie  sie  jeden  andern  Antrag  über  die  Verwaltung  des  Staate^ 
bei  demselben  machen  können.    Wer  ohne  Zuziehung  des  Volkes 


a)  Man  sehe  oben  S.  183flgd. 

b)  S.  oben  S.  196. 
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von  den  Tribunen  gestraft  wird,  erleidet  die  Strafe  ohne  gericht- 
liches Urtheil,  ohne  eigentlichen  Process.  Solche  Fälle  kamen 
vor,  wahrscheinlich  häufiger  als  wir  es  nachzuweisen  im  Stande 
sind.  Wo,  wie  wir  erwiesen  haben,  beim  ordentlichen  Gerichts- 
verfahren Vollziehung  der  Strafe  ohne  die  Volksversammlung 
stattfand,  d.  h,  bei  denen,  welche  ihr  Vergehen  eingestanden 
und  bei  denen,  welche  anf  irischer  That  ertappt  waren  J),  konnten 
auch  die  Tribunen  Strafe  verhängen  und  ausfuhren.  Denn  dass 
(las  Volk  in  diesen  Fällen  noch  ein  schuldig  aussprach,  war  un- 
nütz: selbst  eine  Bestimmung  der  Strafe  war  nicht  nöthig,  so- 
bald eine  solche  for  die  betreffenden  Vergehen  gesetzlich  bestimmt 
war.  So  sind  namentlich  diejenigen  Beispiele  zu  erklären,  wo 
die  Volkstribunen  über  die  Frevler  an  ihrer  Heiligkeit  und  ün- 
verletzlichkeit  die  härtesten  Strafen  verhängten''):  wenn  der 
Thatbestand  offen  vorlag,  bedurfte  es  keines  Volksgerichtes,  der 
Tribun  war  zu  gleicher  Zeit  Beleidigter  und  Richter.  Wahrschein- 
lich war  diese  Befagniss,  selbständig  ohne  das  Volk  zu  richten, 
uneingeschränkter  im  Beginne  des  Tribunates,  als  dasselbe,  nur 
die  Plebejer  umfassend,  noch  nicht  die  Formen,  welche  für  pa- 
tricische  Gerichte  und  curulische  Beamte  bestanden,  angenommen 
hatte.  Später  musste,  selbst  wenn  kein  gesetzlicher  Zwang  dazu 
da  war,  die  Sitte  zu  grösserer  Beschränkung  fuhren.  Aber  in 
ihrer  ganzen  Machtfulle  ^trat  die  tribunicische  Gewalt  wieder 
in  den  Kaisem  hervor,  welche,  ohne  ungesetzlich  zu  handeln, 
jedes  Vergehen  gegen  ihre  Heiligkeit  mit  augenblicklicher  Strafe 
imd  ohne  irgend  ein  richterliches  Verfahren  ahnden  durften. 

Wir  haben  früher"^)  das  in  den  zwölf  Tafeln  enthaltene  Ge- 
setz angeführt ,  wodurch  die  richterliche  Befugniss  der  Centuriatr 
und  Tributcomitien  festgestellt  wurde:  jene  allein  sollten  über 
das  capui  eines  Römischen  Bürgers  richten  können.  Die  Art 
und  Weise  dieser  Bestimmung  ist  bemerkenswerth :  es  wurden 
dadurch  nicht  die  ersteren,  sondern  nur  die  letzteren  beschränkt 
Den  Centnrien  vnirde  die  Verfugung  über  jede  beliebige  Strafe 


a)  Veigl.  oben  S.  170  flgd. 

b)  S.  I,  229  und  237. 

c)  Man  sehe  I,  365. 
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gelassen*),  den  Tribns  dagegen  die  über  ctas  caput  genommen 
Dieses  Gesetz  ging  von  den  Zehnmännern  aus,  welche  mit  der 
höchsten  patricischen  Macht  die  tribunicische  vereinten:  sie  hat- 
ten dabei  schv^erlich  eine  Ahnung,  dass  die  frühere  Ver&ssong 
vneder  hergestellt  werden  könnte.  Für  sie  selber  hatte  es  nur 
die  Bedeutung ,  dass  sie  bei  leichteren  Vergehen ,  wenn  sie  über- 
haupt das. Volk  zuziehen  wollten,  die  formlosere  Versammlong 
der  Tribus  zu  Käthe  ziehen  durften.  Nach  der  WiederhersteUung 
der  Verfassung  aber  behielten  Patricier  und  Plebejer  das  Gesetz 
bei,  weil  die  tribunicische  Gewalt,  über  den  ganzen  Staat  aas- 
gedehnt und  von  der  Fessel  der  Senatsbeschlüsse,  durch  welche 
sie  früher  gebunden  gewesen  war,(befreit,  so  wiederum  eine  Schranke 
erhielt,  welche  sie  dem  herrschenden  Stande  erträglich  machte- 
Dass  dieser  Unterschied  in  den  Befugnissen  der  Centurien-  uod 
der  Tribusversammlung  auch  später  bis  zum  Ende  der  Republik, 
also  so  lange  als  es  überhaupt  Volksgerichte  gab,  festgehalten 
wurde,  wissen  wir  durch  bestimmte  Zeugnisse.  In  die  VerlEa»- 
sung,  welche  Cicero  für  seinen  Mnsterstaat  entwirft,  nimmt  er 
dieses  Gesetz  auf^)  und  in  der  hinzugefügten  Erklärung  deu- 
tet er  die  Geltung  desselben  auch  für  seine  Zeit  an :  er  behauptet 
wiederholentlich ,  dass  aus  diesem  Grunde  seine  eigene  Veror- 
theilung  durch  P.  Clodius  ungesetzlich  gewesen  sei."")  Nun 
konnte  er  sich  irren  in  der  Anwendung  des  Gesetzes  aof  seinen 
eigenen  Process ,  aber  in  der  Behauptung  von  der  Gültigkeit  des- 
selben für  seine  Zeit  konnte  er  sich  unmöglich  irren.  Zudeo 
haben  vrir  aus  der  Blüthezeit  des  Staates  Beweise,  welche  das 
Bestehen  des  Gesetzes  beweisen  und  eine  Abschafiimg  desselben 
seit  der  Zeit  anzunehmen  haben  vrir  keinen  Grund.  Im  Jahre 
211  V.  Chr.  klagte  der  Tribun  G.  Sempronius  Blaesus  den  gewe- 
senen Prätor  Cn.  Fulvius  an,  auf  Geldstrafe  und  in  Tributcomi- 
tien ;  aber  bei  der  Untersuchung  stellte  sich  eine  so  grosse  ScJinld 
des  Angeklagten  heraus,  dass  das  Volk  capitale  Bestrafimg  ver- 
langte.   Der  Tribun  gab  ihm  nach  und  verlangte  einen  Tennin 


a)  VergL  oben  S.  193. 

b)  Oic.  de  leg.  III,  4,  11  de  capite  civis  nisi  per  maximmn  comitia' 
tum  oUosque,  quos  censores  in  parübus  populi  locassint,  ne  feninto. 

c)  Cic.  de  leg.  UI,  19,  44;  p.  Sest  30,  65. 
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för  die  Gomitien  von  dem  städtischen  Prätor  C.  Galparnius.^) 
Es  mussten,  um  capitale  Strafen  beschliessen  zu  können,  die 
Centurien  berufen  werden;  wären  dieTribus  zu  derselben  Strafe 
befugt  gewesen,  so  hätte  er  deren  Versammlung  selbst  ansetzen 
können.  £ben  dies  beweisen  zwei  andere  Fälle,  in  denen  berichtet 
wird,  ein  Tribun,  der  eine  Anklage  über  perdueUio^  also  über 
ein  capitales  Verbrechen,  anstellen  wollte,  habe  sich  dazu  den 
Tennin  von  dem  städtischen  Prätor  erbeten.^)  Damach  ist  es 
nicht  zweifelhaft,  dass  der  durch  die  zwölf  Tafeln  eingeführte 
Unterschied  der  richterlichen  Befugnisse  der  Centurien  -  und  der 
Tribusversammlung  bis  zum  Ende  der  Republik  bestand:  die 
dagegen  gemachten  Einwendungen  beruhen  auf  Missverständ- 
niss.^)  Es  ist  kein  Beispiel  überliefert,  wo  ein  Capitalprocess 
vor  den  Tributcomitien  verhandelt  worden  wäre. 

Hiemach  giebt  es  zwei  Classen  von  tribunicischen  Anklagen. 
Die  erste  umfasst  die  auf  Geldstrafe  lautenden ,  welche  vor  den 
Tributcomitien  geführt  werden,  die  zweite  die  Capitalprocesse, 
welche  vor  die  Genturienversammlung  gehören.  Das  Verfahren 
bei  beiden  Classen  wird  im  Ganzen  ähnlich,  in  vielen  Stücken 
dasselbe  sein;  aber  die  Richter  sind  verschieden  oder  entschei- 
den vielmehr  nach  verschiedenen  Abtheilungen.  Die  Darstellung 
wird  also  in  einigen  Stücken  eine  gesonderte  sein  müssen.  Auf 
das  tribunicische  Gerichtsverfahren  (denn  so  wollen  wir  das  von 
den  Volkstribunen  oder  von  den  Aedilen ,  sei  es  curulischen  oder 
plebejischen,  geleitete  Verfahren  nennen)  ist  dieselbe  Einthei- 
lung  anzuwenden ,  welche  wir  früher  bei  dem  von  den  Consuln 
oder  Prätoren  geleiteten  Rechtsverfahren  angenommen  und  des- 
sen Entstehung  aus  dem  Civilprocesse  wir  nachgewiesen  haben®) : 
es  ist  zu  scheiden  das  Verfahren  in  iure  und  das  in  ittdicio. 
Das  erstere  ist  bei  allen  tribunicischen  Anklagen,  worauf  auch 
der  Strafantrag  lauten  möge,  das  gleiche,  das  letztere  verschie- 
den, je  nachdem  auf  Geld-  oder  auf  Capitalstrafe  angetragen 
wird,  je  nachdem  die  Entscheidung  in  Centuriat-  oder  Tribut- 


a)  Liv.  XXVI,  3. 

b)  Liv.  XLin,  16;  Gell.  VII,  9. 

c)  S.  oben  S.  141. 
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comitien  geschieht.  Bei  dem  Verfahren  in  iure  steheai  die 
Tribunen  und  Aedilen  ganz  ähnlich,  wie  die  Prätoren  im  ordent- 
lichen Criminalprocesse.  Veranlassung  zur  Anklage  gaben  ent- 
weder Privatleute,  welche  bei  den  plebejischen  Beamten  ihre  Be- 
schwerden vorbrachten,  oder  diese  entschlossen  sich  dazu  aus  eige- 
nem Antriebe.  Jene  Fälle  entsprechen  denen  des  ordentlichen 
Gerichtsverfahrens,  in  welchen  Privatankläger  auftreten,  diese 
stellen  das  inquisitorische  Element  bei  der  tribunicischen  Ge- 
richtsbarkeit dar ,  wenngleich  dieses  letztere  in  so  fem  überwog, 
als  die  wirkliche  Anstellung  der  Anklage  aus  dem  freien  Ent- 
schlüsse des  anklagenden  Beamten  hervorging.  Der  Capitalpro- 
cess  von  Käso  Quinctius  wurde  deshalb  unternommen,  weil  ein 
Plebejer  M.  Volscius  Fictor  sich  beschwerte,  sein  Bruder  sei  von 
jenem  muthwilliger  Weise  getödtet  worden  und  im  gewöhnlichen 
Processwege  sei  die  Verfolgung  des  Mörders  unmöglidi  gewesen  *) : 
diese  Beschwerde  eines  Privatmannes  machte  der  anklagende 
Tribun  zu  seiner  eigenen.  Der  Process  gegen  Q.  Pleminios  be- 
gann mit  einer  Beschwerde  der  Einwohner  von  Locri  *>),  Processe 
wegen  Unzucht,  wie  der  gegen  Cn.  Sergius  Silus^),  der  gegen 
M.  Laetorius  Mergus  *)  wären  ohne  die  Klage  von  Privatpersonen 
nicht  möglich  gewesen  und  so  werden  meistens  Processe,  welche 
über  Privatverbrechen  angestellt  wurden ,  auf  Anregung  von  Pri- 
vatpersonen entstanden  sein.  Dagegen  politische  Processe  be- 
durften einer  solchen  Anregung  nicht:  sobald  ein  Tribun  od^ 
ein  Aedil  an  einem  Beamten  oder  Privatmanne  etwas  Ansti^ 
ges  bemerkte,  stand  es  ihm  frei ,  im  Falle  er  nicht  durch  seine 
CoUegen  gehindert  wurde,  aus  eigenem  Antriebe  die  Ankbs^ 
zu  erheben. 

Für  das  Vorverfahren  gab  es   keine  gesetzlich  festgestelhe 
Form  und  konnte  keine  geben,  da  der  Abschluss  desselben  in 
einem  Acte  lag,   welcher  auf  dem  persönlichen  Enness^  de? 
•  Tribunen  beruhte.    In  der  Regel  indessen  wurden  eben  dieselben 

Formen,  welche  überhaupt  für  gerichtliche  Verhandlungen  ge- 


a)  Liv.  III,  13.    S.  I,  269  flgd.  und  oben  S.  228. 

b)  Liv.  XXIX,  16. 

c)  Val.  Max.  VI,  1,  8. 

d)  Val.  Max.  VI,  1,  11. 
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bräuchlich  waren,  anch  von  den  Tribunen  beobachtet.  Es  war 
eine  Ausnahme,  wenn  der  Tribun  in  persönlichem  Zorae,  ohne 
Untersuchung,  ohne  Abhörung  von  Zeugen  sich  zu  einer  An- 
klage entschloss,  wie  es  z.B.  P. Rutilius  that,  als  er  die  beiden 
Qensoren  vfe^en  pej^duellio  anklagte,  was  er  am  folgenden  Tage, 
nachdem  er  von  ihnen  beleidigt  zu  sein  glaubte,  gethan  haben 
soll  *) ,  und  der  curulische  Aedil  A.  Hostilius  Mancinus ,  welcher 
von  der  meretrix  Mamilia  Nachts  durch  einen  Steinwurf  verwundet 
worden  war.*")  Zahlreich  konnten  diese  Fälle  nicht  sein  und 
namentlich  nur  diejenigen  Processe  dahin  gehören,  welche  von 
den  Tribunen  wegen  wörtlicher  oder  thätlicher  Beleidigungen 
eingeleitet  wurden.  ^)  Auch  wo  es  sich  um  Staatsvergehen  han- 
tlelte,  wenn  z.  B.  ein  Feldherr*  unglücklich  gekämpft  oder  ein 
Beamter  im  Staate  verfassungswidrig  gehandelt  haben  sollte, 
waren  die  Thatsachen  im  Allgemeinen  so  bekannt,  dass  ein 
Tribun  auf  das  Gerücht  hin  die  Anklage  beginnen  konnte.  Als 
Cicero  Verres  mit  einer  Anklage  wegen  perdmllio  drohte,  weil 
er  Römische  Bürger  hätte  hinrichten  lassen ,  war  es  gewiss  nicht 
seine  Absicht,  ehe  er  die  förmliche  Klage  begann,  noch  einmal 
oine  besondere  Untersuchung  anzustellen  und  Zeugen  zu  ver- 
hören, sondern  aus  den  Thatsachen,  welche  er  bei  der  Vorbe- 
reitung des  Repetundenproc^sses  in  Sicilien  gesammelt,  hatte 
er  die  Ueberzeugung  von  der  Strafbarkeit  von  Verres  gewonnen : 
erst  nach  der  förmlichen  Einleitung  der  Anklage  würde  er  die 
anf  perduellio  bezüglichen  Beweismittel  zusammengestellt  haben. 
Indessen  alle  diese  Fälle  sind  doch  verhältnissmässig  die  seltne- 
ren. Der  Tribun  hatte  selbst  ein  Interesse  daran,  sich  vor  der 
Anklage  von  der  Haltbarkeit  derselben  zu  vergewissem,  um 
nicht  später,  wo  er  seine  Anschuldigungen  gerichtlich  begründen 
musste ,  als  leichtsinniger  Ankläger  zu  erscheinen.  In  der  Regel 
wurden  schon  in  dem  Vorverfahren  Beweise  und  Zeugen  vorgebracht, 
in  denselben  Formen,  wie  sie  überhaupt  bei  gerichtlichen  Ver- 
handlungen gebräuchlich  waren :  eine  Art  vollständigen  Gerichts- 


a)  Liv.  XLIU,  16.    Vergl.  oben  S.  224. 

b)  GeU.  IV,  14.    Vergl.  oben  S.  229. 

c)  Wir  haben  solche  erwähnt  I,  229  und  238. 
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Verfahrens  hatte  bei  Q.  Pleminius  stattgefdnden ,  welcher  die 
Einwohner  von  Locri  durch  Grausamkeit  und  Habsucht  bedrückt 
hatte:  eine  nach  Locri  gesandte  Gommission,  welche  in  ihrer 
Zusammensetzung  die  gesammten  curulischen  und  plebejischen 
Behörden  darstellte ,  hatte  die  Beschwerden  der  Einwohner  ge- 
prüft und  Pleminius  schuldig  befunden:  in  Folge  davon  klagten 
ihn  die  Tribunen,  welche  zu  derselben  gehört  hatten,  bei  dem 
Volke  an.*)  Wir  haben  Mher  erwähnt**),  dass  das  Collegium 
der  Tribunen  einen  Gerichtshof  bildete,  vor  dem  die  Parteien 
von  Zeugen  und  Beweisen  unterstützt  erschienen  und  von  beiden 
Seiten  AnwSlte  auftraten:  bei  den  Dreimännem  wurden  ausführ- 
lich Anklagen  verhandelt  und  Reden  gehalten  ^) :  man  kann  nicbt 
zweifeln,  dass  jeder  einzelne  -Tribun  eine  Art  von  Gerichtshof 
versammeln  durfte,  dass  er  seinen  Beirath  hatte,  dass  Ankläger 
und  Vertheidiger  auftraten,  ehe  ein  so  wichtiger  Schritt,  wie  es 
die  Anklage  vor  dem  Volke  war,  gethan  wurde.  Die  Formen 
dieses  Vorverfahrens  hielten  mit  der  Entwickelung,  welche  das 
Gerichtswesen  im  Allgemeinen  nahm ,  gleichen  Schritt:  sie  waren 
in  alter  Zeit  einfach,  später  mannigfEu^h.  Aus  dem  Charakter 
desselben  und  seinem  Zwecke ,  nur  eine  persönliche  Ueberzeugong 
des  plebejischen  Beamten  zu  begründen ,  folgt ,  dass  die  Ergeb- 
nisse desselben  für  den  eigentlichen  Process  nicht  entscheideod 
waren.  Wie  wir  bemerken,  dass  der  anklagende  Tribun  sdbst 
nicht  alle  Zeugen  und  Beweise,  deren  er  sich  bei  demProcesse 
bedienen  wollte ,  bei  der  Voruntersuchung  beisammen  hatte  oder 
zu  haben  brauchte,  sondern  dieselben  nach  angestelltem  Processen 
so  wie  sie  sich  darboten,  sammelte:  was  z.  B.  in  der  bekannten 
Anklage,  welche  der  Tribun  M.  Pomponius  gegen  L.  Manliushn- 
periosus  begann,  der  Fall  war ''):  ebenso  konnte  auch  der  Ange- 
klagte nicht  verpflichtet  sein ,  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Ver- 
theidigungsmittel  vor  dem  Beginne  des  Processes  anznf&hren. 
Wenngleich  es  in  seinem  eigenen  Interesse  lag ,  sich  selbst  gegen 
die  Erhebung  der  Anklage  zu  schützen ,  durfte  er  dennoch  anci 


a)  Liv.  XXDL,  IGflgd. 

b)  S.  I,  216, 

c)  Yergl.  oben  S.  128. 

d)  Liv.  Vn,  5. 
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später  mit  neuen  Beweisen  hervortreten.  Selbst  die  Zeugen  konn- 
ten gesetzlich  nicht  zur  Aussage  in  der  Voruntersuchung  verpflich- 
tet sein.  Was  wir  aus  späterer  Zeit  von  dem  Zwange  zum  Ab- 
legen eines  Zeugnisses  oder  zum  Ausliefern  von  Beweismitteln 
wissen ,  bezieht  sich  auf  den  schon  gerichtlich  eingeleiteten  Pro- 
cess:  gesetzlich  konnten  die  Zeugen  in  dem  Vorverfahren  schwei- 
gen oder  später  ihre  Aussagen  ändern.  Freilich  mag  dieses 
Verhältniss  selten  dergestalt  hervoi^etreten  sein ,  weil  die  Macht 
eines  Tribunen  gross  war  und  das  Interesse  far  oder  gegen  den 
Anzuklagenden  mit  in  das  Spiel  kam ;  aber  dennoch  ist  es  wich- 
tig, die  Bedingungen  der  Voruntersuchung  bis  ins  Einzelne  auf- 
zuklären. 

Selbst  die  Gegenwart  des  Anzuklagenden  war  dabei  nicht 
nöthig:  der  Tribun  konnte  auch  einen  Abwesenden  anklagen 
und  erst  beim  Processe  selbst  war  persönliches  Erscheinen  der 
beiden  Parteien  nothwendig.  Bei  den  ersten  Anklagen,  welche 
die  Tribunen  gegen  Patricier  einleiteten,  z.  B.  gegen  Coriolan, 
gegen  Käso  Quinctius,  h6ren  wir,  hätten  diese  Anfangs  die  ge- 
gen sie  von  den  Tribunen  angestellten  Anklagen  verachtet  und 
erst  allmälig,  als  sie  das  ihnen  drohende  Unheil  geahnt,  zu  Ver- 
theidigongsmitteln  ihre  Zuflucht  genommen.  Aber  auch  später 
werden  diejenigen,  gegen  welche  Tribunen  wegen  politischer 
Vergehen  einschreiten  wollten ,  sich  selten  zu  der  Voruntersuchung 
eingefunden  haben.  Im  Jahre  209  v.  Chr.  wurde  M.  Claudius 
Marceilus,  welcher  den  Oberbefehl  gegen  Hannibäl  in  Venusia 
führte ,  von  der  öffentlichen  Meinung  stark  getadelt  und  deshalb 
von  dem  Tribunen  C.  Publicius  Bibulus  angeklagt  Ehe  er  von 
der  Anklage  erfahren,  eilte  Marceilus  nach  Rom,  um  dieselbe, 
wo  möglich,  durch  seine  Kechtfertigung  abzuwenden;  indessen 
er  kam  zu  spät,  es  blieb  ihm  nur  äbrig,  bei  der  gerichtlichen 
Untersuchung  selbst  seine  Vertheidigung  zu  fuhren.*)  Als  eben 
dieser  Marceilus  während  seiner  Aedilität  einen  Volkstribunen 
C.  Scatinius  wegen  Unzucht  vor  dem  Volke  anklagte ,  erklärte 
dieser,  er  könne,  weil  er  die  „geheiligte  Macht''  besitze,  zum 
Erscheinen  vor  Gericht  nicht  gezwungen   werden.    Die  übrigen 


a)  Flui  Marc.  27.    Vergl.  Liv.  XXVÜ,  20flgd. 
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Tribunen  indessen  entschieden  nach  gemeinsamer  Berathung ,  sie 
hätten  nichts  dagegen,  dass  die  Untersuchung  auch  in  Abweseu- 
heit  des  Angeklagten  gefuhrt  würde,*)     Scatinius  erschien  also 
nicht  vor  Gericht  und  wurde  abwesend  verurtheilt:  dass  er  sich 
zur  Voruntersuchung  gestellt  habe,  ist  nicht  glaublich.    Auf  die- 
sen Punkt  bezieht  sich  ein  von   Varro  bei  Gellius  angefuhrtei 
Unterschied  zwischen  den  Consuln  und  Prätoren  einerseits  und 
den  Tribunen  und  Aedilen  andererseits.*^)    Die  ersteren  haben 
die  vocatioj   d.  h.  sie  können  Jeden  vor  ihren  Richterstahl,  in 
iu8j   laden  und  der  Geladene  ist  unter  bestimmten,  gesetzlieh 
festgestellten  Strafen  verpflichtet,   der  Ladung  Folge  zu  leisteo. 
Dagegen  die  Tribunen  haben  nur  die  prensio^  d.  h.  sie  könneu 
Jeden  durch  ihren  Amtsdiener  gi'eifen  und  nöthigen  Falls  in  da> 
Gefängniss  werfen  lassen;  aber  diesem  Befehle  ging  die  Venir- 
theilung  durch  den  Tribunen ,    welche  das  Ergebniss  der  Vor- 
untersuchung bildet,   vorher.     Freilich  giebt  es   diesen  Unt^- 
schied  nur  in  der  Theorie  des  Staatsrechts,   thatsächlich  trat  er 
selten  oder  gar  nicht  hervor ;  denn  Jeder ,  über  welchen  der  Tri- 
bun verhandeln  wollte ,  hatte  das  höchste  Interesse  zu  erscheinen 
und  sich  zu  rechtfertigen. 


a)  Flut.  Marc.  3;  VaL  Max.  VI,  1,  7.    Veigl.  oben  S.  224. 

b)  Varro  bei  Gellius  XIU,  12:   In  magistratu   habent  alii  vocatioiieiiL 
alii  prensionem,  alii  noutnun:  vocationein,  ut   consules  et  ceteri ,  <|ai  ba- 
bent  imperium;   prensionem,  ut  tribuoi  plebis  et  alii  qui  habent  vialoraB 
neque  vocationem  neque  prensionem,   ut  quaestores  et  ceteri,  qui  w^ 
lictorem  habent  neque  viatorem. 
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Siebentes  Capitel. 

l€giu  Im  goMtlkheB  YerfUireis.  Did  Actio  ui  ihre  Mentug, 
frodictio  dieL  Das  Recht  ier  Aedilen  zur  Leitimg  eiaer  YolksTersanm- 
liig  uf  Crimiiialprocesse  beschränkt.  Zeugnisse  für  das  ansserordent- 
liche  Yerfthren  Tor  dem  Tolke,  Cicero  nnd  Appian.  Schwierigkeit  ihrer 
ErUirug,  besonders  wegen  der  Tieldentigkeit  des  Wortes  nrtheflen. 
Fristen  der  einzelnen  Termine.  lothwendige  Anwesenheit  des  Angeklag- 
ten bei  den  Terminen.  TeriJihren  gegen  Abwesende.  YerseUedene  Arten 
der  Yolksf  ersammlnngen.  IHe  drei  ersten  Termine  geschehen  in  eigent- 
lich so  genannten  oontiones.  Yorsitz  der  Tribunen  nnd  Aedilen  in  den- 
selben. Zweck  der  drei  ersten  Termine.  Schilderung  des  Yerfkhrens  im 
ersten  Termine,  im  zweiten,  im  dritten.  Theilnahme  des  Yolkes  dabei, 
Schlnss  des  dritten  Termins.    Anqnirere  und  anquisitio. 

Wir  haben  bisher  von  dem  ausserhalb  des  Processes  liegen- 
den Verfahren  gesprochen:  es  war  formlos,  es  stand  gänzlich 
in  dem  Belieben  des  Beamten,  es  konnte  fortfallen  mid  ist  viel- 
feeh  fortgefallen.  Die  Voruntersuchung  gehört  eigentlich  zwar 
zu  dem  Verfahren  in  iure,  und  mit  ihr  ist  in  denjenigen  Fällen, 
wo  die  Ermittelung  des  Thatbestandes  keine  Schwierigkeiten 
bat  oder  sonst  keine  Bedenken  sich  erheben.  Alles  beendet:  wo 
indessen  überhaupt  ein  Volksgericht  eintreten  soll,  kann  sie 
irrussen  Theils  oder  auch  gänzlich  den  Ermittelungen ,  welche  im 
nrdentlichen  Stra^rocesse  Privatleute,  ehe  sie  zur  Anklage 
.schreiten,  oder  die  polizeiliche  Behörde  der  Dreimänner  vorneh- 
men ,  entsprechen.  Es  folgt  das  Verfahren  in  iudido ,  nach  Rö- 
mischen Begriffen  der  eigentliche  Process.  Er  wird  eingeleitet 
durch  die  sogenannte  diei  dictio.  Dieser  Ausdruck  ist  an  sich 
oicbt  dem  ausserordentlichen  Verfahren  eigenthümlich  und  kann 
t^ben  80  gut  bei  dem  ordentlichen  Processgange,  der  vor  den 
Mtoren  oder  Gonsuln  stattfindet,  angewendet  werden,  wenn 
der  Beamte  nach  zugestandener  Provocation  die  Verhandlungen, 
welche  mit  dem  Urtheil  der  Centuriatcomitien  enden,  einleitet: 
wir  finden  ihn  so  z.  B.   bei  Livius  gebraucht'')     Aber  da  dies 


a)  Liv.  III,  24   A.  Gornelius  et  Q.   Servilios  quaestores  M.   Yolscio, 
<iuod  falsus  haad  dubie  testU  in  Kaesooem  extitisset,  diem  dixeraot 
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ganze  Verfahren  vor  den  Centuriatcomitien  selten  war  und  wir 
keinen  Bericht  über  dasselbe  haben,  ist  es  natürlich,  dass  er 
sich  in  unsem  Quellen  fast  nur  bei  dem  tribunicischen  Gerichte 
verfahren  erwähnt  findet  Es  bezeichnet  diei  dictio  die  An- 
setzung  eines  Termins,  aber  man  kann  zweifelhaft  9ein,  ob  da- 
mit derjenige  Termin  gemeint  ist,  an  welchem  das  Gericht  darch 
das  Urtheil  der  förmlichen  Comitien  abgeschlossen  wird,  oder 
deijenige,  an  welchem  die  erste  gerichtliche  Untersuchung  g^ 
fuhrt  werden  soll.  Für  die  erste  Ansicht  kann  folgender  IV 
stand  angeführt  werden.  Wir  werden  später  sehen,  dass  die^f 
gerichtliche  Untersuchung  in  eigentlich  so  genannten  ContioneD 
vorgenommen  wurde,  d.  h.  in  formlosen  VolksversammlungeD. 
wie  sie  zur  Besprechung  öffentlicher  Angelegenheiten ,  ohne  Tbei- 
lung  des  Volkes  nach  Centurien  oder  Tribus,  als  Vorbereitung 
für  die  eigentlichen  Comitien  stattzufinden  pflegten:  sie  konnten 
von  den  plebejischen  Beamten  eben  so  gut  wie  von*  den  curor 
lischen  gehalten  werden.  Bei  Capital  verbrechen  nun,  welcbe 
vor  die  Centuriatcomitien  gehören ,  heisst  es  von  den  anklagen- 
den Tribunen  nicht,  sie  hätten  dem  Anzuklagenden  einen  Ter- 
min bestinmit ,  sondern  sie  hätten  sich  von  dem  Prätor  einen 
Termin  für  die  Anstellung  einer  Anklage  erbeten.*)  DaraiL« 
könnte  man  schliessen  wollen,  wenn  in  dem  Ausdruck  dim 
dicere  das  Wort  dies  den  Termin  der  Untersuchung  und  niclit 
der  Entscheidung  bedeute,  würde  ihn  der  Tribun  selbständig  aoci 
bei  einem  Capitalprocesse  ansetzen,  da  er  ja  eine  cantio  haltefi 
dürfe,  nicht  ihn  sich  vom  Prätor  erbitten :  da  er  aber  das  Letitere 
thue,  folge  daraus,  dass  dies  der  Termin  der  Comitien  selb^ 
an  dem  die  Entscheidung  gefällt  werde,  sei.  Dagegen  lässt  sidi 
einwenden,  eine  cantio  könne  zwar  ohne  Zweifel  von  einem  Tri- 
bunen gehalten  werden  und  handele  es  sich  um  eine  solche,  die 
entweder  zur  Besprechung  politischer  Angelegenheiten  oder  über- 
haupt zur  Vorbereitung  Sit  Tributeomitien  diene,  so  sei  es  sicher, 
dass  der  Tribun  sie  selbständig  ankündigen  und  ansetzen  düif<r. 
Aber  etwas  anderes  ist  es  mit  den  Contionen,  welche  als  Vor- 
bereitung für  eine  in  Centuriatcomitien  zu  entsclieidende  Capi* 


a)  Liv.  XXVI,  3;  XLIH,  16;  GeU.  VH,  9.    VeigL  obai  S.  28i 
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telklage  gehalten  werden :  sie  bilden  nur  der  Zeit  nach  abgelöste 
ßestandtheile  der  Centuriatcomitien  und  es  ist  sehr  wohl  denk- 
bar, ja  folgerichtig,  dass  deijenige,  welcher  diese  zli  berufen  und 
zu  leiten  hat,  auch  einen  Einfluss  auf  die  dazu  gehörigen  Con- 
tiouen  ausübt,  wenigstens  in  so  fem,  als  die  Zeit  derselben  sich 
nach  dem  schon  lange  vorher  bestimmten  Comitialtag  richtet 
Auch  der  Tribun  konnte  Contionen  in  Betreff  der  vorzunehmen- 
den Capitalklage  berufen,   etwa  um  das  Volk  aufzuregen  oder 
zn  lebendiger  Theilnahme  aufzufordern,  und  zwar  so  oft  es  ihm 
beliebte;  aber  diese  Contionen  standen  ausserhalb  des  Processes, 
waren  nicht  nothwendige   Bestandtheile  des  vor  den  Centurien 
zu  fahrenden  gerichtlichen  Verfahrens.    Von  einer  solchen  Contio 
haben  wir  ein  deutliches  Beispiel  in  dem  berühmten  Processe 
Mil()8  wegen  der  Ermordung  von  Clodius :  an  dem  dritten  Tage 
der  Untersuchung  war  der  Gerichtshof  um  die  zehnte  Stunde, 
d.  h.  so  spät  als  es  erlaubt  war,   entlassen,  als  der  Tribun  T. 
Munatius  noch  eine  solche  formlose  Volksversammlung  hielt  und 
ihiH  Volk  aufforderte,  am  folgenden  Tage  zahbreich  zu  erscheinen 
lind  den  Angeklagten  zu  verurtheilen.»)    Dies  Beispiel  gehört 
allerdings  in  eine  spätere  Zeit  und  in  die  Periode  der  Schwur- 
k'erichte;  allein  dass  Aehnliches  auch  früher  vielfach  vorgekom- 
men ist,  kann  nicht  zweifelhaft  sein.   Somit  lässt  sich,  trotzdem 
dass  bei  Capitalklagen  der  dies  von  einem  Prätor  oder  Consul 
angesetzt  wird,   dennoch  bei  diei  dictio  an  die  Ansetzung  des 
für  die  Untersuchung  bestimmten  Termines  denken.    Für  diese 
Auffassung  aber  ist  entscheidend,  dass  von  prodictio  diei  und 
l^rodicta  dies  die  Rede  ist:  von  demselben  Termine,  der  zuerst 
zur  Anklage  und  gerichtlichen  Untersuchung  des  Beamten  dient, 
lieisst  es,  er  werde  verschoben,  hinausgeschoben.   Bestätigt  wird 
(lie^  dadurch,  dass  es  von  dem  Tribunen,  welcher  eine  Capital- 
klage einleitet,  ausdrücklich  heisst,  er  habe  die  diei  dictio  vor- 
:;enoiiuiien  und  sich  dann  von  dem  Prätor  den  Termin  für  die 
^A-ntttriatcomitien  erbeten,*»)    Daraus  ergiebt  sich  mit  Nothwen- 


a)  A5COD.  in  Cic.  p.  Mil.  p.  41. 

b)  Liv.  XLni,  16  C.  Claudio  diem  dixit  — et  utriqiie  censori  perduel- 
'i'joezn  se    iudicare  pronuntiavit  diemqae  comitiis   a  G.  Sulpicio  praetore 

li  16 
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digkeit,  dass  bei  dem  Ausdruck  dieni^  dicere  das  Wort  dies  den- 
jenigen Termin,  an  welchem   die  Anklage  begonnen '  wird  und 
an  welchen  sich  dann  die    übrigen  Termine  in  nothwendigen 
Fristen  ansehliessen ,  nicht  den  Tag   des  Endurtheils,  dem  die 
übrigen  Termine  vorhergehen,  bedeutet.®)    Die  Auffassung  der 
Römer  war  eigentlich  die,  dass  sie  die  verschiedenen  Tage,  ao 
welchen  die  Anklage  stattfand,  und  denjenigen  Tag,  an  welchem 
das  Urtheil  gefällt  wurde,  als  einen  einzigen,  nur  aus  verschie- 
denen Theilen  bestehenden,  Termin  betrachteten:   derselbe  ging 
von  dem  Tage  an,  wo  die  Anklage  erhoben  war,  bis  zur  Been- 
digung durch  den  Urtheilsspruch.     Ein  Beweis    für  diese  An- 
schauung liegt  darin,  dass,  wie  wir  später  bemerken   werden, 
das  ganze  Verfahren  von  vom  an  neu  beginnen  musste,  im  Falle 
der  letzte  Termin  ohne  Ergebniss  verlief:  die  dem  Schlusstermbe 
vorhergehenden  Untersuchungstermine  galten  also  nicht  als  be- 
sondere, für  sich  bestehende,  Acte.   Ebenfalls  folgt  hieraus,  dass 
nach  strengem  Römischen  Recht,  wenn  der  Schlusstermin  aof 
Geldstrafe  ging,  auch  die  Untersuchungstermine  nur  eine  Geld- 
strafe zum  Zwecke  haben  durften,  und  eben  dies  Verhältniss 
bei  Capitalklagen  stattfand:  wir  werden  dies  später  bd  einem 
uns   genau  überlieferten  Beispiele  sehen.     Demgemäss  mussta 
bei  Capitalanklagen  auch  die  Gontionen,  in  denen  die  Untosa- 
chung  geführt  wurde,  eigentlich  unter  Leitung  des  curolischen  Be- 
amten, welchem  die  Schlussverhandlung  zustand,  stattfinden. 

Die  ausserordentlichen  Anklagen  wurden,  wie  wir  bemerkt, 
von  den  Tribunen  oder  Aedilen  eingeleitet  Wie  die  ersteren  das 
Recht  hatten,  einen  Process  vor  dem  Volke  zu  fuhren  und  Ver- 
handlungen desselben  zu  leiten,  bedarf  keiner  Erklärung;  mit 
den  Aedilen  verhält  es  sich  nicht  so.  Zwar  sagt  Cicero,  wo  er 
von  seiner  curulischen  Aedilität  spricht,  das  Volk  habe  ihm  das 
Recht  gegeben,  mit  ihm  über  den  Staat  und  schlechte  Mensdun 
zu  verhandeln*);  aber  es  erheben  sich  dagegen  viele  fiedenkeo. 


urbano  petiit;  Gell.  Yll,  9  perduellionis— diem  dixit  et  comitüs  diem  a 
M.  Marcio  praetore  poposcit 

a)  Cic.  in  Verr.  act  I,  12,  36  quod  agam  in  magistrata,  qnod  agani 
ex  IM)  loco,  ex  quo  me  populus  Romanus  ex  Kai.  lan.  secnm  agere  de  i^ 
publica  ac  de  hominibos  improbis  voluit.    Aehoiich  in  Verr.  V,  66,  li3 
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Erstlich  wissen  wir  von  keiner  Volksversammlung,  welche  jemals 
von  einem  Aedilen  berufen  und  geleitet  worden  wäre :  und  doch 
befanden  sich  unter  ihnen  oft  ausgezeichnete  und  bekannte  Leute, 
von  deren  Lebensverhältnissen  wir  genau  unterrichtet  sind.  Selbst 
die  Wahlen  der  Aedilen  wurden  von  den  Consuln  oder  Tribunen 
geleitet,  und  der  eine  Fall,  welcher  dagegen  zu  sprechen  scheint, 
ist  sicherlich  anders  zu  erklären.  ^)   Dazu  kommt  das  gewichtige 
Zeugniss  von  Cicero»),  der  in  seiner  der  Römischen  nachgebilde- 
ten Verfassung  die  Aedilen  nicht  unter  denjenigen  Beamten  auf- 
zählt, welche  das  Recht  mit  dem  Volke  zu  verhandeln  hätten. 
Man  kommt  dadurch  auf  die  Vermuthung,  dass  die  Aedilen  eben 
Dur  für  die  Durchfahrung  von  Volksgerichten  das  Recht  hatten, 
Tribosversammlungen  zu  halten,  mochten  dieselben  in  formlosen 
Contionen  oder  in  den  für  die  Abstimmung  berufenen  Comitien 
bestehen.    Damit  lässt  sich  das  erste  Zeugniss  Ciceros  vereinen, 
der  an  der  angeführten  Stelle  absichtlich  die  Wichtigkeit  seines 
Amtes  erhebt,  und  auch  sein  zweites  Zeugniss,  sowie  die  Thatr 
Sache,  dass  sonstige  Volksversammlungen,  von  Aedilen  gehalten, 
unbekannt  sind.    Als  die  Volkstribnnen  mn  die  Erlaubniss  ba- 
ten, auch  Aedilen  wählen  zu  dürfen,  thaten  sie  dies  in  Nachahmung 
der  Consuln,  welche  als  Gehülfen  ihrer  Verwaltung  sich  Quästo- 
ren  zu  ernennen  pflegten:  diese  Quästoren  hatten  das  Recht  der 
Volksversammlung  nur  bei  Criminalprocessen.  ^)  Es  ist  natürlich, 
dass  die  Gehülfen  der  Tribunen  nicht  mehr  Macht  erhielten  als 
die  der  Consuln;  nur  die  Wahl  der  Aedilen  wurde  sogleich  dem 
Volke  überlassen,  während  die  der  Quästoren,  so  lange  sie  be- 
standen, grössten  Theils  in  der  Hand  der  Consuln  blieb.    Die 
corulischen  Aedilen   wurden  später  den  plebejischen   gleichge- 
f^teüt^)    Eine  Anklage  durch  die  Aedilen  war  demnach,  abge- 
sehen von  der  Schuld  des  Angeklagten  und  der  Stimmung  des 
Volkes,  an  sich  weniger  gefährlich  als  eine  durch  die  Tribunen. 
Denn  diese  konnten  durch  Volksversammlungen,  welche  ausser- 


populus  quidem  Romanus  brevi,  quoniam  mihi  potestatem  apud  se  agendi 
dedit,  ius  saom  me  agente  suis  sofiragiis  ante  Kai.  Februarias  recuperabit 

a)  Cic.  de  leg.  HI,  4,  10. 

b)  Varro  de  ling.  lat.  VI,  9.  Vergl.  oben  S.  99. 
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halb  des  Processes  standen,  vielfach  auf  das  Volk  einwirken, 
jene  hatten  nur  bei  den  durch  den  Process  gebotenen  ContioDeo 
das  Recht  zu  demselben  zu  sprechen.') 

Bei  der  Darstellung  des  gerichtlichen  Verfahrens  im  ausser* 
ordentlichen  Processe  darf  man  sich  nicht  nach  denjenigen  Pro- 
cessen richten,  welche  vor  der  Zeit  der  Decemvim  gefuhrt  wur- 
den. Wir  haben  über  sie  früher  gesprochen  und  uns  bei  ihrer 
Schilderung  hauptsächlich  an  die  £rzählung  gehalten,  welche 
Dionysius  von  Coriolans  Anklage  und  Venirtheilung  giebt*») :  mit 
ihr  stimmen  die  Nachrichten  von  andern  Processen  überein. 
Damals  waren  die  Volksgerichte  anders  und  konnten  formloser 
sein,  weil  jeder  Anklage  eines  Patriciers  durch  die  Volkstribunen 
ein  Senatsbeschluss,  welcher  die  Anklage  guthiess  und  in  enge 
Gränzen  beschränkte,  vorhergehen  musste.  Ebensowenig  dürfen 
die  Processe,  in  welchen  die  Decemvim  selbst  verurtheilt  und 
bestraft  wurden,  als  Richtschnur  für  die  Folgezeit  gelten:  denn 
sie  wurden  aus  bestinomten,  von  uns  angeführten,  Gründen^ 
nach  dem  alten  Verfahren  geleitet  Als  indessen  theils  durch 
die  zwölf  Tafeln,  theils  durch  die  unmittelbar  darauf  folgenden 
Verfassungsgesetze  die  Vorrechte  der  Patricier  abgeschafft  und 
eine  neue  Processordnung  eingesetzt  war,  musste  eine  strengere 
Form  für  die  Volksgerichte  eintreten.  Die  Hauptnachricht  über 
dieselben  befindet  sich  in  der  Rede  Ciceros  für  sein  Haus^):  „ä.t 
Volksgerichte  sind  von  den  Vorfahren   mit  solcher  MSssignog 


a)  Vergl.  oben  S.  219. 

b)  Man  sehe  I,  240flgd.  und  S.  266flgd. 

c)  S.  oben  S.  SOflgd. 

d)  Gic.  de  dorn.  17,  45  Nam  cum  tarn  moderata  iudicia  popnli  siot  a 
maioribns  constituta,  primum  ut  ne  poena  capitis  cum  pecunia  coniangatar, 
deinde  ne  nisi  prodicta  die  quis  accnsetur,  ut  ter  ante  magistratos  ticeosei 
intermissa  die  qaam  multam  irroget  aat  iudicet,  quarta  sit  accosatio  tnsaai 
nondinum  prodicta  die,  quo  die  iadicium  sitfatnrom,  tmn  molta  etiaiB 
ad  placandom  atqne  ad  misericordiam  reis  concessa  sint,  deinde  exorabih» 
populos,  £Eu;ilis  sufiragatio  pro  salute,  denique  etiam  si  qua  res  ilhim  diea 
aut  auspiciis  aut  excosatione  sustulit,  tota  causa  iudiciumque  sablataBi 
sit  — haec  cum  ita  sint  in  re,  ubi  crimen  est,  ubi  accosator,  ubi  tesles? 
quid  indignius  quam  qui  neque  adesse  sit  iussos  neque  citatas  iieqne  vcu- 
satos,  de  eius  capite,  libcris,  fortonis  omnibos  conductos  et  sicarws  ^t 
egentes  et  perditos  snffraginm  ferre  et  eam  legem  putari? 
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angeordnet  worden,  erstlich  dass  nicht  Capitalstrafe  mit  Geldstrafe 
verbunden  werden  darf,  zweitens  dass  Niemand  anders  angeklagt 
werden  darf,  als  mit  einer  Fristerstreckung,  so  dass  der  Beamte 
dreimal  mit  Unterbrechung  von  einiger  Zeit  anklagt,  ehe  er  eine 
Geldstrafe  beantragt  oder  ein  Urtheil  fällt,  dass  die  vierte  An- 
klage nach  einer  Frist  von  drei  Markttagen  geschieht  und  erst 
an  diesem  Tage  das  Urtheil  stattfindet."    Indessen  diese  Nach- 
richt ist,  wie  natürlich  bei  einem  Redner ,  der  eine  seinen  Zu- 
lidrem  bekannte  Sache  gelegentlich  erwähnt,  vieldeutig  und  von 
den  Gelehrten  verschieden  aufgefasst  worden :  wir  werden  sie  im 
Einzeben  prüfen  und  mit  den  sonstigen  Nachrichten  zusammen- 
stellen müssen.    Wir  bemerken  zunächst,  dass  Cicero  nur  von 
dem  ausserordentlichen,  durch  Tribunen  und  Aedilen  geleiteten, 
Verfahren  spricht.    Dies  ergiebt  sich  deutlich  aus  der  von  ihm 
anG:egebenen  Beschränkung  der  Volksgerichte,  es  solle  nicht  Ca- 
pMstTafe  mit  Geldstrafe  verbunden  werden.»)    Dies  kann  nicht 
heissen,  es    dürfe  nicht  mit  Todesstrafe  auch  Einziehung  der 
Güter  verbunden  werden:  dies  fand  vielmehr,  wie  wir  wissen, 
regehnässtig  statt;  sondern  es  setzt  die  Möglichkeit  voraus,  dass 
abgesondert  die  eine  oder  die  andere   beantragt  werden  kann 
lind  diese  Möglichkeit  findet  nur  bei  dem  ausserordentlichen  Ver- 
fahren statt,  je  nachdem  entweder  Centuriat-  oder  Tributcomitien 
znm  Abgeben  des  Urtheils  berufen  werden.  Auch  die  zweite  von 
Cicero  gemachte  Bemerkung   über   den  Verlauf  des  Processes 
lasst   sich  nicht  auf  das  ordentliche  Verfahren  vor  dem  Prätor 
•xler  Consul  beziehen.    Es  ist  undenkbar,  dass  bei  eingelegter 
und  von  dem  Beamten  angenommener  Provocation  noch  ein  drei- 
maliger   Termin  vor  dem  Volke  zur  Untersuchung  der  Sache 
stattgefdnden  habe  und  erst  im  vierten  Termine  das  Urtheil  geföUt 
worden  sei.   Die  Untersuchung  wurde  durch  das  vor  dem  Prätor 
in  iure  stattfindende  Verfahren  ersetzt :  dies  erkennt  man  daraus, 
diiss  dieselbe  auch  bei  den  tribunicischen  Anklagen  von  Patri- 
ciem  vor  der  Zeit  der  Decemvim  fortgeMen  und  durch  die  im 
Senate  geführte  Berathung  ersetzt  worden  war.    Ciceros  Anga- 
ben beziehen  sich  also  nur  auf  die  tribunicische  Gerichtsbarkeit : 


a)  Vei^l.  I,  366. 
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eine  Bescbränknng,  welche  darin  ihre  Erklärung  findet,  dass  zu 
seiner  Zeit  das  alte,  ordentliche  und  mit  Provocation  verbundene 
Verfahren  aufgehört  hatte  und  an  die  Schwurgerichte  fiberge- 
gangen war.  Somit  waren  von  den  Volksgerichten  wirklich  nur 
die  auf  Veranlassung  der  Tribunen  oder  Aedilen  eingeleiteten 
übrig  geblieben. 

Ausser  dieser  Nachricht  Giceros  haben  wir  nur  noch  eine 
kurze  Bemerkung  Appians'^),  der  in  Bezug  auf  die  Gapitalpro- 
cesse,  welche  während  des  Marianischen  Aufstandes  gegen  einige 
angesehene  Männer  unter  den  Optimaten  vor  dem  Volke  ang^ 
stellt  wurden,  erklärend  hinzufugt:  sie  hätten  verurtheilt  wer- 
den müssen ,  viermal  in  bestimmten  Zeitabschnitten  durch  deo 
Herold  vorgeladen.  Im  Allgemeinen  erkennt  man,  stimmen  beide 
Nachrichten  mit  einander  überein;  denn  beide  erwähnen  eine 
vierfache  Processverhandlung.  Aber  im  Einzelnen  wird  das  Ver- 
ständniss  erschwert  durch  die  Vieldeutigkeit  der  von  CScero  ge- 
brauchten Ausdrücke.*^)  Wir  haben  schon  bemerkt*»),  dass  man 
von  dem  Beamten,  der  nach  beendigter  Voruntersuchung  sich 
zur  Erhebung  der  Anklage  entschliesst,  sagt,  er  urtheile;  aber 
auch,  wenn  er  nach  geführter  gerichtlicher  Untersuchung  sdnen 
endlichen  Antrag  an  das  Volk  stellt,  sagt  Cicero,  er  urtheile  und 
endlich  hat  auch  das  Volk,  wenn  es  den  Process  entscheidet 
ein  Urtheil.  In  allen  diesen  Fällen  hat  der  gewöhnliche  Sprach- 
gebrauch ein  und  denselben  Ausdruck:  wer  juristisch  genan 
sprechen  wollte,  würde  nur  in  dem  letzten  Falle  von  onem 
Urtheile  sprechen.  Cicero  thut  das  nicht  und  daher  kommt  es, 
dass  er  dem  Beamten  bei  demselben  Processe  Urtheil  und  An- 
klage zuschreibt,  Thätigkeiten,  welche,  in  juristischer  Schilfe 
genonmien,  mit  einander  in  Widerspruch  stehen.  Aber  auch  der 
Ausdruck  anklagen,  welchen  Cicero  nach  dem  gewühoficboi 
Sprachgebrauche  anwendet,  leidet  an  ähnlicher  Unbestinuntbeit 
Denn  anklagen  heisst  eigentlich  diejenige  Thätigkeit  des  Beam- 
ten, vermöge  deren  er  eine  bestimmte  Person  dem  Volke  rar 


a)  App.  bell.  civ.  I,  74  Tttpcfxi  Ik  ^XP^i^  xr^purcoiiivouc  h  wptcf^«^^* 
iiipdiv  8iaaTi^|Jiaaiv  diXä)vai.  ^ 

b)  S.  oben  S.  185. 
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Bestrafung  empGehlt;  aber  auch  das  gesamnite  Verfahren  von 
der  diei  dictio  an  bis  zu  dem  Volksurtheile  kann  eine  Anklage 
heissen  und  die  ganze  Thätigkeit  des  Beamten  dabei,  trotzdem 
dass  sie  auch  auf  viele  andere  Sachen,  wie  z.  B.  Leiten  der 
Volksversammlungen,  Abhören  von  Zeugen,   Vorlegen  von  Be- 
weisen gerichtet  ist,   kauB  anklagen  genannt  v^erden.    Wendet 
man  diese  Bemerkung  auf  Ciceros  Worte  an ,   so  wird  man  in 
ihnen  eine  mit  den  übrigen  Zeugnissen  übereinstinmiende  Be- 
sehreibung der  Volksgerichte  finden.    Er  giebt  zuerst  den  allge- 
meinen Grundsatz  für  dieselben  an,   Niemand  solle  angeklagt 
werden,  ohne  dass  eine  Aufschiebung  des  Termines  stattfinde, 
und  erläutert  diesen  dann  durch  das  Folgende  im  Einzelnen,  der 
Beamte  solle  dreimal  anklagen  und  bei  der  vierten  Anklage  das 
Urtheil  des  Volkes  eintreten,    üeber  das  Verständniss  jenes  all- 
gemeinen Grundsatzes    herrscht  Meinungsverschiedenheit   unter 
den  Gelehrten.^    Ich  glaube,  Cicero  meint  überhaupt,  es  solle 
keine  Anklage  bei  dem  Volke  stattfinden,  ohne  dass  bei  der- 
selben eine  Aufschiebung  des  Termines  oder  der  Termine  vor- 
komme: er  nimmt  anklagen  als  die  gesanmoite  Thätigkeit  des 
Beamten,  der  eine  Klage  beim  Volke  anhängig  macht,  nicht  als 
die  besondere,  vermöge   deren  er  die  Anklagerede  hält.    Denn 
es  wäre  ein  unvernünftiges  Gesetz,  die  Anklage  sollte  nur  an 
dem  zweiten,  hinausgeschobenen  Termine  selbst  gehalten  werden, 
als  ob  der  Beamte  an  dem  ersten  Tage,  welcher  dem  Anzukla- 
genden bestimmt  ist,  etwas  anders  thun  könnte  als  anklagen. 
Die  Absicht  dieser  allgemeinen  Bestimmung  für  die  Volksge- 
richte kaim  nicht  zweifelhaft  sein :  sie  sollte  plötzlicher  und  un- 
überlegter Entscheidung  entgegenwirken.    Als  die  Schranke  des 
Senatsbeschlusses,  durch  welche  früher  die  Verurtheilungen  von 
Patriciem  wenigstens  erschwert  wurden,  gefallen  und  die  Macht 
der  Volkstribunen  über  die  gesammte  Bürgerschaft  ausgedehnt 
war,  hatten  die  Patricier  das  höchste  Interesse,  durch  zögernde 
Formen  der  Leidenschaftlichkeit  des  Volkes    einen  Zügel  anzu- 
legen; daher  die  Bestimmung,  dass  kein  Volksgericht  ohne  eine 
mehrmalige  Verschiebung  des  Termines  gestattet  war. 

Cicero  giebt  demnächst  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  an: 
„dreimal  soll  der  Beamte  anklagen,  ehe  er  die  Geldstrafe  bean- 
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tragt  oder  das  Urtheil  fällt ''  Es  wird  hier  ein  unterschied  ge- 
macht zwischen  Processen,  in  denen  es  sich  um  eine  Geldstrafe 
bandelt  und  solchen,  in  denen  Gapitalstrafe  beantragt  wird:  auf 
jene  bezieht  sich  der  Ausdruck:  „eine  Geldstrafe  beantragen"", 
auf  diese  das  Wort:  „urtheilen".  Dieser  Unterschied  ist  in  Be- 
zug auf  die  Strafen  und  die  Comitieir,  welche  die  Entscheidung 
fällen,  ein  wesentlicher;  das  Verfahren  aber  ist  in  beiden  Fällen 
dasselbe,  und  dieselben  Formen,  in  denen  die  Geldstrafe  ausge- 
sprochen wird,  gelten  auch  far  die  Verhängung  der  Gapitalstrafe. 
Demnach  ist  der  Ausdruck  „urtheilen'^  hier  eben  so  aufsu&ssen, 
wie  der  „eine  Geldstrafe  beantragen'' :  urtheilen  heisst  hier  nicht 
selbst  ein  gerichtliches  Urtheil  fällen,  sondern  ein  Urtheil  aber 
die  Gapitalstrafe  beim  Volke  beantragen.  Der  Beamte  urtheilt, 
wie  wir  gesehen,  ehe  er  sich  zur  Einleitung  eines  gerichtlichen 
Verfahrens  in  Folge  der  Voruntersuchung  entschliesst ,  das  Er- 
gebniss  des  Urtheils  ist  also  die  Anklage:  jetzt  heisst  es  von 
ihm,  er  urtheile,  indem  er  ein  Urtheil  beantrage;  denn  das 
eigentliche,  gerichtliche  Urtheil  wird,  wie  wir  erwiesen,  erst  tob 
der  Volksversammlung  gefällt  Femer  sagt  Gicero  vom  fieamten, 
die  drei  ersten  Male  klage  er  an ,  dann  beim  dritten  Male  ur- 
theile er,  und  beim  vierten  Tage  klage  er  wieder  von  Neuwn 
an.*)  Es  wird  ihm  somit  eben  dasselbe,  was  er  am  Ende  der 
aussergerichtlichen  Voruntersuchung  thut,  auch  am  Ende  dar 
gerichtlichen  Untersuchung  zugeschrieben:  dort^  vriehier,  urüidt 
er;  aber  sein  Urtheil  bezieht  sich  in  beiden  Fällen  auf  die  An- 
klage, welche  er  zuerst  in  der  gerichtlichen  Untersuchung,  dann 
in  dem  entscheidenden  Schlusstermine  des  Volksurtheiles  vor- 
bringt.  In  Folge  des  ersten  Urtheils  wird  die  Anklageacte  vor- 
läufig, in  Folge  des  zweiten  Urtheiles. endgültig  so,  wie  sie  den 
Volke  vorgelegt  werden  soll,  festgestellt  Auf  diese  Weise  aDein 
lässt  sich  die  in  populären,  nicht  juristischen  Ausdräcken  t(»i 
Gicero  gegebene  Nachricht  beMedigend  und  saehgemäss  erklä- 
ren. ^  Es  soll  aber  der  Beamte,  wie  Gicero  sagt,  seine  in  Folge 
der  Voruntersuchung  vorläufig  festgestellte  Anklage  dreimal  hal- 
ten, und  zwar  jedesmal  intermissa  die.    Dies  scheint  zu  bedeo- 


a)  Veigl.  oben  S.  186. 
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ten,  dass  zwischen  dem  ersten  und  zweiten,  sowie  dem  zweiten 
und  dritten  Tennine  eine  Zeit  dazwischen  liegen  müsse,  ohne 
dass  die  Länge  dieser  Zeit  bestimmt  war:  sie  richtete  sich  nach 
den  Umständen  und  sollte  dem  Angeklagten  ebensowohl  wie  dem 
anklagenden  Beamten    die  Möglichkeit  gewähren,    die  nöthigen 
Zeugen  und  Beweismittel  herbeizuschaffen.     Wurde   der  Ange- 
klagte dabei  ungerecht  behandelt  und  ihm  die  Mittel  zu  seiner 
Vertheidigung  gekürzt,   so  stand  es  ihm  frei,  die   Hülfe  der 
andern  Tribunen  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  es  wäre  wunder- 
bar gewesen,    wenn  er    in    dem   zahlreichen  Collegium  nicht 
wenigstens  einen  gefunden  hätte,  durch  dessen  Vermittelung  die 
Billigkeit  gewahrt  wurde.  ^^)    Dagegen   zwischen  der  diei  dictio 
and  dem  ersten  Termine  der  Anklage  brauchte  keine  Frist  statt- 
zufinden:  der  Beamte  konnte  den  Anzuklagenden  sogleich  auf 
den  folgenden  Tag  vorladen  und   die   Untersuchung    beginnen. 
Dies  ergiebt  sich  deutlich  aus  Ciceros  Worten.    Wir  haben  nur 
ein  geschichtliches  Beispiel  von  einem  der  letzten  Volksgerichte, 
welche  überhaupt  gehalten  worden  sind,  in  dem  die  Tage  dieser 
drei  Untersuchungstermine  angegeben  werden.    Im  Jahre  56  v. 
Chr.  klagte   der  curulische  Aedil  P.  Clodius  seinen  politischen 
Gegner  T.  Milo  beim  Volke  an"),  und  wir  wissen,  dass  der 
erste  Termin  am  2.  Februar  war,   der  zweite  am  6.,  der  dritte 
am  17.  **),  der  vierte  endlich,  an  welchem  das  Volksgericht  ab- 
gehalten werden  sollte,   war  auf  den    7.  Mai  angesetzt.*)    Zu 
der  Ungleichheit  der  Zwischenräume  zwischen  den  drei  ersten 
Terminen  mögen  die  Unruhen  jener  Zeit  und  die  politischen  Um- 
triebe von  Clodius  beigetragen  haben;  aber  man  erkennt  den 
dreimal  wiederholten  Termin.   Zwischen  dem  dritten  und  vierten 
Termine  musste  eine  Zeit  von  drei  Markttagen  (tHnundinum) 
verfliessen,  wie  Cicero  sagt.    Man  kann  hier  die  Beschreibung 
eines  Volksgerichtes  vor  der  Zeit  der  Decemvim,  wie  sie  Diony- 
.sius**)  bei  dem  Processe  Coriolans  giebt,  vergleichen.    Damals 


a)  Dio  Cass.  XXXIX,  18;   Cic.  p.  Sest.  44;  p.  Mil.  15;  Ascon.  p.  49. 

b)  Cic  ad  Q.  fratr.  II,  3. 

c)  Gc.  ad  Q.  fratr.  H,  7  init 

d)  Dionys.  VII,  58. 
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fielen  die  drei  ersten  Termine  der  Anklage  fort:  statt  deren 
dienten  die  Verhandinngen  im  Senate,  durch  welche  die  An- 
klageacte  festgestellt  wurde.  Nach  dem  Senatsbescblusse  wurde 
von  den  Tribunen  der  Termin  zur  Abhaltung  des  Volksgerichtes 
auf  den  dritten  Markttag  angesetzt,  und  zwar,  wie  DioDysius 
bemerkt ,  damit  der  Angeklagte  sich  auf  seine  Vertheidigui^  vor- 
bereiten könne ,  ohne  Zweifel  aber  auch ,  damit  das  Volk  ober 
die  Sache ,  welche  es  entscheiden  sollte ,  sich  vorher  unterrichten 
könne.  Dieser  Theil  des  Verfahrens  wurde  später  nicht  geän- 
dert, ausser  dass,  seit  alle  Gomitien,  sowohl  Tribut-  als  Cen- 
turiatcomitien ,  auf  gleiche  Weise  an  den  patricischen  Calender 
gebunden  waren ,  der  Termin  nicht  mehr  auf  den  dritten  Markt- 
tag, sondern  auf  einen  Comitialtag  nach  drei  Markttagen  gelegt 
wurde.*) 

Wir  haben  erwähnt ,  dass  der  Beamte ,  ehe  er  einen  Process 
vor  dem  Volke  begann,  eine  aussergerichtliche  Untersuchung  an- 
stellen konnte ,  um  sich  zu  überzeugen ,  ob  Grund  zur  Anklage 
vorhanden  sei:  hatte  et  diese  Ueberzeugnng  ohnedem,  so  war 
freilich  eine  Untersuchung  nicht  nöthig :  der  Angeklagte  brauchte 
bei  dieser  Verhandlung  nicht  zugegen  zu  sein.  War  Grund  zur 
Anklage  vorhanden,  so  nahm  der  Beamte  die  diei  dtcüo  vor, 
öffentlich,  auf  dem  Markte,  vor  der  zuhörenden  Menge,  d.  b.  er 
lud  eine  bestimmte,  mit  Namen  bezeichnete,  Person  vor  sein^ 
Richterstuhl,  um  sich  vor  ihm  zu  verantworten.  Eine  Frist 
brauchte  zwischen  dem  Tage,  an  dem  die  Vorladung  gesdiah, 
und  demjenigen,  auf  welchen  Jemand  vorgeladen  war,  nicht  zo 
liegen^),  eben  so  wenig  brauchte  der  Grund,  weshalb  die  Vor- 
ladung geschah,  der  Gegenstand  der  Anklage,  bezeichnet  zu  wer- 
den :  auf  keinen  Fall  konnte  die  Anklage  schon  so  mitgedMiIt 
werden ,  wie  sie  schliesslich  dem  Volke  vorgelegt  werden  sollte- 
Denn  ihre  Feststellung  sollte  erst  durch  die  drei  Anklagetenaine 
erfolgen.  Welches  Schwanken  dabei  stattfinden  konnte,  ersieht 
man  z.  B.  aus  Coriolans  Process,  wo  die  Anklagetermine  dardi 
die  Verhandlungen  im  Senate  dargestellt  vnirden.    Die  Volkstri- 


a)  Man  sehe  oben  S.  203. 

b)  S.  kurz  zuvor  S.  249. 
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banen  brachten  zuerst  verschiedene  Beschuldigungen  vor,  dass 
Goriolan  den  Vortheilen  der  Plebs  widerstrebe ,  dass  er  sich  im 
Senate  gegen  die  ihr  zugestandenen  Rechte  geäussert,  und  ähn- 
liches: erst  am  Ende  der  Senatssitzung  wurde  die  Anklage  be- 
stimmt festgestellt.  Oft  freilich  mochte  auch  schon  bei  der  diei 
dicüo  der  Grund  der  Vorladung  angegeben  werden,  wo  es  sich 
z.  B.  um  bestimmte  Verbrechen,  welche  zur  Kenntniss  des  Be- 
amten gekommen  waren,  handelte;  noch  häufiger  wird  die  An- 
klage, wenigstens  im  Allgemeinen ,  vorher  bekannt  gewesen  sein. 
Aber  wesentlich  konnte  dies  nicht  sein  und  es  genügte,  wenn 
der  Angeklagte  überhaupt  zur  Verantwortung  vor  den  Beamten 
geladen  wurde.  Wie  die  Vorladung  dem  Volke  im  Allgemeinen 
und  insbesondere  dem  Geladenen  bekannt  gemacht  wurde,  dar- 
über ist  uns  nichts  überliefert:  es  wird  verschieden  gewesen  sein 
in  verschiedenen  Zeiten.  Erscheinen  musste  der  Geladene,  sonst 
wurde  er  durch  den  Tribunen  geholt :  wir  werden  später  Beispiele 
anführen,  wie  Angeklagte  zu  den  Terminen  mit  Gewalt  herbei- 
gescbafit  wurden  oder  werden  sollten.  Es  fragt  sich,  was  ge- 
schah, wenn  der  Anzuklagende  von  Rom  abwesend  war:  wir 
meinen,  wenn  er  zwar  daselbst  seinen  Wohnsitz  hatte,  aber  zu- 
fällig abwesend  war.  Denn  über  die  nicht  in  Rom  ansässigen 
Bürger  und  Nichtbürger  hatten  die  Tribunen  keine  unmittelbare 
Macht  Wir  haben  sogar  ein  Beispiel  vom  Jahre  442  v.  Chr., 
dass  drei  Bürger  aus  vornehmen  patricischen  Geschlechtem, 
welche  wegen  ihrer  Thätigkeit  als  Gründer  der  Colonie  Ardea 
von  den  Tribunen  beim  Volke  angeklagt  worden  waren,  sich 
dem  Processe  dadurch  entzogen,  dass  sie  ihren  Wohnsitz  von 
Rom  verlegten.*)  Diejenigen  aber,  welche  zufällig  sich  nicht 
in  Rom  befanden,  hatten  einen  Anspruch  auf  Berücksichtigung 
bei  einer  Anklage.  Waren  Privatgeschäfte  der  Grund  der  Ab- 
wesenheit, so  standen  diese  der  Anklage  nach:  der  Vorgeladene 
musste  zurückkehren  und  konnte  von  der  Billigkeit  seines  Anklä- 
gers oder  dessen  Collegen  einstweiligen  Aufschub  seines  Termines 
erwarten.  Nach  eigentlichem  Sprachgebrauche  aber  heissen  die- 
jenigen „abwesend '\  welche  in  Staat^geschäften  von  Rom  entfernt 


a)  Liv.  IV,  11. 
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sind  ^) :  hier  stand  eine  Staatsangelegenheit  der  andern  gegen- 
über, und  es  war  billig,  dass  mit  der  Anklage  gewartet  wurde  bis 
nach  Beendigung  des  Auftrages  und  bis  zur  Rückkehr  nach  Rom. 
Ein  bemerkenswerthes ,  hierher  gehöriges  Beispiel  wird  uns  aus 
dem  Jahre  172  v.  Chr.  überliefert.»)  Der  Proconsul  M.  Popilius 
wurde  wegen  seiner  Kriegführung  in  Ligurien  getadelt  und  anf 
Wunsch  des  Senates  hatten  die  Tribunen  ein  Gesetz  eingebracht, 
wonach  durch  den  Senat  ein  Untersuchungsrichter  ernannt  wer- 
den sollte.  Es  war  dazu  der  Prätor  C.  Licinius  ernannt  worden. 
Aber  der  Angeschuldigte  wagte  sich  nicht  zum  Processc  zu  stel- 
len und  kehrte  nicht  nach  Rom  zurück ;  deshalb  drohten  die  Tq- 
bunen  mit  einem  neuen  Gesetzesvorschlage ,  wodurch  dem  Prätor 
erlaubt  werden  sollte,  gegen  Jenen  auch  in  seiner  Abwesenheit 
die  Untersuchung  zu  führen:  er  wäre  also,  auch  wenn  er  sich 
nicht  gestellt  hätte,  zum  Vermögensverlust  und  zur  Verbannung 
verurtheilt  worden  und  zog  es  deshalb  vor,  zu  erscheinen  und 
durch  andere  Künste  die  Verurtheilung  zu  verhüten.^)  Es  ist 
möglich ,  dass  in  dem  ersten  tribunicischen  Gesetze  eine  Bestim- 
mung war,  dass  die  Untersuchung  nach  der  Rückkehr  des  An- 
geklagten beginnen  sollte  und  dass  es  deshalb  eines  zweiten  Ge- 
setzes bedurfte:  sonst  zeugt  die  Beantragung  desselben  von  grosser 
Milde.  Es  hätte  an  sich  dem  Beamten  freigestanden,  den  Ange- 
schuldigten, nachdem  ihm  eine  Frist  zur  Rückkehr  vergönnt 
war ,  auch  in  seiner  Abwesenheit  zu  verurtheilen.  Im  Jahre  293 
V.  Chr.  wurde  der  Consul  des  vorigen  Jahres  L.  Postumius  Me- 
gellus  angeklagt,  wahrscheinlich  auf  Geldstrafe.  Er  versuchte 
der  Anklage  dadurch  zu  entgehen,  dass  er  als  Legat  bei  dem 
damaligen  Consul  Sp.  Carvilius  eintrat;  indessen  der  anklagende 
Tribun  M.  Scantius  hielt  die  Anklage  aufrecht  und  es  bedurfte 
aller  Volksgunst  von  Carvilius,  um  zu  bewirken,  dass  der  Prch 
cess  nicht  zu  Ende  geführt  werden  konnte.*)    Im  Jahre  187  v. 


a)  Vergl.  oben  S.  215. 

b)  Liv.  XLII,  21. 

c)  Liv.  X,  46  Favor  consiüis  (Sp.  Carviiii)  tatatas  ad  popolam  est  L 
^ostamium,  legatum  eins:  qui  dicta  die  a  M.  Scantio,  tribuno plebis,  foge- 

in  legationem  (ut  fama  ferebat)  populi  iadiciam,  iactariquemagis  qasm 
'  accusatio  eius  poterat 
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Chr.  verzögerte  indessen  der  Proconsul  Cn.  Manlius  Vulso  sei- 
nen Triumph ,  um  nicht  in  den  Process  der  Scipionen  verwickelt 
zu  werden.*)  In  vielen  Fällen  war  jedoch  eine  Untersuchung 
über  einen  abwesenden  Angeklagten  nicht  möglich.  So  war  es 
z.  B.  bei  dem  Proprätor  Q.  Pleminius ,  der  von  den  Einwohnern 
vuu  Locri  wegen  seiner  Grausamkeit  und  Habsucht  angeklagt 
wurde.  Ihn  ungehört  vor  das  Volksgericht  zu  stellen,  wäre 
offenbare  Ungerechtigkeit  gewesen  und  deshalb  wurde  eineCom- 
mission  von  Beamten  an  Ort  und  Stelle  geschickt.*»)  Aehnlich 
wird  es  in  allen  Fällen  gewesen  sein ,  wo  ein  im  Staatsauftrage 
Abwesender  wegen  der  Ausfuhrung  eben  dieses  Auftrages  zur 
Verantwortung  gezogen  wurde:  er  musste  zurückberufen  werden, 
ehe  die  Untersuchung  gegen  ihn  möglich  war. 

Es  giebt  bekanntlich  zwei  Arten  von  Volksversammlungen. 
Die  eine,  formlos  und  ungeordnet,  heisst  mit  eigentlichem  Na- 
men contio:  sie  ist  zu  Mittheilungen  der  Beamten  an  das  Volk 
bestimmt ,  ohne  dass  das  letztere  eine  Entscheidung  zu  treffen 
bat.  Die  andre  Art  von  Versammlungen  sind  die  eigentlichen 
Comitien,  welche  entweder  nach  Tribus  oder  nach  Centurien 
stattfinden,  an  bestimmte  Tage  und  Tageszeiten  gebunden  sind, 
mit  bestimmten  Opfern  eingeleitet,  von  bestimmten  Beamten  be- 
rufen werden:  sie  dienen  dazu,  die  an  das  Volk  gerichteten  Fra- 
gen, mögen  es  Wahlen  oder  Gesetze  oder  gerichtliche  Urtheile 
sein,  zu  entscheiden.  Es  kann  auch  noch  eine  dritte  Art  von 
Volksversammlungen  geben,  gemischten  Charakters,  indem  eine 
formlose  contio  entweder  den  eigentlichen  Comitien  vorangeht, 
oder  sich  an  dieselben  anschliesst  Die  drei  Anklagen,  welche 
der  Beamte  gegen  einen  beim  Volke  Anzuklagenden  gesetzlich 
halten  muss,  geschehen  in  contiones:  bei  den  Processen  von  P. 
Scipio  imd  Cn.  Fulvius,  welche  wir  später  mehrfach  erwähnen 
werden,  gebrauchen  die  Berichterstatter  ausdrücklich  und  in 
seiner  eigentlichen  Bedeutung  das  Wort  contio.'^^)  Es  soll  dem 
Volke  nur  etwas  vorgetragen,  dem  Ankläger  und  Angeklagten 
Gelegenheit  gegeben  werden,  die  Anschuldigungen  und  die  Ver- 


a)  Liv.  XXXIX,  6  und  XXXVni,  54. 

b)  Liv.  XXIX,  22. 
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theidigong  vorzabringen :  eine  Entscheidung  des  Volkes  durch 
Abstimmung  findet  nicht  statt,  daher  jede  Sonderung  nach  den 
politischen  Abtheilungen  unnütz  ist.    Dagegen  der  vierte  Termin 
findet  in  einer  Volksversammlung  gemischten  Characters  statt: 
sie  beginnt  mit  einer  formlosen  contio  und  endet  mit  den  zur  Eot- 
scheidung  berufenen  Genturiat-  oder  Tributcomitien.    Dies  er- 
giebt  sich  aus  dem  Zwecke  des  Termines,  welchen  wir  sp&ter 
besprechen  werden,    sowie  aus  einem  uns  ausdrucklich  überlie- 
ferten Falle,   wo  uns  der  Uebergang  einer  formlosen  contio  in 
wirkliche  Gomitien,  welche  die  Abstinmiung  vornehmen  soUen, 
geschildert  wird.*)    lieber  die  Vorsitzenden  kann  in  denjenigeo 
Volksversammlungen,  in  denen  auf  Geldstrafe  angetragen  wird 
und  welche  demgemäss  mit  Tributcomitien  enden,  kein  Zwei- 
fel sein:    es  sind  die  anklagenden  Beamten,  die  Volkstribuneo 
und  Aedilen,  welche  letzteren,  wie  wir  gezeigt  ^),  für  die  Ankla- 
gen vor  dem  Volke  das  Recht,   Versammlungen  desselben  zn 
leiten ,  besassen.    Aber  man  kann  fragen ,  wie  es  mit  dem  Vor- 
sitze in  Capitalprocessen,  welche  in  Centuriatcomitien  entsdüeden 
wurden,  stand.    Dass  die   letzteren  selbst,  also  die  Volksver- 
sammlung, welche  den  Schluss  des   vierten  Termines  bildete, 
nur  von  den  curulischen  Beamten,  d.  h.  den  Consuln  oder  deo 
Prätoren,  geleitet  werden  konnte ,  ist  sicher;  aber  über  den  Vor- 
sitz in  den  drei  ersten  formlosen  Volksversammlungen  und  d^ 
eben  so  formlosen  beim  Anfange  des  vierten  Tennines  kanii 
man  schwanken.    Wir  haben  früher  bemerkt*"),  dass  die  vorbe- 
reitenden Volksversammlungen  mit  der  Schluss vecsammliiDg  io 
nothwendigem  Zusammenhange  stehen  und  nur  der  Zeit  saeh 
von  einander  abgelöste  Theile  eines  Ganzen  bilden ;  dass  deshalb 
der  anklagende  Tribun  oder  Aedil  bei  der  diei  dicüo  zu  äBem 
Capitalprocesse  sich  mit  einem  curulischen  Beamten  in  Verbin- 
dung setzte:  daraus  könnte  man  folgern  wollen,  dass  nur  die 
letzteren  in  den  vorbereitenden  contianes  den  Vorsitz  hfttten  fah- 
ren können.    Indessen  dieser  Meinung  widersprechen  aberii^ert«^ 


a)  Bei  Liv.  XXVI,  3. 

b)  S.  oben  S.  243. 

c)  S.  oben  S.  241. 


Die  Vorsitzenden  dieser  Versammlungen.  255 

Thatsaches.    Genaue  Nachrichten  haben  wir  von  einer  aedilici- 
schen  Anklage,  nämlich  von  deijenigen,   welche  P.  Clodius  als 
curülischer  Aedil  gegen  Milo  anstellte.    Es  ist  schwer,  den  Be- 
richt, welchen  Cicero*)  über  die  vorbereitenden  Anklagetermine 
giebt,   zu  lesen,    ohne  zu  glauben,   Clodius  habe  die  Volksver- 
sammlung, welche  geschildert  wird,  geleitet    £s  fielen  in  der- 
selben die  gröbsten  Ruhestörungen  vor,  aber  nirgends  vrird  ein 
Vorsitzender,  welcher  sie  habe  unterdrücken  wollen,   erwähnt. 
Cicero  würde  dies  gethan  haben ,  da  er  die  Redner ,  welche  auf- 
traten, mit  Namen  nennt  und  sich  über  die  Art  der  Störungen 
ausfuhrlich  verbreitet.    Er  sagt  ferner,  Clodius  habe  den  dritten 
Termin  auf  die  Quirinalien  festgesetzt.^)    Dies  könnte,  wenn 
die  bestimmte  Angabe  von  einem  andern  Beamten  als  Vorsitzen- 
den da  wäre,  allen&lls  als  ungenauer  Bericht  aufge£asst  werden : 
Clodius  habe  auf  die  Ansetzung  angetragen  und  ein  Anderer  sie 
dann  verfugt.    Indessen  eine  solche  Angabe  fehlt  und  es  ist  dem- 
nach wahrscheinlich ,  dass  der  anklagende  Aedil  die  vorbereiten- 
den amtiones  für  die  Centuriatcomitien  leitete;  denn  da  die  An- 
schuldigung gegen  Milo    auf  Gewaltthätigkeiten   lautete,  muss 
man  annehmen,  dass  es  ein  Capitalprocess  war.    Ein  gleiches 
Beispiel  haben  wir  aus  dem  Jahre  211  v.  Chr.,  wo  der  Tribun 
C.  Sempronius  Blaesus  den  ehemaligen  Proprätor  Cn.  Fulvius 
wegen   schlechter  Kriegführung   anklagte.    Es   war  anfänglich 
eine  Geldstrafe  beantragt,   also  Tributcomitien  würden  die  Ent- 
scheidung gefidlt  haben.    Die  drei  vorbereitenden  canHaiies  hielt 
der  Tribun ;  am  Ende  der  dritten  verlangte  das  Volk  wegen  der 
zu  Tage  tretenden  Feigheit  des  Angeklagten  Capitalstrafe  gegen 
ihn.     Der  Tribun  fügte  sich  in  den  Willen  des  Volkes  und  es 
feinden  nur  noch  am  vierten  Termine  die  Centuriatcomitien  unter 
Vorsitz  des  städtischen  Prätor  C.  Calpurnius  statt  ^)    Ein  solches 
Verfahren  wäre  unmöglich  gewesen,  wenn  nicht  auch  bei  nach- 
folgenden Centuriatcomitien  die  conüonee  von  dem  Tribunen  wären 
gehalten  worden.    Es  ist  möglich,  dass  zu  gewisser  Zeit  die  an- 


a)  Cic.  ad  Q.  fr.  U,  3. 

b)  Cic.  L  1.  Clodius  in  Qmrinaüa  prodixit  diem. 

c)  Liv.  XXVI,  3. 
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klagenden  Tribunen  und  Aedilen  nicht  so  viel  Macht  in  Capital- 
Processen  hatten ;  aber  sicherlich  hatten  sie  dieselbe  in  der  besten 
Zeit  des  Romischen  Staates,  als  der  Widerstreit  zwischen  cani- 
lischen  und  plebejischen  Beamten  erloschen  war. 

Die  Voruntersuchung,  wenn  eine  stattfand,  hatte  nur  die 
subjective  Ueberzeugung  des  anklagenden  Beamten  und  seinen 
Ent^chluss ,  entweder  auf  Geld  -  oder  auf  Capitalstrafe  anzutra- 
gen, begründet;  in  den  Terminen  der  gerichtlichen  Untersucbang 
kam  es  darauf  an ,  die  Anklage  objectiv  festzustellen  und  die 
Punkte,  auf  welche  die  Entscheidung*  gerichtet  werden  sollte, 
zusammen  zu  fassen.  Dazu  war  es  nothwendig,  dass  der 
Angeklagte  persönlich  erschien :  er  wurde  bei  dem  Beginne  me^ 
jeden  Termines  von  dem  Herold  des  Beamten  vorgefordert  (6- 
tahatur)^  wie  man  aus  Ciceros  und  Appians  von  uns  angeführ- 
ten Zeugnissen  ersieht.  *)  Er  verantwortete  sich  (cau8€m  dict- 
bat)^  führte  Zeugen  vor,  brachte  andere  Beweismittel  bei,  wandte 
in  späterer  Zeit  die  ganze  Zurüstung  der  Vertheidigung ,  welche 
allmälig  üblich  geworden  war,  an.  Es  wird  die  Verantwortung 
des  Angeklagten  schon  in  den  ersten  Terminen  erwähnt  im  IVo- 
cesse  des  gewesenen  Prätors  Gn.  Fulvius.^)  Im  Processe  too 
P.  Sdpio  AMcanus ,  den  zwei  Volkstribunen  angestellt  hatten, 
heisst  es,  der  Angeklagte  sei  aufgefordert  worden,  sich  zu  Ter- 
antworten  und  hätte  dann,  ohne  der  Anschuldigungen  Erwäh- 
nung zu  thun,  muthig  über  sich  und  seine  Thaten  gesprochen:') 
der  ganze  Termin  sei  mit  Beden  hingegangen.  Man  sieht  al^ 
dass  der  Beamte,  nachdem  er  seine  Anklage  vorgetragen,  sich 
unmittelbar  an  den  Angeklagten  wendete  und  ihn  aufforderte, 
seine  Rechtfertigung  vorzubringen.  Zeugen,  die  in  dem  erstes 
Termine  aufgetreten  waren ,  werden  erwäfmt  in  dem  Proce^ 
von  W.  Acilius  Glabrio,  der  wegen  Unterschlagung  öffentlidier 


a)  S.  oben  S.  244  und  246.  Ein  anderes  Beispiel  der  Vorfordenuv: 
durch  den  Herold  findet  sich  bei  Liv.  XXXVIII,  51. 

b)  Liv.  XXVI,  3. 

c)  Liv.  XXXYIII,  50  lossos  dicere  causam  sine  ulla  cnnmniiD  meo- 
tione  orationem  adeo  magnificam  de  rebus  ab  se  gestis  est  exorsitö.  ^ 
satis  constaret,  neminem  uuquam  ueque  melius  neque  verius  tondatoiB 
esse. 
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Gelder  angeklagt  war*),  und  zwar  Belastnngszeagen ;  aber  wenn 
diese  zugelassen  wurden ,  so  mussten  es  auch  die  des  Angeklag- 
ten werden  und  man  darf  die  Zeugen,  welche  in  Cn.  Fulvius' 
Processe  während  der  ersten  drei  Termine  erwähnt  werden ,  auch 
schon  auf  den  ersten  derselben  beziehen.  Es  bildete  das 
ZeugenverhOr  jedesmal  den  Schluss  des  Termins ,  wie  man  aus 
dem  Processe  des  Steuerpächters  M.  Postumius  ersieht,  bei  des- 
sen vierten  Termin,  wie  Livius«>)  eraählt,  nachdem  die  Reden 
für  und  gegen  den  Angeklagten  gehalten  und  die  Zeugen  verhört 
waren,  die  Vorbereitungen  zur  Abstimmung  getroffen  wurden. 
Als  in  späterer  Zeit  die  Sitte  aufgekommen  war,  Yertheidiger, 
welche  Uebung  und  Beredsamkeit  besassen,  auftreten  zu  lassen, 
werden  auch  solche  schon  beim  ersten  Processe  erwähnt  im  Pro- 
cesse Milos,  der  überdem  nach  damaligem  Gebrauche  auch  an- 
gesehene Freunde  als  advocaü  mitbrachte.*^)  Der  anklagende 
Beamte  selbst  begann  den  ersten  Termin  damit,  dass  er  die 
Anklageacte  gegen  den  zur  Stelle  gegenwärtigen  Angeklagten 
vortrug:  sie  enthielt  die  bestimmten,  genau  angegebenen  Elage- 
punkte  nebst  der  zu  beantragenden  Strafe.  Im  Processe  gegen 
Cn.  Fulvius  lässt  Livius  ^)  den  anklagenden  Tribunen  eine  lange 
Rede  halten,  in  welcher  die  Unfähigkeit  und  Feigheit  des  Ange- 
klagten dargestellt  wird,  und  fügt  hinzu,  es  sei  eine  Geldstrafe 
beantragt  worden.  Aus  der  Erzählung  von  Glabrios  Process  er- 
giebt  sich  sogar,  dass  die  Höhe  der  Geldstrafe  schon  beim  Be- 
ginne des  ersten  Termins  festgestellt  wurde:  Livius^)  sagt  aus- 
drücklich, eine  Strafe  von  100000  As  sei  gegen  ihn  beantragt  und 
zwei  Termine  darüber  gehalten  worden.  So  verstrich  in  Hin- 
und  Herreden  von  Seiten  des  Beamten  und  des  Angeklagten') 
der  erste  Termin ,  nach  dessen  Beendigung  jener  den  zweiten 
Termin  ansetzte  (diem  prodiadt). 


a)  Liv.  XXXVn,  27. 

b)  Liv.  XXV,  3. 

c)  Cic.  ad  Q.  fr.  11,  3,  1. 

d)  Liv.  XXVI,  2. 

e)  Liv.  XXXVII,  58    Centum  milium  multa  irrogata   erat,    bis  de  ea 
certatmn  est. 

f)  Liv.  XXXVIII,  51. 

u.  17 
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Dieser  zweite  Termin  war  in  nichts  von  dem  ersten  ver- 
schieden, nur  dass  der  Beamte  seine  Anklage ,  welche  schon  be- 
kannt war,  nicht  zu  wiederholen  brauchte.  Livius*)  wenigst«» 
lässt  P.  Scipio  an  diesem  Termine  unmittelbar,  nachdem  die 
Tribunen  ihre  Sitze  auf  der  Rednerbühne  eingenommen  hatten 
und  er  vorgefordert  worden  war,  unter  dem  Stillschweigen  Aller 
jene  berühmte  Rede  halten,  in  der  er  an  den  Jahrestag  der 
Schlacht  bei  Zama  erinnerte  und  alle  zum  Gebete  auf  dem  Oh 
pitol  aufforderte.  In  allen  früher  angeführten  Processen  erwSh- 
nen  die  Berichterstatter  Verhandlungen ,  Zeugen ,  andere  Beweise 
im  zweiten,  wie  im  ersten  Termin.  Cicero**)  erzählt,  bei  Mi- 
los  Process  sei  im  zweiten  Termine  Pompejus  als  Vertheidiger 
aufgetreten;  aber  es  waren  auch  andere  Redner  zugegen,  unter 
ihnen  M.  Crassus.  Der  Termin  endigte  wieder  damit,  dass  der 
Vorsitzende  Beamte,  welcher  die  Anklage  führte,  einen  neueo 
Termin  ansetzte  {diem  prodixit)  und  zwar  nach  beliebiger  Zeit: 
der  Wunsch  des  Anklägers,  den  Process  zu  beenden,  und  der 
des  Angeklagten,  die  nöthigen  Beweismittel  der  Yertheidigii]^ 
herbeischaffen  zu  können,  werden  hierbei  massgebend  gewesen 
sein.  Der  dritte  Termin  verlief  wie  der  zweite  und  erste,  nor 
war  das  Ende  desselben  ein  anderes  und  lieferte  ein  bestinmites 
Ergebniss.  Es  hatte  eine  gerichtüche  Untersudiung  und  das 
Verhör  des  Angeklagten  stattgefunden :  daraus  musste  sich  don 
Beamten  ergeben,  ob  er  seine  beim  Beginn  der  Anklage  aii%e- 
stellte  Ueberzeugung  von  der  Schuld  des  Angeklagten  wabwtA 
erhalten  könne  oder  nicht,  oder  wie  er  sie  zu  stellen  habe,  am 
damit  durchzudringen.  Denn  aus  den  Aeusserungen  des  Volkes, 
das  den  beiderseitigen  Reden,  dem  Z^genverhör,  d^n  Vorlegen 
anderer  Beweise  beigewohnt  hatte,  liess  sich  ein  ziemlich  siche- 
rer Schluss  über  den  Ausfall  der  Abstimmung  ziehen. 

Es  ist  für  uns  auffallend,  wenn  bei  gerichtlichen  Untersuchungen 
von  den  Zuhörern  Zeichen  des  Beifalles  od^  AUssfalleas  gege- 
ben werden :  sie  scheinen  der  Würde  eines  Gerichtes  niebt  xa 
entsprechen  und  ausserdem  gegen  die  Unparteilichkeit  zu  «ein,  da 


a)  Liv.  1. 1. 

b)  Cic.  ad  Q.  fratr.  II,  3,  2. 
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der  Angeklagte  durch  Aeusserungen  des  Missfallens  eingeschüch- 
tert und  Ib  seiner  Yertheidigung  gehemmt,  durch  die  des  Bei- 
falls ungebührlich   ermuntert  und  gegen  das  Ansehen  des  Vor- 
sitzenden Richters  aufgeregt  wird.    Aber  das  Römische  Gerichts- 
verfgüuren  war  von  Anfang  an  auf  die  lebendig  sich  äussernde 
Theilnahme  des  Volkes  begründet     Wir  haben  gesehen*),  dass 
die  Provocation,  wie  sie  im  ersten  Jahre  der  Republik  durch 
Publicolas  Gesetz  eingeführt  worden  war,  auf  der  unmittelbaren 
Theünähme  des  Volkes  an  den  Gerichtsverhandlungen  beruhte,  dass 
sie  stürmische  Aeusserungen  des  Volkswillens  nicht  bloss  zuliess, 
sondern  verlangte,  dass  sie  eine  Art  gesetzlichen  Aufstandes  ein- 
führte, dem  sich  der  Beamte  fügen  musste.  Aehnlich  äusserten  sich 
die  Gefühle  des  Volkes  bei  allen  gerichtlichen  Untersuchungen  laut 
und  vernehmlich,  so  dass  sich  dem  Vorsitzenden  Ankläger  ergab,  in 
^ie  fem  er  auf  Aimahme  oder  Abweisung  seines  Antrages  bei  der 
Abstimmung  rechne«  könne.  Bei  dem  Processe  von  P.  Scipio  wird 
uns  viel  von  der  Volksstimmung  erzählt^),  welche  sich  laut  zu  Gun- 
sten des  Angeklagten  äusserte  und  am  Ende  das  Einschreiten  eines 
Volkstribunen,  welcher  denselben  schützte,  herbeifahrte;  in  dem 
Processe  des  Steuei*pächters  M.  Postumius  bewirkte,  wie  es  heisst®), 
das  Volk  durch  sein  Geschrei,  dass   ein  Volkstribun,  der  dem 
Angeklagten  versprochen  hatte,  das  Gericht  durch  sein  Einschrei- 
ten aufbeben  zu  wollen,  dies  nicht  zu  thun  wagte;  in  dem  Pro- 
cesse von  Gn.  Fulvius  bewog  beim  dritten  Termine  das  Geschrei 
der  Volksversammlung  den  anklagenden  Tribunen,  einen  Capital- 
process  zu  beginnen^).  In  dem  Processe  von  M.'  Acilius  Glabrio 
weigerte  sich  das  Volk  über  den  Angeklagten  abzustimmen:   es 
wollte  beim  dritten  Termine  den  Process  nicht  weiter  fortgesetzt 
haben'').    Auch  bei  der  Anklage  des  früheren  Consuls  G.  Sem- 


a)  S.  I,  184flgd. 

b)  Bei  Liv.  XXXVIU,  öOflgd. 

c)  Liv.  XXY,  3   Interim  publicaoi  Cascae  instare,   ut  concilio  diem 
eximeret:  popnlos  reclamare. 

d)  Liv.  XXYI,  3  tanta  ira  accensa  est,  ut  capite  anquirendum  coDtio 

succlamaret 

e)  Liv.  XXXYII,  58  nee  populus  de  muita  suffragium  ferre  voluit  et 

tribuni  eo  negotio  destiterunt. 

17* 
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promus  Atratinus  422  v.  Chr.  unterstützte  das  Volk  die  Für- 
bitte, welche  vier  Volkstribunen  einlegten,  und  zwang  den  An- 
kläger, von  seinem  Vorhaben  abzustehen.*)  Immer,  wo  wir 
ausführliche  Berichte  haben,  wird  des  Beifalles  oder  MisslalleDS 
der  zuhörenden  contio  gedacht.  Sie  bildete  dadurch  gleicJisam 
ein  Gegengewicht  gegen  die  ausserordentliche  Macht  de«  ver- 
sitzenden Tribunen,  welcher  in  einer  Person  die  Befugnisse  eme* 
Anklägers  und  Leiters  der  Verhandlungen  vereinte.  Darnach 
war  es  dem  Beamten  leicht,  die  Stimmung  des  Volkes  zu  er- 
kennen und  mit  derselben  seine  Anklage  in  Einklang  zu  brin- 
gen: das  endgültige  Feststellen  derselben  bildete  den  ScUnsä 
des  dritten  Termines.  Dies  ist  es,  was  Cicero  in  der  früher*") 
angeführten  Stelle  sagt:  dreimal  klage  der  Beamte  an,  ehe  er 
die  Geldstrafe  beantrage  oder  das  Urtheil  spreche:  wobei  das 
Beantragen  der  Geldstrafe  sich  auf  die  in  Tributcomitien  ge- 
führten Anklagen,  das  Urtheilssprechen  auf  die  in  Centuriat- 
comitien  bezieht,  in  denen  es  sich  um  Gapitalstrafe  handelte. 
Dies  endgültige  Urtheil  des  Beamten  über  die  Anklage  musste 
im  dritten  Termine  festgestellt,  auch  in  diejenige  Form  gebracht 
werden,  wie  sie  demnächst  während  dreier  Markttage  dem  Volke 
bekannt  gemacht  und  dann  im  vierten  Termine  zur  Abstimmung 
vorgelegt  werden  sollte.  Wir  haben  kßine  unmittelbare  Nach- 
richt darüber,  wie  diese  Anklage  abgefasst  wurde:  dies  mag 
auch  in  verschiedenen  Zeiten  und  bei  verschiedenen  Gelegenhei- 
ten verschieden  gewesen  sein.  Es  scheint  indessen,  dass  sie 
kurz  abgefasst  war  und  namentlich  keine  Begründung  des  Straf* 
antrages  enthielt.  Bei  dem  Processe  Coriolans  war  der  Senate 
beschluss,  welcher  dem  Strafantrage  des  anklagenden  Tribunen 
oder  Aedilen  entspricht,  so,  dass  er  nur  im  Allgemeinen  Streben 
nach  der  Herrschaft  als  Verbrechen  des  Angeklagten  angab:  die 
Handlungen,  aus  denen  dieses  Streben  hervorgehen  sollte,  waren 
darin  nicht  angeführt  Denn  bei  dem  entscheidenden  Termme 
kamen  nachher  andere  Thatsachen,  als  der  Angeklagte  und  der 


a)  Val.  Max.  VI,  5,  2  Qaa  iustitia  niota  contio  actione  Horteasiiim  d^^ 
sistere  coegit    Vergl.  Liv.  IV,  42. 

b)  S.  oben  S.  244. 
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Senat  erwartet  hatten,  zur  Sprache  und  gaben  die  Entscheidung 
für  die  Vemrtheilung.*) 

Die  Thätigkeit  des  anklagenden  Beamten   bei  diesen   drei 
Terminen  der  gerichtlichen  Untersuchung  heisst  anquisitio  und 
anquirere^  ein   bemerkenswerther  Ausdruck.**)    Im  ordentlichen 
Gerichtsverfahren  wird    der  curulische   Beamte  oder  derjenige, 
welcher  an  seiner  Stelle  die  Untersuchung  leitet,  qxiaestor  ge- 
nannt*'),  ihre  Thätigkeit  muss  also  quaerere  heissen.    Indessen 
aach  ihnen   wird  anquirere  zugeschrieben  und  zwar  an  einer 
Stelle,  wo  man  grade  eine  genaue  Beobachtung  des  Sprachge- 
brauches erwarten  muss.*)     Umgekehrt  würde  man  auch  den 
anklagenden  Tribunen  als    quaestor   und    seine  Thätigkeit   als 
quaerere  bezeichnen  können :   keinesfalls   darf  man  den  Unter- 
schied der  beiden  Ausdrücke  mit  der  Verschiedenheit  des  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Gerichtsverfahrens  ausschliesslich 
in  Verbindung  setzen.    Anquirere  bedeutet  hin  und  her  suchen, 
von  aDen  Seiten  untersuchen,  und  das  Wort  ist  deshalb  für  die 
Thätigkeit  der  Tribunen  bei  den  drei    Untersuchungsterminen, 
wie  wir  sie  geschildert  haben,  besonders  passend ;  denn  die  An- 
klage stand  nicht  fest,  sie  wurde  erst  nach  den  Ergebnissen  der 
Untersachnng  festgestellt,  der  Fall  wurde  wirklich  nach  allen 
Seiten  hin  untersucht,  um  die  Schuld  oder  Unschuld  des  Be- 
treffenden aufzufinden.*    Dagegen   die  curulischen  Beamten   im 
ordentlichen  Processwege  handeln  meist  auf  Anlass  einer  Privat- 
klage, sie  untersuchen,  ob  diese  gegründet,  ist  oder  nicht:  ihre 
Thätigkeit  ist  somit  ein  einfaches  Untersuchen,   ein    quaerere. 
Selbst,  wenn  sie  amtlich  einschreiten,   auf  die  Anzeige  eines 
Verbrechens,  suchen  sie  nur  nach  dem  Thäter.   Somit  wird  man 


a)  Dionys.  VH,  63  flgd.    Vergl.  I,  264  flgd. 

b)  Von  Paulus  Excerpt  ex  Feste  p.  22  wird  anquirere  erklärt  als  cir- 
cufn  quaerere, 

c)  S.  I,  52  und  oben  S.  92. 

d)  Bei  Varro  de  ling.  Lat  VII,  9,  76  heisst  es  commentarium  indicat 
vetns  anquisitionis  M\  Sergii  quaestoris,  qui  capitis  accusavit.  Vei^l.  oben 
S.  99.  Von  Volksgerichten  wird  anquirere  gebraucht  z.  B.  bei  Liv.  11,  52; 
VI,  20;  Vin,  33;  XXVI,  3.  An  der  letzten  Stelle  ist  besonders  der  Aus- 
druck pecunia  anquirere  zu  bemerken,  der  mit  capite  anquirere  zu  ver- 
gleichen ist  • 
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sagen  müssen,  dass  anquirere  und  anquisitio  eine  besondere 
Art  der  gerichtlichen  Untersuchung  bezeichnen  und  dass  diese 
sich  Torzugsweise  bei  dem  ausserordentlichen  Verfahren  findet, 
dass  sie  aber  auch  bei  dem  gewöhnlichen  Criminalprocesse  vor 
den  curulischen  Beamten  möglich  ist,  wie  umgekehrt  auch  den 
Tribunen  und  Aedilen  ein  einfaches  quaetere  und  eine  qme^ 
zugeschrieben  werden  kann.'^) 


Achtes  Capitel. 

Die  AnkUgeacte.  Der  vierte  Temüii.  YersGUedeBheit  dessMbei  toi  ta 
Mheren  Terminen.  Einrichtung  des  vierten  Termines  nnd  Beschrlnkus 
der  TertbeidiganK  dabei.  Aas  BeHrelsverlUiren  ist  selbständig.  Anssagn 
der  Zengen  oblie  Tereidigimg.  Yergleichnng  düt  dem  Yerilibrett  vor  dir 
Zeit  der  Deeemvirn.  Ob  und  wo  Provocatien  erhoben  wird.  Die  AnkUgir 
können  Jeden  der  drei  ersten  Termine  verschieben ,  den  vierten  Meli 
Streitige  Frage,  ob  ein  Cleldprocess  in  einen  Gapitalprocoss  Obergobn 
kann.  AnfhOren  eines  Processes,  snnichst  dnrch  den  Einsprach  elMs 
Tribnnen,  der  gewöhnlich  vor  dem  Beginne  der  .eigentlichen  Gonitia 
stattfindet.  AnfhOreü  dos  PrOcessoS  beim  Rücktritt  des  Anklägers.  Ter 
fahren,  wenn  dor  Angeklagte  sich  aa  den  verschiedenen  Pnnktei  ¥a 
Processes  nicht  stellt.    Beftgniss  der  Tribttoomitien ,  in  diesem  Mli 

anch  Gapitalstrafen  in  vorhAngn. 

• 

Mit  dem  dritten  Termine  ^ar  die  Anklage  festgestellt:  was 
früher  nur  persönliche  Ueberzeugung  des  Beamten  gewesen  war, 
hätte  sich  durch  die  öffentlichen  mit  dem  Angeklagten  gefohrten 
Verhandlungen  bestätigt  In  den  früheren  Terminen  hatte  ein 
Wettstreit  zwischen  dem  Ankläger  und  dem  Angeklagten  ober 
des  erstereü  persönliche  Ueberzeugung  stattgefunden,  von  jetzt 
an  sollte  ein  Wettstreit  über  eine  wirkliche,  durch  gerichäidie 
Untersuchung  begründete^  Anklagd  stattfinden;  denn  der  kssr 
druck  „Wettstreit"  wird  in  beiden  Fällen  gleichmässig  gebrau(4l0 
Der  Inhalt  der  am  £nde  des  dritten  Termines  festgestellten  An- 


a)  Von  den  ersten  Terminen  s.  B.  bei  Liv.  XXXYII,  58  in  Betreff  des 
Processes  von  M'.  Aeilins  Glabrio:  hu  de  ea  re  certaium  eil;  von  denn 
vierten  Termine  bei  Liv.  XXV,  8  bei  dem  Processe  des  Steaerpfehtot  iL 
Postumins:  cvi  (multae)  certandae  cum  dia  advenuteL 
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klage  war,  wie  wir  schon  bemerkt,»)  ein  verschiedener,  Sie 
konnte  die  Angabe  des  Verbrechens  ganz  kurz  enthalten  und 
dies  wird  in  vielen  Fällen,  z.  B.  bei  Unzucht,  Nachlässigkeit 
im  Amt  und  anderen  Vergehen,  welche  sich  auf  eine  einzige  Tbat- 
sache  bezogen,  genügt  haben:  sie  konnte  aber  sicherlich  auch 
ausführlicher  auf  die  AuMhlung  der  einzelnen  Vergehen  einge- 
hen: ausser  andern  Umständen  mochte  hierauf  selbst  die  Sitte 
der  Zeit  von  £iniluss  sein.  Unzweifelhaft  aber  ist  es,  dass  die 
Anklage  jetzt  schriftlich  abgefasst  werden  musste:  schon  bei 
Coriolans  Process  erwähnt  Dionysius,  die  Volkstribunen  hätten 
den  über  die  Anklage  gefassten  Senatsbeschluss ,  welcher  der 
nach  dem  dritten  Termine  festgestellten  Anklageacte  entspricht, 
in  der  Volksversammlung  vorgelesen:  er  denkt  also  an  schrift- 
liche Abfassung,  welcher  Art  dieselbe  auch  gewesen  sein  mag.^) 
Die  Anklage  wurde  dann  öffentlich  bekannt  gemacht,  und  wäh- 
rend der  drei  Markttage,  welche  zwischen  dem  dritten  und  vier- 
ten Termine  verfliessen  mussten""),  ausgestellt.  Diese  Frist  hatte 
den  doppelten  Zweck,  einmal  dem  Angeklagten  die  Zeit  zu  ge- 
währen, um  die  Vertheidigung  gegen  die  jetzt  festgestellte  An- 
klage vorzubereiten,  zweitens  den  Gegenstand  der  Verhandlung 
des  vierten  Termines  dem  Volke  bekannt  zu  machen.  £ine 
Nichtbeobachtung  dieser  überhaupt  bei  Volksversammlungen  gül- 
tigen Frist  mochte  wohl  bei  politischen  Massregeln  oder  Wahlen 
vorkommen,  bei  Anklagen  war  sie,  wie  wir  schon  früher  erwähnt**), 
kaum  möglich  und  vnrd  auch  nirgends  sicher  berichtet 

Beim  Beginne  des  vierten,  nach  der  gesetzmässigen  Frist 
angesetzten,  Termines  vnirde  zuerst  der  Angeklagte  durch  den 
Herold  aufgerufen  *),  sodann  auf  Befehl  des  anklagenden  und 
auch  den  Vorsitz  fahrenden  Tribunen  die  Anklage  verlesen  und 
der  Angeklagte  zur  Vertheidigung  aufgefordert.  In  der  Anordnung 
dieses  Termines  bestand  aber  ein  Unterschied  mit  den  früheren 


a)  S.  oben  S.  260. 

b)  Dionys.  Vn,  58  extr. 

c)  S.  die  oben  S.  244  angeführte  Stelle  Giceros. 

d)  Vergl.  oben  S.  203. 

e)  App.  I,  74  sagt  ausdrücklich,  es  sei  dies  viermal,  also  bei  jedem 
Termine,  geschehen.    S.  oben  S.  246. 
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Terminen.  Auch  in  jenen  konnte  der  Vorsitzende  den  Gang 
des  Verfahrens  bestimmen,  das  Zeugenverhör  leiten,  die  Zeit  for 
die  Vertheidigungsreden  festsetzen ;  aber  ging  der  Tag  ohne  be- 
stimmte Ergebnisse  hin,  so  war  der  Schade  nicht  eben  gross: 
der  Process  ging  seinen  Gang  weiter  und  der  Beamte  mosste 
aussergerichtlich  zu  erkunden  suchen,  was  ihm  bei  der  gericht- 
lichen Untersuchung  nicht  zu  erfahren  gelang.  Als  P.  Scipio  an 
seinem  zweiten  Termine,  ohne  sich  zu  vertheidigen ,  das  Volk 
zum  Gebete  auf  das  Gapitol  und  zu  den  übrigen  Tempeln  ge- 
führt hatte,  that  der  Tribun  nichts  als  dass  er  den  dritten  Ter- 
min ansetzte.»)  Der  zweite  Termin  war  zwar  verloren,  aber 
konnte  durch  den  dritten  ersetzt  werden.  Als  es  bei  dem  zwei- 
ten Termine  von  Milos  Process  zu  den  ärgerlichsten  Auftritten, 
aber  zu  keiner  gehörigen  Untersuchung  gekommen  war,  setzte 
P.  Glodius ,  als  ob  Alles  in  gehöriger  Ordnung  vor  sich  gegangen 
wfire,  den  dritten  Termin  an.  Aber  mit  dem  vierten,  dem 
Schlusstermine,  ging,  wenn  kein  Ergebniss  erzielt,  der  Ange- 
klagte nicht  entweder  verurtheilt  oder  freigesprochen  wurde,  die 
ganze  Anklage  verloren:  sie  hätte  vrieder  von  vorn  beginnen 
müssen  und  selbst  dies  hielt  man  aus  abergläubischer  Scheu  for 
nicht  erlaubt  Cicero  sagt  an  der  früher  angeführten^)  Stelle 
ausdrücklich ,  wenn  irgend  eine  Sache  entweder  durch  Auspiden 
oder  durch  Entschuldigung  jenen  vierten  Termin  zu  nichte  ge- 
macht hätte,  sei  der  ganze  Process  damit  zu  nichte  gemacht 
Er  führt  zuerst  Entschuldigung  an.  Wenn  also  der  Angeklagte 
for  diesen  Termin  einen  gültigen  Entschuldigungsgrund  hatte, 
welchen  der  anklagende  Tribun  selbst  dem  Herkonunen  gemäss 
als  ausreichend  anerkennen  musste,  so  war  damit  der  ganze 
Process  aufgehoben.  Wir  kennen  keinen  Fall  dieser  Art;  aber 
bei  P.  Scipios  Process  heisst  es,  der  Angeklagte  sei  bei  einen 
Termine  nicht  erschienen ,  sondern  habe  sich  mit  Krankheit  ent- 
schuldigen lassen.  Die  anklagenden  Tribunen  wollten  dies  nicht 
annehmen,  und  den  Process  trotz  der  Abwesenheit  Scipios  wei- 
ter fahren ;  aber  die  übrigen  Tribunen  verlangten  Annahme  der 


a)  Liv.  XXXYIII,  52  ioDgiore  die  prodicta 

b)  Siehe  oben  S.  244. 
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Entschuldigung  und  Ansetzung  eines  neuen  Termins.  Dieser 
Termin,  um  den  es  sich  damals  handelte,  konnte  also  nicht  der 
vierte  Schlusstermin  sein,  an  dem  mit  Annahme  der  Entschul- 
digung der  Process  aufgehört  hätte,  sondern  es  war,  wie  sich 
auch  aus  Livius'*)  Darstellung  ergiebt,  der  dritte  Termin. 
Verschoben  also  konnte  dieser  Schlusstermin  nicht  werden,  was 
bei  den  früheren  Terminen  möglich  war.  Femer  fuhrt  Cicero 
die  Auspicien  an  und  oft  genug  mögen  die  Parteien  dieses  Mit- 
tel benutzt  haben  zur  Aufhebung  des  Termines  und  Prooesses.**) 
Indessen  ein  Beispiel  auch  hiervon  ist  uns  nicht  überliefert ;  aber 
es  gehörte  ebenfalls  zu  den  Auspicien,  wenn  ein  Gewitter  wäh- 
rend der  Volksversammlung  eintrat,  wie  es  bei  dem  Processe 
des  wegen  perduellio  angeklagten  P.  Claudius  geschah.^)  Ver- 
schieden davon  war  es,  dass  bei  C.  Rabirius'  Process  der  Prä- 
tor und  Augur  Metellus  Geler  die  Fahne  auf  dem  Janiculum 
abnahm  und  dadurch  die  Fortsetzung  der  Centuriatcomitien  un- 
möglich machte.*^)  Dies  war  ohne  Zweifel  eine  Gewaltthat  und 
geschah  gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  aber  der  Erfolg 
war  derselbe  wie  bei  den  gesetzmässigsten  Hindernissen:  der 
Tennin  und  damit  der  Process  war  verloren.  Freilich  hätte  er 
gesetzlich  wohl  erneuert  werden  können,  indem  wieder  von 
Anüang  an  die  Anklage  mit  den  drei  Terminen  begonnen  und 
die  Frist  von  drei  Markttagen  beobachtet  wurde.  Als  P.  Clau- 
dius' Process  durch  ein  Unwetter,  wie  wir  gesagt,  vereitelt  war, 
versuchten  dies  die  Ankläger  und  erneuerten  ihre  Anklage; 
aber  die  übrigen  Tribunen  traten  dazwischen :  es  sollten  nicht  ein 
und  dieselben  Personen  in  demselben  Amte  zweimal  ein  und 
denselben  wegen  perduellio   anklagen.^)     Deshalb  veränderten 


a)  Liv.  XXXVm,  62. 

b)  Man  vergleiche  Cic.  de  divinat  IL  35,  74  Fulmen  sinisti-um  au- 
spicinm  Optimum  habemus  ad  omnes  res  praetcrquam  ad  comitia,  quod 
quidem  institutum  reipublicae  causa  est,  ut  comitiorum  vel  in  iudiciis  po- 
puli  vel  in  iure  legum  vel  in  creandis  magistratibus  principes  civitatis 
essent  interpretes. 

c)  Schol.  Bob.  orat.  in  Clod.  et  Cur.  pag.  337  j  Val.  Max.  VIII,  1,  4. 

d)  Dio  Cass.  XXXVII,  27. 

e)  Schol.  Bob.  p.  337:  Postea  tribuni  p1.  intercessenint,  ne  iidem  homi- 
nes  in  eodem  magistratu  perduellionis  his  eundem  accusarent. 
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die  anklagenden  Tribunen  ihre  Klage  und  tragen  in  Tribatoomi- 
tien  auf  Geldstrafe  an :  diese  setzten  sie  durch.  Also  nur  die- 
selbe Anklage  mit  denselben  Anklägern  und  denselben  Ange- 
klagten durfte  nicht  wiederholt  werden :  wäre  eine  andere  An- 
klage als  wegen  perduellio  vor  den  Genturiatcomitien  möglich 
gewesen,  so  wäre  sie  bei  dem  allgemeinen  Hasse,  den  Claudius 
erregt  hatte,  gewiss  angestellt  worden.  Wir  haben  kein  Beispiel 
von  einer  ähnlich  verunglückten  Anklage  in  Tributcomitien :  nach 
der  uns  überlieferten  Sitte  hätte  in  erneuter  Anklage  nur  anf 
eine  geringere  Geldstrafe,  wohl  auch  mit  Veränderung  des  An- 
klagegrundes, angetragen  werden  dürfen. 

£s  ergiebt  sich  hieraus  die  Verschiedenheit  des  vierten  Ter- 
mines  von  den  drei  vorhergehenden :  bei  jenen  konnte  man  die 
Untersuchung  gehen  lassen ,  auch  nach  Umständen  einen  neoen 
firsatztermin  ansetzen,  an  diesem  musste  Alles  beendet  werden- 
Und  es  war  in  demselben  Vieles  abzumachen.  Zuerst  musste 
die  gegen  die  früher  festgestellte  Anklage  gerichtete  Veitheidi- 
gung  gefuhrt)  dann  das  Zeugen  verhör  und  die  Beweisaufiiahme 
vorgenonomen ,  demnächst  die  ordentliche  Volksversammlung  be- 
rufen, die  Abstinunung  veranlasst,  und  das  Urtheil  selbst  ge- 
sprochen werden.  Mit  dem  Ablauf  der  zehnten  Stunde  mnsste 
Alles  beendet  sein.  Nun  haben  wir  zwar  keine  Nachrichten 
über  die  Zeit,  welche  die  Abhaltung  der  Tribut-  oder  Gentmist- 
comitien  in  Anspruch  nahm^);  aber  sie  vrird  dodi  sicheriich 
etwa  zwei  Stunden  erfordert  haben.  Ninmit  man  dazu,  dass 
viele  Förmlichkeiten  zu  erfollen  waren ,  dass  die  Verhandlungen 
nicht  unmittelbar  mit  der  ersten  Stunde  zu  beginnen  pflegten, 
so  begreift  man,  dass  mit  der  Zeit  haushälterisch  umgegangen 
werden  musste.'  Der  Vertheidigung  wurde  daher  von  dem  an- 
klagenden fieamten,  welcher  den  Vorsitz  führte,  eine  bestimmte 
Zeit  Zügemessen :  Cicero  in  seiner  Rede  für  C.  Rabirius  klagt*), 
es  sei  ihm  für  seine  Rede  nur  eine  halbe  Stunde  erlaubt:  wäre 
die  Beschränkung  so  unbillig  gewesen,  als  er  behauptet,  so 
virürde  sie  durch  die  übrigen  Tribunen  nicht  gestattet  worden 


ä)  Oic.  p.  G.  Rab.  3,  0  Quin  etiam  suspicor,  eo  mihi  senibomi  »b 
LabieDo  praestitutain  esse,  ut  oe  plura  de  pudkitia  dioerem. 
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sein.  Dazu  kommt  das  Yerhältniss ,  in  dem  dieser  Termin  zo 
den  übrigen  in  Bezug  auf  die  Beweisföhrung  steht.  Die  An- 
klage, um  welche  es  sich  jetzt  handelte,  war,  wie  wir  bemerkt, 
erst  am  Ende  des  dritten  Termines  festgestellt  worden:  unmög- 
lich also  konnte  |das  Zeugenverhör  und  das  Vorlegen  anderer 
Beweise  mit  den  ersten  drei  Terminen  abgeschlossen  sein ,  ausser 
wo  über  die  Thatsache  des  Vergehens  von  Aniang  an  kein  Zwei- 
fel obwaltete.  Daher  werden  denn  auch  Zeugenaussagen  In  die- 
sem vierten  Termine  ausdrücklich  erwähnt,  z.  B.  in  dem  Pro- 
cesse  des  Steuerpächters  M.  Postumius,  wo  sie  als  der  Um  Wan- 
delung der  contio  in  die  zum  Abstimmen  befugten  Gomitien 
unmittelbar  vorhergehend  angefahrt  werden.»)  Ja  es  konnte 
geschehen,  dass  die  eigentliche  Anklage  ganz  andere  Gesichts- 
punkte verfolgte  als  die  gerichtliche  tJntersuchung  während  der 
drei  ersten  Termine  im  Auge  gehabt  hatte,  dass  also  neue  Be- 
lastungs  -  und  Vertheidigungszeugen  auftraten.  Bei  dem  Processe 
Coriolans  war  die  Anklage  der  Tribunen  anfänglich  auf  die  im 
Senate  gehaltenen  Reden  und  seine  nachfolgenden  Gewaltthätig- 
keiten  gegangen,  später  für  den  eigentlichen  Gerichtstermin 
wurde  sie  auf  Streben  nach  Alleinherrschaft  gerichtet.*»)  Bei 
Käso  QuinctitLS'  Process  kam  die  Anklage  wegen  Ermordung 
eines  Plebejers  zu  den  früher  schon  zur  Sprache  gebrachten 
Vergehen  hinzu.'')  Kurz,  es  war,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
häufig,  doch  möglich,  dass  im  vierten  Termine  ein  ganz  neues 
Beweisverfahren  angestellt  werden  musste:  keines  Falls  waren 
die  früheren  Termine  in  der  Art  bestimmend,  dass  nicht  in  die- 
sem noch  neue  Zeugen  hätten  auftreten,  neue  Beweise  hätten 
vorgebracht  werden  können.  Diente  dieser  vierte,  mit  einer 
Volksabstimmung  schliessende ,  Termin  der  Provocation  im  ordent- 
lichen Gerichtsverfahren,  so  war,  da  bei  diesem  die  ersten  drei 
Termine  fortfielen,  ohnehin nothwendig,  das  vollständige  Beweise- 
verfahren  an  ihm  vorzunehmen,  lieber  die  Zeugenaussagen  sel- 
ber, wie  sie  bei  diesen  Volksgerichten  vorkamen,    haben  wir 


a)  Liv.  XXV,  3  Testibns  datis  tribuni  popolnm  submoverunt  u.  8.  w. 

b)  Vergl.  I,  261. 

c)  Vergl.  I,  272. 
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keine  weiteren  Nachrichten,  und  wir  werden  daher  diesen  Ge- 
genstand erst  später,  wo  wir  von  dem  Verfahren  in  Seh  wargeriehten 
sprechen,  behandeln.  Livius*)  erwähnt  bei  Cn,  Folvius'  Processe 
als  etwas  Besonderes,  dass  Viele  mit  einem  Schwöre  die  Feig- 
heit des  Angeklagten  bezeugt  hätten:  er  will  damit  im  Gegen- 
satz zu  andern  Zeugen,  welche  keinen  Schwur  geleistet  hatten, 
die  Glaubwürdigkeit  und  den  Eindruck  derjenigen,  welche 
schwuren,  hervorheben.  Also  ein  Schwur  der  Zeugen  war  nicht 
nothwendig.  Denn  es  kam,  zumal  bei  diesen  Volksgerichten, 
nicht  darauf  an,  einen  juristischen  Beweis  zu  liefern,  sondern 
die  Neigung  der  Menge ,  welche  das  Urtheil  fällen  sollte ,  zu  ge- 
winnen. In  der  Regel  wird  es  von  dem  Ermessen  des  Vorsitzen- 
den Tribunen  abgehangen  haben ,  ob  ein  Schwur  von  einem  Zeu- 
gen gefordert  werden  sollte.  Auch  sonst  wissen  wir,  dass  eine 
eidliche  Zeugenaussage  nicht  nöthig  war.  Als  M.  Marcellas  den 
Volkstribunen  C.  Scantinius  wegen  Unzucht  bei  dem  Volke  be- 
langte, wurde  der  Angeklagte  allein  auf  das  Zeugniss  dessen, 
dem  er  hatte  Gewalt  anthun  wollen,  verurtheilt:  der  Zeuge 
wurde  bei  dem  Termine  zwar  auf  die  Rednerbühne  gefuhrt, 
sprach  aber  aus  Scham  nichts.^)  Mithin  muss  sein  im  Gehei- 
men abgelegtes  und  von  dem  Ankläger  vriedergegebenes  Zeugniss 
gegolten  haben ,  seine  Vereidigung  nicht  nothwendig  gewesen  sein. 
Es  ist  interessant,  dies  von  uns  geschilderte  gerichtUche 
Verfahren,  welches  als  Vorbereitung  fQr  das  Volksgericht  galt, 
mit  demjenigen  zu  vergleichen,  welches  vor  der  Zeit  derDecem- 
vim  von  Tribunen  gegen  Patricier  stattfand:  es  wird  uns  aus- 
führlich bei  Coriolans  Process  dargestellt  Damals  ersetzten  die 
Verhandlungen  im  Senate  die  drei  ersten  Termine:  nachdem 
durch  dessen  Beschluss  nicht  nur  die  Anklage  erlaubt,  sondern 
auch  die  Anklagegrfinde  genau  festgestellt  waren,  &nd  nur  der 
letzte,  vierte  Termin,  an  welchem  zugleich  die  Entscheidimg 
durch  Volksabstimmung  geschah ,  statt.    Die  dffentliche  Bekannt- 


a)  Liv.  XXVI,  3  tertio  testibus  datis  cnm  praeterqnam  quod  omnibos 
probris  onerabatur,  .iurati  permulti  dicerent,  fogae  pavorisque  initiiim  a 
praetore  ortom  —  tanta  ira  accensa  est,  ut  capite  anquireDdum  oootio 
SQCclamaret     Vergl.  oben.  S.  259. 

b)  Val.  Max.  VI,  1,  7. 
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machüng  der  Anklage  während  dreier  Markttage,   so  wie  das 
Verfahren  in   dem  Termine  selbst  war  zu  beiden  Zeiten  gleich. 
Es  war  natürlich ,  dass  die  ersten  drei  Termine  fortblieben ;  denn 
sie  dienten  eben  nur  zur  Feststellung  der  Anklage,  und  war  diese 
auf  andere  Weise  geschehen,  so  war  nur  Gewährung  einer  Ver- 
tbeidigungsfrist    an   den   Angeklagten,  Bekanntmachung    beim 
Volke,  Schlussverhandlung  und  Abstimmung  nöthig:   alles  dies 
fiel  in  die  Zeit  von  der  Beendigung  des  dritten  Termines  an. 
Dies  ist  aber  auch  der  Punkt,  wo  sich  das  von  uns  so  genannte 
ausserordentliche  Verfahren  von  dem  ordentlichen,  wie  es  vor 
dem  Prätor,  früher  vor  dem  Consul  oder  andern  curulischen  Be- 
amten stattfand,  unterschied.    Der  Prätor  hat  das  Recht,  jeden 
Privatmann  vor  seine  Gerichtsstätte  zu  fordern  und  der  Geladene 
ist  bei  Strafe  zum  Erscheinen  verpflichtet:  dort  verhört  ihn  der 
Prätor,  vernimmt  die  Aussagen  der  Zeugen:  dort  kann  er  ihn, 
wenn  er  ihn  für  unschuldig  erkennt,  freisprechen,  dort  ihn  ver- 
urtheilen  und,  wenn  er  ein  Provocationsverfahren  für  zulässig 
erachtet^  erklären,  dasselbe  einleiten  zu  wollen.  Es  wäre  wider- 
sinnig, wenn  er  noch  einmal  an  drei  Terminen  Verhandlungen 
darüber  anstellen  sollte,  wie  die  Anklage  abzufassen  sei.    Diese 
ist  schon  abgefasst  und  das  Verfahren  in  den  drei  Terminen  ist 
genau  dasselbe,   was  der  Prätor  vor  seinem  Richterstuhl  hält: 
selbst  äusserlich  ist  es  gleich.  Denn  der  Tribun  hat  eine  contio 
um  sich ,  d.  h.  eine  ungeordnete  Volksmenge ,   welche   er  zum 
Anhören  seiner  Verhandlungen  eingeladen  hat;  der  Prätor  hält 
ebenfalls  öflFentlich  Gericht  und  es  hört  zu,  wer  will:  einer  be- 
sondem  Einladung  bedarf  es  nicht,  da  seine  richterliche  Thätig- 
keit  allgemein  bekannt  ist.    Um  den  Tribunen  zu  zwingen,  ein 
Gleiches  zu  thun  und  nicht  von  seiner  ausserordentlichen  Macht, 
welche  ihm  in  manchen  Fällen  augenblickliche  Anwendung  der  ' 
höchsten  Strafen  gestattete,  tyrannischen  Gebrauch  zu  machen, 
deswegen  sind  bei  Anklagen,   welche  er  unternimmt,  die  drei- 
maligen, in  Zeitabständen  von  einander  entfernten,  Termine  be- 
stimmt   Es  geht  also  bei  dem  ausserordentlichen  Gerichtsver- 
fahren die  Verhandlung  in  iure  bis  zum  Ende  des  dritten  Ter- 
mines: das  tn  iudicio  begreift  nur  den  vierten,  den  Schlusstag. 
Man  hat  die  Frage  aufgeworfen,  bei  welchem  Punkte  des 
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Processes  die  Provocation  yom  ÄBgeklagten  hätte  eriioben  wer- 
den dürfen,  und  darüber  verschiedene  Ansichten  aufgestellt^^) 
Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist,  nachdem  wir  den  Verlauf  des 
ganzen  Processes  geschildert  haben,  nicht  schwer.  Sie  konnte 
an  keinem  Punkte  erhoben  werden  oder  vielmehr  sie  braachte 
es  nicht.  Denn  es  verstand  sich ,  sobald  der  erste  Termin  an- 
gesetzt war,  von  selbst,  dass  die  übrigen  Termine  und  die  Ent- 
scheidung des  Volkes  folgen  mussten.  Die  drei  ersten  Termine 
hatten,  wie  wir  gesehen,  nur  den  Zweck,  die  Anklage  festzo- 
stellen :  ein  Urtheil  kam  in  ihnen  nur  in  so  fem  vor,  als  der 
Beamte  sich  darüber  entschied,  worauf  er  anklagen  wollte :  der 
vierte  Termin  brachte  die  Entscheidung  des  Volkes,  gegen  die 
es  keine  Berufung  gab.  Hörte  also  der  Process  an  irgend  einem 
Punkte  vor  dem  Ende  des  vierten  Termines  auf,  so  lag  dardh 
aus  kein  Urtheil,  welches  hätte  voUstreckt  werden  können,  vor. 
Dagegen  wenn  der  Tribun  vor  Einleitung  des  gerichtlicben  V^- 
fahrens  Jemanden  ergreifen  und  bestrafen  wollte,  so  konnte  der- 
selbe provociren  und  von  dem  Urtheile  des  Beamten  aof  das 
des  Volkes  sich  berufen :  in  Folge  davon  fand  dann  das  ganze 
gerichtliche  Verfahren  mit  seinen  vier  Terminen  statt  Eine 
andere  Frage  ist,  was  geschah,  wenn  der  Angeklagte  sich  wäh- 
rend des  Verfahrens  für  schuldig  erklärte  oder  sein  Vergehen 
so  offenbar  war,  dass  er  für  ertappt  auf  frischer  That  gelten 
konnte :  in  welchen  Fällen,  wie  wir  gesehen*),  eine  Bestnümg 
durch  den  Beamten  ohne  irgend  ein  gerichtliches  Verfahren  statt- 
zufinden pflegte.  Man  muss  antworten,  dass  dadurch  nichts  ge- 
ändert worden  wäre :  das  Verfahren  vom  ersten  Termine  an  ins 
zum  Urtheile  des  Volkes  ist  ein  einziges  und  geuau  zusammen- 
hängendes, es  wird  durch  das  Benehmen  d^  Angeklagten  nicht 
aulgehalten.  Es  kommt  nur  darauf  an,  ob  er  sich  zu  den  Tei^ 
wnen  stellt:  fehlt  er  bei  diesen  im  Bewusstsein  seiner  Schnld, 
so  tritt  dasjenige  Verfahren  ein,  welches  überhaupt  für  den  An- 
geklagten, der  sich  aus  irgend  emem  Grunde  der  VorlaAu« 
nicht  stellt,  üblich  ist  Ein  geschichtlidies  Beispiel,  wo  Jenaad 
in  den  Terminen  seine  Schuld  eingestanden  hätte,  keimeB  wk 


a)  S.  oben  S.  169  flgd. 
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nicht:  es  wird  auch  schwerlich  vorgekommen  sein.  Denn  wollte 
er  gestehen,  so  konnte  er  sich  bei  dem  aussergerichtlichen  Vor- 
verfahren  vor  dem  Tribunen  einfinden  nnd  dort  bestrafen  lassen, 
wo  ihn,  weil  es  eben  ein  aussergerichtlicher  Process  war,  eine 
geringere  Strafe  treffen  konnte. 

Jeder  der  vier  Termine  eines  Processes  danerte  einen  Tag. 
Zwischen  den  drei  ersten  mid  dem  vierten  bestand  der  Unter- 
schied, dass  der  letzte  durchaus  inne  gehalten  werden  musste; 
ging  er  aus  irgend  einem,  auch  nur  zufälligen,  Grunde  verloren, 
so  wurde  dies  als  Vorbedeutung  angesehen  und  der  Process  war 
zu  Ende.  Die  drei  ersten  Termine  dagegen  können  verlegt  wer- 
den. Im  Falle  der  Angeklagte  wegen  eigener  Krankheit  oder 
wegen  Trauer  in  der  Familie  oder  aus  sonstigen  Gründen  nicht 
erscheinen  kann,  so  lässt  er  sich  an  ihnen  bei  dem  Vorsitzen- 
den Tribunen  entschuldigen.  Dieser  prüft  die  Entschuldigung 
und  gegen  seine  etwaige  ungünstige  Entscheidung  steht  Berufung 
an  die  andern  Tribunen  frei.  Wenn  die  Entschuldigung  auf 
diese  Weise  als  gültig  angenommen  wird,  so  wird  der  Termin 
verlegt,  d.  h.  statt  des  aurfallenden  ein  anderer  Termin  nach 
den  Umständen  angesetzt  (die$  prodicüur).  So  war  es  bei  P. 
Scipios  Process.  Beim  dritten  Termin  erschien  der  Angeklagte 
nicht  und  liess  sich  durch  seinen  Bruder  mit  Krankheit  entschul- 
digen.*) Die  Vorsitzenden  Tribunen  wollten  die  Entschuldigung 
nicht  annehmen  und  ihn  mit  «Gewalt  holen  lassen;  aber  die 
übrigen  Tribunen,  an  welche  sich  L.  Scipio  wandte,  verlangten 
die  Annahme  derselben  und  Ansetzung  eines  neuen  Termines, 
bis  der  Angeklagte  wieder  gesund  wäre:  einer  derselben,  Ti. 
Sempronius  Gracchus,  ging  noch  weiten  Er  erklärte,  Scipio 
gegen  die  Anklage  überhaupt  schützen  zu  wollen.  So  wurde 
der  Process  auf  unbestimmte  Zeit  verschoben  und  nicht  fortge- 
setzt. Wenn  aber  dies  möglidi  war,  so  musste  es  überiiaupt  in 
der  Macht  des  versitzenden  Tribunep  stehen,  wenn  er  sekieraeits 
an  der  Abhaltung  eines  Termines  verhindert  war,  denselben  zu 
verlegen.  Dagegen  bei  dem  vierten  Termine  konnte  so  etwas 
weder  von  Seiten  des  Anklägers  noch  des  Angeklagten  geschehen: 


a)  Liv.  XXXYUI,  52.    VergL  oben  S.  264. 
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wie  er  durch  Bekanntmachung  vor  dem  Volke  angesetzt  war, 
so  musste  er  gehalten  werden. 

Ueber  eine  andere  Frage  herrschte  bei  den  Römern  selbst 
Meinungsverschiedenheit.  Ueber  Geldstrafe  entscheiden  Tribut- 
comitien,  über  Gapitalstrafe  die  Centurien:  wollte  der  Tribun 
auf  diese  antragen,  so  musste  er  sich  den  Termin  dazu  t<hd 
städtischen  Prätor  erbitten,  während  er  far  Geldstrafen  ihn  selbst 
ansetzte.  Nun  kam  folgender  Fall  vor.  Im  Jahre  211  v.  Chr. 
wurde  der  ehemalige  Prätor  Cn.  'Fulvius  wegen  schlechter  Krieg- 
fuhrung  von  dem  Tribunen  G.  Sempronius  Blaesus  beim  Volte 
verklagt,  und  zwar  auf  Geldstrafe.  Als  beim  dritten  TenniDe, 
bei  welchem  die  Anklage  festgestellt  werden  musste,  durch  Zeu- 
gen die  volle  Unfähigkeit  und  Feigheit  des  Prätors  an  den  Tag 
kam,  rief  das  Volk '^),  Geldstrafe,  genüge  nicht,  es  müsse  Gapital- 
strafe verhängt  werden.  Dagegen  suchte  der  Angeklagte  die 
Hülfe  der  übrigen  Tribunen  nach:  er  behauptete,  diese  Ver&h 
derung  des  Processes  beim  dritten  Termine  sei  nicht  erlaabt 
Die  Tribunen  aber  entschieden,  es  stünde  ihrem  CoUegen  Dach 
Sitte  der  Vorfahren  frei,  sich  am  Ende  der  gerichtlichen  Unter- 
suchung entweder  für  Gapital-  oder  für  Geldstrafe  zu  entscheiden''). 
Daraus  erkennt  man,  dass  ursprünglich  als  nach  den  zwölf  Ta- 
feln die  tribunicischen  Volksgerichte  eingesetzt  wurden,  die  er- 
sten Termine  von  dem  vierten  gesondert  waren.  Jene  hielt  der 
anklagende  Tribun,  mochte  er  Geld-  oder  Gapitalstrafe  zu  bean- 
tragen beabsichtigen,  immer  selbständig  ab:  er  entschied  sich 
erst  am  Ende  des  dritten  Termines  für  die  eine  oder  die  andere 
Strafe  und  bat ,  wenn  er  Gapitalstrafe  wollte ,  erst  dann  den 
Gonsul  oder  Prätor  um  Ansetzung  des  vierten  Termins.  I^es 
ist  die  Sitte  der  Vorfahren,  wie  sie  schon  während  des  zweites 
Punischen  Krieges  heisst  Dagegen  später  trat  eine  Aendentog 
ein.  Der  Tribun  pflegte  sich  sofort,  schon  vor  Einleitung  der 
gerichtlichen  Untersuchung  für  die  eine  oder  die  andere  Strafe 


a)  Vergl.  oben  S.  259. 

b)  Liv.  XXYI,  3  Cum  tribunus  bis  peconia  anqnisisset ,  tertk>  ofß^ 
se  anquirere  diceret,  tribuni  piebis  appellati  collegae  nßgarunt  se  in  loffrt 
esse,  quominus,  quod  ei  more  maiorum  permissum  esset,  seu  legibos  se« 
moribas  mallet,  anquireret,  quoad  vel  capitis  vel  peconiae  iudicasset  pmato. 
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zu  entscheiden  und  wenn  er  Capitalstrafe  beabsichtigte,  sogleich 
den  Prätor  um  Ansetzung  des  Termines  zu  bitten.    So  erhielten 
alle  vier  Termine  eine  grössere  Zusammengehörigkeit,  wenngleich 
freilich  der  Vorsitz  des   Tribunen  bis  zum  Zusammentritt  der 
eigentlichen  Comitien  in  jedem  Falle  bestehen  blieb.*)    Die  Zeit, 
in  der  diese  Veränderung  vorgegangen  ist,  lässt  sich  nicht  an- 
geben,   der  Grund  mag   theils  in  der  nach  Ausgleichung  der 
Stände ,  herrschenden  Eintracht   zvrtschen   den   curulischen  und 
plebejischen  Beamten,  theils  in  dem  Wunsche  zu  suchen  sein, 
die  Capitalanklagen  schwieriger  und  damit  seltener  zu  machen.  '^) 
In  dem  vorliegenden  Falle  begreift  man,  wie  sowohl  der  Ange- 
klagte Cn.  Fulvius   die  Hülfe  der  Tribunen  in  Anspruch  neh- 
men konnte,   als  auch  die  Tribunen  in  diesem  Ausnahmefalle, 
wo   die  Schuld   oifenbar  vorlag   und   sich    unerwartet  als  die 
schwerste  herausgestellt  hatte ,  wo  femer  auch  die  Stimmung  des 
Volkes  drohend  war,   auf  die  alte  Sitte  zurückgingen,    gegen 
welche  es  kein  gesetzliches  Hindemiss  gab.    Verschieden  hier- 
von verhielt  es  sich  mit  dem  Processe  des   Staatspächters  M. 
Postumius.     Hier  war  die  Untersuchung  des  anklagenden  Tri- 
bunen auch  auf  Geldstrafe  gerichtet  gewesen,  die  drei  Termine 
waren  gehalten,  der  Schlussantrag  gestellt  und  der  vierte  Ter- 
min erschienen.    Livius^)  sagt  ausdrücklich,  der  Tag  fär  den 
Wettstreit  um   die  Geldstrafe  sei   dagewesen  und   die  einzige 
Hoffirang  des  Angeklagten  hätte  darauf  beruht,  dass  ein  befreun- 
deter Tribun  vor  der  Abstimmung  des  Volkes  Einsprache  thäte. 
Als  diese  Hoffiiung  schwand,  wurde,   eben  während  man  zur 
Abstimmung  schreiten  wollte,  von  den  Freunden  des  Angeklag- 
ten Gewalt  gebraucht  und  der  vorzeitige  Schluss  des  Termines, 
sowie  Aufhebung  des  ganzen  Processes  herbeigeführt   Aber  der 
Senat  war  mit  dieser  Störung  des  Gerichtes  nicht  zufrieden  und 
veranlasste  eben  dieselben  Tribunen,  einen  neuen  Capitalprocess  zu 
beginneD,  in  welchem  Postumius  nicht  erschien  und  abwesend 
vemrtheüt  vnirde.    Es  hatte  also   der   erste  Process  aufgehört, 
ehe  der  zweite  begann. 


a)  Vergl.  oben  S.  240  und  255. 

b)  Liv.  XXV,  3. 
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Wir  haben  schon  früher»)  angeführt,  dass,  wenn  der  viert« 
Termin  durch  irgend  einen  Grund,   sei  es  entschuldigte  Abwe- 
senheit des  Angeklagten  oder  üble  Vorbedeutungen  oder  selbst, 
wie  es  das  eben  erwähnte  Beispiel  lehrt,  durch  Gewalt  gestört 
wurde  und  deshalb  ohne  Ergebniss  blieb,  damit  der  ganze  Pro- 
cess  zu  Ende  war.     Aber    es  gab  noch  andere  Möglichkeiten, 
einen  begonnenen  Process  zu    ändern  oder  selbst  aufhören  zu 
machen.    Diese  lagen  zunächst  in  der  Macht  der  Volkstribunen, 
welche,  wie  wir  ausgeführt^),  gegen  alle  Amtshandlungen  nicht 
nur  der  patricischen,  sondern  auch  der  plebejischen  Beamteo  das 
Recht  des  Einspruches  hatten.    Bei  den  Volksgerichten  äusserte 
sich  derselbe  auf  dreifache  Weise.      Erstlich   konnte  deijenige, 
dem  ein  Termin  vor  dem  Volke  gesetzt ,  d.  h.  der  zu  dem  ersten 
Termine  von  einem  Tribunen  oder  Aedilen  vorgeladen  war,  die 
Hülfe  der  Tribunen  in  Anspruch  nehmen  und  fand  er  aus  dem 
Collegium  auch  nur  einen,    welcher  ihn  gegen  die  Folgen  der 
Cntersuchung  zu  schützen  versprach,    so  konnte   der   Process 
keinen  Erfolg  haben  und  unterblieb  daher.    Es-  war  ungewöhn- 
lich und  nicht  gut  möglich,  dass  ein  Tribun  einen  andern  an 
dem  Ansetzen  der  Termine  und  Abhalten  der  gerichtlichen  Un- 
tersuchung hinderte,  eben  so  wenig,  wie  er  gegen  einen  eurulisdien 
Beamten  bei  der  Ausübung  seiner  richterlichen  Thätsgkeit  Ein- 
spruch thun  durfte.    Freilich  an  sich,  nach  der  Verfassung  und 
den  Gesetzen,  war  es  möglich,  und  es  ist  bekannt,  dass  die 
Volkstribunen  bei  einzelnen  grossen  Verfassungskämpfen  durch 
ihr  Verbot  die  Thätigkeit  aller  Beamten  lähmten  und  den  gan- 
zen Staat  zum  Stillstande  brachten.    Aber  das  war  eine  äasseiste 
Massregel  und  es  würde  die  tribunicische  Macht  in  Verruf  ge- 
bracht haben ,  hätte  sie  sich  dazu  hergegeben ,  die  Ontersachmig 
von  Vergehen,  um  die  es  sich  bei  den  Terminen  handelte,  zn 
verhindern.    Deshalb  pflegte  ein  Tribun  den  andern  nicht  beim 
Ansetzen  der  Termine  zu  stören;  wollte  er  dennoch  dem  Ange- 
klagten helfen,  80  sagte  er  demselben  seinen  Schutz  zu,  d«  h.  er 
schützte  ihn  z.  B.  vor  dem  Gefängnisse,  in  das  ihn  der  ankU- 


a)  S.  oben  S.  t264. 

b)  Vergl.  I,  216. 
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gende  Tribun  werfen  konnte,    er  erlaubte  nicht,  dass  derselbe 
mit  Gewalt  geholt  und  Yor  den  Richterstuhl  des  Anklägers  ge- 
stellt wurde.     Dadurch   wurde  die  Führung  dör  gerichtlichen 
Untersuchung  erschwert,  vielfach  sogar  unmöglich  geinaclit  Kam 
es  dessenungeachtet  zum  vierten  Termin,  bei  dem  ein  bestimm- 
ter Anklageantrag  gebildet  war  und  dem  Volke  zur  Entscheidung 
vorgelegt  werden  sollte ,  so  blieb  einem  Tribunen ,  welcher  gegen 
seinen  die  Anklage  leitenden  GoUegen  auftreten  wollte ,  die  wei- 
tere Möglichkeit,  die  Comitien,   ehe    sie  die  Abstimmung  be- 
gannen, zu  verbieten.    Bei  dem  Processe  des  Staatspächters  M. 
Postumius,   waren  die  drei  Termine  gehalten  worden  und  der 
vierte,  an  welchem  das  Volk  sein  ürtheil  fallen  sollte ,  erschienen. 
Die  einzige  Hofl&iung,   heisst  es*),    für  den  Angeklagten  war, 
dass  C.  Servilius  Casca,   ein  demselben  befreundeter  und  ver- 
wandter Volkstribun,   ehe  die  Tribus  zur  Abstimmung  berufen 
würden,  Einspruch  thäte.    Er  wollte  es  auch  thun,    aber  das 
Volk  schrie  dagegen  und  dadurch  erschreckt,    erhob  er  seinen 
Einsprach  nicht    Man  fragt ,  weshalb  der  Tribun ,  wenn  er  dem 
Angeklagten  helfen  wollte ,  dies  nicht  früher  gethan ,  weshalb  er 
nicht  die  früheren  Termine  gehindert  hat  und  erst  den  Betrug 
des  Angeklagten  durch  die  Zeugenaussagen  bei  der  gerichtlichen 
Untersuchung  an  den  Tag  kommen  liess.    Es  scheint,  dass  dies 
ungewöhnlich  gewesen  wäre,   einem  Beamten  seine  Amtsthätig- 
keit  zu  untersagen,  dagegen  eine  bestimmte  Massregel,  welche 
derselbe  vornehmen  wollte,  zu  verbieten  war  in  der  Ordnung. 
In  alter  Zeit  hatten  die  Tribunen  die  Verurtheilung  von  M.  Vol- 
scius  Fictor  durch  die  Quästoren  hintertreiben  wollen;  aber  die 
gerichtliche  Untersuchung  seines  Verbrechens   hatten  sie  nicht 
gehindert:  erst,  als  deshalb  die  Comitien  berufen  wurden,  hin- 
derten sie  dieselben  und  damit  die  Verurtheilung  des  Angeklag- 
ten**).   Bei  F.  Scipios  Processe  handelte  es  sich,  wie  schon  er- 
wähnt^), um  das  Erscheinen  beim  dritten  Termin,  für  den  sich 
der  Angeklagte  mit  Krankheit  entschuldigt  hatte.  Das  Collegium 


a)  Bei  Liv.  XXV,  15.  Vergl.  oben  S.  259. 
.b)  Liv.  m,  24.    Vergl.  I,  293. 
c)  S.  oben  S.  265. 
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der  Tribunen  hatte  durch  seinen  Beschluss  einen  Aufechub 
Termines  bewirkt:  einer  derselben  Ti.  Sempronius  Gracchus  ging 
weiter:  er  erklärte,  er  verlange  einen  Aufschub  des  Termine«, 
bis  Scipio  nach  Rom  zurückgekehrt  sei,  möchte  er  aus  welchem 
Grunde  auch  immer  fortbleiben :  auch  wenn  er  zurückgekehrt  sei, 
wolle  er  ihn  schützen,  dass  er  sich  nicht  zu  verteidigen 
brauche.»)  In  ein  und  demselben  Decrete  erklärt  der  Tribun, 
er  wolle  den  dritten  Termin  hindern  und  er  wolle  ihn  nicht  hin- 
dern. Er  will  ihn  hindern,  wenn  die  Ankläger  die  ungewöhn- 
liche Massregel  ergreifen  und  über  einen  von  Rom  Abwesenden 
einen  Termin  halten  **):  dann  will  auch  er  den  ungewöhnlichen 
Schritt  thun  und  seine  CoUegen  in  einer  ihnen  zustehenden 
Amtsthätigkeit  hindern.  Dagegen,  wenn  die  Ankläger  sich 
innerhalb  der  gewöhnlichen  Schranken  halten  und  Scipio 
nur,  nachdem  er  zurückgekehrt  ist,  zum  dritten  Termine  vorla- 
den, will  auch  Gracchus  nur  das  Hergebrachte  thun  und  dai 
Angeklagten  auf  sein  Verlangen  vor  aller  Gewaltthätigkeit 
schützen.  Was  Gracchus  am  etwaigen  vierten  Termine  vor  d» 
Volksabstimmung  thun  will,  sagt  er  nicht:  das  hängt  von  dem 
Angeklagten,  dem  Ausfall  der  Untersuchung,  der  Volksstimmung 
ab.  Bekanntlich  hatte  der  Process  gegen  P.  Scipio  mit  dieser 
Erklärung  von  Gracchus  ein  Ende:  Scipio  kehrte  nicht  nael) 
Rom  zurück  und  wurde  nicht  weiter  angeklagt  Ein  einziger 
Tribun  setzte  seinen  Willen  gegen  den  der  übrigen  Tribunen 
durch,  weil  er  von  der  öffentlichen  Meinung  unterstützt  wurde. 
Eben  diese  hatte  in  dem  kurz  vorher  erwähnten  Processe  von 
M.  Postumius  die  Entscheidung  gegeben.  Ohne  ihren  Einfloss 
wäre  es  niemals  möglich  gewesen,  gegen  einen  Tribunen  selbst 
einen  Process  zu  führen.  Als  C.  Scantinius  wegen  Unzucht  vor 
dem  Volke  angeklagt  werden  sollte,  erklärte  er,  er  könne  nicht 
gezwungen  werden,  sich  zu  einem  Ternaine  zu  stellen:  sicher- 
lich konnte  er  auch  nach  wörtlicher  Auslegung  der  Gesetze  die 
Abstimmung  der  Gomitien  hindern.    Aber  gegen  den  Geist  der 


a)  Liv.  XXXVm,  52  Se  P.  Scipionem  priusquam  Romam  redissft 
accnsari  non  passunun ;  tum  quoque ,  si  se  appdlet ,  aaxilio  ei  fatonaiL 
ne  causam  dicat. 

b)  VeiigL  oben  S.  252. 
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Verfassung  wäre  das  gewesen  und  die  öffentliche  Meinung  gab 
den  Ausschlag :  die  Untersuchung  wurde  gehalten ,  die  Abstim- 
mung des  Volkes  vorgenommen,  der  Tribun  trotz  seines  Ein- 
spruches verurtheilt  und  gestraft.*)  Drittens  endlich  konnte 
jeder  Tribun  während  des  ganzen  Processes  gegen  die  Art  und 
Weise  der  Anklage  Einspruch  erheben.  Als  Beispiel  davon  kön- 
nen wir  den  früher^)  erwähnten  Fall  anfahren,  wo  die  Tribunen 
über  die  Verwandlung  einer  Klage  auf  Geld  in  eine  Capitalklage 
entschieden.  In  vielen  Processen  musste  bei  dem  Zeugenverhör, 
der  Beibringung  sonstiger  Beweismittel  und  anderen  Handlungen 
des  Vorsitzenden  Tribunen  die  Hülfe  und  Entscheidung  des  Col- 
legiums  angerufen  werden. 

Ein  Process  wurde  femer  aufgehoben,  wenn  der  Ankläger, 
aus  welchem  Grunde   es  auch   sein   mochte,     zurücktrat.     Er 
konnte  dies  in  gewissen  Fällen  sogar  mit  Ehren  thun  und  durch 
seinen  Rücktritt  die  Unschuld  des  Angeklagten  bekunden.    Denn 
die  drei  ersten  Termine  waren  ja  zur  gerichtlichen  Untersuchung 
bestimmt  und  es  konnte  sich  in  ihnen   die  Grundlosigkeit  des 
Verdachtes  ergeben.   Aber  auch  andere  Gründe  konnten  den  An- 
kläger bestimmen.    Im  Jahre  422  v.  Chr.  setzte  der  Volkstribun 
L.  Hortensius  dem  Consul  des   vorigen  Jahres  C.  Sempronius 
einen  Termin  wegen  unglücklicher  Kriegführung  oder  erklärte 
wenigstens  in  der  Volksversanunlung  es  thun  zu  wollen.    Die 
übrigen  Tribunen  baten  für  den  Consul,  unter  welchem  sie  ge- 
dient hatten,    erklärten  mit  dem  Angeklagten  Trauerkleider  an- 
legen zu  wollen  und  bewogen  dadurch  ihren  Collegen ,  von  seinem 
Vorhaben  abzustehen.*')    M'.  Acilius  Glabrio,  ein  Emporkömm- 
ling,   bewarb  sich  189  v.  Chr.  um  die  Censur:  aus  Neid  gegen 
sein  Glück   klagten  ihn  zwei  Volkstribunen  wegen  Geldunter- 
schlagung an ,  und ,  da  der  Angeklagte  sich  entschlossen  verthei- 
digte,  fanden  zwei  Termine  statt.    Da  endlich  trat  Gläbrio  von 
seiner  Bewerbung  zurück  und  die  Tribunen  ihrerseits  Hessen  die 
Anklage  fallen,  womit  das  Volk  zufrieden  war.  '*)    Bei  der  An- 


a)  Val.  Max.  VI,  1,  7;  Flut.  Marc.  2.    Vei^L  oben  S.  224. 

b)  S.  oben  S.  272. 

c)  Liv.  IV,  42;  Val.  Max.  VI,  5,  2. 

d)  Liv.  XXXVII,  Ö8. 
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klage  der  beiden  Censoren,  welche  der  Tribun  P.  Rntiliiis  an- 
stellte, wurde  der  eine  vom  Volke  freigesprochen:  darauf  liess 
der  Tribun  die  Anklage  gegen  den  zweiten,  welche  schon  drei- 
mal verhandelt  worden  war,  beim  Schlusstermine  fallen.*)  Be- 
rühmt ist  der  Process  des  Dictators  L.  Manlius,  welchen  der  Tri- 
bun M.  Pomponius  angeklagt  hatte :  der  Sohn  des  Dictators  zwang 
durch  Androhung  von  Gewalt  den  Tribunen  zum  Schwüre,  dass 
er  die  Anklage  aufgeben  wolle  und  Pomponius  gab,  mit  Billigung 
des  Volkes,  sein  Vorhaben  auf.*»)  In  die  Zeit  vor  den  Zchn- 
männern  fällt  der  Process,  welchen  der  Tribun  Cn.  Genucios 
gegen  die  Consuln  des  vorigen  Jahres  anstellte:  als  der  Tribun, 
wie  es  schien  durch  die  Patricier,  getödtet  war,  unterblieb  das 
ürtheil  des  Volkes,  zu  welchem  der  nöthige  Senatsbescbluss 
schon  eingeholt  war.*')  Wir  sehen  also,  dass  bei  allen  Punkten 
des  Processes  ein  Zurücktreten  des  Anklägers  das  Aufhören  des 
gerichtlichen  Verfahrens  zur  Folge  hatte. 

Dagegen  der  Angeklagte  hatte  nicht  das  Recht,  bei  irgend 
^inem  der  angesetzten  Termine  zu  fehlen  oder  denselben  eigen- 
mächtig aufzuschieben:  er  musste  sich  stellen,  wie  es  der  an- 
klagende Tribun  bestimmt  hatte  und  auf  den  Aufruf  des  Herol- 
des antworten.  Der  Ankläger  konnte  seine  Anwesenheit  sieh 
sichern  durch  Gefängnisshaft  oder  durch  Bürgen  (vades)^  welche 
mit  einer  bestimmten  Geldsumme  hafteten.  Allerdings  durfte 
der  Angeklagte  sich  mit  dem  Ansuchen  um  Entschuldigung  an 
den  Vorsitzenden  Tribunen  wenden :  wurde  diese  von  demselben 
als  gültig  nach  Gesetz  und  Herkommen  anerkannt,  so  wurde, 
wenn  es  sich  um  die  drei  ersten  Termine  handelte,  ein  Anfisdiub 
bewilligt,  wie  in  dem  schon  erwähnten  Processe  von  P.  Sdpio: 
handelte  es  sich  um  den  vierten,  mit  den  eigentlichen  GooülieD 
verbundenen  Termin,  so  war  damit  der  Process  zu  Ende.  Denn 
das  Eintreten  eines  solchen  Entschuldigungsgrundes  galt  j^eich 


a)  Liv.  XLIU,  16. 

b)  Liv.  Vn,  6;   Val.  Max.  V,  4,  8;   Cic.  de  oft  UI,  31;  Senee.  df 
benef.  m,  37. 

c)  Liv.  II,  54. 
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einer  göttlichen  Schickung,  der  man  sich  zu  fügen  habe.»)    Na- 
türlich aber  wird  man  beim  Prüfen  solcher  Entschuldigungen  be- 
sonders  streng  gewesen   sein:    ein    geschichtlicher  Fall   dieser 
Art  ist  uns  nicht  überliefert    Blieb   der  Angeklagte  an  irgend 
einem  Termine  ohne  Entschuldigung   oder .  vielmehr   ohne  eine 
von  dem  anklagenden  Tribunen  oder  dessen  Collegen  angenom- 
mene Entschuldigung  fort,  so  konnten  die  Ankläger  ein  verschie- 
denes Verfahren  einschlagen,  das  sich  je  nach  den  Umstanden 
richtete.   Abgesehen  von  dem  Verfalle  der  etwaigen  Bürgen,  wel- 
cher, wie  der  Process  von  Kaeso  Quinctius  lehrt*'),   in  jedem 
Falle  eintrat,  kam  es  darauf  an,  ob  als  Grund  des  Nichterschei- 
nens Widerspenstigkeit  oder  Schuldbewusstsein  betrachtet  wurde 
und  ob  es  sich  um  einen  der  drei  ersten  oder  um  den  Schluss- 
termin handelte.    War  jenes  bei  einem  der  drei  ersten  Termine 
der  FaU,  so  konnte  der  Ankläger  den  Vorgeladenen  mit  Gewalt 
holen  lassen.  Dies  drohten  die  Tribunen  dem  P.  Scipio,  der  sich 
zum  dritten  Termine  nicht  stellte,  sondern  auf  sein  Landgut  bei 
Litemum  zurückzog.*')    Ohne  Zweifel  konnten  die  Tribunen  den 
Angeklagten,  auch  wenn  er  sich  weiter  entfernte  und  im  Be- 
wusstsein  seiner  Schuld  in  die  Verbannung  gehen  wollte,   mit 
Gewalt  zurückholen  lassen.   So  sollte  es  nach  der  Ueberlieferung 
Einiger  bei  jenem  Q.  Pleminius,  der  sich  gegen  die  Einwohner 
von  Locri  vergangen  hatte,  geschehen  sein.    Zur  Untersuchung 
seiner  Verbrechen  war  von  Rom  eine  Conmaission,   bei  welcher 
sich  zwei  Volkstribunen  befanden,  abgeordnet  worden  und  diese 
hatte   einen   Termin    in  Rhegium   angesetzt.     Der  Angeklagte 
wollte  in  die  Verbannung  nach  Neapel  gehen,  traf  aber  unter- 
weges  auf  Q.  Metellus,   ein  Mitglied  jener  Commission,   und 
wurde   von  ihm  mit  Gewalt  nach  Rhegium  zurückgebracht**) 
Und  doch  handelte  es  sich  in  diesem  Falle  noch  nicht  um  einen 


a)  Vergl.  oben  S.  265. 

b)  S.  unsere  Darstellung  dieses  Processes  I,  274. 

c)  Liv.  XXXVm,  52.    Vergl.  oben  S.  251  und  276. 

d)  Liv.  XXIX,  21  Cetermn  .duplex  fema  est,  quod  ad  Pleminium  at- 
tinet;  alii  auditis  quae  Romae  acta  essent,  in  exilium  Neapolim  euntem 
forte  in  Q.  Metellum,  unnm  ex  legatis,  ineidisse  et  ab  eo  lÜiegium  vi  re- 
tractom  tradont. 
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jener  drei  gesetzlich  vorgeschriebenen  Termine,  sondern  nor  um 
eine  Voruntersuchung.  Aber  freilich  waren  hier  die  Verbrechen 
so  schlimm,  dass  man  den  Angeklagten  nicht  auf  Bürgschaft 
frei  liess,  sondern  in  Haft  hielt  und  am  Leben  strafen  wollte. 
Handelte  es  sich  dagegen  um  Geldstrafe  oder  um  Capitalyer- 
brechen,  welche  doch  nicht  todeswürdig  erschienen,  so  betrachte- 
ten die  Ankläger  den  Angeklagten  als  überfuhrt:  es  bedurfte 
keines  Verfahrens  in  iudido  und  es  konnte  unmittelbar,  ohne  dass 
weitere  Verhandlungen  stattfanden,  von  der  Volksversanmdttog 
unter  dem  Vorsitze  desselben  Tribunen,  welcher  die  Anklage  ge- 
leitet hatte,  das  Aussprechen  der  Strafe  geschehen.  Dies  scheint 
z.  B.  bei  Gamillus  der  Fall  gewesen  zu  sein,  von  dem  nicht  be- 
richtet wird ,  bei  welchem  Theile  des  Processes  er  seine  Ver- 
theidigung  aufgab;  sicher  ist  es  nur,  dass  er  sich  angeblidi 
wegen  Familientrauer,  welche  er  hatte,  zu  keinem  Termine 
stellte. '')  Eine  besondere  Rücksicht  beobachteten  die  Ankläger 
bei  dem  Staatspächter  M.  Postumius.  Als  ihm  der  erste  Tennm 
des  Gapitalprocesses  gesetzt  war,  erschien  er,  trotzdem  dass  er 
Bürgen  gestellt  hatte ,  nicht :  es  hiess,  er  sei  in  die  Verbannaii^ 
gegangen.  Die  Tribunen  setzten  ihm  also  einen  zweiten  Ter- 
min, bestimmten  aber  zugleich  durch  Volksbeschluss ,  wenn  er 
sich  an  diesem  nicht  gestellt  hätte,  solle  sein  Vermögen  einge- 
zogen werden,  über  ihn  selbst  die  Acht  ausgesprochen  sein. 

Verschieden  musste  das  Verfahren  sein,  wenn  der  Angeklagte 
am  vierten  Termine,  an  welchen  sich  die  abstimmenden  Comitien 
anschlössen,  ohne  Entschuldigung  wegblieb.  Aufschieben  des 
Termines  war  nicht  möglich,  eben  so  wenig  Anwendung  von 
Gewalt,  um  den  Angeklagteir  zum  Erscheinen  zu  zwingen;  d^m 
auch  damit  wäre  die  Zeit  des  Termines  und  der  Termin  selbst 
verstrichen.  Es  blieb  den  Anklägern  nichts  übrig,  als  den  An- 
geklagten als  durch  eigenes  Geständniss  überfuhrt  zu  betrachten, 
von  dem  Verfahren  in  iudido  abzusehen,  und  unmittelbar  in 
Tributcomitien  auf  Aechtung  und  Vermögensverlust  des  Ange- 
klagten anzutragen.  Dies  geschah  denn  auch  bei  Cn.  Fnlnos' 
Processe,  bei  dem  aus  besonderen  Gründen  die  drei  ersten  Ter- 


a)  Liv.  V,  82;  Plut.  Cam.  13. 
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mine  gewissermassen  fortgefallen  waren.»)   Aus  diesem  von  uns 
geschilderten   Verfahren  erklärt  sich   eine  sonst  auffallende  Er- 
scheinung.   Wir  haben  früher  bewiesen**),  dass  das  alte  Gesetz 
der  zwölf  Tafeln,  nur  Centuriatcomitien  sollten  über  das  caput 
Romischer  Bürger  entscheiden,  während  der  ganzen  Republik  in 
Geltung  war:  dagegen  die  Bestätigung  der  Verbannung,  welche 
ein  Angeklagter  in  einem  Capitalprocesse  durch  sein  Nichter- 
scheinen vor  Gericht  über  sich  selbst  ausgesprochen  hatte,  ge- 
schah durch  Tributcomitien.    Wir  haben  zwei  Beispiele  davon, 
das  von  M.  Postumius  und  Cn.  Fulvius,  von  denen  wir  so  eben 
gesprochen  haben:  bei  beiden  heisst  es  ausdrücklich,  die  Plebs, 
d.  h.  Tributcomitien,  habe  die  rechtmässige  Verbannung  gegen 
sie  beschlossen.«)    Hätte  vorher  keine  gerichtliche  Untersuchung 
stattgefunden,  so  wäre  ein  solcher  Volksbeschluss  ohne  Zweifel 
ein  sogenanntes  Privilegium  gewesen,  wie  es  in  der  Gesetzge- 
bung verboten   war.«*)     Nach  einer  gerichtlichen  Untersuchung 
war  er  gesetzmässig.    £s  handelte  sich   bei  ihm  nicht  um  ein 
iudiciiim.    Ein  solches  war  da,  wo  das  Geständniss  des  Ange- 
klagten vorlag  oder  die  That  oiTenbar  war,   nicht  nöthig.    Es 
war  nur  die  Bestätigung  einer  vollendeten  Thatsache,  ausser- 
dem das  Aussprechen  von  Massregeln,  damit  dieselbe  nicht  nach 
dem  Belieben  des  Angeklagten  wieder  rückgängig  gemacht  wer- 
den könne:  Beides  lag  vollständig  in  der  Befagniss  der  Tribut- 
comitieD. 

Wir  haben  die  Fälle  angeführt,  in  denen  der  Angeklagte 
während  des  Verfahrens  in  iure  sich  dem  Gerichte  entzog  und 
die  verschiedenen  Verfahrungsweisen,  welche  dabei  eingeschlagen 
werden  konnten,  angegeben.  Aber  der  Angeklagte  konnte  im 
Vertrauen  entweder  auf  die  Neigung  des  Volkes  oder  auf  seine 


a)  S.  oben  S.  272. 

b)  S.  oben  S.  231. 

c)  Liv.  XXV,  4  Tribnni  plebem  rogaverunt  plebesque  ita  scivit:  Si 
M.  Postamins  ante  Kai.  Maias  non  prodisset  citatusque  eo  die  Don  respou- 
disset  atque  excusatus  esset,  videri  eum  in  exilio  esse  bonaque  eins  venire, 
ipsi  aqua  et  igni  placere  interdici;  id.  XXYI,  3  postqnam  dies  comitiorum 
aderat,  Gn«  Fulvius  ezulatum  Tarquinios  abiit:  id  ei  iustum  exiliam  esse 
scivit  plebs. 

d)  Vergl.  I,  867. 
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Unschuld  noch  länger  ausharren:  er  konnte  die  drei  ersten 
Termine  durchmachen,  auch  den  Anfang  des  vierten,  das  Ver- 
fahren in  iiidicio  beginnen  lassen  und  trotzdem  noch  vor  Been- 
digung des  gerichtlichen  Urtheils  freiwillig  in  die  Yerbaimnng 
gehen.  Ein  geschichtliches  Beispiel  dieser  Art  haben  wir  nicht; 
aber  Polybius*)  in  seiner  Schilderung  der  Römischen  Verfassung 
hebt  es  als  etwas  Lobens-  imd  Bemerkenswerthes  hervor,  dass 
die  Sitte  den  in  einem  Capitalprocesse  Angeklagten  gestatte, 
sich  in  eine  freiwillige  Verbannuug  zu  begeben,  wenn  auch  nur 
noch  eine  der  zum  Abstimmen  berufenen  Tribus  ihre  Stimme 
nicht  abgegeben  habe.*")  Polybius  sagt  nicht,  ob  er  vcm  dem 
ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Gerichtsverfehren,  wie  wir 
es  nennen,  spreche;  er  meint  aber  beides.  Deim  in  Bezug  anf 
den  vierten  Termin  war  es  dasselbe.  Es  ist  femer  aus  den  von  uns 
angeführten  Beispielen  ersichtlich,  dass  die  von  Polybius  ange- 
führte Sitte  nicht  für  alle  Fälle  gilt:  wo  die  Anklage  wegen 
schwerer  Verbrechen  geschah  und  schon  vor  oder  während  der 
gerichtlichen  Untersuchung  Verhaftung  des  Schuldigen  stattgefim- 
deu  hatte,  konnte  natürlich  von  der  Erlaubniss  einer  freiwilligen 
Verbannung  nicht  die  Rede  sein.  Aber  er  hat  Recht  l&r  die 
Mehrzahl  der  Fälle  und  namentlich  im  Hinblick  auf  die  Grie- 
chische Rechtspflege,  welche,  wo  sie  den  Angeklagten  erreichen 
konnte,  die  Todesstrafe  vollzog  und  besonders  auch  politische 
Vergehen  mit  wirklicher  Lebensbusse  strafte.  Dass  der^eichen 
nicht  in  Rom  geschah,  verdankte  man  der  tiibunicischen  Gewalt, 
welche  solche  Milde  anfänglich  zur  Sicherung  der  eigenen  Stan- 
desgenossen  geltend  machte  und  später  den  gleichen  Grundsatz 
bei  den  von  den  Tribunen  selbst  eingeleiteten  Processen  zozn- 
lassen  gezwungen  war. 


a)  Poiyb.  VI,  14  Kai  Yt^vexai  xi  ittpl  xauTTjv  -rijv  yptiv>/  itap'  viir-i 
dffiov  iitahoM  xal  fxv^yfATjc  Tolc  yop  (^av^tou  xptvo(jL^vou,  fi:dv  xaxa8««C»'^ 
Tai,  5{5u)Oi  'rijv  i^oua(av  t6  itap'  autoTc  l^oc  dttaXXarreaf^ai  ^ avcpm;.  xa>  *^- 
pi(a  Xe^To^Toi  ^uXt)  täv  ^mxupcjffiüv  t^v  xpjatv  d<j;T^^ocpdpr/Toc  Ixouoiov  iwroj 
xaxoYvdvTa  ^Miahtla^^, 

b)  Vergl.  Anm.  62. 
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Neuntes  Capitel. 

PartoUidikoit  des  Yor8itxe&de&  bei  dem  aiu8erorde&tliclie&  Yerlkhre&  vor 
d<mi  Volke.  Daher  Anwendung  von  Privatrichtem  zur  Entscheidung  ein- 
zelner Thatsachen.  Beispiele  davon.  Beim  vierten  Termine  Uebergang  der 
contio  in  Tribnt-  oder  Centariateomitien.  EndgUtiger  Antrag  beim 
Volke.  Entscheidung  desselben  durch  Freisprechung  oder  Verurtheilung, 
und  zvar  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Ausführung  des  Urtheils* 
Spruches  durch  den  Beamten,  welcher  den  Vorsitz  gefUirt  Cfeflngniss 
auch  im  Falle  der  Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe.  Verwendung  der 
Geldstrafen.  Eine  Verurtheilung  dazu  ist  nicht  mit  öffentlicher  Schande 
verbunden.  Weshalb  man  dennoch  in  die  Verbannung  ging.  Erlass  der 
Geldstrafe.  Aeusserlichkeiten  des  Verfiihrens.  Ort  der  gerichtlichen  Un- 
tersuchung und  der  Tributcomitien,  meist  der  Markt,  aber  auch  das  Ca- 
pitol.  Der  Angeklagte  und  seine  AnwUte  stehen  dem  Ankläger  auch 
äusserlich  nicht  gleich.  Formen  der  Vorladung.  Hornbläser  bei  Centuriat. 
comitien.  Aufrufen  durch  den  Herold,  das  öfters  wiederholt  werden 
muss.  Wer  als  reus  gilt.  Betragen  desselben,  auch  seiner  Verwandten 
und  Freunde.  Allgemeine  Betrachtung  über  den  Character  und  die  Ent- 
stehung der  Volksgerichte. 

Das  Ver&iiren  vor  den  Römischen  Yolksgerichten  tiatte  sieb 
auf  eigentliümlictie  Weise  aus  den  politischen  Einrichtungen  des 
Staates  gebildet  und  behielt  fortdauernd  diesen  Character  bei :  es  er- 
scheint wenig  angemessen,  um  die  Wahrheit  an  das  Licht  zu 
bringen  und  dem  Angeklagten  die  nöthige  Sicherheit  gegen  ein 
ungerechtes  Urtheil  zu  gewähren.  Es  kam  Alles  auf  die  Nei- 
gung des  Volkes ,  auf  die  augenblickliche  Stimmung  der  Menge, 
deren  Ausdruck  selbst  die  Tribunen  waren ,  an :  ein  wirldich  un- 
parteiisches Gerichtsverfaturen  war  nur  bei  ausserordentlicher 
Gharacterfestigkeit  der  ßeamten  möglich.  Als  hauptsächlicher 
Uebelstand  erscheint  der,  dass  die  Ankläger  und  Leiter  der 
Untersuchung  immer  ein  und  dieselben  Personen  waren:  der- 
jenige Volkstribun,  welcher  einen  Verdacht  geschöpft,  eine  Be- 
schwerde empfunden  hatte,  erhob  die  Anklage,  eben  derselbe 
bestimmte  die  Termine,  eben  derselbe  fahrte  die  gerichtliche 
Untersuchung,  derselbe  war  in  vielen  Fällen  Vorsitzender  der 
das  Urtheil  sprechenden  Volksversammlung,  derselbe  verkündete 
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das  Urtheil ,  derselbe  vollzog  es :  man  kann  in  Wirklichkeit  sagen, 
dass  gewissermassen  Ankläger  und  Richter  in  einer  Person  ver- 
einigt waren.  Denn  wenngleich  der  Vorsitzende  einer  Volksver- 
sammlung gezwungen  war ,  das  Urtheil ,  welches  dieselbe  ge- 
sprochen hatte ,  anzunehmen ,  war  dennoch  sein  Einflass  selbst 
bei  der  Leitung  der  Abstimmung  sehr  gross.  Es  zeigt  sidi  in 
diesem  Punkte  die  hohe  Stellung,  welche  die  Römer  der  Magistra- 
tur anwiesen,  so  sehr  wie  bei  irgend  einer  StaatseinrichtuDg. 
Bei  dem  ordentlichen  Gerichtsverfahren  herrschten  zwar  im  Gan- 
zen dieselben  Formen  der  Verhandlung,  aber  thatsächlich  waren 
dieselben  weniger  schädlich,  weil  die  Privatanklage  überwog: 
zwischen  dem  Ankläger  und  Angeklagten  die  nöthige  Unpartei- 
lichkeit zu  bewahren,  war  dem  Beamten  leichter:  bei  diesem 
ausserordentlichen  Volksgerichte  aber  war  der  Anklagende  immer 
derselbe  Beamte,  welcher  nachher  die  Untersuchung  führte  und 
zum  Theil  auch  den  Vorsitz  in  der  Volksversammlung  hatte. 
Wir  finden  daher  eine  Rechtsgewohnheit  der  Römer,  welche  ge- 
eignet war  die  Thatsachen ,  um  welche  es  sich  handelte,  auf  un- 
parteiische und  zuverlässige  Weise  zu  erforschen  und  dadurch 
einem  unschuldig  Angeklagten  Beistand  zu  gewähren.  Sie  ist 
nicht  auf  dies  ausserordentliche  Verfahren  vor  dem  Volksgeridite, 
ja  selbst  nicht  auf  das  strafrechtliche  Verfahren  überhaupt  be- 
schränkt, sondern  kann  bei  den  verschiedenartigsten  VerfaSit- 
nissen  angewendet  werden :  wir  fuhren  sie  indessen  hier  an, 
weil  der  Uebelstand,  dem  sie  entgegenvrirkt ,  hier  am  meisten 
hervortritt.  Es  ist  eine  Verbindung  des  CriminalyerMirens  mit 
einer  dem  Privatprocesse  eigenthümlichen  Einrichtung. 

Käso  Quinctius  war  von  einem  Tribunen  angeklagt  aas  Zorn 
über  sein  hochfahrendes  und  gewaltthätiges  VerSEihren  gegen  die 
Plebs:  zur  Verurtheilung  aber  war  ein  Hauptgrund  gewesen  die 
Klage  eines  Plebejers  Volscius  Fictor,  jener  habe  im  Ueber- 
muthe  seinen  Bruder  erschlagen  und  sich  der  gesetzlidien  An- 
klage durch  neue  Gewaltthätigkeiten  entzogen.  Nach  der  Ver- 
urtheilung legte  sich  der  Zorn  des  Volkes,  man  nntersucfate 
ruhiger  und  es  wurde  bekannt,  das  Zeugniss  von  Volsdus  sei 
falsch  gewesen :  dessen  Bruder  sei  an  einer  Krankheit  geeloibeD, 
Kaeso  habe  sich  um  die  Zeit,  wo  die  That  geschehen  eeiD  sollte. 
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im  Lager  und  nicht  in  der  Stadt  aufgehalten.    Viele  boten  dem 
Volsdus  über  diese  Thatsachen  ein  Privatgericht  an*),  d.  h.  sie 
verlangten ,  sie  und  Volscius  sollten  sich  über  einen  Richter  ver- 
einigen, beide  Parteien  dann  eine  bestimmte  Geldsumme,  welche 
der  Unterliegende  verlieren  sollte,  einsetzen:  dem  Richter  sollte 
die  Frage  vorgelegt  werden,  entweder  ob  Volscius'  Bruder  ge- 
waltsamer Weise  oder  eines  natürlichen  Todes   gestorben    sei, 
oder  ob  Kaeso  zur  Zeit  der  That  in  Rom  gewesen  sei ,  oder  beide 
Fragen  zusammen.    Derjenige,    gegen  welchen  der  privatrecht- 
lich eingesetzte  Richter  entschied,  verlor  die  Wette  und  die  ein- 
gesetzte Geldsumme;   weiter  hatte  die  Entscheidung  keine  un- 
mittelbare Folge.    Livius  sagt,  Volscius  hätte  nicht  gewagt  vor 
Gericht  zu  gehen  und  dieser  Umstand  hätte  seine  Verurtheilung 
in  einem  etwaigen  Criminalprocesse  wegen  falschen  Zeugnisses 
unzweifelhaft  gemacht    Mittelbar  aber  war  die  Folge ,   dass  ein 
pradudicium^  wie  man  es  nannte,  da  war,  dass  die  Thatsache 
von  der  Unschuld  Kaesos  als  festgestellt  erschien,  mithin  auch 
die  des  falschen  Zeugnisses.     Zur  criminalgerichtlichen  Verur- 
theilung bedurfte  es  dann  nur  noch. der  nothwendigen  Formen 
des  Anklagens  und  Urtheilssprechens.    Ausführlicher  wird    uns 
diese  Sitte  bei  einer  andern  Gelegenheit,   wo  es  sich  nicht  um 
einen  Process  handelte,  geschildert.*»)    Die  Besieger  der  Punier 
bei  den  Aegatischen  Inseln,  G.  Lutatius  und  Q.  Valerius,  strit- 
ten sich  im  Senate  darum,   ob  der  erstere  allein,  weil  er  Pro- 
consol  gewesen  war,    oder  auch  der  letztere,    da  er  bei  der 
Krankheit  des  Proconsuls  thatsächlich  den  Befehl  gefuhrt  hatte, 
einen  Triumph  feiern  sollte.    Valerius  forderte  unter  Einsetzung 
einer  Geldsumme  seinen  Gegner  auf,  einen  Richter  zu  ernennen, 
der  entscheiden  sollte ,  unter  wessen  Führung  die  Punische  Flotte 
überwunden  worden  wäre.     Lutatius  nahm  die  Wette  an  und 
Atilius  Calatinus  wurde  von  Beiden  zum  Richter  bestellt:    vor 
ihm   woUten  sie  ihre  Sache  führen:  es  wird  uns  Mehreres  aus 


a)  Liv.  in,  24  ni  ita  esset,  malti  privatim  ferebant  Yolscio  iadicem. 
Cum  ad  iudiciom  ire  non  änderet,  omnes  eae  res  in  unam  congruentes 
haod  magis  dubiam  damnationem  Volscii  quam  Kaesonis  Yolscio  teste  fue- 
rat ,  ÜGu^iebant    Yei^gl.  I,  270  und  293. 

b)  Bei  Yal.  Max.  U,  8,  2. 
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den  Gründen  seiner  Entscheidung,  welche  za  Gunsten  von  La- 
tatius  ausfiel,  berichtet  Aehnliches  wird  von  M.  Porcius  Gato, 
dem  Censor  des  Jahres  184  v.  Chr.,  erzählt  *)  Er  hatte  dem 
Consularen  L.  Flaminius  eine  Rüge  ertheilt  wegen  einer  be- 
stimmten, eben  so  schimpflichen  wie  grausamen  Handlang:  io 
seiner  Rede,  mit  der  er  die  Rüge  begleitete,  bot  er  dem  Geta- 
delten eine  richterliche  Wette  darüber  an,  dass  er  die  That 
wirklich  begangen  habe. 

Ebenso  wurde  nun  bei  Criminalprocessen  die  Vermittdung 
einer  Wette  vor  einem  Privatrichter  angewendet,  um  die  Richtig- 
keit einer  Thatsache  festzustellen.  Der  Tribun  A.  Verginius 
klagte  den  gestürzten  Decemvir  Ap.  Claudius  an :  er  warf  ihm 
mit  Uebergehung  seines  andern  Verhaltens.,  in  welchem  ihm  keine 
strafbare  Uebertretung  der  Gesetze  nachgewiesen  werden  konnte 
oder  durfte^),  dies  eine  vor,  dass  er  als  Richter  in  dem  bekann- 
ten Processe  der  Verginia  den  vorläufigen  Besitz  zu  Gunsten  der 
Knechtschaft  gegeben  hätte.  Die  Richtigkeit  dieser  Thatsaebe 
hätte  er  durch  Aufstellung  von  Zeugen  darthun  können;  aber 
diese  hätte  er  selbst  aufstellen,  selbst  verhören  müssen,  wobei 
er  den  Verdacht  von  Parteilichkeit  hätte  erregen  können:  zu- 
dem erforderte  dies  vielleicht  mehr  Zeit,  als  der  Tribun  aufw^i- 
den  wollte.  Er  erklärte  also ,  er  wolle  die  Thatsache  als  erwie- 
sen annehmen,  wenn  nicht  Claudius  mit  ihm  vor  einem  Prival- 
richter  die  Wette  einginge,  ob  er  jene  Ungesetzlichkeit  begangen 
habe  oder  nicht  ^)  Als  der  Angeklagte  diese  Privatwette  nicht 
annahm ,  liess  der  Tribun  ihn  in  das  Gefängniss  setzen.  In  dem 
Processe,  welchen  der  Volkstribun  L.  Scribonius  Libo  im  Jahre 
194  V.  Chr«  gegen  Ser.  Sulpidus  Galba  über  dessen  Massregdn 
in  Lusitanien  erhob,  vertheidigte  sich  der  Angeklagte  mit  alleo 
Mitteln  und  bot  unter  andern  seinem  Ankläger  seine  Freunde) 
also  diejenigen,  welche  in  Lusitanien  gewesen  waren  und  die 
angeschuldigten  Massregeln  mit  berathen  hatten,    als  Sehieda- 


a)  Liv.  XKXIX,  43. 

b)  YergL  oben  &  Slflgd. 

c)  Liv.  ni,  66  unius  tan  tum  crianais«  ai  iudioem  dtioes  le  ai> 
in  Servituten!  contra  leges  viudicias  non  dedisse,  in  vincla  te  dud  iobeoi 
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lichter  an,  um  dadurch  gewisse  Beschuldigungen  zu  widerlegen.*)  j 

Bei  den  Verhandlungen  des  Senates   über  die  Anklage  von  P.  I 

Scipio  Nasica  Serapio,  welcher  als  Privatmann  TL  Gracchus 
getödtet  hatte,  bot  dieser  einem  seiner  Ankläger  M.  Flaccus  als 
Privatrichter  über  einige  ihm  gemachte  Vorwürfe  P.  Mucius  an.*») 
Ein  tapferer  Centurio  C.  Cornelius  wurde  von  einem  der  Drei- 
männer wegen  Unzucht  gefangen  gesetzt  und  wandte  sich  um 
Befreiung  aus  der  Haft  an  die  Volkstribunen:  er  läugnete  nicht 
die  Unzucht,  fahrte  aber  als  Entschuldigungsgrund  an,  derjenige, 
welchem  er  Gewalt  angethan  haben  sollte,  hätte  gewerbsmässig 
Unzucht  getrieben  und  bot  über  diese  Thatsache  vor  dem  Ge- 
richtshofe der  Tribunen  eine  gerichtliche  Wette  an.  Die  Tribu- 
nen gingen  indessen  darauf  nicht  ein,  sondern  nahmen  die  Thatr 
sache,  deren  Richtigkeit  sie  voraussetzten,  nicht  als  Entschul- 
digungsgrund  an."")  So  ist  auch  zu  erklären,  was  vom  älteren 
Cato  erzählt  wird."*)  Er  setzte  so  grosses  Vertrauen  in  seine 
Rechtlichkeit,  dass,  als  er  einst  von  seinen  Feinden  vor  ein 
Volksgericht  geladen  war,  er  Ti.  Gracchus,  mit  welchem  er  in 
politischem  Hasse  lebte,  als  Richter  forderte:  es  handelte  sich 
um  die  Richtigkeit  einer  Cato  vorgeworfenen  Thatsache  und  die- 
ser bat  seinen,  als  solchen  bekannten,  Feind  Gracchus  als  Pri- 
vatrichter darüber  einzusetzen,  ob  die  Thatsadie  richtig  wäre 
oder  nicht  Im  Fallender  Verurtheilung  durch  ihn  wäre  dann 
eine  weitere  Verurtheilung  durch  das  Volksgericht  erfolgt^) 
Diese  Rechtssitte  gewährte  die  Möglichkeit,  wo  der  versitzende 
Beamte  aus  der  unparteiischen  Rolle  eines  Richters  heraustrat 
oder  sonst  aus  irgend  einem  Grunde  das  Verfahren  vor  dem 
Volke  nicht  die  nötiiige  Sicherheit  zu  gewähren  schien,  auf  einem 
einfachen ,  dem  sonstigen  Gerichtsgebrauche  angemessenen  Wege 
über  Thatsachen  eine  Entscheidung  zu  gewinnen.    Der  Beamte 

a)  Gic.  de  erat  II,  65,  263  ut  Servius  ille  Galba  cam  iudices  L.  Scri- 
boüio  tribuno  plebis  ferret  fajniliares  suos  cet 

b)  Oic.  de  erat.  II,  70,  285. 

c)  Val.  Max.  VI,  1,  10.    VergL  oben  S.  159. 

d)  Bei  Val.  Max.  III,  7,  7  wo  es  heisst  tantom  fidaciae  in  sna  innocen- 
tia  reposuit,  ut  —  in  quaestionem  publicam  deductns  Ti.  Gracchum,  a 
qno  in  administratione  reipublicao  ad  mnltom  odium  dissidebait,  indicem 
deposceret 
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konnte  dem  Angeklagten  oder  dieser  dem  Beamten  eine  gericht- 
liche Wette  anbieten  oder  auch  Fremide  nnd  Vertheidiger  des 
einen  oder  des  andern  dieselbe  veranlassen.  Mit  am  so  grösserer 
Ausführlichkeit  konnte  dann  in  den  öffentlichen  Terminen  die 
Erörterung  der  Rechtsfragen  stattfinden. 

Der  vierte,  nach  einer  Frist  von  drei  Markttagen  angesetzte 
Termin  bestand  aus  zwei  ihrer  Natur  nach  verschiedenen  Ver- 
handlungen. Zuerst  wurde  unter  Vorsitz  der  Tribunen  oder  Aedi- 
len,  welche  die  ganze  Anklage  veranlasst  hatten,  in  einer  form- 
losen Volksversammlung,  einer  cantio,^)  die  gerichtliche  Unter- 
suchung über  die  am  Ende  des  dritten  Termines  festgestellte 
Anklage  gefuhrt:  der  Vorsitzende  musste  die  Verhandlung  so 
eintheilen  und  bemessen,  dass  noch  Zeit  genug  für  den  zweites 
und  wichtigsten  Theil  des  an  eben  demselben  Tage  vorzuneh- 
menden Verfahrens  übrig  blieb.  Am  Ende  der  Untersachimg 
musste  der  Ankläger  seine  Anklage  wiederholen  oder  vielmehr 
endgültig  feststellen.  Wir  haben  zwar  kein  geschichtliches  Bei- 
spiel, wo  die  Verschiedenheit  der  am  Ende  des  dritten  und  der 
in  der  Mitte  des  vierten  Termines  vorgebrachten  Anklage  b^ 
vorträte;  aber  die  Möglichkeit  einer  Aenderung  derselben,  wie 
sie  anfänglich  im  vierten  Termine  zur  Verhandlung  kam,  ergiebt 
sich  aus  dem  Gange  des  Processes.  Wenn  die  Anklage  im  Her- 
ten Termine  von  derjenigen  der  drei  Mheren  Termine,  wie  wir 
gezeigt  haben,  ganz  verschieden  sein  konnte  in  Bezi^  auf  die 
Strafe,  ob  es  Geld-  oder  Capitalstrafe  und  wie  hoch  die  mtere 
sein  sollte,  so  musste  auch  die  Untersuchung  am  vierten  Termine 
noch  von  Einfiuss  sein  und  eine  endgültige  Feststellang  des 
Stra&ntrages  erst  am  Ende  derselben  eintreten.  Darauf  äodorte 
sich  in  vielen  Fällen  der  Vorsitz  der  Versammlung.  Erstlich 
war  es  ein  Capitalprocess  und  mussten  deshalb  CentariatcomitieD 
gehalten  werden,  so  übernahm  ein  curulischer  Beamter,  in  d« 
späteren  Zeit  der  städtische  Prätor,  welcher  auch  den  Tag  fSr 
die  Comitien  bestimmt  hatte  ^),  die  Leitung  der  Centariatcomitien. 
Lautete  dagegen  der  Antrag  auf  Geldstrafe,  so  dass  Tribotoomi- 


a)  Veigi.  oben  S.  253. 

b)  S.  oben  S.  241. 
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tien  die  Entscheidung  hatten,  so  behielt,  wenn  ein  Tribun  die 
Anklage  geleitet  hatte,  dieser  auch  den  Vorsitz  bei  der  Abstim- 
mung: dies  ergiebt  sich  aus  der  Nachricht,  welche  wir  von  den 
Vorbereitungen  dazu  bei  dem   Processe   des  Staatspächters  M. 
Postumius  haben.  *)   Hatte  dagegen  ein  Aedil  die  Anklage  unter- 
nommen, so  könnte  es  fraglich  sein,  ob  eben  derselbe  auch  die    ^ 
Abstimmung  zu  leiten  hatte:   nach  der  Aehnlichkeit  indessen 
mit  den  alten  Quästoren,  welche  in  diesem  Falle  unzweifelhaft 
das  Hecht,  Centuriatcomitien  zu  leiten,  hatten,  ist  die  Befugniss 
der   Aedilen   für   Tributcomitien  wahrscheinlich.*»)     Das   Volk 
ordnete  sich  darauf  in  den  Abtheilungen,  nach  denen  es  abstim- 
men sollte,  die  Vorbereitungen  für  die  Abstimmung  wurden  ge- 
troffen und  der  Antrag  verlesen.    Wie  die  Form  dieses  Antrages 
war,  kann  man  nur  aus  einer  Bemerkung  schliessen,  welche  Ci- 
cero in  Bezug  auf  seine  eigene  Verbannung  macht. '')    Er  sagt, 
sie  sei  eine  Proscription  gewesen,  da  sie  gelautet  Velitia  iubeaüs 
ut  M.  TuUius  in  civitaie  ne  8Ü  banaque  eins  ut  mea  sint.    Hier 
sind  die  letzten  Worte  ein  veränderter  Zusatz  Ciceros ;  die  ersten 
aber  bezeichnen  die  Einkleidung  des  Antrags  und  es  ist  dieselbe 
ganz  gleich  derjenigen ,  in  welcher  Gesetzesvorschläge   vor  das 
Volk  gebracht  wurden.    Das  Volk  durfte  den  Antrag  nur  anneh- 
men oder  verwerfen;  verändern  durfte  es  ihn  nicht,  eben  so 
wenig  wie  es  das  Recht  hatte,  einen  Gesetzesvorschlag  eigen- 
mächtig abzuändern.    Dies  ist  allgemeines  Gesetz  bei  allen  Ab- 
stinunungen  der  Volksversammlung,  für  die  Volksgerichte  über- 
dem  noch  besonders  bezeugt  durch   eine  Münze,   aus  der  wir 
lernen,  dass  mit  zwei  Täfelchen  abgestimmt  wurde:  das  eine 
hatte  den  Buchstaben  A  (absolvo),  das  andere  C  (condemno)J^ 
Erschien  also  z.  B.  die  beantragte  Geldstrafe  zu  gross,    so  war 
ein  Herabsetzen  derselben  durch  das  Volk  nicht  erlaubt;  wenn 
dasselbe  nicht  das  Strafmass  des  anklagenden  Tribunen  anneh- 
men wollte,  blieb  nur  Freisprechung  übrig :  ebenso  war  es,  wenn 
Capitalstrafe  beantragt  war,  aber  diese  als  zu  schwer  erschien. 


a)  Liv.  XXV,  3. 

b)  Veigl  oben  S.  243. 

c)  Gic.  de  dorn.  17,  44. 
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Deshalb  ist  uns  bei  den  vielen  Volksgerichten,  von  denen  Kunde 
aof  uns  gekommen  ist,  kein  Fall  überliefert,  wo  nicht  ein  be- 
stimmtes Ergebniss,  entweder  Freisprechung  oder  VerurtheUung 
erzielt  worden  wäre;  ohnehin  war,  wie  wir  gesehen,  das  Gesetz 
so,  dass,  wenn  nicht  das  eine  oder  das  andere  erreicht  wurde, 
der  Process  von  selbst  erlosch.  Die  absolute  Mehrheit  der 
Stinunen  entschied  und  Stimmengleichheit  gdt  für  Freisprechung. 
Das  letzte  können  wir  schliessen  aus  der  Bemerkung,  welche 
Dionysius  bei  Coriolans  Process  macht*),  wenngleich  dieselbe 
etwas  unklar  ist  Die  Entscheidung  durch  absolute  Stinomen- 
mehrheit  ergiebt  sich  aus  der  Erzählung  von  den  Tributcomitien, 
in  welchen  Ti.  Gracchus  seinen  Collegeu  M.  Octavius  absetzen 
liess^),  ferner  aus  der  von  Polybius*^)  angegebenen  Römischen 
Sitte,  der  Angeklagte  dürfe  in  die  freiwillige  Verbannung  gehen, 
so  lange  eine  von  den  zur  Entscheidung  nOthigen  Tribus  nicht 
abgestinunt  habe,  was  man  nur  so  verstehen  kann,  so  lange 
eine  Tribus  an  der  absoluten  Mehrheit  gefehlt  habe.  Die  Ab- 
stinunung  erfolgte  mündlich,  bis  im  Jahre  137  v.  Chr.  der  Volkt^* 
tribun  L.  Cassius  das  Gesetz  gab,  dass  in  allen  Volksgerichten, 
mit  Ausnahme  der  auf  Perduellion  gerichteten,  also  allen,  in 
denen  die  Tribus  zu  entscheiden  hatten,  die  Abstimmung  geheim 
sein  und  durch  Stimmtäfelchen  erfolgen  sollte.^)  Dieselbe  Art 
der  Abstimmung  wurde  im  Jahre  107  v.  Chr.  von  C.  Caelias 
für  die  richterlichen  Centuriatcomitien  eingeführt 

Hatte  die  Abstimmung  stattgefunden  und  das  Volk  somit 
seine  Entscheidung  gefällt,  so  kam  als  nothwendige  Erfüllung 
des  Gerichtes  hinzu,  dass  der  Vorsitzende  Tribun,  eben  derselbe, 
welcher  die  Anklage,  das  Zeugenverhör,  kurz  den  ganzen  Pro- 
cess geleitet  hatte,  das  Urtheil  verkündete:  erst  damit  erhielt 
dasselbe  gesetzliche  Kraft.  Wir  haben  dafür  zwar  kein  geschieht- 
liches  Beispiel,  werden  es  aber  mit  Nothwendigkeit  annehm» 
müssen,  sowohl  we^en  des  Verhältnisses  der  Volksversammlung 

a)  Dionys.  VII,  64.    Vergl.  I,  265. 

b)  Flut  Ti.  Gracch.  12. 

c)  Polyb.  VI,  14.   Vergl.  oben  S.  282. 

d)  Cic  de  leg.  UI,  16;  Lael.  16,  41;   Brut  25  uod  27:   p.  Pianr.  H. 
^6;   Pliu.  ep.  IIJ,  20;    üros.  V,  15. 
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überhaupt,  welche  niemals  selbständig  auftritt,  als  wegen  der 
Aehnlichkeit  mit  dem  Verfahren  bei  den  späteren  Schwurgerich- 
ten, bei  denen  ebenfalls  erst  die  Verkündigung  des  Vorsitzenden 
Beamten  die  Rechtskraft  des  Urtheils  begründete.  Eben  derselbe 
Vorsitzende  Tribun  hatte  dann  auch,  vorausgesetzt  dass  der  Pro- 
cess  auf  Geldstrafe  gelautet  hatte,  die  Ausführung  des  Urtheils. 
War  Freisprechung  erfolgt,  so  wurde  der  Angeklagte,  wenn  er 
während  der  Untersuchung  im  Gefängniss  gewesen  war,  unmittel- 
bar entlassen:  war  Verurtheilung,  so  musste  die  Geldstrafe  so- 
gleich erlegt  werden.  Ausführlicheren  Bericht  haben  wir  über 
die  Eintreibung  der  gegen  L.  Scipio  und  dessen  Genossen  fesl^ 
gesetzten  Geldstrafe,  die  freilich  nach  Volksbeschluss  in  einem 
ausserordentlich  durch  einen  Prätor  geleiteten  Verfahren  bestimmt 
worden  war.  Aber  das  Verfahren  wird  mit  Ausnahme  des  aus- 
führenden Beamten  ein  gleiches  gewesen  sein.  Damals  also  er- 
liess  der  Prätor  sogleich  an  die  städtischen  Quäötoren,  welche 
den  Staatsschatz  beaufsichtigten,  den  Befehl  die  Geldstrafe  ein- 
zuziehen und  die  Genossen  Scipios  gaben  deshalb  an  demselben 
Tage,  wo  sie  verurtheilt  waren,  Bürgen  für  das  Geld,  welches 
sie  in  Folge  der  Verurtheilung  dem  Staate  schuldeten.*)  Scipio 
selbst  erklärte,  er  habe  in  seinem  Vermögen  kein  öffentliches 
Geld,  wollte  also  keine  Bürgen  stellen.  Der  Prätor  befahl  darauf 
seine  Verhaftimg.  Als  Scipios  Verwandten  Berufung  an  die 
Volkstribunen  einlegten,  traten  neun  derselben  dem  Verfahren  des 
Prätors  nicht  entgegen,  nur  Ti.  Gracchus  erklärte,  die  Verhaftung 
desselben  hindern  zu  wollen.  So  schickte  also  der  Prätor  die 
Quästoren,  um  die  Güter  Scipios  für  den  Staat  in  Beschlag  zu 
nehmen.  Man  erkennt  hieraus,  dass  der  Haftbefehl  des  Prätors 
gegen  Scipio  nicht  unmittelbar  in  dem  Volksurtheil  begründet 
war.  Denn  dieses  Urtheil  konnte  Gracchus  weder  umstossen 
noch  wollte  er  es,  wie  ihn  Livius  selbst  erklären  lässt**):  nur 
die  Befriedigung  des  Staates  aus  dem  Vermögen  Scipios  war  nach 


a)  Liv.  XXXVIll,  58  ludicüs   a  Q.  Terentio  praetore  perfectis  Hosti- 
lius  et  Furins  damnati  praedes   eodem  die  quaestoribus  urbauis  dederunt 

b)  Liv.  XXXVin,  60    Ti.  Gracchus  ita  decrevit:   Quominus  ex  bonis 
L.  Scipionis,  quod  iudicatum  sit,  redigatur,  se  uon  intercedere  praetori. 

19* 
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der  Verurtheilung  nothwendig.  Der  Verhaftbefehl  war  etwas, 
wodurch  der  Prätor  Kraft  seiner  Gewalt  als  Beamter  den  Ver- 
artheilten  zwingen  wollte  zu  zahlen:  er  war  eine  Strafe  dafür, 
dass  er  sich  weigerte,  das  Urtheil  anzuerkennen  und  nach  seinen 
Kräften  die  Vollziehung  desselben  zu  ermöglichen.  Aehnlicli  ver- 
fuhren die  Tribunen,  wenn  sie  angeklagt  und  den  Process  ge- 
leitet hatten.  Der  Angeklagte  musste  entweder  Bürgen  für  die 
Geldsumme,  zu  der  er  verurtheilt  war,  stellen:  dann  war  jede 
weitere  Verhandlung  unnöthig:  oder  musste,  wenn  er  erklärte, 
dieselbe  aus  seinem  Vermögen  nicht  zahlen  zu  können,  seine 
Güter  dem  Staate  abtreten.  That  er  keines  von  beiden ,  so  stand 
es  dem  Tribunen  frei,  ihn  durch  Gefängnisshaft  zu  zwingen,  den 
Staat  bei  der  Besitznahme  seiner  Güter  zu  unterstützen.  Hau 
sieht,  die  Gewalt  des  Tribunen,  der  schon  auf  die  Leitung  des 
Processes  den  grössten  £influss  gehabt  hatte,  war  auch  naich 
der  Verurtheilung  bei  der  Ausfuhrung  des  erlassenen  Urtheils 
von  grosser  Bedeutung. 

Die  Verwendung  der  Geldstrafen  war  eine  verschiedene,  je 
nachdem  der  Grund ,  weshalb  sie  auferlegt  wurden ,  oder  die  Be- 
amten, welche  sie  auferlegten,  verschieden  waren.  Z.  B.  nach 
der  Verurtheilung  von  L.  Scipio,  von  welcher  wir  so  eben  ge- 
sprochen ,  kam  die  Geldstrafe  in  den  Staatsschatz.  Daraus  kann 
man  sctüiessen,  dass  es  sich  bei  seiner  Verurtheilang  wirklich 
nur  um  das  Geld,  das  er  dem  Staate  entwendet  haben  sollte, 
nicht  auch  zugleich  um  eine  für  die  Unterschlagung  festgesetzte 
Strafe,  also  nicht  z.  B.  um  den  doppelten  oder  noch  mehr&chai 
Ersatz  des  Entwendeten  handelte.  Diese  Auffitssung  wird  durch 
Livius*)  bestätigt,  welcher  Scipio  bei  der  Weigerung  die  Gdd- 
strafe  zu  zahlen  sagen  lässt,  alles  Geld,  das  er  empfimgen, 
befinde  sich  im  Staatsschatze  und  er  habe  kein  öffentliches  Gut 
in  seinem  Besitze.  Denn  in  den  Staatsschatz  konnte  nur  das 
wirklich  entwendete  Geld  kommen,  nicht  auch  eine  etwaige  for 
die  Entwendung  auferlegte  Strafe.  In  Bezug  auf  die  letztere  galt 
im '  Allgemeinen   der   Grundsatz,   dass   derjenige  Beamte,   der 


a)  Liv.  XXXYIII,  58  Scipio  cum  contenderet  omnem ,  quam  aeocfMsset» 
'Tiiam   in  aerario   esse  nee  se  quicquam  publici  habere,  in  viada  dad 
eptus. 
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durch  seine  Anklage  oder  durch  sein  Rechtsprechen  das  Einkom- 
men einer  Geldstrafe  bewirkt  hatte,  nachher  über  die  Verwen- 
dung derselben  verfugte,  aber  freilich  nur  zum  Besten  des 
Staates,  zu  Zwecken  entweder  des  öffentlichen  Gottesdienstes 
oder  öffentlicher  Werke.  Von  den  Aedilen,  den  curulischen  so- 
wohl wie  den  plebejischen,  wird  dies  öfters  berichtet*) :  sie  ver- 
wendeten das  theils  aus  den  geringeren  Geldstrafen  gesammelte 
theils  aus  bedeutenderen  öffentlichen  Anklagen  zusammengekom- 
mene Geld  zu  solchen  Zwecken.  Aehnlich  werden  es  die  übri- 
gen gemacht  haben:  von  den  Tribunen  wissen  wir,  dass  sie 
über  die  bedeutenden  Geldstrafen,  welche  sie  im  Jahre  454  v. 
Chr.  den  Consuln  des  vorhergehenden  Jahres  auferlegt  hatten, 
die  Verfügung  besassen.^)  Wenn  aber  der  Angeklagte  die  Geld- 
strafe, zu  welcher  er  verurtheilt  war,  erlegt  hatte,  so  war  er 
nicht  nur  frei,  sondern  erlitt  auch  keine  Schande,  keine  Herab- 
setzung irgend  einer  Art  in  seinem  Range.  Es  scheint,  dass 
die  Vorschrift  der  zwölf  Tafeln®),  es  sollte  nicht  Capital-  und 
Geldstrafe  mit  einander  verbunden  werden,  hauptsächlich  diese 
Wirkung  hatte :  die  Patricier  wollten ,  als  sie  sich  dem  Gerichte 
der  Plebs  und  der  Tribunen  ohne  Vermittelung  des  Senates 
Preis  geben  mussten,  wenigstens  nur  ihr  Vermögen  biosssteilen, 
ihren  Rang  und  ihre  sonstige  bürgerliche  Stellung  wahren.  Un- 
ter Capitalstrafe  ist  also  in  diesem  Falle  nicht  eine  solche  zu 
verstehen,  durch  welche  das  caput  verloren  geht,  sondern  eine 
solche,  durch  welche  eine  capitia  deminutio ^  welcher  Art  sie 
auch  sein  mag,  eintritt.  Es  findet  sich  nirgends  die  geringste 
Spur,  dass  die  durch  die  Tribunen  zu  Geldstrafen  Verurtheilten 
irgend  eine  öffentliche  Schande  erlitten,  dagegen  Beispiele,  wo 
dieselben  in  ihrer  Stellung  verblieben,  z.  B.  die  beiden,  eben 
erw&hnten,  Consularen  T.  Romilius  und  C.  Veturius,  welche 
auch  nach  ihrer  Verurtheilung  im  Senate  blieben  und  denselben 
Rang  und  Einfluss,    wie  fr^er,  behielten,  femer  jene  jungen 


a)  Liv.  X,   2^  and  31  und  47;    XXX,  39;   XXXin,  42;    XXXIY,  Ö3; 
XXXV,  10  und  41;  XXXVIIl,  35. 

b)  Dionys.  X,  52. 

c)  S.  I,  366.    Vergl.  oben  S.  245. 
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Patricier,  welche  wegen  Störung  der  Tribatcomitien  verarthcilt 
worden  und  sich  um  diese  Verurtheilung  nicht  kümmerten,  weil 
ihnen  die  Strafgelder  von  ihren  Standesgenossen  ersetzt  wur- 
den.*) Als  M.  Camillus  wegen  der  Beute  von  Veji  von  einem 
Volkstribunen  angeklagt .  war ,  versprachen  seine  dienten  und 
Tribusgenossen ,  die  Strafsumme  für  ihn  zusammenbringen  zu 
wollen:  er  hätte  dann  ungekränkt  und  ohne  irgend  eine  £in- 
busse  an  Würde  im  Staate  bleiben  können  und  Livius^)  beidagt 
es  als  das  grösste  Missgeschick  des  Römischen  Volkes ,  dass  er 
die  Stadt  verliess.  Auch  von  L.  Scipio  wird,  als  er  verurtheilt 
und  seine  Güter  eingezogen  waren,  nicht  erzählt,  er  hätte  in 
geringerer  Würde  gelebt.  Das  berühmteste  Beispiel  dieser  Art 
aber  ist  M.  Livius  Salinator,  Consul  im  Jahre  219  v.  Chr.  Er 
war  wegen  Unterschlagung  von  Beute  angeklagt  und  verurtheilt 
worden:  aus  Verdruss  darüber  hatte  er  sich  von  den  Menschen 
zurückgezogen  und  lebte  einsam  acht  Jahre  auf  dem  Lande,  bis 
ihn  die  Consuln  im  Jahre  210  wider  seinen  Willen  nach  der 
Stadt  zurückführten  und  die  Censoren  ihn  zwangen,  an  den 
Staatsgeschäften  wieder  Theil  zu  nehmen.  £r  wurde  für  das 
Jahr  208  wieder  zum  Consul  erwählt  und  in  dem  ausfuhrlicheQ 
Berichte  darüber  von  Livius  ^)  findet  sich  nichts  über  eine  Ein- 
busse  an  Würde  und  Ehre ,  welche  er  erlitten  hätte.  Kurz  inuner 
erkennt  man ,  dass  ausser  dem  Geldverlust  kein  anderer  Naditheil 
mit  einer  Venirtheilung  durch  die  Tributcomitien  verbunden  war. 
Man  kann  fragen,  weshalb  trotz  dieses  Verhältnisses  den- 
noch öfters  Angeklagte  freiwillig  in  die  Verbannung  gingen, 
wie  es  z.  B.  Camillus  nach  der  eben  erwähnten  Anklage  tfaat 
Das  liegende  Vermögen  verfiel  bei  einer  Verurtheilung,  welche 
bei  freiwilliger  Verbannung  sicher  eintrat,  der  Einziehung  und 
auch  von  sonstiger  Habe  war  Vieles  erreichbar.  Die  Grande 
werden  zu  verschiedenen  Zeiten  und  auch  bei  verschiedenea 
Verhältnissen  verschieden  gewesen  sein.  In  der  ältesten  Zdt 
der  Republik  war  es  ohne  Zweifel  Unzufriedenheit  mit  der  poli- 


a)  Dionys.  X,  42.    Vergl.  I,  277  flgd. 

b)  Liv.  V,  32. 

c))  Liv.  XXVII,  34. 
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tischen  Lage  des  Staates:   hochgestellte  Männer,   die  sich  um 
das  Vaterland  verdient  gemacht  hatten  und  dann  von  dem  Hasse 
ihrer  Mitbürger  getroffen  wurden  (und  ihre  Zahl   war  grösser, 
als  es  nach  der    geschichtlichen   Ueberlieferung  der  einzelnen 
Fälle  scheint),  mochten  nicht  länger  in  dem  Römischen  Staate, 
der  sich  damals  noch  nicht  durch  besondere  Macht  auszeichnete, 
bleiben.    Dies  war  wahrscheinlich  der  Fall  mit  CamiHus,  welcher 
Yeji  erobert  hatte  und  der  beste  Feldherr  seiner  Zeit  war:  er 
zürnte  wegen  der  Undankbarkeit  seiner  Mitbürger.     Später  such- 
lea  Angeklagte  ihr  Vermögen  zu  retten,   wie  es  wahrscheinlich 
jene  für  die  Anlage  einer  Colonie  in  Ardea  ernannten  Dreimän- 
ner thaten ,  die  von  den  Tribunen  vor  dem  Volke  angeklagt  den 
Process   dadurch  vermieden,    dass  sie  selbst  in  der  von  ihnen 
angelegten   Colonie  blieben.*)     Dazu   kam  die  Furcht  vor  Ge- 
fäügniss,  wie  es  in  Folge  der  Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe 
L.  Scipio  getroffen  hätte,    wenn  er  nicht  durch  die  unerwartete 
Hochherzigkeit  eines  Tribunen  befreit  worden  wäre.     Die  das 
Strafurtheil  ausführenden  Beamten  hatten  so  grosse  Befugnisse, 
dass  es  sich  lohnte,  denselben  durch  freiwillige  Verbannung  zu 
entgehen.     Eine  Veränderung   in    diesen  Verhältnissen  brachte 
erst  ein  im  Jahre  104  v.  Chr.  gegebenes  Gesetz  des  Volkstribu- 
nen L.  Cassius  Longinus  hervor:   es  bestimmte,  dass  derjenige, 
welchen  das  Volk  verurtheilt  oder  dem  es  seinen  Oberbefehl  ge- 
nommen hätte,   nicht  im  Senate  bleiben  sollte.    Somit  schuf  es 
für  die  Mitglieder  des  senatorischen  Standes  eine  Art  von  Ehr- 
losigkeit^)   Eine  Wiedereinsetzung  der  Verurtheilten  war,  wenn 
es  sich  um  Geldstrafe  handelte,  nicht  möglich:  sie  hätte  jedes- 
falls  nur  so  geschehen  können,  dass  durch  Volksbeschluss  eine 
Schenkung  im  Betrage  der  eingezogenen  Geldstrafe  stattgefunden 
hätte.    Nur  von  einem  solchen  Versuche  wird  berichtet    Als  der 
venirtheilte  Consular  T.  Komilius  später  für  die  Forderungen  der 
Plebs  im   Senate  auftrat,    erklärte  der  Tribun,    welcher  seine 


a)  Liv.  IV,  11.    S.  oben  S.  251. 

b)  Ascon.  in  Cic.  Corn.  p.  78  L.  Cassius  L.  f.  Longinus,  tribunus  ple- 
bis,  C.  Mario  C.  Flavio  cos.  plores  leges  ad  minuendam  nobihtatis  po- 
t4>ntiam  tiüit,  in  quibus  hanc  etiam,  ut,  quem  populus  danmasset  cuive 
imperiom'abrogasset,  in  senatu  non  esset    Vergl.  oben  S.  70. 


29G  ^^  ^^^  richterlichen  Comitieii. 

Venurtheilimg  durchgesetzt  hatte,  er  wolle  ihm  die  Erlegang  A& 
Geldstrafe  erlassen.'')  Er  hätte  einen  besondem  VolksbescUoss 
einholen  müssen  darüber,  dass  die  Strafe,  für  die  vielleicht  nur 
Bürgen  gestellt  und  die  noch  nicht  erlegt  war,  erlassen  werden 
sollte.  Romilius  nahm  freilich  das  Anerbieten  aus  religiösen 
Gründen  nicht  an.  Verschieden  war  es  natürlich,  wenn  der  An- 
geklagte, ohne  die  Geldstrafe  zu  zahlen,  freiwillig  in  die  Ver- 
bannung gegangen  war ,  wie  es  Gamillus  gethan  hatte.  Er  wurde, 
wenngleich  durch  Tributcomitien  verurtheilt,  doch  durch  Centn- 
riatcomitien  zurückgerufen  und  in  seine  Güter  und  Würden  wie- 
der eingesetzt.*») 

Es  bleibt  noch  übrig ,  von  einigen  Aeusserlichkeiten  der  tri- 
bunicischen  Volksgerichte  zu  sprechen.  Freilich  ist  uns  darüber 
nicht  viel  bekannt  und  bildliche  Darstellungen  von  Gerichtssoenen 
sind  uns  nicht  erhalten.  Der  Ort,  an  welchem  die  Tributcomi- 
tien gehalten  wurden,  war  unbestimmt:  sie  konnten  überall  ge- 
halten werden,  so  weit  die  Gewalt  der  Tribunen  reichte.  Des- 
halb mochte  in  alten  Zeiten,  als  die  Tribunen  Beamte  nur  der 
Plebs  waren  und  ihre  Gerichtsbarkeit  auf  die  Plebejer  einge- 
schränkt blieb,  der  Ort,  an  welchem  sie  Gericht  hielten,  ein 
sehr  verschiedener  sein ,  wenngleich  der  Markt ,  an  welchem  ¥(m 
selbst  die  grösste  Menge  Menschen  zusammenzuström^  pflegte, 
immer  am  geeignetsten  dazu  war.  Grössere  Stetigkeit  nnd 
Würde  erhielten  ihre  gerichtlichen  Verhandlungen,  als  sie  Be- 
amte des  Gesammtstaates  waren  und  an  Anspielen ,  sowie  an 
den  patricischen  Calender  gebunden  waren :  seitdem  vnirden  be- 
stimmte Plätze  gebräuchlich  und  es  wird  als  etwas  Besonderes 
erwähnt ,  dass  die  Centuriatcomitien  in  Manlius  Capitolinus'  Pro- 
cess  im  Poetelinischen  Hain  gehalten  wurden.  Am  gewöhnlich- 
sten fanden  wohl  die  gerichtlichen  Untersuchungen  auf  dem 
Markte  statt  und  dort  schlössen  sich  daran  im  vierten  Termine 
die  Tributcomitien:  die  Tribunen  selbst  nahmen  dann  ihren 
Platz  auf  der  Rednerbühne  (rostra)^  die  inaugurirt  und  ein  teu^nm 


a)  Dionys.  X,  52    d^lr^y^i  täv  ixTia{AtiETa>v  in\  tj  h(x^  %a\  U  "^  iocwt 
(JioXXottTOfjiai.    Vergl.  I,  279. 

b)  Liv.  V,  46 ;  Cic.  de  dem.  32,  86. 
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war.»)    Dort  werden  sie  erwähnt  bei  dem  Processe  von  P.  Sci- 
pio:  die  anklagenden  Tribunen  nahmen  bei  Tagesanbruch  ihren 
Platz  auf  der  Rednerbühne  ein*»),  von  der  Rednerbühne  ausführte 
P.  Scipio  das  Volk  mit  sich  auf  dasCapitol.    Bei  einer  Anklage, 
welche  C.  Decianus  als  Volkstribun  leitete,  befand  er  sich  auf 
der  Rednerbühne.  **)    Auch  bei  Milos  Process  befand   sich  Clo- 
dias,  der  anklagende  und  das  Gericht  leitende  Aedil,  auf  der 
Rednerbühne,**)    Aber   auf  dem  Platze  des  Capitols  wurde  die- 
jenige Versammlung  gehalten,    in  welcher  der  Staatspächter  M. 
Postumius  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt  worden  wäre,  wenn 
dessen  Genossen  nicht  Gewalt  gebraucht  hätten*),  und  die  letz- 
ten Tributcomitien,  welche  Ti.  Gracchus  vor  seiner  Ermordung 
bald  in  Processen,  bald  zur  Annahme  von  Gesetzen  hielt,  wurden 
abwechselnd  auf  dem  Markte  imd  dem  Capitole  gehalten.    Als 
Cicero   seinen  Gegner  Verres    mit  einer  Perduellionsklage  vor 
dem  Volke  bedrohte,  sagte  er,  er  werde  diese  wegen  der  Aedi- 
litat,  zu  welcher  er  erwählt  war,  „von  einem  höheren  Orte  aus" 
führen'):  er  bezeichnet  damit  den  Amtssitz,  den  er  einnehmen 
würde,  einen  bestimmten  Ort,  an  dem   er  den  Process  führen 
würde,   nennt  er  nicht    Also  auch  bei  einem  Processe,  welcher 
durch  Centuriatcomitien  entschieden  werden  musste,  befand  sich 
der  Ankläger  während  der  Untersuchungstermine ,  welche  er  lei- 
tete, auf  einem  erhöhten  Sitze.    Dagegen  der  Angeklagte  befand 
sich  nicht  auf  der  Erhöhung ,  auf  welcher  der  Beamte  sass :  er 
stand  zu  den  Füssen  desselben»);  er  trat,  wenn  er  vorgerufen 
wurde,    an   die  Rednerbühne   heran.*»)    Ebendaselbst  befanden 
sich  ohne  Zweifel  die  Zeugen ,  welche  verhört  wurden ,  die  Ver- 


a)  Liv.  Vm,  14;  Cic.  in  Vat  10,  24. 

b)  Liv.  XXXYIII,  51  tribuni  in  rostris  prima  luce  consederant. 

c)  Val.  Max.  Vffl,  1,  2;  ScboL  Bob.  p.  230;  Cic.  p.  C.  Rab.  9,  24. 

d)  Cic.  ad  Q.  fr.  II,  3,  2. 

e)  Liv.  XXV,  3. 

f )  Cic.  in  Verr.  I,  5,  14  Hanc  ego  causam  cum  agam  beneficio  populi 
Romani  de  loco  superiore,  non  vereor  u.  s.  w. 

f0  Liv.  XXXVni,  53  TSub  pedibus  vestris  stabit,  tribuni,  domitor  illc 
Africae,  Scipio?    Cf.  c  52  sub  rostris  reum  stare. 

b)  Liv.  XXXVni,  51  Citatus  reus  magno  agmine  amicorum  clientium- 
que  per  mediam  contionem  ad  rostra  subit. 
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theidiger  und  sogenannten  Advocaten  des  Angeklagten.  Das  ist 
ein  grosser  Unterschied  mit  den  gewöhnlichen  Gerichten,  wo 
Ankläger  und  Angeklagte  auf  gleicher  Stufe  stehen:  bei  den 
ausserordentlichen  Volksgerichten  zeigt  der  Platz  selber ,  welchen 
der  Ankläger  einnimmt,  dass  seine  Stellung  eine  höhere,  eine 
einflnssreichere  ist  Sonstiges  über  die  Aeusserlichkeiten  ist 
nicht  bekannt.  M.  Cato  soll  als  Prätor  ohne  Tunica,  nur  in 
der  praetexta ,  Recht  gesprochen  haben ,  indem  er  behauptete, 
dies  sei  uralte  Sitte*).  Auf  die  Tribunen,  welche  keine  j^roe- 
texta  trugen,  passt  dies  nicht;  abermöglich  ist  es,  dass  für  die 
Kleidung  auch  des  Gerichthaltenden  Tribunen  eine  alte,  später 
abgekommene,  Sitte  eingeführt  war.  In  den  Schwurgerichten 
war  es  später  gebräuchlich ,  dass  der  Vorsitzende  curulische  Be- 
amte, wenn  er  die  Verurtheilung  aussprach,  seine  frtuUxta  ab- 
legte ^) :  eine  Sitte ,  welche  ohne  Zweifel  ebenso  in  allen  Gerich- 
ten, welche  Cousuln,  Prätoren  und  ihnen  gleichstehende  Beam- 
ten hielten,  bestand;  ob  aber  etwas  ähnliches  bei  den  tribunid- 
sehen  und  aedilicischen  Volksgerichten  gebräuchlich  war,  wissen 
wir  nicht. 

Ueber  die  Formen ,  welche  bei  der  Vorladung  eines  vor  dem 
Volksgerichte  Anzuklagenden  beobachtet  wurden,  erfiähren  wir 
wenig.  Wir  meinen  hier  nicht  die  Formen  und  namentlich  niebt 
die  Auspicien,  unter  denen  Centuriat-  und  Tributcomitien  berafeo 
wurden:  wir  übergehen  sie  hier,  weil  sie  sich  nur  im  Zusam- 
menhange mit  allen,  auch  zu  andern  Zwecken  dienenden  Volks- 
versammlungen behandeln  lassen.  Aber  aus  dem  Formelv^zeieh- 
nisse  über  einen  alten ,  von  einem  ausserordentlichen  Qoislor 
gehaltenen  Capitalprocess*")  sehen  wir,  dass  es  Sitte  war,  den 
Hornbläser,  welcher  die  Centuriatcomitien  ankündigte,  auch 
vor  das  Haus  des  Angeklagten  zu  schicken ,  und  Plutarch*')  giebt 
diese  Form  als  nothwendig  zur  Verurtheilung  eines  Römischen 
Bürgers  an.    Man  kann  sich  nur  denken,  dass  dies  am  vierten 


a)  Val.  Max.  III,  6,  7;  Ascon.  in  Scaor.  p.  90. 

b)  Val.  Max.  IX,  12,  7. 

c)  Varro  de  ling.  Lat  VI,  9,  90.    Vergl.  oben  S.  100. 

d)  Plut  C.  Gracch.  3. 
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und  letzten  Termine  geschah;  denn  an  ihm  allein  fimden  eigentr 
liebe  Comitien   statt,   an   den   übrigen   Terminen    nur  formlose 
Contionen:  es  war  eine  Förmlichkeit,  um  zu  verhüten,  dass  Je- 
mand ,  der  sich  sonst  um  Staatsangelegenheiten  nicht  kümmerte, 
ohne  es  zu  ahnen,   von  dem  Volksgeriehte  verurtheilt  würde. ^®) 
Bei  den  Tributcomitien    war   natürlich    von  einem  Hornbläser 
nicht  die  Rede.     Wir  müssen  indessen  noch  auf  die  diei  dictio^ 
bei  welcher,  wie  wir  gesehen*),  der  Anzuklagende  nicht  zuge- 
gen zu  sein  brauchte,  zurückkommen.     Wir  haben  aus  der  spä- 
teren Zeit,  wo  mehrere  Termine  gehalten  werden  musst^n,  keine 
.Nachricht  darüber.    In  der  früheren  Zeit  beim  Processe  Corio- 
lans  heisst  es ,  der  anklagende  Tribun  habe  in  einer  plebejischen 
V^ersammlung,   welche  er  zu  diesem  Zwecke  berufen  hatte,  den 
Tag  angegeben ,  an  dem  er  das  gerichtliche  Urtheil  über  Coriolan 
tlurchfuhren  wollte  und  habe   nicht  nur  die  in  der  Stadt,  son- 
dern  auch    die  auf  dem   Lande   wohnenden   Plebejer  gebeten, 
zahlreich  an  dem  Tage  zu  erscheinen.*')    Als  dann  nach  dem 
liüthwendigen  Erlasse  des  SenatsbCiSchlusses  und  überhaupt  dem 
Lebereinkommen  der  Stände  derProcess  wirklich  vor  sich  gehen 
iioUte,  heisst  es  wieder,    die  Tribunen  hätten  in  der  Volks ver- 
.sanmüung  den  Tag  des  Gerichtes  angesagt  und  zu  zahlreichem 
Erscheinen  aufgefordert*^)     Ursprünglich  also  genügte  ;die  An- 
kündigung in    einer  dazu   berufenen  Versammlung   der  Plebs, 
selbst  dem   anzuklagenden  Patricier  gegenüber:    er  scheint  die 
Nachricht  von  seiner  Anklage  nur  durch  das  allgemeine  Gerücht 
erhalten  zu  haben.  Ebenso  lauten  die  Bericlite  bei  dem  Processe, 
welchen  Cn.  Genucius  gegen   die  Consuln  des  früheren   Jahres 


a)  Vergl.  oben  S.  287  flgd. 

b)  Dionys.  VII,  38  Xixfwioc  o  Sy^fjiGcp-^oc  ouva^aY^v  t6  irAf^l^ös  ci«  IxxXtj- 
aictv  elicev  i^^fjuipav ,  ^v  tJ  ouvtcXbiv  IfjieXXe  ttjv  nepl  xoO  Mapxio'j  xpCotv ,  xal 
r^pex^Xst  To6c  t«  'xatd  irdXiv  üTidfp^ovxac  d^p^wc  ^yitv^  ItCk  tT)v  St^YVcuoiv 
rf^C  3«XTjC  xaV  TO'j;  irX  -zih'i  a^pÄv  SiaTpfßovxac,  a'^ejA^vou;  tü>v  {pYuiv,  li^ 
TTjv  a'j-rijv  if)fi^pav  diravxav. 

c)  Dionys.  VII,  58  ol  S^pi^p^rot  7cpoeX^($vxcc  ti^  t))v  d^opav  ouvcxdXe- 
cav  c^c  ixxXrjafav  xÄv  S-^i^ov  —  xal  TTpoelnov  f^pi^pav,  dv  ^  xr^v  8{xtjv 
I,ac>J*.ov  iiuxcXtiv,  eic  ^^v  ÄTcavxac  t^E^ouv  f^xsiv  xouc  icoXCxa«.  Vergl.  Liv. 
li,  56  Quirites  —  crastino  die  adeste. 
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begann*),  bei  dem  gegen  Ap.  Claudios.'')  Bei  der  Anklage 
gegen  Kaeso  Quinetius  wird  eine  Nachricht,  welche  man  dem 
Angeklagten  habe  zukommen  lassen,  erwähnt"^),  aber  nach  den 
Erzählungen  über  spätere  Anklagen^)  scheint  es,  als  ob  dies 
nicht  eine  nothwendige  Form,  sondern  nur  besondere  Ge^ig- 
keit  gegen  die  Angeklagten  gewesen  sei.  Darnach  ist  es  wahr- 
scheinlich ,  dass  es  auch  in  späterer  Zeit  genügte ,  wenn  der  Tri- 
bun, welcher  eine  Anklage  beabsichtigte,  in  der  e<m^  der  Plebs 
den  Tag  angab ,  an  welchem  er  den  ersten  Termin  halten  wollte: 
es  führt  darauf  auch  der  Ausdruck  diei  dictio.  Es  wurde  dann 
diese  Ankündigung  wiederholt  in  einem  Erlasse ,  der  die  Vorla- 
dung enthielt,  auch  wohl  dem  Anzuklagenden  besonders  mitge- 
theilt ,  was  um  so  glaublicher  ist,  da  es  dem  Tribunen  freistand, 
denselben  festnehmen  zu  lassen  oder  Bürgen  for  sein  Erscheinen 
von  ihm  zu  fordern.  Bei  andern  Tribusversammlungen  wurden 
zuweilen ,  wo  zahlreiche  Betheiligung  des  Volkes  wünschenswerth 
war,  Boten  auf  dem  Lande  umhergeschickt,  um  die  Bürger 
aufzubieten.^)  Verschieden  hiervon  ist  die  Förmlichkeit  bei  der 
Eröffnung  der  einzelnen  Termine.  Diese  geschieht,  indem  der 
Herold,  der  sich  neben  dem  Beamten  auf  der  Uednerbühne  be- 
findet, den  Anzuklagenden  aufruft  (cUat),  worauf  dieser  heran- 
tritt und  antwortet  Dies  wird  anschaulich  geschildert  von  Li- 
vius ')  bei  dem  zweiten  mit  P.  Sdpio  abgehaltenen  Termine.  Der 
Angeklagte  wird  von  dem  Herold  aufgerufen ,  er  erscheint  sanunt 
seinen  Freunden  und  Clienten  und  fordert  die  Versammlung  auf, 
mit  ihm  nach  dem  Capitol  zu  gehen.  Alle  folgen ,  selbst  die 
Schreiber  und  Amtsboten  der  Tribunen :  diese  mit  dem  Herolde, 
der  seine  Auiforderung  an  den  Angeklagten  wiederholte,  blieben 
allein  übrig.    Aber  auch  bei  andern  Terminen  wird  diese  Fönn- 


a)  Dionys.  IX,  37  und  38. 

b)  Dionys.  IX,  5i. 

c)  Dionys.  X,  5  icapoyY^^avxe«  8ia6T«j»  napclvai  itpAc  tov  hf^fi^. 

d)  Dionys.  X,  34  und  48. 

e)  App.  belL  civ.  I,  24. 

f )  Liv.  XXXVUI,  51  Citatus  reus  —  ad  rostra  subit  und  nachher  (nt 
cum  tribunis)  praeter  servilem  comitatam  etpraeconem,  qui  reoa  ex  ro- 
stris  citabat,  nemo  esset     Vergl.  c  52  und  oben  S.  263. 
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lichkeit  erwähnt  nnd  dass  sie  noth wendig  war,  ergiebt  sich  selbst 
aus  den  schon  früher  angeführten*)  Worten  Ciceros,  der  von 
seinem  eigenen  Processe  spricht:  „es  sei  gegen  ihn  weder  der 
Befehl  erlassen  worden  zu  erscheinen '\  was  auf  die  did  dictio 
geht;  „noch  sei  er  aufgerufen '\  was  sich  auf  die  Eröifiiungs- 
förmlichheit  der  einzelnen  Termine  bezieht ;  „noch  angeklagt  wor- 
den'', was  die  drei  gegen  den  Anzuklagenden  abzuhaltenden 
Termine  bezeichnet  Aus  der  eben  erwähnten  Schilderung  bei 
Livius,  wo  es  heisst,  der  Herold  habe,  als  P.  Scipio  mit  dem 
gesammten  Volke  fortgegangen,  seine  Aufruf angen  fortgesetzt, 
darf  man  sogar  schliessen,  dass  derselbe,  im  Falle  der  Anzu- 
klagende nicht  sogleich  antwortete,  seine  Citation  wiederholen 
musste:  erst  wenn  dies  eine  bestimmte  Anzahl  von  Malen  ge- 
schehen war,  galt  der  nicht  Erscheinende  als  abwesend. 

Cicero  sagt  in  seiner  Schilderung  der  Volksgerichte*),  es 
sei  dem  Angeklagten  Vieles  verstattet,  um  den  Zorn  des  Volkes 
zu  besänftigen  und  das  Mitleiden  desselben  zu  erregen.  Es  gilt 
aber  als  Angeklagter  (reaa)  deijenige,  dem  zu  seiner  Verantr 
wortung  ein  Termin  von  dem  Beamten  gesetzt  ist.  Festus  sagt 
zwar®),  reu8  heisse  derjenige,  welcher  sich  gerichtlich  verant- 
worte; aber  er  will  damit  nicht  den  Zeitpunkt,  von  dem  Jemand 
reiis  zu  sein  beginnt,  bezeichnen.  Durch  viele  Beispiele  seit 
den  ältesten  Zeiten  steht  es  fest,  dass  schon  deijenige,  welchem 
sein  Termin  zur  Verantwortung  angesetzt  war,  das  that,  was 
die  Sitte  von  dem  Angeklagten  forderte,  und  als  reua  betrachtet 
wrurde.  Schon  bei  dem  ersten  Volksgerichte,  dem  Coriolans, 
sagt  Livius^),  sobald  sein  Termin  angesetzt  war,  seien  alle 
Patricier  bittend  bei  der  Plebs  umhergegangen:  „man  hätte  sie 
alle  zusammen  m  nennen  können".  Auch  bei  den  Schwurge- 
richten späterer  Zeit  heisst  derjenige,  gegen  welchen  die  Klage 


a)  S.  oben  S.  244.  Gic.  de  dorn.  17,  45  quid  indignius  quam  qui  neque 
adesse  sit  iussos  neque  citatus  neque  accusatus ,  de  eins  capite  —  perditos 
suf&tigium  ferre. 

b)  Gic.  de  dorn.  17,  45  cum  multa  etiam  ad  placandum  atque  ad  mi- 
seiicordiam  reis  concessa  sint 

c)  Festus  p.  273  Reus  nunc  dicitur,  qui  causam  dicit 

d)  Liv.  n,  35. 
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angenommen  ist,  reus^  selbst  wenn  noch  kein  Termin  stattge- 
funden hat  Die  Sitte  verlangte,  dass  der  Angeklagte  in  seinem 
Aeussem  Trauer  zeigte  und  dadurch  das  Mitleid  des  Volkes  zu 
erregen  suchte.  Wie  die  Bewerber  um  Ehrenstellen  sich  heiter 
und  in  glänzender  Kleidung  zu  zeigen  pflegten,  so  trugen  um- 
gekehrt Angeklagte  ihre  Bekümmemiss  und  Angst  zur  Schau. 
£s  gehörte  dazu  Veränderung  der  sonst  gewöhnlichen  Kleidung 
(vestis  mutatio)^  Ablegen  der  Auszeichnungen,  welche  den  Se- 
natoren oder  dem  Ritterstande  zukommen,  auch  der  goldenen 
Ringe»),  Wachsenlassen  des  Bartes,  seit  der  Zeit,  wo  es  die 
Mode  verlangte  ohne  Bart  zu  sein''),  und  manches  Andere,  was 
gleicherweise  bei  Familien  -  oder  allgemeiner  Landestrauer  Sitte 
war.  Eine  kurze  Andeutung,  wie  Cicero  sich  nahm,  als  ihm 
Anklage  drohte,  giebt  Appian^):  es  heisst,  er  habe  ein  Ritter- 
kleid angezogen.  Näher  auf  die  Einzelheiten  hiervon  einzugehen 
und  die  verschiedenen  Meinungen  älterer  und  neuerer  Gelehrten 
darüber  zu  prüfen,  gehört  nicht  in  eine  Darstellung  des  Gerichte 
Wesens.  Nicht  bloss  die  Angeklagten  selbst  zeigten  sich  so  dem 
Volke,  sondern  auch  ihre  Verwandten  und  Freunde.  Als  der 
Decemvir  Ap.  Claudius  von  dem  Tribunen  M.  Verginius  ange- 
klagt und  in  das  Gefängniss  geworfen  war,  erschien  sein  Oheim 
C.  Claudius,  trotzdem  er  früher  seines  Neffen  politischer  Gegner 
gewesen  war,  in  Trauerkleidem  sammt  seinen  Clienten  und 
Gentilen  auf  dem  Markte,  die  einzelnen  Bürger  um  Gnade  fnr 
seinen  Verwandten  bittend.**)  Bei  Manlius  Capitolinus'  Pro- 
cesse  galt  es  als  besonders  auf&llend ,  dass  der  Angeklagte  aUein 
in  Trauerkleidern  war,  seine  Brüder,  Verwandten,  Schwäger, 
alle  Patricier  überhaupt  ihren  Hass  gegen  ihn  durch  die  gewöhn- 
liche Kleidung,  in  welcher  sie  sich  öffentlich  sehen  Hessen,  be- 
zeugten.'') Bei  der  Anklage  des  Consuls  C.  Sempronios  im 
Jahre  422  v.  Chr.  erklärten  sogar  vier  CoUegen  des  anklagen- 


a)  Liv.  XLlll,  16  principes  civitatis  in  oonspecta  popoli  analis  pootb 
vestem  mutamnt. 

b)  Ver^.  GeU.  lU,  4. 

c)  App.  bell.  civ.  U,  15;  Dio  Cass.  XXXVII^  14. 

d)  Liv.  m,  58. 

e)  Liv.  VI,  20. 
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den  TribuBen ,  sie  würden  zugleich  mit  dem  Angeklagten  Trauer- 
kleider anlegen  und  erzwangen  dadurch  ein  Aufgeben  des  Pro- 
cesses.*)    Nur  selten  war  es  und  galt  als  Zeichen  hochherziger 
Gesinnung  und  ungebeugten  Muthes,    dass  Einzelne    bei  ihrer 
Anklage  kein  Mitleid  zu  erregen  suchten  und  sich  yor  dem  Volke 
nicht  demüthigten ,  wie  es  von  Ap.  Claudius ,  der  im  Jahre  470 
V.  Chr.  angeklagt  wurde   und  von  P.  Scipio  berichtet  wird.*») 
Es  erhellt  aus  den  angeführten  Beispielen,   dass  die  Sitte  sich 
nicht  allmälig  aus  dem  Bewusstsein  von  der  Macht  des  Volkes 
bildete,  sondern  uralt   war;    wahrscheinlich  bestand  sie  schon, 
ehe  die  Volksgerichtsbarkeit  überhaupt  eingeführt  war,  bei  den 
Processen ,  welche  vor  den  Königen  geführt  wurden.    Sie  musste 
nur   ausgedehnter  werden  und  mehr  zur  Geltung  kommen,  als 
das  Urtheil  von  dem  Einzelnen,  der  um  seiner  selbst  willen  meist 
auf  Gerechtigkeit  halten  musste,  an  die  allen  Leidenschaften  zu- 
gängliche Menge  übertragen  wurde.    Sonst  erscheint  sie  schon 
in  den  ältesten  Zeiten  wunderbar  ausgebildet,  da  alle  Verwandte 
und  sonstige  Angehörige  des  Angeklagten  auftraten:  kaum  liess 
sich  etwas  Neues  dazn  erfinden  und  die  spätere  Zeit  schuf  auch 
nur  Einzebes  auf  besonderen  Verhältnissen  beruhendes,  z.  B.  dass 
ein  Sohn  für  seinen  Vater  im  Angesichte  des  Volkes  den  An- 
kläger  bat*"),   oder  dass   die  Kinder  des  Angeklagten  bei  dem 
Termine  erschienen,  wie  es  beim  Processe  von  Ser.  Galba  ge- 
schah"^) oder  in  Bezug  auf  die  Reden  der  Vertheidiger.    Denn 
Advocaten  im  Römischen  Sinne,    welche  durch  ihr  Erscheinen 
vor  Gericht  ihre  Theilnahme  an  dem  Schicksale  des  Angeklag- 
ten bekundeten ,  gab  es  seit  den  ältesten  Zeiten. 

Diese  Sitte,  auf  das  Gefühl  der  Richtenden  einzuwirken, 
ihren  Zorn  oder  ihr  Mitleid  zu  erregen,  ist  belehrend  für  die 
Stellung,  welche  überhaupt  die  Volksgerichtsbarkeit  bei  den 
Römern  einnahm.  Nach  unsem  und  zum  Theil  auch  des  Grie- 
chischen Alterthums  Ansichten  ist  eine  solche  Einwirkung  un- 
zulässig und  mit  der  Unparteilichkeit  der  Rechtspflege,  welche 


a)  Liv.  IV,  42. 

b)  lieber  jenen  spricht  Liv.  11,  61 ;  über  diesen  Gell.  III,  4. 

c)  Val.  Max.  VUI,  1,  3. 

d)  Val.  Max.  VUI,  1,  2. 
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die  Thatsachen  und  die  Beweggründe  derselben  allein  ins  Ange 
fasst,  unverträglich:  die  Römer  nahmen  indessen  nicht  dieseo 
Standpunkt  ein.  Es  kam  ihnen  nicht  auf  Recht  oder  Unrecht, 
auf  Schuld  oder  Unschuld,  sondern  nur  auf  Freisprechung  oder 
Verurtheilung  an.  Es  dauerte  lange,  ehe  sie  ihren  Strafgerich- 
ten diesen  Gbaracter  nahmen:  trotz  der  Veränderungen,  welche 
später  in  den  Gerichten  eintraten,  ist  ihnen  dies ,  so  lange  der 
Freistaat  bestand,  nicht  gelungen.  Denn  man  wagte  es  nicht, 
den  Grundsatz,  dass  die  Volksversammlung  die  höchste  Entschd- 
dung  über  Bürger  habe,  aufzugeben  und  erst  die  Kaiserregierang, 
so  sehr  sie  auch .  sonst  andere  Gebrechen  herbeiführte,  ändeite 
den  Gbaracter  der  Strafgerichte.  Das  Volk  in  seiner  Masse  ist 
für  die  Entscheidung  von  Rechtsfragen  untauglich:  es  wird  von 
Leidenschaften  und  persönlichen  Beweggründen  geleitet  Da^ 
Privatrecht  nahm  einen  glücklicheren  Verlauf.  Nachdem  durch 
Servius  Tullius'  Einrichtung  das  eigentliche  Urtheil  in  die  Hände 
einzelner,  von  den  Parteien  vereinbarter,  Richter  gekommen  war, 
wurde  es  juristisch  ausgebildet  und  seine  Gerechtigkeit  und  Da- 
Parteilichkeit  waren  unbezweifelt  Das  Criminalrecht,  weldies 
durch  die  Volksgerichte  geübt  wurde,  hatte  stet«  einen  politiscbeD 
Gbaracter,  nicht  nur  da  wo  es  sich  um  politische  Vergehen  od^ 
um  politisch  hervorragende  Personen  handelte,  sondern  auch  wo 
wirkliche,  gemeingefährliche  Verbrechen  bestraft  werden  sollten. 
Dass  des  jungem  Africanus  Ermordung  ohne  Untersuchung  Uieb, 
wird  besonders  angemerkt,  wegen  der  hohen  Stellung  des  Er* 
mordeten;  aber  ähnliche,  nur  äusserlicb  weniger  hervortetende^ 
Fälle  werden  vielfach  vorgekommen  sein,  ohne  Aufsehn  za  erre- 
gen. Es  ist  zu  verwundem,  dass  dies  Verlassen  der  Gerechtig- 
keit in  einem  so  wichtigen  Zweige  der  Rechtspflege  nicht  zu 
schlimmeren  Folgen  geführt  hat,  wie  sie,  das  Gemeinwesen  z^- 
störend,  in  den  Griechischen  Staaten  hervortraten:  man  muss 
dies  dem  grossen  Einflüsse  zuschreiben,  weldien,  trotzd^n  dass 
die  eigentliche  Entscheidung  beim  Volke  lag ,  die  Beamten  duitb 
Anklagen,  Leiten  des  Processes  und  Einsprachthun  ausübten: 
erst  als  auch  sie  durch  übermässigen  Ehrgeiz  und  Habsucht  ver- 
derbt waren,  trat  ungeachtet  der  inzwischen  gescheh^ien  Be- 
schränkung der  Volksgerichte   deren  Verderblichkeit  in  yoOem 
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Masse  hervor.  Aber  man  wfirde  unrecht  thun ,  wenn  man  diese 
L'ebelsttode  nur  der  Entstehmig  der  Provocation  und  des  ausser- 
ordentlichen tribunicischen  Verfahrens  zuschreiben  wollte:  sie 
würden  in  diesem  Falle  allmälig  aufgetreten,  allmälig  gewachsen 
sein.  Sie  erscheinen  aber  sogleich  in  den  ersten  Processen  der 
Republik  in  einer  Ausdehnung,  dass  man  sie  als  in  uralter  Sitte 
begründet  ansehen  muss.  Aus  dieser  entsprang  die  Einsetzung 
der  Volksgerichtsbarkeit  selber  und  erst  als  sie  überwunden  war, 
konnte  der  Grundsatz,  dass  auch  im  Strafverfahren  äusseres 
Recht  und  innere  Gerechtigkeit  Hand  in  Hand  gehen  müssten, 
zu  thatsächlicher  Geltung  gelangen. 

Zehntes  Capitel. 

Die  US  bekiBBteii  Processe,  welche  ?or  dem  Volke  In  Tribntcomitleii  ge- 
fuhrt  wurden ,  nach  der  Zeitfolge  geordnet.    Sie  reichen  bis  in  die  Zeit, 

wo  die  Schwurgerichte  entstanden. 

Wir  haben  bei  der  Schilderung  des  ausserordentlichen  Pro- 
cessverfahrens   vor  dem   Volke    vielfach    die  uns  überlieferten 
Fälle    von  Anklagen  durch  Volkstribunen  und  Aedilen  erwähnt. 
Es  ist  indessen  zweckmässig,  alle  derartigen  Beispiele,  welche 
bei  den  Schrütstellem  vorkonmien,    noch  besonders  zusammen- 
zustellen,  und   zwar  wird  diese   Zusammenstellung  nach   der 
Zeitfolge  der  Processe  geschehen  müssen.     Denn  da  dieselben 
wegen  jeden  Vergehens  erfolgen  können  und  das  Verfahren  bei 
jeder  Anklage,  mag  sie  von  den  Tribunen  oder  Aedilen  aus- 
gehen, ein  und  dasselbe  ist,   hat  nur  eine  solche  Anordnung 
eine  innere  Berechtigung  für  sich.    Eine  natürliche  Abtheilung 
der  Volksprocesse  entsteht  durch  die  verschiedenen  Befugnisse 
der  Centariat-  und  Tributcomitien ,   von  denen  jene  über  Capi- 
tal-,  diese  über  Geldklagen  entschieden:  wir  werden  zunächst 
die   letzteren  verzeichnen,  von  der  Zeit  der  Zehnmänner  an  bis 
zum  Untergange  der  Republik.    Denn  die  in  den  Anfang  der  Re- 
publik fallenden    haben    wir    schon    früher*)   vollständig   be- 
sprochen.'^O 


a)  S.  I,  240—295;  oben  S.  SOflgd. 
H.  20 
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441  y.  Chr.  Die  für  die  Colonie  Ardea  ernannten  Drei- 
männer  Menenius  Agrippa,  T.  Gloelios  Siculus,  M.  Aetmüns 
Elva,  waren  gleicher  Weise  bei  den  Patriciem  wie  bei  den  Ple- 
bejern unbeliebt.  Denn  jene  hatten  sie  beleidigt,  weil  sie  nn- 
parteiiseh ,  ohne  auf  die  Empfehlung  mächtiger  Freunde  zu  achten, 
das  Land  angewiesen  hatten,  diese  zürnten,  dass  überbaopt 
Staatsländereien  an  die  Bundesgenossen  vertheilt  wurden.  Sie 
wurden  deshalb  von  den  Tribunen  angeklagt ,  wahrscheinlich  auf 
Geldstrafe,  blieben  aber  in  ihrer  Colonie  und  entgingen  dadoicb 
als  abwesend  der  gerichtlichen  Untersuchung.*) 

423  Y.  Chr.  Die  Militärtribunen  des  vorigen  Jahres  M. 
Postumius  und  P.  Quinctius,  welche  bei  Veji  unglücklich  ge- 
kämpft hatten ,  wurden  von  Volkstribunen  angeklagt  Der  erste 
der  Angeklagten  M.  Postumius  wurde  zu  10000  As  Strafe  ver- 
urtheilt,  der  zweite,  dessen  Process  später  war,  freigesprochen. 
Er  entschuldigte  sein  Unglück  und  für  ihn  bat  flehentlich  beim 
Volke  der  berühmte  Quinctius  Capitolinus.^) 

422  V.  Chr.  Der  Consul  des  vorigen  Jahres  C.  Sempromus 
Atratinus  wurde  von  dem  Volkstribunen  L.  Hortensius  wegen 
schlechter  Kriegführung  angeklagt:  schon  während  seines  God- 
sulates  selbst  war  der  Angeklagte  von  einem  Tribunen  h^tig 
angegriffen  worden.®)  Der  Ankläger  hatte  schon  den  ^sbm 
Termin  angesetzt,  als  vier  von  seinen  GoUegen  erklärten,  wenn 
er  bei  seiner  Anklage  beharrte,  zugleich  mit  dem  Angeklagten, 
als  ihrem  früheren  Feldherm,  Trauerkleider  anlegen  und  das 
Volk  für  ihn  bitten  zu  wollen.  Gesetzlich  hätten  sie  ohne  Zwei- 
fel Einspruch  thun  oder  den  Angeklagten,  wenn  er  mcb  nicht 
stellte"*),  in  Schutz  nehmen  können;  allein  zu  einer  so  starken 
Massregel  mochten  sie,  wahrscheinlich  weil  wirklich  Grand  zur 
Anklage  vorlag,  nicht  schreiten:  sie  wandten  sich  an  die  Gnade 
des  Volkes.  Der  Ankläger  sah  sich  dadurch  bewogen,  v«i  der 
Anklage  abzulassen^),  oder  vielmehr  das  Volk  zwang  ihn  dmek 

a)  Liv.  IV,  11.    Vergl.  oben  S.  251. 

b)  Liv.  IV,  40  und  41. 

c)  Liv.  IV,  40. 

d)  S.  oben  S.  274. 

e)  Liv.  IV,  42.    Vergl.  oben  S.  277. 
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den  Bei&ll ,  welchen  es  den  vier  Tribunen  zollte ,  davon  abza- 
stehen.")  Trotzdem  wurde  zwei  Jahre  später,  420  v.  Chr.,  die 
Anklage  gegen  Serapronius  von  drei  Volkstribunen,  L.  Antistius, 
Sex.  Pompilius  und  M.  Canulejus,  erneuert,  und  zwar  aus  Pri- 
vathass,  weil  ein  Vetter  des  Angeklagten  als  Militärtribun  einen 
Bruder  und  einen  Sohn  der  Ankläger  bei  der  Wahl  der  Quästo- 
ren  zurückgesetzt  hatte:  sie  suchten  seine  Volksgunst  dadurch 
zu  mindern,  dass  sie  ihn  als  heftigsten  Widersacher  einer  beab- 
sichtigten Ackervertheilung  hinstellten.  Der  Angeklagte  ver- 
theidigte  sich  selbst  und  wurde,  wenngleich  die  Patricier  alles 
Mönche  versuchten,  um  das  Volk  zu  begütigen,  zu  einer 
Strafe  von  15000  As  verurtheilt»») 

401  V.  Chr.  wurden  zwei  Militärtribunen  des  vorigen  Jah- 
res, M'.  Sergius  und  L.  Verginius  von  drei  Volkstribunen,  P. 
Cttriatius,  M.  Metilius  und  M.  Minucius,  wegen  unglücklicher 
Kriegführung  angeklagt  und  jeder  zu  10000  As  Strafe  verur- 
theilt.^)  £s  scheint,  als  ob  beide  Angeklagten  zusammen  einen 
Termin  gehabt  haben :  wenigstens  die  Ankläger  waren  bei  bei- 
den dieselben  und  die  Strafen  gleich. 

393  V.  Chr.  wurden  zwei  Volkstribunen  von  vor  zwei  Jah- 
ren A.  Verginius  und  Q.  Pomponius  vor  Tributcomitien,  ohne 
Zweifel  von  Volkstribunen,  angeklagt,  weil  sie  gegen  den  Vor- 
theil  der  Plebs  Einspruch  gethan  hatten  und  jeder  zu  10000  As 
Strafe  verurtheilt,  wahrscheinlich  ebenfalls  in  einem  Termine.  ^) 
Es  ist  dies  in  der  altem  Zeit  das  einzige  Beispiel,  dass  Volks- 
tribunen  für  ihren  Einspruch  nax5h  Niederlegung  ihres  Amtes  zur 
Rechenschaft  gezogen  wurden  und  Livius  schildert  die  Ent- 
rüstung der  Patricier,  welche  UnVerantwortlichkeit  für  die  Tri- 
bunen verlangten.  Erst  in  der  letzten  Zeit  der  Republik  kommen 
Anklagen  auch  von  gewesenen  Volkstribunen  vor,  theils  in 
Volks-,    theils   in  Schwiu'gerichten,    aber  sie  geschehen,  weil 


a)  Val.  Max,  VI,  5,  2.    Vergl.  oben  S.  260. 

b)  Liv.  IV,  44.    VergL  obea  S.  151. 

c)  Liv.  V,  11  und  12.    Vergl.  oben  S.  205. 

d)  Liv.  V,  29.    VergL  S.  206. 
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sie  zmn  angeblichen  Besten  der  Plebs  gewaltthfitiger  Weise  die 
Gesetze  verletzt  hatten.*) 

391  V.  Chr.  wurde  M.  Furius  Camillus  von  dem  Volkstri- 
bunen L.  Appulejus  angeklagt.    Der  Anklagegrund  bestand  in 
der  Beschuldigung,   dass  Camillus  einen  Theil   der  Beate  von 
Yeji  unterschlagen  habe^):    den  Hass  des  Volkes  hatte  er  sich 
zugezogen,    weil   er  die  Plünderung  von  Falerii   nicht  erlaubt 
hatte.    Er  stellte  sich  wegen  Familientrauer  nicht  zu  den  Unter- 
suchungsterminen''), und  verschmähte  das  Anerbieten  seiner  Ver- 
wandten  und  Tribusgenossen ,    die  Geldstrafe  zu  erlegen.    Im 
Zorn  über  die  Undankbarkeit  seiner  Mitbürger  ging  er  in  die 
Verbannung,  worauf  er  abwesend  zu  einer  Strafe  von  15000  As 
veruilheilt  und  diese   sicherlich  aus  seinen  Gütern  eingezogen 
wurde:    auch  seine  freiwillige  Entfernung  wurde  durdi  Volks- 
beschluss    als    gesetzliche   Verbannung    erklärt     Denn   spiter 
wurde  er  feierlich  durch  Centuriatcomitien  zurückgerufen^)  und 
ihm  wohl  auch  seine  Güter  wiedergegeben.    Als  er  nachher  zum 
vierten  Male  Dictator  war,   368  v.  Chr.,   gerieth  er  in  einen 
neuen  Streit  mit  den  Volkstribunen.     Es  heisst,  diese  hätten 
ein  Gesetz  bei  der  Plebs  beantragt  und  die  Plebs  es  angenom- 
men, dass,  wenn  Camillus  etwas  gegen  den  Vortheil  der  Plebe- 
jer thäte,  er  eine  Geldstrafe  von  500000  As  erlegen  sollte.  Nadi 
Livius^  Darstellung^)  erscheint  dies  als  ein  sogenanntes  Privile- 
gium ,  wie  es  durch  die  zwölf  Tafeln  verboten  war  und  vrie  man 
es  in  dieser  Zeit  nicht  annehmen  darf.    Dagegen  Plutarch')  be- 


a)  S.  I,  198  und  Anm.  98. 

b)  Dies  sagen  ausdrücklich  Liv.  V,  32;  Plut  Garn.  12;  Zon.  VII,  22. 
Die  Gründe  zum  Volkshasse  fuhren  an  Plut  c.  11;  Die  Cass.  fr.  28;  Zos. 
1.  1.    Vergl.  auch  Diodor.  XIV,  117;  Dionys.  XIII,  6. 

0)  Plut.  Gam.  11.   -Vergl.  oben  S.  280  und  294. 

d)  Gic.  de  dorn.  32,  86  Kaeso  ille  Quinctius  et  M.  Furius  Gamillos  et 
G.  Servilius  Ahala,  cum  essent  optime  de  republica  meriti,  tarnen  popoU 
incitati  vim  iracundiamque  subierunt  damnatique,  comitüs  centariatiB,  cub 
in  exilium  profugissent ,  rursus  ab  eodem  populo  placato  snnttnsaamiHisti- 
nam  dignitatem  restituti,  wo  der  Ablativ  anHitüi  centuHati»  mit  miitmii 
zu  verbinden  ist,  wie  man  aus  Liv.  V,  46  ersieht.  Vergl.  oben  &  29^ 
I,  274  und  Anm.  126. 

e)  Liv.  VI,  88. 

f)  Plut  Gam.  39. 
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richtet,  Camillus  hätte  für  eben  denselben  Tag,  an  welchem  die 
Volkstribunen  Tributcomitien  zur  Durchfahrung  ihres  Gesetzes 
halten  wollten,  eine  Aushebung  angesagt.  Damit  hätte  er  sich 
eines  Vergehens  gegen  die  tribunicische  ünverletzlichkeit  schul- 
dig gemacht  und  es  wäre  vollkommen  begründet  gewesen ,  wenn 
er  deshalb  selbst  während  seines  Amtes  vor  Gericht  gezogen 
worden  wäre:  es  erscheint  sogar  als  ein  rücksichtsvolles  Beneh- 
men, wenn  ihm  deshalb  nur,  im  Falle  er  sein  Vergehen  wirk- 
lich aosfohrte,  eine  Geldstrafe  nach  Volksbeschluss  angedroht 
worde.  •) 

Nach  der  Ausgleichung  der  Stände  durch  die  Licinischen 
Gesetze  hören  wir  für  lange  Zeit  nichts  von  Anklagen  curulischer 
Beamten:  die  Heftigkeit  der  politischen  Parteikämpfe  hatte  aus- 
getobt und  die  Zulassung  der  Plebejer  zum  Consulate  beförderte 
die  Eintracht  zwischen  den  Tribunen  und  übrigen  Beamten, 
welche  bei  etwaigen  Ausschreitungen  durch  Verhandlungen  im 
Senate,  nicht  durch  Anklagen  vor  dem  Volke  gezügelt  wurden. 
Dagegen  tritt  eine  Anzahl  von  Processen  gegen  solche  auf,  welche 
sich  gegen  die  Ackergesetze  vergangen  hatten,  vor  dem  Volke 
geführt  von  den  Aedilen,  deren  besonderes  Amt  dies  gewesen 
zu  sein  scheint  Zuerst,  heisst  es,  wurde  so  vor  das  Gericht 
des  Volkes  gebracht  der  Beantrager  des  *Ackergesetzes  selbst, 
C.  Lidnius  Stolo,  der  im  Jahre  357  v.  Chr.  von  M.  Popilius 
Laenas,  wahrscheinlich  einem  Aedilen,  beim  Volke  angeklagt 
und  zu  10000  As  Strafe  verurtheilt  wurde.**)  Mehrere  Ankla- 
gen gleicher  Art  wurden  im  Jahre  298  von  den  Aedilen  ange- 
stellt®); im  Jahre  296  heisst  es,  seien  von  den  plebejischen 
Aedilen  Spiele  gegeben  worden  für  das  Geld,  welches  sie  als  Strafe 
wegen  Uebertretung  der  Ackergesetze  eingetrieben  hatten '');  im 
Jahre  293  wurde  von  den  curulischen  Aedilen  aus  gleichen 
Strafgeldern  eine  Strasse  nach  Bovillae  gebaut.  •)    In  späterer 


a)  S.  oben  S.  222. 

b)  Liv.  Vn,  16;  Val.  Max.  Vm,  6,  2;  Plin.  nai  bist  XVIII,  17;  Flut. 
Garn.  d9;  Diooys.  XIV,  21. 

c)  Liv.  X,  13. 

d)  Liv.  X,  23. 

e)  Liv.  X,  47. 
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Zeit  (denn  bei  der  zunächst  folgenden  fehlt  uns  theils  die  aus- 
fuhrlichere Ueberlieferung,  theils  ruhten  dergleichen  Proc^ssc 
wegen  der  Punischen  Kriege)  196  v.  Chr.  wurden  von  den  ple- 
bejischen Aedilen  aus  gleichem  Grunde  Viele  bei  dem  Volke  ange- 
klagt, drei  verurtheilt  und  aus  den  Strafgeldern  ein  Tempel  ge- 
baut») ;  193  V.  Chr.  thaten  ein  gleiches  die  curulischen  Aedilen.^) 

344  V.  Chr.  fanden  verschiedene  Verurtheilungen  wegen 
Geldwucher  durch  das  Volk  statt,  auf  Anklagen  von  Aedilen. 
Die  Namen  der  Angeklagten  und  Ankläger  werden  nicht  ang^ 
geben.*') 

314  V.  Chr.  stellte  der  in  der  Geschichte  des  Römischen 
Rechtes  bekannte  Cn.  Flavius  als  curulicher  Aedil  verschiedene 
Klagen  gegen  Wucherer  an  und  erbaute  aus  den  Strafgelden 
eine  goldene  Kapelle.**) 

296  V.  Chr.  führten  zwei  curulische  Aedilen  Cn.  und  Q. 
Ogulnius  Processe  gegen  Wucherer  und  weihten  aus  den 
Strafgeldern  Geschenke  fBr  den  Tempel  des  Capitoliniscben  Ja- 
piters.*^) 

295  V.  Chr.  klagte  der  curulische  Aedil  Q.  F^ius  Gnrges 
einige  Bürgerinnen  wegen  stuprum  beim  Volke  an ,  strafte  sie 
um  Geld  und  erbaute  aus  den  Strafgeldern  einen  Tempel  der 
Venus.')  Das  Vergehen  muss  nicht  bedeutend  gewesen  sein, 
da  es  durch  eine  solche  nicht  entehrende  Busse  gesühnt  w^en 
konnte. 

293  V.  Chr.  wurde  der  Consul  des  vorigen  Jahres  L.  Posto- 
mius  Megellus  von  dem  Volkstribunen  M.  Scantius  angeklagt, 
weil  er  während  seines  Amtes  gegen  die  Beschlüsse  des  Sena- 
tes gehandelt  hatte.  £r  vermied  die  Anklage  dadurch ,  dass  er 
als  Legat  bei  dem  damaligen,  sehr  beliebten  Consul  Sp.  Carn- 
lius  eintrat,  b)    Indessen  wurde  er  einige  Jahre  später,  290  v.  Chr., 


a)  Liv.  XXXm,  42. 

b)  Liv.  XXXV,  10. 

c)  Liv.  Vn,  28. 

d)  PHn.  nat  bist.  XXXUI,  19. 

e)  Liv.  X,  23. 

f)  Liv.  X,  3L 

g)  Liv.   X,  46.    Vei-gl.  c.  37  und  oben  S.  252. 
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nach  einem  dritten  Consulate,  weil  er  inzwischen  die  Volkjjgunst 
verloren  hatte ,  von  zwei  Tribunen  angeklagt  und  von  allen  Tri- 
bus  zu  einer  Strafe  von  200000  As  verurtheilt:  man  bewies  ihm, 
dass  er  die  Soldaten  zu  Feldarbeiten  auf  seinen  Ländereien  ge- 
braucht hatte.*) 

248  V.  Chr.  wurde  P.  Claudius  Pulcher,  der  Consul  des 
vorigen  Jahres,  weil  er  gegen  die  Auspicien  und  auf  das  Un- 
glücklichste mit  den  Carthagern  gekämpft  hatte,  von  zwei  Volks- 
tribunen perduellionis  angeklagt :  als  ihre  Namen  -werden  PuUius 
und  Fundanius  angegeben.  Es  kam  bis  zu  den  Comitien  des 
vierten  Termines  und  Claudius  hatte  keine  Aussicht,  der  Ver- 
urtheilung  zu  entgehen,  als  ein  Unwetter  die  Verhandlungen  des 
Volkes  auflöste  und  damit  den  ganzen  Process  beendigte.  In- 
dessen der  Hass  des  Volkes  gegen  den  Angeklagten  dauerte 
fort  und  die  Ankläger  wollten  ihre  Anklage  mit  gleichem  Straf- 
antrage von  Neuem  beginnen.  Aber  die  andern  Tribunen ,  deren 
Hülfe  Claudius  anrief,  erklärten  sich  dagegen  und  gestatteten 
nur  noch  eine  Anklage  auf  Geldstrafe.  In  ihr  wurde  er  zu  einer 
Strafe  von  120000  As  verurtheilt»») 

246  V.  Chr.  wurde  Claudia,  die  Schwester  des  eben  ange- 
führten Consuls,  wegen  eines  gottlosen  Wunsches,  welchen  sie 
öiTentlich  ausgesprochen  hatte,  von  den  beiden  plebejischen 
Aedilen  C.  Fundanius  und  Ti.  Sempronius  angeklagt  und  zu 
einer  Geldbusse  von  25000  As  verurtheilt*') 

227  V.  Chr.  klagte  der  später  berühmt  gewordene  M.  Mar- 
cellus  als  curulischer  Aedil  einen  Volkstribunen  M.  Scantinius 
Capitolinus  beim  Volke  an,  weil  derselbe  des  Marcellus'  Sohn 
zur  Unzucht  hatte  verleiten  wollen.  Der  Angeklagte  wollte  sich 
nicht  zum  Termine  stellen,  weil  er  vermöge  seines  Amtes  un- 
verletzlich sei;  aber  das  CoUegium  der  Tribunen,  an  welches 
sich  der  Ankläger  wandte ,  erklärte ,  es  hätte  nichts  gegen  die 
Untersuchung.    So  wurde  der  Angeklagte  nur  auf  das  Zeugniss 


a)  Liv.  per.  XI;  Dionys.  XVI,  18. 

b)  Schol.  Bob.  Oic  p.  337 ;  Val.  Max.  Vm,  1,  4 ;  Polyb.  I,  52.    Vergl. 
oben  S.  265. 

c)  GeU.  X,  6;  Yal.  Max.  YIII,  1,  4;  Suet  Tib.  2;  Liv.  per.  XIX. 
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des  Jfinglings,  welchen  er  hatte  Yerfahren  wollen,  yemithrilt*) 
Dies  ist  die  Erzählung  von  Valerins  Maximns.'')  Dagegen  Pia- 
tarch'')  nennt  den  Angeklagten  einen  Collegen  des  Ankligers, 
also  einen  Aedilen,  nnd  diese  Nachricht  mag  richtig  sein.  Aber 
falsch  ist  es,  dass  er  den  Process  im  Senate  gefnbrt  werden 
lässt  und  von  einer  Verartheilong  durch  die  Senatoren  spricht 
Dies  ist  unmöglich.  Hätte  der  Senat  selbst  eine  Geriefatsbarkdt 
über  Römische  Bürger  gehabt,  Tribunen  oder  Aedilen  gehöxtoi 
sicherlich  nicht  unter  dieselbe.  Man  muss  annehmen,  Jüaicel- 
lus  habe  seine  Beschwerde  zuerst  im  Senate  angebracht  nnd  doit 
habe  man  bestimmt,  wie  das  gerichtliche  Ver&hren  eingddtet 
werden  sollte.  Aber  dieses  selbst  fand  vor  dem  Volke  statt 
und  das  Volk  f&Ilte  die  Entscheidung.  Das  Urtheil  lautete  auf 
Geldstrafe,  wobei  der  Verurtheilte  keine  Einbusse  an  seiner  Ehre 
litt  und  sein  Amt  weiter  fuhren  konnte*'):  aus  der  StraÜBumme 
weihte  Marcellus  ein  Geschenk  an  die  Götter. 

218  Y.  Chr.  wurden  die  Consuln  des  vorigen  Jahres,  M. 
Livius  Salinator  und  L.  Aemilius  Paulus,  wegen  UntersdilagiiDg 
von  Beute,  welche  sie  im  Illyrischen  Kriege  gemadit  hatten, 
angeklagt  und  der  erstere  verurtheilt  Er  hätte  nach  Erlegung 
der  Geldstrafe  in  voller  Ehre  und  Würde  in  Rom  bleiben  kön- 
nen; allein  im  Aerger  und  Gefühle  seiner  Schande  zog  ersieh 
auf  das  Land  zurück ,  von  wo  er  erst  im  Jahre  208  wider  sei- 
nen Willen  zurückgeholt  wurde.  Er  bekleidete  dann  ein  zweites 
Consulat  und  auch  die  Censur.'')  Sein  College  Aemilius  wurde 
mit  genauer  Noth  losgesprochen.') 

214  vor  Chr.  wurden  die  beiden  Censoren  P.  Furios  and 
M.  Atilius  von  dem  Volkstribunen  L.  Metellus  beim  Volke  an- 
geklagt, wegen  welchen  Vergehens,  weiss  man  nicht  Der  An- 
kläger zürnte  ihnen ,  weil  er  von  ihnen  ein  Jahr  vorher  aus  deo 


a)  YergL  oben  S.  26a 

b)  VaL  Max.  VI,  1,  7.    VeigL  I,  207  und  oben  234. 

c)  Plnt  Marc.  2. 

d)  S.  oben  S.  298. 

e)  Liv.  XXVn,  84;  XXIX,  87;  Aur.  Vict  de  vir.  iD.  80.    Vei«l  ob« 
S.  294. 

0  Liv.  XXn,  35  und  40  und  49. 
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Tribus  gestossen  worden  war,  aber  durch  den  Beschluss  aller 
seiner  CoUegen  wurde  er  daran  gehindert,  die  Anklage  während 
der  Censur  selbst  vorzunehmen.') 

2l2  V.  Chr.  wurde  M.  Postumius  Pyrgensis ,  ein  Staatspäch- 
ter, welcher  bei  den  Lieferungen  für  die  Armee  viele  Betrüge- 
reien begangen  hatte,  da  er  aus  politischen  Gründen  nicht  vor 
das  ordentliche  Gericht  gezogen  werden  sollte,  am  Ende  von 
zwei  Volkstribunen  Sp.  und  L.  Carvilius  beim  Volke  angeklagt, 
auf  eine  Geldstrafe  von  200000  As.  Einer  der  Volkstribunen 
L.  Servilius  Casca  war  mit  dem  Angeklagten  befreundet  und 
deshalb  entschlossen,  beim  vierten  Termine  gegen  die  Abstim- 
mung des  Volkes  Einspnich  zu  thun;  indessen  liess  er  sich 
durch  das  Geschrei  des  auf  Postumius  erbitterten  Volkes  er- 
schrecken und  erhob  seinen  Einspruch  nicht  Deshalb  brauchten 
die  übrigen  Freunde  des  Angeklagten,  die  Staatspächter,  welche 
sich  gleicher  Schuld  bewusst  waren,  Gewalt  und  störten  das 
Gericht:  die  Ankläger  selbst,  ausser  Stande  die  Ordnung  auf- 
recht zu  erhalten,  entliessen  die  Comitien.  Damit  war  dieser 
Process  aufgehoben  und  Postumius  von  der  Geldstrafe  befreit; 
aber  wegen  der  verübten  Gewaltthätigkeiten  wurden  in  Folge 
davon  nach  Senatsbeschluss  gegen  ihn  und  seine  Genossen  Ca- 
pitalprocesse  vor  dem  Volke  anhängig  gemacht^) 

211  V.  Chr.  wurde  Cn.  Fulvius,  der  Prätor  des  früheren 
Jahres,  von  dem  Tribunen  C.  Sempronius  Blaesus  wegen  unge- 
schickter Kriegführung  in  Apulien  angeklagt  und  zwar  auf  Geld- 
strafe. Zwei  Termine  hatten  stattgefunden:  beim  dritten  erst 
kam  durch  die  beschworenen  Aussagen  der  Zeugen  |die  volle 
Feigheit  und  Unfithigkeit  des  Angeklagten  zu  Tage  und  das 
Volk  verlangte  mit  lautem  Geschrei,  es  solle  gegen  ihn  Capital- 
strafe  beantragt  werden.  Der  Ankläger  ging  darauf  ein,  der 
Angeklagte  aber  rief  die  Hülfe  der  andern  Tribunen  an,  welche 
nach  angestellter  Berathung  entschieden,  ihr  College  sei  nach 
Sitte  der  Vor&hren  zu  einer  Aenderung  des  Processes  und  Be- 


a)  Liv.  XXIY,  48.    YergL  oben  S.  221 

b)  Liy.  XXV,  3.    Veigl.  oben  S.  259,  262,  267,  273,  281,  289,  297. 
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antragong  einer  Gapitalstrafe  berechtigt    So  wurde  vom  vierten 
Termine  an  ein  Gapitalprocess  gegen  Folvios  gefuhrt  •) 

209  V.  Chr.  wurde  M.  Claudius  Marcellus,  der  erbittertste 
Bekämpfer  Hannibals,  eben  derselbe,  der,  wie  wir  gesehen,  im 
Jahre  227  einen  Process  als  Ankläger  geleitet  hatte ,  von  dem 
Tribunen  C.  Publicius  Bibulus  angeklagt,  auf  Verlust  seines 
Oberbefehls,  wieLivius  sagt,  wahrscheinlich  aber  auch  auf  Geld- 
strafe. Er  war,  als  die  diei  dicüo  geschah,  bei  dem  Heere  in 
Venusia,  eilte  aber  zum  Termine  nach  Rom :  der  Termin  wurde 
in  der  Flaminischen  Rennbahn  gehalten  und  die  Yeitheidigong 
des' Angeklagten  war  so  überzeugend,  dass  er  am  folgenden  Tage 
zu  seinem  fünften  Consulat  erwählt  vnurde.^) 

204  V.  Chr  wurden  die  Censoren  M.  Livius  und  G.  Clandins 
Nero,  welche  in  gegenseitiger  Feindschaft  ihr  Amt  verwaltet 
und  vielfachen  Anstoss  gegeben  hatten,  nach  dem  Ende  ihres 
Amtes  von  dem  Tribunen  Gn.  Baebius  beim  Volke  angeklagt 
Indessen  der  Senat  nahm  sich  ihrer  an  und  bewog  durch  seine 
Fürsprache  den  Ankläger  zurückzutreten."^) 

195  V.  Chr.  war  M.  Porcius  Cato  Gonsul.  Er  giebt  in  sei- 
nem reichbewegten  Leben  das  anschaulichste  Bild  von  der  ausser- 
ordentlichen Regsamkeit,  welche  zu  jener  Zeit  in  den  Gerich- 
ten und  zwar  namenüich  in  den  ausserordenüichen  Gerichten  der 
Volkstribunen  herrschte.  Es  war  nicht  mehr  der  Kampf  eines 
Standes  mit  dem  andern,  der  damals  so,  wie  in  d^  Zeit  vor 
den  Licinischen  Gesetzen,  Processe  gegen  die  angesehensten 
Männer  des  Staates  veranlasste,  sondern  wirklich  das  Streben 
nach  guter  und  gerechter  Staatsverwaltung,  welches  durch  die 
über  einzelne  Massregeln  und  Grundsätze  entstandenen  Pait^ 
sowie  durch  die  politischen  Feindschaften  der  hervorragenden 
Familien  befördert  wurde :  hauptsächlich  spielten  die  Volkstnb«- 
neu  als  die  Wächter  des  Volkes,  dabei  eine  bedeutende  Rdle. 
Wäre  uns  Gates  Leben  in  seinen  Einzelheiten  bekannt,  so  wür- 
den wir  daraus  die  umfassendste  Belehrung  über  das  Rtaiscbe 


a)  Liv.  XXVI,  2  und  3.     VergL  oben  S.  282,  26&,  267,  SSO,  91%  27^ 

b)  Liv.  XXVn,  20  und  21 ;  Plnt.  Marc.  27. 

c)  Liv.  XXIX,  87;  Val.  Bfaz.  ü,  9,  6. 
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Gerichtswesen  schöpfen  können.  Es  heisst*),  er  sei  vier  und 
vierzig  Male  angeklagt,  aber  immer  freigesprochen  worden.  Das 
sind  alles  politische  Processe  gewesen,  alle  von  Volkstribunen 
vor  dem  Volke  begonnen,  meist  auf  Geld-,  aber  einige  auch  auf 
Capitalstrafe  gerichtet.  Aber  ausser  diesen  Processen,  in  denen 
er  Angeklagter  war,  führte  er  selbst  andere  als  Ankläger,  ent- 
weder aDein  oder  im  Vereine  mit  Anderen:  es  wird  in  seinem  lan- 
gen Leben  kaum  ein  wichtiger  Process  vorgekommen  sein,  bei 
dem  er  nicht  auf  die  eine  oder  die  andere  Weise  betheiligt  war. 
Nach  seinem  Consulate  hatte  er  mehrere  Processe  zu  bestehen: 
wir  wissen  aber  nur,  dass  er  seine  dabei  gehaltenen  Reden  in 
eine  besondere  Sammlung  vereinigte,  welche  „gerichtliche  Ver- 
theidigungsreden  über  'sein  Consulat"  (dierum  dictarum  con- 
mlatu  stu))  hiess.**)  Auch  nach  seiner  Censur,  183  v.  Chr., 
wurde  Cato  von  einigen  Volkstribunen  auf  eine  Geldstrafe  von 
120000  As  beim  Volke  angeklagt,  aber  vergeblich.*»)  Berühmt 
war  ebenfalls  der  Capitalprocess ,  welchen  er  im  sechs  und  acht- 
zigsten Lebensjahre  zu  bestehen  hatte;  aber  wir  wissen  nur, 
dass  er  sich  trotz  seines  hohen  Alters  selbst  und  auf  das  Nach- 
drücklichste vertheidigte«):  wer  der  Ankläger  und  was  die  Be- 
schuldigung war,  wissen  wir  nicht. 

192  V.  Chr.  begannen  die  curulischen  Aedilen,  M.  Tuccius 
und  P.  Jonius  Brutus,  Processe  gegen  viele  Geldwucherer  und 
stellten  aus  den  Strafsummen  ein  vergoldetes  Viergespann  im 
Tempel  des  Capitolinischen  Jupiter  auf.**) 

189  V.  Chr.  führten  ebenfalls  die  curulischen  Aedilen,  P. 
Claudius  Pulcher  und  Ser.  Sulpicius  Galba,  Processe  wegen 
Komwuchers:  die  Strafgelder  wurden  zu  einem  Weihgeschenke 
auf  dem  Capitol  verwendet  Die  plebejischen  Aedilen  Q.  Ful- 
vius  Flaecus  und  A.  Caecilius  hatten  ebenfalls  und  zwar  abge- 


a)  Plin.  nai  bist  VII,  100  Itaque  sit  propriam  Catonis  quater  et  qua- 
dra^eos  causam  dixisse  nee  quernquam  saepius  postolatom  et  semper  ab- 
solutum.    Vergl.  Plut  Cat  15. 

b)  Plut  Gat  19. 

c)  Liv.  XXXIX,  40;  Val.  Max.  VUI,  7,  1;  Plut  Cat  15. 

d)  Liv.  XXXV,  42. 
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sondert  Klagen  deshalb  angestellt;  aber  nur  der  erste  hatte  einen 
Angeklagten  zur  Verurtheilang  gebracht,  der  andere  keinen.') 

189  V.  Chr.  bewarb  sich  mit  vielen  andern  W.  Acüius  Gla- 
brio  um  die  Censur.  Er  war  der  Besieger  von  Antiochns  und 
reich  und  mächtig,  aber  ein  Emporkömmling.  Darüber  zäin- 
ten  die  Adligen  und  veranlassten  zwei  Volkstribunen,  P.  Sempro- 
nius  Gracchus  und  C.  SemproniusRutilus,  denselben  wegen  Un- 
terschlagung von  Beute  auf  eine  Geldstrafe  von  100000  As  anzu- 
klagen. Es  wurden  zwei  Termine  abgehalten  und  die  Legate 
und  Tribunen,  welche  unter  Glabrio  gedient  hatten,  verhört: 
ihre  Aussagen  fahrten  nicht  zu  sicherem  Ergebniss.  Dagegen 
M.  Gato,  ebenfalls  Glabrios  früherer  Legat,  bezeugte  auf  das 
Entschiedenste ,  er  habe  goldene  und  silberne  GefiElsse  in  dem  er- 
beuteten Lager  des  Königs  gesehen ,  aber  nachher  beim  Triumphe 
vermisst.  Beim  dritten  Termine  erklärte  Glabrio  von  der  Be- 
Werbung  um  die  Censur  zurücktreten  zu  wollen ,  worauf  das 
Volk  den  Process  nicht  weitergeführt  haben  wollte  und  die  An- 
kläger abzulassen  zwang.  ^) 

187  V.  Chr.  In  diesem  Jahre  begannen  die  Processe  der 
beiden  Scipionen ,  des  Afiicanus  und  Asiaticus ,  welche  von  eher 
im  Senate  und  beim  Volke  mächtigen  Gegenpartei ,  welche  sieh 
hauptsächlich  auf  das  Ansehen  von  M.  Porcius  Gato  stötzte, 
unternommen  wurden,  nicht  um  Schuldige  der  Strafe  zu  über- 
liefern, sondern  um  die  politische  Macht  der  Angeklagten  za 
brechen  und  selbst  zu  Einfluss  im  Staate  zu  gelangen.  Es  fan- 
den deshalb  zahlreiche  Kämpfe  theils  im  Senate,  th^  in  der 
Volksversammlung  und  vor  einem  vom  Volke  ernannten  Unter- 
suchungsrichter statt;  aber  die  Ueberlieferung  über  diesdbenwar 
eben  wegen  ihrer  Menge  und  der  Verschiedenheit  der  dabei  auf- 
tretenden Personen  schon  im  Alterthum  so  unsicher ,  dass  Livins 
selbst  trotz  seines  Wunsches,  die  letzte  Lebenzeit  des  um  den 
Römischen  Staat  hochverdienten  P.  Scipio  Africanus  zur  Klar- 
heit zu  bringen,  und  trotz  der  Sorgfalt,  mit  weldier  er  die  dar- 
auf bezüglichen,  noch  zu  seiner  Zeit  vorhandenen,  sdirüUidien 


a)  Liv.  XXXVm,  86. 

b)  Liv.  XXXVU,  57  und  58.   Vergl.  oben  S.  257,  259,  277. 
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Denkmale  gepr&ft  hatte,  zu  kernen  bestimmten  Ergebnissen  kam: 
selbst  die  Zeitfolge  der  einzelnen  Thatsachen,  sowie  das  Todes- 
jahr von  Africanos,  erschien  ihm  unsicher  und  er  begnügt  sich 
am  Ende,  die  verschiedenen  Ueberlieferungen  neben  einander 
zu  erwähnen.*)  Es  erscheint  für  ans  als  ein  vei^ebliches  Be- 
mühen, jetzt  den  wahren  Hergang  herausfinden  zu  wollen:  man 
kommt,  wenn  man  auch  Einzelnes,  z.  ß.  das  Todesjahr  von 
Africanus  mit  geschichtlicher  Wahrscheinlichkeit  feststellen  kann, 
doch  dahin,  eine  Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  schon  in 
sehr  früher  Zeit  als  bestehend  und  die  Unmöglichkeit  der  Ent- 
scheidung anzuerkennen:  auch  eine  Vereinigung  der  Nachrichten 
ist  nicht  möglich,  ohne  dem  eruen  oder  dem  andern,  an  sich 
glaubhaften,  Berichte  Gewalt  anzutbun.^^)  Wir  unterscheiden 
mit  Sicherheit  zwei  Processe,  Der  erste  war  gegen  P.  Scipio 
Africanus  gerichtet:  der  Name  des  Anklägers  und  das  Jahr  der 
Anklage  sind  nicht  sicher.  ^)  Einige  nannten  als  Ankläger  den 
Tribunen  M.  Naevius :  dann  föllt  der  Process  in  das  Jahr  185  v. 
Chr.,  kurz  vor  die  Zeit,  in  welcher  der  glaubhaftesten  Ueberlie- 
ferung zufolge  P.  Africanus  gestorben  sein  solL^)  Denn  um 
jene  Zeit  war  M.  Naevius  Tribun.  *^)  Andere  nennen  als  An- 
kläger die  beiden  Volkstribunen  Q.  Petillius:  dann  fällt  der  Pro- 
cess in  das  Jahr  187  v.  Chr.«),  und  zwar  vor  den  des  Asiati- 
cus.  Der  Process  wurde  nicht  zu  Ende  geführt,  sondern  nur 
die  zwei  ersten  Termine  der  gerichtlichen  Untersuchung  gehal- 
ten. An  dem  ersten  derselben  erschien  Africanus,  liess  sich 
aber  nicht  auf  eine  Widerlegung  der  Anschuldigungen  ein,  son- 
dern sprach  nur  mit  dem  höchsten  Selbstgefühl  über  seine  Thar 
ten.  Üer  zweite  Termin  war  der  Jahrestag  der  Schlacht  bei 
Zama  und  als  Africanus,  umgeben  von  seinen  Freunden  und 
Clienten,   sich  an  ihm  vor  den  Anklägern  eingefunden  hatte, 


a)  Man  sehe  Liv.  XXXVUI,  öOfigd.;  XXXIX,  52. 

b)  Liv.  XXXYUI,  56    Non  de  accusatore   convenit:  alii  M.  Naeviom, 
alii  PetilUog  diem  dixisse  scribunt,  non  de  tempore,  quo  dicta  dies  sit 

c)  Cic.  Gat  mai.  6. 

d)  Liv.  XXXIX,  52,    der   die  Beamtenlisten    selber  deshalb    einge- 
sehen hat 

e)  Liv.  XXXVm,  50. 
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forderte  er  alle  auf^  mit  ihm  nach  dem  Gapitol  and  nadi  andern 
Tempeln  der  Stadt  zu  gehen,  um  den  Göttern  Dank  zu  sagen: 
worauf  das  ganze  Volk  ibm  folgte  und  die  Ankläger  mit  dem 
Herolde  allein  zurüekblieben.  Beim  dritten  Termine  erselueo 
Scipio  nicht :  er  entschuldigte  sich  mit  Krankheit  und  als  die 
anklagenden  Tribunen  diese  Entschuldigung  nicht  annehmen 
wollten,  entschieden  sich  die  übrigen  Tribunen  für  die  Gültig- 
keit derselben.  Diejenigen,  welche  den  Process  in  das  Jahr  187 
V.  Chr.  setzen ,  fügen  hinzu ,  einer  der  Tribunen  TL  Sempronins 
Gracchus  habe  in  dem  Beschlüsse,  welchen  er  allein  for  sich 
fasste,  erklärt,  den  Angeklagten  überhaupt  gegen  jeden  weiteren 
Process  schützen  zu  wollen,  und  da  die  öffentliche  Meinung  sich 
lebhaft  dafür  ausgesprochen,  sei  der  fernere  Process  unterbUe- 
ben ,  Africanus  aber  nicht  nach  Rom  zurückgekehrt  Die  An- 
klage gegen  Scipio  lautete,  wenngleich  dies  nii^ends  erwähnt 
wird ,  doch  sicherlich  auf  eine  Geldstrafe  und  die  Elntscheidong 
sollte  in  Tributcomitien  erfolgen :  sonst  würde  eines  Prators,  der 
um  Ansetzung  des  Termines  für  die  Genturiatcomitien  angegan- 
gen worden  wäre,  Erwähnung  geschehen.  Dieser  StraEautiag 
hinderte  indessen  nicht,  dass  bei  der  Anklage  alle  mög^chen 
Beschuldigungen  und  auch  die  Behauptung  vorgebracht  wurde, 
Scipio  hätte  dem  Könige  Antiochus  einen  zu  milden  Frieden  ge- 
währt.*) 

Der  zweite,  ähnliche  Process  fand  gegen  L.  Scipio,  aher 
in  etwas  grösserer  Ausdehnung  statt.  Auf  Betrieb  Catos  brach- 
ten die  beiden  Volkstribunen  Q.  Petillius  ein  Gesetz  ein,  es 
sollte  über  das  von  dem  Könige  Antiochus  erbeutete  Geld  eine 
gerichtliche  Untersuchung  angestellt  werden ,  und  der  Seskt  sollte 
unter  Vorsitz  des  städtischen  Prätors  einen  Untersuchungsiiditer 
dafür  ernennen.  Dies  Gesetz  wurde,  als  die  beiden  Tribunen 
Q.  und  L.  Mummius  auf  Catos  Betrieb  ihren  Einspruch  ws^^gsg^ 
ben,  von  allen  Tribus  angenommen,   wahrscheinlich  sogar  mit 


a)  Man  sehe  Liv.  XXXVül,  51  und  App.  Syr.  40  und  veiglacbe  noch 
über  dienen  Process  Polyb.  XXIV,  9;  Diodor.  XXDC,  24;  Plut  apophtb. 
Scip.  10;  OeU.  IV,  18;  Val.  Max.  ffl,  7,  1;  V,  3,  2;  IV,  1,  8;  Seü» 
cons.  ad  Polyb.  33;  Aur.  Vict  49;  Oros.  IV,  20;  Zon.  IX,  2a 
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dem  von  L.  Furias  Parpureo  bei  der  Berathung  im  Senate  ge- 
machten Zusätze,  es  sollte  überhaupt  über  alles  von  Königen  und 
Völkern   erbeutete    Geld  eine  Untersuchung  angestellt  werden. 
Denn  auch  M.  Manlius  Vulso,  welcher  gegen  die  Gallier  in  Asien 
Krieg  gefuhrt  hatte,  fürchtete  hineingezogen  zu  werden  und  ver* 
schob  deshalb  seinen  Triumph.  *)    Demnach  wurde  vom  Senate 
der  Fremdenprätor  Q.  Terentius  Culleo  zum  Untersuchungsrich- 
ter ernannt    Bei  ihm  wurden  Scipio  selbst,  seine  beiden  Unter- 
feldherren A.  und  L.  Hostilius  Cato,   sein  Quästor  G.  Purins 
Aeuleo,  zwei  Schreiber  und  ein  Bote  zur  Verantwortung  gezogen. 
Von  ihnen  wurden  die  Uebrigen  freigesprochen,  Scipio  und  A. 
Hostilius  und  G.  Furius  verurtheilt,  jeder  zu  einer  bestimmten 
Geldsumme.    Die  beiden  letzten  Verurtheilten  stellten  an  eben 
demselben  Tage,    wo   sie    verurtheilt  waren,    dem  städtischen 
Quästor  Bürgen  für  die  Bezahlung   der  Geldstrafen,  Scipio  er- 
klärte den  Spruch  für  ungerecht  und  wollte  keine  Bürgen  stellen. 
Deshalb  sollte  er  in  das  Gefängniss  geführt  werden  und  die  Tri- 
bunen j  wekhe  von  seinen  Verwandten  um  Hülfe  angerufen  wur- 
den, entschieden,  sie  wollten  sich  dem  nicht  widersetzen.    Nur 
einer  von  ihnen,   Ti.  Sempronius  Gracchus,  erklärte,  eine  Ge- 
fangnissstrafe  Scipios  überhaupt  nicht  erlauben  zu  wollen  und  er 
hatte   die  öffentliche  Meinung  für  sich.    Die  Güter  Scipios  wur- 
den eingezogen ,  aber  man  fand  in  ihnen  keine  Spur  von  Unter- 
schleil    Scipio  lehnte  die  Beiträge  seiner  Freunde,  welche  ihm 
die  Geldstrafe  ersetzen  wollten,  ab:  das  Nothwendige  kauften 
ihm  seine  nächsten  Verwandten  zurück.*")    Er  lebte  später  zu- 
rückgezogen ,  aber  doch  in  allen  Würden  und  soll  noch  an  einer 
Gesandtschaft  an  den  König  Prusias  Theil  genommen  haben.  ^) 
£s  ist  auffidlend,  dass  bei  diesem  Processe,  welcher  alle  Theil- 
nehmer  des  Feldzugs  gegen   den  König  Antiochus  umfasste  und 
sogar  bis  auf  die  Schreiber  ausgedehnt  wurde,  P.  Scipio  AMcar 
nu8  nicht  erwähnt  wird.    Denn  er  war  ebenfalls  Legat  seines 


a)  Liv.  XXXYIII,  54  und  XXXIX,  7.    Vergl.  oben  S.  253. 

b)  Liv.  XXXVm,  ö^flgd.;  GeU.  VII,  19;    Flui   Cat  15  und  die  frü- 
her bei  P.  Sciinos  PioceBs  angefahrten  Stellen. 

c)  Liv.  XXXIX,  56. 
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Bruders  und  der  Hauptleiter  aller  Unternehmungen  gewesen.  Es 
scheint  daraus  hervorzugehen,  dass  er  sieh  damals  schon  ans 
der  Stadt  auf  sein  Landgut  in  Lintemum  zurückgezogen  hatte 
und  sicherlich  hat  diese  Erwägung  zu  derjenigen  Ueberliderang 
beigetragen,  welche  seinen  Process  unmittelbar  vor  dem  seines 
Bruders  stattfinden  lässt  und  als  seine  Ankläger  die  PetiUio' 
nennt  Es  sind  überhaupt  mannigfache  Verhandlungen  g^n 
die  Scipionen  in  jener  Zeit  gefuhrt  worden,  sowohl  im  Se- 
nate^), wo  P.  Scipio  überwiegenden  Einfluss  besass,  als  vor 
dem  Volke.  Es  wird  von  Gellius**)  noch  ein  Tribun  C.  Minii- 
cius  Augurinus  genannt,  der  einen  Geldprocess  gegen  L.  Sdfno 
eingeleitet  habe,  und  diesem  Processe  zugeschrieb^ ,  was  nadi 
den  andern  Berichten  bei  der  Untersuchung  des  Prätors  Q.  Te- 
rentius  in  Bezug  auf  die  Gefängnisshaft  geschehen  sein  soll.  Es 
ist,  wie  bemerkt,  für  uns  ein  vergebliches  Bemühen ,  über  diese 
Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  entscheiden  zu  wollen:  für 
die  Erkenntniss  des  Criminalprocesses  gewinnen  wir  auch  dar- 
aus nichts.  In  welches  Jahr  auch  die  Anklagen  fsdlen  und  wer 
auch  die  Ankläger  sind,  die  uns  berichteten  Einzelheiten  behal- 
ten dieselbe  beweisende  Kraft  und  wir  haben  deshalb  die  Pro- 
cesse der  Scipionen  in  unserer  früheren  Darstellung  öfters  ange- 
führt«) 

178  V.  Chr.  wurde  der  Consul  dieses  Jahres  A.  ManUas 
Vulso  wegen  seiner  Kriege  in  Istrien  mit  einer  Anklage  bedroht, 
es  scheint  indessen  nicht  dazu  gekonunen  zu  sein.**) 

170  V.  Chr.  wurde  C.  Lucreüus,  der  als  Prätor  die  Chald- 
denser  bedrückt  hatte ,  nach  einleitenden  Verhandlungen  im  Se- 
nate ,  bei  denen  Gesandte  der  Bedrückten  gehört  worden  wareiL 
von  den  beiden  Volkstribunen  M.  Juventius  Thalna  und  Cn.Aih 
fidius  vor  dem  Volke  angeklagt  Wur  haben  dabei  Nachridit 
von  einer  aussergericfatlichen  Voruntersuchung,  welche  ebenfidis 
in  einer  Volksversammlung  durch  die  Tribunen   stattg^ondsi 


a)  Liv.  XXXVm,  Ö5;  Gell.  IV,  18;  Val.  Max.  III,  7,  1. 

b)  GelL  Vn,  19. 

c)  \erg\.  S.  256,  257,  259,  264,  265,  271,  276,  279,  291,  292;  S97.d0a 

d)  Liv.  XLI,  6. 
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hatte.  Alle  Tribus  verurtheilten  den  Angeklagten  zu  der  gegen 
iho  beantragten  Geldstrafe  von  einer  Million  As.  *) 

160  v.Chr.  wurde  Cn.  Tremellius,  ein  Prätor,  wegen  einer 
thätlichen  Beleidigung,  welche  er  dem  Oberpriester  M.  Aemilius 
Lepidus  zugefugt  hatte,  zu  einer  Geldstrafe  verurtheilt,  sicher- 
lich in  einem  Volksgerichte  und  während  seines  Amtes.  ^) 

155  V.  Chr.  Zu  diesem  Jahre  wird  uns  die  kurze  Bemer- 
kung überliefert,  etliche  Prätoren  seien  von  den  Provinzen  wegen 
Habsucht  angeklagt  und  verurtheilt  worden.*')  Das  konnte  nur 
so  geschehen,  wie  es  wenige  Jahre  vorher  bei  C.  Lucretius  ge- 
schehen war.  Die  Provinzen  wandten  sich  an  den  Senat  und  in 
Folge  der  dort  geführten  Verhandlungen  entschlossen  sich  die 
Volkstribunen,  die  Anklage  der  Schuldigen  vor  dem  Volke  zu 
übernehmen. 

142  V.  Chr.  wurde  P.  Scipio  Aemilianus  nach  seiner  Cen- 
sur  angeklagt  von  dem  Tribunen  Ti.  Claudius  Asellus,  welchen 
er  in  derselben  beleidigt  hatte,  und  zwar  auf  Geldstrafe.*)  Der 
Angeklagte  zeichnete  sich  dadurch  aus ,  dass  er  die  gewöhnlichen 
Zeichen  der  Trauer  nicht  anlegte.  Wir  hören  nichts  von  einer 
Vemrtheilung;  aber  die  Rede,  welche  Scipio  zu  seiner  Verthei- 
diguBg  gebalten  hatte,  war  später  bekannt.^)  Ob  Scipios Freimd 
C.  Laelius  angeklagt  wurde  und  die  Rede ,  welche  von  ihm  „für 
sich  vor  dem  Volke"  angeführt  wird'),  eine  gerichtliche  Rede 
war,  ist  sehr  zweifelhaft. 

136  V.  Chr.  wurde  M.  Aemilius  Porcina,  der  Consul  des 
vorigen  Jahres,  der  in  Spanien  gegen  die  Numantiner  unglück- 
lich gekämpft  hatte,  abberufen  und  mit  einer  schweren  Geld- 
strafe belegt  8)    Andere  sagen  ^),  er  sei  wegen  seines  Luxus  im 


a)  Liv.  XLin,  8. 

b)  Liv.  per.  XLVII.    S.  oben  S.  223. 

c)  Liv.  per.  XLVU  aliquot  praetores  a  provinciis  ava^itiae  nomine  ac- 
cusati  danmati  sunt 

d)  OelL  m,  4  und  VU,  11. 

e)  Gic.  de  orat  n,  Gi  und  66;  GeU.  U,  20  und  lY,  17. 

f )  Festos  p.  193  und  314. 

g)  App.  Hisp.  83. 

h)  Val.  Max.  Vm,  1,  7;  VeUei.  n,  10. 
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Bauen  oder  überhaupt  wegen  seiner  theuren  Wohnung  entweder 
von  den  Censoren  oder  auf  Antrag  des  Volkstribunen  L.  Ca»- 
sius  vom  Volke  bestraft  worden.  Jedenfalls  hat,  welches  aocb 
der  Anlass  gewesen  sein  mag ,  Anklage  vor  dem  Volke  und  Ver* 
urtheilung  durch  dasselbe  stattgefunden. 

Es  folgt  eine  grosse  Zeitlücke,  während  der  kein  Volks- 
gericht über  Geldstrafe  erwähnt  wird.  Sie  kommt  daher,  weil 
inzwischen  die  Schwurgerichte  eingesetzt  worden  waren.  Sie 
waren  eingerichtet,  um  die  Bundesgenossen  vor  den  Bedrüdiim- 
gen  der  Statthalter  zu  schützen  und  überhaupt  die  Habsudit  der 
Beamten  zu  zügeln:  für  die  Bestrafung  aller  im  Staatsdiemte 
begangenen  Unterschleife  gewährten  sie  ein  viel  rascheres  and 
sichereres  Verfahren  als  das  Volksgericht  Schon  die  beiden  leg- 
ten, von  uns  erwähnten,  Processe  fallen  in  die  Zeit  nach  der 
Einsetzung  des  Schwurgerichtes ;  aber  sie  konnten  nicht  vor  das- 
selbe gebracht  werden ,  weil  die  Anklage  nicht  auf  ErpressoDgeo 
lautete.  Es  mögen  allerdings  andere  Anklagen  nicht  politischer 
Art  und  dennoch  auf  Geldstrafe  gehend,  vor  das  Volk  gekommeD 
sein ;  indessen  sicherlich  waren  es  wenige  und  die  Ueberliefming 
hielt  sie  der  Au£ceichnung  nicht  für  werth.  Wir  kennen  über- 
haupt nur  noch  einen  vor  Tributcomitien  gefohrten  und  nicht 
zur  Befugniss  der  Schwurgerichte  gehörenden  Volksprocess  und 
wahrscheinlich  hat  es  auch  keinen  weiter  gegeben. 

104  V.  Chr.  wurde  M.  Aemilius  Scaurus,  der  Oberprie^. 
von  dem  Volkstribunen  Cn.  Domitius,  welchen  er  durch  Nicht- 
aufnahme in  das  GoUegium  der  Augum  beleidigt  hatte,  vor  dem 
Volke  verklagt  auf  Geldstrafe,  weil  er  den  Gottesdienst  der  Pe- 
naten in  Lavinium  vernachlässigt  hätte.  Er  wurde  nur  von  drei 
Tribus  verurtheilt,  von  den  übrigen  dagegen  fireigesprochen.*) 

Wir  haben  noch  einige  der  Zeit  nach  nicht  bestimmbare, 
aber  sicherlich  meist  früheren  Jahren  angehörige  Prooesse  za  er- 
wähnen ,  zuerst  zwei  gegen  die  städtischen  Dreimänner  wegen 
Nachlässigkeit  im  Dienste  geführt  Einmal  wurde  das  gans^ 
Collegium  derselben,  weil  es  bei  einer  Feuerisbrunst  za  spSt  her- 
beigeeilt war,  von  den  Volkstribunen  beim  Volke  angeklagt  and 


a)  Ascon.  in  Cic.  p.  Scaur.  p.  21. 
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verortbeilt,  ein  andermal  ein  einzelner,  P.  Villius,  von  dem 
Tribunen  P.  Aquilius,  weil  er  die  Wachen  in  der  Stadt  nicht 
gehörig  besucht  hatte.  *)  Die  Strafe  bestand  in  beiden  Fällen 
wahrscheiulich  in  Geld. 

Unbestimmt  der  Zeit  nach  ist  auch  der  Process,  welchen 
ein  Freigelassener  G.  Furius  Chresimus  vor  dem  Volke  zu  be- 
stehen hatte  auf  die  Anklage  wegen  Zauberei.  Der  curulische 
Aedil  Sp.  Albinus  klagte  ihn  an,  weil  sein  Acker  bessere  und 
reichlichere  Früchte  hervorbrachte  als  der  seiner  Nachbarn.  Er 
wurde  freigesprochen,  weil  er  sein  Vieh,  seine  Sclaven  und 
sein  Ackergeräth  am  vierten  Termine  vor  Gericht  brachte  und 
erklärte,  in  der  Trefflichkeit  dieser  Hülfsmittel  zum  Bebauen 
seines  Landes  läge  seine  Zauberei.  Es  war  ein  Geldprocess, 
deun  die  Abstimmung  sollte  auf  dem  Markte  gehalten  werden.^) 

Noch  unbestimmter  ist  der  Process,  in  welchen  Q.  Copo- 
nius  wegen  Amtserschleichung  verurtheilt  worden  sein  soll,  weil 
er  einem  der  Abstimmenden  eine  Amphora  zum  Geschenke  ge- 
geben hatte.*')  Es  ist  selbst  möglich,  dass  der  Process  vor 
einem  Schwurgerichte  und  in  später  Zeit  der  Republik  stattge- 
funden hat 


a)  Val.  Max.  VIU,  1,  5  und  6. 

b)  Plin.  nat.  bist  XVIU,  41. 

c)  Plin.  nat  hist  XXXV,  162. 
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Elftes  Capitel. 

Die  Gapitalklagen  vor  dem  Volke.  Ihre  Eatscheidiuig  dirch  die  Ceatariit- 
comitien.  Crrftnde  der  Verschiedenheit  von  den  Anklagen  anf  Geldstnft. 
Verh&ltniss  der  anklagenden  Tribnnen  oder  Aedilen  zi  den  coralischei 
Beamten,  welche  die  Comitien  leiten.  BegrilT  der  perdneilio.  Ii  der 
Königsseit  nnr  eine  elnxige  ErwUurang.  Verh&ltniss  des  damalige  Pn- 
cesses  xn  andern  Processen  nnd  Anklagen.  Zeit  von  dor  Vertreikiig  dir 
Könige  bis  snden  zwölf  Tafeln.  Beweis,  dass  seit  dieser  Zeit  Jeder 
Gapitalprocess  vor  dem  Volke  ein  Perdnellionsprocess  genannt  wird.  Ui- 
Sicherheit  des  BegrilTes  beim  ordentlichen  Verfthren.  VerHüiren  bei  im 
Capitalprocesse ,  AisfUhningdes  Urtheils  durch  den  Ankläger.  IReder* 
einsetsnng  Vemrtheilter  durch  Centnriat-  nnd  Tribntcomitlen. 

Wir  haben  über  die  in  Tributcomitien  entschiedenen  Volks- 
processe  gehandelt ,  welche  nach  den  Bestimmungen  der  zwölf 
Tafeln  nur  auf  Geldstrafen  gerichtet  werden  durften:  wir  haben 
dabei  zugleich  das  Verfahren  in  Gapitalprocessen ,  für  welche 
die  Centuriatcomitien  die  richterliche  Befugniss  besassen,  ge- 
schildert^ wenigstens  grösstentheils:  unsere  Darstellung  hat  auf 
dasselbe  überall ,  wo  es  möglich  war ,  Rücksicht  genommen.  Die 
aussergerichtliche  Voruntersuchung  der  Volkstribunen  oder  Aedi- 
len, welche  eine  Anklage  beim  Volke  beginnen  wollten,  die 
drei  ersten,  in  einer  formlosen  contio  abgehaltenen  Termine,  auch 
von  dem  vierten  Termine  der  erste  Theil,  welcher  die  gericht- 
lichen Verhandlungen  abschloss,  waren  in  beiden  Fällen  diesel- 
ben: verschieden  war  nur  die  Berufung  und  Abstimmung  der 
eigentlichen  Volksversammlung,  der  Comitien,  welche  das  Ur- 
theil  fällten.  Diese  Verschiedenheit  anzugeben  und  in  ihren  Ein- 
zelheiten zu  verfolgen,  erfordert  eine  ausgedehnte Untersudiung; 
indessen  sie  gehört  nicht  in  eine  Darstellung  des  Criminalrechte^ 
undProcesses :  sie  kann  nur  in  einer  Abhandlung  über  dieRömiseb« 
Volksversammlung  überhaupt  gegeben  werden ,  einem  der  schwie- 
rigsten und  bestrittensten  Punkte  der  Römischen  Alterthümer. 
Als  Grund  jener  alleinigen  Befugniss  der  Centuriatcomitiexu 
Capitalsachen  zu  richten,  giebt  Cicero*)   an,  das  Volk,  einge- 

a)  Oic.  de  leg.  m,  19,  44  Descriptos   enim  populua  oenso,  ordiiiiba& 
aetatibtts  plus  adbibet  ad  sufragiuni  consilii  quam  fose  in  tribus  coovocatnL 
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• 

theilt  nach  Vermögen,   Stand  und  Alter  wende  mehr  Umsicht 
bei  seiner  Entscheidung  an,  als  wenn  es  ungeordnet  nach  Tri- 
bus  berufen  würde.    Ohne  Zweifel  ist  dies  der  Beweggrund  der 
Gesetzgeber  gewesen,   aber  dass  er  zur  Geltung  kam  in  einem 
während  der  ganzen  Dauer  der  Republik  beobachteten  Gesetze, 
lag  darin,  dass  diese  C!omitien  seit  ihrem  Bestehen  die  höchste 
Entscheidung  in  Capitalsachen  gehabt  hatten.»)     Seit  der  Ein- 
fahrung der  Tribunen  und  der  Tributcomitien  hatten  allerdings 
auch  diese  in  ausserordentlichem  Verfahren  und  mit   der  Be- 
schränkung durch    einen  vorhergehenden   Senatsbeschluss  Capi- 
talstrafen  verhängen  dürfen;    aber  es  war  selten  geschehen,  in 
der  letzten  Zeit  vor  den  Zehnmännem  nicht  mehr,  und  als  jene 
Beschränkung  durch   die  zwölf  Tafeln  und  die  darauf  folgende 
Gesetzgebung  fortfiel,  war  es  billig,   dass  die  alte  Sitte  wieder 
hergestellt  wurde.    Es  gab  noch  einen  andern,  von  Cicero  nicht 
angefahrten  Grund,  weshalb  es  zweckmässig  erschien,  Capital- 
anklagen  vor  dem  Volke  den  Centuriatcomitien  allein  zuzuweisen. 
Diese  wurden  nämlich  von  den  curulischen ,  Anfangs  patricischen 
Beamten  geleitet:    da  die  Tribunen,  die  Ankläger  waren,  so  be- 
stand also  in  diesem  Falle  wenigstens   bei  dem  Haupttheile  des 
Processes  eine  Scheidung  zwischen^dem  Amte  des  Vorsitzenden  und 
des  Anklägers,  wie  es  bei  gerichtlichen  Verhandlungen,  in  denen 
es  sich  um  das  Leben  und  das  ganze  Dasein  von  Bürgern  han- 
delte, billig  war.    Bei  den  formlosen  Volksversammlungen,  den 
Contionen,  von  denen   drei  dem  Entscheidungstermine  voran- 
gehen mussten,  fand,  wie  wir  oben  gesehen^),  diese  Scheidung 
nicht  statt:  sie  wurden  auch  bei  Capitalklagen  von  den  Tribunen, 
welche  die  Anklage  unternommen  hatten ,  geleitet    Aber  immer- 
hin war  es  von  Wichtigkeit,  dass  ein  gleicher  Einfluss  des  An- 
klägers sich   nicht  auch  bei  den  Comitien,   welche  das  Urtheil 
fällten,    geltend  machte.    Für  diese  Comitien  musste  sich  der 
Tribun    den  Termin  von    den  curulischen  Beamten  erbitten''), 


a)  Vergl.  I,  182. 

b)  S.  obeo  S.  253. 

c)  So  heisst  es  ausdracklich  bei  Liv.  XXVI,  3  diem  comitiis  ab  G. 
Calpumio  praetore  urbis  petit;  Liv.  XLIU,  16  diem  comitiis  a  0.  Solpicio 
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und  je  nachdem  er  angesetzt  war,  würden  auch  die  Tage  far 
die  vorbereitende  gerichüicbe  Untersachnng  bestimmt 

Es  entsteht  die  Frage,  in  welchem  Verhältnisse  der  ankla- 
gende Tribun  oder  Aedil  zu  dem  die  Comitien  leitenden  cora- 
lischen  Beamten,    später  in  der  Regel  dem  städtischen  Prfttor, 
stand.    War  der  Letzere  verpflichtet,  der  Forderong  des  Tribu- 
nen Folge  zu  leisten  oder  hatte  er  bei  der  Ansetznng  des  Comi- 
tialtermines  Einfluss  auf  die  Bildmig  (und  Begründung  der  An- 
klage ?    Welche  Macht  hatte  er  bei  der  Leitung  des  Processes 
gegenüber  den  Tribunen?    Wir  haben  in  der  Ueberlieferung  kei- 
nen Anhalt,   um  diese  Fragen  sicher  zu  beantworten:  wir  kön- 
nen  nur   leisen  Spuren    folgen   und  Vermuthungen   aufstellen. 
Wo  Cicero  seinen  Gegner  Verres ,  im  Falle  er  von  den  Geschwo- 
renen freigesprochen  würde,    mit  einer  Anklage  vor  den  Cen- 
turiatcomitien  wegen  perdueUio  bedroht*),   spricht  er  viel  von 
dem    Verbrechen,    viel  von  dem   gerechten  Zorne  des  Volkes, 
aber  gar  nicht  von  irgend  einem  Hindemisse,  das  er  bd  der 
Erhebung  der  Anklage  finden  könnte.    Und  doch  wissen  wir, 
würde  Verres  in   denjenigen  Jahre,  wo  Cicero  als  Aedil  eise 
Gapitalklage  anstellen  konnte ,  die  grösste  Unterstützung  bei  den 
curulischen  Beamten  gefanden  haben,  namentlich  bd  den  beiden 
Consuln,  von  denen  Q.  Hortensius  ganz  von  ihm  gewonnen  war. 
Aber  Cicero  erwähnt   kein  Hindemiss,   das  er  bei  seiner  An- 
klage haben  könnte ,  führt  keine  Drohung  an ,  wie  er  es  sonst 
wohl  thut:  er  spricht  durchaus  so,  als  ob  er  keinen  Widerstand 
finden  könnte.    Daraus  schliessen  wir  auf  eine  Verpfliditong  des 
Prätors,  der  Anklage  des  Tribunen  oder  Aedilen  nachzugeben. 
Die  Ausdrücke,   in  denen  die  von  den  Tribunen  an  den  Präte 
gestellte  Forderung  erwähnt  wird,   stimmen  mit  dieser  Ansiebt 
überein:  zweimal  heisst  es,  er  suchte  um  einen  Termin  fBr  die 
Comitien  nach,  einmal,  er  forderte  ihn.^)  In  der  Entsdieidung  des 
Prätors  lag  es,  welchen  Tag  er  für  die  Comitien  ansetzen  wollte,  ab^ 


praetore  urbano  petiit;  Oell.  VII,  9  oomitiis  diem  a  IL  Marao  pfaetore 
poposcit 

a)  Oic.  in  Verr.  I,  6  und  V,  6a 

b)  diem  petiit  bei  Liv.  XXVI,  8  und  XLm,  16;   diem  poposeH  bei 

cteii.  vn,  9. 
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ansetzen  musste  er  ihn.  Sein  Einfluss  bei  dem  Processe  beschränkte 
sich  also  auf  die  Gewähr,  welche  er  für  die  Richtigkeit  der  Abstim- 
mung gab.  Ueber  die  Untersuchung  selbst  hatte  er  keine  Macht : 
sie  wurde,  wie  bei  denGeldprocessen,  von  den  Anklägern  selbst 
geleitet  War  dieselbe  beendet,  so  nahm  er  den  Antrag  der 
Tribunen  auf  und  stellte  die  Frage  an  die  Centuriatcomitien. 
Nachdem  deren  Entscheidung  geschehen ,  hatte  er  natürlich  auch 
das  ürtheil  zu  verkünden  und  damit  den  Abschluss  des  gericht- 
lichen Verfahrens  herbeizuführen.  Alle  diese  Geschäfte  sind 
Formen ,  bei  denen  nur  selten  ein  wirklicher  Einfluss  auf  den 
Ausgang  des  Processes  möglich  war. 

Hier  ist  die  Stelle,  wo  von  der  perduellio  bei  den  Römern 
gehandelt  werden  muss,  einem  Rechtsbegriffe,  der,  ungeachtet 
er  nicht  eben  häufig  erwähnt  wird,  dennoch  von  den  neuem 
Gelehrten  mit  Vorliebe  behandelt  worden  ist  und  verschiedene 
Ansichten  hervorgerufen  hat.  Wir  haben  denselben  schon  oben 
bei  der  Darstellung  der  Königszeit  berührt"),  aber  die  genauere 
Erörterung  bis  hierher  verschoben,  wo  sich  für  dieselbe  zahl- 
reichere Anhaltpunkte  finden.  Dieselbe  ist  aber  um  so  mehr 
nöthig,  als  sie  ein  Ergebniss  liefern  wird,  welches  der  jetzt 
herrschenden  Meinung  entgegen  steht  und  sich  vielmehr  der  An- 
sicht der  früheren  Gelehrten  anschliesst.®)  PerdueUio  bezeichnet 
dem  Wortlaute  nach  das  Verhalten  qiu^b  perdueUU  ^  eines  Kriegs- 
feindes ;  denn  dies  ist  bekanntlich  der  ältere  Ausdruck  für  das 
später  übliche  hostis^)  und  findet  sich  noch  in  den  Gesetzen  der 
zwölf  Tafeln.  Was  man  unter  perduellio  in  der  Königszeit  ver- 
standen hat,  kann  man  nicht  genauer  angeben;  denn  sie  wird 
nur  einmal  bei  P.  Horatius^  Process  erwähnt  und  es  ist  nicht 
richtig,  nach  ihm  allein  eine  innere  und  eine  äussere  Seite  der 
perduellio  unterscheiden  und  den  Begriff  des  Verbrechens  in  lan- 
ger, juristischer  Auseinandersetzung  bestimmen  zu  wollen.^ 
Es  kann  nur  die  Frage  sein,  wie  der  König  dazu  kam,  Hora- 
tius'  Schwestemmord ,  welcher  sicherlich  zunächst  ein  parricidium 


a)  S.  I,  88flgd. 

b)  Dig.   de  verb.  sigD.  (L,  16)  243;    PauL  Diac.  p.  102  b.  v.  hostis; 
Cic.  de  off.  I,  12;  Varro  de  ÜDg.  Lat.  YU,  49. 
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war,  als  perduellio  zu  betrachten.  Der  Grund  li^  darin,  dass 
der  Vater  von  Horatios  seinen  Sohn,  wie  die  Berichterstatter 
übereinstimmend  angeben,  wegen  der  Ermordimg  seiner  Schwe- 
ster freigesprochen  hatte :  er  hatte  erklärt,  dieselbe  sei  mit  Recht 
getödtet  worden.  Bei  dem  Ansehen,  welches  die  väterliche  Ge- 
walt in  Rom,  und  bei  dem  Einflüsse,  den  Familiengeridite  in  der 
Römischen  Gerichtsverfassung  hatten,  musste  diese  Entsdieidung 
von  dem  höchsten  Gewichte  sein :  es  ist  kein  Zweifel,  dass,  wenn 
der  Vater  seinen  Sohn  verurtheilt  und  bestraft  hätte,  die  öffentr 
liche  Gerechtigkeit  gar  nicht  hervorgetreten  wäre.  Nach  der 
Freisprechung  erkannte  der  König  die  Nothwendigkeit  einer  re- 
ligiösen Sühne  und  eines  Verüahrens,  welches  dem  Gemeinwesen 
sein  Recht  verschaffe.  Aber  eine  neue  Anklage  wegen  parrior 
dium^  desselben  Verbrechens,  das  schon  durch  den  Vater  entr 
schieden  worden  war,  galt  nach  Römischen  Begriffen  für  nicht 
erlaubt^):  Niemand  konnte  zweimal  unter  ein  und  dersdben 
Anschuldigung  vor  Gericht  gebracht  werden.  Wohl  aber  war  es 
erlaubt  und  ist  häufig  geschehen,  dass  Jemand  wegen  ein  nnd 
desselben  Verbrechens,  vorausgesetzt  dass  dasselbe  von  verschie- 
denen Seiten  betrachtet  vnirde,  mehrere  Processe  zu  bestehen 
hatte :  davon  haben  wir  viele  Beweise  aus  der  Zeit  der  Schwur- 
gerichte und  wir  dürfen  diese  Sitte  als  uralt  und  dem  Römischen 
Gerichtswesen  eigenthümlich  ansehen.  Deshalb  wählte  d^  K^ 
nig  die  perdueüio  zur  Bezeichnung  von  Horatius'  Verbrechen 
und  Dionysius  scheint  anzudeuten,  er  habe  dies.gethan,  weil 
Horatius  eine  gerichtlich  nicht  verurtheilte  Bürgerin  getikitet 
hatte.  **) 

Nehmen  viir  also  dies  als  den  Begriff  der  perdueUio  in  der 
Königszeit  an,  so  ist  damit  AUes,  was  wir  aus  ihr  wissen,  er- 
schöpft. Es  ist  wahrscheinlich,  schon  des  Ausdrucks  halber, 
dass  auch  andere  Verbrechen  unter  demselben  begriffen  wurden, 
namentlich  feindseliges  Auftreten  gegen  den  Staat  und  den  Kö- 
nig;  aber  Bestimmtes  lässt  sich  nicht  sagen.    Dass  man  die 


a)  Vergl.  oben  S.  265  nnd  311. 

b)  Dionys.  III,  22  touc  v^f^ouc  woptj^fJjuvoi  touc   oix  löivTaic  ^pf^^ 

diioxTfi{veiv  o6d<va. 
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Verbrechen  schon  in  der  Königszeit  nach  gewissen  Classen  schied, 
wissen  wir  auch  aus  unzweifelhaften  Andeutungen»):  man  hatte 
verschiedene  Namen  für  die  einzelnen,  auch  verschiedene  Strafen. 
Wie  weit  aber  die  Sonderung  der  Begriffe  ging,  lässt  sich  nicht 
sagen:  daraus,  dass  Tullus  Hostilius  Schwestemmord  als  /?^- 
dueUio  strafen  wollte,  dürfen  wir  nicht  auf  Unbestimmtheit  der 
Begriffe  oder  Mangel  an  genauer  Beobachtung  derselben  schliessen. 
Die  meisten  Verbrechen  lassen  sich,  je  nachdem  man  den  Ge- 
sichtspunkt wählt,   mit  verschiedenen  Namen   bezeichnen   und 
verschiedenen  Classen  zuschreiben.  Ah  Verres  wegen  Erpressung 
angeklagt  wurde,  warf  Cicero  ihm  viele  Vergehen  vor,  welche 
mit  ungerechtem  Geldgewinne  in  loser  Verbindung  standen:  da- 
her droht  er  dem  Angeklagten,  er  wolle  ihn,  wenn  er  wegen 
Erpressungen  frei  gesprochen  wurde,  wegen  Unterschleif  (pecur- 
latus)  belangen ;  wenn  er  auch  davon  los  käme,  wegen  Majestäts- 
verbrechens ;  wenn  er  dadurch  nicht  seine  Verurtheilung  bewirke, 
wegen  perdueUio  beim  Volke.    Es  ist  also  kein  Wunder,  dass 
auch  Horatius'  That  vom  Gesichtspunkte  des  Staates  aus  als 
perdueUio  angesehen  wurde.     Es    entstehen   hier  zwei  weitere 
Fragen,  erstlich  ob  die  Form  des  Processes,  nach  welcher  Ho- 
ratius  gerichtet  worden  war,  auch  ausser  dem  Verbrechen  der 
perdueUio  angewendet  vnirde.   Wir  wissen  von  keinem  Beispiele; 
denn  die  beiden  Fälle,  in  welchen  Zweimänner  mit  Provocation 
erwähnt  werden,    der   Process   von  Manlius  und    C.  Rabirius, 
werden  der  perdueUio  beigelegt.    Indessen  liegt  darin  kein  Be- 
weis,  dass  nicht  auch  andere  Verbrechen  in  gleichen  Formen 
vor  Gericht  gekommen  wären,  und  die  Erzählung  von  Horatius' 
Process  selbst  deutet  die  Möglichkeit  davon  an.    Es  ist  nicht 
die  perdueUio^  derethalben  der  König  die  Zweimänner  erwählt 
und  das  Volk  zusammentreten  lässt,  sondern  er  ist  unschlüssig 
über  die  Entscheidung,   erkennt  auf  der  einen  Seite  die  Sünde 
der  That,  auf  der  andern  die  Stimmung  des  Volkes:  um  sich 
unparteiisch  zu  halten  und  die  etwaige  Blutschuld  auf  das  ganze 
Volk  zu  wälzen,  deshalb  schafft  er  das  Verfahren  mit  den  Zwei- 
mäniiem,  nicht  weil  dasselbe  nothwendiger  oder  herkömmlicher 

a)  S.  I,  ia2. 
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Weise  mit  dem  Verbrechen  der  perduellio  zusammenhängt  Die 
zweite  Frage  ist,  ob  perduellio  anch  anders  als  nach  Tullas 
Hostilius'  Verfahren  gestraft  worden  ist  Hierüber  kann  kein 
Zweifel  sein:  die  spätere  Zeit  zeigt  Fälle,  in  denen  sie  sowohl 
nach  dein  ordentlichen  Gerichtsverfahren  als  durch  ausserordent- 
liche tribunicische  Anklage  zur  Entscheidung  des  V  Ikes  gebracht 
worden  ist») 

In  der  Zeit  von  der  Vertreibung  der  Könige  bis  zur  Gesetz- 
gebung der  zwölf  Tafeln  haben  wir  nur  eine  einzige  und  un- 
sichere Erwähnung  der  perduellio.  Ueber  Sp.  Gassius'  Bestra- 
fung wird  als  abweichende,  aber  wahrscheinlichere  Ueberliefenmg 
von  Livius^)  angeführt,  er  sei  von  den  Quästoren  K.  Fabins 
und  L.  Valerius  der  perduellio  angeklagt  und  durch  Volksent* 
Scheidung  verurtheilt  worden ;  von  Quästoren  erzählen  aud)  die 
übrigen  Berichterstatter;  als  Grund  der  Anklage  fuhren  sie  viel- 
fach, wie  auch  Livius,  Streben  nach  der  Alleinherrschaft  an  und 
die  ganze  Erzählung  von  seinen  Bestrebungen  ist  der  Art,  dass 
man  diesen  Grund  für  den  wirklichen  halten  muss.  Aber  ob 
man  daraus  schliessen  darf,  der  Begriff  der  perdudUo  habe 
damals  Streben  nach  der  Königswürde  umfasst,  ist  sehr  zweifel- 
haft und  wohl  möglich,  dass  Livius  dem  Sprachgebrauche  der 
spätem  Zeit  folgte  und  schon  damals  unter  perduelUo  dn  todes- 
würdiges Verbrechen  überhaupt  verstand.  Nämlich  diese  allge- 
meine Bedeutung  gewann  der  Ausdruck  perduellio  nach  doi 
Gesetzen  der  zwölf  Tafeln :  sie  lässt  sich  nicht  juristisch  reoht- 
fertigen,  sondern  nur  sprachlich  bemerken.  Von  den  altem 
Gelehrten  ist  dieselbe  richtig  erkannt,  von  den  neuem  wieder 
verworfen  worden:  es  ist  daher  nöthig,  dieselbe  ansfuhrlidier 
zu  erweisen.^)  Wir  wählen  einige  Processe,  welche  ausdrodc- 
lieh  Perduellionsprocesse  genannt  werden.  Der  Consul  des  Jahres 
249  V.  Chr.  P.  Claudius  Pulcher  kämpfte  bei  Drepana  gegen 
die  Anspielen  und  unglücklich  mit  den  Puniem:  er  wurde 
deshalb  von  zwei  Volkstribunen  vor  dem  Volke  wegen  perdmdBo 


a)  VergL  I,  99. 

b)  Liv.  II,  41.   Vergl.  I,  286. 
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angeklagt»)  Man  fragt,  welche  Handlung  eines  perduellis  dabei 
zu  erkennen  ist  Dass  er  die  Anspielen  vernachlässigt  hatte? 
Oder  dass  er  untüchtig  zum  Kriegfuhren  oder  unglücklich  ge- 
wesen war?  Denn  dass  er  absichtlich  schlecht  gekämpft,  den 
Staat  verrathen  und  nicht  viel  lieber  gesiegt  hätte ,  darf  man 
doch  nicht  annehmen.  £s  wird  schwer  sein,  auch  durch  künst- 
liche Erklärung  hier  das  Benehmen  eines  Kriegsfeindes  heraus- 
zufinden. Bei  dem  schon  öfters  erwähnten  Processe  von  Cn. 
Fulvius  '*)  kam  es  während  der  gerichtlichen  Untersuchung  durch 
Zeugenaussagen  an  den  Tag,  dass  jener  sich  feige  benommen 
hatte,  dass  er  bei  der  Schlacht  zuerst  geflohen  war  und  seine 
Soldaten  im  Stich  gelassen  hatte.  Das  Volk  rief,  es  müsse  ein 
Capitalprocess  angestellt  werden  und  die  Tribunen  änderten  des- 
halb ihre  Anklage  auf  perduellio.'^)  Nach  Livius'  Darstellung 
ist  es  nur  die  offenbare  Feigheit,  wegen  deren  Fulvius  verurtheilt 
wurde,  und  wie  ist  es  möglich,  diese  unter  den  Begriff  der  per- 
duellio zu  bringen?  Aber  in  diesen  beiden  Fällen  handelte  es 
sich  doch  um  Ungeschick  im  Kriege  und  dabei  könnte  an  irgend 
eine  Beziehimg  zur  perduellio  gedacht  werden:  aber  auch  die 
C^nsoren  C.  Claudius  und  Ti.  Sempronius  wurden  von  einem 
Tribunen  wegen  perdueUio  belangt,  weil  sie  der  tribunicischen 
Macht  zu  nahe  getreten  sein  sollten:  einer)  von  ihnen]  wurde 
ausserdem  beschuldigt,  bei  der  Verpachtung  der  Staatsgefälle 
ungehörig  verfahren  zu  sein.^)  Es  wäre  dies  ganz  undenkbar, 
wenn  nicht  perdueUio  etwas  anderes  als  das  Benehmen  eines 
perdueUia^  eines  Kriegsfeindes,  bezeichnete. 

Nun  vergleiche  man  mit  diesen  einzelnen  Fällen  Folgendes. 
Cicero  an  der  früher  angeführten  Hauptstelle  über  das  Verfahren 
der  Volksgerichte*),  wo  er  seinen  eigenen  sogenannten  Process 
erwähnt  und  dabei  das  ausserordentliche  tribunicische  Ver&hren 


a)  ScboL  Bob.  Cic.  p.  887  ed.  Orell.  S.  oben  S.  811. 

b)  Man  sehe  oben  S.  813. 

c)  Liv.  XXYI,  8  tanta  ira  accensa  est,  ut  capite  anquirendmn  contio 
sacdamaret  und  nachher  Tum  Sempronius  perduellionis  se  iudicare  Cn. 
Folvio  dixit 

d)  Liv.  XLm,  16. 

e)  Cic.  de  dorn.  17,  45,  angefahrt  oben  S.  244. 
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vor  dem  Volke  schildert,  spricht  znerst  von  dem  Ansetzen  eines 
Termines,  dann  unterscheidet  er  zwei  Arten  von  Processen, 
erst  diejenigen,  wo  das  Beantragen  einer  Geldstrafe  (muliam 
irrogare)^  zweitens  diejenigen,  wo  das  Sprechen  eines  Urtheils 
(iudicare)  stattfindet  Er  erwähnt  an  einer  andern  Stelle»)  eben- 
falls seinen  Process  und  fragt,  P.  Glodins  anredend,  dieser  hätte 
ihm  wohl  einen  Termin  angesetzt,  eine  Geldstrafe  gegen  ihn  be- 
antragt, einen  Process  wegen  perduMio  angestrengt  An  beiden 
Stellen  spricht  Cicero  vom  Beantragen  einer  Geldstrafe,  womit 
er  das  Anstellen  einer  tribunicischen,  anf  Geldstrafe  gerichteten, 
Anklage  vor  den  Tribatcomitien  meint:  er  muss  demnächst  an 
beiden  Stellen  einen  Gapitalprocess  vor  den  Centarien  erwähnen. 
An  der  ersten  Stelle  thut  er  dies,  indem  er  vom  Urtheilen  spricht, 
und  es  ist  dies  der  eigenthümliche  Ausdruck  dafür  ^),  an  der 
zweiten  Stelle  sagt  er,  einen  Process  wegen  perduellio  anstren- 
gen. Wollte  er  damit  bloss  bezeichnen,  eine  von  den  mehreren 
Arten  von  Capitalprocessen,  welche  es  gäbe,  anstellen,  so  wäre 
sein  Ausdruck  nicht  passend:  er  muss  einen  Gapitalprocess 
überhaupt  bezeichnen  wollen  und  perdueUio  der  Ausdruck  for 
alle  Capitalprocesse  sein.  Damit  gewinnen  auch  andere  Stdlen 
von  Schriftstellern  ihre  Erklärung.  Z.  B.  bei  dem  eben  angeführ- 
ten Processe  von  Cn.  Fulvius  verlangte  bei  dem  dritten  Termine 
das  Volk,  es  sollte  die  Untersuchung  auf  ein  Capitalverbrechen 
gerichtet  werden.  Der  Tribun  sagt  darauf,  er  wolle  auf  ein 
Capitalverbrechen  untersuchen  und  als  die  Möglichkeit  dazu  durch 
das  CoUegium  der  Tribunen,  an  welches  appellirt  wurde,  gege- 
ben war,  erklärt  er  weiter,  er  halte  Cn.  FcQvius  der  perdu^io 
für  schuldig.  An  sich  wäre  es  hierbei  möglich,  perduellio  für 
eine  besondere  Art  von  Capitalverbrechen  zu  halten;  aber  nach 
den  früheren  Stellen  wird  man  sie  als  die  allgemeine  Bezeichnung 
einer  Capitalanklage  auffassen  müssen.  Femer  wird  so  die  Ud>er- 
lieferung  von  den  Gesetzen,  durch  welche  die  geheime  Ab- 
stimmung in  den  Volksversammlungen  eingeführt  wurde,  ver- 


a)  Gicp.  Mil.  14,  96  Diem  mihi,  credo,  dizerat,  multam  iirogarat, 
actionem  perdnellionis  intenderat 

b)  Vergl.  oben  S.  248. 
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ständKch.     Sie  wurde  zuerst    eingeführt  bei    den  Walilen  von 
Beamten,  gleichmässig  in  Centuriat-  und  Tributcomitien,  dann 
in  den  Volksgericbten,    dann  bei  der  gesetzgebenden  Thätigkeit 
der  Volksversammlung,  endlich  bei  den  Perduellionsgerichten"), 
was  die  letzte  Classe  von  Volksabstimmungen  war,  bei  welcher 
öfientliche  Abstimmung  sich   am  längsten,    und  eine  Zeit  lang 
allein  erhielt    L.  Cassius,  welcher  das  Gesetz  über  die  Volks- 
gerichte gab,  hatte  die  Perduellionsgerichte  ausdrücklich  ausge- 
nommen.   Versteht  man  unter  diesen  nur  einen  besonderen  Theil 
der  Capitalgerichte ,   so  begreift  man  die  von  Cassius  gemachte 
Ausnahme   nicht    Weshalb   sollte   er   bei   den    der   perdmllio 
Angeklagten  die  öffentliche  Abstimmung  lassen,  während  er  sie 
bei  andern  Capitalanklagen,  welche  eben  so  schwerer  Verbrechen 
halber  angestellt  wurden,   eben  so  schwere   Strafen  zur  Folge 
hatten,   eben  so  leicht  politisclien  Einflüssen  unterliegen  konn- 
ten, nicht  bestehen  liess?    Verständlich  aber  wird  die  Ausnahme, 
wenn    alle  Capitalprocesse    zugleich  Perduellionsprocesse    sind: 
dann  wurde  die  mündliche  Abstimmung  da,    wo  es  sich  um 
schwere,  um  todes würdige  Verbrechen  handelte ,  d.  h.  überhaupt 
in  denCenturiatcomitien,  sobald  sie  richterliche  Befugnisse  übten, 
beibehalten.    Die  geheime  Abstimmung  in  ihnen  wurde  einge- 
führt durch  ein  Gesetz  des  Tribunen  C.  Gaelius.    Von  ihm  sagt 
Cicero,  er  hätte  die  Gefährlichkeit  der  Neuerung,  nämlich  Leib 
und  Leben  jedes  Römischen   Bürgers  einer  auf^chtslosen  Ab- 
stimmung anzuvertrauen,  wohl  eingesehen  und  später,  so  lange 
er  lebte,   den  Schaden,   welchen  er  dadurch  der  Verfassung  ge- 
bracht, bereut;    indessen  der  Wunsch,  G.  Popilius  Laenas  desto 
sicherer  zur  Verurtheilung  zu  bringen,    habe  überwogen.     Es 
wurde  aber  Popilius  angeklagt,  weil  er  um  das  Römische  Heer 
zu  retten,   einen  schimpflichen  Vertrag  mit  den  Tigurinem  ge- 
macht hatte,  oder  wegen  Maj es täts verbrechen,  wie  es  bei  einem 
Berichterstatter  heisst^)    Wären  nicht  alle  Capitalprocesse  zu- 
gleich Perduellionsprocesse  gewesen,  so  hätte  es  für  Gaelius  keine 
Schwierigkeit  gehabt,  auch  ohne  Veränderung  der  Gesetzgebung 


a)  Gic.  de  leg.  m,  16,  35. 

b)  Aact  ad  Her.  I,  15,  25. 
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die  Yerartheilong  von  Popilios  durchzufietzen :  er  hätte  desseo 
Veilchen  etwas  anders  gefasst,  ihn  entweder  wegen  Majestäts- 
verbrechen oder  wegen  Verrath  oder  sonst  eines  todeswflrdigeD 
Verbrechens  angeklagt.  Daraas ,  dass  er  dies  nicht  konnte ,  dass 
er,  um  Popilius  zu  einer  Capitalvemrtheilung  zu  bringen,  erst  die 
Abstimmung  in  den  Perduellionsgerichten  Andern  musste,  folgt 
mit  Sicherheit,  dass  diese  überhaupt  alle  Gerichte,  in  welchen 
auf  capitale  Strafe  erkannt  wird ,  d.  h.  alle ,  welche  in  Gentoriat* 
comitien  entschieden  wurden,  umfassen. 

Also  perdvdlio  heisst  jedes  mit  Gapitalstrafe  geahndete 
Verbrechen:  selbst  Giftmord,  von  Frauen  gegen  ihre  Häimer 
begangen,  oder  Unzucht  gegen  Männer  muss  unter  diesen  Be- 
griff gebracht  worden  sein.  Aber  dies  gilt  nur  bei  dem  ausser- 
ordentlichen, von  Tribunen  oder  Aedilen  vor  dem  Volke  gelei- 
teten Verfahren,  nicht  bei  dem  ordentlichen,  welches  die  Gonsoln 
oder  später  die  Prätoren  leiten.  Die  Begriffe  von  den  einzelne 
Verbrechen , .  welche  es  bei  den  Römern  seit  den  ältesten  Zeiten 
gab^),  und  welche  durch  die  Verschiedenheit  der  Strafen,  welche 
auf  ihnen  standen,  gesondert  waren,  erhielten  sich  auch  spater 
in  dem  ordentlichen  Verfahren  und  wir  würden  ihre  £ntwicke- 
lung  verfolgen  können,  wenn  wir  überhaupt  mehr  NachriciiteD 
von  dem  gewöhnlichen  Griminalprocesse  hätten.  In  ihm  kann 
es  auch  ein  besonderes  Verbrechen  der  perdueUio  gegeben  haben: 
aber  die  einzige  Spur  davon  findet  sich  in  Sp.  Gassius'  Processe 
und  dieser  genügt  nicht,  um  über  dasselbe,  seinen  Um&Qg, 
seine  Bestrafung  bestimmte  Ansichten  begründen  zu  können. 
Als  später  in  den  Schwurgerichten  die  Begriffe  des  alten  ordeat- 
liehen  Griminalprocesses  sich  mit  manchen  Veränderungen  wie- 
der erneuten,  gab  es  kein  besonderes  Verbrechen  der  perdudUoy 
sondern  dieselbe  wurde  als  eigenthümlich  dem  ausserordentlich 
vor  dem  Volke  stattfindenden  Gapitalverfahren  angeseheo.  Es 
ist  selbst  möglich,  dass  dieser  den  Lateinisdien  Schiifistdlan 
geläufige  Sprachgebrauch,  wonach  perdueUio  jedes  todeswördige 
Verbrechen  bezeichnet ,  auf  die  Darstellung  der  wenigen  Fälle, 
in  denen  sonst  perdueUio  erwähnt  wird,  eingewirkt  hat:  man 


a)  VengL  I,  182. 
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kann  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  behaupten,  dass  es  nie  ein  be- 
sonderes Verbrechen  perduellio  gegeben  hat  Jedenfalls  wird 
der  Ursprung  der  allgemeinen  Bedeutung  von  perduellio  mit  dem 
Ursprünge  der  ausserordentlichen  tribunicischen  Gerichtsbarkeit 
zusammenfallen,  d.  h.  von  der  Zeit  der  Zehnmäuner  beginnen. 
Bei  Coriolans  Process  lautete  die  Anklage  noch  auf  Streben 
nach  Alleinherrschaft,  späterhin  hätten  die  Tribunen  sie  wegen 
perduellio  angestellt 

Ueber  das  Verfahren  in  einem  ausserordentlichen  Capital- 
processe,  welchen  ein  Tribun  oder  Aedil  eingeleitet  hatte,  haben 
wir  schon  gesprochen:  es  war  in  der  aussergerichtlichen  Vor- 
untersuchung, der  diei  dicHo,  den  drei  ersten  Terminen  und 
der  Hälfte  des  vierten  ganz  dasselbe ,  wie  bei  den  durch  Tri- 
butcomitien  entschiedenen,  auf  Geldstrafe  gerichteten  ausser- 
ordentlichen Volksprocessen.  Verschieden  war  nur,  erstens, 
dass  der  Tag  des  vierten  Tennines  von  einem  curulischen  Be- 
amten, früher  demConsul  oder  demjenigen,  welcher  seine  Stelle 
einnahm,  später  dem  städtischen  Prätor  angesetzt  wurde,  zwei- 
tens, dass  das  Urtheil  in  Centuriafcomitien  geschah.  Von  der 
Abstimmung  haben  wir  schon  gesagt ,  dass  sie  bis  zum  Jahre 
107  V.  Chr.  mündlich  und  öffentlich  war^),  seitdem  in  Folge 
eines  Gesetzes  des  Yolkstribunen  C.  Caelius  heimlich  durch 
Stimmtäfelchen  geschah.  £benso  haben  wir  erwähnt,  dass  der 
Strafantrag  ähnlich,  wie  in  der  Gesetzgebung,  lautete  und  dem- 
gemäss  die  £ntscheidung  des  Volkes  nur  auf  Ja  oder  Nein  ging, 
ohne  die  Möglichkeit  einer  Abänderung.  Erfolgte  Verurtheilung, 
so  war  das  caput  des  Bürgers  verloren,  in  alter  Zeit  und  auch 
später  noch,  wo  es  sich  um  schwere  Verbrechen  handelte,  wie 
z.  B.  bei  Q.  Pleminius,  das  Leben  selbst  und  die  Hinrichtung 
geschah  nach  dem  Uebereinkonmien  der  Behörden,  ohne  dass 
das  Volk  darüber  bestimmte:  die  Sitte  der  Zeit,  auch  Gesetze, 
namentlich  die  Porcischen  *') ,  waren  hierbei  entscheidend.  AU- 
mälig  und  besonders  bei  allen  eigentlich  politischen  Processen 
trat  statt  der  Lebensstrafe  der  bürgerliche  Tod  ein,  d.  h.  Ver- 


a)  S.  oben  S.  d32. 

b)  Vergl.  oben  S.  47flgd. 
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bannung  und  Vermögensyerlost ;  selbst  dann,  wenn  der  Ange- 
klagte im  Bewasstsein  seiner  Schuld  die  freiwillige  Verbannung 
gewählt  hatte,  wurde  über  ihn,  damit  er  nicht  zurückkehren 
könnte,  die  Aechtung  ausgesprochen.  Die  Entscheidung  der 
Centurien  wurde  natürlich  von  demjenigen,  welcher  die  Ver- 
sammlung geleitet  hatte,  dem  städtischen  Prätor  ausgesprochen 
und  damit  erst,  nicht  schon  durch  die  Abstimmung  selber,  war 
die  Verurtheilung  geschehen.  Dann  erfolgte  gleichsam  eine  Aus- 
lieferung des  Verurtheilten  an  denjenigen,  welcher  die  Anklage 
gefuhrt  hatte.  Denn  dieser  leitete  die  Ausführung  des  Urtheils 
und  wo  es  uöthig  war,  die  Hinrichtung.  Ich  will  dafür  nicht 
ein  Beispiel  aus  der  Zeit  der  Zehnmänner  anfuhren.  Nach  ihrer 
Verurtheilung  wurde  auch  ihr  Gehülfe  M.  Claudius  von  dem  Tri- 
bunen A.  Verginius  angeklagt  und  seine  Verurtheilung  darchge- 
setzt:  der  Tribun  hätte  ihn  hinrichten  können,  aber  er  entliess 
ihn  und  begnügte  sich  mit  der  Verbannung.*)  Dies  Beispiel 
ist  nicht  entscheidend,  weil  die  Processe  der  Zehnmänner  noch 
nicht  in  den  spätem  Formen  geführt .  wurden.  Aber  Manfins 
Gapitolinus  «wurde  von  den  Volkstribunen  angeklagt  und  durch 
das  Volk  zum  Tode  verurtheilt:  über  die  Form  des  Gerichtes 
erwähnt  Livius  Verschiedenheit  in  der  Ueberlieferung,  über  die 
Art  des  Todes  nicht.  Die  Tribunen  sagt  er,  hätten  ihn  vom 
Tarpejischen  Felsen  gestürzt.^)  Wenn  also  keine  Hinrichtung 
stattfand,  sondern  nur  Einziehung  des  Vermögens,  werden  die 
Tribunen  das  so  zusammengekommene  Geld  nach  ihrem  Dafür- 
halten zu  öffentlichen  Zwecken  verwendet  haben,  gleich  wie  Tri- 
bunen und  Aedilen  über  den  Ertrag  der  Geldstrafen  verfugten.') 
Eine  Besonderheit  war  es,  dass  bei  der  Aechtung  von  Q.  Me- 
tellus  Numidicus ,  der  im  Jahre  100  v.  Chr.  durch  eine  Anklage 
des  Tribunen  Appulejus  Satuminus  vertrieben  wurde,  der  Zu- 
satz gemacht  wurde ,  die  Consuln  sollten  die  öffentliche  Acht  über 
den  Verbannten  aussprechen.^)    Dies  war  eine  Verschärfung  der 


a)  Liv.  III,  58.    Vergl.  oben  S.  40. 

b)  Liv.  VI,  20  triboni  de  saxo  Tarpeio  deiecerunt 

c)  Beispiele  s.  oben  S.  292. 
'\)  App.  bell.  civ.  I,  31. 
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Strafe,  und  ein  Kunstgriff  des  Tribunen,  um  die  Consuln  als 
Theilnehmer  der  ungerechten  Verurtheilung  eines  vom  ganzen 
Staate  hochgeachteten  Mannes  hinzustellen,  und  als  solcher  wird 
es  von  Appian  trotz  seines  sonst  kurzen  Berichtes  ausdrücklich 
erwähnt 

Eine  Verurtheilung  durch   das  Volk  ist  unwiderruflich :  es 
giebt  kein  gerichtliches  Verfahren,    wodurch  ein  Verurtheilter, 
welcher  den  bürgerlichen  Tod  und   Vermögeusverlust  erlitten, 
in  Ehren  und  Güter  wieder  eingesetzt  werden  kann.    Dennoch 
ist  eine  solche  Wiedereinsetzung,  wenn  es  sich  tun  politische 
Verbrechen  handelte,  öfters  geschehen,    aber  durch  einen  Act 
der  Gesetzgebung,  und  zwar  gleichmässig  durch  Centuriat-  oder 
Tributcomitien ,    mochte  die  Aechtung  selbst  durch  diese  oder 
durch  jene  ausgesprochen  worden  sein.    Wo  Cicero  von  seiner 
eigenen  Zurückberufung,  welche  in  Centuriatcomitien  erfolgte, 
spricht ,  zählt  er  etliche   solcher  Fälle  auf ■) ,   wobei  er  freilich 
das  geschichtliche  Versehen  macht,  von  einer  Wiedereinsetzung 
von  Kaeso  Quinctius  zu  sprechen,   die  nach  Livius**)  weder  ge- 
schehen ist  noch  geschehen  konnte.    Aber  M.  Furius  Camillus 
wurde  bekanntlich  durch  Tributcomitien,  weil  er  eine  Geldstrafe 
nicht  zahlen  wollte,  zur  Verbannung  verurtheilt,  seine  Zurück- 
berufimg  erfolgte  in  Centuriatcomitien.*')    Dagegen  Q.  Metellus 
war  im  Jahre  100  v.  Chr.  wegen  Capitalverbrechens  angeklagt 
und,  da  er  freiwillig  in  die  Verbannung  gegangen  war,  durch 
Tributcomitien  mit    der   härtesten  Art   von   Aechtung  bestraft 
worden :  seine  Wiedereinsetzung  erfolgte  im  Jahre  darauf  durch 
ein  tribunicisches  Gesetz,  also  durch  Tributcomitien.**)     Ebenso 
wurde    der  im  J.  123  v.  Chr.  verurtheilte  P.  Popilius  Laenas 
b^d  darauf  durch  ein  Gesetz  des  Tribunen  L.  Calpumius  ßestia 
zurückgerufen.*)   Auch  bei  den  späteren  Schwurgerichten  war  ein 
richterliches  Verfahren  zur  Wiedereinsetzung   ungerecht  Verur- 
theilter nicht  vorhanden;    sie  konnte   ebenfalls  nur  durch  ein 


a)  Cic.  de  dorn.  31  flgd. 

b)  Man  sehe  I,  274. 

c)  Liv.  V,  46.    Veigl.  oben  S.  308. 

d)  Cic.  p.  Plane.  38,  68. 

e)  Cic  Brat  34,  128. 
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Gesetz,  und  zwar  gleicher  Weise  ein  consularisches ,  wie  tribu- 
nicisches,  geschetien.  Erst  die  Kaiserregienmg  schuf  die  Mög- 
lichkeit, ehe  noch  die  Vollziehung  des  Urtheils  eingetreten  war, 
eine  Begnadigung  und  später  in  jedem  Augenblicke  ohne  Befra- 
gung des  Volkes  Wiedereinsetzung  eintreten  zu  lassen. 


Zwölftes  Capitel. 

Die  uns  bekannten  Gapitalproeesse,  welche  vor  dem  Volke  geflUirt  werAn 

sind,  der  Zeitfblge  nach  geordnet 

Es  bleibt  noch  übrig,  wie  wir  es  früher»)  bei  den  vor  den 
Tributcomitien  geführten  Geldprocessen  gethan  haben,  so  jetzt  die 
Capitalprocesse  vor  den  Centurien  der  Zeitfolge  nach  aufirafubrea 
und  etwaige  Besonderheiten ,  welche  sich  bei  den  einzehoien  fin- 
den, zu  erwähnen.  Diejenigen,  welche  vor  der  Zeit  der  Zebn- 
männer  geführt  worden  sind,  haben  wir  indessen  schon  ausführ- 
lich behandelt,  andere,  welche  von  den  übrigen  durch  be^oudere 
politische  Wichtigkeit  oder  durch  Eigenthümlichkeiten  des  Ver- 
fahrens sich  auszeichnen,  werden  vrir  später  darstellen.  Es  sind 
dies  die  Processe  gegen  C.  Servilius  Ahala,  welcher  den  der 
Tyrannei  verdächtigen  Sp.  Maelius  getodtet  hatte,  sowie  der 
gegen  dessen  Genossen  L.  Minucius,  ferner  der  gegen  M.  Man- 
lius  Capitolinus,  dann  die  in  Ciceros  Zeit  berühmten  und  in 
seinen  Schriften  vielfach  besprochenen  gegen  G.  Kabirius,  gegen 
Catilinas  Genossen,  endlich  der  gegen  Gicero  selbst  Wenn  man 
von  diesen  Processen  absieht,  finden  sich  folgende  bei  den  Schrift- 
stellern erwähnt 

388  V.  Chr.  wurde  Q.  Fabius  von  dem  Volkstribunen  C. 
Marcius  angeklagt  Er  hatte  als  Gesandter  nach  Clusium  ge* 
schickt,  widerrechtlich  gegen  die  Gallier  gekämpft  und  da  da- 
durch das  Unglück  über  Rom  hereingebrochen  war,  den  Zorn 
des  Volkes  auf  sich  gezogen.  Er  wäre  verurtheilt  worden,  wenn 
er  nicht  vorher  gestorben  wäre.*») 


a)  S.  oben  S.  d05flgd. 

b)  Liv.  VI,  1. 
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362  V.  Chr.  wurde  L.  Manlius  Imperiosüs,  der  Dictator  des 
vorigen  Jahres,  von  dem  Volkstribunen  M.  Pomponius  angeklagt, 
weil  er  die  Dictator  einige  Tage  länger,  als  es  ihm  gesetzlich 
freistand,  behalten  hatte.*)  In  seiner  Anklagerede^)  gab  der 
Tribun  dem  Angeklagten  überdem,  am  das  Volk  gegen  ihn  zu 
erbittern,  unmässige  Strenge  bei  der  Aushebung,  auch  Härte  ge- 
gen seinen  eigenen  Sohn  Schuld.  Es  war  ohne  Zweifel  ein 
Capitalprocess  und  die  Centnrien  sollten  entscheiden^);  aber  es 
kam  nicht  dazu.  Während  der  gerichtlichen  Untersuchung  und 
während  der  Process  sich  noch  in  einem  der  drei  ersten  Termine 
befand,  zwang  der  Sohn  des  Angeklagten  den  Tribunen  mit  Ge- 
walt zu  dem  Schwüre,  dass  er  von  der  Anklage  zurücktreten 
wolle  und  der  Tribun  hielt  seinen  Schwur  unter  Billigung  des 
Volkes. 

Um  328  V.  Chr.  wurde  M.  (oder  Q.)  Flavius  von  einem 
Aedilen  G.  Valerius  angeklagt  wegen  Unzucht  mit  einer  Bürge- 
rin und  zwar  in  einem  Capitalprocesse.'*)  Die  Verurtheilung  wäre 
erfolgt,  wenn  nicht,  nachdem  schon  vierzehn  Tribus  dieselbe 
ausgesprochen,  der  Ankläger  durch  ein  übermüthiges  Wort  das 
Volk  erbittert  hätte.  Zum  Dank  für  seine  Freisprechung  be- 
schenkte nachher  der  Angeklagte  bei  Gelegenheit  das  Volk. 

326  V.  Chr.  hatte  L.  Papirius  seinem  Schuldknechte  C.  Pu- 
blicius  Gewalt  angethan.  Als  dieses  bekannt  geworden  war, 
wurde  der  Thäter  von  den  Volkstribunen  angeklagt  und  vom 
Volke  zum  Tode  verurtheilt,  auch  die  ganze  Schuldknechtschaft 
geändert. «) 


a)  Cic.  de  off.  111,  31,  112;  Val.  Max.  V,  4,  3.    Vergl.  oben  S.  18. 

b)  Bei  Liv.  VII,  5. 

c)  Dem  widersprechen  auch  nicht  die  Worte  bei  Livius  1.  1.  Nee  per- 
inde,  nt  mainisset  plebes,  sibi  suffiragii  ferendi  de  tarn  crudeii  et  superbo 
reo  potestatem  fieri,  ita  aegre  tulit  filinm  id  pro  parente  ausum.  Es  han- 
delt sich  dort  um  das  in  einer  formlosen  contio  versammelte  Volk  und  dies 
konnte  pfebes  genannt  werden;  beim  vierten  Termine  würde  Livius  vom 
populus  gesprochen  haben.  Vergl.  App.  Samn.  2 ;  Senec.  de  benef.  III, 
37  und  oben  S.  278. 

d)  Dies  beweist  Val.  Max.  VHI,  1,  7,  der  erzählt,  der  Angeklagte  wäre 
im  Falle  der  Verurtheilung  umgekommen.    Liv.  VIII,  22. 

e)  Liv.  VIII,  28;  Dionys.  XVI,  9.    Vergl.  Val.  Max.  VI,  1,  9. 
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326  V.  Chr.  wurde  C^Laetorios  Mergns,  ein  tapferer  Kriegs- 
tribun,  von  dem  Volkstribunen  Cominius  beim  Volke  angeklagt, 
weil  er  einem  seiner  Soldaten  Gewalt  angethan  hatte.  Er  "mnit 
zum  Tode  verurtheilt,  entzog  sich  aber  dadurch  der  Strafe,  dass 
er  vor  dem  Gerichte  die  Flucht  ergriff  und  nachher  sich  sdbst 
tödtete.») 

Um  250  V.  Chr.  wurden  die  Atilier,  Verwandte  des  ehema- 
ligen Gonsuls  Regulus,  welche  Garthagische  Gefangene  m  Ge- 
wahrsam hielten  und  dieselben  hart  und  gransam  behandelt 
hatten,  von  den  Tribunen  deshalb  mit  einer  Capitalklage  vor 
dem  Volke  bedroht;  denn  es  gab  kein  Gesetz,  nach  dem  sie 
vor  den  ordentlichen  Richter  hätten  gebracht  werden  könneiL^) 

248  V.  Chr.  Ueber  den  Process  von  P.  Claudius  Pulcber, 
der  nicht  zu  £nde  gefuhrt  wurde,  sondern  in  einen  Geldproces^ 
überging,  ist  schon  ^)  gesprochen  worden. 

248  V.  Chr.  vnirde  L.  Junius,  der  College  von  Qaudios, 
ebenfalls  perdueUionis  angeklagt,  aber  in  einem  getrennten  Ter- 
mine, me  es  scheint.  Er  tödtete  sich  selbst  vor  der  Entschei- 
dung. **) 

213  V.  Chr.  klagten  die  plebejischen  Aedilen  L.  Villins 
Tappulus  und  M.  Fundanius  Fundulus  einige  Frauen  an,  wegen 
unzüchtigen  Lebens.  Diejenigen,  welche  verurtheilt  wurden, 
mussten  in  die  Verbannung  gehen :  also  haben  Centuriatcomitien 
das  ürtheil  gefällt«) 

212  V.  Chr.  Ueber  die  Veranlassung  zum  Processe  gegeo 
M.  Postumius,  den  Staatspächter,  haben  wir  schon  gesprodien-O 
Die  beiden  Volkstribunen,  Sp.  und  L.  Carvilius,  setzten  ihm  einen 
Termin  zum  Capitalprocesse  und  verlangten  Bürgen,  dass  er  sich 
dazu  einfinden  vnirde;  widrigenfalls  sie  ihm  mit  Gefingniss 
drohten.  Er  stellte  die  Bürgen,  ging  aber  in  die  Verbannung. 
Als  er  beim  ersten  Termine  nicht  erschien,  wurde  unter  Vorsitz 


a)  Val.  Max.  VI,  1,  11 ;  Dionys.  XVI,  9 ;  Suid,  s.  v.  AaiTwpioc- 

b)  Diodor.  XXIV,  19. 

c)  S.  oben  S.  811. 

d)  VaL  Max.  I,  4,  3;  Gic  de  deor.  nat  n,  3;  de  divin.  ü,  33.  71. 

e)  Liv.  XXV,  2. 

f)  S.  oben  S.  313. 
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der  Tribunen  in  Tributcomitien  beschlossen,  wenn  er  nicht  zum 
zweiten  Termine  sich  stelle,  solle  sein  Vermögen  eingezogen,  er 
selbst  geächtet  werden.*)  Gleicherweise  wurden  dann  die  übri- 
gen Staatspächter,  welche,  um  ihren  Genossen  zu  retten,  die 
Tributcomitien  gestört  hatten,  einzeln  vor  Gericht  gezogen.  £s 
wurden  zuerst  diejenigen,  welche  nicht  Bürgen  stellten,  dann 
auch  diejenigen,  welche  sie  stellen  konnten,  in  das  Gefängniss 
geworfen,  in  welchem  sie  wahrscheinlich,  ohne  dass  der  Process 
weiter  verfolgt  wurde,  nach  Belieben  der  Beamten  blieben''). 
Sehr  viele,  welche  sich  schuldig  fühlten,  gingen,  ehe  sie  vor 
Gericht  gezogen  vnirden,  freiwillig  in  die  Verbannung,  worauf 
sie  dann  Verlust  der  Güter  und  Aechtung  traf.'') 

211  V.  Chr.  Auch  über  den  Process  von  Cn.  Fulvius  ist 
schon  früher  gesprochen  worden.^)  Als  für  die  Entscheidung 
desselben  der  letzte  Termin  vor  den  Genturiatcomitien  angesetzt 
war,  versuchte  der  Angeklagte,  ob  sein  Bruder  Q.  Fulvius,  der 
vor  Capua  befehligte,  zu  demselben  erscheinen  und  ihm  helfen 
könnte.  Als  der  Senat  dies  nicht  erlaubte,  verzweifelte  er  an 
der  Freisprechung  und  ging  in  die  Verbannung  nach  Tarquinii, 
ehe  der  Termin  erschien.  Der  anklagende  Tribun  liess  daher 
durch  die  Tributcomitien  die  Verbannung  bestätigen^) ;  von  einer 
Einziehung  der  Güter  wird  nichts  gemeldet. 

Ungeffihr  in  die  gleiche  Zeit  ffillt  ein  nur  bei  Valerius  Maxi- 
mnsO  berichteter  Process.  Er  erzählt,  M.  AtQius  Galatinus  sei 
wegen  Verrathes  von  Sora  angeklagt  worden  und  in  grösster 
Ge&hr  der  Verurtheilung  gewesen,  als  sein  Schwiegervater,  der 
berühmte  Q.  Fabius  Maximus  öffentlich  vor  dem  Volke  versichert 


a)  Man  sehe  oben  S.  281. 

b)  VergL  oben  S.  158. 

c)  Liv.  XXY,  4  Primo  non  dantes,  deinde  etiam  eos,  qui  dare  possent, 
in  carcerem  coniiciebant  (tribuni  plebis) :  cuius  rei  pGricolum  vltantes  ple- 
rique  in  ezilimn  abieront 

d)  S.  oben  S.  313. 

e)  S.  oben  S.  281.  Wahrscheinlich  meint  diesen  Process  aach  VaL 
Max.  n,  8,  8. 

f)  Val.  Max.  Vm,  1,  9, 


342  Verzeichniss  der  Gapitalproccsse  vor  dem  Volke. 

hätte,  der  Angeklagte  sei  unschuldig :  ihm  hätte  das  Volk  ge- 
glaubt. Ob  der  Process  aufgegeben  oder  durch  ürtbeilssprucb 
mit  Freisprechung  beendet  wurde,  wird  nicht  erwähnt.  Man 
kann  nur  an  Gapitalanklage  glauben. 

204  V.  Chr.  üeber  den  Process  von  Q.  Pleminius,  den  Le- 
gaten P.  Scipios,  haben  wir  einen  ausführlichen  Bericht  bei  Li- 
vius ") :  er  ist  besonders  wegen  der  ausserordentlichen  Vorunter- 
suchung merkwürdig.  Pleminius  hatte  sich  in  Locri  eben  so  grau- 
sam wie  habsüchtig  gezeigt  und  seine  Vergehen  &nden  in  Rom 
lebhafte  Besprechung  wegen  der  zahlreichen  und  erbitterten 
Feinde,  welche  P.  Scipio  und  alle  seine  Unternehmungen  hatt^. 
Die  Gesandten  von  Locri  brachten  ihre  Klagen  zuerst  an  deo 
Senat.  Dieser  hätte,  wie  er  es  oft  gethan,  den  Legaten  m 
der  Provinz  zurückberufen  und  daim  vor  Gericht  stellen  lassen 
können:  dann  hätten  die  Zeugen  aus  Locri  nach  Rom  konunen 
müssen.  Indessen  so  wäre  nur  ein  Theil  der  Absichten,  welche 
man  hatte,  erreicht  worden:  man  wollte  ausserdem  dass  man 
die  Anklagen  gegen  Pleminius  prüfte,  noch  erstens  etwaige  reB- 
giöse  Vergehen  gegen  die  Götter  in  Locri  wieder  gut  machen, 
zweitens  hauptsächlich  das  Betragen  Scipios  und  seine  Vorbe- 
reitungen zum  Kriege  in  Africa  untersuchen.  So  wurde  also 
eine  ganz  ausserordentliche  Massregel  ergiififen  und  eine  Dnter- 
suchungscommission  abgeschickt.  Sie  bestand  aus  dem  Prätor, 
welchem  die  Provinz  Sieilien  zugefallen  war  und  welcher  auss^- 
dem  noch  den  Auftrag  erhielt  ^  die  Verbrechen  in  Locri  zu  unter- 
suchen.^) Ihm  wurden  als  Beirath  beigegeben  zehn  Gesandte, 
und  ausserdem  zwei  Volkstribunen,  M.  Claudius  MarceUns  nnd 
M.  Gincius  Alimentus  und  ein  plebejischer  AediL  Die  bdden 
letztem,  die  Volkstribunen  und  der  Aedil,  sollten  erfordeiücban 
Falls  gegen  P.  Scipio  dienen,  um  ihn,  wenn  er  schuldig  wäre, 
mit  Gewalt  nach  Rom  zurückzubringen;  eb^iso  die  Gesandten, 
um  dann  an  seiner  Stelle  den  Oberbefehl  zu  fibemdiniea  ^) 
Aber  sie  dienten  auch  dem  Prätor  als  Beirath  und  gewäbiteo 


a)  Liv.  XXIX,  8  flgd.  und  16  flgd. 

b)  Yergl.  ähnliche  Fälle  einer  Beanftragong  durch  den  Senat  SL  312. 

c)  Dies  sagt  ausdrücklich  Liv.  XXIX,  20. 
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den  Vortheil,  dass  die  Volkstribunen  die  aussergerichtliche  Un- 
tersuchung mitmachten  und  deshalb  in  Rom  sogleich  eine  etwaige 
Anklage  vor  dem  Volke  anstellen  konnten.  An  sich  hätte  der 
Prätor  allein  zur  Untersuchung  genügt  Dieselbe  wurde  in  Rhe- 
gium  gefuhrt  und  dorthin  Pleminius,  wie  Einige  erzählten,  mit 
Gewalt*),  sowie  die  andern  Angeschuldigten  gebracht,  auch  die 
Zeugen  hinbeschieden.  Es  wurden  in  der  Voruntersuchung  Ple- 
minius und  mit  ihm  zwei  und  dreissig  aus  der  Römischen  Be- 
satzung von  Locri  schuldig  befunden  und  in  Ketten  nach  Rom 
geschickt.  Dort  wurden  sie  in  das  Gefängniss  geworfen  und  vor 
dem  Volke  von  eben  jenen  Tribunen,  welche  bei  der  Unter- 
suchung gewesen  waren,  angeklagt.  Es  wurden  mit  ihnen  ge- 
richtliche Termine  abgehalten,  man  weiss  nicht,  ob  mit  den 
Einzelnen,  oder  mit  allen  zusammen:  wahrscheinlich  ist  das 
Letztere.  Zu  einer  Entscheidung  der  Centurien  kam  es  indessen 
nicht:  man  mochte  Capitalstrafe  für  zu  streng  und  Freisprechung 
für  zu  milde  halten.  Die  Gefangenen  blieben  also  im  Gefäng- 
nisse, aus  dem  sie  wahrscheinlich  einzeln,  je  nachdem  sie  genü- 
gend gestraft  erschienen,  entlassen  wurden.**)  Pleminius  selbst 
staxb  entweder  im  Gefängnisse  oder  er  wurde  dort  im  Jahre  194 
v.  Chr.,  als  er  Aufruhr  und  Brandstiftung  versuchte,  hinge- 
richtet«») 

169  V.  Chr.  trat  den  Censoren  C.  Claudius  und  Ti.  Grac- 
chus ein  Volkstribun  P.  Rutilius  entgegen**),  der  nicht  nur  in 
ihren  öffentlichen  Anordnungen  Grund  zur  Anklage  fand,  son- 
dern sich  auch  in  Privatsachen  von  ihnen  gekränkt  glaubte.  Er 
klagte  sie  beide  wegen  perdvMxo  an,  den  ersten,  weil  er  in 
einer  von  Tribunen  berufenen  Volksversammlung  durch  seinen 
eigenen  censorischen  Herold  Stillschweigen  geboten  und  dadurch 
den  ihm  nicht  gebührenden  Vorsitz  derselben  usurpirt  hätte*), 
den  andern,  weil  er  den  tribunicischen  Einspruch  nicht  beach- 


a)  Vergl.  oben  S.  157. 

b)  Liv.  XXIX,  22. 

c)  Liv.  XXXIV,  44. 

d)  Bei  Val.  Max.  VI,  5,  3   scheint  eine  Verwechselung  des  Namens 
stattgefdnden  zu  haben.    Die  ausführliche  Erzählung  giebt  Liv.  XLÜI,  16. 

e)  Vergl.  I,  238. 
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tet  hätte.  Die  Gensoren  wären,  wenn  sie  eine  Capitalanklage 
während  ihrer  Amtszeit  hätten  hindern  wollen,  durch  ihr  An- 
sehn  und  ihre  Verbindungen  wohl  im  Stande  gewesen,  dies  zu 
thun;  allein  sie  hatten,  wie  es  heisst,  nichts  dagegen,  dass  ihr 
Process  sobald  als  möglich  beendet  würde  und  deshalb  warde 
von  dem  städtischen  Prätor  G.  Sulpicius  der  erste,  nach  drei 
Markttagen  mögliche,  Termin  angesetzt^),  zur  £at8cfaeidiiDg 
durch  die  Gomitien.  Von  den  drei  Untersuchungsterminen, 
welche  vorhergehen  mussten,  hören  wir  nichts;  sie  fanden  in- 
dessen sicherlich  statt,  nur  waren  die  Verhandlungen  unbedea- 
tend.  Denn  die  Verhältnisse  lagen  klar  vor  und  die  Angeklag- 
ten, wenngleich  sie  sich  nicht  für  schuldig  erklärten,  läugneten 
doch  nichts  von  dem,  was  sie  gethan  hatten.  Der  Entschei- 
dungstermin für  Claudius  erschien  zuerst  und  die  zuerst  stim- 
menden Genturien  sprachen  grössten  Theils  die  Verurtheilong 
aus:  worauf  die  vornehmsten  Männer  des  Staates  vor  den  Augen 
des  Volkes  ihre  goldenen  Ringe  ablegten,  ihr  Kleid  änderten 
und  Bitten  an  die  Plebs  richteten.**)  Auch  Gracchus,  der  Col- 
lege von  Glaudius,  dem  von  allen  Seiten  aus  der  Plebs  zuge- 
rufen vmrde,  er  selbst  habe  nichts  zu  fürchten*^),  nahm  sich 
dennoch  seines  in  Gefahr  schwebenden  Gollegen  an  und  schwur, 
.er  werde,  wenn  derselbe  verurtheilt  werde,  mit  ihm  zusammen 
in  die  Verbannung  gehen.  Trotzdem  wurde  mit  Mühe  und  nnr 
mit  einer  Mehrheit  von  acht  Genturien  die  VenutheUung  abge- 
wendet Nach  der  Freisprechung  von  Glaudius  trat  der  Tribun 
freiwillig  von  seiner  Anklage  gegen  Gracchus  zurück  <^),  er  hatte 
keine  Aussicht,  dieselbe  durchzusetzen. 

lieber  die  Anklagen,  welche  M.  Gato  während  seines  viel- 
bewegten Lebens  zu  bestehen  hatte,  haben  wir  schon  gesprochen*)- 
sie  sind  leider  so  im  vollkommen  überliefert,  dass  sie  sich  in 
ihren  Einzelheiten  nicht  näher  bestimmen  lassen. 

146  V.  Ghr.    Berühmt  im  Alterthum  sind  die  Volksverhand- 


a)  Vergl.  oben  S.  203. 

b)  Man  sehe  S.  302. 

c)  Man  vei^l.  S.  259. 

d)  Vergl.  oben  S.  277. 

e)  S.  oben  S.  314 
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langen,    welche  in  diesem  Jahre  gegen   Ser.  Snlpicius  Galba 
stattfänden     Er  hatte  als  Prätor  in  Lusitanien  Krieg  gefohrt  und 
wurde  der  Grausamkeit   und   des  Verrathes  beschuldigt.    Ein 
eigentlicher  Process  fand    indessen   darüber   nicht   statt     Der 
Volkstribun  L.  Scribonius  Libo  brachte  einen  Gesetzentwurf  ein, 
ähnlich  einem  Privilegium^),  in  so  fem  er  zwar  nicht  unmittel- 
bar capitale  Bestrafung    des  Angeschuldigten  beantragte,   aber 
doch  ein  Gesetz,   welches  bei  der   damals  herrschenden  Stim- 
fflong  nothwendiger  Weise  eine  solche  zur  Folge  haben  musste. 
Es  enthielt  die  Bestimmungen,  erstens  dass  die  von  Galba  nach 
Gallien  verkauften  Lusitanier  wieder  in  Freiheit  gesetzt  und  ent- 
schädigt werden  sollten^),  zweitens  dass  eine  gerichtliche  Capi- 
taluntersuchung^)  gegen  Galba,  wahrscheinlich  unter  einem  be- 
sondem,  entweder  vom  Volke  oder  vom  Senate  zu  ernennenden 
Richter  eingesetzt  würde. '^)    Für  diesen  Gesetzentwurf  sprachen 
iM.  Gate  und  L.  Cornelius  Cethegus,  gegen  ihn  Q.  Fnlvius  No- 
bilior  und  Galba  selbst,  welcher  das  Mitleiden  des  Volkes  er- 
regte und  die  Verwerfung  des  Gesetzes  bewirkte.') 

146  V.  Chr.  wurde  G.  Plautius,  welcher  in  Spanien  gegen 
Viriathns  unglücklich  gekämpft  hattet  9  nach  seiner  Rückkehr 
von  dem  Volke  verurtheilt  wegen  verletzter  Majestät,  wie  es 
heisst,  d.  h  yregen  perditdlio :  er  ging  verurtheilt  in  die  Ver- 
bannung. ') 


a)  Cic  Brat  23  L.  Libone  tribuno  plebis  populum  incitante  et  rogr- 
tionem  in  Galbam  privilegii  similem  ferente.    Vergl.  I.  369. 

b)  Liv.  per.  XLIX  Cum  L.  Scribonius  tribunus  plebis  rogationem  pro- 
mulgasset,  nt  Lusitani ,  qui  in  fidem  populo  Romano  dediti  ab  Servio  Galba 
in  Galliam  venissent,  in  libertatem  restitaerentar. 

c)  VaL  Max.  VIU,  1,  2  sagt  von  ihm:  qui  omninm  consensu  peritoros 
erat,  pa^e  nuilum  triste  suffiragium  habuit. 

d)  Gic.  de  orat  I,  53,  227  Serviom  Galbam  —  pergraviter  reprehen- 
dere  solebat,  qnod  is  L.  Scribonio  qoaestionem  in  eum  ferente  populi  mi- 
sericordiam  concitasset. 

e)  Brwähnt  werden  diese  Verhandlungen  noch  bei  Flut  Gat.  15;  Gic. 
Brut.  20;  p.  Mar.  28;  Liv.  XXXIX,  40;  Val.  Max.  IX,  6,  2;  Qainl  II, 
15,  8 ;  GelL  I,  12  und  XIII,  24;  App.  Hisp.  60. 

f)  App.  Hisp.  64. 

g)  IModor.  fragm.  33. 
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In  gleiche  Zeit  ungefähr  gehört  jener  Process,  zu  welchem 
der  Volkstribun  Licinius  sich  den  Termin  vom  Prätor  JL  Mar- 
cius  erbat:  den  Angeklagten  und  den  Grund  des  Processes  kennt 
man  nicht*) 

133  V.  Chr.  Einen  Process  wollte  beginnen  Ti.  Gracchas 
während  seines  Tribunates  bei  den  Kämpfen  um  das  Ackergesetz 
nach  der  Absetzung  seines  GoUegen  M.  Octavius,  und  zwar  gegen 
einen  seines  Witzes  halber  bekannten  T.  Annius  Luscus,  viel- 
leicht den  Consul  im  Jahre  153  v.  Chr.,  der  ihn  unter  Ein- 
setzung einer  Geldsumme  zu  einem  Privatprocesse  aufforderte 
darüber,  dass  er  seinen  heiligen  und  unverletzlichen  GoOegen 
verletzt  hätte.  ^)  Darüber  erzürnt  begann  Gracchus  eine  An- 
klage vor  dem  Volke,'  liess  sie  aber  alsbald  fallen.'') 

Ungewiss  der  Zeit  und  dem  Gegenstande  nach  ist  derjenige 
Process ,  in  welchem  C.  Gracchus  seinen  Freund  Vettius  verthci- 
digte:  bei  welcher  Gelegenheit  er  sich  zuerst  dem  Römischen 
Volke  bekannt  machte.*^)  Ebenso  ganz  unbestimmter  Zeit  ge- 
hört derjenige  Process  an,  welchen  C.  Gracchus  in  einer  seiner 
ersten  Reden  vor  dem  Volke  zur  Erläuterung  der  tribunidschen 
Macht  anführte:  dass  die  Plebs  einen  gewissen  G.  Veturius,  der 
auf  dem  Markte  einem  daher  kommenden  Volkstribunen  nicht 
aus  dem  Wege  gegangen  war,  zum  Tode  verurtheilt  habe.^) 

123  V.  Ghr.  In  diesem  Jahre  gab  G.  Gracchus  sein  Provo- 
cationsgesetz'),  in  welchem  er  das  schon  früher  bestehende 
Recht  über  die  Gapitalbestrafong  Römischer  Bürger  genauer  be- 
stimmte und  dawider  Handelnde  als  der  perdueüio  schuldig  vor 
das  Volksgericht  wies.  Sein  Gesetz  war  zunächst  gerichtet 
gewesen  gegen  diejenigen,  welche  seinen  Bruder  Tiberius  und 
dessen  Freunde  getödtet  oder  in  die  Verbannung  getrieben  hat- 
ten :  in  Folge  davon  wurden  zuerst  die  beiden  Consuln  des  Jah- 


a)  Gell.  VU,  9. 

b)  Vergl.  oben  S.  284. 

c)  Piut   Ti.  Gracch.  14;  Liv.  per.  LVUI;  FestoB  p.  314;  Cic  Brut 
20,  79. 

d)  Plut  C.  Gracch.  1. 

e)  Plut  C.  Gracch.  3. 

f)  S.  oben  S.  71. . 
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res  132  v.  Chr.  P.  Popilius  Laenas  und  F.  Rupilius  von  ihm 
beim  Volke  angeklagt.  Ueber  den  Process  erfahren  wir  nichts 
Näheres:  die  Schuldigen  gingen  in  die  Verbannung,  Laenas 
ausserhalb  Italiens,  wahrscheinlich  ehe  der  Termin  der  gericht- 
lichen Untersuchung  erschien.  Sie  fürchteten  Geföngniss  und 
körperliche  Strafe.*)  Der  erstere  von  ihnen  wurde  nach  dem 
Untergänge  von  Gracchus  durch  ein  Gesetz,  welches  der  Tribun 
L.  Galpumius  Bestia  vorgeschlagen  hatte  und  fBr  das  die  Söhne 
and  Verwandten  des  Bestraften  beim  Volke  baten,  zurückbe- 
rufen.**) 

Von  einem  Processe  jenes  P.  Scipio  Nasica,  welcher,  obwohl 
Privatmann ,  doch  bei  der  Unterdrückung  von  Ti.  Gracchus'  Auf- 
stande Führer  gewesen  war,  wissen  wir  nichts.  Es  ist  allerdings 
sicher,  dass  er  in  Pergamus  gestorben  ist«),  wahrscheinlich  also 
in  der  Verbannung.  Man  nimmt  als  seinen  Ankläger  M.  Flaccus 
an;  aber  es  wird  nur  erzählt"^,  dass  |dieser  im  Senate  einen 
Wortwechsel  mit  ihm  über  die  Ermordung  von  Gracchus  hatte ; 
dass  darauf  eine  Anklage  vor  dem  Volke  folgte,  wird  nicht  hin- 
zugesetzt. 

120  V.  Chr.  Dagegen  L.  Opimius,  welcher  als  Gonsul 
die  Senatspartei  gegen  G.  Gracchus  gefuhrt  und  dessen  Ermordung 
veranlasst  hatte,  wurde  von  dem  Volkstribunen  Q.  Dedus  Mus 
bei  dem  Volke  angeklagt,  und  zwar  „weil  er  nicht  verurtheilte 
Bürger  in  das  Gefängniss  geworfen  hätte",  wie  es  in  dem  Aus- 
zuge aus  Livius'  Gesctüchte  heisst.*)  Der  Ausdruck  ist  falsch 
und  kann  nicht  von  Livius  herrühren.  Denn  die  Beamten  haben 
seit    den   ältesten   Zeiten  ununterbrochen    das   Recht,  Bürger, 


a)  Man  sehe  Plut.  G.  Oraccb.  4;  Gic.  de  leg.  III,  11,  26;  de  rep.  I, 
3;  p.  Gloent  35,  dö;  de  dorn.  31,  82;  scbol  Bob.  p.  252.  Eine  Rede  von 
Gracchus  gegen  Popilius  wird  von  Gell.  XI,  13  and  I,  7  angeführt  Ueber 
P.  Rupilius  spricht  Yellei.  ü,  7. 

b)  Cic.  Brut  34,  128  erwähnt  den  Antragsteller,  im  Allgemeinen  die 
Zurückberafdng  Cic  de  dom.  32,  87;  post  red.  ad  Qoir.  3,  6;  in  sen. 
post  red  15,  37;  schol.  Bob.  p.  347.    Vergl.  oben  S.  337. 

c)  Gic.  p.  Place  31,  75. 

d)  Cäc  de  orat  II,  70,  285.    Vergl.  oben  S.  284. 

e)  Liv«  per.  LXI  L.  Opimius  accosatos  apud  populum  a  Q.  Decio  trib. 
plebis,  quod  indemnatos  cives  in  carcerem  coniecisset,  absolutus  est 

ff 
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welche  sie  vor  Gericht  stellen  wollen,  die  also  noch  nicht  ver- 
nrtheilt  sind,  in  das  Gefängniss  zu  werfen;  ja  wir  haben  sogar 
bemerkt*),  dass  es  eine  eigenthumliche  Römische  Sitte  gab, 
nach  der  Bürger,  ohne  überhaupt  vor  Gericht  gestellt  zu  werden, 
lange  Zeit,  ja  lebenslänglich  von  den  Beamten  im  Geftngnisse 
gehalten  wurden.  Wenn  Jemanden  dabei  Schuld  trifit,  so  sind 
die  übrigen  Beamten,  welche  nicht  Einspruch  thun,  nicht  der- 
jenige, welcher  diese  Strafe  verhängt,  anzuklagen.  Jener  ver- 
kehrte Ausdruck  ist  der  Ungeschicklichkeit  dessen,  der  den  Aus- 
zug aus  Livius  machte,  zuzuschreiben.  Es  scheint,  dass  Opimius 
Bürger,  ohne  sie  vor  Gericht  zu  stellen,  hatte  in  das  Geffingniss 
werfen  und  tödten  lassen:  dies  war  ein  mit  den  härtesten  Stra- 
fen zu  ahnendes  Verbrechen.  Freilich  ersehen  wir  aus  den  An- 
führungen der  Rede  von  Opimius'  Yertheidiger,  dem  damaligen 
Consul  C.  Papirius  Garbo*»),  dass  es  sich  bei  der  Anklage  un- 
mittelbar um  die  Ermordung  von  C.  Gracchus  bandelte;  aber 
dennoch  ist  es  möglich,  dass  ihm  hauptsächlich  die  ungesetzlidie 
Tödtung  anderer  Bürger  zum  Vorwurfe  gemacht  wurde.  Opinuns 
wurde  damals  durch  die  Anstrengungen  der  Optimaten  freige- 
sprochen'')  aber  der  Hass  des  Volkes  gegen  ihn  blieb  und  trat 
bald  darauf  stärker  hervor:  er  trug  wesentlich  dazu  bei,  dass 
Opimius  später  bei  einer  Anklage  nach  dem  Mamilischen  Gesetze 
von  einem  Schwurgerichte  durch  die  mit  dem  Richteramte  be- 
trauten Römischen  Ritter  verurtheilt  wurde.'') 

106  V.  Chr.  wurde  C.  Popilius  Laenas  angeklagt.  Er  war 
im  vorigen  Jahre  Legat  des  Gonsuls  L.  Cassius  Longinus  ge- 
wesen und  hatte,  als  dieser  in  Gallien  von  den  Tigurinem  ge- 
tödtet  war,  den  Versuch  gemacht,  das  übrige  Heer  durch  einen 


a)  S.  oben  S.  158. 

b)  Gic.  de  orat  11,  25, 106  ut  cum  L.  Opimii  causam  defendebat  apad 
populum  andiente  me  C.  Garbo  consul,  nihil  de  G.  Gracchi  nece  negabat, 
sed  id  iure  pro  salute  patriae  factum  esse  dicebat  Vergl.  Gic.  de  ofnt 
n,  39,  165  und  40,  169  und  30,  182;  orat  pari  30.  lOi. 

c)  Vei^l.  Gic.  Brut  34,  128. 

d)  Veliei.  U,  7  Sed  Opimium,  virum  alioqui  sanctum  et  graven,  da- 
mnatum  postea  iudido  publice;  Gic.  p.  Plane.  28,  69  und  29,  70;  de  i^ 
I,  3,  6;  in  Pia.  39,  95;  p.  Sest  67,  140;  sehe!.  Bob.  p.  311;  SaH  Jag.  1& 
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schimpflichen  Vertrag  zu  retten.^)  Deshalb  wurde  er  nach  semer 
Rfickkehr  von  dem  Volkstribonen  G.  Caelius  Galdus  belangt,  der, 
nm  seine  Anklage  desto  sicherer  durchzusetzen,  die  geheime 
Abstimmung  bei  den  Volksgerichten  der  Centurien  einführte. 
Es  war  also  ein  PerduellioDsprocess  und  so  wird  er  von  Cicero^) 
ausdrücklich  genannt,  und  doch  heisst  es  an  einer  andern  Stelle  ®) 
eben&lls  richtig,  Popilius  sei  wegen  eines  Majestätsyerbrechens 
angeklagt  worden.  Er  wurde  verurtheilt  und  lebte,  wie  es  scheint, 
später  in  Nuceria.  Mit  ihm  zusammen  werden  von  Cicero^) 
erwähnt  Q.  Maximus  und  Q.  Philippus,  welche  unglücklich  vor 
Gericht,  ebenfalls  in  Nuceria  gelebt  hätten.  Wahrscheinlich  wur- 
den aach  sie  vom  Volke  wegen  perdueUio  verurtheilt,  allein  über 
ihre  Personen  und  ihren  Process  ist  nichts  bekannt 

105  V.  Chr.  Q.  Servilius  Caepio,  Gonsul  im  vorigen  Jahre, 
hatte  ausserdem,  dass  er  die  Tempelschätze  in  Tolosa  plünderte, 
dadurch  das  grösste  Unglück  über  den  Staat  gebracht,  dass  er 
durch  seine  Uneinigkeit  mit  dem  Gonsul  Gn.  Mallius  Maximus 
den  Verlust  des  Römischen  Heeres  in  Gallien  durch  die  Gimbem 
herbeiführte.  *)  Dass  gerichtliche  Veriiandlungen  gegen  ihn  statt- 
fanden, ist  sicher ;  aber  welcher  Art  dieselben  waren,  steht  nicht 
fest.  In  dem  Auszuge  aus  Livius')  wird  erzählt,  er  sei  verur- 
theilt, seine  Güter  eingezogen,  und  ihm  zuerst  seit  der  Zeit  des 
Königs  Tarquinius  der  Oberbefehl  genommen  worden.  Nimmt 
man  an,  dies  sei  ihm  in  Folge  der  VerurtheUung  in  einem  Per- 
duellionsprocesse  widerfahren,  so  kommt  man  in  Widerspruch 
mit  der  Nachricht  eben  jenes  Auszugs,  nach  welcher  ihn  eine 
Strafe  getroffen  haben  soll,  vrie  Niemanden  anders  seit  König  Tar- 


a)  Oros.  y,  15;   auct  ad  Her.  I,  15. 

b)  Cic.  de  leg.  III,  16  Uno  in  genere  relinqui  videbator  vocis  sufira- 
ginm  —  perduellionis.  Dedit  huic  quoqne  iudicio  0.  Caelius  tabellam 
doluitque,  quoad  viidt,  se  ut  opprimeret  G.  FopiUom,  nocuisse  reipublicae. 
YergL  Cic.  de  rep.  I,  3  und  oben  S.  395. 

c)  Auct  ad  Her.  I,  15, 25  C.  Popilius  —  arcessitor  maiestatis ;  id.  IV,  21 

d)  Cic.  p.  Balb.  11,  28. 

e)  lAan  sehe  die  Schilderung  bei  Dio  Gass.  fr.  98. 

f)  Liv.  per.  LXYII  Gaepionis,  cuius  temeritate  clades  accepta  erat, 
damoati  bona  publicata  sunt  primoque  post  regem  Tarquinium  imperium 
ei  abrogatuuL    YergL  8all.  Jug.  114  und  oben  S.  222. 


350  Verzeichniss  der  Oapitalprocesse  vor  dem  Vdke. 

quinius :  dies  lässt  sich  von  einer  Verurtheilung  in  einem  Cri- 
minalprocesBe  nicht  sagen.  Man  kommt  auch  in  Widersprach 
mit  Cicero,  der  yon  einem  deshalb  eingebrachten  Gesetzesvor- 
sclüage  erzählt''),  und  so  kann  eine  richterliche  Entscheidung 
der  Centurien  nicht  genannt  werden ;  femer  ebenüalls  in  Wider- 
sprach mit  einer  Nachricht  von  Ciceros  SchoUasten,  der  angiebt, 
um  Q.  Caepio  zu  schaden,  hätte  damals  der  Volkstribun  L.  Gas- 
sius  Longinas  ein  Gesetz  gegeben,  wonach  die  durch  das  Volk 
von  ihrem  Amte  Abgesetzten  ihre  senatorische  Würde  verlieren 
sollten.^)  £ine  Verurtheilung  in  einem  Oapitalprocesse  hätte 
ohne  Weiteres  diese  und  noch  schwerere  Folgen  gehabt  Die 
Nachricht  des  Scholiasten  giebt  uns  den  richtigen  Weg  der  Er- 
klärung an.  £s  fand  ein  doppeltes  Verfahren  gegen  Caepio  statt 
£rstlich  unmittelbar  nach  seiner  Niederlage  wurde  von  dem 
Tribunen  C.  Norbanus'')  ein  Gesetz  eingebracht,  wonach  ihm 
der  Oberbefehl  genommen  werden  sollte.  Das  war  eine  Mass- 
regel, wie  sie  das  Volk  seit  dem  König  Tarquinius  nicht  ge- 
troffen hatte:  sie  erregte  ausserordentliche  Bewegung,  ja  fast 
einen  Aufstand :  zwei  Tribunen,  L.  Cotta  und  T.  Didius,  wollten 
Einspruch  thun,  sie  wurden  mit  Gewalt  verjagt:  die  Vornehmsten 
des  Senates,  welche  abriethen,  misshandelt:  Caepio  selbst  rkam 
nach  Rom  und  entschuldigte  seine  Niederlage  mit  Unglück."^) 
Dennoch  ging  das  Gesetz  durch,  Caepio  wurde  abgesetzt  und 
diese  Absetzung .  durch  das  kurz  vorher  gegebene  Cassische  Ge- 
setz über  den  Verlust  des  Senatorenranges  verschärft  Dennoch 
hätte  Caepio,  wenngleich  in  geringerer  Ehre,  sonst  ungekränkt 
in  Rom  leben  können:  seine  Güter  waren  von  dem  Volksbe- 
schlusse  nicht  berührt    Aber  es  fand  ausserdem  noch  eine  ge- 


a)  Gic.  de  orat.  II,  47,  197  llabueras  eaim  tu  omnia  in  causa  supe- 
riora,  vim,  fugam,  lapidationem ,  crudelitatem  tribuniciam  in  Gseinonis 
gravi  miserabilique  casu  in  iudicium  vocabas:  deinde  principem  et  se- 
natos  et  civitatis,  M.  Aemilium,  lapide  percussum  esse  constabat;  vi  pa|' 
sum  ex  templo  L.  Gottam  et  T.  Didium,  cum  intercedere  velient  rogatioui- 
nemo  poterat  negare. 

b)  Ascon.  p.  78.    S.  oben  S.  295. 
I                        c)  Gic.  de  erat  U,  28,  124. 

d)  Auct  ad  Her.  I,  14,  24;  Gic.  erat,  part  30,  105. 
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ricfatliche  Untersachimg  über  den  an  den  Tempelschätzen  in  To- 
losa  verübten  Raub  statt  und  Viele  wurden  in  dieselbe  verwik- 
kelt*)    Auch  Gaepio  musste  davon   betroifen  werden  und  dies 
konnte  der  Grund  sein,  weshalb  er  seine  Güter  verlor  und  in 
die  Verbannung  ging.    Indexen  eines  Volksgerichtes  bedurfte  es 
dazu  nicht:  man  hatte  dafür  damals  schon  die  Schwurgerichte: 
weil  die  Theilnehmer  des  Verbrechens  zahlreich  waren,  setzte 
man  wahrscheinlich   ein    ausserordentliches  Gericht,    aber  mit 
den  gewöhnlichen  Geschworenen  als  Richtern  ein.    Es  wird  er- 
zählt, Caepio  habe  später  in  Smyma  gelebt  und  das  dortige 
Bürgerrecht  erhalten.**)     Dies  vereint  sich   sehr  gut  mit  einer 
andern  Nachricht,  man  habe  Gaepio  in  das  Gefängniss  geworfen, 
aber  ein  Volkstribun  L.  Rheginus  habe  ihn  daraus  befreit  und 
sei  so  weit  in  seiner  Freundschaft  gegangen,  dass  er  ihn  in  die 
Verbannung  begleitet  habe.^)   Dagegen  eine  andere,  eben  so  gut 
beglaubigte,  Nachricht"^),  Caepio  sei  im  öffentlichen  Gefängnisse 
liingerichtet  worden,  erscheint  unerklärlich.    Ist  sie  begründet''), 
so  muss  später  noch  ein  anderer  Process  gegen  Caepio  eingeleitet 
worden  sein,  und  zwar  vor  dem  Volke.®) 

104  Y.  Chr.  M.  Junius  Silanus  war  im  Jahre  109  v.  Chr. 
Consul  gewesen  und  hatte  als  solcher  mit  den  Cimbem  unglück- 
lieh gekämpft.  Deshalb  klagte  ihn  jetzt,  fünf  Jahre  später,  Cn. 
Domitius  beim  Volke  an')  und  zwar  ohne  Zweifel  in  einem  Ca- 
pitalprocesse.  Denn  für  Geldprocesse  waren  damals  die  Schwur- 
gerichte üblich.  Der  Angeklagte  war  persönlich  auf  Silanus 
erbittert,  weil  derselbe  einen  Gast&eund  von  ihm  Aegritomarus 
misshandelt  hatte,  i^)     Der  Angeklagte  wurde  glänzend  freige- 


a)  Dio  Cass.  fr.  98  a.  E. ;  Cic.  de  deor.  nat  UI,  30,  74 ;  Strabo  IV,  13. 

b)  Cic.  p.  Balb.  11,  28. 

c)  VaL  Max.  IV,  7,  3. 

d)  Val.  Max.  VI,  9,  13. 

e)  Auch  Gellius  III,  9,  7  quisqois  ex  ea  direptione  aunim  attigit,  mi- 
sero  cruciabilique  exita  periit,  schemt  auf  ein  härteres  Loos,  als  auf  eine 
aDgenehine  Verbannung  hinzudeuten. 

f)  Ascon.  in  Cic.  Com.  p.  80. 

g)  Cic.  div.  20,  67 ;  in  Verr.  II,  47,  118. 
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sprochen,  nur  zwei  Tribus,  die  Sergische  und  Qnirinische,  hatten 
ihn  venirtheilt. 

100  V.  Chr.  In  diesem  Jahre  gab  der  Volkstribun  L.  Ap- 
pulejus  Satarninns  sein  Ackergesetz  and  er  benutzte  dasselbe, 
um  seinen  Privatfeind  Q.  Metellus  ^umidicus ,  welcher  zugleich 
mit  dem  Gonsul  C.  Marius  in  bitterster  Feindschaft  lebte,  za 
stürzen.  Eine  Bestimmung  des  Ackergesetzes  war,  dasselbe 
sollte  innerhalb  fünf  Tage  nach  der  Annahme  von  den  Senatoren 
beschworen  werden :  wer  dies  nicht  thäte,  sollte  aus  dem  Senate 
gestossen  werden  und  ausserdem  20  Talente  Strafe  zahlen/) 
Durch  falsche  Versicherungen  des  Consuls  Marius  und  anderer 
Senatoren  getäuscht  leistete  Metellus  jenen  Schwur  nicht:  er 
hätte  also  aus  dem  Senate  entfernt  und  um  Geld  gestraft  werden 
können.^)  Aber  das  genügte  seinen  Feiaden  nicht  Satuminos 
hielt  eine  Volksversammlung,  in  welcher  er  Metellus  als  Wider- 
sacher der  Plebs  darstellte  und  eine  Anklage  gegen  ihn  vor  dem 
Volke  einleitete*»):  im  Vereine  mit  seinem  Verbündeten,  dem 
Prätor  G.  Servilius  Gianda,  setzte  er  den  entscheidenden  Termin 
für  die  Abstimmung  der  Centuriatcomitien  fest  Sein  Antrag 
ging  dahin,  Metellus  zu  ächten,  seine  Güter  einzuziehen;  eine 
Besonderheit  dabei  scheint  die  Bestimmung  gewesen  zu  sein, 
dass  die  Aechtung  von  den  Gonsuln  ausgesprochen  werden  sollte.  0 
Es  hätte  genügt,  wenn  dies  von  dem  Tribunen  oder  dem  die 
Gomitien  leitenden  Prätor  ausgegangen  wäre:  durch  die  Hinza- 
Ziehung  der  Gonsuln  sollten  die  höchsten  curulischen  Beamten 
verpflichtet  werden,  üeber  diese  Anklage  erhob  sich  grosser 
Aufruhr  in  der  Stadt:  die  Partei  der  Optimaten  wollte  die  re- 
gelrechte Führung  des  Processes  und  hofile  auf  irgend  eioe 
Weise  die  Freisprechung  durchzusetzen.  Indessen  Metellus  wollte 
Aufruhr  vermeiden  und  ging,  ohne  den  Termin  abzuwarten,  in 
die  Verbannung,  worauf  Satuminus  die  Aechtung  durch  die  Co- 


a)  App.  bell.  civ.  I,  29. 

b)  Liv.  per.  LXIX  Metello  Numidico,  quod  in  legem  agrariam  hob  iv- 
raverat,  diem  dixit 

c)  App.  bell.  civ.  I,  31  ^^laiid  xt  cpu^i]?  2ic^pa^v  (nfimlicii  Sitnr 
ninos  und  Glaacia)  a^Ttjj  xa\  touc  OndTouc  intxi]pu^ai  npoceti^toav,  ^ii>* 
McT^XXtp  xotvuivtlv  nup^c  ^  Sdaxoc  f^  oxiyriQ.    VergL  oben  &  S9& 
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mitien,  d.  h.  durch  die  Tributcomitien,  aussprechen  liess  und 
der  Consul  die  ihm  auferlegte  Bekanntmachung  erliess.')  Von 
den  nothwendigen  drei  Untersuchungsterminen  ist  uns  keine 
besondere  Kunde  erhalten;  vielleicht  fanden  sie,  weil  Metellus 
vorher  Rom  verliess,  nicht  statt:  jedenfalls  beobachtete  Satur- 
ninus  die  nöthige  Form.  Schon  im  folgenden  Jahre  nach  Unter- 
druckung  des  Aufstandes  von  Satuminus  wurde  Metellus  zurück- 
gerufen, und  zwar  durch  das  Gesetz  des  Tribunen  Q.  Cali- 
dius*"),  gegen  das  anfänglich  ein  anderer  Tribun  P.  Purins 
Einspruch  that,  das  aber  dann  unter  dem  grdssten  Beifalle  des 
ganzen  Staates  durchging.  * 

98  V.  Chr.  Eben  jener  P.  Furius,  welcher  sich  der  Zurück- 
berufung  von  Metellus  widersetzt  hatte,  wurde,  nachdem  er  sein  Amt 
niedergelegt,  von  dem  Tribunen  G.  Appulejus  Decianus  vor  dem 
Volke  angeklagt:  die  Untersuchungstermine  fanden  auf  dem 
Markte  statt  ^)  Der  Ankläger  lobte  in  seiner  Rede  Satuminus 
und  deswegen  wurde  der  Angeklagte  zwar  durch  die  Centurien 
losgesprochen,  aber  trotz  der  Lossprechung  von  dem  Volke  zer- 
rissen. Decianus  selbst  wurde  später  wegen  seiner  Lobrede  auf 
Satuminus  verurtheilt,  aber  wahrscheinlich  in  einem  Schwurge- 
richte: er  ging  nach  dem  Pontus  in  die  Verbannung.*^) 

91  v.  Chr.  Zu  keinem  Processe  kam  es  bei  M.  Aemilius 
Scaurus.  Der  Volkstribun  Q.  Varius  schlug  ein  Gesetz  vor, 
dass  gegen  diejenigen,  welche  den  Bundesgenossebkrieg  veran- 
lasst hätten,  vor  dem  Schwurgerichte  eine  Untersuchung  einge- 
leitet werden  sollte.  Bei  dieser  Gelegenheit  lud  Q.  Varius  jenen 
durch  seinen  Viator  vor  seinen  Richterstuhl  auf  den  Markt  und 
warf  ihm  Verschiedenes  vor,  Bestechung  durch  den  König  Mi- 


a)  Man  vergleiche  über  den  Process  noch  Gic.  p.  Sest  16,  37;  47, 
101 ;  62,  ISO;  de  o£  iU,  20,  79;  de  dorn.  31,  82  und  32,  87;  p.  Gluent 
3ö,  95;  in  Pis.  9,  20;  p.  Plane.  36,  88;  de  rep.  1, 3,  6;  YaL  Max.  lU,  8,  4. 

b)  Cic  p.  Plane.  38,  69;  App.  I,  33;  Val.  Max.  V,  2,  7  und  lY,  1, 
13.    VergL  oben  S.  336. 

c)  YaL  Max.  YUI,  1,  2  Nam  0^  P.  Furiom  inquinatissimae  vitae  pro 
rostris  accusaret;  App.  bell.  civ.  I,  33,  wo  der  Name  des  Anklfigers  Ca- 
nuleios  lautet,  wahrscheinlich  durch  einen  Schreibfehler.  Cic  p.  C.  Rab. 
9,  24:  schoL  Bob.  p.  230;  Die  fr.  105. 

d)  Gic.  p.  G.  Rab.  1.  L ;  SchoL  Bob.  L  L 

"•  23 
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thridates,  Aufreizung  der  Bundesgenossen,  wohl  noch  manches 
andere.  Scaurus,  wenngleich  krank  und  hochbetagt,  erschieo 
und  vertheidigte  sich  mit  solcher  Würde  und  solchem  Selbst- 
gefühle, dass  er  den  Beifall  des  Volkes  gewann.  Der  Tribun  gab 
die  Sache  auf  und  es  wurde  kein  Process  eingeleitet. ') 

91  V.  Chr.  Q.  Metellus  Geler  als  Volkstribun  klagte  einen 
gewissen  Cn.  Sergius  Silus  beim  Volke  an,  weil  er  einer  Frau, 
um  sie  zu  verfuhren,  Geld  versprochen  hatte:  er  bewirkte  seine 
Verurtheilung.  £s  ist  indessen  möglich,  dass  er,  zumal  die  Ver- 
führung nur  versucht  war ,  auf  Geld  anklagte.  ^) 

86  V.  Chr.  Der  Tribun  C.  Fimbria  klagte  Q.  Scaevola  an. 
Er  hatte  ihn  bei#dem  Leichenbegängnisse  von  C.  Mahus  tödteu 
lassen  wollen:  als  dies  misslang  und  es  schien,  dass  Scaevob 
mit  der  Wunde  davon  kommen  würde,  klagte  er  ihn,  ohne 
Zweifel  in  seiner  Abwesenheit,  vor  dem  Volke  an  und  der  Tag 
der  Gomitien  wurde  anberaumt  Wir  wissen  nichts  Weiteres, 
als  dass  der  Process  nicht  zu  Ende  gefuhrt  vrarde.«") 

87  V.  Chr.  Als  die  Marianische  Partei  unter  L.  Ginna  and 
G.  Marius  sich  der  Stadt  ßom  bemächtigt  hatte,  wurden  zuerst 
viele  Gegner  derselben  ohne  die  Förmlichkeit  eines  Processes 
getödtet ;  dann  beschloss  man ,  Einige  gerichtlich  verurtheilen  zu 
lassen.  Es  wurden  zwei  der  angesehensten  ausgewählt ,  L.  Cor- 
nelius Merula ,  der  zum  Nachfolger  von  Ginna  im  Consolate  er- 
nannt wordea  war,  aber  natürlich  beim  Siege  der  Marianer  sein 
Amt  wieder  verloren  hatte,  sodann  Q.  Lutatius  Gatulus,  der 
ehemalige  College  und  Privatfeind  von  Marius.  Es  wurden  An- 
kläger aufgestellt,  ohne  Zweifel  aus  der  Zahl  der  Tribunen.  Die 
Angeklagten  wurden  zwar  nicht  in  das  öffentliche  G^mgni^s 
gebracht,  aber  doch  unter  Au&icht  gehalten.  <^)  Es  scheinen 
auch  die  drei  Termine  der  gerichtlichen  Untersuchung  gehalten 
worden  zu  sein.  Vor  dem  Entscheidungstermine  tödtete  sich  Me- 
rula  im  Tempel  des  Jupiter;  denn  er  war  Flamen  Dialis.*) 


a)  VaL  Max.  III,  7,  8;  Ascon.  p.  ^ 

b)  VaL  Max.  VI,  1,  8. 

c)  Cic  p.  Sex.  Rose.  12,  33;  Val.  Max.  IX,  II,  2. 

d)  App.  bell.  civ.  I,  74. 

e)  VeUei.  ü,  22;  Flor.  III,  21;  Val.  Mac  IX,  12»  & 
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CatoluB  Hess  durch  seine  Verwandten  bei  Marias  um  sein  Leben 
bitten,  indem  er  in  die  Verbannung  zu  gehen  versprach.  Aber 
Jener  verlangte  den  Tod.^)  Deshalb  tödtete  sich  Catulus  in 
seinem  Hause.  Wahrscheinlich  gehört  zu  den  damals  durch  die 
Marianer  Verurtheilten  auch  App.  Claudius,  der  Vater  des  Fein- 
des von  Cicero,  Consul  im  Jahre  79  v.  Chr.,  der  nach  seiner 
Prätur  noch  ein  Heer  in  Italien  hatte  und  während  der  Cinna- 
nischen  Unruhen  von  einem  Tribunen  angeklagt  worden  sein  soll. 
Der  Hass  der  Machthaber  gegen  ihn  muss  indessen  nicht  sehr 
gross  gewesen  sein;  denn  es  wurde  ihm  erlaubt  in  die  Verban- 
nung zu  gehen  und  nur  der  Oberbefehl  genommen.  *») 

84  V.  Chr.  Als  der  Consul  L.  Cinna  von  seinen  Soldaten 
getödtet  war,  wollte  sein  College  Cn.  Papirius  Carbo  nicht  nach 
Rom  zurückkehren,  um  vom  Volke  einen  neuen  Consul  wählen 
zu  lassen.  Deshalb  drohten  ihm  die  Volkstribunen  mit  einem 
Processe,  ähnlich  demjenigen,  welcher  im  Jahre  105  v.  Chr. 
gegen  Q.  Caepio  angestellt  worden  war:  sie  wollten  ihm  sein 
Imperium  nehmen.  Er  gehorchte  in  Folge  dieser  Drohung 
wenigstens  dem  Scheine  nach.^) 

66  V.  Chr.  C.  Memmius,  der  bekannte  Beschützer  des 
Dichters  Lucretius,  klagte  in  diesem  Jahre  als  Volkstribun  M. 
LucuUus  an,  und  zwar  wegen  Handlungen ,  welche  derselbe  viöle 
Jahre  vorher  als  Quästor  im  Auftrage  Sullas  gethan  hatte.  ^)  £s 
war  dies,  weil  der  Ankläger  Tribun  war,  wahrscheinlich  ein 
Process  vor  dem  Volke  imd  zwar  wegen  perdueUio.  £s  erfolgte 
Freisprechung. 

56  V.  Chr.  Sogleich  nachdem  P.  Clodius  die  curulische 
Aedilität  erlangt  hatte,  klagte  er  T.  Annius  Milo  beim  Volke 
an  und  zwar  deswegen,  weil  jener  sich  Banden  von  Gladiatoren 
hielt«),   oder,  wie  Cicero')  sich  ausdrückt,    wegen  Gewaltthä- 

a)  Cic  de  erat  III,  3,  9.    Vergl.  Tusc.  V,  19,  36;  Val.  Max.  IX,  12,4. 

b)  Cic  de  dorn.  31,  83. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  78   dntiXTjodfvTuiv   hk  (tü>v  5Y]|xdp^u>v)  {$i(i)'Ei]v  dno- 
^avtlv  i7ravT]X0«  fiiv  u.  8.  W. 

d)  Flut  Luc.  37. 

e)  Die  Gass.  XXXIX,  18. 

f)  Cic  p.  Seat  44,  95   Nam   quid  ego   de  aedile  ipso  loqoar,  qui 
etiam  diem  dixit  et  accusayit  de  vi  MiloDem?    Cic.  p.  MIL  15,  40. 

23* 
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tigkeit.  Wir  haben  eine  nähere  Schilderang  der  Voi^änge  bei 
dem  Processe  aus  Ciceros  Briefen,  aus  der  wir  lernen,  in  wel- 
chen Abständen  die  drei  Termine  der  gerichtlichen  Untersachimg 
angesetzt  wurden.  ■)  Es  erschien  bei  den  Terminen  der  Ange- 
klagte mit  seinen  Vertheidigem  und  Freunden;  auch  Zeugen 
wurden  aufgerufen.**)  Der  Process  muss  wegen  der  heftigen 
Unruhen,  welche  dabei  vorfielen,  aufgegeben  worden  sein:  wir 
hören  wenigstens  von  keinem  Ergebnisse. 

In  unbestimmte  Zeit  fällt  ein  Process,  welchen  ein  cnra- 
lischer  Aedil  A.  Hostilius  Mancinus  vor  dem  Volke  gegen  eine 
meretrix  anhängig  machte,  vor  deren  Hause  er  Nachts  doreb 
einen  Steinwurf  verwundet  worden  war.  Die  Angeklagte  ri^ 
die  Hülfe  der  Tribunen  an  und  entschuldigte  sich  damit,  der 
Aedil  wäre  trunken  gewesen  und  hätte  mit  Gewalt  in  ihr  Haas 
eindringen  wollen.  Das  Gollegium  nahm  diese  Entschuldigung 
an  und  hinderte  den  Process.^)  In  alte,  aber  unbestimmte 
Zeit  fällt  ein  vor  dem  Volke  geführter  Process  gegen  Jemanden, 
der  mit  seiner  Frau  Geschwisterkind  war.  Das  Volk  sprach 
ihn  frei  und  erlaubte  für  die  "Zukunft  diese  Heirathen.  <^)  Eben- 
falls in  alte  Zeit  fällt  jener  Process ,  der  als  Beweis  von  dem 
Werthe  angeführt  zu  werden  pflegt,  welchen  die  alten  Römer 
den  Pflugochsen  einräumten.  Als  Jemand  einen  solchen  getödtet 
hatte,  um  seinem  Geliebten  eine  leckere  Speise  zubereiten,  wurde 
er,  wie  die  Ueberüeferung  erzählt,  beim  Volke,  wahrschemlich 
von  den  Aedilen  angeklagt  und  zur  Verbannung  verurtheilt*) 


a)  Cic.  ad  Q.  fr.  U,  3.    Vergl.  S.  249,  255,  257,  297. 

b)  Cic.  in  Vat  17,  41. 

c)  Gell.  IV,  14 

d)  Flut  quaest  Rom.  6. 

e)  PliD.  nat  bist  VIU,  180;  Val.  Max.  Vlfl,  1,  8;  Colum.  VI,  ^ 
7;  Varro  de  re  rußt  11,  6,  3. 
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Dreizehntes  Capitel. 

Stnftrecbtspflege  Aber  mebtbflrger  in  Rom,  nlcbt  durcb  die  ProTocations- 
gesetxe  bescbrlnkt ,  aber  docb  durcb  dieselbe  beeliflusst.  Sie  wird  tob 
der  tber  Birger  in  den  Personell  der  Riebter  gesebieden.  Fremdenprätor, 
dnrcb  den  Unsprucb  seiner  CoUegen  nnd  dnrcb  die  tribnniciscbe  Gewalt 
bescbrinkt  Scbnts  der  licbtbttrger  dnrcb  das  Patronatsverbältniss. 
Strifrecbtspilege  ansserbalb  Roms,  getrennt  nacb  Birgem  nnd  licbtbftr- 
gern.  Racbricbt  von  PolyMns.  Die  Bürger  ansserbalb  Roms  dnrcb  die  Per- 
ciscbe  Gesetigebnng  gescbfttzt;  sie  sind  frei  ?on  dem  ansserordentlicben 
tribnnidscben  Terfabren  vor  dem  Volke.  Die  nicbt  gestlndigen  oder  nicbt 
anf  der  Tbat  ergrif enen  Terbrecber  nnter  den  Bttrgem  ansserbalb  Roms 
werden  nacb  Rom  inr  Abnrtbeilnng  gescbickt.  Ifttbige  Torsiebt  der  Be- 
amten dabei  Der  Senat  bat  dabei  eine  doppelte  Tb&tigkeit,  indem  er 
beratbende  Bebftrde  ist  nnd  den  Beamten  ibre  Gescb&ftskreise  anweist: 
ricbterlicbe  Tb&tigkeit  bat  er  nicbt.  Strafjgericbtsbarkeit  Ober  licbtblir- 
ger  ansserbalb  Roms.  Sie  stoben  nnter  den  Beamten:  der  Senat  bat  über 
sie  nnr  eben  dieselbe  Hacbt  wie  über  die  Bürger,  indem  er  den  Beam- 
ten Ratb  giebt  nnd  ibnen  die  Pro?inzen  anweist  Terbältnisse  der  Pro- 
vinzen, insserordentlicbe  BemAing  von  Angeklagten  nacb  Rom.  Italien 
war  bis  in  späte  Zeit  gleicb  den  Provinzen.  Dem  Senate  wird  nnr  in 
Fillen  der  Empömng  nnd  des  inflmbrs  Clericbtsbarkeit  nnd  xwar  nn- 

eigentlicb  ingescbrieben. 

Wir  haben  bis  jetzt  nur  von  der  Strafrechtspflege  in  der 
Stadt  Rom  gesprochen:  die  meisten  Bestimmungen  bezogen  sich 
sogar  nur  auf  die  Römischen  Bürger.  Für  sie  allein  war  die 
Gerichtsbarkeit  des  Volkes  geschaffen,  an  der  alle  Nichtbürger, 
welche  in  Rom  wohnten,  keinen  Theil  hatten:  diese  standen 
unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Beamten ,  welche  in  diesem  Falle 
selbständig  die  höchsten  Strafen  an  Leib  und  Vermögen  verfügen 
durften.  Das  Strafrecht  über  Nichtbürger  nahm  an  der  ganzen 
Entwickelung,  welche  sich  an  das  erste  Valerische  Provocations- 
gesetz  knüpfte,  keinen  Theil,  und  keines  der  späteren  Provo- 
cationsgesetze  hat  auf  sie  Bezug.  Deshalb  kann  von  dem  ausser- 
ordentlichen richterlichen  Verfahren,  auf  Anklage  von  Volkstri- 
bunen  und  Aedilen,  wie  es  sich  bei  den  Bürgern  als  ergänzende 
Gerichtsbarkeit  gebildet  hatte,  bei  denjenigen,  welche  an  dem 
Bürgerrechte  nicht  Theil  nehmen,  nicht  die  Rede  sein  und  unter 
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den  zahlreichen  Fällen,   welche    wir  von  demselben  angefahrt 
haben,  ist  nicht  ein  einziger,   der  sich  auf  NichtbÜrger  beäeht 
Für  sie  behielt  die  Rechtspflege  immer  grundsätzlich  denjenigen 
Gharacter,  welchen  sie  ursprünglich  für  die  Bürger  gehabt  hatte, 
dass  sie  nämlich  einen  Theil  der  Verwaltung  bildete,  ohne  be- 
sondere und  eigenthümliche  Formen.    Das  Römische  Volk   hat 
also  zwar  die  Möglichkeit,  sich  in  dieselbe  einzumischen,  wie  es 
über  jeden  Zweig  der  Staatsverwaltung  Verfügungen  treffen  kann; 
allein  eine  richterliche  Thätigkeit  übt  es  dabei  nicht    Z.  B.  im 
Jahre  323  v.  Chr.   machte   der  Volkstribun  M.  Flavius  einen 
Gesetzesvorschlag  in  Tributcomitien ,    dass  die  Einwohner  von 
Tusculum ,  weil  auf  ihren  Rath  und  mit  ihrer  Hülfe  die  Einwoh- 
ner von  Velitrae  und  Privemum  Krieg  mit  dem  Römischen  Volke 
begonnen  hätten,  bestraft,   und  zwar  die  kriegsfähigen  Männer 
mit  Ruthen  geschlagen  und    mit  dem   Beile  hingerichtet,   die 
Frauen  und  Kinder  als  Sclaven  verkauft  werden  sollten.     Die 
Tusculaner  kamen  insgesammt  nach  Rom   und  baten  an  dem 
Tage  der  Comitien  das  Volk  flehentlich,  sie  zu  verschonen:  da- 
durch erregten  sie  Mitleid  und  bewirkten ,  dass  das  Gesetz  nicht 
durchging.^)    Gegen  Bürger  wäre  ein  solches  Gesetz  nnmögUch 
gewesen,  schon  deshalb^   weil  es  ohne  Zweifel  ein  durch   die 
zwölf  Tafeln  verbotenes  Privilegium  war.     Der  Tribun  würde 
vor  das  Volksgericht  geladen,  eine  Perduellionsklage  angestellt 
die  Untersuchung  geleitet,  kurz  ein  gerichtliches  ürtheil  zu  Wege 
gebracht  haben.    Wenngleich  indessen  die  in  Rom  lebenden  Frem- 
den nicht  durch  besondere  Gesetze  gegen  die  Willkür  der  Beamten 
geschützt  waren,  so  war  es  doch  natürlich,  dass  diese  im  Gan- 
zen eben  dieselben  Gesetze  und  Gewohnheiten,    welche    gegen 
die  Bürger  galten ,  auch  bei  den  Fremden  in  Anwendung  brachten. 
Als  die  Gerichtssitte  sich  im  Laufe  der  Zeit  änderte  und  mil- 
derte, musste  das  Verfahren  gegen  NichtbÜrger  gleichen  Schritt 
halten:   selbst  die   Grausamkeit  der  Todesstrafe   konnte,    seit 
dieselbe  bei  den  Bürgern  durch  die  Porcische  Gesetzgebung  ver- 
boten war,  nicht  in  alter  Strenge  aufrecht  erhalten  werden.  Ab 
der  Consul  M.  Marcellus  im  Jahre  51  v.  Chr.  einen  Colonisten 


a)  Liv.  Vm,  37. 
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voD  Novüin  Comam,   um  zu  zeigen,  dass  er  nicht  Römischer 
Bürger,     sondern    nur  Latinischen  Rechtes  wäre,    mit  Ruthen 
geissein  liess ,  erregte  diese ,  von  Part^ihass  gegen  Cäsar  einge- 
gebene,   Grausamkeit  aUgemeine    Missbilligung.      Der   Consul, 
sagte  man,    hätte  bedenken  sollen,    dass  der  Bestrafte,    wenn 
auch  nicht  Bürger,    so  doch  Transpadane  sei   und  als  solcher 
Berücksichtigung  verdiene.*)     Wir  haben  keine  Nachricht,    in 
wie  fem  die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  die  Strafrechtspflege 
auch  bei  Nichtbürgern  ordnete  und  alle  Schlüsse,  welche  man 
aus  den  geringen,  uns  erhaltenen,  Bruchstücken  machen  wollte, 
wurden  unsicher  sein,  weil  uns  der  Zusanunenhang  des  Einzel- 
nen unbekannt  ist.    Indessen  aus  den  späteren,  für  die  Schwur- 
gerichte gegebenen ,  Gesetzen  ersieht  man ,  dass  die  auf  gewöhn- 
hche   Verbrechen    bezüglichen    Verordnungen    auf  Bürger    und 
Nichtbürger  gleichmässig  gingen. 

In  den  meisten  Fällen  waren  Strafrecht  und  Stra^rocess 
bei  beiden  dieselben;  denn  nur  selten  kam  es  bei  den  Bürgern 
zur  Provocation,  noch  seltener  wurde  dieselbe  angenommen  und 
das  Volksgericht  berufen.  Für  die  ältesten  Zeiten  ergiebt  sich 
dies  schon  daraus,  dass  die  Personen  der  Richter  ein  und  die- 
selben waren.  So  lange  die  Gonsuln  oder  die  an  deren  Stelle 
tretenden  Beamten  die  Gerichtsbarkeit  übten,  fand  darin  keine 
Scheidung  zwischen  Bürgern  und  Nichtbürgem  statt;  eben  so 
wenig,  seit  es  einen  Prätor  gab,  dem  als  eigentlicher  Geschäfts- 
kreis die  Rechtspflege  zugewiesen  war.  Erst  seit  243  v.  Chr. 
wurden  bekanntlich  zwei  Prätoren  erwählt  und  dem  neu  hinzutre- 
tenden die  Rechtspflege  unter  den  Nichtbürgem  zugewiesen,  und 
zwar  in  Griminal-  und  in  Givilsachen.  Dies  dürfen  wir  mit 
vollständiger  Sicherheit  aus  dem  gleichen  Verhältnisse  des  städ- 
tischen Prätors,  welches  wir  oben  erwiesen  haben ^),  schliessen. 
Gegen  die  Willkür  des  Fremdenprätors  gab  es  dieselben  Vorkeh- 
rungen, wie  überhaupt  gegen  die  Allmacht  der  Beamten,  mit 
Ausnahme  des  bei  Nichtbürgem  nicht  erforderlichen  Volksgerich- 


a)  Cic.  ad  Att  V,  11,  2  Marcellus  foede  de  Comensi.    Etsi   ille  ma- 
gigtratum  non  gesserat,  erat  tarnen  Transpadanus- 

b)  S.  oben  S.  101  flgd. 
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tes.  Erstlich  konnte  derselbe  durch  den  Einsprach  seines  Col- 
legen,  des  städtischen  Prätors,  gehindert  werden  und  in  dieser 
nothwendigen  Uebereinstimmnng  lag  selbst  eine  Gewähr  dafür, 
dass  das  Recht  gegen  Bürger  und  Nichtbürger  mit  einer  gewis- 
sen Gleichmässigkeit  geübt  wurde.  Ausserdem  kam  die  tribu- 
nicische  Gewalt  den  Nichtbürgem  eben  so  sehr  zu  gute  wie  den 
Bürgern.  Denn  sie  war  eingesetzt,  um  die  ursprünglich  patri- 
cischen  Beamten  zu  überwachen,  und  wir  hören  zwar,  dass  sie 
räumlich  auf  den  Umkreis  der  Stadt  und  ihrer  nächsten  Um- 
gebung ,  aber  niemals  dass  sie  auf  die  Bürger  beschränkt  war. 
Die  Befugniss  der  Tribunen,  bei  den  Processen  von  Nichtbüi^ro 
Einspruch  zu  thun,  ihre  Verhaftung,  wo  sie  nicht  nöthig  er- 
schien ,  zu  hindern  und  ihnen  jede  Billigkeit  beim  Verfahren  m 
gewähren,  ist  somit  sicher:  ja  diese  Befugniss  war  in  so  fern 
grösser  als  bei  Bürgern,  weil  im  Falle  dass  ein  Volksgeiicht 
stattfand,  dieses  auch  für  die  Tribunen  unangreifbar  war.  Wenn 
trotzdem  die  Bürger  durch  die  sie  besonders  schützenden  Gesetze 
und  durch  die  Theilnahme  des  gesammten  Volkes  an  dem  Schick- 
sale des  Einzelnen  einen  Vorzug  hatten,  so  wurde  dieser  ausge- 
glichen durch  das  den  Römern  eigenthümliche  PatronatsTerhSlft^ 
niss.  Jeder  Nichtbürger  pflegte  mit  einem  Bürger  in  derartiger 
Verbindung  zu  stehen,  dass  er  selbst  mit  seüier  Person  und  sei- 
nem Vermögen  gewisse  Dienste  leistete,  aber  dafür  Schutz  und 
Beistand,  namentlich  in  Rechtsangelegenheiten,  empfing.  Diese 
Verbindung  war  in  alter  Zeit  enger,  durch  Gesetz  und  Sitte 
geheiligt,  erhielt  sich  aber  auch  später  trotz  der  Lockerung  der 
bürgerlichen  Verhältnisse  in  so  weit,  dass  sie  dem  Prätor  in  sei- 
nen Urtheilen  über  Nichtbürger  Rücksichten  auferlegte.  Aller- 
dings fand  dieselbe  Verbindung  auch  zwischen  niedriger  und 
höher  stehenden  Bürgern  statt;  eine  besondere  Bedeutung  aber 
musste  sie  gewinnen,  wo  die  höchsten  Güter  des  Lebens  nicht 
durch  die  Entscheidung  des  gesammten  Volkes  gewährleistet 
waren.  Cicero*)  erwähnt  es  als  etwas  Besonderes,  dass  ein 
Volkstribun  Cn.  Domitius  einen  der  vornehmsten  Männer  des 
Staates,  einen  gewesenen  Consul,   in  die  Gefahr  einer  Volke- 


a)  Cic.  in  Q.  Caec.  20,  67;  in  Verr.  U,  47,  118.    S.  oben  S.  361. 
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anklage  brachte  aus  Privathass,  weil  derselbe  eineD  einzigen 
Freund  und  Gastfrennd  von  ihm  misshandelt  hatte.  Das  Be- 
sondere lag  hier  darin,  dass  Domitius  sich  lange  Zeit  nachdem 
das  Unrecht  geschehen  war,  zu  rächen  suchte  und  dass  er  aus 
Rache  eine  aUgemeine  Klage  vor  dem  Volke  begann;  hätte  er 
seinem  Gastfreunde  in  .  seiner  Noth  geholfen ,  so  wäre  dies  ge- 
wöhnlich und  pflichtmässig  gewesen.  Es  war  die  Stellung  der 
Nichtbürger  in  Rom  in  den  meisten  Fällen  nicht  schlechter  als 
die  der  gewöhnlichen  Bürger. 

Schwierig  ist  die  Frage,  wie  es  sich  mit  den  Bewohnern 
des  der  Romischen  Herrschaft  unterthänigen  Gebietes   verhalten 
habe:  wir  haben  sehr  geringe  Nachrichten,  welche  eine  Andeu- 
tung darüber  geben.    Den  Hauptanhalt  zur  Entscheidung  giebt 
die  kurze  Darstellung  von  Polybius*)    über  die  Befugnisse  des 
Senates :  alle  Vergehen  in  Italien ,  welche  einer  öffentlichen  Ahn- 
dung bedürften,  z.  B.  Verrath,  Verschwörung,  Giftmord,  Meuchel- 
mord,  fielen  unter  die  Aufsicht  des  Senates.    Polybius  spricht 
hier  von  den  Vergehen  in  Italien  und  man  fragt  zuerst,  ob  er 
damit  meint,  alle  Verbrechen  in  Italien,  d.  h.  ausserhalb  Roms, 
von  wem  sie  auch  begangen  sein  mochten,   von  Bürgern  oder 
Nichtbürgem,  hätten  ein  und  dieselbe  strafrechtliche  Behandlung 
erfahren.    Es  ergiebt  sich  leicht,  dass  dies  nicht  seine  Meinung 
ist,    dass    es   überhaupt  nicht  Römischer  Staatsgrundsatz  war, 
die    Gerichtsbarkeit  nur   örtlich    zu  scheiden.    In   Rom   selbst 
waren  die  Bürger  und  Nichtbürger  durch  ein  verschiedenes  Ver- 
fahren im  Strafrecht  getrennt:  folgerichtig  mussten  sie  es  auch 
ansserhaib  Roms  sein  und  alle  Bürger,   mochten  sie  in  Italien 
oder   in  den  Provinzen  sein,    gewisse  Vorrechte  vor  den  Nicht- 
bürgem  haben.    Der  Grundsatz  des   ausgebildeten    Römischen 
Rechtes  war,  dass  alle  Bürger,  wo  sie  sich  auch  immer  aufhal- 
ten mochten,   nach  Römischem  Rechte  gerichtet  wurden:  ihre 
Gerichtsstätte  war  Rom  und  überall    waren  sie  der  Vortheile 
theilhaftig,    welche   ihnen  in  der  Stadt  die  Volkstribunen  und 


a)  Polyb.  VI,  13  'OfjLo{ü>c  xal   ^aa  täv  dSixT)ijidT(ov  täv  xax  'haXfav 
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die  höchste  Gerichtsbarkeit  des  Volkes  gewährten.  Zur  gesetz- 
lichen Anerkennung  kam  dieser  Grundsatz  zu  der  Zeit,  als  das 
Uebergewicht  des  Römischen  Staates  in  der  civilisirten  Welt  ent- 
schieden war,  durch  die  Porcische  Gesetzgebung  und  wir  haben 
deshalb  über  denselben  bei  der  Schilderung  der  Provocations- 
gesetze  gesprochen.*)  Aber  es  ist  wahrscheinlich,  dass  man 
ihn  schon  von  Anbeginn  des  Staates  verfolgte,  indem  man  zu- 
erst in  näherer,  dann  in  weiterer  Entfernung  in  den  Bündnissen, 
welche  man  mit  auswärtigen  Völkern  schloss,  darauf  Rücksicht 
nahm.  Zu  Ciceros  war  dieser  Grundsatz  nicht  nur  durchgängig 
im  Römischen  Reiche,  sondern  auch  ausserhalb  desselben,  so* 
weit  der  Name  Roms  reichte,  in  anerkannter  Geltung.  Er 
spricht  es  als  unzweifelhaft  aus,  dass  Römische  Bürger,  so  ge- 
ring sie  auch  sein  mögen ,  selbst  bei  barbarischen  Völkern  durch 
die  blosse  Behauptung,  sie  seien  Römische  Bürger,  vor  jeder 
Strafe,  vor  jedem  Criminalgerichte  sicher  sind.^) 

Die  Lage  der  Römischen  Bürger  ausserhalb  Roms  war  also 
im  Allgemeinen  gleich  der  Lage  derjenigen ,  welche  in  der  Stadt 
wohnten :  in  gewisser  Beziehung  war  sie  sogar  freier.  Im  Jahre 
442  y.  Chr.  wurden  Dreimänner ,  um  die  LatiniBche  Colonie  Ar- 
dea  zu  gründen,  ernannt:  sie  zogen  sich  durch  ihre  Unpartei- 
lichkeit den  Hass  der  Patricier,  durch  ihre  Begünstigung  der 
Bundesgenossen  den  Hass  der  Plebs  zu  und  wurden  von  den 
Volkstribunen  angeklagt,  wahrscheinlich  mit  einem  Antrage  auf 
Geldstrafe.  Sie  entzogen  sich  dem  Processe,  indem  sie  selbst 
Golonisten  in  Ardea  wurden  und  dort  blieben.^)  Es  ist  kein 
Zweifel,  dass  die  Dreimänner,  welche  zu  patricischen  und  vor- 
nehmen Geschlechtem  gehörten,  das  volle  Bürgerrecht  audi  in 
Ardea  behielten :  unter  gewissen  Bedingungen  erhielten  bekannt- 
lich auch  ursprüngliche  Nichtbürger  in  einer  Latinischen  Cofe- 


a)  S.  oben  S.  53  flgd. 

b)  Cic.  in  Verr.  V,  65,  167  Homines  tenues,  obscuro  loco  nati,  naTi- 
gant:  adeunt  ad  ea  loca,  quae  nonquam  antea  videront,  ubi  neqoe  nod 
esse  iis,  qno  veneront,  neque  semper  cum  cognitoribos  esse  possimt  Btf 
nna  tarnen  fidncia  civitatis  non  modo  apud  nostros  magistratos  —  fic><)V 
apud  cives  solom  Romanos  —  fore  so  tutos  arbitrantur:  sed  qiiociiiH)oe 
venerint,  hanc  sibi  rem  praesidio  sperant  esse  fiitaram. 

c)  Liv.  IV,  11.    Vergl.  oben  S.  306. 
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nie  das  Römische  Bürgerrecht :  unmöglich   also  kömien  es  Bür- 
ger verloren  haben.    Deshalb  ist  die  üebersiedelung  der  Drei- 
männer nicht  als  eine  freiwillige  Verbannung  aufzufassen,  auf 
welche  dann  nach  dem  Beschlüsse  der  Tributcomitien  die  Aech- 
tung  gefolgt  wäre,  sondern  nur  als  eine  Verlegung  des  Wohn- 
sitzes, welche  sie  der  tribunicischen  Gewalt  entzog.    Diese  näm- 
lich war  auf  den  Umkreis  der  Stadt  beschränkt:  ausserhalb  der- 
selben hatte  sie  keine  Einwirkung.    Wer  in  Rom  seinen  Wohn- 
sitz hatte,  konnte  von  den. Tribunen  in  körperliche  Haft  genommen 
und  dadurch  zum  Erscheinen   vor  Gericht  gezwungen  werden; 
auch  wenn  er  zeitweise  sich  entfernte,  blieb  er  doch  verpflichtet 
sich  vor  dem  Tribunen  zu  stellen,  der  sich  nöthigen  Falls  an 
dem  Vermögen,  das  er  zurücklassen  muaste,  halten  konnte.    Das 
erfuhr  der  grosse  Scipio,  der  Besieger  Hannibals,  als  er  sich 
vor  dem  dritten  Termine  seines  tribunicischen  Processes   ent- 
fernte und  auf  sein  Landgut  nach  Linterum  ging.*)   Der  Tribun 
drohte,   ihn  mit  Gewalt  holen  zu  lassen  und  er  war  in  seinem 
Rechte,  wenn  er  gegen  einen  seiner  Gerichtsbarkeit  Unterworfe- 
nen, der  sich  aus  Trotz  der  Fortsetzung  des  Processes  entzog, 
Gewalt  brauchte:  er  verfuhr  sogar  milde,   da  es  ihm  nach  Ge- 
richtsgebrauch freigestanden  hätte,   sogleich  durch  die   Tribut- 
comitien Aechtung  und  Vermögensverlust  aussprechen  zu  lassen. 
Mit  jenen  Dreimännern  von  Ardea,  welche  ihren  Wohnsitz  von 
Rom   verlegt  hatten,  verhielt   es  sich  anders.    Freilich  wären 
auch    sie  den  Tribunen  nicht  unerreichbar  gewesen,  aber  nur 
mittelbar  und  mit  Hülfe  der  curulischen  Beamten:  ein   solches 
weitläufüges  Verfahren  wollte  man  bei   ihnen   nicht  beginnen, 
zumal  sie   durch   das   freiwillige  Aufgeben    des    senatorischen 
Standes,  welchen  sie  wahrscheinlich  besassen,  genugsam  bestraft 
erschienen. 

Die  gewöhnliche  Strafrechtspflege  über  die  ausserhalb  Roms 
ansässigen  Römischen  Bürger  unterlag  denselben  Bedingungen,  wie 
über  die  in  der  Stadt  selbst  ansässigen.  In  aUen  Gesetzen,  welche 
die  Vorrechte  der  Bürger  bestimmen,  ist  immer  nur  von  den 
Bürgern  die  Rede,  ohne  dass  der  Wohnsitz  in  der  Stadt  als  Be- 


a)  Veiigl  oben  S.  317. 
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dingung  hinzugefügt  wird.  Dies  mag  bei  den  ersten  Provoca- 
tionsgesetzen,  als  der  Staat  nnr  auf  die  Stadt  und  deren  nächste 
Umgebung  beschränkt  war,  nicht  auffallen;  aber  auch  bei  den 
Wiederholungen  derselben,  als  Bürger  in  Italien,  zum  Theil  anch 
schon  in  den  Provinzen  zahhreich  waren ,  ist  von  einer  solchen 
Beschränkung  nie  die  Rede.  Dies  Stillschweigen  der  Schnitt 
steller  ist  Beweis  genug.  Wo  Cicero  von  den  Ungerechtigkeiten 
spricht,  welche  sich  Verres  beim  Rechtsprechen  in  Sicilien  hatte 
zu  Schulden  kommen  lassen,  erwälint  er  Sicilier,  welche  er  mit 
Strafen  belegt  hatte.  Römische  Bürger  aber  nicht,  während  er 
unter  den  Fällen  der  Givilgerichtsbarkeit  auch  Bürger  anfahrt 
Wo  er  sich  mit  der  höchsten  Heftigkeit  über  die  Grausamkeit 
beschwert,  mit  welcher  Verres  Sertorianische  Kundschafter,  welche 
sich  für  Römische  Bürger  ausgaben,  ans  Kreuz  schlagen  liess, 
handelte  es  sich  nicht  um  die  Bestrafung  und  die  Todesstrafe 
überhaupt,  sondern  nur  um  die  Art  und  Weise  der  Todesstrafe, 
welche  in  keinem  FaUe  far  Bürger  erlaubt  war.  Auch  diese  Ver- 
hältnisse beweisen  die  Verschiedenheit  der  Strafrechtspflege  bei 
den  in  den  Provinzen  wohnenden  Römischen  Bürgern  und  den 
übrigen  Bewohnern  derselben. 

In  Rom  ist  es,  wie  wir  bemerkt  haben,*)  Gesetz,  dass  der 
Verbrecher,  welcher  geständig  oder  auf  der  That  ertappt  ist, 
selbständig  von  dem  Beamten,  ohne  Zuziehen  des  Volkes,  be- 
straft wird;  aber  die  Auslegung  des  Eingeständnisses  und  der 
Ertappung  ist  eine  sehr  weite.  Wenn  der  Beamte  weder  von 
einem  seiner  Gollegen  noch  von  den  Tribunen  gehindert  wird, 
ist  keine  Aussicht,  dass  sein  Urtheil  durch  das  Volk  umgestossen 
wird,  zugleich  ist  er  gegen  etwaige  spätere  Verantwortung  sicher 
gestellt.  Das  Volksgericht  tritt  deshalb  selten  in  Thätigkeit 
Dagegen  in  Italien  und  den  Provinzen  steht  der  Beamte,  trotz 
dem  dass  er  seinen  Beirath  hat,  als  allein  verantwortlich  da: 
er  muss  vorsichtiger  sein  und  sich  gegen  spätere  Anklagen  zd 
decken  suchen.  Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  auch  Römisdie 
Bürger  in  Italien  und  den  Provinzen  von  den  Statthaltern,  die 
ja  mit  gleicher  Machtvollkommenheit  ausgerüstet  waren,  wie  die 


a)  Man  sehe  unsere  Ansf&hmng  oben  S.  169flgd. 
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in  der  Stadt  selbst  Recht  sprechenden  Beamten,  verartheilt  tmd 
auch  hingerichtet  werden  durften:  es  wäre  widersinnig  gewesen, 
bej  offenbaren  Verbrechern  unnützen  Aufschub  und  weitläuftigen 
Process  eintreten  zu  lassen.    Bei  ihnen  fand  eben  so  wenig  wie 
in  der  Stadt  ein  Verfahren  in  hidicioj  sondern   nur  ein  solches 
in  iure  statt.    War  aber  die  Schuld  zweifelhaft  oder  hatte  der 
Angeklagte  solchen  Rang  o^er  solche  Verbindungen,  dass  seine 
selbständige  Verurtheilung  dem  Beamten  Verlegenheiten  bereiten 
konnte,  so  wurde  er  verhaftet  und  nach  Rom  geschickt    Mit 
der  Ankunft  daselbst  wurde  er  aller  Vorzüge  theilhaftig,  welche 
die  daselbst  lebenden  Bürger  genossen,    d.  h.  es  konnten  sich 
seiner  die  übrigen  Recht  sprechenden  Beamten  und  namentlich 
die  Tribunen  annehmen.     Freilich  konnten  jetzt   die  letzteren 
gegen  ihn  auch  ein  ausserordentliches  Verfahren  vor  dem  Volke 
einleiten.    Als  Beispiel  für  einen  solchen  Process  kann  das  Ver- 
fahren dienen,   welches    gegen  Scipios   Legaten  Q.  Pleminius, 
welcher  in  Locri  vielfache  Verbrechen  begangen  haben  sollte, 
beobachtet  wurde.    Er  war  nicht  allein  schuldig,  sondern  Viele 
andere  mit  ihm,  Unterb^fehlshaber  und  Soldaten,  Römische  Bür- 
ger, zum  Theil  in  Rom,  zum  Theil  in  Italien  ansässig.    Der 
Prätor  nebst  seinem  vom  Senate  gegebenen  Beirathe  hielt  über 
Alle   die  Voruntersuchung  und  erklärte  zwei  und  dreissig  für 
schuldig.    Aber  er  vollzog  das  Urtheil  nicht;  denn  die  Ange- 
klagten vertheidigten  und  entschuldigten  sich.   Der  Prätor  sandte 
also  jene  zwei  und  dreissig  in  Ketten  nach  Rom.    Dort  wurden 
sie  auf  Anklage  von  zwei  Tribunen  vor  das  Volksgericht  ge- 
stellt •)    Sie  hätten  auch  im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  vor 
dem  städtischen  Prätor  verklagt  und  ihr  Urtheil  im  gewöhnlichen 
Provocationswege  durch  die  Gentuiiatcomitien  gesprochen  werden 
können;   aber  man  zog  jenes  Verfahren  vor,  weil  die  eigentli- 
chen Ankläger,  die  Einwohner  von  Locri,  nicht  mit  nach  Rom 
gekommen  waren,  und  es  zweckmässig  erschien,  jene  Tribunen, 
welche  der  Untersuchung  in  Locri  beigewohnt  und  die  uimuttel- 
baren  Zeugen  gehört  hatten,  als  Ankläger  auftreten  zu  lassen. 
Ein  ähnliches  Beispiel  findet  sich  in  dem,  was  Livius  zum  Jahre 


a)  Vergl.  oben  S.  342. 
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184  V.  Chr  erzählt^)  Ein  Prätor  L.  Postomios,  welch»  Tarent 
zu  seiner  Provinz  hatte,  fahrte  dort  Untersuchnngen  über  Ver- 
schwörungen unter  den  Hirten  und  über  die  Reste  der  Bacctia- 
nalien.  Denn  diese  hatten  sich  auch  über  Italien  verbreitet, 
überdem  nach  der  in  Rom  eingeleiteten  Untersuchung  sich  Viele 
dorthin  geflüchtet  Die  Hirten  wurden  von  dem  Prätor  in  selbst- 
ständiger Gerichtsbarkeit  gerichtet;  46nn  das  waren  Nichtbürger, 
zum  Theil  Sclaven;  mit  den  wegen  der  Bacchanalien  Angeklag- 
ten verhielt  es  sich  anders.  Der  Prätor,  sagt  Livins,  richtete 
einen  Theil  als  schuldig  hin,  einen  andern  Theil  warf  er  in  Fesseln 
und  schickte  sie  nach  Rom  an  den  Senat  ^)  Die  ersteren,  welche 
von  dem  Prätor  selbständig  abgeurtheilt  wurden,  waren  entweder 
Nichtbürger  oder  solche  Bürger,  welche  ein  Geständniss  ableg- 
ten, die  andern  waren  Bürger,  deren  Bestrafung  erst  gerichtlich 
festgestellt  werden  musste.  In  Rom  wurden  sie  darauf  von  P. 
Cornelius,  welcher  damals  die  städtische  und  Fremdenprätor 
zusammen  verwaltete,  in  das  Gefängniss  geworfen.'') 

In  dem  letzten  Beispiele  heisst  es,  die  gefangenen  Römischen 
Bürger  seien  nach  Rom  „an  den  Senat"  geschickt  worden  und  diese 
Bemerkung  von  Livius  führt  uns  auf  die  Stelle  von  Polybius,  von 
welcher  unsere  Untersuchung  ausgegangen  ist,  zurück.^)  £8  heisst 
dort,  der  Senat  trage  Fürsorge  über  die  Vergehen  in  Italien,  aber 
keinesweges,  er  habe  eine  Gerichtsbarkeit  über  dieselben.  Eine  Ge- 
richtsbarkeit des  Senates  über  Römische  Bürger  hat  es  nie  gegeben: 
ihnen  gegenüber  ist  er  immer  das  geblieben,  wozu  er  eingesetzt  war, 
eine  beraüiende  Behörde,  welche  von  d^n  höchsten  Einflösse 
auf  die  Handlungen  aller  Beamten,  auch  auf  die  Entscheidimgai 
des  Volkes  war,  aber  nie  richterliche  Pflichten  geübt  hat  Man 
hat  zwar  in  früheren  Zeiten  eine  Griminalgeriditsbarkeit  des 
Senates  angenommen  und  sich  bemüht,  den  Urnüang  derselben 
zu  ermitteln;  in  neuester  Zeit  hat  man  indessen  an  derselben 


a)  Liv.  XXXIX,  41. 

b)  Liv.  1.  L  partim  nozios  iudicavit,  partim  comprehensos  Bomam  ad 
senatum  misit.    Li  carcerem  omnes  a  P.  Gonielio  coniectL 

c)  Man  vergleiche  über  den  Process  wegen  der  Bacchanaiieji  obai 
S.  211. 

d)  S.  oben  S.  361. 
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ZU  zweifeln  begonnen,  wenngleich  man  sie  noch  nicht  mit  der 
nöthigen  Entschiedenheit  gelängnet  hat^  Es  hat  sie  während 
der  Republik  nie  gegeben  und  konnte  sie  wegen  der  eigenthüm- 
li('hen  Einrichtung  des  Senates  nicht  geben.  Wir  haben  früher 
erwähnt*),  dass  ^r  der  Zeit  der  ZehnmäDuer  bei  Anklagen  von 
Patriciem  durch  Volkstribunen  vor  den  plebejischen  Tributcomi- 
tien  der  Senat  eine  richterliche  Pflicht  zu  erfüllen  hatte,  in  so 
fern  er  die  Anklagen  erlaubte  und  die  Anklagepunkte  festsetzte. 
Indessen  ehe  demselben  diese,  seinem  Wesen  fremdartige,  Thä- 
tigkeit  übertragen  werden  konnte,  musste  seine  Einrichtung  für 
diesen  Fall  geändert:  es  musste  der  Eid,  gleiche  Abstimmung 
Aller,  Freiheit  der  Rede  eingeführt  werden.*»)  Seitdem  diese 
Nothwendigkeit  eines  Senatsbeschlusses  durch  die  Gesetzgebung 
der  zwölf  Tafeln  und  die  darauf  folgenden  Verfassungsänderungen 
der  Consuln  Valerius  und  Horatius  aufgehoben  war,  hörte  jede 
richterliche  Thätigkeit  des  Senates  auf.  In  wie  fem  er  auf  die 
Strafrechtspflege  in  Rom  Einfluss  hatte,  haben  wir  früher,  wo 
wir  über  die  Abweichungen  von  dem  ordentlichen  Gerichtsver- 
fahren handelten,*^)  angedeutet:  er  beschränkte  sich  auf  zweierlei, 
erstlich  darauf,  dass  er  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicherheit 
und  Staatsverwaltung  in  einzelnen  Fällen,  wo  dieselbe  bedroht 
schien,  sein  Gutachten  abgab,  ob  ein  richterliches  Verfahren 
einzuleiten  sei,  und  zur  Einsetzung  desselben  mitwirkte.     So 

•  

geschah  es  in  früherer  Zeit  öfters  z.  B.  bei  dem  Processe  gegen 
den  Staatspächter  M.  Postumius,  welcher  auf  das  Gutachten  des 
Senates  eingeleitet  wurde '^),  oder  bei  der  Anklage  wegen  Unzucht, 
wo  der  Senat  den  richtenden  Beamten  durch  seine  Entscheidung 
ermächtigte^) ;  aber  auch  noch  in  den  letzten  Kämpfen  des  Frei- 
staates, als  die  Formen  der  gewöhnlichen  Strafrechtspflege  schon 
umgestaltet  waren,  z.  B.  nach  der  Ermordung  von  P.  Clodius. 
Eine  gleiche  Bedeutung  haben  diejenigen  Fälle,  wo  der  richter- 


a)  S.  oben  S.  6. 

b)  Vergl.  I,  258. 

c)  S.  oben  S.  209. 

d)  Liv.  XXV,  3.  S.  oben  S.  313  und  340. 

e)  Val.  Max.  VI,  1,  9.    Vergl.  S.  339. 
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liehe  Beamte  bei  einer  ihm  yorliegenden  Entscheidang  den  Se- 
nat als  seinen  Beirath  benutzt:  er  lässt  ihn  in  den  gewOhidicheD 
Formen  abstimmen  und  sucht  durch  das  Ansehen  desselben 
seinem  eigenen  Urtheile  Gewicht  zu  verschaffen,  um  sich,  wenn 
er  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  sollte,  zu  decken.  So  machte 
es  z.  B.  Cicero  bei  dem  Processe  der  Catilinarischen  Verschwo- 
renen, so  die  Gonsuln,  als  sie  zuerst  Kunde  von  den  Bacchana- 
lien erhalten  hatten,  und  gleicher  Weise  haben  es  ohne  Zweifel 
viele  Beamte  bei  wichtigen  Vorfällen  gethan,  wie  denn  überiiaapt 
jedes  Ereigniss  im  Staate  vom  Senate  besprochen  und  begutach- 
tet werden  konnte,  ohne  dass'  derselbe  über  die  Behandlung 
desselben  eine  besondere  Befugniss  gehabt  hätte.  Zweitens' 
konnte  der  Senat,  wie  es  überhaupt  sein  Amt  war,  den  Beamten 
die  Kreise  ihrer  Thätigkeit  anzuweisen,  unter  den  verschiedenen 
richterlichen  Beamten,  welche  es  im  Staate  gab,  zur  Fühning 
besonderer  Untersuchungen  bestinunte  erwählen,  wovon  wir 
früher*)  Beispiele  angeführt  haben.  In  diesen  beiden  Befognissen 
indessen  liegt  keine  richterliche  Thätigkeit  Zu  ihr  fehlte  dem 
Senate,  wie  wir  schon  bemerkten,  die  Möglichkeit  wegen  seiner 
eigenthümliehen  Einrichtung.  Denn  in  demselben  konnte  be- 
kanntlich keine  Meinung  zur  Abstimmung  kommen,  wenn  dies 
nicht  von  dem  versitzenden  Beamten  erlaubt  wurde,  und  wenn 
eine  solche  die  Billigung  der  Mehrheit  erhalten,  war  dersdbe 
dennoch  nicht  zu  ihrer  Annahme  gesetzlich  verpflichtet  Die 
Freiheit  der  Rede  war  sehr  beschränkt:  nur  im  Falle  und  so 
lange  der  Vorsitzende  gestattete,  durfte  Jeder  sprechen.  Bei  dar 
Abstimmung  endlich  hatten  die  an  Rang  höher  stehenden  Sena- 
toren ein  entschiedenes,  von  dem  Willen  des  Vorsitzenden  ab- 
hängiges, Ueberge^richt:  die  grössere  Menge  wurde  kaum  gefragt 
Eine  solche  Einrichtung  befähigte  den  Senat  dazu,  den  Beamten 
als  Beirath  zu  dienen,  aber  nicht  richterlidie  Urtheile  zu  fiülen. 
Demnach  ist  auch  in  dem  aus  Livius  angeführten  Falle,  wo 
der  Prätor  L.  Postunüus  aus  Tarent  Römische  Bürger  in  Ketten 
nach  Rom  an  den  Senat  schickte,  nicht  daran  zu  denken,  d9ss 
dies  deswegen  geschehen  sei,  damit  der  Senat  das  Uitheil  Me. 


a)  S.  oben  S.  209. 
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Sondern  dieser  hatte  dem  Prätor  Tarent  als  Provinz  angewiesen 
und  den  besonderen  Auftrag  gegeben,  auf  die  Ueberreste  der 
Bacchanalien  zu  achten:  natürlich,  dass  dieser  die  gefangen  ge- 
nommenen Bürger  an  den  Senat  als  an  seinen  Auftraggeber  sen- 
det Von  ihm  wurden  sie  dem  richterlichen  Beamten ,  dem  Prär 
tor  P.  Cornelius,  übergeben  und  ebenso,  wie  die  übrigen  wegen 
der  Bacchanalien  Angeklagten  behandelt,  d.  h.  mit  Gefängniss 
bestraft.")  Einen  gleichen  Character  hat  die  Thätigkeit  des 
Senates  in  Bezug  auf  die  Nichtbürger  ausserhalb  Roms,  über 
deren  Gerichtsbarkeit  wir  demnächst  handeln  müssen.  Polybius**) 
deutet  diese  Gleichheit  der  Thätigkeit  selber  an,  indem  er  Bür- 
ger und  Nichtbürger  nicht  unterscheidet.  Wenn  er  sagt,  die- 
jenigen Verbrechen,  welche  der  öffentlichen  Aufsicht  oder  Ahn- 
dung bedürften,  gehörten  vor  den  Senat,  so  kann  er  unter 
öffentlicher  Ahndung  nicht  die  gewöhnliche  Rechtspflege  verstehen 
(denn  vor  diese  gehören  alle  Verbrechen),  sondern  nur  eine  be- 
sondere Glasse  derselben,  die  politischen,  und  zu  ihnen  sind  die 
beiden  ersten  Verbrechen,  welche  er  namhaft  macht,  Verrath 
und  Verschwörung,  zu  rechnen.  Also  auch  Giftmischerei  und 
Mord  kommen  nur  in  dem  Falle  an  den  Senat,  wenn  sie  wegen 
der  Menge  der  Theilnehmer  einen  staatsgefährlichen  Character 
annehmen  und  wir  werden  Beispiele  anführen,  wo  dies  wirklich 
geschah:  wahrscheinlich  hat  Polybius  bei  seinen  Worten  eben 
jene  Beispiele,  welche  in  die  Zeiten  derPunischen  Kriege  fielen, 
vor  Augen  gehabt  Kamen  nun  solche  Fälle  von  staatsgefähr- 
lichen Verbrechen  vor,  so  war  der  Beamte,  welcher  Italien  zur 
Provinz  hatte,  verpflichtet,  ehe  er  dieselben  bestrafte,  an  den 
Senat  zu  berichten:  wahrscheinlich  war  ihm  diese  Verpflichtung 
in  den  Aufträgen,  welche  er  bei  seinem  Abgange  in  die  Provinz 
erhielt ,  auferlegt  und  sie  enthielt  keine  besondere  Beschränkung, 
sondern  war,  wie  wir  gesehen,  ebenso  bei  den  Beamten  in  der 
Stadt  Rom  gewöhnlich.  Auf  den  Bericht  des  Beamten  gab  der 
Senat  sein  Gutachten,  ordnete  etwaige  militärische  Massregeln 
an ,  kurz  unterstützte  den  Beamten  mit  seinem  Rathe  und  Ansehen. 


a)  S.  oben  S.  160. 

b)  Man  sehe  die  Stelle  S.  361. 
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Keineswegs  wurde  bei  dem  Senate  eine  förmliche  Anklage  erho- 
ben, eine  Untersuchung  gefuhrt  oder  ein  Urtheil  gesprochen.  Als 
im  Jahre  329  v.  Chr.  Privernum,  welches  abgefallen  war,  wie- 
der eingenommen  wurde,  beschloss  der  Senat,  dass  der  Anfüh- 
rer der  Privernaten ,  Vitruvius ,  und  die  andern  Hauptschuldigen, 
bis  der  Gonsul  zurückgekehrt  wäre,  im  Gefangniss  gehalten, 
dann  getödtet  und  ihre  Güter  eingezogen  werden  sollten:  dass 
ferner  die  Senatoren  von  Privernum,  wenn  sie  nach  dem  Abfalle 
von  Rom  in  ihrer  Stellung  geblieben  wären,  mit  Verbannung 
bestraft  werden  sollten.  *)  Hätte  der  Senat  wirklich  richterUche 
Thätigkeit  üben  wollen,  so  würde  er  die  Rückkehr  des  Consuls 
nicht  abgewartet,  sondern  die  Hauptschuldigen  verurtheilt  und 
hingerichtet,  die  übrigeu  verbannt  haben :  jetzt  sprach  er  nur 
die  Grundsätze  für  das  gerichtliche  Verfahren  aus,  überliess  aber 
dieses  selbst  dem  Consul.  Das  berühmteste  Beispiel  dieser  Art 
ist  die  Bestrafung  der  abgefallenen  Gampaner  nach  der  Kinnahme 
Gapuas  im  zweiten  Punischen  Kriege.  ^)  Die  Stadt  war  gefallen, 
die  Schuldigen ,  so  viele  von  ihnen  nicht  durch  eigene  Hand  nm- 
gekonmien,  vorläufig  in  das  Gefangniss  gebracht.  Die  beiden 
Proconsuln,  welche  die  Stadt  genommen,  Ap.  Glaudius  und  Q. 
Fulvius ,  waren  über  die  Bestrafung  der  Gefangenen  uneinig.  Der 
erstere  wollte  die  Ansicht  des  Senates  hören  und  zweifelte  nicht, 
dass  auch  sein  GoUege  sich  derselben  fügen  würde.  Indessen 
Fulvius  wollte  Strenge  üben  und  unmittelbar  die  Hinrichtang 
vollziehen.  Er  führte  dies  auch  aus.  Einige  erzählen,  während 
der  Einrichtung  sei  ein  Senatsbeschluss,  der  mildere  Strafe 
empfahl,  angekommen,  auch  vom  Proconsnl  gelesen  worden; 
aber  weil  es  in  demselben  geheissen,  derProconsul  möchte  ihm 
folgen,  wenn  es  ihm  gut  schiene  (H  eivideretvr)^  habe  derselbe 
dennoch  seinen  anfänglichen  Entschluss  zu  Ende  geführt  Ans 
diesem  Vorgange  ergiebt  sich  die  Stellung  des  Senates  dentlicb. 
Bei  einem  so  wichtigen  Ereignisse,  wie  der  Einnahme  Capn^ 
war  es  hergebracht ,  denselben  um  seine  Entscheidung  zu  fragen. 
Aber  dieselbe  beschränkte  sich  darauf,  allgemeine  Regeln  für  die 


a)  Liv.  Yin,  20. 

b)  Liv.  XXVI,  15. 
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das  Richteramt  verwaltenden  Beamten  aufzustellen,  auf  ein  ür- 
theil  über  die  Schuld  des  Einzelnen  ging  sie  nicht  ein:  ja  sie 
war  so  abgefasst,  dass  sie  denselben,  selbst  bei  grösster  Be- 
rücksichtigung, welche  sie  fand,  dennoch  nicht  die  Freiheit  der 
Handlung  nahm.  Indessen  selbst  dieses  Gutachten  des  Senates 
war  nur  in  den  wichtigeren  Fällen ,  an  welchen  der  ganze  Staat 
betheiligt  erschien,  hergebracht:  die  gewöhnlichen  Verbrechen 
und  die  Verbrecher,  in  so  fern  sie  Nichtbürger  waren,  blieben 
dem  obersten  ürtheile  des  Römischen  Beamten  überlassen. 

Zweitens  bemerkten  wir,  der  Senat  habe  auf  die  Strafrechts- 
pflege in  der  Stadt,  welche  nach  Römischen  Begriffen  zu  den 
Verwaltungsgeschäften  der  Beamten  gehörte,  öfters  den  Einfluss 
geübt,  dass  er  die  Geschäftskreise. der  richtenden  Beamten  be- 
stimmte. Eben  denselben  EinÜuss  hatte  er  natürlich  ausserhalb 
der  Stadt :  er  musste  ihn  hier  sogar  öfter  üben ,  da  die  Verwal- 
tungsbezirke grösser  waren  und  jährlich  nach  den  Bedürfnissen 
umgestaltet  zu  werden  pflegten.  Deshalb  finden  wir  einmal  so- 
gar einen  besonderen  Beamten  ernannt,  einen  Dictator.  Als  314 
V.  Chr.  die  Nachricht  nach  Rom  kam,  inCapua  fanden  geheime 
Verschwörungen  unter  den  Vornehmen  statt,  wahrscheinlich  un- 
erlaubte Verbindungen  zur  Erreichung  von  Aemtem ,  wurde  nach 
Senatsbeschluss  G.  Maenius  zum  Dictator  ernannt,  der  später 
auch  in  Rom  selbst  ähnliche  Verbindungen  zu  strafen  versuchte.  *) 
Sonst  wurden  die  gewöhnlichen  Beamten  mit  solchen  ausser- 
ordentlichen Untersuchungen  beauftragt,  z.  B.  im  Jahre  301  v. 
Chr.  die  beiden  Consuln  bei  einer  Verschwörung  der  Frusina- 
ten**),  im  Jahre  207  der  eine  ConsulM.  Livius  bei  einer  staats- 
gefährlichen Verschwörung  in  Etrurien  und  Umbrien  *^),  im  Jahre 
204  der  Consul  M.  Cornelius  ebenfalls  in  Etrurien*^),  im  Jahre 
130  die  beiden  Consuln  bei  Mordthaten  im  Walde  Sila.«)  Oder 
es  wurde  auch,   wo  es  sich  um  Verbrechen  nicht  weit  von  der 


a)  Liv.  IX,  26.    Vergl.  oben  S.  19. 

b)  Liv.  X,  1. 

c)  Liv.  XXVm,  10. 

d)  Liv.  XXIX,  36. 

e)  Cic.  Brut  22. 
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Stadt  handelte ,  einer  der  in  der  Stadt  befindlichen  Prätoren  ab- 
geordnet, z,  B,  im  Jahre  198  v.  Chr.  bei  einer  Verschwörung 
der  Punischen  Geissein  in  Setia  der  städtische  Prätor'),  bei 
einer  Sclaven Verschwörung  in  Etrurien  der  Fremdenprätor.'') 
Oder  endlich,  wenn  der  Ort  der  Verbrechen  entlegen  oder  die 
andern  Beamten  beschäftigt  waren,  wurde  einer  der  Prätoren, 
welche  auswärtige  Provinzen  erhalten  hatten,  abgeordnet,  z.  B. 
bei  Vergiftungen  in  der  Umgegend  Roms  184  v.  Chr,  Q.  Nae- 
vius,  der  Prätor,  welcher  nebenbei  noch  die  Provinz  Sarduiien 
hatte  **),  180  v.  Chr.  bei  gleicher  Veranlassung  der  Prätor  C. 
Maenius,  dessen  Provinz  ebenfalls  Sardinien  war**),  167  v.  Chr. 
A.  Manlius  Torquatus,  der  durch  diese  Beschäftigung  verhindert 
wurde,  seine  Provinz  Sardinien  zu  betreten.*)  Ueberall  übt  der 
Senat  nur  die  ihm  verfassungsmässig  zustehende  Befugniss,  wenn 
besondere  Verbrechen  vorkommen,  unter  den  vom  Volke  er- 
wählten richterlichen  Beamten  den  ihm  passend  scheinenden  zu 
bestimmen.  Er  kann  nicht  selbst  die  richterliche  Eigenschaft 
verleihen,  sondern  nur  die  Geschäftskreise  vertheilen.  Es  ist 
keine  Frage,  dass  hier  auch  das  Volk  eingreifen  konnte,  eben 
so  vrie  es  bei  der  Vertheilung  der  Provinzen  die  höchste  Ent'* 
Scheidung  hat;  indessen  in  den  guten  Zeiten  des  Freistaates 
machte  es  von  derselben  selten  Gebrauch. 

Wir  haben  das  Verhältniss  des  Senates  zu  Italien  erläutert: 
das  zu  den  Provinzen  war  etwas  verschieden ,  weil  sie  weiter 
entfernt  waren  und  in  ihnen  die  militärische  Seite  der  Verwal* 
tung  überwog.  Die  Befehlshaber  hatten  auch  die  Strafrecht^^- 
pflege:  bei  der  Einrichtung  jeder  Provinz  wurde  mit  den  übri- 
gen Verhältnissen  auch  die  Rechtspflege  geordnet,  welche  Städte 
eine  eigene,  unabhängige  Srafrechtspflege  haben  sollten,  wie  die- 
selbe geübt  werden,  welche  Befugnisse  der  Statthalter  besitzen 
sollte.    Ein  Eingreifen  des  Senates  war  nur  in  seltneren  Fällen 


a)  Liv.  XXXn,  26. 

b)  Liv.  XXXni,  36. 

c)  Liv.  XXXIX,  41. 

d)  Liv.  XL,  37. 

e)  Liv.  XLV,  16. 
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von  Aufruhr  und  Empörung  möglich.  Als  Verres  Sicilien  re- 
gierte, war  dort  einige  Befürchtung  wegen  Sclavenaufstände^ 
auch  wegen  der  Seeräuber :  es  mochte  Verres  selbst ,  als  er  dort- 
hin ging,  vom  Senate  den  Auftrag  erhalten  haben,  mit  Sorg- 
falt über  die  Ruhe  der  Insel  zu  wachen.  Aber  von  irgend  einer 
Einmischung  des  Senates  in  die  Strafrechtspflege  hören  wir  nichts. 
Eben  derselbe  Verres  war  in  Lampsacus,  wie  Cicero  es  dar- 
stellt, durch  eigene  Schuld  belagert  und  sein  Lictor  getödtet 
worden,  üeber  dies  Verbrechen  sass  der  Statthalter  Asiens  zu 
Gericht  und  liess  einen  der  angesehensten  Bürger  von  Lampsa- 
cus hinrichten,  ohne  dass  eine  Dazwischenkunft  des  Senates 
erfolgte.*)  Dennoch  gab  es  Fälle,  wo  die  Vermittelung  des  Se- 
nates stattfjpd  und  wahrscheinlich  waren  dieselben  häufiger,  als 
man  jetzt  nach  den  seltenen  Erwähnungen  der  Ueberlieferung  und 
bei  der  Entfernung  der  Provinzen  von  der  Hauptstadt  anzuneh- 
men geneigt  ist  Verres  war  bei  seinem  Aufenthalte  in  Lam- 
psacus Gesandter  des  Römischen  Volkes,  die  persönliche  Unbill, 
welche  ihm  dort  widerfahren,  war  also  dem  Kömischen  Volke 
geschehen.  Cicero  macht  ihm  Vorwürfe  darüber,  dass  er  diese 
Unbill  ruhig  ertragen  und  im  gewöhnlichen  Rechtswege  geahn- 
det habe :  er  hätte  sie  dem  Senate  melden  und  darauf  antragen 
müssen ,  dass  die  Anstifter  des  Volksaufruhres  durch  ein  Schrei- 
ben der  Consuln  nach  Rom  berufen  würden.^)  Dort  wären  sie 
dann  von  den  städtischen  Beamten  gerichtet  worden.  Cicero 
führt  einen  ähnlichen  Fall  eines  Römischen  Quästors  M.  Aemi- 
lius  Scaurus  an ,  welcher  durch  einen  Aufstand  der  Ephesier  ge- 
hindert worden  war,  seinen  flüchtigen  Sclaven  aus  dem  Asyle  der 
Ephesischen  Diana  zu  holen:  worauf  der  angebliche  Anstifter 
des  Aufstandes ,  ein  angesehener  Ephesier  Pericles ,  nach  Rom 
berufen  wurde.  Der  geschichtlich  merkwürdigste  Fall  dieser  Art 
ist  der  jener  tausend  Achäer,  welche  im  Jahre  167  v.  Chr.  auf 
Anschuldigung  von  Callicrates  nach  Rom  berufen  wurden  und 
dort  sechzehn  Jahre,  ohne  verhört  und  gerichtet  zu  werden,  in 
der  Verbannung  blieben.'')    Das  Verfahren  gegen  sie  ist  mit  dem 

a)  Cic.  in  Verr.  IIb.  I,  27  flgd. 

b)  Cic  in  Verr.  I,  33,  84  und  85. 

c)  Man  sehe  besonders  Pausan.  VII,  10* 
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gegen  Römische  Bürger  zu  vergleichen,  welche  bei  Uebereinstim- 
mung  der  Beamten  ohne  gerichtlichen  Process  im  Gefängnisse 
gehalten  werden  durften.*) 

Wir  müssen  uns  mit  diesen  allgemeinen  Andeutungen  be- 
gnügen :  auf  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Provinzen  näher  ein- 
zugehen und  die  verschiedene  Stellung,  welche  die  Städte  in 
ihnen  nach  ihren  verschiedenartigen  Rechten  einnahmen,  zu  er- 
läutern würde  zu  weit  fuhren :  es  gehört  dies  auch  mehr  in  eine 
Darstellung  der  Römischen  Provinzialverwaltung  als  der  Straf- 
rechtspflege. Dieselbe  Beschränkung  müssen  wir  bei  Italien  be- 
obachten. Die  Verhältnisse  der  Städte  in  ihm  sind  mannigfach 
und  es  erfordert  die  eingehendsten  Untersuchungen,  um  die 
Strafrechtspflege  auch  nur  für  eine  Classe  von  Städten  genauer 
darzulegen.  Ausserdem  änderte  sich  seine  Lage  durch  die  all- 
mälige  Ertheilung  des  Bürgerrechts ,  welche  in  die  Zeit  des  Frei- 
staates fällt.  Bis  zum  Vatinischen  Gesetze  vom  Jahre  59  v. 
Chr.  war  es  mit  InbegriflF  des  Cisalpinischen  Galliens  Provinz.*) 
Jährlich  wurde  es  entweder  den  beiden  Consuln  oder  einem  von  ihnen 
mit  einem  dazu  gehörigen  Heere  angewiesen,  es  sei  denn,  dass 
wegen  Unruhen  oder  Kriege  noch  andere  Verwaltungsbezirke 
darin  gebildet  und  Proconsuln  oder  Proprätoren  anvertraut  wur- 
den. Es  unterschied  sich  in  nichts  von  den  übrigen  Provinzen, 
als  durch  die  Vorrechte  seiner  Städte,  die  Menge  der  in  ihm 
wohnenden  Römischen  Bürger  und  seine  Nähe  am  Sitze  der  Re- 
gierung. Erst  P.  Vatinius  führte  im  genannten  Jahre  ein  ande- 
res Verhältniss  ein:  er  sonderte  Oberitalien  unter  dem  Namen 
des  Cisalpinischen  Galliens  als  besondere  Provinz  ab  und  grün- 
dete far  das  übrige  Italien,  das  jetzt  gleichmässig  von  Römi- 
schen Bürgern  bevölkert  war,  eine  Civilverwaltung.  Freilich 
war  damals  auch  die  alte  Strafrechtspflege  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen und  die  Schwurgerichte  dafür  eingetreten,  über  deren 
Einrichtung  und  Befugnisse  wir  erst  später  handeln  werden. 

Eine  Gerichtsbarkeit  des  Senates  giebt  es  nach  unserer  Aos- 
dnandersetzung  mithin  nicht:  es  ist  kein  Fall  bekannt,  in  wel- 
chem diese  Verwaltungsbehörde  ein  gerichüiches  Urtheil  gefillt 


a)  S.  oben  S.  158. 
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hat.     Und  doch  muss  es  den  Anschein  gehabt  haben,   als  ob 
dies   möglich   sei,    Cicero*)   spricht  in  einer  Rede    über   seine 
eigene    ungesetzliche  Verbannung   und  erklärt,    es   sei  uraltes 
Römisches  Recht,  dass  einem  Römischen  Bürger  an  seinem  cor- 
pui  und   seinen  Gütern  nichts  entzogen  -werden  dürfe,   ausser 
durch   das  ürtheil  des  Senates  oder  des  Volkes  oder  der  über 
jede  Sache  eingesetzten   geschworenen  Richter.     Hier  wird  die 
Befugniss  des  Senates  der  des  Volkes  und  der  Geschworenen 
wenigstens  gewissermassen  gleichgestellt,   und  zwar  in  Bezug 
auf  Römische  Bürger.    Es  ist  unmöglich ,  dass  diese  Worte  auf 
etwas   anderes  gehen  als  auf  die  Machtvollkommenheit  des  Se- 
nates,   bei  gefährlichem  Aufruhr   durch   seinen  Beschluss    den 
Consuln  und  übrigen  curulischen  Beamten  ausnahmsweise  eine 
ausserordentliche  Macht  zu  übertragen  —  eine  Machtvollkommen- 
heit,  welche  zwar  heftig  bestritten,  aber  doch  thatsächlich  ge- 
übt worden  ist    Für  Cicero,   der  auf  dieselbe  die  Rechtmässig- 
keit seiner  Handlungsweise  bei  der  Bestrafung  der  Catilinarischen 
Verschworenen  zu  gründen  suchte,  war  es  zweckmässig,  dieselbe 
zu  erwähnen;  dass  dies  von  andern  Schriftstellern  und  nament- 
üch    von  Polybius,    welcher  dem  Volke   allein   die   Befugniss, 
über  das  capvt  Römischer  Bürger  zu  entscheiden  beilegt,    nicht 
geschieht,  ist  eben  so  natürlich.    Mit  dem  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauches)  aber  stimmt  es  überein,    dass  Cicero  diese  Befug- 
niss des  Senates    als  Urtheil  bezeichnet,    wenngleich  sie  kein 
eigentlich  richterliches  UrtheU  begreift  und  von  der  Befugniss 
des  Volkes  und  der  Geschworenen  dem  Umfange  und  dem  Wesen 
nach  verschieden  ist. 


a)  Cic.  de  dorn.  13,^33  hoc  iuris  in  hac  civitate  etiam  tum,  com  reges 
essent,  dico  fdisse,  hoc  nobis  esse  a  maioribus  traditum ,  hoc  esse  denique 
proprium  liberae  civitatis,. ut  nihil  de  capite  civis  aut  de  bonis  sine  iudi- 
cio  senatas  aut  populi  aut  eorom,  qui  de  quaque  re  constituti  iudices  sint, 
detrahi  possit  / 

b)  S.  oben  S.  185  flgd. 
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Dnzelne  merkwttrdige  Straf^rocesse.  Zuerst  der  Ton  Sp.  Haeliu  ud 
Ton  G.  Senrilins  Aliala.  Rechtliche  Bedentnng  der  Ermordmig  tob  laeliu, 
welcher  sich  der  Ladung  znin  Termine  widersetxte.  Process  ?on  I.  Iin- 
Uns  Gapitolinns.  Veranlassung  nnd  Verlanf.  Angeblich  doppelter  Process, 
in  der  üeberliefemng  nicht  begrflndet  Erkltrong  der  Stelle  ?on  Uviu. 
Verschiedenheit  der  üeberliefemng  Aber  Hanlins*  Vemrtheilnng.  Process 
Ton  C.  Rabirins.  En&hlnng.  Absicht  bei  der  ErOIhnng  desselben  nnd  bd 
der  Wahl  des  verschollenen  Verfahrens  vermittelst  der  Zweiminner.  b 
wnrde  von  T.  Atins  Labienns  ein  Gesetz  darüber  dnrchgebracht  nnd  b- 
halt  desselben.    Verlanf  des  Processes.   Ciceros  Rede  in  donselben. 

Aus  den  Criminalprocessen ,  von  denen  uns  die  Uebeiliefe- 
rung  erzählt,  treten  einige  durch  die  Wichtigkeit  der  politischen 
Ereignisse,  welche  sich  daran  knüpften,  oder  das  Interesse, 
welches  die  in  ihnen  auftretenden  Personen  gewähren ,  besonders 
hervor:  wir  widmen  ihnen  eine  eingehendere  Betrachtung,  eben 
so  wie  wir  es  bei  den  Processen  von  P.  Horatius  und  Goriolan 
nnd  den  Zehnmännem  gethan  haben.  Naturlich  sind  es  poli- 
tische Processe ;  denn  andere  finden  in  der  Üeberliefemng,  wdche 
nur  das  Wachsthum  und  die  Entwickelung  der  Staates  im  Auge 
hat,  keine  Stelle. 

Hochberuhmt  in  der  Geschichte  ist  die  That  von  C.  Servi- 
lius  Ahala,  der  Sp.  Maelius  tödtete:  die  Nachwelt  stellte  ihn 
übereinstimmetid  als  einen  Befreier  seines  Vaterlandes  hin,  der 
kühn  und  mit  Aufopferung  seines  eigenen  Wohles  einen  gefiübr- 
lichen  Versuch ,  die  Königsherrschaft  in  Rom  wieder  einzufthr^ 
unterdrückt  habe.  Sp.  Maelius  war  ein  Römischer  Ritter,  aber 
durch  Reichthum  den  Mächtigsten  gleich.  Er  war  in  den  Jalh 
ren  440  und  439  y.  Chr.,  als  grosse  Theuerung  herrschte,  ein 
Wohlthäter  der  Armen.  Auch  der  Senat  hatte  einen  Vorsteher 
des  Getreidewesens  ernannt,  L.  Minucius;  aber  Madios  übertraf 
ihn  nicht  nur  an  Thätigkeit,  da  er  überall  bis  an  die  Küste  von 
Gumae  hin  Getreide  aufkauftie,  sondern  auch  an  Freigiebigkdt, 
da  er  es  theils  zu  ermässigten  Preisen ,  theils  umsonst  hergab. 
Die  Gunst  des  Volkes,  welche  er  sich  auf  diese  Weise  erwarte 
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erregte  in  ihm  die  Hoffimng  auf  politische  Macht:  er  strebte,  so 
lautet  der  einstimmige  Bericht  der  Ueberlieferung,  nach  der  Kö- 
nigsherrschaft. Als  der  Senat  dies  erfahren,  wurde  der  greise 
L.  Quinctins  Cincinnatus  zum  Dictator  ernannt,  der  G.  ServUlus 
Ahala  zum  Reiterobersten  bestimmte.  Am  Morgen  nach  diesem 
Senatsbeschlusse,*  so  lautet  die  gewöhnliche  Erzählung  weiter, 
kam  der  Dictator  auf  den  Markt  und  sandte  den  Reiterobersten 
aus,  um  Sp.  Maelius  vor  seinen  Richterstuhl  zu  rufen.  Dieser 
weigerte  sich  zu  erscheinen,  rief  das  umstehende  Volk  zu  Hülfe, 
wehrte  sich  gegen  diejenigen ,  welche  ihn  greifen  wollten,  und 
wurde  am  Ende  Ton  Servilius  niedergestossen. 

Es  ist  bei  den  neueren  Gelehrten,  welche  die  Römische  Ge- 
schichte vom  modernen  Parteistandpunkte  aus  zu  behandeln  pfle- 
gen, Mode  geworden,  die  Tödtung  von  Maelius  als  brutale  Ge- 
waltthat  der  Patricier  darzustellen  und  sein  Streben  nach  der 
Königswürde  zu  läugnen :  sie  suchen  mit  Vorliebe  Abweichungen 
in  der  Deberlieferung  auf,  um  diese  Anschauung  durch  schein- 
bare Gründe  zu  beweisen.®)  Wir  wollen  uns  hier  derartiges 
nicht  herausnehmen  und  glauben  auch,  dass  eine  besonnene  Ge- 
schichtsschreibung jeden  Versuch,  über  die  Schuld  oder  Unschuld 
in  diesem  Falle  zu  urtheilen,  zurückweisen  wird.  Die  Ueberlieferung 
spricht  einstinmiig  für  Maelius'  Schuld :  nachdem  er  getödtet  und 
jede  Besorgniss  vor  ihm  gehoben  war,  wurde  sein  Vermögen 
eingezogen,  sein  Haus  zerstört  und  die  Stätte,  auf  der  es  gestan- 
den, öde  gelassen.  Dies  wird  einstimmig  gemeldet  und  ist  es 
geschehen,  so  liegt  darin  ebenfalls  ein  Beweis,  dass  Maelius  in 
gerichtlichem  Verfahren  nach  seinem  Tode  schuldig  befunden 
wurde,  wenngleich  über  dieses  selber  nicht  weiter  berichtet  wird. 
Sonst  darf  man  nicht  von  einem  Processe  gegen  Sp.  Maelius 
selbst  sprechen;  denn  wurde  er  zur  Verantwortung  vor  den 
Dictator  gerufen,  so  sollte  der  Process  erst  stattfinden;  wurde 
er,  wie  Einige  erzählen,  meuchlings  ermordet,  so  kann  von  einem 
solchen  noch  weniger  die  Rede  sein.  Es  kann  sich  nur  darum 
handeln,  ob  Maelius  mit  Recht  getödtet  wurde,  als  er  zum  Di- 
ctator gerufen  sich  nicht  stellen  wollte.  Man  muss  zugestehen, 
dass  es  nach  jedem  Staatsrecht  einen  Punkt  des  Ungehorsams 
giebt,  wo  Gewalt  gerechtfertigt  ist,  weil  sie  nothwendig  wird; 
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nach  dem  Römischen  aber  stand  die  Macht  jedes  Beamten  so 
hoch,  dass  ihr  nie  ein  Bürger  Widerstand  geleistet  hat,  mid  die 
Plebejer  selbst  hatten  ihre  Tribunen  mit  solcher  Heiligkeit  aus- 
gestattet, dass  sie,  wie  Beispiele  beweisen*),  jedes  Entgegentreten 
mit  augenblicklichem  Tode  ahnden  durften.  Den  Volkstribunen 
stand  der  Dictator  am  nächsten.  Wäre  Maelius'  Sache  so  ge- 
recht, er  selbst  bei  dem  Volke  so  beliebt  gewesen,  so  wurden 
selbst  die  Tribunen  den  Versuch  gemacht  haben,  ihm  zu  hdfen; 
aber  davon  hören  wir  nichts.  Hätte  er  sich  der  Ladung  durch 
Flucht  entzogen,  so  würde  der  Dictator  seine  Aechtung,  wahr- 
scheinlich in  Genturiatcomitien,  ausgesprochen  haben ;  aber  wenn 
er  im  Römischen  Gebiete  blieb  und  sich  auf  gerichtliche  Ladung 
nicht  stellte,  so  war  dies  oifener  Aufruhr.  Demnach  ersehet 
Maelius'  Ermordung  als  zwar  einzig  dastehendes,  aber  der  Ver- 
fassung nach  gerechtfertigtes  Beispiel  yon  der  Erfolglosigkeit 
des  Widerstandes  gegen  Beamte  und  hat  als  solches  seine  grosse 
Bedeutung.  Wenn  nach  seinem  Tode  noch  ein  Process  gegen 
ihn  stattfand,  so  konnte  dabei  sein  Streben  nach  der  Königsherr- 
schaft  geltend  gemacht  werden;  aber  es  genügte  die  Thatsacfae 
seines  offenen  Widerstandes,  um  ihn  als  Aufruhrer  zu  verurtbei- 
len,  nach  demselben  Grundsatze,  wie  jeder  gestandige  od^  aof 
der  That  ergriffene  Verbrecher  ohne  Gericht  bestraft  waden 
durfte.  Freilich  heisst  es,  Ahala  sei  später  für  seine  Gewalttbat 
bestraft  worden.  Cicero  •»)  erzählt,  er  sei  verurtheilt,  aber  später 
in  Centuriatcomitien  begnadigt  worden.  Livius«)  berichtet  einige 
Jahre  nachher  von  einem  Tribunen  Sp.  Maelius,  der  wegen  der 
Ermordung  des  früheren  Maelius  gegen  Ahala  Einziehung  da 
Güter  beantragt,  auch  den  früheren  Vorsteher  des  Getreidewesens 
Minucius  mit  einer  Anklage  vor  dem  Volke  bedroht  habe.  Beide 
Anträge  des  Tribunen  scheiterten.  Es  scheint,  dass  Ahala  eme 
Zeit  lang  in  freiwilliger  Verbannung  lebte,  um  dem  Volksstorme, 
wie  er  sich  oft  bei  rücksichtsloser  Anwendung  des  gesetzlichen 


a)  Vergl.  I,  227  flgd. 

b)  Cic.  de  dorn.  38,  86;  und  de  rep.  I,  3,  6  erwähnt  er  eine  oiensk) 
Abalae,  worunter  man  freiwillige  oder  unfreiwillige  Yerbannong  veisteb« 
kann.    Val.  Max.  V,  3,  2  berichtet  auch  von  seiner  Yerbanming. 

c)  Liv.  IV,  21. 
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Rechtes  zeigt,  auszuweichen.    Dixb  er  kehrte  zurück  und  blieb 
dann  im  Besitze  seiner  Würde  und  seines  Vermögens  in  Rom. 
Reicher  an  Ausbeute  ist  die  Erzählung  von  dem  Ende  des 
berühmten  M.  Manlius  Capitolinus,  der  ebenfalls  wegen  Strebens 
nach  der  Königsherrschaft  umkam.    Bei  ihm  fand  ein  wirklicher 
Process  statt    Wir  haben  von  ihm  nur  eine,  aber  ausführliche 
Darstellung  bei  Livius"),  mit  dem  gelegentliche  Erwähnungen 
anderer  Schriftsteller,  auch  der  kurze  Bericht  bei  Plutarch*')  im 
Wesentlichen  übereinstinmien.  Bemerkenswerth  sind  bei  Manlius 
auch  die  dem  Processe  vorhergehenden  Massregeln.    Seinetwegen 
war  ebenfalls  ein  Dictator,  A.  Cornelius  Cossus,  ernannt  worden, 
der  Anfangs,  um  sein  Ansehen  zu  erheben,  einen  glücklichen 
Krieg  geführt  hatte,  aber  dann  bei  dem  drohender  werdenden 
Aufstande  nach  Rom  kam  und  Manlius   vor  seinen  Richterstuhl 
beschied.     Dieser   erkannte  zwar  die  Absichten  des  Dictators, 
widersetzte  sich  aber  nicht:  er  erschien,  vertheidigte  sich,  liess 
sich  einkerkern,  worauf  ohne  Zweifel  das  ordentliche  Gerichts- 
verfahren vor  den  Centuriatcomitien  erfolgen  sollte.    Welch  ein 
Unterschied  mit  Sp.  Maelius!  Die  Volkstribunen  schritten  nicht 
ein,  weil  sie  gegen  die  Allmacht  des  Dictators  nicht  aufzutreten 
wagten,  wie  Livius*')  sagt,  wahrscheinlich,  wie  man  aus  dem 
Verlaufe  ersieht,   weil  sie  mit  dem  Dictator   übereinstimmten. 
Indessen  die  Plebs  bezeugte  ihre  Theilnahme  bei  der  Einker- 
kerung von  Manlius  so  stark  und  nahm  eine  so  drohende  Haltung 
ein,  dass  derselbe  in  Folge  eines  diese  Massregel  anempfehlenden 
Senatsbeschlusses    wieder   freigelassen    wurde.     Der   Aufstand 
nahm  dadurch  einen  noch  gefährlicheren  Character  an,  Manlius 
glaubte  sich,  wenngleich  Privatmann,  dem  Senate  und  den  Be- 
amten  gewachsen,  hielt  Versammlungen  von  Unzufriedenen  in 
.seinem  Hause,  es  schien  zu  offenen  Gewaltthätigkeiten  kommen 
zu  wollen.    Aber  die  Tribunen  standen  auf  der  Seite  des  Sena- 
tes and  zwei  von  ihnen,  M.  Meneuius  und  Q.  Publilius,   be- 


a)  Liv.  VI,  14  flgd. 

b)  Plut  Cam.  36. 

c)  Liv.  VI,  16  nee  adversus  dietatoriam  vim  aut  tribmii  plebis  aut  ipsa 
plebs  attollere  ocolos  aut  biscere  audebant 
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schlössen,  um  ganz  gesetzlich  zu  verfehren,  eine  Anklage  gegen 
Manilas  zu  eröfihen:  sie  setzten  ihm  einen  Termin  vor  dem 
Volke.  Der  Process  lautete  auf  Leben  und  Tod,  war  also  ein 
Perduellionsprocess.  Als  seinen  regelmässigen  Verlauf  haben 
wir  nach  den  Zeugnissen  der  Schriftsteller  festgesteUt,  erstlich 
dass  die  Ankläger  ihre  aussergerichüiche  Voruntersuchung,  dun*h 
welche  sie  zur  Erhebung  der  Anklage  bestimmt  wurden,  beliebig 
und  selbst  ohne  Anwesenheit  des  Anzuklagenden  anstellten, 
zweitens,  dass  dann  die  Ankläger  drei  formlose  Contioneu  hin- 
ten, um  ihre  Anklage  zu  begründen  und  die  Punkte,  auf  wdche 
das  Urtheil  gerichtet  werden  sollte,  festzustellen,  endlich  dass 
am  vierten  Termine  die  Anklage  wiederholt  und  unter  Vorsitz 
eines  curolischen  Beamten  die  Genturiatcomitien  abgehalten  wur- 
den. Die  neueren  Gelehrten  behaupten,  dass  die  Berichte  über 
Manlius'  Process  mit  diesem  Verfahren  nicht  übereinstimmen: 
sie  konunen  meist  zu  dem  Ergebnisse,  einen  ganz  unregelmässi- 
gen Gang  des  Processes  anzunehmen  und  die  Entscheidung  ent- 
weder von  Curiat-  oder  von  Tributcomitien  ausgehen  zu  lassen, 
während  es  feststeht,  dass  die  Klage  anfangs  auf  Centoriatco- 
mitien  berechnet  war.^)  Schon  dies  streitet  gegen  die  sonstige 
Sitte,  ja  gegen  die  Möglichkeit,  abgesehen  davon,  dass  weder 
Curiatr  noch  Tributcomitien  die  Befugniss  gehabt  haben  würden, 
Manlius  zum  Tode  zu  verurtheilen. 

Ueber  die  Vorgänge,  welche  dem  Processe  vorangingen, 
und  die  Handlungen,  durch  welche  sich  Manlius  den  Verdacht, 
nach  der  Königsberrschaft  zu  streben,  zuzog,  sprechen  vrir  nicht: 
es  ist  nicht  zu  verwundem,  dass  sie  mit  kleinen  Abweichungen, 
namentlich  in  Bezug  auf  die  Unruhen,  welche  er  veranlasst  ha- 
ben soll,  dargestellt  werden.^)  Zwei  Tribunen  also  klagten 
gegen  Manlius  und  bestimmten  den  Termin  vor  dem  Volke,  an 
welchem  die  gerichtliche  Untersuchung  erö&et  werden  soUte: 
dies  berichtet  Livius.^)  Aber  er  berichtet  nicht,  dass  sie 
ihn  auch  gefangen  setzten:  diese  Lücke  der  Erzählung  erginit 
Zonaras  ^),  der,  wahrscheinlich  Dio  Gassius  folgend ,  ausfuhriicfa 


a)  Liv.  VI,  20  Approbantibos  conctis  diem  Maolio  dicont 

b)  ZoD.  YU,  21 
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angiebt,  auf  welche  Weise  sie  sich  seiner  Person  bemächtigten, 
ohne  einen  Volksaufstand  zu  veranlassen.  Dass  diese  Ergänzung 
richtig  ist,  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  Manlius  würde  sonst, 
als  er  die  hartnäckige  Anklage  und  die  Unentschlossenheit  des 
Volkes  sah,  vor  der  Entscheidung  in  die  Verbannung  gegangen 
sein  und  wenigstens  sein  Leben  gerettet  haben.  Als  der  Termin 
angesetzt  war,  gerieth  die  Plebs  in  Angst  um  ihren  Liebling,  um 
so  mehr,  als  sie  die  Thätigkeit  der  Patricier  und  die  Theilnahm- 
losigkeit  der  eigenen  Verwandten  von  Manlius,  von  denen  keiner 
ein  Zeichen  von  Trauer  blicken  liess^),  bemerkte.  Es  kam  der 
Termin  der  ersten  cantio,  welchen  die  Tribunen  abhielten:  ihm 
mnsst^n  zwei  andere  folgen,  ehe  die  Anklage  festgestellt  war. 
Livius  erzählt  nicht,  was  in  jedem  einzelnen  Termine  vorgekom- 
men sei :  schwerlich  war  auch  die  Ueberlieferung  so  ausfuhrlich. 
Sie  brauchte  es  kaum  zu  sein,  da  die  Verhandlungen  an  den 
drei  Terminen  gleichartig  waren.  Von  den  Anklagepunkten 
weiss  Livius  nichts  bestimmtes  zu  melden,  desto  mehr  von  Man- 
lius' Vertheidigung,  er  habe  seine  Wohlthaten  gegen  die  armen 
Plebejer  erwähnt  imd  diejenigen,  welche  er  losgekauft,  vorge- 
führt ;  er  habe  von  seinen  Kriegsthaten  und  den  dafür  erhaltenen 
Belohnungen  gesprochen,  die  durch  ihn  in  der  Schlacht  gerette- 
ten Römischen  Bürger  namentlich  angeführt,  er  habe  die  Nar- 
ben seiner  Wunden  gezeigt  und  am  Ende,  von  der  Rettung  des 
Capitols  sprechend,  auf  dieses  gewiesen  und  die  Gapitolinischen 
Götter  um  Beistand  angefleht.  Die  Volksversammlung  wurde 
also  an  einem  Orte  gehalten,  von  wo  man  das  Gapitol  sah.  Plu- 
tarch  deutet  an,  auf  dem  Markte^),  ob  einer  bestimmten  Quelle 
folgend  oder  eigner  Ansicht,  kann  man  nicht  entscheiden.  Da- 
gegen Livius "")  erzählt:  y,da  auf  dem  Marsfelde  das  Volk  centu- 


a)  Vergl.  oben  S.  a02. 

b)  Plut.  Cam.  36  '0  ydp  xdiroc,  icp'  ou  ßeßrjxwc  6  MciXXioc  ^vuxTOfJirf^ijoe 
icpoc  Toüc  KeXxouc,  Oicepecpa^vexo  t^c  ^yopäc  äizo  tou  KairiTcuXfou.  Vergl. 
o.  296. 

c)  Liv.  VI,  20  In  campe  Martio  com  centoriatim  populos  citaretor  et 
reus  ad  Oapitolium  manus  tendens  ab  hominibos  ad  deos  preces  avertisset, 
apparait  tribunis,  nisi  ocnlos  quoque  hominum  liberassent  tanti  memoria 
decoris,  nxuiquam  fore  in  praeoccupatis  beneficio  animis  vero  crimini  1o- 
cum.    Ita  prodicta  die  in  PoeteUnum   lucom  extra  portam  Flumentanam, 
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rienweise  berufen  wurde  und  der  Angeklagte  die  Hände  zum  Ca- 
pitol  ausstreckend  seine  Bitten  von  den  Menschen  zu  den  Göt- 
tern gewendet  hatte,  so  wurde  den  Tribunen  klar,  wenn  sie 
nicht  auch  die  Augen  der  Leute  von  dem  Andenken  an  eue 
so  grosse  Waffenthat  frei  gemacht  hätten,  würde  uiemalt$  die 
Anschuldigung  bei  ihnen  eine  Stätte  finden.  So  wurde  unter 
Aufschiebung  des  Termiues  die  Volksversammlung  nach  dem 
Poetelinischen  Haine  angesagt" 

Aus  diesen  Worten  schloss  man  auf  einen  doppelten  Pro- 
cess  gegen  Capitolinus :  der  erste  in  Centuriatcomitien  auf  dem 
Marsfelde  hätte  mit  einer  Freisprechung  geendet,  der  zweite  ver 
Curiat-  oder  Tributcomitien  im  Poetelinischen  Haine  hätte  zur 
Verurtheilung  geführt.  Ist  diese  Erklärung  richtig,  so  ist  da- 
mit Alles,  was  wir  über  das  Verfahren  bei  einer  durch  die 
Volkstribunen  vor  dem  Volke  angestellten  Perduellionsklage  be- 
wiesen haben,  umgestossen  und  keine  Möglichkeit,  die  Ueber- 
lieferung  über  Manlius'  Process  mit  den  sonstigen  Nachrichteo 
über  das  ausserordeiitliche  Verfahren  in  Criminalprocessen  zu 
vereinigen.  Ja,  abgesehen  von  der  Richtigkeit  oder  Unrichtig- 
keit der  Ueberlieferung,  Livius  selbst,  der  sonst  bei  anderen 
Processen  die  richtige  Darstellung  giebt  und  die  Aehnlichkeit  des 
Criminalverfahrens  mit  dem  überhaupt  bei  Verhandlungen  vor 
dem  Volke  üblichen  anerkennt ,  müsste  hier  sich  vergessen  haben. 
Denn  erstlich  haben  wir  erwiesen,  dass  der  vierte,  der  Endter- 
min durchaus  an  einem  Tage  beendet  werden  und  entweder  zur 
Verurtheilung  oder,  mochte  er  aus  irgend  einer  auch  äusseren 
Veranlassung  aufgehoben  werden,  zur  Freisprechung  fahren 
musste.  Bei  Manlius^  Process  dagegen  sollen  die  Centoiiatco- 
mitien  selbst,  ehe  sie  eine  Entscheidung  gaben,  durch  die  An- 
kläger absichtlich  abgebrochen  worden  sein,  und  zwar  ohne  dassf 
dadurch  eine  Freisprechung  des  Angeklagten  herbeigeführt  wurde. 
Oder  man  muss  annehmen,  es  sei  ein  neuer  Capitalprocess  mit 
neuem  dreifachen  üntersuchungstermine  eingeleitet  worden.  Anci 
dies  ist  gegen  das  Herkommen:  es  galt  für  irreligiös,  einen  Ca- 


unde  conspectos  m  Capitolium  non  esset,  conciliom  popoli  im^*^***  esi 
Ibi  crimea  valiiit. 
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pitalprocess,   dessen  vierter  Termin    ohne  Ergebniss  geblieben 
war,  zu  wiederholen:  höchstens  auf  Geldbusse  konnte  ein  neuer 
Process  gerichtet   werden.*)      Will  man  aber   behaupten,    das 
Verfahren  in  Perduellionsklagen  sei  in  älterer  Zeit  verschieden 
gewesen   und   erst  später  so,   wie  wir  es  kennen,  festgestellt 
worden,  so  ist  das  nur  Vermuthung  und  unwahrscheinliche  Ver- 
muthung,    erstlich  weil  sich  in  der  fortan  ruhigeren  Entwicke- 
lung  der  Verfassung  kein  Anlass  zu  solcher  Veränderung  findet, 
zweitens  weil  diese  mit  der  sonstigen  Stetigkeit  in  den  Römi- 
schen Rechtsformen  in   Widerspruch  stehen  würde.     Es  drängt 
sich  die  Frage  auf,  ob  in  den  Berichten  der  Schriftsteller  wirk- 
lieb von  einem  doppelten  gegen  Manlius  erhobenen  Processe,  ob 
davon  die  Rede  ist,    dass    der  vierte  Eutscheidungstermin,  an 
welchem  die  Centuriatcomitien  ihr  richterliches  ürtheil  über  seine 
Schuld  oder  Unschuld  abgeben  sollten,   abgebrochen  und  dann 
später  erneuert  worden  ist.    Diese  Frage  muss  von  einer  vor- 
urtheilsfreien  Forschung  verneint  werden.*^)    Livius  spricht  von 
dem  Aufschübe  der  Verurtheilung,    der  in  dem  Orte,    wo  die 
Volksversammlung  gehalten  wurde,  gelegen  habe*'),   dann  von 
der  Erkenntniss  der  Tribunen ,  die  Verurtheilung  sei  nur  mög- 
lich, wenn  das  Volk  nicht  das  Capitol  vor  Augen  hätte.  °)    In 
Beidem  liegt  keine  Andeutung  von  der  Eröffiiung  eines  neuen 
Processes   gegen  Manlius,    keine  Andeutung  davon,   dass  der 
vierte  entscheidende  Termin  begonnen,   dann  abgebrochen  und 
nachher  wieder  erneuert  worden  sei.    Wenn  von  der  üngeneigt- 
Leit  des  Volkes,  den  Angeklagten  zu  verurtheilen ,  die  Rede  ist, 
80  konnte  sich  diese  sehr  wohl  auch  in  einem  der  drei  ersten 
Termine  zeigen.    Denn  wir  haben  durch  Beispiele  erwiesen  **), 
dass  vom  Volke  eine  thätige  Theilnahme  am  Processe  auch  wäh- 
rend der  formlosen  Contionen,  in  welchen  die  gerichtliche  Un- 
tersuchung stattfand,   erwartet  wurde:    es   äusserte  laut  seine 


a)  S.  oben  S.  265. 

b)  Liv.  VI,  20  cum  dainoaüdi   mora  plebi  non  in  causa,  sed  in  loco 
faerit. 

c)  S.  die  oben  S.  381  angefahrte  Stelle. 

d)  S.  oben  iS.  259. 
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Stimmung  für  oder  gegen  den  Angeklagten  nnd  ans  dieses 
Aeusserungen  konnten  die  Ankläger  das  Schicksal  ihres  Antra- 
ges mit  ziemlicher  Sicherheit  entnehmen.  Also  das  bisher  tuo 
Livius  Gesagte  passt  sehr  gut  auf  einen  der  drei  Untersochung.^ 
termine.  Wenn  derselbe  endlich  sagt,  diejenige  Volks  Versamm- 
lung, in  welcher  die  Anklage  zur  Geltung  gekommen,  sei  g& 
halten  worden  nach  Aufschiebung  des  Tennines*),  so  liegt  da- 
rin eben  so  wenig  eine  Andeutung  weder  yon  einem  doppelteD 
Processe  noch  von  einem  wiederholten  Endtermine,  ja  sogar  ein 
unmittelbarer  Beweis,  dass  im  Poetelinischen  Haine  nicht  da 
Endtermin  allein ,  sondern  auch  einer  der  letzten  Untersuchung^ 
termine  gehalten  worden  ist  Denn  nur  diese  heissen  aofgt^ 
schobene  Termine,**)  Ebenso  wenig  berichtet  Plutarch  von 
zwei  Processen  oder  von  einer  Verlegung  des  vierten  Tennines: 
er  sagt  nur,  die  Richter,  unter  denen  er  hier  die  anklagendes 
Volkstribunen  versteht,  seien  in  Verlegenheit  gewesen  nnd  hät- 
ten den  Process  öfters  aufgeschoben ,  da  sie  weder  bei  den  oS&k- 
baren  Beweisen  das  Verbrechen  ungestraft  lassen  wollten  noch 
die  gesetzliche  Strafe  durchsetzen  konnten:  deshalb  sei  der  Pro- 
cess verlegt  worden.^)  Damach  kann  man  vielleicht  annehmen, 
der  erste  und  der  zweite  Untersuchungstermin  seien  öfters  wie- 
derholt worden,  und  das  ist  vollkommen  gesetzlich;  von  einer 
Erneuerung  des  vierten  Termines  ist  dabei  nicht  die  Rede. 

Die  Ueberlieferung  spricht  mithin  für  einen  einzigen  Process 
von  Manlius.  Nur  eine  Schwierigkeit  bleibt  in  den  schon  ange- 
fahrten*^) Worten  von  Livius.  Er  sagt:  „da  das  Volk  nach  Gen- 
turien  auf  dem  Marsfelde  berufen  wurde,  erkannten  die  Anklä- 
ger die  Unmöglichkeit  der  Verurtheilung  und  deshalb  wurde  der 
neue  Termin  nach  dem  Poetelinischen  Haine  verlegt^'  Fasst 
man  dies  so  auf,  an  jenem  Tage  sei  die  Centurienversammlong 


a)  Liv.  VI,  20  Ita  prodicta  die  in  Poetelinam  lucum  extra  portaa 
Flumentanam,  unde  conspectas  in  Gapitolium  non  esset,  conciliam  popoli 
indictum  est  Ibi  crimen  valoit  et  obsünatis  animis  triste  iadidum  inri- 
sumqae  etiam  iudicibos,  factom. 

b)  S.  oben  S.  258. 

c)  Plnt  Cam.  36. 

d)  Man  sehe  die  Stelle  oben  S.  381. 
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d.  b.  der  vierte  Termin  auf  dem  Marsfelde  gewesen,  so  würde 
dieser  dann  abgebrochen  und  weiter  verlegt  worden  sein:   dies 
würde  mit  dem  sonst  üblichen  Verfeüiren  im  Widersprach  stehen 
und  die  Annahme  eines  doppelten  Processes  begründen.  Indessen 
es  ist  nicht  nothwendig,  ja  nicht  einmal  sprachgemäss ,  Livius' 
Worte  so  zu  verstehen;  sie  heissen,  man  wollte  die  Centurien 
berufen.^    Wir  haben  erwiesen,  dass  der  Tribun  zu  gleicher 
Zeit,  wo  er  dem  Anzuklagenden  den  ersten  üntersuchungstermin 
ansetzte,  auch  von  dem  curulischen  Beamten   sich  den  Tag  für 
den  vierten,    entscheidenden  Termin    zu  den  Centuriatcomitien 
erbat:   der   diesen   Gomitien   zu  stellende   Antrag  musste  dem 
Volke  während  dreier  Markttage,  wenigstens  seinem  allgemeinen 
Inhalte  nach,  bekannt  gemacht  und  dasselbe  aufgefordert  werden, 
sich  an  dem  festgesetzten  Tage  zum  Fällen  des  Urtheils  einzu- 
finden.   Inzwischen  fanden  die  drei  Untersuchungstermine  statt. 
An  ihnen  v\ird  demnach  die  Einladung  an  das  Volk  für  die  Cen- 
turienversammlung  erlassen,    vielleicht   ausdrücklich    von  dem 
Tribunen  bei  Erö&ung  jedes  Termines,  oder,  wenn  auch  das 
nicht,    so  doch  durch  die  öffentliche,   am  Markte   angeheftete, 
Bekanntmachung.    Dies  ist  der  Sinn  von  Li vius'  Worten ,  welche 
in  so  fem  noch  ihre  besondere  Berechtigung  haben,  als  er  dar 
mit  andeuten  will,  Manlius'  Process  sei  ein  Capitalprocess  ge- 
wesen,   was  er   bisher    nicht   gesagt  hatte.    Auf  diese  Weise 
entspricht  derselbe  vollständig  dem  bei  allen  tribunicischen  An- 
klagen üblichen  Verfahren:  dass  der  Ort  nicht  für  alle  Termine 
derselbe  war,   wird  wohl  öfter   geschehen  sein.    Die  Ankläger 
waren  zwei  Tribunen,  welche  als  sie  den  ersten  Termin  zur 
Vernehmung  von  Manlius  ansetzten,  zugleich  Camillus,  der  da- 
mals, wenn  auch  nicht  Dictator,  so  doch  Kriegstribun  war,  um 
die  Feststellung  des  Termines  für  die  Centuriatcomitien  baten.   Der 
erste    und    wohl   auch   der   zweite  Untersuchungstermin  wurde 
auf  dem  Marsfelde  oder  dem  Markte  von  den  Tribunen  gehalten, 
aber    es  gelang  trotz  aller  Beweise  der  Schuld  nicht,  das  Volk 
zur   Theilnahme  gegen   Manlius    zu  stimmen.     Deshalb  wurde 
der   dritte  üntersuchungs-  und  der  vierte  entscheidende  Termin 
im   Poetelinischen    Haine  angesetzt  und  dort  die  Verurtheilung 
bewirkt^)     Manlius  wurde  hingerichtet,    sein  Haus   zerstört, 
"•  25 
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sein  Vennögen  eingezogen,  auch  durch  Volksbeschluss  festge- 
setzt, kein  Patricier  solle  auf  der  Burg  oder  dem  Capitole  woh- 
nen dürfen ,  durch  Beschluss  des  Manlischen  Geschlechtes,  kein 
Manlier  solle  den  Vornamen  Marcus  fuhren.  Kurz  es  wurden 
alle  Strafen  verhängt,  welche  gegen  einen  des  schwersten  Ver- 
brechens Schuldigen  erdacht  werden  konnten. 

Indessen  es  gab  noch  eine  andere  Ueberliefemng  über  Man- 
lius Capitolinus'  Process ,  die  denselben  aus  der  Zahl  der  von 
den  Tribunen  erhobenen  Perduellionsproc^sse  ausschliesst.  Sie  fin- 
det sich  bei  Livius,  der  nach  der  von  uns  erläuterten  Schilderung 
des  Verfahrens  bemerkt,  einige  Berichterstatter  erzählten,  Manlius 
sei  durch  Zweimänner  verurtheilt  worden,  die  man  gewählt,  um 
über  perduellio  eine  Untersuchung  anzustellen.*)  Es  ist  bemer- 
kenswerth,  wie  Livius  diese  verschiedene  Ueberlieferung  erwähnt 
Man  sollte  meinen ,  er  müsste  zuerst  das  Ende  des  von  ihm  ge- 
schilderten richterlichen  Verfahrens,  d.  h.  die  an  dem  Vemrtheii- 
ten  vollzogene  Strafe  erwähnen:  dann  konnte  er  hinzufügen, 
dass  einige  Berichterstatter  von  einem  andern  Ver&hren  erzähl- 
ten. Aber  er  erwähnt  zuerst  das  Duumviralverfahren,  dann  die 
von  den  Tribunen  vollzogene  Strafe.  Er  muss  also  der  Meinung 
gewesen  sein,  diese  Vollziehung  der  Strafe  durch  die  Tribunen 
sei  auch  bei  dem  Duumviralverfahren  möglich,  ja  überhaupt  die 
Ueberlieferung  in  ihren  wesentlichen  Punkten  mit  demselben  ver- 
einbar gewesen.^)  Um  die  Begründung  dieser  Meinung  zu  ver- 
stehen, ist  es  nöthig,  den  einzigen  späteren  Process,  welcher 
wegen  Perduellion  mit  Vermittelung  von  Zweimännem  vor  dem 
Volke  geführt  worden  ist ,  zu  betrachten ,  nändich  den  gegen  C. 
Rabirius,  welcher  im  Jahre  63  v.  Chr.  wegen  der  Enm^dimg 
des  Volkstribunen  Saturninus  angeklagt  wurde.  Eine  solehe 
Betrachtung  ist  um  so  interessanter,  da  wir  die  von  Cicero  bei 
dieser  Gelegenheit  gehaltene  Vertheidigungsrede  wenigstens  tbeil- 
weise  besitzen  und  über  diese  in  neuerer  Zeit  von  Geldnten 
eine  Ansicht  aufgestellt  worden  ist ,  welche  ihr  Verständniss  an- 
möglich  macht  und  das  ganze  Verfahren  im  Processe  Te^ 
dunkelt. 


a)  Liv.  VI,  20  Sunt,  qoi  per  Ilviros,  qui  de  perduellione  anqnircRDt 
creatoB  aactores  sint  damnatum. 


k 
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Wir  haben  bei  der  Darstellung  der  Königszeit  über  P.  Ho- 
ratius'  Process  gesprochen*):  er  gab  den  Anlass  zur  Einsetzung 
der  Provocation  und  zu  der  obergerichtlichen  Gewalt  des  Vol- 
kes, auf  welcher  das  ganze  Römische  Strafrecht  beruht.  Es 
muss  aujBallen,  dass  die  damals  erfundene  Form,  durch  Zwei- 
männer das  Urtheil  des  Volkes  vorbereiten  zu  lassen,  so  selten 
angewendet  worden  ist  Wir  wissen  in  der  ganzen  Republik 
nur  von  zwei  Fällen ,  von  dem  eben  erwähnten  bei  M.  Manlius' 
Anklage,  der  noch  dazu  zweifelhaft  ist,  und  dem  zweiten  bei 
C.  Rabirius  unter  Ciceros  Consulat  Diese  Seltenheit  scheint 
nicht  Schuld  der  Ueberliefening  zu  sein,  sondern  es  gab  wirk- 
lich nur  wenige  Fälle ,  in  der  späteren  Zeit  keine.  Denn  Cicero 
sagt  in  seiner  Rede*»),  der  Ankläger  habe  sein  Verfahren  nicht 
aus  seiner  oder  der  Väter  Zeit,  sondern  aus  den  Annalen  und 
den  Denkschriften  der  Könige  he^eholt:  er  erwähnt  namentlich,  • 
C.  Gracchus  hätte  dasselbe  trotz  seines  lebhaften  Wunsches,  sich 
an  den  Mördern  seines  Bruders  zu  rächen,  nicht  angewendet 
Der  Grund  davon  war  zu  verschiedenen  Zeiten  ein  verschiede- 
ner. In  den  spätem  Zeiten  wendete  man  es  deshalb  nicht  an, 
weil  es  veraltet  war,  namentlich  weil  die  dabei  vorkommenden 
Formeln  des  Königs  Tullus  Grausen  erregten  und  längst  abge- 
schaffte Strafen  voraussetzten.»^)  In  den  früheren  Zeiten  wen- 
dete man  es  nicht  an,  weil  es  von  den  Beamten  eine  Selbstr 
entäusserung  ihrer  Macht  voraussetzte.  Consuln,  Prätoren  uud 
Volkstribunen  konnten  unmittelbar  die  Untersuchung  fuhren, 
unmittelbar  die  Volksversammlung  berufen:  weshalb  sollten  sie 
es  dnrch  die  Vermittelung  der  Zweimänner  thun?  Denn  der 
religiöse  Grund ,  welcher  den  König  Tullus  geleitet  hatte,  konnte 
nur  selten  eintreten.  Ueberdem  schwand  dieses  religiöse  Ge- 
fühl allmälig  bei  den  Rönvern,  konnte  auch  bei  den  einzelnen 
Beamten,    welche  nur  kurze  Zeit  und  theil weise  an  der  Spitze 


a)  S.  I,  88flgd. 

b)  Cic.  p,  C.  Rab.  5,  15  cum  iste  omties  et  suppliciorum  et  verbonim 
acerbitates  noü  ex  meihoria  vestra  ac  patrom  vestronim,  sed  ex  annalium 
monnmentis  atque  ex  regum  commentariis  conquisierit. 

c)  Diesen  Grund  führt  Cicero  p.  Rab.  4,  14  selbst  an. 

25* 


388  Process  von  G.  Rabiriufi. 

des  Staates  standen,   nie  so  stark  sein  wie  bei  den  Königen, 
welche  allein  und  dauernd  den  Staat  vertraten. 

Es  war  ein  wunderbares  Unternehmen,  als  das  verschollene 
Perduellionsgericht  mit  seinen  Zweimännem  im  Jahre  63  v. 
Chr.  wieder  hervorgesucht wurde.  Die  Beweggründe,  aus  denen 
es  geschah,  sind  für  uns  etwas  dunkel,  die  äussere  Veranlas- 
sung war  folgende.  Im  Jahre  100  v.  Chr.  war  der  Anbtand 
des  Volkstribunen  L.  Appulejus  Satuminus  gewesen,  der  nach 
vielen  aufrührerischen  Umtrieben  so  weit  gegangen  war ,  das  Ca- 
pitol  mit  Bewaffiieten  zu  besetzen.  Der  Senat  erklärte  darauf 
Appulejus  und  seine  Anhänger  für  Staatsfeinde,  der  Gonsul  C. 
Marius  bewaffiiete  alle  Wohlgesinnten  und  zwang  die  Aufständi- 
schen zur  Ergebung:  sie  wurden  in  die  Hostilische  Curie  ge- 
sperrt und  dort  von  dem  Volke  ermordet  Dieses  Ereigniss 
wurde  sechs  undj  dreissig  Jahre,  nachdem  es  geschehen  war, 
vor  Gericht  gebracht  G.  Gaesar ,  der  spätere  Dictator ,  war  der 
Haupturheber  des  Gerichtes:  er  wollte  die  Macht  des  Senates 
brechen ,  welcher  das  Recht  in  Anspruch  nahm ,  bei  Empörungen 
und  unruhigen  Zeiten  die  Gesetze  und  Gerichte  für  eine  Zeit 
lang  aufzuheben  und ,  die  Beamten  unter  gewissen  Bedingungen 
zu  freiem  Schalten  über  das  Leben  und  Vermögen  von  Borgern 
zu  bevollmächtigen.  Dass  dies  die  Absicht  Caesars  gewesen, 
wird  gleicherweise  von  Dio  Cassius,  dem  ausfuhrlichsten  Be- 
richterstatter über  diese  Begebenheit,  welchen  wir  haben,  und 
von  Cicero  in  seiner  Vertheidigungsrede  angegeben.*)  Caesar 
also  stiftete  den  Volkstribunen  T.  Atius  Labienus  an^),  einen 
greisen  Senator  C.  Rabirius  wegen  der  Ermordung  von  Appolejns 
beim  Volke  zu  verklagen.  Die  unmittelbare  Thäterschaft  von 
Rabirius  stand  nicht  fest:  es  war  wenigstens  Scaeva,  ein 
Sclave  von  Q.  Croto,  mit  der  Freiheit  beschenkt  worden,  weil 
er  angeblich  den  Mord  vollbracht  hatte*");  aber  dass  Rabirius  an 
der  Unterdrückung  des  Aufstandes  persönlichen  Antheil  geoom- 


a)  Dio  Cass.  XXXVH,  26;  Cic.  p.  C.  Rab.  1,  2. 

b)  Suet.  Caes.  12  Subomavit  etiam  qui  G.  Rabirio  perdofillioBis  dien 
diceret 

c)  Cic.  p.  Rab.  11,  31. 
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men,   war  sicher:  er  sollte  sogar,   wie  das  Gerücht  ging,  den 
Kopf  des   getödteten  Volkstribunen  verhöhnt  haben.*)    Indessen 
ein  Urtheil  über  die  Schuld  oder  Unschuld  des  Angeklagten  ge- 
hört eben  so  wenig  hierher,  wie  eine  Auseinandersetzung  über 
die  politischen  Gründe,  welche  Caesar  und  seine  Freunde  an  der 
Schwächung  der  Macht  des  Senates  hatten.  Dagegen  fragt  man, 
weshalb  sie  dazu  kamen,  das  ungewöhnliche  und  längst  ausser 
Gebrauch  gekommene  Verfahren  vermittelst  der  Zweimänner  aus 
dem  grauen  Alterthume  wieder  hervorzusuchen.  Persönliche  Rache 
wollte  Caesar  an  Rabirius  nicht  üben,  selbst  nicht  der  anklagende 
Volkstribun,  dessen  Oheim  Q.  Labienus  allerdings  mit  Satumi- 
nus  umgekommen  war**),  dessen  Vater  aber  auf  der  Seite  des 
Senates   gestanden  hatte.®)    Eben  so  wenig  verlohnte  es  sich 
der  Mühe,  einen  in  der  Politik  ^ wenig  geltenden  Greis  wegen 
zweifelhafter  Schuld  und,    weil  die  Schuld  vor  so  langer  Zeit 
begangen  sein  sollte,  mit  offenbarer  Gehässigkeit  vor  Gericht  zu 
ziehen.    Es  gab  drei  Arten  von  Processen,  welche  Cäsar  gegen 
Rabirius  einleiten  konnte.    Erstlich  könnte  er  irgend  einen  sei- 
ner Freunde  veranlassen,  bei  dem  Schwurgerichte  eine  Anklage 
gegen  denselben  zu  erheben.     Das  wäre  damals  der  gewöhn- 
lichste Weg  gewesen ;  aber  er  versprach  keinen  Erfolg.    Die  Ge- 
schworenen hätten  Rabirius  ohne  Zweifel  freigesprochen.    Zwei- 
tens konnte  Caesars  Genosse,  der  Tribun  Labienus,  den  Schuldi- 
gen unmittelbar  vor  sein  Gericht  laden,  die  drei  nöthigen  ünter- 
suchnngstermine  mit  ihm  abhalten  und  dann  die  Centuriatcomitien 
über  ihn  entscheiden  lassen.    Ein  solcher  Process  bot  Hoffnung 
auf  Verurtheilung  von  Rabirius ,  hatte  doch  aber  die  Schwierig- 
keit, dass  jeder  Volkstribun  den  Angeklagten  in  Schutz  nehmen 
und  die  Abhaltung  der  Centuriatcomitien  verbieten  konnte:  dies 
w&re  bei  der  Entschiedenheit,  mit  welcher  Cicero  als  Consul  da- 
mals den  Staat  im  Interesse  der  Senatspartei  leitete ,  wahrschein- 
lich gewesen.    Am  sichersten  musste  Cäsar  das  Verfahren  ver- 
mittelst der  Zweimänner  erscheinen:   war  es  einmal  begonnen, 


a)  Aur.  Yict  de  vir.  ill.  c.  73  extr. 

b)  Cic.  p.  G.  Rab.  5  und  7. 

c)  Cic.  ibid.  8,  22. 
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80  konnte  es  durch  keinen  tribunicischen  Einsprach  gehindert 
werden.  Dies  scheint  der  Grund  gewesen  zu  sein,  weshalb  Caesar 
ein  verschollenes  Processverfahren  neu  belebte:  die  alten  Be- 
richterstatter fuhren  keine  Beweggründe  von  ihm  an. 

Indessen  es  bedurfte  zur  Wiedereinführung  des  uralten  Per- 
duellionsverfahrens  eines  besonderen  Gesetzes.  Seiner  Einbrin- 
gung widersetzten  sich  die  Optimaten  heftig:  sie  erkannten,  dass 
es  auf  die  Verurtheilung  von  Rabirius  und  damit  auf  eine  Ver- 
ringerung der  Macht  des  Senates  abgesehen  war.  Aber  Caesar 
und  seine  Freunde  konnten  ihrerseits  auch  Grande  für  die  Billig- 
keit desselben  anführen:  man  dachte  vielleicht,  auf  diese  Weise 
überhaupt  die  tribunicischen  Anklagen  vor  dem  Volke  los  za 
werden.  In  ihnen  lag  trotz  aller  Vorsichtsmassregeln  die  grosse 
Unbilligkeit,  dass  Ankläger  und  Richter  gewissermassen  in  einer 
Person  vereinigt  waren.  Bei  dem  neuen  Verfahren  gewährte  die 
durch  die  Zweimänner  eintretende  Vermittelung  die  Wahrschän- 
lichkeit  einer  unparteiischen  Rechtspflege :  die  Optimaten  mochten 
selbst  denken,  auf  diese  Weise  sei  keine  Verurtheilung  von  Ra- 
birius  zu  fürchten.  Kurz  das  Gesetz  wurde  durchgebracht  Frei- 
lich findet  sich  bei  den  Schriftetellern  keine  ausdrückliche  Er- 
wähnung desselben:  sie  geben  nur  Andeutungen,  welche  mit 
Sicherheit  auf  dasselbe  schliessen  lassen.  Dio  Gassius*)  erzählt, 
es  hätten  unruhvolle  Parteiungen  und  Streitigkeiten  von  beid^ 
Seiten  stattgefunden,  da  die  eine  Partei  verlangt  hätte,  das  Ge- 
richt sollte  nicht  gehalten  werden,  die  andere,  es  sollte  zn  Stande 
konmien:  die  letztere  hätte  durch  Caesar  und  seine  politischeD 
Freunde  den  Sieg  davon  getragen.  Er  unterscheidet  deutlich 
zuerst  diejenigen  Kämpfe,  welche  über  die  Einsetzmig  des  Ge- 
richtes, dann  diejenigen,  welche  beim  Gerichte  selbst  stattfiuh 
den.  Dieser  Streit  um  das  Gericht  muss  etwas  besonderes  g^ 
wesen  sein.  Bei  den  gewöhnlichen  tribunicischen  Anklagen 
hielt  der  Tribun   seine  drei  Contionen:  diese  selbst  konnlen 


a)  Dio  Oass.  XXXVII,   27  SnouSaC  xe  ouv  xapax^^^n  ««l  ^tXovcxiat 
Tva  xa^tC^q],  StxaiouvTuiv,  xal  iizuhri  touto  i\d  tc  tov  K^i'oaf  g(  xal  H  d&Aoo; 

TlV9kc    ivfxTj«,    Tt€p{    Tt   TT^C   Xp^aSWC    «U^tC  OUV^^TjattV. 
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stürmisch  sein;  aber  ob  sie  gehalten  werden  sollten  oder  nicht, 
darüber  konnte  keine  Frage  sein.  Er  erbat  sich  von  dem  curu- 
üschen  Beamten  einen  Termin  für  die  Centuriatcomitien :  diese 
konnten  durch  den  Einspruch  eines  Tribunen  gehindert  werden, 
aber  sonst  nicht  Einen  tribunicischen  Einspruch  erwähnt  Dio 
nicht,  andere  Kämpfe  sind  ^abei  nicht  denkbar.  Wäre  das  Ver- 
fahren mit  den  Zweimännern  ein  regelrechtes  gewesen,  so  gab 
es  das  Gesetz  über  dasselbe  und  es  kam  nur  darauf  an,  es  aus- 
zuführen. Es  bleibt  nur  die  Annahme  übrig,  dass  Labienus, 
als  er  die  Anklage  gegen  Rabirius  anstellen  wollte,  darüber 
einen  Antrag  an  das  Volk  machte,  einen  Gesetzesvorschlag  ein- 
brachte. Es  führen  darauf  auch  manche  Andeutungen  in  Ciceros 
Vertheidigungsrede.  Der  Redner  spricht  über  den  Vorwurf, 
welchen  ihm  Labienus  machte,  er  hätte  das  Gericht  über  per^ 
duellio^  d.  h.  das  aus  dem  Alterthume  für  dieses  Verbrechen  ein- 
gesetzte Verfahren,  aufgehoben*):  Cicero  giebt  die  Thatsache 
zu,  findet  in  ihr  aber  keinen  Vorwurf,  sondern  ein  Verdienst. 
Er  rühmt  sich,  dass  er  den  Henker  von  dem  Markte,  das  Kreuz 
von  dem  Marsfelde  fortgeschafft  habe:  dagegen  Labienus  habe 
trotz  seines  iStrebens  nach  Volksthümlichkeit  die  Anwendung 
von  beiden  gewollt  Er  sagt  femer,  Labienus  habe  versucht, 
nicht  nur  durch  ungewöhnliche  Hinrichtung,  sondern  auch  durch 
Grausamkeit  in  den  Ausdrücken  dem  Freiheitsgefühl  der  Römi- 
schen Bürger  zu  nahe  zu  treten:  er  erwähnt  dann  jene  schreck- 
lichen Formeln,  welche  wir  bei  Horatius'  Process  unter  dem 
Könige  Tullus  kennen  gelernt  haben;  diese  hätte  Labienus  wie- 
der aufgesucht,  er  selbst  habe  sie  nach  dem  Beispiele  des  volks- 
frenndlichsten  Tribunen  G.  Gracchus  mit  aller  Macht  bekämpft, 
er  rühmt  sich,  dass  Labienus  von  diesem  tyrannischen  und  kö- 
niglichen Beginnen  durch  ihn  abgebracht  worden  sei. 

Es  war  also  ein  Streit  zwischen  dem  Gonsul  Cicero  und  dem 
Tribunen  Labienus  gewesen,  ein  Streit  über  die  Einleitung  des 
Processes  gegen  Rabirius :  der  Consul  war  zwar  in  der  Haupt- 
sache, der  Einleitung  des  Processes,  unterlegen,  hatte  doch 
aber  Einzelnes  gegen  den  Tribunen  durchgesetzt    Wäre  dieser 


a)  Cic.  p.  C.  Rab.  3,  10  flgd.  bis  5,  17. 
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Streit  nur  im  Senate  geführt  worden,  so  würde  Cicero  yollslän- 
dig  gesiegt  haben,  der  Process  nicht  eingeleitet  worden  sein. 
Da  Labienus  siegte,  muss  es  ein  Antrag  beim  Volke  gewesen 
sein,  wobei  natürlich  Verhandlungen  auch  im  Senate  nidit 
ausgeschlossen  waren.  Der  Antrag  von  Labienus  ging  auf  die 
Anwendung  des  vom  Könige  Tullu«  erfundenen  PerdueUions- 
verfahrens  gegen  Rabirius :  dazu  gehörten  nothwendig  jene  alten 
Formeln  über  die  Hinrichtung,  auch  die  Anwesenheit  des  Hen- 
kers und  des  Kreuzes.  Zwar  ist  es  durchaus  unwahrscheinUch, 
dass  Labienus  wirklich  den  Gedanken  gehabt  hat,  die  alte  Strafe 
der  Kreuzigung  oder  auch  nur  die  Todesstrafe  im  Falle  der 
Verurtheilung  vollziehen  zu  lassen:  er  behielt  die  alten  Formehi 
wahrscheinlich  nur  bei,  um  durch  ihre  Schrecklichkeit  den  An- 
geklagten zu  freiwilliger  Verbannung  zu  bewegen,  gewährte  aber 
damit  dem  Consul  einen  günstigen  Angriffspunkt  gegen  das 
ganze  Gesetz.  Cicero  drang,  wenngleich  er  nicht  im  Stande 
war  den  Process  zu  hindern,  doch  damit  durch,  jene  alten  For- 
meln und  Gebräuche  und  damit  auch  jeden  Gedanken  an  die 
ehemalige  Grausamkeit  der  Hinrichtung  aufzuheben.  £s  wurde 
ausdrücklich  eine  andere  Strafe  festgesetzt,  ohne  Zweifel  eine 
Gapitalstrafe,  aber  eine  solche,  wie  sie  damals  üblich  war,  d.  h. 
Aechtung  und  Vermögensverlust  Cicero  spricht  davon,  es  han- 
dele sich  um  das  caput^  den  Ruf  und  das  Vermögen  von  Rabi- 
rius*); dass  es  sich  um  wirkliche  Hinrichtung,  den  körperlichen 
Tod  des  Angeklagten  handele,  davon  findet  sich  keine  Anden- 
tung.  Dies  war  ein  Punkt,  über  den  bei  den  Verhandlungen 
um  den  Process  von  Labienus  gestritten  wurde  und  der  nnr 
durch  ein  Gesetz  entschieden  werden  konnte.  Aber  noch  andere 
neue  Bestimmungen  waren  nöthig,  zunächst  eine  über  den  Vor- 
sitzenden der  Centuriatcomitien.  Bei  Horatius'  Process  war  dies 
der  König  gewesen,  jetzt  musste  es  ein  curolisdier  Beamte, 
welcher  einen  Theil  der  königlichen  Macht  ererbt  hatte,  sein. 


a)  Cic.  p.  0.  Rab.  '1  init.  in  hac  defensione  capitis  famae  fortona- 
rumque  omnium  C.  Rabuii;  nachher  G.  Rabirinm  culpa  delicti,  non  iim- 
dia  vitae  —  in  discrimen  capitis  vocaverunt;  2,  5  Qoae  cum  ita  «oi 
pnmum  quod  in  tanta  dimicatione  capitis  famae  fortonarumqne  omnioni 
fieri  necesse  est,  ab  love  cet. 
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Es  wurde  dazu  der  städtische  Prätor  Q.  Metellas  Celer  bestimint. 
Denn  dass  es  ein  Prätor  war,  lernen  wir  aus  Dios  Worten,  der 
einem  solchen  die  Ernennung  der  Zweimänner  zuschreibt,  und 
dass  es  Metellus  war,  ergiebt  sich  daraus,  dass  dieser,  wie  be- 
richtet wird,  die  Aufhebung  der  Gomitien  herbeiführte:  Beides 
konnte  nur  von  dem  Vorsitzenden,  welcher  die  Leitung  des  Ge- 
richtes hatte,  geschehen.  Eine  weitere  Bestimmung  muss  über 
die  Wahl  der  Zweimänner  getroffen  worden  sein.  In  des  Hora- 
tiers  Process  war  dieselbe  durch  das  Volk  geschehen  und  so 
verlangte  es  das  Herkommen*):  jetzt  dagegen  wurde  festgesetzt, 
sie  sollten  von  dem  Vorsitzenden  durch  das  Loos  erwählt  wer- 
den. Wahrscheinlich  war  dies  der  ursprüngliche  Antrag  von 
Labienus ;  denn  Cicero  tadelt  es  ^) :  und  doch  musste  diese  Be- 
stimmung den  Optimaten  angenehmer  sein  und  grössere  Gewähr 
für  Unparteilichkeit  darbiete,  als  wenn  auch  die  Wahl  der 
ersten  Richter,  der  Zweimänner,  vom  Volke  ausgegangen  wäre. 
Das  Loos  sollte  ohne  Zweifel  der  Vorsitzende,  der  städtische 
Prätor,  ziehen  <^);  aber  die  Classe  von  Senatoren,  aus  welcher  durch 
das  Loos  gezogen  werden  sollte,  musste  durch  das  Gesetz  be- 
stimmt werden.  Das  Loos  traf  C.  Caesar,  der  damals  erwählter 
Prätor  war,  und  L.  Caesar,  den  Consul  des  vorigen  Jahres. 
Labienus  Vorschlag  schloss  also  die  im  Amte  befindlichen  Sena- 
toren aus  und  bestimmte  als  wählbar  alle  von  den  gewesenen 
Aedilen  an  aufwärts:  es  waren  ähnliche  Bedingungen,  wie  da- 
mals für  andere  „Richter'^  bei  Criminaluntersuchungen  galten. 
Das  Gesetz  bestimmte  noch  weiter  die  Einzelheiten  des  Verfah- 
rens, nicht  desjenigen,  das  vor  den  Zweimännern  stattzufinden 
hatte;  denn  dies  wurde  diesen  nach  dem  damals  üblichen  Ge^ 
richtsbrauche  überlassen;  sondern  des  Verfahrens  an  dem  ent- 
scheidenden Termine,  wo  die  Centuriatcomitien  abgehalten  wer- 
den sollten.   Cicero  erwähnt  in  seiner  Rede,  es  sei  ihm  zu  seiner 


a)  Dio.  XXXVn,  27.    Vergl.  I,  93. 

b)  Gic.  p.  C.  Rab.  4,  12  hie  popularis  a  Ilviris  iDiossu  vestro  non 
iudicari  de  cive  Romano,  sed  iDdicta  causa  civem  Romanum  capitis  con- 
denmari  coegit 

c)  Suet.  Caes.  12  sortc  iudex  m  reum  duetas  tarn  capide  condemna- 
vit,  ut  ad  populum  provocaDti  nihil  aeque  ac  iudicis  acerbitas  profuerit. 
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Vertheidigong  nur  eine  halbe  Stunde  vergönnt  nnd  zwar  von 
LabienuB,  dem  Ankläger.»)  Wenn  dies  nicht  gesetzlich  festge- 
stellt war,  so  konnte  es  der  Ankläger  höchstens  beantragen,  die 
Entscheidung  hätte  der  Vorsitzende  Pr&tor,  welcher  zur  Partei 
der  Optimaten  gehörte  und  dem  Angeklagten  geneigt  war,  ge- 
habt: wir  werden  also  annehmen  müssen,  dass  nebst  vielen 
Einzelheiten  des  Verfahrens  auch  über  die  Dauer  der  Anklage 
und  Vertheidigung  am  entscheidenden  Termine  eine  BestinmiuDg 
in  Labienus'  Gesetzvorschlage  enthalten  war.  Die  Anklage  führte 
in  beiden  Instanzen,  sowohl  vor  den  Zweimännem  als  vor  den 
Centurien,  der  Volkstribun  T.  Labienus:  dies  müssen  wir  aus 
Ciceros  Rede  schliessen,  in  welcher  er  allein  als  Ankläger  er- 
wähnt wird,  und  daraus,  dass  Cicero  dies  nicht  tadelt,  nicht 
als  etwas  Besonderes  hervorhebt,  müssen  wir  weiter  entnehmen, 
dass  es  mit  dem  Verfahren  unter  König  TuUus  und  dem  sonsti- 
gen Gebrauche  übereinstimmt. 

Der  Process  gegen  G.  Rabirius  war,  wie  man  erkennt, 
zwar  auf  den  alten,  königlichen  Perduellionsprocess  gegründet, 
aber  doch  in  manchen  wesentlichen  Punkten  verändert :  es  scheint 
wirklich,  dass  Caesar  und  seine  Freunde  ein  neues  und  grössere 
Sicherheit  gegen  Parteilichkeit  darbietendes  Verfahren  im  politi- 
schen Volksprocesse  haben  einfuhren  wollen.  Ihre  Absiebt  wurde 
vereitelt  theils  durch  die  eigene  Masslosigkeit,  mit  der  sie  die 
neue  Processform  zum  Sturze  von  Rabirius  und  der  Senatspartd 
auszubeuten  suchten,  theils  durch  die  bald  darauf  eintretende 
Veränderung  der  politischen  Lage,  üeber  den  Verlauf  des  Pixh 
cesses  selbst  wissen  wir  einiges  Weitere.  Die  Anklage  war 
von  Anfang  an  heftig  und  erbittert  und  die  Ankläger  fanANi 
Unterstützung  in  dem  Zufalle,  welcher  durch  das  Leos  als  Zwei- 
männer hervorgehen  Hess  eben  jenen  G.  Caesar,  welcher  d^ 
Ankläger  angestiftet  hatte,  und  seinen  Verwandten  L.  Caesar. 
Durch  sie  erfolgte  die  Verurtheilung,  weiche  Sueton  als  leiden- 
schaftlich bezeichnet  und  auch  Cicero  in  seiner  Rede*»),  wenngleich 


a)  Oic.  p.  C.  Rab.  2,  6  quoniam,  T.  Labiene,  —  me  ex  compaiato  et 
constituto  spatio  defensionis  in  semihorae  .circulum  coegisti;  3,  9  satfk» 
eo  mihi  Bemihoram  ab  Labieno  praestitutam  e&se. 

b)  Cic.  ibid.  4,  12  an  der  kurz  zuvor  angeführten  Stelle. 
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sehr  leise,  tadelt  Rabirius  provocirte  nnd  es  kam  zu  den  Cen^ 
tnriatcomitien  unter  Leitung  des  Prfttors  Q.  Metellus.  Vor  ihnen 
führte  die  Vertheidigung  zuerst  Q.  Hortensius,  wahrscheinlich 
eine  halbe  Stunde  lang:  er  wies  die  thatsächliche  Unrichtigkeit 
der  Beschuldigungen  nach:  dann  Cicero,  eine  halbe  Stunde 
lang.  Trotz  seiner  Beredsamkeit  und  trotz  des  Einflusses, 
welchen  er  als  Consul  ausübte,  war  das  Volk  leidenschaftlich 
erregt,  die  Feinde  von  Rabirius  thätig  und  selbst  zu  Gewalt- 
thätigkeiten  entschlossen.  Der  Senat  sah  die  Verurtheilung 
Yoraus  und  der  Vorsitzende  Prätor  verlor  die  Leitung  der 
Versammlung:  er  verauchte  das  äusserste  Mittel,  eilte  auf 
den  Berg  Janiculus  und  nahm  die^othe  Kriegsfahne,  welche  bei 
Centuriatcomitien  nothwendiger  Weise  aufgesteckt  sein  musste, 
herab.  So  war  die  Volksversammlung  aufgelöst  und  der  Termin 
verstrich  ohne  Entscheidung.  Rabirius  war  gerettet.  Dio  setzt 
hinzu,  es  wäre  dem  Ankläger  unverwehrt  gewesen,  den  Process 
von  Neuem  zu  beginnen,  er  hätte  dies  aber  unterlassen.  Der 
Geschichtsschreiber  spricht  von  dem,  was  gesetzlich  erlaubt  war: 
die  Sitte  war,  wie  wir  bemerkt  haben*) ,  gegen  die  Wiederho- 
lung eines  Gapitalprocesses ,  und  sie  war  es  wahrscheinlich 
auch,  welche  Labienus  von  jedem  weiteren  Versuche  gegen  Ra- 
birius abschreckte. 

Von  Giceros  Rede,  welche  sich  auf  diesen  Process  bezieht, 
besitzen  wir  einen  grossen,  vielleicht  den  grösseren  Theü:  ob 
sie  indessen  von  ihm  wirklich  so  gehalten  worden  ist,  wie  wir 
sie  lesen,  ist  sehr  zweifelhaft.  Sie  wurde  vielleicht,  als  sie  ge- 
halten wurde,  nachgeschrieben,  aber,  auf  die  Nachwelt  hat  sie 
sich  so  nicht  fortgepflanzt.  Gicero  pflegte  seine  bedeutenderen 
Reden,  welchen  er  einen  dauernden  Werth  beilegte,  auszuarbeiten 
und  er  hat  dies  auch  mit  dieser  Rede  für  Rabirius  gethan,  frei- 
lich aber  einige  Jahre  später.  Denn  während  seines  Gonsulates 
und  in  der  nächstfolgenden  Zeit  war  er  mit  Staatsgeschäften  so 
überhäuft,  dass  er  zu  keiner  wissenschaftlichen  Arbeit  Müsse 
hatte.    Wir  wissen  durch  sein  eigenes  Zeugniss^),  dass  er  im 


a)  Vergl.  oben  S.  265. 

b)  Cic.  ad  Att.  n,  1,  3. 
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Jahre  60  v.  Chr.,  also  drei  Jahre  nachher,  einen  Band  sdner 
consolarischen  Reden  zusammenstellte  und  darin  diese  für  C. 
Rabirias  aufnahm.  Dann  ist  es  aber  sehr  unwahrscheinlich, 
dass  er  eine  auf  die  wichtigsten  politischen  Fragen  bezügliche 
Rede,  wie  diese  es  war,  so  wiedergab,  wie  er  sie  gehalten 
hatte;  wir  wissen  aus  bestimmten  Beispielen,  dass  er  sich  durch 
seine  gesprochenen  Worte  wenig  gebunden  fühlte,  dass  er  weg- 
liess,  was  ihm  nur  für  den  besonderen  Fall  von  Interesse  zu  sm 
schien.  Allgemeines  weiter  ausführte,  kurz  nach  Ge&Uen  än- 
derte. ^  Die  Zeiten  selbst  aber  hatten  sich  in  jenen  drei  Jahren, 
welche  bis  zur  Herausgabe  verflossen,  sehr  geändert,  namentlich 
war  Caesars  Stellung  eine  kn  Staate  einflussreiche  geworden. 
Beim  Processe  von  Rabirius  war  er  nur  erwählter  Prätor:  seit- 
dem, hatte  er  die  wichtige  Stelle  eines  Oberpriesters  errui^;en, 
hatte  nach  seiner  Rückkehr  aus  der  Provinz  die  Freundschaft 
von  Pompejus  gesucht  und  erhalten,  es  war  kein  Zweifel,  dass 
er  für  das  nächste  Jahr  Consul  werden  würde.  Und  in  dieser 
Beziehung  hat  Cicero,  wie  ich  glaube,  seine  wirklich  gehaltene 
Rede,  als  er  sie  herausgab,  umgestaltet  Es  ist  auffsJlend,  dass 
in  ihr,  wie  wir  sie  jetzt  lesen,  Caesars  durchaus  keine  Erwähnung 
geschieht  und  doch  war  das  natürlich,  ja,  wenn  Cicero  seine 
Pflicht  als  Vertheidiger  erfüllen  wollte,  nothwendig.  Caesar  war 
der  geheime  Urheber  des  ganzen  Processes  gewesen  und  hatte 
alle  Mittel  in  Bewegung  gesetzt,  um  gegen  die  Bemühungen  der 
Senatspartei  Labienus'  Gesetz  durchzuführen;  er  hatte  sieh  als 
erster  Richter  leidenschaftlich  und  ungerecht  gezeigt  und  es  kam 
darauf  an,  die  durch  ihn  ausgesprochene  Verurtheilung  umza- 
stossen.  Dennoch  erwähnt  Cicero  ihn  mit  keiner  Silbe,  sondcm 
spricht  nur  gegen  Labienus.  Dies  kann  nur  der  Erfolg  einer 
späteren  Bearbeitung  sein.^) 
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Fünfzehntes  Capitel. 

Process  der  Catilinarischen  Verschworenen.  Erz&hlnng  desselben.  Drei 
Fragen  sind  zn  beantworten.  Erstens  welebe  Hacht  der  Senatsbeschlnss, 
wodurch  den  Beamten  die  Sorge  flkr  den  Staat  anempfbhlen  wnrde,  ?er- 
lieh.  Erwlhnnngen  desselben  in  der  GeseUehte.  Seine  Bedentnng  ist 
militärisch  nnd  bezieht  sich  nicht  anf  die  Anfhebnng  der  Provocation. 
Beftignisse,  welche  Cicero  darans  bei  der  Unterdrückung  der  Terschwb- 
mng  herleitete.  Zweite  Frage,  ob  Cicero  durch  den  Senatsbeschlnss  der 
Terantwortnng  überhoben  wnrde  nnd  Beweis,  dass  dies  nicht  der  Fall 
war.  Ihitte  Frage,  ob  Cicero  bei  dem  Processe  die  Gesetze  ?erletzt  hat, 
erstens  in  Bezug  auf  die  Temrtheilung,  zweitens  in  Bezug  auf  die  Art 
der  BestraAing.  Beweis,  dass  er  kein  (resetz  forletzt,  aber  allerdings 
gegen  den  damaligen  Geist  des  Straftrechts  gef(i|)ilt  hat 

Zwei  wichtige  Ereignisse  der  Römischen  Geschichte  schlies- 
sen  sich  an  den  eben  behandelten  Process  von  G.  Rabirius,  die 
Vernrtheilung  der  Gatilinarischen  Verschworenen  und  in  Folge 
davon  die  Verbannung  Giceros.  Sie  sind  in  alter  und  neuer 
Zeit  vielfach  behandelt  worden  und  bieten  dem  Forscher  ein 
fast  unerschöpfliches  Feld  für  schwierige  und  interessante  Un- 
tersuchungen: sie  veranlassten  bedeutende  Veränderungen  im 
Römischen  Staate  und  stehen  mit  den  trefflichsten  Denkmälern 
der  Literatur  in  Verbindung.  £ine  ausführliche  Besprechung 
derselben  gehört  in  die  Römische  Geschichte,  welche  in  Gatili- 
näs  Verschwörung  die  Umsturzversuche  einer  verbrecherischen 
und  auf  Befriedigung  der  eigenen  Leidenschaften  ausgehenden 
Partei,  in  der  Demüthigung  Giceros  die  Wecbselfälle  eines  um 
das  Wohl  seines  Landes  hochverdienten  Staatsmannes,  in  Beidem 
zusammen  die  unverkennbaren  Anzeichen  von  dem  bevorstehen- 
den Falle  der  Republik  zu  betrachten  hat  Die  Erörterung  einiger 
Hauptfragen  ist  auch  far  die  Geschichte  des  Römischen  Straf- 
rechts nothwendig.  Denn  die  Bestrafung  der  Gatilinarischen 
Verschworenen  beruht  auf  einem  seit  den  ältesten  Zeiten  gültigen 
nnd  trotz  aller  Veränderungen  des  Römischen  Stra^rocesses 
niemals  aufgegebenen  Rechtsgrundsatze,  die  Verbannung  Giceros 
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ist  das  letzte   Glied  einer  langen  Reihe  von    Massregeln   zar 
Sicherung  des  Lebens  Römischer  Bürger. 

Von  einem  Processe  der  Catilinarischen  Verschworenen  kann 
nach  Römischen  Begriffen  eigentlich  nicht  die  Rede  sein;  denn 
das  Urtheil  des  Beamten  war,  wie  wir  bewiesen»),  in  so  fem 
es  sich  nicht  auf  die  Entscheidung  der  Volksversammlung 
gründete,  kein  Urtheil,  der  nach  demselben  Bestrafte  galt 
für  bestraft  ohne  Gericht  Dennoch  kann  man  von  einem 
Processe  der  Catilinarischen  Verschworenen  sprechen,  weil 
bei  ihrer  Bestrafung  alle  nach  dem  Römischen  Rechte  noth- 
wendigen  Formen  beobachtet  wurden.  Catilina  selbst  war  aus 
der  Stadt  gegangen,  um  ein  Heer  zu  sanmieln  und  in  offenem 
Kampfe  gegen  die  Beamten  und  den  Senat  aufzutreten;  aber 
auch  die  in  Rom  zurückgebliebenen  Verschworenen  betten  ihre 
Pläne  zum  gewaltsamen  Umstürze  des  Bestehenden  nicht  ange- 
geben. Sie  gingen  mit  AUobrogischen  Gesandten,  welche  sich 
damals  in  der  Stadt  befanden,  ein  Bfindniss  ein  und  gaben 
diesen  eigenhändige  Schreiben,  welche  ihre  bochverrätheriscben 
Pläne  bezeugten:  einige  von  ihnen  selbst  sollten  dieselben  be- 
gleiten und  die  Verbindung  mit  Catilina,  welcher  schon  an  der 
Spitze  von  Bewaffneten  stand,  unterhalten.  Die  Abreise  der 
Allobrogen  war  auf  die  Nacht  vom  zweiten  zum  dritten  Decem- 
her  festgesetzt.  Der  Consd  Cicero,  durch  Verrätherei  von  allen 
Absiebten  und  Untemehmimgen  der  Verschworenen  unterrichtet, 
traf  Veranstaltungen ,  dass  die  Allobrogen  nebst  den  Verschwo- 
renen, welche  bei  ihnen  waren,  bei  ihrer  Abreise  an  der  Mal- 
vischen  Brücke  überfallen  und  in  seinen  Gewahrsam  gebracht 
wurden.  Dadurch  kam  er  in  den  Besitz  von  Zeugen  und  Be- 
weisen, welche  den  ganzen  Hochverrath  der  Verschworenen  ent- 
hüllen konnton.  Der  Gonsul  entbot  am  3.  December  früh  d^i  Senat 
in  den  Tempel  der  Concordia  und  Hess  diejenigen  Verschworenen, 
weiche  noch  nicht  in  seinem  Gewahrsam  waren,  in  sein  Haus 
bescheiden.  Mit  ihnen  gmg  er  dann  in  den  Senat,  wo  also  alle 
Angeschuldigton  nebst  den  Zeigen  und  Beweisen  gegen  sie  ver- 
sammelt waren.    Es  fanden  die  Verhandlungen  über  die  Ver- 


a)  Vei^.  oben  9.  247. 
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schwörung  statt  Die  Briefe  wurden  anerkannt,  erbrochen  und 
verlesen,  die  Zeugen  verhört,  die  Angeschuldigten  überfBhrt: 
wenngleich  sie  nicht  geradezu  ihre  Pläne  eingestanden,  erschienen 
sie  dennoch  als  geständig  und  auf  der  That  ergriflfen.»)  Nach 
der  Beendigung  der  Senatssitzung  wurden  alle  in  Gewahrsam 
gehalten;  der  Prätor  Lentulus,  welcher  sich  unter  ihnen  befend, 
war  gezwungen  worden,  sein  Amt  niederzulegen.  Am  nächsten 
Tage,  dem  4.  December,  war  wiederum  eine  Senatssitzung:  es 
handelte  sich  hauptsächlich  darum,  was  mit  den  Angeklagten 
geschehen  sollte.  Zunächst  wurden  die  Belohnungen  der  Ange- 
ber bestimmt,  dann  die  Lage  des  Staates  erwogen.  Denn  die 
Bürgerschaft  befand  sich  in  der  höchsten  Aufregung,  die  An- 
hänger der  Verschworenen  drohten  mit  Aufruhr  und  machten 
Anstalten,  die  Gefangenen  zu  befreien.  Man  kam  dann  zur 
Beschlussnahme  über  das  Schicksal  der  Angeklagten.  Es  gab 
Niemanden  im  Senate,  der  nicht  an  ihre  Schuld  geglaubt  hätte: 
bei  den  ganzen  Verhandlungen  trat  Niemand  als  Vertheidiger 
ihrer  Schuldlosigkeit  auf.  Die  Senatoren  vnissten  schon  ehe  sie 
die  Berathungen  begannen,  aus  den  Ergebnissen  des  vorigen 
Tages,  dass  es  sich  um  die  Bestrafung  der  Gefangenen, 
welche  nach  Römischen  Begriffen  als  geständig  galten,  handebi 
würde :  daher  denn  einige  furchtsame  und  democratisch  gesinnte 
Mitglieder  bei  der  Senatssitzung  fehlten,  um  nicht  in  die  Noih- 
wendigkeit  zu  kommen,  gegen  das  Sempronische  Gesetz  über 
das  capvt  von  Bürgern  ihre  Stimme  abgeben  zu  müssen.^)  Es 
machten  sich  im  Senate  zwei  Meinungen  geltend:  der  für  das 
folgende  Jahr  ernannte  Consul  D.  Silanus  trug  darauf  an,  die 
Verschworenen,  wie  es  die  Sitte  der  Vorfahren  erlaube,  als  g^ 
ständige  und  auf  frischer  That  ergriffene  Verbrecher  hinzurich- 
ten; der  Prätor  des  folgenden  Jahres  C.  Caesar  schlug  vor,  ihr 
Vermögen  einzuziehen  und  sie  selbst  in  den  bedeutendsten  Mu- 
nicipien  ins  Gefängniss  zu  setzen:  es  solle  Niemand  später  über 
sie  einen  Antrag  bei  dem  Senate  oder  beim  Volke  machen.  Es 
schien  zweifelhaft,  für  weldie  Ansicht  sich  der  Senat  entscheiden 


a)  YeigL  oben  S.  169  flgd. 

b)  Vergl.  oben  S.  73. 
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wlirde,  als  M.  Cato  sich  far  die  erste  aussprach  und  durch  seine 
Entschiedenheit  derselben  den  Sieg  verschaffte.  Der  Consiü  be- 
schloss  den  Spruch  des  Senates  sogleich  zu  vollziehen.  Er  liess 
die  fünf  Verschworenen,  deren  man  habhaft  geworden  war,  aus 
dem  Gewahrsam,  in  welchem  sie  gehalten  wurden,  in  den  öffent- 
lichen Kerker  bringen  und  dort  erdrosseln.  Es  war  Nacht  ge- 
worden ,  als  der  Consul ,  umgeben  von  den  angesehensten  MSn- 
nem  des  Staates,  wieder  auf  dem  Markte  erschien  und  die  voll- 
zogene Hinrichtung  mit  den  Worten:  „sie  habein  gelebt'"  an- 
kündigte. Die  übrigen  Theilnehmer  der  Verschwörung  liess  man 
vor  der  Hand  ohne  Verfolgung:  ein  Theil  von  ihnen  fiel  mit 
Catilina  in  offener  Feldschlacht,  andere  wurden  später  vor  da$ 
ordentliche  Schwurgericht  gestellt.^ 

lieber  diesen  Hergang  sind  vielfache  Betrachtungen  von  den 
Gelehrten  angestellt  worden ,  über  die  allgemeine  Lage  des  Staa- 
tes und  der  politischen  Parteien,  über  die  Gründe  zur  Ver- 
schwörung ,  über  die  Massregeln ,  welche  die  Consuln ,  nament- 
lich Cicero,  ergriffen,  auch  darüber,  ob  und  in  wie  weit  Gcero 
durch  die  drohende  Gefahr  gezwungen  worden  sei,  mit  Hinten- 
ansetzung  der  gewöhnlichen  Gerichte  zu  einem  ausserordentlichen 
Verfahren  seine  Zuflucht  zu  nehmen.  Bei  den  neueren  Gelehrten 
ist  es  Sitte  geworden,  Cicero,  wo  möglich,  in  Allem  zu  tadeh 
und  sein  Benehmen,  als  aus  Eitelkeit  und  selbstsüchtigen  Ab- 
sichten hervorgegangen,  herabzusetzen.  Wir  haben  es  hier  nur 
mit  drei  Rechtsfragen,  welche  man  bisher  kaum  berührt  haft^ 
zu  thun,  erstens,  ob  Cicero  durch  den  allgemeinen  Senatsbe- 
schluss,  welcher  den  Consuln  Wachsamkeit  anempfahl  und  ihnen 
besondere  Sorge  für  das  Staats  wohl  übertrug,  irgend  welche, 
sonst  nicht  in  seiner  Gewalt  liegende,  Vollmachten  erhalten  bat 
und  namentlich  ob  er  von  den  Beschränkungen,  wdcheo  die 
Macht  der  Beamten  für  gewöhnlich  in  Bezug  auf  Leben  und  Ver- 
mögen der  Bürger  unterlag,  befreit  worden  ist,  zweitens  ob  Ci- 
cero durch  den  Senatsbeschluss,  welcher  die  Verschworenen  zum 
Tode  verurtheilte,  selber  der  Verantwortung  für  die  Aasf3hnmg 
desselben  enthoben  worden  ist,  drittens  endlich  ob  er  überhaupt 
durch  Hinrichtung  der  Verschworenen  die  Staatsgesetse  ver- 
letzt hat. 
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£8  war  eine  alte  Sitte  des  Senates,  in  Zeiten  äusserer  Ge- 
fahr oder  innerer  Noth  den  Beamten  durch  den  Beschluss :  „sie 
möchten  sehen,  dass  der  Staat  keinen  Schaden  leide''  (videant 
ne  quid  respublica  detrimenti  capiat)  eine  besondere  Vollmacht 
zu  ertheilen.  Vt/^ir  finden  diese  Sitte  zuerst  erwähnt  im  Jahre 
464  T.  Chr.  bei  einem  äusseren  Kriege*),  das  nächste  Mal,  als 
der  Aufstand  Ton  Manlius  Gapitolinus  drohte.^)  Dann  folgt  ein 
langer  Zeitraum,  in  dem  von  solcher  ausserordentlichen  Mass- 
regei  nicht  erzählt  wird.  Bei  den  Unruhen  von  Ti.  Gracchus 
wäre  man  wohl  dazu  geschritten ,  wenn  nicht  der  Gonsul  P.  Scae- 
Yola  allen  Gewaltthätigkeiten  abhold  gewesen  wäre;  aber  bei  C. 
Gracchus'  Aufruhr  ertheilte  man  die  Vollmacht  und  fand  in  dem 
Gonsul  L.  Opimius  einen  thätigen  Vollstrecker  derselben,  eben 
so  bei  dem  Tumulte  von  L.  Satuminus  ®) ,  und  je  mehr  Kämpfe 
und  blutige  Streitigkeiten  im  Staate  sich  mehrten,  um  so  häu- 
figer nahm  der  Senat  zu  diesem  einzigen  Mittel ,  das  ihm  für 
die  vollste  Kraftentwickelung  zu  Gebote  stand,  seine  Zuflucht 
Gleich  im  Jahre  nach  der  Gatilinarischen  Verschwörung  bei  den 
Gesetzesvorschlägen  des  Volkstribunen  Q.  Nepos  fand  sich  der 
Senat  bewogen ,  zu  eben  demselben  Mittel  zu  greifen ,  dann  nach 
P.  Glodius'  Ermordung,  kurz  vor  dem  Ausbruche  des  Bürger- 
krieges zwischen  Gaesar  und  Pompejus,  zweimal  während  der 
thatsäehlichen  Herrschaft  Gaesars,  als  dieser  von  Rom  abwesend 
war.  ^)  Ja  im  Jahre  nach  Gaesars  Ermordung,  als  die  Ereig- 
nisse schnell  auf  einander  folgten  und  die  höchste  Gewalt  rasch 
ans  einer  Hand  in  die  andere  überging,  kam  man  sogar  dazu, 
dreimal  von  diesem  Noihbehelf  Gebrauch  zu  machen ,  indem  man 
nach  einander  den  obersten  Gewalthabern  diese  Vollmacht  gab."*) 
Die  letzte  Erwähnung  findet  sich  unter  Augusts  Alleinherrschaft, 
als  dieser  bei  seiner  Abwesenheit  von  Rom  keinen  Stellvertreter 
seiner  Macht  zurückgelassen  hatte. ')    Die  Vollmacht  wurde  von 


a)  Liv.  m,  4. 

b)  Liv.  VI,  19. 

c)  Cic.  in  Gat  I,  2;  p.  0.  Rab.  7;  Phü.  VIÜ,  4. 

d)  Die  Cass.  XLÜ,  28  und  32;  vetgl.  XLVI,  16. 
6)  Die  Cass.  XLVI,  31  und  44  und  47. 

f)  Dio  Gas».  LIV,  10. 
"•  26 
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dem  Senate  an  verschiedene  Beamte  gegeben,  theils  an  ein- 
zelne, theils  an  mehrere  zusammen,  nach  den  Umständen.  Die 
beiden  Gonsoln  wurden  bevollmächtigt  bei  dem  Aufstände  von 
L.  Sa^minus''),  bei  den  Unruhen  des  Tribunen  Q.  Nepos^); 
dann  im  Jahre  43  v.  Chr.,  als  der  Krieg  gegen  M.  Antonios 
begann ''),  wahrscheinlich  in  allen  diesen  Fällen  mit  dem  Zusätze, 
dieConsuln  sollten  von  den  übrigen  Beamten,  sowohl  curulischen 
als  plebejischen  alle,  welche  es  ihnen  gut  schiene,  hinzuziehen, 
ein  Zusatz,  von  welchem  wir  bei  Saturninus^  Aufstande  ans^ 
drückliche  Nachricht  haben.*')  Dagegen  nur  ein  Consul  wurde 
bevollmächtigt  im  Jahre  464  v.  Chr.,  ferner  bei  C.  Gracchus' 
Aufstande ''),  im  Jahre  48  F.  Servilius^),  endlich  unter  Augaste 
Alleinherrschaft  Der  Grund  von  dieser  nur  an  einen  von  den 
höchsten  Beamten  gegebenen  Vollmacht  war  immer,  dass  ent- 
weder nur  ein  Consul  gewählt  oder  der  andere  auswärts  ab- 
wesend war.  Aber  auch  die  andern  curulischen  und  plebejischen 
Beamten ,  ja  selbst  solche ,  die  nur  proconsularischen  Oberbefehl 
hatten  oder  ein  ausserordentliches  Amt  bekleideten,  wurden  nach 
Umständen  ausdrücklich  bevollmächtigt:  so  bei  Hanlius'  Em- 
pörung die  Militärtribunen  und  Yolkstribunen «) ,  bei  Clodins' 
Ermordung,  da  curulische  Beamte  nicht  gewählt  waren,  der 
Zwischenkönig,  die  Volkstribunen  und  Cn.  Pompejus,  der,  nut 
proconsularischer  Macht  bekleidet ,  in  der  Nähe  Roms  sich  auf- 
hielt^); bei  dem  Aufruhr  von  M.  Lepidus  im  Jahre  78  v.  Chr. 
der  Zwischenkönig  Ap.  Claudius,  der  Proconsul  Q.  Catolus  und 
die  übrigen,  welche  ein  Heer  hatten^);  bei  dem  drohenden  Bär- 
gerkriege Caesars  die  Consuln,  Prätoren,  Volkstribunen  und  alle 
Proconsuln,  die  in  Italien  waren''),   während  Caesars  Diotatnr 


a)  Cic.  Cat  I,  2. 

b)  Dio  0as8.  XXXVU,  43. 

c)  Dio  CasB.  XLYI,  31 ;  Cic  Phü.  V,  12. 

d)  Cic  p.  C.  Rab.  7. 

e)  Cic.  in  Cat.  I,  2,  4;  Phil.  YD,  4. 

f )  Dio  Gass.  XLII,  23. 

g)  Liv.  VI,  19. 

h)  Dio  Cass.  XL,  49 ;  Ascon.  in  Mü.  p,  35 ;  Cic  p.  Mil.  26. 

i)'Sall  fragm.  bist.  I. 

k)  Dio  Gass.  XLI,  3;  Gaes.  beU.  civ.  I,  5;  Cic  epist  XVI,  IL 
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dessen  Reiteroberst  M.  Antonius  *) ,  im  Jahre  43  v.  Chr.  nach- 
dem beide  Gonsnln  im  Kriege  gefallen  waren,  die  Prätoren ^), 
ja  später  sogar  die  zur  Ordnung  des  Staates  eingesetzten  und 
mit  unumschränkter  Machtvollkommenheit  bekleideten  Trium- 
virn.*")  Ebenso  also  hatte  bei  den  ersten  bestimmten  Anzeichen 
der  drohenden  Verschwörung  der  Catilinarier  der  Senat  am  21. 
October  den  beiden  Gonsuln  Cicero  und  Antonius  die  Volbnacht 
gegeben,  sie  sollten  dafür  Sorge  tragen,  dass  der  Staat  keinen 
Schaden  leide"*),  wahrscheinlich  ebenfalls  mit  dem  Zusätze,  sie 
möchten  von  den  übrigen  Beamten  alle,  welche  es  ihnen  gut 
scheine,  zu  ihrer  Hülfe  herbeiziehen,  indessen  Cicero  theilte 
mit  Antonius  die  Geschäfte  nach  örtliclier  Abgränzung  und  war 
entschlossen,  die  Stadt  nicht  zu  verlassen.  Er  hatte  zuerst  mit 
Antonius  seine  Provinz  Italien ,  welche  er  sich  statt  Macedoniens 
erwählte,  getheilt  und  dann  auch  denjenigen  Theil,  welcher  ihm 
noch  blieb,  an  den  Prätor  Q.  Metellus  Celer  abgetreten.^)  Es 
war  also  Antonius  ausserhalb  Roms ,  Cicero  in  der  Stadt  unum- 
schränkt: er  trug  für  Alles,  was  hier  zur  Unterdrückung  der 
Verscbwörung  und  Bestrafung  der  Verschworenen  geschah ,  allein 
Sorge  und  Verantwortung. 

Die  neueren  Gelehrten  nehmen  an ,  die  Beamten  hätten  durch 
einen  solchen  Senatsbeschluss  dictatorische  Gewalt  bekommen, 
seien,  wenn  auch  nicht  den  Gesetzen,  doch  dem  Gebrauche  nach, 
unumschränkt  geworden ,  befreit  von  tribunicischem  Einspruch 
und  allen*  Beschränkungen ,  welche  das  Provocationsrecht  aufer- 
legte*^^ Der  Vergleich  mit  dem  Dictator  ist  nicht  treffend. 
Denn  dessen  Gewalt  beruhte  ursprünglich  auf  zweierlei ,  erstens 
auf  der  Aufhebung  der  Provocation  und  dann  auf  der  Vereinigung 
aller  Macht  in  einer  Person :  nachdem  die  Provocation  auch  gegen 
dieDictatur  gesichert  war®),  blieb  doch  das  Letztere  ihr  chara^ 
teristisches  Merkmal.    Für  diese  mit  Senatsbeschluss  ausgerüste- 


a)  Dio  Cass.  XLH,  32;  XLVI,  16. 

b)  Dio  Cass.  XLVI,  44. 

c)  Dio  Cass.  XLVm,  83. 

d)  Sali.  Cat  29;  Gic.  in  Gat  I,  2;  Ascon.  p.  6. 

e)  S.  oben  S.  16flgd. 
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ten  Beamten  passt  dasselbe  nicht.  Denn  sie  worden,  wie  wir 
gesehen,  grösstentheils  in  der  Mehrzahl  bevollmächtigt ,  nur  aus- 
nahmsweise ein  einziger  Consul,  wenn  der  zweite  entweder 
nicht  gewählt  oder  nicht  in  der  Stadt  anwesend  war;  eine  unter 
Mehrere  getheilte  Gewalt  ist  nicht  dictatorisch.  Dass  die  Senats- 
vollmächt  nicht  von  der  Beobachtung  der  Provocationsgesetz«  enir 
binden  konnte ,  ist  leicht  ersichtlich,  selbst  wenn  man  von  dem 
Beweise,  der  aus  dem  Stillschweigen  der  Schriftsteller  bei  ihreo 
Berichten  über  die  Provocationsgesetze  hergenommen  werden 
kann,  absieht.  Erstlich  kann  der  Senat  nur  von  demjenigen  entr 
binden^  worüber  er  selbst  Macht  hat:  er  hat  aber  bekanntlich 
kein  Recht  über  das  Leben  der  Römischen  Bürger.  Dieses  steht 
allein  unter  der  Entscheidung  der  Volksversammlung:  sie  kann 
von  der  Provocation  entbinden,  sobald  sie  einen  ordentlichen 
Untersuchungsrichter  ernennt.»)  Welch  ein  Staatsrecht  wäre  es, 
wenn  der  Senat  den  Beamten  erlauben  wollte  das  zu  thun ,  wo- 
für sie  bestraft  werden  mussten,  wofür  jeder  spätere  Volkstribun 
sie  vor  Gericht  ziehen  durfte !  Femer  die  Provocation  hängt  ge- 
nau* mit  der  tribunicischen  Hülfeleistung  zusanunen,  ste  wird 
durch  dieselbe  ergänzt  und  bei  Aufhebung  derselben  muss  auch 
die  Macht  der  Tribunen  aufgehoben  werden.  Nun  erhalten  aber, 
wie  die  obigen  Beispiele  zeigen,  die  Tribunen  selbst  mit  den 
andern  Beamten  zusammen  jene  Vollmacht  von  dem  Senate  und 
wo  dies  nicht  geschieht ,  wird  den  Consuln  aufgegeben ,  sldi  mit 
ihnen  über  das  Staatswohl  in  Verbindung  zu  setzen.  Das  beisst 
nicht  die  Gewalt  der  Tribunen  aufheben:  daraus  dass  die  Tri- 
bunen in  die  Vollmacht  mit  eingeschlossen  wurden,  folgte  dass 
an  eine  Aufhebung  der  Provocation  nicht  gedacht  wurde.  Auch 
Proconsuln  und  Prätoren  werden  vom  Senate  bevollmächtigt, 
und  es  ist  unmöglich,  dass  in  Folge  davon  jeder  derselben  das 
Recht  gehabt  haben  sollte,  wenn  auch  nur  das  missbräachlicbe, 
über  das  Leben  der  Bürger,  wie  er  wollte,  zu  schalten.  Die 
alten  Sduiftsteller  sprechen  deshalb  nie  von  einer  durch  die 
Senatsvollmacht  geschehenen  Aufhebung  der  Provocation :  sie  ge- 
ben im  Gegentheil  Andeutungen,  wonach  sie  trotzdem  bestand. 


a)  Vergi.  oben  S.  92  flgd. 
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Bei  dem  Ao&tande  von  Satarninus  erhielten  die  Gonsuln  jenen 
SenatsbeschloBS  und  auf  der  Gonsuln  Aufforderung  ergriff  G.  Ra- 
birius  die  Waffen,  half  den  aufrührerischen  Tribunen  tOdten.  Als 
Rabirius  sechs  und  dreissig  Jahre  später  angeklagt  wurde,  ver- 
theidigte  ihn  Gicero.  Hätte  in  jenem  Senatsbeschlusse  die  Auf- 
hebung der  Provocation,  auch  nur  nach  der  Rechtsanschauung 
Einiger,  gelegen,  so  musste  die  Vertheidigung  diesen  Punkt 
hauptsädblich  behandeln.  Aber  das  thnt  sie  nicht.  Gicero  läug- 
net  diä  Thatsache,  dass  Satuminus  von  Rabirius  getödtet  wor- 
den sei,  und  giebt  nur  zu,  dieser  sei  zur  Unterdrückung  jenes 
unter  Waffen  gewesen.  Dies  konnte  derselbe  thun,  ohne  der 
Provocation  zu  nahe  zu  treten.  Den  Senatsbeschluss  erwähnt 
Gicero  nur,  um  in  Folge  desselben  die  Uebereinstimmung  aller 
angesehenen  und  gut  gesinnten  Bürger  zu  schildern.  Ebenso 
war  bei  dar  Gatilinarischen  Verschwörung  den  beiden  Gonsuln, 
Gcero  und  Antonius ,  jene  Vollmacht  vom  Senate  gegeben  wor- 
den. Hätten  sie  damit  ein,  wenn  auch  nur  in  der  Sitte,  nicht 
in  den  Gesetzen  begründetes  Recht,  die  Provocation  nicht  zu  be- 
achten und  über  das  Leben  von  Bürgern  gerichtlich  zu  entschei- 
den, erhalten,  so  müsste  die  Vollmacht  nothwendiger  Weise  bei 
dem  Urtheile,  welches  im  Senate  über  die  fünf  Verschworenen 
gefillt  wurde,  zur  Sprache  gekommen  sein.  Aber  das  geschah 
nicht. .  Gicero  erwähnt  sie  allerdings  in  der  ersten  Gatilinari- 
schen Rede,  welche  er  bei  Anwesenheit  von  Gatilina  im  Senate 
hielt:  er  führt  die  Beispiele  von  G.  Gracchus  und  Satuminus 
an ,  welche  in  Folge  einer  ähnlichen  Vollmacht  getödtet  waren ; 
er  sagt,  er  hätte  Gatilina  schon  tödten  lassen  sollen,  wolle  es 
aber  erst  thun,  wenn  Jedermann  von  dessen  Schuld  überzeugt 
sei.  Indessen  es  handelte  sich  damals  nicht  um  einen  Process, 
sondern  um  Herstellung  der  gesetzlichen  Ordnung:  wenn  ihm 
Gatilina  dabei  entgegen  getreten  wäre,  so  hätte  er  ihn  vermöge 
jenes  Senatbeschlusses  tödten  können.  Wo  es  im  Senate  die  Ent- 
scheidung über  das  Schicksal  der  gefangenen  Verschworenen 
galt,  wird  die  den  Gonsuln  gegebene  Vollmacht  nicht  mit  einem 
Worte  erwähnt:  und  doch  haben  wir  die  Rede  Gaesars,  welcher 
von  der  Todesstrafe  abrieth ,  die  Gates ,  der  dieselbe  auf  das 
Stärkste  befürwortete,  die  Giceros  selber,   welche  er  hielt,  als 
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die  Abstinimimg  noch  nnentscbieden  war.  Viel&ch  werden  an- 
dere Gesetze ,  welche  das  Leben  der  Römischen  Bürger  sciintzen, 
aber  niemals  diese  Senatsvollmacht  erwähnt,  was  nm  so  leichter 
gewesen  wäre,  da  die  Verhandlang  im  Senate  selbst  stattfismd. 

Also  eine  ungesetzliche  Berechtigang,  die  dnrch  viele 
Kämpfe  errungenen  Vorrechte  der  Römischen  Büi^er  zu  yerletzen, 
konnte  aus  dem  Senatsbeschlusse,  welcher  den  Beamten  die 
höchste  Sorge  für  das  Staatswohl  fibertrug,  nicht  hergeleitet 
werden.  Ueber  seine  Wirkung  haben  wir  ausser  einigen  allge- 
meinen Andeutungen,  die  keinen  bestimmten  Schluss  erlauben*), 
die  Hauptnachricht  bei  Sallust^):  „Dies  ist  die  höchste  Gewalt, 
die  nach  Römischer  Sitte  einem  Beamten  fiberlassen  wird,  ein 
Heer  zu  rüsten,  Krieg  zu  führen,  auf  alle  Weise  Bundesgenos- 
sen und  Bürger  im  Zaume  zu  halten,  zu  Hause  und  im  Felde 
den  Oberbefehl  und  die  höchste  Gerichtsbarkeit  zu  l^aben:  an- 
ders hat  der  Gonsul  ohne  Volksbeschluss  kein  Recht  zu  irgend 
einer  von  diesen  Sachen."'  Will  man  diese  von  Sallust  einzeln 
angeführten  Befagnisse  unter  einem  einzigen  Begriff  zusammen- 
&ssen,  so  wird  man  keinen  andern  finden  als  den  des  militäri- 
schen Oberbefehls.  Ein  Statthalter  in  der  Provinz  besitzt  voll- 
ständig die  Macht ,  welche  Sallust  dem  Senatsbeschlusse  beilegt: 
er  hat  ein  Herr,  die  Verpflichtung,  auf  alle  Weise  die  Ruhe  za 
erhalten,  die  höchste  Gerichtsbarkeit  In  der  Stadt  und  ihrer 
Umgebung  kann  solche  Macht  in  gewöhnlichen  Fällen  nur  vom 
Volke  ertheUt  werden,  in  der  Regel  werden  nur  einzelne  Befugnisse 
derselben  gewährt ,  z.  B.  dem  triumphirenden  Feldherm^der  Ober- 
befehl (imperium)  in  der  Stadt;  in  aussergewöhnlicher  Noth  hat 
der  Senat  das  anerkannte,  von  Niemanden  bezweifelte  und  zum 
Bestehen  des  Staates  nothwendige  Recht,  sie  insgesammt  einem 
oder  mehreren  «Beamten  zu  übertragen.  £s  liegt  darin  die  An- 
kündigung des  Kriegszustandes  in  der  Stadt :  die  Bürger  werden 
zu  den  WsSea  gerufen,  jeder,  welcher  sich  dem  Beamten  wider- 


a)  Z.  B.  bei  Plat  C.  Qraocfa.  14  od>Cttv  xijv  ittfXtv,  9icidc  i^voito. 

b)  Sali.  CaL  29  £a  potestas  per  senatom  more  Romaoo  magistrstni 
mazima  permittitar,  exercitum  parare,  bellum  gerere,  coercere  omiübns 
modis  socios  atque  cives,  domi  militiaeque  imperium  atqae  iudidnm  soni- 
mum  habere;  aliter  sine  populi  iossu  nidlias  eanun  remm  oonsuli  üb  est 
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setzt,  zum  Gehorsam  gezwungen.*)  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass,  während  dieser  Gehorsam  erzwangen  wird,  alle 
andern  Gesetze ,  anch  die  über  das  Leben  der  Bürger  schweigen : 
wer  sich  mit  den  Waffen  widersetzt,  wird  als  Staatsfeind  getöd- 
tet  So  fiel  G.  Gracchus;  deshalb  liess  der  Consol  Opimius  den 
Sohn  Yon  Fulvius  Flaccus,  welcher  mit  einem  Tuscischen  Opfer- 
schauer an  ihn  als  Unterhändler  abgeschickt  war ,  in  das  Gefäng* 
niss  werfen  und  konnte  darum  nicht  getadelt  werden ;  aber  un- 
nütze Grausamkeit  war  es,  als  er  den  Jüngling,  welcher  nicht 
mehr  schaden  konnte,  zum  Selbstmorde  zwang.  ^)  Indessen  so 
lange  die  Gewalt  der  Waffen  zu  entscheiden  hat,  mögen  Grau- 
samkeiten entschuldigt  werden:  ist  der  Sieg  entschieden  und  die 
früher  Widerspenstigen  zur  Unterwerfung  und  ins  Gefängmss  ge- 
bracht, dann  treten  die  Staatsgesetze  wieder  in  Kraft:  die  vom 
Senate  beauftragten  Beamten  haben  dann  zwar  die  höchste  Ge- 
richtsbarkeit,  aber  nur  in  so  weit  sie  vom  Senate  übertragen 
werden  darf,  die  Provocation  hat  wiederum  Geltung:  gegen 
offene  Aufrührer  kann  von  derselben  ihrem  ursprünglichen  Wesen 
nach  nicht  die  Rede  sein. 

Cicero  leitete  bei  der  Unterdrückung  der  Gatilinarischen 
Verschwörung  aus  der  Vollmacht  des  Senates  Rechte  her,  welche 
niemals ,  auch  nicht  von  seinen  Gegnern ,  bezweifelt  worden  sind, 
vor  allem  dies,  die  Bürgerschaft  durch  einen  allgemeinen  Auf- 
ruf zu  bewaffnen.  £r  besetzte  die  festen  Punkte  der  Stadt, 
schützte  durch  Bewaffiiete  den  Senat  bei  seinen  Berathungen, 
sicherte  seine  eigene  Person:  er  durchsuchte  die  Häuser  der 
Verdächtigen  nach  verborgenen  Waffen,  that  Alles,  was  zum 
Schutze  der  Personen  und  des  Eigenthumes  gehörte.  Wären  ihm 
bei  diesen  Massregeln  die  Verschworenen  bewaffiiet  entgegen  ge- 
treten, so  hätte  es  ebenfalls  in  seiner  Befagniss  gelegen,  den 
Widerstand  niederzuschlagen  und  wären  dabei  Bürger  ums  Le- 


a)  In  Bezug  auf  den  Senatsbeschlnss,  welcher  beim  Anrücken  Caesars 
die  Beamten  bevollmächtigte,  sagt  Cic.  Phil,  ü,  21,  52  Tom  contra  te 
(M.  Antonium)  dedit  arma  hie  ordo  consulibas  reliquisque  imperiis  et  po- 
testatibtts. 

b)  Plut  C.  Gracch.  16;  Vellei.  n,  7. 
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ben  gekommen,  so  hätte  ihn  deswegen  Niemand  zur  Verant- 
wortmig  gezogen.  Bei  Satorninos'  Aufstand  hatten  sich  die  Auf- 
ruhrer, als  sie  die  Entschlossenheit  des  Senates  und  namentlich 
des  Gonsuls  Marius  sahen,  nicht  weiter  widersetzt:  sie  ergaben 
sich ,  nachdem  sie  die  Zusicherung  ihres  Lebens  erhalten  hatten, 
wurden  aber  dann  von  der  aufgeregten  Menge  erschlagen:  die 
Ermordung  fand  nach  Wiederherstellung  der  Ordnung  statt 
Nicht  ohne  Grund  konnte  dies  getadelt,  konnten  die  Anstifter 
und  Thäter  davon  vor  Gericht  gezogen  werden.  Auch  ist  kein 
Zweifel,  dass  bei  der  Anklage  von  Rabirius  das  Hauptgewicht 
auf  diesen  Umstand  gelegt  wurde.  Cic^ero  erwähnt  ihn*), 
macht  aber  die  Einwendung,  den  Aufruhrern  hätte  Sicheiheit 
für  ihr  Leben  nicht  von  Marius  allein,  sondern  nur  durdi  einen 
Senatsbeschluss  gegeben  werden  können.  Indessen  darum  han- 
delte es  sich  nicht,  sondern  um  die  Ermordung  von  Büiigem, 
welche  wehrlos  waren  und  den  Widerstand  aufgegeben  hatten. 
Bei  der  Gatilinarischen  Verschwörung  stand  die  Sache  anders. 
Kriegerisches  Einschreiten  war  nicht  nöthig  gewesen,  die  Mass- 
regeln Giceros  hatten  die  Ruhe  der  Stadt  erhalten  und  der  Auf- 
stand wäre,  vielleicht  erst  ausgebrochen ,  wenn  Catilina  sich  mit 
einem  Heere  genaht  hätten  Die  Verschworenen  waren  nicbt 
nach  Ueberwältigung  durch  Waffengewalt,  sondern  in  Folge  von 
Angaben  der  Allobrogen  in  dem  Gewahrsam  des  Gonsuls:  sie 
jetzt  nach  Kriegsrecht  tödten  lassen,  ohne  Untersuchung  und 
ohne  Beweise,  durfte  er  nicht:  weder  er  selbst  nahm  dies  Recht 
für  sich  in  Anspruch,  noch  schrieb  es  ihm  irgend  ein  Anderer 
zu.  Daher  das  allgemeine  StiUschweigen  über  jenen  Senatsbe- 
schluss bei  den  Verhandlungen  über  die  Strafe  der  ge&ngenen 
Verschwörer.  Aber  ein  anderes  aus  demselben  herzuleitendes 
Recht  des  Gopßuls  Gicero  trat  jetzt  ein:  er  hatte  auch  die 
höchste  Gerichtsbarkeit  erhalten.  Die  Consuln  waren  in  jener 
Zeit  nicht  mehr  eigentlich  richterliche  Beamte :  sie  hatten  diese 
Befugniss  längst  an  die  Prätoren  abgetreten.  Aber  wir  haben 
durch  Beispiele  erwiesen^),    dass  in  ausserordentlichen  Ftilen 


a)  Oic.  p.  G.  Rab.  10,  28. 

b)  Yerg].  obea  S.  210  und  366. 
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der  Senat,  ^e  er  überhaupt  die  Geschäftskreise  bestimmte, 
auch  die  Gonsuln  mit  der  Aburtheilung  der  Verbrechen  beauf- 
tragte Ein  solcher  Auftrag  lag  in  der  Senatsvollmacht:  Nie- 
mand bezweifelte,  dass  Cicero  in  vollem  Rechte  war,  über  die 
Verschworenen  zuurtheilen,  davon,  als  von  einer  selbstverständ- 
lichen Sache,  ist  nicht  weiter  die  Rede. 

Die  zweite  Frage,  welche  wir  behandeln  wollten,  war,  ob 
Cicero  durch  den  Senatsbeschluss ,  welcher  die  Verschworenen 
nach  angestelltem  Verhöre  und  vollendeter  Untersuchung  zum 
Tode  verurtheilte,  der  Verantwortung  far  die  Ausfahrung  dessel- 
ben enthoben  worden  ist  Man  muss  diese  Frage  verneinen. 
Wenn  durch  den  Senat  etwas  Ungesetzliches  beschlossen  wurde, 
80  hatte  Cicero,  welcher  den  Beschluss  ausführte,  die  Folgen 
davon  allein  zu  tragen.  Angenommen  der  Senat  wäre  eine 
richterliche  Behörde  gewesen  und  hätte  bei  der  Entscheidung 
über  die  Verschworenen  eine  richterliche  Pflicht  geübt,  so  wären 
dennoch  die  Senatoren  nicht  verantwortlich  gewesen.  Nie  ist 
ein  Mitglied  eines  Richtercollegiums  für  seine  Abstimmung  zur 
Verantwortung  gezogen  worden,  weder  in  dem  selbstgewählten 
Beirathe,  welcher  den  Beamten  zur  Seite  stand,  noch  in  den 
Schwurgerichten,  noch  viel  weniger  in  den  Volksgerichten.  Wie 
wenig  nach  Römischer  Denkweise  die  Bestrafung  eines  Richter- 
collegiums möglich  war ,  beweist  selbst  der  Umstand ,  dass  es 
sogar  für  die  Bestechung  von  Richtern  bei  den  Schwurgerichts- 
böfen  nur  in  so  fem  ein  Gesetz  gab,  als  dieselben  Senatx)ren 
waren.  Aber  der  Senat  war  nicht  ein  richterliches  Collegium, 
übte  auch  bei  den  Catilinarischen  Verschworenen  keine  richter- 
liche Thätigkeit  Denn  über  schuldig  oder  unschuldig  fällte  er 
bei  ihnen  kein  Urtheil:  die  Schuld  war  offenbar  und  eingestan- 
den. Der  Senat  diente  dem  Consul  nur  als  Beirath,  um  die 
Art  der  Bestrafung  festzusetzen:  der  Consul  war  nicht  einmal 
gezwungen,  dem  ihm  gegebenen  Rathe  zu  folgen,  hatte  überdem 
so  viel  Einfluss,  dass  er  die  Aeusserung  jeder  ihm  entgegenge- 
setzten Ansicht  hindern,  wenigstens  diese  nicht  zur  Abstimmung 
bringen  konnte.  Niemals  aber  ist  ein  Senator  wegen  seiner  in 
der  Versammlung  geäusserten  Meinung  zu  gesetzlicher  Verant- 
wortung gezogen  worden,  ausser  in  denjenigen  Fällen,  wo  durch 
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besondere  Zusätze  von  Gesetzen  die  Behandlung  bestuninter  Ge- 
genstände im  Senate  untersagt  wurde.  Allerdings  war  dies  auch 
bei  einem  Provocationsgesetze  geschehen:  G.  Gracchus  hatte, 
um  Verurtheilungen  Römischer  Bürger,  wie  sie  nach  dem  Tode 
seines  Bruders  vorgekommen  waren,  zu  hindern,  das  Gesetz  er- 
lassen, es  sollte  kein  Beamter  ohne  Entscheidung  des  Volks  über 
das  Caput  eines  Römischen  Bürgers  ein  Urtheil  f&llen,  und  um 
dessen  Befolgung  zu  sichern,  nicht  nur  die  Beamten,  sondern  audi 
ihre  gerichtlichen  Beistände,  ^a  selbst  die  Senatoren,  nach  deren 
Gutachten  ein  solches  Gericht  eingesetzt  würde,  unter  Androhung 
der  härtesten  Strafen  verantwortlich  gemacht  *)  Allein  der  Fall 
des  Sempronischen  Gesetzes  lag  nicht  vor:  bei  jenem  handelte 
es  sich  um  gerichtliches  Urtheil,  durch  welches  das  Eingestand- 
niss  oder  die  Ergreifung  auf  frischer  That  ersetzt  werden  sollte: 
bei  den  Gatilinariern  war  ein  Urtheil  nicht  nöthig,  es  kam  nur 
auf  die  Bestinmiung  der  Strafe  an.  Freilich  hatten  Manche, 
welche  bei  der  früheren  Senatssitzung  zugegen  gewesen  waren, 
bei  der  jetzigen  gefehlt,  um  nicht  in  die  Nothwendigkeit  zu 
kommen,  gegen  das  Sempronische  Gesetz  eine  Meinung  abgeben 
zu  müssen.^)  Wären  sie  wirklich  auch  diesmal  in  den  Senat 
gekonmien,  so  hätten  sie  die  Grundlosigkeit  ihrer  Befurehtungeo 
eingesehen.  Sie  dachten  wahrscheinlich,  Cicero  wurde  ein  aussei 
ordentliches  Gericht  gegen  alle  Theilnehmer  der  Versehwönmg 
beantragen,  auch  gegen  diejenigen,  welche  nicht  geständig  und 
nicht  mit  den  Allobrogischen  Gesandten  auf  frischer  That  ergriffoi 
waren.  Aber  das  that  Cicero  in  weiser  Erkenntniss  der  Vei^ 
hältnisse  nicht :  es  war  keine  Möglichkeit,  die  Senatoren  für  die 
Meinung,  welche  sie  abgegeben,  verantwortlich  zu  machen,  und 
wir  kennen  seit  Coriolan^)  keinen  derartigen  Versuch.  Dies  hin- 
dert zwar  nicht,  dass  die  Senatoren  je  nach  ihrer  Abstimmung 
im  Senate  von  den  politischen  Staatsparteien  gepriesen  oder  ge- 
schmäht werden.  Diese  Rücksicht  mochte  auf  Viele  wirken  und 
deshalb  konnte  Cicero  sehr  wohl  sagen,  Cato  hätte  durch  seine 


a)  Yergl.  oben  S.  71. 

b)  S.  oben  S.  78  und  389/ 

c)  Dionys.  VH,  68  und  61.    Veigl.  I,  244. 
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Verurtheilung  der  Verschworenen  sein  Leben  in  Gefahr  gebracht, 
er  hätte  eine  Meinung  ausgesprochen,  fBr  deren  Unbeliebtheit 
er  mit  seinem  Kopfe  einstehen  müsse.»)  Indessen  dies  ist  von 
einer  gesetzlich  festgestellten  Verantwortlichkeit  der  Senatoren 
für  ihre  im  Senate  abgegebene  Meinung  verschieden.  Wenn 
also  der  Senat  weder  in  seiner  Gesammtheit,  was  undenkbar 
ist,  noch  in  seinen  einzelnen  Mitgliedern  zur  Rechenschaft  ge- 
zogen werden  konnte,  so  musste  diese  von  dem  Vorsitzenden 
desselben,  dem  Consul,  gefordert  werden  können,  der  überdem 
den  Senatsbeschluss  ausgeführt  hatte.  Deshalb  fahrt  Cicero 
zwar  vielfach  die  Verurtheilung  der  Verschworenen  durch  den 
Senat  an,  um  zu  beweisen,  dass  er  nicht  nach  eigenem  Gutr 
dünken,  nicht  tyrannisch,  nicht  königlich  verfahren  sei;  aber 
nirgends  findet  sich  eine  Aeussemng,  dass  er  selbst  deswegen 
der  Verantwortung  überhoben  sei.  Seine  spätere  Bestrafung  sollte 
dazu  dienen,  mittelbar  das  Ansehen  des  Senates  herabzusetzen; 
aber  dass  sie  ungerecht  sei,  weil  er  nicht  den  Senatsbeschluss 
zu  vertreten  habe,  hat  er  nie  behauptet. 

Wir  kommen  zu  der  dritten  Frage,  ob  Cicero  durch  die 
Hinrichtung  der  Catilinarischen  Verschworenen  die  Gesetze  ver- 
letzt hat:  ihre  Beantwortung  ist  nach  den  bisherigen  Erörterun- 
gen nicht  schwierig.  Zuvörderst  ist  ersichtlich,  dass  der  Fall 
der  Catilinarier  wesentlich  verschieden  war  von  dem  der  beiden 
Gracchen  und  dem  von  Satuminus,  wegen  dessen  Ermordung 
Rabirius  angeklagt  wurde.  Die  Gracchen  wurden  im  offenen 
Aufstande  erschlagen,  als  der  Senat  durch  seinen  Beschluss 
einen  Kriegszustand  erklärt  hatte:  sie  waren  gefallen  zwar  auf 
der  Flucht,  aber  als  der  Kampf  noch  währte,  ehe  Ruhe  wieder 
eingetreten  war.  Satuminus  wurde  ermordet,  als  er  unter  der 
Versicherung,  dass  seines  Lebens  geschont  werden  sollte,  die 
Waffen  niedergelegt  hatte:  Rabirius,  der  seinetwegen  angeklagt 
wurde,  war  Privatmann,  hatt«  kein  Recht  ein  Urtheil  zu  f&llen : 
er  beging,  da  der  Consul  den  Befehl  zur  Ermordung  nicht  ge- 


a)  Oic.  p.  Seat  23,  61  (Gate)  consnle  me  cum  esset  designatns  tribu- 
miB  plebis,  obtulit  in  discrimen  vitam  suam,  dixit  eam  sententiam,  cuius 
invidiam  capitis  pericolo  sibi  praestandam  videbat. 
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geben,  eine  Gewaltthätigkeit  Dagegen  die  Catilinarier  waren 
weder  im  Au&tande  noch  unter  Waffen,  sondern,  des  Hochver- 
rathes  von  Angebern  angeklagt,  waren  sie  nach  dem  Rechte, 
welches  Römische  Beamten  stets  gehabt  haben,  ge&ngen  gesetzt 
worden  mid  befanden  sich  im  sicheren  Gewahrsam  des  Consuls. 
Mithin  galt  für  sie  das  allgemeine  Friedensgesetz  der  Römischen 
Bürger,  nur  mit  der  einen  Ausnahme,  dass  die  Gerichtsbarkeit 
über  sie  in  Folge  des  Senatsbeschlnsses  dem  Consul  zustand.*) 
Man  kann  zuerst  die  Frage  aufwerfen,  ob  das  in  ihrem  Processe 
beobachtete  Verfaliren  die  Gesetze  verletzte.  Man  muss  sie  ver- 
neinen :  es  ist  Niemanden  selbst  unter  den  Gegnern  Ciceros  ein- 
gefallen, ihm  in  dieser  Beziehung  eine  Verletzung  der  Gesetze 
oder  auch  nur  der  Grundsätze  des  Römischen  Rechtes  ^rza- 
werfen.  £s  war  uralter  Grundsatz  desselben,  dass  es  bei  Ver- 
brechern, welche  ihre  Schuld  eingestanden  oder  auf  Mscher*  Thal 
ertappt  waren,  keines  Verfahrens  in  iudicio  bedurfte:  der  Beamte 
allein  genügte  bei  ihnen,  um  die  gesetzlich  bestimmte  Strafe 
auszusprechen.  Die  Verschworenen  aber  hatten  gestanden,  Varen 
auf  der  That  ergriffen.  Niemand  unter  den  Senatoren  läognete 
dies.  Allerdings  waren  im  Anfange  der  Berathungen  einige, 
weil  sie  noch  nicht  wussten,  welchen  Standpunkt  Cicero  in  Be- 
zug auf  die  ganze  Verschwörung  einnehmen  würde,  der  Meinung 
gewesen,  man  solle  mit  der  Bestrafung  überhaupt  warten,  bis 
Gatilina  besiegt  wäre  und  alle  Theilnehmer  desselben  vor  Gericht 
gestellt  werden  könnten.^)  Als  aber  Cicero  von  den  übrigen 
Verschworenen  absehend  sich  auf  diejenigen  beschränkte,  welche 
durch  Zeugen  und  die  eigene  Handschrift  zum  Geständnisse  ge- 
bracht waren,  gab  es  Niemanden,  welcher  ein  weiteres  gericht- 
liches Verfahren  gegen  dieselben  für  nöthig  erachtet  hätte.') 
Natürlich  konnte  bei  ihnen  auch  von  Provocation  nicht  die  Rade 
sein.  Denn  es  wäre  widersinnig  gewesen,  wenn  die  Angeklagten, 
welche  eben  gestanden,  eine  Berufung  an  das  Volk  über  ihre 


a)  Vergl.  S.  406. 

b)  App.  bell.  civ.  n,  5  a.  E. 

c)  Yergl.  unsere  Auseinaadersetzang  S.  169.    Auch  Appian  beO.  cir. 
n,  6  sagt  fnctoav  cbc  «{»TO^ibptav  £vc*j  xp{asiDC  xaxvptm^au 


Process  der  GatUinarischeD  Verschworenen.  418 

Unschuld  h&tten  einlegen  wollen.  Sie  haben  also  die  Provocation 
weder  selbst  eingelegt  noch  hat  es  irgend  Jemand  far  sie  ge- 
than.*^)  Wenn  in  dieser  Beziehung  irgend  ein  Verstoss  gegen 
die  Gesetze  oder  auch  nur  gegen  die  Billigkeit  geschah,  so  war 
es  die  besondere  Pflicht  der  Volkstribunen  Einspruch  zu  erheben ; 
aber  trotzdem  dass  sie  im  Senate  zugegen  waren,  hören  wir  von 
keinem  Versuche  der  Art  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  Cicero 
im  richterlichen  Verfahren  kein  Gesetz  übertrat,  keinen  Anlass 
zu  Tadel  oder  Anklage  darbot 

Die  Gefangenen  waren  demnach  schuldig  des  Hochverrathes : 
die  Strafe  dafür  ist  nach  Römischem  Rechte  zu  jeder  Zeit  capi- 
tal  gewesen  und  wer  die  Schuld  anerkannte,  musste  nothwendi- 
ger  Weise  auch  für  Capitalstraie  stinomfien.  Dies  hat  auch  Caesar 
gethan.  Seine  Meinung  ging  dahin,  das  Vermögen  der  Schuldi- 
gen sollte  eingezogen  werden:  schon  dies  beweisst  die  Capital- 
strafe.  Er  hätte  die  Aechtung  hinzugefugt,  wenn  nicht  unter 
den  damaligen  Umständen  die  Folge  gewesen  wäre,  dass  die 
Verschworenen,  aus  dem  Gefiingnisse  entlassen,  von  Catilina  trotz 
ihrer  Aechtung  aufgenommen  worden  wären  und  sein  Heer  ver- 
stärkt hätten.  *)  Deshalb  schlug  Caesar  statt  der  Aechtung  ewiges 
Gefiängniss  vor.  Dagegen  die  Mehrheit  der  Senatoren  stimmte 
für  den  körperlichen  Tod,  die  Hinrichtung.  Auch  sie  verstiess 
gegen  kein  Gesetz.  Es  ist  uns  keines  bekannt,  welches  die 
Todesstrafe  abgeschafft  hätte.  Die  alten  Valerischen  Provoca- 
tionsgesetze  handelten  nur  von  dem  Rechte,  in  zweifelhaften 
Fällen  die  Entscheidung  durch  das  Volk  eintreten  zu  lassen,  die 
Porcischen  Gesetze  untersagten  nur  eine  bestimmte,  für  die  Ver- 
brechf  r  grausame,  für  die  Zuschauer  beleidigende  Art  der  Hinrich- 
tung, das  Sempronische  Gesetz  handelte  über  die  Verhängung 
von  Capitalstrafen  überhaupt,  ohne  auf  die  Art  und  Weise  ihrer 
Ausfahrung  einzugehen.  Man  hat  freilich  eine  Verletzung  dessel- 
ben durch  Cicero  angenommene^;  aber  wir  haben  schon  früher 
bemerkt,Mass  es  auf  den  Process  der  Catilinarier  nicht  passte.^) 


a)  Bei  SaUust  Cat.  51  spricht  Caesar:  Placet  igitur  eos  dimitti  et 
attgere  exercitum  Gatilinae?  Minime,  sed  ita  censeo  o.  s.  w. 

b)  \|aa  sehe  kurz  zuvor  S.  410. 
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Wie  man  aus  den  Granden,  welche  es  veranlassten,  ¥rie  man 
aus  der  Ueberliefenmg  über  seinen  Wortlaut  ersieht,  verbot  es 
nur,  ohne  Befehl  des  Volkes  einen  Gerichtshof,  eine  geridit- 
liche  Untersuchung  über  das  caput  eines  Römischen  Bürgers 
einzusetzen:  deshalb  passte  es  auf  die  Catilinarier,  bei  denen 
kein  iudicium  im  eigentlichen  Sinne  stattfand,  nicht  Aber  selbst 
angenommen,  es  hätte  in  dieser  Beziehung  eine  weitere  Aus- 
dehnung gehabt,  so  bezog  es  sich  jedenfalls  im  Allgemeinen  auf 
Gapitalstrafen  und  Caesar  hätte  mit  seinem  Vorschlage  eben  so 
sehr  gegen  dasselbe  Verstössen.  Es  gab  mithin  kein  Gesetz, 
welches  die  Hinrichtung  Verurtheilter  verbot:  folgerichtig  hätte 
es  dann  auch  ein  Verbot  der  Gefängnissstrafe  geben  müssen,  da 
sie  die  Vorbereitung  für  körperliche  Strafe  ist  Cicero  aber 
hatte  die  Verschworenen'  unter  allgemeiner  Billigung  in  Gewahr- 
sam nehmen  lassen.  Dagegen  für  die  Hinrichtung  sprach  der 
durch  das  ganze  Römische  Recht  gehende  Grundsatz,  dass  ge- 
ständige und  auf  der  That  ergriffene  Verbrecher  härter  bestraft 
werden  müssen  als  diejenigen,  welche  durch  das  Urtheü  der 
Richter  für  schuldig  erklärt  werden.*)  Cicero  konnte  immerhin 
zugeben,  dass  für  gewöhnliche  Fälle,  wo  der  Hochverrath  duicfa 
richterliches  Urtheü  festgestellt  würde,  die  Aechtung  genüge: 
für  offenbaren  Verrath,  welchen  der  Angeklagte  selbst  eingeste- 
hen müsse,  konnte  er  nach  Römischem  Rechte  den  Tod  verlan- 
gen. Cicero  hat  demnach  in  Uebereinstimmung  mit  allen  Ge- 
setzen gehandelt  und  der  Hauptbeweis  dafür,  dass  er  keines 
derselben  verletzt  hat,  liegt  in  dem  später  zu  seiner  Bestrafung 
eingeschlagenen  Verfahren.  W^eshalb  haben  seine  Feinde,  wes^ 
halb  hat  ihn  namentlich  Clodius  nicht  angeklagt?  Sie  platten 
alle  Aussicht,  seine  Verurtheilung  durchzusetzen.  Eben  während 
Ciceros  Consulat  war  C.  Rabirius  angeklagt  wordm,  und  seine 
That  war  vergessen,  seine  Schuld  zweifelhaft;  dennoch  wäre  er 
ohne  des  Prätors  Metellus  gewaltthätige  Unterstützung  v^nitheilt 
worden.  Wie  viel  leichter  hätte  der  Volkstribun  des  Jahres  6i 
V.  Chr.  Q.  Metellus  Nepos  eine  Anklage  Ciceros  durchsetz« 
können!  Oder  wenn  dies    in  jenem  Jahre  nicht  mö^ch  war, 


a)  S.  I,  875  und  oben  S.  45. 
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weO  damals  Gato,  der  Hanptnrfaeber  von  der  Uinrichtaiig  der 
CatUinarier  das  Tribunat  bekleidete,  so  konnte  P.  Clodius  selbst 
unmittelbar  mit  einer  Anklage  anftreten:  sie  mosste  leichter 
dorchznbringen  sein,  als  zuerst  ein  Gesetzentwurf  und  dann  eine 
Anklage.  Dass  dies  nicht  geschah,  sondern  dass  erst  ein  neues 
Gesetz  gegeben  werden  musste  und  nach  diesem  die  Verurthei- 
Inng  Ciceros  erfolgte,  ist  ein  unwiderleglicher  Beweis  dafür,  dass 
derselbe  kein  Gesetz  verletzt,  sondern  nur  das  Recht  geübt  hatte. 
Deshalb  finden  wir  in  der  Rede  Caesars  bei  Sallust.  so 
hartnäckig  derselbe  auch  Cioeros  Verfohren  bekämpfte  und  mit 
Lebensgefahr  eine  andere  Strafe  der  Verschwörer  durchzusetzen 
suchte,  kein  Wort  von  der  Verletzung  bestehender  Gesetze.  Und 
doch  wäre  dann  Caesars  Stellung  einfeu^h  gewesen:  er  hätte  das 
betreffende  Gesetz  angeführt,  die  Verletzung  dai^ethan  undwahr- 
scheinlidi  den  Senat  selber  gewonnen. 

Indessen  daraus,  dass  Cicero  gegen  kein  Gesetz  gefehlt  hat, 
folgt  nicht,  dass  er  Recht  daran  gethan  hat,  die  Verschworenen 
hinrichten  zu  lassen.  Es  war  vielmehr  die  Entwickelung  der 
Römischen  Gesetzgebung,  der  Zustand  der  ganzen  damaligen 
Ansdiauungsweise  gegen  die  Hinrichtung  derselben.  Seit  Man- 
lius  Capitolinus  war  kein  politischer  Verbrecher,  der  sich  nicht 
im  bewaffiieten  Aufstande  befand,  hingerichtet  worden:  die 
ganze  Gesetzgebung  war  auf  Milderung,  ja  auf  Abschaffung  der 
Todesstraie  gegangen.  Das  dritte  Valerische  Gesetz  hatte  zu- 
erst bei  den  durch  gerichtliches  UrtheU  for  schuldig  erklärten 
Verbrechern  die  alte ,  grausame  Art  der  Hinrichtung  abgeschaffl;^), 
dann  die  Porcischen  Gesetze  jede  Geisselung  Römischer  Burger 
und  ihre  Hinrichtung  mit  dem  Beile  verboten,  die  Gesetze  über 
die  Schwurgerichte,  in  welchen  die  schwersten,  selbst  gemeine 
Verbrechen,  und  oft  gewiss  bei  offenbarer  Schuld,  abgeurtheilt 
virurden,  haben  nie  den  körperlichen ,  sondern  nur  den  bürgerlichen 
Tod  als  Strafe  aufgestellt  Unter  diesen  Verhältnissen  liess  Ci- 
cero politische  Verbrecher  hinrichten,  nicht  Männer  geringen 
Standes ,  '  bei  denen  auch  eine  zu  strenge  Anwendung  der  Ge- 
setze übersehen  werden  konnte ,  sondern  Mit^eder  der  vomehm- 


a)  S.  oben  S.  45. 
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sten  Familien,  selbst  angesehen  im  Staatsdienste  und  mit  den 
politischen  Parteien  auf  das  Engste  verflochten.  Selbst  Cato  in 
seiner  Rede  bei  Saunst*)  erkennt  an,  dass  die  Hinrichtung  der 
Verschworenen  mit  dem  Geiste  seiner  Zeit  streitet:  denn  er  be- 
gründet dieselbe  anf  die  Sitte  der  Vor&hren.  Er  hält  sie  in- 
dessen für  nothwendig  wegen  der  Grösse  des  Verbrechens,  der 
Verderbtheit  der  Verbrecher,  und  der  dringenden  Noth  der  Zeit- 
umstände. Noch  deutlicher  aber  ergiebt  sich  der  Gegensatz  zwischen 
der  Hinrichtung  und  dem  Geiste  der  damaligen  Rechtsansich- 
ten aus  der  Rede  Caesars.  Nach  einer  Einleitung  über  die  Un- 
parteilichkeit, welche  der  Richter  haben  müsse,  über  die  Milde 
des  Römischen  Volkes,  über  die  hohe  Stellung  des  Senates 
kommt  er  zum  eigentlichen  Gegenstande  der  Verhandlang,  der 
Meinung  des  erwählten  Gonsuls  Silanus,  die  Verschworenoi 
sollten  hingerichtet  werden.  Er  sagt ,  sie  sei  nicht  im  Einklänge 
mit  dem  damaligen  Römischen  Staatsrecht  ^)  Er  beweist  dies 
mit  den  Porcischen  Gesetzen,  welche  die  alte  Grausamkeit  der 
Hinrichtung  yerboten ,  und  den  neuen  Gesetzen  über  die  Schwur- 
gerichte, welche  als  Strafe  die  Verbannung  bestimmten.  £r 
setzt  dann  die  Gefahr  auseinander,  welche  in  der  Rückkehr  zur 
alten  gesetzlichen  Strenge  liege :  die  Parteien  wechselten  im  Be- 
sitze der  Macht  und  der  Senatspartei  könne  später  eben  dasselbe 
begegnen,  was  sie  jetzt  ihren  Gegnern  bereite.  Deshalb  hätte 
man  sich  auf  die  Aechtung  als  äusserste  Strafe  beschränkt  Da- 
durch begründet  er  seinen  Antrag  und  schlägt,  um  nicht  dordi 
Entlassung  der  Verschworenen  die  Gefahr  von  Aussen  zu  ver- 
mehren, ewiges  Geföngniss  vor.  Caesar  ist  also  nicht  der  Ver- 
theidiger  der  Gesetzlichkeit ,  sondern  der  Repräsentant  der  neuen 
Zeit,  welcher  die  einmal  in  der  Entwickelung  des  StrafVerfEÜh 
rens  hervorgetretenen  Grundsätze  auch  in  diesem  Falle  befolgt 
wissen  will. 


a)  Sali.  Gat.  52  a.  E.  censeo  —  de  confessis  sicut  de  manifestis  Rrun 
capitalium  more  maiorum  supplicium  Bumendom. 

b)  Sali.  Gat  51  Venim  seDtentia  eiuB  (Süani)  mihi  non  cnidelis  (qaid 
enim  in  tales  homines  cradele  fieri  potest? ),  sed  aliena  a  lepublica  nostia 
videtur.  Nam  profecto  ant  metus  aut  iniuria  te  subegit,  Silaoe,  senua 
poenae  novum  decemere. 
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Sechzehntes  Capitel. 

Pnceas  Ciceros.  Das  Gesetz  von  P.  Clodiiis.  Inhalt,  Bedeutung  und  Stel- 
lung in  der  Geschichte  des  Straflrechts.  Rückwirkende  Kraft  desselben. 
Die  in  demselben  festgesetste  Strafe.  Temrthettung  Ciceros.  Ob  sie  un- 
gesetzlich war.  Verfahren  dabei.  Auslassung  des  Termins  zur  Torladung, 
dagegen  Ansetzung  eines  andern  Termins,  von  dem  an  die  Aechtung  gül- 
tig sein  sollte.  Aechtung  und  Ortliche  Ausdehnung  derselben.  Schein- 
barer Widerspruch  der  Berichterstatter.  Bestimmungen  des  Clodischen 
Gesetzes.    AusfUimng  desselben  durch  den  Ankläger. 

Es   ist  nicht  zu  verwundern,  dass  diese  Gnindsätze  kurze 
Zeit  nachher  wieder  zur   Geltung  kamen,    zum  Verderben  Ci- 
ceros.    Die  politischen  Streitigkeiten  dieser  Jahre  übergehe  ich: 
durch  sie  wprde  Cicero  mit  P.  Clodius  unversöhnlich  verfeindet, 
zugleich  aber  auch  den  damals  mächtigsten  Staatsmännern,  Cae- 
sar, Pompejus  und  Crassus  entfremdet.    Clodius  befriedigte  bei 
seinen  Massregeln  gegen  Cicero  ohne  Zweifel  persönlichen  Hass, 
aber  er  verfolgte  dabei  doch  zugleich  die  seit  dem  Beginne  der 
Republik  eingeschlagene  Richtung  der  Gesetzgebung,  das  Leben 
und  die  Freiheit  der  Römischen  Bürger  vor  der  Willkür  der  Be- 
amten  zu  schützen:    sein  Gesetz,   wodurch  er  die  Verbannung 
Ciceros  herbeiführte,  war  gleichsam  der  Scblussstein  in  langer 
Reihe  vieler  in  demselben  Sinne  und  zu  gleichem  Zwecke  getrof- 
fenen Massregeln.    Nachdem  er  mit  grösster  Sorgsamkeit  und 
Schlauheit  seine  Vorbereitungen  getroffen  und  alle  einfiussreichen 
Männer   gewonnen   hatte,    beantragte   er  im  Jahre  58  v.  Chr. 
während  seines  Tribunates  das  Gesetz:  Jeder,  der  einen  Bürger 
ohne  Verurtheilung  durch   das  Volk  tödtete  oder  getödtet  hätte, 
solle  wegen  perdueüio  bestraft   werden,  d.   h.  mit  Verbannung 
und  Einziehung  der  Güter."    So  giebt  Dio  Cassius»)  dessen  In- 
halt an ,  während  die  übrigen  Schriftsteller  nur  davon  sprechen, 


a)  Dio  Cass.  XXXVIII,  14  6  II  6^  vdjjioc  —  oXXoic  ja^v  o6x  ih6%ti  iii 
aÖTcjJ  (Ktx^pwvi)  T(()eo^ai  (o68i  ydp  t6  ^vofjia  a6xou  el^ev)  dXXd  xaxd  nrfv- 
Tüjv  aitXÄc,  Twv  iroXitÄv  xiva  5veu  tt^;  toO  8i^p.oo  xaTaYvtbaeo)?  droxtevouv- 
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ohne  Verurtheilung  sollte  kein  Bflrf^er  getödtet  werden*);  aber 
unter  Verurtheilung  verstehen  sie  eine  gerichtliche  Verurtheilung, 
eine,  welche  durch  das  Volk  geschehen  ist^).    Dieses  Ciodisehe 
Gesetz  war  also  auch  ein  Provocationsgesetz,  es  sollte  ebenfalls 
das  Leben   der  Bürger   gegen   die  Machtsprüche   der  Beamten 
sichern;  aber  es  schloss  sich  genau  an  die  Veranlassung,  wegen 
deren    es  gegeben  war,   an  die  Hinrichtung  der  Gatilinarischen 
Verschwörer  an.    Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass,  als  Clodius 
zur  Berathung  über  sein  Gesetz  eine  Volksversammlung  im  Fla- 
minischen Circus  hielt,  Caesar  über  die  Hinrichtung  der  Catilina- 
rier  sprach  und  dieselbe  als  grausam  und  ungerecht  missbilligte.*) 
Indessen  weder  die  Catilinarier  noch  Cicero  wurden  namenthch 
erwähnt "*),   es  war  ein  allgemeines  Gesetz,    es  hob  die  körper- 
liche Todesstrafe,   welche  in  ihrer  Anwendung  schon  sehr  ein- 
geschränkt gewesen  war,  noch  weiter  auf;  denn  die  Hinrichtung 
blieb  fortan  nur  in  dem  Falle  übrig,  wenn  das  Volk  selbst  ent- 
weder unmittelbar  oder  mittelbar  durch   einen  mit  besonderer 
Vollmacht  versehenen  Richter  dieselbe  aussprach.    Der  erste  Fall 
ist  später  nicht  mehr  eingetreten:   in  den  Bürgerkriegen  aber 
war  bei  den  Proscriptionen  den  Triumvirn  das  Recht  über  Le- 
ben und  Tod  von  Römischen  Bürgern  ausdrücklich  übertragen. 
Die  Valerischen  Gesetze  hatten  die  Provocation  gesichert,  d.  h. 
diejenigen  Fälle,  wo  der  Angeklagte  sich  für  unschuldig  erklärte 
und  nicht  auf  der  That  ergriffen  war,  vor  die  Entscheidung  des 
Volkes  gebracht,  auch  für  diese  Fälle  die  härteste  Art  der  Hin- 
richtung verboten ,  die  Porcischen  Gesetze  die  Art  der  Todes- 
strafe gemildert,  das  Sempronische  die  Einsetzung  ausserordent- 
licher Capitalrichter  ohne  Bewilligung  des  Volkes  untersagt,  die 
Schwurgerichte,  an  welche  zu  Ciceros  Zeit  fast  alle  Verbrechen 


a)  Liv.  per.  ClU  M.  Cicero  lege  a  P.  Clodio  tr.  pL  lata,  quod  inde- 
mnatos  cives  necavisset ,  io  exilium  missus  est;  Vellei.  II,  45  legem  in  tri* 
banatu  tnlit,  qui  civem  Romanum  indemnatum  interemisset,  ei  aqua  ^ 
igni  interdiceretar ;  App.  bell.  civ.  II,  15  Kix^ptuva  ^k  ^pdE^erat  KXo&t^ 
TCapavd(Au>v ,  ^Ti  TTpo  ^ixaoTT)p{ou  Toi>c  dpicpl  A^vtXov  xal  K^^Tj^qv  dviXot. 

b)  Vergl.  oben  S.  184. 

c)  Dio  Cass.  XXXVHI,  17 ;  Plut  Cic.  30. 

d)  Dies  Letztere  sagt  ausdnicklich  Vellei.  II,  45. 
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kamen,  al§  höchste  Strafe  nur  den  bürgerlichen  Tod  eingesetzt: 
nur  für  geständige  oder  aof  der  That  ertappte  Verbrecher  war 
Hinrichtung  üblich  gewesen.  Aber  dass  auch  hier  Fälle  von 
einer  dem  Zeitgeiste  entgegenstehenden  Grausamkeit  eintreten 
konnten,  hatte  die  Hinrichtung  der  Gatilinarischen  Verschworenen 
gezeigt  und  deshalb  wurden  diese  far  die  Zukunft  durch  das 
Clodische  Gesetz  unmöglich  gemacht. 

Aber  das  Gesetz  hatte  auch  eine  rückwirkende  Kraft.  Nicht 
nur  wer  künftig  Bürger  tödten  würde,  sollte  gestraft  werden, 
soudem  auch  wer  sie  schon  getödtet  hätte,  sollte  geächtet  sein. 
Dies  war  das  Unrecht  des  neuen  Gesetzes.  £s  entsprang  aus 
Clodius'  Hass  gegen  Cicero ,  welcher  durch  dieses  Mittel  zur  Be- 
strafong  gebracht  werden  sollte:  die  Besonnenen  missbilligten 
es,  namentlich  Caesar,  der,  wenngleich  er  es  sonst  lobte,  doch 
über  diese  Beziehung  auf  die  Vergangenheit  sich  tadelnd  aus- 
sprach.*) Indessen  sein  Tadel  bewirkte  keine  Aenderung.  Clo- 
dias  hatte  auch  einige  Entschuldigung.  Denn  Ciceros  Verfahren 
war,  wenngleich  gesetzlich,  doch  dem  damaligen  Geiste  des 
Strafrechtes  entgegen  gewesen  und  ähnlich  hatte  es  C.  Gracchus 
gemacht,  welcher  ebenfalls  ein  an  sich  schon  nicht  statthaftes 
Verfahren  durch  ein  besonderes  Gesetz  verboten  hatte.  Clodius' 
Gesetz  war  unzweifelhaft  volksthümlich:  das  gesteht  Cicero 
selbst '')  und  so  sehr  er  auch  überClodius  selbst  schUt,  so  wagt 
er  doch  nirgend,  dieses  sein  Gesetz  zu  verunglimpfen.  Kein 
Volkstribun  versuchte  gegen  dasselbe  aufeutreten,  auch  L.  Nin- 
nius  Quadratus  nicht,  der  sonst  Cicero  auf  jede  V\^eise  zu 
schützen  suchte.  Als  dieser  in  die  freiwillige  Verbannung  ge- 
gangen war,  wurde  es  unmittelbar  am  nächstfolgenden  Tage 
nicht  bloss  ohne  Widerspruch ,  sondern  sogar  unter  dem  höch- 
sten Eifer  Aller,  selbst  der  Freunde  Ciceros,  angenommen*^), 


a)  Dio  Cass.  XXXVIll,  17  06  p.>jv  xal  npo^i^xeiv,  ^tcI  toIc  TcapeXTjXuWat 

b)  Oic.  ad  Att.  III,  15,  5  legem  illam ,  in  qua  popularia  molta  sunt, 
ne  tangatis. 

c)  Dio  Cass.  XXXVIll,  17  «puY^vtoc  ß'aoTOü  6  vdfio;  t6  xüpoc  oh^  ^ö>c 
o6x  ivavTKu^dvTOc  xtv^c  <iXXd  xai  oicou)aodvTtt)v  dfXXuiv  te  xal  a{)TÄv  4xe{- 
vu)v,  ot  liTtip  ToO  Ktxipoivoc  divÄ   npiuTOuc  icpdrreiv  iS^xouv  —  IXctßc.    Man 
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und  blieb  auch  nach  dessen  Rückkehr,  als  ein  gänzlidier  Um- 
schi^ung  in  der  öifentlichen  Meinung  eingetreten  war,  unan- 
getastet. 

lieber  die  durch  Clodius'  Gesetz  gegen  den  übertretÄnden 
Beamten  festgesetzte  Strafe  giebt  uns  das  Verfahren,  welches 
demnächst  gegen  Cicero  begonnen  wurde,  Aufschluss.  Cicero 
erkannte  die  Absichten  seiner  Feinde  zu  spät  und  fohlte  sich, 
als  er  sie  erkannt,  ausser  Stande  ihnen  zu  widerstehen:  er  ging, 
ehe  Clodius'  neues  Provocationsgesetz  durchgebracht  wurde,  in 
eine  selbstgewählte  Verbannung.  Wäre  in  ihm  gegen  dieUeber- 
treter  eine  Anklage  bei  den  damals  bestehenden  Schwurgerichten 
entweder  bei  dem  maiestcUis  oder  bei  dem  de  vi,  bestimmt  wer- 
den,  so  hätte  demnächst  bei  diesen  ein  Ankläger  auftreten  müs- 
sen, Cicero  wäre  vorgeladen  und,  wenn  er  nicht  erschien,  ab- 
wesend verurtheilt  worden.  Aber  dies  geschah  nicht:  weder  ein 
Schwurgericht  noch  ein  Prätor  wird  erwähnt  Folglich  hiess  es 
in  dem  Gesetze,  der  Uebertreter  sei  der  perduellio  schuldig:  das 
Volk  selbst  solle  richten,  einer  der  Volkstribunen  als  Anklage 
auftreten.  Der  gewöhnliche  Lauf  des  Processes  wäre  demnach 
gewesen,  dass  Cicero  ein  Termin  zu  seiner  Verantwortung  von 
Clodius,  welcher  selbst  die  Anklage  zu  übernehmen  beabsichtigte, 
gesetzt  wurde ,  dass  dieser  Termin  sich  zweimal  wiederholte  and 
dann  nach  Verlauf  des  trinundinum  unter  Vorsitz  des  curali- 
schen  Beamten  der  vierte  entscheidende  Termin  nebst  den  Cen- 
turiatcomitien  stattfand.  Dieses  Verfahren  war  aber  bei  Cicero 
nicht  anwendbar;  denn  es  war  bekannt,  dass  er  in  die  Ver- 
bannung gegangen  war  und  eine  Vorladung  konnte  keinen  Er- 
folg haben.  Es  sind .  uns  aus  früherer  Zeit  zwei  ähnliche  Fälle, 
der  von  M.  Postumius  und  der  von  Cn.  Fulvius  überliefeit 
über  welche  wir  gesprochen  haben*):  in  ihnen  wurden  der  j«r^ 
dueUio  Angeklagte,  welche  vor  dem  entscheidenden  Termine  in 
die  Verbannung  gegangen  waren,  auf  den  Antrag  der  anklagen- 
den Tribunen  durch  Gesetze ,  welche  in  Tributcomitien  angenom- 


vergleiche  über  die  Abreise  Giceros  vor  der  Annahme  des  Geseties  auch 
Cic.  ad  Att  UI,  15. 

a)  Bei  Liv.  XXV,  4  und  XXVI,  3.    S.  oben  S.  340. 
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men  wurden,  zur  Aechtung  verurtheilt  und  ihre  Güter  eingezo- 
gen. Dasselbe  geschah  bei  Cicero :  seine  Verbannung  wurde  von 
Clodius  in  Tributcomitien  für  gesetzmässig  erklärt  und  sein  Ver- 
mögen zum  Besten  öffentlicher  Zwecke  eingezogen. 

£s  erscheint  auffallend,  dass  Cicero  nach  seiner  Zurückbe- 
rufnng  dies  Ver&hren  gegen  ihn  als  ungesetzmässig  schilderte 
und  deshalb  die  Nichtigkeit  seiner  Verbannung  behauptete.    Es 
sind  uns,  wie  bemerkt,  zwei  ähnliche  Fälle  überliefert,  die  Rö- 
mer zu  Ciceros  Zeit  kannten  sicherlich  viel  mehr:  es  war  aner- 
kannter Rechtsgrundsatz,  dass  in  einem  Capitalprocesse,  wenn- 
gleich das  Verfahren  für  Centuriatcomitien  eingeleitet  war,  den- 
noch beim  Ausbleiben  des  Angeklagten    am  festgesetzten  Ter- 
mine   die    Tributcomitien    zum   Aussprechen    der    gesetzlichen 
Verbannung  berechtigt  waren.*)    Wie  war  es  möglich,  dass  Ci- 
cero eben  dies  Verfahren  für  ungesetzmässig  erklärte  und  zwar 
nicht  einmal,  sondern  öfters,  dass  ihm  angesehene  Staatsmänner 
z.  B.  L.  Cotta,  beistimmten  und  deshalb  meinten,  Ciceros  Ver- 
bannung sei  nicht  gesetzlich  und  es  bedürfe  zu  seiner  Rückkehr 
gar   nicht  eines  neuen  Gesetzes?**)    Kann  über  einen  anschei- 
nend   so    wenig  zweifelhaften   Punkt    des   Strafprocesses    eine 
solche   Meinungsverschiedenheit  sein?     Ich   will  nicht  auf  die- 
jenigen Einwürfe  eingehen,     welche  Cicero  gegen  alle  Staats- 
bandlungen von  Clodius  erhebt,  seine  Adoption  durch  einen  Ple- 
bejer sei  ungültig,  folglich  hätte  er  als  Patricier  nicht  Volkstri- 
bun   werden  dürfen  und  deshalb  sei  Alles,    was  er  in  seinem 
Tribunate  gethan  hätte,   ungültig. "")     Wenngleich  man  begreift, 
wie  solche  Folgerungen  im  Eifer  der  Parteileidenschaft  gemacht 
werden    konnten,    so   war  es  doch  natürlich,    dass    besonnene 
Staatsmänner,    welche   eine  Umwälzung  nicht  wollten,    so  sehr 
sie   auch  die  Adoption  von  Clodius  missbilligten  und  selbst  als 
ungesetzlich  betrachteten,  dennoch  auf  dieselben  nicht  eingingen. 
Aber  im  Besonderen  'gegen  das  Gesetz,    wodurch   er  verbannt 
worden   war,  machte  Cicero  geltend,   erstens,  es  wäre  gegen 


a)  S.  oben  S.  281. 

b)  Gic.  de  dorn.  26flgd.;  p.  Sest  34,  73;  de  leg.  Ili,  19,  45. 

c)  Cic.  de  dorn.  13  uDd  16;  Plut.  Gat  40;  Die  Gass.  XXXIX,  22. 


422  I^er  Process  gegen  Cicero. 

sein  Caput  gerichtet  gewesen,  folglich  hätte  es  in  Gentoriat-, 
nicht  in  Tributcomitien  beantragt  werden  müssen.*)  Zweitens 
sagte  er,  das  Gesetz  gegen  ihn  sei  ein  Privilegium,  gegen  ihn 
allein  gerichtet  und  deshalb  gegen  die  heiligen  Gesetze  und  gegen 
die  zwölf  Tafeln*»);  femer  es  Verstösse  gegen  das  Licinische 
Gesetz,  welches  dem  Antragsteller  eines  Gesetzes  verbiete,  ein 
Amt  oder  eine  Verrichtung  in  Folge  desselben  anzunehmen*), 
Clodius  aber  habe  nach  Ciceros  Entfernung  die  Verfugungen 
über  dessen  Vermögen  getroffen.  Noch  Aehnliches  damit  zu- 
sammenhängende führt  er  an.  Sollen  diese  Einwürfe  gegen  das 
Verbannungsgesetz  irgend  einen  Grund,  irgend  einen  Anhalt 
haben,  so  muss  man  annehmen,  Cicero  betrachte  dasselbe  als 
ein  besonderes,  gegen  ihn  gegebenes  Gesetz,  nicht  als  Beschluss 
der  Tributcomitien  in  einem  Gapitalprocesse  gegen  ihn.  Im 
letzteren  Falle  ist  die  Befiigniss  der  Tributcomitien ,  wie  wir  ge- 
sehen, gerechtfertigt,  von  einem  Privilegium  kann  nicht  die 
Rede  sein,  die  Gewalt,  welche  der  anklagende  Tribun  über  die 
Güter  des  auf  seine  Anklage  Verurtheilten  hat,  durch  alte  Sitte 
hergebracht.**) 

Cicero  wäre  unverständig  gewesen,  wenn  er  zu  seiner  Be- 
trachtungsweise des  Verbannungsgesetzes  nicht  eine  gewisse  Be- 
rechtigung gehabt  hätte:  Beschuldigungen,  rein  aus  der  Luft  ge- 
griffen ,  konnte  er  weder  so  oft  wiederholen  als  er  es  Üiut,  noch 
selbst  in  staatsrechtlichen  Schriften ,  wo  es  nicht  auf  Erregung 
von  Leidenschaften  bei  seinen  Zuhörern  ankam,  vorbringen.  Es 
musste  wirklich  eine,  wenigstens  einigermassen  zweifelhafte,  Rechts- 
frage sein.  Und  diese  war  es :  sein  Process  ist  in  einem  Punkte 
von  den  beiden  früher  erwähnten  Fällen ,  dem  von  M.  Postumius 
und  dem  von  Cn.  Fulvius,  verschieden.  In  jenen  war  den  An- 
geklagten ein  Termin  zur  gerichtlichen  Untersuchung  gesetzt 
worden :  als  sie  in  diesem  nicht  erschienen  waren ,  wurde  von 


a)  Cic.  p.  Sest.  30,  65;  34,  73;  de  leg.  Dl,  19,  45. 

b)  Gic.  de  leg.  m,  19,  45;  p.  Sest  30,  65;   de  dem.  10,  26;  16^  43: 
ad  sen.  4,  8.    Vergl.  I,  368. 

c)  Cic.  de  dem.  20,  51. 

d)  S.  oben  S.  336. 
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den  Tribatcomitien   der  Bescliliiss    gefasst,    wenn  sie   sich   zu 
einem  bestimmten  weiteren  Tage  nicht  stellten,   sollte  ihre  Ver- 
bannung eine  gesetzmässige,  ihr  Vermögen  verfallen  sein.    Dies 
war  bei  Cicero  nicht  geschehen.    Er  sagt  öfters,  er  hätte  nicht 
Btfehl  bekommen,    sich  zu  stellen,   sei  nicht    vorgeladen  wor- 
den.*)   Das  sind  thatsächliche  Behauptungen,  welche  man  ihm 
glauben  muss:  er  konnte  sie,  wenn  sie  nicht  wahr  waren,  nicht 
wagen.    Wenn  er  aber  nicht  den  Befehl  bekommen  hatte  sich 
zu  stellen,  wenn  er  nicht  von  dem  Herolde  öifentlich  aufgerufen 
worden  war,    so  heisst  das,  es  sei  ihm  überhaupt  kein  Termin 
vor  dem  Volke  zur  Verantwortung  gesetzt  worden.     Dies  ver- 
langte Cicero,  hätte  geschehen  sollen.  Clodius  musste  ihm  einen 
Termin  vor  dem  Volke  setzen,  den  Prätor  um  einen    Termin 
far   die  Centuriatcomitien  angehen:    wenn  Cicero  dann  im  Ter- 
mine nicht  erschien  und  keine  annehmbare  Entschuldigung  vor- 
brachte ,  dann  durfte  auf  Clodius'  Antrag  in  Tributcomitien  seine 
Verbannung  ausgesprochen  werden.    Dann  wäre  ein  gerichtliches 
Verfahren  deutlich  hervorgetreten  und  alle  Einwürfe  unmöglich 
gewesen.    Indessen  auch  Clodius  konnte  seine  Handlungsweise 
rechtfertigen.    Denn  es  war  allgemein  bekannt,  dass  Cicero  in 
die  Verbannung  gegangen  sei:  er  hatte  zuerst  alles  mögliche  ver- 
sucht, um  die  Annahme  des  Clodischen  Provocationsgesetzes  zu 
hindern,  und  erst   als  er  die  Unmöglichkeit  des  Widerstandes 
erkannte,  entfernte  er  sich  in  der  Nacht  vor  dessen  Annahme^): 
er  selbst  und  seine  Freunde  erklärten,  er  ginge  in  die  Verban- 
nung und  wolle  das  gerichtliche  Verfahren,  bei  dem  er  für  sich 
selbst  die  höchste  Beschimpfung,  für  den  Staat  die  Gefahr  von 
Kämpfen  und  Unruhen  vorhersah,  nicht  abwarten.    Also  eine 
Vorladung  hätte  nicht  genützt,  sie  hätte  die  Entscheidung   nur 
verzögert    Zudem  bestand    über  die  Thatsache  selbst,    wegen 
deren  Cicero  angeklagt  wurde,  kein  Zweifel:  er  hatte  sich  öffent- 
lich  und  rühmend  zu  ihr  bekannt,  alle  Welt  war  Zeuge  davon. 


a)  Cic.  de  dorn.  17,  45  nbi  crimen  est?  ubi  accasator?  ubi  testes?  quid 
indignios  est  quam  qui  neque  adesse  sit  iussus  neque  citatos  neque  acca- 
satas;  ibid.  24,  62  non  adesse  eram  iussus,  non  citatus  afueram.  Vergl. 
S.  244. 

b)  S.  oben  S.  419. 


424  I^  Process  gegen  Cicero. 

Besondere  Zeugen,  Verhör  und  Vertheidigung  konnten  darüber 
nichts  Neues  an  das  Licht  bringen.  Aus  diesen  Granden  also 
wählte  Clodius  die  kürzere  Form,  indem  er  unmittelbar  in  Trv 
butcomitien  einen  Verbannungsbeschluss  gegen  Cicero  beantragte: 
kein  Volkstribun  nahm  an  ihm  Anstoss,  kein  cumlischer  BeamiR 
versuchte  Widerstand.  Erst  im  folgenden  Jahre  wurden  einzciiK 
Stimmen  hörbar,  dass  die  Form  verletzt  wäre :  die  bei  werti» 
grösste  Zahl  aller  Staatsmänner,  auch  derer ,  welche  for  Cicero 
günstig  gestimmt  waren,  nahm  keine  Vemachlässigong  dfr For- 
men an;  aber  es  ist  begreiflich,  dass  Cicero  selbst  auch  des 
geringsten  Umstand  benutzte,  um  Clodius  im  gehässigsten  Lichte. 
seine  Verbannung  als  ungerecht,  willkürlich  und  gevraltthätig 
erscheinen  zu  lassen.  Jetzt,  wenn  wir  den  Verlauf  des  gsaaen 
Processes  und  ^  die  so  bald  erfolgte  ehrenvolle  Zuroekberufhi^ 
Ciceros  betrachten,  scheint  das  Schicksal  gegen  ihn  nicht  unge- 
recht gewesen  zu  sein.  £r  hatte  gegen  den  Geist  des  Römi- 
schen Strafrechts  gefehlt,  als  er  angesehene  Männer,  welche  so 
sehr  sie  auch  die  abscheulichsten  Verbrechen  beabsichtigten, 
doch  einen  politischen  Vorwand  far  dieselben  hatten ,  hinrichten 
liess:  dies  büsste  er  durch  seine  Verbannung.  Aber  er  hatte 
den  Staat  aus  grosser  Gefahr  durch  Umsicht  und  Entschlossen- 
heit gerettet :  dafür  wurde  er  nach  kurzer  Frist  unter  dem  Bei- 
falle ganz  Italiens  und  dem  Jubelrufe  der  Stadt  selbst,  durch 
Centuriatcomitien  zurückberufen. 

Hiermit  rechtfertigen  wir  Clodius'  Verfahren  nicht :  es  wurde, 
wie  wir  bemerkt,  selbst  von  den  Besonnenen  unter  seinen  Zeit- 
genossen gemissbilligt:  es  war  leidenschaftlich,  von  persönlicfaer 
Feindschaft  eingegeben  und  führte  in  den  Folgen,  welche  sich 
daran  knüpften,  zu  einer  schrankenlosen  Herrschaft  des  Pöbels. 
Indessen  die  äusseren ,  durch  Gesetz  und  Sitte  hergebraditen^ 
Formen  wurden  im  Uebrigen  beobachtet  Hätte  Clodius  den 
Antrag  an  die  Tributcomitien  gestellt,  es  sollte  Cicero,  weil 
er  Römische  Bürger  ohne  ein  gerichüiches  Verfahren  vor  dem 
Volke  hingerichtet  hätte,  geächtet  werden,  so  wäre  dies  ein 
wirklicher  Verstoss  gegen  die  Form  gewesen  und  hätte  Cicero 
unzweifelhafte  Berechtigung  zur  Klage  gegeben.  Aber  so  lautete 
Clodius'  Antrag  nicht.    Cicero  schilt  darüber,   dass  er  gelautet 
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habe,  ,,Gicero  solle  geächtet  sein'^*);  er  hält  nämlich  den  Stand- 
punkt fest,  Glodias'  Antrag  nicht  als  Schlussantrag  eines  gericht- 
lichen Verfahrens,   sondern  als  einen  ungesetzlich  gegen  einen 
einzelnen  Bürger  gerichteten  Aechtungsantrag  zu  betrachten.    In 
einem  solchen  würde  es  allerdings  gelautet  haben,    der  Ange- 
klagte solle  geächtet  werden,  und  Cicero  belegt  das  durch  die 
Beispiele  von  P.  Popilins  und  Q.  Metellus.'')    Aber  Clodius  hatte 
seine  Worte  mit  Absicht  gewählt  und  durchaus  gesetzmässig; 
denn  auch  in  den  beiden  früher  angeführten  Fällen  von  M.  Po- 
stumius  und  Gn.  Fulvius  hiess  es  in  dem  Volksbeschlusse ,  die 
Verbannung,  in  welcher  sich  die  Angeklagten  schon  befanden, 
solle   eine  gesetzmässige  sein,   nicht,   sie  sollten  erst  in  eine 
solche  gehen.    Die  Richtigkeit  von  Clodius'  Ausdruck  wird  noch 
deutlicher  durch  eine  andere  Nachricht,  welche  wir  über  seinen 
Antrag  haben.    In  einem  auf  der  Verbannungsreise  geschriebe- 
nen Briefe  sagt  Cicero''),  er  habe  seinen  Weg  nach  Brundisium 
genommen    „vor    dem  Tage    des   Gesetzantrages.''     Man    hat 
dies  auf  zweifache  Weise   verstanden.    Entweder,    sagte  man, 
sei    ein   im   Gesetze   festgesetzter  Termin   gemeint  oder   der- 
jenige  Termin,  an  welchem  das  Gesetz   angenommen  werden 
sollte.*^)    Die  natürliche  Erklärung  ist  die  erste,  bei  der  zwei- 
ten wäre  der  Ausdruck  unbestimmt;   denn  es  könnte  dann  der 
Tag  des  Vorschlages  oder  der  der  Annahme  des  Gesetzes  gemeint 
sein  und  es  musste  etwas  hinzugesetzt  werden,  um  diese  Zwei- 
deutigkeit zu  beseitigen.  Es  giebt  aber  auch  einen  äusseren  Grund, 
die  erste  Erklärung  vorzuziehen.    In  eben  demselben  Briefe  er- 
zählt nämlich  Cicero,  es  sei  ihm  der  Gesetzesantrag  über  sein 
Verderben    überbracht    worden.**)     Unter  dem   Gesetzesantrage 
kann  das  angenommene,  aber  auch  das  vorgeschlagene  Gesetz 


a)  Cic.  de  dorn.  18,  47  At  quid  tolit  legoin  scriptor  peritus  et  calli- 
dus?  Velitis  iubeatis  ut  M.  TuUio  aqua  et  igni  interdicatur  ?  Crudele, 
nefJEirium,  oe  in  Bceleratissimo  quidem  cive  sine  iudicio  ferundum.  Non 
tulit  ut  interdicatur.    Quid  ergo?    ut  interdictum  sit.    Vergl.  31,  82. 

b)  Cic.  de  dorn.  31,  82. 

c)  Cic.  ad  Att.  111,  4  statim  iter  Brundisium  versus  contuli  ante  diem 
rogationis. 

d)  Cic.  ad  Att.  111,  4  Allata  est  enim  nobis  rogatio  de  pernicie  mea. 
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verstanden  werden;  dass  aber  das  erstere  verstanden  werden 
muss,  erbellt  aus  einem  andern  auf  der  Reise  geschriebenen 
Briefe  ^),  in  welchem  er  erzählt,  er  hätte  den  Gesetzesantrag  ge- 
lesen, d.  h.  eben  erhalten.  Denn  er  wird  nicht  zweimal  Abschrift 
von  dem  vorgeschlagenen  Gesetze  erhalten  haben  oder  wenn 
dies  selbst  der  Fall  wäre,  es  nicht  zweimal  als  etwas  Neues 
erwähnen.  Also  ist  in  dem  späteren  Briefe  an  eine  Abschrift  des 
Gesetzes,  wie  es  angenommen  wurde,  zu  denken,  folglich  kann 
der  in  demselben  Briefe  erwähnte,  erst  bevorstehende  Termin 
des  Gesetzantrages  nicht  deijenige  sein,  an  welchem  die  Annahme 
geschehen  soll:  es  muss  ein  anderer  in  dem  Gesetze  erwähnter 
Termin  sein,  welcher  erst  nach  der  Annahme  des  Gesetzes 
eintritt 

Welcher  Termin  dies  gewesen,  darüber  belehrt  der  schon 
öfters  angefahrte  Process  von  M.  Postumius^),  dem,  als  er  za 
seiner  gerichtlichen  Vernehmung  nicht  erschienen  war,  durch  den 
Beschluss  der  Tribus  ein  weiterer  Termin  gesetzt  wurde,,  mit 
dem  Zusätze,  dass,  wenn  er  auch  an  ihm  sich  nicht  gestellt 
hätte,  er  dann  als  rechtmässig  verbannt  gelten  sollte.  So  machte 
es  auch  Glodius.  Sein  neues  Provocationsgesetz  wurde  ange- 
nommen etwa  um  den  zwanzigsten  März^^);  unmittelbar  nach- 
her beantragte  er  den  Verbannungsbeschluss  gegen  Cicero,  wel- 
cher die  Bestimmung  enthielt,  Cicero  sollte,  wenn  er  sich  nicht 
bis  zu  einem  bestimmten  Termine  in  Rom  gestellt  hätte,  ver- 
bannt und  seine  Güter  verfallen  sein.  Dieser  Verbannungster- 
min  fiel  natürlich  nach  dem  Comitialtage,  an  welchem  das  Ver- 
bannungsgesetz durchging.  Bestimmte  Tage  für  beide  Termine 
anzugeben  ist  nicht  möglich ;  nur  dies  erkennen  wir  aus  Ciceros 
Briefen ''),  dass  im  Anfange  Aprils  das  Gesetz  durchg^aagoi 
und  die  Annahme  desselben  in  Unteritalien  bekannt  war.  Wenn 
aber  so  in  Clodius'  Gesetz  ein  Termin  för  den  Beginn  der  Aech- 
tung  angegeben  war,  wie  wir  aus  Ciceros  eigenen  Nachrichten 
und  aus  der  Aehnlichkeit  mit  einem  gleichartigen  Prooesse  er- 


a)  Cic.  ad  Att.  III,  1  tum  vero,  ut  legi  rogationem»  intellexi  u.  5.  w. 

b)  Liv.  XXV,  4.     Vergl.  S.  340. 

c)  Cic.  ad  Att.  III,  4  und  5. 
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wiesen  haben,  so  war  derAnsdruck  des  Gesetzes:  „Cicero  sollte 
geächtet  sein^\  nothwendig :  es  konnte  nicht  heissen :  „er  solle 
geächtet  werden".  Denn  das  Letztere  hätte  es  zweifelhaft  ge- 
lassen, ob  nicht  noch  um  die  angedrohte  Aechtung  förmlich  aus- 
zusprechen, ein  weiterer  Volksbeschluss  nöthig  sei.  Es  erklärt 
sich  femer,  weshalb  Clodius  zugleich  bestimmte,  Niemand  solle 
von  dem  genannten  Termine  an  den  Geächteten  aufnehmen 
und  eine  Strafe  für  denjenigen,  welcher  ihn  dennoch  aufnähme, 
festsetzte*),  Worüber  Cicero  mit  Unrecht  klagt.  Denn  dass  dieser 
in  allen  seinen  Reden  den  ihm  im  Gesetze  noch  anberaumten 
Termin  und  die  zur  Möglichkeit  der  Vertheidigung  gelassene 
Frist  nicht  erwähnt,  ist  natürlich :  er  würde  damit  nicht  nur  eine 
gewisse  Milde  von  Clodius  anerkannt,  sondern  auch  ein  gerichtr 
liches  Verfahren  gegen  sich  eingestanden  und  gegen  seine  An- 
sicht, dass  das  Gesetz  gegen  ihn  ein  Privilegium  sei,  selbst  ge- 
stritten haben. 

Clodius'  Verbannungsgesetz  war  sehr  genau  abgefasst:  ja 
wir  wissen  aus  Ciceros  Bericht*»),  dass  damit  während  der  Zeit, 
wo  der  Gesetzes  Vorschlag  öffentlich  angeschlagen  aushing,  eine 
Veränderung  oder  Verbesserung  vorgenommen  wurde,  welche 
sich  auf  die  Entfernung  bezog,  innerhalb  deren  die  Aechtung 
Ciceros  gelten  sollte.  Wir  können  die  Einzelheiten  davon  ver- 
folgen, weil  wir  in  Ciceros  Briefen  ausfuhrliche  Nachrichten  über 
seine  Verbannung  haben,  und  wir  müssen  dies  thun,  um  einen 
scheinbaren  Widerspruch  der  üeberlieferung  in  diesem  Punkte 
zu  lösen,  einen  Widerspruch,  welcher  den  neueren  Gelehrten  entr 
weder  unlösbar  erschienen  ist  oder  sie  veranlasst  hat,  bei  einem 
ßerichterstatter  einen  Irrthum  anzunehmen.**)  Während  nämlich 
Cicero  400  Millien  als  die  Entfernung  anzugeben  scheint,  bis 
wohin  seine  Aechtung  gehen  solle,  nennt  Plutarch**)  500  Millien, 


a)  Cic.  de  dorn.  19,  51. 

b)  Cic.  ad  Att.  III,  4  a  Yibone,  quo  te  arcessebamus,  subito  discessi- 
mus.  AUata  est  enim  nobis  rogatio  de  pernicie  mea,  in  qua  quod  correctum 
esse  andieiamus,  erat  eiosmodi,  ut  mihi  ultra  quadringenta  milia  liceret 
esse.  Illo  cum  pervenire  non  liceret,  statim  iter  Brundisium  versus  contuli 
ante  diem  rogationis  cet. 

c)  Plut   Cic.   32    6   KXcuSioc  SiaYpapkfjia  npoGdrjxrv   efpyciv    ttup^c    %a\ 


\ 
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Dio  Gassios*)  3750  Stadien  jenseits  Rom,  d.  h.  nach  der  damals 
durchaus  üblichen  Kechnungsweise  von  8  Stadien  auf  die  Millie, 
468^^  Millien.  £inen  Irrthum  in  den  Berichten  anzunehmen  ist 
immer  misslich,  hier  aber  unmöglich.  Denn  soll  Cicero  in  dem 
Briefe  an  Atticus,  nachdem  er  eben  das  Gesetz  gelesen  hatte, 
sich  geirrt?  oder  soll  Dio  Cassius,  welcher  die  Zahl  der  Stadien 
mit  solcher  Genauigkeit  angiebt,  falsch  erzählt  haben  ?  Höchste 
darf  man  annehmen ,  dass  ein  Schriftsteller  in  diesem  Falle  eine 
runde  Summe  angiebt,  indem  er  eine  kleine  Zahl,  welche  daräber 
oder  darunter  ist,  mit  Absicht  übergeht :  auf  diese  Weise  kann  man 
Plutarchs  500  Millien  mit  Dios  468}  Millien  vereinen.  Jenet 
wollte  eine  runde  Zahl  angeben  und  nahm  deshalb  31^  Millien 
zu  viel:  das  stimmt  zu  seiner  £rzählung8weise  und  die  Bedeu- 
tung des  Gesetzes  giebt  er  vollkommen  richtig  an,  indem  er 
sagt,  es  sei  Cicero  dadurch  Italien  verboten  worden.  Indessen 
der  Widerspruch  zwischen  Cicero  und  Dio  bleibt  dabei  bestehen: 
jener  kann  nicht  ungenau  sprechen  und  dieser  giebt  keine  runde 
Zahl  an,  bei  welcher  an  Ungenauigkeit  im  Berechnen  zu  denken 
wäre.  Es  muss  eine  Lösung  des  Widerspruchs  gefunden  werden, 
bei  welcher  beide  richtig  überliefert  haben. 

*  Die  Absicht  der  Aechtung  war ,  der  Verurtheilte  sollte  sieh 
nicht  innerhalb  Italiens  aufhalten  dürfen.  Mit  der  Ausdehnoog 
der  Römischen  Herrschaft  und  sicherlich  seitdem  Italien  nicht 
mehr  Provinz  war  und  alle  freien  Gemeinden  innerhalb  dessel- 
ben aufgehört  hatten,  war  das  Verbannungsgebiet  so  weit  ge- 
worden: die  wegen  der  Catilinarischen  Verschwörung  gesetzlici 
Verurtheilten  lebten  in  Griechenland*»),  so  mussten  Andere,  von 
denen  wir  wissen,  wegen  anderer  Verbrechen  vemrUieilt  Italien 
verlassen,  so  war  in  der .  Kaiserzeit  dies  die  allgemeine  Strafe 
der  gewöhnlichen  Verbannung.  Aber  es  scheint  nach  den  über- 
einstimmenden Berichten  aller  Schriftsteller  über  Ciceros  Vcmr- 
theilung,  dass  man  das  Verbot  Italiens  nicht  unmittelbar  aus- 
sprach, indem  man  es  nannte,  sondern  nur  mittelbar,  indeni 
man  eine  Entfernung  angab,  innerhalb  deren  der  Vemrtbdlte 


a)  Dio  Cass.  XXXVffl,  17. 

b)  Cic.  ad  Att  III,  7,  1. 
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geächtet  sein  sollte.  Man  fragt,  von  wo  ans  die  Entfernung  ge- 
rechnet wurde.  In  Römischen  Gesetzen  kann  nur  von  Rom  aus 
gerechnet  werden;  denn  von  Rom  aus  gingen  alle  Wege,  sie 
waren  nach  Million  bezeichnet,  die  Berechnung  machte  keine 
Schwierigkeit  Eine  Berechnung  etwa  von  den  Gränzen  Italiens 
an  war  thatsäcUich  unausfahrbar:  Niemand  konnte  sie  anstellen, 
Niemand  prfifen.  Zudem  giebt  Dio  Cassius  ausdrücklich  als 
Verbannungskreis  3750  Stadien  jenseit  Roms  an  und  es  stimmt 
mit  ihm  Plutarch,  indem  er  sagt,  Cicero  hätte  sich  nicht  auf- 
halten dürfen  innerhalb  500  Millien  in  Italien,  als  Anfangspunkt 
der  Entfernung  ebenfalls  Rom  annehmend.  Cicero  allein  lässt 
bei  seiner  Berechnung  den  Anfangspunkt  als  selbstverständlich 
unerwähnt  Also  sowohl  durch  die  Natur  der  Sache,  wie  durch 
UeberUeferung  ist  es  sicher,  dass  Clodius  den  Umkreis,  in  wel- 
chem sich  Cicero  nicht  aufhalten  durfte,  durch  die  Angabe  einer 
Anzahl  von  MilUen  von  Rom  aus  bestimmte. 

Cicero  beabsichtigte  bei  seiner  Abreise  von  Rom  nach  Sici- 
lien  zu  gehen*):  dort  in  einer  ihm  seit  lange  befreundeten  und 
durch  viele  Wohlthaten  verpflichteten  Provinz  hoffte  er  ein  sicheres 
Asyl  zu  finden.  Er  nahm  seinen  Weg  auf  der  Appischen  Strasse 
nach  Süden  und  gelangte  nach  Vibo:  in  dieser  Stadt  hielt  er 
sich  etwas  länger  auf  und  bat  Atticus  ihn  aufzusuchen,  um  die 
weiteren  Pläne  wegen  der  Verbannung  zu  besprechen.**)  Aber 
plötzlich  reiste  er  von  dort  in  der  Richtung  nach  Bnmdisium 
ab.  Er  schreibt  darüber  an  Atticus"^):  „Schreibe  es  nicht  meiner 
Unbeständigkeit  zu,  dass  ich  von  Vibo,  wohin  ich  dich  einlud, 
plötzlich  weggegangen  bin.  Denn  es  wurde  mir  das  Verbannungs- 
gesetz über  mich  überbracht ,  in  welchem  stand ,  was ,  wie  ich 
hörte,  verbessert  worden  ist,  ich  sollte  mich  jenseits  400  Meilen 
aufhaltet  dürfen.  Da  ich  dorthin  nicht  gelangen  konnte,  habe 
ich  meinen  Weg  sogleich  nach  Brundisium  gerichtet  vor  dem  in 
dem  Gesetze  angegebenen  Termine."  Der  Grund  der  Abreise 
war  als 3  das  Verbannungsgesetz.    In  ihm   stand,   Cicero  solle 


a)  Plut  Cic.  31  extr. 

b)  Cic.  ad  Att  m,  a 

c)  Gic.  ad  Att  III,  4,  welche  Stelle  froher  angefahrt  ist. 
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sich  400  Meilen  von  Rom  aufhalten  dürfen.  Aber  dies^  hörte 
Cicero  zugleich ,  sei  verbessert  worden.  Sein  Ausdruck  hierbei 
kann  zweifelhafterscheinen  und  die  Frage  entstehen,  ob  die  Ent- 
fernung von  400  Meilen  in  dem  nicht  verbesserten  Gesetzentwiuf 
stand  oder  in  dem  zweiten  verbesserten.  Das  erste  ist  das  na- 
türliche; denn  was  verbessert  ist,  besteht  nicht  mehr  in  seinesi 
alten  Zustande  und  Cicero  sagt,  die  Bestimmung  von  400  Hei- 
len sei  verbessert  worden:  sie  fand  sich  also  nicht  mehr  in  am 
zweiten  Gesetze.  Die  Veränderung  konnte  in  einer  Milderong 
oder  Verschärfung  bestehen:  man  muss  die  letztere  annehmen. 
Deim  Cicero  ging  in  Folge  des  veränderten  Gesetzes  nach  Bron- 
disium,  nicht  um  dort  zu  bleiben,  sondern,  wie  er  erzählt,  m 
sich  nach  Griechenland  einzuschiffen ,  sich  also  weiter  von  Rom 
zu  entfernen.  Man  wird  zu  der  Vermuthung  geführt,  dass  is 
dem  ursprünglichen  Gesetzentwurfe  die  Entfernung  auf  400  Mil* 
lien  angegeben  war,  dagegen  in  dem  zweiten  verbesserten  auf 
jene  468^  Millien,  welche  Diö  in  aller  Genauigkeit,  Plutarcbui 
runder  Summe  als  500  angiebt,  verschärft  wurde.  Diese  Ver- 
muthung wird  durch  folgenden  Umstand  zur  Gewissbeit  erhoben. 
Nimmt  man  die  Entfernung  Vibos  von  Rom  geraden  Weges,  zu- 
erst auf  der  Appischen  Strasse,  so  beträgt  dieselbe  nach  späte- 
ren Messungen*")  399  Meilen,  nach  früheren  unter  der  Republik 
angestellten  Berechnungen  etwa  395  Meilen.^)  Vibo  liegt  also 
an  der  äussersten  Grenze  jener  400  Millien ,  von  welchen  in  dem 
ursprünglichen  Clodischen  Gesetze  die  Rede  war.  Plutarch')  &• 
zählt  von  der  Undankbarkeit  der  Menschen ,  welche  Cicero  bei 
seiner  Verbannung  erfahren  habe  und  fuhrt  als  Beispiel  an,  in 
Vibo  habe  ein  Sicilier,  Namens  Vibius,  der  Cicero  viel  Dank 
schuldig  war,  ihn  nicht  in  seinem  Hause  aufgenonamen,  aber 
versprochen,  ihm  ein  Landgut  anzuweisen,  wo  et  wohnen 
könnte.  Dies  ist  sehr  erklärlich:  die  Stadt  Vibo  lag  ionoiialb 
der  verbotenen  400  Meilen,  dagegen  das  Landgut,  das  ein  pav 


a)  Man  sehe  Itinerarium  Augusti  ed.  Parthey  et  Finder  p.  49,  wo  ff 
heisst  ab  urbe  Appia  via  recto  itinere. 

b)  Siehe  Mommsen.  Inscr.  regn.    Neap.  627G. 

c)  Flut  Cic.  82. 
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Millien  davon  südlich  entfernt  war,  ausserhalb  derselben.  Man 
begreift,  wie  der  Freund  Ciceros  ihm  dasselbe  anbot,  man  be- 
greift, wie  Cicero  selbst  sieh  bei  Vibo,  wo  er  in  Sicherheit  war, 
längere  Zeit  aufhalten  und  dort  berathschlagen  wollte,  ob  er 
etwa  fiir  die  Dauer  einen  anderen  Wohnsitz  wählen  sollte. 

Hiermit  ist  die  Entfernung  von  400  Meilen  auf  der  Appi- 
schen  Strasse  von  Rom  aus  als  Aechtungskreis   des  ursprüng- 
lichen Clodischen  Gesetzes  erwiesen;  aber  auch  die  weitere  Ent- 
fernung des   verbesserten  Gesetzes  lässt  sich  nachweisen.    Clo- 
dius  war  nicht  damit  zufrieden,    dass  Cicero  in  Italien  bleiben 
konnte:    er  hatte    eine   runde  Zahl  von  Millien   in   ungefährer 
Schätzung  genannt  und  nicht  erwartet,  dass  der  Angeklagte  sich 
so  genau  an  die  Gesetzesworte  halten  würde.     Selbst  Sicilien 
erschien  noch  zu  nahe  an  Rom,  zu  nahe  dem  Mittelpunkte  des 
politischen  Lebens.     Clodius  machte  in  seinem  Gesetzesvorschlage 
eine  Verbesserung,  welche  eine  doppelte  Verschärfung  der  Strafe 
enthielt    Erstlich  vergrösserfe  er  die  Zahl  der  Meilen,  inner- 
halb deren  Cicero  geächtet  sein  sollte:  er  bestimmte  dafür,  wie 
Dio  angiebt ,  468 1  Millien ,  diesmal  eine  ganz  genaue  Rechnung 
anstellend.     Die   äusserste    Südspitze   Italiens   ist   anerkannter 
Massen    Leucopetra,   welches,   wie  Plinius  sagt»),    15  Millien 
südlich  von  Rhegium  liegt.    Nehmen  wir  nun  wieder  die  gerade 
Strasse    nach   Süden,   so  ist  Capua  von  Rom  131  Millien  ent- 
fernt,  von   dort  bis  Rhegium  zählt  der  schon  erwähnte,  unter 
der  Republik   aufgestellte   Meilenstein  321  Millien:   so  würden 
von  Rom  bis  Leucopetra  zusammen  467  Millien  sein.    Entweder 
erstreckt    sich  das  Vorgebirge  von  dem  Orte  Leucopetra  noch 
etwas  weiter  in  die  See,  oder  Clodius  machte  eine  etwas  andere 
Berechnung  als  später  Plinius :  die  Uebereinstimmung  zwichen  der 
von  Dio  Cassius  und  der  von  den  Geographen  zwischen .  Rom 
und  der  Südspitze  Italiens  angegebenen  Millienzahl  ist  so  auf- 
fallend, dass  man  erkennt,  erstens,  Dios  Angabe  ist  genau  und 
richtig,  zweitens  Clodius  hat  seine  Verbesserung  im  Gesetze  vor- 
genommen, um   Cicero  das  Festland  von  Italien  ganz  zu  ver- 
sehliessen.    Denn  nach  Oberitalien  zu  gehen  konnte  ihm  nicht 


a)  Plin.  nat  hist  Uly  74. 
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einfallen,  da  dies  damals  zu  seines  Feindes  Caesar  Provinzen 
gehörte.  Aber  noch  eine  zweite  Verbesserung  nahm  Clodios 
mit  seinem  Gesetze  vor:  er  verbot  Cicero  Sicilien  und  zwar 
nannte  er  diese  Provinz  ausdrücklich  mit  Namen.  Dies  sagt 
Dio  Cassius*)  nnd  seine  Nachricht  wird  bestätigt  durch  Cicero, 
welcher  erzählt*'),  er  dürfe  in  Malta,  welches  zur  Provinz  Sici- 
lien gehörte,  nicht  leben,  ferner  dadurch,  dass  der  Statthalter 
Siciliens  C.  Vergilius  auf  die  Anfrage  Ciceros  diesen  abschlSglich 
beschied.'')  Aber  es  scheint,  dass  mit  dem  ausdrücklichen  Ver- 
bote Siciliens  noch  ein  anderer  Ausdruck  verbunden  v^ar,  wel- 
cher Cicero  von  den  nahe  bei  Rom  gelegenen  Provinzen  (subur- 
banae  proinnciae)  ausschloss.  Wahrscheinlich  war  damit  Sardi- 
nien gemeint,  aber  Cicero  erwähnt  an  Atticus**),  er  befürchte, 
man  möchte  das  Gesetz  so  erklären,  dass  er  sich  auch  nicht  in 
Athen  aufhalten  dürfe. 

Ciceros  Strafe  als  die  eines  Staatsverbrechers,  welcher  ge- 
gen das  Leben  Römischer  Bürger  gefehlt  hatte,  war  härter 
als  die  anderer  Verbrecher.  Diese  wurden  nur  aus  einem  be^ 
stimmten  Gebiete  verwiesen ,  innerhalb  dessen  es  einem  Jeden 
erlaubt  sein  sollte,  sie  ungestraft  zu  tödten:  bei  Cicero  wurde 
hinzugesetzt,  es  solle  auch  Jeder  ungestraft  getödtet  werden 
können,  der  ihn  innerhalb  jenes  Gebietes  aufgenommen  oder 
unterstützt  hätte.  Denn  dass  dies  nicht  eine  gewöhnliche  Formel 
bei  der  Aechtung  war,  erkennt  man  aus  ihrer  besonderen  Er- 
wähnung.^) Es  fehlte  also  nicht  viel  an  der  Härte,  mit  der  bei 
Sullas  Proscriptionen  verfahren  worden  war  und  bald  nachher 
wieder  bei  denen  der  Triumvim  verfahren  wurde ,  und  man  er- 
kennt, weshalb  Cicero  sich  beeilte,  Rom  zu  verlassen,  mid  das 
Aechtungsgebiet  ängstlich  mied.  Sein  Leben  schwebte  wirklich 
in  Gefahr,  nicht  weil  ihm  Hinrichtung  drohte,  sondern  weil  es 
jedem  seiner  zahlreichen  Feinde  frei  stand  ihn  zu  tödten,  und  wenn 


a)  Dio  (;as8.  XXXYUl»  17  xal  t^  iv  t{  lixiUff,  SiaTpißi)  dittppf|9i}. 

b)  Cic.  ad  Att.  ID,  4.  • 

c)  Plut  Cic.  32;  Cic  p.  Plane.  40. 

d)  Cic.  ad  Att.  m,  7,  1  veremur,  ne  interpretentar  illud  quoque  oppi- 
dum  ab  Italic  non  satis  abesse. 

e)  Cic.  de  dorn.  20,  51 ;  Dio  Gass.  XXXVin,  17. 
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er  es  rettete,  dankte  er  es  nur  der  Milde  von  Glodins,  dem  es, 
wenn  er  Widerstand  gefunden  hätte,  ein  Leichtes  gewesen  wäre, 
auch  die  wirkliche  Hinrichtung  durch  das  Volk  beschliessen  zu 
lassen.    Clodius'  Hass  gegen  Cicero  zeigte  sich  noch  weiter:  in 
einem  besonderen  Capitel  verbot  er,  über  die  Abschafiung  seines 
Gesetzes  gegen  Cicero  einen  Antrag  im  Senate  zu  machen  oder 
eine  Meinung  abzugeben  oder  zu  sprechen  oder  mit  dem  Volke 
zu  verhandeln»):  ein  Verbot,  wie  es  damals  bei  vielen  Gesetzen 
üblich,  aber  bei  gerichtlichen  Urtheilen  nicht  gebräuchlich  war. 
Es  hatte  wenigstens  den  Erfolg,  dass  die  Zurückberufong  Cice- 
ros    nur  bei  Uebereinstimmung  aller  Beamten  möglieh  und  da- 
durch sehr  erschwert  wurde.    Die  Ausfahrung  des  Verbannungs-' 
gesetzes    war    demjenigen,   welcher   es   beantragt,    überlassen, 
ebenso  wie  bei  Verurtheilungen  der  anklagende  Tribun  die  Aus- 
führung des  Urtheils  besorgt  *») :  darüber  zu  klagen  hatte  Cicero 
keinen  Grund. '^)    Demgemäss  machte  Clodius  die  Verurtheilung 
Ciceros,  als  sie  geschehen  war,  überall  bekannt,  er  liess  sogar 
das  Capitel,   welches   die  etwa  versuchte  Aufhebung  derselben 
erschweren  sollte,  besonders  eingraben  und  im  Senate,  dessen 
Neigung  für  Cicero   er   kannte,    aufstellen.^)     Natürlich   also 
hatte  Clodius  auch  die  Einziehung  seines  Vermögens  und  dessen 
Verwendung  zu  öffentlichen  Zwecken  zu  besorgen  ^^):  er  plün- 
d  erte  und  verbrannte  Ciceros  Haus  in  Rom ,  zerstörte  seine  Vil- 
len ,   versteigerte  seine  sonstige  Habe ,  den  Erlös  verwendete  er 
zu  Bauten,  welche  er  auf  der  Stätte  des  zerstörten  Hauses  auf- 
führte: er  benutzte  seine  ihm  vom  Gesetze  gegebene  Macht,  um 
seinen  Privathass  zu  befriedigen. 


a)  Cic.  ad  Att  UI,  28,  2;  m,  15,  6;  lU,  12;  in  Pis.  13,  29;  post  red. 
in  gen.  2,  4  und  4,  8. 

b)  Vergl.  oben  S.  336. 

c)  Cic.  de  dorn.  20. 

d)  Cic.  ad  Att  DI,  16,  6. 
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1)  Es  fragt  sich,  in  welcher  Jahreszeit  die  Wiederherstellung  der  alten 
Verfassung  und  der  Amtsantritt  der  neuen  Beamten  stattgefunden  hat,  eine 
Frage,  welche  ich  berühre,  weil  es  scheint,  dass Schwegler  Römische  Ge- 
schichte III,  68  sie  nicht  ganz  richtig  behandelt  hat  Ueber  den  Zeitpunkt, 
wo  die  Zehnmänner  vertrieben  wurden,  spricht  kein  alter  Schriftsteller: 
wir  wissen  nur  aus  Liv.  III,  36  idu*  ium  Majae  soUemnes  ineundis  ma§utra- 
litmi  tränt ,  dass  sie  ohne  bedeutenden  Widerspruch  ihr  Amt  bis  zum  Ende 
ihres  Amtsjahres,  zu  den  Iden  des  Mai  fahrten:  aus  der  Erzählung  eben 
desselben  III,  88  dörfen  wir  schliessen,  dass  bald  nach  Beginn  des  neuen 
Amtsjahres  die  Unruhen  gegen  sie  ausbrachen.  Es  müssen  die  Ereignisse 
sehr  rasch  auf  einander  gefolgt,  die  Wiederherstellung  der  alten  Verfassung 
bald  vollendet  worden  sein.  Denn  die  Triumphe  der  beiden  neuen  Gon- 
suln,  welche  nach  Beendigung  der  inneren  Wirren  einen  Feldzug  unter- 
nahmen, fallen  nach  den  uns  erhaltenen  Triumphalfasten,  der  von  Vale- 
rius  auf  Id.  Sext,  der  von  Horatius  auf  VII  Kai.  Sept  Demnach  wird 
man  annehmen  müssen,  dass  die  neuen  Gonsuln  etwa  im  Juni  erwählt 
wurden  und  sogleich  nach  der  Wahl  ihr  Amt  antraten;  Liv.  III,  56  sagt 
von  ihnen  qui  extemplo  magi$tratum  occiperetiL  Die  Abdankung  der  Zehn- 
männer fällt  einige  Tage  vor  die  Wahl  der  Gonsuln.  Bekanntlich  sagt  Ta- 
citus  Annal.  I,  1  von  den  Zehnmännem  neque  decemviralis  poietitu  uUra 
htemmum  —  valuU  und  man  hat,  um  den  Zeitraum  von  zwei  Jahren,  wel- 
chen er  für  die  Dauer  der  gesammten  Decemviralregierung  angiebt,  her- 
auszubekommen, angenommen,  er  spreche  von  der  eigentlich  sogenannten 
pofetuu  Xairaiis,  der  gesetzmässigen  Gewalt ,  welche  Deoemvim  gehabt 
hätten:  diese  erstrecke  sich  nur  bis  zum  Ende  des  zweiten  Amtsjahres: 
nach  Ablauf  desselben  hätten  die  Decemvim  eine  unrechtmässige  Gewalt 
gehabt  und  diese  werde  von  Tacitus  nicht  mitgerechnet  Diese  Erklärung 
ist,  wie  sich  ans  unserer  Darstellungtheilsergiebttheils  ergeben  wird,  nicht  rich- 
tig. Denn  erstiich  ist  es  sehr  fraglich,  ob  im  dritten  Amtejahre  die  Gewalt  der 
Decemvim  eine  unrechtmässige  war  und  sie  nicht  vielmehr  gesetzlichen 
Qrund  hatten,  ihr  Amt  weiterzuinhren:  wäre  sie  es  aber  auch  gewesen, 
so  kam  es  Taoitus  nicht  darauf  an ,  sie  von  der  rechtmässigen  zu  scheiden. 
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Er  wollte  nur  angeben,  wie  lange  überhaupt  ZehmäQDer,  sei  es  recht- 
mässig oder  unrechtmässig,  an  der  Spitze  des  Staates  gestanden  hätten. 
Zweitens  angenommen,  Tacitus  meinte  die  eigentliche  potesias,  die  recht- 
mässige Gewalt,  so  wäre  seine  Rechnung  falsch.  Denn  die  ersten  Decem- 
vim  traten,  wie  I,  Note  143  erwiesen  ist,  nicht  am  AnfEmge  des  Amts- 
jahres an,  sondern  später :  somit  hätte  die  rechtmässige  Gewalt  der  Decem- 
virn  nicht  volle  zwei  Jahre  gedauert  Aus  diesen  Gründen  muss  man  Ta- 
citus' Worte  decemviralis  potestas  von  der  Decemviralregierung  überhaupt 
verstehen:  sie  dauerte  wirklich  im  Ganzen  nicht  über  zwei  Kalenderjahre. 
Die  ersten  Decemvirn  traten  etwa  einen  Monat  nach  Beginn  des  Amtsjahres 
an,  die  zweiten  hörten  etwa  einen  Monat  nach  Ablauf  des  Amtsjahres  auf: 
die  Rechnung  ist  vollkommen  genau,  es  kommt  nur  darauf  an,  Amtsjahr 
und  Kalenderjahr  zu  scheiden.  Es  fra^  sich  noch  weiter,  wie  lange  die 
nach  dem  Abtreten  der  Decemvirn  gewählten  Gonsuln  ihr  Amt  fahrten.  Es 
war  möglich,  dass  dasselbe  von  dem  Tage  ihres  Antrittes  bis  zu  demsel- 
ben Tage  des  nächsten  Kalenderjahres  lief;  aber  eben  so  möglich ,  dass  es 
nur  bis  zu  demjenigen  Tage,  welcher  damals  überhaupt  als  An&ng  des 
Beamtenjahres  galt,  d.  h.  bis  zu  den  Iden  des  Mai,  ging:  auch  dies  heisst 
nach  einem  häufigen  Römischen  Gebrauche  ein  Jahr.  Man  sehe  I,  Note  143. 
Es  ist  das  Letztere  sogar  wahrscheinlich;  denn  man  wollte  den  alten  Zu- 
stand wieder  herstellen  und  betrachtete  die  Herrschaft  der  ZehnmSnner 
von  den  Iden  des  Mai  an  als  ungesetzlich.  Von  den  yolkstribunen,  die 
wenige  Tage  vor  den  Gonsuln  erwählt  wurden,  ist  es,  wenngleich  wir  keine 
Nachricht  haben,  auf  das  Höchste  wahrscheinlich ,  dass  sie  ihr  Amt  von 
demjenigen  Tage  des  Juni,  wo  der  Aufstand  glücklich  gewesen  war,  bis  zn 
lY  Id.  Dec.  führten.  Denn  dieser  Tag  blieb  bis  in  die  spätesten  Zeiten 
der  Anfangstag  ihres  Amtsjahres  und  es  hatte  damit  keine  Verfindenuig 
vor  sich  gehen  können,  da  die  Tribunen  nach  den  geheiligten  Gesetzen 
jedenfedis  gewählt  werden  mussten.  Bei  den  Gonsuln  konnte  man  freier 
verfahren.  Im  Jahre  443  v.  Ghr.  traten  die  Gonsuln  Id.  Dec.  an  (Dionys. 
XI,  63)  und  dieser  Tag  blieb  der  Anfang  des  Amtsjahres  für  längere  Zeit, 
wenigstens  bis  402  v.  Ghr.  (Liv.  IV,  37  und  V,  9).  Wahrscheinlich  fand  diese 
Veränderung  der  consularischen  Amtszeit  im  Jahre  444  v.  Ghr.  statt ,  wo 
die  erwählten  Militärtribunen  nur  drei  Monate  (Liv.  IV,  7)  oder  genauer 
73  Tage  (Dionys.  XI,  62)  im  Amte  blieben  und  nach  einem  Interregnum 
zwei  Gonsuln  folgten.  Iho^n  beschränkte  man  wahrscheinlich  ihr  Amtsjahr 
vom  Anfang  August,  wo  sie  antraten,  bis  zu  den  Iden  des  Deo^nber  und 
gab  ihnen  dann  als  Entschädigung  für  diese  kurze  Amtsdaner  die  Gensar, 
welche  sie  als  die  ersten  Gensoren  in  den  nächstfolgenden  Jahren  b^lei- 
deten.  Wegen  dieser  ihrer  beschränkten  Amtszeit  geschah  es,  dass  ne  in 
vielen  alten  Annalen  und  Beamtenverzeichnissen  gar  nicht  als  Consahi  an- 
geführt  waren  (Liv.  IV,  7) ,  wenngleich  ihr  Gonsulat  sonst  nicht  nur  von 
Livius,  sondern  auch  von  Gicero  epist  IX,  21  bezeugt  wird. 

2)  Aus  der  Auseinandersetzung  von  Lange  Römische  Altertlimner  I, 
470  über  dieses  Valerisch-Horatische  Gfesets  hebe  ich  einen  Ponkt  hervor, 
d^  sich  auf  die  Strafrechtspflege  bezieht  Er  sagt:  „dies  Gesetx  schtieset 
sich  eng  an  den  Satz  der  XII  iabuUu ,  ui  quod  popuhu  poifromo»  ias- 
«Msee,  iä  tut  raiumque  etset.  War  durch  diesen  diie  seit  dem  Prikcedeos- 
&lle  der  lex  Valeria  de  provocatume  anerkannte  legislative  Gompeteas  der 
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comitia  cmiuriata  gesetzlich  gesichert,  so  wnrde  nun  durch  die  lex  Vale- 
ria  Horatia  die  legislative  Competenz  der  comitia  tributa,  d.  h.  der  plebs, 
formell  eben  so  gesichert  und  der  der  comiHa  centuriata,  d.  h.  des  popu~ 
lus  im  strengen  Sinne  des  Wortes,  formell  gleichgestellt".  Es  liegen  die- 
sen Behauptungen  Annahmen  zu  Grunde,  welche  man  schwerlich  zugeben 
darf.  Erstlich  wird  die  legislative  Competenz  der  Volksversammlungen 
von  den  andern  Befugnissen  derselben  getrennt  Das  mag  von  uns  bei  der 
Darstellung  der  verschiedenartigen  Thätigkeit  derselben  geschehen:  in  Rö- 
mischer Anschauung  liegt  es  nicht  und  eine  Volksversammlung,  die  legis- 
lative Competenz  hat,  besitzt  damit  auch  alle  übrigen  Befugnisse,  welche  über- 
haupt der  Volksversammlung  zustehen.  Die  Tributcomitien  hatten  bisher 
keine  einzige,  für  das  ganze  Volk  gültige  Befugniss  gehabt:  die  Tribunen, 
welche  sie  gewählt,  waren  Beamte  nur  des  plebejischen  Standes,  ihre  Be- 
schlüsse waren  Plebiscite ,  von  denen  die  Patricier  nicht  gebunden  wurden, 
ihre  Richtersprüche  waren  Standesurtheile.  Jetzt  erhielten  sie  den  Charac- 
ter  allgemeiner  Volksversammlungen  und  damit  alle  Befugnisse  einer  Volks- 
versammlung auf  einmal :  die  von  ihnen  erwählten  Tribunen  waren  Beamte 
des  Gesammtstaates,  ihre  Beschlüsse  allgemeine  Gesetze,  ihre  Urtheile  tra- 
fen alle  Bürger.  Daraus  folgt,  dass  die  lex  VaUria  de  provocaiione  nicht 
die  legislative  Competenz  der  Centuriatcomitien  anerkannte;  denn  vorher 
waren  in  denselben  Comitien  schon  die  ersten  Consuln  erwählt  worden. 
Femer  der  Satz  der  XII  Tafeln  ui  qvod  populus  postremum  iussisset,  %d 
tut  raium^e  esset,  sollte  keine  Sicherung  der  legislativen  Competenz  der 
Centoriatcomitien  enthalten:  die  XII  Tafeln  haben  keine  einzige  Bestim- 
mung gegeben,  welche  in  dieser  Art  die  alte  Verfassung  feststellte  oder 
änderte.  Es  war  jenes  nur  ein  juristischer  Grundsatz ,  welcher  Unsicherheit 
der  Richter  beseitigen  sollte,  und  wir  haben  I,  394  nachgewiesen,  dass 
dergleichen  allgemeine,  halb  philosophische  halb  moralische  Grundsätze 
sich  in  den  XII  Tafeln  vielfach  fanden.  Wo  das  Recht  aus  einzelnen,  zu 
verschiedenen  Zeiten  gegebenen,  Gesetzen  besteht,  lässt  es  sich  nicht  ver- 
meiden ,  dass  sich  über  denselben  Fall  verschiedene  Vorschriften  finden : 
hierfür  verordneten  die  XII  Tafeln  den  allgemeinen  Rechtsgrundsatz,  die 
letzte  Bestimmung  des  Volkes  solle  gelten.  Sie  bezogen  das  Wort  populus 
auf  Centoriat-  und  Tributcomitien  gemeinschaftlich;  denn  beide  bestanden 
unter  der  Regierung  der  Zehnmfinner. 

3)  Bei  DiodorXII,  25  findet  sich  bekanntlich  eine,  wie  es  scheint,  aus 
Griechischen  Quellen  geschöpfte  Darstellung  der  Unruhen,  welche  den 
Sturz  der  Zehnmänner  herbeiführten.  Sie  weicht  hauptsächlich  deshalb  von 
Livias'  Erzählung  ab,  weil  sie  Verfetssungsveränderungen ,  welche  sich  all- 
mälig  während  des  Kampfes  der  Stände  vollzogen ,  zusammenzieht  und  alle 
insgesammt  in  die  Zeit  der  Wiederherstellung  der  Verfassung  nach  den 
Zehnmännem  verlegt  Er  berichtet,  unter  den  damaligen  Friedensbedin- 
gungen sei  auch  die  gewesen,  die  Volkstribunen  sollten  nach  Beendigung 
ihres  Amtsjahres  eben  so  viele  Tribunen  für  das  folgende  Jahr  als  Nach- 
folger erwählen  oder ,  wenn  sie  dies  nicht  gethan  hätten ,  lebendig  ver- 
brannt werden.  Darin  liegt  kein  Widerspruch  mit  dem  Duilischen  Plebi- 
scite. Während  der  Verhandlungen  über  den  Frieden  mag  die  Plebs  eine 
solche  Strafe  für  seine  Tribunen,  wenn  sie  ihre  Pflicht  vernachlässigten, 
gefordert  haben ,  wie  sie  denn  ja  auch  den  Zehnmännem  selbst  den  Feuer- 
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tod  angedroht  haben   soll  (Liv.  DI,  5$:    die  gesetzliche  Aosföhmiig  war 
eine  andere. 

4)  Dies  ist  also  die  Annahme  z.  B.  von  Schwegler  B^mische  Ge- 
schichte II,' 121;  von  Rein  in  Paulys  Realencyclop&die  U,  1005;  von  Peter 
Epochen  der  Verfassungsgeschichte  der  Römischen  Repoblik  S.  40,  wäh- 
rend Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  169  seine  Zweifel  aii3spiach. 
Eine  eigenthüraliche  Ansicht,  welche  längerer  Widerlegung  bedarf,  hat 
kürzlich  entwickelt  Lange  Römische  Alterthümer  I,  549.  Er  behaoplet, 
die  MachtfuUe  der  Dictatur  hätte  der  Dictator  nur  dann  besessen,  wenn 
er  im  ursprünglichen  Sinne  des  Institutes  zur  Rettung  des  Staates  bestdU 
worden  sei.  „Von  solchen  rei  gerendat  causa  bestellten  Dictatoren  sagte 
man,  dass  sie  optima  lege  bestellt  seien  (Festus  p.  198).  Dieser  Ausdruck 
lässt  darauf  schliessen ,  dass  —  die  Beschränkung  des  dictatohschen  iMfM- 
riuin  durch  Angabe  des  Zwecks,  wozu  der  Dictator  ernannt  wurde,  be- 
nutzt wurde,  um  bei  den  später  aufkommenden  Anwendungen  der  Dicta- 
tur zur  Vornahme  bestimmter  einzelner  Geschäfte  solchen  Dictatoren  ein 
modificirtes  dictatorisches  impenum  mit  einer  für  das  bestimmte  Gesdiäft 
ausreichenden  Qualität  zu  bewilligen.  Gemeinsam  ist  demnach  allen  Arten 
von  Dictatoren  die  Einheit  imd  UnverantworÜichkeit  ihres  MifMriiiiii  und 
die  theoretische  Gültigkeit  desselben  für  den  ganzen  Staat;  der  gem^- 
same  Unterschied  aller  andern  Arten  von  Dictatoren  von  den  Dictatoren 
rei  gerendae  oder  ieditionit  sedandae  causa  besteht  darin,  dass  sie  nicht 
optima  lege,  sondern  immimao  iure  bestellt  waren."  Lange  gebt  dann  die 
einzelnen  Arten  der  Dictatoren  durch  und  fügt  hinzu :  «Hienach  entscheidet 
sich  die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Umständen  Provocation  g^gen  den 
Dictator  stattgefunden  habe ,  dahin ,  dass  weder  alle  Dictatoren  nach  der 
lex  Valeria  Horatia  der  provocatio  unterworfen  waren,  noch  auch  alle 
nicht  opiimn  lege  ernannten,  sondern  dass  die  Frage  völlig  unpractisch  ist 
—  Die  lex  Valeria  Horßiia  ist  also  für  die  Geschichte  der  Dictatur  ganz 
gleichgültig  und  bildet  nur  in  so  fem  einen  mehr  sufölligen  Abschmti  in 
derselben,  als  erst  nach  ihr  von  der  Dictatur  jene  nicht  im  ursprüngticbeo 
Sinne  des  Institutes  liegenden  Anwendungen  gemacht  worden  sind.'  Deber 
diese  kühnen  und  an  unbegründeten  Vermuthungen  reichen  Behauptungen 
müssen  wir  etwas  ausführlicher  handeln.  Diese  Behauptungen  nebst  dem 
Ergebnisse,  das  aus  ihnen  gezogen  wird,  beruhen  indess  nicht  bloss  auf 
Vermuthungen ,  sondern  sind  in  geradem  Widerspruche  mit  der  Deberliefe- 
rung.  Denn  die  Ueberliefemng  besteht  einzig  und  allein  in  der  von  uns 
I,  416  angeführten  Stelle  bei  Festus  p.  198  und  in  ihr  heisst  es:  pMi- 
quam  vero  provocatio  ab  eo  magittratu  ad  populum  daia  est,  pute  ^mU  «mi 
erat,  desitum  est  adici  ut  optima  lege.  Festus  also  nennt  einen  Zeitponki 
an  dem  die  Veränderung  mit  der  dictatorischen  Gewalt  geschehen  sei. 
Lange  behauptet,  ein  Zeitpunkt  sei  ohne  Einfluss  gewesen,  es  saeo  die 
verschiedepen  Glassen  von  Dictatoren,  welche  ein^  Unterschied  in  der 
dictatorischen  Gewalt  begründeten.  Festus  berichtet,  es  sei  Pnwocatioa 
von  der  Dictatur  gestattet  worden,  natürlich  durch  ein  Gesetz,  Lange  sagt» 
dies  sei  nicht  geschehen.  Das  ist  ein  vollständiger  Widerspruch  mit  der 
Ueberlieferung  und  er  genügt,  um  die  Ansicht  des  neueren  Gelehrten  als 
ungeschichtlich  verwerfen  zu  lassen:  sie  kann  gegen  die  bestünmte  Itacb- 
ncht  von  Festus  nicht  in  Betracht  kommen.    Da  das  Haupteigehois 
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richtig  ist,  sind  auch  die  einzelnen  Behauptungen  tbeils  unbegründet  theils 
unverständlich.  Die  Machtfalle  der  Dictatur  soll  der  Dictator  nur  dann 
besessen  haben,  wenn  er  im  ursprünglichen  Sinne  des  Instituts  zur  Ret- 
tang des  Staats  bestellt  war:  von  solchen  rei  gerendae  causa  bestellten 
(später  werden  sie  auch  tedUiom»  »edandae  causa  genannt)  hätte  man  ge- 
sagt, dass  sie  optima  lege  bestellt  seien.  Diese  Behauptung  stützt  sich  auf 
nichts;  die  Stelle  von  Festus,  welche  als  Beweis  angeführt  wird,  erwähnt 
den  diciaiorrei  gerendae  causa  eben  so  wenig  wie  irgend  einen  andern:  er 
sagt  nur,  optima  lege  seien  diejenigen  Dictatoren,  von  denen  es  keine 
Provocation  gebe.  Femer  der  ursprüngliche  Sinn  des  Instituts  sei  die  Ret- 
tung des  Staates:  diese  liege  allein  dem  diciator  r^ gerendae  causa  ob,  den 
andern  Dictatoren  nicht,  also  auch  nicht  dem  dictator  belli  gerendi  causa, 
der  freilich  „gewöhnlich  auch  dictator  rei  gerendae  causa  genannt  wird,  da 
er  dem  Begriffe  des  ursprünglichen  dictator  rei  gerendae  causa  am  Näch- 
sten stand"  (S.  560).  Welche  wunderliche  Annahme!  Also  ein  dictator 
sediiionis  sedandae  causa,  der  einen t Aufruhr  unterdrückt,  rettet  den  Staat, 
ein  dictator  belli  gerendi  causa,  der  den  Staat  von  Kriegsnoth  befreit,  ret- 
tet den  Staat  nicht!  Jener  ist  der  ursprüngliche,  dieser  nicht!  Es  trifft 
sich  merkwürdig,  dass  gerade  der  erste  Dictator,  welchen  es  überhaupt 
gab,  wie  Liv.  II,  18  erzählt,  erwählt  wurde,  um  Krieg  zu  fuhren.  Es  ist 
überhaupt  die  Frage,  wie  man  die  für  besondere  Veranlassungen  ernann- 
ten Dictatoren  zu  betrachten  hat,  ob  sie  för  jene  Veranlassung  oder  über- 
haupt Machtvollkommenheit  erhielten,  ob  ihre  Macht  bei  der  einen  Veran- 
lassung grösser  war  als  bei  der  andern.  Die  Ueberlieferung ,  welche,  wie 
erwähnt,  nur  Dictatoren  mit  Provocation  und  andere  ohne  Provocation 
kennt  und  beide  der  Zeit  nach  trennt,  ist  entschieden  dafür,  dass  alle 
Dictatoren,  wie  sie  auch  heissen  mochten,  gleiche  Macht  besassen. 
Zu  demselben  Ergebnisse  fuhrt  eine  Betrachtung  des  Namens,  den  sie 
hatten.  Derselbe  wird  immer  mit  causa  gebildet,  z.  B.  cUtoi  figendi 
causa ,  senatus  legendi  causa,  wie  Liv.  XXIII,  28  sagt,  nicht  senatui  legende, 
wie  Lange  S.  Ö60  ihn  anfuhrt  Dies  ist  abweichend  von  der  Römischen 
Gewohnheit  bei  andern  ausserordentlichen  Beamten,  zu  deren  Bezeichnung 
der  Dativ  gebraucht  wird.  Der  Unterschied,  welcher  in  diesen  Ausdrücken 
liegt,  ist  einleuchtend.  Wenn  der  Dativ  gebraucht  wird,  so  gilt  es  den 
Zweck,  zu  dem  Jemand  erwählt  wird,  mit  causa  wird  die  Veranlassung  der 
Wahl  angegeben.  In  jenem  Falle  könnte  man  denken,  der  Beamte  empfEuige 
seine  Gewalt  nur,  um  einen  bestimmten  Zweck  auszufuhren,  in  diesem  Falle 
ist  es  zwar  ebenfalls  natürlich,  dass  zunächst  das  ausgeführt  wird,  weshalb 
der  Dictator  ernannt  ist,  aber  eine  Beschränkung  darauf  ist  noch  weniger 
denkbar.  Nun  aber  erhalten  selbst  diejenigen  Beamten,  welche  für  einen 
bestimmten  Zweck  erwählt  werden,  eine  Amtsgewalt,  welche  über  diesen 
Zweck  hinausgeht  Z.  B.  die  Xmri  legibu»  scribendis  sind  zur  Gesetzge- 
bung erwählt,  ihre  Gewalt  aber  um£ehBst  alle  Theile  des  Staates.  Ebenso 
ist  es  bei  den  ///vin  reipublicae  constituendae  und  zahlreichen  andern  Gom- 
missionen,  welche  zu  einem  besondem  Zwecke  ernannt,  dennoch  allgemeine 
consularische  oder  prätorische  Gewalt  erhalten.  Um  wie  viel  mehr  werden 
wir  bei  den  Dictatoren  annehmen  müssen,  dass  jeder  von  ihnen,  auf  welche 
Veranlassung  er  auch  ernannt  sein  mochte,  die  volle  dictatorische  Gewalt 
erhielt !    Die  Bezeichnung  der  Dictatoren  kommt  wahrscheinlich  von  dem 
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Senatsbeschlosse  her,  welcher  zu  ihrer  Emenniuig  nOthig  war  (Liv.  lY,  57; 
Gic  de  leg.  III,  3,  9) :  in  ihm  wurde  die  Veranlassang  angegeben,  wdcbe  den 
Senat  bewog,  die  Consoln  zur  Emennong  eines  Dictaton  an&iifordem« 
Der  Consul  selbst  ernannte  den  Dictator  ohne  weiteren  Zusatz  und  dies 
ist  der  Grand,  weshalb  die  mit  causa  aosgedrückte  Veranlassang,  wenn 
gleich  sie  als  geschichtliche  Bemerkung  in  den  Fasteir  hinzugesetzt  wird, 
doch  nicht  als  eigentlicher  Titel  des  Dictators  an£Eu£ftssen  ist  Dagegen 
die  übrigen  ausserordentlichen  Beamten  werden  in  Folge  eines  Gesetzes  er- 
wählt und  in  dem  Gesetze  selbst  wird  der  Zweck  ihrer  ErwShlung  durch 
den  Dativ  angeführt :  daher  dieser  Zusatz  wesentlich  zu  ihrem  Titel  gehört. 
Indessen  abgesehen  von  dieser  Benennung  sprechen  auch  andere  Gründe 
dafür,  dass  die  Gewalt  des  Dictators,  bei  welcher  Veranlassung  er  auch 
ernannt  wurde,  immer  gleich  und  nicht  die  eine  Art  Dictatoren  opihma  legt, 
die  andere  nicht  optima  Uge  gewesen  ist  Cicero  de  leg.  III,  3,  9  kennt 
nur  eine  Art  überhaupt,  er  hält  es  für  unwesentlich  zu  erwähnen,  dass  die 
Veranlassung  zur  Wahl  eines  Dictators  verschieden  sein  könne.  Man  er- 
wäge ferner  Folgendes.  In  dem  Begriffe  des  Dictators  liegt,  dass  er  der 
einzige  seiner  Art  im  Staate  ist:  er  umfasst  die  Gewalt  der  beiden  Consufai, 
er  ist,  wie  es  heisst,  ffiaxtmiM  praetor.  Wäre  die  Macht  der  für  besondere 
Veranlassungen  ernannten  Dictatoren  auf  die^e  Veranlassungen  bescfaränkt 
gewesen,  so  hätte  es  nichts  gegen  sich,  dass  mehrere  Dictatoren  neben  ein- 
ander bestanden :  jeder  hätte  seinen  besondem  Wirkungskreis  gehabt  Aber 
zwei  Dictatoren  im  Staate  waren  unerhört  Im  Jahre  216  v.  Chr.  war  be- 
kanntlich ein  Dictator  zur  Kriegführung  erwählt  aber  der  Senat  beschloss, 
zur  Ergänzung  des  Senates  noch  einen  Dictator  ohne  Reiteroberst  auf  sechs 
Monate  $enatu9  legendi  etnua  ernennen  zu  lassen.  Dieser,  M.  Fabius  Buteo, 
sagt  bei  Liv.  XXIII,  23,  es  sei  unerhört,  dass  zwei  Dictatoren  zu  gieidier 
Zeit  seien:  es  fällt  ihm  nicht  ein,  anzuführen,  dass  seine  Macht  geringer 
als  die  des  andern  im  Kriege  beschäftigten  sei :  er  l)etrachtet  sich  als  voll- 
kommen gleichstehend  und  um  die  dadurch  hervorgebrachte  Verkehitiieit 
dass  es  zwei  höchste  Beamte  im  Staate  gab,  zu  beseitigen,  legt  eac  sdn  Amt 
so  bald  als  möglich  nieder.  Noch  ein  anderes  erwähnt  Fabius  Buteo  als 
ungewöhnlich  oder  als  ungehörig  bei  seiner  Ernennung;  er  sagt  noii  ^r^^ 
bare  se  —  dietatori  nisi  rei  gerendae  causa  creato  in  sex  menses  datmm  tai- 
perium.  Daraas  darf  man  folgern,  dass,  wenn  ein  Dictator  aas  geringerer 
Veranlassung  als  Kriegsgefahr  ernannt  wurde,  der  Senat  dessen  Amtsdaner 
auf  kürzere  Zeit  zu  beschränken  pflegte.  Das  Gesetz  erlaubte  die  Amts- 
daner bis  auf  sechs  Monate,  und  damit  natürlich  auch  eine  kurzexe,  welche 
man,  wo  sie  ausreichte,  vorzog.  Aber  man  darf  hieraus  nicht  folgern, 
dass  der  eine  Dictator  geringere  Macht  hatte  als  der  andere:  ja  eben  der 
Umstand,  dass  der  Senat  in  diesem  Falle  die  Sitte  nicht  beol»chtete,  be- 
weist, dass  beide  Dictatoren  an  Macht  einander  gleich  standen.  Es  fehh 
auch  nicht  an  geschichtlichen  Beispielen,  wo  Dictatoren  sich  nicht  aof  die 
Veranlassung,  wegen  deren  sie  ernannt  waren,  beschränkten.  Ich  führe  da- 
von eines,  das  lehrreichste  an.  Im  Jahre  363  v.  Chr.  wurde  L.  Manlias 
Imperiosus  zum  Dictator  ernannt  clad  figendi  causa,  also  geringer  Veran- 
lassung halber,  um  eine  religiöse  Ceremonie  zu  vollziehen  (Liv.  VII,  3):  seine 
\mtsdauer  war  wahrscheinlich,  wie  bei  dem  eben  erwähnten  Fabius  Bvtea 
^  sechs  Monate  bestimmt  worden.    Er  war  indessen  nicht  damit  sofrie- 
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den,  seinen  religiösen  Auftrag  zu  erf&Uen:  er  strebte  nach  Kriegsrahm, 
hielt  eine  Anshebong  mit  grosser  Strenge  und  sogar  Qrausamkeit:  er  wollte 
Krieg  gegen  die  Hemiker  beginnen.  Wäre  die  Gewalt,  welche  er  r/aoi  /!• 
gendi  eausa  erhalten  hatte,  geringer  gewesen,  als  die  eines  rei  gerendae 
eauia  ernannten  Dictators,  so  konnte  er  leicht  gehindert  werden :  Senat  und 
Yolkstribunen  konAen  ihm  entgegen  treten.  Aber  nichts  der  Art  geschah: 
bis  er  die  Dictator  niederlegte,  konnte  ihm  von  keiner  Seite  etwas  gesche- 
hen. Freilich  nach  Niederlegung  derselben  wurde  er  von  dem  Yolkstribunen 
M.  Pomponius  angeklagt  Den  Grund  der  Anklage  fuhrt  Livius  nicht  an: 
er  sagt,  Manlius  sei  seiner  Strenge  und  Grausamkeit  halber  verhasst  gewesen, 
der  Tribun  habe  ihm  schlechte  Behandlung  des  eigenso  Sohnes  zum  Vo]^ 
wuife  gemacht;  aber,  was  man  nach  Langes  Ansicht  über  die  Dictator  vor 
Allem  erwarten  müsste,  der  Vorwurf,  dass  er  die  ihm  clavi  figendi  causa 
übertragene  Dictatur  zum  Kriegfuhren  angewendet  hatte,  wird  nicht  er- 
wähnt. Aus  der  Erzählung  bei  Gic  de  off.  UI,  31,  112,  mit  der  Val.  Max. 
V,  4,  3  übereinstimmt,  erfeihren  wir  den  eigentlichen  Grund  der  Anklage: 
Manlius  hatte  die  Dictator  einige  wenige  Tage  länger  behalten,  als  sie  ihm 
in  dem  Senatsbeschlusse ,  in  Folge  dessen  er  ernannt  wurde,  übertragen 
worden  war.  Also  nicht  Missbrauch  der  ihm  übertragenen  Gewalt,  sondern 
nur  Ausdehnung  derselben  über  die  gesetzliche  Zeit,  worin  Streben  nach 
Alleinherrschaft  lag,  wurde  ihm  zum  Vorwurfe  gemacht.  Dies  eine  Beispiel 
widerlegt  die  aller  Ueberlieferung  widersprechende  Ansicht  Langes  auf  das 
Vollständigste.  Alle  Dictatoren,  aus  welcher  Veranlassung  sie  auch  ernannt 
waren,  hatten  gleiche  Gewalt:  sie  konnten  nur  verschieden  sein  durch  die 
Zeitdauer  ihres  Amtes ,  welche  vor  ihrer  Ernennung  durch  den  Senat  be- 
stimmt und  je  nach  der  Veranlassung  verschieden  angesetzt  werden  konnte. 
Man  erwartete,  dass  sie  sich  zunächst  auf  den  ihnen  angewiesenen  Zweck 
beschränken  würden  und  sie  haben  es  meist  gethan:  thaten  sie  es  nicht, 
so  konnte  sie  Niemand  hindern,  es  traf  sie  deshalb  nach  Niederlegung  des 
Amtes  keine  Strafe.  Somit  bleibt,  wenn  wirklich  ein  Unterschied  unter  den 
Dictatoren  bestand  und  einige  optima  lege,  andere  nicht  optima  lege  wa- 
ren, nur  übrig,  an  verschiedene  Perioden  der  Römischen  Geschichte  zu 
denken  und  diese  Möglichkeit  wird  durch  Festus'  Bericht  zur  Gewissheit 
erhoben. 

5)  Wahrscheinlich  ist  quaeMtionum  exercendamm  causa  keine  in  dem  Her- 
kommen begründete  Veranlassung  gewesen,  um  einen  Dictator  zu  ernennen 
und  man  nannte  ihn  deshalb  rei  gerendae  causa,  zumal  da  seine  Thätigkeit 
hauptsächlich  ausserhalb  Roms  fiel.  Wer  die  in  der  vorigen  Anmerkung 
widerlegte  Ansicht  Langes  vertheidigen  wollte,  könnte  übrigens  hieraus  fol- 
gern, dass  auch  der  rei  gerendae  causa  ernannte  Dictator  nicht  die  volle 
dictatorische  Gewalt  besass.  Wir  fahren  hier  nicht  an  die  Erzählung  von 
Livius  Vni,  83  über  die  Berufung  an  das  Volk ,  welche  der  Reiteroberst 
Q.  Fabius  gegen  seinen  Dictator  L.  Papirius  Cursor,  325  v.  Chr.,  einlegte 
oder  einlegen  wollte.  Es  handelte  sich  dabei  um  militärischen,  ausserhalb 
Roms  begangenen ,  Ungehorsam ,  der  nach  strengen  Grundsätzen  niemals 
der  Provocation  unterlag,  ferner  wurde  die  Provocation  nicht  wirklich  ein- 
gelegt Man  erkennt  ans  jenem  Falle  nur,  welche  andere  Mittel  ausser 
der  allen  Bürgern  gestatteten  Provocation  einem  Verurtheilten,  wenn  er  mäch- 
tig und  einflussreicb  war,  zu  Gebote  standen.  Es  wird  auch  dieses  Beispiel 
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von  Q.  Fabius  von  den  neueren  Gelehrten  fast  allgemein  richtig  beoitbeilt. 
Eben  so  wenig  führen  wir  zwei  andere  Beispiele  an,  welche  in  die  Dicta- 
toren  des  berühmten  Gamillus  fallen  und  von  Schwegler  Römische  Gre- 
schichte  111,  72  als  Beweise  fiir  die  Verantwortlichkeit  des  Dictators  be- 
trachtet werden.  Im  ersten  Falle  handelte  es  sich  nm  die  Störung  der 
Tributcomitien  (Liv.  VI,  38;  Plut  Cam.  39):  sie  war*  eine  Ungesetzlich- 
keit, obwohl  damals  durch  eine  UngesetzlicJikeit  der  Volkstribunen  hervor- 
gerufen. Der  zweite  Fall  (Plut  Gam.  42)  war  wohl  wirklich  eine  Gewalt^ 
thätigkeit,  welche  der  Dictator  nur  bei  der  aufregten  Stimmung  der  Plebs 
nicht  ahndete. 

6)  Man  sehe  die  genaue  £i#temng  hierüber  von  Fr.  Ritschi  im  Bonner 
Lectionscatalog  Winter  1862  p;  XII  sq.  £r  hat  zuerst  diese  Frage  mit 
Gründlichkeit  behandelt 

7)  Dies  ist  die  Meinung  z.  B.  von  Lange  Römische  Alterthümer  I,  468 
und  646,  Schwegler  Römische  Geschichte  III,  73  und  anderen.  Dagegen 
hatte  sich  erklärt  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II,  2,  367. 

8)  lieber  diese  Entwickelung  der  tribunicischen  Gewalt,  sowie  über  den 
Unterschied,  der  darin  gegen  die  Gewalt  der  früheren  republicanisdien 
Volkstribunen  statt  fand,  haben  wir  gesprochen  in  unsem  Shtdia  Rommim 
(Berolini  1859)  p.  254  flgd.  Das  von  uns  S.  29  angeführte  Beispiel  von 
sinnloser  Willkür,  das  sich  der  Tribun  G.  Labeo  erlaubte,  ist  von  uns  schon 
Mher  I,  230  und  Anm.  113  angeführt  worden,  aber  nicht  ganz  richtig. 
Wir  erklären  dort  die  Worte  von  Plin.  nat  bist  VII,  142,  Metellus  habe 
später  „durch  fremde  Wohlthat"  gelebt,  sein  Vermögen  sei  durch  die  Mass- 
regel des  Tribunen  wirklich  verloren  gegangen.  Aber  dagegen  spricht  Gic. 
de  dorn.  47,  123.  Man  muss  vielmehr  Plinius'  Worte  so  erklären,  Metellus 
habe  sein  Leben  der  wohlwollenden  Vermittelung  Anderer,  nicht  seiner  eige- 
nen  Unschuld  verdankt;  sein  Vermögen  blieb  unbeschädigt 

9)  Dies  ist  die  Ansicht  der  neuesten  Gelehrten,  z.  B.  von  Schwegl^ 
Römische  Geschichte  111,90;  Lange  Römische  Alterthümer  U,  475:  sie  wns»- 
ten  auf  keine  andere  Weise  den  Process  der  Zehnmänner  mit  dem  dordi 
die  zwölf  Tafeln  eingeführten  Verfahren  zu  vereinigen.  Aber  dabei  kom- 
men sie  in  geraden  Widerspruch  mit  der  bestimmten  und  einstimmigen 
Ueberlieferung. 

10)  Die  Worte  von  Livius  III,  56,  ebenfalls  aus  einer  Rede  von  Ver- 
ginius,  VfiiiM  tantum  crimmif,  nisi  imücem  äicet  le  ab  Mbertate  in  frrrififfiiw 
conlra  letjes  vmätdoi  non  dedisBe,  in  vincula  te  duci  iubebo  beziehen  die 
Erklärer  von  Livius  und  andere  Gelehrte,  z.  B.  Schwegler  Römische  Ge- 
schichte III,  87,  ebenfalls  auf  dieses  Anbieten  eines  Privatrichters,  indem 
sie  annehmen,  iudieem  dicere  sei  dasselbe  wie  iudicem  ferne.  Indessen  an 
dieser  Stelle  gehört  iudicem  zu  le  dedisse  und  der  Sinn  ist:  wenn  da  nicht 
behauptest,  du  hättest  als  Richter  das  von  mir  dir  Schuld  gegiebene  Ver- 
brechen nicht  begangen.  Die  andere,  im  Texte  angeführte,  Stelle  voob  lA- 
vius  ist  für  das  Verfahren  von  Verginius  vollkommen  beweisend. 

11)  Die  schwierige  Untersuchung  über  die  Porcischen  Provocatioiiage- 
setze  ist  zuletzt  eingehend  und  gelehrt  geführt  worden  von  L.  Lange  Com- 
mentalionii  de  legibus  Porciis  UberiatiM  dvium  viadicibus  parücula  frwr 
(Gissae  1862):  dieselbe  ist  auf  alle  Untersuchungen  früherer  GelehxteD  ge- 
gründet und  umfasst  dieselben  gewissermassen.   Indessen  einige  von  Langes 
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Ergebnissen  beruhen  auf  sehr  unsicherer  Vermuthung,  andere  widersprechen 
sogar  den  Zeugnissen  der  alten  Schriftsteller:  wir  werden  deshalb  öfters 
auf  eine  Widerlegung  derselben  zurückkommen  müssen.  Freilich  stimmen 
wir  auch  in  manchen  Punkten  mit  Langes  Darstellung  überein,  z.  B/in 
der  Auffassung  der  Veranlassung,  welche  Livius  für  dieses  dritte  Valerische 
Gesetz  angiebt  Man  vergleiche  desselben  Gelehrten  Römische  Alterthümer 
II,  86.  In  der  Erklärung  dieses  Gresetzes  selbst  und  namentlich  des  Verbo- 
tes ,  denjenigen ,  welcher  provocirt  habe,  mit  dem  Beile  hinzurichten ,  irrt 
Lange  mit  den  früheren  Gelehrten:  er  begeht  sogar  p.  17  noch  ein  beson- 
deres Missverständniss.  Die  Worte  von  Livius  X,  9,  welche  auf  die  Erwäh- 
nung des  dritten  Valerischen  Gesetzes  folgen,  lex  Vaieria-  nihil  ultra  quam 
imjH-obe  factum  adiecit^  bezieht  er  nicht  auf  dieses  dritte  Provocationsge- 
setz,  sondern  auf  das  erste,  beim  Beginne  der  Republik  erlassene.  Er  führt 
für  diese  Erklärung  zwei  Gründe  an.  Erstlich  habe  Livius  III,  55  bei  dem 
zweiten  Valerischen  Gesetze,  das  nach  dem  Sturze  der  Zehnmänner  gegeben 
wurde,  eine  sehr  starke  Strafe  für  den  Uebertreter  erwähnt  Ganz  richtig, 
aber  nur  für  denjenigen,  der  einen  Beamten  ohne  Provocation  erwählt 
hätte,  nicht  auch  für  den  Beamten  selbst,  welcher  die  Provocation  vernach- 
lässigt hätte.  Wenn  die  härteste  Strafe  auch  auf  jenem  Falle  stand,  so  folgt 
daraus  keineswegs ,  dass  überhaupt  eine  auf  diesen  Fall  gesetzt  war.  Noch 
viel  weniger  (konnte  auf  Verletzung  der  neuen  Bestimmung,  welche  zu- 
erst das  dritte  Valerische  Gesetz  traf,  eine  Strafe  stehen.  Zweitens  nennt 
Livius  dieses  dritte  Gesetz  diligentiui  sanctam.  Aber  dies  heisst  nur,  die 
einzelnen  Fälle,  in  denen  eine  Verletzung  des  Provocationsrechtes  statt 
fände,  seien  genauer  aufgezählt  und  bestimmt  worden,  aber  nicht,  wie  Lange 
will,  die  Strafe  des  dritten  Valerischen  Gesetzes  sei  härter  gewesen  als  die 
des  zweiten  oder  ersten.  Wer  Livius'  Worte  vorurtheilsfrei  betrachtet, 
kann  nicht  zweifehi,  dass  sie  sich  nur  auf  das  dritte  Gesetz  beziehen.  An 
der  ganzen  Stelle  spricht  er  nur  von  ihm  und  seine  Endbemerkung  sollte 
sich  plötzlich  auf  das  erste  beziehen,  das  nirgends  bezeichnet  ist! 

13)  Dies  ist  die  Ansicht  von  L.  Lange  in  der  angeführten  Abhandlung 
p.  28.  Begründet  hat  er  sie  leider  noch  nicht  und  man  kann  seine  Gründe 
nur  theilweise  aus  dem,  was  er  in  den  Römischen  Alterthümem  n,  179 
und  185  sagt,  errathen.  Indessen  giebt  er  dort  zu,  dass  seine  ganze  An- 
sicht nur  auf  Vermuthungen  beruht. 

13)  Diese  Gründe  gegen  die  Urheberschaft  von  M.  Cato  sind  schon 
von  C.  G.  Zumpt  lieber  die  persönliche  Freüieit  des  Römischen  Bürgers 
und  die  gesetzlichen  Garantien  derselben  (Darmstadt  1846)  S.  36  geltend 
gemacht  worden  und  sie  sind  so  gewichtig,  dass  es  schwer  sein  wird  sie 
zu  widerlegen. 

14)  Es  müssen  hier  diejenigen  Ansichten,  welche  Lange  in  seiner  erwähn- 
ten Abhandlung  über  die  angeführten  Zeugnisse  von  Livius  und  Cicero 
ausspricht,  berührt  und  widerlegt  werden.  Livius  sagt  Porda  tarnen  lex 
sola  ;iro  tergo  civiuin  lata  videtur.  Lange  p.  17flgd.  erklärt  diese  Worte 
dahin,  das  Porcische  Gesetz  scheine  für  den  Rücken  der  Bürger  gege- 
ben zu  sein,  dies  sei  die  Meinung  des  grossen  Haufens  und  diese  unbe- 
gründete Meinung  wolle  Livius  widerlegen.  Er  bringt  mit  dieser  Auffas- 
sung dann  auch  Oiceros  Worte  ungefähr  in  Uebereinstimmung.  Cicero, 
sagt   er  p.  18,    habe   die  Absicht  gehabt,  die  Meinung  derjenigen  zu  be- 
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kämpfen,  welche  vergessend  die  Yalerischen  Gesetze,  auch  dasjenige,  was 
den  Valerischen  angehörte,  den  Porcischen  zuschrieben;  die  Yaierischen 
Gresetze  aber  habe  er  nicht  erwähnt,  um  die  Provocation  zu  erläutern,  son- 
detn  um  das  Streben  nach  Freiheit,  das  sich  unmittelbar  nach  Gründung 
der  Republik  gezeigt  habe,  darzustellen:  aus  diesem  Streben  seien  sowohl 
die  Valerischen  als  auch  die  Porcischen  Gesetze  hervorgegangen,  dieses  sei 
beiden  gemeinsam.  Und  daraus  schliesst  Lange  dann  weiter,  die  letztem 
hätten  überhaupt  nicht  von  der  Provocation,  sondern  nur  von  einer  auf 
die  Vorzüge  des  Römischen  Bürgerrechtes  bezuglichen  Massregel  Kehanddt 
Die  Valerischen  Gesetze,  behauptet  er,  seien  zu  Oiceros  Zeit  veraltet,  un- 
bekannt, nur  Antiquaren  noch  dem  Namen  nach  bekannt  gewesen.  Diese 
ganze  Kette  von  Schlüssen  beruht  auf  sehr  trügerischem  Grunde  and  hat 
auf  Wahrheit  oder  Wahrscheinlichkeit  keinen  Anspruch.  Wenn  Livins  sagt, 
das  Porcische  Gesetz  scheine  für  den  Rücken  der  Bürger  gegeben  tu  sein, 
so  konnte  er  damit  zwar  andeuten  wollen ,  in  Wirklichkeit  verhalte  es  sidi 
nicht  so:  dann  könnte  ferner  vielleicht  der  Schein  sich  auf  die  falsche 
Ansicht  der  grossen  Menge  beziehen.  Indessen  eine  solche  Auffiissung  ist 
durch  Zusätze,  welche  sich  in  Livius'  Worten  nicht  finden,  bedingt  Weon 
man  Lateinisch  videiur  ohne  weiteren  Beisatz  sagt,  so  liegt  darin  zunächst 
nur  die  Bescheidenheit  einer  subjectiven  Meinung:  und  so  muss  man  dies 
Verbum  hier  verstehen.  Man  wird  also  in  Livius'  Worten  dessen  eigene 
Ansicht  finden:  er  sagt,  was  er  selber  von  dem  Porcischen  Gesetze  denkt 
Es  allein  war  für  den  Rücken  der  Römischen  Bürger  gegeben;  aber  dies 
schliesst  nicht  aus,  dass  es  nicht  auch  die  Provocation  behandelte  und  dass  es 
sie  behandelte,  werden  wir  aus  dem  Umstände  folgern  müssen,  dass  er 
es  überhaupt,  wo  er  von  einem  Provocationsgesetze  spridit,  erwähsl 
Cicero  femer  will  freilich  das  mächtig  sich  äussernde  Streben  nach  Frei- 
heit im  Beginne  der  Republik  schildern ;  aber  dies  Streben  finsaeite  sich 
hauptsächlich  in  der  Provocation  und  deshalb  handelt  er  von  dieser.  Die 
Provocation  ist  demnach  auch  bei  Cicero  dasjenige,  was  die  ValeriscbeD 
und  Porcischen  Gesetze  verbindet  und  beide  müssen  über  denselben  Gegen- 
stand gehandelt  haben.  Und  ferner ,  die  Valerischen  Cresetze  sollen  zu  Oi~ 
ceros  Zeit  unbekannt  gewesen  sein,  in  Vergessenheit  gerathen,  Cicero  selbst 
soll  sich  erst  (Lange  p.  4),  als  er  die  Bücher  vom  Staate  schrieb,  über  sie 
unterrichtet  haben !  Welche  unglaubliche  Behauptung.  Es  wäre  ebenso,  wie 
wenn  heut  zu  Tage  etwa  ein  gebildeter  Engländer  nichts  von  der  mutgm 
Charta  wüsste.  Freilich  war  zu  Ciceros  Zeit  das  Valerische  Gesetz  niclit 
mehr  unmittelbar  in  Gebrauch ,  weil  die  Provocation  selber  es  nicht  mdir 
war:  sie  war  durch  andere  Einrichtungen  ersetzt  Aber  deshalb  sollte  man 
es,  als  den  Grundpfeiler  der  Bürgerfreiheit,  nicht  mehr  gekannt  haben! 
Als  Gründe  führt  Lange  p.  17  an,  erstlich  das  Stillschweigen  Caesars  bei 
Sallust  (Cat.  51).  Aber  in  dem  Processe  Catilinas  konnte  von  Provocation 
keine  Rede  sein.  Die  Verschworenen  waren  auf  der  That  ertappt,  alle  Tri* 
bunen,  alle  Beamten  auf  Ciceros  Seite.  Femer  Ciceros  Stillschweigen  in 
der  Rede  für  C.  Rabirius  (3,  10;  4,  13;  5,  15).  Aber  er  wollte  die  Grau- 
samkeit der  Todesstrafe  schildern,  mit  welcher  das  ProvocatioDsverfaJim 
nichts  zu  thun  hatte;  zudem  war  die  Provocation  bei  dem  Perdnellioosver- 
"ahren  gegen  Rabirius  gesichert  gewesen.  Endlich  Cicero  Acad.  prior.  % 
,  13  nennt  C.  Flaminius,  L.  Cassius,  Q.  Pompejus  in  Vergleidb  mit  den 
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alten  Valerius  noHores,  Darüber  wird  sich  Niemand  wundem ,  aber  sicher- 
lich auch  nicht  schliessen  wollen,  das  Dasein  und  der  Inhalt  des  Yaleri- 
sehen  Gesetzes  sei  nur  Antiquaren,  welche  die  Annalen  und  die  Jahr- 
bücher  der  Könige  und  die  Bücher  der  ponii/ices  und  augures  durchstöberten, 
bekannt  gewesen.  Man  fragt,  weshalb  Lange  zu  so  unbegründeten  Behaup- 
tungen, zu  so  willkürlichen  Erklärungen  seine  Zuflucht  nimmt.  Nur,  um 
zu  beweisen ,  die  Porcischen  Gesetze  hätten  nicht  über  die  Provocation  ge- 
handelt Diese  ganze  Beweisführung  war  unnöthig.  Wie  wir  beim  dritten 
Valerischen  Gesetze  nach  bestimmten  Zeugnissen  bewiesen  haben,  war  es 
Sehr  wohl  mit  einander  vereinbar,  dass  die  Porcischen  Gesetze  die  Provo- 
cation behandelten  und  doch  ausserdem  noch  andere  Bestimmungen  trafen, 
welche  die  Leibesstrafen  der  Römischen  Bürger  änderten. 

15)  Eigenthümlich  ist  es,  durch  welchen  erzwungenen  Kunstgriff  Lange 
p.  13  sich  helfen  muss ,  um  zu  beweisen ,  dass  die  Porcischen  Gesetze 
nicht  von  der  Provocation  gehandelt*  haben.  Er  sagt,  eigentlich  hätte 
die  Unterschrift  der  Darstellung  auf  den  Münzen  lauten  müssen  rivis 
Romanus  sum.  Denn  diese  Worte  werden  bei  Cicero  an  der  Stelle,  wo  er 
der  durch  das  Porcische  Gesetz  gewährten  Vorrechte  eines  Römischen  Bür- 
gers gedenkt,  vielfach  wiederholt  Aber  für  dieselben,  meint  Lange,  sei 
auf  der  Münze  nicht  Platz  gewesen  und  deshalb  hätte  man  protoco  gesetzt! 
Selbst  dass  es  civis  Rotnanus  sum  eigentlich  hätte  heissen  müssen ,  ist  nicht 
zu  erweisen.  An  jener  Stelle  Giceros  findet  sich  sogar  eine  Andeutung, 
welche  nur  auf  die  Provocation  gehen  kann.  Cicero  (in  Verr.  V,  63,  163) 
sagt  nämlich,  nachdem  er  das  Porcische  Gesetz  genannt,  o  graviier  desi- 
derata  et  aliquando  reddita  plebi  Romanae  tribunicia  potestcu.  Das  tribuni- 
cische  Amt  ist  die  Ergänzung  des  Provocationsrechtes ,  die  thatsächliche 
Ausführung  desselben.  Ucber  die  Münzen  kann  man  vergleichen  Eckhel 
doctr.  numm.  Y,  286;  Th.  Mommsen  Geschichte  des  Römischen  Münzwesens 
S.  562  und  526. 

16)  So  erklären  nämlich  die  Münze  Cavedoni  Ragguaglio  storico  ar^ 
cheologico  de*  precipui  riposligk  antichi  dt  medagli  etc.  (Modena  1854)  p. 
121  und  Mommsen  Geschichte  des  Römischen  Münzwesens  S.  ööS,  ohne 
indessen  auf  eine  Deutung  der  Darstellung  im  Einzelnen  einzugehen. 

17)  Wir  haben  diesen  Unterschied  im  Römischen  Bürgerrechte,  sowie 
den  allmäligen  Uebergang  des  niedem  in  das  höhere  zuerst  auseinander- 
gesetzt in  der  Abhandlung  De  propagatione  dvUaiis  Romanae,  welche  sich 
in  unsern  Siudia  Romana,  Berol.  1859,  p.  325  sq.  findet.  Natürlich  aber 
haben  wir  damals  den  Unterschied,  der  zwischen  den  beiden  Arten  von 
Bälgern  in  Bezug  auf  ihre  Bestrafung  bestand,  p.  360  nur  kurz  berührt 

18)  Man  sehe  Cic.  ad  Att.  V,  11,  2;  App.  bell.  civ.  II,  26;  Plut  Caes. 
29.  In  ausführlicher  Darstellung  haben  wir  die  Verhältnisse  der  Colonie 
Novum  Comum  und  das  Verfahren  des  Consuls  Marcellus  geschildert  in 
anseren  Commentationes  epigra/ihicae  Vol.  I  p.  308. 

19)  In  Bezug  auf  diesen  Fall  erzählt  Val.  Max.  n,  7, 15  vom  Senate : 
Üf.  Fukio  Flacco  tribuno  plebi  denuntiante,  ne  in  cives  Romanot  adversu» 
inorem  maiorum  animadverieret ,  nihilominut  propositum  executui  est.  Man 
muss  diese  Nachricht  richtig  verstehen  und  nicht  etwa  so  erklären ,  als  ob 
schon  damals  die  Hinrichtung  der  Soldaten  durch  das  Beil  ungesetzlich 
gewesen  wäre.    Das  Schicksal  der   dreihundert  Römischen  Büi|;er  (denr 
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80  viel  waren  es  nach  Polyb.  I,  7)  erregte  allgemeines  Mitleid.  Sie  wai^ 
nach  Rom  gebracht  worden  und  es  versuchte  daher  der  Tribun  sein  Recht 
über  dieselben  geltend  zu  machen:  er  verlangte,  sie  sollten  vor  Gericht 
gestellt  und  wenn  sie  danp  vom  Volke  verurtheilt  wSren,  erst  dann  hinge- 
richtet werden.  Es  war  gegen  die  Sitte  der  Vorfahren ,  so  wie  auch  gegen 
die  Gesetze,  Jemanden  ohne  Process  hinzurichten:  die  Sitte  allein  mochte 
auch  bei  Soldaten,  wenn  sie  in  Rom,  nicht  im  Felde  waren,  voiig&ogigen 
Process  verlangen.  Aber  der  Senat  bestand  auf  dem  strenge  Rechte,  be- 
hauptete, die  GefEuigenen  seien,  trotzdem  sie  sich  in  Rom  befönden,  Sol- 
daten und  ständen  unter  militärischer  Gerichtsbarkeit  Er  setste  seiaoa 
Willen  durch. 

20)  Man  sehe  Polyb.  VI,  37,  wo  die  Strafe  des  fusiuarmm  beschrieben 
wird.    Lange  in  seiner  Abhandlung  p.  8  glaubt  indessen  in  den  Worten 

U  aufxfjidyo'jc  o'i  Trpaicp^xxoi  dennoch  eine  Andeutung  der  Geisselung  zu  fin- 
den, da  pLctdTiYoOv  sonst  von  dieser  (s.  z.  B.  Polyb.  I,  7;  I,  11)  gebraucht 
wird.  Lange  hilft  sich  durch  die  Annahme,  Polybius  habe  die  Einrich- 
tungen zur  Zeit  des  zweiten  Punischen  Krieges  geschildert  Aber  das  läsat 
sich  aus  Polyb.  VI,  11  und  12  nicht  folgern.  Er  gebraucht  vielmehr  {lao- 
TtyoOv  überhaupt  für  alle  Leibesstrafen  und  kann  damit  sowohl  Geisselung 
als  Prügelstrafe  meinen.  Wo  er  die  körperlichen  Strafen  schildert,  er- 
kennt er  nur  die  letztere  als  bestehend  an.  Viele  Beispiele  von  der  Geis- 
selung der  Soldaten,  welche  vor  dem  Porcischen  Gesetze  gebräuchlich  war, 
hat  Lange  p.  10  seiner  Abhandlung  zusammen  gestellt 

21)  Von  Pighius  Ann.  II,  ^7  wird  der  erste  zum  Jahre  162,  p.  418 
der  zweite  zum  Jahre  158,  p.  432  der  dritte  zum  Jahre  154  als  Vdks- 
tribun  angesetzt;  aber  freilich  nur  nach  muthmasslicher  Berechnung,  da 
bestimmte  Zeugnisse  fehlen. 

22)  Dies  ist  die  Meinung  von  Lange.  Er  nimmt  p.  21  seiner  Abhand- 
lung an,  das  erste  Porcische  Gesetz  habe  gelautet:  ne  qm$  mugisiraha 
civem  Homanum  necaret  neue  verberaret,  das  zweite:  ne  qms  mayüirataf 
cieem  iiomafwm  neve  in  urbe  neve'exira  urbem  neearet  nete  verkeraret^  das 
dritte  ne  qutM  magistraiui  civem  Romanum  neve  in  urbe  neve  extra  nrhem 
neve  togatum  neve  mililem  neearet  neve  verberaret.  In  diesem  Ausdrucke 
tritt  es  augenscheinlich  hervor,  wie  unnütz  das  zweite  und  dritte  Geaeti 
ist  Zu  weit  geht  Lange  p.  4  seiner  Abhandlung,  wo  er  daraas,  daas  dU« 
Schriftsteller  ausser  Cic.  de  rep.  U,  31  nur  eine  lex  Porda  erwähnen, 
schliesst,  die  drei  Porcischen  Gesetze  seien  gleichsam  für  eines  gehalten 
worden.  Denn  die  lex  Porcia  wird  eben  nur  mit  dem  Verbote  der  Geisse- 
lung in  Verbindung  gebracht. 

23)  Lange  in  seiner  schon  erwähnten  Abhandlung  p.  24  schdnt  dieK 
lex  Semjfroma  nicht  richtig  aufzufeussen.  Er  meint,  bei  Gic  in  Gat  I,  11, 
28  seien  unter  leges  de  iuppUcio  ctvtum  Honumorum  rogatae  die  lex  Percia 

und  dieses  Gesetz  von  G.  Gracchus  zu  verstehen.  Als  Beweis  dafür  fuhrt 
er  Gic.  in  Gat  IV,  5,  10  an,  wo  die  lex  Semproma  als  diejenige  genannt 
werde,  deretwegen  Gaesar  nicht  für  die  Todesstrafe  der  GatULnarischeo 
Verschworenen  gestimmt  habe.  Wir  glauben  diese  Stelle  S.  73  rich^ger 
erklärt  zu  haben.  Als  einzigen  Grund  für  seine  Erklärung  iühxt  Lange  aa : 
Gaesar  habe  die  lex  Semproma  im  Sinne   gehabt  bei  den  Woitoi 
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Rede  bei  Sali.  Gai.  51:  aUae  leges  iiem  eondemnaüi  cwUms  non  umiiiosii 
eripi,  sed  exilnim  permitti  nibeni.  Dies  erbelle  daraas,  dass  er  später  sage*. 
poitqaam  drcumvemri  itmocmi^  coepere;  Qraccbus  babe  ein  Gesetz  gege- 
ben ne  quis  iudicio  circumvemretur  (Gic.  p.  Gluent  55,  151).  Dies  ist  ein 
entschiedenes  Missverständniss;  denn  dies  letztere  Gesetz  bezieht  sich  auf 
das  Amtsverbrechen  der  als  Richter  dienenden  Senatoren :  wir  werden  dar- 
über bei  den  Gesetzen  über  die  Geschworengerichte  sprechen.  Aber  auch 
ohne  dies  Missverständniss  sind  Langes  Schlüsse  nicht  genügend.  Die 
Stelle  von  SalL  Gat  51  ist  richtiger  von  G.  G.  Zumpt  in  seiner  oben  (Note 
13)  angeführten  Abhandlung  S.  41  erklärt.  Yergl.  unsere  Darstellung 
S.  411  flgd.  Unter  den  Gesetzen,  welche  über  die  Todesstrafen  Römischer 
gegeben  sind,  versteht  Gicero  nur  die  Porrcischen. 

24)  Man  sehe  Dionys.  XI,  52 ;  Zonaras  YII,  19.  Auch  Kaiser  Glaudius 
in  seiner  Rede  über  das  Bürgerrecht  Gallischer  Staaten  Tafel  I  folgt  die- 
ser gewöhnlichen  Ueberlieferung.  E«r  sagt  von  den  Militairtribunen :  quid 
in  phtreM  düiributum  consulare  imperiym  tritmnosgue  militum  coruulari  tmpe- 
rio  appellatoif  gut  seni  ei  saepe  octom  crearentur?  Wenigstens  weicht  er 
nicht  von  ihr  ab,  da  er  nur  die  Thatsachen  angiebt,  ohne  auf  die  Gründe 
derselben  einzugehen. 

25)  Die  neueren  Forscher  nehmen  an,  nur  der  Senat  habe  darüber  ent- 
schieden, ob  Gonsuln  oder  Militairtribunen  gewählt  werden  sollten.  So 
Becker  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II,  2,  142  und  Lange  Römi- 
sche Alterthümer  L  477.  Sie  müssen  dabei  einen  Irrthum  von  Dionysius 
annehmei),  welcher  an  mehreren  Stellen  eine  Mitwirkung  des  Volkes  er- 
wähnt und  dazu  sind  wir  nicht  berechtigt.  Lange  sagt  zwar,  Dionysius  sei 
dadurch  zu  seiner  Ansicht  verleitet  worden,  d&ss  die  Tribunen  auf  den 
Senat  einzuwirken  suchten,  z.  B.  Liv.  lY,  12  und  43.  Indessen  wie  wenig 
dieser  Umstand  auch  bei  einem  mit  der  Römischen  Verfassung  nur  wenig 
Bekannten  einen  Irrthum  veranlassen  konnte,  leuchtet  ein.  Es  würde  fol- 
gerichtig sein,  dass  jede  Aenderung  im  Staate  durch  den  Senat,  nichts 
durch  das  Volk  geschehen  sei;  denn  immer  suchen  die  Tribunen  auf  den 
Senat,  welcher  den  Vorbeschluss  fassen  muss,  einzuwirken.  Es  ist  jene  An- 
sicht eine  an  sich  unmögliche;  denn  der  Senat  war  bei  der  Entscheidung 
Partei,  und  hätte,  wenn  er  die  Macht  dazu  gehabt,  immer  für  Gonsuln  ge- 
stimmt. Wir  haben  in  imserer  Darstellung  alle  Stellen,  auf  welche  jene 
falsche  Ansicht  sich  stützt,  genügend  erläutert  Wir  müssen  hierbei  noch 
eine  andere  Ansicht  von  Lange  1,  478  über  die  Einsetzung  der  Militairtri- 
bonen  widerlegen.  Er  sagt:  „Legalisirt  ist  diese  Veränderung  wohl  nicht 
durch  eine  besondere  lex  consularit  de  iribunis  miiitum  creandis,  die  Livius 
an  einer  spätem  Stelle  beiläufig  voraussetzt  (IV,  35),  und  durch  die  der- 
selben ertheilte  pairum  4tuctoritas;  denn  in  den  Quellen  ist  nur  von  einem 
senaius  consuUum  (Dion.  XI,  61)  und  von  geheimen  Zusammenkünften  der 
Patricier,  zu  denen  nicht  einmal  alle  Patricier  zugezogen  wurden,  die  Rede 
(Liv.  lY,  6;  Dion.  XI,  55).  Daher  ist  auch  hier,  wie  bei  der  Einsetzung 
der  Decemvim,  wahrscheinlich,  dass  die  comiiia  centuriata  (vergl.  Liv.  V, 
13.  52;  wonach  V,  18  zu  berichtigen),  welche  ex  aenatus  consulto  angesagt 
wurden  iribunis  mUihim  consulari  potestate  creandis  (Liv.  IV,  6),  die  Ver- 
änderung durch  den  Act  der  Wahl,  die  auch  ein  jussus  popuH  war  (Liv.  VII, 
17;  IX,  33),  gut  Messen,  und  dass  die  Gurien  sie  bestätigten  durch  die  Be- 
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willigang  der  lex  curiata  for  die  Gewählten."  Diese  Ansicht  hängt  zusam- 
meu  mit  der  Meinung,  welche  Lange  überhaupt  von  der  Befogniss  der  Cen- 
turiatcomitien  und  der  ihnen  allein  zukommenden  Entscheidung  über  das 
cohsulnre  Imperium  hat:  wir  halten  sie  nicht  für  begründet,  können  sie  in- 
dessen hier  nicht  beiläufig  widerlegen.  Im  vorliegenden  Falle  ist  die  Dar- 
steUung,  welche  er  von  der  Einsetzung  der  Militairtribunen  giebt,  unrichtig. 
Livius  rV,  35  setzt  nicht  eine  lex  consularu  de  tribunis  miiiium  ereandis 
voraus:  er  lässt  einen  Volkstribunen  sagen:  Nee  se  videre,  cur  non  lex 
quoque  ahrogelur,  qua  \d  liceat,  quod  nunguam  futurum  sit.  Er  spricht 
also  zwar  von  einem  Gesetz;  aber  dass  dies  ein  consularisches  sei,  ist 
Langes  Zusatz  und  zwar  ein  falscher.  Denn  Liv.  lY,  6  erwähnt  die  Pri; 
vatzusammenküofte  der  Patricier  nur  als  vorhergehend  dem  endgültigen 
Abkommen ;  wie  dies  letztere  getroffen  wurde,  berichtet  er  nicht  Dagegen 
Dionysius  erzählt  zuerst  (XI,  55)  von  jenen  Privatzusammenkünften ,  aber 
dann  noch  ausfuhrlich  (XI,  57)  von  der  Senatssitzung  selbst,  und  endlich 
(XI,  61),  nach  gefasstem  Senatsbeschlusse  seien  die  Volkstribunen  fröhlich 
auf  den  Markt  gekommen,  hätten  das  Volk  zur  Versammlung  berufen,  den 
Senat  gelobt  und  die  Plebejer  aufgefordert,  sich  mit  den  Patriciem  um 
das  Militairtribunat  zu  bewerben.  Darin  geschieht  zwar  keine  ausdrückhcbe 
Erwähnung,  dass  jener  Senatsbeschluss  durch  Tributcomitien  zum  Gesetz 
erhoben  worden  sei;  aber  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  es  geschehen,  liegt 
darin.  Die  Gewissheit  davon  bezeugt  Dionysius  XI,  63,  wo  zuerst  von  dem 
Beschlüsse  des  Volkes  über  die  Wahl  von  Gonsuln,  dann  von  den  Gonsoln 
selbst  erzählt  wird.  Also  bestanden  während  der  ganzen  Zeit»  wo  die  Re- 
gierung zwischen  Gonsuln  und  Militairtribunen  schwankte,  in  jedem  Jahre 
folgende  Acte,  ehe  die  höchsten  Beamten  bestimmt  waren,  erstens  ein  Se- 
natsbeschluss, dann  ein  Volksbeschluss  der  Tributcomitien  unter  Leitung 
der  Volkstribunen,  dann  Genturiatcomitien  von  Gonsuln  oder  Militairtribu- 
nen geleitet,  endlich  das  Guriatgesetz. 

26)  Bei  Pompooius  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2)  2,  25  heisst  es:  Deimde 

cum  post  aliquot  annos  quam  XII  tabulae  latae  sunt,  et  pUhs  eonUnderei 
cum  patribus  et  vellet  ex  suo  quoque  corpore  consules  creare  ei  patres  re- 
cusarent,  factum  est,  ut  trilmni  militum  crearentur,  partim  ex  plebe  partim 
ex  patribus  consulari  potestate,  iique  cotutituti  sunt  vario  numero;  inierdta» 
emm  viginti  fuerunt,  interdum  plures,  nonnunqt*an  pauciores.  Die  Übrige 
Darstellung  ist  vollkommen  richtig,  namentlich  auch  das  promiscae  ex  pa- 
tribus ac  plebe  ^  wie  Livius  sagt,  richtig  durch  partim  ex  plebe,  parHm  ex 
patribus  ausgedrückt  Um  so  unbegreiflicher  wäre  die  Nachricht,  mao 
hätte  zwanzig  Militairtribunen  als  regelmässige  Zahl  gewählt:  vigimi  mass 
ein  Fehler  der  Abschreiber  sein  und  sex  gelesen  werden.  Es  hiess  VI,  das 
Jemand  für  die  Anfangbuchstaben  von  viginti  nahm  und  so  das  Versdieo 
erzeugte. 

•  27)  Lange  Römische  Alterthümer  I,  480  bringt  auch  hier  wieder  seine 
Ansicht  über  die  Bedeutung  der  Genturiatcomitien  und  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Militairtribunen  eingesetzt  worden  seien,  an:  er  sagt,  die  drei  er- 
wählten patricischen  Tribunen  hätten,  eben  weil  die  Wahl  ein  jvsms  ^ 
puli  war,  als  legituner  Magistrat,  nicht  etwa  als  ein  unvoUständiges  uzKi 
deshalb  illegitimes  Gollegium  gegolten.  Die  Wahl  war  nicht  tan  jm*tm  p^- 
puH,  der  selbst  ein  Gesetz  schaffen  konnte;  denn  sonst  hätten  ttMh  sehn 
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and  zwölf  Militairtribunen  erwählt  werden  können  und  das  war  nicht  mög- 
lich. Zwischen  einer  Volksversammlung,  welche  eine  Wahl  Yornimmt,  und 
solcher,  welche  ein  Gesetz  giebt,  ist  ein  grosser,  auch  äusserer  Unterschied 
Auch  ist  ein  unvollständiges  Collegium  nicht  illegitim.  Selbst  bei  den 
Volkstribunen  werden  die  Gewählten  nicht  illegitim,  wenn  sie  nicht  die 
gesetzliche  Zahl  haben,  sondern  nur  der  Vorsitzende  bei  der  Wahl  wird 
strafbar,  wenn  er  dieselbe  nicht  so  lange  fortsetzen  lässt.  bis  die  Zahl 
vollständig  ist  Ueber  die  gesetzlich  vorgeschriebene  oder  erlaubte  Zahl 
hat  Lange  S.  479  dieselbe  Meinung,  welche  wir  nach  den  Zeugnissen  der  Ue- 
berlieferung  angenommen  haben;  ihre  innere  Begründung  durch  Verglei- 
chung  mit  der  Zahl  der  Legionstribunen  halten  wir  indessen  für  überflüssig 
und  nicht  zutreffend.  Vergl.  desselben  Gelehrten  Abhandlung:  Ueber  Zahl 
und  Amtsgewalt  der  Gonsulartribunen  (Wien  1856)  S.  6  flgd.  Besondere 
Verhältnisse  müssen  bei  der  Wahl  der  ersten  Militairtribunen  im  Jahre  444 
V.  Chr.  obgewaltet  haben,  welche  man  wegen  mangelnder  Ueberlieferung 
nicht  vollständig  aufklären  kann:  wir  haben  deswegen  unsere  Vermuthang 
über  die  Verschiedenheit  der  erlaubten  und  der  wirklich  gewählten  Zahl 
von  Militairtribunen  auf  den  Bericht  von  Livius  über  die  Wahl  der  zwei- 
ten, welche  überhaupt  ernannt  wurden,  vom  Jahre  438  gegründet  Dies  war 
um  so  mehr  nöthig,  als  in  dem  Berichte  von  Livius  über  die  Wahl  der 
ersten  Militairtribunen  ein  Fehler  sein  muss.  Es  heisst  bei  ihm- IV,  6  Co- 
milia  tribunis  consulari  poteslate  tribus  creandis  indicuntur.  Die  Zahl  drei 
kann  hier  nicht  richtig  sein;  denn  es  steht  fest,  dass  sechs  Plätze  besetzt 
werden  konnten.  Indessen  ein  Versehen  von  Livius  selbst  ist  es  schwer- 
lich, sondern  wahrscheinlich  der  Abschreiber,  welche,  weil  nachher  wirk- 
lich nur  drei  Militairtribunen  gewählt  wurden,  hier  die  Zahl  gegen  die  Ab- 
sicht des  Geschichtsschreibers  hinzufügten. 

28)  Schon  Niebuhr  Römische  Geschichte  II,  438,  der  freilich  überhaupt 
unhaltbare  Vermuthungen  über  die  Einsetzung  der  Militairtribunen  aufge- 
stellt hat,  sprach  die  Ansicht  aus,  dieselben  hätten  an  Macht  den  Consuln 
nachgestanden,  ohne  jedoch  genauer  anzugeben,  in  welcher  Beziehung  ihre 
Macht  geringer  gewesen  wäre.  Er  begründete  seine  Vermuthung  auch  nicht 
weiter,  sondern  begnügte  sich,  Livius'  Angabe  IV,  7,  welcher  ihnen  den  Ober- 
befehl und  die  Amtszeichen  der  Consuln  zuschreibt,  der  Uebertreibung  zu 
zeihen:  er  sprach  ihnen  die  curulische  Würde  ab.  Auch  Peter  Epochen 
der  Verfessungsgeschichtc  der  Römischen  Republik  (Leipzig  1841)  S.  86 
glaubt  daran,  die  Macht  der  Militairtribunen  sei  gegen  die  der  Consuln  be- 
schränkt gewesen,  ohne  etwas  weiteres  als  die  Auspicien  anzuführen.  Zum 
besonderen  Gegenstande  der  Untersuchung  machte  diesen  Punkt  Ottokar  Lo- 
renz Ueber  das  Consulartribunat  (Wien  1855) :  er  nahm  an,  die  Macht  die- 
ses Tribunates  sei  anfänglich  eine  geringe  gewesen  und  erst  allmälig  mit 
dem  zunehmenden  Einflüsse  der  Plebejer  überhaupt  gewachsen.  Er  wurde 
widerlegt  von  Lange  in  der  früher  angeführten  Abhandlung  und  diese  Wi- 
derlegung ist  so  gründlich  und  überzeugend,  dass  wir  auf  die  Ansicht  von 
Lorenz  nicht  wieder  einzugehen  brauchen.  Aber  Lange  S.  28  seiner  Ab- 
handlung glaubt  dennoch,  die  Macht  der  Militairtribunen  sei  geringer  ge- 
wesen als  die  der  Consuln  und  hat  diese  Meinung  auch  in  seinen  Römi- 
schen Alterthümem  I,  480  wiederholt  Er  beruft  sich  theils  auf  diejenigen 
Gründe,  welche  wir  oben  in  unserer  Darstellung  schon  widerlegt  haben,  theils 
a  29 
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auf  einen  Ausdruck  von  Livius  V,  2,  welcher  die  Herrschaft  der  Hilitaiitribunen 
procontularis  imago  nennt;  er  ist  indessen  vollkommen  richtige  auch  wenn  die 
Gewalt  derselben  nicht  geringer  war.    Denn  die  Militairtribunen  vertreten 
eben  die  Stelle  der  Cousuln,  sie  sind  ein  Vorbild  der  s]>ätem  Proconsuln. 
Dass  in  der  Zusammenstellung,  welche  Livius  lY,  39  zwischen  dem  Range  des 
magtster  equitum   und  der  Militairtribunen  macht,  kein  Beweis  für  die  ge- 
ringere Macht  der  letztem  liegt,    giebt  Lange   selbst  zu;  denn  dass  der 
Rang  der  Tribunen  geringer  war  als  der  derConsuln,  ist  zweifellos.  Auch 
die  Bedenken,  welche  man  trug,  ob  von   den  Militairtribunen  ein  Dictator 
emannt   werden  könnte  (Liv.  lY,  31),  beweisen  nichts:    sie  wurden  durch 
den  Ausspruch  der  Augum  beseitigt  und  es  kam  dabei  überhaupt  mehr 
auf  die  Form  als  auf  das  Wesen  der  Sache  an.    Man  kann  also  aUen  an- 
geführten Gründen  keine  Beweiskraft  dafür  zuschreiben,  dass  die  Gewalt 
der  Militairtribunen  beschränkter  gewesen  sei  als  die  der  Gonsuln.    Lange 
seinerseits  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  die  Amtsgewalt  der  plebejischen 
Militairtribunen  eine  andere  und  zwar  weniger  umfangreiche  war  als  die  der 
patricischen ,  in  so  fem  als  jene  das  richterliche  imperium  entbehrten,  diese 
es  besassen.    Zwei  vermeintliche  Beweise  werden  für  diese  Ansicht  ange- 
führt   Erstlich  spreche   dafür   der  Umstand,   dass  im  Jahre  367  v.  Chr. 
bei   der  Theilung  des  (Konsulates  zwischen  Patriciem  und  Plebejern  die 
richterliche  Gewalt  abgezweigt  und  einem  patricischen  Prätor,  9«i  in  urbf 
MM  dicerety  übergeben  wurde.    Diese  Erklärung  von  der  Einsetzung  der 
Prätur  ist  nicht  eine  nothwendige  und  damit  verliert  der  angebliche  Grund 
seine  Beweiskraft.    Man  kann  mit  mehr  Wahrscheinlichkeit  sagen,  bis  zum 
Jahre  367   hätten   sechs  Tribunen  die  oberste  Gewalt  gehabt,  fortan  soll- 
ten sie   zwei  Gonsuln   haben;    aber  da  die  Menge  der  Geschäfte  zu  gross 
war,  sei   die  Prätur  eingesetzt  und  weil  die  Plebejer  dieselbe  noch  nicht 
verlangt  hatten,  natürlicher  Weise  Pcitriciern  übertragen  worden.    Zweitens 
sagt  Lange  S.  30:  „die  Annahme,  dass  die  plebejischen  Consolartribuneo 
das   richterliche    imperium   nie   gehabt   haben,    wird    dadurch    bestätigt, 
dass  in  jedem  gemischten  CoUegium  wenigstens  ein  Patricier   war  (Liv.  Y, 
13)  oder,  wenn  mehrere  Patricier  in  den  Krieg  zogen,  doch  mit  den  Ple- 
bejern wenigstens  em  Patricier  in  Rom  blieb  (Liv.  YI,  30)  und  dass  nie- 
mals, so  viel  wir  sehen  können,   ein  plebejischer  Gonsulartribun  die  awa 
urbis,  also  auch  nicht  die  Jurisdiction,  gehabt  hat.    Denn  der  von  Livius 
allein  erwähnte  tribunicische  custos  urbis  aus  der  Zeit  der  gemischten  Ool- 
legia  war  Patricier  (Liv.  Yl,  6)."    Alle  diese  angefahrten  Thatsachen  sind 
nicht  beweisend.    Dass  wenigstens   ein  Patricier  in  jedem  gemischten  C^- 
legium  war,   sagt  Livius  nicht,    wenigstens  nicht,  dass  er  es  sein  musste, 
sondem  nur,   dass  in  einem  Jahre  nur  ein  Patricier  gewählt  worden  sei. 
Daraus  folgt  nicht,  dass  er  gewählt  werden  musste,  noch  weniger,  dass 
er  des  richterlichen  imperiwn  halber  gewählt  werden  musste.    Bei  weitem 
die  meisten  Militairtribunen  sind  Patricier  gewesen,   viele  Jahre  hindurch 
wurde  kein  Plebejer  gewählt  und   es  sollte  wunderbar  sein  und  ein^  be- 
sondem  Giimd  und  zwar  den  des  richterlichen  unperium  haben,  dass  in 
einem  Jahre  doch   ein  Patricier  gewählt  wurde!    Als  vom  Jahre  366  r. 
Ghr.  an  ein  Gonsul  ein  Plebejer  sein  musste,    dauerte  es  bis  zum  Jahre 
172  V.  Ghr.,  ehe  es   beide  waren:  noch  im  Jahre  215  v.  Ghr.  nahm  man 
daran  religiösen  Anstoss.    So  sehr  bewahrte  man»    ohne  äussere  Yena- 
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lassung,  die  alte  Sitte  Patricier  ani  wählen.  Ferner  sagt  Lange,  wenig- 
stens ein  Plebejer  sei  in  Rom  geblieben.  Aber  Livius  zum  Jahre  379  v. 
Chr.  fasst  das  Yerhältniss  anders  auf.  Es  waren  damals  drei  Patricier  und 
drei  Plebejer  erwählt:  er  erzählt,  weil  zwei  Patricier,  P.  und  C.  Manlius 
die  Plebejer  an  Adel,  den  dritten  Patricier  an  Einfluss  übertroflFen  hätten, 
deswegen  seien  sie  mit  der  Führung  des  Krieges  beauftragt  worden:  also 
Zufall  war  es,  nicht  Nothwendigkeit ,  was  den  einen  Patricier  in  der  Stadt 
hielt  Endlich  ein  einziger  custot  urins  aus  der  Zeit  der  gemischten  Golle- 
gia  wird  erwähnt  und  dieser  war  ein  Patricier:  daraus  soll  folgen,  dass 
er  es  sein  musste!  Widerlegt  aber  wird  Langes  Ansicht  von  dem  Mangel 
des  richterlichen  impei-ium  bei  den  plebejischen  Militairtribunen  durch  das 
in  unserer  Darstellung  erwähnte  Beispiel  der  Zehnmänner ,  deren  plebejische 
Mitglieder  eben  dieselbe  richterliche  Gewalt,  wie  die  patricischen ,  gehabt 
haben.  Ueberhaupt  ist  es  eine  nicht  beweisbare  und  mit  der  Römischen 
Anschauung  nicht  vereinbare  Behauptung,  dass  man  das  imperium  getheilt 
habe:  wer  dasselbe  hatte,  besass  alle  Theile  desselben,  eben  so  gut  das 
militärische  wie  das  richterliche:  er  konnte  nicht  Gelegenheit  haben  aUe 
Theile  desselben  zu  üben ,  aber  die  Befähigung  dazu  besass  er.  Durch  die 
Annahme  von  Langes  Behauptung  wird  ein  falscher  Grundsatz  in  das  Rö- 
mische Staatsrecht  eingeführt. 

29)  Ich  erwähne  dies,  weil  noch  Geib  Geschichte  des  Römischen  Cri- 
minalprocesses  S.  69  für  nöthig  erachtet  hat,  die  Meinung  firiiherer  Gelehr- 
ten, dass  Consuln  und  Dictatoren  immer  ohne  Beirath  (consilium),  alle 
übrigen  Quästoren  aber  mit  einem  Beirathe  zu  Gerichte  gesessen  hätten, 
zu  erwähnen  und  zu  widerlegen. 

30)  Man  sehe  z.  B.  die  Betrachtungen,  welche  Niebuhr  Römische  Ge- 
84;hichte  III,  36  über  die  Einsetzung  der  Prätur  anstellt  und  die  im  Gan- 
zen in  Maiquardt- Beckers  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II,  2,  182 
gebilligt  werden.  Als  besondem  Grund ,  weshalb  die  Patricier  das  Richter- 
amt ihren  Standesgenossen  zu  erhalten  wünschten,  führt  Niebuhr  an,  sie 
hätten  die  Gerichte  über  den  Besitz  von  Staatsacker  nicht  aus  den  Hän- 
den lassen  wollen,  ein  Grund,  welcher  für  die  Plebejer  schwerlich  be- 
stimmend sein  konnte.  Es  kam  dabei  nur  auf  die  Anwendung  ganz  kla- 
rer und  unzweideutiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  an,  wobei  die  Volks- 
tribonen  leicht  Gerechtigkeit  erzwingen  und  Ungerechtigkeiten  hindern 
konnten. 

31)  Man  sehe  z.  B.  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  H, 
2,  188,  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  s.  v.  praetor  VI,  25.  Auch  der 
neueste  Bearbeiter  der  Römischen  Alterthümer  I,  560  ist  derselben  Meinung, 
wenngleich  er  nicht  umhin  kann.  Einiges  auch  aus  der  Strafrechtspflege 
dem  Prätor  beizulegen.  Er  sagt,  er  hätte  für  die  in  Capitalprocessen  rich- 
tenden comitia  ceniuriaia  den  Tag  bestimmt.  Weiter  nichts!  Nicht  etwa 
auch  den  Vorsitz  bei  der  Verhandlung  gefuhrt?  Es  lag  so  nahe  und  war 
So  folgerecht,  die  Strafrechtspflege  des  Prätors  zu  erkennen,  dass  die  Ver- 
kennung der  Sachlage  Wunder  nehmen  muss. 

32)  Pighius  in  seinen  Annalen  U,  471  setzt  die  Prätur  von  M.  Popi- 
litis  in  das  Jahr  143  v.  Chr.,  sein  Gonsulat  fällt  139  v.  Chr.  Auf  einen 
früheren  Prätor  gleichen  Namens  will  er  den  Fall  nicht  beziehen ,  weil  der 
erste  Elternmord  in  Rom  nach  dem  Punischen  Kriege  vorgekommen  sein 
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soll.  Bei  dem  Mangel  anderer  Nachrichten  lässt  sich  eben  nur  sagen,  der 
Process  falle  vor  das  erste  Jahrhundert  v.  Chr. 

33)  Die  einzige  Nachricht  daiiiber  findet  sich  bei  Liv.  per.  XIX  duo 
praetores  lunc  priinum  creaii  svnt.  Sie  steht  immittelbar  vor  der  Erzäh- 
lung ,  der  Oberpriester  L.  Caecilius  Metellus  (er  war  es  nach  Oic.  Cat  maj. 
9,  30  im  Jahre  243  v.  Chr.,  4  Jahre  nach  seinem  Ck>nsnlate  geworden) 
habe  dem  Consul  A.  Postimiius  Albinus  nicht  erlaubt,  die  Stadt  zu  ver. 
lassen.  Diese  Bemerkung  ist  aus  dem  Berichte  über  die  Yertheilung  der 
Provinzen,  der  bei  Livius  die  Geschichte  jedes  Jahres  zu  eröffnen  pflegt, 
entnommen;  die  vorhergehende  also  über  die  Vermehrung  der  Prätorea 
wahrscheinlich  aus  dem  Bericht  über  den  Ausfall  der  Comitien  desselben 
Jahres.  Damach  sind  Becker  Römische  Alterthümer  U,  2,  183  und  Lange 
Römische  Alterthümer  I,  Ö64  zu  berichtigen. 

34)  Auch  für  diejenigen  Zeiten,  von  denen  wir  wegen  des  Verlustes 
von  Livius*  Geschichtswerk  nur  geringe  Kenntniss  über  diese  Verhältnisse 
haben ,  kann  man  dennoch  imgcfähr  die  Yertheilung  der  Provinzen  in  jedem 
Jahre  bestimmen :  wir  haben  dies  versucht  in  der  Abhandlung  De  Gaiiia 
Romanorum  provincia  in  unsem  Htudia  Romana  (Berol.  1859).  Es  ergiebt 
sich  daraus  dasselbe ,  wie  bei  denjenigen  Jahren ,  bei  denen  wir  die  Yer- 
theilung der  Provinzen  aus  Livius  genau  kennen. 

35)  So  nahm  es  an  S.  W.  Zimmern  Geschichte  des  Römischen  Privat- 
rechtes I,  1,  123.  Seine  Gründe  beruhen  auf  Cicero  in  Verr.  I,  44,  144, 
der   von   der  Intestaterbfolge   sagt:    Posteaquam    tt»  praetorium  eonstHutum 

est ,  semper  hoc  iure  usi  sumvs,  woraus  man  indess  keinen  derartigen  Schluss 
ziehen  kann.  Denn  erstens  spricht  Cicero  von  der  Feststellung  des  präto- 
rischen  Rechtes ,  nicht  von  dem  Beginn  eines  jährlichen ,  prätorischen  Rech- 
tes, zweitens  nennt  er  nachher  die  Erbfolgebestimmungen  ein  vetus  etüeium, 
woraus  freilich  auch  nicht  auf  ein  jährlich  erlassenes  Edict  gesdilosseo 
werden  darf.    Aus  der  Stelle  bei  Gic.  Top.  5,  28  si  quis  ius   eivile  dkeei 

%d  este  f  quod  in  legibut ,  senalus  consuUis ,  rebus  iudicatis ,  iuris  peritorum 
tntctoritate^  edictis  magistratuum ,  more ,  aequitate  consistat  folgt  gar  nichts 
in  Bezug  auf  die  Zeit ,  in  welcher  die  Sitte  aufkam ,  dass  der  Pr&tor  beim 
Anfange  seines  Amtes  ein  Edict  abfasste.  Eben  so  wenig  beweisend  ist  die 
Nachricht  Ciceros  (de  leg.  I,  5  und  II,  23),  zur  Zeit  seiner  Jugend  sei  es 
Sitte  gewesen ,  die  Xü  Tafehi  auswendig  zu  lernen ,  jetzt  zur  Zeit  seines 
Alters  lerne  man  das  prätorische  Edict  auswendig.  Alles  dies  sind  so  nn- 
bestimmte  Aeusserungen ,  dass  man  daraus  keine  Zeitbestimmung  herleiten 
kann.  Richtiger  ist  die  Ansicht  von  Uuschke  {ad  inceri.  auet.  ma^isir. 
Vratislaviae  1829  p.  Ö7flgd.),  der  den  Edicten  ein  hohes  Alter  zuschreibt 
aber  die  Regelmässigkeit  jährlicher  Edicte  einer  spätem  Zeit  vorbehält 

36)  Eine  nicht  richtige  Auffassung  hat  Niebuhr  Römische  Geschichte 
m,  39,  welcher  sagt,  der  Consul  hätte  trotz  der  Einsetzung  des  Pr&tors 
noch  Jurisdiction  behalten  und  sogar  über  Appellationen  entschieden.  Das 
ist  eben  das  Recht  des  Einspruches ,  welches  jedem  gleich  oder  höher  ste- 
henden Beamten  zusteht  und  welches,  wenngleich  zunächst  negativ  wir- 
kend, doch  auch  positiv  etwas  Neues  an  die  Stelle  des  Verworfenen  setzen 
muss.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  560  sucht  durch  sehr  kunstli^ 
und  nicht  recht  beweisende  Gründe  darzuthun ,  die  Intercession  der  CoMBb 
gegen  Acte  des  richterlichen  imperium  des  Prätors  sei  äusserst  setteo, 
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drerseits  aber  doch  rechtiich  möglich.  Freilich  mag  das  später  so  gewe- 
sen sein:  häufiger  war  immer  die  durch  das  Intercessionsrecht  bedingte  Ver- 
ständigung. 

37)  Ueber  die  Wahl  der  Aedilen  ist  das  Meiste  sicher  und  bekannt: 
es  kann  aus  den  gewöhnlichen  Handbüchern   der  Römischen  Alterthümer 
entnommen  werden.    Nur  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  aedilicischen  Gomi- 
tien  glaubte  man  einen  Widerspruch  in  den  Berichten  der  alten  Schrift- 
steller zu  finden :  man  suchte  denselben  früher  durch  Erklärung  zu  lösen ; 
als  diese  nicht  beledigend  ausfiel ,   ist  man  jetzt  dahin   gekommen ,  den 
einen  Schriftsteller  des  Irrthums  zu   zeihen,    trotzdem  dass  seine  Aussage 
auch  durch  andere  Zeugnisse  bestätigt  wird.    Plutarch   nämlich  im  Leben 
von  Marius  c.  5   berichtet  von  dessen  politischer  Laufbahn.     Nach  dem 
Tribunat  hätte  sich  Marius  um  die  „höhere",  d.  h.  die  curulische  Aedilität 
beworben.    «Denn,  sagt  Plutarch,    es  giebt  zwei  Glassen  von  Aedilen,  die 
eine  derer,  welche  von  den  curulischen  Sesseln,  auf  denen  sitzend  sie  ver- 
handeln ,  die  curulischen  heissen ;  die  geringeren  nennt  man  die  plebejischen. 
Wenn   sie  aber  die  geehrteren  gewählt  haben,   so  bekommen  sie  für  die 
andern  wiederum  die  Stimmtäfelchen.    Als  also  nun  Marius  erkannte ,  dass 
er  bei  jener  Aedilität  zu  kurz  komme,  ging  er  alsbald  dahin  über,  sich  um 
die  andere  zu  bewerben ,  wobei  er,  weil  er  frech  und  eigensinnig  erschien, 
ebenfalls  Unglück  hatte  und  was  Niemand  anders  widerfuhr,  an  einem  einzi- 
gen Tage  zwei  Zurückweisungen  erfuhr."  Es  ergiebt  sich  aus  diesen  Worten  Plu- 
tarchs,  dass  die  Trennung  der  beiden  Aedilitäten  auch  bei  der  Wahl  zu  den- 
selben beobachtet  wurde:  er  sagt  ausdrücklich,  nach  der  Wahl  der  curuli- 
schen Aedilen  hätte  man  die  Abstimmung  über  die  plebejischen  begonnen. 
Damit  ist  denn  auch  wahrscheinlich,  dass  die  Vorsitzenden  bei  der  Wahl 
jener  andere  waren  als  bei  diesen:  wären  sie  dieselben  gewesen,  so  würde 
man  die  Wahl  aller  Aedilen  verbunden  haben.    Diese  Trennung  der  ädili- 
cischen  Wahlcomitien  wird  bestätigt  durch  Gic.  p.  Plane.  21,  51,  der  von 
Marius  sagt  qui  duabut   aedihtaUbu»  repuhus  septies    consul   est  facttu,   wo 
die  Bewerbung  um  die  beiden  Aedilitäten  und  die  Zurückweisung  von  bei- 
den ausdrücklich  geschieden  wird;  femer  durch  Gic.  p.  Plane.  22,  53  und 
in  Pis.  1,  2,  woraus  hervorgeht,  dass  nur  zwei  Aedilen  auf  einmal  gewählt 
wurden.    Wenn  Plutarch   ferner  angiebt,  die  Wahl  der  vier  Aedilen  sei, 
wenngleich  in  gesonderten  Wahlversammlungen  von  zwei  und  zwei  Aedilen, 
dennoch  an  einem  Tage  vollzogen  worden,  so  haben  wir  keine  Ursache,  an 
der  Richtigkeit  dieser  Nachricht   zu  zweifeln.     Man  hatte   sich  gewöhnt, 
mehrere  Beamten   an  einem  Tage  zu  wählen  und  verband  deshalb  aus 
Rücksicht  auf  Bequemlichkeit  die  Gomitien  von  allen    Aedilen.    An  sich 
freilich  würde  die  Verlegung  der  Wahlen  für  die  curulischen  und  die  ple- 
bejischen Aedilen  an  verschiedene  Tagen  nichts  gegen  sich  haben:  sie  ist 
sogar  ohne  Zweifel  in  alter  Zeit  Sitte  gewesen  und  hat  sicherlich  auch  spä- 
ter, wenngleich  wir  keine  Nachricht  darüber  haben,   statt  gefunden.    In- 
dessen dies  eine  wurde  festgehalten,  dass  die  Wahl  der  curulischen  Aedilen  vor 
der  der  plebejischen   geschah:  dies  erkennt  man  aus  Plutarchs  Erzählung 
und  dasselbe  ergiebt  sich  überhaupt  aus  der  Reihenfolge  der   Gomitien. 
Denn  zuerst  fianden  die  consularischen  statt,  dann  die  prätorischen,  ädili- 
cischen,  quaestorischen :  der  Rang  der  Aemter  wurde  auch  hierin  beobach- 
tet.   Man  sehe  Gic.  in  Verr.  Act.  I,  7  sq.;  Ascon.  p.  136;  Dio  Gass.  XXXIX, 
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7  und  32.  In  Widerspruch  hiermit,  nicht  nur  mit  Plntarchs  anf  eine  ge- 
schichtliche Thatsache  gegründeter  Erzählung,  sondern  auch  mit  den  übri- 
gen Nachrichten  stehen  scheinbar  die  Angaben,  welche  sich  bei  Cic  epist 
YIII,  4,  3  in  einem  Briefe  von  M.  Caelius  Rufus  an  Cicero  finden.  Aus  ih- 
nen glaubte  man  zu  erkennen,  dass  im  Jahre  51  v.  Chr.  die  Wahl  der  ple- 
bejischen Aedilen  an  einem  besonderen  Tage  und  vor  der  der  curulischen 
Aedilen  stattgefunden  habe,  und  da  hierin  das  unmittelbare  Zeugnisseines 
Augenzeugen  vorliegen  würde,  nahm  man  keinen  Anstand,  Plutarchs  Anga- 
ben, sowie  die  andern  damit  in  Verbindung  stehenden  Nachrichten  für  irr- 
thümlich  zu  erklären.  So  thun  es  Becker  Handbuch  der  Römischen  Alter- 
thümer  II,  2,  306;  Lange  Römische  Alterthümer  1,  617;  Rein  in  Paolys 
Realencyclopädie  I,  217.  Rufiis  bewarb  sich  in  dem  genannten  Jahre  um 
die  curulische  Aedilität,  seine  Mitbewerber  waren  C.  Lucceius  Hirrus  and 
M.  Octavius,  um  die  plebejische  Aedilität  bewarb  sich  ML  Caelius  Vinida- 
nus.  Rufus  schreibt  nun  am  1.  August  folgendes  an  Cicero:  Comiiiomm 
dilaiiones  occupatiorem  me  kabebani  ei  expectart  in  d%e$  exitum  cogebami,  ui 
confectis  omnituM  te  facerem  eertiorem.  Ad  Kalendas  SexUies  usque  e.xpe^ 
ctavi,  Praelorüs  morae  quaedam  inciderunt.  Mea  porro  eomitla  quem  evem^ 
htm  sini  habitura  nescio;  opinionem  qvidem,  quod  ad  Hirntm  attmet,  imere^ 
dibilem  aedilium  pL  eomiins  naeta  sunt.  Nam  M,  CaeUum  Ktmcuiiiiiin  imen- 
tio  illa  faiua^  quam  deriseramug  oHm,  ei  promulgaiio  de  diciaiore  wukito 
deiecii  ei  deiecium  magno  elamore  imecuia  e$i,  Inde  Uirrum  cuneii  um 
non  faeiendum  ßagiiare.  Die  Wahl  der  curuIischen  Aedilen  war  also  noch 
nicht  gewesen,  zuvor  musste  noch  die  der  Prätoren  statt  finden.  Aber 
war  die  der  plebejischen  Aedilen  gewesen?  Es  kommt  auf  die  Worte  an 
opinionem  quidem,  quod  ad  Hirrum  aiHnei,  ineredibiUm  aedilium  pl.  eomkins 
nacia  suni.  Man  erklärt  dies,  die  Wahl  der  plebejischen  Aedilen  hätte 
statt  gefunden,  Caelius  Vinicianus,  welcher  derselben  politischen  Mdnung 
wie  Hirrus  war,  sei  dabei  durchgefallen  und  daher  bekomme  Rufns  die 
Hoffnung,  auch  Hirrus  werde  durchfallen.  Ohne  Zweifel  können  auch  die 
Worte  dies  bekunden.;  aber  die  Frage  ist,  ob  sie  es  bedeuten  müssea: 
sonst  ist  der  Beweis  nicht  gültig.  Unter  camiiia,  wie  unter  dem  deutscheo 
Ausdruck  „Wahlen",  versteht  man  nicht  nur  den  Tag,  an  dem  die  Wahl  ge- 
halten wird,  oder  die  Handlung  der  Wahl  selbst,  sondern  auch  die  Vorbe- 
reitungen zu  derselben,  das  ganze  politische  Oetreibe,  das  mit  derselben 
zusanmienhängt  Wenn  z.  B.  derselbe  Caelius  Rufus,  welcher  joien  Brief 
geschrieben  hat,  im  Anfiemge  eben  desselben  Jahres  an  Cicero  (Cic  epist 
Yin,  2,  %  schreibt  De  comtliu  eontuUrribus  inceriittima  e$i  exiBÜmtaüo: 
ego  incidi  in  competiiorem  nobilem  ei  nobilem  ageniem;  nmm  Jf.  Oettuims 
M,  f.  et  C,  Hirrus  mecum  petii,  so  meint  er  damit  nicht,  man  wisse  ooch 
nicht,  wer  zum  Consul  gewählt  werden  würde,  sondern,  wer  sich  am  das 
Consulat  bewerben  würde;  denn  er  spricht  auch  bei  den  aediücisdiea  Co> 
mitien  nur  von  den  Bewerbern.  Aehnlich  sagt  er  also  an  der  zuerst  ange- 
führten Stelle,  seine  Comitien,  d.  h.  seine  Bewerbung  um  die  curulische 
Aedilität,  hätte,  was  Hirrus  beträfe,  an  Wahrscheinlichkeit  des  Erfolges  ge- 
wonnen durch  die  Comitien  der  plebejischen  Aedilen,  d.  h.  dnreh  die 
politischen  Vorbereitungen  für  ihre  Wahl.  Es  hat  also  die  Wahl  selbst  nodi 
nicht  statt  gefunden.     Damit  schwindet  jeder  Widerspruch  mit  Plutaida 
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Nachricht,  sowie  mit  den  übrigen,  von  uns  angeführten  Zeugnissen  anderer 
Schriftsteller. 

38)  Besonders  hat  dies  Niebuhr  Römische  Geschichte  III,  39  flgd.  ge- 
than,  dessen  ungegrundete  Vermuthungen  schon  von  Becker  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümer  II,  2,  298  flgd.  zuiückgewiesen  worden  sind.  Lange 
Römische  Alterthümer  I,  622  flgd.  verlässt  ebenfalls  die  Ueberlieferung, 
wenn  er  z.  B.  aus  der  cura  urbis  die  Thätigkeit  der  Aedilen  bei  den  Spie- 
len erklärt;  sie  hätten,  sagt  er  S.  627,  bei  allen  aussergewöhnlichen  Anläs- 
sen die  Ordnung  und  die  Ruhe  der  Stadt  zu  erhalten  gehabt.  Dadurch 
wird  man  kein  richtiges  Bild  von  der  Entwickelung  der  Aedilität  gewinnen. 

39)  Livius  VII,  1  sagt  VerecunHia  inde  imposita  est  senatui  ex  patrikui 
iubemü  aediles  curtries  creari,  Primo  ui  allerni»  armi»  ex  plebe  ßereni  con- 
lenerat,  postea  promucuum  fuU,  Noch  Polybius  X,  4  erwähnt  die  Sitte, 
wahrscheinlich  als  zu  seiner  Zeit  bestehend.  Nähere  Nachweisungen  hat 
gegeben  Th.  Mommsen  im  Rheinischen  Museum  XYI,  337  flgd. 

40)  Eine  Aufzählung  des  Einzelnen  findet  man  in  den  Lehrbüchern 
über  die  Römischen  Alterthümer,  auch  bei  Rein  in  Paulys  Realencyclopä- 
die  1  (Stuttgart  1862)  213  flgd. 

41)  Die  Beweise  dafür  hat  zusammen  gestellt  Becker  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümer  H,  2,  362  lud  ich  finde  nicht,  dass  jetzt  eine  ab- 
weichende Meinung  unter  den  Gelehrten  besteht,  während  früher  allerdings 
einige  auch  for  die  Verschiedenheit  der  Aemter  sich  aussprachen,  lieber 
das  Papirische  Gesetz  haben  wir  eine  etwas  abweichende  Ansicht  ange- 
stellt, als  z.  B.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  651. 

42)  So  nehmen  an  z.  B.  Walter  Geschichte  des  Römischen  Rechtes 
§.  209,  Rudorff,  Römische  Rechtsgeschichte  U,  329.  Sclaven  und  Nichtbür- 
ger  nennt  Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  360. 

43)  So  hat  es  gethan  Geib  Geschichte  des  Römischen  Griminalproces- 
ses  S.  97,  der  auch  als  allgemeine  Grund^tze  des  Römischen  Griminal- 
processes  dessen  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  aufstellte.  Den  Ursprung 
der  Oeffentlichkeit  haben  wir  aus  dem  ersten  Valerischen  Provocations- 
gesetze  hergeleitet,  die  Mündlichkeit  lag  nicht  in  der  Befolgung  eines  Rechts- 
grundsatzes,  sondern  in  der  Nothwendigkeit. 

44)  Es  ist  ein  starker  Irrthum,  wenn  man,  wie  es  kürzlich  geschehen 
ist,  aus  Gic.  de  leg.  agr.  U,  13,  33  deiwie  orbis  terrarum  gentiumque  Ome- 
ntum datur  cognitio  sine  cotut/io,  poena  sine  provocatione^  animadversio  nne 
auxilio  hat  schliessen  wollen,  die  Xviri,  welche  P.  Servilius  Rullus  zur 
Ackervertheilung  einsetzen  wollte,  hätten  das  Recht  erhalten  sollen,  ohne 
comilimm  zu  entscheiden.  Abgesehen  davon ,  dass  jene  Worte  sine  consilio 
wahrscheinlich  späterer  Zusatz  sind  und  nicht  von  Gicero  herrühren,  ist 
ein  solches  Recht  ein  Unding.  Denn  es  ist  nie  Jemand  verpflichtet  gewe- 
sen, mit  einem  consilium  zu  richten,  also  konnte  auch  Niemand  davon 
entbunden  werden.  Nur  die  Sitte  bindet,  das  Recht  nicht:  jene  Xviri  hät- 
ten, wenn  sie  wollten,  allein  entscheiden  können. 

45)  Man  vergleiche  z.  B.  die  Betrachtungen,  welche  Geib  Geschichte 
des  Römischen  Onminalproce^sses  S.  101  hierüber  anstellt  Auch  er  nimmt 
an ,  dass  beide  Elemente  schon  während  der  Republik  vermischt  waren  und 
nicht  erst  in  der  Kaiserregiemng  das  inquisitorische  Verfahren  erfunden 
wurde. 
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46)  Es  ist  ein  Verdienst  von  W.  A.  Becker,  in  seinem  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümer  I,  262  zuerst  auf  die  Verschiedenheit  der  Gefiing- 
nisse  in  Rom  aufmerksam  gemacht  und  den  Namen  laviumiae  richtig  er- 
klärt zu  haben.  Derselbe  hat  dann  seine  Ansicht  vertheidigt  und  weiter 
ausgeführt  in  einer  besondem  Abhandlung:  Zur  Römischen  Topographie 
(Leipzig  1843)  S.  19flgd. 

47)  So  stellt  es  z.  Geib  Geschichte  des  Römischen  Griminalprocesses 
S.  168  dar,  welcher  zwischen  unmittelbarer  Volksgerichtsbarkeit,  wie  sie 
bei  der  Anklage  der  Tribunen  in  den  Tribut-  oder  Gentnriatcomitien  er- 
scheint, und  der  mittelbaren  beim  gewöhnlichen  Provocationsver£ahren  be- 
stimmt unterscheidet.  Diese  Unterscheidung  bekämpft  Th.  Monmisen  in 
einer  Recension  des  Werkes  von  Geib  (Jenaische  Literaturzeitung  1844  & 
247),  aber  dergestalt,  dass  er  alle  Gerichtsbarkeit  der  Gomitien  für  mit- 
telbar, alle  Crerichte  vor  dem  Volke  für  Gerichte  zweiter  Instanz  hält 
Am  bestimmtesten  hat  dies  behauptet  Gh.  Eisenlohr  die  protocaUo  ad  po- 
jmhm  zur  Zeit  der  Republik  (Schwerin  185$,  dessen  ganzes  Buch  der 
Durchflihrung  dieser  Idee  gewidmet  ist  Viel  unbestimmter,  aber  auchvor- 
sichtiger,  äussert  sich  darüber  Rubino  Untersuchungen  S.  443.  Zuerst  er- 
wähnt er,  ^dass  die  höhern  Beamten  mit  einem  eomiUmm  selbständig  mne 
quaeitio  leiten,  wenn  sie  nämlich  von  dem  Volke  dazu  bevollmächtigt  sind, 
zweitens  dass  niedere  Beamten,  Uviri  perduelUomsy  Quaestoren,  Aedile«, 
Illviri  capiiaUs  oder  neben  ihnen  die  Tribunen  der  Plebs  die  Leitung  des 
Processes ,  und  zwar  ohne  ein  eonsilium  übernehmen.  Dann  föUten  sie  ent- 
weder, wie  z.  B.  die  Duumvim,  einen  Spruch,  gegen  welchen  dem  Vemr- 
theilten  die  Provocation  zustand,  oder  sie  verfidupen  überhaupt  nur  als 
Untersuchungsrichter  oder  Ankläger:  in  beiden  Fällen  fiel  dem  Volksge- 
richte  die  eigentliche  und  höchste  Entscheidung  zu."  Indessen  ein  nur 
einigermassen  deutliches  Bild  von  dem  Wesen  der  Provocation  zu  gewin- 
nen wird  hieraus  nicht  möglicÜ  sein.  Einzelnes  haben  wir  überdem  schon 
widerlegt,  z.  B.  die  Behauptung  von  dem  Fehlen  eines  eoitsilitun  bei  den 
niedem  Beamten.  Weshalb  die  hohem  Beamten,  Gonsuln  und  Prätoren 
nicht  auch  als  Untersuchungsrichter  und  Ankläger  auftreten  sollten,  be- 
greift man  nicht:  Rubino  selbst  führt  das  Beispiel  des  Decemvir  C.  Ju- 
lius an,  der  consularische  Macht  und  noch  dazu  ohne  Provocation  hatte. 
Aber  von  einer  zweiten  Instanz  spricht  er  nicht:  er  erwähnt  sogar,  in  dem 
Anklageacte  selbst  habe  eine  Vorentscheidung,  ein  mdidumy  gelegen. 

48)  Der  Sinn  der  Stelle  Giceros  de  leg.  IH,  12,  27  daniwr  iudicia,  «f  «■«< 
poftuli  polesiat,  ad  quam  protocareiur  ist  bestritten.     Es  firagt  sich,  ob 
tif  einschränkend  gebraucht  ist:    „die  Beamten  haben  iudicmm,   aber  mit 
der  Beschränkung,    dass  man  an  das  Volk  Berufung  einlegen  kann'*,  oder 
ob  es  den  Zweck  anzeigt:   „dem  Beamten  wird  hmKcmmi  bewilligt,  damit 
eine  Volksgewalt  da  ist,  an  welche  man  Berufung  einlegMi  kann".    Die 
letztere  Ansicht  ist  jetzt  die  herrschende,  wie  sie  denn  von  Rubino  a.  a. 
0.  S.  446  und  von  Mommsen  a.  a.  0.  S.  248  gebilligt  wird.    Man  führt  als 
Beweis  für  dieselbe  an,  dass  das  folgende  ut  in  den  Worten  Amfur  mapi- 
cMi,    ut  muUot  inuUlet  eomiiiaius  probabiles  impeSraU  laorae  offenbar  die 
Absicht  bezeichnet.    Dies  ist  indess  kein  genügender  Grund  und  CScero 
konnte  sehr  wohl  mit  dem  ersten  ut  eine  Einschränkung,  mit  dem  sweän 
die  Absicht  bezeichnen.    Ich  sehe   aber  nicht  ein,   welcher  Sinn  in  dea 
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Worten  liegen  kann,  allen  Beamten  werde  tiK^tctKin  bewilligt,  mit  der  Ab- 
sicht damit  das  Volk  seine  Gewalt  geltend  machen  könne.  Als  ob  man 
den  Beamten  das  iMdicwm  nur  in  dieser  Absicht  gegeben  habe!  Es  wäre 
dies  sogar  eine  nngeschichtliche  Anffiissung;  denn  das  Recht  za  urtheilen, 
hatten  die  Beamten  früher  als  das  Volk  seine  Macht  erhielt.  Man  ver- 
gleiche zudem  die  vorher  von  Cicero  ausgesprochenen  Grundsätze  (de 
leg.  III,  3,  6  magisiraiug  nee  obedieniem  et  noxium  cwem  eoerreto,  ni  — 
popuhu  —  prohibeisit  und  cum  magistrahu  iudieasiii  irrogaisitve ,  per  po- 
pulum  muhae,  poemte  ceriatio  etto),  so  wird  man  auch  in  ihnen  eine  Be- 
schränkung des  Beamten  durch  die  oberste  Gerichtsbarkeit  des  Volkes 
erwähnt  finden. 

49)  Ebenso  heisst  es  SchoL  Gic.  p.  337  von  den  Volkstribunen,  welche 
P.  Claudius  der  perduellio  anklagen.  Diese  Stellen  fuhrt  Eisenlohr  in  dem 
genannten  Buche  S.  35  an  und  deswegen  habe  ich  sie  hier  mit  Absicht 
wieder  benutzt,  obgleich  sich  noch  genug  andere  finden. 

50)  Wir  wollen  hier  die  Römische  Anschauung  beweisen ,  dass  das  Ur- 
theil  des  Beamten,  welches  von  den  Schriftstellern  als  dem  Urtheile  des 
Volkes  vorhergehend  erwähnt  wird,  kein  richterliches  Urtheil,  sondern  ein 
Theil  der  Anklage  ist  und  nur  in  Folge  eines  besondem  Sprachgebrauches  Ur- 
theil genannt  wird,  dass  folglich  von  einer  zweiten  Instanz,  welche  durch 
das  Volksgericht  gebildet  worden  sei,  nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  neuem 
Gelehrten  sind,  wie  wir  in  Anm.  47  bemerkt,  anderer  Ansicht  Wir  ha- 
ben einen  von  den  Gründen,  welche  Th.  Mommsen  Jenaische  Literatur- 
Zeitung  1844,  248  anfuhrt,  widerlegt:  die  übrigen  von  demselben  beige- 
brachten Grunde  gehören  eigentlich  nicht  hierher,  sondern  erst  an  eine 
spätere  Stelle,  wo  wir  von  dem  ausserordentlichen  Strafprocesse,  wie  wir 
ihn  nennen*,  sprechen  werden:  wir  wollen  sie  indessen,  weil  sie  zusammen 
angeführt  werden,  auch  zusammen  hier  widerlegen.  Mommsen  macht  die 
Bemerkung,  man  dürfe  aus  der  rednerischen  Wendung  bei  Cic.  p.  C.  Rab. 
4,  15  nicht  folgern ,  dass  die  Bestimmung  der  XII  Tafeln  de  eapiie  cw>%$ 
Romam  non  esse  rogandum  ftut  maximo  comiliaiu  die  vorläufige  Venirthei- 
lung  durch  den  Magistrat  ausschliesse.  Die  Stelle  Ciceros  ist  bemerkens- 
werth:  C.  Oracehus  legem  tulttj  ne  de  eapiie  citium  Romanorum  tfitt»m 
testro  iudicareiur :  hie  popuiaris  a  Ihiris  imussu  tesiro  nan  iudicari  de  eive 
Romano ,  sed  indicta  causa  citem  Romanum  capUis  condemnari  coegit.  lieber 
den  Process  von  Rabirius  haben  wir  schon  früher  I,  88  gesprochen :  iniussu 
resfro  civem  Romanum  condemnari  bezieht  sich  darauf,  dass  in  demselben 
die  Zweimänner  nicht  vom  Volke  erwählt  waren  und  aus  Parteileidenschaft 
eine  unbillige  Vemrtheilung  ausgesprochen  hatten.  In  der  That  also  darf 
man  aus  jenen  Ausdrücken  nicht  den  Schluss  ziehen,  eine  vorläufige  Ver- 
urtheilnug  durch  den  Magistrat,  d.  h.  ein  Antrag  auf  Verurtheilung,  sei 
unerlaubt  gewesen;  aber  eben  so  wenig  ergiebt  sich  daraus  etwas  für  ein 
Verfiahren  in  zwei  Instanzen.  Ja,  wenn  Cicero  sagt,  Gracchus  habe  ver- 
boten, aber  das  eaput  eines  Römischen  Bürgers  ohne  Erlaubniss  des  Vol- 
kes zu  urtheilen,  so  zeigt  dies  deutlich,  dass  von  einem  eigentlichen  iudi- 
dum  des  Beamten  im  Criminalprocesse  nicht  die  Rede  sein  kann :  das  eigent- 
liche richterliche  iudieium  kam  nur  dem  Volke  zu.  Femer  sagt  Momm- 
sen :  es  beisse  bei  Cic.  de  dom.  30,  78  und  Sali.  Cai  51,  dass  die  verum 
capitalium  condemnati  durch   die  lex  Porcia   das  Recht   erhalten  hätten, 
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noch  in  das  Exil  zu  geben,  was  den  in  Gomitien  Yemrtheilten  nicht  mehr 
erlaubt  war:  es  seien  also  hier  unter  cotulemnaii  die  durch  das  vorläufige 
Urtheil  der  Beamten  Verurtheilten  zu  verstehen.  Dieser  Behauptung  liegt 
ein  Missverst&ndniss  zu  Grunde.  Das  Porcische  Gesetz,  über  welches  wir 
oben  S.  48  flgd.  gesprochen,  enthielt  keine  solche  Bestimmung :  dagegen  die 
spätem  Gesetze  fiir  die  Schwurgerichte  sprechen  über  die  Verurtheilten 
nicht  die  Todesstrafe,  sondern  die  Verbannung  aus:  das  sagt  Sallust  a.  a. 
0,  Ai  aliae  leges  ilem  condemnaiis  dvilnu  non  animam  ertpt ,  sed  exitimm 
pertnitU  iubent,  er  versteht  unter  eondemnaii  die  in  Schwurgerichten  Ver- 
urtheilten. Cicero  spricht  an  jener  Stelle  von  dem  Verluste  des  Bürger- 
rechtes :  dieser  sei  exfolgt ,  wenn  die  Ve^rtheilten  ein  anderes  Bürgerredit 
freiwillig  angenommen  hätten  und  dazu  seien  sie  gebracht  worden  durch 
die  über  sie  ausgesprochene  Aechtung  (aquae  et  ignis  iniertüciio) :  er  muss 
also  ebenfalls  unter  Verurtheilten  diejenigen  verstehen,  über  welche  end- 
gültig entschieden  worden  war.  Im  Verlaufe  seiner  Untersuchung  spridit 
Mommsen  dann  noch  von  Beweisen ,  welche  er  für  seine  Ansicht  aus  dem 
Amte  der  guaetiores  parricidii  hernimmt.  Da  wir  indessen  dieses  Amt 
anders  aufgefasst  und  die  Entwickelungsgeschichte  der  quaestores  nach  den 
Quellen  anders  dai^estellt  haben ,  brauchen  wir  auf  jene  vermdntUchen  Be- 
weise  nicht  weiter  einzugehen. 

51)  Man  sehe  darüber  besonders  die  Untersuchungen  von  0.  E.  Harf 
mann  Ueber  die  Römische  Gerichtsverfassung  (Göttingen  1859)  S.  94  flgd. 

52)  Zuerst  hat  darüber  ausführlich  gehandelt  Joh.  Frid.  Gronovins  Ob- 
servataones  I,  1,  der  behauptet,  diese  90  Tage  seien  nichts  anderes,  als 
das  trinundinum,  auf  das  die  Gomitien  angesagt  wurden,  mit  den  drei 
Tagen,  in  denen  das  Edict  des  Beamten  aufgestellt  wurde:  ^das  Gesetz 
wurde  empfohlen,  wenn  die  Gomitien  der  Gesetzgebung  halber  angesagt 
waren,  die  Candidaten  meldeten  und  bewarben  sich,  wenn  sie  zur  Wahl 
von  Beamten  angesagt  waren ;  am  Ende  wurden  dann  die  Gomitien  selbst 
gehalten.  Denn  diese  Tage  waren  ausserhalb  des  irinundinMm  und  eifuU- 
ten  mit  ihm  die  dreissig  Tage.  Dieselbe  Meinung  ist  dann  von  späten 
Gelehrten  angenommen  worden,  z  B.  von  Huschke  Verfassung  von  Ser- 
vius  Tullius  S.  415,  Becker -Marquardt  Handbuch  der  Römischen  AUesÜiu- 
mer  ü,  3,  55;  Lange  Römische  Alterthümer  I,  309;  Rein  in  Panlys  Real- 
encyclopädie  1,  539. 

53)  Es  ist  eine  zu  künstliche  Erklärung,  wenn  Lange  Römische  Al- 
terthümer I,  410  sagt:  „diese  kriegsrechtliche  Frist  mit  sammt  dem  veaU- 
Imn  rusieum  wurde  auf  die  zur  Abuitheilung  über  einen  provodrenden 
perdueliu  berufenen  romirm  übertragen ,  weil  das  Verfahren  des  Volks  gegen 
einen  solchen  gleichfalls  als  ein  iustum  piumque  dnellum  betrachte  wurde"! 
Ein  Zeichen ,  welches  bei  drohender  Kriegsgefahr  die  Stadt  zur  Wachsanh 
keit  aufifordem  sollte ,  wäre  auf  die  Ankündigung  eines  Gesetsvorschlages 
übertragen  worden!  Denn  dass  die  Kriegsfahne  bei  jeder  Versammiong 
der  Centnrien  wehte,  war  natürlich.  Unrichtig  ist  überdem  in  Langes  An- 
sicht, dass  die  Gleichheit  der  Formen  in  allen  Gomitien,  mögen  sie  dienen 
wozu  sie  wollen,  nicht  erkannt  wird. 

54)  Man  vergleiche  jetzt  auch  die  Beweisführung  bei  Uaitaaon  Itih 
mische  Gerichtsverfassung  S.  86. 

56)  Unsere  Darstellung  weicht  hierin  von  der  gewöhnlichen  ab.  ladeoi 
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man  för  die  GentnriatcomitieD  der  ältesten  Zeit  die  erwähnten  dreissig 
Tage  als  Ankündigungsfrist  annahm ,  musste  man  nothwendiger  Weise  wei- 
ter annehmen,  die  Frist  der  drei  Markttage,  welche  später  entschieden 
för  die  Gentarien  galt,  sei  orsprünglich  den  Tributcomitien  eigenthtimlich 
gewesen  nnd  von  ihnen  auf  jene  übertragen  worden.  Ferner  muss  man 
dann  Niebuhr  Römische  Geschichte  II,  243  beipflichten,  welcher  Livios, 
weil  er  von  dem  irimuidinum  bei  der  Wahl  der  Decemvirn  spricht,  einen 
Irrthum ,  einen  Anachronismus  vorwirft.  So  urtheilen  Marquardt  Römische 
Alterthümer  II,  3,  56  und  Lange  Römische  Alterthümer  I,  411,  welcher  die 
gesetzliche  Veri)flichtang  zur  Beobachtung  des  irinundtnum  erst  von  der  lex 
Caecilia  Didia  herleitet  Wie  viel  besser  ist  es,  ein  analoges  Verfahren, 
wie  es  bei  den  übrigen  Formen  der  Volksversammlung  stattfand,  auch  in 
diesem  Falle  anzunehmen  und  Livius,  welcher  treu  nach  seinen  Quellen 
erzählte,  Glauben  zu  schenken! 

56)  Deshalb  kann  ich  es  nicht  als  Vernachlässigung  der  Ankündigungs- 
frist  betrachten,  wenn  bei  Liv.  XXIV,  7  im  Jahre  'ilö  v.  Chr.  der  CodsuI 
Q.  Fabius  schon  auf  seiner  Reise  nach  Rom  den  Tag  für  die  Consulwahl 
ansagt,  den  nächsten  Gomitialtag  dazu  bestimmt  und  unmittelbar  von  der 
Reise  kommend  die  Wahl  auf  dem  Marsfelde  abhält.  Die  Meldung  der 
Gandidaten  ist  wahrscheinlich  schon  früher  erfolgt,  die  Zeit  der  Gomitien 
stand  fest,  nur  der  Tag  der  Wahl  war  noch  zu  bestimmen  gewesen.  Aehn- 
lich  war  es  mit  den  Wahlen  des  Jahres  213  v.  Ghr.,  welche  ein  Dictator 
abhielt  (Liv.  XXV,  2),  mit  denen  176  v.  Ghr.  (Liv.  XLI,  14).  Damach  ver- 
mindern sich  die  von  Ghr.  Ferd.  Schulze  Volksversammlungen  der  Römer 
(Gotha  1815)  S.  208  und  Marquardt  Römische  Alterthümer  II,  3,  55  ange- 
führten Beispiele.  Auch  Giceros  Process,  bei  dem  die  lex  Cnfcilia  Didia 
nicht  beobachtet  worden  sein  soll,  ist  nicht  mit  Lange  Römische  Alter- 
thümer I,  411  hierher  zu  ziehen. 

57)  Wir  haben  diese  Verhältnisse  nur  in  ihren  allgemeinen  Eigebnis- 
nissen  dargestellt  Die  Beweise  und  Ausfahrungen  des  Einzelnen  finden 
sich  in  dem  schon  angefahrten  Buche  von  Hartmann  Römische  Gerichts- 
verfassung S.  82  bis  105.  Von  der  urspriinglichen  Ankündigungsfrist  bei 
Genturiatcomitien  spricht  Hartmann  nicht;  aber  unsere  Annahme,  dass  sie 
dabei  ebenfalls  von  Anfsuig  an  auf  drei  Markttage  gegolten  hat,  stimmt 
vollständig  mit  seinen  sonstigen  Ergebnissen;  ja  diese  erhalten  dadurch 
noch  einen  grossem  innem  Zusammenhang.  Nur  eine  Bemerkung  erlaube 
ch  mir  in  Bezug  auf  Dionys.  XI,  17,  der  bei  den  Berathungen,  welche 
über  die  Abdankung  der  Decemvirn  stattfinden,  einen  Senator  von  Gomi- 
tien, welche  auf  den  dritten  Markttag  bestunmt  werden,  sprechen  lässt 
nnd,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt,  an  Tributcomitien  denkt.  Das 
ist  nicht  ein  Irrthum  von  Dionysius,  wie  Hartmann  S.  85  anzunehmen 
scheint,  sondern  es  handelt  sich  dort  wirklich  um  die  Wahl  von  Volks- 
tribunen. Die  Decemvirn  vereinten  die  cumlische  mit  der  plebejischen 
Grewalt  und  es  kam  zunächst  darauf  an ,  die  letztere  als  Schulz  der  Frei- 
heit in  den  Volkstribunen  wieder  herzustellen. 

58)  Lange  Römische  Alterthümer  H,  470  sagt:  ^Es  konnte  immer  mir 
ein  Einzelner  durch  die  diei  dietio  vorgefordert  werden",  und  fuhrt  als 
Beweise  an,  zuerst  Liv.  IV,  41.  Dort  wird  von  der  Anklage  zweier  Müi- 
tairtribunen  berichtet,  welche  vor  Veji  unglücklich  gekämpft  hatten.    Aber 
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von  gesonderter  Anklage  wird  nicht  erzählt,  sondern  nur,  dass  der  eine 
venirtheilt,  der  andere  von  allen  Tribus  freigesprochen  wurde:  nicht  ein- 
mal, dass  über  die  Einzelnen  gesonderte  Abstimmung  erfolgt  wäre,  kann 
man  daraus  erkennen.  Femer  wird  Liv.  XXV,  4  angeführt,  wo  es  heisst, 
die  Tribunen  hätten  die  bei  einem  Aufruhr  in  der  Stadt  Betheiligten  ein- 
zeln angeklagt  Dies  kann  aber  auch  heissen,  sie  hätten  jeden  Einzelnen, 
sowie  er  im  Laufe  der  Untersuchung  genannt  wurde ,  angeklagt,  nicht  einen 
Antrag  über  alle  zusammen  an  das  Volk  gestellt;  dass  jeder  Einzelne  sei- 
nen Termin  vor  dem  Volke  haben  müsse,  liegt  nicht  darin.  Der  dritte 
Fall  bei  Liv.  XLIII,  16  spricht  eben  so  wenig  für  Langes  Meinung.  Der 
Volkstribnn  P.  Rutilius  war  mit  den  Gensoren  in  Feindschaft  gerathen.  Es 
heisst:  C.  Claudio  diem  dixit ,  quod  contionem  ab  te  acoctustt  ei  uirique 
censori  perduellionem  se  iudicare  pronuntiavU  diemque  comitüs  a  C.  Smipieio 
praetor e  urbano  peiiit.  Der  Process  der  beiden  Gensoren  war  also  verschie- 
den: Claudius  wurde  angeklagt,  weil  er  die  Volksversammlung  von  dem 
Tribunen  abberufen,  der  andere  Censor  Ti.  Gracchus,  weil  er,  wie  Livius 
früher  erzählt,  dem  Einsprüche  des  Tribunen  nicht  nachgegeben  hatte.  Des- 
halb wurde  für  jeden  ein  besonderer  Termin,  VIII  und  VII  KaL  Oct  ange- 
setzt; denn  das  Vergehen  war  verschieden,  überdem  wahrscheinlich,  dass 
jeder  der  beiden  Processe  einen  besondem  Tag  für  sich  in  Anspruch  neh- 
men würde. 

59)  Cicero  in  seiner  Rede  für  M.  Tullius  §.  9  macht  die  Bemerkung 
Ua  e^siimarii  {M.  LueuUu$  praetor)  apud  maioret  nosirot^  cum  ei  res  ei 
cupidiiaies  minores  eiseni  et  familiae  non  magnae  magno  meiu  conlinerentme, 
ut  perraro  fieret,  ui  Homo  occideretur  idque  nefarium  ae  singulare  faeimus 
puiaretur,  nihil  opus  fuisse  iudirio  de  ei  coaciis  armniisque  kemim^ms.  In- 
dessen diese  Bemerkung  bezieht  sich,  wie  der  Zusammenhang  und  der 
Zweck  der  Rede  ergiebt,  auf  das  Räuberwesen,  welches  während  der  Bür- 
gerkriege in  Italien  auf  erschreckende  Weise  überhand  genommen  hatte. 
Einen  weiteren  Schluss  auf  die  sittlichen  Zustände  der  alten  Römer  über- 
haupt darf  man  daraus  nicht  ziehen. 

60)  Dies  behauptet  Lange  Römische  Alteithümer  II,  498.  Indessen 
meint  er  nicht,  dass  die  Theilung  der  Processe  auf  verschiedener  Befog- 
niss  der  Tribunen  und  Aedilen  beruhe.  Denn  er  sagt:  „in  der  Regel  wä- 
ren den  Tribunen  die  wichtigeren,  den  Aedilen  die  minder  wichtigen  Pro- 
cesse zugefallen."  An  sich  also  konnten  die  Aedilen  auch  die  wichtigsten 
Anklagen  vernehmen.  Aber  was  wichtige,  was  minder  wichtige  Processe 
sind,  lässt  sich  überhaupt  nicht  bestimmen.  Die  Anklage,  welche  Cicero 
gegen  C.  Verres  vor  dem  Volke  erheben  wollte,  wäre  kein  eigentlich  poÜ- 
tischer  Process  gewesen  und  doch  unter  den  damaligen  Umständen  von  der 
höchsten  politischen  Bedeutung.  Auch  die  fernere  Behauptung  Langes  kön- 
nen wir  nicht  billigen :  „In  der  Zeit  bis  zur  Einsetzung  der  cnmlischen  Ae- 
dilität  tritt  übrigens  die  Thä;tigkeit  der  pUhejischen  Aedilen  gar  nicht  her- 
vor, was  zum  Theil  mit  der  Beschaffenheit  unserer  Quellen,  zum  TfaeH 
aber  auch  wohl  damit  zusammenhängt,  dass  die  Quästoren  vor  den  Centn* 
riatcomitien  in  dieser  Zeit  noch  in  grösserer  Thätigkeit  gewesen  sind  ab 
nachher."  Richtig  ist  zwar,  dass  wir  über  die  Zeit  bis  zur  Einseteong  der 
cnrulischen  Aedilität,  d.  h.  his  znm  Jahr  366  v.  Chr.,  nur  Livius  als  allge- 
meine historische  Quelle  haben,  indessen  von  der  spätem  Zeit,   wo  Livhis 


Anmerkungen.  461 

aufhört,  wissen  wir  noch  weniger.  Dass  aber  die  ThStigkeit  der  Quästo- 
ren  den  Aedilen  Abbruch  gethan  habe,  glauben  wir  nicht  Die  Aedilen 
strengten  mit  seltenen  Ausnahmen  nur  bei  den  Tributcomitien  Processe  an, 
während  die  Thfitigkeit  der  ausserordentlich  mit  besonderer  Vollmacht  vom 
Volke  versehenen  Quästoren  sich  auf  Processe  vor  den  Centnrien  beschränkte. 

61)  Den  grOssten  Theil  der  hier  erwähnten  Beispiele  findet  man  schon 
benutzt  und  richtig  beurtheilt  in  der  Abhandlung  von  G.  G.  Zumpt  de  U- 
gibu$  iudidisqwft  repetundarvm  p.  4.  Von  Becker  in  seinem  Handbuch  der 
Römischen  Alterthümer  II,  2,  55  sind  hiermit  nicht  richtig  diejenigen  Fälle 
zusammengestellt,  wo  die  Amtsentsetzung  nicht  durch  das  Urtheil  des  Vol- 
kes, sondern  durch  Senatsbeschluss,  d.  h.  also  nach  dem  blossen  Gutach- 
ten des  Senates  ohne  Nöthigung  erfolgte. 

63)  Der  Gelehrte,  welcher  zuletzt  diesen  Gegenstand  behandelt  hat. 
Lange  Römische  Alterthümer  I,  462  und  II,  473,  erkennt  die  Richtigkeit  der 
uns  von  Cicero  gegebenen  Nachricht  an;  frühere  Gelehrte  hatten  sie  ge- 
läugnet,  wie  Geib  Geschichte  des  Römischen  Griminalprocesses  S.  35,  Mar- 
quardt  Handbuch  der  Rom.  Alterthümer  II,  3,  155,  vor  Allen  Th.  Momm- 
sen  lenaische  Literaturzeitung  1844  S.  249  und  die  Römischen  Tribus  S.  68. 
Der  Letztere  beruft  sich  auf  Plaut  Gapt  EI,  1,  16  in  tribu  aperin  capiie 
tonies  condemnant  reos,  welche  Worte  man  indessen,  wie  er  selbst  zugiebt, 
sehr  wohl  auch  auf  nicht  capitale  Sachen  beziehen  kann.  Aber  Polyb.  VI, 
14  behauptet  er,  spreche  ausdrücklich  von  der  Entscheidung  der  eomitia 
irilfuia  in  Gapitalsachen.  Polybius  erzählt  dort  von  der  Milde  Römischer 
Sitte  in  Capitalprocessen :  sie  giebt,  wie  er  sagt,  den  um  das  eaput  Proces- 
sirenden  die  Erlaubniss,  auch  wenn  nur  noch  eine  Tribus,  die  zur  Verur- 
theilung  nöthig  ist,  nicht  abgestimmt  hat,  ein  freiwilliges  Exil  zu  wählen. 
Es  werden  hier  allerdings  Tribus  bei  Gapitalprocessen  erwähnt,  aber  nicht 
Tributcomitien;  auch  bei  den  Genturiatcomitien  hat  die  Abstimmung  Tri- 
bnsweise  statt  gefunden.  Polybius  würde  sich  an  jener  Stelle  bestimmter 
ausgedrückt  haben,  hätte  er  nicht  die  Befocnisse  des  Volkes  im  Allgemei- 
nen, ohne  Berücksichtigung  der  Genturien  und  Tribus,  schildern  wollen. 
Vergl.  Marquardt  a.  a.  0.  S.  157  Anm.  635.  Aehnlich  ist  zu  erklären  Gicero 
in  Verr.  I,  5,  der  von  dem  Perduellionsprocesse  spricht,  welchen  er  gegen 
Verres  wegen  Hinrichtung  Römischer  Bürger  anzustrengen  droht,  und  sagt 

Credent  omnes  Vet  XXX  tribus  homini  gravissimo  atque  omatistimo  M.Annio: 

damit  meint  er  nicht,  die  Tributcomitien  würden  darüber  abstimmen,  son- 
dern will  nur  die  Gesammtheit  des  Volkes  bezeichnen,  und  sein  Ausdruck 
ist  um  so  mehr  gerechtfertigt,  als  die  Abstimmung  der  Genturien  Tribus- 
weise  geschah.  Von  den  übrigen  Fällen,  welche  für  die  Gapitalgerichtsbar- 
keit  der  Tribus  angeführt  werden,  sind  alle  diejenigen  auszuschliessen, 
welche  in  die  Zeit  vor  die  Decemvim  fallen.  Damals  waren  Gapitalge- 
richte  vor  den  Tribus  erlaubt  und  die  Nothwendigkeit  eines  vorhergehenden 
Senatsbeschlusses  ersetzte,  wie  wir  bemerkt  haben,  die  spätere  Beschrän- 
kung. Auch  die  Processe  der  Zehnmänner  selbst  beweisen  nichts:  wir  ha- 
ben sie  den  Quellen  gemäss  als  nicht  hierher  gehörig  erwiesen.  S.  oben 
S.  30  flgd.  So  bleiben  von  den  Fällen,  welche  die  genannten  Gelehrten  anfuh- 
ren, nur  übrig  Dionys.  Excerpt  ed.  Reiske  p.  2336,  wo  indessen  Tributco- 
mitien nicht  erwähnt  werden,  und  Liv.  XXV,  4,  wo  die  Tribusversammlung 
kein  gerichtliches  Urtheil  föllt,  sondern  die  Verbannung  eines  Angeklagten, 
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der  sich  nicht  zum  gerichtlichen  Termin  gestellt  hatte,  beschliesst  and  da& 
ist  etwas  ganz  verschiedenes.  Die  übrigen  Erwägungen  Momms^is  sind 
nicht  beweisend.  Es  sagt,  bei  der  vollen  gesetzgebenden  Gewalt,  welch«' 
die  Tributcomitien  spfiter  erlangt,  sei  Beschrankung  ihrer  Richteigew^t 
nicht  denkbar,  und  femer,  Cicero  habe  bei  seinen  Behauptungen  über  di^ 
Beschränkung  der  Tributcomitien  den  Buchstaben  für  sich  gehabt,  aber 
Niemand  habe  sich  um  seine  antiquarischen  Forschungen  bekümmert,  auch 
habe  er  sich  selbst  an  der  angeführten  Stelle  in  Verr.  I,  5  widersproebeo. 
Jene  Stelle  Ciceros  haben  wir  schon  berührt,  und  das  Uebrige  kann  schwer- 
lich im  Ernste  als  Widerl^^g  einer  bestimmten  Nachricht  aus  dem  hl\a- 
thum  angesehen  werden. 

63)  Die  neuern  Gelehrten  haben,  so  viel  ich  sehe,  die  Erklinmg  ät 
ses  Ausdrucks  nicht  berücksichtigt  und  man  kann  nicht  erkennen ,  wie  sie 
denselben  verstanden  haben.  Sie  scheinen  indess  unter  dies  den  Entsehei- 
dungstermin  des  Gerichtes  verstanden  zu  haben.  Wenigstens  sagt  Radoff 
Römische  Kechtsgeschichte  II,  428;  .Zugleich  musste  der  (jerichtstag  donb 
gehörige  einseitige  äiei  dictio  (denn  einer  gegenseitigen  condiciio  bedm^ 
es  hier  nicht)  vorher  verkündet  und  in  wiederholten  Gontionen,  zn  deiKD 
der  Anzuklagende  (pri,atus)  vorgeladen  wird,  durch  zwei  bis  dreimalicf 
contradictorische  Verhandlung  vorbereitet  werden."  Wir  haben  in  unserer 
Untersuchung  dies  Verfahren  anders  dargestellt. 

64)  Bekanntlich  heisst  es  einmal  bei  GelL  VI,  9,  wo  von  der  Wahl  (ks 
berüchtigten  Gn.  Flavius  zum  Aedilen  die  Rede  ist:  At  ae<üiu,  qm  eomha 
habebat,  negat  accipere  neque  »ibi  placere,  qm  scriptum  faeerei,  rmm  aedt- 
lem  ßeri.  Man  erklärt  dies,  ein  Aedil  hätte  die  Wahlversammlung  geleitet 
und  hat  zum  Theil,  um  diesen  Anstoss  zu  vermeiden,  zu  Verbessemoga 
seine  Zuflucht  genommen,  indem  man  schreibt  At  ille^  qui  comiiia  kaUbat. 
Dies  ist  schwerlich  richtig.  Aber  man  kann  auch  aedilis  als  Accusativ,  ab- 
hängig von  accipere  auffassen  imd  dadurch  föllt  dieser  in  der  RdmischeD 
Geschichte  einzeln  stehende  Fall  fort  Ich  erwähne  noch ,  dass  man  ans 
Dionys.  IX,  49  geschlossen  hat,  die  Aedilen  hätten  keine  Auspicien  gehabt: 
so  lehren  es  Lange  Römische  Alterthümer  I,  614  und  Reiu  in  Paoln 
Realencyclopädie  I  (2.  Ausgabe)  S.  211.  Aber  Dionysius  spricht  an  jener 
Stelle  nur  von  der  Wahl  der  Aedilen  und  zwar  der  plebejischen:  sie,  sagt 
er,  geschehe  in  Tributcomitien  ohne  Auspicien,  sowie  die  der  Volkstribo- 
nen.  Dionysius  schildert  dort  also  nur  die  Tributcomitien,  auf  die  Amts- 
gewalt der  Aedilen  geht  er  nicht  ein.    Veiigl.  übrigens  oben  AnuL  37. 

65)  Im  Ganzen  dieselbe  Ansicht  hat  Lange  Römische  Alterthämer  IL 
400,  nur  dass  er  die  Befugniss  der  Aedilen,  Griminalprocesse  zu  beginneik 
von  dem  Atemisch  -  Trapejischen  Gesetze  herzuleiteu  scheint  Ich  ^aobe 
vielmehr,  dass  sie  von  Anfang  an  dieses.  Recht,  aber  freilich,  wie  dk  Tii- 
bunen  selbst,  nur  gegen  Plebejer  gehabt  haben:  das  Atemische  Geseti 
verlieh  ihnen  ein  bestimmtes  Strafrecht  auch  gegen  Patricier,  erst  die  ^- 
teren  Verfassungsgesetze  dehnten  ihre  ganze  Macht  über  den  Gesammtstaal 
aus.  An  einer  frülieren  Stelle  freilich,  Bd.  I,  614  scheint  Lange  nicht  eioe 
Beschränkung  des  Rechtes,  Volksversammlungen  zu  halten,  bei  den  Aedil«« 
anzunehmen.  Das  Recht  der  Aedilen  zu  VolksversammlimgeD  übertiaajtf 
läugnete  G.  G.  Zumpt  in  seiner  Abhandlung  über  die  persönücbe  Fnä^Ä 
des  Römischen  Bürgers  (Darmstadt  1846)  S.  18,  wogegen  Blaiquidt  E*^ 
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mische  Alterthümer  11,  3  125  den  nicht  gerechtfertigten  Schluss  machte, 
weil  die  Aediien  Volksprocesse  geleitet,  hätten  sie  anch  überhaupt  das  hu 

agendi  cum  plehe  gehabt. 

66)  Die  Erklfirungen  früherer  Gelehrten  übergehen  wir.  Oeib  Ge- 
schichte des  Römischen  Criminalprocesses  S.  115  erl^ärt  die  Worte  ne  niti 
prodicia  die  quis  arcwetur  so:  der  Ankläger  hätte  seine  Erklärung,  eine 
bestimmte  Person  wegen  eines  gewissen  Verbrechens  verfolgen  zu  wollen, 
mit  der  Angabe  des  Tages  verbinden  müssen,  an  dem  die  Anklage  stattfin- 
den sollte.  Er  vergleicht  sodann  die  dreimalige  Anklage  mit  dem  trimm- 
Jinumi  an  dem  durch  die  diei  dictio  festgesetzten  Tage  habe  der  Beamte 
zuerst  ganz  kurz  und  ohne  irgend  eine  nähere  Begründung  seinen  StraÜem- 
trag  (anqnisiiio)  öffentlich  vorgetragen  und  überhaupt  nichts  weiter  angege- 
ben als  die  Natur  des  dem  Angeschuldigten  zur  Last  gelegten  Verbrechens, 
sowie  die  Art  und  Grösse  der  auszusprechenden  Strafe.  Dieser  Antrag 
mnsste  nun  dreimal,  an  drei  auf  einander  folgenden  Markttagen  (per  irt- 
nuHdinuni)  wiederholt  werden,  und  erst  nachdem  die  dritte  Verkündigung 
stattgefunden  hatte,  konnte  die  eigentliche  Anklage  (quaria  accutaUo)  mit 
Entwicklung  aller  dieselbe  rechtfertigenden  Beweise,  jedoch  jetzt  auch  so- 
fort ohne  weitere  Vertagung  vorgetragen  werden.  Diese  Ansicht  Geibs  ent- 
hält Manches  an  sich  wenig  glaubliche,  z.  B.  dass  dreimal  ganz  kurz-  und 
und  ohne  nähere  Begründung  der  Strafantrag  vorgetragen  sei,  dass  der 
Strafantrag  anquisiiio  geheissen  habe,  femer  anderes  mit  der  Ueberlieferung 
in  Widerspruch  stehende,  z.  B.  dass  die  Art  imd  Grösse  der  Strafe  dreimal 
angegeben  werden  musste.  Denn  die  Art  der  Strafe,  ob  sie  capital  oder 
Geldbusse  sein  sollte,  ergab  sich  aus  den  Comitien,  in  denen  verhandelt 
werden  sollte,  von  selbst.  Indessen  ist  diese  Meinung  im  Wesentlichen  an- 
genommen worden  von  Marquardt  Römische  Alterthümer  II,  3,  57.  Dage- 
gen hat  Th.  Mommsen  in  der  lenaischen  Literaturzeitung  1844,  251  zwei 
Punkte  geltend  gemacht,  welche  eine  andere  AufiiEtösung  begründen.  Er  er- 
klärt es  mit  Recht  für  unrichtig,  dass  in  den  Worten  ne  n%$i  prodicia  die 
quis  accuseiur  der  Satz  ausgesprochen  würde  „dass  mit  der  Erklärung  des 
Anklägers,  anklagen  zu  wollen,  die  Angabe  des  Tages  verbunden  sein  müsse, 
an  welchem  die  Anklage  stattfinden  solle."  Denn  dies  heisse  diem  dicere; 
äiem  prodicere  beziehe  sich  auf  die  Fristerstreckung.  Zweitens  tadelt  er, 
ebenüalls  mit  Recht,  .die  Erklärung  der  quaria  accutaUo  aus  dem  trimm" 
dinum»  Mommsens  eigene  Meinung  scheint  in  Bezug  auf  die  Hauptsache 
richtig  zu  sein  nnd  ist  von  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  376  nicht 
mit  Recht  verworfen  worden:  in  einigen  Nebenpunkten  sind  wir  anderer 
Ansicht  und  hat  auch  Eisenlohr  die  protoeatio  ad  pojtuhm  S.  65  flgd.  gute 
Bemerkimgen  gemacht         , 

67)  Mommsen  a.  a.  0.  sagt:  , Wollte  der  Magistrat  Jemanden  beim 
Volke  anklagen,  so  bestimmt  er  ihm  unter  Angabe  seiner  Beschwerden 
einen  Termin  (diem  ei  dixii):  was  selbst  schon,  wie  es  scheint,  ad  popu' 
lum  geschah  und  als  erste  Anklage  galt"  Dies  ist  sicherlich  nicht  richtig 
uDd  anch  von  Eisenlohr  a.  a.  0.  S.  66  verworfen  worden.  Freilich  geschah 
die  diei  diciio  schon  ad  populum,  in  so  fem  sie  von  dem  Beamten  öffentlich 
auf  seinem  Amtssitze  ausgesprochen  wurde;  aber  das  ist  sehr  verschieden 
von  der  Anklage  selbst,  welche  in  einer  mit  den  Comitien  zusammenhän- 
genden contio  stattfand.     Wenn  die  diei  dictio,  wie  wir  gesehen ,  sogar  in 


464  AomerkuQgen. 

Abwesenheit  des  Anzuklagenden  geschehen  konnte,  so  begreift  man  nicht, 
wie  sie  als  Termin,  als  dies  dicia^  gelten  konnte:  die  Bedeutung  der  Worte 
selbst  weist  auf  die  Verschiedenheit  hin.  In  Capitalföllen  konnte  sogar  die 
diei  dictio  nicht  von  dem  anklagenden  Tribunen  allein  ausgehen,  sondern  der 
Prätor  musste  den  eigentlichen  Termin  bestimmen.  Es  scheint,  dass  Hommsen, 
wie  Eisenlohr  bemerkt,  durch  unrichtige  Erklärung  des  Hauptgrundsatzes  für 
die  Volksgerichte  ne  nisi  prodicia  die  quis  accuseiur  zu  seiner  Ansicht  ver- 
leitet wurde:  er  verstand,  die  accusaOo  dürfe  nur  an  prodicia  die*  erfol- 
gen, also  nicht  an  dicia  dies. 

68)  Wir  verweisen  hierüber '  noch  auf  Eisenlohr  a.  a.  0.,  der  ausfohr- 
lich  und  einige  Annahmen  Monmisens  widerlegend  gesprochen  hat  Er 
irrt  nur  darin,  dass  er  die  Wörter  iudicare  und  accusarcy  welche  Cicero 
in  populärer  und  verschiedener  Bedeutung  gebraucht,  zu  scharf  fasst,  wes- 
halb er  z.  B.  an  das  Ende  des  dritten  Termines  ein  förmliches  iuduMm 
des  Beamten  verlegt.  Dies  ist  auch  an  der  Darstellung  bei  Lange  Römi- 
sche Alterthümer  II,  606  auszusetzen. 

69)  Lange  a.  a.  0.  erklärt  intermissa  die,  wenigstens  ein  Comitialtag 
müsse  dazwischen  liegen.  Ich  halte  diese  Auffassung  nicht  für  begründet: 
es  kam,  wie  wir  bemerkt,  nur  darauf  an,  dem  Ankläger  und  Angeklagten 
Zeit  zur  Anklage  und  zur  Vertheidigung  zu  gewähren.  Wozu  ein  Comitial- 
tag dazwischen  liegen  sollte,  begreift  man  nicht;  denn  die  drei  Anklagen 
selber^  wurden  nicht  an  Comitialtagen  gehalten.  Man  sieht  überdem  aus 
den  geschichtlichen  Beispielen,  dass  zwischen  den  einzelnen  Anklagen  selbst 
ein  längerer  Zeitraum  verfliessen  durfte,  weshalb  sich  die  Erklärung  von 
dies  als  Zeit  überhaupt  empfiehlt.  Zu  vergleichen  hiermit  und  auch  wohl 
hieraus  abzuleiten  ist  die  später  bei  den  Schwurgerichten  gebräuchliche 
comperendinatio  f  welche,  wie  das  Wort  anzeigt,  ursprünglich  dieAnsetzung 
eines  Termines  auf  den  dritten  Tag  ist 

70)  Man  vergleiche,  was  wir  über  diesen  Ausdruck  gesagt  haben  in 
unseren  Sivd'ta  Romana  (fierol.  1859)  p.  88  und  172. 

71)  Dies  beweist  gegen  die  abweichende  Ansicht  früherer  Gelehrten 
Eisenlohr  a.  a.  0.  S.  84.  Man  vergleiche  auch  die  richtige  Darstellung  bei 
Lange  Römische  Alterthümer  II,  606. 

72)  Das  Wesen  der  antfuisitio  ist  richtig  bestimmt  worden  von  Lange 
Römische  Alterthümer  II,  470:  ich  weiche  von  ihm  nur  in  so  fem  ab,  als 
ich,  dem  Zeugnisse  Ciceros  folgend,  als  Zweck  desselben  nicht  bloss  die 
Absicht,  dem  Volke  die  Erkenntniss  der  Schuld  oder  Unschuld  des  Ange- 
klagten zu  ermöglichen,  annehme,  sondern  auch  die  Aufstellung  der  An- 
klage, wie  sie  an  den  drei  Markttagen  öffentlich  bekannt  gemacht 
wurde.  Beim  eigentlichen  Termine  handelte  «es  sich  darum,  ob  der  An- 
geklagte das  ihm  zur  Last  gelegte  Verbrechen  begangen  habe  oder  nicht: 
es  &nd  ein  einfaches  quaerere  statt  Früher  verstanden  die  Gelehrten  An- 
deres unter  anqmsiiio,  z.  B.  (reib  Römischer  Criminalprocess  S.  116  den 
StrafEuitrag»  der  vielmehr  accusatio  hiess,  Mommsen  a.  a.  0.  die  Umfrage, 
die  gar  nicht  stattfond,  Eisenlohr  die  provocatio  ad  popuhun  S.  74  das 
am  Ende  der  anquisHio  ausgesprochene  Urtheil  des  Beamten:  er  venrech- 
seit  den  Zweck  der  anqvisitio  mit  der  anquisilio  selbst 

78)  Aus  der  früheren  Zeit  haben  wir  gar  keine  Andeutungen  ober  die 
Zeitdauer  der  Comitieu;   erst  ftlr  die   letzte  Zeit  der  Republik 
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Marquardt  Handbuch  der  Römischen  Altertbümer  II,  3,  108  und  Lange  Rö- 
mische Alterthümer  II,  456  aus  Cicero  epist.  VII,  30,  1,  eine  Wahl  in 
Gentoriatcomitien  habe  wenigstens  foiif  Stunden  gedauert  Dieser  Schluss 
ist  indessen  sehr  unsicher.  Es  ist  bei  Cicero  von  der  Wahl  von  C.  Cani- 
nius  Rebiius  die  Rede,  welcher  im  Jahre  45  v.  Chr.  für  den  letzten  Tag 
des  Jahres  zum  Consul  ernannt  wurde.  Es  heisst,  um  die  zweite  Stunde 
sei,  weil  die  Wahl  für  die  Quästoren  gehalten  werden  sollte,  ein  Sessel 
für  den  Consul  Q.  Maxinius,  der  jene  leiten  sollte,  hingesetzt  worden: 
darauf  als  die  Nachricht  von  dem  Tode  desselben  gekommen,  sei  der  Ses- 
sel weggenommen  worden,  Caesar  hätte  Centuriatcomitien  gehalten  und 
um  die  siebente  Stunde  sei  Rebiius  als  Consul  verkündet  worden.  Daraus 
darf  man  nicht  auf  fünfstündige  Dauer  der  Comitien  überhaupt  schliessen. 
Es  verging  gewiss  eine  beträchtliche  Zeit,  bis  auf  die  Nachricht  von  dem 
Tode  des  Consuls  sein  Sessel  weggenommen  wurde,  bis  Caesar  sich  ent- 
schloss ,  noch  einen  Consul  zu  ernennen ,  bis  neue  Auspicien  gehalten  wur- 
den :  die  Wahlhandlung  muss  viel  kürzere  Zeit  in  Anspruch  genommen 
haben  und  dies  kann  man  selbst  aus  der  kurzen  Andeutung  bei  Cic.  Phil. 
II,  33,  83  schliessen.  üeberdem  war  ein  Unterschied  zwischen  den  rich- 
terlichen Comitien ,  wo  es  sich  nur  um  Ja  oder  Nein  handelte ,  und  den 
Wahlen,  namentlich  mehrerer  Beamten.  Die  letztern  mussten  offenbar  viel 
länger  dauern. 

74)  Man  vergleiche  darüber,  was  Eisenlohr  a.  a.  0.  S.  71,  die  Meinun- 
gen der  früheren  Crelehrten  berücksichtigend,  sagt:  sie  nahmen  die  Mög- 
lichkeit der  Provocation  theils  nach  Beendigung  des  dritten  Termines, 
theils  an  andern  Punkten  des  Processes  an. 

75)  Die  von  uns  angefahrte  Stelle  von  Liv.  XXVI,  3  ist  nicht  ohne 
Schwierigkeit.  Der  Sinn  derselben  muss  sein,  dass  die  Tribunen  die  Ent- 
scheidung gegeben,  es  sei  erlaubt,  nach  der  Anquisition  auf  Geldstrafe 
beim  vierten  Termine  Capitalstrafe  zu  beantragen.  Denn  dies  geschieht 
nachher.  Es  handelt  sich  um  die  Worte  seu  legibus  $eu  morilnu  maltet. 
Die  Ausleger  bemerken  mit  Recht,  dieser  Zusatz  gehöre  zu  afujuirere  und 
mos  bilde  den  Gegensatz  zu  /ex,  bedeute  das  nicht  geschriebene  Recht, 
das  Gewohnheitsrecht    Drakenborch  vergleicht  dann  weiter  den  Gegensatz 

seu   legibus  seu  moribus  mit  dem  folgenden  Gegensatz   vel  capitis  Tel  pecu- 

niae  und  erklärt,  die  Gesetze  verlangten  die  Capitalbestrafung  eines  Feld- 
herm  ,  der  sein  Heer  verloren  hätte,  die  Sitte  gestatte  ihm  eine  Geldstrafe 
aufzuerlegen.  Dies  ist  gewiss  nicht  richtig,  auch  nicht  einmal  geschicht- 
lich in  den  uns  überlieferten  Beispielen  begründet  Legibus  anquirere  kann 
nur  heissen  eine  Untersuchung  daiüber  anstellen ,  dass  Jemand  die  Gesetze 
verletzt  habe,  demgemäss  also  moribus  anquirere  untersuchen,  ob  Jemand 
die  Sitten  verletzt  habe.  Wahrscheinlich  hatte  der  Ankläger  für  seine  For- 
derung, dass  der  Process  nicht  in  einen  Capitalprocess  verwandelt  werden 
dürfe,  geltend  gemacht,  er  habe  die  Gesetze  nicht  verletzt,  wenngleich  er 
vielleicht  von  dem ,  was  sonst  im  Kriege  Sitte  sei ,  abgewichen  sei.  Dar- 
auf bezieht  sich  dieser  Zusatz :  das  Collegium  der  Tribunen  beschliesst,  der 
Ankläger  könne  seine  Anklage  richten,  worauf  er  wolle.  Livius  hatte  in 
seiner  Erzählung  die  Begründung  der  Forderungen  des  Angeklagten  aus- 
gelassen ,  giebt  aber  eine  Andeutung  davon  in  dem  vollständiger  angeführ- 
ten Beschlüsse  des  Tribunencollegiums. 

"  30 
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76)  Es  findet  sich  diese  Rechtsgewohnheit  noch  öfters:  »e  kann  oft 
Zinn  Schaden  Jemandes  von  dem  Rechtsprechenden  angewendet  wer- 
den. Einen  Fall  dieser  Art  erzählt  Cic.  in  Verr.  V,  58,  141.  Ein  ande- 
res Beispiel  findet  sich  bei  Plut.  Ti.  Gracch.  14,  wo  es  heisst,  nach  d«*r 
Absetzung  des  Tribunen  M.  Ootavius  habe  ein  gewisser  T.  Annios  d«i 
allgewaltigen  Tribunen  zu  einem  Privatprocesse  aufgefordert  mit  der  »;«»- 
sio:  wenn  er  nicht  seineu  nach  den  Gesetzen  heiligen  und  imverletzlicbeo 
Collegeu  verunehrt  habe,  worüber  Gracchus  ihn  beinahe  angeklagt  h&tte. 

77)  So  darf  man  wenigstens  aus  einer  Münze  der  g^ns  Cassia  schli«- 
sen  (bei  Eckhel.  Doctr.  numm.  V,  166),  welche  die  Betheiligung  dieses  G^ 
schlechtes  an  der  Gesetzgebung  über  die  Abstimmungsweise  in  der  Volks- 
versammlung verherrlicht  und  die  Buchstaben  A.  C.  aufweist  Dies  ist 
auch  die  Meinung  früherer  Gelehrten  gewesen,  z.  B.  von  Gelb  Römische 
Criminalprocess  S.  147,  Marquardt  Handbuch  der  Römischen  AJterthoB? 
n,  3,  99. 

78)  Man  vergleiche  hierüber  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  li?. 
der  mit  Recht  die  Absendung  eines  Hornbläsers  mit  der  Ankündigung  (k 
Centuriatcomitien  in  Verbindung  setzt  und  der  Meinung  früherer  Gelehr 
ten  entgegentritt ,  als  habe  dieselbe  nach  Eröffnung  der  Comitien  ab  be 
sondere  Art  der  Vorladung  gedient. 

79)  Wir  sind  bei  unserer  Zusammenstellung  durch  die  Arbeiten  frfibe- 
rer  Gelehrten  unterstützt  worden.  W.  Rein  in  seinem  Griminalrecht  der 
Römer  (Leipzig  1844)  hat  ebenfalls  alle  durch  die  Üeberliefening  auf  uns 
gekonmienen  Criminalprocesse  gesammelt;  er  hat  sie  indessen  nadi  deo 
Verbrechen ,  wegen  deren  sie  stattfanden ,  geordnet  und  dabei  die  vor  dem 
Volke ,  vor  den  ordentlichen  Richtern ,  vor  den  Schwurgerichten  gefiüuteu 
nicht  auseinander  gehalten.  Eine  solche  Anordnung  bietet  eigenthümliche 
Gesichtspunkte,  war  aber  für  uns  nicht  zweckmässig,  entspricht  aacb 
nicht  recht  den  Anschauungen  der  Römischen  Republik,  in  der  bd  Volks- 
gerichten nur  die  Verschiedenheit  der  Strafen  in  Betracht  gezogen  wird: 
der  Grund  der  Verui-theilung  liegt  nicht  in  dem  Beweise  von  dem  Vorhan- 
densein eines  bestimmten  Verbrechens,  sondern  in  subjectiven  üeberseü- 
gungen  und  Neigungen  der  Volksmenge.  Eine  der  unsrigen  Shnlidie  Zo- 
sammenstellung  aller  Volksprocesse  hat  L.  Lange  in  seinen  Römischeo 
Alterthümem  H,  466  flgd.  und  485  figd.  gegeben.  Allein  abgesehen  davon, 
dass  er  alle  derartigen  Processe  von  dem  Beginne  der  Republik  an  um- 
fasst ,  nimmt  er  mehr  einen  geschichtlichen  und  politischen  Standpunkt  ein. 
Einzelheiten,  in  denen  wir  von  diesen  Gelehrten  abweichen,  besonders  an- 
zugeben war  nicht  nöthig:  in  unserer  Darstellung  haben  wir,  wo  wir  an- 
dere Ansichten  aufstellten ,  auch  die  Gründe  dafür  angeführt  Die  Processe 
des  letzten  Jahrhunderts  der  Republik  bieten  eine  besondere  Schwierigkeit 
dar,  weil  damals  neben  der  Volksgerichtsbarkeit  die  Schwurgerichte  häa- 
fig  wurden.  Die  Processe  dieser  Zeit  werden  in  ihrer  Besonderheit  erst 
dann  vollständig  hervortreten,  wenn  wir  die  Entstehung  und  Entwickelung 
der  Schwurgerichte  darstellen. 

80)  Man  sehe  z.  B.  H.  Meyer  Oratomm  Romanorum  fragmeiUa  (Tür. 
1842)  p.  32  sq.,  wo  die  Stellen  der  alten  Grammatiker,  in  denen  difse 
Schrift  Catos  angeführt  wird ,  verzeichnet  sind.  Ebendasdbst  möge  man 
Me  zerstreuten  Nachrichten  über  die  übrigen  Processredeo ,  w^ddie  CW« 
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SU  seiner  Yertheidigung  oder  zur  Anklage  hielt,  nachsehen.  Auf  die  ein- 
zelnen Processe  einzugehen  nutzt  nichts,  da  selbst  bei  vielfachen  und  un- 
sicheren Vermuthungen  aus  der  üeberlieferung ,  welche  wir  haben,  keine 
entsprechenden  Ergebnisse  gewonnen  werden  können. 

81)  £ine  Besprechung  der  gerichtlichen  Verhandlungen  gegen  die  bei- 
den Scipionen  findet  sich  in  einer  besondem  Schrift  von  H.  G.  Heerwagen 
de  P.  ei  L,  Scipionum  accusatione  quacsiio  (Programm  von  Bayreuth  1836) : 
er  erkennt  an,  dajss  schon  in  alter  Zeit  eine  Verschiedenheit  der  üeberlie- 
ferung stattfand  und  sucht  nur  das  als  sicher  bekannte  festzustellen.  Wei- 
ter geht  L.  Lange  Römische  Alterthümer  11,  209.  Er  will  die  widersprechend 
überlieferten  Nachrichten  auf  wahrscheinliche  Weise  combiniren;  aber  er 
ist  dabei  gezwungen,  Einiges  ganz  wahi'scheinlich  lautende  zu  verwerfen, 
und  kommt  dadurch  in  Gefahr,  eine  von  allen  Quellen  abweichende  neue 
Darstellung  zu  geben.  Es  erscheint  daher  richtiger,  die  Unmöglichkeit 
einer  genauen  Erkenntniss  des  Einzelnen  einzugestehen. 

82)  Die  ältere  Literatur  über  diesen  Punkt  ist,  wie  gesagt,  sehr  zahl- 
reich. Man  findet  sie  verzeichnet  in  Rein  Römisches  Griminabrecht  S.  404 
flgd.  und  in  Paulys  ReaJencyclopädie  IV  s.  v.  perduellio.  Dazu  füge  man 
die  kurze  Bemerkung  in  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  II,  365.  Ein 
besonderes  hierher  gehöriges  Buch  hat  geschrieben  G.  R.  Köstlin  die  per- 
duellio unter  den  Römischen  Königen,  Tübingen  1841. 

83)  Dies  hat  besonders  Köstlin  a.  a.  G.  S.  19  gethan,  dessen  lange 
Auseinandersetzungen,  da  sie  der  thatsächlichen  Grundlage  entbehren,  in 
der  Luft  schweben.  Rubino  Untei-suchungen  S.  453  flgd.  stellt  ebenfalls 
allgemeine  Betrachtungen  über  das  Griminalrecht  der  ältesten  Zeit  an,  aber 
er  will  damit  nur  seine  Ansicht  von  der.  Provocation  unter  den  Königen 
begründen. 

84)  Die  richtige  Ansicht  hatte  Sigonius  de  iudiciis  11,  3  aufgestellt  und 
auch  kurz  mit  entscheidendem  Beweise  begründet.  Aber  die  neuem  Ge- 
lehrten verwarfen  diese  Meinung  und  stellten  verschiedene  andere  Ver- 
muthungen auf. 

85)  Es  ist  dieser  Q.  Servilius  Gaepio  vielfach  mit  einem  jungem  gleich- 
namigen Caepio,  Quästor  im  Jahre  100  v.  Chr.  (auct  ad  Her.  I,  12)  ver- 
wechselt worden,  der  im  Bundesgenossenkriege  fiel  (App.  bell.  civ.  I,  40 
und  44).  Man  sehe  C.  T.  Zumpt  de  Ugilnu  iudiciisqve  repetvndarum  (Be- 
roL  1845)  p.  28.  Aber  auch  abgesehen  von  dieser  Verwechselung  erkennt 
man,  dass  die  Schicksale  des  älteren  Caepio  wegen  des  ausserordentlichen 
Mangels  an  zusammenhängenden  Geschichtsschreibern  jener  Zeit  dunkel 
genug  sind.  Noch  bemerke  ich,  dass  bei  Liv.  per.  LXÜI  die  Lesart  der 
meisten  Handschriften  und  der  neuesten  Ausgabe  damnaii  bona  pubHcata 
sunt  primi  post  regem  Tarquinium  imperiumque  ei  abrogatum  eine  geschicht- 
liche Unrichtigkeit  enthält  Wir  sind  desshalb  auf  die  Lesart  der  ediHo 
prineeps  zurückgegangen. 

86)  Ueber  das  Ackergesetz  von  Satuminus  haben  wir  ausführlich  ge- 
sprochen in  Commentationum  epigraphicarum  ad  aniiquitaies  RamanoM  per- 
linenthun  vohunen  (Berol.  1850)  p.  222  sq.  und  dabei  auch  den  Process  von 
Q.  Metellus  berührt 

87)  Eine  eigene  Abhandlung  „Ueber  die  Jurisdiction  des  Römischen 
Senates"  hat  H.  E.  Dirksen  in  seinen  civilistischen  Abhandlungen  (Berlir 
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1820,  1.  Bd.)  geschrieben.  Er  geht  alle  Fälle  aus  der  KOnigszeit  nnd  dem 
Freistaate  durch,  in  welchen  der  Senat  die  Gerichtsbarkeit  gehabt  haben 
soll,  unterscheidet  die  einzelnen  Gattungen  von  Verbrechen,  giebt  auch  an, 
wie  eine  allmälige  Einschränkung  der  Befugnisse  des  Senates  eingetreten 
sei.  Seine  Sammlung  ist  sehr  dankenswerth  wegen  der  Zusammenstellung 
alles  hierher  gehörigen  Stoffes ;  aber  sie  konnte  zu  keinem  richtigen  Ergeb- 
nisse führen,  weil  man  zu  jener  Zeit  die  Grundlagen  der  Römischen  Verfeß- 
sung  nicht  erkannt  hatte.  Geib  in  seiner  Geschichte  des  Römischen  Griminal- 
processes  S.  39  flgd.  sah  das  Mangelhafte  in  Dirksens  Darstellung  ein,  konnte 
sich  aber  nicht  entschliessen,  die  Gerichtsbarkeit  des  Senates  ganz  zu  läug- 
nen;  er  schreibt  ihm  über  Römische  Bürger  eine  kleine  selbständige  Ge- 
richtsbarkeit zu  und  fasst  den  Character  derjenigen,  welche  er  über  Nichtboiger 
übte,  nicht  scharf  genug  als  die  Befugniss  einer  Verwaltungsbehörde  auf. 
Richtiger  ist  die  Darstellung  bei  Lange  Römische  Alterthümer  II,  382.  Za 
den  falschen  Ansichten  über  die  Gerichtsbarkeit  des  Senates  scheint  haiq)t- 
sächlich  die  Stellung,  welche  derselbe  später  in  der  Kaiserzeit  einnahm, 
Veranlassung  gegeben  zu  haben. 

88)  Wir  verweisen  über  diese  Thatsache,  welche  wir  zuerst  aufgedeckt 
haben,  auf  unsere  Siudia  Romnna  (Berol.  1859)  p.  89  und  über  den  weite- 
ren Inhalt  der  lex    Vatinia  auf  unsere  Commenialiones  epigraphicae  II,  219. 

89)  Man  halte  dieses  Urtheil  über  die  neueren  Gelehrten  nicht  für  ni 
scharf.    Wer  z.  B.  die  Darstellung  in  Schwegler's  Römischer  Geschichte  IH, 
132  liest,  wird  sich  kaum  des  Eindruckes  erwehren  können,  als  ob  er  die 
moderne  Parteischrift  eines  Advocaten  läse.    Aber  auch  Niebnhr  Römische 
Geschichte  II,  471  geht  in  seinem  Streben,  Alles  besser  wissen  zu  wollen 
als  die  alten  Schriftsteller,  und  den  Patriciem  alles  mögliche  Unrecht  ge- 
gen die  Plebejer  zuzuschreiben,  viel  zu  weit  und  hat  damit  die  Mode  be- 
gonnen, welcher  die  übrigen  Gelehrten  gefolgt  sind.    Als  ob  nicht  unzählige 
Male  in  den  alten  Republiken  Versuche  gemacht  worden  sind,  eine  T3rran- 
nis  zu  gründen,  und  zwar  durch  eben  diejenigen  Mittel,  welche  Sp.  Maelius 
zugeschrieben  werden,   durch   die  Gunst  des  gemeinen  Mannes!    Indessen 
es  ist,  wie  gesagt,  nicht  meine  Absicht  über  die  Schuld  oder  Unschuld  von 
Maelius  ein  eigenes  Urtheil  zu  fällen.    Die  gewöhnliche  Uefoerlieferang  fin- 
det sich  am  Ausfuhrlichsten  dargestellt  bei  Liv.  IV,  14;  eine  etwas  abwei- 
chende Erzählung  bei  Plut  Brut.  1,  Dionys.  Exe.  Escor,  p.  XXXI.    Servi- 
lius  soll  nach  ihr  den  schuldigen  Maelius  nicht  vor  Gericht  gdürdert,  son- 
dern unversehens  mit  dem  Schwerte,  welches  er  verborgen  (Muh  mUt)  hä 
sich  hatte,  getödtet  haben ;  doch  auch  ihr  gilt  Manlius  als  schuldig ,  AJbala 
als  Befreier.    Es  ist  indessen  wohl  möglich ,  dass  sie  nur  aas  dem  Beina- 
men Ahala  entstanden  ist:    die  neueren   Gelehrten  würden  sie   bei  ihrer 
Neigung,  die  Erzählungen  der  Römischen  Geschichte  für  Sagen  xu  erld&ren, 
ohne  Zweifel  verworfen  haben,  wenn  nicht  ihre  andere  Neigung,  eine  Schuld 
oder  Gewaltthat  der  Patricier  aufzufinden,  überwogen  hätte.    Schwerer  a. 
a.  0.  S.  137  sagt,  sie  hätte  die  ältesten  und  glaubwürdigsten  Gewähnmän- 
ner für  sich  und  sei  der  gewöhnlichen  Ueberlieferung  unbedenklich  vono- 
ziehen,  natürlich  ohne  irgend  einen  Beweis.     Diesen  kann  es  dafür  nicfat 
geben. 

90)  Die  Guriatcomitien  (galten   bekanntlich  den  neueren  Getefaften  als 
Versammlung  der  patricischen  Geschlechter,  die  letzteren  aber  werden  als 
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Feinde  von  Manlins  hingestellt:  so  glaubte  man  also,  da  man  eine  Aufhe- 
bung des 'ersten  Gerichtes  und  Einsetzung  eines  zweiten  annahm,  die  Ver- 
urtheilnng  sei  durch  die  Ourien  erfolgt.  Dieser  Meinung  war  Niebuhr  Rö- 
mische Geschichte  11,  684  flgd.  und  die  meisten  der  späteren,  zuletzt  Schwegler 
Römische  Geschichte  III,  290  flgd.  Dagegen  Rein  im  Römischen  Griminal- 
recht  S.  490 'glaubte  an  Tributcomitien  f5r  den  vermeintlichen  zweiten 
Process,  und  ihre  Befugniss,  ein  Gapitalgericht  zu  halten,  erklärte  er  ent- 
weder dadurch,  dass  Manlius'  Handlungsweise  als  eine  Störung  des  gemei- 
nen Friedens  angesehen  wurde  und  deshalb  vor  das  Forum  der  Tribus  ge- 
hörte, oder  dadurch,  dass  die  Tributcomitien  in  diesem  speciellen  Falle 
vom  Senate  den  Auftrag  erhielten,  über  einen  perdueflis  zu  richten.  In  dem  er- 
sten Falle  nimmt  er  eine  Machtvollkommenheit  der  Tribus  an,  welche  nie 
bestanden  hat :  sie  haben  nie  über  die  Störung  des  gemeinen  Friedens  durch 
einen  Patricier  geurtheilt,  wie  wir  ausführlich  bewiesen  haben.  Die  zweite 
Annahme,  der  Senat  habe  sie  für  einen  besondem  Fall  bevollmächtigt,  ist 
ganz  willkührlich.  Weder  hat  der  Senat  jemals  eine  solche  Vollmacht  ge- 
geben oder  geben  können,  noch  wäre  es  gesetzlich,  wenn  er  sie  für  einen 
besonderen  Fall  gegeben  hätte.  Beiden  Ansichten,  sowohl  der  von  Guriat-, 
als  auch  der  von  Tributcomitien,  gemeinsam  ist  überdem  die  Meinung,  dass 
ein  doppelter  Process  gegen  Manlius  stattgefunden  habe  imd  diese  Meinung 
beruht  auf  unbegründeter  Vermuthung. 

91)  Besonders  bemerkenswerth  ist  die  Nachricht  bei  Zon.  VII,  24,  Man- 
lius hätte  nach  der  Königsherrschaft  gestrebt,  sich  die  Gunst  des  grossen 
Haufens  erworben  und  mit  seinen  Leuten  das  Gapitol  besetzt  Darauf 
hätte  Gamillus,  zum  vierten  Male  zum  Dictator  ernannt,  nach  vielen  Bera- 
thungen  im  Senate,  List  angewendet:  ein  Sclave  sei  als  Ueberläufer  zu 
Manlius  gegangen  und  habe  ihn  an  einen  Grt,  wo  ihm  ein  Hinterhalt  ge- 
legt war,  gelockt:  so  sei  er  in  die  Hände  der  Senatspartei  gefallen  und 
vor  Gericht  gestellt  worden.  Diese  Nachricht  weicht  von  der  gewöhnlichen 
ücberlieferung  nur  in  Bezug  auf  dasjenige  ab,  was  dem  Gerichte  vorher- 
ging: sie  wird  von  Schwegler  Römische  Geschichte  III,  298  arg  gemiss- 
braucht  Er  sagt,  Manlius  habe,  wahrscheinlich  in  Folge  des  Todesurtheils 
durch  die  Gurien  die  Fahne  des  Aufruhrs  offen  aufgepflanzt,  Zonaras  ver- 
binde mit  dieser  Erzählung  auf  seltsame  Weise  die  gemeine  Ueberlieferung 
von  dem  später  erfolgten  Process.  Das  heisst  die  Zeugnisse  der  Schrift- 
steller verdrehen.  Von  offenem  Aufruhr  spricht  Zonaras  nicht  Manlius' 
Haus  lag  auf  dem  Gapitol,  er  versammelte  dort  seine  Anhänger  imd  er 
hätte  sich  mit  den  Waffen  vertheidigt  und  das  Gapitol  gehalten,  wenn  er 
gesehen,  dass  der  Senat  gegen  ihp  Gewalt  brauchen  wolle.  Wahrscheinlich 
wollte  er  sich  auch  nicht  vor  Gericht  stellen  und  mehrmals  einkerkern  las- 
sen :  es  kam  darauf  an ,  seine  Gefangennehmung  ohuQ  offenen  Aufruhr  zu 
bewerkstelligen  und  deshalb  geschah  sie  mit  List  Zonaras  giebt  also  eine 
Ergänzung  zu  Livius.  Dieser  erzählt  VI,  20  nur,  die  Tribunen  hätten  Man- 
liud  einen  Termin  vor  dem  Volke  gesetzt  und  ihn  später  hingerichtet;  Zo- 
naras fugt  noch  hinzu,  wie  sie  sich  seiner  Person  bemächtigten.  Von  Ga- 
millus' vierter  Dictatur  wissen  wir  sonst  nichts  und  es  ist  möglich,  dass 
sie  auf  einem  Iirthum  beruht  Aber  dies  steht  durch  Plutarch  Garn.  36  fest, 
dass  es  Gamillus  war,  der  die  Genturiatcomitien  leitete  und  unmittelbar 
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die  Venirtiieilang  aussprach.    Dass  er  gerade  unter  den  sechs  Militairtribo- 
Den  jenes  Jahres  dies  that,  schrieb  man  einer  Dictatur  zu. 

92)  Eine  vorurtheilsfreie  Erörterung  der  von  den  Schriftstellern  ange- 
gebenen Berichte  fehlt  bei  den  neuem  Gelehrten.  Der  einzige  Grund,  wel- 
chen sie  für  die  Guriatcomitien  des  vermeintlichen  zweiten  Processes  anfüh- 
ren, findet  sich  bei  Schwegler  Römische  Geschichte  III,  293:  die  zweiten 
Comitien  würden  nämlich  bei  Livius  condlium  pojmU  genannt,  concilHun 
aber  bezeichne  nach  oonstantem  Sprachgebrauch  immer  nur  eine  Sonder- 
versammlung der  Plebs  oder  der  Patricier:  nie  könne  der  comiiintus  mori- 
mus  ein  eoncilium  genannt  werden.  Diese  Behauptung  ist  nicht  richtig,  sie 
ausführlich  zu  widerlegen  aber  nicht  möglich,  ohne  auf  die  ganze  Hypo- 
these wegen  der  Guriatcomitien  einzugehen.  Für  den  vorliegenden  Fall  ist 
uberdem  Schweglers  Behauptung  ganz  unnütz.  Denn  Livius  erzählt  nicht, 
dass  die  Genturiatcomitien  von  dem  Marsfelde  nach  dem  Poetelinischen 
Haine  verlegt  worden  sind,  sondern  dass  dies  mit  einem  Termine  der  ge- 
richtlichen Untersuchung  geschehen  sei;  diese  Untersuchungstermine  aber 
wurden,  wie  wir  gezeigt,  in  formlosen,  eigentlich  so  genaonten,  conHones  ab- 
gehalten und  dass  sie  ein  condlium  pojmU  genannt  werden  können,  hat  Nie- 
mand jemals  bezweifelt.  Die  Folge  von  Schweglers  Missverständnissen  ist 
dann,  dass  Livius'  Bericht  für  ein  Missverständniss  erklärt  und  eine  Ver- 
muthung  aufgestellt  wird,  welche  mit  jedem  gerichtlichen  Verfahren  bei  den 
Römern  in  vollem  Widerspruche  steht. 

93)  Ich  sage,  es  ist  nicht  sprachgemäss,  Livius'  Worte  cum  cetUuriaiim 
populus  citaretur  so  zu  verstehen,  als  ob  an  jenen  von  ihm  geschilderten 
Terminen  schon  die  Genturiatcomitien  gewesen  wären.  Livius  würde  dann 
cumpopulut  citatus  esset  geschrieben  haben,  ebenso  wie  es  nachher  beisst 
et  reut-avertisset.  In  nicht  abhängiger  Rede  würde  Livius  geschrieben  ha- 
ben centuriaiim  pofmUu  citabatur,  es  wurde  eingeladen,  sich  später  nach 
Genturien  zu  versammeln.  Aber  auch  sachgemäss  ist  eine  solche  Erklärung 
nicht  Denn  Livius  würde  dann  erzählen,  die  Genturien  seien  zur  Abstim- 
mung berufen  worden,  d.  h.  es  habe  jener  Act  der  Volksversammlung  be- 
gonnen, der  mit  dem  Abgeben  der  Stimmen  schloss,  und  nachdem  dies  ge- 
schehen, habe  Manlius  noch  Bitten  an  die  Gapitolinischen  Götter  gerichtet 
und  dadurch  das  Volk  erweicht  Dies  wäre  aber  ein  Voigang,  wie  er  nie 
bei  irgend  einer  Römischen  Volksversammlung  statt  gefunden  hat,  weder 
bei  einem  Gerichte  noch  sonst  bei  einem  Gesetzesvorschlage  oder  einer 
Wahl.  Während  der  Abstimmung  wird  nicht  weiter  verhandelt,  keine  Rede 
weder  für  noch  gegen  zugelassen.  Auch  die  Erzählung  bei  Zonaras  VIL  24 
stimmt  mit  unserer  Darstellung  des  Herganges.  Er  erzählt  zuerst»  wie  Man- 
lius gefEuigen  vor  den  Gerichtshof  gebracht  wurde  und  föhit  dann  fort  6  U 
Tac  xe  dptoretac  xatiXe^e  xal  xo  KamxciiXiov  toTc  Tt  StxdCouot  xat  xotc 
icsptEOxuiatv  £Se{xvu,  aTCOTUtov  Sv  ixei&ev,  xai  x^c  ocuxr^pfac  a6xou  rt  %a\  tüv 
^v  a6x(p  irpocice^euY^xaiv  iroXixSv  dvcfA^fjLvi^oxcv,  (t>;  ivxcüdtv  xoxaxXdfff&ai 
xouc  (ixaoxdc  xa\  uircpx^&ea&at  xt}v  ij^^^ov,  fxi^T  d^ii^za^  fii^xt  xaxaSixdCov- 
xac;  darauf  folgt  der  Bericht  über  die  Verlegung  des  Gerichtes.  Unter  den 
Richtern,  vor  denen  Manlius  hier  seine  Heldenthaten  aufisählte,  kann  man 
unmöglich  die  Genturien  selbst  verstehen.  Denn  erstlich  werden  die  Rich- 
ter und  die  Umherstehenden  unterschieden,  was  auf  die  abstimmenden  Gen- 
turien nicht  passt,  zweitens  sollen  sie  weder  verurtheilt^  noch  freigesprochen. 
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sondern  das  Ürtheil  aufgeschoben  haben  und  das  thaten  die  Centurien  nie- 
mals. Entweder  also  dachte  Zonaras  an  die  Zweimänner,  welche  die  Vor- 
entscheidung fällten:  sie  konnten  ihr  ürtheil  beliebig  aufschieben.  Indes- 
sen diese  Erklärung  ist  nicht  wahrscheinlich.  Denn  in  Horatius'  Processe 
vertraten  die  Zweimänner  bei  gleichen  Verhältnissen  und  gleichem  Schwan- 
ken «wischen  Schuldig  und  Unschuldig  das  strenge  Recht  und  überliessen 
die  Gnade  dem  Volke.  Oder  Zonaras  versteht  unter  den  Richtern  die  an- 
klagenden Volkstribunen,  welche  einen  der  üntersuchungstermine  abhalten 
und  am  Ende  desselben  zu  keiner  Entscheidung  über  ihre  Anklage  kom- 
men, daher  denselben,  wie  es  ihnen  gesetzlich  freisteht,  aufschieben.  An  einen 
doppelten  Process  von  Manlius  und  an  ein  Aufschieben  des  vierten  Termi- 
nes  der  Centuriatcomitien  ist  auch  hier  nicht  zu  denken. 

94)  Im  Poetelinischen  Haine  haben  sich  öfter  die  Centuriatcomitien  ver- 
sammelt: einen  bestimmten  Fall  vom  Jahre  342  v.  Chr.  fuhrt  Livius  VU, 
41  an.  Auch  an  der  Richtigkeit  der  Ueberlieferung,  dass  das  Gericht  über 
Manlius  im  Poetelinischen  Haine  gehalten  worden  sei,  hat  man  gezweifelt, 
deswegen,  weil  man  auch  von  dort  aus  das  Capitol  hätte  erblicken  kön- 
nen. Man  sehe  Schwegler  Römische  Geschichte  HI,  395.  Indessen  es  han- 
delte sich  nicht  um  das  ganze  Capitol,  sondern,  wie  Plutarch  genau  be- 
richtet, um  denjenigen  Theil  desselben,  auf  dem  stehend  Manlius  den  An- 
griff der  Gallier  abgewehrt  hatte;  dieser  Theil  war  von  jenem  Haine  aus 
nicht  zu  sehen. 

95)  üeber  die  Strafe  selbst  ist  die  ueberlieferung  nicht  einig.  Die 
meisten  geben  an,  Manlius  sei  vom  Tarpejischen  Felsen  gestürzt  worden, 
so  Liv.  VI,  20;  Plut  Cam.  36;  Zon.  VH,  24;  Val  Max.  VI,  3,  1;  Dionys. 
Exe.  Ambr.  XIV,  6;  Dio  Cass.  fr.  26,  2;  Varro  bei  Gell.  XVU,  21.  Da- 
gegen Cornelius  ^epos  bei  GeU.  a.  a.  0.  erzählt,  Manlius  sei  zu  Tode 
gepeitscht  worden. 

96)  Man  vergleiche  die  Vorrede  zu  unserer.  Ausgabe  von  Ciceros  Re- 
den de  lege  agraria  (Berol.  1861)  p.  XVII  und  von  der  itro  Murena  (Berol. 

1859)  p.  XVI,  in  welchen  über  die  Behandlung,  welche  einige  andere  con- 
sularische  Reden  Ciceros  bei  ihrer  Ueberarbeitung  erfiEÜiren  haben,  gehan- 
delt wird. 

97)  Niebuhr  in  seiner  Vorrede  zu  den  neu  aufgefundenen,  übrigens 
nicht  bedeutenden  Bruchstüchen  der  Rede  (praef.  p.  60)  hatte  den  Gedan- 
ken, Ciceros  Rede  sei  nicht  in  einem  Perduellionsprocesse  gehalten,  son- 
dern die  Strafe  des  Hochverrathes  sei  wegen  der  ungültigen  Wahl  der  Du- 
mnvim  auf  Betrieb  des  Consuls  vom  Senate  aufgehoben  worden :  es  habe 
sieb  also  nur  utn  eine  Geldstrafe  gehandelt.  Schon  Drumann  in  seiner 
Römischen  Geschichte  IH,  163  urtheilt  richtig,  dass  diese  Ansicht  eigent- 
lich keiner  Widerlegung  bedürfe,  widerlegt  sie  indessen  doch  genügend: 
wir  brauchen  diese  Widerlegung  nicht  zu  wiederholen,  da  sie  in  unserer 
obigen  Beweisführung  enthalten  ist.  Neuerlich  jedoch  hat  Lange  in  seinen 
Römischen  Alterthümem  II,  484  und  508  eine  ähnliche  Meinung  aufgestellt 
Er  behauptet,  zu  einer  Verurtheilung  im  Perduellionsprocesse  sei  es  nicht 
gekommen,  weil  die  Centuriatcomitien  durch  Wegnahme  des  vexillum  ms- 
seum  auf  dem  laniculus  gestört  wurden.  In  Folge  dessen  hätte  Labienus, 
da  die  actio  perduellionis  nicht  wiederholt  werden  durfte,  vor  den  Tribut- 
comitien  gegen  Rabirius  einen  Multprocess  anhängig  gemacht  und  bei  ihm 
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habe  Cicero  die  uns  erhaltene  Rede  gehalten.  Ein  Beweis  för  diese  Mei- 
nung wird  nicht  angeführt,  widerlegt  aber  wird  sie  einmal  durch  das  Zeug- 
niss  von  Dio,  der  berichtet,  es  sei  nach  der  Aufhebung  der  Centoriatoo- 
mitien  kein  neuer  Process  angestellt  worden,  dann  durch  die  von  uns  an- 
geführten Worte  in  Giceros  Rede,  wo  es  heisst,  es  handele  sich  um  das 
Caput  von  Rabirius.  Veranlasst  zur  Annahme  eines  Multproc^sses  wurden 
Niebuhr  und  Lange-  durch  eine  Stelle  in  Giceros  Rede  3,  8.  Br  sjuricht 
dort  von  den  beiläufigen,  nicht  eigentlich  zum  Gegenstande  des  Processes 
gehörigen,  Beschuldigungen  g^en  Rabirius,  auf  welche  er  wegen  Rune 
der  Zeit  bei  seiner  Vertheidigung  nicht  eingehen  wollte,    und  sagt  A'am 

quid  ego  ad  id  long  am  orationem  comparem^  quod  e»t  in  tadem  muUae  ir- 
rogatione  praescriptum  (denn  SO  und  nicht  perscriplutn  muss  es  heisseo), 
hunc  nee  suae  nee  alienae  pudicitiae  pepercisse?  Hier  erwähnt  Cicero 
allerdings  einen  Multprocess,  aber  nicht  denjenigen,  um  welchen  es  sich 
angeblich  bei  Giceros  Rede  handelte,  sondern  „ebendenselben",  den  er 
also  schon  vorher  erwähnt  haben  muss.  Es  ist  wahrscheinlich  der  wegeo 
pecu latus  gegen  C.  Curius  gemeint,  welchen  er  vorher  3,  7  berührt  hatte: 
bei  ihm  war  in  der  Anklageschrift  etwas  auch  gegen  Rabirius  gesagt  und 
dessen  Unkeuschheit  erwähnt  worden.  Wie  ganz  anders  würden  Giceros 
Worte  sein,  wenn  er  mit  der  multae  irrogatio  eben  den  Proceas,  bei  wel- 
chem er  die  Rede  hielt ,  gemeint  hätte ! 

98)  Unsere  Darstellung  von  den  Vorgängen  bei  der  Bestrafung  derCa- 
tilinarischen  Verschworenen  soll  nur  eine  allgemeine  sein :  wir  haben  des- 
halb bei  den  Einzelheiten  derselben,  auf  welche  es  hier  nicht  ankommt, 
die  Beweisstellen  nicht  hinzugefugt  und  verweisen  auf  Drumanns  Römische 
Geschichte  V,  482flgd. 

99)  Man  sehe  hierüber  unsere  Studia  Romana  p.  57  flgd.,  wo  wir  nach, 
gewiesen  haben,  dass  die  Berichte,  welche  uns  über  diesen  Punkt  erhal- 
ten sind ,  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprechen :  bisher  nahm  man  einen 
Irrthum  in  denselben  an. 

100)  Ich  führe   hier  nur   die  Ansichten  der  neuesten  Gelehrten  an. 
Becker  in  seinem  Handbuch  der  Römischen  Alterthümer  II,  2,  180  spricht 
sich  etwas  schwankend  aus.    Er  sagt,  durch  jene  Vollmacht  sei  die  Die- 
tatur  ersetzt  worden;  aber  es  sei  ein  Unterschied  gewesen  zwiscfaeo  der 
altem  und  der  späteren  Zeit:  Livius  HI,  4  und  VI,  19  verstehe  die  Voll- 
macht offenbar  im  Sinne  der  spätem  Zeit,  es  wäre  damals,  wo  die  Dicta- 
tur  gewöhnlich  war,  einfacher  gewesen,  einen  Dictator  zu  ernennen.    Spä- 
ter sei   allerdings  den  Gonsuln  dadurch   dictatorische  Gewalt   übertragen 
worden.    Becker  giebt  also  so  gut  wie  gar  keine  Erklärung.  Lange  in  den 
Römischen  Alterthümern  I,  527  sagt,  durch  jenen  Senatsbeschluss  s^  die 
Consulargewalt  thatsächlich    zu   dictatorischer  Gewalt   gesteigert  worden. 
Ein  formelles  Recht  dazu  hätte  der  Senat  nicht  besessen  und  formell  be- 
trachtet hätten  die  Consuli^  ungesetzlich  gehandelt,  wenn  sie  auf  Grund 
des  Senatsbeschlusses  das  Recht  über  Leben  und  Tod  gegen  Burger  ohne 
Urtheilsspmch  anwendeten.    Damach   also  hätten  die  Consub  durch  den 
Senat  das  Recht,   Unrecht  zu  thun,  erhalten.    W.  Rein  in  Panlys  Realen- 
cyclopädie  U,  624  (Stuttgart  1862)  bemerkt  ganz  kurz,  tribunicische  Inter- 
cession,  Provocation  und  Abhängigkeit  vom   Senate  sei  durch  jene  Voll- 
macht aufgehoben  worden. 
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101)  Es  ist  ein  Irrthum,  wenn  Dmmann  in  seiner  Römischen  Ge- 
schichte V,  530  behauptet ,  Caesar  hätte  für  die  Catilinarischen  Verschwo- 
renen Provocation  an  das  Volk  verlangt.  Das  hat  er  nicht  gethan  und 
Sueton  Oaes.  14,  welche  Stelle  als  Beweis  dafür  angeführt  wiid,  erzählt 
davon  nichts. 

102)  Unsere  Ansicht,  dass  Cicero  bei  der  Hinrichtung  der  Verschwo- 
renen kein  Gesetz  verletzt  hat,  weicht  von  der  bei  den  Gelehrten  herr- 
schenden ab.  Drumann  in  seiner  Römischen  Geschichte  V,  553  stellt 
lange  Betrachtungen  über  Ciceros  Verfahren  an  und  missbilligt  dasselbe 
sehr,  legt  ihm  auch  selbstsüchtige  Absichten  unter.  Aber  er  kommt  zu 
keinem  bestimmten  Ergebnisse,  kennt  auch  die  Römischen  Staatsverhfilt- 
nisse  so  wenig,  dass  er,  in  allgemeinen  Reden  be&ngen,  kein  eigentliches 
Urtheil  f&lli  C.  G.  Zumpt  in  seiner  Abhandlung  über  die  persönliche  Frei- 
heit des  Römischen  Bürgers  (Darmstadt  1846)  erkennt  ganz  richtig,  dass 
die  Vernrtheilung  der  Catilinarier  erfolgte,  weil  sie  geständig  und  auf  der 
That  ertappt  waren,  nimmt  aber  eine  Verletzung  des  Sempronischen  Ge- 
setzes durch  Cicero  an. 

103)  Jenes  ist  die  Meinung  von  Manutius,  dieses  die  von  Fr.  Hofimaan 
in  einem  gründlichen  Aufisatze:  Zur  Lebensgeschichte  des  Cicero  im  Philologus 
XIII,  645  flgd.  In  diesem  Aufsatze  wird  ein  Irrthum  Drumanns  Römische  Ge- 
schichte II,  257  in  Betreff  der  Verbannung  Ciceros  berichtigt  und  bewie- 
sen, dass  die  Abreise  in  die  Verbannung  unmittelbar  vor  die  Annahme  des 
Clodischen  Provocationsgesetzes  fäUt:  darnach  wird  die  Zeit  der  Verban- 
nung und  der  Reise  in  dieselbe  richtiger  als  es  bisher  geschehen  ist,  be- 
stimmt In  dieser  Untersuchung  S.  653  bespricht  Hofmann  auch  die  Stelle 
von  Cicero  ad  Att  HI,  4  ante  diem  rogationis  und  legt  ihr  den  oben  an- 
gegebenen Sinn  unter.  Seine  Gründe  erscheinen  indessen  nicht  beweisend. 
Er  stutzt  sich  erstens  auf  die  Worte  des  Clodischen  Gesetzes  ut  M.  Tullio 
aqua  et  igm  interdictum  sit:  in  solchen  Fällen,  sagt  er,  brauchte  ein  Ter- 
min, von  welchem  an  das  Urtheil  rechtskräftig  sein  sollte,  nicht  bestimmt 
zu  werden.  Allerdings  war  ein  solcher  Termin  nicht  nöthig;  denn  das 
Gesetz  war  gültig  mit  dem  Augenblicke,  wo  es  angenommen  war;  aber  wohl 
konnte  ein  anderer  Termin  in  demselben  angegeben  werden,  nämlich  der, 
bis  wohin  die  dem  Angeklagten  zur  Rückkehr  gewährte  Frist  ginge  und 
von  wo  die  Aechtung  als  geschehen  gelten  sollte.  Zweitens  bemerkt  Hof- 
mann, wenn  in  dem  Gesetze  ein  solcher  Termin  bestimmt  gewesen  wäre, 
so  hätte  er  billigerweise  so  weit  hinausgesteckt  sein  müssen,  dass  Cicero 
vom  Tage  der  Annahme  des  Gesetzes  bis  zu  dem  Termine  bequem  ans 
dem  verbotenen  Bereiche  herauskommen  konnte.  Diese  Aengstlichkeit  für 
das  Wohl  des  Angeklagten  brauchte  das  Gesetz  nicht  zu  haben,  der  Ter- 
min musste  vielmehr  so  sein ,  dass  Cicero  sich  innerhalb  desselben  in  Rom 
stellen  konnte.  Dadurch  werden  die  Bestimmungen  über  die  Reise  Ciceros 
etwas  verändert 

104^  Es  ergiebt  sich  dies  daraus,  dass  als  Cicero  in  der  Nacht  vor 
der  Annahme  desselben  Rom  verliess,  Caesar  noch  vor  den  Thoren  Roms 
war  (Cic  p.  Sest  18;  de  har.  resp.  22;  Plut  Caes.  14;  DioCass.XXXVni, 
17).  Caesar  aber  machte  die  Reise  nach  Gallien  in  acht  Tagen  (Plut 
Caes.  17)  und  langte  in  Genf  kurz  vor  dem  28.  März  an  (Caes.  bell.  GelL 
I,  Q.    Vergl.  Hofmann  a.  a.  0.  S.  656. 
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105)  .Dramann  a.  a.  0.  S.  257  nimmt  an,  die  Verbesserung  des  Ge- 
setzes habe  eine  Milderung  der  Strafe  zur  Folge  gehabt:  sie  sei  durch  Cae- 
sars Vermittelung,  der  Cicero  hätte  schonen  wollen,  voigenommen  worden. 
Er  rechnet  die  Entfernung  der  Meilen  von  Rom,  erklärt  aber  die  Worte 
Plutarchs  nicht  richtig,  wenn  er  behauptet,  derselbe  rechne  die  Entfer- 
nung von  Italien.  Das  liegt  in  Plutarchs  Worten  ivxoc  (juX^mv  ncvraxooCaiv 
'haX^ac  nicht  Hofinann  a.  a.  0.  S.  650  rechnet  die  Entfernung  nicht  von 
Rom,  sondern  von  Italien,  was  eine  für  die  Römer  unmögliche  Rechnung 
war.  Denn  da  Italien  grösstentheils  von  der  See  umgeben  ist,  wer  konnte 
damals  die  Entfernung  zur  See  berechnen?  wer  hat  sie  jemals  nach  Mil- 
lien  berechnet?  Ueberdem  streitet  dies  mit  der  ausdrücklichen  üeberlie- 
rung.  Aber  eine  Verschärfung  der  Strafe  erkennt  auch  Hofmann  in  der 
Gesetzesänderung:  anfönglich  sei  Cicero  nur  das  Römische  Gebiet  oder 
Italien  verboten,  später  eine  bestimmte  Entfernung  von  Italien  geboten 
worden.  Nach  unserer  Auseinandersetzung  wird  kaum  ein  Zweifel  bleiben. 
Wir  bemerken  nur  noch,  dass  bei  Cic.  ad  Att  in,  4  iUo  cum  pervemre 
non  Uceai  unter  illo  zu  verstehen  ist  in  Siciliam :  der  Ausdruck  ist  für  uns 
etwas  dunkel,  weil  uns  die  entsprechenden  Briefe  von  Atticus  fehlen.  Eine 
ganz  verfehlte  Deutung  und  Verbesserung  der  Stelle  von  Plutarch  Cic  32 
lese  ich  so  eben  im  Rheinischen  Museum  1865  S.  693. 

106)  Man  sehe  die  Darstellung  in  Drumanns  Römischer  Geschichte  II, 
268flgd.  Auf  die  Einzelheiten  gehen  wir  nicht  weiter  ein,  da  dieselben 
nur  politisches,  nicht  juristisches  Interesse  haben. 


Druok  Ton  J.  F.  Stareke  in  B«rlla. 


